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Heinrich  Gottfried  Gengier 

wurde  am  25.  Juli  1817  als  Sohn  des  Königliclien  Rent- 
beamten Heimich  Gengler  und  seiner  Ehefrau  Josepha,  ge- 
borenen Pisani  aus  ßothenkirehen,  in  Bamberg  geboren.  Dort 
empfing  er  den  Sehuluntemcht  und  afcsolvirte  im  Jahre  1835 
das  Gymnasium.  Er  bezog  zunächst  die  Universität  Würz- 
burg xsnd  widmete,  den  bestehenden  Vorschiiften  gemäfs, 
die  zwei  ersten  Semester  dem  Studium  der  allgemeinen 
Wissenschaften.  JS^ach  bestandener  philosophischer  Endprü- 
fung trat  er  zum  Fachstudium  der  Rechtswissenschaft  über 
und  horte  u.  A.  Pandekten  bei  von  der  Pfordten  und  deut- 
sches Privatrecht  bei  Ringelmann.  Hierauf  bezog  er  die  Uni- 
versität Heidelberg,  wo  er  zu  den  Füssen  Thibauta,  Mitter- 
,  Rosshirts,  Zopfls  und  Zachariäs  sa-m.  Nach  Würz- 
g  zurückgekehrt,  hörte  er  noch  u.  A.  bei  Albrecht  und 
itand  im  Oktober  1839  das  theoretische  Examen  so  vor- 
aüglicb,  dass  er  „dem  Ministerium  empfohlen'*  wurde.  Von 
allen  seinen  Lehrern  hat  wohl  Mitcermaier  den  nachhaltig- 
sten Einflusä  auf  ihn  ausgeübt.  Bei  ihm  hatte  er  deutsches 
Privatrecht,  Strafrecht,  Strafprozess  und  Tertheidigungskunst 
gehört.  Mit  besonderer  Freude  pflegte  Gengier  von  letzte- 
rem Colleg  zu  erzählen,  in  welchem  Mittermaier  vor  «-inem 
Geschworenengericht  einen  Strafprozess  in  allen  seinen  Pha- 
sen abspielen  Hess,  "Von  Mittermaiers  sonstigen  Vorlesungen 
berichtete  Gengler,  dass  sie  zwar  recht  interessant  gewe.sen, 
aber  wegen  der  Fülle  der  herangezogenen  Fälle,  die  stets 
in  gröester  Breite  erzählt  wurden,  niemals  zu  Ende  geführt 
worden  seien.  Jedenfalls  war  der  Eindruck  der  Vorlesungen 
dieses  damals  führenden  Geistes  der  deutschen  Strafrechts- 
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wisaenscliaft  so  bedeutend,  dass  in  Gengier,  als  er  in  Bam- 
berg der  juristischen  Yorbereitungspraxis  oblag,  der  Ent- 
schluss  reifte,  sich  für  Stxafrecht  und  vStrafprozess  zu  habili- 
tiren.  Er  erwarb  zunächst  auf  Grund  einer  lateinisch  ge- 
schriebenen Dissertation  „De  Minerva  dea,  eiusque  apud 
Romanos  cultu  commentatio"  in  Giessen  in  absentia  den 
philosophischen  Doktor-Grad,  und  sodann  an  der  Universität 
Erlangen  am  J  8.  August  1841  die  juristische  Doktor -Würde, 
und  zwar  ebenfalls  in  absentia.  Abgesehen  von  der  beson- 
deren Tüchtigkeit  der  Dissertation  und  den  bereits  bestan- 
denen Prüfungen  wurde  diese  Abweichung  von  der  Regel 
mit  der  bescheidenen,  ja  „fast  furchtsamen"  Natur  des  Kandi- 
daten gerechtfertigt.  Die  Dissertation  „Das  Verbrechen  der 
Vergiftung  nach  gemeinem  deutschen  Strafrecht"  ging  aller- 
dings nach  Umfang  und  Inhalt  weit  über  das  gewöhnliche 
Mafs  hinaus,  zählte  sie  doch  im  Drucke  über  500  Seiten. 
Unmittelbar  darauf  stellte  Gengier  den  Antrag  um  Zulassung 
zur  Habilitation.  Die  Fakultät  musste  jedoch  zuerst  die  Ab- 
solvirung  der  zweiten  Staatsprüfung  verlangen.  Dieser  unter- 
zog sich  Gengier  im  Jahre  1842  mit  solchem  Erfolge,  dass 
er  in  sämmtlichen  Fächern  die  erste  Note  erhielt  und  damit 
der  Erste  seiner  Concurs-Reihe  wurde.  Lediglich  im  „Schön- 
schreiben" wollte  man  ihm  anfänglich  nur  die  zweite  Note 
zuerkennen  —  ihm,  der  bis  zu  seinen  allerletzten  Tagen  eine 
auffallend  leserliche,  ja  schön  zu  nennende,  wenn  auch  zier- 
liche Handschrift  schrieb. 

Der  Habilitation  stellten  sich  noch  mancherlei  Hinder- 
nisse entgegen.  Eine  kurze  Schilderung  derselben  möge 
hier,  als  ein  kleiner  Beitrag  zur  deutschen  Universitäts-  und 
Gelehrten -Geschichte,  gestattet  sein.  Schon  der  Dekan 
Schmidtlein  hatte  dem  Bewerber  bedeutet,  dass  die  Habili- 
tation für  Strafrecht  ziemlich  aussichtslos  sei  und  ihn  auf 
deutsches  Privatrecht  hingewiesen,  was  Genglers  Neigungen 
durchaus  nicht  entsprach.  Ein  Besuch  bei  dem  nächsten 
Dekan,  Eduard  Feuorbach,  einem  Sohne  des  Kriminalisten, 
verlief  noch    weniger   ermuthigend.      Der   Dekan    Hess    den 
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Kandidaten  überhaupt  nicht  zur  Thüre  herein,  sondern  fer- 
tigte ihn  zwischen  Tliür  und  Angel  mit  dem  kurzen  Bemerken 
ab.  dass  er  ja  schon  wisse,  was  der  Kandidat  wolle  und  ihm 
auch  schon  alles  Nöthige  geschrieben  habe.  Mit  der  ihm 
eigenen  Beharrlichkeit  in  der  Verfolgung  eines  einmal  für 
richtig  erkannten  "Weges  reichte  Gengier  trotzdem  unmittel- 
bar darauf  sein  Habilitarionsgeeuch.  zugleich  mit  einer  Schrift 
,,De  Morgengaba^  bei  der  Fakultät  ein. 

Es  entstand  jetzt  eine  neue  Schwierigkeit.  Wegen  ihres 
ausgesprochen  positiven  Inhalts  erwies  sich  die  Disser- 
tation nicht  recht  als  geeignet,  den  Gegenstand  der  vorge- 
schriebenen Disputation  zu  bilden.  Gengier  erklärte  sich 
auf  Mittheilung  hin  sofort  bereit,  eine  Reihe  von  krimina- 
listischen Thesen  aufzustellen  und  reichte  solche  auch  sofort 
ein.  Die  Fakultät  lehnte  dieselben  jedoch  ab,  da  Thesen, 
die  sich  nicht  auf  den  Inhalt  der  Abhandlung  bezögen,  bei 
dor  disputatio  pro  facultate  docendi  unzulässig  seien ,  be- 
gnügte sich  mit  den  eingereichten  Thesen  über  die  Morgen- 
gabe, legte  aber  dafür  dem  Kanditaten  auf,  für  die  Stellung 
von  Opponenten  selbst  Sorge  zu  tragen.  Die  Disputation 
fand  am  19.  August  1843  in  lateinischer  Sprache  statt  imd 
an  dem  Nachmittage  desselben  Tages  hielt  Gengier  seine 
Probevorlesung  über  ein  drei  Tage  vorher  mitgetheiltes 
prozessuales  Thema.  So  war  er  denn  für  die  kriminalisti- 
schen Fächer  habilitirt  imd  begaim  im  Winter  1843  44  seine 
Lehrthätigkeit.  Gelesen  hat  er  aber  über  Strafrecht  fast 
gar  nicht,  ausser  wiederholt  ein  Colleg  über  Yertheidiguugs- 
kunst  im  Strafprozess.  welches  ihm  gleich  seinem  Lehrer 
Mittermaier  besonders  ans  Herz  gewachsen  war,  —  bildete 
d«)ch  auch  der  neue  Pitaval  bis  zu  seinem  Tode  neben  den 
deutschen  Klassikern  seine  Lieblingslektüre,  —  die  Fakul- 
tätsverhältnisse brachten  es  mit  sich,  dass  er  und  zwar  wohl 
zunächst  gegen  seinen  AVillen  zu  derjenigen  Rechtsdisciplin 
hingeführt  wurde,  zu  welcher  ihn  seine  Anlagen,  seine  histo- 
rischen und  philologischen  Kenntnisse  ganz  besonders  quali- 
fizirten:    zum    deutschen   Recht'       Schon   neben  Feuerbach 
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musste  er  deutschrechtliche  Vorträge  halten.  Nach  Feuer- 
bachs Tode  wurde  Laspeyres  berufen,  der  aber  sehr  bald 
als  Oberappellationsgerichtsrath  nach  Lübeck  ging.  Wäh- 
rend der  Vakanz  vertrat  Gengier  das  Lehrfach  allein.  Im 
Jahre  1847  wurde  Gerber  als  Ordinarius  berufen  und  Gengier 
am  20.  Mai  1847  2um  unbesoldeten  Extraordinarius  befördert. 
Ersterer  hat  mit  seinem  jüngeren  Collegen  stets  in  bestem 
Einvernehmen  gelebt.  Erst  vom  2.  März  1850  ab  erhielt 
Gengier,  der  sich  schon  als  Privatdozent,  am  18.  Februar  1844, 
und  zwar  mit  Katharina  Adler  aus  Bamberg  vermählt  ge- 
habt hatte,  ein  Gehalt  von  jährlich  525  Gulden  und  einem 
„normamäfsig"  zu  vergütenden  Naturalbezug  von  2  Scheffel 
Weizen  und  5  Scheffel  Korn.  Beide  Beförderungen  erfolgten 
auf  unmittelbar  an  den  König  gerichtete  Gesuche  des  Be- 
werbers, 

Nach  Gerbers  Fortgange  wurde  er  am  18.  Oktober  1851 
zum  ordenthchen  Professor  mit  1000  Gulden  Gehalt  ernannt. 
Die  Universität  Erlang«3n  hat  er  nie  verlassen;  er  war  die 
lebende  Chronik  derselben.  Am  6.  Mai  1 900  erzählte  er  mir, 
dass  er  bereits  130  ordentliche  Professoren  an  sich  habe  vor- 
überziehen sehen.  Seinem  Lehrberufe  kam  Genglcr  mit  uner- 
müdlicher Pflichttreue  nach.  Gelesen  hat  er  über  alle  Theile 
des  deutschen  Rechts,  sowie  des  bayerischen  Partikularrechta, 
ferner  Handels-  und  Wechsel-Recht,  auch  französisches  Recht, 
Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Vertheidigungskunst  im  Straf- 
prozess.  Wer  Qcngler  beobachtet  hat,  wie  er  noch  als 
Siebenzigjähriger  mit  jugendlicher  Elastizität  in  stets  tadel- 
losem schwarzen  Anzuj^c  und  Cylinder  dem  Colleg  zueilte, 
wer  in  dieses  jugendfrische,  vom  Silberhaar  umrahmte  Gesicht 
mit  seinen  milden,  gütigen  Augen  geblickt  und  die  ausser- 
gowöhnliche  geistige  Regsamkeit  des  Greises  bewundert  hat, 
der  wird  verstehen  können,  welcher  Beliebtheit  als  Lehrer 
Gengier  sich  seine  ganze  akademische  Laufbahn  hindurch 
erfreuen  durfte. 

Wie  er  das  Verhältniss  zu  seinen  Zuhörern  auffasste, 
möge  ein  kleiner  Zug  illustriren.     Im  Jahre  1854  hatte  er 
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zum  Zwecke  des  Eintrittes  in  den  Senat  eine  lateinische 
Rede  über  den  Einfluss  des  Christenthums  auf  das  alt- 
germanische Eechtsleben  gehalten.  Er  hess  davon  eine 
deutsche  Uebersetzung  drucken,  wie  es  in  der  Vorrede 
heisst  „zunächst  für  meine  Herren  Zuhörer  in  den  Yor- 
lesungen  über  deutsche  Rechtsgeschichte,  welchen  ich  auch 
hierdurch  gerne  einen  Beweis  meiner  Anerkennung  ihres 
ausharrenden  Fleisses  —  meiner  Hochachtung  geben  möchte". 

Nach-  50  jähriger  Lehrthätigkeit  liess  er  sich  im  Novem- 
ber 1S93  von  der  Verpflichtung,  Vorlesungen  zu  halten,  ent- 
binden, blieb  aber  im  Verbände  der  Universität  und  leistete 
der  Fakultät  in  anderen  Angelegenheiten  die  schätzbarsten 
Dienste.  Eine  Reihe  von  Jubiläen  brachten  ihm  Ehrungen 
der  verschiedensten  Art;  u.  A.  -svurde  ihm  im  Jahre  1893 
mit  Ueberspringung  verschiedener,  sonst  üblicher  Auszeich- 
nungen, der  Titel  eines  „Geheimen  Raths"  verliehen.  Die 
philosophische  Fakultät  zu  Erlangen  ernannte  ihn  1897  zu 
ihrem  Ehrendoktor.  Auch  war  es  ihm  vergönnt,  im  Jahre  1894 
im  Kreise  seiner  ihn  vergötternden  Familie  —  es  lebten  da- 
mals von  den  ihm  geborenen  fünf  Kindern  noch  drei  —  das 
Fest  der  goldenen  Hochzeit  zu  feiern.  Am  18.  Februar  1896, 
am  Hochzeitstage,  wurde  ihm  jedoch  die  treue  Lebensge- 
fährtin entrissen. 

Ein  körperliches  Leiden  hemmte  zwar  in  den  letzten 
Jahren  seine  Beweglichkeit  nach  Aussen  hin,  vermochte  je- 
doch seine  Arbeitskraft  nur  wenig  zu  beeinflussen.  Uner- 
müdlich von  Morgens  bis  Abends  sass  der  Achtzigjährige  an 
dem  grossen,  abschliessenden  Werke  seines  wissenschaftlichen 
Lebens,  den  Stadtrechten;  seine  Vollendung  wollte  er  imter 
allen  Umständen  noch  erzwingen.  In  bewunderungswürdiger 
Weise  hat  er  dieses  Ziel  auch  erreicht.  Das  Manuskript 
liegt  bis  auf  Kleinigkeiten  druckfertig  vor.  Noch  in  den 
Fieberphantasieen  der  letzten  Lebenstage  ertheilte  er  An- 
weisungen über  Vollendung  imd  Verbesserungen. 

Wie  ungeschwächt  seine  Lebenskraft  und  seine  Ar- 
beitefreudigkeit  waren,    beweist    auch    der   Umstand,    dass 
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er  noch  im  Jahre  1901  für  die  Festschrift  der  juristi- 
schen Fakultät  zum  80.  Geburtstage  des  Prinzregenten 
einen  gelehrten  Beitrag  über  die  deutschen  Städte  -  Privi- 
legien zur  Verfügung  stellte.  Ein  glänzendes  Zeichen 
der  Pflichttreue  ihres  Seniors  bewahrt  die  Juristen fakul tat 
in  einem  eigenhändigen  Schreiben  an  den  Dekan  vom 
18.  Oktober  1901,  in  welchem  der  soeben  von  einem 
schweren  Krankheitsanfalle  Genesene  in  der  rührendsten 
Weise  um  die  Entbindung  von  einem  Fakultäts-Geschäft  auf 
J4  Tage  bat.  Schon  am  29.  November  schloss  der  Uner- 
müdliche, Gute,  in  einem  Alter  von  84  Jahren  und  4  Monaten 
die  Augen.  — 

Es  war  dem  Verewigten  vergönnt,  die  ganze  politische 
Entwickelung  des  Vaterlandes  zu  durchleben,  von  dem  Früh- 
lingswehen nationaler  Begeisterung  durch  die  traurigen  Zeiten 
des  deutschen  Bundes  hindurch  bis  zur  Vollendung  der  natio- 
nalen Einigung.  Obwohl  ein  überzeugter  Anhänger  des 
deutschen  Gedankens,  ist  Gengier  doch  politisch  niemals 
hervorgetreten.  Ebenso  durchlebte  er  alle  Phasen  unserer 
modernen  Rechtsentwickelung,  von  der  Zeit,  die  keinen  Be- 
ruf für  die  Gesetzgebung  hatte,  von  den  Anfängen  deutscher 
Einheitsgesetzgebung,  der  AVechsel-Ordnung,  dem  Handels- 
gesetzbuch [im  Jahre  1844  hatte  er  ,.genieincs  deutsclies 
und  bayerisches  Handelsrecht"  gelesen],  voji  den  partikular- 
rechtlichen Codifikationen  und  Codifikationsbestrebungen  {im 
Jahre  1846  kündigte  er  die  Vollendung  des  bayerischen 
Civilgesetzbuches  als  unmittelbar  .  bevorstehend  an]  ^—  bis 
zur  Vollendung  der  deutschen  Rechtseinheit  —  diese  ganze, 
grosse  Entwickelung  durfte  er  durchleben,  und  mit  vollstem 
Verständniss  imd  persönlichem  Antheil.  üenn  auch  mit  den 
neuesten  Codifikationen  hatte  er  sich  durch  unermüdliches 
Studium  eingehend  vertraut  gemacht;  durch  emsige  Lektüre 
suchte  er  sich  auch  hier  auf  der  11  (»ho  der  Wissenschaft  zu 
erhalten.  Seine  Geisteskraft  war  allerdings  auch  bis  zu  den 
allerletzten  Tagen  eine  völlig  ungeschwächte.  Einer  so  be- 
gnadeten  liebenszeir    und    einer    so    bewunderungswiu'digen 
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Arbeitskraft  und  Arbeitslust  entspricht  auch  das  ausserge- 
wöhuliehe  Mafs  litterarischer  Verdienste.  Ich  kann  die- 
selben bei  dem  mir  zur  Yerfügung  stehenden  Raum  leider 
nur  ganz  knapp  würdigen.  In  der  ersten  Zeit  läuft  —  ab- 
gesehen von  den  oben  erwähnten  Dissertationen  —  seine 
litterarische  Produktion  parallel  zur  Lehrthätigkeit.  Letztere 
zu  unterstützen  schrieb  Gengier  einen  Grundriss  zu  Tor- 
lesungen über  deutsche  Rechtsgeschichte  (Erlangen  1S5Ö), 
eine  Quellengescliichte  und  System  des  in  Bayern  geltenden 
Privatrechts  I.  (Erlangen  1S46),  ein  ^Lehrbuch  des  deutschen 
Privatrechts",  und  ^Deutsches  Privatrecht  in  seinen  Grund- 
zügen/  (4.  Aufl.  1892).  Die  Yerlockiuig  liegt  nahe,  zwischen 
diesem  Lehrbuch  imd  dem  Lehrbuch  seines  Amtsvorgängers 
Gerber  einen  Vergleich  zu  ziehen.  Seiner  ganzen  Natur 
nach  legte  Gengier  nicht  den  Schwerpunkt  auf  die  scharfen, 
juristischen  Construktionen  und  Begriffsgestaltungen  —  wer 
sein  Lehrbuch  aufmerksam  studirt,  wird  übrigens  auch  den 
koustruktionellen  Partieen  seine  Achtung  nicht  versagen 
können  —  sondern  vielmehr  auf  eine  klare,  lichtvolle,  über- 
sichtliche Zusammenfassung  des  positiven  Rechtsstoffes. 
Wegen  der  Reichhaltigkeit  des  Materials,  der  absoluten  Zu- 
verlässigkeit seiner  Resultate  beansprucht  sein  Lehrbuch 
einen  Ehrenplatz  in  der  germanistischen  '"Wissenschaft  und 
wird  als  ein  vortreffliches  Rüstzeug  derselben  noch  viele 
Jahre  dienen  können.  Genglers  Stärke  lag  auf  dem  rechte- 
historischen Gebiete. 

,Drum  grabet  nur  und  wenn  auf  100  Claftern, 
Es  mu.ss  zu  Tag.  das  ächte  deutsche  Recht." 

Dieses  Wort  des  Dichters  hat  Gengier  nicht  umsonst  einmal 
als  Leitwort  gewäJilt.  Diesen  seinen  Neigimgen  kamen  sein 
imennüdlicher  Fleiss  imd  seine  philologischen  Kenntnisse 
helfend  entgegen.  In  diesen  Rahmen  gehören  seine  mit 
vortrefflichen  Glossarien  versehenen  Ausgaben  des  Schwaben- 
spiegels, seine  „Germanischen  Rechtsdenkmäler"  2  Vol.  1875, 
sowie  seine  Lesestücke  aus  der  Lex  Bajuwariorum  (Erlangen 
IS59).    Hierhin  gehören  weiter  neben  einer  Reihe  von  Zeit- 
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schriftaufsätzen  und  kleineren  Abhandlungen,  wie  z.B.  Aeneas 
Sylvius  in  seiner  Bedeutung  fiir  die  deutsche  ßechtsgeschichte 
(1860),  Das  Hofrecht  des  Bischofs  Burchard  von  Worms 
(1859),  De  Codice  saeculi  XV,  Erlangensi  inedito  (1854), 
Ein  Blick  auf  das  Rechtsleben  Bayerns  unter  Herzog  Otto  I. 
(1880),  — seine  vier  Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  B»yems 
(Erlangen  "Leipzig  1889.  1891,  1892.   1899). 

Endlich  hatte  Geagler  in  der  Erforschung  eines  Spezial- 
gebietes seine  Haupt -Lebensaufgabe  gefunden:  desjenigen 
der  Stadtrechte.  Hier  konnte  sich  seine  wissenschaftliche 
Eigenart,  die  ganze  historische,  philologische  und  juristische 
Subtilität  so  recht  entfalten.  Welch'  eine  Fülle  entsagungs- 
voller Arbeit,  welch'  ein  Mafs  mühseligster  Detailforschung 
steckt  nicht  in  seinem  Codex  iuris  municipalis  Germanici 
(1863),  den  deutschen  Stadtrechten  des  Mittelaltei-s  (1852, 
2.  Aufl.  1866),  den  deutschen  Stadtreehtsalterthümern  (1882). 
Und  das  Hauptwerk  seines  Lebens  harrt  noch  der  Druck- 
legung. 

Fürwahr,  die  Selbstprophezeiung  in  der  Yorrede  seines 
ersten  Buches  ist  in  schönstem  Mafse  in  Erfüllung  gegangen, 
die  da  lautete :  „Diese  wenigen  Worte  werden  genügen,  mich 
gegen  den  Einwurf  zu  schützen,  als  hätte  ich  den  ersten 
Schritt  im  Bereiche  litterarischer  Forschung  mehr  mit  toll- 
kühnem Muthe,  denn  mit  männlichem  Selbstvertrauen  imd 
aus  wahrer  Liebe  zur  Wissenschaft  des  Strafrechts  gethan, 
welche  —  längst  angefacht  durch  die  begeisternden  Worte 
meiner  grossen  Lehrer  Mittermaier  und  Rosshirt  —  nie  er- 
löschen und  sofern  kein  ungünstig  Gestirn  die  Hoffnung  der 
Zukunft  vernichtet,  gewiss  einst  reifere  Früchte  als  besseren 
Beweis  unbegrenzter  Dankbarkeit  gegen  jene  verehrten 
Männer  dem  Publikum  bieten  wird."  Die  Dankbarkeit,  die 
Treue  und  die  Bescheidenheit,  welche  aus  diesen  Worten 
uns  entgegensprechen,  sind  auch  der  Grundzug  seines  Wesens 
geblieben.  Seine  Bescheidenheit  hatte  bisweilen  etwas  ge- 
radezu Rührendes ;  80  verfehlte  er  z.B.  nie,  wenn  ein  neuer 
College    ihm    seinen    Antrittsbesuch    machte,    „sich    seinem 
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Wohlwollen  zu  empfehlen",  auch  wenn  es  der  jüngste  Privat- 
dozent war.  Diese  Selbstlosigkeit,  dieses  Zurückdräugen  der 
eigenen  Persönlichkeit  ist  in  näheren  Kreisen  nicht  immer 
richtig  gewürdigt,  bisweilen  sogar  direkt  missverstanden 
worden.  Wer  aber  ihm  näher  trat  und  seine  edle  Gesinnung, 
seine  echte  Keligiosität  (Gengier  war  Altkatholik),  sein  wahr- 
haft kindliches  Gemüth  kennen  und  verstehen  lernte,  der 
fühlte  sich  beglückt  von  dem  Widerscheine  dieser  reinen 
Seele  —  wie  er  andererseits  die  grosse  Fülle  des  positiven 
Wissens  und  seine  bei  aller  Weichheit  des  Gemüths  doch 
bisweilen  überraschend  scharfe  Beurtheilung  von  Personen 
und  Gegenstanden  bewundem  musste.  Gengier  hat  sich  in 
der  Stiftung  seiner  wohl  einzig  dastehenden  Sammlung  der 
auf  die  deutscheu  Städte  bezüglichen  Litteratur  an  die 
Erlanger  Universität  ein  dauerndes  Denkmal"  gesetzt.  Für 
seine  zahlreichen  Verehrer  und  Freunde  hätte  es  dessen 
nicht  bedurft.  Und  wenn  es  richtig  ist,  was  über  seinen 
Lehrer  Mittermaier  gesagt  werden  konnte,  dass  über  dem 
Gelehrten,  dem  Schriftsteller  und  Lehrer,  und  wenn  er  auch 
noch  so  Grosses  geleistet  haben  sollte,  doch  der  volle  Werth 
einer  edlen  Menschennatur  steht,  so  verdienen  Wenige  mehr 
den  kommenden  Geschlechtern  als  ein  leuchtendes  Yorbild 
eines  selbstlosen,  bescheidenen,  unermüdlichen  und  pflicht- 
getreuen, deutschen  Gelehrten  gepriesen  zu  werden,  als 
Gottfried  Heiurich  Gengier. 

Sui  temporis  eximium  deous 
Sequentibus  exemplum. 

Erlangen.  Emil  Sehling. 


Julius  Ficker, 

t  10.  Juli  1902. 

In  dem  verewigten  Forscher,  dessen  Andenken  diese 
Zeilen  gewidmet  sind,  hat  die  deutsche  Wissenschaft  einen 
ihrer  Fürsten,  das  deutsche  Yolk  einen  seiner  treuesten 
Söhne  verloren. 

Julius  Ficker  wurde  am  30.  April  1826  zu  Paderborn 
als  das  älteste  der  drei  Kinder  des  Kreis -Medizinalrathes 
und  Direktors  des  städtischen  Krankenhauses  Ludwig  Ficker 
und  seiner  Gattin  Auguste,  einer  Tochter  des  Arztes  Tourtual 
in  Münster,  geboren.  Yon  Vaterseite  stammte  er  aus  alter, 
hochangesehener  westfälischer  Familie,  wogegen  die  Vor- 
fahren «einer  Mutter  zur  Zeit  der  Hugenottenkämpfe  aus 
Frankreich  in  Westfalen  eingewandert  waren.  Der  Vater 
ward  Ficker  so  früh  entrissen,  dass  er  keine  Erinnerung  an 
ihn  behielt.  IsTach  dessen  Tode  kehrte  die  noch  sehr  junge 
Wittwe,  die  sich  später  mit  dem  Kreisgerichtspräsidenten 
Scheffer -Boichorst  wiedervermählte,  in  das  Vaterhaus  nach 
Münster  zurück.  Hier  erhielt  das  Knäblein  von  der  jüngeren 
Schwester  der  Mutter  den  ersten  Unterricht.  Daneben  wirkte 
auf  dasselbe  anregend,  dass  es  vom  Grossvater,  welchen  sein 
Beruf  namentlich  zu  den  in  Münsters  Umgebung  ansässigen 
vornehmen  Familien  führte,  bei  den  Besuchen  mitgenommen 
wurde.  Von  den  Freundschaften,  die  Fickers  Lebensweg  be- 
gleiteten, gehen  einige  bereits  in  diese  fiühe  Jugend  zurück. 
In  Münster  besuchte  der  Knabe  auch  die  Schule.  Die 
preussische  Schulordnung  für  Westfalen  gestattete  erst  mit 
vollendetem  elften  Lebensjahre  den  Uebertritt  an  das  Gym- 
nasium,   während    derselbe    im   übrigen  Preussen    ein   Jahr 
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früher  möglich  war.  Dieser  Zeiherhist  ging  dem  vorzüglich 
qualifizirten .  strebsamen  Schüler  sehr  nahe;  noch  lange  hat 
seine  Yerstimmimg  hierüber  angehalten.  Es  ist  schon  be- 
zeichnend für  den  späteren  grossen  Meister  der  exakten 
Methode,  dass  Ficker  damals  ein  stark  ausgeprägtes  Inter- 
esse für  Mathematik  und  Astronomie  an  den  Tag  legte  — 
eine  Liebhaberei,  die  ihn  denn  auch  vornehmlich  in  dem 
verlorenen  Jahre  in  Anspruch  nahm.  Die  Familie  besitzt 
AUS  jener  Zeit  noch  ein  Heft  mit  Zeichnungen  von  Stern- 
bildern und  Berechnrmgen.  1837  wurde  Ficker  in  das  unter 
Stieves  Direktion  stehende  Gymnasium  zu  Münster  aufge- 
nommen. Nach  siebenjährigem  Studium  daselbst  legte  er 
die  Reifeprüfung  ab,  um  im  Herbste  IS44  die  Universität 
Bonn  zu  beziehen.  Hier  betrieb  er  zunächst  eifrig  die 
Rechtswissenschaft,  ohne  jedoch  das  Geschieht  -  Studium  zu 
veiTiachlässigen.  zu  welchem  bereits  der  Knabe  eine  leiden- 
schaftliche Zuneigung  gefasst  hatte.  Die  Begeisterung  für 
deutsches  Vaterland  und  Yolksthum  führte  Ficker  mm  zur 
Geschichte  des  deutschen  Staatsrechtes.  1846  vertauschte 
er  die  juristische  mit  der  philosophischen  Fakultät.  Haupt- 
sächlich beschäftigte  er  sicli  jetzt  mit  der  mittelalterlichen 
Staatsentwickelung;  daneben  hörte  er  allgemeine  Geschichte 
und  Philologie.  Einzelne  Semester  oblag  er  zu  Münster  und 
Berlin  geschichtlichen  Studien.  In  Boim  hörte  Ficker  unter 
Anderen  Aschbach,  Bischof.  Boeeking,  Budde,  Dahlmaun  und 
Walter;  in  Münster  Grauevt;  in  Berlin  sind  Hirsch,  Lepsius 
und  Ritter  seine  Lehrer  gewesen.  Im  Herbste  des  Sturm- 
jahres  1S4S  begegnen  wir  dem  jungen  Ficker  in  Frank- 
furt a.  M. ,  für  welche  ehrwürdige  Stadt  er  zeitlebens  eine 
grosse  Yorliebe  hegte.  Die  politischen  Ereignisse  und  die 
prächtige  Bibliothek  hatten  ihn  hingelockt,  und  er  wurde  in 
seinen  Erwartimgen  nicht  getäuscht.  Vor  allem  war  es  für  den 
Studiosus  werthvoll,  dass  ihm  dort  drei  edle  Männer,  Boehmer, 
Gfroerer  imd  Junkmann,  ihre  Freundschaft  schenkten  und 
seine  wissenschaftliche  Ausbildung  förderten.  Im  Frühling 
kehrte    er   an    die    Boimer  philosophische   Fakultät   zurück, 
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besuchte  aber  keine  Kollegien  mehr,  sondern  arbeitete  füi 
sich.  Das  fröhliche  Studenteuleben  am  poesieumwobener 
ßheinstrome  hat  es  übrigens  auch  Ficker  angethan:  er  wai 
Mitglied  der  Bonner  Burschenschaft  Franconia  und  hat  ah 
solches  in  überschäumender  Jugendlust  seinen  Mann  gestellt 
wenn  es  galt,  in  trinkfroher  G-esellschaft  ein  Kraftstückleir] 
zu  leisten.  Doch  datirt  die  überaus  grosse  Mäfsigkeit,  die 
Ficker  auszeichnete,  bereits  von  seinem  20.  Lebensjahre  an 
Im  Dezember  1849  wurde  er  in  Bonn  zum  Doktor  der  Philo- 
sophie promovirt.  Seine  Aschbach  zugeeignete  Dissertation 
handelt  bekanntlich:  „De  Henrici  VI.  imperatoris  conatu 
electiciam  regum  in  imperio  ßamano-Germanico  successionem 
in  hereditariam  mutandi".  Während  der  Universitätsstudien 
hatten  die  grossen  Gestalten  der  deutschen  Yorzeit  seinen 
Blick  gebannt  und  darunter  natürlich  am  stärksten  solche, 
welche  der  theueren  Heimath  besonders  nahe  standen.  So 
vollendete  Ficker  schon  zu  Ende  1 849  das  Lebensbild  eines 
Mannes,  der  für  die  allgemeine  Reichs-  und  Kirchenge- 
schichte im  Zeitalter  K.  Friedrichs  L  eine  hohe  Bedeutung 
besitzt:  Reinald  von  Dassel,  Reichskanzler  und  Erzbischol 
von  Köln  1156 — ^1167  (1850),  Das  Boehmer  gewidmete 
Buch  ist  eine  Vorarbeit  zur  Darstellung  der  kölnischen  sowie 
der  allgemeinen  Reichs-  und  Kirchengeschichte  des  XII.  Jahr- 
hunderts. Das  Streben,  die  heimathliche  Vorzeit  zu  durch- 
forschen, welches  nach  seinen  eigenen  Worten  ihm  selbst 
erst  Vorliebe  für  Geschichte  überhaupt  erweckte  und  ihn  zu 
ausschliesslicher  Beschäftigung  mit  derselben  bestimmte,  die 
Liebe  zur  „rothen  Erde"  führte  Ficker  nun  einige  Jalire  die 
Feder.  Das  Lesen  der  Chronik  des  Arnd  Bevergern  hatte 
einst  dem  Schüler  genussreiche  Stunden  bereitet,  und  es  ist 
begreiflich,  wenn  ihn  der  Gedanke  fesselte,  die  Chroniken 
der  Stadt  herauszugeben,  wo  er  seine  Jugend  verbracht. 
Dem  Plane  folgte  schnell  die  That:  schon  1851  schenkte] 
uns  Ficker  eine  gediegene  Ausgabe  aller  erhaltenen  Münste- 
rischon  Chroniken  des  Mittelalters  nach  den  ältesten  be- 
kannten Handschriften  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt.    Untei 
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Jen  weiteren  Publikationen  aus  jener  Zeit^)  ragt  das  Seiten- 
;tück  zum  „Reinald  von  Dassel"  hervor:  Engelbert  der 
heilige,  Erzbischof  von  Köln  und  Reichsverweser  (1853). 
durchdrungen  von  der  üeberzeugung,  dass  die  Provinzial- 
jeschichte  nicht  Werth  und  Vollendung  in  sich  selbst  trägt, 
lass  vielmehr  eine  innige  Wechselbeziehung  sie  mit  der 
ileichsgeschichte  verbindet,  fasst  Ficker  bei  diesem  Stoffe 
lus  der  rheinisch-westfälischen  Geschichte  eine  Zeit  und  eine 
Persönlichkeit  ins  Auge,  bei  denen  die  Geschichte  des  Reiches 
md  die  des  Reichstheiles  sich  besonders  enge  rerknüpfen. 
3io  Schrift  steht  an  der  Schwelle  eines  neuen  Abschnittes 
n  Fickers  Leben,  Auf  ihrem  Titelblatte  konnte  sich  der 
iTerfasser  bereits  Professor  der  Geschichte  an  der  Universität 
ni  InnsbrucVnennen.  Der  österreichische  Unterrichtsniinister, 
Jraf  Leo  Thuu,  setzte  damals  die  Neugestaltung  der  Uni- 
rersitäten  ins  Werk:  aus  simplen  Lehranstalten  zur  Heran- 
)ildung  brauchbarer  Beamter  und  Praktiker  sollten  Stätten 
wissenschaftlicher  Forschung  werden,  der  hehre  Gedanke 
ier  deutschen  Universität  mit  ihrem  Doppelzwecke  der  Lehre 
ind  Forschung  sollte  sich  auch  in  Oesterreich  zu  kräftigem 
Lieben  entwickeln.  Diese  unsterbliche  That  Thuns  eröffnete 
ichaffensfreudigen  Männern  der  Wissenschaft  ein  herrliches 
j'eld  fruchtbringenden  Wirkens.  Zu  den  deutschen  Gelehrten, 
velche  der  Berufung  nach  Oesterreich  Folge  leisteten,  ge- 
lörte  auch  Ficker,  der  sich  inzwischen  in  Bonn  habilitirt 
latte,  und,  erat  sechsundzwanzigjährig,  am  27.  April  1852 
5um  ordentlichen  Professor  der  allgemeinen  Geschichte  an 
ier  philosophischen  Fakultät  in  Innsbruck  ernannt  wurde. 
3is  zu  seinem  Tode  ist  er  der  schönen  Alpenstadt  treu  ge- 
)lieben,  Berufungen  nach  Bonn  und  Wien  ablehnend.  Die 
Sukunft  hat  erwiesen,  miter  welchem  Glücksstern  die  Wahl 
ier    österreichischen    Unterrichts  Verwaltung    gestanden.      Li 

')  Weniger  bekartut  sind  die  „Nachrichten  über  liandschriftüches 
Slaterial  z.  -westfal.  Geschichte*  und  ,Herr  Bernhard  von  Horstmar"  ii\ 
ier  Zeitschrift  für  vaterländische  Geschichte  und  Alterthumskiande  West- 
■aleos. 
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dem  jugendlichen  Westfalen  war  die  rechte  rersönlichkeit 
zur  rechten  Zeit  gewonnen,  einer  der  besten  Männer,  die  an 
einer  deutschen  Univ^ersität  thätig  gewesen. 

Ein  echter  Spross  des  niederdeutschen  Ötainnies.  war 
Ficker  eine  starke,  unabhängige  und  kernige  Xatur,  ein 
offener  Charakter,  von  ungewöhnlicher  Arbeitsenergie,  aus- 
dauernd und  zäh  ^),  und  erfüllt  von  unermüdlichem  Schaffens- 
drange. Fremde  Ueberzeugungen  achtete  er  stets,  auch  wenn 
sie  sich  gegen  ihn  richteten.  Ueberhebung  und  Eitelkeit 
waren  ihm  völlig  fremd.  Nach  äusseren  Ehren  und  Aus- 
zeichnungen hat  er  nie  gestrebt,  in  so  reichlichem  Mafse 
sie  ihm  in  verschiedener  Gestalt  zu  theil  wurden.  Zwang 
konnte  er  in  keiner  Form  vertragen.  Es  war  wohl  auch  sein 
Unabhängigkeitssinn,  der  ihm  nicht  ermöglichte,  nach  dem 
Wunsche  seiner  Mutter  die  Beamtenlauf  bahn  zu  ergreifen. 
Die  freie  Entfaltung  der  Individualität  zählte  zu  seinen  Ide- 
alen. Und  weil  er  dabei  nicht  nur  an  sich,  sondern  auch  an 
die  Anderen  dachte,  schlug  sein  Herz  warm  für  alle  Unter- 
drückten. Nationale  oder  religiöse  Yorurtheile  und  die  da- 
durch heraufbeschworenen  Kämpfe  verabscheute  er  aus  tief- 
ster Seele.  Ficker  war  Yolksfreund,  die  Bestrebungen  der 
unteren  Klassen  zur  Verbesserung  ihrer  Ijage  mit  inniger 
Theilnahme  verfolgend,  imd  selbst  sehr  wohlthätig.  Drastisch 
konnte  der  hochherzige  Mann  seiner  Abneigung  gegen  alle 
Ueberspanuung  der  Macht  Ausdruck  verleihen.  Bewunde- 
rungswürdig waren  Arbeitskraft  und  Arbeitseifer.  Einen 
Tag  ohne  Arbeit  betrachtete  er  als  nicht  gelebt.  Sommer 
und  Winter  sass  er  früh  Morgens  am  Schreibtische.  Und 
auch  seine  Reisen  waren  nicht  eigentliche  A^erguügungs- 
reisen,  sondern  hauptsächlich  der  Arbeit  halber  unternommen. 
Charakteristisch    für    Fickers    Manuskript    ist,    die    peinliche 

')  Zähes  Festhalton  chaiTjkterisirte  Ficker  auch  in  kleinen  Lt'bens- 
gewohnheiten.     So  machte   er  Jahrzehnte  laug  jeden  Ponuerstfljf  voni 
Oktober  bis  Mai,  unbeküuiniert  um  die  Witterung,  seinen  Spaziergaui. 
nach  Heiligenkreuz  bei  Hall,   wohin   ihn  Adolf  Picbler  in   der   ersten 
Zeit  seines  Innsbrucker  Auf'onthalte.i  .erführt   hatte. 
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Sauberkeit,  die  immer  gleich  feine  und  deutliche  Schrift,  die 
er  auf  ßoehmers  Veranlassung  annahm.  In  seinen  Lebens- 
ansprüchen schlicht,  liebte  er  nach  des  Tages  Mühen  Ge- 
selligkeit in  trautem  Freundeskreise,  zumal  bei  Musik,  für 
die  er  gi-osse  Neigung  empfand,  während  er  für  die  anderen 
Künste  weniger  Interesse  verspürte.  Abt  und  Lortzing  kannte 
er .  persönlich  aus  seiner  Gymnasialzeit  und  erzählte  gern, 
wie  stolz  es  ihn  damals  machte,  wenn  sie  ihn  ins  Gespräch 
zogen,  üeberhaupt  war  Ficker  kein  einseitiger  Gelehrter. 
Der  schönen  Litteratur  brachte  er  bedeutenden  Sinn  ent- 
gegen. Als  Leutnant  der  akademischen  Studenten -Kom- 
pagnie kämpfte  er  1866  in  Italien.  Er  pflegte  den  Schiess-, 
Fecht-,  Schlittschuh-  und  Bergsport  Auf  letzterem  Gebiete 
hat  er  sich  auch  litterarisch  bethätigt.  Ebenso  ist  er  als 
Historiker  nicht  immer  bloss  für  die  Fächgenossen  auf- 
getreten, sondern  hat  gelegentlich  nicht  verschmäht,  ein 
geschichtliches  Thema  für  das  grosse  Publikum  in  einer 
Zeitung  zu  behandeln. 

Wie  rasch  der  seltene  Mann  sich  das  Vertrauen  der 
Kollegen  zu  erwerben  wusste,  bezeugt,  dass  er  bereits 
1S54/55  das  Dekanat  und  1858  59  die  Würde  des  Rector 
magnificus  bekleidete.  Bis  1863  las  Ficker.  auf  dem  die 
Hauptlast  des  historischen  Unterrichtes  ruhte,  über  antike, 
mittelalterliche  und  neuzeitliche  Geschichte,  sowie  mehi-mals 
über  Chronologie.')  Aussprdeni  hielt  er  eine  Anleitung  zur 
quellenmäi'sigen  Bearbeitung  der  Geschichte  und  seit  dem 
W.S.  1860  Colloquien  über  einzelne  Punkte  der  deutschen 
Verfassungsgeschichte  und  der  deutschen  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte überhaupt.  1863  vertauschte  er  die  philosophische 
mit  der  juristischen  Fakultät.  Hier  ti-ug  Picker  deutsche 
Reichs-  und  Rechtsgescbichte  vor,  zugleich  die  \s-issenschaft- 

*)  Der  Gegenstand  seiner  ersten  Kollegien  im   S.  S.  1852/oo   war 
■  ischichte  de.«  Alterthums  vom  Ende  des  zweiten  puni.scheu  Krieges 
bis    aui"   d-is   End»^    der   Völkerwanderung-    und    eine    ,  Übersicht  liehe 
Ge.<?chichte    der  Enb;tehuug    and    des  Verfalls    des    deutschen    Kaiser- 
reichs.-' 
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liehen  Seminarübungen*)  fortsetzend.  Diese  Lehrthätigkeifc 
dauerte  bis  1877,  wo  Ficker  in  die  philosophische  Fakultät 
zurückkehrte,  um  1 879  noch  im  rüstigsten  Alter  in  den  Ruhe- 
stand zu  treten. 

Ficker  war  ein  warmer  Freund  der  Jugend,  als  Lehrer 
ausäerordentlich  wohlwollend,  als  Prüfer  überaus  milde.  In 
seinen  Vorträgen  baute  er  die  Entwickelung  solide  aus  den 
Thatsachen  auf,  immer  bedacht,  nicht  durch  Hineintragen 
vorgefasster  Meinungen  und  Theorien  die  Treue  des  Bildes 
zu  gefährden.  Den  meisten  Genuss  sollen  die  Vorlesungen 
über  deutsche  Verfassungsgeschichte  geboten  haben.  In  den 
von  Juristen  und  Philosophen  besuchten  Hebungen,  die  an 
schulender  Kraft  ihres  Gleichen  suchten,  wurden  in  Rede  und 
Gegenrede  die  Grundsätze  der  geschichtlichen  Methode  durch- 
gesprochen und  vom  Meister  an  der  Hand  vieler  Beispiele, 
die  ihm  sein  ungeheueres  Wissen  überall  darbot,  illustrirt. 
Namen  von  bestem  Klange  sind  aus  Fickers  Schule  hervor- 
gegangen. Ich  nenne  die  Juristen  Nissl,  Val  de  Li^vre, 
v.  ZalUnger;  von  Philosophen  sind  namentlich  Bussen,  Huber, 
Jung,  Mühlbacher,  v.  Ottenthai,  Redlich,  Scheffer-Boichorst, 
Stieve,  v.  "VVieser  seine  Schüler  gewesen.  Sie  bildeten  mit 
Boehmer,  Stumpf  und  Anderen  Fickers  wissenschaftlichen 
Freundeskreis.  Doch  nicht  nur  den  Schülern  stand  er  mit 
Rath  und  That  zur  Seite,  sondern  auch  solchen  Jüilgeru  der 
Wissenschaft,  denen  nicht  mehr  vergönnt  war,  in  ihm  ihren 
Lehrer  zu  verehren.  Nicht  ohne  Bewegung  vermag  ich  da 
an  Selbsterlebtes  zurückzudenken.  Wie  konnte  sich  der 
gütige  alte  Herr  interessiren,  wenn  er  wusste,  dass  ein  junger 
Mann  ein  rechtsgeschichtliches  Problem  zu  untersuchen  be- 
gann! Wie  zuvorkommend  stellte  er  seine  massige  Fach- 
bibliothek zur  Verfügung!  Bekannt  war  seine  Bereitwillig- 
keit, einem  Anfänger  durch  Mittheilung  eines  Thomas  in  de»i 
Sattel  zu  helfen  und  Material  an  die  Hand  zu  geben. 

')  Seit  1871  unter  dem  Nainea  einer  Anleitung  zur  historischen 
Kritik  und  zur  Forschung  auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Bechts- 
geschichte. 
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Ficker  war  eine  typische  Forschernatur.  Nicht  die  dar- 
stellende, sondern  die  schöpferische  litterarische  Thätigkeit 
reizte  ihn.  Seine  wissenschaftliche  Arbeit  stand  völlig  unter 
dem  Zeichen  der  Forschung,  i)  In  ihrer  strengen  Sachlichkeit, 
wobei  alles  Persönliche  gänzlich  zuriioktritt,  athmen  alle 
Werke  reinsten  Wahrheitsdrang.  Ficker  war  von  denkbar 
liberalster  wissenschaftlicher  Gesinnung  und  empfindlich  nur 
für  litterarisches  Unrecht,  gegen  welches  er  energisch  reagirte. 
Merkwürdig  ist,  wie  die  Werke  zusammenhängen,  wie  eines 
aus  dem  andern  herauswuchs.  Ficker  liess  sich  durch  den 
Stoff  treiben.  Eine  umfassende  .'Sjrbeit  begann  er  ohae  Vor- 
bereitung, ohne  jede  TJebersicht  über  ihre  schliesslichö  Aus- 
dehnimg, über  die  verschiedenen  Grebiete,  welche  sie  berührt. 
Den  Plan  zu  ihr  hatte  er  nie  gefasst,  ungesucht  bot  der  Aus- 
gangspunkt sich  dar,  die  Entwickelung  der  Forschung  selbst 
leitete  ihn  erst  auf  ihre  sohliessliche  Gestaltung  imd  Umgren- 
zimg.  So  sagt  er  uns  selbst  in  einer  seiner  lehrreichen  Yor- 
reden.  Nebenfragen  führten  ihn  immer  wieder  abseits  auf 
ein  fremdes  Gebiet.  Bald  war  er  auch  da  wieder  kraftvoll 
eingedrungen,  um  schliesslich  mit  einer  Publikation  in  nicht 
erwarteter  Richtung  zu  überraschen.  So  wurde  Ficker  von 
der  äusseren  ßeichsgeschichte  zu  verschiedenen  Theilen  der 
Reichsverfassungsgeschichte,  dann  speziell  zui-  italienischen 
Entwickelung  und  weiter  zu  eingehenden  Studien  auf  dem 
Gebiete  der  ürkundenlehre ,  zur  Eheschliessimg ,  zur  Grup- 
pijimg  der  germanischen  Rechte  und  Stämme  und  endlich  zur 
Erbenfolge  geführt.  Nicht  minder  kennzeichnet  den  echten 
Forscher  die  Schreibweise.  In  breiter  Anlage  fliesst  der 
Gedankenetrom  dahin,  stets  aufmerksam  auf  alles,  was  etwa 
eingewendet  werden  könnte,  in  steter  Vertheidigung  dagegen 
sich  den  Weg  bahnend.     Ficker  liebt  es,  den  Leser  tief  in 


*)  Auch  die  m  den  Mitth.  d.  Inst.  f.  Ost.  Geschichtsforschung  er- 
schienenen wenigen  Rezensionen,  för  die  er  Zeit  übrig  fand,  legten 
ihm  seine  Studien  nahe,  ungewöhnlich  gewissenhaft,  pflegte  er  im 
Urtheil  aber  fremde  Leistungen  überhaupt  sehr  zurückzuhalten,  falls 
er  ein  solche«  nicht  auf  Grund  eigener  Forschung  aussprechen  konnte. 

Zejtsc)wift  für  Rechtsgeschichte.    XXUI.    Gera.  Abth.  II 


-  xxir  - 

seine  geistige  Werkstatt  schauen  zu  lassen,  ihm  seinen  inten- 
siven Denkprozess  bis  in  die  Wurzeln  klar  zu  legen.  Das 
macht  die  Lektüre  oft  recht  schwierig  und  anstrengend,  stört 
aber  denjenigen  nicht,  der  sich  zu  umsichtiger,  wahrer  For- 
schung hingezogen  fühlt. 

Fickers  litterarische  Thatigkeit  lenkte  immer  mehr  in 
spezifisch  juristische  Bahnen  ein.  Als  er  1852  nach  dem 
Süden  gezogen,  arbeitete  er  zunächst  noch  als  reiner  Q-e- 
schichtsforscher.  Er  edirte  die  Dichtung  Gottfrieds  von  Viterbo 
über  Barbarossas  Thaten  in  Italien  (1853),  erörterte  das 
Schreiben  der  zu  Rense  versammelten  Kui'fürsten,  welches 
nicht  als  Kundgebung  der  ganzen  Kurfürstenversammlung 
zu  betrachten  sei  (1853),  besprach  unter  Mifcfcheilung  der 
Stücke  den  üeberrest  von  gerade  für  Deutschland  wichtigen 
Urkunden  und  Akten  aus  K.  Heinrichs  Vll.  Reichskanzlei 
im  Archive  zu  Pisa  (1855),  wo  sich  Ficker  auf  einer  im 
Herbst  1853  unternommenen  Reise  aufhielt.  Bald  jedoch 
ergab  flieh  Veranlassung,  den  deutschen  Rechtsbüchern  näher- 
zutreten. Angeregt  durch  Homeyers  Neuausgabe  des  Yer- 
zeichnisses  der  Rechtsbücher,  hatte  Ficker  behufs  Ergänzung 
jenes  Verzeichnisses  und  zu  Uebungszwecken  einzelne  seiner 
Zuhörer  aufgefordert,  die  Innsbrucker  Handschriften  zu  unter- 
suchen. Der  glückliche  Gedanke  förderte  im  Herbste  1856 
den  „Spiegel  deutscher  Leute"  zu  Tage.  Ficker  erkannte 
in  ihm  ein  um  1260  von  einem  Rechtskundigen  zu  Augsburg 
abgefasstes  Rechtsbuch  mit  gemeindeutscher  Tendenz,  dem 
der  Sachsenspiegel  vorgelegen,  während  der  Schwabenspiegcl 
auf  dem  deutschen  Spiegel  beruhte.  Der  Untersuchung  (1 857) 
folgte  1859  ein  Textabdruck  mit  so  getreuer  Wiedergabe  der 
Handschrift,  dass  die  Einsicht  derselben  dem  Forscher  selbst 
füi-  die  kleinsten  Ehizelheiten  des  Textes  entbehrlich  ist. 
Fickers  Ergebniss,  dass  hier  eine  Uebergangsform  vom  Sach- 
sen- zum  SchAvabenspiegel  vorliege,  erfreute  sich  so  gut 
wie  allgemeiner  Zustimmung,  insbesondere  Homeyers.  Nur 
v.  Daniels  opponirte.  Gegen  dessen  Behauptungen  trat 
Ficker  1859   mit  einer  scharfsinnigen  Abhandlung   auf  den 
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Plan,  worin  er  seinen  Standpunkt  nochmals  in  strenger  Be- 
weisführung präzisirt,  die  wichtige  Nebenfrage  nach  der  Ent- 
stehungszeit des  Sachsenfipiegels  in  den  Mittelpunkt  stellend. 
Zugleich  sollte  da  ein  Beispiel  der  Methode  beim  Beweis 
der  Stellung  verwandter  Quellen  geboten  werden.^)  Die  spä- 
teren Arbeiten  zur  Geschichte  der  Rechtsbücher  galten  dem 
Schwabenspiegel.  Auf  das  Bedürfniss,  zu  Labands  Beiträgen 
zur  Kunde  des  Schwabenspiegels  (1861)  Stellung  zu  nehmen, 
geht  die  Abhandlung  „Zur  Genealogie  der  Handschriften  des 
Schwabeuspiegels"  (1 862)  zurück;  gegen  Rockinger  erörterte 
er  IS74,  dass  das  Rechtsbueh  nicht  vor  1275,  aber  schwer- 
lich viel  später  entstanden  sei;  und  endlich  veranlassten  ihn 
ganz  andere  Forschungen,  sich  kurz  über  einen  verwandt- 
achaftsrechtlichen  Anhaltspunkt  für  die  Entstehimg  des 
"Werkes  in  Schwaben  und  nicht  in  Ostfranken  zu  äussern 
(IS90).  Noch  zu  verschiedenen  Rechtsdenkmälem  hat  Picker 
Untersuchungen  geliefert:  über  die  Echtheit  des  kleineren 
österreichischen  Preiheitsbriefes  (1857);  über  den  Brachy- 
logus  iuris  civilis,  den  er  gegen  Fitting  sehr  wahrscheinlich 
der  Schule  von  Ravenna  und  zeitlich  frühestens  der  zweiten 
Hälfte  des  elften  Jahrhunderts  angehören  lässt  (1871);  über 
die  Entstehimgsverhälfcnisse  der  Constitutio  de  expeditione 
Romana  (1873)  und  der  Exceptiones  legum  Romanorum 
(1888):  über  die  Usatici  Barchinonae  und  deren  Zusammen- 
hang mit  letzteren  (tSSS);  über  Ober-Lothringen  als  Heimath 
der  Lex  Ribuaria  (1896).  Dazu  gesellen  sich  werth volle 
Textpublikationen,  namentlich  der  Urkunden  zur  Geschichte 
des  Römerzuges  K.  Ludwigs  des  Baiern  (1865)  und  zur 
ReichiJ-  und  Rechtsgeschichte  Italiens  (1874)^),  die  Heraus- 
;ie  von  Ergänzungen  zu  den  Reichsregesten  und  der  Acta 

')  ursprünglich  wollte  Ficker  mit  einer  zusamiuenhängeDden  Dar- 
legung der  Methode  antworten.  Ander*?  Fragen  aber  nöthigten  ihn, 
(if  n  Plan  fallen  zu  lassen.  Damals  lag  auch  fiir  üuterrichtszwecke  der 
■viirf  einer  historischen  Methode  vor  ihm:  zu  einer  Veröffentlichung 
•s  leider  nicht  gekommen.  —  *)  Mittheüungen  einzelner  Stücke 
'niktion  f.  Archivare  aus  dem  14.  Jh..  Verordnung  gegen  Missbräuche 
if^r  Univei-sität  za  Neapel   v.  i:^i9,  Ausbtattvuig  einer -apuliächea 

JI* 
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imperii  selectia  au8  Boehmers  Nachlass  (1865,  1870)  und  die 
Edition  der  Nachträge,  Uebersichten  und  Schlussbemerkungen 
zu  Stumpfs  chronologisch  verzeichneten  Kaiserurkunden  des 
X.,  XI.  und  XII.  Jahrhunderts  (1883).  Grosse  Verdienste 
erwarb  sich  Picker  um  die  prachtvolle  Neu- Ausgabe  der 
Kaiserregesten.  Er  war  die  Seele  des  Unternehmens  und 
hat  im  Verein  mit  Eduard  Winkelmann  die  Zeit  1198—1272 
bearbeitet  (1881  bis  1901). 

Ursprünglich  war  Pickers  Blick  auf  Boehmers  Anregung 
hin  der  äusseren  Reichsgeschichte  im  Mittelalter  zugewendet. 
Er  tmg  sich  mit  der  Absicht,  hier  ausgedehntere  Unter- 
suchungen anzustellen.  Thatsächlich  verlor  er  die  Reichs- 
geschichte auch  später  nicht  aus  dem  Auge,  wie  seine  zehn 
unter  dem  Titel  „Erörterungen  zur  Reichsgeschichte  des 
XTTI.  Jahrhunderfcs"  erschienenen  Aufsätze  (1882,  1883)  und 
verschiedene  andere  besonders  auf  die  italienischen  Verhält- 
nisse bezügliche  Veröffentlichungen  darthun.')  Allein  zu 
jenen  Untersuchungen  ist  es  nicht  gekommen,  weil  ver- 
fassungsgeschichtliche Probleme  ihn  gar  bald  gefangen 
nahmen.  Ficker  hatte  eine  Darstellung  der  Reichsgeschichte 
im  Zeitalter  Ludwigs  des  Baiern  geplant  und  1855  einen 
Entwurf  derselben  begonnen.  Doch  Königswahlrecht  und 
Kurfürstenfrage  zogen  ilin  rasch  in  ihre  Kreise,  und  Ficker 
wollte  nun  die  Entstehung  des  ausschliesslichen  Wahlrechtes 
der  Kurfürsten  gesondert  abhandeln.  Auch  der  Verwirk- 
lichung dieser  Absicht  stellten  sich  unvorhergesehene  Hinder- 
nisse entgegen.^)    Der  zweite  Abschnitt  sollte  nämlich  die 


Braut  im  12.  Jh.)  in  den  Mitth.  d.  Ost.  Inst.  1880,  1881.  Eine  blosse 
Mittkeilung  über  Material  (geldrische  Urkimden  im  Hausarchive  zu 
München)  das.  1882. 

')  üeber  den  Lombardenbund  (1868),  die  Grafen  der  Romagna 
(1868),  das  Testament  K.  Heinrichs  VI.  (1871),  das  Verfahren  gegen 
Heinrich  den  Löwen  nach  dem  Berichte  der  Qelnh&user  Urkxtnde  (1871), 
Konradius  Marsch  znm  palentinischen  Felde  (1881).  Kleine  Mitthei- 
Juagen  in  den  Mitth.  d.  öst.  Inst.  1880,  1881.  —  »)  Ficker  hat  das  Kur- 
fOrsterirecht  später  im  Deutschen  Staatswörterbuch  von  Bluntschli  und 
Brater  kurz  stizairt  (1861). 
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Frage  kurz  erledigen,  wer  vor  Ausbildung  des  ausschliess- 
lichen Wahlrechtes  der  Kurfürsten  zu  den  wahlberechtigten 
Fürsten  zählte,  und  da  stiess  unser  Forscher  auf  derartige 
Schwierigkeiten,  dass  ihm  eine  genaue  Untersuchung  der  ein- 
schlägigen Fragen  noth wendig  erschien,  ehevor  er  weiter- 
ging. So  entstand  das  erste  jener  bedeutungsvollen  ver- 
fassungsgeschichtlichen Werke,  die  Ficker  einen  Ehrenplatz 
unter  den  Vertretern  dieser  Disziplin  sichern :  der  erste  Band 
^Vom  Reichsfürstenstande "  (1861).  Das  Buch  trägt  den 
Charakter  der  Einzelforschung,  ist  unmittelbar  aus  den  Quel- 
len gearbeitet  und  so  angeordnet,  dasa  von  allem  abgesehen 
ist,  was  die  Theorie  zur  Erklärung  der  Thatsachen  beiträgt. 
Vorzugsweise  das  XII.  und  XITI.  Jahrhundert  ins  Auge 
fassend,  beschäftigt  es  sich  an  der  Hand  eines  reichen  Ur- 
kundenmaterials  wesentlich  damit,  nach  äusseren  Kennzeichen 
festzustellen,  wer  in  verschiedenen  Zeiten  Beichsfürst  war 
und  wer  nicht,  ohne  den  inneren  Gründen  für  das  eine  oder 
andere  nachzugehen.  Der  Band  ist  der  einzige  geblieben; 
der  zweite,  dessen  Ausarbeitung  eine  mehrfache  Unter- 
brechung erfuhr,  ist  nicht  erschienen.^)  Aber  einige  Unter- 
suchungen, auf  die  der  Gegenstand  desselben  führte,  sind 
gesondert  veröffentlicht.  Sie  betreffen  die  Reihenfolge  der 
Reichshof beamten  in  der  Hohenstaufen-Zeit  (1862);  femer 
die  für  die  Stellung  der  geistlichen  Fürsten  in  der  Reichs- 
verfassung wichtige  Vorfi-age  über  das  Eigenthimi  am  Reichs- 
kirchengut, welches  dem  Reiche  gehört  habe,  während  den 
Reichskirchen  nur  ein  dauerndes  Recht  auf  Besitz  und 
Genuas  zustand  (1872);  endlich  die  fürstlichen  Willebriefe 
und  Mitbesiegelungen,  in  deren  Abhandlung  (1682)  speziell 
der  Hinweis  auf  die  Parallele  zur  Entwickelung  des  Königs- 
wahlrechtes von  Interesse  ist.  Bereits  in  der  Einleitung  zum 
„Reichsfürstenstand"  hatte  Ficker  schvnmgvoll  die  universale 
und  nationale  SteDuug  des  deutschen  Kaisen-eichs  geschildert. 

')  Indessen  hat  mir  Ficker  das  Manuskript  zwecks  Heraasgabe 
anvertraut  und  werde  ich  nach  Abschluss  der  Durcharbeitaug  den 
Band  der  OeflFentlichkeit  übergeben. 
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Näher  verbreitete  er  sich  darüber  in  mehreren  1861  im 
Ferdinaiideum  zu  liuisbruck  gehaltenen  Yorträgen,  sowie  in 
der  Schrift  „Deutsches  Königthum  und  Kaiserthura"  (1S62). 
mit  welcher  er  auf  v.  Sybels  Abhandlung  ,,Die  deutsche 
Nation  und  das  Kaiserreich"  entgegnete.  Sie  durchweht  die 
Luft  jener  entsoheidimgsschwangeren  Jahre,  da  die  Kufe 
„Hie  Oesterreich",  „Hie  Preussen"  die  Nation  unterwühlten 
und  spalteten,  und  die  Ueberzeugung  von  der  Morschheit 
des  alten  Gebäudes,  der  Nothwendigkeit  oeuer  politischer 
Formen  immer  weitere  Kreise  ergriff.  Ficker  bekannte  sich 
als  „Grossdeutachen-^ ;  imd  er  fühlte  sich  gedrängt,,  auch 
öffentlich  seine  Stimme  für  Kaiser  und  Reich  zu  erheben. 
Hier  entrollt  er  uns  ein  herrliches  Bild  der  Aufgaben,  des 
Werdeganges  imdAbsterbens  des  vielgestaltigen  Staatswesens, 
wie  es  die  Väter  gegründet.  Kein  Weltreich  und,  insoferne 
es  über  das  deutsche  Volk  hinausgriff,  kein  Nationalreich, 
besass  es  eine  gesunde  Grundlage,  ausgezeichnet  brauchbar, 
um  gleichzeitig  eine  universale  und  nationale  Wirksamkeit 
zu  entfalten.  Nicht  die  ursprüngliche  Grundlage,  sondern 
gerade  das  Verlassen  derselben  hat  das  alte  Reich  gefällt. 
Darum  ging  Fickers  politische  Ueberzeugung  auf  Aufrecht- 
erhaltimg einer  die  Nation  Überschreiteaden  äusseren  Macht- 
stellung und  innerhalb  derselben  auf  grössere  Einigung  der 
ganzen  Nation.  Wenn  wir  da  lese»,  dass  die  nationalen 
Interessen  noch  immer  auf  die  durch  das  alte  Kaiserreich 
vorgezeichnete  Richtung  hinweisen,  dass  es  an  Haltpunkten 
fehle,  welche  uns  die  Möglichkeit  des  Bestandes  eines  ganz 
auf  sich  gestellten  deutschen  Nationalreiches  verbürgen 
könnten:  so  muthen  solche  Sätze  uns  Kinder  einer  neuen 
Epoche  fremd  an,  in  welcher  der  deutsche  Name  unter 
Preussens  Führung  in  ungeahntem  Glänze  erstrahlte.  Aber 
gerade  der  Deutsche  unserer  Tage  wird  Fi<!kers  Empiinden 
für  die  Gesammtnation  und  für  eine  über  die  Nation  hin- 
ausgehende Stellung  Deutschlands  würdigen.  Er  selbst  ver- 
schloss  sich  natürlich  keineswegs  den  Fortschritten,  welche 
die    frische   Thatkraft    des    Nordens    dem    deutschen   Volke 


—     XXVII     — 

brachte.  Doch  blieb  ihm  die  Ausscheidimg  jener  kerndeut- 
schen Lande,  wo  das  Nibelungenlied  erklang  und  ein  Walter 
von  der  Yogelweide  gesungen ,  aus  Deutschland  nach  wie 
vor  höchst  unsympathisch,  ja  er  hielt  die  Ausscheidung  im 
Hinblicke  auf  die  inneren  Kämpfe  und  Krisen  des  auf  sich 
gestellten  Oesterreich  für  nicht  ungefährlich  auch  für  das 
neue  Reich. 

Das  Jahr  1S61  brachte  Ficker  das  Ehrendoktorat  der 
Breslauer  juristischen  Fakultät.  Dem  Wunsche,  diese  Aus- 
zeichnung mit  der  Widmung  einer  rechtsgeschichtlichen 
Schrift  zu  erwidern ,  verdanken  wir  das  berühmte  Buch 
„Vom  Heersfhilde"  (1S62),  welches  vorzugsweise  zeigt,  wie 
die  Heerschild-Theorie  der  Kechtsbücher  mit  dem  thatsäch- 
lichen  Rechtsleben  ihrer  Zeit  übereinstimmt. 

Schon  in  den  fünfziger  Jahren  richtete  Ficker  seine 
Aufmerksamkeit  auf  Italien  und  dessen  Quellenschätze.  Ein 
wiederholter  Aufenthalt  im  Lande  führte  ihn  behufs  Material- 
Sammlung  in  den  Archiven  nach  Venedig,  Florenz,  Pisa, 
Lucca,  Siena.  Rom,  Neapel,  Palermo  und  nach  anderen 
Städten.^)  Die  Uebemahme  der  deutschrechtlichen  Vorträge 
lenkte  dann  seine  Studien,  vermittelt  durch  Franklins  Bei- 
träge zur  Geschichte  der  Rezeption  des  römischen  Rechtes, 
speziell  auf  das  italienische  Reichsgerichtswesen.  Aus  den 
bezüglichen  Untersuchungen  ist  eines  der  schönsten  Werke 
hervorgewachsen,  weiches  die  deutsehe  Rechtswissenschaft 
geschaffen  hat;  die  „Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte Italiens"  (vier  Bände  1S6S — 1874).  Gleich  dem 
„Reichsfürstenstande "  bind  sie  nicht  auf  Grundlage  eines 
fertigen  Planes,  sondern  durch  allmähliche  Erweiterung  einer 
Einzeluntersuchung  entstanden.  Es  handelte  sich  um  die 
Frage,  inwieweit  zur  Staufenzeit  das  Reichsgerichtswesen  in 
Italien  von  den  deutschen  Gnmdsätzen  beherrscht  wurde, 
insbesondere  ob  auch  in  Italien  sich  die  Funktion  des  Rich- 

*j  Wir  besitzen  von  ihm  auch  mehrere  Publiketioneu  betreffs 
itaiienischer  Archive ;  über  das  Fisaner  Archiv  (1865),  die  toskanischen 
Arctüve  ;1873)  uud  das  Munizipalarchiv  zu  Albenga  (1S80). 
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tens  und  Ürtheilens  schied.  Schwieriger  als  die  Beant- 
•wortmig  dieser  im  Allgemeinen  zu  verneinenden  Frage  ge- 
staltete sich  eine  weitere,  ob  nämlich  der  hier  zu  Tage 
tretende  scharfe  Gegensatz  deutschen  und  italienischen  Rech- 
tes erst  von  der  Wirksamkeit  der  Bologneser  Schule  datirt 
oder  schon  früher  lebendig  war.  Im  Verlaufe  der  Unter- 
suchungen wurde  Ficker  auf  Dinge  geleitet,  die  den  Haupt- 
g^genstand  kaum  noch  näher  berührten.  Demnach  ist  der 
Inhalt  der  „Forschungen"  einerseits  theil weise  nur  lose  mit 
dem  Reichsgerichtswesen  verknüpft,  andererseits  aber  er- 
schöpft er  wieder  nicht  alle  Theile  des  Reichsgerichtswesens, 
weil  zunächst  eine  Einzelfrage  den  Ausgangspunkt  bildete. 
Beginnend  mit  allgemeinen  Erörterungen  über  Gerichtswesen 
und  Bann  ^),  lässt  Ficker  die  vor-  und  beisitzenden  Funktio- 
näre der  italienischen  Gerichte  an  uns  vorüberziehen,  um 
schliesslich  der  ursprünglichen  Frage  näherzutreten,  inwie- 
weit sich  Richten  und  Urtheilen  trennten.  Dabei  ergab  sich 
reichlich  Gelegenheit,  Ausführungen  über  verschiedenes  An- 
dere, wie  Verwaltungsrecht,  kirchliche  Verhältnisse,  italie- 
nische Rechtsschulen,  einzuordnen.  Es  ist  Fickers  nicht  hoch 
genug  zu  veranschlagendes  Verdienst,  uns  hier  ein  auf  siche- 
rer Basis  beruhendes  lebensvolles  Bild  italienischer  Rechts- 
entwickelung geschenkt  zu  haben,  welche,  wie  wir  uns  gegen- 
wärtig halten  müssen,  für  das  Verständniss  der  späteren  deut- 
schen Rechtsordnung  dem  alten  römischen  Recht  an  Werth 
kaum  nachsteht. 

Den  verfassungsgeschichtlichen  ^)  reihen  sich  bahn- 
brechende Publikationen  zur  Urkundenlehro  an.  In  deren 
Mittelpunkt  stehen  die  durch  Scharfsinn,  Materialkenntniss 
und  —  nicht  zuletzt  —  durch  Fleiss  wahrhaft  bewunderungs- 
würdigen „Beiträge  zur  Urkundenlehre "  (zwei  Bände  1877, 
1878),  eine  Leistung,  welche  Ficker  den  ersten  Diplomatikem 

')  Hier  auch  einschlägig  Fickers  spätere  Abhandlung  ,Die  gesetz- 
liche Einführung  der  Todesstrafe  für  Ketzerei*  (1880).  —  »)  Dazu 
ztthlen  noch  kleine  ins  Kaiserrecht  und  Kanzleramt  einschlagende  Mit- 
theilungen (1885,  1886;. 


-    XXIX    - 

beigesellt.  Stets  hatte  er  der  Urkunde  als  einem  verläss- 
lichen Beweismittel  ein  Hauptaugenmerk  zugewendet,  ^s'ie 
das  ja  auch  für  Fickers  Schule  charakteristisch  ist.  Seine 
Studien  führten  ihn  zu  der  für  die  Quellenkritik  höchst 
wichtige«  Frage,  ob  bei  den  Königsurkunden  urknndliches 
und  faktisches  Itinerar  sich  ausnahmslos  decken.  Da  be- 
obachtete er  nun  merk^NÜrdige  Unregelmäfsigkeiten  bei  Aus- 
fertigung der  Urkunden,  nicht  regellose  Versehen  in  einzelnen 
Fällen,  sondern  Unregelmäfsigkeiten,  die  der  besonderen 
Regel  nicht  entbehrten.  Schon  die  Beschäftigung  mit  Boeh- 
mers  Regesten  hatte  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  des 
Itinerars  in  ihm  erweckt,  und  bezüglich  der  Datirung  einiger 
unzweifelhaft  echten  Urkunden  K.  Friedrichs  II.  war  Fickcr 
1871  mit  einer  eigenen  Abhandlung  hervorgetreten,  worin 
er  AusateUung  seitens  der  Reichsregierung  und  bezüglich 
Ort  und  Zeit  eine  andere  Entstehung,  als  angegeben,  be- 
hauptete. Die  Frage  nach  dem  Zutreffen  des  aus  den  Königs- 
urkunden gewonnenen  Itinerars,  „de.s  festen  Gerippes  der 
Reichsgeschichte,"  bildet  denn  auch  den  wesentlichen  Inhalt 
jener  „Beitrage".  Die  Qescliichtsforschung  verdankt  ihnen 
Bewahrung  vor  zahlreichen  Irrthümern  und  Fehlgriffen,  die 
ohne  Kenntniss  des  Ficker'schon  'Werkes  unvermeidlich  sind. 
"Weitere  „Beitrage"  über  Zeugen  und  Datirung  (18S0),  Un- 
genauigkeiten  bei  Angabe  der  Zeugen  (t881)  und  über  das 
Aufkommen  des  Titels  Romanorum  Rex  (1885),  sowie  klei- 
nere Mittheilungen  in  der  Zeitschrift  des  Wiener  historischen 
Instituts  (1882,  1884,  1886)  vervollständigen  Fickers  Thätig- 
keit  zur  Förderung  der  Urkundenwissenschaft. 

In  der  letzten  Schaffensperiode  gerieth  Ficker  in  eine 
fremde  Welt  So  Grossartiges  er  hier  wieder  leistete,  so 
mag  mau  dennoch  vieUeicht  bedauern,  dass  er  unter  dem 
Drucke  seiner  Natur  die  alten  Ai'beitsgebiete  verlassen,  auf 
welchen  er  sonst  unser  Wissen  noch  vielfach  vertieft  und 
bereichert  hätte.  Ficker  widmete  seine  Stunden  jetzt  dem 
Privatrecht,  den  weittragenden  Problemen  der  Verwandt- 
schaft der  germanischen  Rechte  und  Stämme   zu  einander. 
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der  Rechtsvergleichung  unter  mafsgebender  Berücksichtigunj 
der  nordgermanischen  Rechte  und  Völker.  Und  ein  so  starke 
Interesse  für  diese  Fragen  war  in  ihm  erwachsen,  dass  e 
im  hohen  Greisenalter  sich  noch  eine  gewisse  Kenntnis 
skandinavischer  Sprachen  anzueignen  ti-achtete ,  die  ihn 
durch  Unterstützung  von  sprachkundiger  Freundesseite  thun 
liehst  entbehrlich  gemacht  ward.  In  Fickers  Forscherlebei 
spiegelt  sich  ein  bedeutsames  Stück  Geschichte  der  germa 
nistischen  Rechtswissenschaft:  die  Erweiterang  der  deutsche] 
zur  germanischen  Rechtsgeschichte,  ein  entscheidendes  Yor 
rücken  der  rechtsvergleichenden  Methode,  welcher  die  Zu 
kunft  gehört.  Zunächst  wurde  Ficker  auf  die  Eheschliessun^ 
geleitet,  und  'zwar  auf  dem  Wege  der  Neubearbeitung  de 
Reich si-egesten,  welche  stets  sachliche  und  sprachlich* 
Schwierigkeiten  ergab,  sobald  Verlobung  und  Vermählung  ii 
Frage  kamen.  Es  entstand  der  Aufsatz  „Kouradins  Vermäh 
lung"  (J883).  Interessante  Quellenfunde  über  die  Beziehung 
von  Desponsatio  und  Traditio  Hessen  Ficker  die  Unter 
suchungen  immer  weiter  fortsetzen,  mit  dem  nächsten  Ziele 
den  weltliehen  Eheschliessungsbrauch  im  XII.  und  XIII.  Jahr 
hundert  festzustellen.  Eine  augekündigte  Abhandlung  diesei 
Inhaltes  erschien  nicht,  weil  Ficker  die  Nothwendigkei 
weiterer  Untersuchungen  empfand.  Diese  Arbeiten  brachtei 
ihn  in  den  spanischen  Quellenkreis.  Er  überzeugte  sich,  dasi 
im  spanischen  altgothisches  Recht  stecke.  Den  wichtige! 
Umstand  wollte  er  früher  veröffentlichen  als  die  Ehe 
Schliessung.  Es  geschah  in  dem  lehrreichen  Aufsatze  „Uebe: 
nähere  Verwandtschaft  zwischen  gothisch  -  spanischem  un« 
norwegisch  -  isländischem  Recht"  (1888),  welcher  den  ver 
wandtschaftlichen  Zusammenhang  der  ostgermanischen  Recht 
erörtert  und  mehrere  Rechte,  wie  das  friesische  M  und  vo 
allem  das  langobardische"^),  im  \Yidersprucli  gegen  die  hen 

')  Friesisches  Recht  glaubte  Ficker  auch  bei  den  siebenbürgische 
Sachtäen  entdeckt  zu  haben,  die  sonach  gleichfalls  ostgerraanische  B< 
staudtheile  enthalten  sollen.  Hierüber  verbreitet  sich  der  Aufsa 
,Zur  Frage  nach  der  Herkunft  der  siebenbOrgischen  Sachsen*  (1893).  - 
*)  Dazu  noch  die  Abhandlung   .,l)as  lougobardische  und  die  scandin 
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sehende  Annahme  der  ostgermanisehen  Gruppe  zuspricht. 
Begreiflicher  Weise  wünschte  Ficker,  die  bezüglichen  Er- 
gebnisse noch  an  einer  andern  Partie  zu  erproben.  Sie  war 
die  Erbenfolge,  und  er  entschied  sich  dafür,  letzteres  Pro- 
blem vor  der  Publikation  über  die  Eheschliessiuig  in  Angriff 
z«  nehmen.  So  schuf  der  schon  betagte  Mann  in  erstaun- 
licher Geistesfrische  die  ^Untersuchungen  zur  Erbenfolgc  der 
ostgermanisehen  Rechte**,  gedacht  als  erste  Hauptabtheilung 
des  geplanten  gi-andiosen  Werkes,  während  eine  zweite  zu- 
nächst die  mittelalterliche  Eheschiiessung  ins  Auge  fassen 
sollte.  Vier  starke  Bände  und  die  erste  Abtheilung  des 
fünften  in  elf  Jahren  (1891  —  1902)!  Die  Aufstellungen 
tragen  vielfach  einen  äusserst  revolutionären  Charakter;  ich 
erwähne  nur  die  ^üischauung  über  die  älteste  Rechtstelluug 
de'A  Weibes.  Ficker  selbst  hat  humoristisch  bemerkt,  seine 
Einzelergebnisse  seien  derart,  dass  man  leicht  auf  den  Ge- 
danken kommen  könnte,  es  sei  ein  Geist  des  Widerspruches 
in  ihn  gefahren,  der  ihn  in  allen  Einzelfallen  von  vornherein 
von  der  Annahme  ausgehen  liess,  die  Dinge  müssten  sich 
anders  verhalten,  als  sie  bisher  aufgefasst  seien.  Das  sach- 
liche Urtheil  muss  jenen  überlassen  bleiben,  die  auf  lang- 
jährige intensive  Beschäftigung  mit  diesem  Gegenstande  zu- 
rückblicken können.  Es  hat  bisher  an  Bedenken  von  sach- 
kundiger Seite  nicht  gemangelt.  Darüber  aber  wird  keine 
Meinungsverschiedenheit  herrschen  können:  dass  uns  Ficker 
hier  zum  ersten  Male  eine  grossangelegte,  mit  mathe- 
matischer Exaktheit  aufgebaute  Methode  der  Rechtsver- 
gleichung an  die  Hand  gegeben,  dass-  das  Werk  eine  Fülle 
werthvoller  Resultate,  Gedanken  und  Anregungen  enthält, 
und  dass  es  auf  einem  Quellenmateriale  von  so  kolossaler 
Ausdehnung  fusst,  v^ie  es  bisher  noch  nicht  dagewesen. 
Ficker  hat  einen  epochemachenden  Fortschritt  in  der  rechts- 
geschichtlichen Methode  und  in  unserer  Kenntniss  des  ger- 
manischen   Erbrechtes    angebahnt.     Dieses    hohe   Verdienst 

viscLea  liecht«"  (1901).  Sie  ist  der  letzte  Beitrag  Fickers  zu  deu 
.MiitheiluDgen'  des  Wiener  Institutes. 
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wird  nicht   erschüttert  werden,  mag  sich  auch   eine  Reihe 
von  Sätzen  als  irrig  erweisen. 

Es  war  ihm  nicht  mehr  heschieden,  dag  Riesenwerk  zu 
vollenden.  Seit  ein  Influenza- Anfall  ihn  vor  einigen  Jahren 
aufs  Krankenlager  geworfen,  konnte  er  ßich  nicht  mehr  voll- 
ständig erholen.  Trotzdem  die  Kräfte  allmählich  schwanden, 
hlieb  Ficker  bis  zuletzt  geistig  regsam  uud  beschäftigte  sich 
mit  seiner  „Erbenfolge",  wovon,  wie  ich  höre,  noch  Material 
für  einen  ganzen  Band  im  Nachlasse  enthalten  ist.  Herr 
Prof.  v.  Amira  erzählte  mir,  dass  Ficker  nicht  lange  vor 
seinem  Tode  noch  eine  Erkundigung  in  Sachen  seiner 
Forschung  bei  ihm  eingezogen.  An  einem  durch  gänzliche 
Entkräftung  hervorgerufenen  Lungenodem  ist  Ficker  endlich 
in  den  Morgenstunden  des  10.  Juli  im  Alter  von  sechsund- 
siebenzig  Jahren  sanft  und  friedlich  outschlummert.  Ein 
Leben  ist  erloschen,  das  stets  ein  leuchtendes  Vorbild  selbst- 
loser Hingabe  im  Dienste  der  Erkenntniss  und  des  deutschen 
Geistes  bleiben  wird.  Und  wohl  niemand,  der  diesem  Manne 
mit  dem  menschenfreundlichen,  unbeugsamen,  nach  innen 
gekehrten  Charakter  näher  gestanden,  vernahm  ohne  schmerz- 
liche Trauer  die  Todeskunde.  Die  wissenschaftliche  Welt 
aber  wird  die  Erinnerung  an  den  mächtigen  Denker  für 
immerdar  treu  und  dankbar  bewahren,  der  ein  halbes  Jahr- 
hundert hindm'ch  als  ein  rastloser  Baumeister  auf  dem  Felde 
der  deutschen  Rechtsgeschichte  gewaltet  hat. 

Graz.  Faul  Puntschart 


Karl  Hegel 

wurde  am  7.  Juni  1813  zu  Nürnberg  als  der  ältere  von  den 
beiden  Söhnen  des  Philosophen  Hegel  geboren.  Sein  auch 
sonst  nicht  regelmäfsiger  Studiengang  ist  ein  neuer  Beweis 
für  die  alte  Thatsaehe,  dass  innerer  Beruf  auch  ohne  zwect- 
entsprechende  Vorbereitung  schliesslich  doch  durchbricht. 
Nicht  eine  regelrechte  historische  Ausbildung  hat  den  jungen 
Hegel,  der  sich  anfanglich  in  wenig  glücklichen  Versuchen 
einer  theologisch  gerichteten  Nachfolge  seines  Vaters  ab- 
mühte, aum  Historiker  gemacht,  wiewohl  der  Einfluss  wenig- 
stens von  Schlosser  Ton  ihm  selbst  dankbar  anerkannt 
worden  ist.  Vielmehr  war  es  eine  glückliche  Freundschaft 
mit  Georg  Beseler  und  namentlich  mit  Gervinus  und 
dessen  anmuthiger  Gattin,  die  ihn  der  geschichtlichen  "Wirk- 
lichkeit zuführte,  und  sein  auf  sich  selbst  gestelltes  Ich  hat 
ihn  schliesslich  in  ernster  Selbstzucht  zum  vorbildlichen 
methodischen  Geschichtsforscher  und  Verfassungshistoriker 
gemacht,  so  dass  er,  der  lange  unter  dem  schweren  Druck 
des  väterlichen  Ruhmes  gestanden,  bald  mit  dem  Dichter 

,zu  den  Grossen  sagen, 
Die  längst  umwallt  der  Ruhm  wie  Opferrauch: 
So  hoch  als  euch  mag  mich  kein  Flügel  tragen, 
Doch,  Meister,  schaut!  ein  Maler  bin  ich  auch.* 

Das  Gebiet,  auf  dem  Hegel  solche  Erfolge  errang,  war 
id  blieb  die  Stadtverfassimgsgeschichte,  zunächst  die  italie- 
che,  dann  und  för  immer  die  deutsche. 

Es  war  auf  einer  italienischen  Beise,  die  er  nach  1837 

standener  Doctor-  und   1838   erledigter  Lehramtsprüfung 

»rnahm  und  vor  kurzem  erst  überaus  lebendig  geschildert 
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hat,  dass  er.  angeregt  durch  Gervinus,  der  1833  ei»e  Ge- 
schichte der  fiorentinische))  Ilistoriograjibie  veröffentlicht 
hatte,  mit  der  mittehilterlichen  Stadtvcrfassung  von  Fhirenz 
sich  zu  beschäftigen  begann.  In  Rostock,  wo  Beseler  dem 
eigentlich  durch  noch  nichts  anderes  als  durch  eine  Disser- 
tation: DeAristotele  et  Alexandro  Magno Xegitimir-ten 
in  freundschaftlichem  Vertrauen  auf  seine  Leistungsfähigkeit 
1841  eine  ausserordentliche  Professur  für  Geschichte  ver- 
schaff'te,  wuchs  sein  Unternehmen  zu  einer  Geschichte  der 
italienischen  Stadtverfassung  aus.  Man  versteht  Hegels  spä- 
tere Abwendung  von  diesen  italienischen  Studien^)  eher,  wenn 
man  bedenkt,  dass  er  sein  Erstlings-  luid  Hauptthema  zwar 
mit  voller  wissenschaftlicher  Hingabe,  aber  wesentlich  im 
Dienst  deutscher  Verfassungsgeschichte  behandelte.  Kein 
Geringerer  als  Savigny  hatte  in  der  mit  Recht  viel  be- 
wunderten Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter 
die  Fortdauer  der  römischen  Municipaiverfassung  behauptet; 
kein  Geringerer  als  Eichhorn  war  unter  dem  Bann  seines 
romanistischen  Mitbegründers  der  historischen  Rechtsschule 
zu  dem  Ergebmes  gelangt,  dass  sogar  die  Verfassung  der 
deutschen  Städte,  insbesondere  Kölns  und  durch  dies  Frei- 
burgs  und  der  Zähringischen  .Gründungen,  vom  römischen 
Recht  sich  herleite.  Welche  Genugthuung  für  den  nach 
einer  achtunggebietenden  wissenschaftliehen  Stellmig  ringen- 
den Hegel,  als  er  diesen  Meistern  gegenüber  in  respektvoller 
Bescheidenheit,  aber  mit  der  sicheren  Bestimmtheit  über- 
legener Sachkunde  nachzuweisen  vermochte,  dass  selbst  die 
italienische  Städteverfassung  dos  Mittelalters  durchaus  auf 
germanischer  Grundlage  ruhe!  Die  1847  in  2  Bänden  er- 
schienene Geschichte  der  Städtcverfassnug  von  Italien 
erbrachte  diesen  Nachweis  mit  aller  wünschenswerthen 
Gründlichkeit.  Dir  Aufbau  ist  bekannt.  Eine  knappe,  aber 
erschöpfende  Darstellung  der  römischen  Städteverfassung  und 

*;  Vgl.    aber    nocli:    (n  iJü  u  n  >j:"u    d>'v    li  erechtia'kcit    vou 
Floreuz    IHCT,    Hie    Chr<niiiv    ihn    Uluo    i   ..jiij.Hi.>-ni    1875,    Ueber 

<!<■'>  ti ;    ;  iji-:    ,• !,  e  !i  NViMtti  ü,T  ;;' t.ci.'ii  D.inii'-f'oinuitMitare  187S. 
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ihrer  Schicksale  von  der  Zeit  der  Republik  an  bis  herab 
auf  die  byzantinische  Herrschaft  geht  als  Einleitung  voraus. 
Dann  erweitert  sich  das  Buch  immer  mehr  zu  einer  Yer- 
Eftssungs-.  ja  man  kann  wohl  sagen,  allgemeinen  Geschichte 
[taliens  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Städtefrage.  Nicht« 
wird  ausser  Acht  gelassen,  was  zum  Städteproblem  irgend- 
wie in  Beziehung  gebracht  werden  kann,  nichts  —  und  wäre 
BS  noch  HO  interessant  —  wird  niitgefiihrt,  was  nicht  in  Zu- 
«ammenliang  damit  steht.  Prunklos,  aber  gefallig  fliegst  der 
3trom  der  Darsteilvmg  dahin,  zunächst  durch  die  Jahrhun- 
ierte  der  Langobardenzeit.  Das  Ergebnias,  dass  in  den 
römischen  Landestheilen  die  städtische  Kurie  trotz  Weiter- 
fuhnmg  kmialer  Wendungen  in  Formeln  und  Urkunden  bald 
jinschlief,  indess  die  Langobarden  zwar  die  Stadtterritorien 
i)enutzten,  aber  die  germanische  Abneigung  gegen  die  Städte 
Rrenigstens  durch  deren  verfassungsrechtliche  Mchtachtung 
»ethätigten,  war  nicht  durchweg  neu.  Hegel  hatte  fiii-  ein- 
selne  seiner  Behauptungen  ältere  Italiener  und  unter  den 
Deutschen  namentlich  Leo  zu  Yorläufem,  italienische  und 
ieutsche  Zeitgenossen  wie  Troya  (Della  condizione  de'  Ro- 
nani  1844)  und  Bethmann-Hollweg  (Ursprung  der  lom- 
Imrdischen  Städtefreiheit  1S46)  zu  Mitstreitern.  Dennoch 
i8t  es  sein  und  nui-  sein  Verdienst,  dass  die  Gegenansicht 
trotz  Savignyö  Autorität  und  30jähriger  Herrschaft  zusammen- 
brach. Nicht  alle  seine  Ausführungen  haben  Stand  gehalten; 
iass  anfänglich  von  den  Langobarden  gar  kein  römisches 
Recht  geduldet  worden,  dass  der  langobardische  Klerus  als- 
bald nach  langobardischem  Recht  gelebt  habe  u.  a.  m.,  hat 
«oh  seither  als  nicht  richtig  erwiesen.  Aber  in  der  Haupt- 
»che  sind  Hegels  Beweise  und  Ergebnisse  unerschüttert 
gfcbheben  und  wissenschaftliche-  Gemeingut  geworden.  Das 
?ilt  auch  von  dem  positiven  Theil  des  Werks,  der  ausser 
den  Fortschritten  der  Frankenherrschaft  namenthch  den  Ur- 
iiig  und  die  Entfaltimg  der  Konsulattiverfassung  behandelt. 
iii   ist  man  vielleicht   noch   mehr  als   für  die   langobar- 

S  Periode  über  Hegel   hinausgekommen,    aber  nur  auf 
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dem  von  ihm  gelegten  Grund.  Noch  heute  naxh  mehr  als 
einem  halben  Jahrhundert  liest  man  das  Buch  mit  Genuss 
und  immer  neuer  Belehrung;  noch  heute  muss  zu  ihm 
greifen,  wer  Gegenstände  der  mittelalterlichen,  auch  der 
kirchlichen  Yertassungsgeschichte  Italiens  studiren  will. 

Dio  Anerkennung  liess  nicht  auf  sich  warten ;  das  Werk 
OFBchien  und  hatte  einen  vollen  Erfolg  nicht  nur  in  Deutsch- 
land sondern  auch  im  Ausland,  ziunal  in  Italien,  wo  es  den. 
Ruhm  deutscher  Wissenschaft  ehrenvoll  mit  behaupten  half. 
Inzwischen  war  der  Verfasser,  1848  zum  Ordinarius  befördert 
und  seit  )S5ö  mit  seiner  Base  Johanna  aus  dem  alten  ^Nürn- 
berger Patriziergeschlecht  der  Tucher  in  glücklicher  Ehe 
verbunden,  1 856  von  Rostock  nach  Torübergehender  eifriger 
Betheillgung  am  politischen  Leben  nach  Erlangen  überge- 
siedelt, dem  er  bis  zu  seinem  Lebensende  treu  blieb.  Nach 
kaum  2  Jahren  bot  ihm  die  von  König  Maximilian  II.  ge- 
gründete Münchner  Historische  Kommission,  die  ihn  auch 
mit  Ranke  in  immer  näheren  Verkehr  brachte,  Gelegenheit 
zu  weiterer  Bethätigung  auf  dem  Gebiete  der  Städte forachung. 
Schon  ein  stattlicher  Anhang  zur  Geschichte  der  italienischen 
Städteverfassung  hatte  sich  auch  mit  den  ausseritalischen, 
insbesondere  mit  den  deutschen  Städten  befasst  und  für  sie 
unter  gleichzeitiger  Widerlegung  Eichhorns  ebenfalls  den 
germanischen  Ursprung  dargethan.  Jetzt  übernahm  Hegel 
für  die  genannte  Kommission  die  von  Pertz  angeregte 
Herausgabe  der  deutschen  Städtechroniken.  Für 
den,  der  gleich  Hegel  bereits  in  konstruktiv-darstellerischer 
Arbeit  sich  bewährt  hat,  bedingt  eine  solche  Editorenarbeit 
immer  ein  gewisses  Opfer.  Hegel  hat  es  mit  Freuden  ge- 
bracht und  ist  in  seiner  Aufgabe  bald  aufgegangen.  Nach 
Feststellung  des  Arbeitsplans  begann  er  mit  den  Ohroniken 
seiner  geliebten  Geburtsstadt  Nürnberg,  in  ihrem  ersten 
Band,  der  das  Stromerbüchlein  enthält,  zugleich  ein  Muster 
für  dio  «pätern  schaflFend.  Von  den  nahezu  30  Bänden,  die 
bis  jetzt  vorliegen,  hat  Hegel  ausser  den  5  Nürnbergem  auch 
die  Strassburger  und  Mainzer,  jede  in  2  Bänden  bearbeitet; 
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der  bald  nachher  erfolgende  Untergang  der  Strassburger 
Originale  bestärkte  Hegel  sichtlich  im  Bewusstsein  der  Ver- 
dienstlichkeit dieser  seiner  mühevollen  Arbeit.  Zu  all  diesen 
Ausgaben  und  auseerdera  zu  den  Kölner  Chroniken  hat 
er  u.  a.  verfassungsgeschichtliche  Einleitungen  beigesteuert. 
Man  kann  darüber,  ob  solche  Einleitungen  in  die  Ausgaben 
selbst  hineingeboren .  verschiedener  Ansicht  sein;  der  Um- 
stand, dass  die  Forschung  ziemKch  bald  selbst  über  eine 
Musterleistung  wie  Hegels  Einführung  in  die  Kölnische  Ver- 
fassung erheblich  hinausgekommen  ist,  dürfte  eher  dagegen 
sprechen.  Aber  missen  möchte  man  diese  bei  aller  Kürze 
so  viel  sagenden  und  scharf  das  Wesentliche  erfassenden 
Abrisse  deutscher  Stadtverfassungsgeschichten  um  keinen 
Preis;  auch  sie  sind  vorbildlich.  Uebrigens  griff  Hegel, 
der  1856  einen  Abstecher  in  die  Geschichte  der  Mecklen- 
burgischen Landstände  gemacht  hatte,  auch  für  um- 
fassendere Arbeiten  nochmals  zur  Feder.  3^Iit  68  Jahren 
begann,  mit  78  vollendete  er  1891  eiu  zweibändiges  Werk: 
Städte  und  Gilden  der  germanischen  Völker  im 
Mittelalter,  das  füi*  das  Städtewesen  in  den  rein  germa- 
nischen Gebieten  die  von  Wilda  begründete,  von  Gierke 
imigebildete ,  von  Nitzsch  übertriebene,  aber  auch  von 
Thierry,  Brentano  u.  A.  benutzte  Lehre  von  der  Gilde 
als  der  Wurzel  der  Stadtverfassung  zu  widerlegen  suchte. 
Ja  189S  behandelte  der  85jährige  unter  der  Aufschrift:  Die 
Entstehung  des  deutschen  Städtewesens  nochmals  zu- 
sammenfassend in  kritischer  Auseinandersetzung  mit  den  ver- 
schiedenen neueren  Städtetheorien  das  Problem,  das  ihn  sein 
ganzes  Leben  hindurch  beschäftigt  hatte.  Dass  die  Summe 
des  Wissens  und  der  Beobachtung,  die  ein  so  reiclies  und 
langes  Gelehrtenleben  zeitigte,  gewaltig  war,  ist  ebenso 
selbstverständlich,  -me  dass  der  Greis  nicht  mehr  mit  dem- 
selben Erfolg  in  die  Schranken  trat,  wie  s.  Z.  der  in  der 
Vollkraft  seiner  Jabre  stehende  Mann;  gewichtiger  und  be- 
gründeterW'iderspruch  namentlicn  von  juristischer  Seite  blieb 
nicht  aus.     Bei   den  Städten  und  Gilden  merkt  mau   deut- 
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lieh,  dass  der  Verfasser  durch  langjährige  Editionsarbeit  den 
Sinn  für  die  konstruktive  Erfassung  in  etwas  eingebüsst  hatte. 
Dazu  kam,  dass  einen  Irrthum  zu  zerstören  zwar  auch  ein 
wissenschaftliches  Verdienst  ist.  Aber  den  höchsten  Lohn 
trägt  regelmäfsig  niu-  der  davon,  der  auclr  aufbaut.  Auch 
hielt  sich  das  "Werk,  indem  es  konstruktive  Ausschreitungen 
mit  Recht  bekämpfte,  von  einer  gewissen  historisch-statisti- 
schen Einseitigkeit  selbst  nicht  fern.  Einen  so  einleuchtenden 
und  auch  gar  nicht  abzuweisenden  Gedanken,  wie  dass  der 
Hinzutritt  gewillkürter  Verbände,  als  da  waren  Einungen  und 
Gilden  u.  s.  w.,  zu  den  geborenen  von  Haus,  Sippe,  Hundert- 
schaft, Völkerschaft  u.  a.  m.  das  Verbandswesen  mächtig  ge- 
fördert und  die  Entstehung  der  städtischen  Gemeinwesen  mit 
bestimmt  habe,  schafft  man  selbst  dadurch  nicht  aus  der 
Welt,  dass  man  für  jede  einzelne  Stadt  darthut,  wie  ein 
Zusammenhang  zwischen  Stadtgemeinde  und  Einung  sich 
qüellenmäfsig  nicht  nachweisen  lässt.  All  dies  stellt  übrigens 
den  grundlegenden  "Werth  auch  dieses  Hegeischen  Werkes 
nicht  in  Frage,  das  zusammen  mit  neueren  Spezialunter- 
suchungen etwa  wie  der  Aufsatz:  Lateinische  Wörter  und 
deutsche  Begriffe  1893^)  oder  die  den  Text  des  Prei- 
burger  Stadtrechts  von  bedenklichen  modernen  Verschlimm- 
besserungen errettende  Untersuchung  von  1896:  Das  erste 
Stadtrecht  von  Freiburg''*)  manches  unverlierbare  Er- 
gebniss  eindringlichster  Detailforschung  zeitigt.  Und  welch 
bewunderungswürdige  Frische  offenbarte  nicht  auch  darin 
der  Greis,  der  noch  mit  70  Jahren  Nordisch  lernte  und  es 
zu  voller  Beherrschung  dieser  für  sein  Studium  unentbehr- 
lichen Sprache  brachte! 

Diese  Frische  blieb  ihm  bis  zu  seinem  Ende  treu.  1900 
veröffentlichte  er  noch  auf  vielfaches  Drängen  Erinne- 
rungen aus  seinem  Leben'),   die  in  ihrer  Schlichtheit 

*)  Im  Neuen  Archiv  f.  ältere  deutsche  Gescbichtskunde  XVIII 
S.  207  f.  -  '-)  In  der  Zeitschrift  fflr  Geschichte  des  Oberrheuis  N.  F.  XI 
S.  277  ff.  —  »)  Karl  Hegel,  Leben  und  Erinnerungen.  Ohne  sie, 
awei  treffliche  Nachrufe  von  F.  Freuedorff  in  den  Naclxrichten  der 
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und  Wahrheit  zu  den  Perlen  deutscher  Gelehrtenautobio- 
graphien gehören.  Ohne  je  ernstlich  den  schweren  Druck 
des  Alters  gespürt  zu  haben,  heraus  aus  einem  arbeits-  und 
erfolgreichen  Leben  schied  der  Nestor  der  deutschen  Histo- 
riker am  5.  Dezember  1901  von  hinneu,  abgerufen  darch 
einen  Tod,  der  ihm  ebenso  freundlich  war  wie  zuvor  das 
Leben. 

Gott  Gesellschaft  da-  Wissenschaften  1902  S.  52  S.  und  in  den  Hansi- 
schen Greschichtsblättern  XXIX  1902  S.  139  ff.,  sowie  ohne  die  wannen 
Gedenk vorte  von  R.  Fester,  Beil.  d.  AUg.  Zeitg.  1901  Nr.  285  vom 
11.  Dez.  hätte  es  das  unterzeichnete  Redaktionsmitglied  trotz  erfolg- 
loser BeoiühoEgen  um  einen  anderweitigen  Ersatz  nicht  unternommen, 
an  Stelle  des  ursprünglich  gewonnenen  und  besonders  berufenen  Mit- 
arbeiters der  aber  nachher  leider  verhindert  war,  diesen  Nachruf  zu 
schreiben.  Denn  es  ist  sich  dessen  wohl  bewusst,  wie  schwer  es,  zumal 
bei  solcher  Verschiedenheit  von  Alter  und  Studienrichtung ,  hält ,  das 
Lebenswerk  eines  Mannes  nach  Verdienst  und  Recht  zu  würdigen, 
dessen  Persönlichkeit  auf  sich  wirken  zu  lassen  einem  nicht  ver- 
gönnt war. 

Freiburg  i.  Br.  Ulrich  Stutz. 


Zu  den  germanischen  Königswahien. 

Von 

Herrn  Professor  Dr.  Ernst  Mayer 

in  Würzburg. 

I. 

1.  Der  Schwabenspiegel  130  sagt  mit  Bezug  auf  die  Kur- 
fürstenwahl :  und  also  sol  jediu  minner  volge  der  merren 
volgen.  Daz  ist  an  aller  kur  recht.  Dass  der  Spiegier  mit 
seiner  allgemeinen  Behauptung  alle  Wahlen,  also  vor  Allem 
auch  die  kirchlichen  im  Auge  hat,  ist  zweifellos.  Allein 
das  ist  die  Frage:  woher  stammt  die  Regel  der  formellen 
Einmüthigkeit?  Schon  v.  Wretschko^)  hat  auf  den  germani- 
schen Satz  verwiesen,  dass  dem  ürtheil  der  Majorität  die 
Minorität  sich  anschliessen  muss.  Es  soll  nun  dem  Wesen 
und  der  Begrenzimg  dieser  Erscheinung  genauer  nach- 
gegangen werden. 

Die  Folgepflicht  der  urtheilenden  Minorität  ist  am 
schärfsten  im  nordischen  Recht  ausgeprägt: 

Nach  der  Gragas  müssen  die  Urtheiler  richten,  bei 
Strafe  der  Landesverweisung.  Doch  hängt  die  Giltigkeit 
ler  Entscheidung  nicht  von  der  Mitwirkimg  aller  ab;  es 
fenügt,  wenn  6  Richter  da  sind.^)    Weiterhin  ist  es  Rechts- 

»)  Diese  Zeitschr.XX  S.  186.  —  *)  Konungsb.41:  „Nun  wollen  einige 
chten  und  einige  nicht,  da  riskiren  diejenigen  die  Landesverweisung, 

nicht  darüber  richten  wollen  und  es  ist  Recht,  ihn  wegen  Ding- 

Urung  sofort  am  Gesatzesfelsen   zu  laden   und  denselben  Sommer  zu 

irfolgen,  sobald  6  Richter  auf  ihre  Sitze  hinaus  gekommen  sind  oder 

ehrere.    Und  wird  gerade  so  vollständig  das  ürtheil  dieser,  als  weim 

ie  alle  ürtheil ten." 
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pflicht,  dass  alle  zu  dem  ürtheil,  auf  das  man  sich  geeinigt 
hat  und  das  einer  unter  den  Richtern  aussagt,  die  Zustim- 
mung (samkvaedi)  erklären;  wer  sich  schweigend  verhält, 
wird  wegen  Dingstörung  wiederum  mit  Landesverweisung 
gestraft.^)  Wo  dem  einen  als  materiell  Betheiligten  das 
Stimmrecht  fehlt,  soll  er  immerhin  dem  Urtheil  der  Genossen 
sein  samkvaedi  geben.'^)  Einigen  sich  die  Richter  nicht,  so 
kommt  es  zum  vefang:  d.  h.  es  treten  sich  nun  die  beiden 
Parteien  als  selbstständige  Collegien  gegenüber;  jede  er- 
klärt ihr  Urtheil;  Kläger  oder  Beklagter  aber  klagt  gegen 
die  ihm  feindliche  "iJrtheilergruppe  wegen  des  ungerechten 
Spruchs  auf  die  utlegd,  d.  h.  die  Dreimarkbusse.  Die 
Entscheidung  über  vefang  am  Frühlingsgericht  fällt  das 
Viertelsgericht  am  Alltliing;  über  vefang  im  Yiertelsgericht 
aber  befindet  das  fünfte  Gericht.  Es  kann  aber  nur  dann  zu 
vefang  kommen,  wemi  auch  für  die  Meinung  der  Minder- 
heit mindestens  6  Leute  eintreten.^)  —  Der  Zusammenhang 
ist  also  folgender:  jedenfalls  muss  der  einzelne  Urtheils- 
finder  entweder  einem  fremden  Urtheil  sich  anschliessen 
oder  er  muss  ein  eigenes  Urtheil  fällen ;  das  letzte  gilt  aber 
nur,  wenn  mindestens  6  von  den  36  Richtern  zustimmen. 
Der  keins  von  beiden  thut,  verfällt  der  Landesverweisung: 
schlägt  aber  jemand  ein  eigenes  Urtheil  vor  oder  schliesst  sich 


*)  Konungsb.  41.  a.  E.  ,.üer  das  Urtheil  aufsagt,  soll  so  sprechen: 
„ich  behaupte,  dass  wir  da  em  rechtmäfsiges  Urtheil  fällen,  wenn  wir 
dieses  fällen",  und  aussagen,  was  er  urtheileu  will.  „Es  ist  unser  aller 
Urtheil",  soll  er  sagen.  Diese  haben  auch  alle  ihre  Zustimmung  zu  dem 
Urtheil  zu  leisten,  über  das  sie  eins  geworden  sind,  und  antworten, 
dass  das  sei  das  Urtheil  aller.  Wenn  jemand  dabei  schweigt,  und 
seine  Zustimmung  zu  dem  Urtheil  nicht  leisten  will,  über  das  sie  eins 
geworden  sind,  so  ist  das  Dingstörung  und  er  schweigt  sich  in  die 
Landesverweisung."  —  *)  Konungsb.  40.  a.  E.  —  »)  Konungsb.  42 ;  58 
von  en  J)eir  verda  eigi  sam  denia  an  ab.  —  Ich  schliesse  mich  in 
in  dieser  bestrittenen  Frage  der  Auffassung  an,  welche  K.  Maurer 
(kritische  Viei-teljahrsachr.  XXXII.  S.  332  fd.)  gegen  Vil.  Finsen  ora 
den  oprindelige  ordning  af  nogle  af  den  islandske  Fristats  Institutioner 
1888  S,  lOfde.  vertritt.  Nach  Finsen  S.  22  würde  es  sum  vdfaug 
kommen,  wenn  überhaupt  keiue  Einstimmigkeit  erzielt  wird.  Allein 
nicht  nin  beweist  Konungsb.  42,  dass  man  sich  die  gegenübertretenden 
Urtheiler  sietü  aln  2  Collegien  denkt,  sondern  vor  allem  spricht  gegen 
Finsen  die  Analogie  des  norwegischen  Rechtes. 
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dem  fremden  Urtheil  an,  so  riskirt  er  —  wie  in  Norwegen  — 
die  Dreünarkbusse  und  nicht  die  LandesTerweisung. 

Nahezu  die  gleichen  Formen  begegnen  im  norwegischen 
Mutterland.  Hier  sind  die  Urtheiler  wieder  zur  Entscheidung 
verpflichtet.^)  Einigen  sie  sich  nicht,  so  kommt  es  wieder 
zur  Urtheilsspaltung,  aber  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
gegen  die  Mehrheit  eine  Minderheit  von  mindestens  ^/i  steht 
und  sich  von  der  gemeinsamen  ürtheilsfallimg  fernhält.*) 
Die  durch  eines  der  beiden  Urtheile  beschwerte  Partei  klagt 
dann  wegen  l»gran  ^)  imd  die  unterliegenden  Urtheiler  zahlen 
dann  12  aura  silfrmetna*),  d.  h.  3  Mark  gezähltes  Geld.  5) 
Erst  später  ist  dieser  Betrag  herabgesetzt  worden,  und  wenn 
der  Urtheiler  schwört,  dass  er  überhaupt  nichts  besseres 
weiss,  so  verföUt  er  jetzt  überhaupt  nicht  mehr.*)  —  Wich- 
tig ist  dann  hier  noch  eine  andere  Reihe:  die  Form,  in 
der  die  Thiogleute  zustimmen,  ist  nach  altem  Recht  das 
vapnatak."^)  Die  Geschichtsquellen  berichten  wiederholt,  dass 
die  Yerurtheilung  durch  vapnatak  der  Thingleute  erfolgt.*) 
Aber  auch  nach  den  Rechtsquellen  wird  das  Urtheil  durch 
vapnatak  innerhalb  xmd  ausserhalb  der  l»gretta  verbindlich.') 
Zu  diesem   vapnatak    erscheinen   nun   aber   die  Thingleute 

')  Gul.  |).  L  35  .wenn  sie  aber  nicht  darum  urtheilen  wollen,  so 
sind  sie  schuldig  15  Mark."  —  '}  Gul.  p.  1.  35  , lediglich  dann  kann 
man  yom  fylkis|)iEg  die  Sache  zum  Gula{>iDg  ziehen,  wenn  V*  der 
Leute  vom  Gericht  weggehet  und  nennen  Recht  das,  was  er  sagt*; 
Frost,  p.  1.  X.  30  »Jeden  Spruch  von  denen,  über  welche  alle  fylkis- 
menn  einig  sind,  soll  niemand  zerraufen,  wenn  sie  um  die  Dinge  zu 
Recht  erkennen,  über  die  sie  zu  urtheilen  haben,  wenn  auch  bei 
Seite  treten  die  Verwandten  (bauggiidismenn  ok  nefgildismenn)  und 
•die  Verschwägerten  (n&magar)"  [d.  h.  wenn  sie  wegen  ihrer  Bethei- 
lignng  nicht  mitstiromen  (anders  als  in  Island,  vgl.  ob.  S.  2  N.  2)  und 
es  60  an  einer  formellen  Einmüthigkeit  fehlt].  „Wenn  sich  aber  ein 
Viertel  der  Leute  oder  mehrere  der  Thinglente  vom  Gericht  entfernen, 
80  soll  man  die  Gerichtsspaltucg  zum  Gericht  zurückbringen  (d.  h. 
im  Gericht  konstatiren)  und  mit  der  Sache  sich  zum  2  fylkna|>ing 
wenden.«  —  »)  Gul.  I>.  1.  266  (S.  88  ob.).  —  *)  Frost,  p.  1.  EinL  §  16.  — 
*)  > .  Amira,  KordgenEanisches  Obligaticnenrecht  II  S.  513  £  —  •)  Magn. 
Landsl.  VIL  25.  a.  E.  —  ')  Zum  folg.  bekanntlich  S.  Grandtvig  om  de 
gotiske  folks  vabened  in  d.  k.  d.  videask.  forh.  1870.  S.  44  fde.  und  daza 
Maurer  in  Germania  XVI  S.  317  fde.  —  •)  Heimskringia  (ed.  Finnur 
'  asson)  III  S.  346  Z.  15.  HI  S.  447  Z.  18  fde.  -  »)  FTost.  |>.  1.  V.  46. 
^L'asselbe  (wie  bei  domrof  wider  das  gewöhnliche  Gericht)  steht  auch 


■ 
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Terpflichtet  bei  einem  baugr  von  12  aurar,  also  wohl  vdeder 
bei  24  aurar  gezähltem  Geld.*)  Im  spätem  Recht  tritt 
dann  an  Stelle  des  yapnatak  das  lofatak.^) 

Alles  zusammengenommen,  so  kennt  das  norwegisch- 
isländische Recht  die  Yerpfliohtung  aller  Richtenden  durch 
positive  Erklärung  sich  dem  vorgeschlagenen  ürtheil  anzu- 
schliessen,  oder,  wenn  man  dies  nicht  thun  will,  ein  eigenes 
Urtheil  zu  föllen  imd  für  dieses  die  genügende  Zahl  von 
Folgern  zu  werben;  sonst  begeht  man  Thingstörung.  Schlägt 
aber  jemand  ein  Urtheil  vor,  das  nicht  die  Zustimmung  aller 
findet  oder  nimmt  er  eines  an,  welches  nicht  die  Zustimmung 
aller  findet,  so  riakirt  er  schliesslich  —  die  erforderliche 
Minimalminorität  vorausgesetzt  —  bei  der  Gerichtsspaltung 
die  Dreimarkbusse. 

Die  beiden  andern  nordischen  Recht  enthalten,  soweit 
ich  sehe,  keine  direkten  Nachrichten  über  die  Yerpfliohtung 
zur  Urtheilsfolge.  Immerhin  leuchtet  im  dänischen  Recht 
dieselbe  Struktur  wie  im  Westnordischen  durch.  Nur  dann 
kann  eine  vor  das  haereth  gehörige  Sache  an  das  Lands- 
thing gebracht  werden,  wenn  entweder  1.  eine  Verurtheilung 
am  Haerethsthing  erfolgt  ist  und  nun  das  Urtheil  am  Lands- 
thing eingebracht  wird  —  offenbar  damit  dort  die  Friedlos- 
legung erfolgt^)  oder  2.  wenn  man  über  die  Entscheidung 
am  Haerethsthing  uneins  ist.*)  Wieder  also  ist  ein  ein- 
stimmiges Urtheil  unangreifbar;  erst  der  Dissens  fuhrt  zum 
Rechtszug. 

Auch  das  deutsche  Recht  betont  wiederholt  die  Folge- 
pflicht der  Minorität.^)    Allein  die  nordischen  Rechte  gehen 

darauf,  wenn  ein  Mann  zerrauft  das  Urtheil,  welches  am  Frostuthing 
gefällt  ist  und  bei  welchem  innerhalb  und  ausserhalb  der  legr^tta  das 
vapnatak  angewandt  ist.* 

>)  Frost.  1».  1.  XII.  4  (Wenn  der  Pflichtige  die  skeyting  nicht  vor- 
nehmen  will)  ,da  bitte  er  (der  Berechtigte)  die  Bauern  um  eine 
skeyting  mit  vapnatak.  Und  die  Bauern  verwirken,  jeder  von  ihnen, 
einen  Ring  von  12  aurar,  wenn  sie  das  ablehnen".  Dazu  v.  Amira  II 
S.  626  N.  1—6.  —  *)  Genaueres  Maurer  a.  a.  0.  S.  880  f.  —  »)  Skänel. 
(Schlyter)  I.  139;  Vald.  saell.  lov.  (Thorsen)  87.  (S.  61).  —  «)  Eriks, 
saell.  lov.  (Thorsen)  II.  50.  a.  A.  „oder  wenn  man  sich  spaltet  in  Be- 
zug auf  Rechtsertheilung  am  Haerethsping,  dann  hat  er  die  Entschei- 
dung (skil)  am  Landsthing  zu  haben".  —  »)  Die  Stellen  bei  Gierke, 
Genoßßenschaftsrecht  II  S.  478  N.  7,  S.  482  N.  19,  S.  488  N.  24. 
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davon  aus,  dass  jeder  Ausspruch  einer  gewissen  Zahl  von 
Leuten  eben  ein  Urtheil  ist,  das  nicht  mehr  durch  eine  ent- 
gegenstehende Majorität  beseitigt  werden  kann,  und  geben 
80  einem  uralten  Gedanken  Ausdruck,  der  in  anderer  Prä- 
gung auch  im  Beweisrecht  wiederkehrt :  denn  auch  hier  ent- 
scheidet gegenüber  ein^r  noch  so  verbreiteten  abweichenden 
Beiirtheilung  ursprünglich  wenigstens  eine  bestimmte  Zahl 
von  Zeugen  oder  Eideshelfern;  hier  wie  dort  genügt  die 
Meinung  einer  ge8chlo83enen  Zahl  von  Yolksgenossen.  Nach 
südlichem  Recht  dagegen  ist,  wie  es  scheint,  die  Majorität 
unbedingt  mafsgebend^)  und  deshalb  findet  sich  nichts  der 
nordischen  Gerichtspaltung  Aehnliches  mehr.*)  Eine  weitere 
Zersetzung  ist  es  dann  wohl  auch,  dass,  wo  sich  zwei  ür- 
theilsvorschläge  gegenüberstehen,  keiner  der  beiden  Theile 
für  seinen  Vorschlag  eine  Verantwortung  tragt,  wenn  er  in 
Minorität  bleibt;  nur  ganz  leichte  Andeutungen  des  Gegen- 
theils  sind  zu  erkennen.') 

Die  französischen  Rechtsquellen  erwähnen  noch  da  und 
dort  die  Verpflichtung  der  Ürtheilsfinder,  dem  von  andern 
gefundenen  Urtheil  sich  anzuschliessen  oder  selber  ein  Ur- 
theil zu  fällen.*)  —  Eigenartig  sind  die  Angaben  des  Pierre 

>)  S.Sp.  II.  12.  §  10  u,  Sw.Sp.  116.  172.  —  *)  Der  Satz  in  Sw.Sp. 
172:  si  ziehent  ouch  ir  urteil  wol  an  den  hoehem  rihter,  der  aller- 
dings im  Vorausgehenden  einen  Dissens  der  ürtheilsfinder  voraussetzt, 
ist  dem  WorÜÄut  nach  nichts  anderes  als  das  amtliche  Befragen  des 
Oberhofe,  nicht  die  nordgermanische  Parteiklage  wegen  Gerichtsspal- 
tung. —  ')  Planck ,  QerichtaTerfiahren  I  S.  265  fde.  —  *)  Beaumanoir 
(Beugnot)  65  §  12  Et  se  l'une  partie  veut  jugier  et  juge  et  l'autre 
partie  ne  veut  fere  jugement,  ne  se  veut  accorder  a  cell,  qui  est  fes, 
aires  doit  delivrer  cix,  qui  ont  jngiö  et  retenir  eis  en  prison,  qui 
voelent  jugier  ne  eus  accorder  au  jugement,  dusqu'a  tant,  qu'il  se 
aient  accord^  au  dit  jugement,  ou  il  aroit  fet  autre.  —  Anc.  coutume 
Bourgogne  (Mamier)  c.  8:  mais  se  on  est  en  jugement  et  li  un  des 
jur  se  descorde  des  autre,  k  otroier  li  convient.  Quar  li  mains  se 
it  tenir  a  la  plus  grande  partie,  se  il  ne  les  set  trop  a  tort  jugier  et 
le  il  le  puisse  maintenir,  se  mestier  est.  —  Jean  d'Ibehn  46  gestattet 
Urtheilsfindem  par  la  foi  qu'il  deivent  au  seignor  zu  erweisen,  qu'ü 
sont  pas  »i  apenc^s,  qu'il  ne  puiasent  dixe  o  nete  conscience:  ohne 
wird  allerdings  die  Nichterklärung  noch  als  Verletzung  der  Lehns- 
icht gegen  den  Gerichtsherm  angesehen.  —  Ganz  die  kanonischen 
formen  über  Majorität  ver\*-endet  die  Summa  de  legibus  Normanniae 
9.  5  in  einer  andern  Beziehung  (Tardif):  es  soll  die  Mehrheit  nur 
entscheiden,  wenn  zu  ihr  auch  die  discretiores  et  majores  gehören. 
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de  Fontanes.  Im  Gegensatz  zu  andern  Nachrichten^),  die 
sich  mit  einer  Urtheilsfallung  durch  2  Leute  begnügen,  ver- 
langt er*),  wie  andere  niederfränkiache  Quellen'),  zu  einem 
giltigen  Urtheil  4  Urtheilsfinder;  wenn  sich  aber  5  Leute 
dem  Urtheil  angeschlossen  haben,  so  kann  dieses  mit  der 
Urtheilsschelte  nicht  mehr  angegriffen  werden.  Da  man  ja 
zu  den  Urtheilsfindem  noch  den  Vorsitzenden  Richter  zählen 
muss,  so  würde  ein  mit  der  Urtheilsschelte  unanfechtbares 
Urtheil  dann  vorliegen,  wenn  6  Leute  mitwirken  —  Zahlen, 
welche  den  nordischen  Verhältnissen  sehr  nahe  kommen.  — 
Die  Urtheiler,  die  hier  stets  Vasallen  des  Gerichtsherrn  sind, 
müssen  nun  nach  Pierre  entweder  dem  fremden  Urtheil 
folgen  oder  selber  ein  solches  finden.  Bei  widersprechenden 
Urtheilen  entscheidet  die  Majorität.*)  Diejenigen,  welche 
dem  fremden  Urtheil  folgen,  unterliegen  auch  der  kämpf- 

1)  Beaumanoir  39  §  8;  61  §  52.  Jean  d'Ibeiin  46.  —  *)  Pierre  21 
§  29:  certes  encore  i  (zur  Urtbeilsfindung)  sofiseut  quatre  ä  ce  fere» 
por  ce  que  eil,  contre  cui  on  rent  le  jugement  puet  deinander  a  celui, 
qui  le  jugement  rent,  s'il  s'assent  a  tel  jugement  come  il  dit,  et  aussi 
as  trois  autres  apr^e,  auquel  qu'il  voudra  et  puet  lequel  qu'il  voudra 
des  quatre  fauser;  nequedent  je  ne  te  lo  raie,  que  tu  faces  rendre,  s'il 
n'i  a  5  homes  au  moins,  se  einsi  n'est,  qu'il  eusst  p^rill  el  delai.  car  se 
11  cinquiesmes  i  estoit,  et  li  fauseres  li  demandoit,  s'il  s'i  assent  ausi 
come  li  autre  et  il  disoit  oil,  par  tant  seroit  eil  boutez  ariere  de  son 
fausement  et  seroit  estable  la  chose  jugee.  —  *)  4  scabini  sind  zum 
Urtheil  erforderlich  nach  der  Keure  des  Waeslands  (Wamkönig  flndr. 
E.G.  IL  220  §  10;  die  Keure  der  Vierämter  hat  3-4  scabini  (Warnkönig  II. 
222  §  31).  —  *)  Pierre  21  §  20.  Der  Schriftsteller  geht  hier  von  der 
Voraussetzung  aus,  dass  nicht  alle  Urtheilsfinder  erschienen  sind,  aber 
immerhin  eine  zur  Urtheilsfindung  genügende  Zahl  und  dass  diesen  ein 
Aufschub  der  Urtheilsfindung  gewährt  ist.  Wenn  nun  zu  dem  neuen 
Termin  diese  Ersterschienenen  in  genügender  Anzahl  wieder  kommen^ 
daneben  aber  auch  solche,  welche  bisher  nicht  erschienen  waren,  so 
können  die  letztem  erklären,  sie  wüssten  kein  besseres  Urtheil  zu 
iallen,  hielten  aber  auch  das  von  den  Ersterschienenen  gelallte  Urtheil 
nicht  für  gut;  dann  sind  sie  zur  Folge  nicht  verpflichtet:  car  c'est 
pecchiez  mortels  d'aseutir  soi  a  jugement  contre  sa  conscienoe.  Alle 
aber,  welche  schon  im  ersten  Termin  dagewesen  sind  und  sich  den 
Aufschub  haben  gewähren  lassen,  ne  s'en  porroient  passer,  qu'il  n'en- 
suissent  ou  feissent  meilleur.  Et  si  le  li  home  de  la  cort  qui  lor 
respit  auroient  eu,  estoient  en  debat  de  lor  jugement,  si  que  une 
partie  des  jugeors  deissent  une  chose  et  l'autre  partie  autre,  en  ce 
devroit  Ten  rendre  le  jugement  la  oü  la  greignor  partie  s'asentiroit. 
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liehen  ürtheilsschelte  und  empfangen  die  Busse  wegen  un- 
gehöriger Urfcheilsschelte. ')  —  Dem  Bisherigen  acheinen 
aher  andere  Stellen  bei  Pierre  entgegenzustehen:  der  ür- 
theilsschelte kann  man  sich  nämlich  im  Ganzen  dadurch  ent- 
ziehen, dass  man  sich  bei  der  Urtheilsverkündigung  entfernt, 
je  nach  der  Art  der  Urtheilsverkündigung  auch  dadurch, 
dass  man  bei  der  Urtheilsverkündigung  schweigt.^)  Der  an- 
scheinende Widerspruch  lässt  sich  nun  nicht  dadurch  lösen, 
dass  man  zwischen  dem  Folgen  bei  der  Berathung  und  bei  der 
Urtheilsverkündigung  scheidet. 2)  Auch  ist  unmöglich  dasjenige 
Yerhalten  der  scheltenden  Partei  gegenüber  keine  Folge,  was 
noch  immer  dem  Richter  gegenüber  als  Folge  genügt.*)  Son- 
dern die  Lösung  ist  viel  einfacher:  Pierre  sagt,  dass  man 
einem  fremden  Urtheil  folgen  oder  einen  eigenen  Vorschlag 
machen  muss;  er  betont  aber  auf  der  andern  Seite,  dass  es 
eine  Todsünde  ist,  gegen  das  eigene  Gewissen  einem  fremden 
Urtheil  zuzustimmen.^)  So  kennt  eben  Pierre  nicht  mehr 
die  Pflicht  der  Minorität,  die  ein  entgegengesetztes  Urtheil 
gefunden,  sich  der  Majorität  anzuschliessen:  Entfernung  oder 


I 


*)  Alle  diejenigen,  welche  dem  Urtheil  zugestimmt  haben,  sollen 
bei  der  Urtheilsverkündigung  anwesend  sein;  wenn  sie  dann  von  der 
Part<?i  gefragt  dem  Urtheil  folgen,  so  unterliegen  sie  der  Schelte: 
Pierre  21  §  21  a.  E.,  d.  h.  soweit  nur  4  ürtheiler  befragt  worden  sind 
und  diese  bejaht  haben;  die  Befragung  und  Zustimmung  des  5.  macht 
das  Urtheil  unanfechtbar  (S.  6.  N.  2).  Umgekehrt  hat  die  Partei,  welche 
die  Urtheilsfinder  nacheinander  um  ausdrückliche  Zustimmung  zum 
Urtheilsvorschlag  fragte  und  dann  schalt,  allen  diesen,  die  amende 
zahlen,  wenn  die  Schelte  unzulässig  ist:  Pierre  22  §  16—18.  Aus  letz- 
terer Stelle  ergibt  sich  auch,  gegen  wen  sich  das  Schelten  richtet: 
Danach  können  sich  die  Urtheilsfinder  der  Schelte  entziehen,  gelten 
also  nicht  als  zustimmend,  wenn  der  Verkündigende  die  Worte  braucht: 
j-e  TOS  dis  por  droit,  die  Partei  dann  fragt:  qui  vos  en  siut  und  nun 
die  Urtheilsfinder  schweigen;  nur  dann  stimmen  sie  zu,  wenn  sie  das 
ausdrücklich  und  nacheinander  sagen.  Erklärt  aber  der  Verkündigende: 
li  home  de  ceienz  nos  dient  por  droit  und  die  Partei  stellt  die  gleiche 
Frage,  so  werden  die  übrigen  Urtheüsfinder  als  zustimmend  angenom- 
men, selbst  wenn  sie  sich  entfernen.  Hier  ist  also  direkt  nur  aus- 
drücklicher Widerspruch  erforderlich,  wenn  man  der  Schelte  entgehen 
will.  —  *)  Pierre  21  §  21  a.  E.  22  §  16—18:  vorige  Note.  —  »)  Nach 
Pierre  22  §  19:  dagegen  22  §  17.  §  18.  —  ♦)  Das  siuvre  in  Pierr«  22 
§  17.  §  18  ist  offenbar  dasselbe  wie  in  Pierre  21  §  20.  —  «)  Pierre  21 
20  a.  E.  S.  6.  N.  4. 
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Schweigen  oder  allenfalls  auadrückliclier  "Widerspruch  ist  die 
Form,  in  der  dieser  gestattete  Dissens  zum  Ausdruck  kommt. 
So  ist  bei  Pierre  die  alte  Form  schon  ganz  zersetzt.  Möglicher- 
weise schimmern  freilich  in  den  Angaben  dieses  nordfran- 
zösischen Juristen  Gestaltungen  durch,  welche  dem  nordi- 
schen Recht  sehr  nahe  stehen:  kommt  wirklich  ein  Urtheil 
nur  mit  4 — 5  Urtheilsfindern  zu  Stande  und  ist  der  Urtheiler 
verpflichtet  zu  folgen  oder  ein  öegenurtheil  zu  finden,  so 
kann  das  ursprünglich  bedeutet  haben,  dass  jeder,  der  das 
Stimmenmindestmafs  für  ein  Gegenurtheil  nicht  erreicht,  sich 
dem  ersten  Urtheil  anschliessen  muss.  So  wie  aber  Pierre 
die  Sache  schildert,  kann  jeder  einzelne  für  sich,  wenn  er 
nur  einen  entgegengesetzten  Vorschlag  gemacht  hat,  vom 
Anschluss  absehen. 

2.  Dass  die  Minderheit  der  Mehrheit  folgt,  ist  dann  auch 
für  diejenigen  Aussagen  der  Rechtsgenossen  bestimmt,  die 
zwar  keine  unmittelbare,  urtheilsmäfsige  Entscheidung  des 
Rechtsstreites  enthalten,  sondern  nur  auf  dem  Gebiet  des 
Beweises  liegen,  aber  thatsächlich  doch  einem  Urtheil  sehr 
nahe  kommen:  ich  meine  das  Nachbarzeugniss  und  den  Ge- 
schwornenbeweis.  Die  Sonderstellung  dieser  Erklärimgen 
ergibt  sich  sofort,  wenn  man  dem  gegenüberhält,  dass  der 
Eideshelfer-  und  Zeugenbeweis  erst  dann  gelingt,  wenn  alle 
geforderten  Eide  geleistet  sind;  das  Yersagen  auch  nur 
einer  Person  macht  sachfällig.  ^)  Ueber  Abweichungen  von 
diesem  Prinzip,  die  sich  später  ergeben,  soll  nachher  die 
Rede  sein. 

Dem  gegenüber  zeigt  schon  das  hier  weniger  durch- 
sichtige deutsche  Recht,  dass  beim  Beweis  durch  Nachbarn, 
bei  der  Kundschaft  die  Majorität  genügt. 2)  M.  E.  gehört  es 
in  den  gleichen  Zusammenhang,  wenn  das  normannische 
Recht  bei  den  petitorischen  Rekognitionen  Einstimmigkeit 
verlangt,  in  Besitzstreitigkeiten  aber,  dieser  ursprünglichsten 
Anwendung  des  Nachbarzeugniases,  die  Majorität  entscheidet.') 

»)  Für  das  südgermanische  Recht  Planck  §  113.  §  114.  Für  das 
nordische  vor  allem  Frost.  !>.  1.  4.  8  „und  wenn  ein  Zeuge  ausfällt,  so 
T/ird  der  ganze  Eid  hinfällig"  (dazu  Schlyter  juridisk.  afhandl.  I  S.  215; 
Brandt  forel.  II  S.  260 f.).  —  »)  S.Sp.  III  21  §  8;  Sw.Sp.  282.  —  »)  Ge- 
naueres bei  Brunuer,  Die  Entstehung  der  Schwurgerichte  S.  364  fde. 
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Das  gleiche  Prinzip  kennen  nun  die  isländischen  Quellen 
in  der  Weise,  dass  beim  Öeschwornenbeweis  die  Minderheit 
ihr  samkvaedi  erklären  muss;  allein  sie  kann  zugleich  vor 
Gericht  darlegen,  dass  sie  anders  ausgesagt  hätte,  wenn  sie 
in  Mehrheit  gewesen  wäre ;  dadurch  entzieht  sich  die  Minder- 
heit der  Haftung,  wenn  hinterher  die  Aussage  als  falsch  an- 
gegriffen •v\'ird.*)  Aus  dem  norwegischen  Recht  lässt  sich 
weiter  nichts  entnehmen,  weil  in  diesem  der  Geschwornen- 
beweis  nur  ganz  undeutlich  auftritt. 

Dagegen  fuhren  die  dänischen  Nachrichten  zu  einem 
ähnlichen  Ergebniss.  Zunächst  ist  wiederholt  bezeugt,  dass 
in  der  naefiid  die  Majorität  entscheidet.')  Weiter  aber  ist 
die  Dreimarkbusse  denjenigen  angedroht,  welche  eine  der 
Majoritätsaussage  entgegengesetzte  Aussage  beschwören.') 
So  muss  sich  also  offenbar  die  Minorität  der  Majorität  an- 
schliessen,  ausser  jene  ynW  es  darauf  ankommen  lassen,  dass 
der  Majoritätseid  durch  jene   eigenthümliche  Controle   ver- 


»)  Konungsb.  35  (S.  64)  „wenn  sie  nicht  einig  werden,  welche 
Aussage  sie  einbringen  sollen,  so  haben  die,  welche  die  mehreren  sind, 
zusammen  zu  rathen.  Und  haben  diese  Aussage  vorzubringen  imd  sie 
haben  alle  ihre  Zustimmung  zu  ertheilen.  Aber  sie  sollen  das  bei  Ge- 
richt sagen,  dass  sie  eine  andere  (Aussage)  eingebracht  hätten,  wenn 
sie  dazu  die  Majorit&t  gehabt  hätten".  —  *)  Eriks  saell.  lov.  II.  26 
„was  die  sieben  von  den  dreizehn  thun,  das  ist  maCsgebend  (fult)".  11.  42. 
,Da  soll  er  zehn  Leute  dazu  ernennen  und  dieser  (der  Beklagte)  3  aus- 
scheiden und  wollen  4  ihn  vertheidigen,  so  ist  er  schuldlos*.  —  Jydske 
lov  (Petersen)  I.  52  bei  Nachbarzeugniss  über  Grenzverhältnisse :  „und 
weun  unter  ihnen  Zwiespalt  ist,  so  bleibe  das  beständig  was  die 
mehreren  thun.  Und  schworen  6  und  6  etwas  aaderes,  so  werden  3 
dazu  ernannt,  und  welchen  die  zwei  folgen,  das  bleibe  stehen*.  II.  55 
ähnlich  bei  Stimmengleichheit  unter  ransnaefoinge.  —  priv.  civ.  Ri- 
pensis  c.  2:  sed  si  illi  Xu  in  nnum  convenire  non  poterint,  maior  pars 
prevalebit  et  quidquid  iuramento  suo  decreverit,  ratum  teneatur.  — 
Thord  Degn  (Thorsen)  lat.  Text.  55  [längerer  dänischer  Text  48] :  et 
quidquid  plnres  illorum  iuraverint,  hoc  ita  ratum  sit,  quod  ipsorum 
iuraraentimi  numquam  possit  in  irritum  revocari  (fOr  Stoknefnd).  — 
•)  Thord  Degns  längerer  dänischer  Text  13:  ,Da  sollen  zwölf  ernannt 
werden  von  dem  Herad  und  welche  die  12  überwinden  (oder  über- 
beweisen? owerviunae)  wegen  der  That  oder  des  Raths  oder  Gebots, 
die  sollen  alle  friedlos  sein  und  deren  (der  Majorität)  Eid  soll  nie  hin- 
ßllig  werden  und  wer  entgegen  (der  Majorität)  schwört,  büsse  dem 
Bauern  (Gegner)  3  Mark  und  dem  König  ebensoviel.* 
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nichtet  wird,  welche  in  Därxemark  und  Schweden  Bischof 
und  die  besten  Leute  der  Gegend  —  ursprünglich  offenbar 
auf  Grund  des  Synodalrechts  —  ausüben. 

Etwas  Aehnliches  dürfte  dann  auch  im  schwedischen  Recht 
gegolten  haben,  kann  aber  freilich  nur  indirekt  erschlossen 
werden:  In  den  westgö tischen  Quellen  tritt  einestheils  der 
Ausdruck  lukt  naemd  —  geschlossene  naerad  —  hervor^), 
andemtheils  wird  öfters  von  einem  sich  vertheidigen  mit  siu 
af  naempdini  geredet.'^)  —  Es  ist  nun  von  Hiärne  die  Ansicht 
aufgestellt  worden,  dass  die  lukt  naemd  diejenige  Zwölferjury 
sei,  welche  in  schweren  Fällen  angewendet  wird  und  Ein- 
stimmigkeit erfordert,  während  im  ändern  Fall,  da,  wo  man 
sich  auf  7  von  der  naemd  beruft,  es  sich  um  kleinere  Streitig- 
keiten handele  und  man  nur  mit  7  von  der  Zwölferjury  be- 
weise.^) Schlyter*)  hat  sich  sehr  scharf  gegen  diese  Auffas- 
sung ausgesprochen.  Es  muss  nun  sofort  zugegeben  werden, 
dass  da,  wo  man  sich  auf  7  beruft,  dies  nur  als  Majorität  der 
Zwölf  aufgefasst  ist  und  diese  letzteren  insgesammt  zum  Be- 
weis herangezogen  werden.^)  Dieses  Majoritätsprinzip  gilt 
dann  weiter  im  allgemeinen  Landrecht.')  —  Allein  immerhin 
sind  Anzeichen  dafür  da,  dass  der  Ausdruck  lukt  naemd 
eine  Aussage  aller  Mitglieder  der  Jury  bedeutet,  wie  das  ja 
auch  sprachlich  vollkommen  möglich  ist.  In  dem  Statut  von 
Alsn»  von  1285')  wird  bestimmt,  dass  bei  Verletzungen  des 
el)Sj»re  man  sich  mit  aldri  haerneznaemd  vertheidigt.  In 
dem  viel  ausführlicheren  Aufsatz  über  el)Sß're  aber,  der  sich 
einestheils  in  Ostg»thalagen  e{)s.,  dann  aber  auch  in  Vestg. 
II.  add.  7  findet,  steht  nun  ebenfalls  der  gleiche  allgemeine 
Satz,  dass  bei  Bruch  des  e{)S0re  die  naemd  zur  Anwendung 


^)  Die  Stellen  im  corp.  jur.  Sveo-Goth.  I.  S.  455;  einmal  auch  in 
Magn.  Lands  L.  heghm.  1 1  und  daher  Christ.  Landa  L.  heghm.  12 ;  die 
entsprechende  Stelle  in  Magn.  Stadsl.  heghm.  10  hat  dafür:  waeri  sik 
maedh  toltf  manna  edhe.  —  *)  Vestg.  II.  J)iuf  2,  wozu  auch  IV.  18.2; 
Vestg.  II  fri{).  1;  Vestg.  I  gipt.  5  §  1;  Vestg.  II  gipt.  12;  Vestg.  II 
add.  2  §  2,  add.  4;  III.  117;  IV.  18.  1.  —  »)  Hiärne  om  den  fom.svenska 
naemdeu  enligt  getalagerne  S.  17  f.  S.  33f.  —  ♦)  Corp.  jur.  S.-G.  XIII. 
Anhang  8.  v.  lukter,  s.  v.  naemd.  (S.  801,  802).  —  »)  so  Oestg.  krist.  16 
§  2;  dazu  aus  dem  schwedischen  Kreis  Vestm.  II  raanh.  21;  von  dem 
gotischen  selber  noch  Vestg.  II  add.  2  §  2.  —  •)  Magn.  Lands  L.  t)ingm. 
38.  -  ')  Dipl.  Suec.  799  =  Vestg.  IV.  19  §  2. 
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kommen  soll,  und  zwar  in  zwei  Formen:  in  der  einen  Form 
heisst  68,  dass  die  Entscheidung  mit  der  konungsraefst  er- 
folgt; in  der  andern  Fassung  aber  wird  gesagt,  dass  all  \>e 
maall,  aum  konungse|)8»re  aeru,  skulu  slitaz  raej)  luktri 
haeraznaeradinne.  *)  Wenn  nun  auch  das  Statut  von  Alsnar 
und  die  ausführlichere  Aufeeichnung  der  Form  nach  ganz 
verschieden  sind-),  so  ist  jenes  dem  Wesen  nach  doch 
soweit  nichts  anderes  als  eine  verkürzte  Wiedergabe  der 
breiteren  Darstellung,  und  man  darf  deshalb  die  Aussagen 
über  das  Beweisverfahren  für  gleichbedeutend  nehmen.*)  So 
igt  dann  lukt  naemd  so  viel  als  ald  naemdj  die  Aussage  aller, 
wie  denn  auch  sonst  der  Spruch  der  naemd  als  ein  Reden  von 
12  Leuten  in  den  Rechtsquellen*)  und  Urkunden  *)  bezeichnet 
wird.  —  Allein  es  darf  doch  nicht  die  Auslegung  von  Hiärne 
angenommen  werden*),  dass  nämlich  in  schweren  Fällen 
Reinigung  nur  mit  der  einstimmigen  naemd  möglich  war, 
dagegen  in  leichten  Fällen  die  Majoritätsentscheidung  ge- 
nügte. Stellt  man  add.  3  und  5  der  add.  4  zu  Vestg.  IE 
gegenüber  —  die  Stellen,  auf  welche  sich  Hiärne  wesent- 
lich stützt  — ,  so  komite  man  allerdings  an  einen  solchen 
Gegensatz  denken,  und  die  meisten  Fälle,  in  welchen  von 
der  Reinigung  mit  7  geredet  wird,  sind  nicht  dawder.') 
Allein  ganz  entscheidend  ist  Yestg.  11.  add.  2.  Unter  anderm 
wird  hier  (§  2)  dem  Ausspruch  von  7  Leuten  aus  der 
naempd  auch  der  dem  schwedischen  Recht  eigenthümliche 
Fall  unterstellt,  dass  in  derselben  Sache  vom  Kläger  und 
Beklagten  je  24  Eideshelfer  vorgeführt  sind.  Der  Beweis 
mit  24  Eideshelfern  kommt  aber  in  den  westgöthischen 
Quellen  gerade  für  die  schwersten  Streitigkeiten  zur  An- 
wendung. —  Den  Abschluss  gibt  Folgendes:  nach  dem  all- 
gemeinen Landrecht*)  hat  jedes  einzelne  Mitglied  3  Mark 


»)  Erst  eres  in  Oestg.  eps.  13  uad  Vestg.  II  add.  7  §  27  nach  dem 
Stockholmer  Codex  B.  59  (vgl.  Schlyter  praef."  S.  XII  f.;  letzteres  in 
Vestg.  11  add.  7  §  27  nach  den  übrigen  Texten.  —  »)  Scbij-ter  in  Bd.  I 
gloss.  s.  T.  hikter.  —  •)  vgl.  aa<:h  Hiärne  S.  29  N.  I.  —  *)  S«demi. 
|)ingm.  7;  vgl.  auch  das  St^dtrecht  in  S.  10  N.  1.  —  »)  z.  B.  Süfver- 
stolpe  svenskt  diplom.  I.  520  u.  oft.  —  •)  a,  a.  0.  S.  31  f.  —  ">)  Vestg.  1 
gipt  5;  Vestg.  IT  gipt  12;  Vestg.  II  frip.  1  .'vgl.  dazu  Vestm.  II  mach.  21), 
Vestg.  11  J)uif  2.  —  »)  Magn.  Lands  L.  pingni.  33. 
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zu  zahlen,  „wenn  die  zwölf  weder  vertheidigen  noch  nieder- 
fällig machen  wollen".  Daraus  folgt,  dass  die  Nichterklä- 
rung am  Einzelnen  gestraft  wird  und  zwar  weil  keine  Aus- 
sage aller  Zwölf  zu  Stande  kommt.  Nun  entscheidet  nach 
dem  früheren  einestheils  die  Majorität  auch  in  den  schwer- 
sten Fällen,  und  dann  wird  doch  wieder  ein  Eid  Aller  ge- 
fordert. So  wird  eben  die  Verpflichtung  des  Einzelnen,  sich 
zu  erklären,  auch  in  Schweden  dahin  zu  deuten  sein,  dass 
die  Minorität  bei  der  3  Markbusse  für  jeden  einzelneu  sich 
der  Majorität  anschliessen  rauss.  Thut  das  der  einzelne 
Geschwome  nicht,  so  sichert  er  sich  freilich  gegen  die  Be- 
strafung der  falschen  Aussage,  wenn  hinterher  durch  konungs- 
naenid  oder  biscopsnaemd  der  Spruch  kassirt  wird.^) 

3.  Das  Majoritätsprinzip  und  die  Verpflichtung  zum  An- 
schluss  kann  ursprünglich  nur  beim  Nachbarzeugniss  und 
dem,  was  sich  daraus  entwickelte,  gegolten  haben.  Mit  der 
zunehmenden  Verbreitung  des  öeschwomenbeweises  aber 
ist  dann  der  Gedanken  auch  auf  den  Zeugen-  und  Eides- 
helferbeweis übertragen  worden,  für  den  er  m-sprünglich 
nicht  möglich  war.  —  So  ist  im  isländischen  Recht  das, 
was  vorher  für  Majoritätsentscheidung  und  aamkvaedi  der 
Minorität  beim  kvidr  gesagt  wurde,  ganz  genau  auch  bei 
dem  Zeugniss  angewendet  worden.^)  —  Dieselbe  Entwicke- 
lung  weist  dann  auch  das  dänische  Recht  des  14.  Jahr- 
hunderts auf^);  es  ist  das  hier  um  so  eigenthümUcher,  als  in 
anderer  Richtung  dardänische  Recht  die  ursprüngliche  Natur 
des  Eideshelferbeweises  ungewöhnlich  lange  festgehalten  hat: 

^)  Oestg.  krist.  18;  raefst.  16.  pr.:  nur  die,  welche  geschworen 
haben,  haften.  —  »)  Konungsb.  I.  32  (S.  57  unten) ;  dazu  K.  Maurer,  Bei- 
träge zur  Rechtsgeschichte  des  germanischen  Nordens  S.  187  f.  N.  2. 
Maurer  hatte  hier  noch  die  Lesart  der  altem  GrÄgu6au«gabe:  I>ott  hinn 
se  sottr  um  statt  hinir  se  sottir  um  und  nimmt  deshalb  eine  Verant- 
wortung nur  des  Wortfülirers  der  Mehrheit  an,  während  doch  die  Ver- 
antwortung alle  gleichmäisig  trifft ;  cf.  die  Analogie  in  Konungsb.  37 : 
J)a  er  costr  at  sekia  hina  um  |)at,  at  peir  hafe  borit  liugkvid.  — 
Maurer  nimmt  femer  an,  dass  auch  die  Minorität  der  Urtheilsfinder 
genau  so  wie  die  Minorität  der  Zeugen  die  Befugniss  des  Protestes 
hatte.  Direkt  sagen  die  Quellen  nichts  davon  und  die  Gestaltung  der 
Folgepflicht  der  Urtheilsfinder  in  den  übrigen  Rechten  spricht  nicht 
daffir.  —  »)  Bei  Thord  Degn.    Es  gehört  hierher  schon  Thord  latein. 
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noch  im  16.  Jahrhundert  kennt  ea  die  Ablegung  aller  Eide 
durch  die  Partei,  wenn  sie  keine  Eideshelfer  auftreibt.^) 

4.  Dass  die  Mehrheit  entscheidet,  die  Minderheit  aber 
durch  ausdrückliche  Erklärung  der  Mehrheit  folgen  muss, 
ist  die  Form,  in  der  eine  Versammlung  auch  sonst  da  und 
dort  ihren  Willen  darthut.  Am  deutlichsten  ist  hier  wieder 
das  isländische  Recht:  das  G-esagte  gilt  hier  jedenfalls 
für  authentische  Interpretationen  durch  die  lagretta:  Die 
Minderheit  rauss  sich  hier  der  Mehrheit  durch  samkvaedi 
anschliessen.  Stimmeneinhelligkeit  ist  zur  Bewilligung  von 
Gnaden  nothig.  Zweifelhaft  aber  ist,  welcher  der  beiden 
Grundsätze  bei  der  Gesetzgebung  angewendet  wird. 2)  — 
Auch  eine  Handschrift  der  Jomsvikingasaga  berichtet,  das» 
jeder  Beschluss  trotz  vorausgehenden  Dissenses  mit  Stimmen- 
einhelligkeit  gefasst  werden  muss.  Man  kann  zweifelhaft  sein, 
ob  man  darin  ein  Zeugniss  für  norwegische  oder  dänische 
Auffassung  zu  sehen  hat.')  —  Endlich  wird  sehr  früh  be- 
richtet, dass  in  Schweden  die  unamimis  voluntas  populi  mafs- 
gebend  ist.*) 

5.  Die  Endfrage  ist  nun,  ob  die  bisher  entwickelten 
Sätze  auch  auf  die  germanischen  "Wahlen  übertragen  wurden. 
—  "Wiedenmi  sind  hier  naturgemäfs  die  nordischen  Quellen 

Text  55  (längerer  dänischer  48),  wonach  auch  bei  der  naefiid  i  kyn 
die  Majorität  entscheidet.  Namentlich  kommt  aber  Thord  iat.  Text  74 
in  Betracht,  wonach  bei  der  gewöhnlichen  lex  nnd  zwar  bei  dem 
Siebenereid  die  Mehrheit  das  Mais  gibt:  qnod  plurea  illorom  testantur» 
hoc  sit  ratom  et  quod  panciores  testantur,  hoc  sit  irritnm. 

')  Kopenhagener  Rezess  von  1587  §  6  (Koldemp-RosenTinge  IV 
S.  175)  og  tage  11  stene  ndi  sitt  erme  oc  käste  oc  swerge  en  Eledt  for 
hwer  steen;  jetzt  verboten,  —  ')  Konungsb.  117  S.  213  f.  Dazu  Maurer, 
Die  Bechtsrichtung  des  ält«m  isländischen  Recht«  in  der  Münchener 
Festgabe  fttr  Planck  8. 129  fde.  —  •)  Jomsvik.  nach  der  Ämamag.  Hand- 
schrift 291  (Petersens  1882)  S.  83  Z.  6.  Flateyarbok  I  S.  174  und  die 
Uebersetzung  des  Amgrimr  (Jomerikingasaga  i  latinsk  oversettelse  af 
Amgrim  Jonseon  udg,  af  A.  Giessing)  S.  34  hat  nur  eine  Andeutung. 
*)  vita  Ansgarii  (H.  A.)  c.  26:  sie  quippe  apud  ©os  moris  est,  ut  quod- 
ctmique  negotium  publicum  magis  in  populi  unamini  voluntate  quam 
in  regia  coustet  potestate;  ebenso  c.  27  omnis  multitudo  popnli  una- 
nimis  effecta  elegit,  ut  secum  et  sacerdotes  essent  u.  s.  w.  Elegit 
klingt,  wie  wenn  Rimbert  das  niederfränkische  koren  vorgeschwebt 
hätte. 
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die  deutlichsten  und  sollen  zuerst  durchgegangen  werden; 
die  Nachrichten  aus  dem  Süden  kommen  erst  später  zur 
Erörterung.  -^ 

Weil  sich  früher  zeigte,  dass  in  Norwegen  zum  doema  med 
vapnataki  Einstimmigkeit  nöthig  war^),  so  gehört  es  hierher, 
wenn  in  Norwegen  dem  Thronprätendenten  auf  dem  Thing 
der  Königsname  gegeben  und  mit  vapnatak  zuerkannt  wird.^) 

Auf  das  Gleiche  führen  die  schwedischen  Nachrichten: 
wohl  schon  die,  dass  über  die  "Wahl  zum  l»gma])er  aUe 
Bauern  entscheiden'),  und  eine  andere  spätere,  dass  der 
haerezliö-fping  sein  Amt  mit  Zustimmung  aller  erhält.*) 
Tor  allem  aber  kommen  hier  die  vielbesprochenen  Angaben 
über  die  schwedische  Königswahl  in  Betracht.^)  Mag  man 
sie  deuten,  wie  man  will,  das  ergibt  sich  immer,  dass  seit 
dem  ersten  Zusatz  zu  Sj»dermannalagen  zwischen  der  Aus- 
wahl des  Königs  durch  die  Majorität  der  Gesetzsprecher  und 
Landschaftsdeputirten  und  eiiiem  til  konungs  doema  durch 
alle  Gesetzsprecher  imterschieden  wird.®)  Ob  die  Bestim- 
mung wirklich  erst  das  neuere  Recht  des  14.  Jahrhunderts 
darstellt,  wie  das  die  herrschende  Lehre  ist,  oder  einen 
älteren  Ursprung  hat,  erscheint  sehr  zweifelhaft.') 

*)  ob.  S.  4  N.  1.  —  »)  Sverriss.  c.  15  (IJnger  Konungas,  S.  18)  ai^an 
let  bann  stefna  Eymping  ok  nefndi  til  12  or  hveriu  fylki,  er  eru  fyrir 
Agdanes.  A  {)vi  piugi  var  Sveni  konungs  nafii  gefit  a  atta  fylkna 
|)ingi  ok  doemt  med  vapnataki  ok  svarit  honum  land  ok  pegnar  eptir 
fomum  landslegum :  vgl.  Keyser,  Norges  Stats  og  Retsf.  S.  48 :  dazu  die 
Notiz  aus  dem  15.  Jahrhundert  bei  Graudtvig  a.  a.  0.  S.  68.  —  Auch 
das  eigenthümliche  wapentagium  der  leges  Edwardi  conf.  30  (dazu 
Gruudtvig  S.  80,  81)  geht  davon  aus,  dass  alle  maiores  zur  Anerken- 
nung des  neuen  praefectus  kommen  und  alle  mit  ihrer  Lanze  die  Lanze 
des  praefectus  berühren.  —  «)  Vestg.  I  u.  II  retl.  8.  —  *)  Silfverstolpe 
I  u.  817  1407:  mep  sampthykkio  allar  wara.  —  *)  Schlyter  jurid.  af- 
bandL  I  S.  1  fd.  IT  S.  276  fd.  v.  Amira  in  Göttinger  gel.  Anz.  1888  I  S.  50. 
Kjell^n  om  Eriksgatan.  —  Reuterdahl  (svccska  kyrkans  historia  IL  2 
S.  160,  161)  habe  ich  nicht  zur  Hand,  ebensowenig  Key-Äberg  om 
konunga  och  troufeljarevaL  —  Eine  Mittelstellung  nimmt  Hildebrand 
Sveriges  Medeltid  II  S.  8  ein.  —  •)  Sederni.  1.  add.  !§.'?:  „Welch  einer  aus 
den  eirgebornen,  und  besonders  aus  den  Königssöhnen,  wenn  sie  da  sind, 
mit  allen  Stimmen  der  T^agmänner  und  Landsleute  oder  mit  den  meisten 
zum  König  genommen  wird,  den  sollen  die  vorerwähnten  Lagmünuei 
durch  ürtheil  zum  König  machen."  Ebenso  Magn.  Lands  L.  kon.  4  §  1; 
dann  Christ.  Lands  L.  kon.  3  §  1.  —  ^ .  Gegen  die  von  Schlyter  begründete 
hen-schende  Lehl-e,  welche  auch  Kjell^n  aufnimmt,  spricht  eben  immer 
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•wieder  §  8  add.  I  zu  Saderm.  1.,  welcher  —  wie  dies  Renterdahl  hervor- 
hob —  die  dort  geschilderte  Ordnung  als  gammel  richis  raet  och 
si|)vaene  bezeichnet.  Das  nötbigt  doch  zur  Annahme,  dass  "Wahl  durch 
alle  lagmaen  und  Deputirte  aller  Landschaften  und  die  gerichtliche 
Anerkennung  durch  alle  lagmaen  schon  älter  ist,  und  dann  auch  der 
Passus  in  Sederm.  1.  kon.  1  „me|)  alt  swearilda  raf '  keine  Neue- 
rung darstellt.  Upl.  1.  kon.  1  kann  an  sich  besser  für  die  Auffassung 
verwendet  werden,  dass  die  sämmtliche  lagmaenn  zusammen  til  kruuu 
ok  kununidemis  sküiae  als  dafür,  dass  das  getrennt  auf  den  einzelnen 
Landsthingen  gelegentlich  der  Eriksgata  geschah;  denn  der  natürliche 
Zusammenhang  von  Upl.  kon.  1  u.  2  is-t  doch  der,  dass  ali'is  in  c.  1 
Geschilderte  zu  Ende  ist,  wenn  es  zu  den  in  c.  2  besprocheneu  Tor- 
gängfen  kommt  (vgl.  Hildebrand  a.  a.  0.  II  S,  8);  zwingend  freilich  ist 
diese  Auslegung  nicht.  Der  Satz  aber,  dass  die  drei  VoiHande  den 
König  anzunehmen  haben,  schliesst  nicht  aus,  dass  Lagmgjmer  und 
Deputirte  der  andern  Landschaften  zur  Wahlversammlung  der  drei 
Volklande  anwesend  sind.  In  dem  bekannten  Bericht  der  Olafs,  helga 
(Heimskr.  II  S.  193  Z.  16 f.)  ober  die  Absetzung  des  Königs  Olaf 
Erikson  und  die  Vrahl  des  Jacob  Oenund  ist  ja  der  Lagmann  von 
VestgoeUand  mit  einem  bedeutenden  Gefolge  auf  dem  Upsalathing, 
und  wenn  auch  die  Obersohwedea  das  entscheidende  Wort  bean- 
spruchen, so  fragen  sie  doch  gerade  den  westgötischen  Lagmaun  und 
seine  Leute  um  Rath.  Das  Thiug,  auf  welchem  die  Königsannahme 
zuerst  erfolgt,  bleibt  eben  immer  das  sogar  vom  Upsalathing  noch  ge- 
trennte Mora|)ing  (Hildebrand  a.  a.  0.  II  S.  71),  wenn  auch  Leute  aus 
andern  Ländern  mit  anwesend  sind.  —  Anders  steht  es  freilich  mit 
Vestg.  I  u.  II  retl.  1 :  nach  diesen  Stellen  ist  es  sicher,  dass  der  iag- 
mann  während  der  Eriksgata  auf  dem  westgötländischen  Thing  demr 
til  konungs,  nachdem  der  König  eidlich  gelobt  hat,  am  geltenden 
Recht  festzuhalten.  Allein  noch  in  dem  gemeinen  Landrecht  hat  ja 
der  König  auf  seiner  Eriksgata  den  einzehien  Landschaften  den  Eid 
zu  wiederholen,  den  er  auf  dem  Mora{)ing  dem  ganzen  Reich  geleistet 
(Magn-  Lands  L.  kon.  7  pr.)  und  es  ist  deshalb  sehr  wohl  denkbar,  dass 
dann  auch  trotz  eine«  allgemeinen  doema  bei  Upsala  doch  noch  das 
doema  auf  den  einzelnen  Landschaftsversanimlungen  wiederholt  wird; 
denn  jedenfalls  ist  ja  auch  nach  der  mir  wahrscheinlicheren  Deutung 
die  Annahme  doch  nur  auf  dem  Thing  der  drei  Volklande  erfolgt  und 
die  übrigen  Lagmänner  und  Deputirten  bilden  hier  eine  spätere,  un- 
organische ZuPöguog.  —  Es  würde  dann  eben  das  westgötische  Recht 
nur  die  landschaftliche  Seite  des  Vorgangs  schildern,  während  die 
Vorgänge  im  Norden  mit  den  schliesslich  auch  nicht  ganz  genauen 
Worten  gestreift  werden:  Sveaer  agho  konongh  at  taka  ok  swa  at 
vraekae.  —  Wie  wenig  vollständig  die  einzelnen  Berichte  sind  und 
wie  wenig  man  aus  dem  Schweigen  eines  derselben  schliessen  kann, 
zeigt  Upl.  kon.  2,  das  von  einem  doema  til  kunimgs  auf  dem  Laud- 
schaftsthing  nichts  sagt,  wiewohl  es  nach  Vestg.  II  damals  sicher  iu 
Geltung  war. 
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Am  ausführlichsten  ist  die  Wahl  des  Gesetzsprechers^ 
in  Island  geschildert,  den  man  doch  als  einen  enbryonalen 
König  ansehen  darf.  In  einem  komplizirten  Verfahren  wird 
durch  die  Majorität  der  neue  lj»gstrgumadr  bestimmt.  ^) 
Wenn  dann  aber  die  Wahl  erfolgt  ist,  so  soll  man  den 
Gesetzsprecher  in  der  Idgretta  annehmen  (taka)  und  zwar 
soll  ein  Mann  vorsprechen  (fyrirskilia)  und  die  andern  sollen 
ihre  Zustimmung  erklären.  — 

Auch  Dänemark  hat  Spuren  einer  formell  einstimmigen 
Annahme  bei  Königs  wählen.'')  — 

Dabei  tritt  oft  deutlich  hervor,  dass  einer  vorspricht: 
80  bei  der  Wahl  des  isländischen  Gesetzsprechers,  so  in 
Norwegen,  so  in  Schweden.') 

*)  Konungsb.  116.  Dazu  Maurer,  Island  S.  213.  Schwierigkeit 
machen  die  Worte:  nu  ero  legrettomenn  nokorir  peir,  er  nita  J>vi  er 
adrir  vilia;  fee  engl  man  sialfir  til  legsego  oc  eigo  enscis  peirra  ord 
at  metaz.  Offenbar  ist  das  dem  andern  Gedanken  verwandt,  dass  bei 
dem  retta  leg  diejenige  legrättis  menn  strafbar  werden,  or  med  hvar- 
unge  lataz  vera  muno  (K.  b.  117  S.  215).  Aber  im  letzteren  Fall  stehen 
sich  hier  vor  der  legretta  zwei  Parteien  gegenüber  und  sind  deshalb  nur 
zwei  Meinungen  denkbar,  während  bei  einer  Majoritätswahl  von  einem 
eigenwilligen  Widerspruch  gegen  das,  was  andere  wollen,  nicht  recht 
die  Rede  sein  kann.  Es  muss  eben  die  Stelle  so  ausgelegt  werden, 
dass  Dissidenten  —  anders  als  bei  vefang  —  nicht  mehr  berücksichtigt 
werden,  wenn  sich  eine  Majorität  gebildet  hat  —  *)  Saxo  (ed.  Holder) 
S.  545  Z.  3  fd.,  wo  es  offenbar  dem  Boris  verdacht  wird,  dass  er  sich 
den  Snfiragia  nicht  laut  anschliesst:  es  handelt  sich  um  eine  Optimaten- 
wahl.  Script,  rerum  Danic.  VI  S.  523.  1326.  Dani  apud  Viborgh  gene- 
rali placito  instituto  Valdemarum  in  regem  unanimiter  elegerunt  et 
ipsum  per  terram  circumducentes  in  singulis  placitis  regfio  honore 
insignire  studuerunt.  Dipl.  Suec.  V,  3741.  1343  (S.  202  ob.)  einstimmige 
Königswahl  in  Schonen.  Molbeck  og  Petersen  udvalg  n.  10,  11.  1387 
einstimmiges  kese,  aimame,  utvelie  auf  den  Landsthingen  von  Seeland 
und  Schonen.  —  »)  Haraldss.  Hardr.  24  (Heimskr.  III  S.  109  Z.  1)  porir 
af  Steig  gaf  Haraldi  konungsnafn  par  a  J)inginn.  —  Hakonars.  gamla 
c.  206  a.  E.  c.  208  (Konungasegur  S.  35-t,  357)  Herzog  Skuli  lässt  das 
Eyrarthing  berufen ;  hier  gibt  ihm  der  leg^adr  den  Königsnamen.  Der 
König  schwört  dann,  die  Gesetze  und  Gerechtigkeit  des  heiligen  Olaf 
zu  beobachten,  welcher  Eid  durch  Eid  der  Gefolgsleute  verstärkt  wird. 
Hakonars.  Gamla  289  (ebenda  S.  375):  auf  dem  Eyrari)ing  wird  dem 
Hakon  der  Königsname  und  zwar  von  Einarr  snyerbakkr,  dem  spätem 
Erzbischof  gegeben.  Dann  Hirdsskra  5:  der  vornehmste  Laie  oder 
Kleriker  legt  den  Königsnamen  bei.  —  In  Schweden  spricht  zuerst  der 
Gesetzsprecher  der  Oberschweden  (S.  14  N.  7). 
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6.  Das  Bisherige  läset  erkennen,  dass  die  mit  Worten 
erklärte  Einmüthigkeit  die  Form  ist,  in  welcher  nach  deut- 
schem Recht  die  Versammlung  ihren  Willen  darlegt.  Sie 
ist  lediglich  eine  Form;  denn  thatsächlich  entscheidet  stets 
die  Mehrheit  und  die  Minderheit  muss  sich  eben  nur  an- 
schliessen.  Aber  sie  ist  eine  sehr  verständige  Form.  Nicht 
nur,  dass  der  auch  für  die  moderne  Collegialentscheidimg 
mafsgebende  Wunsch  mitwirkt,  den  internen  Zwiespalt  nicht 
offenkundig  werden  zu  lassen ;  das  mag  bei  der  Oeffentlich- 
keit  der  Beschlussfassung  zunächst  nicht  viel  bedeutet  haben. 
Vielmehr  wird  die  formelle  Einstimmigkeit  da  nöthig  sein, 
wo  eine  eigentliche  Stimmzählung  nicht  stattfindet,  wie  in  der 
altgermanischen  Volksversammlung.  Hier  wird  dann  eben  die 
Meinung  der  zahlenmäfsig  oder  sonstwie  stärkeren  Theil- 
nehmergruppe  dadurch  sich  als  entscheidend  erweisen,  dass 
sich  alle  Theilnehmer  dieser  Meinung  ausdrücklich  fügen. 
Ist  aber  die  Form  eiimial  gebildet,  so  wird  sie  auch  da  bei- 
behalten, wo  sie  wegen  der  Vornahme  einer  Abstimmung 
nicht  so  dringend  nothig  ist.  Jedenfalls  darf  man  die  münd- 
lich erklärte  Emstimmigkeit  des  weltlichen  Rechts  auf  ger- 
manische Wurzel  zurückführen. 

Nun  ist  aber  auch  eine  Neigung  der  Kirche  zu  ein- 
müthiger  Wahl  zu  erkennen  und  es  muss  versucht  werden, 
das  Verhältniss  der  kirchlichen  Sitte  zum  weltlichen  Brauch 
zu  ermitteln.  Schon  dip  Frühzeit  wünscht  die  volle  Ueber- 
einstimmung  der*  Wähler^),  aber  es  wird  von  Leo  M.'*)  wie 
von  Gregor  M.')  doch  wieder  als  vollkommen  zulässig  hinge- 
stellt, dass  bei  der  Bischofswahl  die  Stimmen  sich  spalten;  die 
letztere  Auffassung  ist  dann  in  die  kirchlichen  Rechtsbücher 
des  11.  und  12.  Jahrhunderts  übernommen  worden.    Die  Vor- 


*)  Hb.  diurnus  (ed.  Sickel)  58,  60,  82 ;  Gregor  M.  reg.  IV.  1.  — 
*)  Leo  M.  epißt  14.  c.  5  (Migne  patr»  L  54  coL  673)  und  daraus  Anseimus. 
Ivo,  Polycarp,  dann  c.  36  Dißt.  63.  —  »)  Gregor.  M.  reg.  X.  19  und  daraus 
coli.  Ans.  dedic,  Anselmufl,  Polycarpus,  dann  c.  17  Caus.  8  qu.  1.  —  c.  6 
des  Concils  von  Nicäa  (Mansi  ampL  coli.  II  col.  669  und  daraus  c.  1.  Diüt.  65) 
wird  man  allerdings  auf  die  Wahl  durch  die  Kleriker  und  die  Laien  der 
Diöcese  und  nicht  auf  die  Mitwirkung  der  Provinzbischöfe  (c  4;  dazu 
Sohm,  Kirchenrecht  S.  274)  beziehen  müssen;  aber  der  Sinn  ist  hier  nur 
der,  dass  der  best&tigende  Metropolit  den  Widerspruch  einer  verschwin- 
denden Minorität  bei  der  Wahlbestätigung  nicht  berücksichtigen  soll. 
Zaitschrift  für  Rechtegeechichte.    XXHI.    Germ.  Abth.  2 
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Stellung,  dass  die  Majorität  entscheidet,  erscheint  so  selbst- 
verständlich, dass  dann  Bernhard  von  Pavia  das  Papstwahl- 
dekret Nikolaus  II.,  welches  eine  Concors  electio  verlangt, 
als  Beleg  für  das  Majoritätsprinzip  anführt.^)  —  Steht  es  fest, 
dass  Gregor  M.  die  Majoritätswahl  als  giltig  bezeichnet,  so 
kann  eine  andere  gleichzeitige  Schicht,  wonach  der  zu  einer 
Bischofswahl  entsandte  päpstliche  Commissar  auf  eine  ein- 
müthige  Wahl  drängen  solP),  doch  wohl  nicht  bedeuten,  dass 
eine  materiell  einstimmige  Wahl  verlangt  wird;  sondern  es 
soll,  wie  das  die  Stellen  auch  ausdrücklich  sagen,  auf  eine 
allgemeine  Unterzeiclinung  des  Instruments  über  die  ge- 
schehene Wahl  hingewirkt  werden.  Das  Wahldekret  aber  ist 
nur  eine  Anwendung  des  von  den  Geistlichen  unterzeichneten 
Synodaldekrets.')    An  der  allgemeinen  Subskription  ist  auch 

^)  Summa  de  elect.  II  §  9.  (Laspeyres:  Bernardi  papiensis  summa 
decret.  S.  315.)  —  *)  Gregor  reg.  VII.  16  =  XIII.  16  (=--  Deusdedit  coU. 
I.  186;  c.  16  D.  61).  Von  da  aus  muss  man  dann  an  der  sonst  nicht 
unzweifelhaften  Echtheit  des  gelasianischen  Fragments  in  c.  11  D.  63 
(darüber  Thiel  epist.  rem.  pontif.  S.  62)  festhalten.  —  •)  Ep.  Leonis  M. 
10.  c.  6  (Mignf  patr.  54  col.  634)  teneatur  subscriptio  clericorum,.bonora- 
torum  testimoiiium,  ordinis  eonsensus  et  plebis.  liber  poutificalis  n.  60 
(ed.  Duchesne  I  S.  290)  füf  Silverius  536  —  537:  qui  Theodatus  — 
talem  timorem  indixit  clero,  ut,  qui  non  consentiret  in  huius  (des 
Silverius)  ordiuatiouem,  gladio  puniretur.  Quod  quidem  sacerdotes  non 
subscripserunt  in  eum  secundum  morem  anticum  vel  decretuni 
confirmavenmt  ante  ordinatiouera;  iam  ordinato  sub  vim  et  metmn, 
propter  adunationem  ecolesiae  et  religionis,  postmodum  iam  ordinato 
Süverio  sie  .subscripserunt  presbyteri.  lib.  Diumus  60:  cuius  et  decreta 
sollemniter  facientes;  82  ebenso  dann  am  Schluss:  hoc  vero  decretum 
a  nobis  factum  subter  —  manibus  propriis  roborantes  :—  in  arcivo 
—  Romane  ecclesie  —  reeordari  feeimus  .  .  .  111.  humilis  presbyter  — 
electo  nostro  consensi  et  subscripsi.  Similiter  totus  clerus  cum  opti- 
matibus  et  militibus  sen  ci^itonicis  subscripserunt.  Gregor  M.  reg. 
VII.  16  (=  XIII.  13).  Der  päpstliche  Commissar  soll  die  einhellige 
Wahl  eines  Bischofs  bewirken:  qui  dum  ftierit  postulatus  cum  sollenmi- 
tate  decreti  omnium  subscriptionibus  roborati  —  ad  nos  sacrandus' 
oecurrat;  III.  30:  Der  Klerus  von  Genua  hat  über  die  Bischofswahl 
berichtet,  aber  non  fuit  subsoripta  relatio;  darum  ertlieilt  der  Papst 
ein  Commiasorium  zur  Untersuchung  der  Wahl.  —  lieber  das  Verhält- 
niss  der  Bischofswahl  zur  Synode  und  die  Form  der  Synodalbeschlüsse 
Sohm,  Kirchenrecht  S.  271,  S.  298  fd.:  besonders  charakteristisch  für  die 
letztere  Theophania  chronogr.  (de  Boor)  S.  157  Z.  23  f.  Tifio9iov  di  re 
nvvoiixä  xal  MaxeJoyiov  ri]t'  xa&aigsaiy  rois  xata  nöXcy  Iniaxönoif  vnö- 
yQuifiai  eiiefixpay  (Kaiser  Anastasius  a.  Patriarch);  die  einen  halten 
Stand,  die  andern  unterschreiben  aus  Furcht. 
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noch  später  festgehalten  worden.  *)  Bei  den  Papstwahleo  doll 
allerdings  im  11.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  1 2.  Jahr- 
hunderta  nicht  nur  eine  formelle  Einstimmigkeit,  sondeni 
;:ar  materielle  Einmüthigkeit  verlangt  worden  sein"''),  so 
«eilig  praktikabel  auch  etw'as  Derartiges  ist.  Die  allgemeine 
Unterzeichnung  des  Wahlinstruments  erhält  sich  dann  noch 
in  die  Zeit  der  Ski-utinialwahlen  herein  als  nothwendiger 
Formtheil  und  erat  allmählich  fällt  das  Erfordemiss  weg.') 
—  Eine  solche  gemeinsame  Unterzeichnung  setzt  voraus, 
dass  sich  die  Minorität  der  Majorität  fügt.  Nun  wird  zu 
Anfang  des  13.  Jahrhimderta  die  Minorität  auch  deswegen 
aufgefordert  sich  der  Majorität  auzuschliessen ,  damit  der 
elector  diese  Wahl  als  einheitliche  erklären  kann.*)  Ich 
vermag  mit  dem  hier  gesammelten  unzulänglichen  Material 
nicht  zu  entscheiden,  ob  dem  letzten  Moment  eine  selbst- 
ständige Bedeutung  zukommt  oder  ob  dasselbe  lediglich  eine 
Folge  des  Anschlusses  sämmtlicher  Wähler  ist,  der  von  jeher 
bei  der  allgemeinen  subscriptio  gegeben  war.  Immerhin 
aber  genügte  das  bisher  Ausgeführte  zu  dem  Schluss,  der 
hier  allein  von  Bedeutung  ist:  Zwar  wünscht  auch  das 
Kirchenrecht  eine  formelle  Einmüthigkeit  und  deshalb  kann 
der  Sw.Sp.  mit  Recht  behaupten,  dass  bei  allen  Wahlen  sich 

*)  c.  9.  Caus.  2  quaest.  1.  (Hinkmar  853):  qui  ad  summum  sacer- 
dotium  provehittiT,  decreto  manibus  omnium  roborato  eligitur.  Gall. 
';bri8t.  IX.  coL  149.  868  die  Wahl  wird  kassirt,  quoniam  decretum  non 
^anonice  factum  fuit  (Fortsetzung  auf  S.  20  N.  2);  besonders  interessant 
iib.  pontif.  II  S.  140  fd.  855 :  Hier  nimmt  zuerst  clerus,  tue  proceres  im 
Senat  die  Wahl  vor  (unter  Beifall)  des  Volks;  uno  consensu  —  ponti- 
Hoi  promulgaverant  eligere  ....    His  peractis  clerus  et  universi  pro- 

rcs  decretum  compouentes  proprüs  manibus  roboraverunt  und  schickeu 
c  5  Dekret  an  den  Kaiser,  cart.  de  S.  Victor  de  Marseille  II  1133 
(lOGI)  Beispiel  einer  subscriptio  bei  Abtwahl.  —  *)  Mflhlbacher,  Die 
ötreitige  Papstv/ahl  des  Jahres  1130  S.  149  fd.  Die  Belege,  welche 
Mshlbacher  aus  Deusdedit  anfuhrt,  beweisen  freilich  gar  nicht*,  denn 
sie  enthalten  nichts  Deusdedit  EigenthftmHches,  sondern  sind  nur  die 
auch  hier  besprochenen  Stellen.  —  »)  Bemard.  de  electione  III  §  3 
(S.  318),  Gofeedi  Tranensis  summa  tit.  de  elect,  c.  20  verlangen  noch 
die  Unterschrift  durch  alle  Wähler.  Iimocenz  IV.  aber  (app.  I.  6.  e.  20 
n.  1)  sagt,  dass  die  Unterschrift  der  WjLhler  nicht  nothwendig  ist, 
^-i^ndem  ein  authentisches  Instrument,  genügt.  —  ♦)  Goffredi  Tranensis 

rama  tit  de  elect  c.  9  (v.  Wretschko  in  Ztschr.  für  Kirchenrecht  XI. 
^  342,. 
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die  Majorität  der  Minorität  anschliessen  muss.  Aber  wie  die 
Börche  ihre  Forderung  schon  vor  jeder  möglichen  Einwir- 
kung germanischen  Rechts  aufstellte,  so  ist  auch  die  ver- 
breitetste  und  allgemeinste  Form  dieser  Einmüthigkeit,  die 
gemeinsame  Subskription  ganz  verschieden  von  der  münd- 
lichen Zustimmimg  zum  Vorschlag  des  Wahlverkündigers, 
wie  ihn  das  germanische  Recht  kennt.  Da  sich  freilich  die 
Mitwirkung  der  Laien  an  der  Wahl  sehr  früh  nicht  mehr 
auf  die  Subskription  des  Wahlinstruments  bezog  und  auf 
einen  summarischen  Consens  reduzirte  ^),  so  ergaben  sich 
soweit  auch  bei  Kirchenwahlen  Formen  gleich  denen  des 
weltlichen  Wahbechts;  für  diese  Art  der  Zustimmung  kann 
man  dann  hier  und  dort  Ausdrücke  wie  laudare  oder  con- 
sentire  anwenden. 

Das  was  man  von  vornherein  vermuthen  möchte,  dass 
die  Aehnlichkeit  in  den  Voraussetzungen  der  weltlichen  und 
der  kirchlichen  Wahl  —  da  wie  dort  Wahl  durch  einen 
nicht  geschlossenen  Wählerkreis  —  zu  einem  ähnlichen  Er- 
gebniss  im  Verfahren  führt,  dass  aber  jedenfalls  die  vielen 
kirchlichen  Wahlen  nicht  durch  die  wenigen  weltlichen  be- 
einflusst  sein  können,  das  bestätigen  also  die  positiven 
Belege.^) 


*)  Die  Unterscheidung  des  wirklichen  Wahbrechts  des  Clerus  und 
einer  bloss  summarischen  Zustimmung  der  Laien  ist  uralt;  vgl.  Sohm, 
Kirchenrecht  S.  272  N.  44;  in  der  ep.  Leonis  M.  10  c.  6  (Migne  p.  1.  54 
col.  634)  heißst  es:  teneatur  subscriptio  clericorum,  honoratorum  testi- 
monia,  ordinia  consensus  et  plebis  (daraus  c,  27  Dist.63;  früher  Deus- 
dedit  coli.  I.  96)  und  so  scheint  die  subscriptio  nur  vom  Klerus  be- 
thätigt  worden  zu  sein ;  in  c.  4  des  gleichen  Briefes  wird  von  electio 
clericorum,  dem  arbitrium  honoratorum  geredet.  Nach  dem  lib,  Diur- 
nus  82  unterschreiben  allerdings  auch  noch  Laien,  und  ebenso  erwähnt 
noch  lib.  pontif.  n.  106  (Duchesne  II  S.  141;  ob.  S.  19  N.  1)  855,  dass  das 
Wahldekxet  ausser  vom  clerus  auch  von  cuncti  proceres  verfasst  wird; 
aber  immerhin  das  übrige  Volk,  das  ja  zujubelt,  ist  am  Dekret  nicht 
betheiligt.  Für  spater  vgl.  das  dictum  Gratiani  zu  c.  25  Dist.  68.  — 
*)  Soweit  weiche  ich  von  den  verdienstvollen  Untersuchungen  Wretschko's 
(diese  Zeitschrift  XX  S.  189  f.  und  Ztschr.  für  Kirchenrecht  XI  S,  839  f.) 
ab,  der  ohne  eigentlichen  Beleg  einen  Anschluss  der  Kirche  an  ger- 
manische Rechtsideen  behauptet.  —  Am  nächsten  der  germanischen 
Form  steht  die  schon  erwähnte  (S.  19  N.  1)  interessante  Urkunde  in  Gall. 
Christ.  IX.  col.  149  f.    Hier  kommt  es  nach  Kassuning  der  alten  Wahl 
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Bei  der  nordgermanischen  Fürstenwahl  ist  die  politisch 
entscheidende  Beschlussfassung  durch  vornehme  oder  sonst- 
vie  mafsgebende  Leute  und  die  Annahme  des  durch  einen 
solchen  Beschluss  oder  durch  das  Gesetz  bereits  bezeich- 
neten Kandidaten  seitens  des  Yolksgerichts  zu  trennen. 

Noch  nicht  hierher  zählt  die  schon  berührte  Wahl  des 
isländischen  Gesetzsprechers;  wohl  kommt  es  da  zu  einem 
einmüthigen  taka,  nachdem  der  bindende  Beschluss  über  die 
Person  des  Kandidaten  gefasst  ist;  allein  in  beiden  Stadien 
des  Beschlusses  ist  die  "Versammlung   die  gleiche  l^gretta. 

Hingegen  sind  die  Vorgänge  bei  der  norwegischen 
Königswahl  zu  erwägen.  In  diesem  Land  hat  bekanntlich 
der  Bergensche  Yergleich  von  1164  die  Bestimmung  dar- 
über, wer  von  den  Söhnen  des  Königs,  bzw.  dessen  nächsten 
Verwandten  der  zur  Thronfolge  Geeignete  ist  oder  wer 
in  Ermangelung  eines  geeigneten  Prinzen  sonst  König  sein 
soll,  einer  von  den  Bischöfen  ernannten  und  in  Nidaros 
zusammentretenden  Kommission  übertragen,  welche  mit 
Stimmenmehrheit  entscheidet^);  wie  weit  die  Deputation  als 
solche  eine  Neuerung  ist,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  er- 


zn  einer  neuen  einmüthigen  Wahl :  quo  deereto  coram  omnibus  relecto 
et  nominibus  singulorum,  qm  illud  subscripserunt,  recitatis,  interrogati 
sunt  (von  dem  die  Wahl  prüfenden  Metropoliten)  tarn  canonici  et 
monachi  de  monasterüs  in  eadem  parochia  sitis,  quam  etiam  par- 
rochiani,  presbyteri  et  nobile«  laici,  si  in  eadem  electione  ipsius  W. 
presbyteri  consentirent.  Qui  onmes  viva  voce  dixeront,  quod  et  ipsi  et  ■ 
illi,  qui  üluc  venire  non  potuerunt,  in  eadem  electione  consentirentN 
Prüft  man  genauer,  so  ist  doch  auch  hier  das  Dekret  das  Entscheidende. 
Die  mündliche  Bestätigimg  hinterher  ist  yielleicht  nur  der  Laienkon- 
senB,  dem  sich  auch  die  Kleriker  nochmals  anschiiessen.  Vielleicht 
kommt  es  aber  deshalb  zu  einer  solchen  Aeusserung,  weil  der  ur- 
sprünglich unsicheren  Wahl  wegen  der  Metropolit  ausdrücklich  fragt. 
*)  Gul.  |).  L  2,  dann  die  Frost.  {>.  1.  Christenrecht  c.  1  in  der 
d&nischen  Uebersetzung  von  1594  (Norges  g.  love  IV.  S.  31  f.):  dazu 
Munch,  det  norske  folks  historie  II.  S.  934;  Keyser  a.  a.  0.  S.  45  f.; 
Zorn,  Staat  und  Kirche  in  Norwegen  S.  13 ;  Maurer,  Norwegens  Schen- 
kung an  den  heiligen  Olaf  (Abh.  Münch.  Ak.  phiL-phil.  Kl.  XIV. 
S.  89  fd.). 
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mitteln.*)  Noch  in  der  neueren  Thronfolgeordnung  von  1260 
bleibt  die  Deputation,  diesmal  freilich  von  den  hirdstjorar 
des  Königs  ernannt,  bestehen ;  allein  von  einer  Wahl  ist  hier 
nicht  die  Rede,  weil  eine  feste  Successionsordnung  eingeführt 
ist.^)  In  der  Regelung  von  1274  aber*),  wo  die  Deputation 
wieder  —  jetzt  von  der  Königs-  und  der  Bischofsseite  er- 
nannt —  erwähnt  wird,  hat  sie  dann  per  maiora  den  König 
zu  wählen,  wenn  nach  dem  sehr  ausführlichen  Thronfolge- 
recht doch  kein  Nachfolger  vorhanden  ist.*)  Für  uns  ist  nun 
beachtenswerth,  dass  sich  an  d(3n  Zusammentritt  der  Depu- 
tirten  imd  des  Gefolges,  das  sich  ebenfalls  mit  der  Thronfolgc- 
deputation  nach  Nidaros  begeben  muss,  eine  Verhandlung 
auf  dem  Eyrathing,  dem  Thing  der  8  thröndischen  Völker- 
schaften zum  Zweck  der  Konungstekja  anschliesst:  hier,  in 
der  Gerichtsversammlung,  wird  dem  Kandidaten  der  Hoch- 
sitz errichtet  und  der  Königsname  durch  den  vornehmsten 
Anwesenden  beigelegt.  Dann  schwört  der  König  das  Recht 
zu  wahren  und  wird  auf  den  Hochsitz  gehoben. 5)  Der  Vor- 
rang  des  Eyrathing   lässt  sich   schon  sehr  früh  erkennen"); 


')  Maurer,  Schenkung  S.  92,  der  die  Deputation  als  et'was  Neues 
betrachtet,  macht  doch  darauf  anfraerksam,  dass  eine  solche  schon  1152 
gelegenÜich  eines  Aktes  kirchlicher  Gesetzgebung-  (Norg.  g.  Love  L 
S.  447)  hervortritt.  —  *)  Neuere  Gul.  1).  1.  Kristem-echt  c.  5  Jarusida  10, 
Arna  krist.  4;  dazu  Munch  IV.  S.  195.  —  »)  Munch  IV.  S.  552fd.  — 
*)  Magn.  Landsl.  krist.  6;  Hirdskra  3.  —  *)  Dass  das  taka  til  konungfs 
auf  dem  Eyraping  geschieht  und  dass  der  König  hier  dem  Volke  Ge- 
rechtigkeit schwört,  sagt  Jarns.  10  (=  Neuere  Gul.  J).  1.  krist.  5;  Arna 
krist.  4).  —  In  der  Hirdskra  5  wird  von  der  Enichtung  des  hiisaeti  auf 
dem  Thing,  dann  der  Beilegung  des  Namens  durch  die  Vornehmsten, 
dann  der  Erhebung  auf  den  Hochsitz  durch  die  Vornehmsten  berichtet.  In 
c.  6  ist  bestimmt,  dass  der  König  den  Eid  auf  das  geltende  Recht  leisten 
soll,  aeftir  pat  seni  han  er  til  konoiigs  taekimi.  Ob  das  nach  der  Bei- 
legung des  Namens  oder  nach  der  Erhebung  auf  den  Hoch.sitz  geschieht, 
ist  nicht  gesagt;  jedenfalls  geschifeht  es  auf  dem  Thing.  Da.'«  das  Thing 
das  Eyraping  sei,  sagt  die  Hirdhkrd  nicht  ausdrücklich;  es  folgt  aber  aus 
c.  3  (Keyser  a.  a.  0.  S.  57).  — -  «)  Magims  &.  goda  c.  3,  c.  5  (Heimskr.  III 
S.  9  S.  12);  Ingas,  c.  18  (Heiinskv.  III  S.  3(58);  Magnus  s,  Erlings.  c.  8 
(Heimskr.  III  S.  445).  —  Ganz  deutlich  ist  das  Vorrecht  auf  die  Ko- 
nungstekia  dem  thröndischen  Verband  beigelegt  in  der  Hakonars. 
gamla  nach  der  Fassung  des  cod.  Frieianus  c.  94:  vor  .skulum  fjrst 
taka  legmann,  er  fyrstr  a  at  vera  er  prondalegum,  par  sem  kouungs- 
tekian  er  med  rettu;  nach  der  Fassung  im  Eyrspennil   (Hak.  s.  c.  84 
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allein  die  KönigBannahme  erfolgt  auch  an  andern  Gerichts- 
stellen.*)  —  Sehr  klar  ist  der  Auf  bau  des  dänischen  Rechtes. 
Hier  steht  auf  der  einen  Seite  der  Beschluss  einer  Optimaten- 
versammlung  über  die  "Wahl  des  König«,  auf  der  andern  die 
Annahme  des  so  gewählten  Königs  durch  die  Landsthinge, 
zunächst  das  von  Jütland,  dann  von  Schonen,  endlich  von 
Seeland:  König  ist  nur  der  in  dieser  Weise  von  den  Lands- 
thingen Angenommene.')  —  Auch  Schweden  gehört  in  den 
gleichen  Zusammmenhang,  wenn  man  entgegen  der  herrschen- 
den Lehre  annehmen  dürfte,  dass  die  Wahl  des  Kandidaten 
durch  die  Lagmänner  und  Deputirten  zum  Morathing  und 
das  doema  til  konungs  auf  den  einzelnen  Landsthingen  zeit- 
lich nebeneinander  bestanden  hat.  Und  selbst  wenn  das 
nicht  zutreffend  sein  sollte,  so  mues  doch  jedenfalls  irgend- 
welche Einigung  über  den  König  vor  der  formellen  Annahme 
an  den  einzelnen  Thingen  stattgefunden  haben. ^)  Wie  in 
Norwegen  bei  der  Annahme  am  Eyra{)ing  eine  Erhebimg 
auf  den  Königssitz  geschieht,  so  wird  am  Morathing  der 
König  auf  den  Königstein  erhöht,*) 


neatr 


in  Konungasegur  S.  290;  nnd  im  Flateyarb.  (III  S.  55  c.  75)  heilst  es 
sutraler:  pann  legmann,  er  yfir  bydr  eil  prendaleg,  sem  konnngs- 
it  er  med  rettu. 
')  Hakonars.  goda  c.  2  (Heimskr.  I  S.  167);  Olafss.  helga  o.  37  (ebda. 
II  S.  55) :  Olali  var  gefit  konungsnafr.  yfir  landi  ollu  ok  demt  honum 
laud  at  apleuzkum  legum;  c.56  (ebda.  JI  8,81);  Magnuss.  goda  c.  5  (ebda. 
m  S.  12);  Maguass.  bart.  c.  1  (ebda.  HI  S.  2^33).  —  -)  Anna  Hude,  Dane- 
hoffet  og  dets  plads  i  iJanmarks  statsforfetning  1893.  Ich  vermag  dem 
ausgezeichneten  Buch  nicht*  Wesentliches  hinzuzufügen.  A.  Hude  nnter- 
soheidet  schon  tur  die  älteste  Zeit  zwischen  einer  Optimatenversamm- 
lung  zur  Bestimmung  des  Königs  —  darauf  bezieht  sie  die  bei  Saio, 
Sven  Aageson,  auch  Lu  der  Jomsvik.  c  19  (Ö.  72  1.  6  bei  Petersens  1882) 
erwähnte  Versammlung  von  Isere  —  und  einer  Wahl  des  Königs  auf  den 
H  (4)  Landsthingen  des  Reichs.  Noch  in  späten  Zeiten  zeigt  sich  in  der 
That  auch  der  Gegensatz  zwischen  der  Versammlung  der  potiores  regni, 
dem  Danehof,  welcher  den  Kandidaten  bestimmt,  und  der  electio  an 
den  einzelnen  Landsthingen.  Schon  früher  stand  der  Vorrang  des  nord- 
jfitischen  Things  in  Viborg  fest;  jetzt  ist  durch  Repert.  Danic.  6034, 
6081.  6032  die  Reiheufolge  des  kesen  to  koninge  überhaupt  festgelegt: 
vgl.  Pappenheim  in  dieser  Zeitschrift  XXII  S.  411  f.  —  *)  Darauf  weist 
der  öt^^rs  erwähnte  Beri'^ht  der  Olafss.  helga  c.  94  (Heimskr.  II  S.  193). 

I*)  Olavius  MagnuK  gent  septentr.  historiae  8.  1.    Grimm,  Kechts- 
rthamer  (4.  Aufi.)  i  S.  327  f;  Hildebrand  a.  a.  0.  II  S.  8,  S.  9. 
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Der  Gegensatz  zwischen  einer  politisch  entscheidenden 
Bestimmung  und  einer  rechtlich  mafsgebenden  Kur  erklärt 
sich  sehr  natürlich  durch  die  Bestandtheile,  aus  welchen 
sich  die  Thronfolge  zusammensetzt:  neben  dem  staatsrecht- 
lichen Erwerb  des  Amts  und  dem  rein  privatrechtlichen 
Erbgang,  wonach  der  Nachfolger  ebenso  nach  seinem  Yor- 
gänger  das  Erbebier  trinkt,  wie  sonst  ein  Erbe  gegenüber 
dem  Erblasser  ^),  kommt  ja  doch  die  Neuknüpfung  des  per- 
sönlichen Verhältnisses  zwischen  dem  König  und  seinen 
Kriegern  in  Betracht;  es  bleibe  hier  dahingestellt,  ob  diese 
Krieger  auch  nur  zum  grösseren  Theil  Gefolgsleute  des 
Königs  waren;  jedenfalls  sind  aber  diese  letzteren  mit  ein- 
zurechnen. 2)  Der  König  wird  eben  auch  sprachlich  wieder- 
holt danach  bezeichnet,  dass  er  der  Herr  eines  Gefolges  ist. 3) 

*)  Eine  sehr  alterthfimliche  Quelle  betrachtet  diesen  privatrecht- 
lichen Akt  als  Voraussetzung  der  staatsrechtlichen  Succession :  Jomsvik. 
(Petersens  1882)  S.  56  Z.  17,  S.  58  Z.  7  f.  Ein  paar  Mal  steht  die  Be- 
steigung des  häsaeti  in  Verbindung  mit  diesem  Erbebier:  Tnglingas. 
c.  36  (Heimskr.  I  S.  66),  Fagrskinna  c.  55;  dazu  Homeyer  in  Abh.  Berl. 
Ak.  1864  S.  120  f.  S.  127  if.  S.  142  f.  und  daraus  Schücking,  Der  Regie- 
rungsantritt S.  27.  —  2)  Nach  der  Jomsvik.  c.  11  (Petersens  1882)  S.  56 
müssen  zuerst  die  Leute,  welche  mit  dem  König  Harald  nach  Bomholm 
zogen,  „sveria  nu  Sveini  —  land  ok  pegna  ok  taka  han  til  konungs 
yfir  alla  danmork."  Dann  kehrt  Sveinn  mit  seinem  Pflegevater  Palna- 
toki  zurück:  ok  hvar  sem  peir  komo  (also  an  verschiedeneu  Orten)  J)a 
laetr  Palnatoki  kvefia  husfings  ok  er  Sveinn  til  konungs  tekinn  um 
alla  danmork.  Da  hus|)ing  nur  eine  Versammlung  der  milites,  viel- 
leicht der  hird  ist  (cf.  Fritzner  h.  v.),  so  handelt  es  sich  also  auch  zu 
Hause  zunächst  um  Gewinnung  der  milites.  Dagegen  Amgrims  Ueber- 
setzimg  S.  28  spricht  zuerst  von  einem  hominium  der  regii  milites  auf 
Bomholm ;  später  aber  in  Dänemark  ab  omnium  ordinum  horainibus  — 
rex  eligitur  und  auf  Aehnliches  weist  die  unbestimmte  Fassung  in 
Flateyarb.  I  S.  162  f.  In  der  interessanten  Stelle  Jomsvik.  3  (Petersens 
1882  S.  15  Z.  1)  trinkt  der  neue  König  zuerst  mit  seinem  Gefolge,  mit 
dem  er  also  das  Verhältniss  schon  geknüpft  haben  muss,  das  Erbebier : 
ok  nu  her  eptir  tekr  haralldr  vip  landi  ok  pegnom  ok  pvi  riki  ollo, 
er  faj)ir  hans  hafpi  at  ok  sif  an  ping-ade  han  vif>  landzmen  ok  toku 
bau  til  konungs.  —  Weiter  gehört  es  hierher,  wenn  Saxo  (S.  452  Z.  16  f). 
©inen  aus  der  Umgebung  des  todkranken  Königs  Erich  Lamm  sagen 
lässt,  man  solle  jetzt  auf  Wahlen  bedacht  '3ein,  da  man  von  der  gegen- 
wärtigen militia  bereits  frei  sei  (A.  Hude  S.  24)  und  wenn  Knut  VI. 
nach  Jütland  reist,  paternos  sibi  milites  obligaturus  (Saxo  S.  657  Z.  7). 

—  Ueber  das  Verhältuiss  zwischen  den  milites  uud  dem  Gefolge   des 
Dänenkönigs  jetzt  vor  allem  Erslev,Valdemarerues  Storhedstid  S.  204fde. 

—  »)  Hierher  die  Zusammensetzung  haukstallakonr,  gramr  haukstalla; 
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—  Es  lässt  sich  nun  in  der  dänischen  Geschichte  wiederholt 
erkennen,  dass  Wahl  und  Anerkennung  seitens  der  milites 
der  staatsrechtlichen  Anerkennung  vorgehen  kann^),  und  fast 
scheint  es,  als  ob  die  Designation  des  Nachfolgers  bei  Leb- 
zeiten des  Vorgängers  zuerst  nur  auf  einer  solchen  blossen 
Optimatenversammlung  erfolgt  sei.^)  Dass  an  der  politisch 
mafsgebenden  Versammlung  nicht  nur  die  milites  betheiligt 
sind,  zeigt  das  norwegische  Recht  jedenfalls  seit  1164  und 
das  schwedische  jedenfalls  seit  Anfang  des  14.  Jahrhunderts; 

cf.  Sveinbjern  Egilson  s.  v.  haukstaidi;  freilich  wird  haukstaldi  schon  in 
der  Snorra  Edda  mit  fylkir  wiedergegeben.  M.  E.  gehört  auch  das 
Wort  drottin  hierher,  welches  eben  doch  auf  den  Herrn  einer  Krieg3- 
schaai-  weist;  vgl.  auch  Förster  im  Beiblatt  zur  Anglia  XIII  S.  167. 

»)  So  besonders  Script,  rer.  Danic.  IH  S.  264.  1215.  rex  W.  secun- 
du8  in  Samso  cum  melioribus  regni  colloquimn  habuit  et  eos  fidelitatem 
jurare  fecit  fiHo  sno  W.  tertio,  qui  ei  hominium  omnes  fecerunt.  Postea 
in  placito  Vibergensi  unanimi  consensu  omnimn  in  regem  est  electus, 
ut  post  patrem  regat.  Dann  was  Saio  fiber  die  Erhebung  von  Knut  VI. 
bemerkt:  zuerst  (S.  545)  beschliessen  die  primatea  oder  der  nniver- 
sus  exercitus  bei  Lebzeiten  Waidemars  I.  über  die  Erhebung  Knuts  VI. 
und  werden  dessen  milites  (Z.  19),  leisten  also  offenbar  einen  Eid; 
dann  geschieht  auch  die  Krönung  und  Thronerhebung  des  Knat 
noch  während  der  Regienmg  seines  Vaters  (S.  584  Z.  25).  Nach  dessen 
Tod  aber  reist  der  junge  König  zu  den  jütischen  Thingen,  um  als 
Thronerbe  anerkannt  zu  werden:  K.  in  Jutiam  secessit,  pat^mos  sibi 
milites  obligaturus.  Neque  enim  illi  nomen  regium  ambiendum  resta- 
bat,  quod  unctionis  sue  tempore  solenniter  adeptus  fuerat.  In  con- 
cione  Vibergensi  benivolos  civium  animos  expertus  apud  üemense 
tacita  quorumdam  simultate  compressa  pari  ceterorum  favore  excipi- 
tor.  Ätque  ita  patre  consensu  regni  heres  efficitur:  da  ihm  der 
Name  König  schon  früher  beigelegt  war,  so  beschränkt  sich  jetzt 
die  Anerkennung  der  Thinge  auf  die  Thronfolge.  —  Nur  die  Wahl 
der  proceres  erwähnt  Scr.  rer.  Danic.  I  S.  25  unt.  1259:  regem  cum 
communi  consensu  omnium  heroum  regni  designavit  et  omnium  mili- 
tum  facto  eidem  hominio  designatum  confirmavit.  —  *)  So  im  Fall  des 
Königs  Knut  ,oben  N.  1).  In  Knytl.  24  (Formannas.  XI.  S.  213)  l&sst 
sich  Sveinn  die  Befugniss  zur  Designation  seines  Sohnes  von  einer  Ver- 
sammlung geben,  die  allerdings  eher  einer  Gerich tsversammlung  gleich- 
seht (arg. :  var  pat  pa  legt«kit  ok  att  vapnatak  at.).  Trotzdem  findet 
nach  dem  Tod  des  Königs  nun  doch  das  Landsthing  in  Viborg  statt 
zu  Königswahl  und  -annähme:  so  scheint  wenigstens  die  rechtlich  ent- 
scheidende Königswahl  und  -annähme  erst  mit  der  Thronerledigung 
zu  erfolgen.  —  Direkt  gegen  die  Vermuthung  im  Text  spricht  der 
Fall  von  1215  (oben  N.  1);  aber  das  ist  vielleicht  eine  Neubildung. 
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auch  für  das  dänische  Recht  ist  es  bestritten,  ob  nicht  doch 
auch  andere  Personen  als  die  milites  an  diesen  Yersamm- 
lungen  theilnahmen;  die  Frage,  welche  eine  eingebende 
Untersuchung  des  ganzen  Ständerechts  verlangt,  kann  hier 
nicht  erörtert  werden.  ^)  Aber  jedenfalls  ist  das  sicher,  dass 
die  milites  in  der  Wahlversammlung  eine  wichtige  Rolle 
spielen.^) 

Der  Yersammlung  gegenüber,  welche  über  die  Person 
des  Kandidaten  bestimmt,  stehen  dann  die  Thinge,  welche 
den  Kandidaten  durch  einen  Vorsprecher  annehmen.  Es  ist 
zutreJÖfend,  wenn  in  den  schwedischen  Quellen  die  Thätigkeit 
des  vorsprechenden  lagmann  als  ein  de-ma  til  konungs  be- 
zeichnet wird  und  auch  in  Norwegen  ähnliche  Vorstellungen 
bezeugt^)  sind.  Denn  wenn  auch  das  Königthum  überall  aus 
einem  Wahlamt  hervorging,  so  ist  es  in  historischen  Zeiten 
eben  doch  an  ein  bestimmtes  Geschlecht  gebunden;  nicht  nur 
durch  die  Praxis  —  das  Vorhandensein  wirklicher  Dynastieen 
— ,  sondern  auch  durch  theoretische  Quellenaussprüche  wird 
das  bewiesen.*)  Innerhalb  des  Geschlechtes  aber  fehlt  es  an 
einer  festen  Erbfolge  und  soweit  kommt  die  Wahl  zur  Gel- 
tung. Vielleicht  ist  diese  Enfrv^Hckeluugsstufe  für  alle  Zeit  in 
dem  Wort  König  festgehalten.^)  Besonders  wird  die  Wahl  da 

\)  Für  eine  Versammlung,  die  auch  andere  Elemente  als  die 
procere.s  enthält:  Larseu  in  historisk  Tidskrift  I  1840  S.  243,  252; 
Matzen  Danske  Kongers  Haandfaestninger  S.  59  f.,  Matzen  forel.  over  d. 
danske  retshist.  I  S.  141,  163.  —  Dagegen  A.  Hude  a.  a.  0.  —  *)  A.  Hude 
'S.  23  fd.  In  Norwegen  muss  mit  den  Deputationen  auch  die  hird  nach 
Nidaros  kommen.  —  ')  Vestg.  I  u.  II.  retl.  b.  1.;  Upl.  kun.  b.  1;  Sederm.  1. 
kun.  b.  l;  Sederm.  1.  add.  1  §  3;  Magn.  Landsl.  kun.  b.  4  pr.  §  1.  —  Für 
Norwegen  wird  von  einem  dema  konungsuafti  oder  dema  land  gesprochen 
(S.  14  N.  2.  S.  23  N.  1).  -  *)  Olafss.  helga  c.  85  (Heimskr.  IL  S.  47  Z.  12; 
vgl.  auch  S.  52  Z.  13):  Olaf  bezeichnet  nicht  nur  sich,  sondern  auch  die 
andern  Abkommen  Haralds  Schönhaar  als  odalbomir  til  konungsdoms: 
daher  sind  in  Noinwegen  wiederholt  mehrere  Könige  nebeneinander  vor- 
gekonunen.  In  dem  Wahlgesetz  von  1164  (Gul.  p.  1.  2)  wird  dann  der 
Wahlkommission  zunächst  die  Auswahl  des  tauglichsten  unter  den 
mehreren  Königs&öhneo  übertragen.  —  Das  Gleiche  sagt  für  Schweden 
die  add.  1  §  3  zu  Sodenn.  1.,  Magn.  Landsl.  kun.  b.  4  §  1.  —  In  Dänemark 
redet  zwar  die  Kiiytl.  26  (Formaunas.  XI  S.  216)  von  einem  Erstgeburts- 
recht;  Saxo  aber  spricht  bis  zu  Waldemar  I  von  einem  Wahlkönig- 
thum  und  dann  erst  von  einem  regnnm  hereditarium  (S.  545  Z.  38).  — 
»)  So  wenn  da.s  Wort  wirklich  von  kunni  kommt  (aber  Grimm  R.  A.  I 
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hervortreten,  wo  man  —  %-ielleiclit  um  der  Reichseinheit 
willen  —  nur  einen  möglichen  Thronfolger  zur  Succeasion  zu- 
läset, wie  gewöhnlich  in  Dänemark')  und  immer  in  Schweden. 
Die  Bestimmung  der  Person  des  Thronfolgers  liegt  that- 
sächlich  bei  den  Notabein. ^)  So  wird  eben  die  Wahl,  die 
Annahme  durch  das  Thing  auf  die  Erwägung  sich  beschrän- 
ken, dass  der  Successionsfail  und  ein  Successionsfahiger 
gegeben  ist.  Dann  verwandelt  sich  das  Wählen  wirklich  in 
ein  Urtheilen,  ähnlich  allenfalls  dem,  wie  die  Verleihimg  des 
Lehens  durch  den  Lehensherrn  schhesslich  zu  einem  Akt  frei- 
williger Gerichtsbarkeit  herabsinkt,  durch  welchen  die  Suc- 
cession  anerkannt  wird.  Natiiilich  wird  dann  die  Auffassung 
der  Thingthätigkeit  als  eines  Richtens  in  Sachen  der  Regie- 
rungsnachfolge auch  auf  die  vergleichsweise  sehr  seltenen 
Fälle  übertragen,  wo  man  einen  andern  als  einen  Abkömmling 
des  regierenden  Geschlechts  zum  König  nimmt.  ^)  —  Weit 
verbreiteter  freilich  sind  die  Ausdrücke,  welche  von  einem 
zum  König  nehmen,  oder  von  küren  sprechen  und  die  der 
grossen  liandschaftsversammlungen  nach  der  ursprünglichen 
Bedeutung  festhalten. 

Weil  die  Annahme  auf  dem  Thing  zwar  nicht  politisch, 
aber  juristisch  das  Entscheidende  ist,  so  wird  der  Königseid 
immer  in  Verbindung  mit  dieser  Annahme,  unmittelber  vor 
und  nach  ihr  geleistet,  der  Unterthaneneid  aber  nach  der 
Annahme*),    während    das    gefolgsrechtliche   hominium    der 

S.  316).  Zu  erinnern  ist  an  die  merkwürdige  Stelle  in  der  Ynglingas.  17 
i.Heimskr.  I  S.  32),  wonach  die  üpsalakönige  zuerst  drotnar  und  erst 
später  konungtr  genannt  sind. 

*)  Der  Zusammenhang  zwischen  Wahl  und  Individualsncceseion 
wird  noch  scharf  spät  b'jtont  in  reg.  hist.  danicae  I  n.  5036.  1494.  — 
*)  Die  dänischen  Quellen,  welche  doch  so  bestimmt  die  Annahme  durch 
die  Landsthinge  festhalten,  legen  gleichwohl  im  13.  u.  14.  Jahrh.  die  poli- 
tische Entscheidung  ganz  in  den  Willen  der  laeliores  (Matzen,  Haandf. 
S.  59f.  Hude  a.  a.  0.  S.  100  f.).  —  »l  So  löst  sich  m.  E.  der  Wider- 
spruch von  Aioira  Gott.  gel.  Anz.  1888  I  S.  50  fd.  gegen  Brunner,  R.ü.  I 
S.  122.  —  *;  Norwegen:  Jams.  10:  nachdem  der  Kandidat  zum  König 
genommen  ist,  sveri  hann  ^auf  dem  Eyraping)  Jjeguom  sinom  leg  ok 
raettynde  en  |)eir  honom  lend  ok  pegna.  Neuere  Gul.  J>.  1.  krist.  6 
Matm.  Landsl.  II  8.  Hirdskra  6:  der  Königseid  auf  das  bestehende  Recht 
"Igt  .IUI  dem  Thing  (S.  22  N.  5)  und  xwar  wird  er  dem  gajizen  Land, 
...iit  bloss   den  Anwesenden  geleistet.    Später   folgt   der  von  diesem 
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Eid  ganz  verschiedene  Krönungseid  (Keyser,  Norges  Stats  og  Retsfor- 
fatning  S.  64  fd.).  Bemerkenswerth  ist,  dass  diese  königlichen  Eide  — 
ganz  ähnlich  dem,  wie  in  Frankreich  Grosse  mit  oder  für  den  König  den 
Communaleid  leisten  (Luchaire  hist.  des  inst.  mon.  II  S.  187;  meine  V.6. 
I  S.  536)  —  von  Gefolgsleuten  des  Königs  mitgeschworen  werden  (Hako- 
nars.  gamla  208:  S.  16  N.  3 ;  Magnus  s.  Erl.  22  [Heimskr.  IE  S.  463];  dazu 
Maurer,  Schenkung  S.  76,  S.  148).  —  Die  Ableistung  des  Gefolgeneides 
seitens  der  hird  geschieht  hier  einen  Tag  nach  der  Annahme  zum 
König  (Hirdskrä  11).  Die  Vereidigung  der  Bauern  aber,  also  der  Unter- 
thaneneid,  geschieht  zunächst  durch  Deputationen  der  einzelnen  fylki 
auf  dem  Thing,  auf  dem  die  Königsannahme  stattfindet,  also  auf  dem 
Eyraping  (neuere  Qul.  {>.  1.  krist.  8,  Magn.  Landsl.  IL  12,  hirdskrÄ  10; 
nach  Ableistung  des  Eides  begibt  sich  die  Prozession  des  c.  5  mit  dem 
König  zur  Kirche  zurück,  also  muss  der  Eid  auf  dem  Eyra|)ing  ge- 
leistet sein).  AUein  eine  Handschrift  des  Magn.  Landsl.  II.  12  (Norg.  g. 
love  II  S.  32  N.  8)  erweist,  dass  der  ünterthaneneid  nicht  nur  auf  dem 
Eyrapiug,  sondern  auch  auf  den  andern  grossen  legping,  hier  dem 
Borgarping,  abgelegt  wird. 

Schweden.  Hier  sind  die  Verhältnisse  ganz  klar.  Der  König 
leistet  den  Eid  auf  Beachtung  des  geltenden  Rechtes  gelegentlich  der 
Eriksgata  an  den  einzelnen  Landschaftsthingen  (Vestg.  I  u.  11  retl.  1 
vor  dem  til  konungs  d«mae;  Upl.  kun.  b.  2;  Sederm.  1.  kun.  b.  2)  und 
zwar  thut  er  das  wenigstens  später,  nachdem  er  bereits  in  Upsala 
dem  ganzen  Land  den  Treueid  geleistet  hat  (Sederm.  1.  add.  1  §  7  mit 
§  8,  Magn.  Landsl.  kun.  b.  5  pr.,  7  pr.);  die  Grossen  verbärgen  sich 
einmal  für  dieses  Versprechen  wegen  Minderjährigkeit  des  Gewählten 
(Dipl.  Suec.  2199,  1319).  —  Ebenso  wird  nach  Sederm.  1.  add.  1  der 
ünterthaneneid  bei  Upsala  zuerst  von  dem  lagmann  imd  der  aimoghe 
von  Upland  geleistet;  dann  auf  den  übrigen  Landschaftsthingen  ge- 
legentlich der  Eriksgata,  so  dass  also  hier  Königseid  und  ünterthanen- 
eid nicht  vollkommen  parallel  laufen  (Sederm.  add.  1  §  5.  §  7 ;  ich 
folge  gegen  Schlyter,  Jur.  af h.  I  S.  25  den  hier  überzeugenden  Ausfah- 
rungen von  KjelUn  om  Eriksgatan  S.  43f.). 

Dänemark:  Auch  hier  wird  ein  Eid  auf  Beobachtung  des  gel- 
tenden Rechts  erwähnt,  den  der  König  auf  dem  Landsthing  ablegt: 
Script,  rer.  Danic.  V^l  S.  534. 1385  occurrebat  conununitati  in  coUe  dicto 
Lebershegh,  postea  in  placito  generali  Scaniae  promittens  pacem,  leges 
et  privilegia  cuilibet  conservare.  In  sequenti  dominica  Scanienses 
fecerunt  sibi  homagium  in  eeclesia  Lundensi.  Aarsber.  fra  d.  k.  Ge- 
heimarkiv  II  S.  40.  1440  Viborger  Landsthing:  Hier  wird  die  ge- 
wählte forma  iuramenti  als  eine  consueta  bezeichnet,  und  so  ist  es 
sehr  wohl  möglich,  mir  wahrscheinlich,  dasa  die  frühere  Nichterwäh- 
nung nur  eine  rein  zufilllige  ist  (a.  M.  Matzen,  Haandf.  S.  24  f ).  Dabei 
ist  aber  dieser  Eid  nicht  mit  dem  eidlichen  Versprechen  identisch, 
welches  den  Optimaten  gegenüber  abgelegt  wird  (letzteres  das  gamble 
konungbe  logh  bei  Kofod  Ancher  Lovh.  II  S.  541).  —  Dass  der  Unter- 
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proceres  und  was  dem  verwandt  ist,  schon  vor  dem  volks- 
rechtlichen Akt,  vielleicht  lange  vorher  entgegengenommen 
werden  kann.^)  Als  Form  dieser  Eidesleistung  ergibt  sich 
einmal  die  Handerhebung. 2) 

m. 

1.  Nunmehr  ist  das  Recht  des  Nordens  soweit  zusammen- 
gestellt, dass  die  Untersuchung  zu  der  Frage  vorgehen  kann, 
um  derentwillen  das  Yorausgehende  überhaupt  behandelt  ist. 
Lässt  sich  in  den  südlichen  Quellen  ein  Recht  der  Königa- 
wahl  erkennen,  das  dem  nordgermanischen  entspricht?^) 

Das  eine  Moment,  welches  zur  Ausbildung  des  nordi- 
schen Thronfolgerechtes  führte,  nämlich  die  Bindung  des 
Königthums  an  ein  Geschlecht,  aber  ohne  feste  Thronfolge- 
ordnung,  so  dass  stets  die  Entscheidung  unter  mehreren 
Kandidaten  nothwendig  sein  kann,  ist  im  Süden  gerade  so 
zu  finden  wie  im  Norden.  Dabei  ist  gegenüber  der  Mero- 
vingerzeit  die  charakteristische  Yeränderung  vor  sich  ge- 
gangen, dass  überwiegend  schon  unter  den  Karolingern  und 
ausnahmslos    in    der    nachfränkischen    Zeit    nur    einer    der 


thaneneid  anf  den  Landsthingen  geleistet  wird,  bezeugt  mit  Sicherheit 
bereits  die  Erzählung  Saxos  von  der  Thronfolge  Knut's  VI.  (S.  25  N.  1); 
dass  hier  von  patemos  sibi  nailites  obligaturus  die  Rede  ist,  ist  nach 
dem  Folgenden  so  zu  erklären,  dass  die  Leistung  des  Treueides  eben 
doch  Tor  allem  Ton  den  Optimaten  geschieht  (so  auch  Script  rer. 
Danic.  VI  S.  226.  1840  in  placito  Vibergensi  omnes  proceres  ei  homa- 
gjum  prestitenmt);  dann  Script,  rer.  Danic.  VI  a  534.  1385  (vorher); 
viel  später  wird  die  Huldigung  seitens  4  Deputirter  des  Haered  er- 
wähnt, die  auf  dem  Yiborger  Landsthing  vorgenommen  wird:  Nielsen 
gamle  jydske  tingsvidner  n.  10.  1585. 

•)  Die  Trennung  ergibt  sich  aus  Hirdskra  10  mit  11 ;  dann  aus  däni- 
schen Nachrichten :  so  der  Fall  Knut's  VI.  und  der  Fall  von  1215  (S.  25 
N.  1).  Eine  Trennung  siwischen  einem  gewöhnlichen  ünterthaneneid  der 
Bauern  und  einer  gefolgsrechtlichen  Huldigtmg  bezeugt  anscheinend  auch 
die  merkwürdige  Stelle  bei  Sejdelin  diplomatar.  Flensborgense  I  S.  182 
(1411):  es  wird  hier  geschieden  zwischen  den  eden,  welche  die  bunden 
tmd  lansten  der  südjütländischen  Landestheile  dem  König  geschworen 
haben,  und  der  Huldigung,  welche  dem  König  geleistet  wird  durch 
riddere  und  knechte,  hovelude,  borgere  und  denere.  —  *)  S^derm.  L 
I  §  8.  a.  E.  §  5  a.  E.  —  »)  In  meiner  Verfassungsgesch.  II  S.  382f. 
diese  Frage  noch  nicht  gestellt. 
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Prinzen  die  Herrschaft  erlangt.  Führt  dies  einestheils  in 
Praukr(?ich  offenbar  früh  zu  einer  festen  Thronfolgoordnung, 
80  steigert  es  im  Oaten.  wo  es  zu  einer  solchen  Ordnung 
nicht  gekommen  ist,  das  Wahlmoment.  Deshalb  ist  es  er- 
klärlich, dass  einestheils  die  Erblichkeit,  d.  h.  die  Familien- 
zugehörigkeit des  Königthums  betont*),  andemtheils  doch 
wieder  vom  Wahlprinzip  gesprochen  wird;  in  Frankreich 
natürlich  tritt  der  letzte  Gedanke  bald  zurück.^) 

Auch  das  andere  Element,  nämlich  der  politisch  ent- 
scheidende Einfluss  einer  Optimatenklasse  schon  seit  der 
fränkischen  Zeit  darf  hier  vorläufig  als  bekannt  voraus- 
gesetzt werden:  die  genauere  Gestaltung  desselben  soll  im 
letzten  Abschnitt  besprochen  werden. 

Ist,  nun  aber  in  der  That  das,  was  man  von  vornherein 
als  möglich  ansehen  kann,  auch  thatsächlich  gegeben:  nämlich 
neben  der  politisch  entscheidenden  Wahl  durch  die  einzelnen 
Fürsten  eine  staatsrechtlich  entscheidende  Annahme  durch 
das  Volk?  Sucht  man  nach  Antwort  in  den  Quellen,  so  darf 
man  nach  der  Art  des  südlichen  Quellenmaterials  nicht  so- 
fort Aufschlüsse  erwarten.  Denn  Berichte  rechtskmidiger 
Laien  treten  erst  spät  und  selten  auf;  die  geistlichen  Be- 
richterstatter aber,  dem  staatlichen  Recht  in  ihren  Klöstern 
weithin  entrückt,  werden  für  einen  Formalakt,  wie  es  die 
Annahme  des  Königs  durch  das  Volk  ist,  vielleicht  kein 
Auge  gehabt  haben.  Dann  steht  ja  auch  das  Staatsrecht  des 
Südens,  wo  die  Bildung  des  Grossreiches  schon  im  6.  Jahi- 
hundert  vollzogen  ist,  während  des  Mittelalters  auf  einer 
fortgeschritteneren  Entwickelungsstufe  als  das  des  Nordens 
und  es  könnte  vielleicht  die  Königsannahme  durch  das  Volk 
bereits  vollkommen  zersetzt  sein.  —  Diesen  allgemeinen 
Erwägimgen  gegenüber  ist  es  nun  überaus  wichtig,  dass  eine 
solche  Annahme  wirklich  einigemal  genau  zu  erweisen  ist.') 

Der   vielbesprochene   Bericht  Widukinds*)    über  Wahl 

M  Waitz  VI  S.  168  f.  —  *)  Luchaire,  hist.  des  last,  monarch.  I 
S.  60  fd.  Lindner  in  M.  Oeat.  Inst.  XIX  S.  405  fd.  —  »)  Zum  Folgenden 
die  werth  volle  Abhandlung  von  Rodenberg,  üeber  wiederholte  deutsche 
Königswahlen,  wo  viele  der  hier  in  Betracht  kommenden  Stellen,  aller- 
dings in  einer  andern  Beleuchtung,  gesammelt  sind.  —  *)  Widukind 
IL  1;  daiüber  Koepke-Dümmler,  Kaiser  Otto  dar  Grosse  S.  27  f.;  Beissel, 
Der  Aachener  Königsstuhl   in  Zeitschrift  des  Aachener  Geschichtsver- 
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und  Krönung  Ottos  I.  trennt  dreierlei:  die  Fürstenversamm- 
lung in  Erfurt,  auf  welcher  Heinrich  I.  während  seiner  letzten 
Lebenstage  den  Sohn  zum  Nachfolger  designirt^),  dann  nach 
•dem  Tods  Heinrichs  I.  ein  cligere  des  Designirten  durch  die 
Franken  und  die  Sachsen,  die  deutschen  Stämme  überhaupt^). 
endlich  die  Ansetzung  des  Tags  von  Aachen  zur  universalis 
electio  imd  die  Aachener  Krönung,')  Zunächst  kommt  nun 
für  uns  die  ^ luiiversalis  electio"  in  Aachen  in  Betracht:  die 
Ceremonie  ist  hier  eine  komplizirte.  Zuerst  versammeln  sich 
in  einer  Säulenhalle  vor  der  Basilika  die  vornehmen  Laien 
bis  herab  zu  den  railites;  dort  setzen  sie  den  König  auf  einen 
Thron ,  der  verschieden  ist  von  dem  Marmorthron  in  der 
Kirche  *)  —  erst  nach  der  Krönung  setzt  sich  der  König  auf 
den  letztem;  dann  reichen  sie  dem  König  die  Hand  und  ver- 
sprechen ihm  Treue:  durch  all  diese  Handlungen  machen  sie 
den  Candidaten  nach  der  Gepflogenheit  zum  König  (more 
8U0  fecerunt  eum  regem).  Danach  wird  der  Köriig  von  den 
Klerikern  und  dem  gemeinen  Yolk  in  der  Basilika  erwartet, 
vom  letzteren  in  den  Rundgängen  um  den  Gnmdbau  (deam- 
bulatoria)*);  der  Erzbischof  von  Mainz  geht  dem  König  ent- 
gegen; dann  wendet  er  sich  zu  dem  Yoik  mit  der  Aufforde- 
rung: „en  adduco  vobis  a  deo  electum  et  a  domino  rerum 
Heinrico  olim  designatum,  nimc  vero  a  cunctis  principibus 
regem  factum;  si  vero  ista  electio  placeat,  dextris  in  caelum 
levatis  significate";  nun  hebt  das  Volk  die  Hände  in  die 
Höhe  und  wünscht  laut  dem  neuen  Herrn  Glück,  imd  end- 
lich erfolgt  dann  die  Krönung,  an  deren  Schluss  der  König 
auf  den  Thron  in  der  Kirche  geführt  wird.  Die  Genauig- 
keit   dieses   überaus  werthvollen  Berichteg    ist  nicht  anzu- 


eins  IX  S.  Ufde.    Waitz  VI  S.  173  N.  2;  Richter-Kohl,  Annalen  III.  1 

S.  24  £    Seeliger  in  M.  Oest.  Inst.  XVI  S.  51,  Linduer  ebda.  XVII  S.  557  f. 

>)  Widukind  1. 41.  -  '-)  Waitz  IV  S.  179  N.  2.  —  »)  Widukind  II.  1 : 

defunct«  igitur  patre  patriae  et  regum  maximo  optimo  Heinrico,  omuis 

populus  Francorum  atque  Saxonum  iam  olim  designaturo  regem  a  patre, 

Üliam  eius  Oddonem  elegit  sibi  in  principem,  universalisque  electionis 

notantes  locum  iußserunt  esse  ad  Aquisgrani  palatii.    Waitz's  VI  S.  179 

2  Ulideutliche  Auslegung  ist  mit  Recht  von  .Seeliger  aufgegeben.  — 

Waitz  VI  S.  206,  207;  303  N.  1 ;  dann  besonders  Beissel  a.  a.  O.  S.  29, 

S.38f.  —  »)  Genaueres  bei  Koepke-Dümmler,  Otto  der  Grosse  S.  34fd.: 

▼gl.  Otte.  Geschichte  der  romanischen  Baukunst  S.  73  f. 
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zweifeln.  Zunächst  hebt  sich  von  der  nachfolgenden  kirch- 
lichen Krönung  eine  weltliche  Anerkennung  zeitlich  und  ört- 
lich ab  und  zwar  erklären  durch  letztere  nur  die  Laien  ihren 
Wählerwillen:  Vornehme  aus  allen  Reichstheilen  heben  Otto 
auf  den  Thron,  leisten  ihm  den  Eid  und  dann  ist  er  König. 
Das  übrige  Yolk  wird  dann  noch  kurzweg  in  der  Kirche  vom 
Erzbischof  befragt,  und  eine  ähnliche  Fassung,  die  aller- 
dings von  einer  Wahl  nichts  mehr  erkeimen  lässt,  hat  die 
deutsche  Formel  der  Königskrönung.  ^)  Wenigstens  die 
Thronerhebung  durch  die  milites  wird  als  eine  feststehende 
Gepflogenheit  bezeichnet  und  man  wird  das  wohl  auch  auf 
die  übrigen  Formtheile  übertragen  dürfen.  Irgendwelche  po- 
litische Bedeutung  kann  der  Aachener  Yorgang  nicht  mehr 
haben,  denn  die  Person  des  Kandidaten  steht  längst  fest. 
So  bleibt  nur  übrig,  an  eine  Königsannahme  im  Sinne  des 
nordischen  Rechts  zu  denken:  erst  von  der  Thronerhebung, 
die  in  ihrer  sinnlichen  Gestaltung  genau  so  bei  Schweden 
und  Norwegern  wiederkehrt,  ist  Otto  König.  —  Die  Spur, 
welche  wir  so  gewonnen  haben,  lässt  sich  noch  weiter  ver- 
folgen. Auch  Otto  II.  wird  bei  Lebzeiten  des  Vaters  in 
Worms  gewählt,  dann  noch  einmal  in  Verbindung  mit  einer 
erneuten  electio  in  Aachen  zum  König  gemacht.  Es  ist 
nun  sehr  wichtig,  dass  diese  zweite  electio  als  eine  electio 
der  Lothringer  bezeichnet  wird.  Endlich  aber  wird  Otto  IE. 
noch  einmal  nach  dem  Tode  seines  Vaters  von  den  Sachsen 
gewählt  (electus),  wobei,  ihm  die  sacramenta  militaria  ge- 
leistet werden.  2)  —  Während  sich  dann  für  Otto  IH.  nicht 

')  Waitz,  Formehl  der  deutschea  Königs-  und  Kaiserkrön  ang  S.  35. 
—  *)  Reginon.  coni  zu  961  (H.  A.  S.  171):  rex  —  maximam  suoram 
multitudinem  Wormatie  coadunavit,  ubi  consensu  et  unanimitate  regni 
procerum  totiusque  populi  filius  eins  Otto  rex  eligitur.  Indeque  pro- 
grediens  convenientia  quoque  et  elecüone  omnium  Lothariensium  Aquis 
rex  ordinatur.  Für  sich  allein  könnte  das  vielleicht  (?)  auch  nur  auf 
eine  besondere  vasallitische  Huldigung  der  Lothringischen  Grossen  ge- 
deutet werden  (so  Waitz  VI  S.  180).  Allein  Ruotger  vita  Brunonis 
0.41  zeigt,  dass  der  Vorgang  in  Aachen  ist  ein  eligi  sununo  consensu 
ab  omni  populo.  Dann  ist  das  Ganze  wieder  nichts  als  das  von  Widu- 
kind  fQr  Otto  I.  Erzählte  —  dem  entsprechend,  dass  es  sich  dabei  um 
einen  Rechtsbrauch  handelt.  Die  Nachricht  des  Reginon  cont.  gibt 
aber  die  besondere  Färbung,  dass  die  in  Aachen  Handelnden  Loth- 
ringer sind.  —  Für  das  letztere  Widukind  III.  76,  Thietmar  U.  44. 
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mehr  ergibt,  als  dass  er  nach  einer  Optimatenvrahl  in  Yerona 
später  in  Aachen  konsekrirt  wnrde*^,  sind  dagegen  die  Nach- 
richten über  Heinrich  TL  wieder  von  hoher  Bedeutung.  Hein- 
rich n.  hat  sich  bereits  in  Mainz  wählen  und  krönen  lassen; 
nach  der  Krönung  werden  eine  grosse  Zahl  milites  vom 
König  angenommen.'^)  Nach  dieser  Krönung  aber,  also  ohne 
jeden  Zusammenhang  mit  einer  Krönung,  geht  dann  der 
König  nach  Aachen,  wo  er  a  primatibus  Liuthariorum  in 
regem  collaudatur  et  in  sedem  regiam  more  antecessorum 
suorum  exaltatur  et  laudatur.')  Der  Vorgang  in  Aachen,  der 
diesmal  rein  weltlich  und  wiederum  nur  die  Anwendung  des 
geltenden  Rechts  ist,  ist  eine  coUaudatio  durch  die  Loth- 
ringer und  dann  die  Erhebung  auf  den  Thron.  So  haben  wir 
fwei  von  einander  ganz  unabhängige  Nachrichten,  welche  in 
dem  weltlichen  Akt  in  Aachen  eine  Annahme  durch  die 
Lothringer  sehen.  —  Derselbe  rein  weltliche  Vorgang  in 
Aachen  hat  dann  auch  unter  Konrad  11,  stattgefunden,  der 
wiederum  in  Mainz  bereit«  gewählt  und  gekrönt  war;  Ge- 
naueres ist  aber  diesmal  nicht  zu  erkennen.*)  Noch  einmal 
fast  zweihundert  Jahre  später  kehrt  Aehnliches,  nicht  Gleiches, 
wieder:  auch  Friedrich  U.  wird  1212  in  Frankfurt  zum 
König  gewählt  und  in  Mainz  gekrönt '),  aber  3  Jahre  später 
wird  er  dann  in  Aachen  zum  König  gesalbt  imd  auf  den 
Königsstuhl  gesetzt.^)  —  Li  der  dazwischen  liegenden  und 
der  noch  späteren  Zeit  aber  geschieht  die  Krönung  allemal 
in  Aachen.')  Eine  Ausnahme  machen  nur  die  beiden  Gegen- 
könige Heinrichs  V.,  die  wohl  zur  Krömmg  und  zwar  einmal 
zu  einer  sehr  ungewöhnlichen  kamen,  aber  nicht  zum  Nieder- 
rhein   vordringen    konnten*),    und    Heinrich  Raspe,    der    in 

»)  Thietmar  (Kurze)  III.  24.  III.  26.  —  »)  Thietmar  V.  11.  12  a.  A 
—  «)  Thietmar  V.  20.  —  •)  Wipo  6.  —  »)  Der  Bericht  in  Teulet, 
layettes  du  tr^sor  des  chartes  I.  1050  (1212).  —  «)  Vgl.  Winckelmann, 
Philipp  von  Schwaben  etc.  II  S.  392  f.  —  '')  Besonders  deutlich  zeigt 
sich  die  Bedeutung  Aachena  in  dem  Bestreben  Philipps  (Conßtitutiones 
II.  10  §  6)  und  Otto's  IV.  (S.S.  XXIII  S.  118)  dort  gekrönt  zu  werden.  — 
•)  Rudolf  von  Schwaben  ist  in  Mainz  wohl  nicht  nur  konsekrirt,  son- 
dern auch  gekrönt  (Cöhne  in  Ztschr.  för  Geschichtsw.  X  S.  106  f.),  wird 
aber  dann  nach  Sachsen  gedrängt.  Hermann  von  Salm  wird  in  Goslar 
gekrönt  (Meyer  v.  Knonau,  Heinrich  IV.  und  Heinrich  V.  Bd.  III  S.  426 
N.  138). 

Zeitschrift  für  Bechtsgeschichte.    XXm.    Gem.  Abth.  3 
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seiner  kurzen  Kegierungszeit  überhaupt  nie  gekrönt  ward. 
Im  Jahr  1166  wird  die  Krönung  in  Aachen  als  Gewohnheit 
bezeichnet.^)  Dabei  ist  vielleicht  auch  jetzt  noch  ganz  leis 
angedeutet,  dass  man  die  Erwerbung  des  Königthums  eigent- 
lich an  die  Aachener  Vorgänge  knüpft.*)  Damit  stimmt  es 
dann,  dass  in  den  Urkunden  als  Beginn  des  regnum,  seit- 
dem dieses  an  Stelle  der  ordinatio  genannt  wird,  die  Krönung 
in  Aachen  galt;  um  die  Wende  des  12.  und  13.  Jahrhunderts 
ist  freüich  zweimal  der  Beginn  des  regnum  von  der  Krönung 
in  Mainz  gerechnet  worden.^)  Ein  selbstständiger  Werth 
kommt  diesem  Moment  allerdings  nicht  zu,  weil  ja  wohl 
auch  die  Krönung  als  solche,  die  aber  gewöhnlich  mit  dem 
Vorgang  in  Aachen  verbunden  war,  entscheidend  gewesen 
sein  mag. 

"Wie  steht  es  nun  aber  mit  den  Wahlversammlungen, 
die  sonst  erwähnt  werden?  Lässt  sich  auch  da  etwas  von 
einer  staatsrechtlich  nothwendigen  Volks  wähl  erkennen? 

Zunächst    ist    es  auffällig,    dass  der  Aachener  Königs- 

1)  Lacomblet  U.  B.  I.  412.  1166  auf  Grund  des  unechten  Privilegs 
Karls  des  Grossen  (Rauschen,  Die  Legende  Karls  des  Grossen  S.  157), 
dazu  Lorsch  bei  Rauschen  S.  168,  Grauert,  Historisches  Jahrb.  XIII  S.  172 
und  die  dort  angegebene  Litteratur.  —  *)  Den  Uebergang  zum  Spatern 
bildet  die  Erhebung  Heinrichs  III.  nach  Wipo  23:  diese  ist  ein  sublimare 
in  regalem  apicem  (Thron)  apud  Aquisgrani  palatium,  also  auf  den 
Thron  nicht  in,  sondern  ausserhalb  der  Basilika  und  erfolgt  principi- 
bus  regni  cum  tota  multitudine  populi  id  probantibus.  Sächsische 
Quellen  (Bresslau,  Konrad  II.  Bd.  I  S.  240  N.  8)  reden  direkt  von  einem 
eligere.  —  Ann.  Lauresham.  (S.S.  XXI  S.  444  oben):  Hildebertus  — 
abbas  eligitur,  et  ab  Heinrico,  quem  pater  Hierosolymam  tendens  in 
regem  unxerat,  vestitus  est;  ea  macht  hier  den  Eindruck,  als  ob  die 
Befugniss  von  Heinrich,  Sohn  Konrads  III.,  zur  Verleihung  der  Regalien 
mit  seiner  in  Aachen  erfolgten  Krönung  motivirt  werden  solle.  —  End- 
lich geben  die  annales  Spireiises  (S.S.  XVII  S.  84)  die  Wahl  von  Hein- 
rich VII.  in  Speier  1220  mit  nominatus  fuit  in  regem  wieder,  die  Krö- 
nung 1222  in  Aachen  aber  mit  electus  et  consecratus;  vgl.  Winckel- 
mann,  Friedrich  II.  Bd.  1  S.  352,  der  das  mit  Unrecht  als  eine  Sonder- 
barkeit ansieht.  —  Einen  Nachklang  hat  noch  der  Sw.Sp.  122:  alse 
der  kiunig  uf  den  stuol  ze  Ache  gesetzet  wirt  mit  dem  meren  teile  der 
forsten,  die  in  erwelet  hant,  so  sol  er  niemermere  deheinen  eit  ge- 
sweren.  —  »)  So  bei  Friedrich  IL;  Philipp  beginnt  sogar  anscheinend 
sein  regnum  .schon  vor  der  Mainzer  Krönung;  undeutlich  ist  das  Ver- 
hältniss  bei  Heinrich  Raspe,  der  nie  gekrönt  wurde  (vgl.  Boehmer- 
Ficker,  regesta  imp.). 
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annähme  stets  noch  eine  Wahl  vorausgeht,  welche  —  höch- 
stens mit  einer  Ausnahme  —  immer  auf  fränkischem  Boden 
stattfindet,  manchmal  in  Ostfranken,  weit  überwiegend  in 
Kheinfranken.^)  Seit  den  Hohenstaufen  wählt  man  in  Frank- 
fui-t,  und  das  wird  in  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  als  ein  Satz  des  geltenden  Rechts  hingestellt  ^) : 
allein  bereits  früher  sind  Spujen  einer  Eechtsauffassung  zu 
erkennen,  welche  die  Wahl  wenigstens  an  Rheinfranken 
bindet.')  —  Bedeutungslos  für  die  Rolle  der  rheinischen 
oder  ostfränkischen  Wahl  ist  es  natürlich,  dass  da,  wo  auch 
die  Krönung  mit  dieser  Wahl  sich  vereinzelt  verbindet,  der 
Beginn  des  reguum  von  dieser  Wahl  datirt  wird.  Allein  an 
die  rheinische  Wahl  knüpft  auch  die  Ableistimg  des  Unter- 
thaneneids  an*);  in  den  bezeichnendsten  Fällen  findet  freilich 

»)  üeber  die  Wahlorte  bis  zur  staafischen  Zeit  Waitz  VI  S.  187  fd. 
Nor  för  Otto  III.  wird  lediglich  eine  Wahl  in  Verona  erwähnt,  viel- 
■  leicht  nur  eine  Optimatenwahl  (S.  33  N.  1 ).  Von  den  Hohenstaufen  ist 
Heinrich  der  Sohn  Konrads  IIL,  Friedrieh  I.,  Friedrich  IL  bei  seinen 
beiden  Wahlen,  Heinrich  VII.  in  Frankfurt,  Konrad  III.  in  Koblenz, 
Heinrich  VI.  in  Bamberg.  Philipp  in  Mainz,  Otto  IV.  in  Köln  (und  in 
Frankfurt?),  Konrad  IV.  in  Speier,  Ludwig  Raspe  in  Veitohöohheim 
bei  Wfirzburg,  Wilhelm  von  Holland  in  Neuss  gewählt.  —  *)  So  der 
Wahlbericht  von  1257  rCcn.stit.  II.  405  §  6);  Sw.Sp.  129.  -  »i  So  er- 
kläre ich  mir  die  Mainzer  Wahl  Philipps,  welche  unmittelbar  nach 
dem  materiell  entscheidenden  Arnstadt^r  Tag  sonst  ein  Räthsel  bleibt; 
die  Lösung  Rodeabergs  a.  a.  0.  S.  12  f.  befriedigt  hier  nicht  —  Die 
gleiche  Vorstellung  steckt  dann  vielleicht  anch  in  der  Nachricht,  dass 
Bernhard  von  Sachsen,  weicher  als  Gegenkönig  aufgestellt  werden  soll 
usqoe  ad  partes  Reni  videlicet  .Andemacum  venit  sub  hac  spe.  quod 
ab  eis  eligi  debet  ^Const.  II.  10.  1206).  —  Sicher  gehört  die  Waid 
Konrads  IV.  hierher.  Wiewohl  dieser  in  Wien  von  so  '.-ielen  und  auch 
den  entscheidenden  rheinischen  Fürsten  gewählt  wird  (Const.  II.  329), 
fio  muss  doch  zum  Zweck  des  approbari  die  W^ahl  ia  Speier  wiederholt 
werden  (ann.  Colon.  H.  A.  S.  270;  Rodenberg  S.  44).  —  Vielleicht  steckt 
in  dem  Bestreben  der  Gegner  Heinrichs  Tl.,  diesem  den  Weg  zur  Krö- 
nmig  in  Mainz  zu  verlegen  (Thietmar  V.  11,  Athalbold  c.  6),  nicht  nur 
die  Absicht,  ihn  an  einem  politisch  nothwendigen  Zug  zu  hindern, 
Bondem  auch  an  einem  nothwendigen  Rechtsakt:  gewiss  ist  das  freilich 
nicht.  —  ♦)  Dass  zwischen  Lehenseid  und  allgemeinem  ünterthar.en- 
eid  auch  in  der  deutschen  Zeit  zu  scheiden  ist,  hat  Lindner  (M.  Oest 
Inst.  XVII  S.  .560  fd.)  mit  Recht  gegen  Seebger  (M.  Oest.  Inst.  XVI 
\  8.  64  fd.)  ausgeführt.  M.  E.  {vgl.  meine  V.G.  1  S.  1  fd.)  ist  fax  den  allge- 
y|iMÜien  ünterthaneneid  —  abgesehen  von  der  franzÖsLscheu  Analogie  — 
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auch  zugleich  die  Krönung  statt.  Allein  noch  späterhin 
leisten  auch  dem  nicht  gekrönten  Alfons  von  Kastilien  sofort 
nach  der  rheinischen  Wahl  die  terrae  imperii  die  iura- 
menta  fidelitatis;  es  muss  das  ein  aUgemeiner  Unterthanen- 
eid  sein,  der  freilich  jetzt  nur  mehr  von  den  Reichslanden 
erhohen  wird.^)  —  Eine  direkte  Beziehung  der  rheinischen 
Wahlen  zrmi  Yolk  ergibt  die  Wahl  Philipps  in  Mainz :  diese, 
welche  ohnedies  nur  den  Sinn  einer  formellen  Annahme  hat^), 
dient  nach  einer  Quelle  dazu,  den  Kandidaten  dem  Yolk  zu 
zeigen.')  —  Die  berührten  rechtlichen  Merkmale  sind  freilich 
recht  dürftig:  aber  der  Zwang,  die  Wahl  auf  fränkischem 
Boden  vorzunehmen,  welcher  einer  blossen  Optimatenwahl 
gegenüber  keinen  rechten  Sinn  gehabt  hätte,  weist  doch  dar- 
auf, dass  diese  fränkische  Wahl  irgendwie  staatsrechtlich  rele- 
vant war.  Und  diese  staatsrechtliche  Bedeutung  äussert  sich 
auch  in  der  Verbindung  des  ünterthaneneids  mit  der  Wahl. 
Es  kommt  nun  aber  auch  noch  eine  dritte  Erscheinung 
in  Betracht.  Bekanntlich  wird  seit  Heinrich  IL  bis  zu 
Lothar  erwähnt,  dass  der  neue  König  durch  das  Land  zieht*), 
und  man  wird  damit  sofort  an  die  Eriksgata  in  Schweden 
und  die  Königsannalime  in  den  verschiedenen  grossen  däni- 
schen und  norwegischen  Thiugverbänden  erinnert.     Im  Ein- 


voUbeweisend  die  Stelle  bei  Wipo  c.  4,  wo  nicht  nur  alle  milites 
primi,  sondern  auch  alle  milites  gregarii,  ja  sog^ar  alle  gewichtigeren 
ingenui  dem  König  fidelitas  leisten;  es  ist  doch  kein  Gedanke,  dass 
auch  der  Eid  der  ingenui,  welche  gar  keine  milites  waren,  ein  Vasallen- 
eid sein  konnte.  Auf  dasselbe  führt  auch  Thietmar  V.  12  Omnibus  huc 
undique  confluentibus  in  militiam  a  rege  susceptis:  auch  die  sind  un- 
möglich alle  königliche  Vasallen  gewesen.  Unklar  ist  Otto  Frising.  gesta 
II.  3:  es  kann  übersetzt  werden:  nachdem  alle  die  Zusammengekom- 
menen durch  fidelitas  und  die  Fürsten  durch  hominium  verbunden 
waren,  und  mir  scheint  das  wahrscheinlicher.  Es  kann  aber  auch 
heissen:  nachdem  alle  dort  zusammengekommenen  Fürsten  durch  fide- 
litas und  hominium  verbunden  waren.  Im  ersten  Fall  hätte  man  einen 
weiteren  Beleg. 

')  M.  Oest.  Inst.  VI  S.  192;  die  Auslegung,  welche  ich  V,  G.  II  S.  398 
N.  66  der  Stelle  gab,  ist  unzutreffend.  —  «)  S.  35  N.  3.  —  •)  S.S. 
XXIII  S.  113.  Hac  igitur  electione  celebrata  (in  Arnstadt)  Moguntiam 
adductuR  et  populo  ostensus  est,  sicut  moiis  est  facere  de  electis  et 
pari  voto  omuium  et  consensu,  acclamatione  quoque  unanimi  et  ap- 
plausu  in  regem  est  collaudatus.   —  *)  Waitz  VI  S.  204  fd. 
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zelnen  ist  nun  Folgendes  zu  bemerken:  Heinrich  11.  ist  zuerst 
in  Thüringen  aufgenommen  worden;  hier  hat  er  sicherlich 
eine  vasaÜitische  Huldigung  —  die  des  Grafen  "Wilhelm  — 
empfangen,  andererseits  muss  bei  der  Verhandlung  auch 
omnis  populus  hervorgetreten  sein,  welches  den  König  bittet, 
den  Schweinezehnt  aufzuheben;  im  Uebrigen  rex  a  primis 
illius  regionis  conlaudatur  in  dominum.^)  Für  sich  allein  ist 
diese  ^Nachricht  zu  dürftig,  um  Schlüsse  zn  gestatten.  — 
Viel  wichtiger  aber  sind  die  Vorgänge  in  Sachsen.  Nach 
einer  ganz  imverdachtigen  Nachricht  erfolgte  die  Krönung 
Heinrichs  H.  in  Mainz  nur  a  Francis  und  insciis  Saxonibus.^) 
Daraus  muss  mit  Sicherheit  geschlossen  werden,  dass  da- 
mab  in  Mainz  und  sicher  auch  in  Aachen  von  den  Sachsen 
weder  der  Vasalleneid  noch  der  damals  nachweisbare  Unter- 
thaneneid  geleistet  worden  ist.  "Weiter  erzählt  nun  Thiet- 
mar,  dass  der  Sachsenherzog  dem  ankommenden  König 
voluntatem  plebis  convenientis  eröflfnet;  es  kann  sich  sonach 
nicht  nur  um  eine  Grossenversammlung  handeln,  wie  man 
sonst  wohl  annehmen  möchte.  Der  König,  der  sich  schon 
als  solcher  bezeichnet,  verspricht  nun  das  sächsische  Recht 
zu  bewahren.  Dann  erfolgen  laude»  der  plebs  astans  und 
der  Herzog  überträgt  mit  einer  Lanze  regni  cura,  worauf 
nochmalige  laudes.')  Aus  Späterem  folgt  dann  noch,  dass 
hier  in  Sachsen  wie  anderwärts  dem  König  eidlieh  Hand- 
treue, unbestimmt  welcher  Art,  geleistet  worden  ist.*)  Diese 
Nachrichten  werden  dann  durch  den  unselbstständigen  Ehetor 
Athalbold  zerlegt  in  ein  collaudare,  ein  singuK  per  ordinem 
manus  reddere  und  danach  fidem  promittere,  dann  die 
Krönung,  endlich  die  Erhebung  auf  das  solium  regium'); 
man  weiss  nicht  recht,  welchen  "Werth  man  diesem  Bericht 
beilegen  sofl.  Endlich  kommt  in  Betracht,  dass  sowohl 
Thietmar,  wie  die  Quedlinburger  Annalen  don  Hergang  als 
electio  auffuhren.*)  —  Weniger  wissen  wir  von  dem  Umritt 

^)  Thietmar  V.  14.  —  «)  Ann.  QuedHnb.  1002  (S.S.  UI  S.  78).  — 
»)  Tliietniar  Y.  16,  17.  —  *)  Thietmar  V.  18.  —  »)  Athalbold  c.  10 
(S.S.  IV  S.  686  fd.).  Dartiber  Seeliger,  M.  Oest.  Inst  XVI  S.  52,  Lindner, 
M.  Oest.  Inst.  XVII  S.  560;  Seeliger,  D.  Ztschr.  f.  Gesch.Wiss.  N.  F.  Mo- 
natsbl.  n  S.  14.  Lindner,  Hergang  der  Königswahlen  S.  47  f.  —  •)  Thiet- 
mar V.  17;  ann.  Quedlinb.  1002  (S.S.  HI  S.  78)  regem  elegerunt. 
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Konrads  II.:  doch  kommen  auch  diesem  in  Minden  viel 
Sachsen  entgegen,  welche  in  Mainz  nicht  anwesend  waren; 
der  König  aber  bestätigt  das  sächsische  Recht.  ^)  Gar  nichts 
Genaueres  ist  über  den  Umritt  Heinrichs  III.  und  Lothars^) 
bekannt.  —  Das  Bisherige  weist  auf  eine  besondere  An- 
nahme des  Königs  durch  die  Sachsen.  Das  Gleiche  äussert 
sich  dann  aber  schon  bei  Otto  I.,  wenn  dem  Fürstenwahltag 
eine  electio  des  Prinzen  durch  die  Franci  und  Saxones  nach- 
geht^), und  bei  Otto  11.,  den  lange  nach  seiner  Krönung 
das  sächsische  Volk  noch  einmal  „wählt"  und  zwar  so,  dass 
ihm  die  sacramenta  militaria  geleistet  werden.*)  —  All  diese 
Vorgänge  in  Sachsen  zusammen  ergeben,  dass  es  sich  for- 
mell um  eine  Wahl  (electio)  durch  das  gesammte  Volk 
handelt;  dem  König  wird  die  Herrschaft  symbolisch  über- 
tragen und  vielleicht  wird  ihm  ein  eigener  Königsstuhl  be- 
reitet —  letzteres  wenn  man  auf  Athalbold  gehen  kann. 
Auch  der  allgemeine  Unterthaneneid  wird  zusammen  mit 
dieser  Annahme  abgelegt.^)  — 

Nunmehr  ist  es  Zeit,  die  Resultate  zu  ziehen.  Als  sicher 
kann  es  betrachtet  werden,  dass  der  Akt  in  Aachen  die  Form 
ist,  wodurch  die  lothringischen  Franken  den  König  auf  den 
Königsstuhl  erheben  und  zum  König  machen.  Dass  sich  an 
dieser  Ceremonie  auch  die  übrigen  bei  der  Krönung  an- 
wesenden Vornehmen  betheiligen,  ist  von  Widukind  bezeugt 
und  sehr  natürlich;  um  so  wichtiger  ist,  dass  zweimal  die 
Handlung  als  eine  Handlung  gerade  der  Lothringer  be- 
zeichnet wird.  Weil  durch  Erbrecht,  Designation  und  Be- 
schluss  der  Optimaten  der  Successionsfall  längst  feststeht, 
so  kann  es  sich  nur  um  eine  formelle  Annahme  handeln, 
die  aber  das  Königsrecht  gibt.  Ingleichen  erkennen  im  10.- 
und  11.  Jahrhundert  die  Sachsen  den  Nachfolger  durch  eine 
Wahl    an,    an  welche   sich   der   allgemeine  Unterthaneneid: 

')  Wipo  c.  6;  aiin.  Hildeisli.  1025  (S.S.  111  S.  96).  -  -)  Waitz  VI 
S.  205  f.  —  »)  S.  81  N.  1  f(l.  —  ♦)  S.  32  N.  2.  —  »)  Ich  schliesse  das. 
aicht  allein  aus  der  unsicheren  Angabe  des  unzuverlässigen  Athalbold; 
(S.  37  N.  5),  sondern  ans  der  allgemeinen  Erwägung,  dass  damals  der 
Unterthaneneid  noch  geltendes  Recht  war  und,  weil  die  Sachsen  in 
Mainz  keinen  geleistet  haben,  er  dann  eben  später  nach  der  Annahme- 
in  Sachsen  geleistet  worden  sein  muss.  Dann  aber  muss  offenbar  aucb 
Widukind  III.  76  auf  einen  allgemeinen  Unterthaneneid  bezogen  werden. 
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knüpft.  Da  nun  auch  mit  der  ost-  und  rheinfränkischen 
Wahl  der  allgemeine  Unterthaneneid  verbimden  ist,  und  die- 
selbe auch  sonst  als  staatsrechtlieh  nothwendig  erscheint,  so 
wird  man  auch  in  ihr  eine  Königsannahme  sehen  müssen 
und  in  ihr  die  electio  der  Franci  erkennen,  von  der  Widu- 
kind  und  Wipo ')  sprechen.  Ueberall  handelt  ein  weiterer 
Kreis  als  die  Fürsten,  die  Optimaten,  aber  freihch  handeln 
auch  diese  auf  den  Wahlversammlungen  mit  und  treten  als 
die  Yomehmsten  vor  den  andern  hervor.  Als  die  entschei- 
denden Wahlversammlimgen  erscheinen  die  auf  fränkischem 
Boden  und  von  diesen  ist  wieder  wegen  der  Beziehungen 
zu  Karl  dem  Gr.  die  mafsgebende  die  in  Aachen,  aber  so, 
dass  mit  dieser  Aachener  Yersammlung  nicht  wie  in  Däne- 
mark mit  dem  Yiborger  Thing  der  Anfang,  sondern  der 
Schluss  gemacht  wird.  Man  kann  sehr  zweifeln,  ob  ursprüng- 
lich andere  Landestheile  als  die  fränkischen  gewählt  haben ; 
denn  in  Sachsen  kann  man  an  eine  heimische  Königswahl 
ja  nicht  anknüpfen,  und  so  mögen  hier  die  fränkischen 
Formen  hinterher  nachgebildet  worden  sein.  Jedenfalls  hängt 
es  mit  dem  Vorrang  der  fränkischen  Wahlversammlungen  zu- 
sammen, dass  der  König  schon  seit  dem  10.  Jahrhundert 
dem  Recht  nach  immer  zum  fränkischen  Stamme  gehört.'^) 
2.  Das  Bisherige  ergibt  eine  auffallige  Aehnlichkeit 
zwischen  der  älteren  deutschen  und  der  nordischen  Königa- 

^J  Widukind  oben  S.  31  N.  3.  —  Wipo  H.  A.  c.  1  sagt,  dass 
Francia  reges  consuevit  eligere  nach  den  eonsiliis  der  Bischöfe  und 
weitlichen  Fürsten.  Gerade  bei  Wipo  ist  aber  der  Gebrauch  der  Land' 
schaffcsnamen  ein  sehr  konstanter:  für  deutsch  im  Gegensatz  zu  den 
Romanen  hat  er  Theutonicus  (c.  16  H.  A.  S.  27  unt,  c.  32).  Franci 
bezeichnet  nur  die  Franken,  wobei  (c.  8)  allerdings  auch  Elsass  — 
gar  nicht  so  unrichtig  —  zur  Francia  gerechnet  sein  muss.  Ueberall 
(z.  B.  c.  40  V.  27)  stehen  Franci  den  andern  grossen  Stämmen  gegenüber. 
Die  Franci  Latini  sind  die  Franzosen  (c.  1.  H.  A  S.  10).  Dann  wird 
jrs  von  Francia  Orientalis  geredet  i.z.  B.  c.  6  a.  E.).  Häufig  steht 
m  noch  die  Francia  oder  die  Franci  der  Lotharingia,  den  Lotharingi 
1  S.  9  unt,  c.  2  S.  13,  c.  10)  und  den  Ribuariem  (c.  1  S.  9,  c.  6  S.  21) 
fenüber  und  dann  bleibt  für  Franzia  nur  Rheinfranken  etwa  noch 
Ostfranken,  wie  denn  Wipo  den  Wormser  Herzog  wiederholt  ein- 
ch  dux  Francorum  bezeichnet.  —  *}  Nach  Widukind  U.  1  trägt  König 
I.  bei  der  Aachener  Krönung  fränkische  Tracht.  926  lässt  Heinrich  I. 
Oberschwaben  gemäfs  der  1.  Salica  per  denarium  frei  (Kaiserurk.  I 
47);  für  später  S.Sp.  IIL  54  §  4;  vgl.  Schröder.,  RG.  3.  Aufl.  S.  478. 


40  Ernst  Mayer, 

wähl.  Aber  wäre  die  deutsche  Form  m  der  nachfränkischen 
Zeit  entstanden,  so  wäre  das  doch  nur  etwas  ganz  Zufölliges, 
oder  wenn  so  will,  eine  Parallelentwickelung  aus  denselben 
thatsächlichen  Verhältnissen.  Soll  ein  ursprünglicher  Zu- 
sammenhang angenommen  werden,  so  muss  die  gleiche  Form 
auch  in  der  fränkischen  Zeit  möglich  oder,  was  noch  besser 
wäre,  nachweisbar  sein.  In  der  That  hat  man  ausdrückliche 
Belege  für  den  Zusammenhang. 

Zunächst  ist  entscheidend,  dass  das  karolingische  Recht 
von  einer  Entscheidung  des  populus  in  Thronfolgefallen 
spricht.^)  Ganz  wie  im  Norden  hat  der  populus  über  die 
Tauglichkeit  eines  Prinzen  zur  Sucoession  zu  bestimmen^); 
oder  er  soll  zusammenkommen  und  aus  den  mehreren  Söhnen 
des  Königs  einen  auswählen  oder  aus  seinen  Seitenver- 
wandten, wenn  der  König  ohne  Nachkommen  stirbt.-^)  Wenn 
dem  Volk  eine  solche  Anordnung  übertragen  ist,  so  kann 
man  das  unmöglich  als  blosse  Redensart  ansehen.  Und  auch 
das  ist  klar,  dass  die  bestimmende  generalitas  populi  *)  nicht 
mit  den  wenigen  optimates  gleich  sein^)  kann.  Vielleicht 
wird  bei  der  Theilung  der  Monarchie  unter  die  Söhne  Pippins 
des  Kleinen  neben  einem  Consensus  der  proceres  und  epi- 
scopi  auch  noch  einer  der  Franci  überhaupt  erwähnt.^)  Nach- 
her aber  sind  Ludwig  der  Fromme  und  Lothar  I.  genau 
wie  die  späteren  deutschen  Herrscher  durch  consensus  der 
Franken  zu  Aachen  als  Herrscher  angenommen  worden. 
Deutlich  geschieht  das  durch  einen  Kreis,  der  über  die 
Optimaten  hinausgeht  und  der  die  Franci  oder  die  maiores 
natu  enthält '');  geradeso    treten   auf  den    ersten   deutschen 

»)  Lindner,  Königswahlen  S.4fd.  —  »)  Cap.  45  §  5.  -  »)  Cap.  136 
§  14.  §  18;  Cap.  194  §  1.  —  *)  Cap.  136  pr.  —  »)  Für  den  Gegensatz 
von  optimates  und  fideles:  Waitz  III  S.  541  N.  1,  IV  S.  327  N.  1;  meine 
V.G.  II  S.  132  f.  —  «)  Fredegar.  Continaat.  c  53;  zu  einer  festen  Be- 
hauptung ist  die  Stelle  zu  unsicher.  —  ')  Sehr  deutlich  Ludwig  (Waitz 
III  S.  285  N.  1):  ann.  Einh.  zu  814  (S.S.  I  S.  201).  Aquisgrani  venit 
summoque  omnium  Francorum  consensu  ac  favore  patri  successit:  also 
consensus  zur  Succession.  DafSr  hat  der  Astronomus  c.  22  (S.S.  II 
S.  618) :  a  multis  Francorum  milibus  (also  gewiss  nicht  den  Optimaten 
allein)  cum  multo  favore  est  receptus  imperatorque  secundo  declara- 
tufl.  —  Ebenso  wird  in  Aachen  die  electio  Lothars  I.  durch  König  und 
populus  vollzogen  (Cap.  136  pr.) ;  andere  Nachrichten  haben  dafiir  cum 
consilio  Francorum,  andere  wieder  erwähnen  nach   den  comites  über- 
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Wahltagen  die  milites  oder  überhaupt  die  einflussreicheren 
ingenui  hervor.  —  Freilich  im  Detail  lässt  sich  die  Form 
nicht  erkennen;  aber  so  viel  ist  sicher,  dass  es  schon  in  der 
Karolinger -Zeit  eine  formelle  Anerkennung  gibt,  nachdem 
die  Frage  der  Succession  längst  entschieden  ist,  und  dass  die 
Anerkennimg  den  Franci  überhaupt  zugeschrieben  wird.*) 

Dass  dann  diese  Einrichtung  auch  auf  die  französischen 
Reichstheile  überging,  zeigt  sich  an  der  Erhebung  Ludwig 
des  Stammlers:  er  wird  als  electione  populi  rex  constitutus 2) 
bezeichnet,  und  anderwärts  erfährt  man,  dass  die  Krönung 
unter  einmüthiger  Zustimmung  aller  Anwesenden,  der  Opti- 
maten  und  der  Uebrigen  geschieht.^)  Yon  da  an  ist  zeitlich 
und  sachlich  nur  ein  Schritt  zu  dem  öfters  besprochenen 
französischen  Krönungsprotokoll  von  1059,  wo  vor  der  Krö- 
nung der  Erzbischof  von  Rheims  den  jungen  Philipp  IL  zimi 
König  machte  (elegit)  und  die  namentHch  genannten  Bischöfe 
und  Grafen  der  Reibe  nach,  die  milites  und  das  Yolk  auf 
einmal  zustimmen  (laudaverunt),  indem  sie  rufen:  laudamus, 
Yolumus,  fiat.*) 

Steht  die  Form  bereits  in  der  Karolingerzeit  fest,  so 
kann  sie  dann  auch  in  Italien  angenommen  worden  sein,  wo 
sich  eben  auch  ein  Wahlrecht,  zunächst  natürlich  der  Opti- 
maten,  entwickelt  hat.*) 


haupt  die  maiores  natu  Francorum  und  setzen   das  gleich  dem  con- 
ventufi  populi  (Stellen  bei  Mühlbacher  Reg.  627  a). 

')  Es  soll  hier  vom  Cap.  46  §  2  abgesehen  werden,  da  dessen  Be- 
stimmung (vgl.  Waitz  in  S.  278  N.  3,  aber  auch  den  Beginn  eines 
neuen  Capitels  mit  ut  ea  in  einer  Handschrift)  jedenfalls  sich  nicht 
unmittelbar  auf  Regierungsnachfolge  bezieht.  —  ')  Cap.  283.  —  *)  ann. 
Bertin.  (H.  A.)  S.  138  consensu  omnium  tarn  episcoporum  et  abbatum 
quam  r^ni  primorum  ceterorumque  qui  adftierunt,  conaecratus  et  coro- 
natus  est.  —  *)  Bouquet  Scr.  rer.  franc.  XI  S.  32  f.  Dazu  Luchaire 
inst  I  S.  71  f  und  namentlich  Liudner  (M.  Oest.  Inst  XIX  S.  406  f., 
Der  Hergang  bei  den  deutschen  Königswahlen  S.  63  fd.),  dessen  Ver- 
dienst es  ist,  bei  uns  auf  den  Vorgang  hingewiesen  zu  haben.  —  •)  Den 
Uebergang  büden  die  decr.  electioni*  von  876  (cap.  220)  u.  889  (cap. 
222  a.  E.).  Die  Wahl  hat  sich  dann  natürlich  mindestens  biß  zu  Otto  I. 
gehalten  und  muss  unter  Ardoin  wieder  aufgelebt  sein.  Deshalb  sehe 
ich  keinen  Grund,  warum  man  die  Nachrichten  über  ein  eligere  in 
Italien  (Waitz  VI  8.  220)  umdeuten  sollte;  so  Lindner  (M.  Oest.  Inst 
XVU  S.  546;  S.  549;   XIX  8.  412;   Hergang  S.  20).    An   der  entechei- 


ii 


42  Ernst  Ma>er, 

Wie  man  in  solcher  Weise  die  karolingische  Wahl  des 
Königs  bis  in  die  spätere  Zeit  verfolgen  kann,  so  ergeben 
sich  Anzeichen  für  ihr  Vorhandensein  auch  noch  in  der 
Merovingerzeit.  Zahlreich  und  scharf  umrissen  sind  die- 
selben natürlich  nicht.  Allein  unsere  Quellen  sind  nament- 
lich für  die  Ereignisse  in  den  germanischen  Gebieten  so 
dürftig,  dass  man  auch  aus  dem  Schweigen  nicht  sofort 
Schlüsse  gegen  das  Vorhandensein  einer  solchen,  politisch 
eigentlich  wenig  relevanten  Einrichtung  ziehen  dürfte.^)  Zum 
Glück  ist  der  Quellenbefund  noch  etwas  günstiger.  In  der 
gleichen  Gegend,  wo  Chlodwig  zu  Anfang  des  6.  Jahrhun- 
derts vom  Volk  unter  Waffenlärm  und  Schilderhebung  zum 
König  gewählt  wird^)  und  wo  zu  Ende  des  6.  Jahrhunderts 
die  germanischen  Märzversammlungen,  allerdings  unter  ent- 
scheidender Mitwirkung  der  Optimaten  vorkommen'),  wird 
zu  Anfang  des  7.  Jahrhunderts  der  Thronfolger  von  einer 
Versammlung  der  Franken  als  König  angenommen,  und 
Aehnliches  ergibt  sich  gleichzeitig  auch  für  Neustrien  und 
für  Burgund.*)  Für  sich  allein  würden  natürlich  die  seltenen 
Erwähnungen  nicht  genügen.  Allein  sie  gestatten  es  wenig- 
stens, die  in  der  karolingischen  und  noch  deutlicher  in  der 
deutschen  Zeit  hervortretende  formelle  Wahl  des  Königs 
durch  das  Volk  als  urfränkische  Einrichtung  zu  betrachten. 
Die  Vergleichung  mit  dem  nordischen  Recht  aber  zwingt, 
wie  später  noch  genauer  auszuführen  ist,  zu  dieser  An- 
nahme. 

3.  Eine  weitere  Frage  ist,  wie  man  auf  den  südlichen 
Wahlversammlungen  den  Wahlwillen  erklärt. 

Da  wird  seit  der  karolingischen  Zeit  von  einem  ein- 
müthigen  Beschluss  gesprochen ;   im  11.  Jahrhundert  äussert 

deuden  deutschen  Wahl  haben  die  Italiener  natürlich  keinen  Antheil. 
Freilich  hat  sich  die  Wahl  nicht  lange  hinaus  über  die  Zeit  des 
letzten  materiell  gewählten  italienischen  Königs  erhalten;  schon  in 
der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  schwindet  sie,  die  vielleicht 
zuletzt  nur  mehr  ein  Postulat  war. 

')  So  Waitz  II.  1.  S.  165  fd.;  auch  Sickel,  Die  tnerovingische  Volks- 
versammlung (in  M.  Oest.  Inst.  Erg.  Bd.  1  S.  254  fd.).  —  »)  Gregor.  Tur. 
II.  40,  und  vielleicht  kann  die  Erzählung  durch  den  späteren  Gregor 
dahin  deuten,  dass  auch  ihm  zu  seiner  Zeit  eine  Wahl  des  Volkes 
nicht  fremd  war.  —  »)  Cap.  7.  —  *)  Waitz  U.  1.  S.  168. 
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sich  diese  Einmüthigkeit  in  einer  ausdrücklichen  Einzel- 
bestätigung dessen,  was  einer  vorgesprochen  hat.')  Und 
ebenso  redet  der  S.Sp.  von  einem  allgemeinen  Küren  der 
Fürsten.^)  Auf  die  erste  Wahlerklärung  haben  gewisse 
Grosse  ein  ständiges  Yorrecht,  sie  haben  die  prima  vox,  in 
Deutschland  der  Erzbischof  von  Mainz  und  von  der  welt- 
lichen seit  dem  10.  Jahrhundert  der  Herzog  von  Rhein- 
franken und  deshalb  später  der  Pfalzgraf.  ^)  Es  ist  leicht  ver- 
ständhch,  dass,  wenn  der  erste  Sprecher  weit  vor  den  andern 
hervortritt,  er  allein  als  der  Wähler  (eligens),  die  andern 
nur  als  die  Zustimmenden  (laudantes)  bezeichnet  werden.*) 
Gerade  so  gut  erscheinen  aber  auch  alle  als  eligentes*) 
oder  als  laudantes.^)  Dass  laudare  wie  eÜgere  die  Erklä- 
rung ist,   es  solle  Jemand  König  sein,    dass   lässt  sich  mit 

»;  Für  die  karolingische  Zeit  S.  40  N.  7.  S.  41  N.  3.  —  Widukind  ü.  1 
weist,  allerdings  nicht  sehr  deutlich,  auf  eine  einmüthige  Handlung 
bei  der  Thronerhebung  Otto'3  1.  hin;  Einmüthigkeit  der  Aachener 
Annahme  Ottos  IT.  (S.  32  N.  2i,  auch  bei  der  Wahl  Otto's  III.  in 
Verona  {Thietmar  III.  24\  bei  Heinrich  II.  (Thietmar  V.  11 :  cunctis 
praeseutibus  coUaudantibus),  vor  allem  aber  bei  Konrad  II.  (Wipo  2), 
wo  das  Einzelnnachsprechen  nach  der  Erkläxung  des  Erzbischofs  von 
Mainz  luid  des  Herzogs  der  Rheinfranken  bezeugt  ist;  knapper 
bei  Heinrich  III.  (Wipo  23;,  dann  wieder  bestimmt  bei  Rudolf  von 
Rheinfelden  (Bruno  91  und  Bertold  zu  1077:  S.S.  V  S.  292),  bei  Lothar 
(S.S.  XII  S.  511  narr,  de  electione  Loth.  e.  6:  imanimi  consensu  et 
petitione  principum),  —  Besonders  plastisch  ist  das  französische  Krö- 
nungsprotokoll (S.  41  N.  4).  —  »)  S.Sp.  m.  37  §  2  a.  E.  Für  das 
Folgende  betone  ich,  dass  ich  nicht  mehr  aus  der  Stelle  zu  lesen  ver- 
mag als  Einmüthigkeit  beim  Küren.  Dagegen  finde  ich  (anders  Lindner, 
Hergang  S.  29)  nichts  von  einer  Einmüthigkeit  im  vorausgehenden 
Erwählen  gesprochen.  Der  S.Sp.  wül  doch  nicht  mehr  sagen,  als  dass 
.  die  Kurfürsten  nur  den  küren  dürfen,  welchen  alle  Fürsten  zusammen 
und  nicht  nur  die  Kurfürsten  allein  ausgewählt  haben.  Auch  wir  heut- 
zutage fanden  keine  andere  Sprachform  für  den  Gedanken  und  würden 
über  die  Art  der  Erwählung,  ob  per  maiora,  ob  einmüthig,  damit  gar 
nichts  aussagen  wollen.  —  *)  Genaueres  meine  V.G.  11.392;  Lindner, 
Hergang  S.  20  (vgl.  schon  Widukind  I.  26);  für  Sach.sen  S.  37  N.  3,  für 
Frankreich  S.  41  N.  4,  für  Italien  S.  41  N.  5.  —  *)  So  deutlich  im  fran- 
zösischen Beispiel  von  S.  41  N.  4:  m.  K  (so  auch  Lindner,  Hergang  S.65) 
heisst  hier  nur  die  Thätigkeit  des  Erzbischofs  von  Rheims  eügere,  die 
Thätigkeit  der  Uebrigeu  laudare.  —  *)  So  in  der  Reihe  von  Beispielen 

I Lindner,  Hergang  S.  36  sicher  n.  4,  5.  —  •)  So  Bertold  1077  iS.S.  V 
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Sicherheit  erkennen^),  mid  keine  Stelle  beweist,  dass  der 
von  der  Königsanerkennung  getrennte  Unterthaneneid  oder 
die  vasallitische  Huldigung  unter  dem  laudare  begriffen  wäre.'^) 


^)  Das  ergibt  eigentlich  schon  eine  Form  wie  electione  laudari 
(Lindner  S.  36  n.  5).  Dann  spricht  Thietmar  V.  17  von  laudes  populi: 
an  eine  Huldigung  ist  hier  nicht  zu  denken.  In  Wipo  2  kann  in 
quod  ai  maior  pars  populi  laudaret,  das  laudare  doch  nur  wählen  be- 
zeichnen, ebenso  wenn  es  später  vom  Erzbischof  von  Mainz  heisst : 
landavit  et  elegit.  Die  Ableistung  des  Unterthaneneids ,  die  ja  allein 
bei  Wipo  ganz  deutlich  hervortritt,  ist  von  dieser  Erklärung  genau  so 
getrennt  wie  im  nordischen  Recht  von  der  kouungstekja.  Im  fran- 
zösischen Wahlprotokoll  (S,  41  N.  4)  besteht  das  laudare  darin ,  dass 
die  Leute  rufen:  zuerst  laudamus,  dann  volumus,  dann  fiat.  In  Bruno 
c.  91  ist  mit  aller  Deutlichkeit  gesagt,  dass  sich  Otto  von  Nord- 
heim weigert  zu  laudare,  weil  er  nur  unter  bestimmten  Bedingungen 
will  regem  constituere.  Keine  Eidesleistung  können  auch  sein  die  regiae 
laudes  bei  der  Wahl  Lothars  sofort  nach  der  stürmischen  Ausrufung 
(narratio  c.  4:  S.S.  XII  S.  511).  Vor  allem  zwingt  aber  dazu  die 
Grammatik,  wie  Seeliger,  D.  Zeitschr.  f.  G.W.  N.  F.  Monatsbl.  H  S.  12 
mit  Recht  betont  hat.  Der  Kandidat  ist  stets  Accusativobjekt  von 
laudare  oder  loven  in  den  deutschen  Stellen  (Lindner,  Hergang  S.  46) : 
man  macht  ihn  zu  etwas  durch  das  Loben.  Würde  man  ihm  durch 
das  loben  etwas  leisten,  etwas  »geloben",  so  müsste  der  Becreffende 
im  Dativ  stehen.  Ich  ziehe  deshalb  auch  noch  das  Zugeständniss  in 
V.G.  11  S.  394  zurück.  Andererseits  ist  es  nicht  richtig,  wenn  ich  dort 
unter  laudare  immer  nur  die  der  Erklärung  der  Kurfürsten  nach- 
gehende Erklärung  verstand.  —  *)  Das  Gegentheil  ist  bekanntlich 
Lindners  von  Seeliger  bekämpfte  Meinung.  Lindner  (Königswahlen 
S.  72  fd.)  stützt  sich  eigentlich  nur  1.  auf  das  Verhältniss  von  Widukind 
II.  1  und  Thietmar  II.  1,  wo  sie  beide  die  Wahl  Otto's  I.  schildern; 
2.  auf  Athalbolds  (c.  10)  Paraphrase  von  Thietmar  V.  16.  17.;  8.  (M.  Oest. 
Inst.  XVII  S.  558)  auf  Widukind  III.  76  mit  Thietmar  II.  44.  -  AUein 
(Fall  1)  es  ist  doch  imsicher,  ob  das  in  regem  sibi  collaudans  bei 
Thietmar  II.  c.  1  mit  dem  manus  ei  dantes  ac  fidem  pollicentes  bei 
Widukind  II.  1  gleich  ist.  Vielmehr  scheint  Widukinds  manus  —  polli- 
centes bei  Thietmar  mit  cum  subiectione  promisit  wiedergegeben  und 
dann  ist  das  coUaudant  in  regem  eine  Handlung,  welche  sich  unmittel- 
bar auf  die  Thronerhebung  bezieht,  vielleicht  das  more  suo  fecerunt 
eum  regem  bei  Widukind.  Die  Stellen  sind  im  besten  Fall  für  Lindner 
neutraL  —  Athalbold  (Fall  2),  wenn  man  diesem  Schönredner  über- 
haupt Gewicht  beilegen  darf,  trennt  m.  E.  positiv  zwischen  collaudara 
und  manus  reddere.  —  Bei  der  Anerkennung  Otto's  III.  aber  kann  das 
collaudatus  in  Thietmar  II.  44  geradesogut  die  Wiedergabe  des  ab 
omni  populo  electua,  als  des  fidem  pollicentes  in  Widukind  III.  76  sein: 
auch  diese  Gleichung  ist  neutral. 
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Aach  in  der  Bymbolischen  Ausgestaltung  scheint  ein  Unter- 
schied vorzuliegen:  während  die  milites  den  Unterthaneneid 
unter  Handreichung  an  den  König  ablegen^),  erhebt  sicher 
das  laudirende  gemeine  Volk,  vielleicht  aber  die  Laudirenden 
überhaupt,  die  Hände,  und  einmal  wird  die  Handerhebung 
direkt  als  der  sinnliche  Ausdruck  des  laudare  aufgefasst.^) 
Mit  dieser  Bedeutung  von   laudare    stimmt    es    dann   auch, 

^)  Widukind  II.  1  sagt,  dass  die  milites  dem  König  bei  der  Thron- 
erhebung die  Hand  geben,  ans  Wipo  4  aber  folgt,  dass  die  milites 
bei  der  Krönung  eben  den  allgemeinen  Unterthaneneid  leisten.  Ebenso 
sagt  Thietmar  V.  12,  dass  der  König  suscipit  in  miütiam,  also  dass  er 
irg^dwie  mithandelt,  wovon  bei  der  blossen  Handreichung  keine  Rede 
ist.  —  *)  Widukind  II.  1  sagt  deutlich,  dass  das  gewöhnliche  Volk 
die  Hände  zum  Himmel  erheben  soU  zum  Zeichen,  dass  ihm  die  Wahl 
gefalle;  ebenso  ist  in  Widukind  I.  26  die  Handerhebung  offenbar  nur 
das  Zeichen  der  Billigung.  Äthalbolds  (c.  36)  Umschreibung  von  Thiet- 
mar VI.  6  (dazu  Lindner,  Hergang  S.  47)  sagt  doch  g^^r  nichts  anderes, 
als  dass  zur  collaudatio  oder,  wie  es  Thietmar  sehr  bezeichnend  aus- 
drückt, zur  communi?  electio,  die  Handerhebung  gehört:  dass  diese  das 
Zeichen  eines  Unterthaneneids  sei,  wird  nicht  gesagt,  vielmehr  dient 
nach  Athalbold  die  manus  elevatio  dem  designare.  —  Es  ist  allerdings 
richtig  und  durch  die  überaus  sorgfältige  Untersuchung  Puntscharts 
{Schuldvertrag  und  Treugelöbniss  S.  334 f.)  erwiesen,  dass  im  sächsi- 
schen Recht  die  Handerhebung  mit  Aufrecken  eines  oder  zweier  Finger 
zu  dem  sinnlichen  Apparat  des  Gelobens  gehört:  allein  damit  ist  noch 
lange  nicht  gesagt,  dass  hier,  wo  zu  der  Hand  noch  der  Mund,  die 
Rede  (das  , versprechen*)  hinzukommt,  die  Eingehung  der  Bindxmg  {et 
Puntschart  S.  21  fd.)  gerade  in  der  Handerhebuug  läge.  Natürlich  weü 
die  Handerhebung  ein  Theil  des  Geschäftes  ist,  so  kann  man  auch  von 
com  digito  promittere  reden.  Aber  andere  Stellen  zeigen  deutlich,  dass 
das  Wesen  der  Handerhebung  in  einem  confirmare  —  einem  Festmachen 
nach  dem  Sprachgebrauch  der  nordischen  Quellen  (v.  Amira  ü  S.  280)  — 
liegt  (die  Belege  bei  Puntschart  S.  358  N.  1).  Es  wird  die  blosse  Be- 
redung durch  Handerhebung  fest  oder  fester  gemacht,  geradeso  wie  in 
anderen  Gebieten  durch  Handreichung.  Damit  stimmt  dann  auch  die 
Uebersetzung  von  loben  durch  laudare  in  sächsischen  Urkunden  (Punt- 
schart S.  32  N.  4).  Da  hat  laudare  allemal  nur  die  Bedeutung  billigen. 
Dass  loben  den  Sinn  von  versprechen  gewinnt,  ist*  etwas  Sekundäres 
(wie  beim  nordischen  festa).  Es  ist  wohl  nichts  anderes,  als  wenn  man 
im  späteren  Nordischen  den  lofatak  statt  des  vapnatak  zum- Zeichen  der 
Anerkennung  gebraucht  (S.  4  N.  2)  und  lofatak  hinwiederum  die  das 
Versprechen  bestärkende  Handreichung  bedeutet  (v.  Amira  II  S.  306). 
—  Legt  man  der  Handerhebung  beim  Geloben  nur  die  Bedeutung  der 
feierlichen  Verstärkung  bei,  dann  stimmt  auch  eine  andere  Erschei- 
nung.  Lindner,  Hergang  S.  49  hat  nämlich  auf  Const.  IL  195  aufmerk- 
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wenn  in  den  romanischen  Gebieten  das  Worc  laudare  nicht 
nur  im  allgemeinen  Sinn  von  billigen,  sondern  besonders 
auch  in  der  Bedeutung  von  richten,  bestimmen  vorkommt.^) 
Ich  möchte  dem  weiten  gemeineuropäischen  Ausdruck  nicht 
ohne  Weiteres  eine  bestimmte  technische  Bedeutimg  bei- 
legen, aber  immerhin  ist  es  aufföllig,  dass  danach  ein  lau- 
dare regem  so  viel  als  das  til  konungs  doema  wenigstens 
bedeuten  könnte. 

4.  Nunmehr  darf  man  die  gewonnenen  Resultate  mit 
dem  Ergebnis«  der  beiden  ersten  Abschnitte  vergleichen. 

Da  ist  nun  die  Aehnlichkeit  zwischen  der  Königswahl 
im  Süden  wie  Norden  überraschend.    Da  wie  dort  eine  for- 


säm  gemacht:  ala  auf'  dem  Mainzer  Hoftag  von  1235  ein  solerapne 
coUoquium  über  die  lombardischen  Angelegenheiten  stattfindet,  setzen 
Theilnehmer  all  ihr  Gut  iuramento  et  fide  gegen  die  Lombarden  ein 
clamantibus  cunctis  et  elevationem  manuum  offerentibus,  que  iuxta  con- 
suetudinem  Germanorum  est  vinculum  iuraraenti,  dafür  dass  sie  au  einem 
bestimmten  Termin  zmu  Heerzug  in  die  Lombardei  erscheinen  wollen. 
Es  ist  das  nichts  anderes  als  ein  Fall  der  expeditio  iurata,  wie  sie  in 
der  ganzen  Zeit  von  den  Ottonen  ab  erwähnt  vfird  (Waitz  VIII  S.  100  f.). 
Da  berichtet  nun  schon  Widukind  (I.  88),  dass  das  Volk  dem  König 
Kriegshilfe  gegen  die  Ungarn  verspricht:  operam  suam  deinde  pro- 
mittens  regi  contra  gentera  acenimam,  dextris  in  caelum  elevatis, 
pactum  firmavit  (cf.  auch  I.  36  data  signo,  sacramento  accepto,  primum 
ducibus,  deinde  unusquisque  alteri  operam  suam  sub  iuramento  pro- 
mittebat  ad  preseus  bellum).  Man  kann  sich  dann  wieder  die  Hand- 
erhebung als  die  Bestärkung  des  feierlichen  Versprechens  denken,  oder 
man  kann  sich  auch  denken,  dass  das  Handerheben  als  Abstimmungs- 
form mit  dem  Versprechen  nur  zusammenwächst.  Das  letztere  scheint 
mir  deshalb  wahrscheinlicher,  weü  die  Handerhebung  zur  Bestärkung 
des  Versprechens  spezifisch  sächsisch  ist.  Jedenfalls  folgt  auch  aus 
dieser  Erscheinung  nicht,  dass  die  Handerhebung  nothwendig  zu  einem 
Versprechen  gehören  muss,  sie  bedeutet  eine  feierliche  Betheuerung, 
einen  Eid ,  wie  das  jetzt  noch  der  Fall  ist  (vgl.  dazu  freilich  Grimm, 
R.A.  II  8.555  unt.).  —  Hängt  die  Sitte  beim  Hochrufen  —  dem  modernen 
laudare  —  Hand  mit  oder  ohne  Hut  zu  erheben,  mit  dem  bisher  Ge- 
schilderten zusammen? 

')  z.  B.  lib.  jur.  reip.  Genev.  1.  34.  36.  59.  1139  Richter  erklärt: 
omnes  res  8ua.s  (eines  Verbrechers)  commnni  Januo  laudabo  (werde  zu- 
erkennen) u.  s.  f.  Murat.  aiitiquit.  II  col.  9G9  (911)  et  laudantes  omnes 
judices;  H  col,  975.  1114  judices  laudaverunt,  quod  F.  in  manum  suprad. 
F.  refutarent  -terram;  IVcol.  53.  1151  laudamentum  consiiliim;  IV  col. 
263.  11G8  conaules  laudando  statuerunt.  Codico  dipl.  Padovano  dall' 
anno  1101.  I.  555  1152  laudameuto  curie.  Daher  laudum  =  Schiedsurtheil. 
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melle  Annahme  des  thatsächlich  bereits  bestimmten  Thron- 
folgers aus  dem  regierenden  Geschlecht,  welche  durch  eine 
Yolksversammlung  unter  Führung  der  Optimalen  geschieht. 
Der  Vornehmste  der  Anwesenden  erhebt  (urtheilt)  den  Kan- 
didaten zum  König,  legt  ihm  den  Königsnamen  bei.')  Die 
übrigen  Anwesenden  schliessen  sich  in  einer  einmüthigen 
ausdrücklichen  Erklärung  an,  und  zwar  die  Yomehmeren 
mit  Einzelerklärungen,  also  in  der  Form,  welche  nach  ger- 
manischem Recht  für  die  Willenserklärung  von  Versamm- 
lungen gilt.  In  Verbindung  mit  dem  allem,  aber  nicht  immer 
an  derselben  Stelle,  folgt  die  Ableistung  eines  Königseids 
auf  das  gegebene  Recht,  der  im  Süden  allerdings  hinter 
dem  Krönungseid  verschwindet.^)  Schliesslich  folgt  die  Ab- 
leistung des  ünterthancneids,  welche  ebenfalls  im  Süden 
früh  nicht  mehr  erwähnt  wird.  —  Im  Süden  wie  im  Norden 
handelt  es  sich  dabei  nicht  um  Versammlungen  des  ganzen 
Reichs,  sondern  um  eine  Annahme  des  Königs  durch  die 
einzelnen  Landschaften  —  im  Süden  ursprünglich  wohl  nur 
um  die  Annahme  durch  die  Landschaften  des  herrschenden 
Stammes:  Lothringen,  Rheinfranken,  Ostfranken;  seit  dem 
10.  Jahrhundert  aber  ist  auch  eine  besondere  Annahme  sei- 
tens der  Sachsen  bezeugt.  Freilich  gehen  hier  im  Einzelnen 
das  ursprünglichere  nordische  und  das  viel  entwickeltere 
südliche  Recht  auseinander.  Jenes  hat  überall  die  ständige 
Landschaftsversammlung  auch  als  Gerichts  Versammlung  sich 
bewahrt,  und  so  erfolgt  denn  hier  die  Annahme  auf  den 
grossen  Gerichten.  Im  Süden  dagegen  —  wenn  man  von 
Friesland  und  vielleicht  einer  Spur  in  Baiem  absieht  — 
kommen  solche  Dinge  einer  ganzen  Landschaft  —  Lothringen, 
Rheinfranken,  Ostfranken,  Sachsen  —  in  der  karolingischen 
und  sicher  in  der  deutschen  Zeit  nicht  mehr  vor,  und  es 
bleibt  dann  nur  dabei,  dass  eben  im  Gebiet  der  betieffenden 
Landschaft    eine  Wahlversammlung   gehalten  werden  muss. 

')  So  küren  nach  dem  S.Sp.  III.  54  die  Fürsten  bi  name,  was 
Lindner,  Hergang  S.  32  mit  Recht  auf  die  Benennung  mit  dem  Köhigs- 
namen  bezieht;  dort  noch  ein  Beispiel.  Vielleicht  gehört,  hierher  schon 
Widukind  I.  26  a.  E.  nomen  novi  regis  cum  clamore  valido  sahitantes 
frequentabant.  —  *)  Er  ist  bei  Annahme  Heinrich's  II.  durch  die 
Sachsen  zu  erkennen;   sonst   der  Krönungseid  (über  diesen  Waitz  VI 

^     216';. 
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So  habe  ich  keinen  Zweifel,  dass  das  nördliche  und 
südliche  Recht  beide  aus  ein  und  derselben  Wurzel  heraus- 
gewachsen sind.  — 

Wie  im  dänischen  Recht  noch  des  15.  Jahrhunderts  das 
Königthura  rechtlich  erst  durch  die  Kur  der  Landsthinge 
erworben  wird,  so  begegnen  ähnlichen  Vorstellungen  noch 
im  deutschen  Recht  des  13.  Jahrhunderts.  Es  ist  deshalb 
wohl  möglich,  dass  man  durch  eine  Art  von  Staatsstreich  die 
formelle  Königsannahme  herbeizuführen  sucht,  Tievor  die 
thataächlich  und  schliesslich  auch  rechtlich  entscheidenden 
Fürsten  sich  geeinigt  haben.  ^)  Es  ist  weiter  nicht  möglich, 
anders  als  durch  Vereinbarung  oder  mit  dem  Schwert  in  der 
Hand  zu  entscheiden,  wenn  jeder  der  beiden  Thronbewerber 
durch  eine  Versammlung  formell  angenommen  ist.  2)  Deim 
dann  stehen  sich  eben  zwei  Volksurtheile  über  das  Thron- 
folgerecht  gegenüber  —  ähnlich  wie  beim  v^fang  —  und 
es  fehlt  an  einer  höheren  Gewalt,  um  den  Widerspruch  zu 
lösen.  Die  Zuständigkeit  des  Papstes  wird  abgelehnt  und 
die  des  Pfalzgrafen  ist  gewiss  eine  Erfindung.^)  Das  nor- 
dische und  südliche  Recht,  wie  wir  sahen,  spricht  freilich 
von  einer  Rechtspflicht  der  Minderheit  sich  der  Mehrheit  an- 
zuschliessen;  aber  das  gilt  nur  innerhalb  ein  und  derselben, 
nicht   zwischen  zwei  verschiedenen  Versammlungen. 

Ist  die  Volkswahl  und  ihre  Elemente  ganz  germanisch, 
80  ist  damit  ein  wesentlicher  Einfluss  des  allerdings  ähnlich 
gebauten  kirchlichen  Wahlrechts  ausgeschlossen,*)    Denn  das 


*)  So  ist  die  Schilderhebung  Lothars  zu  deuten,  welche  sofort  zu 
regfiae  laude«  fahrt,  bevor  eine  Einigung  erfolgt  ist.  Auch  Koiu-ad's  IL 
Wahl  darf  vielleicht  hierher  gezogen  werden:  die  Wähler  sind  hier  dar- 
über einig,  dass  einer  der  beiden  Konrade  gewählt  werden  solL  Welcher, 
das  ist  noch  unsicher;  nun  setzt  die  Besprechung  der  beiden  Kandi- 
daten ein  und  der  Kuss,  der  die  Uebrigen  eine  Einigung  dieser  Kandi- 
daten vermuthen  Iftsst.  Sofort  erfolgt  jetzt  die  formelle  Wahl,  ohne 
dass  die  Mafsgebenden  sich  über  die  Person  de«  zu  Wählenden  schon 
ausdrücklich  geeint  hätten:  Lindner,  Hergang  S.  52  hat  gegen  mich 
Recht,  wenn  er  den  letzten  Punkt  betont.  —  *)  So  das  vel  alter  electo- 
rum  per  potentiaro  optinebit  in  Const.  IL  405  §  7 ;  andererseits  Const. 
IL  6  §  5 :  nur  Vereinigung  der  Wähler  kann  helfen.  —  »)  Const.  IL  6 
§5;  U.  405  §  7.  —  *)  Deshalb  geht  meine  Bemerkung  in  V.  G.  II 
S.  890  ob.  etwas  zu  weit. 
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ist  keine  Einwirkung,  wenn  in  den  lateinischen  Quellen  die 
gleichen  Seiten  der  beiden  Wahlfonnen  mit  densell)en  Aus- 
drücken (iaudare,  consentire)  benannt  werden. 

lY. 

1.  Schon  seit  der  fränkischen  Zeit  sind  die  Optimaten, 
die  principes  der  thatsächlich  entscheidende  Faktor  in  der 
Succesaion:  immer  wieder  finden  sich  in  Deutsehland  und 
Frankreich  Belege  für  diese  Macht.  ^)  Um  die  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts  wird  direkt  den  principes  das  Kecht  der 
Königswahl  beigelegt  2)  und  die  Richtigkeit  des  Satzes  be- 
währt sich  daran,  dass  mit  der  Verengung  des  Keichs- 
iSirstenstands  auch  nur  mehr  die  Fürsten  im  neuen  Sinn 
wählen.^)  —  Besonders  wichtig  ist  es  dabei,  dass  die  geist- 
lichen und  weltlichen  Fürsten  bei  dieser  "Wahl  als  zwei 
rechtlich  voHkommen  getrennte  Kollegien  erscheinen.*) 

Seitdem  ein  besonderes  "Wahlrecht  der  Fürsten  gegeben 
ist,  muss  auch  eine  besondere  Wahl  der  Fürsten  stattge- 
funden haben,  und  diese  bezeugt  der  S.Sp.,  der  eine  Er- 
wählung der  Fürsten  der  Kur  vorausgehen  lässt.  Dass  diese 
Erwählung  einstimmig  geschehen  ist,  wird  nicht  gesagt*) 
und  ist  aus  inneren  Gründen  nicht  denkbar.    Es  ist  ja  aller- 


>)  Wait«  VI  S.  189  N.  2;  Lindner  M.  Oftst.  Inst.  XIX  S.  403.  - 
'.)  Otto  Fris.  gest.  IL  1.  per  principum  electionem  reges  creare;  später 
ttna  com  principibus  ad  quos  de  iure  spectat  electio  (darüber  Lindner, 
Königswahlen  S.  98;  meine  Y.G.  II  S.  394  N.  54,  S.  397  N.  79).  Schon 
die  narratio  de  electione  Lotharii  c  6  (S.S.  XII  S.  511)  spricht  nur  vom 
Willen  der  principes.  —  Dagegen  fahrt  Wipo  c.  2  darauf,  dass  es  ein 
losgelöstes  ausschliessliches  Stimmrecht  der  Fürsten  noch  nicht  gibt, 
und  in  c.  1  heisst  es,  dass  die  Francia  den  König  wählt  nach  den  con- 
silia  der  Bischöfe  und  der  weltlichen  Grossen.  Auch  Rudolf  von  Rhein- 
felden  ist  noch  vom  populus  gewSMt  (Bruno  c.  Sl).  So  läge  die  Bil- 
dung eines  besonderen  Wahlrechts  zu  Ende  des  11. -und  im  12.  Jahr- 
hundert, wo  Gegenkönigthum  und  Wechsel  der  Dynastien  einwirkte.  — 
')  Die  Stellen  bei  Waitz  VI  S.  192.  3;  besonders  die  merkwürdige  aus 
Honor.  August  od.,  welche  die  Scheidimg  damit  begründet,  dass  die 
weltlichen  Fürsten  die  Vasallen  der  Geistlichen  feind;  dann  Beriold 
zu  1077  (S.S.  V  S.  292).  Schon  bei  der  Krönung  in  Aachen,  wie  sie 
Widukind  schildert,  gehen  die  Funktionen  ganz  auseinander  und  bei 
der  Wahl  Konrad's  II.  stimmen  alle  Bischöfe  vor  den  Fürsten.  — 
«)  ob.  S.  43  N.  2. 

titscirilt  für  R«chtsg»3cliichte.    XXffl.    Gem.  Äbth.  4 
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dings  möglich^)  —  wiewohl  nicht  nachweisbar  — ,  dass,  wenn 
einmal  der  Wahlwille  der  Fürsten  feststeht,  sie  denselben 
schon  vor  der  Kur  in  eine  einmüthige  Erklärung  zusammen- 
gefasst  haben.  Aber  selbst  wenn  so  etwas  geschehen  wäre, 
so  kann  eine  solche  einmüthige  Erklärung  nicht  Grund  und 
Zweck  der  Fürstenwahl  gewesen  sein :  das  wäre  ja  ein  sinn- 
loser Ueberfluss  gewesen,  naclidem  die  gleiche  einmüthige 
Erklärung  dann  in  der  Kur  noch  einmal  vorkommt.  Es 
muss  also  bei  der  Erwählung  eine  Auseinandersetzung  zwi- 
schen den  verschiedenen  Wahlmöglichkeiten  stattgefunden 
haben:  dass  diese  Auseinandersetzmig  gerade  durch  die 
Majoritätsentscheidmig  geschehen  wäre,  ist  nicht  gesagt, 
aber  es  bleibt  wohl  etwas  anderes  kaum  übrig.  Direkt  auf 
eine  Majoritätswahl,  welche  der  Kur  vorausgeht,  führt  der 
Bericht  des  Wipo'^);  aber  freilich  handelt  es  sich  hier  noch 
nicht  um  ein  ausschliessliches  Fürstenwahlrecht.  Jedenfalls 
gibt  es  keinen  Beleg  gegen  eine  Majoritätsentscheidung  in 
der  Erwählung ;  dafür  spricht  eine  starke  innere  Wahrschein- 
lichkeit. 

2.  Hier  setzt  nun  die  Frage  nach  der  Entstehung  des 
Kurfürstenkollegs  ein.  Die  ersten  zweifellosen  Nachrichten 
bringt  bekaimtlich  der  S.Sp.  und  es  gibt  keinen  Grund,  an 

»)  Etwa  gehört  der  Halberstädter  Tag  (Arnold  Lub.  VII.  13)  hier- 
her. —  Aus  diesem  Gesichtspunkt  wage  ich  auch  nicht  mehr  wie 
früher  Ragewin  III.  27  als  Beleg  ffir  eine  Majoritätswahl  zu  verwenden, 
wiewohl  Lindner,  Hergang  S.  29  zustimmt.;  allerdings  wird  sich  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  die  Angabe  auf  die  Erwählung,  nicht  auf  die 
Kur  beziehen;  aber  möglich  wäre  es  ja  doch,  dass  auch  ])ei  der  Er- 
wählung eine  formelle  einmüthige  Erklärung  stattfand  und  diese  dann 
nach  dem  ordo  der  Fürsten  geschah.  —  *)  Wipo  c.  2  spricht  zunächst 
von  einem  eligere,  das  der  formellen  Annahme  vorausgeht  und  welches 
wesentlich  die  Willensmeinung  der  Optimaten  darstellt.  Durch  dieses 
eligere  ist  festgestellt,  dass  die  Wahl  auf  einen  der  beiden  Konrade 
fallen  wird.  Nun  schliessen  die  beiden  den  Veitrag:  si  quem  illorum 
maior  pars  populi  laudaret,  alter  eidem  sine  mora  cederet.  Nach 
Allem,  was  wir  sonst  wissen,  ist  unmöglieh,  dass  in  der  Kur  selber 
noch  eine  Stimmenspaltung  eingetreten  wäre ;  es  muss  also  die  Majori- 
tätsentscheidung —  wie  natürlich  —  vor  der  Kur  stattfinden;  denn 
der  Ausdruck  laudare  kann  so  gut  wie  eligere  auch  auf  die  der  Kur 
vorausgehende  Beschlussfassung  angewendet  w^erden.  Nur  zeigt  die 
Steile,  dass  in  der  vorausgehenden  Wahl  lUe  Fürsten  noch  nicht  aus- 
schliessliches Stimmrecht  haben. 
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dossen  Angaben  zu  zweifeln:  danach  haben  die  Kurfürsten 
zunächst  eine  sachlich  recht  wenig  hervortretende  Funktion ; 
sie  zuerst  sollen  den  küren,  welchen  die  Fürsten  alle  zu- 
sammen gewählt  haben,  auch  auf  dem  Römerzug  Zeugniss 
über  die  geschehene  Wahl  ablegen.  So  unbedeutend  ist 
das  an  sich,  dass  sich  in  den  übrigen  wesentlich  politisch 
denkenden  Quellen  derselben  Zeit  nur  ganz  vereinzelte  und 
unsichere  Erss-ähnungen  der  Einrichtung  finden.^)  Ausserdem 
liegen  noch  zwei  andere  Belege  —  die  Gewold'schen  Frag- 
mente des  Amandus  und  Welbertus  —  vor,  die,  wenn  sie 
echt  sind,  das  Vorhandensein  einer  vor  den  übrigen  Fürsten 
hervortretenden  AYählerklasse  beweisen  und  zwar  so,  dass 
diese  an  Zahl  und  Stellung  ungefähr  den  Kurfürsten  ent- 
spricht. Das  non  liquet,  zu  dem  ich  mich  anderwärts  in 
Beurtheilung  dieser  Bruchstücke  bekannt,  muss  ich  nach 
genauerer  Durchprüfung  \\iederholen.  Davon  ist  keine  Rede, 
dass  die  Fragmente  als  Fälschung  ervsäesen  sind,  aber  auch 
nicht  davon,  dass  die  Echtheit  feststeht.^)  —  Yon  dem  Zeug- 
niss für  ein  Kurkolleg,  das  in  der  Fürstenbeschwerde  des 
Jahres  1202  liegt,  sehe  ich  vorläufig  ab. 

"■)  M.G.  epiot.  saec.  XIII.  L  S3.  1220  und  Marbacher  Annalen  1237 
S.  XVII  S.  178):  Lindners  Ausführungen,  Königswahl  S.  115,  S.  121; 
.  Oeet.  Inst.  XVII  S.  572  haben  mich  nicht  überzeugt-.    Ich  gebe  aber 
gern  zu,  dass  die  Stelle  ohne  den  S.Sp.  wohl  nicht  unbediugft  beweisend 
wären.    Das  Genügende  und  Entscheidende  ist  der  Bericht  des  R«chts- 
i  iichs.  —    ')  Gewolds  Buch   de   septemviratu   (Ausgabe  \on  1616)  ist 
ijaschrieben ,  um  das  Kurrecht  der  Herzöge  von  Baiem,   welches  noch 
im  Hausvertrag  von  Pavia  anerkannt  war  (z.  B.  Olenschläger,  Goldene 
Bulle  U.  B.  5.  1329)    zu    vertheidigen :    dabei    sucht  der  Vei-£asser   die 
ältere  Lehre   von  der  Einsetzung  der  Kurfürst^-n  durch  Otto  III.  und 
Gregor  V.  gegenüber  einer  neuen  Lehre  zu  halten,  welche    bis  in  das 
V-^.  Jahrhundert  hinein  nur  ein  allgemeines  Fürstenwahlrecht  annimmt 
-i.  auch  Gewoldi  antitheses   ad  M.  Freher.  7  S.  429/430  im  Sammei- 
rk  repraesentatio   reipublicae   Gennanicae   1657).    Unter   den   sehr 
hlreichen    Belegen,    die    einen   grossen    Theil    des    auch    heutzutage 
urauchten  Materials  ausmachen,  finden  sich  nun  zwei  Ausztlge  (n.  79 
11.80;   S.  76  f.),    von  denen  einer  die  Wahl  Friedrich's  I.  schildert  und 
einem  Amandus  Friderlci    iniperatoris  secretarius  beigelegt  wird;    das 
Jere  betrifft  die  Wahl  Lothars   und  soll  von  Welbertus  Conradi  II. 
i>eratoris    capellanus  stammen.   —   Die  Latinität    der   beiden  Frag- 
nte  ist  nicht   anfechtbar;    das   vielleicht  aufßllige   illustres  heroes 
Lombardia  findet  seine  genaue  Parallele  z.  B.  in  Scr.  rer.  Danic.  I 
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S.  25  (ob.  S.  25  N.  1);  Ti-ansalpinum  regnum  steht  geradeso  bei  Otto 
Fris.  gest.  IL  1.  —  Sachlicli  ist  die  Angabe  des  Amandas  richtig,  dass 
bei  der  Wahl  Friedrich's  I.  auch  italienische  Barones  anwesend  waren 
(Otto  Fr.  gest.  II.  I  non  sine  quibusdam  ex  Itaiia  barouibtss).  Anstoss 
könnte  man  an  der  Nichterwähnung  von  Xonrad's  III.  Sohn  Friedrich 
nehmen,  aber  auch  Otto  Fris.  II.  2  erwähnt  letzteren  sehr  kurz.  — 
Schlimmer  steht  es  mit  den  Kachrichten  des  Welbertus.  Die  Stelle 
erhebt  den  Anspruch,  von  einem  Zeitgenossen,  genauer  unter  Konrad  III. 
geschrieben  zu  sein.  Sie  enthält  aber  direkte  Irrthämer.  Konrad  wird 
als  der  Gegenkandidat  Lothare  angesehen,  wäbrend  es  doch  Fried- 
rich von  Staufen  war.  Der  Vater  Lothars  soll  Arnsberg  besitzen;  die 
Entstellung  des  Namens  Supplinburg  spricht  freilich  eher  gegen  als 
für  einen  Fälscher.  Lothar  soll  sich  an  dem  Krieg  Heinrich's  V.  gegen 
Frankreich  betheiligt  haben:  zwar  redet  Suger  gest.  Ludov.  c.  27  wii-k- 
lich  von  einer  Theibabme  auch  der  Sachsen,  allein  Lothar,  gegen 
welchen  das  nach  Frankreich  geführte  Heer  zuerst  aufgeboten  war,  ist 
kaum  dabei  gewesen.  Vor  Allem  aber  verlegt  der  Autor  diesen  französi- 
schen Krieg  vor  den  Sachsenkrieg  Heinrich'»  V.  Gegenüber  diesen  fal- 
schen Nachiiohten  macht  es  dann  wieder  einen  echten  Eindruck,  wenn 
vom  odium  capitale  des  Albert  von  Mainz  gegen  die  Schwaben  geredet 
wird.  —  Beiden  Fragmenten  eignet  eine  grosse  Verwandtschaft  mit  Otto 
Friß,  gesta.  Wo  diese  dürftig  sind,  sind  auch  die  Fragmente  (Wel- 
beri)  konfus.  Aber  die  Aehnlichkeit  ist  doch  nicht  sicher.  Auch  das 
ist  auffällig,  dass  in  beiden  Texten  das  Woi-t  dominium  wiederkehrt. 
—  So  bleiben  folgende  Möglichkeiten.  Entweder  hat  Gewold  oder 
sein  Hintermann  (vgl.  Deutsche  Biographie  IX  S.  131  f.  und  das  dort 
Angegebene)  die  Steilen  gefälscht.  Gewold  wenigstens  erscheint  nun 
sonst  nicht  als  Fälscher;  Bemhardis  (Lothar  S.  12  f.  N.  32)  Vermuthung, 
dass  Burgundus,  der  auch  den  Amandus  citirt,  nur  ein  Deckname  für 
Gewold  sei,  ist  direkt  falsch.  (vgL  Friedrich,  Ueber  die  Geschichtsschrei- 
bung unter  Kurfürst  Max  L:  Münch.  Ak.  Vortrag  1372  S.  17  fd.).  Dann 
spricht  auch  die  Art,  wie  er  die  Fragmente  gebraucht,  gegen  eine 
Fälschung:  er  verwendet  sie  allerdings  wiederholt  (S.  110,  120,  123) 
und  eiimial  stehen  sie  im  Mittelpunkt  seiner  Argumentation  (8.  124, 
bes.  S.  129  f.).  Allein  Gewold  legt  grossen  Nachdiuck  darauf,  dass  au 
den  Wahlen  nur  deutsche  Fürsten  theilnehmen  (S.  120 f.):  der  soge- 
nannte Amandus  hätte  nun  gerade  dagegen  einen  Gegenbeweis  ab- 
geben können.  Daun  sind  die  Stellen  für  das  eigentliche  Thema,  die 
bairische  Kur,  TiCutral,  oder  werden  wenigstens  von  Gewold  so  auf- 
gefasst:  es  wäre  allerdings  möglich  gewesen,  die  (8  aut)  8  priucipes 
de»  Amandus,  denen  ein  Wahlvorreoht  zugeschrieben  wird,  so  einzu- 
führen, dass  dem  bairischen  Herzog  ein  Platz  neben  den  7  anderen 
Kurfürsten  geblieben  wäre,  um  so  auffälliger  ist  es  und  spricht  för 
die  bona  fidee  der  bairischcn  Publizisten  zu  Anfang  des  17.  Jahrhun- 
derts ,  dass  dieser  Versuch  nicht  gemacht  wird.  Für  eine  ältere 
Fälschung  aber  Ifiest  sich  ein  vernünftiger  Grund  nicht  erkennen.  — 
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Die  Frage  ist  nun,  wodurch  das  Kuramt  entstanden  ist. 
Dasselbe  widerstreitet  der  überall  bei  den  Germanen,  auch 
im  älteren  deutschen  Recht  hervortretenden  Yerkündigung 
durch  einen  Mann.  An  irgend  welche  grosse,  bewusste  Um- 
wälzungen ist  aber  nicht  zu  denken^  wenn  man  sich  die  ge- 
ringe politische  Bedeutung  des  Kuramts  vorstellt.  —  Lindner, 
dessen  Untersuchimgen  unsere  Frage  so  sehj  gefordert  haben, 
mag  man  sich  ihnen  anschlieasen  oder  nicht,  hat  bekannt- 
lich die  Vermuthung  aufgestellt,  es  sei  allmählich  der  geist- 
lichen und  der  weltlichen  prima  yox  noch  je  ein  und  dann 
je  zwei  andere  Fürsten  beigegeben  worden:  ausdrückliche 
Belegs  für  dis  Vennathung  konnte  er  nicht  geben  und 
innerlich  ist  sie  nicht  recht  wahrscheinlich.  An  ein  unbe- 
wusstes  Herrorwachsen  iat  nicht  zu  denken:  die  bewnaste 
Yervielfachung  aber  hätte  eine  durch  nichts  veranlasste 
Herabaetzurg  des  Mainzers  und  des  Pfalzgrrfen  bedeutet, 
welche  jetz«;  ihre  prima  yox  mit  andern  theilen.*)  —  Ich 
habe  d^nn  die  Ansicht  zu  begründen  gesucht,  dass  die  3 
geistlichen  und  die  3  weltüchsn  F.nrförsten  nichts  ojideres 
sind  als  die  Skratatoren  des  geistlichen  und  die  des  welt- 
lichen Fürstenkollegs  im  Sinn  des  kanonischen  Rechts.^ 
—  Gleichzeitig  hat  Bresslan  behauptet,  dsss  die  spSteren 
deutschen  Konigswahlen  eeit  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
durch  das  Pepstwahlverfahren  beeinflusst  worden  i^t,')  — 
Lindner  hat  dann  Bresslaa's  und  meine  Aufi^tellungen  mit- 
einander abgelehnt.*)  —  Das  Gleiche  hat  v.  Wretechko  in 
einer  Untersuchung  über  den  Einfluss  fremder  Rechte  auf 
die  Konigswahlen  gethan;  später  ist  er  der  Gestaltung  des 
kirchlichen  Wahlrechts  genauer  nachgegangen.^)  Es  ist  nun 
natürlich  keine  Widerlegung  meiner  Meinung,  wenn  im  aus- 
Oder aber  man  mus»  die  Stellen  wirklich  in  das  12.  Jahrhundert  ver- 

»n:  dann  würde  man  das  zweite  Fra^ent  (Welbertus  =  Guilbertns) 
twa  wegen  des  romanisirenden  realium  statt  regalium  einem  Bargnnder 

jr  Italiener  beilegen  und  das  würde  auch  die  historiechan  Irrthüraer 
in.  —  Oder  die  Exzerpte  sind  überarbeitete  Auszüge  eines  Samm- 
(man  denke  an  Aventiu  oder  Welser)  aus  verlornen  Text-en. 
>)   Die  deutschen  Königswahlen   S.  196  fd.  —   ')  meine  V.G.  11 

382  fd.  —  *)  D.  Ztsehr.  f.  G.W.  II  S.  227fd.  —  *)  Der  Hergang  bei  den 

itschen  Königswahlen.  —  »)  Dieee  Zeitschrift  XX  S.  184fd.;  Zeitschr. 

K.R.  XI  S.323fd. 
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gebildeten  Kurfürsten kolleg  selber  wieder  einer  die  Stimmen 
abnahm^);  hier  handelt  es  sich  ja  um  ein  scrutinium  unter 
den  ehemaligen  Skrutatoren^),  und  dass  dieses  hier  natürlich 
nur  durch  einen  Mann,  nicht  durch  drei  geschieht,  entspricht 
der  kirchlichen  Praxis.^) 

3.  Entscheidend  .ist  die  Gestaltung  des  kanonischen 
Rechtes  selber ;  in  seiner  Beurtheilung  kann  ich  -säelfach  den 
Ausfühnmgen  vAVretschko'a  folgen.*)  —  Das  ist  allen  Schrift- 
stellen imd  Quellen  seit  dem  12.  Jahrhundert  gemeinsam, 
dass  zwei  Stadien  getrennt  werden ;  das  eine,  in  welchem  der 
Wille  der  Wähler  sich  definitiv  äussert,  in  welchem  er  durch 
scrutatores  gezählt  wird,  wenn  nicht  Inspiration  oder  Com- 
promiss  entscheidet,  und  dann  der  zweite  Theil,  der  allein 
electio  heisst,  wiewohl  hier  von  einem  freien  Wahlwillen 
nicht  die  Rede  ist,  sondern  der  bereits  gegeben«  Wahlwille 
nur  mehr  förmlich  erklärt  wird.  Trotzdem  hängt  die  Giltig- 
keit  der  Wahl  von  der  Vornahme  dieses  zweiten  Theils  ab. 
Soweit  ist  alles  klar  und  von  v.  Wretschko  zutreffend  aus- 
geführt. —  lieber  die  Personen  nun  aber,  welche  die  electio 
vorzimehmen  haben,  sind  die  Quellen  nicht  einig.  Der  spätere 
Mandagotus  spricht  ganz  generell  von  einer  electio  nur  durch 
einen  elector:  möglich,  dass  einer  der  Wähler  ein  festes 
Recht  darauf  hat;  möglich,  dass  das  Wahlkolleg  einen  dele- 
girt;  sonst  steht  die  Befugniss  der  prima  vox  zu.'')  Das 
Gleiche  aber  haben  schon  früher  Goffredus  Tranensis  und 
Innocenz IV. **)  —  Dagegen  ist  es  ebenso  deutlich,  dass  Bornar- 

*)  Das  scheint  die  Meinung  v.  Wretschko's;  diese  Zeitschr.  XX 
S.  170  N.  3.  —  *)  Anfang  des  14.  Jahrhundei-ts  sammelt  der  vornehmste 
geistliohe  Kurfürst  die  Stimmen  (Lindner,  Hergang  S.  14)  und  so  später 
der  Erzbischof  von  Mainz  (Pfeffinger,  Vitriarius  ilJustr,  I.  6.  14  p.).  Bei 
der  Wahl  des  Friedrich  von  Oesterreioh  nimmt  aber  ein  aussenstehon- 
der  Bischof  die  Stimmen  ab  und  zu  Ende  des  14.  Jahrhunderts  wird 
zu  dem  bekannten  Memorialvers  über  die  deutschen  Kurfürsten  gesagt: 
abbas  vero  sancti  Galli  est  scrutator  eorum  (Andrea  Dandolo  lib.  9 
cap.  1  p.  12:  Mm-atori  scr.  XII  col.  226)  if^h  vermag  die  Bedeutung  der 
Nachricht  nicht  zu  übersehen.  —  *)  Goffrod.  Tranensis  summa  tit.  de 
elect.  c.  7  bezeugt,  dass  in  der  Praxis  auch  mehr  oder  weniger  Skru- 
tatoren  vorkommen.  —  Besonders  aber  Innocenz  IV.  apparatus  I.  6.  42.  4. 
tres.  si  commode  pctest  fieri;  alioquin  duo  vel  iinus.  Dagegen  Lindner, 
Hergang  8.  24  —  ♦;  Vieles  auch  schon  meine  V.G.  11  S.  382  f.  —  »)  Manda- 
gotus c.  M.  —  «)  GottreduB  summa  tit.  de  elect.  n.  9 ;  Tanoc.  ^V  app.  I.  (5. 
42. 1  a.  E. 
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dus  von  Pavia,  der  älteste  SchriJPtsteller  über  diese  Materie, 
den  Skrutatoren  die  Aufgabe  zuschreibt,  die  electio  vorzu- 
nehmen.^) Osriensis^)  aber  bezeichnet  es  als  die  Meinung 
seines  Lehrers')  und  anderer  Aelteren,  dass  die  Skruta- 
toren ipso  iure  befugt  seien,  die  electio  vorzunehmen;  er 
selber,  bestimmt  durch  den  übrigens  neutralen  c.  42  X  de 
electione,  leugnet  das  und  gibt  den  Skrutatoren  die  Be- 
fugniss  nur  dann,  wenn  sie  ausdrücklich  delegirt  sind. 
Dabei  betont  er,  dass  es  geföhrlich  sei  eine  solche  Dele- 
gation schon  vor  der  Konstatirung  des  "Wahlresultats  vor- 
zunehmen, weil  sonst  die  Skrutatoren  bei  zwiespältigen 
Wahlen  die  Entscheidung  in  die  Hand  bekommen.  Das 
Yerhältniss  —  das  soweit  bei  v.  W'retschko  nicht  deutlich 
hervortritt  —  ist  also  dieses,  dass  für  das  kirchliche  Ge- 
sammtbewusstsein  zunächst  die  Skrutatoren  auch  die  elec- 
tores  waren  imd  erst  später  die  Wahlverkündigung  durch 
einen  elector  allgemein  üblich  wurde.  Damit  stimmt  es, 
wenn  die  päpstliche  Gesetzgebung  doch  erst  zu  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  bei  Compromissum  die  electio  per  imurn 
geradeso  fordert  wie  beim  Scrutiniura*),  und  wenn  die  bei 
Bernardus  von  den  Compromissarii  scharf  getrennten  Skru- 
tatoren später  dann  als  Compromissarii  bezeichnet  werden, 
wenn  sie  die  Wahlverkündigung  haben.') 

Freilich  ist  auch  die  Sknitatorenwahl  selber  eine  Neue- 
iTing  und  wird  noch  zu  Anfang  des  1 3.  Jahrhunderts  in  Gegen- 
satz zum  mos  anticus  gestellt.®)  Es  ist  eben  das  Scrutinium 
durch  allgemeines  Kirchengesetz  auch  erst  1215  eingeführt 
worden.')  Allein  thatsächlich  treten  die  Skrutatoren  nicht  nur 
bei  Bernardus,  sondern  auch  in  Urkxmden  bedeutend  früher 
in  der  Dreizahl,  welche  das  4.  Laterankonzil  übernahm,  auf.^) 

*)  Summa  de  electione  (Laspeyres  S.  317)  III  §  1  ut  videlicet  illum 
eligant,  quem  omnium  vel  maioris  partis  arbitrio  viderint  praeelectum. 
—  *)  Summa  I.  6.  n.  13.  —  »)  Nach  Schulte,  Gesch.  d.  Quell,  u.  Literat. 
d.  kanon.  Rechts  II  S.  123  N.  4  ist  es  Jacobus  de  Albenga :  über  ihn 
Schulte  I  S.  205  fd.  —  *)  c.  21  VI'».  1.  6.  —  •)  v.  Wretschko  a.  a.  0. 
S.  330  fd.  —  •)  GofFredus  Tran.  summ.  tit.  de  elect.  n.  9  a.  E.  —  ')  c.  42 
X.  1.  6.  —  »)  Die  Belege  bei  v.  Wretscho  S.  327  fd.  N.  3;  S.  331  N.  1; 
S.38o.  Für  Späteres  sei  nur  ein  Beispiel  genauerer  besprochen:  1205 
werden  vom  Kapitel  von  Amiens  3  arbitri  gewählt,  welche  singu- 
lorum  inquirerent  voluntat*s  et  eum,  in  quem  sanior  pars  capituli  con- 
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Sie  heissen  wiederholt  electores.^)  Fragt  man,  woher  die 
scrutatores  kamen,  so  mag  die  Wahlforra  vielleicht  zusammen- 
hängen mit  der  vollen  Ausbildung  des  Wahlrechts  nur  der 
Geistlichkeit.  Yielleicht  darf  man  aber  —  nur  vennuthuugs- 
weise  —  auch  auf  einen  andern  möglichen  Einfluss  aufmerk- 
sam machen.  In  allen  italienischen  Städten  wird  seit  dem 
12.  Jahrhundert  ein  koraplizirter  Wahlapparat  durch  eigens 
gewählte  electores  geschaffen.  Da  ist  es  nun  auffallig,  dass 
gerade  in  der  ältesten  Quelle,  den  Statuten  von  Pistoja  aus 
dem  Jahr  1107*)  wenigstens  nach  der  einen  Fassung  3  elec- 
tores aufgestellt  sind,  welche  die  consules  maiores  wählen 
sollen.  Freilich  sind  diese  electores  eigentlich  keine  Skruta- 
toren,  sondern  Corapromissarii,  Aber  möglich  ist  immerhin, 
dass  das  so  verbreitete  Institut  auf  die  kirchlichen  Wahlen 
Einfluss  geübt  hat. 

Die  Wahlverkündigung  durch  einen  Einzigen  aber,  die 
von  der  Gesammtkirche  viel  später  aufgenommen  wurde,  ist, 
wie  V.  Wretschko  mit  Recht  betont  hat,  partikulär  auch  schon 
früher  vorhanden.  Bereits  1205  wird  trotz  der  Wahlfeet- 
stcUung  durch  die  3  Skrutatoren  die  Wahlverkündigung  von 
diesen  demjenigen  geboten,  ad  cuius  spectabat  officium. 
Anderemale  aber  erscheint  gleichzeitig  der  Inhaber  der  prima 
vox  als  elector.^)  Woher  diese  electio  per  unum  etaromt, 
ist  dann  wieder  zweifelhaft.  An  eine  Einwirkung  gerade  des 
germanischen  Wahlrechts  iöt  nicht  zu  denken  (denn  dazu  wird 
auf  südgermanißchem  Gebiet  zu  wenig  gewählt);  eher  an 
den  Brauch,  die  Willensmeinung  einer  Versammlung  über- 
haupt durch  einen  Vorsprecher  verkünden  zu  lassen.  Mög- 
lich ist  aber  auch  und  mir  viel  wahrscheinlicher,  dass  es 

venirst,  ab  eis  eligeudmn  in  pontificem  noininarent  (Migne  patr.  1.  215 
col.  605).  Allerdings  werden  die  drei  vor  der  Stelle  als  Compromiasare 
bezeichnet  (so  auch  v.  Wretschko  a.  a.  0.  S.  385),  aber  noch  im  Sinn 
des  4.  Laterankonzils  ist  das  scrutinium. 

V  So  bei  Bemardus  (S.  65  N.  1);  dann  auch  Innocenz  III.  1208 
(Migne  215  col.  1366)  hier  ist  nur  von  electores,  nicht  von  compro- 
missarii  (v.  Wretschko  S.  881  N.  1)  die  Rede.  —  «)  Statuti  di  Pistoja 
iU.  dal  prof.  F.  Berlan  S.  4  VI  (=-•  Muratori  »ntiq.  IV  col.  534).  In  dem- 
«elben  Text  ist  bald  von  5,  bald  von  3  electores  gesprochen;  eines  muss 
Neuerung  sein;  zweifelhaft  ist,  welches;  Berlan  a.  a.  0,  S.  194.  —  »)  alles 
beiv.  Wretschko  S.  362. 
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sich  um  eine  selbstständige  Entwickelung  in  der  Kirche  han- 
delt. Vielleicht  besteht  eine  Wechselwirkung  zwischen  der 
electio  per  unum  und  der  Veränderung  der  Subskription^), 
welche  aufhört  der  "Willensausdruck  aller  zu  sein^);  das 
würde  auch  zeitlich  passen. 

4.  Vergleicht  man  mm  mit  den  scratatores  in  der  älteren 
Zeit,  vo  sio  such  electoreß  aind,  die  deutsches  Kurfürsten 
nach  dem  S.Sp.,  so  ist  die  Stellung  beider  sachlich  genau 
die  gleiche.  "Wie  iro  Kirchenrecht  3  Leute  das  Wahlresultat 
sammeln  und  verkündigen,  so  fuagiren  für  die  Bischöfe  und 
für  die  veitlichen  Fürsten  je  3  Wahlverkündiger,  die  auch 
die  Wahl  festgestellt  haben  müssen.  Bei  dem  Ffirstenwahi- 
recht,  das  ja  nicht  an  altes  germanisches  Recht  anknüpft, 
sondern  eine  Neubildimg  ist,  kann  —  namentlich  in  einem 
sachlich  nicht  sehr  wesentlichen  Punkt  —  das  viel  geformtere 
und  verbreitetere  kirchliche  Wahlrecht  recht  wohl  eijigewirkt 
haben.^)  Es  wäre  das  nicht  anders  gewesen,  als  wie  in 
Venedig  die  Dogenwahl  der  4.1  durch  3  Präsidenten  ge- 
leitet wird  ')  Pkusibel  aber  wird  die  Ableitung,  wenn  man 
bedenkt,  das«  das  deutsche  Recht  nirgends  einen  Ansatz 
erkennen  lässt,  aus  dem  die  Funktion  des  Kurkollcgiuma 
herausgewaoheen  ist.  Das  scrutinium  setzt  einen  genau  ge- 
schlosssnen  Wählerkreis  voreas,  und  in  der  That  sagt  der 
S.Sp.,  dass  die  Kurfürsten  die  Wahl  der  Fürsten  verkündigen. 
Das  scrutinium  ist  sinnlos  ohne  Majoritatpprinzip ;  in  der 
That  ergab  sich  für  die  Fürstenwahl  wenigstens  die  Wahr- 
scheinlichkeit, dass  die  Mehrheit  entschied,  und  es  zeigte 
sich  kein  entgegenstehendes  Moment, 

Nach  wie  vor  meine  ich  aber  auch  einen  ausdracklichen 
Beleg  für  den  Zusammenhang  gefunden  zu  haben  und  hoffe 
denselben  jetzt  noch  etwas  einschneidender  gebrauchen  zu 
können.  Bekanntlich  werfen  1202  die  Fürsten  dem  romi- 
schen Legaten  vor,  dass  er  eine  ungehörige  Rolle  spiele: 
entweder  die  des  elector  oder  die  des  cognitor.*)    Im  ersten 

*)  S.  19  N.  3.  —  *)  Auch  die  kanonischen  "Wahldekret«  hat  man 
ja  herüber  genommen  (meine  V.G.  II  S.  390  N.  53).  —  ')  Mosatti  storia 
della  promissione  ducale  1888  S.  107,  S.  109.  —  ♦)  Die  Thätigkeit  des 
cognitor  wird  später  abgelehnt,  weil  es  in  dieser  Sache  kein  Gericht 
bt. 


gibt 
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Fall,  der  hier  allein  weiter  interessirt,  fragt  sich:  quomodo 
quesivit  opportunitatem,  qualiter  arbitris  absentibus  mendaeio 
veritatem  et  crimine  virtutera  mutaret.  Quomodo  enim  ea 
pars  principum,  quam  numerus  ampliat,  quam  dignitas  eifert, 
iniuste  nimium  est  contempta.^)  Der  letzte  Satz  ist  eine 
Begründimg  des  vorgehenden:  die  Unwahrheit  ist  begangen 
dadurch,  dass  sich  der  Legat  über  die  Mehrzahl  der  Fürsten 
hinwegsetzte.  Er  hat  das  aber  gethan  als  elector  absentibus 
arbitris.  Ich  habe  seinerzeit  ausgeführt,  dass  mit  arbitri 
nicht  die  Wähler  gemeint  sein  können.^)  Lindner  hat  dem 
erwidert,  dass  arbitrium  bei  Bemardus  die  Wahlstimme  be- 
deute^); allein  das  trifft  m.  E.  nicht  zu.*)  Yor  allem  aber 
ist  in  einer  fast  gleichzeitigen  Stelle,  deren  Grundlage  nicht 
sehr  weit  vom  Rhein  entstand,  nämlich  in  der  nordfranzösi- 
schen Beschwerde  von  1205  das  Wort  arbiter  die  direkte 
Bezeichnung  für  scrutator.^)  —  Die  Bezeichnung  elector  in 
der  Beschwerde  habe  ich  früher  als  Uebersetzung  von  Kur- 
fürst gefasst ;  jetzt  nehme  ich,  weil  fast  gleichzeitig  der  eine 
Wahlverkündiger  miter  den  3  arbitri  in  der  nordfranzösischen 
Beschwerde  vorkommt,  keinen  Anstand,  auch  die  Erklänmg  des 
elector  durch  v.W^retschko^)  für  möglich  zu  halten  und  so  unter 
elector  den  Wahlverkündiger  im  Gegensatz  zu  den  Skruta- 
toren  (arbitri)  zu  denken.  Die  Situation,  welche  die  Denk- 
schrift danach  sich  vorstellen  würde,  wäre  dieselbe  wie  in 
der  französischen  Beschwerde,  wo  auch  die  arbitri  von  dem 
elector  getrennt  werden.  Zur  Benennung  des  Kandidaten 
durch  die  arbitri  müssen  diese  irgendwie  mit  dem  elector 
zusammentreffen,  und  so  kann  man  den  Vorwurf  des  eigen- 
mächtigen Handelns  schliesslich  auch  so  ausdrücken,  dass 
gehandelt  werde  absentibus  arbitris.  Allerdings  fasst  dann 
die  Denkschrift  die  Kurfürsten  nicht  mehr  auch  als  Wahl- 
verkündiger auf.  was  sie  ja  nach  dem  S.Sp.  sind:  allein  das 
ist   in  einer   an  die   Curie   gerichteten  Streitschrift,    welche 

»)  Const.  11.  6  §  4.  —  «)  V.G.  n  S.  :387.  —  »)  Lindner,  Hergang 
S.  70.  —  ♦)  Bei  Üemardus  III.  §  1  (S.  817)  ist  arbitrium  stets  der  freie 
Wille,  das  freie  Ermessen  (electionis  arbitrium),  welches  bei  der  Wahl 
ohne  scrufcatores  und  mit  scrutatores  den  einzelnen  zusteht,  bei  Com- 
promissurwahlen  den  Compromissareu.  —  In  Bemard's  Sujnma  decret. 
].  33  sind  die  arbitri  Schiedsrichter.  —  ')  S.  55  N.  8.  —  «)  a.  a.  0. 
S.  385. 
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natürlich  die  Möglichkeiten  gerade  des  kirchücheTi  Wahl- 
rechts in  das  Auge  fassen  muss,  sehr  wohl  denkbar:  man 
will  sagen,  dass  der  Legat  nicht  einmal  als  Einzelverkün- 
diger  am  Platz  war,  weil  er  handelt  absentibus  arbitris.  — 
Zwingend  ist  freilich  diese  Auslegung  nicht.  Es  könnte  ge- 
rade so  gut  sein,  dass  elector  und  arbitri  nur  synonym  sind: 
der  Legat  handelt  als  Walilverkiindiger  (elector),  aber  ohne 
die  übrigen  Wahlverkündigor  (arbitri).  Diese  Aui^^egung 
stimmt  mit  der  damaligen  Bedeutung  von  elector,  hie  passt 
noch  besser  zu  dem  absentibus  arbiti'is  und  zu  der  deutschen 
Form  der  Königswahl.  —  Jedenfalls  bedeutet  aber  so  oder 
-     arbiter  nicht  den  \Yähler,  sondern  den  Skrutator. 

Dass  in  dem  Torwurf  gegen  den  Legaten  gleichzeitig  ein 
direkter  Beleg  für  die  Majoritätswahl  liegt  —  denn  dem 
Legaten  wird  vorgeworfen,  dass  seine  Verkündigung  dem 
Willen  der  Majorität  widerspricht  —  ist  klar. 

Xm-  der  S.Sp.  überliefert,  dass  die  3  vornehmsten  Reichs- 
bischöfe  und  die  3  Erzbeamten,  welche  deutscher  Nationalität 
sind,  die  Stellimg  der  Ski-utatoren  haben;  aber  die  Nach- 
richt ist  ganz  unverfänglich  und  eigentlich  selbstverständlich. 
Wer  hätte  zu  einem  solchen  Ehrenamt  geeigneter  sein  können 
als  die  höchsten  Ehrenbeamten  des  Reichs,^) 

Die  Fürstenwahl  bat  keine  eigene  von  der  alten  staats- 
rechtlichen Kur  getrennte  Wahlverkündigung  entwickelt:  es 
wäre  das  ja  auch  ein  Ueberfluss  gewesen.  Deshalb  geschieht 
die  Wahiverkündigung  durch  die  Skrutatoren  geiogentlich 
der  Kur,  und  so  folgt  gemäfs  dem  Ö.Sp.  der  Kur  der  Kur- 
fürsten noch  die  feierliche  Einzelannahme  durch  die  übrigen 

*)  Steht  man  auf  meinem  Standpunkt,  so  wird  man  allerdings  die 
Nachricht  der  Kölner  Königschronik  (S.  152)  ,Colonien.sis  et  Trevirensis 
episcopi  electionem  regis  sai  iuris  esse  finuantes"  auf  ein  Vorrecht  in  der 
Wahl  beziehen,  worauf  man  die  Befugniss  zur  Ansetzung  des  Wahltags 
stützt.  DartL»  aber  gewiimt  die  Nachricht  der  Marbacher  Annalen  zu  1198 
(S.S.  XVII  S.  168)  Bedeutung,  dass  der  Bischof  von  Strassburg  durch 
Briefe  des  Erzbischof?  von  Köln  und  Trier  geladen  worden  sei,  quoroiu 
unias  iuris  est  regem  inungere,  alterius  vero,  id  est  Trevirensis.  eum 
Aquisgrani  in  sedem  regia  locare.  Ks  sieht  das  wie  eine  Begründung 
aus,  welche  in  dem  Brief  der  rheinischen  Bischöfe  an  ihren  Strassburger 
Parteigänger  gestanden  haben  mag.  Hier  hätte  man  dann  noch  einmal 
.Berufung  auf  ein  Ehrenamt  an  der  Person  des  Königs. 
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Fürsten.  Rechtlich  irrelevant  ist  von  Haus  seüus  diese  Er- 
klärung der  übrigen  Fürsten  nach  den  Kurfürsten  nicht; 
sie  bedeutet  eben  die  alte  volksrechtliche  Annahme  imter 
Führung  der  Optimaten.^)  Aber  freilich  ist  sie  gegenüber 
der  jetzt  selbatständigen  Fürstenwahl  (Erwählung)  eine  blosse 
Form. 

Später  ist  dann  das  Fürstenwahlrecht  vor  dem  aus- 
schliesslichen Wahlrecht  der  Kurfüi'sten  versch-wiinden.  üeber 
diesen  Yorgang,  der  an  Bedeutung  die  Ausbildung  eines 
scrutinium  weit  übertrifft,  wüsste  ich  nichts  anderes  zu  sagen, 
als  was  ich  schon  früher  ausgeführt.^)  Ebensowenig  ißt  hier 
der  Ort,  die  Form  dieser  K;irfürstQnwahl  und  etwaige  kirch- 
liche Einflüsse  auf  dieselbe  zu  untersuchen. 


>)  Soweit  muss  ich  meine  AuafBhrungen  iu  V.G.  II  S.  894  verbes- 
sern, wo  ich  mich  zu  sehi-  durch  die  Analogie  des  kirchlichen  Rechts 
bestimmen  Hess.  —  ")  Y.G.  II  S.  394  fd. 
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m.  Strassensvrang  und  Stra£&enregal »101 

IV.  Zu  den  Nfimberger  Heicbfitagsbeschlüssen  vom  19.  No- 
vember 1274 109 

I. 

üöfcar  die  Texte  und  die  Publikation 
des  M&iczer  Eeichäl&ndfriedens  vom  Jahre  1235. 

Bevor  ich  auf  den  Gegenstacd  selbst  eingehe,  muss  ich 
Einiges  über  die  Ausgaben  vorausschicken.  Der  lateinische 
Text  ist  in  völlig  befriedigender,  ja  mustergültiger  "Weise 
herausgegeben  von  Ludwig  Weiland  in  den  Constitutiones 
et  acta  publica  (Monumeaia  öermaniae  historica,  Legum 
Sectio  IV.)  Band  IT,  p.  241  sqq.  unter  Nr.  196.  Der  Text 
ist  im  Gänsen  gut  überHefert  durch  zwei  Abschriften  des 
Xm.  Jahrhunderts,  die  aiischeinend  nach  verschiedenen 
Originalausiertigungen  gemacht  sind.  Bedenken  gegen  die 
Zuverlässigkeit  der  üeberlieferung  konnten  höchstens  die 
öfter  wiederkehrenden  deutschen  Worie:  'erealos  imd  reht- 
los*,  durch  welche  die  volle  Recht-  und  Friedloäigkeit  aus- 
gedrückt wird,  erregen.  Die  bessern  deutschen  Texte  bieten 
hier  *eio8  und  rehtlos',  und  das  ist  wohl  die  richtigere  Formel. 
Da  aber  beide  sonst  öfter  von  einander  abweichende  Ab- 
schriften darin  übereinstimmen,  so  fand  sich  das  'erenios' 
wohi  in  den  beiden  Originalen  und  dürfte  deshalb  als  Ver- 
oesserungsversuch  emes  Kanzleibearaten,  dem  das  'elos'  nicht 
mehr  geläufig  war,  aufzufassen  sein. 
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Nicht  ganz  so  wie  die  Ausgabe  des  lateinischen  Textes 
befriedigt  die  unter  Nr.  196  a  angefügte  Ausgabe  des  deut- 
schen Textes  oder  vielmehr  deutscher  Texte.  Weiland  ver- 
zichtet darauf,  einen  einzigen  Text  herzustellen,  sondern 
giebt  in  Spaltendruck  drei  Texte  neben  einander,  die  er  mit 
I.  II.  m  bezeichnet.  Es  ist  völlig  begreifhch,  dass  Weiland 
auf  die  Benutzung  aller  Handschriften,  welche  in  dem  gleich 
7u  nennenden  Werke  Boehlaus  genannt  sind,  verzichtet  hat. 
Sehr  wünschenswerth  aber  wäre  auch  hier  ein  Abdruck  der 
Textforra  gewesen,  welche  Rudolf  von  Habsburg  seinen  Er- 
neuerungen zu  Grunde  legte,  eine  Textform,  der  doch  sicher 
eine  gewisse  Authenticität  beizulegen  ist.  Vielleicht  wollte 
der  Herausgeber  sie  nicht  an  dieser  Stolle  geben,  um  nicht 
später  zu  Wiederholungen  gezwungen  zu  sein.  Für  das  Yer- 
ständniss  und  die  Rekonstruktion  des  ursprünglichen  deut- 
schen Textes  aber  ist  sie  nicht  zu  entbehren,  und  eine  solche 
Rekonstruktion  halte  ich  nicht  nur  für  wünschenswerth,  son- 
dern auch  für  sehr  wohl  möglich,  und  hoffe  bald  Gelegen- 
heit zu  haben,  das  selbst  durch  einen  Tersuch  zu  zeigen. 
Ein  mit  Benutzung  aller  Hülfsmittel  compilirter  Text  würde 
jedenfalls  dem  deutschen  Urtexte  um  «ehr  viel  näher  stehen 
als  irgend  ein  einzelner  überlieferter  Text.  Zu  diesen  Hülfs- 
raitteln  aber  gehört  ausser  den  Rudoltinischen  Erneuerungen, 
welche  Pertz  in  den  Monumenten  in  der  Folioserie  der. 
Leges  n,  p.  432  sqq.  436  sqq.  448  sqq.  uud  von  denen  eine 
auch  Max  Yancsa,  Das  Auftreten  der  deutschen  Sprache  in' 
den  Urkunden  (Leipzig  1895)  S.  116  ff.  gedruckt  hat,  auch  der; 
österreichische  Landfrieden  Herzog  Ottokars  vom  Jahre  1254 
(Const.  11,  p.  005  sqq.). 

Die  Handschriften  der  deutschen  Texte  verzeichnet 
Hugo  ßoehlau,  Nove  constitutiones  uomini  Alberti  d.  i.  der; 
Landfriede  v.  J.  1235  mit  der  Glosse  des  Nicolaus  Wurm 
(Weimar  1858.  4").  Die  Bemühungen  des  Verfassers  sind 
in  erster  Linie  auf  die  späte  glossirte  Gestalt  des  deutschen 
Textes  gerichtet.  Dadurch  ist  auch  die  Einrichtung  der  in 
dem  Werke  enthaltenen  Ausgabe  bestimmt  worden. 

Mit  dem  Verhältniss  des  lateiniselien  Textes  des  Mainzer 
Landfriedens  von  1235  zu  den  überlieferreu  deutschen  Fas- 
sungen hat  sich  eingehend  Hugo  Boehlau  in  dem  eben  ge- 
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nannten  Werke  S.  IX  ff.  beschäftigt  und  seine  Resultate  in 
folgenden  Worten  zusammengefasst  (S.  XIY) :  „Der  Landfriede 
vom  J.  1235  ist  ursprünglich  lateinisch  abgefasst;  er  ist  aber 
zu  derselben  Zeit  und  amtlich,  wie  dies  bei  Landfriedens- 
gesetzen herkömmüch  war,  ins  Deutsche  übersetzt.  Authen- 
tische Exemplare  dieser  amtlichen  Uebersetzimg  oder  ge- 
treue Abschriften  eines  solchen  kennen  wir  nicht,  wol  aber 
mehr  oder  minder  abweichend^  und  verarbeitende  Nach- 
bildimgen,  von  denen  die  Handschriften  M^)  B^)  dem  ver- 
lorenen Originale  am  nächsten  zu  stehen  scheinen." 

Boehlau  hat  S.  XI  f.  eine  Anzahl  Stellen  behandelt,  aus 
denen  sich  die  Originalität  der  lateinischen  Form  gegenüber 
der  deutschen  ergeben  soll.  Nicht  eine  der  Stellen  aber  ist 
im  Stande,  Boehlaus  Annahme  wahrscheinlich  zu  machen, 
geschweige  denn  zu  beweisen.  An  einigen  dieser  Stellen 
sind  die  Abweichungen  beider  Texte  freilich  recht  erheblich. 
So  lautet  die  lateinische  Fassung  c.  7:  'Receptores  vero 
teloneorum  tarn  in  terris  quam  in  aquis  debito  modo  teneri 
volumus  ad  reparationem  pontium  et  stratarum',  die  deutsche 
dagegen :  'Alle  die  zolle  nement  uf  wazzer  oder  uf  land,  die 
suln  wegen  und  brücken  ir  reht  behalten  mit  machen  und 
uzzimber  und  mit  bezzenmge'.  Die  deutsche  Fassung  mit 
Boehlau  aus  der  Xoth  des  Uebersetzers  zu  erklären,  sehe 
ich  keinen  Grimd.  Auch  in  c.  11  sind  die  Abweichungen 
erheblich.  Der  lateinische  Text  fordert  von  dem,  der  die 
nach  Kaiser  Heinrichs  VI.  Tode  errichteten  Münzstätten  be- 
sitzt: 'coram  nobis  ostendat,  se  ab  imperio  de  iure  teuere'. 
Nach  den  deutschen  Texten  soll  er  'vor  dem  riche^  beweisen, 
'daz  er  sie  zu  reht  haben  sol'.  Hier  liegt  die  Annahme, 
dass  der  lateinische  Text  aus  dem  deutschen  entstanden  sei, 
gewiss  ebenso  nahe,  als  die  imigekehrte.  Im  lateinischen 
Texte  folgt:  'Quicumque  vero  raonetas  iniuste  tenuerit.  tam- 
quam  falsarius  pimiatiu-.'  Dieser  Satz  fehlt  in  den  deut- 
schen Texten,  so  dass  die  erste  Bestunmvmg  hier  freilich 
ohne  Strafandrohung,  eine  lex  imperfecta  bleibt.  Im  latei- 
nischen folgen  daim  l.  das  Gebot,  die  alten  Münzen  zu  er- 
halten,  2.  das  Verbot  jeder  Fälschung,   3.  die  Bestimmung, 


I 


*)  M  =  München  160S3.  —  *)  ß  =  Ba^el  C  V  26. 
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dasfi  die,  welche  Münzen  nach  emem  fremden  Gepräge 
schlagen,  als  Fälscher  bestraft  werden  sollen.  Die  deut- 
schen Texte  stellen  den  dritten  8atz  voran.  Das»  die  erste 
dieser  beiden  Anordnungen  Anspruch  auf  grössere  Origina- 
lität erheben  könnte,  ist  nicht  ersichtlich.  Eher  möchte  das 
allgemeine  Yerbot  jeglichen  Falsches  am  Schluss  des  Ganzen 
die  letztere  als  ursprünglicher  erscheinen  lassen.  Die  letzte 
Bestimmung  des  lateinischen  Textes  lautet :  'falsariorum  pene 
Bubiacere  decrevimus  omnes  illos,  qui  sibi  monetam  sive 
formam  alieue  impressionis  usurpant',  die  deutsche  Fassung: 
*Swer  uf  iemens  phenniage  deheinen  valsch  sieht  oder  heizet 
slahen,  den  sol  man  haben  für  einen  valscher.^  Die  deutsche 
Fassung  steht  der  lateinischen  so  selbständig  gegenüber,  dass 
eine  üebersetzung  letzterer  fast  ausgeschlossen  erscheint. 

Mit  mehr  Eecht  als  die  von  Boehlau  benutzten  Stellen 
könnte  man  Yielleicht  eine  von  ihm  nicht  hervorgehobeae 
Stelle  des  c.  19  für  die  Originalität  des  lateinischen  Textes 
geltend  machen.  Verfestete  sollen  bei  der  Lösung  aus  der 
Acht  geben:  'iudici  quod  teneatur,  videlicet  wette'.  Im 
deutschen  Texte  steht:  'und  dem  rihter  sin  reht*.  Die  Er- 
klärung des  'quod  tenentur'  mit  dem  deutschen  Worte  'wette', 
welches  der  deutsche  Text  nicht  enthält,  wäre  wohl  kaum 
erfolgt,  wenn  der  lateinische  Text  nach  dem  deutschen,  wie 
dieser  uns  vorUegt,  formuliert  wäre.  Aber  auch  bei  einer 
Üebersetzung  des  lateinischen  Textes  ins  Deutsche,  würde 
das  *wette*  doch  wohl  herübergenommen  sein.  Die  Stelle 
spricht  m.  E.  überhaupt  gegen  die  direkte  Abhängigkeit 
des  einen  Textes  vom  andern. 

Auch  eiac  andere  Stelle  des  deutschen  Textes  könnte 
den  Verdacht  erwecken,  als  verdanke  sie  ihre  Gestalt  einer 
ungeschickten  Üebersetzung  des  lateinischen  Textes.  In 
diesem  wird  c.  5  als  Ausnahme  von  dem  Verbot  Unrecht  selbst 
zu  rächen  der  Fall  der  Nothwehr  angeführt  mit  den  Worten: 
'nisi  in  continenti  ad  tutelam  corporis  sui  vel  bonoi-um  suo- 
rum  vim  vi  repeilat,  quod  dicitur  notliwere*.  Das  'in  con- 
tinenti' fehlt  den  deutschen  Texten  IT  und  III  gänzlich. 
Text  I  aber  hat  eine  wunderlich  entstellte  Fassung:  'ez  ensi 
als  verre  daz  er  ze  haut  da  si  und  erziuge  daz  er  durh 
sineu  lib  oder  sin  gut  erz  rause  tun  zu  notwere' .    Die  Worte 
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'xind  erziuge  daz'  sind  unzweifelhaft  interpolirt.  Den  ur- 
sprünglichen deutschen  Text  können  wir  mit  Hülfe  anderer 
Texte  erschiiessen.  Der  von  Rudolf  von  Habsburg  mehr- 
fach publizirte  Text  lautet  stet«  wörtlich  gleichlautend:  *ez 
ensi  daz  er  da  ze  hant  si  zu  notwer  sines  libes  und  gutes'. 
Hier  aber  scheint  doch  schon  eine  Yereinfachung  des  ur- 
sprünglichen Textes  vorzuliegen,  denn  Ottokars  Landfriedo 
von  1254  bietet:  *izii  si  als  verre  daz  er  da  en  hant  niht 
sei  und  sines  leibes  und  sines  gutes  muzze  tuen  ze  notwere'. 
Die  Handschrift  B  (Basel  CY  26)  hat  aber,  wie  Weiland 
in  der  Note  zu  H  anführt:  'da,8  er  do  ze  band  sy  und  sines 
libes  und  sines  gutes  nutze  tun  ze  not  were'. 

Aus  dieser  gesammten  Ueberlieferung  dürfte  sich  mit 
grosser  Wahrscheinlichkeit  als  ursprünglicher  Text  folgender 
ergeben:  'ez  ensi  als  verre  daz  er  da  ze  hant  si  und  [erz?j 
sines  libes  und  sines  gutes  müzze  tun  ze  notwer\ 

Die  Worte  'daz  er  da  ze  hant  si""  konnten  wohl  als 
schwerfällige  »ind  nicht  ganz  treflFende  Uebersetzung  von  *in 
eontinenti'  erscheinen.     Man   könnte  geltend  machen,   dass 

Xothwehr  des  Leibes  ja  gar  nicht  denkbar  sei,  ohne 
dass  der  Angegriffene  gegenwärtig   sei  (da  ze  hant  si)  und 

es  nicht  auf  das  „zur  Hand  da  sein",  sondern  auf  die 
mr  Hand  erfolgende  Gegenwehr  ankomme. 

Ebenso  gut  wie  aus  dem  lateinischen  Text  und  besser 
erklärt  sich  der  deutsche  Text  aus  einer  missverstandenen 
oder  verschriebenen  deutschen  Yorlage,  die  etwa  lauteu 
echte :  'daz  erz  da  ze  haut  sines  libes  und  sines  gutes  müzze 
hm  zu  uotwer'.  Dass  aber  eine  solche  ältere  deutsche 
Passung  derjenigen,  aus  welcher  alle  überlieferten  Texte 
gijflossen  sind,  als  Yorlage  gedient  hat,  wird  sich  später 
fcls  wahrscheinlich  erweisen.  Dass  eine  Uebersetzimg  de» 
lateinischen  Textes  vorliegen  sollte,   dagegen  spricht  schon, 

von  den  Worten  *vim  \i  repellat^  sich  in  den  deutschen 
Texten  keine  Spur  findet. 

Andere  Stellen  aber  schliessen  mit  voller  Bestimmtheit 
Sie  Möglichkeit  aus,  dass  in  dem  deutschen  Text  eine  üeber- 
tzung  des  lateinischen  vorliege,  und  lassen  vielmehr  eine 

ere  ürsprünglichkeit    des    deutschen  Textes  erkennen. 
ist  im  lateinischen  Texte  in  c.  3  eine  Strafbestimmuug 

ZeiUcferift  für  Rechtegeschichte.    XXJüU.    Germ.  Alth.  5 
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ganz  unverständlich.  Es  heisst  dort:  'Si  is  in  quo  treuge 
violate  sunt  ...  de  violatione  treugarum  coram  iudice  suo 
cum  sacramento  probaverit,  violator  proscribatur  nee  um- 
quam  absolvatur  a  proscriptione  preter  voluntatem  actoris, 
vel  manum  perdat'.  Wer  soll  die  Hand  verlieren? 
Grammatisch  genommen  kann  es  nur  der  Friedebrecher 
sein;  dass  er  aber  die  Hand  verlieren  soll,  wenn  er  ohne 
des  Klägers  Zustimmung  aus  der  Acht  gelassen  wird,  ist 
doch  kaum  denkbar.  Die  Lösung  bietet  der  deutsche  Text: 
'der  rihter  sol  ienen  ze  aht  tun,  der  den  frid  gebrochen  hat, 
und  sol  in  niemer  uz  der  aht  lan  ane  des  chlagers  willen, 
oder  er  Verliese  die  hant  drumbe'.  Der  Richter  also  ist 
Subjekt  des  letzten  Satzes,  was  im  lateinischen  Text  durch 
die   passivische  Fassung   des  vorhergehenden  verwischt  ist. 

Auch  in  c.  9  erweist  der  deutsche  Text  sich  als  origi- 
nal gegenüber  dem  lateinischen.  Dieser  lautet:  'Si  bellum 
vel  werra  fuerit  inter  aliquos,  quorum  alter  vel  uterque 
in  strata  teloneum  habet  vel  conductum,  neuter  illorum  vel 
quilibet  alius  in  odium  vel  culpam  illius,  ad  quem  ins 
telonei  pertinet  vel  conductus,  quicquam  transeuntibus 
rapiat,  ut  transeuntes  per  stratam  securitate  gau- 
deant  et  quiete.  Qui  contra  hoc  fecerit  tamquam  predo 
publicus  punlatur'.  Deutsch  ist  das  ausgedrückt:  'Swa 
zwene  mit  einander  urliugent,  der  einer  oder  bei^e  geleit 
habent,  swer  dem  ze  leide  die  straze  angrifet,  wirt  er 
des  uberziuget  als  reht  ist,  über  den  sol  man  rihten  als 
über  einen  8trazrouber\  Hier  ist  die  deutsche  Fassung 
knapper,  genauer  und  schärfer  als  die  lateinische,  in  welcher 
die  Hinzufügung  des  Zolles,  während  es  hier  thatsächlich 
auf  das  Geleit,  und  auf  den  Zoll  nur,  insoweit  er  zugleich 
öeleitsgeld  ist,  ankommt,  gewiss  als  Erweiterung  der  ur- 
sprünglichen Fassung  gegenüber  aufzufassen  ist.  Die  durch 
den  Druck  hervorgehobenen  Ausdrücke  des  deutschen  Textes 
sind  so  echt,  original  und  technisch,  dass  sie  unmöglich  aus 
einer  Ueberaetzung  der  lateinischen  zum  Theil  weitläufig 
umschreibenden,  zum  Theil  pleonastischen  Ausdrücke  zu  er- 
klären sind. 

In  c.  7  wird  am  Schluss  dem  Inhaber  eines  Zolles  in 
einem  Falle  Verlust  des   Zolles   angedroht.     Das  geschieht 
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im  lateinischen  Texte  mit  den  Worten:  *teloneum  domino 
vacet  a  quo  illud  tenet"";  in  dem  deutschen  heisst  es:  *so  sol 
der  zol  dem  rieh  ledich  sin'.  Hier  dürfte,  worauf  ich  noch 
zurückkomme,  die  lateinische  Fassung  sich  als  eine  bewusste 
Correctur  der  deutschen  darstellen. 

Ganz  besonders  aber  zeigt  sich  eine  grössere  Originalität 
des  deutschen  Textes  in  der  Anordnung  der  Kapitel,  worauf 
ich  schon  an  einem  anderen  Orte  hingewiesen  habe.^) 

Die  deutschen  Texte  stimmen  nicht  durchweg  in  der 
Anordnung  unter  einander  völlig  überein,  wohl  aber  bis  auf 
zufällige  Einzelheiten  die  Formen  I.  11  und  die  von  Rudolf 
von  Habsburg  in  seinen  Erneuerungen  benutzten  Texte, 
während  die  Form  ITE  einzebe  Gruppen  von  Kapitehi  um- 
stellt. Hier  liegt  aber  offenbar  nur  eine  zufällige  Verwirrung 
der  Anordnung  vor.  Allen  deutschen  Formen  liegt  ein  ge- 
meinsamer Urtext  und  also  auch  die  gleiche  Anordnung  zu 
Grunde.-) 

Yoran  stehen  7  Kapitel,  welche  von  der  Bestiafung  der 
Söhne,  welche  sich  gegen  ihre  Täter  erheben,  Gewaltthaten 
gegen  sie  begehen  oder  vorbereiten,  some  ihrer  Helfer  han- 
deln; nach  der  Zählung  des  lateinischen  Textes  sind  es 
c.  15  —  21.  Daran  schliessen  sich  in  c.  5.  6.  3.  4.  22  Be- 
stimmimgen.  weiche  das  Fehderecht,  den  Bruch  des  Hand- 
friedens  und  die  Rechtspflege  behandeln,  insgesammt  also 
die  Sicherung  des  Friedens  und  des  Rechts  betreffen.  Dar- 
auf folgen  c.  13.  12.  7.  9.  10.  8.  It,  in  denen  von  Pfal- 
bürgera,  Muntmannen,  Geleit,  Zoll,  Strassen  imd  Münze  ge- 
handelt whd,  und  in  Bezug  auf  diese  Dinge  Rechte  der 
Fürsten  festgesetzt  und  begrenzt  werden.  Daran  schliessen 
sich  in  c.  1  und  2  Bestimmungen  zu  Gunsten  der  Kirchen. 
Die  erstere  sichert  die  Aufrechterhaltung  der  bischöflichen 
Sendgerichtsbarkeit  in  den  Städten  und  Ortschaften  des 
Reichs,  die  andere  ordnet  das  Yerhältniss  der  Yögte  zu  den 
Kirchen.  In  c.  14.  27.  25.  2G  folgen  Bestimmungen  wegen 
ergehen,  deren  Thätor  als  Räuber  oder  Aechter  bestraft 
jrden    sollen.      Den    Schluss   machen    im    deutschen   wie 


')  Histor.  Zeitschrift,  Band  82,  S.  489  f.  —  *)  Vgl.  die  Uebersicht, 
tshe  L.  Weiland.  Const.  11,  p.  249  gegeben  hat. 
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im  lateinischen  Texte  die  Kapitel  28.  29,  welche  vom  könig- 
lichen Hofrichter  und  Hofgerichtsschreiber  handeln. 

Dass  diese  Anordnung  die  ursprüngliche  ist,  schliesse 
ich  vor  allem  aus  der  Voranstellung  der  Bestimmungen  gegeAx 
die  Söhne,  die  sich  gegen  ihre  Väter  vergehen,  und  gegen 
die,  welche  ihnen  dabei  Rath  und  Unterstützung  gewährt 
haben. 

Im  Juni  1 235  hatte  Kaiser  Friedrich  H.  seinen  ältesten 
Sohn  König  Heinrich,  der  sich  gegen  ihn  empört  hatte,  mit 
Waif enge walt  zur  Unterwerfung  gezwungen  und  in  Gefangen- 
schaft setzen  lassen.  V^enn  nun  nur  wenige  Wochen  später 
im  August  der  Kaiser  auf  einer  grossen  Reichsversammlung, 
welche  nach  den  Worten  der  Gründungsurkunde  für  das 
Herzogthum  Braunschweig- Lüneburg  zur  Wiederherstellung 
des  Reiches  bestimmt  war  ^),  und  auf  welcher  die  Verbrechen 
des  Königs  gegen  seinen  Vater  allen  kund  gemacht  wurden^), 
solche  Bestimmungen  erlässt,  und  wir  diese  in  einer  Form 
der  Gesetze  am  Anfange  finden,  während  eine  andere  Form 
sie  erst  in  der  zweiten  Hälfte  der  Kapitel  bietet,  so  sind 
wir  berechtigt,  jene  Anordnung  für  die  ursprüngliche  zu 
halten,  diese  aus  einer  nachträglichen  Umstellung  zu  er- 
klären. Die  Erregung  über  das  eben  Erlebte  klingt  deutlich 
wieder  in  diesen  Bestimmungen.  Sie  sind  sichtlich  aus  diesem 
Anlass  erwadisen  und  zunächst  für  diesen  besonderen  Fall 
zugeschnitten.  Sie  sollten  nicht  nur  dienen  der  Wieder- 
holung solcher  Empörungen  vorzubeugen,  sondern  die  scharfe 
Bestrafung  der  in  diesem  Falle  Schuldigen  zu  ermöglichen 
und  zu  sichern. 

Das  erste  Kapitel  (c.  15)  bestimmt,  dass  der  Sohn,  welcher 
seinen  Vater  von  Burgen  und  Landen  vertreibt,  sein  Gebiet 
mit  Raub  und  Brand  angreift,  sich  mit  dessen  Feinden  ver- 
bündet, Eide  und  Treugelöbnisse  gegen  die  Ehre  und  zum 
Verderben  des  Vaters  leistet,  dadurch  aller  Habe,  aller  Erb- 
güter und  Lehen  für  immer  verlustig  sein  soll.  Auch  der 
Vater  selbst  kann  ihn  nicht  wieder  in  die  Güter  einsetzen. 


')  'Pro  refonnatione  totius  terre  statns  indicta  Maguncie  curia 
generali'  und  'de  reformando  terre  statu  disponers',  Cou&t.  II,  p.  263.  — 
*)  Chron.  regia  Colon,  ed.  Waitz  p.  267:  'Excessus  regia  contra  impeni- 
torem  cunctis  aperiuntur'. 
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Im  folgenden  Kapitel  wird  der  Sohn,  welcher  dein  Vater 
nach  dem  Leben  trachtet,  für  echtlos  (^ölos"*)  und  rechtlos 
erklärt,  und  zwar  soll  er  niemals  sein  Recht  wiedererlangen 
können.  In  zwei  weiteren  Kapiteln  (18.  19)  -wird  über  die 
Helfer  und  Berather  des  Sohnes,  welche  Ministerialen  oder 
Eigenleute  des  Täters  sind,  dauernde  Echt-  und  Rechtlosig- 
keit verhängt,  über  andere  Helfer  lösbare  Acht,  und  sind  sie 
Yasallen  des  Vaters,  Verlust  der  Lehen  verhängt. 

Der  Kaiser  wollte,  wie  man  sieht,  sich  die  strenge  Be- 
strafung der  Aufi-ührer  sichern  und  sich  dem  Sohne  gegen- 
über sogar  zur  Strenge  verpflichten.  Diese  Bestimmungen 
hatten  eine  immittelbare  praktische  Bedeutung  imd  standen 
im  Mittelpunkt  des  Interesses  des  Kaisers  und  der  Reichs- 
versammlung, welche  jener  zur  Wiederherstellung  des  durch 
den  Aufstand  des  Sohnes  erschütterten  Reiches  einberufen 
hatte.  Sie  sind  un2weifelhaft  zuerst  vom  Kaiser  der  Ver- 
sammlung zur  Berathung  und  Zustimmung  vorgelegt,  wie 
denn  die  deutschen  Texte  des  Gesetzes  sie  an  erster  Stelle 
verzeichnen. 

Und  wie  diese  ersten  Bestimmungen  des  deutschen 
Textes  offenbar  desehalb  an  erster  Stelle  stehen,  weil  sie 
zuerst  vorgelegt,  berathen  und  beschlossen  wurden,  so  werden 
auch  die  folgenden  Kapitel  in  der  Reihenfolge,  wie  sie  gruppen- 
weise zur  Berathung  gestellt  und  beschlossen  sind,  aufge- 
zeichnet sein.  Irgend  welche  künstliche,  systematische  Ord- 
nung ist  in  den  deutschen  Texten  nicht  zu  bemerken.  Wollen 
wir  nicht  annehmen,  dass  bei  der  Abfassung  des  deutschen 
Textes  der  blinde  Zufall  entschieden  habe,  und  dagegen 
spricht  die  Voranstellung  jener  durch  den  Aufstand  König 
Heinrichs  verursachten  Gesetze,  so  ist  die  Reihenfolge  der 
Kapitel  nur  aus  der  Reihenfolge  der  Berathungen  imd  Be- 
schlüsse zu  erklären. 

Die  lateinische  Fassung  verdankt  dagegen  ihre  Anord- 
nung offenbar  einer  künstlichen  und  absichtlichen  Disposition. 
Die  Bestimmungen  zum  Schutze  der  kirchlichen  Gewalt  und 
der  Kjrchen  sind  den  Anschauungen  der  Zeit  gemäss  an  den 
Eingang  gestellt  (c.  1.  2).  Daran  schliessen  sich  Anordnungen 
zum  Schutze  des  Rechtes  und  Friedens  überhaupt  (c.  3—6). 
Dem  Friedensbruch   gleichgestellt    wird   die  Erhebung  un- 
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rechtmässiger  Zölle  (c,  7.  8).  Das  führt  auf  die  mit  dem 
Handelsverkehr  überhaupt  in  Zusammenhang  stehenden 
Rechte,  Geleit,  Münze  imd  Strassenrecht  (c.  9 — 12).  Nach- 
dem hier  Massregehi  zum  Schutze  des  städtischen  Handels 
getrojffen  sind,  wird  in  c.  13  dann  mit  dem  Verbot  der  Pfahl- 
bürger und  Muntmannen  den  üobergriffen  der  Städte  entgegen- 
getreten. Nur  nothdürftig  passt  in  diese  sachliche  Anord- 
nung c.  14,  welches  die  Privatpfandimg  verbietet.  In  c.  15 
bis  27  folgen  Bestimmungen  wegen  Bestrafung  schwerer  Ver- 
gehen, insbesondere  über  Acht  und  Aechter.  Den  Schluss 
bilden,  wie  im  deutschen  Texte,  so  auch  hier  der  sachlichen 
Ordnung  angemessen  die  Bestimmungen  über  das  königliche 
Hofgericht  (c.  28.  29). 

Dem  Ganzen  ist  eine  feierliche  Einleitung  vorangestellt 
und  ein  Schlussprotokoll  angefügt.  Die  einzelnen  Kapitel 
oder  Gruppen  zusammengehöriger  Kapitel  sind  wieder  mit 
kürzeren  Arengen  versehen.  Yon  all  diesen  schmückenden 
Zuthaten  imd  Formalien  enthält  der  deutsche  Text  keine  Spur. 

Für  die  Ursprünglichkeit  der  Anordnung  des  deutschen 
Textes  spricht  auch  die  Yergleichung  mit  dem  Landfrieden, 
welchen  König  Heinrich  am  i  1 .  Februar  1 234  erlassen  hatte 
(Const.  n,  p.  428  sq.).  An  dessen  Sätze  schliesst  sich  unser 
Landfriedensgesetz  theilweise  an,  und  daher  ist  es  beachtens- 
werth,  dass  der  Reihenfolge  der  übereinstimmenden  oder 
entsprechenden  Artikel  des  älteren  Gesetzes  die  des  jüngeren 
weit  mehr  in  der  Ordnung  des  deutschen,  als  in  der  des 
lateinischen  Textes  entspricht.*) 

Nach  alle  dem  ist  Boehlaus  Annahme,  dass  die  deutsche 
Form  eine  Uebersetzung  des  lateinischen  Originals  sei,  ent- 
schieden zurückzuweisen.  Ist  aber  darum  die  andere  An- 
nahme,   die  lateinische  Fassung  sei    eine  Uebersetzung    der 


')  Wir  bezeichnen  die  einander  entsprechenden  Artikel  nach  der 
Aufeinanderfolge  im  Gesetze  Heinrichs  mit  römischen  Ziffern,  denen 
erst  die  Kapitelzahl  des  älteren,  dann  nach  =^  die  der  lateinischen 
Form  des  jüngeren  Gesetzes  hinzugefügt  ist:  13  =  5.  114  =  3.  III  5  =  4. 
IV  8  =  22.  V9*  =  7.  VI  9«'=  11.  VII  10=6.  Vmi2  =  12.  rXl3  =  l. 
In  der  lateinischen  Fassung  folgen  also  die  entsprechenden  Artikel  in 
der  Reihenfolge  IX.  IL  HI.  I.  VII.  V.  VI.  VIII,  in  der  deutschen  so: 
J.  Vn.  II.  III.  IV.  VIII.  V.  VI.  IX. 


Stadien  zu  den  Reichsgesetzen  des  XIII.  Jahrhunderts.  71 

überlieferten  deutschen,  nothwendig?  Gewiss  nicht.  Beide 
Texte  können  auf  eine  gemeinsame  Grundlage  zurückgehen, 
und  bei  den  gewichtigen  Bedenken,  welche  der  Herleitung 
des  lateinischen  aus  unserm  deutschen  Texte  entgegenstehen, 
dürfte  nur  diese  Annahme  übrig  bleiben. 

Der  lateinische  Text  ist  so  selbständig  formulirt,  dass 
er  nie  als  Uebersetzung,  sondern  höchstens  als  freie  Bear- 
beitung des  deutschen  gelten  könnte.  Und  auch  für  eine 
solche  kann  der  uns  überlieferte  Text  kaum  die  Grundlage 
gebildet  haben.  In  c.  22  enthält  unser  -deutscher  Text  zwei 
sehr  nachdrückliche  Erklärungen  des  Kaisers.  Er  erklärt, 
er  wolle  „geloben  und  behalten''  über  den  in  Achtsachen 
wider  das  Gesetz  verstossenden  Richter  zu  richten,  und  am 
Schluss  des  Kapitels:  er  wolle  „seines  Rechtes  (d.  h.  wohl 
seines  Gerichtes)  nicht  lassen".  Yon  diesen  Erklärungen 
enthält  der  lateinische  Text  keine  Spur,  und  dieser  Umstand 
spricht  überzeugend  gegen  die  Annahme,  dass  der  uns  über- 
lieferte deutsche  Text  die  Grundlage  äes  lateinischen  sei, 
und  eine  Vergleichung  beider  Texte  dürfte  noch  manche 
Einzelheiten  ergeben,  die  ebeafaUs  dagegen  sprechen. 

Liegt  aber  beiden  Texten  ein  dritter  zu  Grunde,  so 
fragt  sich,  welcher  Art  dieser  war  und  in  welcher  Sprache 
verfasst.  Auf  beide  Fragen  sind  wahrscheinliche  Antworten 
nnr  zu  geben,  wemi  wir  über  den  Geschäftsgang  und  die 
Geschäftssprache  auf  den  Reichstagen  uns  Klarheit  rerschafFt 
haben. 

Dass  die  Geschäftssprache  bei  den  mündlichen  Yerhand- 
lungen  deutsch  und  nicht  lateinisch  war,  steht  ausser  Zweifel. 
Es  wird  das  bedingt  durch  den  Bildimgsstand  der  vornehmen 
Laien. 

Die  Kenntniss  des  Lateinischen  setzt  eine  gewisse  ge- 
lehrte Bildung  voraus,  die  nicht  ohne  die  elementaren  Kennt- 
nisse des  Lesens  und  Schreibens  denkbar  ist.  Aber  auch 
diese  Künste  waren  selten  bei  Laien  auch  der  höchsten 
Stände,  weniger  selten  vielleicht  bei  Frauen.^)  Einer  der 
grössten  mittelhochdeutschen  Dichter,  Wolfram  von  Eschen- 

•)  Der  Sachsenspiegel  I,  24  rechnet  zur  Gerade  'alle  büke,  die  to 
godes  defceste  höret*,  ein  späterer  Zusatz  fSgt  hinzu:  'die  vrowen  pleget 
to  lesene'. 
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bach,  kor.nte  nicht  lesen  \),  und  Hartmaun  von  Aue  beginnt 
den  Armen  Heinrich  mit  den  Worten: 

Ein  riter  so  geleret  was, 

Daz  er  an  den  buchen  las. 

Es  ist  wohl  nicht  zufällig,  dass  dieser  gelehrte  Ritter 
ein  Dienstmann  war ;  denn  die  Ministerialen  konnten  bei 
ihrer  Verwaltungsthätigkeit  des  Lesens  und  Schreibens  schwer 
völlig  entrathen. 

Wenn  der  bairische  Landfrieden  von  1244  c.  33  (Const.  11, 
p.  574)  anordnet,  dass  kein  Richter  Gericht  halten  soll,  ohne 
den  Text  des  Landfriedens  bei  sich  zu  haben,  eine  Bestim- 
mung, die  sich  auch  in  den  Erneuerungen  dicöes  Friedens 
wiederfindet,  so  spricht  das  wohl  nur  dafür,  dass  das  Richter- 
amt in  der  Regel  von  Personen  bekleidet  wurde,  die  des 
Lesens  kundig  waren.  Dafür  spricht  auch  die  schnelle  und 
weite  "Verbreitung  des  Sachsenspiegels  und  der  sich  daran 
sehliessenden  Litteratur.  Freilich  zeigen  die  für  Analpha- 
beten bestiiömten  Bilderhandschriften  des  Sachsenspiegels, 
dass  keineswegs  alle  Personen  welche  vom  Lihalt  des  Rechts- 
buches Kenntniss  zu  nehmen  hatten,  auch  lesen  konnten. 

Nachrichten  aus  dem  Jahre  1274  zeigen  jedenfalls,  dass 
die  Kenntniss  der  Schrift  und  der  lateinischen  Sprache  im 
deutschen  Laienadel  ungewöhnlich  war.  Sie  finden  sich  in 
den  Aktenstücken  über  die  dritte  Gesandtschaft  Rudolfs  von 
Habsburg  an  den  Papst.*)  Die  Gesandtschaft  bestand  aus 
dem  Reichskanzler,  einer  grösseren  Zahl  von  Erzbischöfen 
und  Bischöfen  und  zwei  weltlichen  Herren,  dem  Burggrafen 
Friedrich  von  Nürnberg  und  dem  Grafen  Gottfried  von  Sayn. 
Li  den  Akten  wird  nun  mehrfach  hervorgehoben,  dass  diesen 
beiden  weltlichen  Herren  der  Lihalt  der  Schriftstücke,  von 
denen  sie  Kenntniss  nehmen  mussten,  mündlich  verdeutscht 
wurde,  weil  sie  weder  die  Schrift  noch  die  lateinische  Sprache 
kannten  (qui  nee  litteras  nee  linguam  Latinam  novimus;  und 
ähnlich  öfter).  Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  König  Rudolf 
für  diese  Sendung  an  die  Kurie  unter  den  weltlichen  Herren 
gerade  zwei  mit  besonders  mangelhafter  Bildung  ausgesucht 

>)  Vgl.  Koberstein,  Geach.  der  deutschen  National -Litteratur  I 
(5.  Aufl.),  S.  169.  -  »)  Reg.  imp.  VI,  nr.  171.  172.    Const.  III,  p.  47. 
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hätte.  Für  die  Stauferzeit  aber  em  erheblich  höheres  Bil- 
dungsniveau des  Herrenstandea  anjiunehnien,  liegt  kein  Grund 
vor.  Mindestens  die  grosse  Masse  der  weltlichen  Fürsten 
und  Herren  -ssird  im  Jahre  1235  ebenso  wenig  Latein  ver- 
standen haben  als  im  Jahre  1274.  Verstanden  und  sprachen 
aber  die  weltlichen  Fürsten  und  Herren  im  allgemeinen  nur 
Deutsch,  sc  kann  auf  den  Reichstagen  nur  in  deutscher 
Sprache  verhandelt  sein. 

Damit  ist  nun  noch  nicht  nothwendig  gegeben,  dass 
auch  die  in  den  Verhandlungen  gebrauchten  Schriftstücke, 
die  Propositionen  des  Kaisers,  etwaige  Protokolle  und  Be- 
schlüsse ebenfaUs  deutsch  abgefasst  waren.  Die  Schreib- 
geschäfte  versahen  Kleriker,  imd  diese  schrieben  zu  allen 
Zeiten  des  Mittelalters  von  der  Lex  Salica  bie  zur  goldenen 
Bulle  lieber  Lateinisch,  die  Sprache  der  Kirche  und  der  ge- 
lehrten Bildung,  als  Deutsch.  Der  "Wahleid  der  Kurfürsten 
soU  nach  der  goldenen  Bulle  c.  2  in  deutscher  Sprache  ge- 
leistet werden;  das  Formular  des  Eides  wurde  in  der  golde- 
nen Bulle  selbst  aber  nicht  in  deutscher,  sondern  in  latei- 
nischer Fassung  aufgezeichnet. 

Es  ist  deshalb  wahrscheinlich,  dass  vielfach,  ja  wohl  in 
der  Regel  Aufzeichnungen  über  in  deutscher  Sprache  ge- 
fasste  Beschlüsse  des  Reichstages  oder  Hofes  sogleich  latei- 
nisch niedergeschrieben  wurden,  ohne  dass  zuvor  ein  deut- 
sches Protokoll  aufgenommen  wurde.  Das  ist  namentlich 
für  die  Fälle  anzunehmen,  wo  die  Beschlüsse  in  der  Form 
hofgerichtlicher  Urtheile  oder  Weisthümer  entstanden.  Was 
sonst  von  Reichsgesetzen  auf  Reichstagen  in  staufisch  er  Zeit 
zu  Stande  gekommen  ist,  beschrankt  sich,  abgesehen  von 
Landfinedensgesetzen,  auf  die  Constitutio  in  favorem  princi- 
pum,  König  Heinrich  erliess  auf  dem  Reichstage  zu  Worms 
im  Mai  1231  zu  Gxmsten  der  Fürsten  jene  Satzungen,  welche 
er  als  Grnade  und  Wohlthaten,  gegeben  aus  königlicher 
Freigebigkeit,  bezeichnet  (Const.  H,  p.  418  sq.:  'de  regia 
nostra  munificencia  graciam  eis  fecimus' ;  später  'talibus  bene- 
ficiis').  Im  Mai  des  nächsten  Jahres  baten  dit  Fürsten  und 
Grossen  den  Kaiser  Friedrich  H.  auf  der  Versammlung  zu 
Cividale  in  Friaul,  die  ihnen  von  seinem  Sohne  gewährte 
Gnade  zu  bestätigen.    Er  kam  der  Bitte  nach,  indem  er  die 
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Constitution  seines  Sohnes  nicht  ganz  unverändert  erneuerte 
(Const.  II,  p.  211  sqq.).  Da  beide  Gesetze  als  einseitig  vom 
Herrscher  gewährte  Gnade  charakterisirt  werden,  ist  wohl 
an  Yerhandlungen  über  ihren  Inhalt  in  öffentlicher  Eeichs- 
versammlung  nicht  zu  denken  und  somit  auch  nicht  an  solche 
Verhandlungen  vorbereitende  oder  sie  begleitende  Aufzeich- 
nungen in  irgend  welcher  Sprache. 

Anders  lag  die  Sache  bei  den  Landfriedensgesetzen, 
Sie  wurden  erlassen,  wenn  sie  nicht  als  einfache  Erneue- 
rungen älterer  Ordnungen  hingestellt  wurden,  mit  Rath  und 
Zustimmung  der  Fürsten,  oder  der  Fürsten  und  Grossen. 

lieber  das  Zustandekommen  des  Mainzer  Landfriedens- 
gesetzes berichtet  die  lateinische  Einleitung:  'de  consilio  et 
assensu  dilectorum  principum  ecclesiasticorum  et  saecularium 
in  soUempni  curia  celebrata  Moguncie  constitutiones  quasdam 
certis  capitulis  comprehensas  presentibus  eisdem  principibus, 
nobilibus  plurimis  et  aliis  fidelibus  imperii  fecimus  promul- 
gari\  Nicht  genau  übereinstimmend  heisst  es  am  Schluss: 
'edite  et  promulgate  sunt  hee  constituciones  de  consilio  et 
assensu  principum  tam  ecclesiasticorum  quam  secularium 
necnon  plurimorum  nobilium  et  aliorum  fidelium  imperii  in 
sollempni  curia  celebrata  Maguncie'. 

Wird  hier  im  Eingange  nur  von  Rath  und  Zustimmung 
der  Fürsten  gesprochen,  in  der  Schlussformel  dagegen  auch 
den  Edeln  und  andern  Getreuen  des  Reiches  Rath  und  Zu- 
stimmung beigelegt,  so  heisst  es  umgekehrt  in  der  Einleitung 
zur  Constitutio  contra  incendiarios  Friedrichs  I.  von  1186: 
'ea,  quae  de  coniventia  et  consilio  principum  et  aliorum 
fidelium  nostrorum,  tam  liberorum  quam  ministerialium  .  .  . 
nostra  sanxit  auctoritas',  während  die  Schlussformel  be- 
richtet: 'Actum  Nurnberc  in  praesentia  principimi,  consilio 
et  consensu  eorum'  (Const.  I,  p.  449.  452).  Auf  Rath  und 
Zustimmung  der  Fürsten  weist  auch  die  Eingangsnotiz  zur 
Treuga  Heinrici  regis  von  1 224 :  'Haec  est  forma  pacis,  quam 
dominus  noster  rex  Heinricus  apud  Wirzeburg  cum  princi- 
pibus ordinavit  et  iurari  fecit'  (Const.  II,  p.  399). 

Diese  Landfriedensgeaetze  waren  also  nicht  einseitig 
vom  König  erlassen,  sondern  mit  den  Fürsten  des  Reiches 
und  Angehörigen  anderer  Stände  auf  den  Reichsversamm- 
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lungen  vereinbart.  War  auch  der  Text  der  Landfriedens- 
gesetze  schon  vorher  am  Königshofe  im  Wesentlichen  fest- 
gestellt, 80  müssen  doch  irgend  welche  Yerhandlungen,  wenn 
auch  sehr  sumraaritjcher  Art,  darüber  auf  dem  Reichstage 
selbst  gepflogen  sein,  und  zwar  wegen  der  Laienfürsten  und 
Herren  in  deutscher  Sprache. 

Die  Landfrieden  wurden  beschworen '),  auf  den  Reichs- 
tagen zu  Stande  gekommene  von  den  Anwesenden  an  Ort 
und  Stelle.  Xicht  von  allen  Landfrieden  wird  es  ausdrück- 
lich berichtet,  und  auch  die  Texte  des  Mainzer  Landfriedens 
schweigen  darüber;  aber  die  Chronica  regia  Coioniensis  be- 
richtet es  glaubwürdig.  Sollten  es  mm  nicht  deutsche  Texte 
gewesen  sein,  welche  durch  die  Yerhandlungen  festgestellt 
und  von  den  Versammelten  beschworen  wurden? 

Für  die  Landfrieden  vor  dem  Mainzer  möchte  ich  das 
entschieden  in  Abrede  stellen.  Von  allen  früheren  Land- 
frieden sind  uns  nur  lateinische  Texte  überUefert,  wenn  wir 
von  der  im  deutschen  Sachsenspiegel  enthaltenen  Bearbeitung 
eines  Landfriedens  absehen,  der  ja  doch  wohl  ebenfalls  ein 
lateinischer  Text  zu  Grunde  liegt.  Aus  der  in  der  Ursperger 
Chronik  gelegentlich  des  Nürnberger  Reichslandfriedens  von 
11S6  eingefiochtenen  Bemerkung,  dass  man  die  Landfriedens- 
urkimde  zu  deutsch  'fridebrief  genannt  habe,  darf  man 
nicht  mit  Boehlau  S.  XIII  auf  die  Verbreitimg  deutscher 
Landfriedenstexte  schliessen,  so  wenig,  wie  die  deutsche  Be- 
zeichnung 'suonbuoch',  die  in  einem  Vergleich  zwischen  dem 
Bischof  von  Konstanz  und  dem  Abt  von  St.  GaUen  vom  Jahre 
882  fiii'  die  Vergleichsurkunde  gebraucht  wird,  zur  Annahme 
berechtigt,  dass  damals  solche  Urkunden  in  deutscher  Sprache 
abgefasst  seien.^)  Sowohl  für  die  Verhandlungen  mit  den 
Laien,  als  auch  als  Grundlage  des  Schwures  mochten  münd- 
liche Uebersetzungen  genügen,  wie  noch  1274  bei  der  schon 
erwähnten  Gesandeschaft  König  Rudolfs  an  den  Papst  eine 
mündhche    Uebersetzung    der    lateinischen   Aktenstücke    als 


M  Vgl.  Waitz.  D.  Yerfg.  VP,  S.  528  ff.  —  -)  Wartmann,  Urkb. 

d.  AbWi  St.  Gallen  Nr.  621,  II,  S.  230:  'cartam  pacationis quod 

tiutiscae  suonbuoch  nominamus'.    Das  steht  in  der  lateinisch  geschrie- 
bene u  Vergleichsurktmde  selbst. 
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Grundlage  für  die  Erklärungen  und  Zusicherungen  der  beiden 
weltlichen  Herren  der  Gesandtschaft  genügten. 

Erleichtert  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  gesichert 
wurden  solche  nicht  nur  bei  der  Publikation  und  dem  Be- 
schwören des  Landfriedens,  sondern  auch  bei  seiner  An- 
wendung im  Gericht  immer  wieder  erforderliche  mündliche 
Uebersetzungen  durch  die  in  manche  Texte  eingeflochtenen 
deutschen  technischen  Ausdrücke  wie  'mord,  strazanroup, 
reroup,  loimunt'  u.  s.  w. 

Yon  einem  deutsch  geschriebenen  Texte  hören  wir 
zuerst  gelegentlich  der  Mainzer  Gesetegebung  von  1235, 
deren  deutsche  Texte  uns  überliefert  sind.  Das  war  ent- 
schieden eine  Neuenmg,  eine  so  merkwürdige  Neuerung, 
dass  der  Yerfasser  der  Fortsetzung  der  Kölner  Königschronik 
sie  nachdrücklich  hervorhebt:  'iura  .  .  .  Teutonico  sermone 
in  membrana  scripta  omnibus  publicantur''.  Die  Neuerung 
machte  Epoche.  Bald  und  besonders  gerade  durch  die 
deutschen  Texte  des  Mainzer  Gesetzes  und  mit  ihnen  drang 
die  deutsche  Sprache  siegreich  ein  in  die  Landfriedens- 
gesetzgebung. ^) 

Die  älteste  Bearbeitung  des  deutschen  Textes  des  Mainzer 
Reichsgesetzes  für  territoriale  Zwecke  ist  für  Oeaterreich 
nachzuweisen.  Die  älteste  t236  oder  1237  entstandene 
Fassung  des  in  deutscher  Sprache  verfassten  österreichischen 
Landrechts  enthält  dem  deutschen  Mainzer  Landfriedens- 
texte entlehnte  Partieen.  Nicht  uimiittelbar  aber  aus  diesen 
Texten  schöpfte  der  Yerfasser  des  Landrechts,  sondern,  wie 
Luschin  von  Ebengreuth  mit  vollem  Recht,  worauf  ich  noch 
zurückkomme,  vermuthet  hat,  aus  einem  im  Anschluss  an 
den  Text  des  Reichsgesetzes  für  Oesterreich  1235  oder  1236 
erlassenen  Landesgesetze  Herzog  Friedrichs  H.^) 

Diesen  deutschen  Landfrieden  hat  dann  Herzog  Ottokar 
im  Jahre  1254  zum  Theil  wohl  nur  wiederholt.') 

In  Baiem  wurde  1244  ein  Landfrieden  erlassen,  der 
uns  nur  in  lateinischer  Fassung  überliefert  ist*),   vielleicht 

^)  Vgl.  hierüber  auch  MaxYancsa,  Das  Auftreten  der  deutachen 
Sprache  in  den  Urkunden,  Leipzig  1895,  S.  3  ff.  —  »)  Neues  Archiv  XXV, 
S.  557  f.  —  »)  Const.  II,  p.  604  sqq.   üeber  das  Jahr  s.  Dopsch,  Mitth.  _ 
des  Instituts  f.  österr.Oeflch.  Forsch.XIX,  S.  160ff.  —  *)  Const. II,  p.570sqq. 
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aber  doch  auch  in  deutscher  Sprache  verbreitet  war.  ^)  Dann 
folgt  aber  schon  1256  ein  nur  in  deutscher  Sprache  über- 
lieferter bairischer  Landfriede '^) ,  welcher  eine  Bestimmung 
enthält,  die  dem  deutschen  Texte  die  ausschliessliche  An- 
wendung im  Gericht  sicherte.') 

Einen  neuen  Landfrieden  für  Baiern  in  deutscher  Sprache 

erliess  König  Rudolf  am  6.  Juli  1281   zu  Regensburg  (Reg, 

'  imp.  VI,  1348),  in  welchen   mit  vielen  anderen  Sätzen  des 

Landfriedens  von  1256  auch  jene  Bestimmung  aufgenommen 

wurde.     Und  als  Rudolf  einige  Wochen  später  zu  Is^ümberg 

den  Reichslandfrieden  von  1235  für  Franken  erneuerte,  da 

griff   er   nicht   zu   der   lateinischen    sondern    zur    deutschen 

1  Fassung,   und  ebenso   bei   der  im  Dezember  folgenden  Er- 

neuenmg  für  das  Rheinland  zu  Mainz  (Reg.  imp.  VI,  1357. 

1423).     Mit    einigen  Veränderungen    erneuerte    ihn  Rudolf 

wiederum  zu  Würzburg  am  24.  März   12S7  und  in  derselben 

Fassung  nochmals  zu  Speier  am  S.  April  1 29 1  (Reg.  imp.  VI, 

2070.  2437).     Die   deutsche  Fassung  ist  dann  auch  von  den 

:  beiden  nächsten  Nachfolgern  Rudolfs   wiederholt  worden.* 

j  Welche  Bedeutung  haben  nun  die  überlieferten  deutschen 

I  Texte  des  Landfriedens  von   1235?     Für  die  Beantwortung 

';  dieser  Frage  ist  zunächst  die  Chronica  regia  Colonienaia  mit 

i  ihren  genauen  Nachrichten  heranzuziehen. 

Die  in  Betracht  kommende  Stelle  lautet  (ed.  Waitz  p. 

!  267):  Turia  celeberrima  in  assumprione  beate  Marie  (15.  Aug.) 

;  apnd  Maguntiam  indicitur;  ubi  fere  omnibus  principibus  regni 

!  Teutonici  convenientibus  pax  iuratur,  vetera  iura  stabüiuntur, 

nova  statuuntur  et  Teutonico  sermone  in  membrana  scripta 

;  omnibus    publicantur;    excessus    regis    contra    imperatorem 

tiinctis  aperiuntur.      Darauf  folgt  der   genaue  Bericht  über 

die  Errichtung  des  Herzo^hums  Lüneburg  mit  der  genauen 

Tagesangabe  (21.  Aug.)*)   und  darauf  der  Bericht  über  das 

»)"S.  Vancea  ß.  5.  —  »)  Const.  II,  p.  596  sqq.  —  •)  c.  82:  Ez  sol 
i  (hain  rihter  an  dem  gerihte  sitzen,  er  hab  den  firid  teusche  bi  im  ge- 
I  tcriben.  —  «)  Vgl  Weiland  in  Const.  II,  p.  241.  —  *)  Die  uns  über- 
I  lieferte  Grandungsurkimde  trägt  nur  das  Monatsdattun.  In  Const.  II, 
,  11.263  sqq.  geschieht  des  Tages  keine  Erwähnung;  während  in  den  Ab- 
j  ijock  bei  Altmann  und  Bernheim  das  fal&che  Datum  Aug.  15  ein- 
j  {;e8etzt  ist. 
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am  22.  Aug.  gefeierte  grosse  Fest,  welches  anscheinend  den 
Beschluss  des  eigentlichen  Reichstages  bildete.  Der  Kaiser 
ging  unter  der  Krone  und  lud  nach  der  feierlichen  Messe 
aile  Fürsten  und  ihr  Gefolge  zu  einem  glänzenden  Fest- 
mahle ein,  das  im  Freien  hergerichtet  war. 

Dass  durch  die  "Worte  'Teutonico  sermone  in  membrana 
scripta  omnibus  pubhcantur'  nichts  anderes  ausgedrückt  sein 
kann,  als  dass  die  publizirten  Satzungen  in  deutscher  Sprache 
auf  Pergament  aufgezeichnet  waren,  hätte  nie  bezweifelt 
werden  dürfen.  Wenn  Boehlau  p.  XI.  meint,  man  könne 
aus  den  Worten  „ebenso  gut  nur  die  I^achricht  von  einer 
deutschen  Verkündigung  des  in  membrana  scripta  lateinisch 
niedergeschriebenen  Landfrieden"^  herauslesen",  so  scheint  es 
fast,  als  wolle  er  selbst  Kritik  üben  an  solcher  Interpretations- 
kunst. Herauslesen  kann  es  nur,  wer  den  klaren  Worten 
der  Quelle  Gewalt  anthut.  Darin  steht  es  sicher  nicht.  Die 
Nachricht  sagt  deutlich,  die  Satzungen  wurden  in  deutscher 
Sprache  auf  Pergament  aufgezeichnet  allen  bekannt  gegeben. 

In  anderer  Hinsicht  habe  ich  selbst  diese  Worte  früher 
unrichtig  gedeutet,  indem  ich  das  'omnibus  publicantur'  auf 
eine  Bekanntmachung  im  ganzen  Reiche  bezog.  ^)  Ich  möchte 
nicht  behaupten,  dass  die  Worte  nur  von  einer  Bekannt- 
machung der  auf  e  i  n  Blatt  geschriebenen  Satzungen  bezogen 
werden  könnten.  Sie  können  aber  ebenso  wie  die  gleich 
folgenden  'cunctis  aperiantur'  dem  ganzen  Zusammenliange 
nach  wohl  nur  von  einem  Bekanntmachen  zu  Mamz  während 
des  Reichstages  verstanden  werden. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  es  sich  um  eine  Verlesung  der 
Satzungen  in  der  Versammlimg  selbst  handelt,  wie  sie  jeden- 
falls zum  Zweck  der  Beeidigung  nöthig  war,  oder  um  eine 
nachträgliche  Bekanntmachung  an  alles  Volk.  Von  einer 
Verlesung  des  Landfriedenstextes  zum  Zweck  der  Beeidigung 
meldet  eine  Originalausfertigung  des  letzten  Landfriedens 
Rudolfs  von  Habsburg,  errichtet  zu  Speier  am  8.  April  1291 
(Reg,  imp.  VI,  2437) :  'Diese  satzunge  und  dirre  brieif  (der 
hier  erneuerte  Würzburger  Frieden  von  1287)  wart  gelesen 
und  der  landfriede   wart  ernuwet  mit  der  fursten  und  der 


i)  Hiator.  Zeitscbr.  82,  S. 
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landherren  und  der  städte  geschworaen  eyden  .  .  .  uf  dem 
hofe  zu  Spire'.  Doch  kann  der  Kölner  Chronist  nicht  wohl 
an  eine  solche  Verlesung  zum  Behuf  des  Eides  gedacht 
haben,  denn  er  meldet  zuerst,  dass  der  Friede  beschworen 
wurde  (pax  iuratur),  und  charakterisirt  dann  kurz  den  In- 
halt der  ganzen  Satzungen,  in  denen  er  in  Uebereinstimmung 
mit  deren  Inhalt  und  der  lateinischen  Einleitung  des  Gesetzes 
keineswegs  nur  Friedenssatzungen  erblickt,  mit  den  Worten 
Setera  iura  stabiliuntur  et  nova  statuuntur'.  Wenn  er  dann 
hinzufügt:  'et  Teutonico  sermone  in  membrana  scripta  omnibus 
publicantur',  so  will  er  damit  offenbar  einen  Vorgang  schil- 
dern, der  erst  nach  dem  Schwur  stattfand,  eine  Publikation. 
die  sich  nicht,  oder  docli  nicht  allein  an  die  Reichsversamm- 
lung wandte,  worauf  auch  schon  das  'omnibus'  deutet.  Ob 
nun  die  Verkündigung  in  einer  feierlichen  öffentlichen  Sitzung 
des  Reichstages,  oder  ob  sie,  was  weniger  wahi-scheinlich, 
ausserhalb  der  Versammlung  durch  Vorlesen  an  öffentlichen 
Orten  oder,  worauf  die  HerYorhebung  der  'membrana'  deuten 
könnte,  durch  öffentlichen  Anschlag  geschah,  lasse  ich  dahin- 
gestellt sein. 

Das  Pergamentblatt  selbst,  welches  bei  dieser  Verkün- 
digung gebraucht  wurde,  oder  eins  der  dabei  benutzten 
Exemplare  ist  uns  nicht  erhalten.  Es  fragt  sich  nur,  ob 
einer  der  ims  überheferten  Texte  dem  damals  publizirten 
mehr  oder  weniger  genau  entspricht. 

Von  den  drei  Texten  I.  11.  Hl,  welche  Weiland  von  der 
deutschen  Form  des  Mainzer  Landfriedens  Const.  11  unter 
Nr.  196*  abgedruckt  hat^),  ist  I  in  indirekter  Fassung  ge- 
halten, d.  h.  der  Kaiser  spricht  nicht  in  erster  Person,  son- 
dern wird  in  dritter  Person  als  Gesetzgeber  genannt;  in  11 
und  HE  dagegen  spricht  der  Kaiser  in  erster  Person.  So 
lautet  z.  B.  c.  4  am  Anfang  in  I:  'Es  gebiutet  der  keiser  bi 
«inen  hulden\  in  11;  'Item  wir  setzen  und  gebieten  .  .  ,  .  bi 
jeren  hulden',  und  fast  ebenso  auch  in  HI.  Ebenso  ver- 
Iten  sich  die  Texte  zu  einander  auch  in  den  Eingängen 
c.  12.  1.3  u.  a.  Auch  abgesehen  von  dieser  Verschieden- 
it  weichen  sämmtliche  drei  Texte  im  Einzelneu  oft   von 

•)  S.  oben  S.  62. 
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einander  ab,  jeder  hat  gegenüber  den  andern  Zusätze,  Aus- 
lassungen und  abweichende  Ausdrücke  und  Wendungen. 

Lusohin  von  Ebengreuth  hat^)  einige  Stellen  angeführt, 
an  denen  Text  I  dem  Sinne  und  Wortlaut  nach  dem  öster- 
reichischen Landrechte  von  123Ö  oder  1237  näher  zu  stehen 
scheint  als  Text  II.  Ergiebt  sich  daraus  ein  Vorzug  des 
Textes  I  vor  11  an  den  angeführten  Stellen,  so  ist  darauf 
doch  nicht  die  Annahme  eines  Vorzuges  von  I  unter  den 
übrigen  deutschen  Texten  überhaupt  zu  gründen,  da  auch 
Text  III  an  diesen  Stellen  im  Wesentlichen  mit  I  überein- 
stimmt. Freilich  hat  nur  I  mit  dem  Landrecht  die  Form 
'elos'  statt  'erlös'  gegenüber  Text  II  und  III  gemein,  worauf 
Luschin  mit  Recht  besonderes  Gewicht  legt.  Aber  auch  der 
österreichische  Landfriede  Ottokars  von  1254  hat  in  den 
aus  dem  Mainzer  Gesetze  entlehnten  Stellen  'elos'  (c.  2  und  3), 
und  ebenso  der  deutsche  Text,  welchen  Rudolf  von  Habs- 
burg  seinen  Erneuerungen  im  Jahre  1281  zu  Grunde  legte. 
Und  diese  Texte  sind  für  die  Erkenntnis»  des  unserer  ge- 
sammtea  Ueberliefenmg  zu  Grunde  liegenden  deutschen  Ur- 
textes, wie  am  Eingang  bemerkt  ist,  neben  den  von  Weiland 
gegebenen  Texten  zu  benutzen.  Der  lateinische  Text,  der 
nicht  m  einer  Original -Ausfertigung,  sondern  nur  in  Ab- 
schriften vorliegt,  hat  wie  11  und  HI  dagegen  'erenlos*. 

Der  Text  I  ist  der  handschriftlichen  Ueberlieferong  nach 
der  älteste  unter  den  drei  bei  Weiland  gedruckten  Texten. 
Die  Handschrift,  welche  ihn  bietet,  wird  in  die  Mitte  oder 
an  das  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts  gesetzt;  während  von 
den  Handschriften  der  andern  Texte  nur  eine  dem  XTH.  oder 
XTV. ,  alle  andern  dem  XIV.  imd  späteren  Jahrhunderten 
angehören.  Dem  XIH.  Jahrhundert  aber  gehören  auch  die 
Originale  Rudolfs  und  die  Handschrift  des  Ottokar'echen 
Landfriedens  an.  Die  Autorität  des  Textes  I  wird  demnach 
auch  durch  die  Ueberlieferung  nicht  in  so  besonders  starker 
Weise  unterstützt.  Gegen  seine  Originalität  aber  spricht 
besonders  die  indirekte  Rede,  die  referirende  Form.  Das^s 
diese  nicht  dem  deutschen  Original  eigen  war,  ist  von 
vornherein   anzunehmen,  wird  aber  ausdrücklieh   durch  die 


')  N.  Arch.  XXV,  S.  554  S. 
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Uebereinstimmung  der  Texte  U  und  HI  mit  dem  von  König 
Rudolf  benutzten  bezeugt.  Auch  sonst  hat  Text  I  ebenso 
seine  eigenen  Fehler  wie  11  und  III,  wenn  er  auch  ent- 
sprechend seinem  höheren  Alter  sich  im  Grossen  und  Ganzen 
mit  dem  "Wortlaut  etwas  enger  an  das  -verlorene  Original 
anscbliesgen  mag.  Wir  müssen  uns  jedenfalls  hüten,  ihn 
mit  dem  Origin&I  zu  verwechseln  öder  auch  nur  ihn  für 
demselben  besonders  nahestehend  anzusehen.  Den  deutschen 
Originaltext,  welcher  damals  publizirt  ist,  können  wir,  wio 
schon  bemerkt,  nur  aus  der  geearamten  Ijcberlieferung  an- 
nähernd rekonstruiren. 

Diesem  bis  zu  einem  gewissen  Grade  wiederherstellbaren 
deutschen  Texte,  auf  den  alle  überlieferten  deutschen  Einzei- 
formen  zurückgehen,  muss  aber  noch  ein  älterer  Text  voran- 
gegangen sein,  aus  welchem  nicht  nur  jener  deutsche,  son- 
dern auch  der  lateinische  Text  abgeleitet  ist.    Vor  den  für 
die  Publikation  bestimmten  und  geeigneten  Texten  müssen 
Aufzeichnungen  vorhanden  gewesen   sein,  sei   es  in  Gestalt 
der  kaiserlichen  Prupositionen,   sei   es   in  Gestalt  von  Auf- 
zeichnungen ,   welche   erst  während  der  Verhandlungen  oder 
nach    denselben   angefertigt  wurden  und    die  beschlossenen 
Satzungen  ohne   die   für  die  Publikation  nöthigen  Formeln 
enthielten.     Für  die   den  Landfrieden   betreffenden  Bestim- 
mungen   bedurfte    man    solcher    Aufzeichnungen    schon    als 
Grundlage  für  den  Schwur.     Solch   einen  Text  als  gemein- 
same Grundlage  für  den  publizircen  deutschen  Text  wie  für 
en  lateinischen  habe  ich   auch  früher  schon   angenommen 
d  als  Protokoll  bezeichnet.')    Die  Bezeichnung  dürfte  auch 
inigermafsen  wenigstens   für   die   Sache   zutreffen.     Gegen 
eine  frühere  Annahme  aber,  dass  dieses  Protokoll  latemisch 
erfasst  gewesen  sei,  hat  Luschin  von  Ebengreuth  mit  Recht 
denken  erhoben/^)    Der  deutsehe  Text  ist  an  vielen  Stellen 
«o  ursprünglich  deutsch  gedacht  und  deutsch  formulirt.  dass 
h  es  nach  näherer  Prüfung  nicht  mehr  für  wahrscheinlich 
alte,  dass  er  durchweg  durch  Uebersetzimg  aus  dem  Latei- 
ischen  entstanden  ist.  War  man  von  vornherein  entschlossen, 
d    das    ist    doch    sehr   wahrscheinlich,    das  Refonngesetz 

»)  Histor.  Zeitschr.  82.  S.  498  f.  —  »)  N.  Arch.  XXV,  S.  452  f. 
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deutsch  zu  publiziren,  so  wird  man  auch  die  vorläufigen 
Aufzeichnungen  gleich  in  deutscher  Sprache  verfasst  haben, 
zumal  man  dadurch  zugleich  für  den  Friedenseid  die  im- 
mittelbar  geeignete  Grundlage  erhielt. 

Diese  Aufzeichnung  wurde  dann  ziun  Zweck  der  öffent- 
lichen feierlichen  Verkündigung  durch  Einfügung  von  Fonneln, 
welche  sich  auf  die  Publikation  beziehen,  zu  einem  kaiser- 
lichen Edikt  umgestaltet.  Das  ist  es  wohl,  was  die  latei- 
nische Einleitung,  nachdem  von  der  Promulgatio  der  Gesetze 
in  der  Reichsversammlung  gesprochen  ist,  mit  den  "Worten 
'(constitutiones)  in  publica  raunimenta  redactas'  bezeichnet.*) 
Bei  dieser  Gelegenheit  dürften  auch  in  den  deutschen  Text 
jene  nachdrücklichen  kaiserlichen  Versich enmgen  in  »c.  22, 
welche  dem  lateinischen  Texte  fremd  geblieben  sind,  ein- 
gesetzt sein.^) 

K^ach  der  Verbreitung  und  Benutzung  des  deutschen 
Textes  zu  schli essen,  begnügten  sich  die  Reichsstände  meist 
damit,  sich  Abschriften  des  publizirten  deutschen  Textes  zu 
verschaffen.  Von  offiziellen  Ausfertigungen  des  deutschen 
Textes  durch  die  kaiserliehe  Kanzlei  sind  keine  Spuren  vor- 
handen. Dagegen  liegen  solche  Ausfertigungen  zu  Grunde 
den  überlieferten  Abschriften  des  lateinischen  Textes.  Für 
den  praktischen  Gebrauch  bediente  man  sich  offenbar  der  in- 
offiziellen Abschriften  des  deutschen  Textes,  während  Reichs- 
stände, welche  Werth  auf  eine  Original -Ausfertigung  legten, 
solche  in  der  für  diesen  Zweck  auf  Grund  jenes  deutschen 
Protokolls  angefertigten  feierlichen  lateinischen  Fassung  er- 
hielten. Ifoch  mochte  es  für  mimöglicli  gehalten  werden, 
was  unter  Rudolf  von  Habsburg  geschah,  dass  die  könig- 
liche Kanzlei  eine   deutsche  Urkunde  ausfertige. 

Wir  haben  oben  gesehen,  Avie  der  lateinische  Text 
dem  deutschen  gegenüber  künstlich  umgestaltet  und  mit 
schmückendem  Beiwerk  versehen  wurde.     Zugleich  wurden 

*)  de  consilio  et  assensu  dilectorum  priacipum  .  .  .  iu  soUempni 
curia  celebrata  Mogancie  constitutiones  qaasdam  certis  capituUs  com- 
prehensas  presentibus  eisdem  principibus  nobüibus  plurimis  et  aliis 
fidelibus  iniperii  feciinus  promulgari,  quas  in  publica  niuiiimenta 
redactas  ab  uuiversis  et  singulis  iussimus  inviolabiliter  observari.  — 
»)  S.  oben  S.  71. 
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zwei  neue  Kapitel  hinzugefügt,   die  dem  deutschen  Texte 
fehlen,  c.  23  und  24. 

Das  erste  dieser  beiden  Kapitel  betrifft  die  Verwand- 
lung der  ßeichsacht  in  die  volle  Recht-  und  Priedlosigkeit. 
Es  war  seit  dem  12.  Jahrhundert  reichsgesetzlich  anerkannt, 
dass  der,  welcher  Jahr  und  Tag  in  der  Heichsacht  geblieben 
war  ohne  sich  zu  lösen,  echtlos  (exlex)  wird.^)  Nach  dem 
Sachsenspiegel  I,  38,  2  und  der  Treuga  Heinrici  regis  von 
1224  c.  19  (Const  II,  p.  419)  tritt  diese  Wirkung  nicht 
ipso  iure,  sondern  in  Folge  eines  Urtheils  des  Königs  ein. 
Unser  Kapitel  23  bestimmt  nun,  dass  dieses  ürtheil  erfolgen 
soll  auf  den  vom  Kläger  erbrachten  Beweis,  dass  der  Be- 
klagte Jahr  und  Tag  in  der  Reichsacht  geblieben  sei.  Ich 
möchte  hierin  eine  Uebergangsbestimmung  zur  Ergänzung 
des  Schlusskapitels  29  sehen.  Dort  wird  die  Führung  eines 
Achtbuches,  in  welches  die  Namen  der  in  die  Reichsacht 
erklärten,  der  Tag  der  Achterklärung,  der  Name  des  Klägers 
und  der  Gegenstand  der  Klage,  sowie  der  Tag  der  etwa  er- 
folgten Lösung  eingetragen  werden  sollten,  angeordnet.  Ein 
Iches  Buch  machte  einen  Beweis  des  Klägers  über  die 
uer  der  Reicbsacht  unnöthig;  aber  erst  nachdem  Jahr  und 
'ag  nach  Einrichtung  des  Achtbuches  veretrichen  war,  konnte 
es  den  Beweis  des  Bllägers  ersetzen.  Für  die  Zwischenzeit 
t  jene  Bestimmung  ergänzend  ein.  Man  glaubte  wohl 
leser  Bestimmung  im  Hinblick  auf  die  bevorstehenden  Hoch- 
rrathsprozesse  gegen  die  Anhänger  König  Heinrichs  zu  be- 
en.  Auch  c.  24  liegt  in  der  gleichen  Gedankenrichtimg. 
ordnet  das  zu  sofortiger  Echtloserklänmg  führende  Con- 
azialverfahren  gegen  solche,  die  unter  Berufung  auf 
iweikampf  des  Hochverraths  angeklagt  sind  (pro  crimine 
maiestatis,  tamquam  consilio  vel  auxilio  contra  nos  aut 
perium  aliquid  adtemptaverit  factiosum). 

Beide  Bestimmungen  sind  unzweifelhaft  erst  nach  der 
ublikation  des  deutschen  Textes,  vielleicht  auf  Grund  eines 
eichsurtheUs  hinzugefügt. 

Ausserdem  enthält  der  lateinische  Text  eine  auffallende, 
um  unbeabsichtigte  Aenderung  des   deutschen  Textes  in 


*)  0.  Franklin,  Das  Reichshofgericht  im  Mittelalter  II,  S.  851£ 
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c.  7  am  Ende.  Nach  dem  deutschen  Texte  soll  in  einem 
gewissen  Falle  ein  Zoll  dem  Reiche  heimfallen  (dem  rieh 
ledich  sm),  nach  dem  lateinisehen  Texte  dagegen  dem  Herrn, 
von  dem  der  Inhaber  den  Zoll  zu  Lehen  hat  (teloneum 
doraino  vacet,  a  quo  illud  teaet).  Bas  ist  unzweifelhaft  eine 
hewuaste  Aenderung,  die  man  entweder  als  authentische 
Interpretation  oder  auch  als  Verfälschung  des  Reichsschlusses 
zu  Gunsten  der  Landesherren  auffassen  kann. 

Durch  die  vorstehenden  Ausfühnmgen  dürfte  erwiesen 
sein,  dass  hinfort  nicht  mehr  von  einem  lateinischen  Original 
und  einer  deutschen  amtlichen  oder  nichtamtlichen  Ueber- 
setzung  desselben  die  Rede  sein  kann;  sondern  nur  von 
einem  deutschen  Urtext,  der  uns  freilich  nicht  in  seiner 
reinen  Gestalt  überliefert  ist,  und  der  lateinischen  Kanzlei- 


Der  überlieferte  deutsche  Text  diente  nach  der  Kölner 
Königschronik  zur  Publikation  während  des  Reichstages  zu 
Mainz  im  Jahre  1235,  wahrscheinlich  zwischen  15.  und  21. 
August.  Er  diente  aber,  worauf  schon  die  Abschriften  schliesseu 
lassen,  auch  der  Publikation  im  ganzen  Reiche. 

Mochte  vielleicht  vereinzelt  in  grossen  Städten  mit 
höherem  Bildungsstande  der  Einwohner,  wie  etwa  zu  Köln, 
wo  schon  im  12.  Jahrhundert  gewisse  allgemein  interessirende 
Dinge  auf  den  Schreinskarten  durch  öffentlichen  Anschlag 
oder  Aushang  bekannt  gemacht  wurden,  eine  Publikation 
durch  Aushang  erfolgen ;  die  Regel  für  die  Bekanntmachung 
von  Gesetzen  wird  während  des  ganzen  Mittelalters  die  Ver- 
lesung in  der  Kirche,  auf  dem  Markte,  an  der  Gerichtstätte 
gebildet  haben.  Wir  haben  darüber  einzelne  Nachrichten 
vom  IX.  Jahrhundert  bis  auf  die  neuere  Zeit  und  können 
eine  andere  Form  der  Publikation  bei  dem  Bildungsstande 
der  grossen  Masse  im  Mittelalter  gar  nicht  voraussetzen.^) 
Nach  der  schon  um  1235  herrschenden  Verfassung  musste 
in  den  Territorien  die  Publikation  des  Reichsgesetzes  den 
Landesherren  überlassen  bleiben.  Da  mochte  denn  einem 
Landesherm    die    Veröffentlichung    in    der     ursprünglichen 

1)  Cf.  Capitula  Remedii  c.  12,  Mon.  Germ.  LL.  V,  p.  4^i4.  Im 
Uebrigen  Stobbe,  Gesch.  d.  d.  Rechts<iuellen  II,  S.  223  f.;  O.  Stobbe, 
D.  Privatrecht  l\  S.  140 f. 
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¥onn,  in  welcher  der  Kaiser  selbst  ^setzend  und  gebietend" 
auftritt,  für  die  Verlesung  in  seinem  Gebiet  uugeeignet  er- 
scheinen. Er  liess  deshalb  dem  Texte  die  referirende  Form 
geben,  wie  sie  in  Text  I  vorliegt. 

Einen  noch  andern  ^eg  schlug  anscheinend  Heraog 
Friedrich  11.  von  Oesterreich  ein,  indem  er,  wie  Luschin 
Yon  Ebengreuth  verrauthet  und  wahrscheinlich  gemacht  hat, 
das  Mainzer  Reichsgesetz  zu  einem  Landesgesetz  umarbeiten 
iiess.  in  welchem  er  selbst  statt  des  Kaisers  gebot. ^)  Luschin 
geht  von  üebereinstimmungen  z-^ischen  der  älteren  Fassung 
des  österreichischen  Landrechts  imd  dem.  deutschen  Text 
des  Mainzer  Gesetzes  aus.  Doch  sei  nicht  dieses  die  un- 
mittelbare Vorlage  für  das  Landrecht,  sondern  eben  jene 
Bearbeitung.  Ich  glaube  nun  diese  Annahme  noch  durch 
weitere  Gründe  stützen  zu  können. 

Ottokars  österreichischer  Landfrieden  enthält  Stücke, 
welche  im  Ganzen  dem  deutschen  Texte  des  Mainzer  Land- 
friedens von  1235  entstammen  und  aus  diesem  auch  in  die 
erste  Fassung  des  österreichischen  Landreclits  mit  gewissen 
»ränderungen  übergegangen  sind.  Während  nun  die  An- 
jme.  dass  diese  Stucke  von  Ottokar  dem  Landrecht  ent- 
imen  seien,  dadurch  ausgeschlossen  wird,  dass  die  Fas- 
bn  Allgemeinen  unmittelbar  an  die  des  Mainzer  Gesetzes, 
cht  an  die  veränderte  des  Landreohts  sich  anschliesst,  so 
thält  sie  doch  einzelne  Abweichungen  namenthch  auch 
Ltze,  welche  das  Landrecht  an  den  entsprechenden  Stellen 
iehfalls  bietet.^) 

^)  N.  ^Vrchiv  XXY,  S.  556  flf.     -  *)  Das   österreichische  Landrecht 

Fassung  fahre  ich  au  nach  der  Ausgabe  von  Victor  Hasen 5 hrl. 

»rreichisches    Landesrecht   im  XIII.  und  XIV.  Jahrb.    Wien  1867, 

da  ich  gegen  die  neueste  Ausgabe  von  Dopach  und  v.  Schwind  in 

deren  Ausgewählten  Urkunden  zur  Verfiussungsgeschicbt«  der  deutsch- 

ÖsterreichiBchen  Erblstnde  (Innsbruck  1895)  erhebliche  Bedenken  nicht 

unterdrücken  kann.     Einen  entschiedenen  Eückschritt  gegenüber  der 

ftU«ren  Ausgabe  bietet  Art  63.    Es  wird  hier  nach  c.  3  dea  Mainzer 

Gesetzes  von  12?.5  Tom  Bruch  des  Handfriedens  (treuga  manualis)  ge- 

l^padelt  und  richtig  bietet  Hasenöhrl  'hanntfrid*  und  führt  als  Variante 

l^p  je  «wei  Handschriflen  die  Corruptel  'lantfirid',  resp.  Haudfrid'  an. 

I^Be  neue  .Ausgabe  nimmt  von  der  richtigen  Lesart  gar  keine  Notiz 
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Ottokars  c.  3  entspricht  im  Uebrigen  genau  dem  c.  3  des 
Mainzer  Gesetzes,  setzt  aber  statt  'mit  zwein  andern  sentbaren 
mannen'  vielmehr  'mit  zwaein  unbesprochen  manne*.  Auch 
der  sonst  in  Einzelheiten  von  beiden  Texten  abweichende 
Art.  63  des  Landrechts  hat:  'mit  zv^ain  un versprochen 
mannen.'' 

Zwei  noch  markantere  Stellen  enthält  c.  9  des  Otto- 
karischen Friedens,  welches  c.  2  des  Mainzer  Landfriedens 
wiedergiebt  aber  diesem  gegenüber  zwei  Zusätze  enthält. 
Hinter  'niemans  schonen  wellen  enthält  es  den  Satz:  'Wan 
swer  sin  vogtay  seiberaubet,  die  erbillich  scher- 
men  sol,  der  hat  billich  die  vogtay  verlorn'. 

Gegen  Ende  des  Kapitels  aber,  wo  das  Mainzer  Gesetz 
sagt:  'und  suln  diu  zwei  teile  dem  goteshuse  werden,  und 
dem  vogite  daz  dritte  teil',  heisst  es  bei  Ottokar:  'und  suln 
diu  zwei  taeil  dem  goteshuse  werden,  des  daz  urljer  ist, 
dem  vogt  daz  drittaeil'. 

Beide  Zusätze  enthält  auch  das  Landrecht,  ersteren  in 
Art.  60:  'wann  wer  sein  vogtai  selb  beraubet,  die  er 
pilleich  schermen  solt,  der  hat  die  mit  recht  ver- 
loren', den  andern  in  Art.  61:  'und  daz  dem  gotshaus,  des 
das  urbar  ist,  die  zwai  tail  werdent  und  dem  vogt  das 
drittair. 

Da  diese  Aenderungen  und  Zusätze  gegenüber  dem 
Mainzer  Urtexte  von  Ottokar  nicht  aus  dem  Landrecht  ent- 
nommen sein  können,  so  müssen  Ottokar  und  der  Verfasser 
des  Landrechts  sie  einer  beiden  gemeinsamen  Vorlage  ent- 
nommen haben.  Diese  kann  dann  wohl  nur  jener  ältere 
von  Luschin  von  Ebengreuth  vermuthete  österreichische 
Landfrieden  Friedrichs  II.  vom  Jahre  1235  oder  1236  ge- 
wesen sein. 


Zweifel,  dass  diese  wirklich  in  allen  Handschriften  steht.  Aber  selbst 
wenn  das  der  Fall  wäre,  hätte  'handfrid'  als  nothwendige  Emendation 
aus  der  früheren  Ausgabe  eingesetzt  werden  müssen.  Mit  'landfrid' 
ist  der  Text  sinnlos.  Blosse  Druckfehler  liegen  nicht  vor,  denn  auch 
im  Sachregister  sind  die  vom  Handfrieden  handelnden  Stellen  in  den 
vom  Landfrieden  handelnden  untergegangen.  Das  richtige  'hantvrido' 
hat  auch  Ottokars  Landitieden. 
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n. 

Pfalbürger.^) 

Das  "Wort  Pfalbürger  begegnet  uns  zuerst  in  dem  Ge- 
setze, welches  Konig  Heinrich  (Vll)  zu  Worms  am  1.  Mai 
1231  zu  Gtinsteu  der  Fürsten  erliess.  Der  König  ordnet  an, 
dass  die  Bürger,  welche  Pfalbürger  genannt  werden,  gänz- 
lich abgeschafft  werden  sollen.  Const.  in  fav.  princ.  §  10, 
Mon.  Germ.  Const.  ü,  p.  419:  'Cives,  qui  phalburgere  di- 
cuntur  penitus  deponantur'.  Fast  wörtlich  wiederholte  dieses 
Verbot  der  Pfalbürger  Kaiser  Friedrich  11 ,  als  er  ein  Jahr 


')  Als  dieser  AnfsatE  bereits  niedergeschrieben  war,  erschien  die 
TOrtreff liehe  Abhandlung  ,Die  Pfalbürger"  von  Max  Georg  Schmidt 
in  Steinhausens  Zeitschrift  für  Kulturgeschichte  IX  (1902)  S.  241-321. 
Schmidt  hat  sich  seine  Aufgabe  weiter  gestellt  als  ich,  der  ich  nur 
auf  die  Begiiffsbestimmung  ausging,  ist  aber,  wie  wir  schon  Ende 
vorigen  Jahres  durch  einen  Briefwechsel  feststellten,  in  dieser  Hinsicht 
zu  dem  gleichen  Ergebniss  gelangt  wie  ich.  Ich  glaube  trotzdem  die 
folgenden  Ausfahrungen  nicht  unterdrücken  zu  sollen,  und  zwar  nicht 
nur,  weil  ich  doch  noch  im  Einzelnen  Schmidts  Aasführungeji  ergänzen 
kann  und  das,  worauf  es  mir  besonders  ankommt,  wohl  noch  schäxfer 
hervorgehoben  habe,  sondern  auch  deshalb,  weil  dieser  Aufsatz  die 
Freunden  und  Schülern  längst  angekündigte  Zusammenfassung  dessen 
enthält,  was  ich  seit  langen  Jahren  in  Colleg  und  Seminar  über  die 
Pfalbürger  vorgetragen  habe.  Vorher  waren  über  zweihundert  Jahre 
verstrichen,  seitdem  zuletzt  etwas  Brauchbares  über  das  Thema  er- 
schienen war.  Dieses  ist  enthalten  in  des  Strassburgers  Jakob  We n  c ke r  s 
Schriften  über  Pfalbürger  und  Ausbürger.  Sie  liegen  mir  vor  in  der 
Gesammtausgabe:  lacobi  Wenckeri  Argent.  Dissertatio  de  Pfalburgeris 
....  Accesserunt  disquisitiones  de  üssburgeris  et  Glevenburgeris. 
Argent.  1698.  4*.  Wencker  schöpft«  aus  den  reichen  Stra-ssburger  Ur- 
kundensch ätzen  und  hat  viele  wichtige  Stücke  daraus  mitgetheilt,  von 
denen  leider  eine  grosse  Zahl  verloren  gegangen  ist;  so  dass  wir  für 
sie  allein  auf  Wenckers  Drucke  angewiesen  sind.  Deren  Fehler  sind 
leider  nicht  immer  durch  so  einfache  Emendatiouen  zu  beseitigen  wie 
im  folgenden  Falle.  In  der  Continuatio  des  Berichts  von  den  Auss- 
burgern  S.  50  heiüst  es  in  einer  Klage  wegen  der  Strassburger  Pfalbürger: 
»die  sitzend  husslich  und  hebelich  in  dem  Gerichte  zu  Appenwiler  .  .  . 
sy  slahent  ir  Küwe  und  Swin,  faren  viir  den  gemeinen  Hirten,  sy  ge- 
niessent  Wasser,  Weide"  u.  s.  w.  Schmidt  hat  die  Stelle  unverändert 
S.  272  abgedruckt.  Da  aber  die  Pfalbürger  doch  nicht  selbst  ^vor  den 
Hirten  fuhren*,  d.  h.  ausgetrieben  wurden,  ist  natürlich  zu  emen<Üren 
,8y  lasse at  ir  Küwe  und  Swin  faren  vur  den  gemeinen  Hirten**. 
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später  das  Gesetz  seines  Soiines  erneuerte  und  erweiterte, 
a.  O,  p.  212  (§  10):  *Cive8,  qui  phalburgere  dicuntur,  penitus 
eiciantur'.  Nochmals  wiederholte  der  Kaiser  das  Yerbot 
unter  ausdrüQklicher  Erstreckung  auf  alle  Städte,  königliche 
wie  landesherrliche,  in  dem  Mainzer  Reichslandtrieden  von 
1235,  Conat.  pacis  Mog.  §  13,  a.  O.  p.  244:  Trecipimus,  ut 
phalburgtiri  in  omriibus  civitatibus,  tarn  in  nofitris.  quam  in 
aliorum  cessent  et  removeantur  omnino  .  In  dem  aus  der 
üeberlieferung  zu  erscbliessenden  ursprünglichen  deutschen 
Texte  lautete  das  Verbot:  ^Vir  setzen  und  gebieten  daz 
man  die  phalburger  allenthalben  lazze.  "Wir  wollen,  daz  si 
niemant  halte  und  wollen  ouch  in  unsen  steten  deheinen 
haben*.  Durch  zweihundert  Jahre  ist  das  Verbot  der  Pfal- 
bürger  in  den  Reichsgesetzen  oft  wiederholt.  Der  Kampf 
um  die  Pfalbürger  steht  im  Mittelpunkte  des  jene  Zeiten 
erfüllenden  Streites  zwischen  Fürsten  und  Städten.  Mit  dem 
Siege  des  Fürstenthums  verschwindet  das  Wort  aus  den  Reichs- 
gesetzen und  den  Verhandlungen  der  Reichsstände ;  es  lebt 
nur  vereinzelt  fort  in  verblasster  und  veränderter  Bedeutung. 

Es  soll  hier  nun  keine  Geschichte  des  "Wortes  und  seines 
Begriffes  gegeben  werden,  sondern  nur  versucht  werden  die 
zum  Theil  recht  wunderlichen  Ansichten,  welche  bis  heute 
über  den  Ursprung  des  Wortes  und  seine  ursprüngliche  Be- 
deutung herrschen  zu  berichtigen. 

R.  Schröder  handelt  in  seinem  Lehrbuche  der  deutschen 
Rcchtsgeschichte  (3.  A.)  8.  628  f.  von  den  Pfalbürgern  in 
einem  kurzen  Satze:  „Ein  beliebtes  von  der  Reichsgesetz- 
gebung drei  Jahrhunderte  hindurch  ohne  Erfolg  bekämpftes 
Mittel  die  Wehrkraft  der  Städte  zu  erhohen,  war  die  Er- 
theilung  des  Bürgerrechts  an  Auswärtige,  namentlich  Ritter, 
aber  auch  andere  Personen,  selbst  EHöster  und  ganze  Dorf- 
gemeinden, die,  weil  sie  ausserhalb  des  Weichbildes  sassen, 
Ausbürger  oder  Pfalbürger  genannt  wurden." 

Der  Begriff  der  Pfalbüiger  ist  hier,  wenn  wir  von  der 
nicht  allgemeinen  Differenzirung  zwischen  Pfalbürgern  und 
Ausbürgern  absehen'),  etwas  einseitig,  aber  nicht  unrichtig 

')  lieber  den  Unterschied  zwischen  Plalbüi-geni  und  Ausbürgern, 
•wie  er  lokal  und  in  der  Reichsgosetzgebnng  violtkch  hervortritt,  hat 
Schmidt  a.a.O.  S.  2^1   eingehend  und  überzeugend  gehandelt.    Die 
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gefasst,  eine  Erklärung  dieses  Wortes  aber  nicht  gegeben, 
sondern  nur  eine  solche  des  Wortes  Ausbürger.  In  einer 
Anmerkung  bezieht  der  A'erfaeser  eich  auf  Maurer,  Stldte- 
ver£aß8ung  II,  S.  241  ff.  und  fügt  hinzu:  ^üeber  eine  andere 
Bedeutung  des  Wortes  Pfalbürger' ( =  Vorstädter)  ebd.  S.  75'*. 

Diese  Bedeutung  „Vorstädter"  soll  nun  aber  nach  Maurer 
die  eigentliche,  ursprüngliche  sein;  uad  das  ist  nicht  eine 
erst  von  Maurer  aufgebrachte,  sondern  schon  lange  ror  ihm 
herrschende  Annahme,  welche  u.  A.  schon  yon  Olenschlager, 
Haltaus,  in  neuerer  Zeit  von  Löher  und  Franklin  ^)  Tertreten 
wurde.  Soweit  diese  Autoren  überhaupt  den  üebergang  der 
Bezeichnung  von  den  Vorstädtern  auf  die  Ausbürger  zu  er- 
klaren suchen,  nehmen  sie  an,  dass  die  Ausbürger  zum  Spott 
Imit  dem  eigentlich  für  die  Vorstädter  geschaffenen  Namen 
belegt  wurden,  weil  sie  wie  jene  keine  echten  Bürger  waren, 
die  es  nur  innerhalb  der  Stadtmauern  gab. 

Wie  steht  es  aber  mit  der  Annahme,  dass  Pftübtirger 
ursprünglich  den  Vorstädter  bezeichnet  habe?  Maurer  ver- 
mag kein  anderes  Beweisraaterial  beizubringen,  als  das, 
welches  schon  Haltaus  in  seinem  Glossarium  col.  1464  bot: 
Sächsische  Polizei  -  Ordnungen  und  Statuten  des  XVIL  Jahr- 
hunderts und  eine  Stelle  aus  Göttinger  Statuten  des  XIV.  Jahr- 
hunderts. Diese  letztere  Quelle  ist  aber  aua  dem  Beweis- 
material für  jene  angebliche  Bedeutung  gäozlich  aiiszu- 
scheiden.  Sie  steht,  richtig  erklärt,  völlig  im  Einklang  mit 
allen  übrigen  älteren  Quellen,  welche  in  den  Pfalbürgem 
alles  andere  eher  als  Vorstadter  erkennen  lassen.  Ob  das  Wort, 
wie  es  allerdings  den  Anschein  hat,  im  X^^I.  Jahrhundert 
in  Sachsen  für  Vorstädter  gebraucht  worden  und  wie  es  da- 
zu gekommen  ist,  bedarf  noch  der  Untersuchung.  Aus  Zeug- 
nissen des  XVII.  Jahrhunderts  aber  die  frühere  ursprüng- 
liche Bedeutung  des  Wortes  abzuleiten,  dagegen  in  der  durch 
die  Quellen  des  XIII.,  XIV.  und  XV.  Jahrhimderts  unzweifel- 


Plalbürger  bilden  die  verbotene  Groppe  der  Ausbürger.    Es  sind  hörige 

lO^er  unfreie  dienst-  und  bedepflichtige  Unterthanen  der  Grundherren. 

.Die  erlaubten  .AuBbtlrger'  gehören  dagegen  dem  Adel,  der  Geistlich- 
►  kfit  und  dem  Freienstande  an. 
;j         ')  0.  Franklin.  Observatione»  ad  articulo«  quosdam  constitationis 

Ipeea  a.  1235  (Berliner  Diss.  1852)  p.  23  sqq.,  wo  auch  Eitere  Litteratur. 
■\ 
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haft  bezeugten  Bedeutung,  nach  welcher  die  Vorstädter 
gradezu  von  dem  Begriffe  ausgeschlossen  waren,  aber  die 
spätere,  abgeleitete  Bedeutung  zu  erkennen,  wäre  doch  eine 
methodische  Ungeheuerlichkeit. 

Es  mag  also  zunächst  die  Bedeutung  der  Stelle  in  den 
Göttinger  Statuten  hier  erörtert  und  dann  auf  Grund  der 
Quellen  vom  XIII.  bis  XV.  Jahrhundert  die  gleichmässige 
allein  nachweisbare  Bedeutung  des  Wortes  Pfalbürger  fest- 
gestellt werden. 

Die  angezogene  Stelle  der  Göttinger  Statuten,  bei  Pufen- 
dorf,  Observationes  Iuris  III,  App.  p.  209  lautet:  'Ok  is  old 
rad  und  nighe  overeyn  komen,  dat  se  vor  unse  borgere  de 
hir  inne  sittet,  de  hir  schotet  und  plicht  dot,  wilt  bidden 
imd  arbeyden,  wor  en  des  nod  is,  med  boden  und  med  breven, 
imd  vor  de  palborgere,  de  up  der  borde  wonet,  wilt  bidden 
med  breven  unde  med  boden  by  erer  kost  und  eventure'. 

Der  Rath  hat  also  beschlossen,  in  Angelegenheiten  der 
in  der  Stadt  wohnenden  und    der  Stadt  Lasten   tragenden 
Bürger  schriftlich  und  durch  Gesandtschaften  ohne  Weiteres 
einzutreten,  für  die  Pfalbürger  aber  nur  auf  deren  Kosten 
und  Gefahr.    Diese  Pfalbürger  sollen  nun  deshalb  Vorstädter 
sein,   weil   von  ihnen  gesagt  wird,    dass  sie  'up  de  borde 
wonet*,  und  man  unter  'borde',   den  die  Stadt  umgebenden 
Band,  die  unmittelbarste  Umgebung  der  Stadt  verstand,  und 
diese  Bürger,  wie  Haltaus  es  ausdrückt,  als  in  margine  et  sub-i 
urbio  habitantes  ansah.    Das  Wort  borde  oder  börde  bedeutet 
aber  hier,   wie  anderwärts,  das  Land,   die  Landschaft,  das 
flache  Land  im  Gegensatze  zur  Stadt.     Soester  Börde  wird; 
noch  heute  die  weite  Landschaft  bei  Soest,  fast  von  Lipp- 
stadt  bis  Hamm    reichend,    genannt,    keineswegs   aber    de 
engere  Umkreis  der  Stadt.     Ursprünglich   scheint  das  Wor 
den  Gerichtsbezirk  zu  bedeuten.    Vgl.  Schiller  und  Lübben 
Mittelniederdeutsches  Wörterbuch  H,  p,  390  sq.  s.  v.  borde 
und  Kluge,  Etymol.  Wörterb.  d.  deutsch.  Sprache  s.  v.  Borde 
An  Vorstädter  zu  denken  giebt  also  der  Ausdrück  borde  i 
dem   Göttinger  Statut  keinen  Anlass.     Die  Pfalbürger,  'd 
up  der  borde  wonet*,  sind  die  draussen  auf  dem  Lande,  nicl 
in  der  Stadt  selbst  wohnenden  Bürger,  also  Ausbürger.  Vo 
Städter  ausserhalb  der  Stadtmauern,  gab  es  bei  den  deutsch  ( 
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Städten  des  Mittelalters  wohl  nur  in  sehr  beschränktem 
Mafse.  Soweit  sie  selbständige  Gemeinden  bildeten,  die 
als  Neustadt  neben  die  Altstadt  traten,  waren  ihre  Mitglieder 
überhaupt  nicht  Bürger  der  Altstadt,  die  regelmäfsig  diesen 
neuen  Bildungen  eifersüchtig  und  feindlich  gegenüberstand. 
"Was  aber  ausserhalb  solcher  geschlossener  Vorstädte  in 
einzelnen  Häusern  vor  den  Thoren  und  ausserhalb  der 
schützenden  Mauern  wohnte,  war  sicher  meist  ärmliches 
Volk,  Leute,  welche  kaum  das  Bürgerrecht,  und  am  wenig- 
sten ein  durch  Steuerfreiheit  privilegirtes  Bürgerrecht,  wie 
die  Göttinger  Pfalbürger,  erhalten  haben  dürften.  Ein  Be- 
schlusa  des  Rathes  für  die  Pfalbürger  auf  deren  Kosten 
und  Gefahr  durch  Gesandtschaften  und  Schriftwechsel  ein- 
zutreten, passt  sicher  besser  auf  wohlhabende  Ausbürger  als 
auf  Leute,  die  draussen  vor  den  Thoren  wohnen. 

Damit  fällt  das  einzige  bisher  beigebrachte  Zeugniss  für 
die  Anwendimg  des  Wortes  Pfalbürger  im  Sinne  von  Vor- 
städter vor  dem  XVII.  Jahrhundert  fort. 

Sehen  wir  uns  aber  die  Quellen  des  XTTT.  und  XIV.  Jahr- 
hunderts an,  so  geben  diese  nicht  nur  keinerlei  Anhalt  für 
jene  angeblich  ursprüngliche  Bedeutung  des  Wortes,  sondern 
schliessen  durch  das,  was  sie  über  die  Pfalbürger  sagen, 
die  Möglichkeit  aus,  dass  Vorstädter  dabei  überhaupt  in 
Betracht  kommen  könnten. 

Die  ältesten  Quellen,  die  angeführten  Gesetze  Friedrichs  11. 
imd  König  Heinrichs  enthalten  keine  weitere  Erklärung  des 
Wortes,  dessen  Bedeutimg  als  bekannt  vorausgesetzt  wird. 
Bei  der  Tendenz  der  Gesetze  aber,  welche  die  Macht  der 
Städte  gegenüber  den  Fürsten  beschränken  soUten,  kann 
man  hier  an  Vorstädter  nicht  denken.  Welches  Interesse 
itten  die  Fürsten  daran  gehabt,  den  Städten  zu  verbieten, 

jer  unmittelbar  vor  ihren  Thoren,  ausserhalb  der  Mauern 
Eusiedeln?  Die  Aufnahme  fremder  Unterthanen  in  die 
idt  selbst  war  den  benachbarten  Fürsten  und  Herren  doch 
i\  weitem  unbequemer. 

Ganz  deutlich  aber  sprechen  die  Akten  des  rheinischen 

mdes  von  1254    und  1255  aus,  welchen  Begriff  man   mit 

Worte   Pfalbürger   verband.     Der  Verzicht    auf  Pfal- 

rger  war  sicher  wohl  eine  der  Konzessionen,  welche  die 
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Städte  den  Fürsten  und  Herren  machen  muesten,  um  sie  für 
die  Theünahmo  am  Bunde  zu  gewinnen. 

In  den  Wormser  Beschlüssen  vom  6.  Oktober  1254  heisst 
es  §  14  (Mon.  Germ.  Const.  H,  p.  583):  'Item  inhibemus,  quod 
nulla  civitatiim  sibi  aasumat  cives  non  residentes,  qui  vulgo 
appellantur  palebujger\  Als  Pfalbürger  bezeichnete  man 
also  „cives  non  residentes'*.  Leute,  welche  das  Bürgerrecht 
besassen,  ohne  aber  thatsächlich  in  der  Stadt  als  Bürger  zu 
wohnen.  Könnte  man  schon  bei  dieser  kurzen  aber  treffen- 
den Erklärung  des  Begriffs  nicht  an  Vorstädter  denken ,  so 
ist  das  noch  >iel  weniger  möglich  bei  der  Wiederhohing  des 
Tcrbots  im  folgenden  Jahre  zu  Mainz,  welches  in  §  2  der 
Beschlüsse  aufgezeichnet  ist:  'Item  deposuimua  ibidem  cives, 
qui  dicuntur  palburger  (al.  balburger)  totaliter  et  de  pleno, 
ita  quod  de  oetero  nuUa  civitatum  tales  habeat  vel  recipiat\ 
Und  darauf  folgt  dann  eine  Erklärung  der  Residenzpflicht, 
welche  jeder  bereits  aufgenommene  oder  noch  aufzunehmende 
Bürger  erfüllen  soll:  'Uli  vero,  quos  recepimus  vel  reoepturi 
sumus,  residebunt  nobiscum  una  cum  uxoribus  et  familia 
ipsorum  cottidie  per  totum  annum,  excepto  tamen,  quod 
temporibuB  messium  exibunt  una  cum  uxoribus  suis  ad  rus 
pro  oolligenda  annoua  in  vigilia  Sancte  Margarete^),  et  non 
revertentur  usque  in  diem  Laurentii'),  ita  tamen,  quod  medio 
tempore  reliaquant  in  domibus  famüiam  competentem;  neque 
carebunt  domus  eorum  igne  et  fiimo  et  erunt  aperte  secun- 
dum  consuetudinem  domorum,  que  inhabitantur.  Item  tem- 
pore autumpnali  in  die  sancti  Mauritü^)  poterunt  exire  ad 
ms  similiter  per  trea  septüuanas  vinum  suum  oongregando 
domibus  eorum,  sicut  est  prehabitum,  procuratis\ 

Die  Residenzpfiioht,  welche  hier  gefordert  wird,  ist  nun 
offenbar  grade  auf  diejenigen  zugeschnitten,  welche  bisher 
als  Pfalbürger  bezeichnet  wurden,  auf  die  Ausbürger;  nicht 
auf  die  eigentliehen  Bürger,  die  Kaufleute  und  Handwerker. 
Ihnen  brauchte  man  nicht  vorzuschreiben,  dass  sie  dauernd 
in  der  Stadt  wohnen  sollten.  Die  Bestimmung  ist  auf  solche 
berechnet,  welche  auswärts  Grundbesitz  hatten  und  bisher, 
auch  weiin   sie  das  Bürgerrecht   gewannen,    dort   dauernd 

')  13.  Juli.  —  *)  10.  August.  —  »)  22.  September. 
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wohnen  blieben;  eben  als  „Pfalbürger'*'.  Jetzt  werden  die 
Pfalbüj^er  verboten :  die  bisberigen  Pfalbürger  wie  alle 
künftig  ans  den  Kreisen  der  ländlichen  Besitzer  als  Bürger 
Anfzanehmenden  müssen  mit  "Weib  und  Hausgesinde  in  die 
Stadt  ziehen,  dürfen  nur  vier  Wochen  zur  Ernte  und  drei 
Wochen  zur  Weinlese  auf  ihre  Güter  hinausziehen  und  müssen 
selbst  während  dieser  Zeit  in  ihrem  Stadthause  genügendes 
G-esinde  zurücklassen  und  eine  Feuerstelle  unterhalten.  Wer 
diese  Bedingungen  nicht  erfiillt,  kann  nichfc  Bürger  sein.  Er 
fällt  unter  die  Kategorie  der  verbotenen  Pfalbürger.  Vor- 
stadter aber  können  es  keinesfalls  gewesen  sein,  gegen  die 
sokshe  Bestimmungen  getroffen  wurden. 

Die  zur  Ernte  und  Weinlese  Hinausziehenden,  sonst  aber 

in  der  Stadt  Wohnenden  sind  nach   den  Bundesbeschlüssen 

gewissermafsen    gesetzlich    erlaubte    Pfalbürger.      Und    so 

bezeichnet    eine    Frankfurter    Stadtrechtssatzung    von    1297 

(Böhmer,  Cod.  dipl.  Moeno-Francofurc.  p.  304  sqq.)  Ausbürger 

mit  einer  gewissen  Residenzpflicht  geradezu  als  Pfalbürger. 

Die  Konige  Rudolf  und  Adolf  hatten  das  reichsgesetzliche 

""erbot    der   Pfalbürger    theils    gesondert,    theils    mit    den 

►rigen  Bestimmungen  des  Mainzer  Landfriedens  von  1235 

iederholt     Pfalbürger  in   dem  Sinne   dieser  Reichsgesetze 

Iren  also   auch    1297   keineswegs   gestattet.     Die  Bürger, 

!he  damals  Schultheiss,   Schöffen,  Rath  und  Gemeinde 

Reichsstadt  Frankfurt  amtiich   als  Pfalbürger   bezeich- 

sind    eben   keine    cives  non  residentes,   sondern  cives 

identes,   wenn  auch  ihre  Residenzpflicht  viel  weiter  ein- 

skränkt   ist   als    nach   den   Beschlüssen   des  Rheinischen 

ides.     Nur  während  der   eigentlichen  W^intennonate  vom 

November  bis  22.  Februar  mussten   diese  Pfalbürger  in 

Stadt  ihren  Wohnsitz  und  Haushalt  haben :  c.  20 :  *Item 

res,  qui  dicnntur  palburgere,  in  die  beati  Martini  debent 

ire  cum  suis  uxoribus  et  familia  civitatem  et  in  ea  cum 

)rio  igne  residenciam  facere  usque  ad  Cathedram  S.  Petri, 

tunc  licitum  erit  eis  exire  cum  sua  familia,  si  plaeet.' 

Dieselben  Pfalbürger  sollen  nach   c.  22    an  den  hohen 

m   demjenigen  Pfarrer,    in   dessen   Parochie    sie   ihren 

iönlichen  Wohnsitz  haben,  die  üblichen  Opfer  darbringen: 

ique  faciunt  residenciam  personalem,  ibi  tenentur  iDi 
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plebano,  que  tunc  ipsis  preest  in  suis  festis  summis  oiferre 
oblationes  debitas  et  consuetas'.*)  Nach  c.  26  sollen  die 
Pfalbürger  von  ausserordentlichen  Steuern,  wie  Notbeden 
und  Heersteuern,  frei  bleiben.  Da  die  ordentliche  Bede 
nicht  erwähnt  wird,  müssen  wir  schliessen,  dass  sie  diese 
wie  alle  regelmäfsigen  Lasten  mit  zu  tragen  hatten.  Diese 
ausführlichen  Bestimmungen  gestatten  nun  wieder  auf  keinen 
Fall,  bei  den  Pfalbürgern  an  Vorstädter  zu  denken.  Auch 
ein  Privileg  Heinrichs  VH.  für  den  Bischof  von  Strassburg 
vom  28.  November  1308*)  stellt  die  Pfalbürger  in  Gegensatz 
zu  den  residentiam  facientes:  'cives  seu  burgenses,  qui  pfal- 
bürger vulgariter  nuncupantur  .  .  .  receptio  talium  non  valeat, 
nee  sie  reeepti  pro  illorum  .  .  .  civibus  vel  burgensibus  habe- 
antur;  nisi  in  eisdem  locis,  sicut  veri  eives  seu  burgenses 
faeere  solent  et  debent,  residentiam  et  continuam  faciant 
mansionem. 

Mit  einer  Deutlichkeit,  die  nichts  zu  wünschen  lässt  und 
jeden  Gedanken  an  Vorstädter  ausschUesst,  charakteriairt 
daim  die  goldene  Bulle  Kaiser  Karls  IV.  von  1356  die  Pfal- 
bürger als  Ausbürger,  die  in  landesherrlichen  Territorien 
oder  etwa  in  anderen  Städten  wohnen,  in  dem  bekannten 
Kapitel  16. 

Der  Gesetzgeber  eröffnet  das  Kapitel  mit  der  Bemer- 
kung, dass  oft  Klage  geführt  werde  darüber,  dass  Bürger 
und  Unterthanen  von  Fürsten  und  Herren  im  Bestreben,  das 
Joch  angeborener  Unterthänigkeit  abzuwerfen,  sich  von  frem- 
den Städten  als  Bürger  aufnehmen  lassen  und  dann  behaupten, 
durch  die  Freiheiten  und  Privilegien  dieser  Städte  gegen 
ihre  Landesherren  geschützt  zu  sein,  ohne  aber  ihren  bis- 
herigen persönlichen  Wohnsitz  in  deren  Landen,  Städten 
oder  Dörfern  aufizugeben.  Solche  nenne  man  in  Deutschland 
Pfalbürger:  *.  .  .  nonnulli  cives  et  subditi  principum,  baro- 
num  et  aliorum  hominum  ...  in  aliarum  civitatum  cives 
recipi  se  procurant  ...  et  nichilominus  in  priorum  domi- 
norum  .  .  .  terris,    civitatibus,    opidis   et  villis  corporaliter 

')  An  einen  besonderen  plebanus  der  Pfalbürger  ist  natürlich  nicht 
KU  denken.  —  *)  Schöpfliu,  Alsatia  dipl.  II,  p.  88.    Auf  diese  Stelle    ^ 
bin  ich  erst  durch  Schmidts  Abhandlung,  wo  sie  aber  nicht  genau 
wiedergegeben  ist,  aufmerksam  geworden. 
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residentes  civitatum,  ad  qua«  hoc  modo  se  transferant,  liber- 
tatibus  gaudere  et  ab  eis  defensari  contendunt,  qui  in  parti- 
bu8  Alamannie  pfalburgerii  consuevemnt  vulgariter  appellari.' 

Es  wird,  um  solchen  Betrug  ferner  unmöglich  zu  machen, 
bestimmt,  dass  solche  Personen  die  Rechte  und  Freiheiten 
der  Stadt,  deren  Bürgerrecht  sie  erworben  haben,  künftig 
nicht  mehr  gemessen  sollen,  wenn  sie  nicht  in  die  Stadt 
ziehen,  dort  dauernd  ihren  wirklichen  "Wohnsitz  nehmen  und 
die  städtischen  Lasten  mit  tragen:  *nisi  ad  huiusmodi  civi- 
tates  corporaliter  et  realiter  transeuntes  ibique  larem  foventes 
et  continue  et  vere  ae  non  ficte  residentiam  facientes  debita 
onera  et  municipalia  subeant  munera  in  eisdem'. 

Die  Bestimmung  des  Begriffs  der  Pfalbürger  ist  von 
einer  Deutlichkeit,  die  keinen  Zweifel  läsat:  Pfalbürger  sind 
ünterthanen  von  Fürsten  und  Herren,  welche  das  Bürger- 
recht einer  Stadt  erwerben,  aber  an  ihrem  bisherigen  Wohn- 
sitz im  herrschaftlichen  Territorium  verbleiben  und  nur  die 
Freiheiten  xmd  Rechte  dieser  Stadt  ihren  Herren  gegenüber 
in  Anspruch  nehmen,  um  diesen  die  schuldigen  Leistungen 
zu  entziehen.  Es  sind  'cives  non  residentes'.  Sie  können 
in  landesherrlichen  Städten,  Dörfern  oder  Landen  wohnen; 
nur  als  Vorstädter  der  Stadt,  deren  Bürgerrecht  sie  erworben 
haben,  sind  sie  nicht  zu  denken. 

Mit  diesen  ältesten  und  wichtigsten  Quellen  über  das 
Pfalbürgerthum  stimmen  alle  übrigen  mir  bekannt  gewor- 
denen Zeugnisse  der  älteren  Zeit  überein;  Pfalbürger  sind 
nach  all  diesen  Quellen  Ausbürger,  während  erst  aus  dem 
XVn.  Jahrhundert  Zeugnisse  für  die  Bedeutung,  Vorstädter 
beizubringen  sind. 

Dieser  Sachlage  gegenüber  ist  es  nun  nicht  mehr  mög- 
lich mit  Maurer  und  den  Aelteren  anzunehmen,  dass  die 
ursprüngliche  Bedeutung  Yorstädter  gewesen  sei  imd  das 
Wort  erst  später  die  Bedeutung  Ausbürger  angenommen 
habe.  Wir  dürfen  vielmehr  nur  sagen :  die  älteste  seit  dem 
Xni.  Jalirhundert  allein  bezeugte  Bedeutimg  ist  Ausbürger, 
und  erst  400  Jahre  später  kommt  dasselbe  Wort  vielleicht 
auch  in  jener  anderen  Bedeutung  vor. 

Jene  ältere  Annahme  ist  nun  zweifellos  nur  auf  die 
Etymologie  begründet.    Seit  dem  XVIH.  Jahrhundert  brachte 
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inaa  das  Wort  mit  den.  Pfälen  der  Stadtbefestigimg  oder 
Stadtgrenzen  zusammen.  Haltaus  hat  in  seinem  Glossa- 
rium Germanicum  diese  Etymologie  vertreten  und  für  lange 
Zeit  zu  Eliren  gebracht.  Er  erklärt  dort  die  PfalbÜrger 
für  burgarii  ad  palos  civitatis  sedentes.  Er  führt  zur  Be- 
gründung eine  Reihe  von  Quellenstellen  an,  welche  theils 
von  den  Ptalen  der  Stadt,  aber  nicht  von  Pfalbürgern 
handeln,  theils  von  diesen,  dann  aber  nichts  für  die  Be- 
ziehung zu  den  Pfälen  ergeben.  Der  Erfindet  dieser  Etymo- 
logie ist  aber  Haltaiis  nicht,  sondern  wohl  S"chilter,  auf  den 
er  sich  beruft. 

Auch  abgesehen  von  der  gänzlich  mangelnden  Begrün- 
dung in  den  Quellen,  ist  diese  Erklärung  überaus  gezwungen 
und  wunderlich.  Es  wäre  allenfalls  noch  verständlich  ge- 
wesen, wenn  man  im  Gegensatze  zu  den  eigentlichen  inner- 
halb der  Mauern  wohnenden  Bürgern,  die  ausserhalb  der 
Mauer,  aber  innerhalb  der  angenommenen  „Pfalhecken" 
Wohnenden  als  PfalbÜrger  bezeichnet  hätte.  Da  aber  kein 
oder  doch  kein  irgendwie  beträchtlicher  Raum  för  Ansied- 
lungen  zwischen  Mauer  und  Pfälen  vorhanden  gewesen  sein 
kann,  so  erklärt  man  PfalbÜrger  als  die,  welche  ausserhalb 
der  Pfäle,  an  den  Pfölen  wohnten.  So  sagt  Maurer:  „man 
nannte  sie  Pfahlbürger,  weil  sie  ausserhalb  den  Pfählen,  aber 
doch  dicht  bei  denselben  wohnten"  (a.  O.  II,  S,  75)  und  an 
einer  anderen  Steile:  „man  verstand  unter  einem  Pfahlbürger 
einen  Bürger,  der  vor  den  Stadtpfahlen,  also  in  der  Vorstadt 
wohnte«  (H,  S.  241).  Auch  Schiller  und  Lübben  m,  p.  293, 
erklären  pälborger  als  „Schutzbürger,  der  ausserhalb  der 
Pfahle  und  der  Mauern  einer  Stadt  wohnen  darf.  Zumal 
in  dieser  Formulirung  nimmt  sich  die  Erklärung  sehr  merk- 
würdig aus.  Sie  erinnert  an  lucus  a  non  lucendo,  da  sie 
fast  darauf  hinausläuft,  dass  PfalbÜrger  Bürger  sind,  welche 
nicht  iimerhalb  der  Pfale  wohnen. 

Mit  den  Stadtpfalen  kann,  wie  die  durch  Jahrhunderte 
allein  nachweisbare  Bedeutung  zeigt,  das  Wort  nichts  zu 
schaffen  haben.  Ehe  wir  aber  seine  Erklärung  versuchen, 
müssen  wir  die  ältesten  Formen  des  Wortes  feststellen. 

Die  älteste  Fundstelle  ist  die  Conatitutio  Heimichs  (VH) 
von.  1231.  Const.  H,  p.  419.      Von  den  drei  überlieferten 
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Originalausfertigongeu  hat  eine  pfalburgere,  zwei  haben 
phalbargere  (-are).  Yon  der  Erneuerung  des  Erlasses  durch 
Friedrich  IL  von  1232  liegen  ebenfalls  drei  Originale  vor, 
welche  mit  der  gesammten  übrigen  Ueberliefemng  des 
Stückes  phalburgere  bieten.  Der  Mainzer  Reiehslandfrieden 
von  1235  in  der  lateinischen  Fassung  liegt  leider  nur  in  Ab- 
schriften vor,  von  denen  aber  zwei  noch  dem  XIII.  Jahr- 
liundert  angehören.  Deren  eine  hat  phalburgari,  die  an- 
dere aber,  eine  Dortmunder  De  palburgariis  und  palburgari. 
Yon  den  deutschen  Texten  hat  der  älteste  der  drei  von 
Weiland  Constitutiones  II  abgedruckten  Texte  (I)  pfal- 
burger.  Ebendas  hat  auch  ^er  aus  später  Ueberlieferung 
bekannte  Text  11,  während  III  aus  dem  XIV.  Jahrhimdert 
phalburgere  hat.  Jedenfalls  älter  aber  als  IT  und  III  sind 
die  von  Rudolf  von  Habsburg  publizirten  Texte  des  Gesetzes, 
welche  in  Originalen  falborger,  palborgere  und  auch  phal- 
burger  haben.  Sehr  beachtenswerth  sind  die  Formen,  welche 
die  Akten  des  rheinischen  Bundes  bieten.  Die  Aufzeichnungen 
über  die  Beschlüsse  sind  in  zwei  etwa  gleichzeitigen  Ab- 
schriften enthalten.  In  den  Beschlüssen  des  Wormser  Tages 
von  1254  haben  beide:  paleburger,  dagegen  hat  in  den 
Mainzer  Beschlüssen,  von  1255  die  eine  Handschrift  palburger, 
die  andere  balburger.  Von  anderen  Akten  dieses  Bundes 
haben  ein  Mainzer  Original  palburgere  und  ebenso  ein 
anderes  jmi  in  Abschriften  überliefertes  Stück;  Const.  ü, 
p.  591.  593.  Die  Frankfurter  Rechtsweisung  von  1297  hat 
palburgere. 

ftIn  späterer  Zeit  herrscht  die  Form  mit  aspirirtem  An- 
t  pf  oder  ph  vor,  wofür  auch  einmal  in  einer  Prozessschrift 
1  Erzbischofö  von  Magdeburg  von  1432  valborger  steht,  da- 
neben aber  behauptet  sich  namentlich  in  Niederdeuisohland 
die  Form  mit  Tennis :  pal-  oder  paleburger.  Die  Formen  mit 
tf  pf,  und  ph  finden  sich  also  in  den  ältesten  Denkmälern. 
Etwa  20  Jahre  «päter  kommen  dann  die  Formen  mit  Tennis : 
le-,  pal-  imd  gleichzeitig  die  mediale  Form  balburger  vor. 
Die  eine  der  beiden  Hauptformen  des  Wortes,  die  mit 
)irirtem  Anlaut^  etwa  deshalb  für  ursprünglicher  zu  halten, 
sie  zwei  Jahrzehnte  früher  als  die  andere  mit  nicht 
pirirtem  Anlaut  vorkonmit,  liegt  natürlich  kein  Grund  vor. 

Zeitschrift  fiir  Bechugewbichte.    XXm.    Genn.  Abth.  7 
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Beide  sind  gleich  gut  beglaubigt  und  koramen  etwa  gleich- 
zeitig neben  einander  vor.  Ob  die  aspirirte  Form  aus  der 
nicht  aspii'irten  durch  Lautverschiebung  entstanden  sein  kann, 
wage  ich  nicht  zu  entscheiden.  Für  die  ursprüngliche  Form 
aber  möchte  ich  die  mit  b  oder  p  anlautende  halten,  da 
diese  auf  ein  altes  später  selten  gebrauchtes  und  oft  nicht 
mehr  verstandenes  Wort  zurückführt. 

Legen  wir  die  Formen  paleburger,  palburger,  balburger 
zu  Grunde,  so  bietet  sich,  da  die  Pfalbürger  als  die  nicht 
eigentlichen,  nicht  wirklichen,  nur  scheinbaren,  falschen 
Bürger  den  echten,  wirklichen  Bürgern  nach  der  Begriffs- 
bestimmung gegenüberstehen,  zur  Erklärung  des  ersten  Be- 
standtheiles  des  Wortes  ungezwungen  das  althochdeutsche 
balo,  palo,  in  Compositis  auch  bale-,  pale-,  bal-,  pal-  dar, 
welches  in  manchen  Zusammensetzungen  auch  im  Mittelhoch- 
und Mittelniederdeutschen  vorkommt  und  vereinzelt  noch  im 
heutigen  Deutsch  fortlebt.  Es  bedeutet  Schlechtigkeit,  Bos- 
heit, Tücke,  Verderben,  Falschheit,  Falsch.  Mit  letzterem 
Worte  deckt  es  sich  soweit,  dass  dieses  im  Neuhochdeutschen 
gelegentlich  gradezu  an  die  Stelle  von  balo  tritt.  Die  Worte 
im  Johannesevangelium  1,47:  'in  quo  dolus  non  est'  über- 
setzte der  Yerfasser  der  althochdeutschen  Bearbeitung  der 
Evangelrenharmonie  des  sog.  Tatian  im  YK..  Jahrhundert. 
*in   themo  balo   nist',   Luther:  'in  welchem  kein  falsch   ist'. 

Von  Compositis  führt  Graff  im  Althochdeutschen  Spiach- 
schatz  ni,  92  f.  auf  balorat,  der  falsche,  tückische  Rath, 
balotat,  die  schlechte,  falsche  That,  balomund,  der  falsche, 
ungetreue  Vormund,  der  kein  rechter  Vormund,  kein  Für- 
sorger und  Beschützer  ist.^)  Auch  mit  anlautendem  p 
kommen  diese  Worte  vor.  Ebenso  finden  sie  sich  im  Mittel- 
hochdeutschen, mid  im  heutigen  Deutsch  haben  wir  noch 
das  Wort  Ballast,  welches  wohl  als  unechte,  uneigentliche 
Ijadung  der  wirklichen  Ijadung  des  Schiffes  gegenübersteht. 

Diesen  Zusammensetzungen  reiht  sich  nun  palburger, 
balburger,  paleburger  auf  das  Beste  an.  Es  bezeichnet  den 
falschen,  unechten  Bürger  im  Gegensatze  zu  dem  wahren, 
echten  Bürger.'^) 

>)  Vgl.  Kraut,  Vormundschaft  I,  S.  397.  —  *)  Diese  Etymologie 
habe  ich,   wenn  auoli  unabhängige  von  früheren,  so   doch  nicht  zuerst 
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Wenn  eine  rein  linguistische  Ent Wickelung  der  aspirirten 
Form  aus  der  nicht  aspirirten  nicht  angenommen  werden 
kann,  so  dürfte  fiir  die  Entstehung  derselben  als  ausreichende 
Erklärung  dienen,  dass  ein  anderes  Wort  val  oder  fal  vor- 
handen war.  welches,  nicht  mit  bulo  verwandt,  dennoch  in 
Compositis  auch  sonst  die  gleiche  Bedeutung  „falsch"  an- 
nimmt. Und  auch  im  Falle  einer  Lautverschiebung  dürfte 
dieses  Wort  wenigstens  die  Yerbreitung  der  aspirirten  Form 
begünstigt  haben.') 

Beide  EtjTDologien,  sowohl  die  Annahme  einer  Zusammen- 
setzung mit  bal,  pal,  als  eine  solche  mit  fal.  val  ergeben  die 
gleiche  Bedeutung  falsche  Bürger,  und  diese  Bedeutung  hat 
!ian  dem  Worte  palburger.  phalburger  oder  valburger  schon 
m  Mittelalter  beigelegt.  Das  bezeugen  Erkläinmgen  des 
Wortes  in  Schriften  des  XIY.  und  XY.  Jahrhunderts. 

Am  deutlichsten  spricht  ein  Stück  aus  der  ersten  Hälfte 
des  XY.  Jahrhunderts,  nämlich  die  Klageschrift  des  Erz- 
bischofs Günther  von  Magdeburg  gegen  den  Rath  der  Stadt 
vom  2.  April  1432  (Urkundenbuch  der  Stadt  Magdeburg  III, 

stellt.  Nach  Groldasts  Angabe  hat  Preher  sie  an^eatellt.  Aach 
Tencker  in  seiner  Dissertatio  de  Pfalburgeriis  hat  sie  angenommen, 
ingt  aber  balo  mit  einem  angeblich  althochdeutachen  fala  zusammen, 
»Iches  soviel  wie  insidia  bedeute.  Vgl.  darüber  Schmidt,  S.  289  f. 
8.290,  Anm.  1  ist  aber  zu  bemerken,  dass  das  von  Schilter  an- 
te Wort  falloses  nicht  im  Ludwigsliede  steht,  sondern  'fol  loses* 
18.)  —  Ob  auch  Fall  oder  Falle  mit  für  die  Deutung  unseres  Wortes 
Betracht  kommen  können,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden. 

*)  Der  Freundlichkeit  Max  Roedigers  verdanke  ich  folgende 
^achweisungen:  Mhd.  vaeien,  välen  =  verfehlen,  sich  irren:  vaele. 
le,  va^l,  f.  =  daf  Verfehlen;  Nhd.  schweizerisch  fal,  m.  =  Fehler 
»ben  fei,  m.  =  Fehler,  Irrthum  (Schweizer.  Idiot  I,  734.  767  f.).  Auch 
Elsass  fal  neben  fael,  fei  (Martin  und  Lienhart,  Wörterb.  der, 
el^ssischen  Mundarten  I,107b).  In  Baiem  filen,  faln  (Schmeller, 
Bair.  Wörterb.  I,  702-.  Zc  beachten  sind  Composita,  in  denen  fehl  die 
Bedeutung  von  falsch  hat;  bei  Schmeller  I.  703 f.  neben  falbach,  lal- 
wasser  =  Arm  eines  fliessenden  Wassers,  der  manchmal  trocken  liegt. 
Deutschen  Wörterb.  DI,  1422 fl.  fehlbUck  =  falsus  obtusus,  fehl- 
aer  =  Lügenfeuer  (Luther);  fehlrippe  =  costa  spuria,  falsa;  fehl- 
=  falsa  positio  u.  s.  w.  —  Diesen  Nach  Weisungen  möchte  ich  noch 
m  fei  =  doiosus  in  dem  Psalmencommentar  bei  Müllenhoff 
Scherer,  Althochdeutsche  Denkmäler  Nr.  LXXl,  Z.  46,  welches 
wohl  auch  hierher  gehört. 
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Kr.  279,  S.  202  f.).  Die  Stelle  i)  giebt  auch  eine  genaue 
sachliche  Erklärung  des  Begriffs,  welche  ganz  mit  der  oben 
von  uns  nach  den  ältesten  Quellen  gegebenen  übereinstimmt 
Der  Erzbischof  klagt:  *Item  quod  quidam  de  nostria  subditis 
in.  noßtria  districtibus  et  territorüa  habitantibus  contra  nos  a 
consulatu  Magdeburgensi  defenduntur,  ex  eo,  quod  cives  per 
ipsos  (sc.  conaulea)  accepti  sunt^  ut  afifirmant,  nobis  in  in- 
iuriam ;  cum  tales  non  sint  cives,  sed  de  iure  vocantur  vulga- 
riter  ralborger,  hoc  est:  ficti  cives.' 

Hier  wird  mit  deutlichen  Worten  gesagt :  jene  Personen, 
welche  in  unseren  Landen,  wohnen  und  au  unserem  Nach- 
theü  behaupten,  vom  Eath  zu  Magdeburg  als  Bürger  auf- 
genommen zu  sein,  sind  gar  keine  Bürger,  sondern  werden 
mit  Recht  zu  deutsch  valburger  genannt  imd  das  heisst: 
Scheinbürger,  falsche  Bürger.  Man  verstand  also  damals 
noch  den  ursprünghchen  Sinn  des  Wortes  vollkommen  richtig. 

Nicht  viel  weniger  deutlich  lässt  eine  entsprechende 
Deutung  des  Wortes  eine  auf  dem  Reichstage  zu  Metz  1356 
an  Karl  IV.  gerichtete  Beschwerde  des  Bischofs  Johann  von 
Strassburg  erkennen.  Er  klagt 2),  „wie  die  von  Strassburg 
gar  grosse  Zahl  der  Seinen  zu  Burgere  empfingen,  die  doch 
nicht  recht  Bürger  da  vnirden,  sondern  allein  Spott -Burgere 
oder  Pfalburgere  wären;  dann  sie  mit  ihrem  Leib  und  Gut 
auss wendig  im  Land  hinder  ihm  und  andern  Herrschaften 
sessen,  Gericht  und  Recht,  auch  Wunn  und  Weid,  Allmend 
und  Wald  bruchten  und  den  Herrschafften,  darunter  sie  ge- 
sessen, daran  spotteten  und  vwliessen  sich  auf  der  Statt 
Strassburg  Preyheiten,  welche  doch  ihm  und  allen  Herr- 
ech äfften  unleidlich  nnd  beschwerlich  wären".  Die  Definition 
ist  die  gleiche  wie  die  in  der  Goldenen  Bulle  gegebene,  mit 
deren  Text  der  dieser  Beschwerde  in  offenbarem  Zusammen- 


*)  Auf  sie  bin  ich  vor  Jahren  bei  der  Behandlung  dieses  Themas 
im  Berliner  Seminar  für  deutsches  Recht  durch  das  damalige  Mitglied 
Herrn  Dr.  Otto  Stern  aufmerksam  gemacht.  —  *)  Wir  haben  darüber 
leider  nur  ein  Referat,  welches  Jakob  Wencker  in  eeinem  Berieht  von 
den  Altes -Bürgern  (Disquisitio  de  üssburgeris)  8.  68  (in  J.  Wenckeri 
Diesertatio  de  Pfalbnrgoris  . . .  accesseront  düquisitioQes  de  ÜMburgeris 
et  Glevenburgeris,  Argent.  1698.  4<*)  ans  einem  anscheinend  von  Seb. 
Brand  geschriebenen  Manuskript  abgedruckt  hat.  In  Weuckers  Vorlage 
stand  am  Sohluss  der  im  Text  abgedruckten  Worte:  Hactenus  acta. 
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hange  steht.  Spottbürger  oder  Pfalbürger  wiid  als  gleich- 
bedeutend den  wirklichen  Bürgern  entgegengesetzt.  Spott 
igt  Scherz  im  Gegensatze  zum  Ernst,  zur  "Wirklichkeit,  Schein 
im  Gegensatz  zum  "Wesen;  und  in  Anknüpfung  an  die  Be- 
zeichnimg der  Pfalbürger  als  Spottbürger  wird  dann  hinzu- 
gesetet,  dass  sie  der  Herrschaft  spotten;  vrie  .auch  die 
Goldene  Bulle  von  ihnen  sagt:  'eis,  quibus  subsunt  .  ,  .  iHu- 
dente8\  Wie  der  Magdeburger  Erzbischof  valborger  mit 
ficti  cives  übersetzt,  so  setzte  der  Bischof  von  Strassburg 
spottburgere  als  Erläuterung  zu  pfalburgere. 

Auch  in  der  alten  französischen  Uebersetzung  einer  Ur- 
kunde Karls  rV.  vom  10.  August  1365  (LaguiUe,  Histoire 
d'Alsace,  Pr.  p.53),  durch  welche  er  elsässischen  Reichsstädten 
das  ihnen  durch  die  Goldene  Bulle  entzogene  Recht,  Pfal- 
bürger zu  halten,  mit  Rath  der  Kurfürsten  wiederverleiht, 
heisst  es:  'faux  bourgeois,  dits  en  Allemand  pfalbourguer'. 
Pur  faux  bourgeois  kann  in  der  lateinischen  Vorlage  nur  falsi 
cives  gestanden  haben,  und  falsi  cives  ist  auch  die  Erklärung, 
welche  Ducange  dem  deutschen  Worte  Pfalbürger  giebt.  Man 
fasste  das  richtig  verstandene  "Wort  als  Analogie  des  franzö- 
sischen fauboorg  auf.  Wie  dieses  als  falsche  Burg,  falsus 
burgus  gefesst  wurde '),  so  der  Pfalbürger  als  falscher  Bürger. 

Ton  den  Pfalen  der  Stadtbefestigung  weiss  kein  Zeug- 
niss  über  die  Pfalbürger  etwas.  Erst  die  etymologischen  Be- 
mühungen der  Gelehrten  des  XYIII.  Jahrhunderts  haben  die 
Yerbindung  der  Pfalbürger  mit  den  Stadtpßlen  hergestellt, 
welche  nun  hoffentlich  für  jeden  ernsthaften  Forscher  dauernd 
gelöst  ist. 

m. 

StrassenzTiang  und  Strassenreg&l. 
In  der  Constitutio   in  favorem  principum  König  Hein- 
richs von  1 23 1  und  wörtlich  gleichlautend  in  der  Erneuerung 
Friedrichs  11.  von  1232  finden  sich  folgende  drei  im  engstea 

*)  Ob  das  die  nrsprangliche  Bedeuhuig  des  Wortes  ist,  oder  ob 
es  tirsprönglich  foriBburgus  bedentet,  ist  für  diese  Frage  gleichgiltig: 
daBu  verstanden  wurde  die  Form  fiaubourg  sicher  als  fahna  burgus. 
Ducange  fährt  eine  Urkunde  von  1880  an,  in  der  es  heisst:  'in  falsis 
buigis  Sancti  Honorati'.  Diez,  Etymol.  Wörterb.  II  c.  s.  v.  fiaubourg 
neigt  dasu,  diese  Bedeutung  fBr  die  ursprfingliebe  «u  halten. 
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Zusammenhange  stehende  Bestimmungen  (Mon.  Germ,  hist., 
Const.  II,  p.  419  und  212):  §  2.  'Quod  nova  fora  non  possint 
antiqua  aliquatenus  impedire.*  §  3.  'Item  nemo  cogatur  ad 
aliquod  forum  ire  invitus/  §  4.  'Itera  strate  antique  non 
declinentur  nisi  de  transeuntium  voluntate/ 

Der  erste  Satz  spricht  aus,  dass  neue  Märkte  nicht  die 
alten  schädigen  dürfen;  der  zweite,  dass  dies  insbesondere 
nicht  dadurch  geschehen  soll,  dass  Jemand  gegen  seinen 
Willen  gezwungen  wird,  einen  Markt  zu  besuchen,  und  der 
dritte,  dass  ein  solcher  Zwang  insbesondere  nicht  dadurch  ge- 
übt werden  darf,  dass  alte  Strassen  abgelenkt  werden.  Sie 
sollen  nur  abgelenkt  werden  dürfen  mit  Willen  der  Reisenden. 

Suchen  wir  uns  durch  ein  Beispiel  klar  zu  machen,  wie 
diese  letztere  Bestimmung  zu  verstehen  ist.  Die  alte^  öffent- 
liche Strasse  von  der  Stadt  A  nach  der  Stadt  B  führt  über 
den  einem  Landesherrn  gehörigen  Marktort  C,  der  von 
diesem  Verkehr  Vortheil  hat.  In  der  Nähe  aber  liegt  ein 
reichsunmittelbarer  oder  einem  andern  Landesherm  gehöriger 
Ort  D,  in  dem  ein  neuer  Concurrenzmarkt  errichtet  ist.  Der 
Reichsvogt  oder  Territorialherr  oder  dessen  Beamter,  welcher 
die  Iloheitsrechte  über  diesen  neuen  Markt  übt,  lässt  nun 
an  einer  Stelle,  wo  die  alte  Strasse  zwischen  A  und  B  durch 
sein  Gebiet  geht,  von  dieser  eine  neue  Strasse  abzweigen, 
die  über  D  nach  B  führt,  und  lässt  dann  etwa  durch  be- 
waffnete Geleitsmannschaften  oder  durch  die  Besatzung  einer 
nahen  Burg  die  von  A  kommenden  Kaufleute,  welche  die 
Absicht  hatten,  über  C  nach  B  zu  reisen,  zwingen,  den  neuen 
Wieg  über  D  einzuschlagen.  So  lenkt  er  die  alte  Strasse 
zwischen  A  und  B  zum  Schaden  des  landeshei-rlichen  Marktes 
C  ab.  Die  Strasse  über  D  ist  die  strata  declinata.  Eine 
neue  Strasse  über  D  zu  bauen  war  an  sich  nicht  verboten; 
wohl  aber  verbietet  das  Gesetz,  zu  Gunsten  dieser  Strasse 
einen  Zwang  auszuüben.  Die  Reisenden  sollen  frei  wählen 
dürfen,  ob  sie  auch  nach  Anlage  der  neuen  Strasse  die  alte 
oder  ob  sie  die  neue  benutzen  wollen.  Das  nur  können  die 
Worte  bedeuten:  'strate  antique  non  declinentur  nisi  trans- 
euntium voluntate'. 

Dasselbe  will  auch  Kaiser  Friedrich  sagen,  wenn  er  in 
c.  10  des  Landfriedensgesetzes  von  1235  befiehlt,  die  öffent- 


Studien  zn  den  Reichsgesetzen  des  XIII.  Jahrhunderts.        103 


lieh  abzuthun:  Trecipimus  autem  omnes  stiatas  publicas 
obsenari  et  coactas  stratas  oinnino  cessare.'     Der  Reisende 

11  daa  Recht  haben,  die  öffentlichen  alten  Sn-assen  zu  be- 
utzen;  em  Zwang  zur  Benutzuug  neuer  Strassen,  die  durch 

»Ichen  Zwang  'stratae  coactae^,  Zwangsstrassen  werden,  wird 
verboten.  Diese  Bedeutung  de»  Satzes  ist  schon  nach  dem 
lateinischen  Text  unverkennbar,  tritt  aber  noch  deutlicher 
hervor  in  den  deutschen  Texten  des  Landfriedens,  welche 
im  Wesentlichen  übereinstimmend  lauten;  'Wir  setzen  uiid 
gebiten,  daz  man  die  rechte  lantstrasse  fare  und  daz  nimant 
den  andern  zwinge  mit  gewalt;  von  der  rechten  Strasse." 

Dieses  Recht  auf  die  Benutzung  der  öffentlichen  alten 
königlichen  Strasse'  erkennt  auch  schon  ein  unter  König 
Heinrich  1224  gefölltes  Reichsurtheil  an.  Const.  U,  p.  401. 
Auf  die  Frage  des  Erzbischofs  von  Salzburg,  "^an  hominibus 
alicuius  iter  et  actus  et  via ')  in  stratis  regaiibus  et  publicis 
I  quoad  mercimonia  sua  deportanda  et  alias  negotiationes 
j  faciendas  a  domino  terre  vel  a  quoquam  alio  valeat  vel 
debeat  interdici"*,  erging  das  ürtheil:  'quod  illud  nulli  liceat\ 

Lk^    Hier  wird  nur  der  negative  Zwang,   die  Verhinderung 

IHv  Benutzung    einer   öffentlichen   königlichen   Strasse    ver- 

■  lernten.     Auch   die    andere  Seite,    das  Terbot    des   positiven 

Zwanges  zur  Benutzung  einer  andern  Strasse  tritt  nachdrück- 

j      lieh  hervor  in  einem  imter  Friedrich  TL.  selbst  im  Jahre  1 236 

gefällten  Reichsurtheil,  Const.  11,  p.  273.    Wieder  von  Seiten 

des  Salzburger  Erzbischofs  wird  die  Frage  gebtellt :  'si  gene- 

Iraliter  homines  eimtes  pfer  stratam  publicam  ad  forum  debe- 
ant  ab  eadem  strata  publica  revocari  et  cogi  per  aliquos  ire 
I  per  vias  privatas  ad  fora  sua'.  Das  Urtheil  lautete:  *quod 
non  licet  alicui  prohibere  hominibus  nee  revocare  eos  a 
strata  publica,  quin  vadant  ad  formn,  ubi  possint  sua  comoda 
exercere'.^) 

■■Bf     0  I^ö  Anedrücke  iter,  actus  und  via  sind  in  diesem  Zusamroen- 
p  ^tänge  einer  römischen  Rechtsquelle   entlehnt     Cf.  L.  Rom.  Viaigoth. 

I'^     1.  I,  17.  1 :  'Viaifi.  iter,  actum'  et-c.  —  *)  Eine  Ausnahme  bezöglieh 
homjnes  proprii,  welche  ihr  Herr  in  dieser  Weise  zwingen  könne, 
hinzugefügt,  berührt  aber  das  öffentliche  Recht  der  Stras.se  nicht. 
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Deutlich  tritt  hier  auch  Mdeder  wie  in  der  Constitutio 
in  favorem  principum  die  Förderung  eines  Marktes  auf 
Kosten  eines  Concurrenzmarktes  als  Zweck  des  Strassen- 
zwanges  hervor.  Den  Öffentlichen  Strassen,  deren  Benutzung 
nicht  verhindert  werden  darf,  werden  die  Zwangsstrassen 
hier  als  *viae  privatae'  gegenübergestellt. 

Für  diesen  Zusammenhang  spricht  auch  ein  auf  die  Be- 
schwerde des  Bischofs  von  "Würzhurg  wegen  Beeinträchtigung 
seiner  Rechte  durch  verschiedene  Reichsvögte  und  Schult- 
heissen  ertheiltes  Mandat  König  Heinrichs  vom  Jahre  1236. 
In  der  Beschwerde  war  u.  A.  geklagt  über  Beeinträchti- 
gungen 'in  viUa  Tutensteten,  in  qua  forense  signum  est 
erectum  contra  nostra  (d.  h.  des  Königs)  statuta,  in  moneta 
aput  Swinfurth,  in  strata  ibidem,  que  declinatur  contra  ins'. 
Der  König  verzichtet  nunmehr  auf  die  Münze  zu  Schwein- 
furt und  befiehlt,  die  Marktzeichen  zu  Tutensteten  und 
anderswo  niederzulegen:  *renunciamus  monete  in  Swinfurth, 
signa  forensia  in  Tutensteten  et  alibi  .  .  .  deponi  statuentos\ 
Der  'strata  declinata*  wird  in  der  Entscheidung  des  Königs 
nicht  ausdrücklich  gedacht,  offenbar  weil  mit  dem  Concurrenz- 
markte  auch  der  Anlass  zum  Strassenzwang  beseitigt  wurde. 

Alle  diese  Aeusserungen  des  Reichsrechts  ruhen  auf  der 
Voraussetzung,  dass  der  König  der  Herr  der  alten,  der 
königlichen  oder  öffentlichen  Strassen  sei.  Von  einer  Ueber- 
lassung  aller  Rechte  an  der  Strasse,  des  Strassenregals  an 
die  Territorialherren  kann  demnach  in  dieser  Zeit  noch  nicht 
die  Rede  sein. ^)  Einzelne  Rechte,  die  man  als  Bestandtheile 
eines  allgemeinen  Strassenregals  betrachten  kann,  hat  der 
König  freilich  den  Landesherren  im  Grossen  und  Gan2en 
überlassen:  das  Zollrecht  und  das  Qeleitsrecht;  jenes  aber 
doch  nur  in  gewissen  Grenzen,  welche  eine  unmittelbare 
Einwirkung  der  Reichsgewalt  vorbehielten,  und  dieses  nur, 
soweit  von  Fall  zu  Fall  eine  besondere  Belehnung  von  Seiten 
der  Reichsgewalt  stattfand,  so  dass  also  keineswegs  schon 
den  Landesherren  als  solchen  dieses  Recht  zugestanden 
wurde. 


)  Vgl.  auch  HC.  Kaiisch,  lieber  daa  Verhältniss  des  Gßleits- 
»um  Zollregal  (Berliner  jiuistische  Diss.).   Berlin  1901,  S.  24ff 
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Ob  den  Herzögen  yielleicht  in  dieser  Hinsicht  wie  in 
mancher  anderen  besondere  Rechte  eingeräumt  wurden,  wage 
ich  nicht  zu  entscheiden.  In  einem  einzehien  Falle  ist  das 
wohl  geschehen,  wie  die  Belehnungsurkunde  des  Königs  Alfons 
für  Herzog  Heinrich  von  Niedexlothriagen  bezeugt,  Calmet 
(ed.  1)  n,  col.  -iSi  (Reg.  imp.  V,  Nr,  5501),  wo  es  heisst: 
'investimns  te  ....  de  quinque  yexiliis  in  signum  quinque 
dignitalam,  quas  in  feodum  ab  imperio  tenere  dehes.  .... 
Quartum  autem  (sc.  vexillum),  quod  debes  habere  custodias 
publicarum  stratarum  in  dicto  dacatu  tarn  per  aquam  quam 
per  terram .  Dass  aber  ein  solchos  allgemeines  Strassen- 
Bchutz-  und  Aufsichtsrecht  an  sich  als  mit  dem  Herzogthum 
verbunden  galt,  dagegen  düi-füe  wohl  grade  diese  Verleihmig 
durch  eine  besondere  Fahne  sprechen. 

Konnten  wir  in  den  angeführten  reichsgesetzlichen  Be- 
stimmungen pur  lediglich  geg^n  den  Strasaenzwang,  d.  h. 
gegen  den  auf  die  Reisenden  ausgeübten  Zwang  zum  Yer- 
lassen  der  alten  öfiFentlichen  Strassen  und  zur  Benutzung 
neuer  Privatstrassen,  gerichtete  Anordnungen  erblicken,  so 
erden  dieselben  anders  beurtheilt  von  R.  Schröder,  welcher 
vielmehr  den  Ausgangspunkt  für  die  volle  Ent«'icklung 
landesherrlichen  Strassenregals  erblickt. 
Schröder  sagt  Deutsche  Rechtsgeschichte  (3.  Auflage) 
585:  „Der  volle  üebergang  des  Strassenregals  hat  sich, 
hdem  die  Krone  die  Abänderung  der  Strassen  von  der 
timmung  der  davon  betroffenen  Landesherren  abhängig 
gemacht  hatte,  im  Laufe  der  Zeit  von  selbst  vollzogen. "*  An 
einer  früheren  Stelle,  auf  welche  durch  eine  Anmerkung 
verwiesen  wird,  S.  529,  heisst  es  ausfuhrlicher:  „Yerände- 
rungen  sollten  mit  den  alten  Königsstrassen  nach  dem  Statn- 
in  favorem  principum  von  1231/32  §  4  und  dem  Mainzer 
ndfneden  §  10  nur  mit  Zustimmung  der  transeuntes, 
h.  der  von  der  Strasse  berührten  Landesherren 
rgenommen  werden.*). 

Man  möchte  bei  dieser  Erklärung  der  transeuntes  wohl 
ehmen,  dass  der  Ausdruck  nicht  genau  sei;  dass  etwa 

')  Die  hier  gesperrt  gedruckten  Worte  sind  bei  Schröder  nicht 
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gemeint  sei,  die  transeuntes,  d.  h.  die  Reisenden  seieii  an 
der  Stelle  zwar  genannt,  aber  deren  Landesherren  gemeint. 
Diese  Annahme  aber  ist  unmöglich,  weil  doch  die  Strassen 
nicht  nur  Yon  den  Unterthanen  der  Landesherren,  durch 
deren  Territorium  sie  führen,  benutzt  werden;  vielmehr  für 
den  Handelsverkehr  auf  den  Strassen  gerade  die  nichtein- 
heimischen, 80  zu  sagen  interterritorialen  Kaufleute  vorzugs- 
weise in  Betracht  kamen.  Wir  müssen  also  annehmen,  dass 
Schröder  wii'klich  der  Meinung  ist,  das  Wort  transeuntes  be- 
zeichne die  Landesherren,  durch  deren  Gebiet  die  Strassen 
gehen.  1) 

Das  ist  aber  sprachlich  immöglich.  Aktivische  Parti- 
zipialformen  werden  wohl  in  merowingischer  Zeil;  und  zum 
Theil  noch  in  karolingischer  Zeit  in  passiver  Bedeutung 
verwendet^  wie  z.  B.  'iactante  denario'  für  'iactato  denario', 
'nominante'  für  'nominato' ;  aber  dass  man  im  XIIL  Jahr- 
hundert die  gewissermal'sen  Durchzogenen  als  'transeuntes' 
bezeichnet  hätte,  ist  undenkbar. 

Es  kommt  hinzu,  dass  'transeuntes'  mit  Bezug  auf  die 
Strasse  nicht  nur  ein  gelegentlich,  sondern  ein  in  jener  Zeit 
technisch  gebrauchter  Ausdruck  für  die  Reisenden  ist,  die 
"^transeuntes'  sind  die  'qui  in  via  versantur',  welche  'die 
Strasse  bauen',  wie  der  ältere  deutsche  bisweilen  missver- 
standene Ausdruck  lautet. 

Es  mag  genügen,  dafür  ein  paar  Beispiele  aus  dem  hier 
zunächst  in  Betracht  kommenden  Quellenkreise  anzuführen. 
Wir  brauchen  nicht  weit  zu  suchen.  Dem  Verbot  des 
Sti-assenzwangea  geht  im  lateinischen  Texte  des  Mainzer 
Gesetzes  von  1235  unmittelbar  vorher  ein  Absatz,  welcher 
lautet:  'Si  bellum  vel  verra  fuerit  inter  aliquos,  quorum 
alter  vel  uterque  in  strata  teloneum  habet  vel  conductum, 
neuter  illorum  ...  in  odium  vel  culpam  illius,  ad  quem  ius 
telonei  pertinet  vel  conductus,  quiequam  transeuntibus 
rapjat;  sed  transeuntes  per  stratam  securitate  gaudeant 
et  quiete'.  Ganz  entsprechend  bezeichnet  §  7  desselben 
Gesetzes  die  Reisenden,  von  denen  die  Zollempfänger  die 
Zölle  erheben  und  für  deren  Sicherheit  sie  zu  sorgen  haben. 


'j  V;?l.  KaJifcch  a.  a.  0.  S.  27,  Anni. 
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als  'transeuntes  et  navigantes'.  Auch  in  dem  wnter  Kon- 
vad  IV.  1240  gofälUeu  Reichtsurtheil  über  das  Geleit«recht 
des  Bischofs  von  Brixen  (Const.  II,  p.  444)  %vird  der  Reisende, 
dem  das  Geleit  gewähi-t  wird,  ab  'transiens  per  terram 
sive  ducatum'  bezeichnet.  Schliesslich  nenne  ich  statt  vieler 
anderen  Beispiele  nur  noch  fünf  künftig  in  Constitutiones  III, 
p.  48  sq.  zusammen  nebeneinander  stehende  Stücke,  Zoll- 
raandate  Rudolfs  von  liabsburg,  in  denen  säramtlich  die  durch 
Zollerhebimg  beschwerten  Reisenden  'transeuntes'  heissen 
(Reg.  imp.  YI,  Nr.  150  ff.). 

R.  Schröder  ist  nicht  der  erste,  welcher  versucht  hat, 
die  Stelle  der  Constitutio  in  favorem  piincipum  auf  die  Zu- 
stinmiung  der  Angrenzenden  zu  beziehen.    Der  von  Weiland 
mit  3  bezeichnete,  uns  nur  durch  Drucke  überlieferte  Text 
i  der  alten  Abschrift  eines  Exemplars  des  Gesetzes  setzt  statt 
!  'transeuntium'  oder  wie  das   im  Original   erhaltene  Mainzer 
Exemplar  hat,  'transeuncium',  das  "Wort  "^confinatiimi'  (wohl 
;  statt   'confinantium')    ein.      Der    Schreiber    mochte    Anstoss 
1  daran  nehmen,  dass  zur  „Verlegimg''  einer  Strasse,  wie  er 
die  Sache   auffasste,    die  Einwilligung  der  Passanten  noth- 
!  wendig   sein   sollte ,    und   setzte   daher   statt   ihrer  die  Ad- 
jacenten   ein.     Die  Ueberlieferung   zeigt,    dass   wir  es  hier 
i  lediglich  mit  einer  Conjectur  zu  thun  haben.    Die  unzweifel- 
haft echte  Lesart  'transeimtium'  aber  ist  imter   keiner  Be- 
I  dingimg  anders  zu  verstehen,  als  von  den  Reisenden. 
j         Deren   Zustimmung  zur  Verlegung   einer   alten   Strasse 
I konnte  freilich   nur   dadurch  zum  Ausdruck   kommen,    dass 
isie  freiwillig    statt    der  alten  Strasse   eine    neugebaute   ein- 
;  schlugen,  ohne  durch  Gewalt  an  der  imveränderten  Benutzung 
der  alten  gehindert  zu  sein.    Durch  widerspruchslosen  Ver- 
zicht auf  die  alte  Strasse  und  das  freiwillige  Befahren  der 
neuen  giebt  der  Reisende  nachträgHch  sein  Einverständniss, 
seine  Billigung  (voluntas)  der  neuen  Strasse  zu  erkennen.  Von 
;  einer  vorgängigen  Zustimmung  zu  einer  Verlegung  der  Strasse 
m  dem  Sinne,   dass  die  alte  nach  Erüiinung  der  neuen  be- 
seitigt oder  unwegsam  gemacht  werde,  kann  bei  den  Reisen- 
den nicht  die  Rede  sein.     Es  zwingt  aber  auch  nichts,  die 
;'volimtas  transeuntium'  auf  eine  solche  der  Veränderung  vor- 
1  hergehende  Genehmigimg  der  Strassenverlegung  zu  beziehen. 
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Der  Gesetzgeber  hat  wohl  zunächst  den  Fall  in'a  Auge 
gefasst,  dass  die  alte  Strasse  bestehen  blieb,  deren  Benutzung 
aber  durch  Zwang  verhindert  wurde.  Es  lag  aber  auch  die 
Möglichkeit  vor,  daas  eine  'declinatio  stratae  antiquae'  da- 
durch stattfand,  dass  die  alte  Strasse  durch  Verhaue  oder 
Gräben  versperrt,  in  anderer  Weise  unwegsam  gemacht  oder 
gänzlich  beseitigt  wurde,  so  dass  dadurch  ein  Zwang  zur  Be- 
nutzung der  neuen  Strasse  geübt  wurde.  Auch  das  brauchte 
der  Reisende  sich  nicht  gefallen  zu  lassen,  sondern  konnte 
ohne  Zweifel  durch  eine  Klage  auf  "Wiederherstellung  der 
Königsstrasse  seinen  Widerspruch  zur  Geltung  bringen. 

Wie  schon  in  den  Yolksrechten  der  fränkischen  Zeit  das 
Verbauen  der  öffentlichen  Strasse  unter  Strafe  gestellt,  dem 
Versperrer  die  Beseitigung  des  Hindernisses  auferlegt  oder 
dem  Passanten  gestattet  wird  ^),  so  finden  wir  auch  im  Mittel- 
alter entsprechende  Bestimmungen.  Ich  erinnere  nur  an  die 
Bestimmung  der  Dortmunder  Statuten  des  XIII.  Jahrhun- 
derts I,  36  (Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  und  UrtheUe, 
S.  37);  'Si  quis  percutit  palum  absque  licencia  in  stratistm 
regiam,  vadiabit  superiori  iudici  60  solides'.  Dass  der  In- 
haber der  höheren  Gerichtsbarkeit  nicht  nur  den  Königsbann 
für  jeden  in  die  Königsstxasse  geschlagenen  Pfal  zu  erheben, 
sondern  auch  •  die  Beseitigung  des  Hindernisses  anzuordnen 
hatte,  versteht  sich  wohl  von  selbst.  Die  Vorstellung,  dass 
die  Öffentliche  Landstrasse  könighch  sei,  dass  dem  Könige 
die  Sorge  für  ihre  Freiheit  und  Unverletztheit  gebühre,  von 
welcher  die  staufischen  Gesetze  ausgehen,  kommt  hier  in 
der  Verhängung  des  Königsbannes  zum  Ausdruck,  und  grade 
der  Stadt  Dortmund  gegenüber  hat  noch  Kaiser  Ludwig  der 
Baier  dieses  Hecht  ausdrücklich  gewahrt.  Als  er  am  4.  Sep- 
tember 1340  der  Stadt  ein  Privileg  ertheilte,  in  welchem  er 
ihr  gestattete,  die  von  aussen  zur  Stadt  führenden  Wege 
nach  ihren  Bedürfnissen  zu  verändern,  nahm  er  die  Königs- 
strassen ausdrücklich  aus.  Er  erweist  der  Stadt  die  Gnade: 
*daz  si  alle  wege,  die  uswendig  zu  der  stat  gand,  sunder 
xmser  und  des  riches  gemainen  strazzen  erhaben  und  ge- 
machet sint,  .  .  .  vcrhagen  und  vergraben  mögen,  und  die 

»)  Siehe  L.  Vis.  VIIT,  4,  24.  25;  L.  Borg.  27,  8;  L.  Baiuw.  10, 19.  20. 
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si  ietstund  vergraben  imd  verheget  haut,  fiirbas  vergraben 
beliben,  und  ander  vfege  anders  keren  und  erniuwem,  als 
si  dunchet,  daz  in,  dem  riebe  und  ir  stat  nutze  ei.^)  Die 
öffentlichen  königlichen  oder  Reichsstrassen  sollen  unver- 
ändert und  unversperrt  bleiben.,  sie  werden  nicht  -wie  die 
übrigen  Strassen  der  Verfügung  der  städtischen  Obrigkeit 
überlassen.  In  der  ausdrücklichen  Bestimmimg,  dass  diese 
anderen  Wege,  so'vreit  sie  schon  versperrt  sind,  versperrt 
bleiben  dürfen,  liegt  aber  zugleich  der  Yorbehalt,  dass  das 
für  die  königlichen  Strassen  nicht  gilt,  dass  also  etwaige 
Verspemmgen  solcher  Strassen  beseitigt  vferden  müssten. 
Die  Königsstrass«  mit  ihrem  besonderen  Frieden  steht  im 
Schutze  des  Königs.  Jedermann  hat  ein  Recht  auf  ihre 
Benutzung;  und  dieses  Recht  zu  wahren  ist  der  Zweck  der 
erörterten  Beatimmungen  der  staufischen  Gesetze.  Sie  ver- 
bieten, zunächst  freilich  zu  Gunsten  der  bestehenden  alten 
landesherrlichen  Märkte,  den  Strassenzwang  und  enthalten 
nichts  weniger  als  eine  Einschränkung  der  Strassenhoheit 
des  Königs  zu  Gunsten  der  Landesherren. 

IV. 

Zu  den  Kürnberger  R^ichstagsbeschlüssen 

Tom  19.  November  1274. 

Jakob  Schwalm  wird  in  dem  von  ihm  bearbeiteten 
HL  Bande  der  Constitutiones  (Monumenta  Germaniae  histo- 
rica  Legum  sectio  IV),  dessen  erste  Hälfte,  die  Zeit  Rudolfs 
von  Habsburg  umfassend,  noch  im  Jahre  1903  erscheinen 
wird,  den  Freunden  der  deutschen  Reichsgeschichte  manches 
wichtige  neue  Stück,  öfter  noch  altbekannte  Stücke  in  «o 
verbesserter  Gestalt  bieten,  dass  sie  erst  nach  seiner  Aus- 
gabe in  richtiger  Weise  verwendet  werden  können.  Zu 
diesen  Stücken  werden  vor  allen  die  Nürnberger  Beschlüsse 
von  1274  gehören. 

Als  einzige  Grundlage  der  Kenntniss  des  Textes  dient 
eine  schöne,  fast  gleichzeitige,  nicht  ganz  fehlerfreie,  aber 
im  Ganzen  sorgfältige  Abschrift.    Sie  ist  der  ersten  Ausgabe 


')  Rubel,  Urkuadenbuch  der  Stadt  Dortmund  I,  S.  368. 
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in  den  Acta  Palatina  lY.  zu  Grunde  gelegt  und  ebenfalls 
nach  einer  erneuten  Benutzung  der  Handschrift  durch  Böhmer 
der  von  Pertz  in  der  Folio -Serie  der  Monumenta  Genna- 
niae,  Leges  II,  p.  399  sq.  Diese  Ausgabe  ist  viel  benutzt 
und  öfter  v^^iederholt;  ist  doch  der  Text  \yichtig  wie  wenige 
für  die  Geschichte  der  ßeiclisverfassung  jener  Zeit,  wichtig 
auch,  weil  in  ihm  die  Grundlagen  für  das  Rechtsverfahren 
gegen  König  Ottokar  von  Böhmen  g(!geben  sind.  Und  trotz 
der  einfachen  und  guten  Ueberlieferung,  trotz  der  starken 
Benutzung  enthalten  die  bisherigen  Ausgaben  grobe,  den  Sinn 
verändernde,  ja  sogar  völlig  zerstörende  Fehler,  von  denen 
man  jetzt,  nachdem  Schwalm  den  Text  sorgfältig  gelesen 
hat,  kaum  begreift,  wie  sie  so  lange  unbemerkt  bleiben 
konnten.  Nur  kurz  will  ich  hier  darauf  hinweisen,  dass  in 
dem  ganzen  Stücke  nur  einmal  von  der  Krönung  (coronatio) 
die  Rede  ist  und  zwar  in  des  Königs  zweiter  Urtheilsfrage 
an  den  Pfalzgrafen,  wo  er  von  seiner  eigenen  Krönung  zu 
Aachen  spricht  (Leges  II,  p.  400,  1.  IG,  Altmann  u.  Bern- 
heim, c.  3.)  An  den  sämmthchen  drei  folgenden  Stellen, 
wo  die  bisherigen  Ausgaben  coronacio  haben,  steht  creatio 
(Wahl)  in  der  Handschrift.  Natürlich  erhalten  dadurch  die 
Sätze  einen  ganz  anderen  staatsrechtlichen  Inhalt. 

Näher  eingehen  will  ich  hier  nur  auf  den  echten  von 
Schwalm  hergestellten  Text  des  7.  Kapitels,  welches  in  der 
bisher  bekannten  Fassung  überhaupt  nicht  verständlich  war. 
Es  lautet  jetzt: 

Item  rogat  et  consulit  omnibus  illis  dominus  rex,  qui 
predas,  incendia  et  spolia  commiserunt  a  tempore  mortis 
Friderici  quondam  imperatoris  usque  ad  creacionem  (früher: 
coronacionem)  ipsius  regis,  ut  amicabiliter  transigant  et  com- 
ponant  cum  offensis;  rogat  eciam  offeosos,  ut  non  sint  nimis 
difficiles  in  recipienda  composicione ;  alioquin  deliberabit  rex, 
quid  expediat  in  hac  parte.  Inter  hos  autem  censeri  non 
debent,  qui  public!  fuerunt  predones  stratarum  (früher:  sanc- 
tarura)  et  ecclesiarum  nee  (früher:  necnon)  bella  publica 
exercebant;  sed  de  talibus  faciendura  est  iudicium  sine  mora. 

Welchen  Sinn  ergab  der  Satz  früher?  Alle  welche 
während  des  Interregnums  Raub,  Brand,  Plünderung  be- 
gangen haben,   sollen   sich   durch  Busszahlung  mit  den  Ge- 
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schädigten  versölmen;  machen  diese  Schwierigkeiten,  so  will 
der  König  selbst  eingreifen.  Dieses  Recht  der  privaten 
Sühne  soll  aber  nicht  zustehen  den  Kirchenräiibem  und 
denen,  die  offene  Fehden  führten.  Sie  sollen  sofort  gericht- 
lich abgeui-theilt  werden.  Wie  war  das  mit  dem  Sachsen- 
spiegel I,  35,  1  zu  reimen,  wo  alle,  welche  'rof  sünet'.  w^nn 
sie  des  überführt  werden,  für  rechtlos  erklärt  werden,  was 
dann  mit  Beschränkimg  auf  den  'rehten  strazroup'  in  den 
Schwabenspiegel  c.  38  (ed.  Gengier)  übergegangen  ibt?  Dass 
Kirchenräuber  imd  die  einem  komischen  Lesefehler  ihr 
Dasein  verdankenden  predones  sanctarum  von  der  Sühne 
ausgenommen  sein  sollten,  konnte  man  verstehen.  "Weshalb 
aber  auch  diejenigen,  qui  publica  bella  exercebant?  Das 
konnte  man  nur  auf  die  Fehde  Uebenden  beziehen  und  so 
eine  strengere  Ahndung  des  bei  Ausübinig  einer  Fehde  ver- 
übten Raubes  als  des  gemeinen  Raubes,  ja  eine  strenge 
gerichtliche  Bestrafung  jeder  Fehde,  ein  Fehdeverbot  her- 
auslesen. Eine  solche  Stellungnahme  gegenüber  dem  durch 
lle  staufische  Gesetzgebung  imd  ebenso  später  von  Rudolf 
•Ibst  anerkannten  und  noch  Jahrhunderte  lang  bestehenden 
Fehderecht  war  unerklärbar. 

Jetzt  dagegen  ist  alles  klar  und  in  Uebereinstimmung 
mit  den  übrigen  Quellen.  Die  Thaten,  wegen  welcher  der 
König  vertragsmäfsige  Sühne  anordnet,  sind  die  in  rechter 
Fehde,  bei  regelrechter  offener  Kriegführung  begangenen. 
Ausgenommen  von  der  Sühne  werden  die,  welche  „rechte '•' 
Sti-assenräuber  (publici  predones  stratarum)  imd  Kirchen- 
räuber waren  und  diejenigen,  welche  bei  Begehung  von 
Raub  und  Brand  nicht  in  offener  Kriegführung  begriffen 
waren,  qui  nee  publica  bella  exercebant.  Es  gehörten  also 
die  jene  Thaten  in  offenem  Kriege  Begehenden  zu  denen, 
die  sich  desshalb  mit  den  Geschädigten  vertragen  durften 
nnd  sollten.^) 


•)  Gane  ähnliche  Bestinunucgen  zum  Theil  mit  denselben  Wort«u 

lält    der    österreichische    Landfriede    Rudolfs    von    Habsburg    vom 

)ezember  1276   (Dopsch   u.  v.  Schwind,   Ausgewählte  Urkunden. 

106  ff.),  in  welchem  entsprechende  Anordnungen  wegen  der  im  Kriege 

Ottokar  begangenen  Schädigungen  getroffen  werden.    Es  ist  dort 

Rede  Ton  Schädigungen,  welche  'tempore   guerre  nostre  videlieet 
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In  der  Ersetzimg  des  blossen  'nee'  der  Handschrift  durch. 
'nee  non'  liegt  ein  recht  krasses  Beispiel  von  Editorenwilikür 
vor.  Derartige  in  mangelhaftem  Vetetändniss  des  Textes 
begründete  „Yerbesserungen"  kommen  auch  in  modernen 
Ausgaben  noch  vor.  Die  Achtung  vor  der  Ueberlieferung 
ist  ^ber  heute  im  Allgemeinen  doch  so  weit  gestiegen,  dasa 
eine  absichtliche  Unterdrückung  des  überlieferten  Textes 
nicht  mehr  als  zulässig  gilt. 


lU. 

Noch  einmal 
der  Sachsenspiegel  und  das  Bergregal. 

Vou 

Herrn  Prof.  Dr.  Ad.  Arndt 

in  Königsberg  i.  Pr. 

In  den  Mittheilungen  des  Instituts  für  österreichische  i 
Geschichte  Bd.  XXEL  findet  sich  eine  Abhandlung  von  Karl^ 
Zeumer:  „Der  begrabene  Schatz  im  Sachsenspiegel  I,  35 
die  den  beachtenswerthen  Satz  aufstellt,  man  solle  die 
Quellen  reden  lassen,  anstatt  sie  reden  zu  machen.  Es  mag] 
vorerst  dahingestellt  bleiben,  ob  dies  dem  Verfasser  ge- 
lungen ist,  und  es  mag  weiter  vorerst  angenommen  werden, 
dass  die  Auslegung,  welche  er  dem  §  1  der  Sachsenspiegel- 
stelle giebt,  die  richtige  sei,  nämlich  diese:  „Der  in  der 
•Kefe  des  Bodens  vergrabene  Schatz  gehört  dem  Könige, 
aber  nur  der,  welcher  tiefer  liegt,  als  der  Pflug  geht." 
„Daraus",  so  fahrt  Zeumer  fort,  „ergiebt  sich  der  Satz, 
dass  die  Schätze,  welche  der  Pflug  aufwühlt,  dem  Grund- 
eigcnthümer"  gehören.  „Diesen  Satz  hat  Eike  nicht  aas- 
et incliti  regia  Boemie  in  hello  puhlico'  geschehen.  Vgl.  auch  daselbst 
S.  107:  'quod  supra  dicte  persone  se  non  reddant  difficiles  sivegraves^ 
lesores  coinponero  noluerlnt  cum  offensis*. 
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gesprochen,  gedacht  aber  hat  er  ihn  sicher.  Das  zeigt  die 
Fassung  des  folgenden  Satzes:   „Silver  ne   mut  ok  u.  s.  w." 

Bis  hierhin  mag  zunächst  Zeumer  nicht  widersprochen 
werden ;  wohl  aber  in  dem  folgenden  Satz :  ^ Wie  der  König 
den  in  der  Obei*fläche  des  Bodens  liegenden  Schatz  dem 
Grundeigenthümer  nicht  nehmen  darf,  so  darf  auch  Niemand 
das  Silbererz  in  der  Tiefe  seines  Bodens  ohne  seine  Ein- 
willigung nehmen.^  Nun  spricht  der  Sachsenspiegel  nicht 
von  ^nehmen'',  vor  allem  nicht  von  „der  Tiefe  seines 
Bodens",  sondern  er  spricht  von  „brecken  up  eines 
anderen  mannes  gude",  also  von  brechen  auf  (oder 
wenn  man  will  von  graben  auf  oder  waschen  auf)  eines 
anderen  Gute.  Zeumer  handelt  also,  wie  mir  scheint, 
gegen  seine  eigene  Lehre :  er  lässt  nicht  die  Quellen  reden, 
er  macht  sie  reden. 

Was  Eike  vom  Silber  brechen  auf  einem  fremden 
Grundstücke  sagt,  gilt  bis  heute,  obgleich  doch  gewiss 
ist,  dass  heute  die  Metalle  in  Deutschland  nicht  zum  Grund- 
eigenthum  gehören  und  dass  das  Recht,  sie  zu  gewinnen^ 
Tom  Staate  Jedermann,  der  sie  entdeckt  und  gemuthet  hat, 
verliehen  wird.  Man  muss  nämlich  zweierlei  unterscheiden: 
Das  Recht  auf  die  Bergwerksgüter  und  das  Recht. 
um  die  Bergwerksgüter  zu  gewinnen,  fremdes  Ober- 
flächeneigenthum  zu  okkupiren.  Nicht  zur  Ausübung 
des  ersteren,  nur  zur  Ausübung  des  letzteren  Rechts  ist 
die  Genehmigung  des  Grundeigenthümers  nöthig.  Wird  diese 
verweigert,  so  hat  nach  heutigem  Rechte  der  Bergwerks- 
besitzer das  Expropriationsrecht  (Allgemeines  preussisches 
Berggesetz  §  135),  d  h.  der  Grundeigenthümer  kann  ge- 
zwungen werden,  eine  Benützung  des  Oberflächeneigenthums 
für  bergbauliche  Zwecke  zu  gestatten  gegen  vorhergehende 
vollständige  Entschädigung.  Diese  Entschädiguug  be- 
trifft nicht  das  bergmännische  Mineral,  für  dieses  vrird  dem 
Grundeigenthümer  Nichts  vergütet,  sondern  sie  betriö't  den 
der  Oberfläche  zugefügten  Schaden,  bzw.  sie  wird 
für  die  Entziehung  der  Oberflächennutzimg  gewährt. 
Wenn,  wie  dies  die  Regel,  die  Gewinnung  des  Minerals 
:ht  von  der  Oberfläche  aus  erfolgt,  wenn  der  Gnmdbesitzer 

am  Rammeisberg,  im  Mansfeld  sehen,  im  Freiberg  sehen 

Zeitschrift  für  Eechtsgeschichte.    XXJII,    Genn.  Abth.  8 
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trotz  des  in  der  Tiefe  umgehenden  Silberbergbaues  seinen 
Acker  ruhig  fortbenutzt,  so  bedarf  es  nicht  der  Genehmigung 
des  Grundbesitzers. 

Zeumer  gelangt  aber  zu  einem  ganz  anderen  Ergeb- 
niss,  indem  er  statt  „brechen  auf"  setzt  „in  (aus)  der 
Tiefe  nehmen",  also  wie  mir  scheint,  gerade  das  Gegen- 
theil  von  dem  behauptet,  was  Eike  sagt,  und  indem  er 
ferner  S.  15  nach  dem  Vorgange  Zycha's  behauptet,  dass 
die  Meissener  Markgrafen  als  Grundeigenthümer  (nicht 
als  vom  Reiche  beliehene  Regalherren)  Bergbau  be- 
trieben haben.  So  glaubt  er,  dass  Zycha  „endgültig"  den 
§  2  in  unserer  Stelle  richtig  ausgelegt  habe.  Dieser  Para- 
graph schliesse  den  Bergbau  aus  (S.  23)  in  Bezug  auf  Silber, 
den  einzigen  Bergbau,  der  im  östlichen  Sachsen  damals  eine 
grössere  Bedeutimg  hatte  (?). 

In  der  That  behauptet  Zycha,  Das  Recht  des  ältesten 

Bergbaues  S.  60,   der  §  2  richte   sich  an  die  Adresse  jener, 

welche,  ohne  selbst  beliehen  zu  sein,  auf  dem  Boden  eines 

mit  einer  königlichen Betriebserlaubniss  ausgestatteten  Grund- 

oigenthümers  bauen  wollen.    Dies  ist,  wie  sogleich  gezeigt 

werden  soll,   falsch;    §  2  richtet  sich  an  die  Adresse  derer, 

die  vom  Regalherrn  die  Erlaubniss  zum  Bergbau  haben, 

diesen   Bergbau    aber   nicht    unterirdisch    (unter   Tage), 

sondern  auf  einem  fremden  Grundstücke  (über  Tage)  durch 

Graben    betreiben,    d.  h.    den    Oberflächeneigenthümer   aus 

Besitz    und    Nutzung    seines    Eigenthums    dejiziren    wollen. 

Zycha  imd  Zeumer  holen   die   alte  Theorie   von  Achen- 

bach  u.  A.  wieder  hervor,    dass    die  Kaiser  im  Harz,    der 

Markgraf  von  Meissen,  die  Bischöfe  von  Meissen  und  Trient, 

die  Könige  von  Ungarn,  Böhmen  und  Mähren  den  Bergbau 

als  Grundeigenthümer  betrieben  bzw.  aus  ihrem  Rechte 

als  Grundeigenthümer    freigegeben   haben.     Zycha   begeht 

hier  einen  der  vielen  Widersprüche.     Er  sagt  selbst  S.  157: 

„Neben   regalen  Verleihungen,    die  Funde    auf  allen,  wo 

immer  gelegenen  Gütern   des  Beliehenen   betreffen  (z.  B. 

für    das   Bisthum  Trier  von  1158    und    für    das  Bisthuni 

Meissen  1232),   finden   sich    seit  den   letzten  Jahrzehnten 

des  12.  Jahrhunderts  auch  solche,  die  sich  auf  das  ganze 

Territorium    eines    Landesherrn    beziehen.      So    erhielten 
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Territorialverleilmngen  die  Herzöge  von  Steiennark  (1182), 
die  Markgrafen  von  Meissen  (1185).  die  Bischöfe  von  Trient 
(1189),  von  Brixen  (1202),  die  Herzoge  von  Oesterreich, 
von  Bayern  (1219),  der  Deutsehe  Ritterorden  (1226)  u.  s.  w." 
Während  Zycha  also  z.  B.  S.  6b   behauptet,    dass   die 
Freigabe  des  Bergbaues  durch  den  privaten  Grundeigen- 
thümer  erfolgt  «ei  (als  welchen  er  den  Bischof  Albrecht  von 
Trient   1189   und  die   Markgrafen  von  Meissen   bezeichnet), 
erkennt  er  an  der  angezogenen  Stelle,  S.  157,  an,    dass  sie 
nicht  als  Gnindeigonthümer,  sondern  als  Territorialherren 
für  ilir  ganzes  Territorium   das  Bergregal   besessen   haben. 
XJebrigens    beziehen    sich    selbst    die  Yerleihungen    auf   die 
„Güter"  des  Beliehenen,  z.  B,  für  das  Bisthum  Trier  und 
das  Biüthum  Meissen  gleichfalls  auf  das  ganze  Herrschafts- 
gebiet.    Es   ist   dies  u.  A.  vom  Reichsgericht  z.  B.  für  die 
Verleihung  vom  Jahre  1252  an  das  Kloster  Haina  ün  ür- 
theile  vom  J9.  Oktober  1892  (in  Brassert's  Zeitschrift  Bd.  34 
S.  382)    imter  Anführung    zahbeicher  Parallelstellen    nach- 
gewiesen, obgleich  es  dort  heisst: 

„ecclesiae  de  Hegeno  ■ —  hanc  facimus  gratiam  et  con- 
cedimus  bbertatem,  ut  si  quam  possint  venam  metalli, 
argenti,  cupri,  plmiibi  vel  stanni  in  suis  prediis  reperire 
vel  elaborare,  suis  debeant  usibus  retincre  et  absque  ca- 
lumnia  cuiuslibet  possidere." 

Es  kommt  hierauf  für  unseren  Gegenstand  aber  Nichts 
an;  es  genügt  festzustellen,  dass,  wie  Zycha  zugesteht,  die 
Verleihungen  für  das  Murkgraftham  Meissen  (erwähnt  1185) 
und  das  Bisthimi  Trient  von  1189  sich  auf  das  ganze  Herr- 
haftsgebiet beziehen.  Die  Markgrafen  von  Meissen 
ren  nicht,  dass  sie  als  Grundeigenthümer  auf  ihrem 
ivaten  Grmideigenthum  den  Bergbau  freigeben,  sondern 
geben  ihn  dem  Booster  AltenzeUe  auf  dessen  Besitzungen 
i  „cum  ab  imperii  cuiuslibet  metaUi  proventnm  in  nostra 
marchia  beneficii  iure  suscepiraus'^,  also  als  Regalinhaber. 
Dem  entspricht  der  Inhalt  des  Freiberger  Bergrechts  I,  2: 
„Ein  jeglicher  Oberbergmeister  oder  oberster  Terleiher  hat 

Ii  Gewalt,  von  Rechte,  dass  er  jegliche  Gänge  (also 
sht  bloss  die  auf  dorn  privaten  Grundbesitz  des  Markgrafen 
legenen)  einem  jeglichen  Bergmanne  (nicht  also  nur  dem 
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Obcrfiächeneigenthümer)  verleihen  mag,  um  derselben 
Fürstin  Recht,  also  bescheidentlich ,  dass  er  die  Gänge 
heisse  bauen,  als  recht  ist,  dass  der  Herrschaft  Nutz  und 
Frommen  daran  erkannt  wird"  (d.  h.  also,  dass  die  Herr- 
schaft als  Frontheil  ^/s  des  Ertrages  und  neben  den  7  ver- 
liehenen Maafsen  (Lehen)  je  eine  für  den  Landesherrn,  eine 
zweite  für  die  Landesherrin  und  je  eine  für  Kämmerer  und 
TruchsGss  gebaut  werden  soll).  „Der  oberste  Yerleiher  setzt 
alle  Bergrichter  ein,  soweit  das  Fürstenthum  geht,  und  seine 
Gewalt  reicht  über  alle  Gebirge  im  ganzen  Fürstenthum" 
I  c.  36.  „Wo  man  Erz  suchen  will,  das  mag  wohl  thun  und 
das  soll  von  Rechte  Niemand  wehren.  Koramt  jener,  des 
das  Erbe  oder  das  Feld  ist  und  fordert  sein  Ackertheil,  das 
ist  ^/32  und  bietet  seine  Kost  wissentlichen  zwei  ehrhaftigen 
Mannen  (d.  h.  will  sich  auf  ^/32  an  Gewinn  und  Yeriust  am 
Unternehmen  betheiligen),  der  hat  es  mit  Rechte.  Der  Dorf- 
herre  hat  daran  nicht.  Lehen,  welche  drei  Tagesschichten 
an  drei  Arbeitstagen  hintereinander  nicht  bauhaft  o-ehalten 
sind,  werden  auflässig  und  der  Oberbergmoister  darf  sie 
um  der  Herrschaft  Recht  verleihen,  an  wen  er  'dll" 
(H  c.  12).  Beiläufig  bemerkt,  dürfte  die  Yerleihung  an  die 
Markgrafen  mit  dem  Bergregal  nicht  erst  1185,  sondern 
schon  1156  erfolgt  sein. 

Ebenso  bezieht  sich  die  Freigabe  des  Bergbaues  durch 
die  Könige  von  Böhmen  und  Mähren  in  der  Iglauer 
Bergordnung  nicht  bloss  auf  einen  gefreiten  Berg,  der  in 
ihrem  privaten  Grundeigenthum  gestanden  hat,  sondern  auf 
die  ganzen  Reiche  „ubique  in  regno  nostro"  Auch  die 
Bergfreiheit,  die  das  Seh emnitzer  Bergrecht  verleiht  (König 
Bela  lY.),  bezieht  sich  nicht  bloss  auf  einen  gefreiten  Berg, 
sondern  auch  auf  fremdes  Grimdeigcnthum.^) 

Das  ius  excludendi  alios,  das  die  Herzöge  von  Lüne- 
burg im  Jahre  1273  der  Saline  Lüneburg  einräumen,  be- 
zieht sich  gleichfalls  nicht  bloss  auf  ihre  PrivaÜändereien, 
sondern  auf  das  ganze  Fürstenthum  (nee  in  alio  loco 
intra  civitatem  luneborg,  vel  etiam  extra  in  dominto  lune- 
borg).    Es  ist  keine  einzige  Urkunde  bisher  ermittelt,  die 

')  Auf  ganz  Ungarn,  Arndt,  Bergregal  S.  H6. 
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zeigt,  dass  der  Bergbau  aus  dem  Rechte  des  Grund- 
besitzes freigegeben  ist. 

Auch  im  Sachsenspiegel  findet  sich  nicht  das  Gegen- 
theil  ausgesprochen,  wenn  man  auseinanderhält:  das  Recht 
zum  Bergbau  und  das  Recht,  für  bergbauliche  Zwecke 
fremdes  Gnmdeigenthum  zu  okkupiren. 

Im  Allgemeinen  Hess  und  lasst  sich  Bergbau  betreiben, 
ohne  die  Oberfläche  zu  okkupiren.  An  einem  tiefen  Wege- 
(Thal-) Einschnitt  bei  Goslar  um  1000,  Freiberg  um  1150, 
im  Mansfeldschen  imi  1200  u.  s.  vf.  findet  man  das  Aus- 
gehende eines  Erzganges.  Man  geht  dem  Gange  nach  durch 
Stollen  oder  Schächte  tief  unter  der  Oberfläche.  Der  Gnmd- 
eigenthümer  wird  dadurch  so  wenig  gehindert  wie  der  Alm- 
besitzer am  St.  Gottbardt  durch  den  Tunnel  Anders  stellte 
sich  der  Fall,  als  im  13.  Jahrhimdert  eine  Art  Bergbau  auf- 
kam, die  später  wieder  nach  Erschöpfung  des  Erdreichs  ver- 
lassen wurde,  die  zu  Tage,  von  der  Oberfläche  aus, 
eist  in  der  Nähe  von  Flussläufen  Goldwäschereien  und 
Silbergräbereien  betrieb  und  den  Grundbesitzer  dejizirte.^) 
Damals  verödeten  in  manchen  Gegenden  die  Aecker,  imd 
tausendß  Ackerleute  strömten  von  allen  Seiten  herbei,  um 
die  Erdoberfläche  nach  Gold  oder  Silber  aufcuwühlen,  aus- 
zugraben und  auszuwaschen  und  den  Boden,  oft  bis  auf  den 
heutigen  Tag,  für  immer  oder  doch  fax  lange  imfruchtbar 
zu  machen-  Um  dies  Letztere  zu  dürfen,  sowie  überhaupt, 
am  fremdes  Gnmdeigenthum  zu  okkupiren,  war  nach  dem 
Sachsenspiegel  und  ist  noch  heute  zweierlei  nöthig: 
1.  die  Yerleihimg  mit  dem  Gewiimungsrechte  vom  Staate 
bzw.  Regalherm  und  2.  die  Erlaubniss  des  Grundeigen- 
thümers,  d.  i.  die  Erlaubniss  auch  des  Grundeigenthümers. 

Dies  zeigen  deutlich  die  sohlesischen  Goldrechte: 
das  für  Löwenberg  und  das  für  Liegnitz,  Goldberg  und 
Hamau.  Mag  die  Urkunde  über  das  Goldrecht  der  Stadt 
Löwenberg j  wie  Steinbeck  meint,  aus  dem  13.  oder,  wie 
Zeumer  \?iederholt  bemerkt,  aus  dem  14.  Jahrhimdert  sein, 

Inhalt  ist   älter  und  wahrscheinlich    schon   aus  dem 

Fahrhundert.     Darin  heisst  es: 

^)  Aebnlich  wie  der  Goldbergbau  in  Kalifornien  betrieben  wurde. 
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„Welch  Mann  auf  seinem  Acker  nach  Gold  suchen  will, 

der   mag    es   wohl    thun   mit   des  Wassermeisters   Gunst. 

Gräbt  er  ohne  Erlaubniss  des  Wassermeisters,  so  mag  da 

graben  Jedermann  mit  Recht." 

Jede  Wäscherei  (Zeche)  muaste  Theilgold  dem  Landes- 
herm  zahlen  (auch  die  auf  dem  eigenen  Boden  betriebene), 
widrigenfalls  sie  verstürzt  und  einem  Dritten  verliehen  werden 
konnte.  Auch  die  vom  Grundbesitzer  auf  seinem  Grund  be- 
triebene Zeche  „verliegt  sich",  wenn  sie  in  Jahr  und  Tag 
nicht  bauhaft  gehalten  wird.  Alle  Dorffrieden,  Viehwege 
imd  Landstrassen  sind  dem  Fürsten  frei  zu  seinem  Gold- 
werk, Wo  der  Pflug,  die  Egge  und  die  Sense  gehen,  da 
soll  Niemand  Gold  suchen  ohne  des  Gunst,  dessen  der  Acker 
ist.  Das  Recht  hat  Bergwerk  nicht.  D.  h.  also,  um  auf 
Ländereien  der  letzeren  Art  Gold  zu  graben  und  zu  waschen, 
bedarf  man  1.  des  Wassermeisters  und  2.  auch  des  Grund- 
besitzers Erlaubniss. 

Im  Goldrecht  für  Liegnitz,  Goldberg  und  Hainau  er- 
klären 1342  die  Bürger  eidlich  nach  Befragung  der  ältesten 
Bergleute  und  nach  Einsicht  der  vorhandenen  Schriften,  dass 
ihr  Erbherr,  der  Herzog,  von  Alter  zu  Recht  allen  Gold- 
werken, die  um  Goldberg  gewesen  sind  mid  noch  sind, 
oberster  Leiher  gewesen  sei  imd  einen  Richter  von  sinen 
wegen  zu  setzen  habe;  der  da  heisset  ein  Wassenneister 
zu  Goldwerks  Recht.  —  Yon  allen,  also  auch  den  von 
Grundeigenthümern  betriebenen,  ist  der  Herzog  oberster 
Leiher.  Auch  der  Grundbesitzer  darf  Gold  nur  auf  Grund 
Yerleihung  gewinnen,  doch  hat  er  einYorr.echt  vor  einem 
Dritten.  „Und  wäre  das,  dass  ein  auswendic  Mann  käme 
und  mnfchete  zu  suchen  und  zu  bauen  in  eines  Mannes  Erbe. 
Das  sol  man  wissen  lassen  denselben  Mann,  des  das  Erbe 
ist,  und  will  dieser  suchen  oder  bauen  und  sein  Erb  em- 
pfangen von  unserm  Herrn  oder  von  seinem  Wasser- 
meister, dann  soll  man  ihm  verleihen  als  Goldwerks 
Recht  ist  zu  suchen  und  zu  bauen  unsorm  Herrn  zum 
Frommen  und  ihm,"  Nicht  auch  auf  dem  ganzen  Grund- 
eigenthum,  sondern  nur,  je  nachdem  dies  dem  Landesherrn 
am  nützlichsten  war,  auf  2  oder  4  Wehre  (Maafaon)  sollte 
der  Grundeigenthümer  eine  Verleihung  erbalten.    Gruben,  die 
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der  Grundeigen ihümcr  drei  Tage  und  drei  Nächte  nicht  vor- 
schriftsmäfsig  bauhaft  hält,  fallen  in  das  landesherrliche  Freie. 
Es  handelt  sich,  um  dies  der  Klarlieit  halber  zu  wieder- 
holen, hier  um  einen  Bergbau,  der  in  der  Weise  betrieben 
wurde,  dass  die  Oberfläche  ausgegraben,  in  das  Wasser  ge- 
worfen und  sodaim  das  wegen  der  Schwere  zu  Grunde  ge- 
sunkene Gold  ausgelesen  wird.  Bei  solchem  die  Oberflächen- 
nützung  zerstörenden  Bergbau  hat  nach  dem  Liegnitzer 
Goldrecht  der  Oberflächenbesitzer  ein  Vorrecht .  nach  dem 
Lowenberger  ein  Einspruchsrecht,  nicht  weil  ihm  das 
Gold  zusteht,  sondern  weil  ihm  sein  Grundeigen- 
thum   entzogen  wird. 

DasB  wir  es  mit  einem  eigenthümlichen  Bergbau  und 
Bergrecht  für  Gold  im  Schlesischen  und  für  Silber  im  Frei- 
bergischen zu  thim  haben,  zeigt  die  Kulmische  Handveste 
von  1233,  die  unverkennbar  lehrt,  dass  der  Orden  auf  allen 
Ländereien,  auch  auf  fremden  Privatländereien,  kraft  kaiser- 
licher Verleihung  das  Salz-  und  Erzregal  hat,  „ita  tarnen 
ut  inventor  auri  sive  in  cuius  bonis  inventum  fuerit,  ins 
habeat  quod  in  terra  ducis  Silesii  in  huiusmodi  talibus  est 
coiicessum;  inventor  autem  argenti  sive  is  in  cuius  agris 
jnventum  fuerit  ius  fribergense  in  eiusmodi  inventione  habeat 
perpetuum''. 

Unter  Bergbaufreiheit  versteht    man   nicht   das   Recht, 
smdes  Grundeigenthum  zu  okkupiren,  sondern  nui*  die,  Berg- 
»rksmineralien  ohne  Erlaubniss  des  Grundeigenthümers,  aber 
le  Okkupation  der  Oberfläche,  zu  gewiimen.     Es  ist  also 
it  richtig,  was  Zeumer  8.  23  sagt,  dass  §  2  die  Berg- 
ifreiheit    in    Bezug   auf   den    Silberbergbau    auspchliesst ; 
schliesst   nur   die   (auch   heute    fehlende)   Befugniss    des 
Silberbergbau  Berechtigten   aus,   fremdes  Oberflächen- 
jenthum   zu   okkupiren.     §  2   giebt   nicht,    wie   Zeumer 
»endort  sagt,  „allein  dem  Grimdeigenthümer  die  Verfügxmg 
ir  den  Abbau  des  Silbers  unter  der  Erde";   er  lässt 
vielmehr  nur  die  Verfügung  über  den  Abbau  auf  seinem 
)erflächeneigenthum,  er  schützt  ihn  gegen  Dejektion.    End- 
ist  es   nicht   richtig,   dass    „seiner  Genehmigung   allein 
zum  Abbau  bedarf",  \1elmehr  bedarf  es  dazu  zuerst  und 
lachst  der  regalherrlichen  und  sodann  „auch"  derjenigen 
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des  Grundbesitzers  —  letzterer  nicht  zum  Bergbau  an  sich, 
sondern  nur  zur  Occupation,  zur  Zerstörung  des  Grund- 
eigenthums,  zum  Graben,  Waschen  auf  fremdem  Grund 
und  Boden. 

Selbst  wenn  also  in  §  1  unserer  Stelle  nicht  vom  Berg- 
sondern vom  Schatzregale  gehandelt  sein  sollte,  so  beweist 
§  2  weiter  Nichts,  als  dass  zur  Okkupation  fremden  Ober- 
flächen-Grundeigenthums,  zum  Brechen  oder  Graben  von 
Silber  auf  fremdem  Boden  auch  die  Erlaubniss  des  Grund- 
besitzers nöthig  isi 

Obgleich  ich  auf  dem  philologischen  Gebiete  Zeumer 
mehr  als  mir  zutraue,  glaube  ich  nicht,  dass  seine  Gründe 
bei  §  1  gegen  das  Bergregal  durchschlagend  sind. 

Die  in  der  Erde  durch  Menschenhand  vergrabenen  Schätze 
verhalten  sich  zu  den  dort  lagernden  bergmänniBchen  etwa 
wie  eine  Mücke  zu  zehntausend  Elephanten.  Der  Bergbau 
im  13.  Jahrhunderfc  spielte  eine  so  ungeheuere  Rolle,  dass 
ihn  Eike  nicht  vergessen  konnte,  am  allerwenigsten,  wenn 
er  doch  vom  Silberbrechen  spricht.  Der  nächste  Bergbau 
für  Eike  war  der  Mansfeldsche,  der  vor  zwei  Jahren  sein 
700  jähriges  Bestehen  feierte  und  auf  kaiserlicher  Verleihung 
(Privileg  Friedrichs  IL)  beruhte.  Auch  die  Saline  Halle, 
deren  rechtlicher  Ursprung  kaiserliche  Yerlelhung  war,  lag 
ihm  vor  der  Thür.  Sollte  übrigens  Eike  nichts  vom  Frei- 
berger  Bergbau  und  der  Saline  Lüneburg  gewusst  haben? 
Der  Goslarer  Bergbau  hat  gleichfalls,  wie  u.  A.  Neuburg, 
Goslars  Bergbau  bis  1552,  im  Jahre  1892  nachgewiesen, 
nicht  grund-  sondern  regalherrlichen  Ursprung.  Wenn  Eike 
in  der  Vorrede  sein  Wissen  als  einen  Schatz  bezeichnet, 
der  sich  mindere,  wenn  man  ihn  in  der  Erde  vergrabe,  und 
sich  vermehre,  wenn  man  Anderen  davon  raittheile,  so  ist 
es  doch  ganz  gewiss  nicht  auffällig,  wenn  Eike  auch  die 
Mineralschätze  als  Schatz  bezeichnet.  Thun  wir  dies  ja 
heute  noch.  Es  hat  wohl  ein  Schatzregal  gegeben,  aber 
dies  ging  nicht  dahin,  dass  die  Schätze  zur  königlichen  Ge- 
walt gehörten,  sondern  dass  die  Könige  einen  Theil  des 
Schatzes  zuweilen  erhielten. 

Gerade  das  Beispiel  des  französischen  Rechts,  das 
Zeumer  S.  22  anführt,  spriclifc  für  das  Bergregal.    Die  von 
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Zeumer  angezogenen  Stellen,  die  Parömie:  Gold  dem  Könige, 
Silber  dem  Baron,  „fortune  d'or  au  roi,  fortune  d'argent  au 
baron",  sind  längst  bekannt  und  gewürdigt  (Mein  Kom- 
mentar zum  Bergges.  2.  Aufl.  S.  25,  Stein  und  "NVarnkönig, 
Französische  Staatsgeschichte  2.  Aufl.  I  S.  463,  Pastoret 
p.  XXXIII).  Sie  wird  in  Frankreich  auf  den  Bergbau, 
Bergmannsglück,  bezogen.  Im  13.  Jahrhundert  hatten  sich 
in  Frankreich  die  Seigneurs,  qui  ont  jurisdistion,  die  niederen 
Mineralien  angeeignet;  nur  das  Gold  war  dem  Könige  ver- 
blieben; ähnlich  wie  in  England  die  Krone  alle  Mineralien 
bis  auf  Gold  allmählich  an  die  Grundbesitzer  verloren  hat. 
Um  das  Jahr  1400  erobern  die  französischen  Könige  das 
gesammte  Bergregal  zurück,  E.  Lame  Fleury,  de  la  legis- 
lation  min^rale  sous  ancienne  regime,  Patent  Karls  YI.  vom 
30.  Mai  1413  bei  Stein  und  Warnkönig  8.  463. 

Ebenso  wie  in  Prankreich  hat  v.  Buch,  hat  die  ge- 
meine Glosse  das  Wort  Schatz  in  §  1  auf  das  Bergregal  be- 
zogen. Woher  will  man  heute  dies  besser  wissen  als  vor 
sechshundert  Jahren? 

M.  E.  ist  die  Stelle,  \i\e  folgt,  auszulegen: 
Aller  Berg  Werksschatz  unter  der  Erde  begraben,  tiefer 
als  der  Pflug  geht,  gehört  zur  königlichen  Gewalt,  d,  h. 
ohne  Verleihung  des  Regalherrn  bzw.  des  regalherrlichen 
eamten  und  bloss  aus  dem  Rechte  des  Grundeigenthums 
rf  er  nicht  gehoben  werden.  §  2.  Silber  darf  auf 
mdem  Grund  und  Boden  Niemand  brechen  ohne  auch 
essen  Erlaubniss,  dem  das  Gnmdstück  gehört. 
Sollte  §  1  aber  selbst  auf  den  thesaurus  occultus,  den 
Menschenhand  vergrabenen  Schatz  gehen,  so  ist  die 
tige  Auslegung  die  folgende: 

eder  Sehatz  unter  der  Erde,   tiefer  als  ein  Pflug  geht, 

hört   zur   königlichen  Gewalt.     Jeder  Schatz,    den   der 

flug  aufwühlt,  gehört  dagegen  zum  Grundeigenthum  und 

rf  nur  vom  Grundeigenthümer  gewoimen  werden.    Auch 

Silber   auf  einem   anderen  Grundstück  zu   brechen 

|d.  h.  Silber  nicht  unterirdisch,   tiefer  als  der  Pflug  geht, 

gewinnen),  bedarf  man  der  Erlaubniss  des  Grundeigen- 

ümers.     Aber  man  bedarf  dieser  Erlaubniss  nicht,   weil 

8  Silber  dem  Grundeigenthümer  gehört,  sondern  weil  man 
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dem  Grundeigenthümer  nicht  die  Nutzung  seines  Eigen- 
thuma  entziehen,  ihm  sein  Grrundstück  nicht  devastiren, 
ihn  nicht  aus  diesem  Grundstücke  dejiziren  soll.  Um  Silber 
unter  einem  fremden  Grundstücke  zu  gewinnen,  um  Silber 
aus  der  Tiefe  des  Grundstücks  zu  nehmen  (tiefer  als 
Pflug  und  Spaten  gehen),  bedarf  man  ebensowenig  der 
Erlaubniss  des  Grundeigenthümers ,  wie  um  einen  Schatz 
zu  heben,  der  tiefer  Hegt,  als  der  Pflug  geht. 

Unerheblich  ist  hierbei,  ob  Eike  bei  IH,  66  an  die 
Anlegung  von  Festungswerken  gedacht  hat;  es  genügt  die 
Thatsache,  dasa  man  nach  dieser  Stelle  ohne  Erlaubniss  des 
königlichen  Richters  nicht  tiefer  die  Erde  aufwerfen  darf 
(gleichviel  zu  welchem  Zwecke),  als  man  mit  einem  Spaten 
die  Erde  aufwerfen  mag. 

In  der  Dresdener  Bilderhandschrift  zum  Sachsenspiegel 
von  Amira  findet  sich  als  Zeichen  unserer  Stelle  oben  ein 
Pflug,  unten  ein  Spaten.  Off'enbar  bezieht  sich  der  Spaten 
also  auf  §  2.  Niemals  und  zu  keiner  Zeit  aber  war  der 
Spaten  des  Bergmanns  Symbol.  Dies  waren  von  je  und 
schon  im  entferntesten  Mittelalter  Schlägel  und  Eisen,  Fäustel 
und  Keilhaue.  Der  Spaten  ist  für  den  Bergbau  ein  absolut 
untaugliches  Mittel;  der  taugte  für  den  Ackersmann,  der 
dem  Pfluge  entlaufen  war  und  Silber  grub. 

Ganz  mit  Recht  wird  daher  auch  aus  diesem  Grunde 
§  2  nicht  auf  den  Bergbau  bezogen.  Uebrigens  sind  die 
Worte  „auf  eines  anderen  Mannes  Gute"  bei  der  Zeumer- 
schen  Auslegung  mindestens  entbehrlich  und  nicht  erklärlich. 
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IV. 

Wergeld  und  Stand. 

Ton 

HeiTH  Dr.  Paul  Vinogradoflf, 

vormals 
ordentlichem  Professor  an  der  Universität  Moskau. 

Als  eine  interessante  Entwickelung  in  der  rechtshisto- 
risohen  Litteratur  der  letzten  Jahre  erscheint  eine  Reihe 
von  Untersuchungen,  welche,  ohne  direkten  Zusammenhang 
untereinander,  von  verschiedenen  Seiten  an  die  Frage  über 
die  ständische  Entwickelung  des  früheren  Mittelalters  heran- 
treten und  die  üblichen  Ansichten  über  diese  Frage  bean- 
standen. Obgleich  keineswegs  in  alle«  Punkten  überein- 
stimmend, haben  doch  Hecks  ^),  Wittichs  ^)  und  Ernst  Mayers  ^) 
Ausführungen  insofern  manches  Gemeinsame,  als  sie  die  Vor- 
stellungen von  der  breiten  Grundlage  germanischer  Gemein- 
fireiheit,  aus  welcher  sich  die  späteren,  mannichfaltig  ab- 
gestuften ständischen  Kreise  entwickelt  hätten,  in  Zweifel 
ziehen  und  zerlegen.  Für  den  einen  bleibt  der  Begriff  der 
Gemeinfreiheit  wohi  bestehen,  aber  er  verengt  sich  zu  einer 
eigenthümlichen  Nobilität,  welche  von  der  minderen  Freiheit 
scharf  getrennt  wird.  Der  andere  stellt  sich  die  Gesellschaft 
des  Tacitus  und  der  Volksrechte  als  einen  von  Knechten  und 
Hintersassen  umgebenen  Kreis  von  Gnmdherren  vor.  Für 
den  dritten  geht  durch  die  Geschichte  des  früheren  Mittel- 

*j  Pb.  Heck,  Die  Gemeinfreien  in  den  k^uolingischen  Volksrechten. 
1900.  Ich  -werde  mich  auf  dieses  Werk  berufen,  weil  in  ihm  Manches, 
was  in  dem  froheren  Buche  über  die  Altfriesiche  Gerichtsverfassung 
(1894)  behauptet  wurde,  weiter  entwickelt  und  theilweise  verändert 
erscheint,  und  auch  die  Kritiken  der  Gegner  berücksichtigt  werden.  — 
*)  W.  Wittich,  Die  Grundherrschaft  in  Nordwestdeutschland.  1896. 
Die  Frage  der  Freibauern  in  der  Z.  f.  R.-G.  XXII  (1901).  —  »)  Ernst 
Mayer,  Deutsche  und  französische  Verfassungsgeschichte  vom  9.  bis 
«mn  14.  Jahrhundert.    1899. 
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alters  der  Gegensatz  zwischen  den  Geschlechtern  der  Adligen, 
welchen  Steuerfreiheit  und  Grundbesitz  zukommt,  und  der 
Menge  der  Freien,  welche  nach  Mutterrecht  lebt  und  der 
schweren  Arbeit  sich  widmet.  Neuerdings  kommt  noch  das 
englische  Werk  F.  Seebohms  hinzu  i),  welches,  im  Anschluss 
an  frühere  Arbeiten  desselben  Verfassers,  die  Unterordnung 
der  durch  den  Makel  der  Freilassung  und  die  fremdländische 
Abstammung  in  der  Geschlechtaverfassung  zurückgesetzten 
Leute,  sowie  der  bäuerlichen  Hintersassen  betont.  Es  zieht 
durch  alle  diese'  Bücher  ein  unverkennbar  gemeinsamer 
Geist,  und  man  könnte  versucht  sein,  die  ganze  Richtung 
durch  zwei  Merkmale  zu  charakterisiren  —  durch  eine  quali- 
tative Steigermig  des  Begriffes  der  Gemeinfreiheit  und  eine 
quantitative  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  der  minderen 
Freiheit. 

Einer  in  dieser  Weise  auftauchenden  Richtung  wird  man 
schwerlich  alle  imd  jede  Bedeutung  absprechen  können,  wenn 
man  auch  nicht  eben  alles,  was  die  frühere  Forschung  ge- 
schaffen hat,  wie  eine  Art  von  Penelope's  Gewebe  aufzu- 
lösen braucht.  Wieviel  hat  man  aber  billigerweise  der 
neuen  Auffassung  einzuräumen?  Was  sind  die  Hauptvoraus- 
setzungen,  an  denen  man  bei  Schlichtung  des  Streites  auf 
jeden  Fall  festzuhalten  hat?  Das  sind  Fragen,  welche  es 
vielleicht  an  der  Zeit  ist,  bei  dem  gegenwärtigen  Stand  der 
Controverse  zu  stellen.  Brunners  Abhandlung  über  Nobiles 
und  Gemeinfreie  in  dieser  Zeitschrift '')  hat  in  dieser  letzton 
Beziehung  schon  manches  Wesentliche  hervorgehoben,  aber 
die  Verhandlungen  über  die  Streitfrage  haben  sich  nach  ihrem 
Erscheinen  erst  recht  lebhaft  gestaltet,  und  so  ist  auch  jetzt 
Raum  für  Versuche  einer  zusammenfassenden  Abschätzung 
der  aufgestellten  Thesen  und  Beweisführungen. 

Die  gegenwärtige  Abhandlung  bietet  einen  derartigen 
Versuch,  und  zwar,  um  es  von  vornherein  zu  sagen,  schien 
mir  materiell  die  Rechtfertigung  zu  einem  solchen  darin  zu 
hegen,  dass  die  Controverse  in  letzter  Zeit  in  mancher  Hin- 
sicht zu  analytisch,   ohne  genügende  Würdigung   des  histo- 

1)  F.  Seebohm,  Tribal  Custom  in  Anglo-Saxon  law.  190'2.  — 
*)  H.  Brunncr,  Nobiles  und  Gemeiufrcie  in  deu  karolingischen  Yolks- 
rechteu,  Z.  f.  11.-G.  XIX  (1898). 
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rischeu  Zusammenhanges  und  der  volkswirthschaftlichen  Yor- 
aussetzimgen  geführt  worden  ist.  Bei  der  Dürftigkeit  des 
juristischen  Materials  und  den  sprachlichen  Mängeln  der 
Quellenzeugnisse  dieser  Epoche  lassen  sich  zuweilen  ver- 
blüflFende  Behauptungen  aufstellen  und  spitzfindige  Argumen- 
tationen fuhren,  die  doch  nur  so  lange  imponiren  können, 
bis  sie  im  engen  Umkreis  der  zwei  drei  ausgelesenen  Beleg- 
stellen sich  zu  verantworten  haben,  und  ihre  Anziehungskraft 
bei  einer  etwas  breiteren  Umschau  verlieren.  Es  ist  nun 
nicht  meine  Absicht,  alle  im  oben  angedeuteten  Zusammen- 
hang berührten  Fragen  zum  Gegenstand  einer  ausführlichen 
Untersuchung  zu  machen  oder  eine  eingehende  kritische  Be- 
sprechung der  vorhandenen  Litteratur  zu  geben.  Wohl  aber 
schien  es  mir  am  Platz,  in  dem  rasch  anwachsenden  Material 
einige  der  Hauptgedanken  hervorzuheben  und  dieselben  auf 
ihre  Voraussetzungen,  Quellennachweise  und  Consequeiizen 
hin  zu  prüfen.  In  der  vorliegenden  Abhandlung  habe  ich 
mich  in  dem  Bereich  der  karolingischen  Ständeverhältnisse 
gehalten,  indem  ich  auf  eine  Würdigung  des  angelsächsischen 
imd  nordischen  Materials,  welches  in  manchen  Hinsichten 
interessante  Parallelen  zur  Entwickelung  des  continentalen 
Westeuropas  bietet,  vorläufig  verzichten  muss.^)  Als  Central- 
jfirage  für  meine  Auseinandersetzung  wähle  ich  die  Frage 
über  die  ständische  Bedeutung  des  Wergeids.  Mag  auch, 
vie  Mayer  richtig  bemerkt,  nicht  jede  ständische  Abstufang 
sich  im  Wergeid  abspiegeln,  so  ist  es  wohl  umgekehrt  nicht 
zu  bestreiten,  dass  die  Deutung  der  vorhandenen  Wergeid- 
differenzen nicht  anders  als  von  hervorragender  Bedeutung 
für  die  Auffassung  der  Stände  sein  kann.  Die  Periode  der 
Volksrechte  hat  auch  in  der  ihr  eigenthümhchen  Notirung 
dieser  Differenzen  ein  imvergleichliches  Mittel  für  die  Ab- 
schätzung socialer  Unterschiede  besessen.  Wären  die  Pro- 
bleme der  Wergeidarithmetik,  wie  sich  Wittich  spöttisch  aus- 
drückt, glücklich  gelöst,  so  würde  man  auch  festen  Boden 
für  manche  hochwichtige  wirthschaftliche  und  social -ge- 
schichtliche Folgenuigen  gewinnen. 


')  Und  zwar  habe   ich  Hecks  Aufiit«Ilangen  besonders   berück- 
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I.   Die  Münzrerliältnisse. 

Es  ist  unmöglich,  irgend  welche  Beobachtungen  in  Bezug 
auf  AfVergelder  anzustellen,  ohne  vorher  sich  klar  gemacht 
zu  haben,  in  welchen  Geldsorten  diese  Wergelder  gezahlt 
wurden.  Es  erwächst  daraus  eine  schwierige  Vorunter- 
suchung, da  die  Verhältnisse  in  Folge  einer  umfassenden 
karolingischen  Münzreform  besonders  verwickelt  waren.  Die 
numismatischen  Vorarbeiten  für  eine  allgemeine  Behandlung 
der  Frage  sind  auch  in  manchen  Beziehmigen  dürftig  und 
unklar.  Dennoch  scheint  es  mir,  dass  man  in  Bezug  auf  die 
Hauptpunkte  zu  gewissen  festen  Resultaten  gelangen  kann, 
in  welchen  dann  für  die  weitere  Untersuchung  eine  Grund- 
lage sich  darbietet.  Ich  kann  nicht  umhin,  selbst  nach  den 
ausführlichen  Darstellungen  von  Soetbeer,  Waitz,  Inama- 
Stemegg,  Brunner,  Seebohm  u.  a.  die  als  besonders  wichtig 
erscheinenden  Momente  hervorzuheben. 

l.  Im  Merovingischen  Reich  und  den  mit  ihm  in  Ver- 
bindung stehenden  Gebieten  finden  wir  bekanntlich  Geld- 
systeme, welche  von  der  spätrömischen  Goldwährung  ab- 
geleitet sind.  Der  Solidus  von  Constantin,  ursprünglich  zu 
72  Stück  auf  das  römische  Pfund,  dann  etwa  um  die  Zeit 
Justins  zu  84  Stück  auf  das  Pfund  erleichtert,  bleibt  die 
Grundlage  des  fränkischen,  sowie  auch  des  burgundischen, 
allemannischen  und  baierischen  Münzsystems,  und  zwar  nicht 
nur  historisch,  insofern  die  einheimischen  Goldmünzen  ihm 
nachgebildet  wurden,  sondern  auch  unmittelbar,  da  der  Zu- 
fluss  aus  dem  oströmiachen  Kaiserreich  nicht  aufhört  und 
für  die  Ausfüllung  der  Lücken  der  ehibeimischen  Münzen- 
production  eine  hervorragende  Bedeutung  bewahrt.  Im  Con- 
trast  zu  dieser  einheitlichen  Goldbasis,  durch  welche  auch 
die  Xlebereinstimraung  der  Ilauptansätze  der  Wergelder  be- 
dingt wird  ^),  gestalten  sich  die  kleineren  Münzeinheiten  sehr 

*)  Die  beste  Illustration  zu  dieser  Uebereinstiminung  der  Wergeld- 
siitze  bietet  L.  Rip.  36,  welche  die  Wergelder  der  Hauptstäniiae  des 
fränkischen  Reicliö  ihren  Ueberliefernugen  getreu  und  in  derse.lbeu 
Wertheiulieit  des  Solidus  ausdrückt.  Die  kleine  Abweichuug  in  Bezug 
auf  den  Burgunder,  welcher  statt  der  löO  einheinüscheu  mit  160  ripua- 
rischen  Solidi  taxirt  wird  —  in  augenscheinlicher  Uebereinstiiumung 
mit  den  Ansätzen  des  alamannischen  und  bnicriscben  Rfcbts,  bestätigt 
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verschiedenartig  bei  den  verschiedenen  Stämmen.  Die  Salier 
rechnen  auf  den  Solidus  40  Denare,  die  Baiern  36  Denare 
lind  12  Saigae,  die  Allemannen  12  Saigae,  die  Ripuarier  viel- 
leicht 12  Denare.  Es  wird  allgemein  angenommen^),  dass 
die  Saigae  und  die  grossen  Denare  zu  12  auf  den  Solidus 
auf  die  alten  römischen  Silberdenare,  seit  ]S^ero  zum  Fuss 
von  V»6  Pfund  geprägt,  zurückgehen.  Dagegen  erscheinen 
die  salischen  und  baierischen  Kleinmünzen  wahrscheinlich 
als  eine  Modification  der  Halbsiliqua,  die  im  byzantinischen 
Kaiseneich  seit  Julian  zu  4S  auf  den  aureus  cursirte.  bei 
den  Franken  und  Baiern  aber  h<iher  berechnet  wurde  imd 
zwar  zu  40  resp.  36  auf  den  Solidus. 2)  Wie  dem  auch  sei, 
die  Thatsache  steht  fest,  dass  wir  in  der  merovingischen 
Periode  mit  einer  auf  dem  spätrömiachon  Solidus  b^sirten 
Goldwährung  zu  thun  haben.  Das  cursirende  Silbergeld  er- 
scheint überwiegend  als  Scheidemünze.  Von  einer  wirklichen, 
gesetzlich  bestimmten  Relation  zwischen  der  Goldsorte  der 
solidi  und  der  Silbersorte  der  denarii  kann  bei  der  im- 
fassbaren  Art  des  denarius  nur  in  ganz  vorübergehenden 
Momenten  die  Rede  sein.  Die  vollwichtigen  Denare  der 
ausgehenden  Republik  und  früheren  Kaiserzeit  hätten  zu 
einer  solchen  Relation  Gelegenheit  geben  können  und  sind 
auch  wohl  als  Saigae  in  dieser  Weise  benutzt  worden.  Es 
waren  aber  ihrer  nach  dem  Münzconsum  des  I. — Y,  Jahr- 
hunderts augenscheinlich  zu  wenig  geblieben,  um  als  Grund- 
lage einer  weitverbreiteten  Circulation  zu  dienen,  und  von 
einer  einheimischen  Mmizung  der  Saigae  verlautet  nichts. 
Salische  Silbermünzen  sind  nun  allerdings  in  der  Form  der 
schlecht  nachgeahmten  merovingischen  Siliquae  und  Halb- 
siliquae  keine  Seltenheit,  und  der  Versuch ,  den  Silberdenar 
in  eine  bestimmte  Werthrelation  zum  Solidus  zu  setzen,  hat 
zu  den  bekannten  Doppelansätzen  der  Lex  Salica  geführt. 
Aber  die  Beschaffenheit  der  in  den  Münzsammlungen  reich- 

nur  die  Regel.    Auf  die  interessanten  Einzeluheiten  des  Titels  werden 

r  nochmals  zuriickzukominen  Grelegenheit  haben. 
^)  Z.  B.  Soetbeer,  Beiträge,  Forschungen  z.  d.  G.  I,  583.  —  «)  In 
meser  Beziehung  scheint  mir  Grote's  Auöeinandersetzuiig,  Münzstudien. 
^^  II,  794,  überzeugend  zu  sein.    Ihr  folgen  auch  Engel  et  itai.  Serrure, 

r" 
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lieh  vorhandenen  Stücke  xeigt,  äass  dieser  Versuch  voll- 
ständig misslungen  ist.  Bestimmte  Beobachtungen  sind  nur 
in  Bezug  auf  das  Gewicht  der  Stücke  gemacht  worden,  und 
da  hat  es  sich  gezeigt,  dass  bei  höchst  ungleichmäfsiger 
Prägung  und  Stückelung  die  Münzen  sehr  stark  von  einander 
diff eriren  ^) ,  so  dass  schon  nach  diesem  einen  Merkmale  zu 
urtheilen  die  Denare  nur  als  Scheidemünze,  nicht  nach  ihrem 
reellen,  sondern  nach  ihrem  nominellen  Wcrthe  umliefen. 
Es  lässt  sich  aber  noch  mehr  in  Bezug  auf  Missbräuche  und 
Abschwächungen  in  der  Feinheit  der  Münze  vermuthen,  ob- 
gleich dieses  Element  des  Problemcs  nie  gehörig  untersucht 
worden  ist. 2)  Das  eigentliche  Geld,  als  Wertheiuheit,  bildeten 
auch  bald  nach  der  merovingischen  Münzreform,  trotz  man- 
cher Missstände,  die  Goldsolidi  und  besonders  ihre  Drittel- 
Stücke,  die  Trientes,  während  die  Denare  zu  ihnen  nur  als 
Scheidemünze^)  mit  für  gewisse  Fälle,  namentlich  für  Bussen, 
legalisirter  Geltung  hinzutraten. 

2.  Hätte  man  nur  mit  dieser  Thatsache  zu  rechnen,  so 
könnte  sich  doch  ein  gewisses  Gleichgewicht  in  der  Circu- 
lation  in  Folge  des  Bedürfnisses  an  Geldzeichen  eingestellt 
und  erhalten  haben,  soweit  es  eben  mit  Scheidemünze  und 
Papiergeld  der  FjiU  sein  kann. 

Aber  es  trat  ein  anderer  wichtiger  Umstand  hinzu,  der 
die  merovingischen  Geldeinrichtungen  vollständig  zerrüttete 
und  auf  die  Länge  unmöglich  machte,  nämlich  die  Ver- 
ringerung der  Masse  des  im  Umlauf  befindlichen  Goldes. 
Soetbeer  hat  berechnet,  dass  bei  der  Stauung  des  Zuflusses 
von  Gold,  welches  nur  spärlich  von  Osten  her  hinzukam,  die 
um  das  Jahr  500  in  Circulation  befindliche  Masse  im  Laufe 
von  zwei  Jahrhunderten  auf  etwa  ein  Drittel  zusammen- 
schmelzen  musste.*)  Und,  kann  man  hinzufügen,  wie  musste 
nicht  der  innere  Zerfall,   die  Unsicherheit  der  Verhältnisse, 


')  Prou,  Monnaies  mörovingiennes,  Iiitr.  CIV.  Cf.  Soetbeer,  Bei- 
trSge,  I,  274,  275.  —  *)  Vgl.  die  Bemerkungen  von  Prou  über  die  Müu- 
zung  der  Goldstücke,  M.  M.,  LXIIJ.  —  *)  Ueber  den  Charakter  der 
Silberprägung  des  spätrömischen  Reichs  als  Scheidemanze  s.  Mommsen. 
Geschichte  des  MünZAvesens,  837.  Für  daß  Fränkische  Reich  ist  dieser 
Gedanke  am  entschiedenste q  von  Grote  ausgesprochen  worden  — 
♦)  Beiträge,  Forsch.  II,  307,  308;  IV,  254. 
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die  Abspannung  der  kulturbildenden  Kräfte  auf  den  Gold- 
umlauf wirken?  Die  ökonomischen  Folgen  solcher  Zustände 
stellen  sich  mit  einer  Gesetzmäisigkeit  ein,  welche  auch 
abgesehen  von  directen  Zeugnissen  die  Richtung  der  Ent- 
vrickelung  aufweist.  Li  solchen  Zeiten  verbergen  sich  die 
Metallwerthe,  der  Umlauf  der  noch  vorhandenen  stockt,  und 
der  Preis  des  wirkliehen  Geldes  steigt  verhältuissmäfsig  in 
die  Höhe. 

Da  diese  zwei  Thatsachen  —  die  schlechte  Beschaffen- 
heit der  Denare  und  die  Yertheuerung  der  Solidi  —  nicht 
zu  bezweifeln  sind,  so  sind  auch  ihre  unausbleiblichen  Folgen 
in  Betracht  zu  ziehen,  nfimlich  das  Bewusstsein  von  der 
Unzulänglichkeit  der  merovingischen  Miinzeinrichtungen  und 
das  Streben  nach  anderen  Mitteln  zur  Erleichterung  des  Ver- 
kehrs. So  beobachtet  man  auch  in  den  Quellen  die  äusser- 
sten  Kennzeichen  der  Zerrüttung  der  Geldverhältnisse  —  die 
Rückkehr  zum  Tausch  von  Naturalien  und  die  Zahlung  nach 
Gewicht  statt  nach  Münze  (Barrenwährung).  ^) 

3.    Die   Staatsgewalt    konnte    solchen  Vorgängen   nicht 

zusehen,   ohne   wenigstens  einen  Yersuch   der  Yerbessenmg 

anzustellen,  und  dieser  Versuch  musste  naturgemäfs  auf  eine 

Münzreform  hinauslaufen.    Schon  zu  Ende  der  merovingischen 

Periode  geschehen  Anläufe,  um  die  Beschaffenheit  der  Denare 

zu  verändern  und  dieselben  zu  einem  wirklichen  Silbergeide 

I  zu  machen.     Es  tritt  eine  neue  Denarsorte  auf,  welche  im 

i   Gegensatz  zu  der  früheren,  von  der  Siliqua  abgeleiteten,  den 

i  öoldtriens  nachahmt  und  durch  grösseres  Gewicht  sich  aus- 

*)  Die  Goldmönzeu  litten   allerdings   auch   in   den    Händen   der 
Münzer,   aber  ihre  Prägung  hielt  sicli  doch  an  das  Vorbild   der  Ost- 
römischen  Kaisermünzen,  welche  nicht  iu  dem  MaXse  verfielen.    Vgl. 
Soetbeer,  1,613.     Prou,  Monnaies  Carolingiennes,  XXVI.    Die  That- 
jachen  werden  anders  bei  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirthschafts- 
k\    geschichte,  I,  4ol  ff.  combinirt,  Soetbeers  Darstellung  scheint  mir  aber 
«i    in  mancher  Hinsicht  überzeugender  zu  sein,  nur  dass  er  der  salischen 
rj    ßerechnung   der  Denare   zu   viel   zumuthet   und   dem  mitunter  ausge- 
^1    iprochenen  Gedanken,  dass  diese  Denare  im  Grunde  nur  eine  Scheide- 
1    münze  abgeben,   nicht   die  gebührende  Geltung  vei-schatft.     Deshalb 
oleibt  ihm  auch  die  Wendung,  welche  die  Denarprägung  am  Schlnss 
Jer  Merovingerperiode   erfahrt,   ein   Räthsel,   IV,  282.    Vgl.  den   be- 
ieichnenden  Widerruf  IV,  258. 

ZMUchrif;  für  Eechtj^^^chitht«.    XMH.    G'.rm.  Alth.  9 
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zeichnet.^)  Die  eigentliche  Münzreform  i.st  aber  in  ihrer 
hocliwichtigen  socialen  Bedeutung  recht  eigentlich  eine  That 
der  karolingiächen  Renaissance  gewesen.  Um  die  Zeit  Pippins 
und  Karlmanns  erscheint  das  neue  Geld  so  weit  eingebürgert 
imd  verbreitet,  dass  der  bekannte  Beschluss  des  Concilium 
Liptinense  von  diesem  Silbergeide  ausgeht  und  dasselbe  zu 
einer  Soliduseinheit  von  12  Denaren  verrechnet.  "Welche 
Mafsregeln  von  den  Herzögen  der  Franken  ergriffen  wurden, 
um  in  dieser  wichtigen  Angelegenheit  den  Bestand  des  zu 
entrichtenden  Betrages  sicher  zu  stellen,  Zweideutigkeiten 
und  Streitigkeiten  zu  vermeiden,  wissen  wir  des  Näheren 
nicht,  solche  Mafsregeln  waren  aber  unumgänglich,  und 
die  später  als  für  die  Münzordnung  grundlegend  bezeich- 
nete Verordnung  Pippins  ist  sicher  in  diesem  Zusammen- 
hange entstanden.^)  Jedenfalls  haben  w^r,  ausser  dem  Zeug- 
nisse der  Münzen  selbst,  bestimmte  Nachrichten  über  eine 
Reihe  von  Mafsnahmen,  w'elche  die  Reform  ausgebildet 
und  vers^ollständigt  haben.  Für's  erste  Averden  Mafsregeln 
getroffen,  um  einer  künftigen  Yerschlechterung  der  Münze 
vorzubeugen  und  dieselbe  ihrem  Metallwerthe  nach  in  Ord- 
nung zu  bringen.  Neben  eingehenden  Vorschriften  in  Be- 
zug auf  Münzstätten  und  Münzergebühren,  welche  an  und 
für  sich  für  den  Beschluss  der  Regierung,  diese  Angelegen- 
heit fest  in  die  Hand  zu  nehmen,  Zeugniss  ablegen,  wird 
unter  Pippin  und  Karl  dem  Grossen  Währung,  Münzfuss 
und  Art  der  Prägung  festgestellt.  Pippin  trifft  die  Bestim- 
mung, dass  künftighin  aus  einem  Pfund  Silber  nicht  mehr 
als  22  Solidi  geprägt  werden  sollen*),  eine  Bestimmung, 
welche  nicht  nur  techuich,  sondern  auch  im  historischen  Zu- 
sammenhange Bedeutung  hat.  Sie  zeugt  von  dem  überlegten 
Plan,  grade  die  Silberprägung  zu  verbessern,  was  auch  der 
fast  ausnahmslos  silbernen  Prägung  der  Karolinger  entspricht. 
Da  natürlich  die  Neuordnung  die  neuen  Zwölftel -Denare  als 
Bestand  des  Solidus  voraussetzte,  so  lief  sie  darauf  hinaus, 
dass  264  Stück  auf  das  Pfund  Silber  geprägt  werden  sollten. 

')  Prou,  Mounaies  nieroviugieiiues,  CXIV.  Soetbeer,  1,250.  — 
»)  Das  Constitutum  PippiT\i,  auf  welches  fach  die  Rheimser  Kirchen- 
Versammlung  von  813  beruft.  —  »)  Capitularia,  ed.  Boretius,  I,  32,  140, 
299.  —  *)  Oapit.  f,  32  (a.  754-755). 
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Die  getroffene  Relation  erwies  sich  als  nicht  stichhaltig,  sie 
war  zu  niedrig  und  die  Yerbesserung  des  Denars  nicht  be- 
deutend genug;  schon  zu  Ende  der  Regierung  Pippins  steigt 
dem  entsprechend  der  Münzfusa  bis  zur  Relation  von  240  De- 
nare auf  das  Pfund.  Nach  der  Yergrösserung  des  Pfund- 
gewichta  unter  Karl  dem  Grossen  kommt  der  Werth  des 
neuen  Solidus  genau  einem  Drittel  des  früheren  Werthes 
dieser  Geldeinheit  zu  entsprechen.')  Man  war  also  dazu 
gelangt,  den  Silbersolidus  dem  früheren  Goldtriens  gleich- 
ziLaetzen.*) 

Die  aUmählige  und  gleichsam  tastende  Durchführung 
der  Münzreform  ist  insofern  von  Interesse,  als  sie  von  einer 
langsamen  Anpassung  an  reelle  Bedürfiiisse  imd  Yerhältnisse 
»eugt.  Indem  wir  dieses  Haften  am  Thatsächlichen  be- 
merken, können  wir  es  kaum  als  einen  Zufall  ansehen,  dass 
die  neue  Münzeinheit  grade  den  dritten  Theil  des  Werthes 
der  alten  ausmachte.  Nicht  dass  wir  den  karolingischen 
Staatsmännern  zutrauen  könnten,  die  Devalvation  des  Solidus 
auf  Grund  von  wissenschaftlichen  Berechnungen  durchgeführt 
zu  haben,  wohl  aber  dürfen  wir  voraussetzen,  dass  einige  in 
die  Augen  fallende  Thatsachen  sie  dabei  leiteten,  nament- 
lich der  Gegensatz  zwischen  althergebrachten  und  durch 
Taxen  festgestellten  Preisen  und  den  Kaufpreisen  der  letzten 
Jahrzehnte  des  VIII.  Jahrhundert-s.  Gemäfs  dem  gestiegenen 
"Werth  des  guten  Geldes  mussten  diese  Preise,  in  MetaU- 
gewicht  ausgedrückt,  auf  ein  Drittel  der  früheren  gesunken 
»ein,  und  dem  würde  eioe  Rückkehr  zu  den  früheren  nomi- 
nellen Ansätzen  bei  einer  Entwerthung  der  Münzeinheit  von 

s'/o  entsprechen. 
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')  Für  unsere  Zwecke  ist  es  nicht  nothwendig,  in  die  Controverse 
über  das  KarHsche  Pfund  einzugeiien.  lu  der  Sache  stimme  ich  mit 
Seebohm  überein.  Tribal  custom,  19.  Das  Karlische  Pfund  wäre  da- 
nach um  ein  Zehntel  schwerer  gewesen  als  das  römische.  Der  Unter- 
schied von  24  Denareu  zwischen  beiden  Gewichten  in  den  Briefen 
Alkuins,  auf  welchen  Seebohm  hinweist,  scheint  mir  die  Sache  klar- 
zustellen. Vgl,  doch  Hilliger  in  der  Historischen  Vierteljahrsschrifl, 
in,  208.  —  -)  Von  einer  Gleichstellung  der  12  Denare  mit  dem  voUen 

fos  bei  einem  Verhältniss   von  Gold  «u  Silber  wie  4:1,    wie   sie 
>lim,  191,  vermuthet,  kann  wohl  nicht  die  Rede  sein. 
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Den  Anstrengungen  der  Regierung,  eine  sichere  Grund- 
lage des  Geldumlaufes  in  Silbersolidus  zu  gewinnen,  ent- 
sprachen Anstalten,  um  dem  neuen  Gelde  eine  freie  und 
verbreitete  Circulation  zu  verschaffen  und  etwaige  störende 
Umstände  aus  dem  Wege  zu  räumen.  Die  ganze  Anlage 
der  Reform  forderte  fürs  erste  eine  Demonetisation  der 
alten  Silbermüuzcn,  denn  wenn  auch,  was  das  Gold  angeht, 
es  w^eder  zweckmäfsig  noch  möglich  war,  dessen  Erscheinung 
auf  dem  Markte  gradeswegs  zu  verbieten,  so  war  es  in  Bezug 
auf  die  Hiiuptmünze  der  Epoche,  den  Denar,  geboten,  die 
schlechteren  alten  Stücke  zu  vertreiben,  '.mi  Missverständ- 
nissen und  Streitigkeiten  vorzubeugen.  In  einem  italienischen 
Capitular  von  7S1  finden  wir  auch  das  ausdrückliche- Ver- 
bot der  alten  Denare  zu  Gunsten  der  neuen.*)  Aehnliche 
Verbote  finden  sich  auch  im  eigentlichen  Frankenlande  aus 
späterer  Zeit  unter  analogen  Verhältnissen.^)  Es  ist  freilich 
keineswegs  anzunehmen,  dass  die  alten  Geldsorten  in  Folge 
derartiger  Verordnungen  auf  einmal  verschwanden;  die  Zähig- 
keit ihrer  localen  Verbreitung  ist  bezeugt.  Aber  die  Ver- 
suche der  Aussercurssetzung  der  alten  Geldsorten  mussten 
von  grossem  praktischen  Einfluss  gewesen  sein  und  machen 
es  wahrscheinlich,  dass  in  den  Gebieten  des  karolingischen 
Reichs,  wenn  das  Gegentheil  nicht  direkt  bezeugt  ist,  die 
Münzrechnung  auf  den  Silbersolidus  von  1 2  Denaren  zuiück- 
göht. 

In  derselben  Verbindung  sind  die  Erlasse  zu  beachten, 
welche  öfters  und  strengstens  die  Annahme  der  neuen  De- 
nare, wenn  sie  von  gutem  Gehalt  und  Gewicht  und  mit 
den  gesetzlichen  Prägungsmerkmalen  versehen  waren,  ein- 

')  Capit.  I,  191  (Oapiiulare  Mantuanum,  781?),  c.  9:  de  moneta, 
Qt  nuUus  post  Kalendas  Augusti  istos  denarios  quos  modo  habere  visi 
suniiis  dare  audeat  aut  reclpere;  si  quis  hoc  fecerit,  bannum  uostinim. 
cojnpoiiat.  —  *)  Z.B.  Capit.  I,  306  (Admonitio,  823—825,  c.  20);  de 
irioneta  vero,  uude  iam  per  tres  aimos  et  amraonitionem  fecimus  et 
ternpiis  quando  uiia   teueretui-  et  alia*»   omnes  cessarent  constituimus 

—  —  spatium   usf|ue  ad  missam  Si'  Mariini  daro   decrevimus. 

ab  illa  die  öon  alia,  sed  illa  sola  per  totnm  regnum  nostrura  ab 
omnihüs  habeatur,  iuxta  rllam  coustitutionem ,  sicut  in  capitulis  qnae 
de  liac  re  illis  comitibus  dedimus,  in  quonim  miuisteriis  illa  moneta 
porcut/itur. 
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schärfen.  1)  Der  Widerstand,  auf  den  man  dabei  stiess,  kann 
nicht  durch  die  Bevorzugung  der  einzelnen  alten  salischen 
oder  bawarischen  Stücke  erklärt  werden,  denn  die  Torzüge 
der  karolingischcn  Denare  waren  augenfällig.  "Wohl  aber 
müssen  sich  die  Mafsregein  gegen  die  eingerissene  Praxis 
der  misstrauischen  Forderungen  von  Zahlungen  nach  Gewicht, 
sowie  auch  gegen  etwaige  Bevoi-zugimg  Yon  Goldmünzen 
oder  eine  Opposition  gegen  die  Berechmmg  des  Solidus  zu 
12  Denaren  2)  richten. 

Schliesshch  hebe  ich  noch  ausdrücklich  heiwor,  Jass  die 
karolingische  Münzrefonn  keineswegs  nur  für  die  fränkischen 
Lande  oder  gar  nm*  für  Neustrien  in  Gang  gesetzt  wurde. 
Der  Solidus  zu  12  Silberdenaren  war  Eeichsgeld  oder  strebte 
danach,  das  alleinige  ßeichsgeld  zu  werden.  Wenn  in  ein- 
zelnen wenigen  Fällen  noch  Goldsolidi  gemünzt  M-urden, 
wenn  in  Italien  und  Baiem  noch  vielfach  byzantische  Gold- 
münzen umliefen,  wenn  überall  mehr  oder  weniger  mit  lo- 
calen  Gewohnheiten  und  Münzen  zu  rechnen  war,  so  hat  doch 
der  karolingische  Silbersolidus  im  Keiche  Karls  des  Grossen 
dieselbe  dominirende  und  bestimmende  Stellung  genommen, 
wie  sie  im  Merovingischen  Reiche  dem  spätrömischen  Gold- 
8olidu3  zustand.  Namentlich  bei  allen  officiellen  Verord- 
nungen und  Mafsregein  wurde  von  ihm  ausgegangen  und 
nach  ihm  gerechnet:  dies  ist  eine  Thesis,  welche  für  manche 
unserer  späteren  Auseinandersetzungen  von  Belang  sein  wird 
und  besonders  im  Auge  zu  behalten  ist. 

4,  Die  Münzreform  war  vorwiegend  aus  volkswiith- 
schafthchen  Beweggründen  entstanden.  Neben  diesen  Be- 
weggründen spielten  andere  Umstände  eine  nebensächliche 
Rolle  und  hatten  sich  den  Erfordernissen  der  volkswirth- 
schaftlichen  Lage  anzupassen.    Aber  eben  deshalb  hatte  die 


m 


)  Capit.  Frarcof.  c,  5  (I,  74):   De  denarii.s  autem in  omni 

in  omni  civitate  et  in  omni  empturio  similiter  vadant  isti  novi 
narii  et  accipiantur  ab  omcibus.     Si  atit^m  nominis  nostri  nomisma 
habent  et  mero  sunt  argento,   pleniter  jKjnsantes,  si  quis  contradicit 

*os si  irigenuus  est  homo,  quindecim  solidos  conponat  ad  opus 

regis;  Cap.Aqi:iscrre.nfeuse  a)t.  809,  c.  7  (1,152);  Cap.  legibus  add.813-819, 
c.  18  (1,28.5);  Capit-  raissor.  Wonnat.  a.  829  (II,  1.5).  —  »)  Seebohm, 
Tribal  castom,  191,  macht  besonders  auf  dieses  Letzt«  aufmerksaro. 


I 


134  Paul  Vinogradoff, 

Münzreform  in  einer  Reihe  von  Fällen  bedenkliche  und 
schwer  zu  lösende  Verwickelungen  zur  Folge.  Zunächst 
mussten  die  Veränderungen  der  Währung  und  des  Münzfusses 
einen  störenden  Einfiuss  auf  die  Preise  haben.  Wie  sehr 
man  auch  nach  Inama-Stemeggs  Vorgang  die  Bedeutung 
des  Marktverkehrs  und  der  Tauschwerthe  für  diese  Zeiten 
einschränken  mag,  konnte  es  doch  nicht  anders  sein,  als 
dass  die  Verdrängung  dea  Goldsolidus  durch  den  Silbersolidus 
ein  Steigen  der  Preise  verursachen  musste.  Schwankungen 
in  dieser  Richtung  sind  auch  urkundlich  gewährleistet  ^),  ob- 
gleich die  uns  erhaltenen  Preisangaben  eine  weit  grössere 
Stätigkeit  als  man  a  priori  vermuthen  sollte,  erweisen'*), 
was  sich  wohl  daraus  erklärt,  dass  die  karolingische  Prä- 
gung allraählig  an  die  Stelle  der  veralteten  und  spärlichen 
merovingischen  eingerückt  ist.  Danach  wären  nach  einer 
bedeutenden  Entwerthung  der  meisten  Gegenstände  im  VII. 
und  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  VIII.  Jahrhunderts  die 
nominellen  Preise  etwa  am  Ende  des  VTEI.  Jahrhunderts  zu 
ähnlichen  Ziffern  in  Silbergeld  wie  früher  in  Goldsolidi 
zurückgekehrt. 

Namentlich  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  die  Preis- 
taxen in  den  Volksrechten  eine  ganz  auffallende  üeberein- 
stimmung  und  Stätigkeit  aufweisen.  In  der  Lex.  Burgun- 
dionum  aus  dem  V.,  in  der  Lex  Ripuaria  aus  dem  VI.  oder 
Vn.  Jahrhundert,  in  der  Lex  Alamannorum  Chlotharii  aus 
dem  Anfang  des  VDI.  haben  wir  z.  B.  dieselben  Grundtaxen 
für  Hornvieh  —  1  Solidus  für  die  Kuh  und  2  Solidi  oder 
etwas  weniger  für  den  Ochsen^)  — ,  und  bei  der  Recension 
der  ripuarischen  Taxe  unter  Ludwig  dem  Frommen  wird 
der  ganz  alte  Werthtarif  ausser  zwei  Gegenständen  auch 
unter  den  neuen  Münzverhältnissen  bestätigt.*)     In  der  Lex 

^)  Guörard,  Prolögomfenes  au  Polyp tique  d'Imiinon  I,  151,  See- 
bohiu,  Tribal  custom,  191;  Inama-Sternegg,  1,468.  —  »)  Soet- 
beer,  VI,  89;  Inama-Sternegg,  1,471.  —  ')  Die  Einzelheiten  sind 
aus  der  Tabelle  bei  Inama-Sternegg,  I,  512  zu  ersehen.  Die  dort 
berechneten  Werthe  der  Lex  Salica  sind  übrigens  ganz  unsicher.  — 
*)  Capit.  Igg.  add.  818—819  (I,  282),  c.  8:  in  conpositione  wirgildi  volu- 
mus  at  ea  deutar  quae  in  lege  continentur,  excepto  accipitre  et  spata, 
quia  propter  illa  duo  aliquotiens  periurium  conmittitur,  quando  uiaioris 
pretii  quam  illa  sint  esse  iurantur. 
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ocixonum  vom  Schluss  des  VIII.  Jahrhunderts  wird  der  vier- 
jährige Ochse  auf  2  Sohdi,  das  Paar  Ackerochsen  auf  5  8o- 
lidi  und  der  beste  Ochse  (bos  bonus)  auf  3  Solidi,  also  wenig 
höher  geschätzt.  Um  diesen  merkwürdigen  Umstand  zu  er- 
klären, mus3  man  manche  Erwägungen  zu  Käthe  ziehen. 
Liaraa- Sternegg  hat  auf  den  vorwiegenden  Charakter  der 
Preise  als  Merkmale  des  Gebrauchswerths  hingewiesen,  Soet- 
beer  hat  die  Taxen  als  ein  Mittel,  die  küubtiichen  Geld- 
preise auf  ihre  eigentliche  und  wenig  veränderliche  Grund- 
lage in  Naturalien  zurückzuführen,  aufgefasst.  Es  lässt  sich 
auch  mit  Seebohm  im  Hinblick  auf  den  so  zu  sagen  inter- 
nationalen Charakter  der  Hauptansätze,  namentlich  in  Bezug 
auf  Yiehstand,  an  uralte  TVergeldsätze  in  Hom\-ieh,  welche 
theilweise  der  Theilung  der  Yölkerschaften  vorangingen, 
theils  von  dem  einen  Stamm  zum  andern  gewandert  sind, 
denken.  Ich  möchte  noch  besonders  darauf  hinweisen,  dass 
der  Haupttarif,  die  Taxe  der  Ripuarier,  grade  auf  die  Haupt- 
schwierigkeit, welche  solche  feste  Werthbestimmungen  dar- 
bieten, hin  geprüft  worden  ist,  und  zwar  mit  dem  Resultat, 
dass  er,  mit  Ausnahmen,  welche  die  Ernsthaftigkeit  der 
ganzen  Procedur  bekräftigen,  bestätigt  worden  ist.  Das  will 
sagen,  dass  man  bei  der  Regelung  der  Ycrhaltjiisse  im  VIH, 
und  IX.  Jahrhundert  es  für  billig  fand,  bei  Zahlung  der 
Bussen  Oclis  und  Kuh,  Schaf  imd  Lamm  zu  ungefähr  den- 
selben Horainellen  Preisen  wie  im  "ST[.  und  YH.  Jahrhunderte 
anzunehmen.  Der  Uebergang  von  dem  einen  Münzsystem 
zum  anderen  hatte  also  in  diesen  Fällen  ganz  sicher  keine 
Umrechnung,  sondern  eine  Beibehaltung  der  alten  Grund- 
ziffem  zur  Folge,  und  das  in  Fällen,  wo  der  Gebrauch  des 
Tarifs  eventuell  zu  Schätzungen  führen  musste  und  also  will- 
kürhche  Herabsetzungen  gar  nicht  am  Platze  waren,  Oekono- 
misch  ausgedrückt,  stellten  sich  die  volkerechthchen  Preis- 
ansätze  zu  Anfang  des  IX.  Jahrhimderts  auf  ungefähr  ein 
ittel  des  Y^'^erthes  der  Ansätze  YI  mid  Y^I.  Deshalb 
peben  die  alten  Ziffern  trotz  der  Herabsetzung  des  Metall- 
thes  des  Solidus  bestehen,  und  die  Yermuthung  scheint 
rechtigt,  dass  die  Identität  der  nominellen  Werthmesser 
cht  unabhängig  von  der  Höhe  der  Preisansätze,  sondern 
t Verbindung  mit  derselben,  also  als  Folge  der  Yertheuerung 
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des  Goldes  und  im  Hinblick  auf  die  wirklichen  Preise  der 
Gegenstände  aufgekommen  ist.  In  der  Zwischenzeit  zwischen 
den  beiden  Regulirungen  muss  freilich  eine  arge  Verwirrung 
und  Unsicherheit  geherrscht  haben,  die  nicht  nur  durch  den 
Rückgang  zum  Naturalientauseh  und  zu  Zahlungen  nach 
Gewicht,  sondern  auch  in  der  für  einige  Gegenstände  be- 
zeugten Häufigkeit  der  Meineide  ihren  Ausdruck  findet.  Das 
für  unsere  weitere  Auseinandersetzung  wohl  nicht  unwichtige 
Resultat  besteht  darin,  dass  in  Folge  des  Ueberganges  vom 
Goldsolidus  zum  Silberaolidus  weder  eine  Umrechnung,  noch 
eine  Herabsetzung  der  Taxen  stattgefimden  hat,  sondern 
eine  Bestätigung  der  alten  Ansätze  in  Anpassung  an  den 
gestiegenen  "Werth  des  Geldes, 

5.  Yiel  ausführlicher  sind  wir  in  Bezug  auf  eine  andere 
Reihe  von  Schwierigkeiten  unterrichtet,  welche  mit  dem 
Uebergange  von  einem  System  zum  anderen  vorkommen 
mussten  und  vorkamen.  Die  Buss-  und  Wergeidtarife  der 
älteren  Volksrechte  waren  nämlich  auf  Grund  der  alten 
Währung  aufgestellt,  und  man  hatte  nun,  nach  der  Ein- 
führung der  neuen,  zu  entscheiden,  wie  man  sie  anzuwenden 
hatte.  Für  neu  redigirte  Volksrechte  entstand  dagegen  die 
Frage,  was  für  Summen  man  in  ihnen  zu  verzeichnen  hatte. 
Wie  verhielten  sich  die  gewohnheitsrechtlichen  und  gesetz- 
gebenden Faktoren  zur  Abschätzung  der  socialen  Werthe 
nach  dem  neuen  Werthmesser  des  Silbersolidus  ? 

Im  Grossen  und  Ganzen  liegen  die  Antworten  auf  diese 
Fragen  klar  vor  und  lassen  keinen  Zweifel  aufkommen:  der 
alte  Mafsstab  wurde  im  Allgemeinen  beibehalten,  die  Silber- 
solidi  an  die  Stelle  der  Goldsolidi  gesetzt  und  also,  ganz 
\ne  bei  den  oben  besprochenen  Taxen,  eine  Herabsetzung 
der  Metallquantität  zu  Gunsten  der  Beibehaltung  oder  Wieder- 
herstellung der  früheren  Werthschätzung  durchgeführt.  Es 
blieben  eben  die  alten  Gesetze,  trotz  einiger  speciell  be- 
zeichneten Abänderungen  in  Kraft,  Die  Capitularia  legibus 
addenda,  die  allgemeinen,  wie  die  deu  einzelnen  Vnlksrechten 
hinzugefügten,  weisen  auf  keine  radicale  Veränderung  der 
Taxen,  und,  wenn  wir  nicht  die  Münzen  selbst  und  ein  paar 
ausdrückliche  Bezugnahmen  und  Berichte  über  Münzcin- 
riohtungen  besessen   hätten,   so   könnte  man  sich  die  Ver- 
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Wendung  der  Lex  Salica  emendata,  oder  die  karolingische 
Reccnsion  der  Ripuaria,  oder  die  karolingisehen  Zusätze  zu 
derselben  kaum  anders  gedacht  haben,  als  in  Anbetracht  der 
Münzen  wie  auch  anderer  A'erhältnisse  einheitlich  durch- 
geführt. 

Es  ist  einzusehen,  dass  die  Sache,  was  Wergelder  und 
Bussen  anbetrilit,  leichter  durchzusetzen  war  als  in  Bezug 
auf  Werthtaxen.  Es  handelte  sieh  ja,  mit  Ausnahme  der 
Schätzungen  vpn  Sklaven,  nicht  um  Werthe,  v/elche  auf  dem 
Markte  realisirt  werden  konnten.  Wenn  man  für  einen  ge- 
tödteten  Franken  200  Öolidi  zahlte,  so  geschah  das  nicht, 
weil  man  einen  solchen  für  den  Preis,  oder  auch  für  einen 
bestimmten  Theil  davon  ankaufen  koimte:  die  200  Solidi 
waren  eine  in  den  allgemeinen  Yerhältnissen  begründete 
Strafe,  welche  ein  Element  der  Entschädigung  enthielt.  Die 
Beibehaltung  der  Summen  bei  Yeränderung  der  Währung 
war  also  eben  eine  Anpassung  an  die  veränderten  Yerhält- 
nisse.  Die  alten  Busssätze  wurden  mehr  und  mehr  uner- 
schwinglich, und  sie  mussten,  dem  allgemeinen  Gange  der 
y irthschaftlichen  Vorgänge  folgend,  in  einem  neuen  und  zwar, 
dem  Metallmhalte  nach,  dreimal  niediigeren  Werthmesser 
ausgedrückt  werden.  Solche  auffallende  Anomalien,  wie  bei 
der  Taxirung  verkaufbarer  Gegenstände,  konnten  dabei  weder 
in  dem  einen  noch  in  dem  anderen  Sinne  vorkommen.  Im 
Ganzen  mussten  die  Tarife  der  Bussen  freilich  dem  allge- 
meinen Gange  der  Entwiekelung  folgen,  die  Münzregulirung 
war  nicht  um  ihrer  willen  geschehen,  und  sie  hatten  ihre  Be- 
gründung schliesshch  auch  aus  den  allgemeinen  AVerthverhält- 
nissen  zu  schöpfen.  Im  Einzelnen  aber  war  es  unumgäng- 
lich, dass  Unebenheiten  und  Schwierigkeiten  vorkamen,  imd 
es  darf  uns  kein  Wunder  nehmen,  dass  wir  über  diese  eigent- 
hch  mehr  hören  als  über  die  Werthum wälzung  selbst:  sie 
gehören  ja  zu  den  Thatsachen,  welche,  da  sie  in  officiellen 
Entscheidungen  und  Satzungen  ihren  Ausdruck  finden,  auch 
der  Xachwelt  besser  bekannt  geworden  sind.  Es  wäre  über- 
flüssig, über  diese  ungleichmäfsige  Vertheiiung  der  Nach- 
richten zu  klagen,  aber  die  relative  Wichtigkeit  der  über- 
lieferten Erscheinungen  dürfen  yrir  nicht  nach  dem  Grade 
ihrer  Spiegelung  in  den  Quellen  bemessen,  und  noch  weniger 
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die  criminal-  und  polizeirechtlichen  Ausnahmefälle  zum  Haupt- 
gegenstande des  Volkslebens  erheben. 

Wenn  wir  uns  nun  zur  Beobachtung  der  interessanten 
Einzelnheiten  der  Anwendung  der  Busstarife  hinwenden,  so 
wird  es  rathsam  sein  die  überlieferten  Angaben  der  ver- 
schiedenen Volksrechte  einzeln  zu  betrachten,  denn  gegen  die 
Verallgemeinerung  einiger  zunächst  für  das  salische  Recht 
geltenden  Vorschriften  ist  nicht  unbegründet  Einspruch  er- 
hoben worden.  1) 

6.  In  Bezug  auf  das  salische  ßecht  ergab  sich  bei 
dem  Wechsel  der  Währung  eine  eigenthümliche  Schwierig- 
keit, weil  in  dem  ausserordenthch  verbreiteten  Texte  der 
Lex  die  Bussen  nicht  einfach  in  Solidi,  sondern  in  Solidi 
und  Denare,  und  zwar  zu  40  Denaren  auf  den  Solidus  an- 
geführt waren.  Die  alten  Denare  waren  aber  gesetzlich 
ausser  Curs  gesetzt  und  mussten  schon  ohnehin  wegen  ihres 
leichteren  Münzfusses  und  geringeren  Werthes  den  neuen 
weichen.  Eine  Bezahlung  von  40  Denaren  auf  den  Solidus 
war  also  nicht  nur  deshalb  nicht  gerechtfertigt,  weil  der  neue, 
in  Greschäften  gebräuchliche  Solidus  zu  12  Denaren  gerechnet 
wurde,  sondern  auch  weil  der  alte  Solidus  der  Lex  nicht  40 
neuen,  sondern  40  früheren  Denaren  gleichgesetzt  worden 
war.  Eigentlich  hätte  die  Lex  Salica  auch  gleich  nach  Ein- 
führung der  Silberwährung  in  diesem  Sinne  lungearbeitet 
werden  müssen.  Dennoch  sehen  wir,  dass  die  Regierung 
ehie  Zeit  laug  an  den  alten  Ziffern  festhält  und  nur  all- 
mählig  dem  Drängen  der  Verhältnisse  nachgiebt:  im  Jahre  803 
wird  trotz  Gestattung  der  Zahlung  aller  an  den  König  fölli- 
gen  Schulden  in  neuer  Währung  die  Relation  von  40  Denaren 
auf  den  Solidus  für  Bussen  und  Fi'iedensgelder  ausdrücklich 
beibehalten.^)  Im  Jahre  813  führt  das  Concil  von  Rheims 
eindringliche  Bitte  bei  dem  Kaiser  um  Abschaffung  der  alten 
Berechnung,  weil,  wie  die  Kirchenväter  von  ihrem  seelsorge- 
rischen Standpunkte  aus  hervorlieben,  eine  Menge  Meineidö 

>)  Heck,  a.  a.  0.  158 ff.  —  =)  c.  9  (1, 114):  Oinnia  dobita,  quae  ad 
partem  regis  solvere  debont,  solidis  duodecira  denarionitn  solvaut,  ex- 
cepto  freda,  quae  in  lege  Sab'ca  scripta  est.  Jlla  euim  eodem  solido, 
quo  ceterae  compositioues  solvi  debeiit.  Die  Rücksicht  auf  den  fredus 
steht  im  Vordergrund.  ": 
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daraus  erwächst.  Man  kann  sich  leicht  vorstellen,  dass  bei 
den  unerschwinglich  hohen  Busssätzen  und  der  willkürlichen 
Gleichung  zwischen  Solidus  und  Denaren  die  Versuchung, 
sich  die  Bussen  vom  Halse  zu  schwören,  für  manche  Schul- 
dige und  Haftungspflichtige  zu  stark  wurde.  Die  Berufung 
der  Yersammlung  auf  eine  Satzung  Pippins')  ist  zwar  zu  all- 
gemein, um  im  Einzelnen  erörtert  zu  werden,  sie  ist  aber 
insofern  interessant,  als  sie  den  Anfang  der  Immgen  über 
diese  Frage  grade  in  die  Zeit  setzt,  da  die  Münzreform  in 
Angriff  genommen  wurde  und  dem  Zusammenhange  eine 
mehr  entschiedene  Stellungnahme  von  Seiten  Pippins  als  von 
der  Karls  des  Grossen  voraussetzt.^)  Endlich  wird  in  offen- 
barer Anlehnung  au  die  Wünsche  des  Concils  im  Jahre  816 
die  specielle  Stellung  des  salischen  Rechtes  aufgegeben  und 
die  hohen  Bussen  zu  40  Denaren  auf  den  Solidus  lediglich  für 
den  Fall  der  Tödtung  eines  Saliers  durch  einen  Friesen  oder 
Sachsen   beibehalten,^)     Dies   entspricht  nicht  sowohl   dem 

*)  Marsi,  XIV.  81,  c.  41:  üt  domintts  imi)€rator  secandnin  statn- 
tmn  bouae  memoriae  domini  Pipjjini  mi.sericordiam  fa<;iat,  ne  solidi, 
qui  in  lege  habentur,  per  -40  deuarios  discurrant,  quoniam  propter  eos 
molta  periuria  multaque  falsa  testiraonia  reperiuntar.  —  Es  wird  eine 
Erleichterung  erstrebt  und  um  eine  Gunst  angesucht.  —  -)  Vgl. 
Schröder,  Rechtsgeschichte,  185  ff.  —  ^)  Cap.  816,  c.  3  (I,  268):  ut 
omnis  solutio  adque  composiiio,  quae  lege  Salica  continetiu',  in  Francia 
per  duodecim  denarionxra  solides  conponatur,  excepto  ubi  contentio 
inter  Saxones  et  Frisones  exorta  fuit:  ibi  volumus  ut  qnadraginta 
denariorum  qnantitatem  sölidus  habeat,  quem  vel  Saxo  vel  Frisio  ad 
partem  Saliii  Franei  cum  eo  litigautis  solvere  debet.  —  Zu  dieser  Fas- 
eong  ist  zu  bemerken,  dass  sie  eich  ausdrücklich  nur  auf  das  Franken- 
land bezieht,  was  den  Schlu.ss  nahelegt,  da.«s  in  den  anderen  Rechte- 
gebieten die  alte  Berechnung  ilire  Geltung  selbst  nach  816  bebalten 
haben  mag.  —  Zweite  Fassung,  c.2  (1,269):  De  omnibus  debitis  sol- 
Tendis,  sicut  antiquitus  fuit  constitutum,  per  duodecim  denarios 
solidoB  solvatur  per  totam  Salicam  legem,  excepto  leudes,  si  Saxo  aut 
Frisio  Salicum  occiderit,  per  XL  denarios  solidi  solvantnr.  Infra  Salicos 
vero  ex  utraque  parte  de  omnibus  debitLs  sicut  diximus  XII  denarii 
per  solidum  solvantur,  sive  de  bomicidiis,  sive  de  omnibus  rebus.  — 
Die  Vorschrift,  obgleich  im  Allgemeinen  mit  der  eben  citirten  überein- 
stimmend, weicht  doch  im  Ein2elnen  nicht  unwesentlich  ab,  so  dass 
man  zwei  verschiedene  Ausfertigungen  anzunehmen  hat.  In  der  zweiten 
findet  eine  ausdrückliche  Berufung  auf  den  herkömmlichen  Gebrauch 
der  Berechnung  von  12  Denaren  auf  den  Solidus  und  zwar  auf  Grund 
einer  Satzung,   welche   kaum   anders   zu   setzen   ist,    als   in   die   Zeit 
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hohen  Betrage  der  inesischen  und  sächsischen  Wergeider  ^), 
als  der  nachweisbaren  Verschärfung  des  Rechtsschutzes  für 
Einrichtungen  und  Personen,  welche  mit  der  fränkischen 
Eroberung  von  Sachsen  und  Friesland  im  Zusammenhang 
standen  und  daher  Rechtsverletzungen  von  Seiten  der  Friesen 
und  Sachsen  besonders  ausgesetzt  waren.^)  Damit  fiel  eine 
Sondersteilung  der  nach  salischem  Rechte  Lebenden,  welche 
von  ihnen  selbst  am  wenigsten  als  eine  Wohlthat  angesehen 
wurde.  Denn,  obgleich  die  erhöhten  Bussen  bei  Zusamraen- 
stössen  von  Leuten,  die  verschiedenen  Stämmen  angehörten, 
als  ein  Privilegium  des  salischen  Stammes  erscheinen  konnten 
und  in  dieser  einseitigen  "Weise  ihm  auch  von  Ludwig  dem 
Frommen  gegenüber  Friesen  und  Sachsen  gewährleistet  wur- 
den, 80  galt  ja  das  Recht  keineswegs  ausschliesslich  und 
nicht  einmal  vorzüglich  für  solche  Fälle  „gemischter  Gerichts- 
barkeit". Die  einfachsten  und  üblichsten  Fälle  waren  doch 
die,  wo  Salier  g^gon  Salier  sich  versündigten,  wo  Salier 
ihren  salischen  Yerwandten  beizustehen  hatten.  Und  da  war 
es  ein  zweifelhaftes  Yorrecht,  mit  der  Rechnung  auf  40  De- 
naren sich  abfinden  za  müssen.  Dass  dies  Moment  im  Volks- 
bewusstsein  das  bestimmende  war  und  nicht  etwa  der  Wunsch, 
Vorzugsbusson  gegenüber  anderen  Völkerschaften  zu  behalten, 
das  erhellt  aus  dem  Anruf  des  Rheimser  Concils.'^) 

"Wenn  man  nach  dem  Beweggrunde  fragt,  welcher  diese 
dem  allgemeinen  Gange  der  Dinge  und  dem  "Wunsche  der 
Bevölkenmg  widersprechende  Haltung  der  karolingischen 
Regierung  in  Bezug  auf  die  salischen  Bussen  veranlasst 
haben  mag,  so  ist  er  wohl  kein  anderer  gewesen  als  das 
Streben,  die  hohen  Friedensgelder  zu  behalten.  Wie  wohl- 
meinend und  aufgeklart  die  karolingische  Politik  im  All- 
gemeinen   gewesen    sein   mag,    einem   Theile    der   gewinn- 


Pippins.  Die  öHliclie  Begrenzung  Mit  we^,  und  statt  ihrer  tritt 
klarer  die  persönliche  hervor.  Weder  ia  der  einen  noch  in  der  anderen 
Fassung  ist  auch  nur  mit  einem  Worte  von  einer  atändischen  Zergliede- 
rung des  Wergeides  oder  einer  Aufhebung  desselben  die  Rede. 

*)  Nur  darauf  nimmt  Heck,  162,  Rücksicht.  —  *)  Wie  die  Sache  in 
Hezug  auf  ripuarische  Franken  stand,  wiswen  wir  einfach  nicht.  Es  mag 
ffir  sie  eine  specielle  Erhöhung  ihres  Wergeides  gegolten  haben.  —  *)  Da- 
her wird  die  Berechnung  der  Solidi  zu  12  Denaren  als  eine  Gnade  erfleht. 
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bringenden  Rechtsgebühren  zu  entsagen  war  es  in  dieser 
Zeit  der  mangelnden  und  diingend  nöthigen  Reichseinkünfte 
wirklich  schwor.^)  Dass  dieser  fiscalische  Gesichtspunkt  eine 
anomale  Stellung  der  salischen  "Wergelder  veranlasste,  darf 
nicht  in  dem  Grade  auffallen,  dass  man  klare  Quellcnzeug- 
nisse  wegzuinterpretiren  gezwungen  wäre. 

Xim  hat  Heck  allerdings  neulich  die  ganze  Reihe  der 
eben  angeführten  Zeugnisse  umdeuten  wollen.  Seiner  An- 
sicht nach  geschah  die  Einführung  der  Kleinschillingc ,  wie 
er  sich  ausdrückt,  in  den  Bereich  der  Bussen  nicht  auf  dem 
Wege  einer  allmähligen  örtlichen  und  sachlichen  Erweite- 
rung des  Geltungsgebietes  dieser  Schillinge,  sondern  auf  dem 
einer  ständischen  Zergliederung  der  Strafgelder,  wobei  dem 
fränkischen  Yollfreien  oder  Etheling  die  Summe  der  Busse 
in  Grossschilliugen  zu  40  Denaren,  dem  Minderfreien  aber  in 
Kleinschillingen  zu  12  Denaren  ausgezahlt  wurde.^)  Es  fand 
also  eine  Herabsetzung  zum  Nachtheil  des  Minderfreien  zum 
Mindesten  auf  *  lo  des  früheren  Betrages  statt. 3)  In  Folge 
dieser  Annahme  würde  jeder  Ansatz  der  Lex  Salica  in  karo- 
lingischer  Zeit  in  einem  doppelten  Sinne  gedeutet  worden 
sein,  die  200  Solidi  des  Gemeinfreien  z.  B.  auf  SOOO  Denare 
und  auf  2400  Denare.  Das  ist  viel  gefordert,  luid  man  kann 
sich  schwer  die  Gründe  vorstellen ,  welche  zu  einer  solchen 
Annahme  in  Ermangelung  aller  und  jeder  positiven  Nachricht 
führen  könnten.  Heck  nennt  die  Hinweisung  auf  einen  der- 
artigen Mangel  ein  Argumentum  a  silentio.  vcrgisst  aber, 
dass  von  einem  Schweigen  der  Quellen  nur  hinsichtlich  der 

*)  Vgl.  die  eigenthümliche  Fassung  des  Cap.  803,  welches  nur 
Königsschulden  und  Friedensgelder  direct  erwähnt,  die  Bussen  selbst 
aber  nur  beiläufig  berücksichtigt.  —  *)  A.  a.  O.,  199  ff.  —  *)  Rietschel, 
der  in  seiner  Recension  in  den  Gott.  Gelehrten  Anzeigen,  1902,  Februar- 
neft,  als  enthnsiastischer  Jünger  Hecks  auftritt,  meint  den  Punkt  auf 
da.-?  I  zu  dessen  Ausführungen  setzen  zu  können,  indem  er  jede  Herab- 
setzung derWergelder  einfach  verneint  und  die  Stellen  aus  den  Rheim-ser 
Concilacten  und  dem  Capitular  von  816  auf  eine  Auhsercurssetzung 
alter  Solidi  bezieht  (S.  102).  Heck  selbst  geht  aber  nicht  so  weit. 
Der  Schwerpunkt  seiner  Hypothese  liegt  ja  eben  in  der  Annahme  von 
zwei  specifischen  Herabsetzungen,  der  einen  in  Bezug  auf  Minderfreio 
yter  Fippin.  der  anderen  in  Bezug  auf  Yollfreie  unter  Ludwig  dem 
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von  ihm  vermutheten  Thatsachen  die  Rede  sein  kann,  der 
direete  Wortlaut  der  Gesetze  aber  keineswegs  schweigt,  und 
der  meldet  von  einheitlichen  und  nicht  von  verdoppelten  An- 
sätzen. In  der  Lex  Saxonum  werden  wir  zwar  darauf  an- 
gewiesen, mit  zwei  verschiedenen  Schillingen  rechnen  zu 
müssen,  aber  für'»  erste  ist  eben  die  Anweisung  vorhanden, 
und  für 's  andere  kommt  der  eine  Schilling  in  Fällen  vor, 
von  welchen  der  andere  ausgeschlossen  bleibt.  Dass  eine 
und  dieselbe  Ziffer  Werthe  bezeichnen  soll,  welche  von 
einander  um  mehr  als  das  Dreifache*  differiren,  ist  etwas 
ganz  Ungewöhnliches  und  Unwahrscheinliches. 

Und  selbst  diese  mehr  als  gewagte  Annahme  kann  nur 
80  weit  helfen,  als  sie  das  Eintreten  der  Herabsetzung  in 
Bezug  auf  den  höheren  Stand  aufschiebt.  Denn  zu  Ludwigs 
des  Froramen  Zeit  muss  dieselbe  jedenfalls  nach  dem  "Wort- 
laut des  Capitulars  von  816  eingetreten  sein:  so  viel  räumt 
Heck  doch  ein.  Und  so  müssen  statt  des  naturgemäfsen, 
wenngleich  allmähligen  Ueberganges  von  einem  Geldsysteme 
zum  anderen  allgemeine  Betrachtungen  über  Ludwigs  des 
Frommen  kirchliche  Sinnesart  und  die  fragliche  Feindschaft 
der  Geistlichen  gegen  die  Gemeinfreien  herhalten  ^),  um  eine 
Umwälzung  in  den  Verhältnissen  des  Standes  der  Freien 
bereits  für  das  dritte  Jahr  der  neuen  Regierung  zu  erklären. 
Und  dabei  wäre  mit  keinem  Worte  der  früher  geltenden 
Scheidung  zwischen  Ethelingen  und  Minderfreien,  welche 
man  ja  ausser  Kraft  setzen  wollte,  gedacht!  Im  HinbKck 
auf  das  Willkürliche  und  Unzulängliche  einer  solchen  Con- 
struction  ist  es  wohl  besser,  in  diesem  Punkte  zu  der  Auf- 
fassung zurückzukehren,  dass  der  Uebergang  von  der  Be- 
rechnung des  Solidus  zu  40  Denaren  auf  eine  Borechtmng 
desselben  zu  12  Denaren  für  die  Bussansätze  der  Lex  Salica 
während  der  Regierung  Karls  des  Grossen  künstlich  auf- 
gehalten worden  ist,  am  Schlüsse  dieser  Regierung  aber  als 
Mothwondig  empfunden  \vurde  und  am  Anfange  der  Regierimg 
Ludwigs  sich  vollzogen  habe.-) 

*)  Heck,  201.  —  *)  Und  zwai-  eudgiltig-,  wie  das  u.  a.  aoa  der 
Stelle  Hincmars,  Acta  SS.  Oet.  1  p,  109  erhellt:  . .  .  Actor  attcndat, 
quod  solidomm  quantitas  numero  40  denariorum  computatur,  sicut  tunc 
solidi  agebantui"  et  in  Fraiicorum  lege  Salica  contioetur  et  geueraliter 
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7.  Bei  den  ßipuarischen  Franken  sind  wir  über  die 
Einzelheiten  der  Reform  nicht  so  genau  unterrichtet.  Dass 
wir  bei  ihnen  die  Reichsmünze  in  voller  Geltung  finden 
müssen,  darf  von  vornherein  angenommen  werden:  die  erste 
bestimmt  gewährleistete  Erwähnung  der  Berechnung  des 
Solidus  zu  12  Denaren  findet  auch  statt  auf  ripuarischem 
Boden.  Ueber  die  ältere  Eintheilung  des  ripuarischen  Solidus 
wissen  wir  überhaupt  nichts  Sicheres,  wohl  aber,  wegen  der 
Aequivalenz  mit  den  TVergeldem  anderer  Yolksreehte,  dass 
er  ursprünglich  der  volle  Goldsolidus  gewesen  ist.  Nun  steht 
im  Tit.  XXXYI  zum  Schluss  der  oben  besprochenen  Taxe 
angemerkt,  dass  man  in  Silber  12  Denare  auf  den  Solidus 
zu  geben  habe,^)  Die  Bemerkung  ist  aber  der  formelhafte 
Ausdruck  für  den  üebergang  zum  Sübersolidus,  und  die 
Notiz  muss  auch  deshalb  in  den  Text  nach  Yomahme  der 
Reform  eingereiht  worden  sein,  weil  sie  als  Bestimmung  für 
die  gewöhnliche  und  zweifellose  Berechnung  unerklärlich 
wäre,  während  sie  bei  dem  Uebergange  zu  einem  neuen 
Systeme  recht  am  Platze  war.  Damit  ist  freilich  noch  nicht 
entschieden,  ob  sie  schon  imi  die  Mitte  des  VIII.  Jahrhun- 
derts oder  erst  unter  Karl  dem  Grossen  hinzugekommen  ist. 
Da  wir  im  Text  der  Ripuaria  einen  anderen  Zusatz  aus  Karls 
Zeit,  nämlich  den  über  die  Wergelder  von  Sachsen  und 
Priesen  haben ^),  so  ist  es  am  wahrscheinlichsten,  dass  wir 
auch  die  Währungsuotiz  nicht  früher  als  in  den  Sehliiss  des 
YIII.  Jahrhunderts  zu  setzen  haben.  Eine  ganz  neue  Regel 
trat  damit  nicht  in  Kraft,  wohl  aber  wurde  ausdrücklich 
hervorgehoben,  dass  die  erwähnte  Bereclmung,  welche  schon 
genügendes  Gewohnheitsaiter  für  sich  hatte'),  mit  Aus- 
schluss aller  anderen  möglichen  Berechnungsweisen  gelten 
sollte. 

in  solatione  nsqoe  ad  tempora  Earoli  perduravit .  velut  in  eius  capi- 
tuliß  invenitur.  —  Dessenungeachtet  können  sich  in  einzelnen  Gegenden 
AnklMige  an  die  alte  Rechnung  erhalten  haben.  Vgl.  Mayer,  Ver- 
feßsungsg.  I,  4;^;  II,  105. 

*)  XXXVI,  12:  Qaod  »i  cum  argento  solvere  contingerit,  pro  solido 
12  dinarios,  sicut  antiqnitns  est  constitutnm.  —  «)  XXXYI,  4.     Uel>er 

die  Einsetznng  der  Worte  „seu  Frisionem Saxonem"  s.  Brunner, 

Nobües  U.S.  w.,  Z.  f.  E.-Gr.  XIX,  96.  —  »)  Das  ,sicat  antiquitus  est 
constitutum"  braucht  nicht  mehr  zu  bedeuten. 
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Von  einer  Zurückbehaifcung  des  alten  Goldsolidus  hören 
wir  nichts  und  sind  nicht  berechtigt,  seine  Geltung  in  diesem 
Rechtsgebiete  in  irgendwelcher  Bo/.iehung  /.u  \eriTiuthen. 
Was  Heck  in  Bezug  auf  eine  fortwährende  Geltung  der 
„grossen  Soiidi"  für  die  Bussen  der  Edlen  oder  "Zollfreien 
und  der  „kleinen"  für  die  Bussen  der  Miuderfreion  vor- 
bringt^), entbehrt  nicht  nur  jeder  Begründung,  sondern  ver- 
wickelt auch  den  Urheber  dieser  Hypothesen  in  ähnliehe, 
aber  noch  ärgere  Schwierigkeiten  wie  bei  der  Deutung  der 
salischen  Zeugnisse.  Im  Gebiet  der  Ripuaria  existirten  näm- 
lich nicht  nur  der  ursprüngliche  Text,  sondern  auch  eine 
Novelle,  das  Capituiare  Legi  Ripuariae  additum  von  803, 
welches  gleich  im  ersten  Paragraphen  die  Einheit  des  Standes 
der  ingenui  feststellt  und  hier  wie  auch  im  2.  und  4.  Titel 
nur  von  Solidi  im  Allgemeinen  spricht^),  wobei  es  wirklich 
seltsam  wäre,  je  nach  Bedarf  ganz  verschiedene  Grössen  zu 
verstehen.  Dafür  Hesse  sich  bei  der  Ausarbeitimg  des  Capi- 
tulars  in  karolingischer  Zeit  nicht  einmal  die  Yermuthung 
einer  wörtlichen  Beibehaltung  einer  alten  Regel  anführen. 
Man  nmss  eben  ujiter  den  ohne  weitere  Präcisirung  erwähn- 
ten Solidi  entweder  Goldsolidi  oder  Sübersolidi,  nicht  aber 
beide  zugleich  und  jeden  nach  Bedarf  verstehen.  Im  Hin- 
blick auf  §  12  des  XXXVI.  Titels  der  Lex  wird  man  sich, 
meiner  Ansicht  nach,  für  den  Solidus  zu  12  Silberdenaren 
entscheiden  müssen.  Die  dadurch  entstehende  Unebenheit 
in  der  Behandlung  der  beiden  fränkischen  Ilauptstämme  lässt 
sich  nicht  leugnen,  aber  eine  grössere  Bedeutung  als  die 
einer  zeitweiligen  Anomalie  in  Bezug  auf  die  Salier,  lässt 
sich  ihr  nicht  beimessen.  Jedenfalls,  bevor  ein  directer  Be- 
weis geliefert  wird,  dass  man  in  Austrasien  die  Anwendung 
der  Münzreform  auf  die  Bussansätze  in  ähnlicher  Weise  wie 
in  Neustrien  zurückgehalten  hat,  müssen  wir  uns  bescheiden, 
eine  zeitweilige  ÜngleichmäCsigkeit  in  der  Einführung  der 
neuen  Berechnimg  bei  beiden  Stämmen  anzimehmen.'*) 

')  Heck,  179 fF.  —  »)  Capit.  I,  117,  §  1:  si  quis  ingenuus  inge- 
naum  ictu  percusserit,  qnindecim  solidos  cotnpouat.    §  2.  X  cap.  Houio 

regius  — ceufcum  solidi  s  couponatur.    §  4. De  soniste  aufe 

ßexcentos  solidos  conponat  aut  cum  duodecim  iuret.  —  *)  In  der  Auf- 
zeichnung der  EigenthünilichkeiteH  des  chamavischen  Landes,  sowie  in 
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S.  In  dem  Gebiete  des  schwäbischen  und  des  baierischen 
Yolksrechtes  haben  wir  deutliche  Spuren  des  nachträglichen 
Einrückens  der  karolingischen  Schillinge,  der  „Solidi  Fran- 
cieci",  und  ihres  Kampfes  mit  den  älteren,  auf  dem  Gold- 
solidus  begründeten  Systemen.  Interessant  sind  in  dieser 
Beziehung  namentlich  die  Satzungen  beider  Yolksrechte  in 
Bezug  auf  kleinere  Vergehen:  bei  diesen  konnte  man  mit 
allgemeiner  imd  zTveideutiger  Erwähnung  von  Solidi  nicht 
auskommen,  sondern  man  war  genöthigt,  die  Theilmünzen 
zu  berücksichtigen.  Die  Hauptbestimmungen  sind  in  beiden 
Leges  unverkennbar  verwandt,  obgleich  im  Einzelnen  von 
einander  abweichend,  und  gehören  daher  zu  den  zahlreichen 
Paragraphen,  welche  auf  gleichartiger  gewohnheitsrechtlicher 
Unterlage  und  inAVechselwirkung  ausgearbeitet  worden  sind.*) 
Es  heisst  im  alamannischen  Rechte,  dass  bei  Anklagen  wegen 
Diebstahls  von  minderwerthigen  Sachen  der  Angeklagte  bis 
zum  "Werthe  eines  Solidus  seinen  Eideshelfer  selbst  wählen 
kann,  falls  aber  die  Sache  im  "Werthe  einen  Solidus  um  zwei 
Saigae  übersteigt,  so  wählt  der  Angeklagte  den  Eideshelfer 
aui?  drei  von  dem  Ankläger  bezeichneten  Männern.-)  Die 
baierische  Fassung  ist  mehr  entwickelt:  bei  dem  Werthe 
einer  Saiga  schwört  der  Beklagte  allein,  bei  zwei  und  drei 


der  dem  Vorgange  der  Ripuaria  folgenden  Formulirung  des  thüringischen 
Rechtes  wird  von  allen  Forschem  die  Geltung  der  karolingischen  Münz- 
berochnung  angenommen.  Aus  einer  Yergleichung  von  L.  Angiiorum 
et  Werinorum,  c.  57  mit  L.  Ripuaria,  64  ersehliesßc  Brumier  in  scharf- 
rinniger  Weise  die  Anwendung  der  Silberwährang  bei  den  Ripuariern, 
a.a.O.  84,  85,  was  Heck  mit  nngendgenden  Granden  zu  entkräften 
Buctt  (395  ft). 

*)  In  diesem  Falle  echeint  der  Sachverhalt  gewesen  zu  sein,  dass 
die  baierische  Bestimmung  nach  Vorgang  einer  älteren  alamannischen 
Fassung  abgefasst  worden  ist,  wie  es  auch  sonst  gewöhnlich  ge- 
schehen ist  Dann  ist  aber  wieder  bei  der  karolingischen  Recension 
der  L.  Älamannorum  die  baierische  Bestimmung  berücksichtigt  worden, 
und  zwar  gerade  im  Hinblick  auf  die  Wähmngsfirage.  —  ^)  L.  ALun. 
KaroL  VI,  1:  de  minoribus  causia  usque  ad  solidum  valentem  licet 
unicuique  qualem  sacramentalem  unum  secum  habere  vult  in  suo 
sacr&mento  continere.    Nam  si  duas  saigas  valentem  supra  solidum  res 

▼aluerint ,  tunc  debet  homo  qui  causam  requirit  3  electos  deno- 

*mare,  et  ex  denominatis  tribus  licentiam  habeat  excusator  reiicere 

Ar  Beektcgecchichte.    TfTirr     Genn.  Abth.  10 
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Saigae  und  bis  auf  einen  tr«Mi»8is  achwört  er  mit  einem 
Eideshelfer;  von  da  big  zum  Werthe  Yon  vier  Tremissen 
werden  drei  Eideshelfer  gefordert,  feei  höheren  Werthen 
sechs.  ^)  Im  IX.  Titel  wird  dann  diese  Yorschrift  dahin  um- 
geändert, dass  man  bis  auf  einen  Solidus  mit  einem  Eides- 
helfer, von  da  an  bis  auf  fünf  Solidi  mit  sechs  ^)  zu  schwören 
hat.  Dabei  wird  der  Bestand  der  Saif»  und  dee  Solidus  an- 
gegeben, und  zwar  die  Saiga  zu  drei  Denaren  und  der  Solidus 
zu  drei  Tremissen.  Das  baierische  Hecht  giebt  also  eine  den 
alten  Verhältnissen  entsprackende  Aequivalene,  und  im  Zu- 
sammenhange damit  stehe»  PiragNkplieii ,  i*  wekilien  die 
Bussen  ausdrücklich  in  Goidw&hrung  berechnet  werden.^) 
In  der  karolingischen  Recemsion  der  L.  Alamanoorum  wird 
die  Regel  durch  eine  Glosse  erläutert,  in  welcher  die  Saiga 
dem  Denar  gleichgesetzt  wird.*)  Das  kami  keinen  anderen 
Sinn  haben,  als  dass  der  karolingische  Denar  bei  der  Be- 
rechnung der  Bussen  an  die  Stelle  der  alten  Saiga  getreten 
ist  und  also  die  Bussen  auf  das  Drittel  ihres  ursprünglichen 
Metallwerthes  reducirt  worden  sind. 

Im  baierischen  Rechte  zeigen  sich  aber  auch  Merkmale 
des  Ueberganges  zur  neuen  Rechnung.    In  einer  Reihe  von 

^)  L.  Baiuvar.  1, 8: E>«  «■»  micm.  seios  ivarci.    De  «Inas  saigas 

vel  tres  et  usque  ad  trextüas«  cua  wto  sftaDHnMrtaLs  ijcre4.  Dtöad« 
usque  ad  4  tremis«es  cum  tres  8»enuaa«nMec  hant.  Mt  %i  amplierem 
pecuniam  furaverit,  aut  caballum,  Mst  bore«,  aut  vaccam,  vel  quic- 

quid  plus  valet  de  4  tremisses tunc  cwaa  6  iacnimentales  iuret, 

et  ipse  eit  septimus.  —  *)  L.  Baiuv.  IX,  2 :  Et  si  negare  voluerit,  secun- 
dam  qualitatem  pecuniae  iuret.  Si  uua  süica,  id  e«t  3  denarios,  fura- 
verit, solus  iuret  secuudum  leyem  euaat,  »i  4u»8  saicas,  hoc  est  6  de- 
narios, vel  ampHus  usque  ad  solidum  [1],  quod  sunt  3  tremi*s«s,  cum 
sacramentale  uno  iuret.  Et  si  amplius  quam  solidum,  sive  3  solidos 
vel  plus  usque  5  sol.  furaverit,  cum  sacramentales  6  inret.  —  *)  Solidi 
auro  adpreciati.  L.  Bai.  I,  4;  9.  —  *)  L.  Alam.  Kar.,  VI,  2:  saiga 
autem  est  quarta  pars  tremiseis,  hoc  e«t  denariui  unus.  Duo  saigi 
duo  denarii  dicuntur.  Treraissus  est  tertia  pars  »•liili  et  suut  denarü 
quatuor.  —  Man  beachte,  dass  die  GleicboRg  micht  blo«  einfach  für 
die  einzelne  saiga,  sondern  auch  ftir  zwei  a»%Mi«Ut  üii,  was  die  Stelle 
in  directe  Beziehiing  zum  Wortlaut  von  T*,  1  bringt.  Dort  st^t  näm- 
lich —  nam  si  duas  saiga«  valentwn  —ya  »oftikmi.  Wir  haben  also 
eine  Glosse  im  eigentlichen  Sinn«  vor  wm,  4n  hfumt  nickt  eine  gesetz- 
liche Bestimmung,  sondern  «in«  AufUtaw^g;  Aer  den  gelten^n  Ge- 
brauch. 
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Handschriften  tritt  nämlich  an  Stelle  des  baierischen  Buss- 
ansatzes zu  12  Schillingen  nach  Yorgang  des  fränkifichen 
Rechts  eine  15  Solidi- Busse  ein^),  und  in  diesen  Fällen,  so- 
wie auch  bei  Erwähnung  des  Bannes  ^)  ist  an  nichts  anderes, 
als  an  Berechnung  in  Silberwühruag  zu  denken.  Die  be- 
sprochenen Stellen  weisen  auf  Zustände,  welche  vielfach  in 
den  Urkunden  angedeutet  werden'),  nämlicli  auf  eine  Con- 
currenz  beider  "Währungen,  bei  welcher  die  ältere  nur  lang- 
sam gewichen  ist.  "Wann  diese  Zustände  sich  auf  dem  Ge- 
biete des  baierischen  Volksrecht«  vereinfacht  haben,  lässt 
sich  unmöglich  sagen.  Jedenfalls  haben  wir  keinen  Grand 
den  Gegensatz  in  dem  Sinne  einer  systematisch  durchge- 
führten, der  L.  Salica  ähnlichen  AusnahmesteUimg  aufzu- 
fassen. Es  handelt  sich  nicht  um  eine  durch  besondere 
Erlasse  gewährleistete  Berechnung  der  Bussen  nach  älteren 
Grundsätzen,  wenn  auch  in  neuer  Münze,  sondern  um  ein 
Vorkommen  beider  Systeme  in  einer  Quelle,  welche  eine 
einheitliche  Durcharbeitung  nicht  erfahren  hat.  Füi- Schwaben- 
dagegen lässt  sich  auf  Grund  der  Notiz  in  der  Karolina 
voraussetzen,  dase  zur  Zeit  Karls  des  Grossen  der  Ueber- 
gang  zur  Silberwährung  bereits  vollzogen  worden  ist. 

9.  Eine  ähnliche  Cünc^lr^enz  beider  "Währungen  finden 
wir  aus  naheliegenden  Gründen  in  Italien.  Hier  griffen  die 
Gebiete,  in  welchen  die  karolingische  Reichsmünze  aner- 
karait  war,  und  diejenigen,  in  welchen  das  römische  Müiiz- 
system  herrschte,  in  der  "Weise  ineinander,  dass  von  einer 
Verdrängung  der  Goldwährung  durch  die  silberne  keine  Rede 
sein  konnte  und  man  auch  auf  karolingischem  Territorium 
noch  mitunter  Gold  prägte.  In  den  erhaltenen  Vertiägen 
mit  Venedig,  aus  dem  ES.  Jahrhundert,  finden  wir  auch  immer- 
während alle  Busssätze  in  solidi  auri  berechnet*),  und  zwar 


^^Hk  *)  1,4:  si  qois  serrum  ecciesiae  vel  ancillam  ad  fugiendutn  sua- 

ll^^et  eas  foras  terminum  daxerit revccet  cum  celeriter  et  cum 

ÜB  solides  conponat  auro  adpreciatos  (alias:  oara  15  solides). Et 

«i  aon  potuerit  iuTenire  iUum,  tunc  alium  donet  similem  illi,  et  12 
(al.  15  sol.)  conponat.  —  *)  IJ,  14.  —  »)  Tgl.  die  in  Merkels  23.  An- 
merfauig  zu  L.  Bai.  I,  4  gesi»mmeiten  Beispiele.  —  ♦)  Pactum  veuetum 
Hlotharii  I,  c.  20  (Capit.  II,  134);  si  bomicidium  factum  tuerit  in  libero 
homine,  componantur  pro  ipso  soL300,  et  pro  scrvo  sol.  50.  (Cf.liiutpr.62 

10' 
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sind  sie  den  langobardischen  Bestimmungen  angepasst.  Da- 
neben geschieht  aber  auch  der  solidi  argenti  zu  12  Denaren 
auf  den  Solidus,  also  der  fränkischen  Solidi  in  den  Urkunden 
Erwähnung.^)  In  einer  merk>vürdigen  Urkunde  aus  Bergamo 
vom  Jahre  787  werden  5  solidi  auri  und  12  sohdi  argenti 
zusammengerechnet,  so  dass  eine  Ueberfiihrung  auf  einen 
einheitlichen  Münzfuss  unumgänglich  erscheint.-)  Dieser  zu 
Grunde  gelegte  Münzfuss  rauss  der  silberne  gewesen  sein, 
denn  nur  auf  seiner  Grundlage  können  beide  Zahlungssystemo 
vereinigt  werden,  nämlich  wenn  man  die  Goldsolidi  im  be- 
sprochenen Falle  als  Goldtrienten  auffasst,  welche  ja  den 
Solidi  zu  12  Denaren  entsprechen  würden.  Diese  Beobach- 
tung giebt  den  Anlass  auch  in  einem  anderen  und  zwar  all- 
gemein verbreiteten  Falle,  nämlich  bei  Gewichtsangaben  in 
solidi  und  denarii  dieselben  auf  die  Silberwährung  zu  redu- 
ciren.5) 

10.  Am  interessantesten  und  schwierigsten  sind  die  An- 
gaben über  die  in  Friesland  üblichen  Geldverhältnisse.  In 
der  karoling^schen  Lex  Frisionum  finden  wir  den  Gegensatz 
von  verschiedenen  Geldsystemen,  der  sich  auf  eine  Ver- 
schiedenartigkeit der  Denare  zurückführen  lässt.  Einmal, 
aber  auch  nur  einmal,  hören  wir  von  denarii  frisionici*),  was 
bereits  auf  die  Vermuthung  führt,  dass  sonst  die  Münzen  in 
fränkischer  Währung  erscheinen.    Von  den  denarii  frisionici 


et  Roth.  62).  —  Cf.  Cap.  ine.  N.  242  (II,  128),  2  si  quis  percusserit 
sacerdotem,  i.  e.  presbyterum  sive  diaconuxn,  decretum  est,  ut  det  poe- 
nam  auri  libfas  10,  id  est  sot  720. 

>)  Beispiele  bei  Waitz,  Ueber  die  Mflnz Verhältnisse  (Abhaud- 
iangen der  Göttinger  Wissensch.  Gesellsch.,  XXXIII)  p.  89.  —  *)  Exinde 
habtti  ...  5  Bolidos  auro  . . .  Modo  recepi  ego  . . .  duodecim  solidos 
atgentos  .  .  .  qui  sunt  toti  iasimtil  solidos  decem  et  septem  (UrJc.  von 
785,  citirt  von  Waitz  a.  a.  0.  —  *)  Exempla  breviuin,  cixca  810 
(Capit.  1,251):  est  ibi  de  argento  nuniidato  sol.  3.    Habeutur  IM  in- 

aures  aurw  4,  pensantes  denarios  17.    Sunt  xbi  calice»  argent^i 

unus  pensat  sol.  80,  alter  . . .  sol.  15  etc.  Vgl.  Cap.  Monast.  817  c.  57: 
et  libra  panis  30  solidis  per  12  denarios  metiatur.  Die  Sohätzung  des 
Pfundes  ist  ungewöhnlich,  aber  die  Zusanmiejisetznug  des  Solidus  aus 
12  Denaren  beweist,  daas  die  Berechnung  auf  Silber  zorückgeht.  — 
*)  L.  Fris.  Add.  11,44.  Si  quis  alium  unguibus  crataverit,  ut  non  sanguis, 
sed  humor  aquosa  decuvrat,  quod  cladolg  vocaait,  ter  10  den.  Fresio- 
nici»  componat. 
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kann  man  nur  sagen,  dass  sie  eine  kleinere  Scheidemünze 
gewesen  sein  müssen,  etwa  nach  der  Art  der  englischen 
Skeats,  denn  sie  kommen  vor  in  einem  Falle,  wo  die  ge- 
wöhnliche Eintheilung  offenbar  zu  massiv  war,  imd  die  er- 
forderliche Schattinmg  nicht  hervorbringen  konnte. 

Sonst  macht  die  Lex  Gebrauch  von  Denaren,  die  Tre- 
raissen  gleichgestellt  werden,  und  deren  also  drei  auf  den 
Solidus  gehen.  Fach  den  geringen  Ziffern  der  Bussen  zu 
urth eilen  kann  man  diese  Denare  nicht  anders  als  wie  Gold- 
stücke, Goldtrienten  auffassen.^)  Sie  erscheinen  als  „Neue 
Münze"  und  stellen  deshalb  eine  karolingische  Prägung 
dar,  welche  mit  den  sonstigen  Verhältnissen  der  SUber- 
währung  offenbar  in  Einklang  stehen  musste.  Es  kann  kein 
vollständig  absonderlicher  Münzfuss  für  eine  Prägung,  welche 
unter  dem  leitenden  EinJßuss  der  karolingischen  Regierung 
entstanden  ist,  gedacht  werden,  und  daher  haben  wir  den 
Tremissis  oder  Grolddenar  als  12  Silberdenaren  gleichwerthig 
und  dem  Drittel  eines  vollen  Goldsolidus  entsprechend  zu 
denken. 

Ausserdem  kursirten  im  Gebiet  der  Lex  Frisionum  auch 
Sibermünzen,  und  zwar  sowohl  die  gewöhnlichen,  zu  12  Stück 
auf  den  (kleinen)  Solidus*),. ah  auch  ältere,  welche  in  einem 
nicht  näher  bezeichneten  Verhältnisa  zu  Pfunden  und  Unzen 
veranschlagt  wurden.')  Was  diese  letzteren  anbetrifft,  so 
lässt  sich  vemiuthen,  dass  sie  nichts  anderes  als  die  alten 
salischen  oder  ihnen  nachgebildete  Denare,  40  auf  den 
Solidus,  waren  und  in  Folge  der  früheren  Beziehungen 
zwischen  den  Franken  und  den  unabhängigen  Friesen  ins 
Land  gekommen  sind.  Auf  die  zähe  Ueberliefening  dieser 
Rechnung  fusst  das  merkwürdige  von  Heck  angeführte  Bei- 
spiel der  Yertheilung  des  Wergeldea  im  späteren  vrester- 
lauwerschen  Gewohnheitsrecht.*) 

Die  Frage  über   das  gegenseitige  Yerhältniss  der  er- 

iten  Münzsorten  wird  verwickelt  in  Folge  einer  Differenz 

')  TgL  Heck,  211  €    Die  Ursache  der   Beibehaltung   der  Gold- 
ig far  Friesland  ist  nns  nicht  bekannt     Sie  mag  in  den  Be- 
lungen  zum  skaudinamchen  Norden  gelegen  haben:  —  *)  L.  Fries. 
^:  LX  soU  Id  est  III  libras.  —  »)  L.  F.  XV.;  per  denarios  veteres.  — 
jHeck,  224. 


150  P-Anl  Vinogradoif, 

im  Werthe  der  Solidi,  als  der  aus  Treinisses  (Denaren)  zu- 
sammengesetzten Einheiten,  welche  für  die  drei  friesischen 
Provinzen  überliefert  wird.  Die  Angaben  lauten  dahin,  dass 
in  Mittelfriesland  drei  Tremissen  in  neuer  Münze,  wie  ea 
sich  auch  gebührt,  einen  Solidus  ausmachen,  in  Westfries- 
land dagegen  wird  der  Sohdus  einmal  auf  2^/2,  ein  anderes 
Mal  aber  auf  drei  Tromissen  geschätzt,  in  Ostfriesland  gleich 
zwei  Tremissen  gesetzt.^) 

Wenn  wir  von  diesen  rein  arithmetischen  Angaben  zu 
der  Betrachtung  der  Bussen  übergehen,  so  finden  wir  keine 
durchgeführte  Yermehrung  der  Summen  für  Ostfriesland, 
welche  dem  minderen  Werthe  der  ostfriesischen  Schillinge 
entsprechen  würde:  im  Gegentheil  halten  sich  die  Ansätze 
ungefähr  auf  derselben  Höhe  wie  in  den  anderen  Gebieten, 
und  wir  müssen  daher  annehmen,  dass  in  dieser  entlegenen 
Gegend  die  Preise  niedriger  und  der  Werth  des  Geldes 
höher  stand.  Aus  emom  ähnliehen  Gesichtspunkte  würde 
sich  auch  die  schwankende  Relation,  die  für  Westfriesland 
überliefert  ist  —  das  eine  Mal  drei,  das  andere  Mal  zwei- 
undeinhalb  Tremissen  —  erklären.  Die  Absicht  wäre,  die 
Busstarife  in  neuer  Münze  den  volkswirthschaftlichen  Verhält- 
nissen entsprechend  mit  Hülfe  einer  verschiedenartigen  Zu- 
sammensetzung des  Solidus  zu  ordnen,  wobei  man  im  Ein- 
zelnen vielfach  geschwankt  haben  mag.  Jedenfalls  ist  wohl 
zu  vermerken,  dass  in  den  angegebenen  Werth  Verschieden- 
heiten keine  Andeutung  über  eine  A^erwendung  verschiedener 
Münzarten  liegt.  Ueberall  erscheinen  die  Denare  als  die- 
selbe „neue  Münze",  aber  die  aus  ilinen  zusammengestellten 
künstlichen  Einheiten,  die  Solidi,  in  welchen  die  Mehrzahl 
der  Bussen  ausgedrückt  ist,  entspricht  je  nach  der  verschie- 
denen Lage  der  Landschaften  verschiedenen  Werthen.  Hätten 
wir  es  mit  althergebrachten  Taxen  und  verschiedenen  ein- 
heimischen Geldsorten  zu  thun,  so  würden  wir  unter  einander 
schwer  vergleichbare  Ziffern  vor  uns  haben.  Wie  die  Sache 
aber  liegt,  haben  wir  es  mit  Versuchen  zu  thun  die  gewohn- 

')  Add.  III,  73:  inter  Flehi  et  Sincfalam  solidus  est  duo  deriani 
et  dimidius  ad  novam  monetam.  Inter  Wisarani  et  Luubufhi  duo 
denarii  novi  solidus  est.  II,  77.  Inter  Laubachi  et  inter  Flehi  tres 
denarii  novae  monetac  solidus  est. 
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heitsrechtlichen  Tarife  in  karolingischem  Gelde  auszudrücken, 
was  denn  auch  zu  abgestuften  Berechnungen  auf  Grund  der 
natürlichen  Yerkehrsverhältnisse  führen  musste. 

Die  Beurtheilung  der  ständischen  Unterschiede  in  der 
Lex  Frisonum  gehört  in  einen  späteren  Abschnitt,  aber  schon 
jetzt  müssen  vir  die  mertvrürdige  Erscheinung  der  vor- 
wiegend ung«rad«n  Summen  und  der  Brüche  bei  Aufstellung 
der  Wergelder  und  mancher  Bussen  berücksichtigen.  Nur 
das  westliche  Friesland  biet«t  abgerundete  Summen  in  seinem 
Tarif,  aber  auch  für  iha  giebt  es  eine  Angabe,  welche  die 
Ziffern  zu  Zahle»  überfQkrt.  welche  den  ostfriesischen  ent- 
sprechen. YorwiegCBd  ers«heinen  jedenfalls  die  "Wergeid- 
sätze von  53  ^3  Sei.  für  den  Freien  (TVF.  zu  50  abgerundet), 
1062;3  (rsp.  80)  für  den  Nobilis  und  26  2^3  für  den  Liten. 
Diese  Züfem  Hessen  sich  zwar,  falls  man  sie  in  Golddenare 
umsetzt,  sehr  wohl  in  abgerundeten  Summen  ausdrücken, 
aber  es  kann  nicht  zufällig  sein,  dass  man  zu  diesem  Aus- 
weg nicht  gegriffen  hat,  sondern  bei  ungeraden  Ziffern  und 
Brüchen  stehen  geblieben  iat.  Man  kann  dieses  Verfahren 
nicht  anders  als  durch  eine  Ueberführung  aus  einfacheren  An- 
sätzen auf  Grund  einer  neuen  Münzeinheit  erklären,  und  so 
haben  die  Sache  auch  alle  Forscher  aufgefa.s3t,  aber  in  Be- 
zug auf  die  Ansätze,  welche  zum  Ausgangspunkte  der  Be- 
rechnung gedient  haben,  hat  man  verschieden  geurtheilt. 
Heck  hat  die  Ziffer  roo  1 06  *;s  des  Wergeides  des  Xobilis 
als  awei  Drittel  des  alten  für  «len  Friesen  bezeugten  Wer- 
geides von  160  Solidi  amfgefkstt,  indem  er  seiner  Theorie 
gemäfs  den  friesischen  Etheling  als  den  Friesen  y.ar  igox^v 
betrachtet.  Den  Anlass  zu  einer  derartigen  Ueberfühnmg 
giebt  ihm  die  Bemerkung  der  Zusätze  zur  Lex,  dass  in  Ost- 
friesland  der  Solidus  zu  zwei  Tremissen  gerechnet  würde.*) 

*)  Heck,  2-42  flP.  Heck  nimmt  zwar  an,  dass  die  106*.'»  Solidi  in 
^karolingischen  Yollsolidi  gleich  160  Solidi  nach  einheimischer  Berech- 
^^kng  (wie  2 : 3)  ausgerechnet  worden  seien ,  man  sieht  aber  nicht  ein, 
^^Bfi  ihn  berechtigt,  diese  letate  Summe,  welche  in  einer  fränkischen 
^^Ha  anch  für  Alemannen  und  Baiem  verbürgt  ist,  auf  die  specielle 
^^Bbfcfriesische  und  nordkächsische  Berechnung  von  einem  Solidus  zu  zwei 
Tremissen  zu  beziehen.  Sie  darf  im  Gegentheü  als  der  gemein  ger- 
manische Ansatz  gelten,  und  in  diesem  Falle  lässt  sie  sich  auf  keine 
Ieise  auf  106-/»  reduciren.  Vgl.  Heck,  275. 
i 


152  Paul  Yinogradoff, 

Nach  der  oben  entwickelten  Auffasaimg  entspricht  eine  der- 
artige Berechnung  dem  Gegentheil  des  wirklichen  Sachver- 
halts. Auch  abgesehen  davon,  dass.der  Schilling  nur  in 
einer  Provinz  zu  zwei  Tremisaen  gerechnet  wurde,  in  den 
beiden  anderen  aber  höher,  müssen  die  Suramen  der  Solidi 
zu  zwei  Denaren  um  ein  Drittel  herabgesetzt  werden,  falls 
man  sie  zu  drei  Denaren  verrechnet,  und  106 ^/s  kleinere 
Schillinge  würden  nach  dieser  Berechnung  71  ^/s»  grössere 
ausmachen,  eine  Reduction,  welche  beiläufig  gesagt  der  von 
Heck  selbst  in  Bezug  auf  die  sächsisohen  Wergelder  be- 
nutzten *)  entsprechen  wurde.  Da  von  einer  derartigen  Ueber- 
führuug  nicht  die  Rede  sein  kann,  so  kommt  man  zu  der 
einfachen  Folgerung,  dass  die  Simime  von  160  Solidi  nicht 
mit  der  von  XO&'^h  S.,  sondern  mit  einer  anderen  in  Yer- 
bindung  zu  setzen  sei  —  und  das  kann  da  nur  das  Freien- 
Wergeld  von  53^/3  S.  gewesen  sein. 

Für  das  richtige  Verständniss  der  Stellen  ist  es  nicht 
unwichtig  zu  beobachten,  dass  die  überlieferten  Ziffern  eine 
auffallende  Uebereinstimmung  in  den  Gnmdsummen  auf- 
weisen, und  dass  diese  Summen  von  der  Lex  selbst  aus 
einer  einzigen  abgeleitet  werden.  In  allen  drei  Gebieten 
steht  das  Litenwergeld  auf  26  ^/^  (bzw.  in  WF.  abgerundet 
zu  25),  in  allen  drei  kehrt  die  Ziffer  53^/3  für  den  Freien 
wieder  (bzw.  "WP.  50),  in  zwei  finden  wir  die  Verdoppelung 
des  Wergeides  des  Nobilis  —  106^/3  (bzw.  WF.  100),  welche 
in  Mittelfriesland  durch  eine  Multiplication  mit  1^2  ersetzt 
wird.-)  Ganz  bestimmt  wird  auch  im  Texte  der  Lex  her- 
vorgehoben, dass  die  Beträge  des  Nobilis  und  des  Litus  aus 
dem  Betrage  des  Freien  durch  Multiplication  bzw.  Theilung 


')  Bei  den  Sachsen  lautet  näuiUch  die  Reduction  folgendennafsen: 
die  1440  des  Nobilis  sind  in  localen  Solidi  su  2  Tremisseu  ansgedrflckt, 
welche  9C0  Solidi  zu  3  Tremissen  gleich  kommen.  Die  960  Solidi  sind 
eine  Verdreifacbuug  der  volksrechtlichen  Busse  in  Folge  des  Sonder- 
friedens. Das  volksrechtliche  Wergeld  beträgt  also  820  Trientschillinge 
oder  106*/»  VoUschilliuge.  Das  Verfahren  geht  also  von  da-  Vermin- 
derung der  gegebenen  Summen  auf  '/»  und  nicht  von  einer  Vennehrung 
derselben  auf  '/j  aus.  A.  a.  0.  259.  Uebrigens  sind  die  Berechnungen 
Hecks  in  diesem  Abschnitte  besonders  ■willkürlich.  Man  beachte  z.  B. 
ä&a  Spiel,  welches  mit  dem  Werthverhältuiss  von  Gold  und  Silber  ge- 
trieben wird.   A.  a.  0.  244.  —  •)  L.  Fris.  1  vgl.  Add.  III,  73,  78. 
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gewonnen  sind.*)  Es  ist  also  nicht  daran  zn  denken,  dass 
die  Solidi  wegen  ihres  verschiedenen  Werthes  verschieden 
verrechnet  worden  sind,  sondern  die  Ermärsigung  für  gewisse 
Gebiete  lag  in  der  verschiedenartigen  Zusammensetzung  des 
Solidus  aus  Denaren.  Es  scheint  sogar,  dass  die  am  Schlüsse 
des  Abschnitts  stehende  Notiz '^),  dass  die  solidi  zu  drei 
Denaren  zu  rechnen  seien,  für  alle  Gebiete  und  nicht  bloss 
für  Westfriesland  gelten  sollte.  Wir  hätten  einen  ähnlichen 
Fall  wie  in  Sachsen,  nämlich  eine  Berechnung  aller  "Wer- 
gelder  nach  gleichmäfsigem  Schillin gswerthe  zu  3  Denaren, 
obgleich  sonst  im  Osten  die  Bussen  zu  2  Denaren  auf  den 
Schilling,  im  "Westen  mitunter  zu  2^1%  verrechnet  wurden. 
Diese  Annahme  wird  durch  zwei  Umstände  unterstützt.  Ein- 
mal ist  die  Berechnung  zu  3  Denaren  grade  für  die  west- 
liche Provinz  bezeugt,  wo  wir  sonst  von  2^2  Denaren  auf 
den  Schilling  hören.  In  der  mittleren  gelten  3  Denare  auf 
den  Schilling  ohnehin,  und  was  die  östliche  anbetrifft,  so 
spricht  för  die  Berechnung  zu  3  Denaren  in  diesem  Falle  die 
Ziffer  von  106  Solidi  und  2  Denaren')  selbst:  die  zwei  De- 
nare werden  ja  nicht  als  ein  Schilling,  sondern  als  eine 
Fraction  desselben  aufgefasst.  Wir  haben  also  in  den  An- 
sätzen eine  trotz  secundärer  Abweichungen  einheitliche  Tabu- 
limng  der  Wergelder  in  den  drei  Landschaften,  welche  aus 
dem  Wergeide  des  Freien,  aus  53^3  Solidi  abgeleitet  wor- 
den ist. 

Wenn  es  mm  gilt  die  ursprünglichen  einfachen  Summen, 
auf  welche  die  in  der  Lex  überlieferten  ungeraden  Zahlen 
und  Brüche  hinleiten,  zn  ermitteln,  so  liegt  es  bei  der  sehr 
niedrigen  absoluten  Höhe  der  Ziffern  und  den  Drittelbrüchen 


*)  L.  F.  XXII,  90:  haec  ornnia  ad  libernTa  hominem  pertineot, 
nobilis  vero  hominis  compoaitio,  sive  in  vulneribus  et  percossiouibus 
et  in  Omnibus  qaae  superias  scripta  srant.  tertia  parte  maior  efficitur, 
hti  vero  compositio,  sive  in  vulneribus,  sive  in  percnssionibus,  sive  in 
mancatiouibas  et  in  omnibus  superius  descriptis,  medietate  minor  est, 
quam  liberi  hominis.  —  Add.  III,  71,72:  haec  onmes  compositiones 
liberi  hominis  sunt,  in  nobili  homine  dimidio  maiores,  in  lito  medie- 
tate minores.  —  EKe  bezeichneten  Verhältnisse  gelten  auch  für  Wer- 
Relder.  —  »)  Inter  Fii  et  Sincfalam  weregeldns  nobilis  100  solidi, 
liberi  50,  liti  25  (solidi  denarii  3  novae  monetae).  —  *)  Inter  Laubachi 
et  Wisaram  weregildus  nobüis  106  solidi  et  duo  denariL 
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am  nächsten,  die  fraglichen  Summen  durch  MultipHcation 
mit  3  zurückzurechnen.  Das  führt  uns  auf  160,  bzw.  320 
(240)  und  80  Solidi.  Das  centrale  Wergeid  des  Freien 
würde  also  gerade  das  in  der  Ripuaria  erwähnte  Wergeid 
des  Friesen  ausmachen.  So  ist  auch  die  Sache,  wenn  auch 
auf  Grund  anderer  Motivirung,  von  früheren  Forschern,  z.  B. 
Yon  Brunner,  aufgefasst  worden.^)  Ich  glaube  nicht,  dass 
an  diesem  Hauptergebnisse  gerüttelt  werden  darf.  Wohl 
aber  gilt  es  die  Thatsache  zu  erklären  und  mit  anderen 
Umständen  in  Einklang  zu  bringen:  in  dieser  Beziehung 
scheint  mir  die  Brunnersche  Aufstellung  kaum  genügend  zu 
sein,  und  gerade  in  Hecks  Forschungen  findet  sich  manches, 
was  eine  bessere  ^3egründung  der  seiner  Theorie  so  stark 
zuwiderlaufenden  Thatsache  ermöglicht. 

Was  die  Erklärung  der  Umrechnung  von  160  Solidi  zu 
53  */3  angeht,  so  hängt  diese  Umrechnung  offenbar  zusammen 
mit  dem  Wechsel  der  fränkischen  Währung,  welche  im  All- 
gemeinen den  Silbersolidus  an  die  Stelle  des  dreimal  so 
theueren  Goldsolidus  gesetzt  hat.'-^)  Die  Drittelung  des  Be- 
trages entspricht  ja  eben  der  Herabsetzimg  des  früheren 
Metallwerthes  der  Bussen.  Während  aber  in  anderen 
Gegenden  die  Drittelung  in  der  Form  einer  Substituirung 
des  Silbersolidus  zu  12  Denaren  für  den  Goldsolidus  statt- 
gefunden hat,  ist  die  Goldwährung,  wenn  auch  in  veränderter 
Gestalt,  Grundlage  der  friesischen  Münz  Verhältnisse  geblieben, 
und  die  Verminderung  der  Beträge  ist  demnach  als  ein  unter 
dem  Drucke  der  Reichsregierung  durchgeführter  Versuch, 
die  friewschen  Bussen  auf  ungefähr  gleicher  Höhe  mit  denen 
anderer  Völkerschaften  zu  halten  aufzufassen.  Das  100  SoHdi- 
Wergeld  z.  B.  ist  also  sowohl  im  Frankenlaride  wie  auch  in 
Priesland  in  Geltung  geblieben,  wurde  aber  im  Westen  in 
Silbersolidi  und  in  Frieslaud  in  Golddenaren,  deren  1(50  auf 
53  \/s  Vollsolidi  kamen,  bezahlt.  Bei  der  entwickelten  Auf- 
fassung erscheinen  die  friesischen  Bussen  als  der.  schlagendste 
Ausdruck  der  Bestrebung,  die  alten  Beträge  der  verschie- 
denen Völkerschaften  auf  die  roducirten  karolingischen  An- 

»)  Nobikö  viiul  Genuiinfieie,   Z.  f.  R.-(4.  XIX,  95.   -   ^)  Ich  liabe  ; 
cLabei   das  Endergebniss    und    nicht   die    vorübergehenden   Ausnahme- 
zustände bei  den  Salieni,  da  40  Denare  statt  der  bei  anderen  Stämmen 
üblichen  12  gegeben  wurden,  im  Auge. 
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sätze  gleichmäfaig  überzuführen.  Diese  Aufstellung  scheint 
mir  nicht  nur  die  erwähnten  Hauptthataachen  der  Wergeld- 
berechnimg  zu  erklären,  sondern  auch  am  besten  zu  dem 
Umstände,  dass  wir  schon  in  dem  ursprünglichen  Bestände 
der  Lex  gelegentliche  Bezugnahmen  sowohl  auf  die  alte 
wie  auf  die  neue  fränkische  Silberprägung  finden,  zu  passen. 

Wie  erklärt  sich  aber  bei  dieser  Annahme  die  in  den 
Zusätzen  bezeugte  dreifache  Erhöhung  der  Wergelder? 
Schwerlich  durch  eine  Umrechnung  von  alten  Beträgen  in 
Silberwähruug,  wie  von  Brunner  vermuthet  wurde.  Denn, 
erstens,  falls  man  dieses  annimmt,  so  lässt  sich  die  eben 
entwickelte  Theorie  einer  nachträglichen  Verminderung  der 
alten  Sätze  nicht  aufrechterhalten.  Zweitens  aber  herrscht, 
wie  Heck  gezeigt  hat,  die  Goldwährung  in  der  ganzen  Quelle 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  in  den  Titeln  XIV  und  XV 
auf  ganz  andere  Weise  ausgedrückten  Summen,  und  die 
Verdreifachung  der  simpla  compositio  erleidet  bezeichnende 
Ausnahmen,  die  bei  einer  durchgängigen  Umrechnung  un- 
erklärlich gewesen  wären.  Heck  hat  auch  den  Ausweg  aus 
der  Verlegenheit  gefunden,  indem  er  die  Verdreifachung  als 
eine  zeitweilige  Erhöhung  in  Folge  eines  Sonderfriedens 
dargestellt  hat.^)  Bei  dem  eigen thünüichen  Verhältniss  der 
fränkischen  Regienmg  zu  den  Friesen  ist  es  keineswegs  zu 
verwundem,  dass  man  die  volksrechtlichen,  plötzlich  herab- 
geminderten Ansätze  zum  Schutze  des  Friedens  nachträglich 
zu  gering  fand  und  die  Sicherheit  dui'ch  erhöhte  Bussen  zu 
schützen  suchte.  Schon  im  Texte  der  Lex  lassen  sich  An- 
läufe dazu  in  der  Behandlung  einzelner  Vergehen  auf- 
weisen-), aber  eine  durchgehende  Verdreifachung  der  Be- 
trage hat  erst  in  den  Zusätzen  stattgefunden.  Waim  diese 
Zusätze  eigentlich  verzeichnet  worden  sind,  läfest  sich  des 
Näheren  nicht  ermitteln.  Interessant  aber  ist  es,  dass  man, 
nach  Hecks  Beobachtungen,  nach  einiger  Zeit  zu  den  ur- 
sprünglichen volksrechtliehen  Beträgen  zurückgekehrt  ist,  von 
denen  sich  auch  die  Btissen  der  späteren  Quellen  herleiten. 

11.  Bei  den  Sachsen  hat  der  karolingische  SilbersoUdus 
auch  Eingang  gefunden  und  wir  treffen  in  dem  Capitulare 
Saxonum   von   797    die    gewöhnliche  Weisung   über   dessen 


I 


0  Heck,  235.  —  -)  L.  F.  VII,  VUI. 


156  Paul  VinogradoflF, 

Geltung^)  (in  argento  duodecim  denarii  ßolidum  faciunt). 
In  der  etwaa  älteren  Lex  Saxonnm  wird  der  Gegensatz 
zwischen  zwei  verschiedenen  Solidi,  einem  grosseren  zu  drei 
Tremissen  und  einem  kleineren  za  zwei,  aufgedeckt.^)  Beide 
Arten  von  Solidi  haben  Umlauf  in  denselben  Gegenden  und 
ihr  YerhältnisB  zu  einander  wird  mit  dem  Werthverhältnias 
zwischen  eitlem  Ochsen  von  12  Monaten,  und  einem  solchen 
von  16  verglichen.  Aber  während  der  grössere  Solidus  zur 
Berechnung  der  Bussen  im  Allgemeinen  benützt  wird,  werden 
Wergelder  in  kleinen  Solidi  gezahlt.^)  Die  verschiedene 
Zusammensetzung  der  Solidi  wird  also  hier  etwas  abweichend 
von  dem,  was  wir  in  Friesland  beobachtet  haben,  benützt. 
Provinoielle  Unterschiede  in  der  Bewei-thung  der  Gegen- 
stände werden  wohl  auch  in  diesem.  Falle  berücksichtigt 
und  zwar  mit  ziemlicher  Umständlichkeit  in  den  beigefügten 
Taxen.  Aber  es  findet  kein  Versuch  statt,  diese  Unter- 
schiede durchgängig  in  verschieden  zusammengesetzten  Schil- 
lingen auszudrücken.  Dagegen  wird  der  Unterschied  dieser 
letzteren  ausschliesslich  bei  Verrechnung  der  Wergelder  ge- 
braucht. Die  Thatsache,  dass  gerade  Wergelder  in  kleineren 
Solidi  gezahlt  werden,  scheint  darauf  hinzudeuten,  dass  wir 
es  mit  einer  zähen  einheimischen  Ueberlieferung  zu  thun 
haben  und  dass  die  kleineren  Solidi  den  alten  sächsischen 


»)  C'ap.  Sax.  (I,  72),  c.  11:  iUud  notandum  est,  quales  debent  solidi 
esse  Saxonum:  id  est  bovem  annoticum  utriusque  seXus  äuturanali 
tempore,  sicut  ia  stabulum  mittittir,  .pro  uno  solido ;  sinriliter  et  veniuni 
tempus,  quando  de  stabulo  exiit,  et  deinceps,  quantum  aetatem  auxe- 
rit,  tantutn  in  pretio  crescat.  De  avena  vero  Bortrlnis  pro  solido  uno 
scapilos  quadraginta  donant,  et  de  sigale  viginti ;  septeiutrionales  rero 
pro  solidum  scapilos  tiiginta  de  avena  «t  sigale  quindeclm.  Mel  rero 
pro  solido  Bortrensd  sigla  una  et  medio  donant;  septemtrionales  antem 
duos  siclos  de  melle  pro  uno  solido  donent.  Item  ordeum  mundum 
sicut  et  sigale  pro  uno  solido  donent.  In  argento  duodecim  deuarios 
solidum  faciant.  Et  ia  aiüs  speciebus  ad  istum  pretiucn  omnera  aesti- 
mationem  conpositionis  sunt.  —  *)  L.  Sax. 66:  Soiidus  est  duplex:  unus 
habet  duos  tremisses,  quod  est  bo3  anniculus  duodecim  mensium  vel 
Ovis  cum  agno;  alter  solidus  tres  tretnisees,  id  est  bos  16  niensinm; 
Tnaiori  solido  aliae  compositiones,  minori  homicidia  compcauntur. 
Dann  folgen  Ewei  je  nach  den  Handschriften  verschiedene  Taxen.  VgL 
über  die  Frage  Se  eh  oh  in,  Tribal  cuetom,  218  if.  —  *)  L.  S.ix.  16:  sol- 
vatur  autem  (multa^vulnerum  liti)  solido  maiori  bezieht  sich  nicht  auf 
das  Wergeid,  sondern  auf  gewöhnliche  Bussen.    VgL  Sohm  in  der  Aus- 
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Münzeinheiten  besser  entsprachen  alp  die  grossen  zu  drei 
Tremissen,  welche  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  als  frän- 
kische aufzufassen  sind.  Von  diesem  Gesichtspunkte  können 
■wir  retrospectiv  noch  einen  Strich  der  Charakteristik  der 
friesischen  Münzzustände  hinzufügen:  auch  dort  hängt  wohl 
die  Düferenzirung  des  Solidi  mit  der  Tradition  einer  klei- 
neren einheimischen  Münzeinheit  zusammen,  sie  ist  eben 
nicht  erfunden  worden,  um  Schattirungen  in  der  Bewerthung 
der  Gegenstände  zu  notiren.  Während  sie  aber  in  Friesland 
vornehmlich  aus  volkswirthschaftlichen  Beweggründen  benutzt 
wurde,  hat  sie  in  Sachsen  Spuren  in  der  strafrechtlichen 
Formulirung  der  Bussen  hinterlassen.*) 

12.  Ich  möchte  die  Hauptergebnisse  der  Yorunter- 
suchung  über  die  Münzverhältnisse  schliesslich  in  folgenden 
Sätzen  zusammenfassen: 

I.  Die  zu  Anfang  der  karolingischen  Periode  stattge- 
ftmdene  Umgestaltung  der  Münzverhältnisse  hat  bei  den 
Franken  die  ältere  Goldwährung  durch  eine  Silberwährung 
ersetzt  und  ist  auch  in  die  vom  Frankenreiche  abhängigen 
Landschaften  eingedrungen,  obgleich  in  diesen  vielfache 
Spuren  anderer  Zustände  zum  Vorschein  kommen. 

gäbe  der  Mon.  Genn.,  Anm.  34,  p.  55.  —  In  diesem  Zusammenhange 
inuss  man  übrigens  einer  aulTallenden  Schwierigkeit  gedenken.  Wie 
soll  man  die  Notiz  über  die  Berechnung  der  Solidi  zu  2  Tremissen  im 
Einzelnen  anwenden?  Falls  man  dieselbe  ausschliesslich  auf  Todt- 
tchlÄgsftJle  bezieht,  so  kommt  man  in  die  Verlegenheit,  schwere  Ver- 
letiungexs,  welche  mit  dem  ganzen  Wergeld  gebfiset  werden  sollten  — 
r.  B.  bei  Eiitmannung,  bei  Abhauen  beider  Arme  und  dergleichen  — , 
urit  grösseren  Summen  als  die  Tödtung  selbst  sühnbar  zu  denken,  und 
das  ist  nur  das  schlagendste  Kennzeichen  der  Thatsache,  dass  die  Ver- 
hältnisse zwischen  Bussen  einerseits  und  Wergeldem,  ganzen  sowie 
halben,  andererseits,  in  Unordnung  gekommen  sind.  Wie  soll  man  z.  B. 
ilie  Bussen  von  720  Solidi  für  den  Verlurt  von  Arm  oder  Bein  beim 
Adaling,  in  2160  Tremissen  ausgedrückt,  als  die  Hälfte  seines  Wergeids, 
das  ja  bloss  2880  betrfigt,  auffassen?  Es  sieht  aus,  als  ob  die  Notir 
fcber  die  Geltung  der  Solidi  zu  S  bzw.  2  Tremissen  als  eine  nachträgliche 
liweitenmg  zu  Bestimmungen,  welche  durchgängig  in  dem  Verhältnisse 
^on  2  Tremissen  auf  den  Solidus  gedacht  worden  sind,  anzusehen  ist. 
*)  Ich  brauche  wohl  kaum  daran  zu  erinnern,  dass  der  Ausdruck 
tremissis  in  der  L.  Saxonum  und  in  dar  L.  Frisionum  eine  verschiedene 
Itedeutong  hat:  in  der  ersten  entspricht  er  4  fränkischen  Denaren,  in 
cer  zweiten  12.  Aber  bei  der  Zusammensetzung  des  Solidus  kommt 
€8  auf  das  Verhältniss  an. 
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H-  Volkswirttschaftlich  wurde  diese  Umgestaltung  nicht 
nur  durch  die  technische  Verwirrung  der  Münzverhältniase, 
sondern  auch  durch  die  Vertbouevung  des  Geldes  und  die 
Seltenheit  von  Gold  hervorgerufen,  und  führte  bei  einer  un- 
gefaluren  Drittelung  des  Motallwerthes  der  Münzen  zur  nomi- 
nellen Rückkehr  zu  den  früh  merovingischen  Taxen. 

in.  Was  die  Busssysteme  anbetrifft,  so  ergab  sich  in 
Folge  der  Münzreform  die  Möglichkeit  den  Anforderungen 
der  Buss-  und  Wergeidtarife  nachzukommen,  und  es  fand 
also  in  Wirklichkeit  weder  eine  Umrechnung,  noch  eine 
Herabsetzung  derselben  statt,  sondern  eine  Anpassung  an 
die  veränderte  ökonomische  Lage. 

IV.  Die  Ausnahmestellung  der  salischen  Bussen  war 
lediglich  durch  Rücksichten  der  Fiscalität  bestimmt  und  Hess 
sich  in  Folge  der  allgcmemen  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
nicht  länger  als  bis  zum  Schlüsse  der  Regierung  Karls  des 
Grossen  aufrecht  erhalten. 

V.  Die  Abstufungen  in  der  Zu|sammensetzung  der  Solidi 
in  Sachsen  und  Friesland  (Solidi  zu  2  und  zu  3  Tremissen) 
sind  theilweiae  durch  eine  Ueberliefenmg  von  einheimischen 
Münzsoi-ten  zu  erklären,  zum  Theii  aber  auf  Unterschiede 
in  der  Werthschätzung  der  Ilauptgegenstände  des  Lebens- 
bedarfes in  verschiedenen  Gegenden  zurückzuführen. 

VI.  Die  friesische  Münzrechnung  beruht  auf  einer  der 
fränkischen  Silberwährung  angepaseten  Goldprägimg,  welche 
in  demselben  Verhältniss  der  Drittehmg  zui*  früheren  mero- 
vingischen Währung  wie  die  neue  karolingische  Silberprä- 
gung steht. 

II.   Die  Ständegliederung. 

1.  Die  Münzverhältnisae  gewähren  gleichsam  den  Schlüs- 
sel, mit  dessen  Hülfe  die  Probleme  der  Ständcgliederung  in 
den  Volksrecbten  erschlossen  worden  können.  Indem  wir 
nun  zu  diesen  letzteren  übergehen,  wird  es  gerathen  sein, 
wieder  mit  dem  fränkischen  Kreise,  der  am  besten  bekannt 
ist,  anzufangen  und  erst  später  zu  dem  ob(^rdeutschen  und 
dem  niederdeutschen  überzugehen.  Der  fränkische  Rechts- 
kreis wird  ausser  den  zwei  älteren  Leges  durch  eine  jüngere, 
karolingische,  die  Ewa  Chamavorum.  und  zahlreiche  Capitu- 
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larien  gebildet.  Der  vorkarolingische  Zustand  beruht  be- 
kanntlich auf  einer  gleichartigen  Stellung  der  vollfreien 
Franken  (Franci,  Salii,  Ripuarü,  ingenui),  denen  die  Staats- 
angehörigen römischer  Herkiinft  und  romischen  Gesetzes 
einerseits,  die  schutzpflichtigen  Freigelassenen  und  die  fränki- 
schen Halbfreien  (liti)  andererseits,  regelmäfsig  mit  dem 
halben  Wergeid,  gegenübergestellt  werden.  Der  Dienst 
beim  König  begründet  eine  persönliche  Bevorzugung,  welche 
durch  dreifaches  Wergeid  gekennzeichnet  wird,  aber  zu 
keiner  erblichen  Standeserhöhung  Anlass  giebt.  Wenn  man 
von  derselben  absieht,  so  stellt  sich  die  Masse  der  Freien 
als  scharf  nach  zwei  Richtungen  gegliedert  dar;  einerseits 
schaffen  Unterschiede  der  Herkunft  und  des  persönlichen 
Rechts  eine  Minderwerthigkeit  der  Römer,  aber  keine  eigent- 
liche Ständein indening  derselben,  denn  in  socialer  Beziehung 
sind  Franken  und  Romanen  in  denselben  gesellschaftlichen 
Stellungen  als  Gefolgsleute,  Grundbesitzer,  Kauf  leute,  Hand- 
werker, Bauern  anzutreffen,  obgleich  die  ersten  wohl  in  den 
höheren,  die  letzten  m  den  niedrigen  Stellungen  öfter  vor- 
kommen. Anderei-seits  begründet  das  Patronat  YoUfreier 
über  abhängige,  Leute  Lir^n  und  Freigelassene  eine  Unter- 
ordnung dieser  letzten,  welche  als  ein  wirklicher  Standes- 
unterschied zu  betrachten  ist  und  sich  auch  in  einer  Minde- 
rung des  Wergcldes  ausdrückt.  Die  typischen  Wergelder 
der  Franken  sind  demgemäfs  20ü  und  100  Solidi,  oder  im 
merovingischen  Neustrien  SOOO  und  4000  Denare. 

Ausser  den  früher  besprocheneu  Wirkungen  der  Münz- 
reform, welclie  Silbersolidi  an  die  Stelle  der  Goldsolidi,  erst 
bei  den  Ripuariern,  dann  auch  bei  den  Saliern,  substituirte, 
erfahren  wir  nur  Weniges  über  direkte  Yeränderungen  des 
Rechts  im  karolingischen  Zeitalter.  Im  Gebiete  des  sali- 
achen  Rechtes  bleiben  überhaupt  die  früheren  Ansätze  in 
Geltung,  so  dass  bei  der  Veränderung  der  Münze  das  Yer- 
iältniss  der  Stände  zu  einander  gesetzlich  unverändert  ge- 
bheben ist.  Der  Halbfreie,  der  Freigelassene  und  der  Ro- 
mane wurden  nach  wie  vor  auf  die  Hälfte  des  freien  Franken 
geschätzt.  Die  Conjectur  Hecks,  der  eine  durchgängige 
Ümdeutung  der  Ligenuusnorinen  für  Freigelassene  und  son- 
ätige  Minderfreie   auf  kleine  Schillinge  vermuthet,    während 
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die  Yollfreien  in  grossen  Schillingen  bezahlt  worden  seien*), 
entbehrt  der  Begründung  und  setzt  eine  unglaubliche  Zwei- 
deutigkeit der  Rechtsausdrücke  voraus.  Ausserdem  enthält 
sie  auch  insofern  ein  Missverständniss,  als  sie  das  rerrneint- 
liche  "Wergeid  des  cartularius  aus  dem  Wergeid  des  ingenuus 
Francus  herausschält  ^),  und  zwar  als  eine  Zahlung  in  Klein- 
schillingen.  Der  salische  Freigelassene  hatte  aber  entweder 
als  denarialis  eine  dem  freien  Franken  ebenbürtige  Stel- 
lung und  theilfce  also  dessen  Schicksale  in  Bezug  auf  Wer- 
geid. Oder  aber,  und  das  waren  die  meisten  Fälle,  wurde 
er  in  Folge  der  Freilassung  zum  römisch-freien  tabularius 
oder  cartularius,  und  da  bekam  er  nur  ein  100  Solidi- 
Wergeld,  welches»  unmogRch  auf  200  Schillinge  imjgedeutet 
oder  umgerechnet  werden  konnte.  Heck  hat  sich  auch  auf 
nichts  als  auf  eine  vermeintliche  Analogie  mit  der  Ripuari- 
schen  Bechtsentwickelung  zu  berufen. 

Worin  bestände  nun  diese  Analogie?  Heck  will  uns 
überzeugen,  dass  im  Ripuariscken  Capitular  von  803  die 
Sklaven  des  Königs  und  der  Kirche  sammt  den  Liten  das 
erhöhte  Wergeid  von  100  Solidi  bekommen  hätten,  während 
der  Cartularius  als  ingenuus  zum  Wergeid  von  200  Solidi, 
selbstverständlich  Kleinschillinge,  hinaufgeiückt  sei:  diese 
Yerändenmg  finde  ihren  Ausdruck  in  der  karolingischen 
Recension  der  Ripuaria.  Das  hange  wieder  mit  der  Bei- 
behaltung der  Grossschillinge  für  die  Vollfreien  zusammen.^) 

')  A.  a.  0.,  200.  —  2)  p.  173.  —  »)  Keine  kurze  Berücksichtigur.g 
wird  dem  Original  gerecht  mrerden  köuneu.  Ich  möchte  an  dieser  Stelle 
den  Wortlaut  dieser  merkwürdigen  Auseinandersetzung  citiren.  S.  176: 
,Eä  la^  nahe  auf  solche  Personen  (Freigelassene  und  Minderfreie)  die 
scheinbar  för  jeden  Freien  bestinumte  Ingenuusnorm  in  Anwendung  zu 
bringen.  Aber  freilich,  die  Rechtsübung  bescbrftnkte  das  hohe  Wer- 
geld  auf  den  Adaling.  Indessen  nc}>en  dem  grosnen  Schilling  stand 
der  kleine.  Der  Ausdruck  Schilling  bezeichnet  nicht  nur  den  Voll- 
solidus  zu  40  Denaren,  sondern  auch  die  kleine  Goldmünze  von  12  De- 
naren (modi£cirter  Trient).  Deshalb  konnte  man  auf  den  Gedanken 
verfallen,  die  Eechtsübuüg  mit  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  dadurch 
in  Eüiklang  zu  bringen,  dass  man  den  Doppelsinn  von  ingenuus  mit 
dem  Doppelsinn  von  Solidas  compensirte,  das  Wergeid  von  200  grossen 
Schillingen  den  alten  ingenui  reservirte  und  den  ingenui  der  neueren 
Debersetzungstechnik  das  gesetzliche  Wergeid  in  kleinen  Schillingen 
gew&hrte.     Nachdem   auf  diese  Weise  die  kleinen  Schillinge  in  die 
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Schliesslich  seien  beide  Ingenuuswergelder  in  der  karolingi- 
schen  Fassung  des  Titels  XXXYI,5  zusammengezogen  vorden, 
entsprechend  der  Ausgleichung  der  salischen  Wergelder  imter 
Ludwig  dem  Frommen.^)  Statt  die  WiUkürliehieit  dieser  Ein- 
falle des  Weiteren  aufeudecken,  ziehe  ich  es  vor,  eine  Reihe 
von  einfachen  Erwägungen,  die  meiner  Ansicht  nach  dagegen 
sprechen,  zu  erwähnen.  Ich  brauche  nicht  darauf  zurückzu- 
kommen, dass  die  erwähnte  Hypothese,  wie  früher  ausgeführt 
worden,  einen  unfassbaren  Bestand  des  Solidus,  der  bald  als 
EHein-,  bald  als  Grossschilling  herhalten  soll,  voraiissetzt. 
Ich  möchte  jetzt  darauf  hinweisen,  dass  die  Bedeutung  des 
homo  regius  und  des  homo  ecclesiasticus ,  von  denen  im 
Capitular  gehandelt  wird,  im  Texte  der  Lex  wie  kaum 
etwas  Anderes  erläutert  und  festgestellt  ist.  Sie  sind  Frei- 
gelassene des  Königs  und  der  Kirche.  JTicht  nur,  dass  die 
Lex  Ripuaria  ihnen  ausführliche  Titel  widmet,  sie  werden 
auch  immer  wieder  im  Gegensätze  zu  Yollfreien  und  Sklaven 
gebracht.  Die  Glosse  —  i.  -2.  fiscalinus  — ,  welche  dem 
homo  regius  im  Capitulare  hinzugefügt  ist,  kann  nichts  an 
dieser  Bedeutung  ändern,  denn  sie  führt  nicht  den  Begriff 
der  Sklaverei  mit  sich,  sondern  den  des  Colonats  —  sie 
deutet  auf  die  Colonen  des  Fiscus.^)  Die  neue  Regel  des 
Capitulare  wird  auch  ausdrücklich  auf  den  X.  Titel  der  Lex, 

gesetzlichen  Bussen  eingedrungen  waren,  haben  sie  durch  Umrechnung 
der  übrigen  Stände  die  Alleinherrschaft  erlangt  Dass  die  Ergebnisse 
einer  solchen  Interpretation  durch  einen  gesetzgeberischen  Act  ftxirt 
worden  sind,  ist  sehr  wahrscheinlich,  aber  freilich  fSr  das  ripuarische 
Recht  nicht  sicher."  Ygl.  182:  „Wenn  man  jedem  Freien  das  Wergeid 
von  200  Kleinschillingen  gab,  dann  waren  die  alt^n  regii  und  eccle- 
siastici  schon  versorgt.  Dann  mnsste  dieser  Stand  mit  dem  niederen 
Wergeide  (von  100  Solidi)  unter  den  Unfreien  gesucht  werden.  Und 
sobald  man  die  Ausdrücke  regius  und  ecclesiasticus  auf  die  Unfreien 
bezog,  musste  da.s  Bedörfniss,  die  Ingenuusnorm  auf  jeden  Freien  zu 
beziehen,  verstärkt  werden.  Doch  scheint  die  Umdeutung  der  Ingenuus- 
norm das  Primäjre,  die  Umdeutung  der  zweiten  Art  erst  durch  das 
Capitulare  vollendet  zu  sein." 

')  Heck,  183.  —  *)  Namentlich  zu  beachten  Cap.  ital.  801,  c  6 
(1 ,  205):  Aldiones  vel  aldianae  ad  ius  publicum  pertinentes  ea  lege 
vivnnt  in  Italia  in  Servitute  dominorum  suorum,  qua  fiscaUni  vel  iites 
rivunt  m  Francia.    Cap.  803— 813,  c.  4  (I,  143):  nt  homines  fiscalini 

iriiM.  coloni  aut  servi. 

■^^■■itschrift  fvjr  Rechtsgeschiclite.    XXIC.    Genn.  Abth.  11 
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der  sich  mit  den  Freigelassenen  des  Königs  und  der  Kirche 
beschäftigt,  bezogen.  Das  Fehlen  des  tabularius  oder  car- 
tularius  ist  allerdings  als  absichtlich  zu  vermerken,  aber  eine 
Erklärung  dafür  liegt  nahe :  die  Veränderung  des  Oapitulars 
bestand  darin,  dass  der  Lite  ein  "Wergeid  von  100  Solidi 
statt  der  früheren  36  bekam,  und  daher  auf  eine  Höhe  mit 
den  schutzpflichtigen  Freigelassenen  aller  Art  gesetzt  wurde. ^) 
Dabei  fiel  der  Grund  weg,  ihn  von  den  Freigelassenen  von 
Privatpersonen  ständisch  zu  unterscheiden.  Da  die  neue 
öesetzesfassung  in  der  Form  einer  Aufzählung  der  verschie- 
denen Arten  von  abhängigen  Leuten  bestand,  so  wurden 
neben  den  Königsleuten  und  den  Kirchenleuten  die  Liten 
als  Inbegriff  aller  „Herrenleute",  wenn  man  sich  so  aus- 
drücken kann,  erwähnt. 

AVas  die  Regel  über  den  Todtschlag  von  Klerikern  an- 
betriflft^),  so  ist  ihr  Wortlaut  so  einfach  und  klar,  dass  er 
keiner  weitläufigen  Coramentare  bedarf.  Alle  Geburtsstände 
der  Ripuarier  werden  aufgezählt,  mid  zwar  —  Sklaven,  welche 
mit  36  Solidi,  hominis  regii  et  ecclesiastici.  Freigelassene  des 
Königs  und  der  Kirche,  welche  mit  100  Solidi,  Liten,  mit  Ein- 
schluss  der  Freigelassenen  von  Privatleuten,  welche  mit  100 
Solidi,  Freie  (liberi,  ingenui),  welche  mit  200  Solidi  bezahlt 
werden.  Die  Passung  ist  karolingisch,  und  es  darf  daher  die 
vorausgesetzte  Gleiehsetzimg  des  tabularius  mit  dem  litus 
nicht  "Wimder  nehmen.  Was  die  Freien  anbetrifft,  so  wird 
der  Stand  als  gleichartig  angesehen  und  ausdrücklich  mit  200 
Solidi  taxirt,  und  selbst  Heck  nimmt  Anstand  hier  200  bzw. 
666^/3,  abgerundet  600  zu  verstehen.  Eine  ei-wünsohtere  Re- 
capitulation  der  in  karolingischer  Zeit  geltenden  Ständever- 
hältnisse könnte  überhaupt  nicht  geliefert  werden,  und  sie  zeigt 
mit  einer  Klarheit,  welche  jeder  Missdeutung  vorbeugen  sollte, 

*)  Cap.  X,  Homo  regius,  id  est  iiscalinus,  et  ecclesiasticus  vel 
litus  interfectus  centum  solidis  componatur.  In  de«  Titeln  IX  und  X 
der  Lex  wurde  das  Wergeid  von  100  Solidi  dem  homo  regius  und  dem 
liomo  ecclesiasticus  bereits  vindicirt,  der  Lite  hatte  aber  sonderbarer 
Weise  nur  36  Solidi  wie  auch  der  bessere  Sklave.  —  ')  Lex  Rip. 
XXXVI,  5  (Texte  13):  Si  quis  clericum  interficerit  iuxta  quod  uativilas 
eius  fiierit  ita  componatur.  Si  servus,  sicut  servum.  Si  regius  aut 
ecclesiasticus,  sicut  alius  regius  aut  ecclesiasticus.  Si  litus,  sicut  litus. 
Si  liber,  sicut  aliam  ingenuum  cum  200  solidis  componat 
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dass  iin  Gebiete  des  ßipuarischen  Rechts  bei  dem  Ueber- 
gange  zur  karolirgischen  Periode  keine  Verschiebung  der 
gesetzliehen  Stände  in  Folge  von  Missdeutung  stattfand,  son- 
dern die  frühere  Reihe  und  das  frühere  Yerhältniss  der 
Stände  im  Allgemeinen  beibehalten  wurde.  Nur  die  Ver- 
änderimg  wurde  getroffen,  dass  der  Lite  nach  dem  Vorgänge 
der  Lex  Salica  das  Wergeid  von  100  Solidi  bekam,  wobei 
der  Stand  mit  dem  nahestehenden  der  Privatfreigelassenen 
zusammengestellt  wurde. 

2.  Wenn  also  keine  radicale  Verschiedenheit  in  der  recht- 
lichen Auffassung  der  fränkischen  Stände  während  der  karo- 
lingischen  Periode  eingetreten  ist,  so  kann  man  doch  nicht 
sagen,  dass  Andeutungen  in  Bezug  auf  factische  Verände- 
rungen in  der  Gruppirung  der  Gesellschaft  in  juridischen 
Quellen  fehlen.  Es  ist  öfters  darauf  hingewiesen  worden, 
dass  die  Antnistionen  factisch  verschwinden,  obgleich  ihr 
erhöhte«  Wergeid  nie  abgeschafft  worden  ist.^)  Es  giebt 
aber  auch  andere,  keineswegs  bedeutungslose  terminologische 
Fingerzeige,  welche  auf  factische  Ständeverschiebnngen  hin- 
weisen. Der  Hauptstand  in  der  Gesellschaft  wird  wie  früher 
als  ingenui  und  liberi  bezeichnet  und  sehr  häufig  erscheint 
in  demselben  Sinne  der  Ausdruck  Franci'-^),  während  Hin- 
weise auf  die  andere  Abtheilung,  die  Romani,  fehlen.  In 
Verbindung  mit  dieser  Einseitigkeit  gewinnt  auch  die  Be- 
zeichnung von  Franci  eine  eigenthüraliche  Färbung.  Es 
werden  unter  Franci  namentlich  diejenigen  Freien  ver- 
standen, welche  in  Heer  und  Gericht  die  öffentlichen  Pflich- 
ten zu  erfüllen  haben.  Karl  der  Kahle  lässt  im  Edictum 
Piatense  die  Grafen  eine  genaue  Mu.stenmg  anstellen,  wie 
wiele  Freie  in  ihren  Bezirken  wohjien,  wer  von  ihnen  zum 
persönlichen  Kriegsdienste  verpflichtet  ist,  und  die  Erhaltung 
dieser  Klasse  in  gutem  Stand  wird,  als  besonders  wichtig 
gegen  Eingriffe  und  Vergewaltigimgen  in  Schutz  genommen.') 

n  Waitz.  Verfasauugsgeschichte,  III»,  521  ff.  —  »)  Cap.  l^i  Sal. 
add-  3  (I,  292) :  De  XIV  capitulo  legis  Salicae.  Si  quis  ingenuas  an- 
cillam  alieDam  in  coningium  acceperit,  ipse  cum  ea  in  servitio  inpii- 

cetur similiter  et  si  Fraucus  homo  alterias  ancillani  in  eoniugi- 

vm  smnpserit.  —  Cf.  Besp.  misso  cuidam  801  —  804?,  c.  8  (I,  145).  — 
^  Capit  II,  321,  c.  26:  ut  pagenses  Fianci,  qai  caballos  habent  vel 
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um  den  Franken  die  Gerichtsfolge  zu  erleichtem,  wird  es 
festgesetzt,  dass  in  angrenzenden  Grafschaften  die  Dingtage 
nicht  zusammenfallen  dürfen,  eo  dass  es  den  Franken  und 
Yögten,  welche  in  mehreren  Grafschaften  über  Grundbesitz 
verfügen,  ermöglicht  wird  an  den  verschiedenen  Dingstätten 
zu  erscheinen.^)  Daneben  wird  noch  besonders  derjenigen 
gedacht,  welche  an  den  König  Kopfzins  oder  Grundzins  zu 
bezahlen  haben,  so  dass  man  sich  diese  Schicht  der  Bevölke- 
rung nicht  als  eine  von  Zinsen  an  den  König  befreite  vor- 
zustellen hat.^)  Dementsprechend  finden  wir  auch  Erwäh- 
nungen von  armen  (verarmten?)  Franken,  die  auf  kleinen 
Gütern  oder  auf  des  Königs  Gütern  sitzen,  Kopfzins  leisten 
und  nahe  daran  sind  ihre  Unabhängigkeit  für  gehörige  Ver- 
sorgung aufzugeben.^)    Die  Hauptschicht  besteht  aber,   wie 

habere  possunt  cum  suis  comitibus  in  hostem  pergant,  et  nuUus  per 

violentiam  vel oppressionem  talibus  Francis  suas  res   aut  ca- 

ballos  tollat.  —  C.  27: comites diligenter  inquirant,  quanti 

homines  liberi  in  singulis  comitatibus  maneant  qui  per  se  possunt  ex- 
peditionem  facere  etc.    Cf.  praeceptum  pro  Hispanis  844,  c.  1  (II,  259, 

260): sicut  caeteri  Franci  (liberi  in  praeceptum  von  815;  I,  p.  261) 

homines  cum  comite  suo  in  exercitum  pergant et  wactas  facere 

non  negligant. 

')  Ed.  Pist.  32  (II,  324):  ut  conlimitanei  et  vicini  comites  in  una 

die,  si  fieri  potest,  malhun  non  teneant propter  Francos  homines 

et  advocatos  qui  ad  utraque  malla  non  possunt  oecurrere. Et 

ipse  sie  mallum  sumn  teneat,  ut  barigildi  eins  et  advocati,  qui  in 
aliis  comitatibus  rationes  habent,  ad  suum  mallum  oecurrere  possrnt.  — 
*)  Ed.  Pist.  28  (II,  322):  ut  illi  Franci,  qui  censum  de  suo  capite  vel 
de  suis  rebus  ad  partem  regiam  debent,  sine  nostra  licentia  ad  casam 
Dei  vel  ad  alterius  cuiuscumque  servitium  se  non  tra^^ant.  Cf.  Theod. 
vilL  805,  c.  15  (I,  125);  Ansegisi  cap.  IV,  35  (I,  442).  Vgl.  Mayer,  Ver- 
fassungsg.  Deutschlands  und  Frankreichs,  I,  11  ff.  und  das  Referat  von 
Stutz,  Z.  f.  R.-G.  XXI,  125.  ~  »)  Ed.  Pist.  34  (II,  325):  quidam  comites 
nostri  nos  consuluerint  de  illis  Francis  hominibus  qui  censimi  regium 
de  suo  capite,  sed  et  de  suis  rescellis  debebant,  qui  tempore  famis 

necessitate  cogente  se  ipsos  ad  servitium  vendiderunt. Quia  non 

in  lege  Salica  ex  hoc  expressus  quiddam  invenimus,  continetur  tarnen 
'in  tertio  capite  libro,  cap.  XXIX  de  homine  libero.  —  Epist.  Carisiaca 
ad  Hludowicum,  Regem  Germ.  858,  c.  14  (11,  488):  iudices  vero  villarum 
Colones  distringant,  ut  non  ecclesiasticas  homines,  vel  Francos  pauperes 
aut  alienos  servos  propter  Privilegium  regium  opprimant.  —  Cf  Capit. 
de  villis,  c.  4  (I,  83):  (femilia  nostra)  ad  reliquos  homines  iustitiam 
eorum  reddere  etudeaut,  sicut  lex  est,  pro  frauda  vero  nostra, 
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gesagt,  aus  Kriegs-  und  Gerichtspflichtigen,  und  ihren  Be- 
stand sucht  man  in  der  späteren  Karolingerzeit  durch  Namen- 
register und  Vereidigung  der  Behörden  sicher  zu  stellen.^) 
Da  die  Yerpflichtungen  der  Franken  hauptsächlich  mit  ihrem 
Grundbesitz  zusammenhängen,  so  ist  der  Stand  mittelbar  zu 
einer  Klasse  erblicher  Grundbesiteer  geworden,  schwindet 
aber  bekanntlich  durch  Ergebungen  verschiedener  Art  immer 
mehr  zusammen.  Als  eine  Aristokratie  ist  er  keineswegs 
aufzufassen,  wohl  aber  könnte  man  sich  versucht  fühlen  ihn 
mit  den  activen  Bürgern  alter  und  modemer  Staaten  zu  ver- 
gleichen. 

Im  Gegensatz  zu  ihm  erscheint  ziemlich  früh  eine  Zu- 
sammenfassung der  Minderfreien  auf  Grund  von  socialen 
Merkmalen.  Die  frühere,  nationale  Ausscheidung  der  Ro- 
manen tritt,  wie  gesagt,  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund, 
dagegen  schliessen  sich  Gruppen  aneinander,  welche,  ursprüng- 
lich aus  verschiedenen  Bestandtheilen  erwachsen,  in  ihrer 
gesellschaftlichen  Lage  sich  einander  genähert  haben.  Der 
Gegensatz  wird  bereits  im  Dekret  Chiideberts  II.  (596)  fühl- 
bar, in  welchem  der  Dieb,  wenn  er  ein  Pranke,  anders  be- 
handelt wird  als  falls  er  ein  Minderer,  ein  Schwächerer  ist.^) 
Dieselbe  Auffassung  findet  ihren  Ausdruck  auch  in  einem 
Aachener  Capitular  Karls  des  Grossen,  wobei  aber  statt  des 
Ausdruckes  Francus  in  bezeichnender  Weise  der  andere  — 
ein  Mann  von  guter  Geburt  gebraucht  worden  ist.')  Damit 
könnte  ein  Landangesessener  und  zu  einer  der  in  der  Nach- 
barschaft bekannten  Sippen  gehöriger  Mann  im  Gegensätze 

familia  vapnletur.  Franci  autem,  qoi  in  fiscis  ant  vilüs  uostri  cora- 
manent,  qoicquid  comtaiserint,  secundum  legem  eorom  emendare  stu- 
deant,  et  qnod  pro  frauda  dederint,  ad  opus  nostrum  veniat. 

*)  Cap.  missorum  Silvacense  a.  853  (11,  274);   istum  sacramentum 

iurabunt  centenarü: Et  de  Francis  homimbus  in  isto   oomitaiu 

et  in  meo  mynisterio  commanentibus  nulluni  recaelabo,  quantum  recor- 
dan  potuero,  ut  per  brevem  vobia  missis  dominicis  aon  mantfeatem. 
Cf.  Ed.  Pist.  c.  27.  —  *)  Cliildeberti  11  decretio,  c.  8:  iudex  criminosuxQ 

latronem ligare  faciat,  ita  ut,  si  Francus  fuerit,  ad  nostra  pr&e- 

sentia  dirigatur,  et  si  debüioris  personas  fiierit,  in  loco  pendatur.  — 
')  Cap.  Aquisgran.  801—813,  c  12  (1,171):  ut  hcanines  boni  genens 
qui  infra  comitatum  inique  vel  iniuste  agunt,  in  praesentia  regis  du- 
cantur,  et  rex  super  eos  districcioaem  fiiciat. 
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:m  Landstreichern  gemeint  sein:  bei  dem  Vergleiche  mit 
Childeberts  Dekret  könnte  man  auch  Anderes  —  nämlich 
einen  Unterschied  zwischen  Leuten  höheren  und  geringeren 
Ranges  vermuthen.  Die  Quellen  lassen  aber  auch  eine  Be- 
leuchtung in  noch  einer  dritten  Kichtung  zu  —  nämlich 
nach  dem  Unterschied  zwischen  Angehörigen  von  Grund 
besitzenden  Familien  und  Hintersassen.  Diese  letzten  werden 
in  den  späteren  Karolingischen  Quellen  in  ihrem  ärmlichen 
Zustand  kaum  von  den  Hörigen  unterschieden.  Deshalb 
begimit  auch  eine  Ablösung  'dieser  Gruppe,  obgleich  aus 
persönlich  freien  Leuten  bestehend,  vom  Stande  der  Franci. 
Es  werden  für  sie  besondere  processuale  Mittel  und  eigen- 
thümliche  Strafen  ausgebildet  —  die  körperlichen  Züch- 
tigungen kommen  allmählich  in  Gebrauch.')  Die  Anlehnung 
an  Formen  der  ^,i'ömischen"  Freiheit  lässt  sich  im  Hinblick 
auf  den  Gegensatz  zu  den  Franci  vermuthen.  aber  die  Minder- 
freien der  Karolüigerzeit  können  nicht  ausschliesslich  als 
Leute  romanischer  Herkunft  oder  römischer  Freilassung  be- 
trachtet werden.  Die  Verbreitung  des  Eeichsrechts  bat  den 
nationalen  Gegensatz  innerhalb  des  Frankenlandes  im  Wesent- 
lichen verwischt,  und  ausserdem  müssen  sich  an  die  Stämme 


*)  Constit.  Carisiac.  a.  861  (II,  302):  Salva  constitutione  et  inpost- 
jnodam  iure  finnissimo  permanente,  quae  in  capitulari  avi  et  patris 
iiostri  ex  hoc  seripto  habetur,  quiliböt  FrAncus  homo  convictus,  quia 
bonum  denariani,  id  est  merara  et  beue  pensantem,  post  Ijoc  bannum 
nostrum  eiecerit,  'medietatem  Francilis   baimi  eomponat.    De  colonis 

autem  et  servis  cuiuslibet  potestatis aut  ictibus,  prout  videri 

competeret,   aut  minutis  virgis  cum  ratione  et  discretione  illum,   qui 

denarium  bonum  reiecerit,  castiget.  ^ Missi  autem  nostri  colonos 

et  servos  pauperes  cuiuslibet  potestatis  non  mallent  nee  bannum 

Francilem  solvere  cogant,  sed  advocatus   eorum ,  sicut  lex  est, 

malletur.  Et  unusquisque  advocatuü  pro  omnibus  de  sua  advocatione 
—  ■—  unum  tantum  integrum  bannum  componat  in  convenientia,  ut 
cum  ministerialibus  de  sua  advocatione  quos  invenerit  contra  hunc 
bannum  nostrum  fecisse,  sicut  supra  diximus,  cum  necessaria  et  mode- 
rata  discretione  castiget.  Et  si  causa  exegerit,  ut  advccatus  de  uno 
solo  Colon 0  vel  servo  malletur,  quia  conti-a  bannum  nostium  fecerit, 
nolumus,  quia  nee  lex  est,  ut,  sicut  audivimus  aliquos  interprendere, 
advocatus  Francus  suam  legem,  sed  coloni  vel  servi  de  sua  advocatione 
legem  componat:  nisi  forte  ipse  eum  in  hoc  induxerit,  qui  contra 
nöstTuir:  f^ctrit  bannnm.     Cf.  Ed.  Pist.  c.  80. 
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„römischer''  Leute  eine  bedeutende  Anzahl  von  Franken  auf 
Grund  der  Hintersassen-  und  Client elverhältnispe  angelagert: 
haben. ^)  Die  Stellung  dieser  Minderfreien  in  Bezug  auf 
Wergeid  lässt  sich  im,  Eürzelnen  nicht  verfolgen,  die  Yer- 
muthung  liegt  aber  nahe,  dass  diese  aus  Colonen,  Fiscalinen; 
Freigelassenen  und  Liten  bestehende  Classe  sich  mit  der 
Schätzung  zu  100  Solidi  begnügen  musste. 

Es  iöt  wichtig  festzustellen,  dass  im  karolingisch- 
fränkischen  Sprachgebrauche  keine  ausgebildete  aristokra- 
tische Steigerung  sich  findet.  Der  Ausdruck  nobilis  kommt 
öfters  vor,  es  entspricht  ihm  aber  keine  bestimmte  ständische 
Vorstellung.  Der  Sprachgebrauch  der  Capitulariensamm- 
iung  ist  in  dieser  Beziehimg  lehrreich.  Wir  treffen  nobilis 
in  so  verschiedenen  Zusammenstelhmgen,  dass  mit  ihm  oifen- 
bar  ganz  verschiedene  Begriffe  verbunden  werden  und 
schhessUch  nur  der  Boden  der  Bevorzugung,  des  Ansehens 
allen  Ausdrücken  gemeinsam  bleibt.  In  dem  Capitulare 
Pistense  z,  B.  w  ird  über  den  Untergang  von  manchen  nobiles 
aus  dem  Stande  der  Bischöfe  und  auch  aus  anderen  Ständen 
geklagt.*)  Man  denkt  hier  unwillkürlich  au  die  Vornehmen 
höchsten  Ranges,  mid  die  Titulatur  der  nobiles  im  Coblenzer 
Vertrage  zwischen  Lothar,  Ludwig  dem  Deutschen  und  Karl 
dem  Kahlen  passt  auch  vollkommen  zu  einer  solchen  Deu- 
tung •  dort  imterzeichnen  nämUch  neben  den  Bischöfen  diei 
und  dreissig  nobiles,  die  als  die  höchsten  Würdenträger  der 
drei  Reiche  sicli  herausstellen.^)  Daneben  werden  aber  so 
spät  wie  auf  dem  Concil  zu  Tribur  nobilis  als  libertate 
notabilis  aufgeführt  und  abwechselnd  mit  ingenuus  ge- 
braucht.*) Auf  demselben  Concil  wurde  der  Fall  besprochen, 
dass  ein  edler  Franke  mit  einer  Edlen  aas  Sachsen  (nobilem 
de  Saxonia  uxorem)  sich  nach  sächsischem  Rechte  ver- 
heirathet  habe. 5)     Der  sächsische  Adel  ist  bekanntlich  eine 


»)  Waitr,  Terfasäimgsg.  IV*,  338ft   —    *)   Capit.  II,  305:   ideo 
nobiles  nosl^ri  et  de  episoopali  ordiüe,  et  de  aliis  ordinibiis  interierunt. 

—  *)  Capit.  II,  VA:  Haec  xnnt  nomine  episcoponim  qui conso- 

laerunt  cum  nobilibos  ac  fideiibus  laicis  firroitatem  quam  gloriosi  reges 

inter  se  fecerunt. Haec  comina  laiconim.     Cf.  II,  90: 

episcoporum  et  sobiliom  consultu.  —  *">  Conc.  Trib.  895  (U,  225).  — 
''.  11.207. 


Ib 


168  Paul  Vinogradoff, 

sehr  bestimmte  und  bedeutende  Grösse,  und  so  scheint  ihm 
eine  fränkische  Aequivalenz  gefunden  worden  zu  sein.  Wenn 
man  aber  näher  zusieht,  so  finden  sich  auf  fränkischem  Boden 
verschiedene  Anlässe  zu  einer  solchen  Bezeichnung,  ohne 
dass  sie  etwas  anderes  denn  eine  relative  Steigerung  des 
Ansehens  bedeuten  sollte.  Im  politischen  Sprachgebrauch 
haftet  sie  namentlich  an  Leuten,  welche  dm*ch  ihre  amtliche 
Stellung  bevorzugt  werden,  und  kann  möglicherweise  auf 
gute  Abkunft  hinweisen.^)  Besonders  häufig  kommt  sie  aber 
in  Akten  vor,  welche  einen  kirchlichen  Ursprung  haben. 
Da  hängt  sie  wohl  mit  den  Ueberlieferungen  des  lateinischen 
Sprachgebrauchs  zusammen  und  erscheint  als  Höflichkeits- 
formel in  Bezug  auf  angesehene  Leute.  In  einem  Capitu- 
lar,  welches  vom  Lesen  der  Canones  handelt,  steht  z.  B. 
eine  Notiz  über  die  Ergebung  von  Söhnen  vornehmer  und 
armer  Leute  (nobilium  vel  pauperum)  an  die  Kirche,  welche 
nicht  im  Standessinne  verstanden  werden  kann."^)  Bei  der 
Untersuchung  des  Thatbestandes  geistlicher  Güter  wird  eine 
Inquisition  durch  nobiliores,  den  besseren  Leuten  aus  der 
Nachbarschaft  gefordert^),  und  ebenso  wird  das  bessere 
Recht  einer  Partei  in  einer  Streitsache  um  den  Besitz  einer 
Pfarrei  oder  Kirche  durch  das  Zeugniss  von  Leuten  von 
gutem  Leumund  und  guter  Geburt  bekräftigt.*)  Bei  einer 
derartigen  Zusammenstellung  ist  es  wohl  klar,  dass  die  be- 
zeichneten Fälle  sich  auf  keine  scharfe  ständische  und  ter- 
minologische Unterschiede  reduciren  lassen.    Am  wenigsten 

')  Capit.  miasor.  802—813,  c.  8  (I,  147):  comites  quoque,  et  cente- 
narii,  et  ceteri  nobiles  viri  legem  suam  pleniter  discant,  sicut  in  alio 
loco  decretmn  est.  —  Hlotharü  cap.  miss.  832,  c.  5  (11,  64) :  de  iudicibus 
inquiratur,  si  nobiles  et  sapientes  et  Deum  timentes.  —  *)  Cap.  ad 
lection.  canonum,  c.  23  (I,  108):  de  filiis  nobilium  vel  pauperum  qui 
oflFeruntur.  —  Der  Sprachgebrauch  kann  aus  dem  Capitular  von  Pavia 
a.  845— 850,  c.3  (II,  81)  erläutert  werden:  quidam  vero  laici,  et  maxime 
potentes  ac  nobiles,  quos  studiosius  ad  praedicationem  venire  oporte- 
bat,  iuzta  domos  suoa  basilicas  habent,  in  quibus  divinum  audientes 
officium  ad  maiores  ecclesias  rarius  venire  consuerunt.  Et  dum  soli 
afflicti  et  pauperes  veniuut,  quid  aliud  quam  ut  patienter  mala  ferant, 
illis  praedicandumest?  —  *)  Capit.  de  rebus  ecclesiasticis  c.  787— 813? 
(1, 186),  c,  2.  Cf.  I,  230.  —  ♦)  Capit.  a  sacerdotibus  praeposita  a.  802 
(I,  107),  c.  17:  adhibitis  veracibus  et  nobilibus  testibus  quod  repetit 
confirmando  vindicet. 
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lässt  sich  die  Wirkung  einer  germanischen  Standesbezeich- 
nung,  etwa  von  Edel  oder  Adaling,  merken.^) 

3.  Zur  fränkischen  Rechtsgnippe  gehört  ein  Weiathum 
über  die  Eigenthümlichkeiten  des  Gewohnheitsrechtes  im 
Lande  der  Chamayen,  welches  einige  auffallende  Bestim- 
mmigen  enthält.  Obgleich  sowohl  ingenuus  wie  Francus  als 
Ausdrücke  gebraucht  werden,  welche  die  Zugehörigkeit  zum 
Staude  der  Freien  im  Allgemeinen  bezeichnen,  werden  doch 
wieder  die  Franci  von  den  ingenui  scharf  geschieden:  die 
ersten  haben  ein  Wergeid  von  600 ,  die  letzten  eins  von 
200  Solidi,  während  Rechtsverletzungen  gegen  die  Leute 
beider  Klassen  mit  12  bezw.  8  Solidi  gebüsst  werden.-) 
Waitz,  Sohm,  Brunner  haben  au  der  J^ormalbedeutimg  des 
ingenuus  festgehalten,  und  den  Francus  entweder  für  den 
Tassallen,  oder  für  den  Dienstadligen,  der  gleichsam  in  die 
Fasstapfen  des  merowingischen  Antrustionen  getreten  sei, 
erklärt.')  Heck  dagegen  hat  eine  Spaltung  des  Standes  der 
Freien  in  YoUfreie  und  Minderfreie  angenommen  und  in  der- 
selben einen  Hauptbeweis  für  seine  Behauptung,  dass  die 
Einführung  der  Kleinschillinge  im  Gebiet«  des  Ripuarischen 
Rechts  im  Wege  einer  Spaltung  des  Wergeides  erfolgt  sei, 
gesucht.*) 

Mir  scheint  weder  die  eine  noch  die  andere  Erklärung 
vollständig  zutreffend  zu  sein.  Was  die  aristokratische  Stel- 
lung der  Franci  im  engeren  Sinue  anbetrifft,  so  glaube  ich 
nicht,  dass  sie  sich  sonst  für  die  karolingische  Zeit  belegen 
Hesse.     Oben  ist  auseinandergesetzt  worden,   dass   eine   er- 

*)  Dahin  geht  die  Hypothese  von  Heck,  43fi!,,  der  in  der  firänki- 
schen  Nobilität  des  karolingischen  Zeitalters  die  Gemeinfreiheit  des 
merowingischen  wiederfindet  und  den  Etheling  als  den  gemeinen  Voll- 
freien aufTasst.  —  *)  L.  Cham.  43:  de  ingenuis  hominibus,  quomodo 
aut  qualiter  ad  placitum  per  bannum  debeant  venire.  Ingenuus,  si 
per  comitem  aut  per  missum  suum  bannitus  fuerit  infra  comitatum  de 
maxima  causa,  super  noctea  14  ad  placitum  veniat.  L.  Cham.  1:  sie 
habemus,  quomodo  et  alii  Franci  habent.  —  Andererseits:  L.  Cham.  17: 
81  quis  hominem  Francum  sine  culpa  ligaverit,  solidos  12  componat, 
et  in  fredo  dominico  sol.  4.  —  c.21:  De  ingenuo  homine  in  emenda- 
tione  sua  sol.  8.,  nisi,  sicut  superiua  dixLmus,  in  fi^o  dominico  soL  4, 
G£  18, 19,  20  etc.  —  »)  Im  ersten  Sinne  Sohm,  ad  leg.  Franc.  Cham.  3, 
n.2.  Im  zweiten  Waitz,  Verfassungsg.  IV,  326  vgi.  II*,  I  Ab.  273,  n.  1. 
Brunner,  Rechtsgesch.  1,252.  —  *)  Heck,  174,  175. 
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höhte  Bedeutung  des  Ausdruckes  Fraucus  höchstens  in  dem 
Sinne  des  voUfieien  Stammesmitgliedes  zu  finden  ist.  Yon 
einer  Beschränkung  auf  Vassalien  oder  einer  Yerbindung  mit 
dem  Antruationat  zeigt  sich  keine  Spur.  So  ist  in  der  Lex 
Chamavorum  eine  Spaltung  innerhalb  des  Stammes  der  Freien 
allerdings  zuzugehen.  In  welcher  Kichtung  ist  aber  diese 
Spaltung  erfolgt?  Wodurch  lässt  sie  sich  erklären  und  in- 
^viefern  ist  sie  für  die  damaligen  allgemeinen  Zustände  lehr- 
reich? Das  Weisthum,  obgleich  kurz,  giebt  uns  in  Bezug 
auf  die  erste  dieser  Fragen  einige  Aufschlüsse.  Denn  ausser 
den  Fällen,  in  welchen  die  Schichten  der  Franken  und  der 
Freien  (ingenui)  im  Gegensatz  zu  einander  erwähnt  werden, 
haben  wir  auch  ein  paar  Titel,  in  denen  jede  einzelne 
Schicht  als  mit  positiven  Merkmalen  behaftet  erscheint.  In 
Bezug  auf  die  Franken  ist  das  im  Tit.  42  der  Fall,  wo  über 
eine  ihnen  eigenthümliche  Art  des  Erbganges  berichtet  wird.*) 
In  dem  Rechtesatz,  dass  die  Söhne  Land  und  Wald  mit 
allem  Zubehör  mid  die  Töchter  der  Mutter  Erbe  —  beweg- 
liches Gut  (gerade)  erben,  ist  wohl  eine  verschärfte  Fassung 
der  altfränkischen  Rechtsanschauuug  zu  erkennen.")  Das 
bringt  uns  auf  die  Spur  eines  Gegensatzes  zwischen  fränki- 
scher Rechtsentwickelung  einerseits,  nicht  fränkischer  an- 
dererseits. Der  Sinn  wäre,  dass,  im  Gegensatze  zu  An- 
gehörigen des  Frankenvolkes  mit  seiner  Bevorzugung  des 
Mannesstammes  für  Landerbe,  die  sonstigen  Freien  als 
Nicht-Franken  einem  anderen  Rechtsgange,  z.  B.  der  Thei- 
lung  zwischen  allen  Kindern,  gefolgt  seien.  In  diesem  Zu- 
sammenhange wäre  also  der  ingenuus  der  ausserhalb  des 
fränkischen  Gewohnheitsrechtes  stehende  Freie.  Auf  die- 
selbe Spur  führen  auch  die  Titel,  welche  von  den  ingenui 
als  solchen  handeln.  Sie  erscheinen  unter  Anderem  als  Frei- 
gelassene per  hantradam  und  per  cartam.^)  Was  diese  letzten 

')  L.  Cham.  42:  si  quis  Fraiicus  homo  habuerit  fiiios,  hereditatem 
üuam  de  sylva  et  de  terra  eis  dimittat,  et  de  maucipüs  et  de  peculio. 
De  materna  hereditafce  eimiliter  in  liliam  veniat.  —  ')  Vgl.  Brunner. 
Kritische  Bemerkungen  zur  Geschichte  des  germanischen  Weibererb- 
rechtfa-,  Z.  f.  RCr.  XXI,  18,  von  dem  ich  übrigens  in  Bezug  auf  den  vor- 
wiegenden Anspruch  der  Töchter  auf  ihrer  Mutter  Erbe  abweiche. 
Söhne  und  Töchter  werden,  meiner  Ansicht  nacli,  als  die  nächsten 
und  gewöhnlichsten  Erben  in  Betracht  gezogen.  —  *)  L.  Chamav.  12: 
C[ui  per  cartam  aut  per  hantradam  tngenuus  est  .... 
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anbetrifft,  so  wissen  vii  aus  der  Ripuaria,  dass  die  ihnen 
gewährte  Freiheit  eine  römische  war.^)  Nun  heisst  es  frei- 
lich in  Tit.  13,  dass  der  durch  Urkunde  Freigelassene  in 
Allem  wie  audere  Franken  behandf^lt  werden  sollte  (perti- 
nere  sicut  alii  Franci) ;  da  er  aber  in  einer  Reihe  von  Fallen 
bestimmt  eine  andere  Behandlung  erfahrt,  so  ist  die  im 
13.  Titel  aufgestellte  Regei  nicht  anders  zu  erklären,  als 
dass  der  ingenuus  keinen  besorderen  Beschränkungen  in  Be- 
zug auf  Gerichtsstand  und  Rechtsfähigkeit,  etwa  nach  der 
Art  des  Liren,  unterworfen  sein  sollte.^) 

Nun  ist  es  keineswegs  geboten,  bei  den  ingenui  im 
Sinne  von  Römisch -Freien  nur  an  die  Freigelassenen  zu 
denken.  Die  Lex  Ripuaria  kennt  diese  Bevölkeruugsscüicht 
in  mehr  umfassendem  Siime.  sie  spricht  nicht  nur  von  frei- 
gelassenen Romanen,  sondern  auch  von  Advenae  Romard.') 
Man  könnte  fragen,  was  hätten  f^olche  „römischen  Bürger*' 
im  fernen  Nordwesten,  an  der  Grenze  von  Friesland  und 
Sachsen  zu  thun?  Welcher  Bevölkerungsschicht  könnten  sie 
wohl  in  den  allgemeinen  Verhältnissen  entsprechen?  Wenn 
es  auch  freilich  nicht  anginge,  an  eine  ursprünglich  römische 
Bevölkenmgsschicht  unter  fränkischer  Herrschaft  grade  in 
diesen  Gegenden  zu  denken,  so  lassen  sich  für  das  Vor- 
kommen vnn  Römisch- Freien,  ausser  der  Freiiassimg,  andere 
Moghchkeiten  auffinden.  Unter  kirchlichem  Schutze  konnten 
derartige  Verhältnisse  leicht  durch  Uebertragung  von  einem 
Bcstandtheile  der  abhangigen  Bevölkerung  auf  andere  sich 
verbreiten.  Die  Lage  aer  Colonen  und  freien  Hintersassen 
hat  uns  schon  Gelegenheit  gegeben,  Merkmale  einer  Degra- 
dation von  Freien  zu  beobachten,  uud  bei  einer  derartigen 
Degradation  war  es  natürlich,  eine  vorhandene  minder- 
werthige  Form  der  Freiheit,  also  die  römische  Freiheit  zu 
benutzen.  Colonen  und  Hintersassen  können  also  einen 
zweiten  Bestandtheil  der  chamavischen  ingenui  gebildet 
haben.  Möglich,  dass  r.ui^  ändernde  Kauflente  aus  dem  Westen 
und  Süden   als  Advenae  ingenui    in   diesen  Grenzgegenden 

*;  L.  Rip.  LXI,  1;  si  quiti  servam  sumn  libertum  fecerit  et  civem 
Bcraanuin  portasque  apertas  cocscripserit,  uöu  alium  quam  fiseum 
habtrat  lieretiem.  —  *>  Anders  Brnuner,  Nobile.s,  89  ff.  —  •)  L.  Rip. 
XXXVI,  3:  si  quis  Ribuarius  advcEam  Romanum  interfec^rit.  bis  quin- 
<iua?.:jnu£  solido-«^  multetur. 
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auch  eine  Rolle  gespielt  haben.  Ich  brauche  kaum  hervor- 
zuheben, dass  der  Stammgedanke  in  dieser  „römischen  Frei- 
heit" während  der  karolingischen  Periode  zurücktritt,  und 
das  lässt  sich  aus  dem  Weglassen  des  roraanus  vor  ingenuus 
ersehen.  Das  Wichtige  war  die  Ueberlieferung  verschie- 
dener Rechte,  an  welche  sociale  Gegensätze  leicht  anknüpfen 
konnten.  Die  Yerhältnisse  der  benachbarten  Sachsen  und 
Friesen,  welche  eine  scharfe  Scheidung  der  Stände  voraus- 
setzten, mögen  ihre  Einwirkung  auf  die  bestimmte  Spaltung 
der  Gruppen  im  Charaaverlande  ausgeübt  haben.  Um  aber 
den  Grad  und  den  Umfang  dieser  Einwirkung  zu  beurtheilen, 
müssen  wir  die  Höhe  der  überlieferten  Wergeidsätze  in 
Betracht  nehmen: 

Bei  einfacher  Geltung  der  L.  Ripuaria  würden  sie  sich 
auf  200  Solidi  für  die  Franken  und  100  Solidi  für  ingenui 
Romani  belaufen  haben.  In  der  Lex  Chamavorum  stehen 
aber  600  imd  200  Solidi,  und  es  lässt  sich  sehr  wohl  denken, 
dass  diese  ungewöhnlichen  Ziffern  eben  aus  der  Zeit  des 
Ueberganges  von  der  alten  Müuzrechnung  zur  neuen  stammen. 
Gerade  im  Chamaverlande  musste  die  füi*  das  salische  Recht 
gewährleistete  Regel  vom  erhöhten  Werthe  des  Franken  im 
Vergleich  zum  Friesen  und  Sachsen  ^)  eine  besonders  passende 
Bedeutung  gehabt  haben.  Franken  standen  ja  hier  eben 
den  Friesen  und  Sachsen  gegenüber:  die  ganze  Landschaft 
drang  wie  ein  fränkischer  Keil  in  die  niederdeutschen  Gegen- 
den ein,  und  in  ihrer  Bevölkerung  selbst  ist  eine  Mischimg 
der  verschiedeiten  Stämme  anzimehmen.^)  Die  Begünstigung 
der  Franken  durch  eine  Verdreifachung  des  Wergeides,  ana- 
log der  Verdreifachimg  in  hoste,  war  hier  wenn  irgendwo 
am  Platz,  und  in  unserer  Zeit  verschärfter  Stammesgegen- 
sätze in  eroberten  Landschaften  kann  man  sich  über  die 
karolingische  Wergeidpolitik  am  wenigsten  wundem.  Bei 
dieser  Auffassung  erschiene  nun  der  ingenuus  als  ein  Freier 

»)  Capit.  a.  816.  —  »)  Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Eecht, 
47,  48.  In  Bezug  auf  Mischung  von  fränkischen  und  friesischen  Rechtä- 
regeln  Sohm  ad  legem  Cham.  XXVI.  v.  Möller,  in  den  Mitteilungen 
des  Instituts  för  österreichische  Geschichtsforschung,  XXIII,  225,  macht 
auf  den  Einfluss  friesischer  ständischer  Einrichtungen  aufrnerksam.  Vgl. 
auch  P.  Vidi  et,  Histoire  du  droit  civil  franyais,  248,  n.  1. 
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von  nichtfränldscher ,  sondern  friesischer  oder  sächsischer 
Herkunft.  Für  einen  solchen  würde  das  Wergeid  von  200 
Silbersolidi  mit  Einrechnimg  des  Fredus,  ebenso  angemessen 
erscheinen,  aU  das  dreifache  Wergeid  von  600  Solidi  für  den 
Franken.  Der  RÖmisch-Freie  hätte  bei  dieser  Auffassung 
eme  Erhöhung  von  100  auf  200  Solidi  im  Zusammenhang 
mit  dem  Yorrücken  der  Franken  und  der  Umrechnung  in 
Silber  erlangt.  Dieses  letzte  gehört  allerdings  ins  Gebiet 
der  Teimuthungen ,  an  der  Hauptsache  aber,  nämlich  an 
einem  Gegensatze  zwischen  Franken  mit  erhöhtem  Wergeide 
und  „sonstigen"  Freien  mit  einem  minderen  Wergeide  ist 
festzuhalten,  und  es  liegen  keine  anderen  Anhaltspunkte  für 
eine  Erklärung  der  Spaltimg  der  Wergelder  vor,  als  solche, 
welche  diese  Spaltung  aus  Gegensätzen  der  Stämme  und  der 
socialen  Degradation  abhängiger  Freier  erklären. 

Wie  lange  sich  die  besprochenen  Ansätze  gehalten 
haben,  ob  sie  mehr  als  eine  vorübergehende  Geltung  bean- 
spruchen können,  lässt  sich  nicht  sagen;  etwas  später  wird 
die  Ripuaria  als  für  das  Chamaverland  giltig  angesehen.^) 
Jedenfalls  haben  wir  keine  Ursache,  den  chamavischen  Yer- 
hältnissen  mehr  als  eine  provinzielle  Bedeutung  zu  vindiciren. 
Wenn  Heck  in  der  Ewa  Ghamavorüm  die  Art,  wie  das  ripu- 
arische  Recht  zur  Zeit  Karls  des  Grossen  verstanden  und 
ausgeübt  wurde,  erkennen  will  2),  so  geht  er  über  die  Grenze 
des  Erlaubten.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  die  Lage  in 
diesem  Bezirke  eine  ganz  ungewöhnliche  war  und  dass  wir 
im  Weisthum  namentlich  über  Punkte  belehrt  werden,  wo 
das  allgemeine  Recht  der  Ripuarier  nicht  ausreichte  oder 
abwich.  Wie  merkwürdig  also  der  Inhalt  auch  an  und  für 
sich  sein  mag,  ein  Aufschluss  über  die  allgemeinen  Probleme 
der  Wergeidschätzung  lässt  sich  aus  ihm  nicht  gewinnen. 

4.  Der  oberdeutsche  Rechtskreis,  die  L.  Alamannorum 
und  die  L.  Bajuvariorum  umfassend,  zeichnet  eich  durch 
eine  stärkere  DifFerenzirung  der  Gesellschaft  als  der  frän- 
kische aus,  wenn  auch  die  ständische  Entwickelung  hier 
keine  so  schroffe  Ausbildung  wie  bei  den  niederdeutschen 
Stammen  erreicht. 


')  Schröder,  a.a.O.  —  *)  Heck,  170,  348. 
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Gemäss  der  früher  gegebenen  Auseinandersetzung  über 
die  Münzverhäitnisse  der  beiden  Yolksrechte  ist  es  zu  er- 
warten, dass  der  Wergeld-Tarif  der  L.  Alamannorum  unver- 
ändert im  Zeitalter  der  Silberwährung  gegolten  habe,  während 
in  den  unter  karolingischem  Einflüsse  entstandenen  Bestand- 
theilen  der  L.  Bajuvariorum  ein  Kampf  beider  Systeme  sich 
zeigen  würde.  Eine  interessante,  obgleich  indirekte  Bestä- 
tigung findet  diese  Folgerung  in  den  Oapiteln,  welche  über 
Verletzung  und  Tödtung  von  Klerikern  handeln.  Im  Allge- 
meinen gilt  Verdreifachvmg  der  Bussen  für  den  Priester, 
während  der  Diakon  mit  dreifachen,  bezw.  doppelten  Sum- 
men gebüsst  wird>)  Das  Wergeid  des  Priesters  beläuft 
sich  bei  den  Alamannen  auf  600  Solidi,  bei  den  Baiem  auf 
300  Solidi  auro  adpreciati.  Der  erste  Ansatz  ist  eine  Ver- 
dreifachung des  bekannten  Vollwergeldes  des  Freien  (200 
Solidi),  und  jedenfalls  dessen  Schicksal  gefolgt,  also  antang- 
iich  in  Goldschillingen,  später  nach  der  Berechnung  in  Silber 
bezahlt  worden.  Das  baierische  Recht  fordert  Zahlung  in 
Gold,  setzt  aber  die  Summe  nur  auf  300  Solidi,  was  auf 
ein  Wergeld  des  Freien  zu  100  Solidi  Gold  führt.  Was  den 
Diakon  anbetrifft,  so  gehen  die  Leges  auseinander:  die  ale- 
mannische gewährt  ihm  nur  die  Hälfte  des  Priesterwer- 
geldes,  wobei  der  Normalfall,  dass  der  beti-etfende  Geistüehe 
von  freien  Eltern  abstamme,  vorausgesetzt  wird.  Das  baie- 
rische Volksrecht  wendet  das  in  Bezug  auf  Verletzungen 
ausgesprochene  Princip  der  Verdreifachung  nicht  an ,  uik« 
gevrährt  dem  Diakon  ein  (doppeltes)  Wergeld  von  zwei  Mal 
Hundert  Solidi  in  Gold.     Wir  kommen  also  wieder  auf  die 


*)  L.  Alam.  Hlotb.  XII,  1:   si  quis  prosbytei-um  parochiauura  in 

iüriaverit in  triplum  conponatur.    2:  et  si  eum  occiderit,  600  soh 

dos  eura  solvah  ad  ecclesiam  ubi  servit.  —  Vi:  ei  quis  diaconum 

ei  aliqua  iniuria  fecerit dupliciter  eiaa  componatur,   et  si  eum 

occiderit  300  sol.  componat.    L.  Baiuv.  I,  9:   si  quis  presbiterara  veJ 

diacoaum  —  —  illi   iiuuriara  t'eeent   aufc  plagaverit tripiiciter 

eos  conponat.     Si  eum  occiderit,  pvesbiterum  solvat  300  sei.  auro  ad- 

preciatos. Diaconum  vero  cum  200  öolidis  solvat.    Utrisque  ad 

illam  ecclesiam,  ubi  ministri  ftierint,  episcopo  requirente  et  duce  co- 
gente,  qui  in  illa  provincia  sritit  ordinati,  Et  pro  fredc^  in  publico 
solvat  solides  40.  —  Der  Fredus  wrrd  also  in  die  100  Solidi  Gold  nicht 
eingerechnet.  * 
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Spur  eines  Freienwergeldes  von  100  Solidi  Gold.  Dieses 
Wergeid  kommt  ausdrücklieli  als  Zahlung  an  die  Verwandten 
eines  getödteten  Fremden,  vrelcher  offenbar  in  demselben 
Mafse  wie  der  einheimische  Freie  gebüsst  werden  sollte,  vor,^) 
Die  einheimischen  AVergelder  werden  aber,  wie  bekannt,  in 
anderen  Ansätzen  ausgedrückt,  und  die  gewöhnliche  Zahlung 
für  den  Freien  beti-ägt  löO  Solidi,-)  die  Yermuthung  scheint 
•mir  nahe  zu  liegen,  dass  der  Ansatz  von  100  Solidi  Gold  in 
der  Zeit  des  Ueberganges  z^ar  Silberwährung  entstanden  sei 
und  eine  Art  von  Compromiss  zwi-chen  früheren  Zahlungen 
von  160  Solidi  GoJd  und  derselben  Summe  in  karolingischer 
Silberwährung  darstelle,  also  auf  einen  eigenthümUchen  Ver- 
such, die  Schärfe  des  Ueberganges  zu  mindern,  hindeute. 

ALs  die  eigentliche  Normalstellung  im  Stande  der  Voll- 
freien  erscheint  diejenige  des  sogenannten  (alemannischen) 
baro  de  minofledis,  der  mit  ICO  Solidi  gebüsst  wurde, 
denn  sie  entspi-jcht  dem  typischen  "Wergeld  des  Alemannen 
in  der  L,  Ripuaria  und  findet  ihre  Parallele  »n  den  Sätzen 
des  Baierischen  Rechts.')  Nach  unten,  wie  nach  oben  findet 
Bich  in  den  oberdeutschen  Quellen  manches  Interessante, 
was  auch  zu  der  Erklärung  der  fränkischen  Zustände  bei- 
tragen kann. 

Den  debiliores  von  Childeberts  Dekret  entsprechen  die 
minores  personae,  welche  bei  Eingehung  einer  verbotenen 
Ehe  ihre  Freiheit  verlieren  sollen.*)  Als  einen  Hauptbe- 
dtandtbeil  dieser  unter  den  gewöhnlichen  Freien  stehenden 
Klasse  kennzeichnen  sich  die  Colonen,  die  mitunter  als 
liberi  ecclesiae  erscheinen.*)  Aber  auch  königliche  Colonen 
werden  erwähnt  und  den  kirchlichen  vollständig  an  die  Seite 

')  L.  Bai.  iV,  31.  -  ^)  L.  AJam.  Hloth.  LXIX,  1;  XLVI.  2;  Pactus 
II,  37;  L.  Bai.  IV,  28,  IX,  4.  —  »;  L.  Alam.,  Pactus  II,  37.  Das  ist  zu 
beachten,  denn  sonst  köunte  man  auf  den  Gedanken  kommen,  den 
Gemeinfreien  in  dem  mediünus  Alamannus  und  den  Minderfreien  m 
dem  minofledus  zu  suchen.  Es  ist  aber  wesentlich,  dass  schon  der 
freie  Stammgenosse  ni-sdrigsten  Ranges  das  Normalwergeld  bejit7.t.  — 
*)  L  Bdi.  VII  -2. •  si  qais  ooutra  hoc  fecent,  a  loci  iudicibas  separentur, 
it  OJine«  facultdtts  amittant,  quaa  höcus»  adquirat.  3:  si  minores  per- 
sonae sunt,  quae  se  iulicita  coniunctione  polluerunt,  careant  liber- 
tatem.  servLs  fiscalibus  adgregentur.   —  *)  L.  Alam.  Hloth.  II ;  VIII,  13. 
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gestellt^)  Wie  es  in  Bezug  auf  Colonen  auf  den  Gütern 
von  Privatpersonen  gehalten  wurde,  wird  nicht  ausdrücklich 
gesagt:  m  dem  Gebiete  der  Lex  Alamannorum  wurden  sie 
wohl  als  Liten  untergebracht.^)  In  der  Lex  Bajuvariorum 
fehlt  die  Kategorie  der  Liten,  was  bei  der  nahen  Yerwandt- 
schaft  beider  Leges  nicht  zuföllig  gewesen  sein  kann,  und 
die  Urkunden  lassen  vermuthen,  dass  die  für  königliche  und 
Kirchenguter  ausgearbeitete  Form  auch  für  Privatgüter  an- 
gewendet wurde.')  Wie  dem  auch  sei ,  diese  Gruppe  der 
Minderfreien  bildet  eine  Schicht,  welcher  sich  die  besser 
gestellten  Sklaven  nähern*),  und  welche,  andererseits,  von 
den  eigentlichen  Stammesmitgliedern  gesondert  ist.  Die  L. 
Alam.  BQoth.  57  statuirt  einen  Unterschied  im  Erbgange 
zwischen  zwei  Schwestern  aus  dem  Alemannenstamm,  deren 
eine  mit  einem  ebenbürtigen  Freier,  die  andere  mit  einem 
königlichen  Colonen  sich  verheirathet  haben  ^),  und  in  dieser 
Satzung  lasst  sich  gleichsam  ein  Anlauf  zu  der  Politik  der 
Heirathsverbote  sehen.  In  Bezug  auf  Wergeid  wird  es  zwar 
in  L.  Alam.  Hloth.  VIII,  1 3  versucht,  den  Kirchenfreien 
(liber  ecclesiac)  auf  die  gleiche  Stufe  mit  anderen  Alemannen 

*)  L.  Alam.  Hloth.  XXTII,  1:  de  überis  autem  ecelesiasticia,  quod 
colonos  vocant,  omnes  sicut  coloni  regis  ita  reddant  ad  ecclesiam.  — 
*)  L.  Alam.  Hloth.  LXIX,  40:  si  litüs  fiierit  in  ecclesia  vel  in  heris 
geuerationes  dimissus  fuerit,  13 '/s  sol.  componatur.  —  ')  Inama- 
Sternegg,  Wirthscbaftsg.  I,  124,  125.  —  *)  L.Bai.  1,13:  de  colonis 
▼d  servis  ecelesiae.  Add.  1, 1 :  iUe  servus  fiscalinus ,  qui  ostem  £icit, 
pro  freto  40  sol.,  ut  alü  alii  liberi,  conponat.  2 :  alter  servus,  qui  fari- 
nam  et  bracem  suo  dominö  facit,  sol.  6.  pro  freto  solvat.  Add.  V 
(Decretum  Tassilonis),  7:  de  eo,  quod  ut  servi  principis  qui  dicuntur 
adalBcalhae,  ut  habeant  suam  werageldmn  iuxta  morem,  quem  habue- 
nmt  Bub  parentibus,  et  ceteri  minores  weragildi  iuxta  legem  suam,  ita 
constitnit.  —  Die  höhere  Schätzung,  welche  den  Adalskalken  unter  den 
Vorgängern  von  Tassilo  zu  Theil  geworden  ist,  wird  ihnen  von  dem- 
selben bestätigt.  Heck,  S.  99  giebt  eine  irrthümliche  Auslegung  dieser 
Stelle,  indem  er  das  , parentibus"  auf  die  Abstammung  dieser  Servi 
von  gemeinfreien  Adalingen  bezieht.  Der  Siim  erhellt  aber  genügend 
ans  dem  8.  und  dem  5.  Kapitel  des  Dekrets.  —  *)  L.  Alam.  Hloth.  LVII. 
Si  autem  duas  sorores  absque  fratre  relictas  post  mortem  patris  fue- 
zint,  et  ad  ipsa«  hereditas  paternica  contingat,  et  una  nupserit  sibi 
coaequalem  liberum,  alia  autem  nupserit  aut  colonum  regis,  aut  colc- 
num  ecelesiae:  illa  qui  illum  liberum  nupsit  sibi  coaequalem,  illa 
teneat  terram  patris  eorum,  res  enim  alias  aequaliter  dividajit. 
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zu  stellen  ^),  aber  die  Freigelassenen,  die  einen  zahlreichen 
Bestandtheil  dieser  Gruppe  bilden  mu8sten,  erhielten  nur  die 
Hälfte  des  "Wergclds  der  Gemeinfreien  und  sogar  Drittel- 
Bussen.'^  Jedenfalls  waren  in  dieser  Klasse  der  Minder- 
freien sehr  verschiedenartige  Elemente  vern-eten:  neben  den 
zur  römischen  oder  kirchlichen  Freiheit  frcigelat-senen  Sklaven 
Stammesangehörige,  welche  sich  in  den  Schutz  der  Kirche 
begeben  hatten,  zinspflichtige  Bauern  und  halbfreie  Liten. 
Ursprünglich  mögen  sich  diese  verschiedenen  Gruppen  durch 
gesetzliche  Stellung  und  Anrechte  auf  Bussen  unterschieden 
haben,  aber  diese  unterscheidenden  Merkmale  lies.<?en  sich 
im  Hinblick  auf  die  Gleichartigkeit  der  socialen  Stellung 
schwer  aufrecht  erhalten,  und  es  bildete  sich  eine  ziem 
lieh  gleichförmige  Schicht  der  Minderireien,  über  deren, 
spätere  Wergeidsverhältnisse  wii"  des  Näheren  nicht  unter- 
richtet sind. 

Dagegen  erscheint  die  Schicht  der  vollfreien  Stamm- 
genossen in  merk\\'ürdiger  Weise  grade  in  Bezug  auf  Wer- 
gelder  abgestuft.  Ich  brauche  kaum  auf  die  berühmten  fünf 
Geschlechter  der  L.  Bajuvarlorum  einzugehen  und  begnüge 
mich  zu  bemerken,  dass  sie  von  einer  starken  Ausbildung 
der  wahrscheinlich  mit  Stammgutbesitz  verbundenen  agnati- 
schen Yerwandtschaft  zeugen '),  die  sich  jedenfalls  nicht  auf 
die  genannten  fünf  Geschlechter  beschränkte.  Diese  Be- 
obachtung kann  uns  behülflich  sein,  um  einen  anderen, 
im  alemannischen  Yolksrechte  stark  hervortretenden  Zug, 
nämlich  die  legale  Abstufung  der  Freien  in  drei  Klas- 
sen, zu  verstehen.     Sie   theUen  sich  bekanntlich  in  primi, 


^)  L.  Alan).  Hloth.  VIII,  13:  si  liber  ecclesiae,  quae  colonus  vocant, 
si  occisi  fuerint,  sicut  alii  Aiamanni.  ita  compocatur.  —  *)  L.  Alam. 
Hloth.  XVII:  Liber  qui  per  cartam  firmitatem  acceperint,  si  occidan- 
tnr,  80  solidos  eomponatur  ad  eccleaiam  vel  ad  filios  eius.  L.  Bai.  V ; 
de  liberis,  qui  per  manum  dimissi  sunt  Liberi,  quod  früaz  vocant. 
§  1:  si  qais  eum  percusserit,  quod  piiüslae  vocant,  cum  medio  solido 
compoaat  (cf.  IV,  2,  de  liberis  —  sol.  I  et  semi  oomponatX  §  9:  si  eum 
occiderit,  conponat  eum  domino  suo  cum  40  solidis  (et  40  parentibus?). 
Cf.  Capil.  ad  leg.  Bai.  7,  S.  Eine  Ausnahmestellung  nehmen  die  dui-ali 
manu  liberi  dimissi  (Add.  ad  1.  Bai.  V,4),  welche  den  fränki.schen  dena- 
riales  entsprechen.  —  *)  L.  Bai.  III,  de  genealogiis.  Vgl.  ß runner, 
Keehtsg.  I,  79  ff. 
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mediani  und  mhiofledi,  und  dieser  Eintheilung  entspricht 
eine  Steigerung  des  Wergeides.  ^)  Eine  ähnliche  Gruppirung 
ist  für  Burgunder,  Langobarden  und  Westgothen  bezeugt. 
Diese  Sonderung  in  Unterabtheilungen  rauss  factische  Unter- 
schiede der  Macht  und  des  Ansehens  als  Grundlage  ge- 
habt haben,  die  sich  aber  nicht  in  weitabstehenden  Klassen, 
sondern  in  Varietäten  derselben  Hauptklasse  ausdrücken 
Hessen. 

Wie  soll  man  sich  aber  vorkommenden  Falls  die  Zu- 
theilung  eines  bestimmten  Individuums  an  die  eine  oder  die 
andere  dieser  Abtheilungen  vorstellen?  Wurde  ein  Todt- 
schlag  verübt,  so  war  es  ebenso  wichtig  für  die  davon  Be- 
trofifenen,  den  Erschlagenen  als  einer  höheren  Klasse  zuge- 
hörig vorzustellen,  wie  es  für  den  Thäter  und  seine  Mit- 
haftenden wichtig  war,  ihn  auf  der  socialen  Leiter  so  niedrig 
wie  möglich  zu  stellen.  Aeussere  Kennzeichen,  w  e  Colonen- 
arbeit  oder  die  Zahlung  eines  Litimoniums  waren  dabei  nicht 
zu  benutzen,  und  wenn  man  sich  auch  die  Sache  in  der 
Weise  vorstellt,  dass  Leute  aus  der  Nachbarschaft  darüber 
zu  entscheiden  hatten,  so  bleibt  doch  die  Frage  —  nach 
welchen  Merkmalen?  Da  nun  die  Bildung  von  agnatischen 
Geschlechtern  in  diesen  Gegenden  klar  hervortritt,  so  löst 
sich  die  persönliche  Frage  in  die  einfachere  in  Bezug  auf 
das  Geschlecht  auf.  Es  war  leichter,  die  Geschlechter  nach 
ihrem  relativen  Werthe  zu  taxiren,  als  für  jeden  Einzelnen 
das  Problem  immer  wieder  aufzuwerfen.  Auf  Grund  des 
Herkommens  muss  sich  eine  gewisse  Rangordnung  zwischen 
Geschlechtern  ausgebildet  haben,  welche  die  Gemeinde  wohl 
kennen  und  zuweilen  auch  zurechtsetzen  konnte,  solange 
fremde  Elemente  nicht  in  allzu  grossen  Massen  eingedrungen 
waren,  und  die  einheimischen  wirthschaftlichen  und  socialen 
Verhältnisse  sich  nicht  zu  sehr  gelockert  hatten. 

Im  Gebiete  des  baierischen  Rechts  wurde,  ausser  der 
Sonderstellung  der  fünf  Geschlechter,  eine  ähnliche  Einthei- 
lung nicht  versucht,  sondern  man  hielt  sich  im  Laufe  des 
VIII.  und  des  IX.  Jahrhunderts  an  den  Gegensatz  zwischen 

')  Die  Summen  sind  bekanntlich  160,  200  und  240  Solidi  ausser 
dem  Fredus  von  40  Sob'di. 
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guten,  bemittelten  Geschlechtem  und  Leuten,  welche  nur 
persönliche  Freiheit  oder  eine  durch  Schutzpflichtigkeit  Yor- 
minderte  Freiheit  aufzuweisen  hatten.  Kaum  etwas  Anderes 
liegt  in  dem  Aufkommen  de?.  Ausdruckes  nobiles^)  in 
diesem  Rechtsgebiete  ausgesprochen.  Wir  treffen  ihn  schon 
in  der  Lex  Bajuvarionmi.  aber  ohne  nähere  tcclmische  Be- 
grenzung, in  dem  allgemeinen  Sinne  von  wohlgeborenen 
Leuten  an. 2)  Aber  seine  eigentliche  Ausbildung  bekommt 
er  in  den  unter  vorwiegend  geistlichem  Einflus.s  verfassten 
Dingolfinger  Dekreten  und  in  den  Urkunden  geistlicher 
Stifter.')  Wir  begegnen  hier  demselben  euphemistischen 
Sprachgebrauch,  den  wir  in  fränkischen  Quellen  beobachtet 
haben:  nobilis  tritt  als  allgemeine  Bezeichnung  an  die 
Stelle  von  ingenuus  oder  über,  so  namentlich  in  der 
wichtigen  Satzung  von  der  Fähigkeit  der  Freien,  ihre  Grund- 
stücke der  Kirche  zu  vergeben,  welcher  auch  die  Formeln 
der  Urkunden  entsprechen.*)  Dass  diese  Ausdrucksweise 
die  Grenze  der  Freiheit  enger  zog,  als  die  allgemeine  Be- 
zeiclmung  —  liber  —  ist  nicht  zu  leugnen  und  die  ter- 
minologische Ausscheidung  der  freien  Grundbesitzer  ange- 
sehenen Geschlechts  von  den  manchen  Leuten,  welche  man 
sonst  frei  nennen  mochte,  ist  charakteristisch  für  eine  Epoche, 
wo  die  Zahl  der  bemittelten  Freiengeschlechter  stark 
im  Schwinden  war,  Dass  aber  Adelinge  mit  dem  höheren 
Wergeid  in  diesen  baiorischen  Wohlthätern  der  Kirche 
derzuftnden  seien,   das  ist  nicht  zu  erweisen   und  wider- 


')  Die  Quelleuzeugnisee  sind  gesammelt  und  erklärt  bei  Heck, 

Meiner  Ansicht  nach  geht  er  aber  zu  weit,  wenn  er  diese  Stellen 

benutzt,  um  die  Idee  einer  Gleichung  swischon  Adel  und  Gemeinfreiheit 

dorcbzuführen.  —  »)  Z.  B.  L.  Bai.  XVIII,  de  panipionibas: quam- 

ris  nobilis  persona  sit.  —  »)  Namentlich  Decr.  Tassil,  6  cf,  10,  )?..  Der 
Einfluss  geistlicher  Auffassung  uiid  Terminologie  ist,  unter  anderem, 
sehr  -wohl  bemerkbar  in  den  Verboten,  an  Sonn-  und  Festtagen  2u 
arbeiten.  Jede  Arbeit  wird  dabei  als  servilis  im  wortspielenden  Gf^en- 
satz  zum  Herrentage,  dies  dominica,  bezeichnet  und  daraus  die  Be- 
rechtigung zur  Bestrafung  mit  Verlust  der  Freiheit  abgeleitet-  Es 
wäre  aber  verkehrt,  daraus  zu  folgern,  wie  übrigens  gefolgert  worden 
ist  (vgl.  Wittich,  Z.  f.R.-G.  XXII,  333),  dass  jede  Arbeit  im  Felde 
Sklavenarbeit  war.  Sechs  Tage  in  der  Woche  war  sie  Ja  b<;rechtigt 
und  lobeusweiih.  —  *)  L.  Bai.  L  1  vgl,  mit  Add.  V,  6. 

12* 
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spricht  der  allmähliclien  Wandlung  der  Ausdrücke.  Einen 
Fingerzeig  geben  uns  übrigens  die  karolingischen  Beschlüsse 
baierischer  Synoden  auch  darüber,  in  welcher  Beziehung 
Zugehörigkeit  zur  Nobilitat  staatlich  von  Belang  war.  Es 
wird  nämlich  festgesetzt,  dass  kein  Priester  oder  Abt  irgend 
Jemanden  von  den  Nobiles,  ohne  ihn  dem  Bischöfe  vorzu- 
stellen, zum  Kleriker  weihen  sollte.  tJebrigens,  falls  Kleriker 
sich  finden  sollten,  welche  trotz  ihrer  nominellen  Zugehörig- 
keit zur  Kirche  auf  ihren  Gütern  weilten,  so  sollten  sie  mit 
den  anderen  Kriegsdienstpflichtigen  zum  Heere  ausziehen.') 
Vom  Standpunkte  der  Kirche  aus  ist  also  der  Nobilis  der 
Grundbesitzer,  der  seine  Güter  schenken  kann,  vom  Stand- 
punkte des  Staates  der  Grundbesitzer,  der  zum  Kriegsdienst 
verpflichtet  ist.  Somit  hängt  die  Ausbildung  der  neuen  Be- 
zeichnungen aufs  Engste  mit  dem  Verfalle  der  alten  persön- 
lichen Freiheit  und  dem  Zusammenschrumpfen  des  freien 
Gnmdbesitzes  zusammen.  In  den  unter  anderen  Voraus- 
setzungen entstandenen  Wergeidverhältnissen  findet  diese 
Wandelung  keinen  Ausdruck. 

5.  Im  niederdeutschen  Rechtskreis  wird  es  gerathen 
sein,  mit  dem  Volksrecht  der  Sachsen  anzufangen.  Um  die 
Bestimmungen  der  Lex  Saxonum  und  der  mit  ihr  zusammen- 
hängenden Capituiarien  richtig  zu  erklären,  muss  man  sich 
vor  Allem  die  Eigenthümlichkeiten  der  Rechtsstellung  des 
sächsischen  Stammes  vergegenwärtigen.  Auf  allen  säch- 
sischen Rechtsquellen  der  karolingischen  Periode  liegt  der 
Stempel  der  gewaltsamen  Niederhaltung  des  mit  so  grossen 
Anstrengungen  und  Wechselfällen  eroberten  Landes.  Das 
Capitulare  de  partibus  Saxoniae  tritt  am  deutlichsten  als  ein 
Blutgesetz  auf.  Aber  ein  ähnlicher  Zug  äusserster  Strenge 
liegt  auf  der  Lex  Saxonum,  und  erst  im  Capitulare  Saxoni- 
cum  fühlt  man  eine  gewisse  Abspannung  in  der  Behandlung 
der  Einwohner  Sachsens.    Heck  hat  auf  die  Vemeunfachung 


')  L.  Bai.  Add.  VI,  44:  Ut  nullus  de  nobilibus  neque  abbas,  neque 
presbiter  tondere  audeat,  antequam  in  praesentia  episcopi  examinetnr 
eins  causa,  ad  cuius  diocesim  pertinet.  Et  si  aliquas  res  vel  ad  ino- 
nasteTium,  vel  ad  ecclesiam  tradiderit,  ubi  tonauratus  est,  ibi  sub 
canonica  vel  regulari  maiieat  vita.  Si  autem  postea  in  propria  sua 
residere  vult,  faciat  hosten,  ut  ceteri  laici. 
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des  TVerthes  gestohlener  Gegenstände  und  auf  andere  um- 
stände, welche  auf  einen  dreifach  erhöhten  Sonderfrieden 
im  Bereich  der  Lex  Saxonum  hinweisen,  aufmerksam  ge- 
macht.^) Ich  möchte  noch  auf  die  willkürliche  Ausdehnung 
des  Bannes  bis  zu  ungeheueren  Summen  im  Capitulare 
Saxonicum,  welche  der  diskretionären  Gewalt  des  Königs  in 
jenen  Landen  entspricht '^),  und  auf  die  ganz  unverhültniss- 
mäfsig  grossen  Bussen  für  Körperverletzungen  hinweisen.*) 
Diese  Beobachtungen  haben  in  zwei  Beziehungen  Bedeutung; 
einmal,  weil  sie  bei  der  Ermittelung  der  ursprünglichen  ge- 
wohnheitsrechtlichen Ansätze  auf  verminderte,  mit  drei  divi- 
dirte  ZÜTem  fuhren;  zweitens,  weil  sie  das  polizeiliche  Mo- 
ment stark  hervorheben  und  eine  Prüfung  einzelner  Bestim- 
mungen auf  diesen  Gesichtspunkt  hin  zur  Regel  machen. 
So  viel  nun  Heck  gethan  hat,  um  den  ersten  Gesichtspunkt 
geltend  zu  machen,  so  viel  hat  er  sich,  scheint  es  mir,  gegen 
den  zweiten  versündigt. 

Sein  Hauptargument  für  die  Gleichwerthigkeit  der  säch- 
sischen Nobiles  mit  den  fränkischen  Gemeinfreien,  ein  Argu- 
ment, dem  er  eine  so  hervorragende  Bedeutung  beimisst, 
das8  er  es  zum  Motto  seines  letzten  Buches  gemacht  hat, 
kann  man  am  wenigsten  gelten  lassen.  Das  Capitulare  von 
797  giebt  nichts  anderes  in  der  angeführten  Stelle  als  eine 
Aufzählung  der  von  den  sächsischen  Ständen  zu  entrichten- 
den Bussen.*)  "Wo  bei  den  Franken,  heibst  es,  15  Solidi 
gezahlt  würden,  zahlt  der  sächsische  Adaling  12,  der  Freie  6, 
der  Lic.  4.      Es    ist    mit    keinem  Worte,   weder    von    einer 


')  Heck,  254-  —  ^)  Cap.  Saxon.  9:  Item  placnit  ut  quandoquidem 

»luit  domnus  rex  propter  pacem  et  propter  faidam  et  propter  maiores 

isas  bannum  fortiorem  stataere.   una  cum  consensu  Francorum  et 

ilium  Saxonnm,  secondum  quod  ei  placuerit.  iuxta  fjuod  causa  exigit 

;  oportuuitas  fuerit,  solidos  sexaginta  multiplicare  iü  dupluin,  et  soli- 

ceatum  sive  usque  ad  mille  compouere  faciat  qui  eins  mandatum 

rressus  faerit.   —   *)  L.  Sax.  2 :  Livor  et  tnmor  60  solidos.    3 :  Si 

linat   120  solidos  etc.   —    *)  Cap.  Sax.  3:    Item   placuit   omnibus 

tonibas,  tit  ubicumque  Franci  secundum  legem  solidos  1.5  solvere 

»nt,  ibi  nobiliores  Saxones  solidos  12,  ingenui  5  (corr.  6),  liti  4  com- 

lt.  —  Diese  Bussen  treten   (,mit  der  in  angegebener  Weise  cor- 

Jn  Freienbusse)  als  gewöhnliche  Friedensgelder  in  der  Lex  Saxo- 

auf.    C.  36. 
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Gleichstellung  von  sächsischen  Nobiles  und  Franken,  noch 
von  irgend  v,^elcher  Gegenseitigkeit  die  Rede.  Die  genannton 
Bussen  haben  eine  ganz  allgemeine  Geltung  und  müssen  also 
bei  Vergehen  von  Sachsen  gegen  Sachsen  ebenso  und  öfter 
als  bei  Vergehen  von  Sachsen  gegen  Franken  bezahlt  worden 
sein.  Das  Neue  war  der  Versuch  des  Capitulars,  mit  Ge- 
nehmigung der  Sachsen  die  fränkische  Classification  der  Ver- 
gehen sowie  die  beiden  Banne,  wohl  bei  Mangel  ausdrück- 
licher Bestimmungen  sächsischen  Rechts,  einzuführen.^)  Dass 
der  Franke  mehr  zahlte  als  der  Sachse,  war  weder  eine 
Zurücksetzung,  noch  eine  Bevorzugung  desselben,  sondern 
eine  Thatsache,  welche  in  verschiedenen  historischen  Um- 
standen ihre  Erklärung  fand.  Dass  aber  das  fränkische  System 
den  Sachsen  als  Vorbild  dienen  sollte,  war  eine  Folge  der 
Eroberung  und  des  mit  ihr  verbundenen  politischen  Einflusses. 
Sollte  eine  Gleichstellung  des  sächsischen  Nobilis  mit  dem 
gemeinfreien  Franken  gemeint  worden  sein,  so  müsste  mau 
wenigstens  die  ungefähre  Gleichheit  ihrer  "VVergelder  erweisen 
können.  Und  da  passen  ja  die  Thatsacben  gar  nicht  zu  Hecks 
Theorie.  Er  rechnet  für  den  sächsischen  Nobilis  ein  gewohn- 
heitsrechtliches Wergeid  von  320  Solidi  aus,  und  hat  dabei 
vollständig  Recht.  Sind  Silbersolidi  gemeint,  so  würde  der 
Geldbetrag  bloss  106^/;$  ausmachen,  was  nicht  einmal  der 
ripuarischen  Notirimg  von  160  Solidi  entspricht,  und  zu  600 
Solidi  in  Silber  in  gar  kein  Verhältniss  zu  bringen  ist.  Ist 
Gold  gemeint,  so  kommen  wir  in  Widerspruch  mit  der  Zu- 
rückrechnung von  der  Summe  von  1440  Solidi  und  gelangen 
doch  zu  keiner  ungefähren  Gleichung  mit  den  200  Solidi 
Gold,  die  in  den  merowingischen  Quellen  den  Franken  ge- 
währleistet sind.  Die  Wergelder  sind  also  nicht  im  Verhält- 
niss zueinander  aufgestellt,  sonderii  haben  sich  selbständig 
und  in  eigenthümlicher  Steigerung  auf  Grundlage  des  her- 
kömmlichen Gewohnheitsrechts  entwickelt.  Was  die  Bussen 
anbetrifft,  so  sind  Gliederung  und  Quoten  auch  volksthüm- 
lich,  obgleich  sie  an  das  strafrechtliche  System  der  Franken 
gleichsam  angelehnt  stehen  und  durch  polizeiliche  Rücksichten 
beeinflusst  sind. 


1)  Vgl.  dagegen  Heck,  120 ff. 


Wergeid  und  Stand.  1S3 

Diese  polizeiliche  Beeinflussung  findet  zuvörderst  ihren 
Ausdruck  in  einer  starken  Erhöhung  der  Strafen  für  gewisse 
Vergehen  und  in  Bezug  auf  gewisse  Personen.  Es  sind 
namentlich  Mord  und  Diebstahl,  welche  streng  geahndet 
werden.  Was  Personen  anbetrifft,  so  erscheinen  als  vorzüg- 
lich geschützte  die  Geistlichen,  die  Mitglieder  des  Stammes 
der  Sieger  (das  Capitulare  Ludwigs  des  Frommen)  und  die 
sächsischen  Nobiles.  Die  Kechtsquellen  enthalten  manche 
Einzelheiten,  welche  die  Richtigkeit  der  Anschauung,  dass 
die  fränkische  Eroberung  zu  einer  Steigerung  der  Macht  des 
sächsischen  Adels  geführt  hat,  bekräftigen.  Man  hat  die 
L.  Saxonum  in  ihrem  ältesten  Bestandtheile  ein  Weisthum 
des  Adels  genannt,  und  es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die 
Bestimmungen  ihres  ersten  Theils  stark  zu  Gunsten  des 
Adels  imd  mit  fast  ausschliesslicher  Berücksichtigung  seiner 
SteDung  imd  seiner  Interessen  abgefasst  sind.  Der  erste 
Theil  der  L.  Saxonum  giebt  meiner  Ansicht  nach  keine 
ruhige,  anderen  Gesetzen  gemäfse  Aufzählung  der  relativen 
Gerechtigkeiten  der  Stände,  sondern  eine  Reihe  neuer  Mafs- 
regeln,  namentlich  zum  Schutze  des  Adels,  welche  eben  des- 
halb besprochen  werden  mussten,  weil  sie  von  dem  alten 
Herkommen  abwichen,  während  die  Lage  der  Freien  mit 
Stillschweigen  übergangen  wurde,  weil  sie  dem  Herkommen 
entsprach.  Ich  möchte  hier  auf  den  schlagenden  Contrast 
zwischen  dem  XHI.  und  dem  XL,  Titel  der  L.  Saxonum 
hinweisen.  Wird  eine  Jungfrau  mit  Gewalt  entfülirt,  so 
büsst  der  Verbrecher  240  an  sie  und  300  an  ihre  Verwandte, 
wobei  er  diesen  die  Entführte  zurückgiebt.^)  Wird  einem 
Adaling  der  kleine  Finger  abgeschlagen,  so  büsst  man  ihm 
240  Solidi,  und  falls  ihm  gar  ein  Ohr  abgehauen  wird, 

')  L.  Sas.40;  Uxorem  ducturus  300  solidos  det  parentibus  eins; 
si  autem  sine  voluntate  parentum  paella  tarnen  consentiente,  ducta 
fuerlt,  bis  300  solidos  parentibus  eins  componat;  si  vero  nee  parentes 
nee  puella  consenserunt,  id  est  si  vi  rapta  est,  parentibus  eins  300  soli- 
des, puellae  240  solidos  conponat,  eamque  parentibus  restituat.  —  Das 
sind  bereits  hohe  Zahlen,  selbst  wenn  man  sie  in  sächsischen  Schillingen 
berechnet,  und  es  ist  nicht  unglaublich,  dass  auch  hier  Adlige  ge- 
raeint waren.  Aber  die  angefahrten  Beträge  erscheinen  als  gewohn- 
heitsrechtliche, nicht  als  durch  Sonderfrieden  erhöhte,  wenn  man  sie 
mit  den  Bussen  für  Verletzungen  vergleicht^ 
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80  bekommt  er  720  Solidi !  ^)  Können  diese  Strafbestim- 
mungen auf  einen  und  denselben  Mafsstab  leducirt  werden? 
Liegt  68  nicht  auf  der  Hand,  dasb  wir  es  mit  zwei  verschie- 
denen Tarifen  zu  thun  haben,  von  denen  nur  der  auf  die 
Körperverletzungen  der  Nobiles  bezügliche  eine  Yerdrei- 
fachung  erfahren  hat? 

Auf  dieselbe  Spur  leitet  die  Vergleichung  der  activen 
Verantwortung  mid  der  passiven  Werthschätzung  der  Stände. 
Hat  der  Lite  den  Predus  zu  büssen  oder  einen  andern  Straf- 
satz zu  erlegen,  so  verhält  sich  seine  Obliegenheit  zu  der 
des  Freien  und  des  Adligen  wie  1  zu  1  '"-ji  und  zu  3,  oder  wie 
1  zu  2  und  zu  4.^)  Sein  Wergeid  verhält  sich  aber  zu  dem 
des  Adligen  wie  1  zu  12.  AVir  haben  also  bei  Angabe  des 
Litenwcrgeldes  mit  dem  einfachen  gewohnheitsrechtlichen 
Betrage  von  120  sächsischen  bezw.  80  fränkischen  Solidi, 
und  bei  dem  NobiUa  mit  dem  verdreifachten  Betrage  von 
1440  sächsischen,  gleich  960  fränkischen  Solidi  zu  rechnen, 
welcher  letzte  auf  einen  ursprünglichen  Betrag  von  480 
bezw.  320  Solidi  hinführt.  Da  für  den  Freien,  so  wenig 
wie  für  den  Liten^)  eine  Yerdreifachmig  gemeint  war,  so 
konnte  man  dessen  gewohnheitsrechtliches  Wergeid  von  240 
bezw.  160  Solidi  unerwähnt  lassen,  ein  Umstand,  der  sonst 
unerklärlich  wäre. 


^)  L.  Sax.  IcJ:  Pollex  totus  abscisus  860  solidis  componatur,  si 
dimidius,  180  coiipoiiatur.  Si  itiinimus  totus  240  solidis;  ei  unum  digiti 
membnim,  80;  si  duo  membra,  160;  si  totum,  ut  supra.  Si  index,  180; 
et  per  singnla  meiubra  tertia  pars  totius  muUae  componatur.  etc. 
Cf.  12.  —  *)  Ausser  der  Angabe  im  Cap.  Sax.  3  und  L.  Sax.  36  sind  zu 
beachten  Cap.  de  part.  Sax.  20:  si  quis  prohibitum  vel  inlicitum  con- 
iugium  sibi  sortitus  fuerit,  si  nobilis  sol.  60,  si  ingenuus  30,  si  litas  15 
(fisco  conponat).  Cf.  19,  21.  Das  etwas  schwankende  Verhältniss  hat 
bei  officiellen  Bearbeitungen  des  Gewohnheitsrechtes  nichts  Auffallendes. 
Etwas  Aehnliches  haben  wir  früher  in  Bozug  auf  die  friesischen  Bussen 
bemerkt.  —  *)  Dass  das  Wergeid  dos  Liten  in  L.  Sax.  16  doch  ver- 
zeichnet wird,  während  dasjenige  des  Freien  fehlt,  kann  durch  zwei 
Umstände  erklärt  werden  —  durch  die  Thatsache,  dass  es  das  niedrigste 
vorhandene  Wergeid  vor.stellt  und  daher  als  eine  Art  Einheit  aufgefasst 
wurde,  und  durch  die  Uebereinstimnnmg  mit  den  im  Cap.  14  erwähnten 
räthselhaften  Bestandtheilen  des  Adaliag-W^ergelde.s:  die  ruoda  und  das 
praemium  belaufen  sich  nämlich  auch  auf  120  Solidi. 
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Also  standen  von  den  Laien  nur  die  Nobiles  unter  der 
Wirkung  des  persönlichen  Sonderfriedens.  Dass  die  Adligen 
in  eine  näliere  Verbindung  zur  fränkischen  Macht  getreten 
sind  und  von  ihr  }»enutzt  wurden,  um  das  Land  ihrem  Ein- 
flüsse zugänglich  und  folgsam  zu  machen,  erhellt,  wie  man 
Öfters  bemerkt  hat,  aus  dem  speciellen  Schutze,  welcher 
dem  Adel  in  seinem  Patronatverhältnisse  zu  den  Freien  er- 
theilt  wird.^)  Gegen  Heck  möchte  ich  nur  bemerken,  dass 
die  auch  von  ihm  angeführten  Stellen  aus  Nithard  imd 
Rudolf  von  Fulda  meiner  Ansicht  nach  das  Gegentheil  von 
dem,  was  er  vurhält^),  beweisen.  Es  ist  selten,  dass  man 
in  Bezug  auf  sociale  Vorgänge  mid  Erscheinungen  so  be- 
stimmte imd  werthvolle  Nachrichten  aus  erzählenden  Quellen 
bekommt,  wie  es  die  citirten  Berichte  geben.  "Wir  haben 
es  mit  zeitgenössischen  und  bestunterrichteten  Berichterstat- 
tern zu  thun,  und  beide  heben  die  Eigenthümliclikeit  der 
sächsischen  Dreitheilung  des  Volkes  hervor.  Cm  gleichsam 
jedem  Missverstündniss  in  Bezug  auf  die  Lage  der  Frilinge 
vorzubeugen,  stellt  Rudolf  von  Fulda  den  dritten  Stand,  die 
Lazzen,  augenscheinlich  mit  den  Freigelassenen  zusammen, 
während  Nithard  die  erdinickende  Uebermacht  der  beiden 
unteren  Stände  und  ihre  vortheilhafte  Lage  zur  heidnischen 


*)  L.  8ax.  25:  qui  dominnm  säum  occiderit,  capite  puuiatur. 
L.  Sax.  26:  qui  filium  domini  sui  occiderit,  vel  filiam,  aut  uxorem,  aut 
matrem  stupraverit,  iuxta  voluntatem  domini  occidatur.  (Cf.  Cap.  de 
part.  Sax,  12,  18.)  L.  Sax.  64.  Liber  homo,  qui  sub  tutela  nobilis  cuius- 
libet  erat,  qui  iam  in  exilium  missus  est,  si  hereditatem  snam  necessi- 
tate  coactus  vendere  voluerit,  offerat  eam  primo  proximo  suo,  si  ille 
eam  emere  noluerit,  offerat  eam  tutori  suo,  vel  ei  qui  tunc  a  lege 
super  ipsas  res  constitutus  est;  si  nee  ille  voluerit,  vendet  ea;n  cni- 
cmnque  libuerit.  —  Ich  kann  nicht  verstehen,  wie  man  die  \'erbanuung 
auf  den  Tutor  beziehen  kann  (Heck,  337),  da  es  sich  doch  um  ein 
eventuelles  Beispruchsrecht  des  Tutors  handelt.  —  Derjenige,  der  a  rege 
super  ipsas  res  constitutus  e^t,  hat  offenbar  nur  eine  zeitweilige  Nutz- 
nießsung  bekommen,  die  er  erst  durch  Kauf  in  Eigeuthum  verwandeln 
kann.  Vgl.  über  die  Stell tuig  der  Karolinger  gegenüber  dem  Adel 
Maurer,  Das  Wesen  des  ältesten  Adels,  118  ff.,  Brunner,  Recbtsg. 
I,  250;  Dümmler,  Geschichte  des  Ostfränkischen  Reichs,  I,  160.  — 
•)  Heck,  324 ff.,  336 ff.  Ihe  Stell eWidukind.s  Mon.  Germ.  hist.  SS.  III,  424, 
welcher  Heck,  344  0".  eine  hervorragende  Bedeutung  beiinisst,  enthält 
eine  antiquarische  Speculation  und  nicht  ein  directes  Zeagniss :  sie  fallt 
daher  kaum  in's  Gewicht. 
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Zeit  bezeugt.^)  Die  Dreitheilung  der  Sachsen  hat  augen- 
scheinlich grosse  Aufmerksamkeit  erregt  und  ist  von  den 
Schriftstellern  im  Gegensatz  zu  der  ständischen  Gliederung 
anderer,  namentlich  fränkischer  Stämme  beschrieben  worden. 
Es  kam  eben  nicht  auf  die  Gleichartigkeit  der  Einthcilungen 
und  Einrichtungen,  sondern  auf  ihre  grundsätzliche  Yer- 
schiedenheit  an. 

In  Bezug  auf  das  Wesen  der  drei  Stände  ist  die  Nach- 
richt Eudolfs  von  Fulda  insofern  entscheidend,  als  sie  die 
Analogie  zwischen  Freigelassenen  und  Lazzen  und  die  Ein- 
reihung der  ersten  unter  die  letzten  feststellt.  Seine  liberti 
entsprechen  ja  den  Lazzen  des  Nithard,  was  auch  mit  der 
oben  besprochenen  Stellung  der  fränkischen  Freigelassenen 
übereinstimmt.  Dass  dabei  nicht  nur  Freigelassene  im  buch- 
stäblichen Sinne,  sondern  überhaupt  Halbfreie  gemeint  waren, 
geht  aus  dieser  Zusammenstellung  klar  hervor.  Jedenfalls 
lag  die  Verschiedenheit  fränkischer  und  sächsischer  Zustände 
nicht  in  der  Stellung  dieser  Klasse,  sondern  in  den  beiden 
oberen  Gliederungen,  welche  in  der  für  die  Sachsen  bezeugten 
Weise  bei  den  Franken  schlechterdings  nicht  existirten.  Es 
handelt  sich  ja  nicht  um  Schattirungen  innerhalb  des  Freien- 
standes  oder  um  Unterschiede  des  Reichthums  und  Ansehens, 

»)  Rudolf  von  Fulda  in  der  Translatio  S.  Alexandri,  Mon.  Germ, 
hist.  SS.  II,  675:  Quatuor  igitur  differeutiis  gens  illa  consistit,  uobilium 
scilicet  et  iiberorum,  libertoruin  atque  servorum.  Et  id  legibus  firma- 
tum,  ut  nulla  pars  in  copnlandis  coniugiis  propriae  sortis  terrainos 
transferat,  sed  nobilis  uobilem  ducat  uxorem  et  über  liberam,  libertus 
coniugatur  libertae  et  servus  ancillae.  8i  vero  quispiam  horum  sibi 
non  coDgrueiitem  et  genere  praestantiorem  duxerit  uxorem,  cum  vit^ae 
suae  damno  componat.  —  Nithard,  Historiarum  libri  IV,  c.  2  (Mon. 
Germ.  SS.  II,  668);  Quae  gens  omuis  in  tribus  ordinibus  divisa  consistit; 
sunt  enim  inter  illos  qui  edhilingi,  sunt  qui  frilingi,  sunt  qui  lazzi 
illorum  lingua  dicuntur;  Latina  vero  lingua  hoc  sunt  nobiles,  ingenuiles 

atque  serviles. Lodharius in  Saxouiam  misit,  frilingis,  lazzi- 

busque,  quorum  infinita  multitudo  est,  promittens,  si  secum  sentirent, 
ut  legem  quam  antecessores  sui,  tempore  quo  idolorum  cultores  erant, 
habuerant,  eandem  illis  deinceps  habendam  concederet.  Qua  supra 
modum  cupidi,  nomen  novum  sibi,  id  est  Stellinga,  imposuerunt  et  in 
unum  conglobati,  dominis  e  regno  penc  pulsis,  more  antiquo  qua  quis- 
que  volebat  lege  vivebat.  —  Die  Muudwalde  und  Senioren  wurden  also 
vertrieben,  und  jeder  lebte  nach  eigenem  Ermessen,  wie  es  von  Alters 
her  Brauch  gewesen  war. 
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sondern  um  Stände,  für  welche  die  Ausdrücke  Adlig  und 
Frei  im  einheimischen  imd  im  lateinischen  Sprachgebrauch 
gegensätzlich  gewählt  worden  waren.  Yon  einer  Identi- 
fizinmg  zwischen  der  bevorrechteten  Minderzahl  des  säch- 
sischen Volkes  und  den  gemeinfreien  Franken  lässt  sich  am 
wenigsten  sprechen,  obgleich  das  Verhältniss  der  unter  Patro- 
nat  stehenden  säch.sischen  Freien  auch  nicht  vollständig  zur 
Lage  der  Freien  bei  den  Franken  passte. 

Ueberdies  waren  die  drei  Stände  in  Sachsen  durch 
strenge  Heirathsverbote  von  einander  geschieden.^)  Ob  man 
auch  in  anderen  Gegenden  dann  und  waim  versucht  haben 
mag,  nicht  nur  Heirathen  zwischen  Freien  und  Sklaven,  son- 
dern auch  solche  zwischen  Freien  und  Freigelassenen  oder 
Liten  zu  verhindern,  durchgi-eifende  Regeln  sind  in  dieser 
Beziehung  nicht  entstanden,  und  was  Adlige  anbetrifft,  so 
war  das  sächsische  Verbot  schlechterdings  vereinzelt.  Die 
Strafe,  welche  wegen  dieser  Vergehen  angedroht  wird,  die 
Todesstrafe,  ist  auch  sehr  eigenthümlich ,  und  bUdet  einen 
vollkommenen  Gegensatz  gegen  die  Behandlung  selbst  der 
Mischehen  mit  Sklaven  in  anderen  Theilen  des  Eeichs.  Sie 
mag  in  karolingischer  Zeit  verschärft  worden  sein,  denn 
grade  die  karolingische  Gesetzgebung  war  mit  der  sonst 
ungewöhnlichen  Todesstrafe  besonders  freigiebig.  Aber  die 
Verbote  selbst  entsprechen  jedenfalls  dem  Stammesherkom- 
men, welches  eine  scharfe  Scheidung  der  Geburtsstände  in 
allen  Einzelheiten  durchführt. 

6.  Die  Lex  Frisionum  stellt  uns  ähnliche  Resultate  mit 
grösserer  juristischer  Klarheit  vor  Augen.  Wir  haben  schon 
gesehen,  dass  ihr  Wergeidsystem  auf  der  Umrechnung  alter 
Ansätze  in  neue,  aber  dem  karolingischen  Silbergeide  ent- 
sprechende Goldmünze  beruhte,  und  dass  der  Hauptansatz, 
die  53 ';3  Solidi  der  Freien,  dem  durch  die  L.  Ripuaria  be- 
zeugten Wergeld  von  160  Solidi  entsprach.  Der  Freie  wird 
auch  als  der  normale  Volksgenosse  betrachtet  und  von  seinen 
Bussen  aus  die  übrigen  berechnet,  was  zwei  Mal  ausdrüek- 

*)  S.  Rudolf.  Fuldensem  snpra.  Cf.  L.  Sax.  65 :  Lito  regis  liceat 
nxorem  emere  ubicumque  voluerit,  sed  non  liceat  uUam  femiDam  ven- 
dere.  Er  darf  sich  mit  Freien  (doch  nicht  mit  Adligen?)  verheirathen, 
darf  aber  seine  Tochter  keinem  Freien  zur  Heirath  verkaufen. 
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lieh  hervorgehoben  wird.  Kun  hat  Heck  diesen  wichtigen 
Punkt  bestritten.  Seine  Ausführungen  an  den  zwei  Stellen, 
welche  den  Gegenstand  berühren ,  sind  zwar  so  hastig  ab- 
gefasst,  dass  sie  offenbare  Widersprüche  enthalten '),  man 
kann  aber  so  viel  aus  ihnen  erschliessen ,  dass  die  hohen 
Beträge  fur's  Wegschlagen  oder  Abhauen  von  Auge,  Arm 
und  Bein  ihn  bestimmen,  die  betreffenden  Bussen  auf  den 
Etheling  und  nicht  auf  den  Freien,  den  Erklärungen  des 
Textes  zum  Trotz,  zu  beziehen. 2)  Nun  sind  aber  der  Titel 
XXII  (de  dolg)  und  die  Zusätze  II  und  III  so  einheitlich 
gehalten  und  bieten  solche  geschlossene  Reihen  von  Bussen 
für  Verletzungen ,  dass  man  wohl  einzelne  Strafsummen  als 
Einschiebsel  oder  Veränderungen  des  ursprünglichen  Textes 
beanstanden  kann,  aber  im  Ganzen  die  gegebenen  Reihen 
als  nach  dem  einen  oder  dem  anderen  Mafsstabe  durchge- 
führte Tarife  aufzufassen  hat,  nicht  aber  als  abspringende 
Taxen,  die  etwa  bis  zur  Erwähnung  des  Kinnbeins  die  !No- 
biles,  dann  aber  die  Freien  betreffen.  Und  so  finden  sich 
denn  auch  in  den  von  Heck  unzweifelhaft  dem  Nobilis  zu- 
gewiesenen Bestimmungen  Strafen,  welche  buchstäblich  in 
den  für  die  Freien  vindicirten  Satzungen  wiederkehren.'') 
Was  die  speciell  beanstandeten  Bussen  betrifft,  so  stehen 
für  Auge,  Arm  und  Mannesorgane  Normen*),  welche  mit  den 
allgemeinen  Grundsätzen  in  Be^ug  auf  Freie  gut  stimmen. 
Daneben  stehen  einzelne  andere,  welche  zu  hoch  gegriffen 
scheinen.^)     Das  lässt  sich  aber   durch    gelegentliche  Ein- 

*)  Man  vergleiche  Heck,  220  mit  285.  An  erster  Stelle  heisst  es: 
„Sowohl  Tit.  22  bis  §  82  als  die  ganze  Additio  III  beschäftigen  sich 
nur  mit  den  Bussen  des  nobilis".  An  der  zweiten  aber:  »Von  den 
Additionen  ist  in  Tit  11  nur  §  1  auf  den  über  zu  beziehen,  während 
die  §§2  ff.  den  Edeling  im  Auge  haben.  Tit.  III  enthält  bis  §.58  incl. 
nur  Edelingsnomien.  §  59  beginnt  erst  wieder,  wie  der  Vergleich  mit 
§  47  ergiebt,  die  Frilingsnormen".  ,  Isolii-t  stehen  die  Friliugsuonuen  in 
§  76  und  in  III  b  §  1.«  —  »)  Edelingsnormen  —  insbesondere  §§  27,  28, 
33,  45,  46,  77  ff.  (Tit.  XXII).  —  »)  Man  vergleiche  XXII,  16  (nach  Heck 
Edelingsnoi-m)  —  ei  nasum  transpunxerit  15  sol.  comp,  mit  Add.  IJI,  63 
(Frilingsnorm)  —  si  nasum  transpmvxerit,  ter  12  solidob;  XXII,  18 
(Edolinganorm)  —  si  niaxillam  transpunxerit  —  6  sol.  comp.  —  mit 
Add.  III,  65  (Frilingsnorm)  —  si  uuam  maxillam  transpunxerit,  6  solidoö. 
—  ♦)  L.  Fria.  XXII,  46,  47;  Add.  II,  1;  III,  59,  60.  -  »)  Z.  ß.  XXII,  27 
(cf.  Add.  II,  1);  Add.  III,  1.  etc. 
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schiebsei,  Doppelnormen  und  vielleicht  zeitweilige  Steige- 
rungen erklären,  ohne  den  Hauptsatz  von  den  normalen  Be- 
stimmungen der  Straföätze  für  die  Freien,  der  durch  die 
Quellen  so  ausdrücklich  aufgestellt  wird,  zu  zerstören. 

Der  Freie,  steht  nun  zwar  unter  dem  Etheling,  er  wird 
als  eine  Person  niedrigeren  Standes  (vilior  persona)  darge- 
stellt, aber  er  ist  dessenungeachtet  der  Gemeinfreie,  der- 
jenige, dessen  Status  zur  Grundlage  aller  Yorschriften  imd 
Berechnungen  benützt  wird.  Obgleich  also  die  Stände- 
gliederung der  sächsischen  entspricht,  so  fehlen  doch  die 
Heirathsverbote  und  verlautet  nichts  von  einer  Durchführung 
des  Patronats  der  Edlen  über  Freie.  Die  zwei  oberen  Stände 
werden  in  dieser  Beziehung  gleichraässig  von  den  Liten 
unterschieden.  Yon  Freigelassenen  ist  nicht  die  Rede,  wohl 
aber  von  Ergebung  Freier  in  den  Litenstand  aus  Noth.^)  — 
Es  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dasa  die  mit  Patronat  be- 
haftete Freilassung  nur  die  Stellung  eines  Liten  ertheilte. 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  von  Heck  beigebrachten 
Beispiele  und  Belege  aus  späteren  friesischen  Quellen  im 
Einzelnen  durchzunehmen:  sie  können  für  die  Zeit  der  Volks- 
rechte, wo  diese  feste  Anhaltspunkte  bieten,  nicht  entscheiden. 
Uebrigens  wird  die  Bedeutung  des  Hauptargumentes  aus  der 
Vertheilung  des  Wergeids  im  westerlauwerschen  Schulzen- 
recht  durch  die  einfache,  von  Heck  selbst  angeführte*)  Er- 
wägung entkräftet,  dass  in  dieser  Quelle,  wie  in  den  meisten 
späteren  friesischen,  nur  von  Freien,  und  von  keinen  Adligen 
die  Rede  ist.  Wenn  also  auch  das  Wergeid  der  Freien 
dieser  Epoche  dem  frühereu  Adelswergeld  entspricht,  so  ist 
es  kein  Beweis  dafür,  dass  der  frühere  Etheling  ein  Gemein- 
freier  war,  sondern  nur  dass  der  spätere  Gemeinfreie  die 
Gerechtigkeiten  des  Ethelings  erlangt  hatte.  Gegen  eine 
solche  Auffassung  bringt  Heck  nur  eine  allgemeine  Reflexion 
über  die  Beseitigung  von  Vorrechten  vor,  welche  nichts 
Zwingendes   hat.      Und,   wie    Richthofens   Untersuchungen 

')  L.  Fris.  XI :  si  liber  horao  spontaaea  voluntate  vel  fort«  necessi- 
taie  coactiis  nobili,  seu  libero,  seu  etiam  lito,  in  personam  et  in 
servitium  liti  se  subdiderit.  —  Der  Lita  erscheint  hier  als  der  unter 
.Patronat  stehende  Hintersasse  oder  Hörige  im  allgemeinen  Sinne.  — 
tck,  238. 
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zeigen,  ist  die  Tradition  der  Ethclinggeschlechter  in  einer 
ganz  anderen  Richtung  zu  suchen.^) 

Dagegen  möchte  ich  auf  die  merkwürdige  Thatsache 
hinweisen,  dass  die  fränkische  Regierung  in  Friesland,  im 
Gegensatz  zu  ihrer  Politik  in  Sachsen,  die  Geschlechtsstände 
der  Friesen  aiis-er  Acht  Hess  und  die  friesische  Bevölkerung 
mitunter  lediglich  nach  dem  Werthmesser  der  Kriegspflicht 
behandelte.^)  Der  Uebergang  zur  späteren  mittelalterlichen 
Entwickelung  lässt  sich  am  leichtesten  dadurch  erklären, 
dass  das  Nerz  von  Beneficien  und  Lehnsverhältnissen  imd  die 
Schätzung  nach  Art  und  Umfang  des ,  Grundbesitzes  auch 
über  die  niederdeutschen  Lande  sich  zu  erstrecken  sti-ebte. 
Wenn  es  auch  nicht  überall  gleichmäfsig  gelang,  so  wurde 
doch  überall  mehr  oder  weniger  die  Ueberlieferung  der 
alterthümlichen  Geburtsstände  zerrissen  und  umgebildet. 

7.  Ein  Yolksrecht,  welches  eine  Art  Zwischenstellung 
in  Verbindung  sowohl  mit  dem  niederdeutschen  wie  mit  dem 
fränkischen  Kreise  einnimmt,  ist  die  sogenannte  Lex  Angli- 
orura  et  Werinoram.  Die  politische  Abhängigkeit  der  Thü- 
ringer von  den  Ostfranken  hat  sich  deutlich  darin  ausge- 
drückt, dass  ihr  kurzes  Yolksrecht  formell  als  eine  I^Tach- 
bildung  und  Umarbeitung  der  Lex  Ripuaria  erscheint.  Aber 
das  materielle  Recht  war  doch  an  das  einheimische  Her- 
kommen gebunden.  Und  es  darf  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  dieses  tief  in  Deutschland  liegende  Land  in  seiner 
Ständebildung  eine  ähnliche  Spaltung  der  Adalingc  und  Fri- 
linge,  wie  sie  im  niederdeutschen  Kreis  vorkommt,  aufweist. 
Aber  die  Wergeidansätze  richten  sich  nach  den  fränkischen 
Hauptziffern  von  600  und  200  Solidi,  entsprechen  also  der 
Antrustionen-  und  Freienschätzung  der  Franken.  Ein  Liten- 
stand  wird  nicht  erwähnt,  wohl  aber  findet  sich  die  Gruppe 
der  Freigelassenen,  welche  in  Bussen  halb  soviel  wie  die 
der  Freien  bekommt,  in  der  Wergeidtafel  aber  mit  80  Solidi 

')  Untor.siuhuDg'en  üWr  friesiscbe  B,eclitsg03chichte ,  II,  1030  ff., 
in,  53  ff.  —  2)  Capi^tnla  de  causis  diversis  a.  807?  (I,  136),  c.  3:  do 
Frisionibus  voiumns,  ut  comitcs  et  vassalli  rostrj,  qui  beueücia  habere 
videiitur,  et  caballnrii  oimies  generaliter  ad  placitum  nostnim  veniant 
bene  praeparati ;  roliqui  vcro  paupenore.s  sex  septimum  praeparare  faci- 
ant,  et  sie  ad  condictum  placitum  bene  praeparati  hostiliter  veniant. 
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angesetzt  wii-d.  Diese  Summe  könnte  passend  als  die  Hälfte 
der  an  die  Yerwandten  fallenden  Busse  erklärt  werden,  welche 
bei  den  Freien  160  Solidi  betragen  haben  muss.  Im  Ganzen 
sind  die  Bestimmungen  dieser  Lex  hauptsächlich  in  der  Be- 
ziehung von  Interesse,  «als  sie  den  Versuch  darstellen,  die 
schroffe  ständische  Gliederung  des  niederdeutschen  Kreises 
in  fränkischen  Formen  wiederzugeben. 


Schliesslich  mochte  ich  folgende  Hauptpunkte  als  wesent- 
liche Folgerungen  aus  unserer  IJeberschau  der  Ständegliede- 
rungen hervorheben. 

1.  Die  Ständegliederung  bei  den  Franken  ist  mit  dem 
Gegensatze  des  Wergeids  von  200  Solidi  für  den  Gemein- 
freien und  des  Wergeids  von  100  Solidi  für  den  Römisch- 
freien  verbmiden. 

2.  Die  einzige  bedeutende  Yerändenmg  in  den  fränki- 
schen Wergeidverhältnissen  der  Karolingerzeit  betrifft,  ausser 
der  Substituirung  der  kleinen  Solidi  für  die  grossen,  die 
Gleichstellung  des  ripuarischen  Liteu'rait  dem  salischen. 

3.  Die  von  Privatlcuren  abhängigen  Freigelassenen  und 
Colonen  werden  als  Lifcen  aufgefasst. 

4.  Es  zeigen  sich  im  Laufe  der  karolingischen  Periode 
Spuren  eiaer  Degradation  fränkischer  Minderfreien,  welche 
dieselben  den  Römisch  -  Freien  imd  Liten  nähert  und  zur 
Bildung  einer  Mischgruppe  von  Hintersassen  und  abhängigen 
Leuten  führt. 

5.  Der  Ausdruck  nobilis  wird  in  den  fränkischen  Ge- 
bieten ohne  bestimmte  rechtliche  Bedeutung  für  angesehene 
Leute  sehr  verschiedenen  Ranges  gebraucht. 

6.  Die  Lex  Francorum  Chamavorum  ist  als  ein  Woisthum 
particulären  Rechtes  und  keineswegs  als  ein  Beispiel  der 
Anwendung  ripuarischen  Gemeinrechts  in  der  Karolingerzeit 
zu  betrachten. 

7.  Ihre  Stand egliederung  ist  einerseits  durch  erhöhten 
Schutz  der  Franken  an  der  Stammesgrenze ,  andererseits 
durch  das  Yorhandensein  von  zahlreichen  nichtfränkischen 
Bevölkerungselementen  bedingt. 

8.  Im  baierischen  Yolksrecht  zeigen  sich  Spuren  eines 
^Vergeldes    von    100  Solidi   für   den   Gemeinfreien,    welche 
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durch  Vermittelimgsversuche  im  Zeitalter  des  Uelierganges  von 
der  Gold-  zur  Silberwährung  am  leichtesten  zu  erklären  sind. 

9.  Die  ständische  Gliederung  bei  den  Alemannen  und 
Baiem  ist  mit  einer  v'<tarken  Ausbildung  des  agnatischen  Prin- 
cips  verbunden,  und  äussert  sich  in  einer  Rangordnung  der  Ge- 
schlechter und  damit  zusammenhängendenWergelddifferenzen. 

10.  Die  Schicht  der  Minderfreien  entwickelt  sich  auch 
hier  hauptsächlich  aus  Ansätzen  römischer  und  kirchlicher 
Freiheit. 

11.  Das  Aufkommen  der  Nobilcs  in  den  baierischen 
Rechtsquellen  entspricht  der  allmählichen  Absonderung  der 
bemittelten  Freien  von  der  immer  zahlreicheren  Schicht  der 
in  Abhängigkeit  gerathenen  Leute,  welche,  ohne  als  eine 
eigene  Wergeidgruppe  behandelt  zu  werden,  in  socialer  Be- 
ziehung sich  den  Kirchenleuten,  den  Königsleuten  und  den 
Liten  nähern. 

12^  Die  sächsische  Rechtsentwickelung  wird  von  dem 
Grundsätze  des  erhöhten  Schutzes  für  Einrichtungen  und 
Personen,  welche  mit  der  fränkischen  Eroberung  zusammen- 
hängen, beherrscht. 

13.  Ein  derartiger  erhöhter  Schutz,  sowie  erhöhte  Macht- 
befugnisse, werden  namentlich  dem  Adel  zu  Theil,  während 
Liten  und  Freie  ausserhalb  des  Bereiches  des  Sonderschutzes 
bleiben. 

14.  Cap.  Sax.  3  bezweckt  lediglich  die  Durchführung 
eines  dem  fränkischen  parallelen  Busssystems  bei  den  Sachsen, 
und  hat  in  keiner  Weise  eine  Gleichung  zwischen  Franken 
und  sächsischen  Adaliogen  im  Auge. 

15.  Die  schroffen  Gegensätze  der  Stand egliedenmg  bei 
den  niederdeutsclien  Stämmen  und  ihre  aristokratische  Fär- 
bung wurden  von  fränkischen  Beobachtern  als  eine  wichtige 
Eigenthümlichkeit  aufgefasst. 

16.  Diese  ständischen  Gegensätze  wurden  durch  die 
karolingische  Politik  in  Sachsen  verschärft,  in  Friesland  eher 
gemildert. 

17.  Die  Lex  Angliorum  und  Wcrinorum  bietet  euie  der 
niederdeutschen  ähnliche,  aber  den  fränkischen  Formen  und 
Zahlansätzen  angepasste  gesellschaftliche  Gliederung. 
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V. 

Ständerechiltehe  Probleme. 

Vou 

Heinrich  Brunner. 

Der  Aufratz:  Nqbiles  und  Geraeinfreie  der  karolingi- 
schenVolksrechte^),  worin  ichWittichs  grundlierrliche  Tkeorie 
des  germanischen  Siäjidewesens  und  als  deren  „Ausgangs- 
punkt" Hecks  Ansicht  über  die  nobile»  der  karolingischen 
Volksrechte  bekämpfte,  hat  eine  lebhafte  Polemik  herror- 
gen^fen.  Heck  antwortete  mir  in  einem  Buche  von  440 
Seiten:  Die  Gemeinfreien  der  karolingischen  Yolksrechte 
1900^),  in  dem  er  die  Identität  der  nobiles  mit  den  Gemeia- 
freien  aufs  ^N^eue  darzuthun  und  "Wittichs  gruudherrliehe  Tkeo- 
rie zu  widerlegen  suckte.  Diese  vertheidigte  iunwisdtruHi 
Wittich  in  einer  Abhandlung:  Die  Frage  der  Freibauern^), 
nicht  ohne  eeine  Ansieht  in  einem  wichtigen  Punkte  zu 
modiiiciron. 

Arbeiten  üriiig^indcr  Natur  und  der  aussergewohnliche 
Umfang  des  vorjährigen  Hefu's  dieser  Zeitschrift  verhiader- 
ten  mich,  zu  den  Ausführungen  Hecks  und  Wittichs  sofort 
Stellung  zu  nehmen.  Für  den  laufenden  Jahrgang  hat  Paul 
Vinogradoff  eine  Abhandlung;  Wergeid  und  Stand  ange- 
kündigt. Ausserdem  stellte  Richard  Schröder  in  Aussicht, 
dasa  er  sich  über  die  zwischen  Heck,  Wittich  uad  mir 
Bchwebenden  Gontroveraen  in  dieser  Zeitpchrift  äusserK  werde. 
Darum  halte  ich  es  meinerseits  für  zweckmässig,  eine  all- 
seitige Auseinandersetzung  zur  Zeit  zurückzusteUen  und  zu- 
nächst aus  der  Controverse  mit  Heck  nur  einzelcn  ^laterien 
herauszugreifen,  die  als  ständerechtliche  Probleme  ihre  selb- 
ständige Bedeutung  haben  und  Heck  entweder  als  Orna- 
mentik oder  als  Grundmauern  seiner  Tlieorie   dienen.     Aus 

*)  In  dieser  Zeitschrift,  gern».  Abtli.  XIX  76  ff.  —  n  Wo  im  Fol- 
I  gendan  Heck  schlechtweg  citirt  wird,  ist  dieses  Werk  gemeint.  — 
■■fc  diese?  Zeitachrift,  genn.  Abth.  XXil  245  fF. 

t^' 


194  Heinrich  Brunner, 

guten  Gründen  muss  ich  mich  aber  ausdrücklich  dagegen 
verwahren,  dass  mein  Schweigen  im  Uebrigen  etwa  als  Zu- 
stimmung ausgelegt  werde.  Hecks  jüngste  Beweisführung 
hat  mich  ebensowenig  überzeugt  wie  seine  frühere.  Der 
Theorie  Wittichs  kann  ich  mich  auch  in  ihrer  neuen  Formu- 
lirung  nicht  anschliessen. 

Nach  wie  vor  kommt  es  mir  u.  a.  wesentlich  darauf  an, 
was  unter  den  Minderfreien  zu  verstehen  sei,  welche  nach 
Heck  die  ingenui  und  liberi  der  karolingischen  Volksrechte 
sein  sollen. 

In  seiner  Untersuchung  über  die  altfriesische  Gerichts- 
verfassung^) stellte  Heck  in  die  von  ihm  construirte  Klasse 
der  ingenui  oder  liberi  in  erster  Linie  die  Freigelassenen, 
ferner  die  unehelich  oder  nicht  vollehelich  Geborenen,  wohl 
auch  die  Yolksfremden ,  ferner  mindestens  nach  der  Lex 
Frisionum  die  Nachkommen  dieser  Personen.  Auch  trete 
die  Frilingseigenschaft  als  Strafe  ein. 

Yon  den  Freigelassenen  scheidet  er  füglich  die  Frei- 
gelassenen höherer  Ordnung  aus  ^),  das  heisst  jene,  die  durch 
öffentlich-rechtliche  Freilassung  in  den  Stand  der  Gemein- 
freien erhoben  wurden.  Ebenso  aber  auch  die  Freigelassenen 
niederer  Ordnung,  nämlich  die  Knechte,  die  zu  Liten  frei- 
gelassen worden  sind.  So  erübrigt  für  Hecks  Minderfreie 
nur  eine  mittlere  Gruppe  von  Freigelassenen,  die  er  als 
„Libertinen"  zusammenfasst.  Der  Kürze  halber  will  ich  in 
der  Polemik  diesen  unpassenden  Ausdnick  verwenden,  der 
sich  in  keinem  unserer  Volksrechte  vorfindet.')  Gemeint  ist 
die  Gruppe  von  Freigelassenen,  die  in  der  Lex  Salica  gar 
nicht,    in    der    Lex    Ribuaria    durch    die   homines    Romani 


»)  S.  225.  —  »)  Gemeinfreie  S.  326  ff.  —  »)  Auch  die  Capitularien 
kennen  ihn  nicht.  Von  den  Formelsammlungen  nur  die  in  den  formel- 
haften Theilen  stark  römischen  Formulae  Turonenses  nr.  21.  26.  27  und 
zwar  in  der  Pertinenzklausel,  in  welcher  die  libertini  neben  den  man- 
cipia  genannt  werden  und  nur  Freigelassene  niederer  Ordnung  sein 
können.  Daraus  mag  sich  Heck  erklfiren,  warum  ich  in  meinem  Auf- 
satz: NohiJes  und  Gemeinfreie,  eines  seiner  Argumente,  die  er  jetzt  als 
„ Hauptargumente "  bezeichnet,  mit  Stillschweigen  übergangen  habe, 
nämlich  die  Nichterwähnung  der  Libertinen  in  der  Lex  Frisionum. 
Gemeinfreie  S.  32  f.  fahrt  er  darüber  lebhafte  Beschwerde.  Dass  ein 
»Libertine"  nicht  genannt  ist,  hat  die  Lex  Fris.  mit  allen  Volksrechten 
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(cartiilarii) ,  durch  die  tabularii  iind  die  homines  regii  (so- 
weit diese  Freigelassene  siud)  vertreten  ist.  Von  ihnen  hat 
nur  der  homo  Romanus  die  Freizügigkeit  (portas  apertas). 
Der  tabularius  ist  Schutzhöriger  der  Kirche,  der  homo  regius 
Schutzhöriger  des  Königs.  Die  Freilassung  zum  cartularius 
erscheint  von  Hause  aus  als  eine  Freilassung  zwr  freien 
Römer,  die  zum  tabularius  und  homo  regius  als  eine  Frei- 
lassung zu  einem  pmilegirten  Liten.  Sowohl  bei  den  cartii- 
larii, als  auch  bei  den  tabularii  handelt  es  sich  um  eine  dem 
römischen  Rechte  entlehnte  Freilassungsform  und  zwar  um 
eine  Foi-m,  welcher  nach  ribuarischem  Rechte  die  Ausstellung 
eines  Freibriefes  wesentlich  ist.  Auch  die  Freilassung  von 
Königsknechten  seheint  regelmäfsig  oder  doch  häufig  mittels 
Urkunde  erfolgt  zu  sein.^)  Jedenfalls  "vsTirde  die  Stellung 
dieser  homines  regii  nicht  durch  das  für  die  Bevölkerung 
ihres  Wohnorts  geltende  Stammesrecht,  sondern  durch  frän- 
kisches Reichsrecht  bestimmt. ^j 

Hecks  Ttieorie  kann  für  die  ingenui  und  liberi  der 
karolingischen  Yolksrechte  die  ,.Libertinen"  nicht  entbehren. 
Ausdrücklich  bemerkt  er;  Um  das  noth wendige  Material 
für  die  Klasse  der  Minderfreien  zu  gewinnen,  „genügen  die 
Libertinen  allein".')  Dass  aber  solche  im  angegebenen  Sinne 
bei  allen  in  Frage  kommenden  Stämmen  existirt  haben,  ist 
unsicher.  Eine  Freilassung  durch  Urkunde  niuss  für  den 
Ausgang  des  neunten  Jahrhimderts  bei  Sachsen  und  Ost- 
friesen bezweifelt  werden.  Auch  bei  den  Anglowaraen  und 
bei  den  Mittelfriesen  dürfte  sie  sich  damals  in  nennens- 
werthem  Mafse  nicht  schon  eingebürgert  haben.  Ich  halte 
es  daher  für  misslich,  von  den  Libertinen  der  Lex  Ribuaria, 
deren  Ursprung    auf   römisches    Recht  zurückführt,   irgend 

gemein.  Von  einer  Freilassung  spricht  die  Lex  Fris.  in  Titel  11.  Die 
Nichterwähnung  eines  libertus  (Libertinen),  der  auch  in  der  Lex  Salica 
fehlt,  kann  bei  dem  compilatorischen  Charakter  der  friesiachea  Rechts- 
aufxeichnnng  am  wenigsten  Wimder  nehmen.  Das«  Heck  diese  (S.  237. 
247)  als  eine  .Codification"  auffassen  und  bezeichnen  werde,  konnte 
ich  allerdings  nicht  ahnen,  üeber  die  Nichterwähnung  eines  zweiten 
Hauptargnmentes,  die  mir  Heck  a.  0.  znm  Vorwurf  macht,  denke  ich 
mich  in  anderem  Zusammenhange  zu  äussern. 

t')  Siehe  meine  Rechtsgeschicht«  I  245.  —  *)  Arg.  Cap.  I  205,  c.  6.  — 
ck  S.  22. 
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welche  Schlüsse  auf  die  Standesverhältnisse  der  Sachsen, 
Friesen  und  Anglowamen  zu  ziehen.  In  d»r  Etta  Ghama- 
vorum  wird  allerdings  der  cartulariua  genannt;  er  kann  aber, 
wie  sich  unten  ergeben  wird,  hier  ebensowenig  wie  in  der 
Lex  Ribuaria  in  dem  Stande  der  ingenui  inbegriffen  sein. 
Dasselbe  gilt  von  den  im  Chamavenlande  etwa  vorhandenen 
tabularii  und  horaines  regii.  Die  Lex  Angliorum  et  Weri- 
nornm  spricht  ihrem  libertus  ausdrücklich  ein  niedrigeres 
Wcrgeld  zu  als  dem  liber.^)  Dass  es  bei  Sachsen  und  Friesen 
eine  ständische  Mittelgruppe  von  Freigelassenen  (Libcrtincn) 
gegeben  habe,  ist  zwar  nicht  ausgeschlossen.  Allein  ein 
sicherer  quellenmäfsiger  Beweis  fehlt.  Und  die  VeraiulJiung, 
dass  sie  existirt  hätten,  ist  jedenfalls  zu  schwach,  um  als 
Unterbau  einer  ständerechtlichen  Theorie  dienen  zu  können. 
Gegen  Hecks  Annahme,  dass  friesische  u»d  sächsiache 
Ethelinge  zur  Strafe  in  den  Stand  der  Friünge  (liberi)  herab- 
gedrückt worden  seien,  hatte  ich  Bedenken  ei<bobeii.^)  Für 
Sachsen  hält  Heck  seine  Ansicht  mit  etwas  abgeschwächter 
Sicherheit  aufrecht.  Die  sächsische  Erobenmg  habe  überall, 
vielleicht  mit  Ausnahme  Holsteins,  die  Zahl  der  Ethelinge 
sehr  verringert,  weitaus  den  grösseren  Theil  ihrer  stÄndischen 
Kechte  beraubt  und  in  die  Unfreiheit,  vielleicht  auch  in 
den  Stand  der  Frilinge  herabgedrückt.')  Die  Empörer 
hätten  die  verpfändete  Freiheit  verwirkt  und  seien  dadurch 
Sklaven  des  Königs  geworden.  „Wenn  er  ihnen  die  persön- 
liche Freiheit  schenkte,  so  wurden  sie  eben  zu  Libertinen, 
also  zu  Frilingon,  wie  ich  (Heck)  sie  auffasse."*)  Diese 
überscharfsinnige  Bemerkung  läset  sich  nicht  halten.  Yon 
Verknechtung  und  nachfolgender  Freilassung  der  Sachsen 
kann  doch  im  Ernste  nur  die  Rede  sein,  soweit  die  Yer- 
wirkung  der  Freiheit  thatsächlich  geltend  gemacht  wurde. 
Und  wenn  der  König  den  Empörern  die  persdnliche  Freiheit 
schenkte,  so  hinderte  ihn  nichts,  ihnen  die  volle  Freiheit  zu 
gewähren  oder  vielmehr  zu  belassen.  Muss  es  denn  gerade 
die  Freiheit  gewesen  sein,  deren  der  Libertine  im  Sinne 
Hecks,    die   conjecturirte  Mittelgruppe   von  Freigelassenen, 

^)  Siehe  unten  VI,  wo  ich  mich  mit  Hecks  neuester  Erklärung 
von  Lex  Angliorum  c.  45  auseinandersetzen  werde.  —  *)  In  dieser  Zeit- 
schrift XIX  95.  —  •)  Heck  S.  815.  —  ♦)  Heck  S.  815,  Anm.  1. 
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theilhaftig  war?  Eine  nur  privatrechtliche  Freilassung  stand 
ja  da  sicherlich  nicht  in  Frage.  Und  falls  von  den  sächsischen 
Gemeinfreien  (Ethelingen  im  Sinne  Hecks)  nur  jene,  die  seit 
777  den  Franken  die  Treue  bewahrt  hatten,  ihre  volle  Frei- 
heit behielten,  die  anderen  alle  Knechte  oder  „Lihertinen" 
wurden,  so  konnte  es  um  die  Zeit,  als  die  Lex  Saxonum 
entstand,  nur  eme  ausserordentlich  geringe  Zahl  von  sächsi- 
schen  Gemeinfreien  gegeben  haben. 

Die  nicht  voll  ehelich  Geborenen  tauchen  in  Hecks  neuem 
Werke  nicht  wieder  auf.^) 

So  bleiben  denn  neben  der  mittleren  Gruppe  von  Frei- 
gelassenen als  ^Material"  für  Hecks  Minderfreie  noch  die 
Unehehchen,  die  Yolksfremden  imd  „die  Nachkommen  dieser 
Personen."  Mit  ihnen  sollen  sich  die  zunächst  folgenden  Aus- 
fühnmgen  beschäftigen. 

„Eine  Ermittlung  aller  Bestandtheile  der  Frilingsklasse 
ist,"  so  äussert  sich  Heck  S.  23  f.,  „für  unsere  Aufgabe  nicht 
nothwendig,  sie  ist  aber  auch  nicht  möghch.^  Ausser  den 
angeführten  könnten  z.  B.  noch  Ergebung  in  eine  Schutz- 
herrschaft und  kriegerische  Unterwerfung  in  Betracht  kom- 
men. Die  ständerechtliche  Bedeutimg  der  Schutzverhält- 
nisse  zu  erörtern,  wird  Abschnitt  H  Gelegenheit  bieten. 
Eine  Minderfreiheit  im  Sinne  Hecks,  die  aus  kriegerischer 
Unterwerfung  hervorging,  ist  mir  sehr  unwahrscheinlich. 
Eine  solche  wird,  wie  ich  bereits  früher  bemerkte^),  nirgends 
bezeugt.  Ueberdiea  klingt  die  Berufung  auf  das  Kriegs- 
recht als  Quelle  der  Minderfreiheit  etwas  seltsam  im  Munde 
eine»  Rechtahistorikers,  nach  welchem  schon  die  Bundes- 
genossen der  Sachsen,  die  auxiliarii  bei  Widukind,  sich  mit 
der  Stellung  von  Minderfreien  begnügen  mussten. 

Dürfte  man  immerhin  auf  eine  erschöpfende  Ermittlung 
aller  Klassen  von  „Minderfreien"  verzichten,  so  müsste  doch 
wenigsten."»  für  eine  einzelne  Klasse  von  Personen  mit  Sicher- 
heit oder  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  nachgewiesen  sein, 
dass  sie  zu  jeaen  „Minderfreien"  gehörte,  deren  Hecks 
Theorie  bedarf,  mm  die  ingenui  und  liberi  der  karolingischen 

*)  Ich  verweise  auf  meine  Bemerkung  in  dieser  Zeitschrift  XIX  79, 
1.  —  »)  In  dieser  Zeitschrift  XIX  95. 
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Volksrechte  zu  erklären.  Da  ich  den  Nachweis  vermisse, 
versteife  ich  mich  nicht  auf  eine  Nebenfrage,  wenn  ich  zu- 
nächst diese  Seite  des  Problems  ins  Auge  fasse. 

I.   Die  Kirche  uud  die  Stellung  der  Uneheliehen 
in  der  Zeit  der  Yolksrechte. 

Unter  der  Ueberschrift:  Auszuscheidende  Fragen,  behan- 
delt Heck  a)  die  Stellung  der  Unehelichen  und  der  Fremd- 
linge. Das  Urtheil  darüber  sei  für  die  Entscheidung  der 
Hauptfrage  nicht  präjudiziell.  Da  ich  mich  aber  gegen  die 
Einordnung  gerade  dieser  Personen  in  die  Klasse  der  „Minder- 
freien'' mit  besonderer  Entschiedenheit  (?)  gewendet  habe, 
will  Heck  seine  Ansicht  rechtfertigen.  Er  glaubt,  dass  ich 
„die  innere  Geschlossenheit  seines  Gedankengangs  etwas 
unterschätzt"  habe. 

Um  mich  von  vorneherein  gegen  Rückschlüsse  aus 
jüngerer  Zeit  sicherzustellen,  hatte  ich  Z.  XIX  78  bemerkt: 
„Die  nachmals  unter  dem  EinHuss  kirchhcher  Anschauungen 
herrschende  Zurücksetzung  der  Unechten  war  dem  germani- 
schen Heidenthum  und  ebenso  den  christianisirten  deutschen 
Stämmen  des  fränkischen  Reiches  noch  unbekannt."  Heck 
entgegnet,  ich  habe  den  positiven  Satz,  den  ich  ihm  jetzt 
wie  eine  erwiesene  Thatsache  entgegenhalte,  in  meiner  spe- 
ciell  diesem  Gegenstande  gewidmeten  Abhandlung  für  die 
streitigen  Gebiete  nicht  ausgesprochen.^)  Ich  mag  diese 
Aeusserung  drehen  und  wenden  wie  immer,  so  höre  ich  doch 
den  Vorwurf  heraus,  ich  habe  mir  zum  Zweck  der  Polemik 
gegen  Heck  einen  Satz  zurechtgelegt,  zu  dem  ich  mich 
früher  an  der  Stelle,  wo  er  auf  dem  Platze  gewesen  wäre, 
nicht  bekannt  habe. 

In  meiner  Untersuchung  über  die  uneheliche  Vaterschaft] 
hatte  ich  es  mit  deren  Wirkungen  im  älteren  Rechte  zu:; 
thun.  Die  Verschlechterimg  darzustellen,  welche  die  einstige^ 
Stellung  der  unehelichen  Kinder  im  jüngeren  Rechte  erfuhr,] 
lag  mir  ferne.  Dass  unter  römisch -kirchlichem  Einfluss  der^ 
von  vollfreier  Mutter  stammende  Bastard  das  Erbrecht  gegenj 


»)  Heck  S.  24.    Gemeint  ist  mein  Aufsatz:  Die  uneheliche  Vater- 
schaft in  den  älteren  germanischen  Rechten,  Bd.  XVII 1  dieser  Zeitschrift. 
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den  Vater  einbüsste,  habe  ich  gelegentlich  bemerkt.^)  Was 
in  aller  Welt  hätte  mich  veranlassen  sollen,  in  jener  Ab- 
handlung speciell  für  das  sächsische  und  friesische  Recht 
die  dui-ch  kirchlichen  Einfluss  erfolgte  Degradirung  der  Un- 
ehelichen hervorzuheben?  Dass  sich  die  Entvricklung  bei 
den  Germanen  überhaupt  auf  dieser  Linie  bewegte,  ist 
nicht  etwa  eine  erst  von  mir  aufgestellte  Ansicht.  Schon 
^Yilda  hatte  sie  1855  in  seiner  grundlegenden  Abhandlung: 
Von  den  unecht  gebomen  Kindern  2),  mit  guten  Gründen 
ausgesprochen:  ^Durch  die  Kirche,  welche  lange  Zeit  gegen 
den  Concubinat  eine  gewisse  Vorsicht  übte,  wurde  jeder  ge- 
schlechtliche Umgang  mit  einem  anderen  Weibe,  als  welchem 
man  sich  allein  imd  unzertrennlich  für  das  Leben  verbunden 
hatte,  für  eine  Verletzung  der  Gebote  Gottes,  für  eine  Sünde 
erklärt,  die  als  solche  auch  ein  Verbrechen  war.  Alle  un- 
echten Kinder  waren  daher  in  Sünden  und  Verbrechen  er- 
zeugt .  .  .  Man  hatte  sich  ihrer  zu  schämen.  Sie  standen 
vom  Familienschutz  verlassen;  und  aus  der  Schutzlosigkeit, 
aus  der  befleckten  Geburt  entstand  wohl  leicht  Rechtlosig- 
keit.« 

Allerdings  wird  sich  durch  einen  Hinweis  auf  Wilda 
Heck  nicht  beirren  lassen.  Nach  ihm  genügt  die  Verpönung 
der  ausserehelichen  Geschlechtsverbindimg  durch  die  Kirche 
nicht,  um  daraus  die  ständische  Zurücksetzimg  der  Unehe- 
Hchen  abzuleiten.^)  Denn  die  Sachsen  hätten  die  uneheliche 
Geschlechtsverbindung  der  Frau  schon  vor  der  Christiani- 
sirung  noch  weit  energischer  verpönt.  Da  obwaltet  denn 
doch  ein  erheblicher  Unterschied.  Bei  den  Sachsen  war  die 
Unzucht  des  Weibes  eine  Missethat  gegen  Hausherrn  und 
Sippe  und  wurde  als  solche  an  der  Entehrten  durch  Privat- 
strafen  geahndet.  Eine  Magd  oder  eine  Freigelassene,  mit 
der  ihr  Herr  geschlechtlichen  Umgang  pflegte,  blieb  gleich 
diesem  völlig  unbehelligt.  Die  Missgunst  der  Kirche  gegen 
die  Unehelichen  ging  Hand  in  Hand  mit  der  Verurtheilung 
der  ausserehelichen  Geschlechtsverbindung  bei  Mann  und 
Weib.  Wie  der  kirchliche  horror  sanguinis  schliesslich  zur 
Unehrlichkeit  des  Henkers  führte,   so  bewirkte   der  kirch- 

I»)  A.  a.  0.   XVII  27.   -   »}  Z.  f.  deutsches  Recht    XV  289.   — 
eck  S.  24. 
\ 
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liehe  horror  adulterii,  dass  die  Rechtsföhigkeit  der  ünehe- 
lichen  geschmälert  wurde. 

Allerdings  würde  die  Eiureihung  der  Unehelichen  in  die 
Klasse  der  Minderfreien  „in  ständischer  Hinsicht  nur  eine 
Zurücksetzung,  nicht  das  Fehlen  jeder  Standesrechte  be- 
deuten".^) Allein  für  eine  solche  ständische  Zurücksetzung 
fehlt  es,  soweit  das  ältere  Recht  in  Frage  steht,  nicht  nur 
an  jedem  quellenmärsigen  Beweis,  sondern  die  Nachrichten, 
die  wir  für  einzelne  germanische  Rechte  besitzen,  sprechen 
dii'ect  dagegen.  Nach  den  Frostu{)ingslög  theilen  der  hor- 
nungr,  der  mit  einer  freien  Kebse  erzeugte  und  der  hrisungr, 
der  mit  einem  freien  Weibe  heimlich  gezeugte  Sohn,  des 
Yaters  Recht  2),  das  heisst  dessen  Stand  •^),  während  der  Sohn 
der  Magd,  wenn  er  vor  dem  dritten  Lebensjahre  freigelassen 
worden  war,  eine  Busse  erhält,  die  um  ein  Drittel  geringer 
ist,  als  die  seines  Yaters  *)  und  erst  der  eheliche  Sohn  des 
rechtzeitig  freigelassenen  Bastards  in  das  volle  Recht 
seines  (srressTaters  eintritt.  Nach  den  GulaJ)ingslög  gewinnt 
der  Sohn  der  Sklavin  durch  rechtzeitige  Freilassung  sofort 
die  Ebenbürtigkeit  mit  seinem  Vater.-^)  Da  die  genannten 
Klassen  imehelicher  Elinder  im  Erbrechte  zurückgesetzt  sind, 
steht,  wie  man  sieht,  eine  Zurücksetzung  im  Erbrecht  der 
ständischen  Gleichberechtigung  nicht  im  Wege.  Nach  dem 
jütischen  Lov  I  20  erbt  der  uneheliche  Sohn,  den  der  Vater 
zum  Geschlechte  gekündigt  hatte  (i  koll  oc  i  kyn)  halb  so 
viel  wie  der  echte  Sohn.  Die  Aufnahme  in  das  Geschlecht 
bewirkt  die  Standesgleichheit  mit  den  neuen  Geschlechts- 
genossen. Auch  in  den  deutschen  Volksrechten  werden  wir 
aus  der  Zugehörigkeit  zur  väterlichea  Familie  und  Sippe 
und  aus  der  Theilnahme  an  den  Rechten  und  Pflichten  der 
Gemeinschaft  auf  ständische  Gleichheit  der  Unehelichen 
schliessen  dürfen.*)  Bei  den  Langobarden  hatte  der  Unechte 
Antheil  an  der  Mundgebühr,  die  bei  Verlobung   der  echten 

»)  Heck  S.24.  —  »)  Frostupfngsl.  X  47:  han  scal  taca  slican  i-ett 
sem  fadir  hans  ätti.  —  ')  Konrad  Maurer,  Die  unechte  Geburt  nach 
altnordischem  Recht  S.  31.  —  *)  Wird  der  unfrei  gebi^rene  Ba«tard 
nach  dem  dritten  Lebensjahre  freigelassen,  so  hat  er  die  normale  Busae 
des  Freigelassenen.  —  •)  Gulapingsl.  57:  Jja  er  J)at  iamrettes  madr  vid 
f»dur  sinn,  oc  fftder  upp  i  kyni  siuu.  —  •)  Vgl.  Heck  S.  27,  Anm.  4. 
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lind  unechten  Bchwestem  versprochen  oder  bezahlt  wurde,  er 
participirte  am  Wergeid  und  zählte  zu  den  Geschlechtseid- 
helfem.  Auch  das  Thronfolgerecht  und  das  wallende  Haupt- 
haar der  unehelichen  Merowinger,  das  subsidiäre  Folgerecht 
der  unechten  Karolinger,  der  väterliche  ^N'ame,  der  Adel 
und  die  Adelsrechte  des  adeligen  Bastards  vertragen  sich 
nicht  mit  einstiger  grundrätzlicher  Minderfreiheit. '^^ 

Rückschlüsse,  wie  sie  Heck  au.s  jüngeren  xfacbrichten 
auf  die  Yerhültnisse  der  fränkischen  Zeit  zieht,  halte  ich 
nach  wie  vor  und  insbesondere  in  Bezug  auf  Sachsen  und 
Friesland  für  verfehlt.  Dem  Rechte  des  Sachsenspiegels  und 
der  jüngeren  friesischen  Quellen  war  der  nachhaltige  Eiu- 
fluss  vorausgegangen,  den  die  Kirche  allenthalben  auf  die 
Stellung  der  Unehelichen  ausübte.  Hatten  doch  schon  im 
elften  und  zwölften  Jahrhimdert  kanonische  Yarschriften  den 
defectus  uatalium,  wie  er  früher  nur  bei  Priesterkindern  ge- 
golten hatte,  auf  alle  Unehelichen  ausgedehnt.^)  Gewiss 
waren,  viie  Heck  bemerkt,  die  Aubchauungen  der  Kirche 
international.  Allein  die  Intensität,  mit  der  sie  sich  den 
einzelnen  Stammes-  und  Landschaftsrechten  gegeaüber  durch- 
setzten, war  eine  verschiedene.  Ja  es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  die  Kirche  gerade  dort,  wo  sie  auf  erheblicheren  Wider- 
stand der  Yolkssitte  stiess,  den  Kampf  gegen  ausserehcliche 
Geschlechts  Verbindungen  um  ?o  energischer  ujid  hartnäckiger 
führte  und  hier  in  Folge  ihres  Sieges  die  Stellung  der  Un- 
ehelichen eine  ungünstigere  wurde  als  asderwärt».  Jeden- 
falls vermag  ich  nicht  einzusehen,  warum  wir  eine  Entwick- 
lung, welche  sich  in  den  verschiedensten,  insbesondere  in 
den  mit  dem  sächsischen  zunächst  verwandtem  Rechten  nach- 
weislich vollzogen  hat,  gerade  bei  Sachsen  und  Friesen  nicht 
gelten  lassen  sollten. 


^)  Siehe  meine  Ausführungen  in  dieser  Zeitschrift-  ItVII  4  ff.  Gegen 
meine  Verwerthung  der  eaglischen  Dramatiker  könnt«  aan  nach  Heck 
einwenden:  Das  königliche  Blut  wäre  nicht  der  unschätzbare  Vorzug 
gewesen,  der  verherrlicht  werden  soll,  -wenn  es  nur  einen  sonst  wenig 
bedeutenden  Makel  überwogen  hätte.  Solcher  Einwand  wEre  unzu- 
treffend. Zu  Shakespeares  Zeit  v.-ar  der  Makel  schon  ein  recht  erheb- 
licher. Darum  braucht  er  es  nicht  in  mero  wingischer  Zeit  gewesen 
zu  sein.  —  -)  Hinschias,  Kircaenrecht  111. 
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Die  Nachrichten,  die  uns  die  älteren  Quellen  über  die 
Rechtsstellung  der  Unehelichen  darbieten,  sind  im  Ganzen 
ziemlich  spärlich.  Doch  erhellt  aus  ihnen  unbeschadet  der 
Unterschiede  im  Einzelnen  der  gemeingermanische  Zug,  dass 
es  Klassen  von  Unehelichen  gab,  die  ein  Erbrecht  am  Ver- 
mögen des  Täters  besassen  und  zu  dessen  Sippe  gerechnet 
woi'den.  Das  genügt,  um  ihre  Minderfreiheit  auszuschliessen. 
Die  Verschiedenheiten,  die  uns  begegnen,  beruhen  zum  Theil 
auf  der  verschiedenen  Widerstandskraft,  die  das  alte  Recht 
den  kirchlichen  Anschauungen  entgegensetzte.^) 

Trotz  der  zuwartenden  und  vorsichtigen  Haltung,  mit 
der  die  christliche  Kirche  die  germanischen  Kebsehen  duldete, 
■war  sie  doch  von  Anfang  an  durch  das  "Wort  der  Bibel  ge- 
nöthigt,  auf  eine  Zurücksetzung  der  unehelichen  Kinder 
hinzuwirken.  Laut  1.  Moses  21,  10.  12,  Paulus  Galater  IV, 
30  sollte  der  Sohn  der  Magd  nicht  erben  mit  dem  Sohne 
der  Freien.  Mit  seiner  Magd  komite  der  Freie  nicht  in 
rechter  Ehe  leben.  Söhne  der  Magd  w^aren  also  uneheliche 
Söhne. 

Die  kirchliche  Auffassung  begegnet  uns  in  Lex  Baiu- 
wariorum  XV,  9:  si  vero  de  ancilla  habuerit  filios,  non  ac- 
cipiant  portionem  inter  fratres  nisi  tantum  quantura  per 
misericordiam  ei  dare  voluerint  fratres  eins,  quia  in  veteri 
lege  scriptum  est:  non  enim  erit  heres  filius  ancillae  cum 
filio  liberae.  Ficker  versprach.  Erbenfolge  III  388,  Anm., 
an  anderem  Orte  zu  begründen,  dass  die  Stelle  der  west- 
gothischen  Vorlage  der  baierischen  Lex  entnommen  sei. 
Ohne  vorgreifen  zu  wollen,  muss  ich  doch  bemerken,  dass 
mir  seine  Vermuthung  als  sehr  plausibel  erscheint.-)  Dann 
müssen  schon  die  Leges  Eurici  den  Rechtssatz  enthalten 
haben  und  geht  sein  Ursprung  bei  den  Westgothen  auf  den 
Einfluss  der  arianischen  Kirche  zurück. 

Die  römische  Kirche  begnügte  sich  nicht  damit,  die 
mit  einer  Unfreien  erzeugten  Kinder  vom  väterlichen  Erb- 

')  Ygl.  Wilda,  Z.  f.  D.  R.  XV  251.  —  «)  Die  Stelle  steht  in  einem 
Titel,  der  fast  durchweg  aus  den  Leges  Eurici  stammt.  Auffallend  ist 
die  Verwandtschaft  mit  den  Zusätzen  Erwigs  zu  Lex  Wisig.  IV  2,  5. 
Siehe  Zeumer,  NA.  XXVI  100.  Fast  könnte  es  scheinen,  als  ob  Erwig 
da  eine  ältere  aus  der  Reccessvindiana  ausgestossene  Lex  benutzt  habe. 
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rechte  auszuscbliessen,  sondern  suchte  die  Zurücksetzung  ge- 
mäss den  Grundsätzen  des  römischen  Rechtes  auf  alle  Un- 
ehelichen auszudehnen. 

Wir  besitzen  einen  Bericht  des  Cardinalbischofs  Georg 
von  Ostia  über  eine  786  zu  Corbridge  am  Tyne  in  Nort- 
humberland  abgehaltene  Synode,  deren  Beschlüsse  noch  im 
selben  Jahre  auf  einer  südenglischen  Synode  zu  Cealchydh 
in  Mercien  zur  Verlesung  und  Annahme  gelangten.  An  den 
Synoden  hatten  ein  fränkischer  Abt  Namens  Wigbod  und 
Alcuin  Theil  genommen,  i)  Im  16.  Kapitel  der  northumbri- 
schen  Synode  heisst  es:  Decreto  abdicitur  filiis  meretiicum 
legitima  hereditas.  Adulterinos  namque  filios  ac  sancti- 
monialium  auctoritate  apostolica  spurlos  et  adulteros  iudi- 
camus  .  .  .  Perpendite  namque  si  ab  apostolo  hereditas 
seculi  secluditur  dicente  scriptura :  non  enim  heres  erit  filius 
ancillae  cum  fiho  liberae.  Sed  dicet  aliquis  adulterinus: 
Meretrix  mea  non  est  serva  sed  libera.  His  auctori- 
tate apostolica  respondemus :  nescitis  quia  cui  vos  servos  ex- 
hibuistis  ad  obediendum,  servi  estis  eius  cui  obedistis?  .... 
Idcirco  imperavimus  apostolicis  verbis,  ut  propter  fomicatio- 
nem  fugiendam  uuusquiaque  laicus  suam  uxorem  legitimam 
habeat  et  unaquaeque  suum  virum  habeat,  ut  secundum 
Dominum  inde  heredes  legitimes  habeat  fiantque  heredes 
Dei  coheredes  autem  Christi. 

Die  Synode  beruft  sich  für  die  Ausschliessung  der  Un- 
ehelichen vom  Erbe  auf  das  Wort  der  Bibel:  der  Sohn  der 
Magd  soll  nicht  erben  neben  dem  Sohne  der  Freien.  Die 
Ausschliessung  soll  aber  auch  fiir  die  mit  einer  Freien  ausser- 
ehelich  erzeugten  Kinder  gelten.  Dem  naheUegenden  Ein- 
wand :  meine  Friedel  ist  keine  Magd ,  sondern  eine  Freie, 
begegnet  die  Kirche  mit  der  Berufung  auf  Paulus,  Römer 
VI  16. 

Das  Synodaldekret  hat  zur  Voraussetzung,  dass  in  Nort- 
humbrien  mid  in  Mercien  unechte  Söhne  neben  echten  ein 
Erbrecht  in  das  väterliche  Vermögen  besassen.  Sonst  wäre 
kein  Anlass  für   den  Beschluss  der  Synode   und  dessen 


*)  Monum.  Germ.  hibt.  Epist.  IV  25.    Siehe  Dov  e  in  den  Münchener 
l895,  S.  223  S. 
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immerhin  anfechtbare,  weil  sehr  gesuchte  Begründung  vor- 
handen gewesen. 

Dass  sich  im  fränkischen  Rechte  eine  ähnliche  Entwick- 
lung schon  früher  vollzogen  hatte,  lassen  die  Grundsätze  über 
die  Thronfolge  erschliessen.  Während  unter  den  Mero- 
wingern  der  anerkannte  königliche  Bastard  neben  dem  echten 
Sohne  des  Königs  noch  volles  Erbrecht  besass,  ist  er  unter 
den  Karolingern  nur  noch  in  Ermangelung  von  ehelichen 
Söhnen  succesaionsberechtigt.  Noch  weiter  ging  die  ordi- 
natio  imperii  von  817.  Sie  suchte  das  Erbrecht  der  Unehe- 
lichen neben  echtgeborenen  Gliedern  des  Mannsstammes 
völlig  zu  beseitigen,  womit  sie  allerdings  nicht  durchge- 
drungen ist,')  Dass  dieser  Yersuch  auf  geistlichen  Einfluss 
zurückgeht,  darf  bei  der  bekannten  Gesinnung  Imdwigs  I. 
nicht  bezweifelt  werden. 

Was  unter  den  Karolingern  für  die  Thronfolge  galt,  muss 
schon  vorher  gemeines  fränkisches  Recht  geworden  sein. 
Ein  kirchlicher  Schriftsteller  aus  der  Zeit  Ludwigs  I.  ver- 
werthet  den  Rechtssatz,  dass  der  unechte  Sohn  neben  ehe- 
lichen Söhnen  nicht  erben  könne,  als  ein  Argument  gegen 
Eingehung  ausserehelicher  Geschlechtsverbindungen.  So  und 
nur  so  ist  eine  Aeusserung  des  Bischofs  Jonas  von  Orleans 
zu  erklären,  die  sich  in  dessen  Schrift:  De  institutione  lai- 
cali  II  2  befindet  und  von  Heck'-')  nachträglich  herangezogen 
wird.  Jonas  will  das  sittliche  Gebot  begründen :  ut  qui 
uxores  ducere  voluerint,  sicut  eas  castas  et  incorruptas 
cupiunt  invenire,  sie  ad  eas  casti  et  incorrupti  studeant 
accedere.  Oftinals  käme  es  vor,  das?  Laien,  bevor  sie  in  die 
Ehe  treten,  geschlechtlichen  Umgang  pflegen.  Daher  rühre 
die  verdammenswerthe  Gewohnheit,  daas  nur  selten  Bräuti- 
gam und  Braut  des  kirchlichen  Segens  theilhaftig  werden. 
Nam  et  filii  qui  ex  tali  concubitu  generati  sunt,  licet  uter- 
que  parens  liberae  sit  conditionis,  in  haereditate  tamen  cum 
fratribus  ex  legitimo  matrimonio  natis  (quod  dolendum  est) 
minime^)  iuxta  mundanae  legis  censuram  succedere  valent. 
Jonas  beruft   sich  dann  auf  Ambrosius,  der  in  dem  Capitel 


')  Siehe   <1iese    Zeitschrift   XVII  6  f.    —    »)  Geuaeinfroie   p.  XIII, 
Nachtrag  zu  S.  23,  Anm.  2.  —  •)  Nur  neben  echten  Söhnen. 


Stinderechtliche  Probleme.  205 

über  Abraham  bemerke :  discant  ergo  homines  coniugia  nou 
spernere  nee  sibi  sociare  impare«,  ne  huiusmodi  suscipiant 
liberos,  quos  haeredes  habere  non  possint:  ut  vel  transfun- 
dendae  haereditatis  contemplatione,  si  nullo  eontuito  pudoris 
moventur,  digno  studeant  matrimomo, 

Heck  hebt  in  dem  Satze  des  Jonas  die  Worte :  quod 
dolendum  est,  und :  mvmdanae  leg»,  durch  gespen-ten  Druck 
hervor,  Jonas  will  aber  durchaus  nicht  etwa  sein  Bedauern 
aussprechen,  dass  die  Strenge  des  weltlichen  Rechtes  die 
unehcMchen  Kiader  neben  eheli^en:  vom  väterlichen  Erbe 
ausschliesae.  Sondern  er  will  bftpnen,  dass  schon  die  Rück- 
sicht auf  die  Zukunft  der  Kinder  ein  Grund  seifi  solle,  vor- 
ehelichen Geschlechcsumgang  zu  vermeiden.^)  Bedauerlich 
sei  es,  Kinder  zu  haben,  die  neben  den  ehelichen  nach  welt- 
lichem Reckte  nicht  erben  können. -)  Jonas  hat  denselben 
Standpunkt,  wie  der  oben  citirte  Schlusssatz  des  angelsäch- 
sischen Concils.  Nur  vermag  er  die  Ausschliessung  der  un- 
echten Kinder  durch  die  echten  als  bereits  geltendes  Recht 
zu  bezeichnen  und  daher  als  Grund  für  die  Ermahnung  zu 
verwerthen,  dass  man  keusch  in  iie  Ehe  eintreten  solle. 
Die  einstigen  Nachbarn  der  nachmaligen  Sachsen,  die 
mgobarden,  kannten  zu  Rotharis  Zeit  ein  Erbrecht  der  filii 
naturales  neben  echten  Söhnen  und  neben  anderen  Verwandten 


*)  Vgl.  Benedictus  Levita  111,463:  taliter  enim  et  domino  place- 
bont  et  filios  non  spurlos  sed  legitimes  atque  hereditabiles  genera- 
bnnt,  und  die  Ausführungen  bei  R.  v.  Scherer,  Ueber  das  Eherecht 
bei  Benedict  Levita  «nd  Pseudo-Isidor  1879,  S.  24,  Amn.  2.  —  *)  Gegen 
Ficker,  Erbenfolge  HI  388,  der  mir  den  Aussprueh  des  Jonas  in  ande- 
rem Zusammenhange  entgegenhält,  bemerke  ich,  dass  es  mir  nicht 
It,  die  Ausschliessung  der  unechten  Söhne  durch  die  echten  fiir 
fränkische  R.;cht  der  karolingischen  Zeit  zu  bestreiten.  Damit  ist 
natürlich  noch  nicht  gesagt,  dass  neben  anderen  Verwandt-en  des 
dem  unechten  Sohne  bereits  je^es  Erbrecht  fehlte.  Im 
gen  auf  die  zwischen  Ficker  und  mir  obschwebende  Controverse 
einzugehen  ist  hier  nicht  der  Ort-  Den  processualen  Paternitätsbeweis 
betrachtet  für  den  Norden  auch  von  Amira,  Gnindriss  S.  115  als 
jüngere  Bildung,  nämlich  als  Ergebniss  der  Abschwächung  oder  Ver- 
wischung des  rechtlichen  Unterschieds,  der  einst  zwischen  dem 
homungr  und  dem  hrifungr  bezw.  tbifborenn  bestanden  habe.  Auf  ein 
Urtheil  Gottes  beruft  .sich  zum  Beweise  seiner  Abstammung  von  Chlothar 
«h  Gundovald  bei  Gregor.  Turon.  VII  32. 
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des  Erblassers.  Mit  Zustimmung  der  filii  legitimi  vermag 
ihnen  der  Vater  die  naturales  sogar  gleichzustellen.  Unter 
Liutjirand  ist  das  Erbrecht  der  unehelichen  Söhne  ver- 
schwunden. Der  Uebertritt  der  Langobarden  zum  Katholi- 
cismus  hatte  seine  Früchte  getragen,  römisch  -  kirchlicher 
Einfluss  das  Erbrecht  der  naturales  zu  Fall  gebracht. 

Bekannt  ist  die  günstige  Stellung,  welche  in  Norwegen 
die  von  einem  freien  Weibe  geborenen  unehelichen  Kinder 
genossen.  Wenn  im  isländischen  Rechte  die  Lage  des  frei- 
geborenen  Bastards  mehr  der  des  unfrei  geborenen  Bastards 
angeglichen  ist,  so  scheint  dies,  wie  ich  in  dieser  Zeitschrift 
XYII,  18  bemerkte,  das  Ergebniss  einer  jüngeren  Entwick- 
lung zu  sein.  Konrad  Maurer  schrieb  mir  am  20.  Dezember 
1896  in  Erwiederung  meiner  Abhandlung  über  die  unehe- 
liche Vaterschaft :  „Das  isländische  Recht,  wie  es  uns  vor- 
Kegt,  betrachte  ich  als  ein  durch  kirchliche  Einflüsse  zer- 
setztes, wie  dies  schon  ,sein  unursprünglicher  Sprachgebrauch 
zeigt."  Eine  Zurücksetzung  der  Unechten  in  der  Busse 
kennt  das  isländische  Recht  nicht,  i).  Steht  die  Vaterschaft 
fest,  so  zählt  der  Unechte  zum  Geschlechte  des  Vaters. 2) 

Wenn  sonach  bei  den  Baiern,  vermuthlich  schon  bei 
den  Wcstgothen,  wenn  bei  den  Angelsachsen  und  bei  den 
Langobarden,  also  den  Stämmen,  mit  deren  Recht  das  säch- 
sische nächst  verwandt  war,  wenn  bei  den  Franken  und  im 
Norden  die  Lage  der  Unehelichen  unter  kirchlichem  Einfluss 
verschlechtert  worden  ist,  so  wäre  es  verkehrt,  diesen  ge- 
rade bei  Sachsen  und  Friesen  aus  der  Rechtsgeschichte  der 
Unehelichen  auszuschalten. 

Uebrigens  war  zur  Zeit  der  Rechtsbücher  die  Stellung  der 
Unechten  in  Sachsen  kaum  schlechter  als  in  jenen  Gebieten 
des  fränkischen  Rechtes,  wo  der  Satz  galt:  neque  genus 
neque  gentem  habent  bastardi  oder  wo  die  unecht  Geborenen 
gar  wie  Leibeigene  behandelt  wurden.*)  Auch  hat  Wilda 
bereits  darauf  hingewiesen,  dass  bei  den  Dietmarschen  nach 
den  Landrechten  von  1447  und  1539  der  Spilsohn  durchaus 
nicht  rechtlos  war,    sondern   mit   halbem    Gelde    vergolten 


»)  Kon.  Maurer,  Die  unechte  Geburt  S.  48.  Auf  Island  nehmen 
aUe  freien  Leute  gleiches  Recht,  —  *)  Wilda  a.  0.  S.  267.  —  »)  Wilda 
a.  O.  S.  290. 
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wurde  und  bei  jeder  Geburt  das  Wergeid  um  zebn  Mark 
wuchs.  ^)  Dass  man  aus  diesem  Rechtssatz  ebensowenig  wie 
aus  der  Rechtlosigkeit  im  Sachsenspiegel  auf  die  Yerhält- 
nisse  der  fränkischen  Zeit  zurückschliessen  kann,  darf  für 
selbstverständlich  gelten,^) 

Der  dargestellten  Entwicklung  gegenüber  fallt  es  für 
die  ältere  Zeit  nicht  in's  Gewicht,  dass  jüngere  Quellen  die 
Worte  edel  und  unedel  zur  Bezeichnung  der  ehelichen 
und  unehelichen  Abstammung  gebrauchen.  Ebenso  ge- 
statten die  langobardischen  Glossen,  die  den  threo^)  des 
Ediktes  mit  ignobiliter  natus,  non  nobilis  erklären,  keinen 
Schluss  auf  die  ständische  Stellung  des  filius  naturalis,  der 
zu  Rotharis  Zeit  von  einem  freien  Weibe  geboren  worden 
war  und,  wie  oben  bemerkt,  der  väterlichen  Sippe  zuge- 
rechnet wurde.  Andererseits  mag  gegen  die  einseitige  Be- 
tonung des  jüngeren  Sprachgebrauchs  auf  eine  Stelle  im 
Lehnbuch  der  Mannen  von  Flandern  hingewiesen  werden. 
Damach  ist  der  Bastard  im  Hofrecht  unföhig  zu  Zeugniss 
und  Urtheil,  er  wäre  denn  ein  freier  edler  Mann  von  Seite 
der  Mutter  oder  von  Seite  des  Yaters  und  trüge  seines  Täters 
Namec.*)  Solchen  Yortheil  muss  Edelthum  gemessen. 5)  Mit 
dürren  Worten  wird  hier  der  Bastard,  der  einen  edlen  Eltem- 
theiUhat,  ein  freier  Edelmann  genannt. 

Trotz  der  ;, Geschlossenheit  des  Gedankengangs",  die 
Heck  für  sich  geltend  macht  ^),  muss  ich   es  nach  wie  vor 

^)  Wilda  a.  0.  S.  294.  —  *)  Auch  Heck  hat  Gerichtsverfassimg 
S.  234  darauf  verzichtet,  weü  die  Lex  Frisionum  keine  Abstufong,  son- 
dern nur  ein  einheitlich  bestimmtes  Wergeid  des  Frilings  kenne.  Dieses 
Argument  gilt  vom  Standpunct  Hecks  aus  auch  für  die  übrigen  karo- 
lingischen  Volksrechte.  —  *)  Vgl.  Brückner,  Sprache  der  Lango- 
barden S.  169.  —  ♦)  jof  hine  -wäre  vry  eidel  man  van  der  moeder  zyde 
jof  van  svaders  zyde  ende  danne  des  svaders  name  droughe.  Gilliodts 
van  Severen,  Contumes  du  Bourg  de  Bruges  UI  271,  eh.  120.  Vgl.  das 
jüngere  Lehnbuch  c.  64,  a.  O.  III  34Ö:  al  wäre  hy  vry  edel  man  van 
svaders  zyde,  droage  hy  niet  des  vaders  name  oec  byname,  hy  en 
wäre  niet  gheloeft.  —  •■)  Dus  moet  eydeldom  (al.  edelman)  sin  vordeel 
hebben.  A.  0.  S.  271.  —  Dus  moet  eon  edel  man  vordeel  hebben. 
A.  0.  S.  340.  Das  8ltere  Lehnbach  därfte  wohl  erst  in  die  Anfänge 
des  14.  Jahrhunderts  zu  setzen  sein.  Das  jüngere  stammt  aus  dem 
Jahre  1480.  —  ')  Ich  bekenne,  dass  sie  mir  gerade  in  dieser  Materie 
nicht  recht  einleuchten  will. 
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ablehnen,  dass  nach  den  Volksrechten  der  karolingiBchen 
Zeit  die  unehelichen  Kinder  in  die  von  Heck  comstruirte 
Klasse  der  Minderfreien  einzureihen  seien. 

II.  Die  Fremden. 

Die  Fremden  hatte  Heck  früher  mit  einiger  Unsicher- 
heit zu  den  Miaderfreion  gestellt.^)  Jetzt  sagt  er  dafür  ura 
so  bestimmter:  Hinsichtlich  der  Fremden  kann  die  Zuge- 
hörigkeit zu  den  Frilingen  keinem  Zweifel  unterliegen.  2) 

Ich  halte  es  von  vornherein  für  verfehlt,  die  Fremden 
in  Bausch  «nd  Bogen  schematisch  in  die  Ständegliederung 
eines  Volkes  einzwängen  zu  wollen.  Denn  diese  war  eine 
Gliederung  der  Stammesgenossen.  Gerade  die  Berichte  über 
das  sächsische  Ständewesen  gehen  von  dieser  Auffassung 
aus.  Quae  gens  omnis  in  tribus  ordinibus  divisa  consistit 
sagt  I^ithard  IV,  2  von  den  Sachsen.  Aehnliche  Wendungen 
brauchen  Rudolf  von  Fulda  ^)  und  Hucbalds  Vita  Lebuini.*) 
Gens  Saxonica  triformi  genere  .  .  .  dividitur,  sagt  "Widukind 
von  Corvey.  Personen,  die  nicht  zur  gens  Saxenum  gehören, 
Fremde,  haben  in  dieser  Gliederung  keinen  Raum. 

Nobiles  S.  78  hatte  ich  gegen  Heck  eingewendet,  dass 
Fremde  das  Stammesrecht  ihres  Schntzherm  theilten  odsr 
rechtlos  waren.  Heck  giebt  dies  zu,  meint  aber,  damit  werde 
das  streitige  Problem  gar  nicht  berührt.  Dieser  Binwanc! 
ist  unzutreffend.  In  der  fränkischen  Monarchie  standen  die 
Fremden,  die  keinen  anderen  Sclmtzherrn  hatten,  unter  dem 
Schutz  des  Königs.  Daraus  foilgt  natürlich  nicht,  dass  sie 
das  persönliche  Standcsrechc  des  Königs  besassen,  wohl  aber, 
dass  ihr  Wergeid  und  ihre  Busse  durch  das  Staramesrecht 
des  Schutzherm  bestimmt  wurde.  Sonach  hatten  bei  den 
Sachsen,  Friesen  und  Anglowarnen  alle  Fremden,  die  im 
Schutz  des  Königs  standen,  nicht  sächsisches,  friesisches 
oder  anglowarnisches,  sondern  fränkisches  Recht.  Ihi*  Wer- 
geld  war  ein  fränkisches  Wergeid,  und  nicht  ein  Wergeid, 
das  für  einen  einzelnen  Stand  jener  Volksrochte  galt.    Auf 


1)  Gerichtsverfassung  S.  225.  —  *)  Gemeinfreie  S.  25.  —  »)  Quatuor 
igitur  differentiis  gens  illa  consistit.  —  *)  Sed  erat  gens  ipsa,  ßicuti 
nunc  usque  consistit,  ordine  tripartito  divisa. 
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welcher  Stufe  des  fränkischen  Ständewesens  etwa  der  im 
Schutze  des  Königs  befindliche  Fremde  st*ind,  kommt  für 
das  streitige  Problem  nicht  in  Betracht,  Jedenfalls  gehörte 
er  nicht  zu  den  Minderfreien  des  sächsischen,  friesischen 
oder  anglowarnischen  Rechtes, 

Die  Minderfreiheit  des  Fremden  gewinnt  Heck  jetzt 
aus  einer  Formel,  die  er  aiis  der  grundsätzlichen  Rechtlosig- 
keit der  Fremden  abstrahirt.  Der  au  sich  rechtlose  Fremde 
habe  durch  den  Schutz,  in  den  ihn  der  König  oder  ein 
anderer  nahm,  dieselbe  Stellung  erlangt,  wie  ein  im  Schutz 
befindlicher  freigelassener  Sklave.  Der  Königsschutz  habe 
daher  dem  charaavischen  wargengus  das  AVergeld  des  Ge- 
meinfreien verschafft  wie  die  denariatio  dem  Sklaven. 

Dieser  gewaltsamen  Logik  vennag  ich  nicht  zu  folgen. 
Ich  sehe  nicht  ein,  weshalb  der  Fremdling  freier  Geburt, 
wenn  er  den  Schutz  des  Gastrechts  genoss,  nicht  wie  ein 
Freigeborner  eingeschätzt  werden  konnte,  und  es  fällt  mir 
schwer,  mir  vorzustellen,  dass  der  flüchtige  Widukind,  während 
er  bei  den  Dänen  weilte,  von  ihnen  rechtlich  als  ein  freige- 
lassener Sklave  taxirt  worden  sei.^) 

Der  Vergleich  des  wargengus  mit  dem  denarialis  hinkt. 
Dass  der  per  denariom  freigelassene  Sklave  einen  Schutz 
des  Königs  genoss  abw^eichend  von  dem,  den  alle  ünter- 
tbanen  genossen,  ist  aus  den  Quellen  nicht  zu  entnehmen. 
Die  Freilassung  durch  Schatzwurf  fand  von  Hause  aus  nach 
Analogie  der  römischen  manumissio  ante  principem,  mit  der 
sie  Berülirungspunkte  hat^),  vor  dem  König,  nicht  durch 
den  König  statt.  Die  carta  denarialis  hat  nichts  von  dem 
charakteristischen  Inhalt  des  königlichen  Schutzbriefs. 

Ewa  Chamavorum  c.  9  spricht  dem  wargengus  ein  Wergeid 
von  600  Solidi  zu.  Dass  dies  das  Wergeid  des  Gemeinfreien 
gewesen  sei,  ist  eine  petitio  prtncipii.  Denn  gerade  darüber, 
ob  der  homo  Francus  mit  600  oder  der  homo  ingenuus  mit 


*)  Auch  germanische  Dichtuug  und  Sage  bieten  Gestalten  dar, 
die  sich  nicht  unt«r  das  Joch  der  Heck'schen  Formel  beugen.  Man 
deuke  an  Siegfried  bei  den  Burgundern,  an  Beowulf  bei  den  Dänen.  — 
*)  Ueber  diese  handelt  jetzt  Tamassia,  Nozze  Polacco-Luzzatto,  La 
manomisäione  ante  regem,  Padua  1902,  dessen  Ausfährongen  ich  aber 
nur  iXLm  Theile  gelten  lassen  Icann. 

Zwtsdifift  für  Rech«geschichte.    XXIIL    Genn.  AbVL  14 
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200  Solidi  Wergeld  für  den  Gemeinfreien  der  Chamaveü  zu 
gelten  habe,  herrscht  Streit. 

Von  den  Fremden,  die  in  Privatschutz  standen,  be- 
hauptet Heck,  dass  sie  nicht  als  G eraeinfreie ,  sondern  nur 
gleich  Libertinen  behandelt  werden  konnten,  wo  diese  von 
jejien  ständisch  geschieden  wurden.  Diese  Behauptung  setzt 
u.  a.  voraus,  daas  ein  Privatschutzverhaltniss  die  Gemein- 
freiheit des  Beschützten  ausgeschlossen  habe.  Heck  beruft 
sich  dafür  auf  meine  Rechtsgeschichte  I  254,  wo  ich  annähme, 
dass  der  Gemeinfreie,  der  sich  in  ein  Schutz verhältiiiss  be- 
gab, dadurch  seine  Yoilfreiheit  einbüsste.  Allein  dieser  Hin- 
weis Hecks  beruht  auf  einem  Missverständniss.  ,,  Verschiedene 
Ursachen ,  so  bemerkte  ich  an  der  citirten  Stelle ,  mussten 
zusammenwirken,  um  einen  Theil  der  Freien  zu  Minderfreien 
herabzudrücken.  Die  wirthschaftliche  Abhängigkeit  (der 
Hintersassen)  allein  war  nicht  das  entscheidende  Moment. 
Mafsgebend  war  vielmehr  auch  der  Eintritt  in  ein  Schutz- 
verhältniss,  aus  welchem  dem  Herrn  eine  dauernde  Haftung 
für  die  von  ihm  abhängigen  Leute  erwuchs.  Wurde  dafür  ein 
Sohutzzins  bezahlt  oder  konkurrirte  damit  die  Verpflichtung 
zu  niederen  Diensten  oder  die  wirthschaftliche  Abhängigkeit 
des  Hintersassen,  so  tt-at  eine  Minderung  der  Freiheit')  ein." 
Alle  von  mir  betonten  Einschränkungen,  die  das  Schutz- 
verhältniss  als  ein  solches  niederer  Ordnung  kennzeichnen, 
wirft  Heck  einfach  über  Bord.  Dass  es  Schutzverhältnisee 
gab,  die  der  vollen  Freiheit  keinen  Abbruch  thaten,  steht 
ausser  Zweifel.  Als  Gefolgsmann,  als  Vasall  trat  man  in 
den  Schutz  eines  Herrn,  olme  die  Vollfreiheit  zu  mindern. 
Nun  ist  es  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  sich  ein 
Fremder  freier  Geburt  im  Lande  niederlicss,  indem  er  sich 
zum  Liten  seines  Schutzherrn  machte  oder  ein  Schutzver- 
hältniss  niederer  Ordnung  einging.  Allein  dann  minderte 
er  seine  Freiheit  duj-ch  die  Art  des  Schutzvertraga ,  gerade 
so  wie  ein  Einheimischer  es  in  gleicher  Lage  gethan  hätte. 

Quellonbelege   sind  laut  Heck   für  die  ständische  Stel- 
lung der  Fremden  nicht  vorhanden.     Er  vermisst  sie  nicht, 


*)  Damit  will  ich  auch  noch  nicht  gesagt  haben,   dasa  solche 
Mundleute  Minderfreie  im  Sinne  Hecks  gewesen  seien. 
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denn  sie  seien  (in  Anbetracht  seiner  I'ormel)  entbehrlich. 
QuellenbeJege  liegen,  wenn  auch  nur  spärlich,  vor,  und  das 
Wenige,  was  sie  uns  sagen,  spriclit  gegen  die  Gleichstellung 
des  Fremden  mit  einem  im  Schutz  befindlichen  freigelassenen 
Sklaven.  Yon  Lex  Chamavorum  c.  9  sehe  ich  zunächst  ab, 
weil  die  Auslegung  bestritten  ist.  Die  Lex  Baiuwariorum 
spricht  von  den  Fremden  in  Titel  lY.  der  die  üeberschrift 
trägt:  De  liberi«),  quomodo  conponuntur.  Unter  den  liberi 
sind  da  zweifellos  die  Gemeinfreien  verstanden.  In  T.  r\'' 
30  heisst  es:  Nemo  ausus  sit  inquietare  vel  nocere  peregri- 
num  .  .  .  una  pax  omnibus  necessaria  est.  Auf  Verletzung 
des  Fremden  steht  eine  dem  Fiskus  verfallende  Busse  von 
160  Solidi.  Et  peregrino,  si  viventem  reliquid,  omnia  iniuria, 
quod  fecit  ei  vel  quod  tulit,  dupliciter  conponat,  sicut 
seiet  unum  de  infra  provincia  conponere.  Der  peregrinus 
hat  also  die  doppelte  Busse  des  Gemeiufreien.  Das  genügt 
sicherlich,  um  ihn  über  die  ständische  Stellung  eines  frei- 
gelassenen Sklaven  emporzuheben.  Die  Stelle  der  bairischcn 
Lex  hat  Benedictus  Levita  V  364  aufgenommen,  der  hinzu- 
fugt :  81  autem  eum  (peregrinum)  occiderit,  ut  liberum  homi- 
nem  de  ipsa  provincia  in  duplum  conponat.  Aus  Benedict 
ist  der  Passus,  wie  Merkel  LL  ÜI  400  bemerkt,  in  die 
Collectio  tiipartita  und  in  Ivos  Decret  übergegangen. 

Heck  erklärt  es  für  unmöglich,  dass  „der  den  Franken 
fortgelaufene  Sklave"  in  Sachsen  ständisch  höher  stand  als 
der  altfrei  geborne  Schutzgenosse.  Das  halte  ich  gleichfalls 
für  immöglich.  Denn  in  der  Zeit,  da  die  Lex  Saxonum  ent- 
stand, gehörte  Sachsen  zum  fränkischen  Beich.  Der  ent- 
laufene fränkische  Sklave  war  also  von  Rechts  wegen  wie 
jeder  servus  fugitivus  seinem  Herrn  auszuliefern.  Ihn  aufzu- 
nehmen war  verboten.')  Das  Problem  des  entlaufenen 
fränkischen  Knechtes  durch  alle  denkbaren  Variationen  hin- 
durchzuhetzen,  will  ich  mir  ersparen.  Es  giebt  Fragen,  die 
man  nach  Lage  der  Quellen  nicht  aufworfen  darf,  ohne  in 
unfruchtbare  Speculationen  zu  verfallen. 

')  Syn.  Franconofurt.  a.  794,  c.  fö,  I  76:  De  servis  alienis  nt  a 
nemine  recipiantur.  Cap.  miss.  Xiuia.  a.  806,  c.  5,  I  131:  fugitivi  vero 
servi  .  ,  .  redeant  ad  propria  loca.  Cap.  miss.  a.  819,  c.  18,  I  290: 
ut  .  .  .  servi  fagitid  ad  loca  sua  redire  iubeantur. 
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Die  sagenhafte  Nachricht  des  Widukind  von  Corvey  ^) 
über  die  ainici  auxiliarii  vel  manuinissi,  denen  die  Sachsen 
einen  Theil  des  eroberten  Landes  überliessen,  hat  für  die 
Rechtsstellung  der  Fremden  schon  darum  keine  Beweiskraft, 
weil  es  sich  da  um  eine  vertragsmässige  Auseinandersetzung 
mit  verbündeten  Völkerschaften  handelt. 

Hecks  Schlussberaerkung ,  dass  seine  Folgerungen  der 
späteren  Gestaltung  des  Fremdlingsrechtes  entsprechen,  ist 
mir  in  ihrer  Allgemeinheit  unklar  geblieben. 

III.   Der  Eid  der  Freigelassenen. 

Heck  hält  die  ingenui  der  Lex  Chamavorum  für  Minder- 
freie. Früher  hat  er  sie  schlechtweg  als  Libertinen  erklärt.^) 
„Der  Auffassung  der  ingenui,  so  sagte  er  wörtlich,  entspricht 
es,  dass  die  Bestimmungen,  die  sich  nur  mit  ihnen  beschäf- 
tigen, vorzugsweise  Freiheitsprocess,  Freilassung  und  das 
Verhältniss  zum  Schutzherrn  behandeln."*)  Yom  Freiheits- 
process ist  in  der  Lex  Chamavorum  nur  in  c.  10  die  Rede; 
si  quis  hominem  ingenuum  ad  servitium  requirit,  cum  1 2  homi- 
nibus  de  suis  proximis  parentibus  in  sanctis  iuret  et  se 
ingenuum  esse  faciat  aut  in  servitium  cadat.  Demnach 
zählte  Hock  c.  10  zu  den  Bestimmungen  der  Lex,  die  sich 
nur  mit  den  ingenui  im  Sinne  vor  Libertinen  beschäftigen. 

Ich  hatte  eingewendet,  der  homo  ingenuus  des  c.  10 
könne  nicht  der  Freigelassene  sein,  da  jener  seine  Freiheit 
mit  zwölf  Magen  beschwören  solle.*)  Heck  macht  dagegen 
geltend,  dass  ingenuus  in  c.  10  nicht  auf  den  Minderfreien 
zu  beschränken,  sondern  auf  alle  Freien  zu  erstrecken  ist 
und  dass  ich  selbst  bei  einer  früheren  Gelegenheit  c.  10  an- 
standslos auch  auf  den  Freigelassenen  bezogen  habe.^)  Durch 


1)  Heck  S.  26.  844.  ~  «)  Gerichtsverfassung  S.  305:  „Ingenuus  ist 
in  der  Lex  Chamavorum  die  zusammenfassende  Bezeichnung  für  die 
verschiedenen  Klassen  der  homines  regii,  tabularii  und  roniaui  der  Lex 
Ribuaria."  Dagegen  jetzt  Gemeiufreie  S.  174:  „Der  Stand  der  ingenui 
fasst  diejenigen  persönlich  freien  Leute,  die  nicht  gemeinfrei  sind,  ins- 
besondere die  verschiedenen  Libertinen  des  ripuarischen  Rechtes,  unter 
einer  einheitlichen  Bezeichnung  zusammen."  —  •)  Heck,  Gerichtsver- 
fassung S.  305.  —  «)  In  dieser  Zeitschrift  XIX  90.  —  »)  Heck,  Gemein- 
freie S.  28. 
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den  ersten  Satz  comgirt  Heck  nicht  mich,  sondern  seine 
eigene  frühere  Ansicht.  Der  neuen  Formulirung  gegenüber 
verändert  sich  mein  Einwand  dahin,  dass  der  homo  ingenuus 
aus  dem  angeführten  Grunde  den  Freigelassenen  nicht  mit 
umfassen  könne.  Seine  zweite  Bemerkung  stützt  Heck*) 
auf  ein  gekürztes  und  daher  unvollständiges  Citat  aus  meiner 
Rechtsgeschichte  I  247,  Anm.  50,  wo  ich  die  Freilassung 
per  hantradam  dahin  zu  erklären  suchte,  dass  der  Frei- 
lasser mit  zwölf  Magen  die  Freiheit  des  Freigelassenen  be- 
schwöre. „Bei  Anfechtung  seiner  Freiheit  kann  sich  der 
Freigelassene  auf  jenen  Zwolfereid  als  Beweis  seiner  Frei- 
heit (vgl  Lex  Chamav.  c.  10)  beruf cn  und  ist  damit  der 
Nothwendigkeit  enthoben,  durch  seinen  Auetor  im 
Freiheitsprocess  vertreten  zu  werden."  Die  hervor- 
gehobenen Schlussworte,  die  jedes  Missvcrständniss ^)  aus- 
schliessen,  lässt  Heck  hinweg,  ohne  auch  nur  anzudeuten, 
dass  sein  Citat  ein  unvollständiges  ist. 

Ein  Freiheitsbeweis  konnte  entweder  als  Beweis  freier 
Abstammung  oder  als  Beweis  der  Freilassimg  geführt  w^erden. 
Den  Beweis  freier  Abstammung  musste  der  Beweisführer 
nach  fränkischem  Rechte  mit  Eidhelfem  seiner  Magschaft 
erbringen.  Darauf  bezieht  sich  Lex  Cham.  c.  10,  wie  ich 
in  meiner  Rechtsgeschichte  H  381,  Anm.  26  bemerkt  hatte. 

Wurde  die  Freiheit  eines  Freigelassenen  angefochten, 
so  konnte  er  sich  selbstverständlich  nicht  auf  freie  Ab- 
stammung, sondern  nur  auf  den  Act  der  Freilassung  stützen. 
Diesen  mochte  er  durch  die  Freilassungsurkunde  darthun, 
wenn  eine  solche  über  die  Freilassimg  ausgestellt  worden 
war,  ein  Fall,  der  für  Lex  Chamavorum  c.  11.  wo  von  der 
manumissio  per  hantradam  die  Rede  ist,  nicht  in  Betracht 
kommt.  Oder  aber  der  Freigelassene  mochte  sich  auf  seinen 
Auetor,  den  Freilasser  berufen,  der  dann  für  ihn  in  den 
Rechtsstreit  eintrat.  Dem  per  hantradam  Freigelassenen 
blieb  der  Zug  auf  den  Auetor  erspart;  er  konnte  sich,  wie 

vermuthe,  auf  den  Zwölfereid  berufen,   durch  den  der 


IF 


')  Er  hat  sie  in  der  deutschen  Literatur7.eitur.g  1902,  Nr.  11,  Sp.  688 
gegen  v.  Wretschkos  Widerspruch  aufrechterhalten.  —  *)  Schon  meine 
Bemerkungen  Rechtsgeschichte  I  100,  Anm.  20  und  Text  dazu,  II  381 


214  Heinrich  Bruaneif, 

Frtjilasser  seine  Freiheit  beschworen  hatte.  ^)  Dass  der  Frei- 
gelassene zwölf  seiner  Magen,  also  zwölf  Sklaven  als  Eid- 
helfer verwendete,  um  seine  Freiheit  zu  bew^eisen,  ist 
schlechterdings  ausgeschlossen,  Eidesfahige  Magen  hatte  er 
nicht.  Der  homo  ingenuus  in  Lex  Chamavorum  c.  10  kann 
also  den  Freigelassenen  nicht  in  sich  schliessen,  mag  er  nun 
per  hantradam  oder  per  cartam  oder  sonst  wie  freigelassen 
worden  sein.^) 

Die  Unfähigkeit  des  Freigelassenen,  einen  Eid  mit 
proxinii  zu  schwören,  schliesst  selbstverständlich  nicht  aus, 
dass  er  Eide  mit  aolchen  Eidhelfern  schwört,  die  nicht  seine 
Blutsverwandten  sind.  Rechtsgeschichte  II  379  habe  ich 
ausgeführt,  dass  der  Eid  mit  Helfern  einst  Geschlechtseid 
gewesen,  aber  in  der  fränkischen  Zeit  darüber  hinaus- 
gewachsen war.  Nur  noch  für  bestimmte  Fälle  habe  ein 
Rechtszwang  bestanden,  die  Helfer  der  Magschaft  des  Haupt- 
manns zu  entnehmen.  "Was  Heck  ^)  über  Libertineneide  be- 
merkt, die  mit  Eidhelfern  geschworen  wurden,  liegt  daher 
neben  der  Sache,  soweit  seine  Polemik  sich  gegen  meine 
Ausfühnmjreu  richtet. 


*)  Weiin  ich  Rechtsgeschichte  I  247.  Arnn.  50  in  Parenthese  c.  10 
der  Lex  Cham,  zur  Vergleichung  heranzog,  so  war  damit  natürlich  nur 
gemeint,  dass  ein  terfeium  comparationis  vorhanden  ist.  Es  liegt  in 
der  Zwölfzahl.  Wie  der  Freigeborene  mit  zwölf  Helfern  seine  Freiheit 
beschwört,  so  beruft  sieh  der  per  hantiudam  Freigelassene  zum  Beweis 
seiner  Freiheit  auf  den  Zwölfereid  des  Freilassers.  Hätte  ich  ahnen 
können,  dass  jemals  der  Einfall  auftauchen  werde,  Lex  Cham.  c.  10 
auf  den  Freigelassenen  zu  beziehen,  so  würde  ich  mich  wohl  deut- 
licher ausgedrückt  haben  und  mich  nicht  auf  die  immerhin  berechtigte 
Vorauasetzung  verlassen  haben,  dass  mir  ein  unbefangener  Leser  ein 
bescheidenes  Mafs  von  Logik  und  die  elementarsten  Kenntnisse  des 
gennanischen  Beweisrechts  zutrauen  werde.  Wo  ich  directe  Belege 
bringe,  ist  es  nicht  meine  Gewohnheit,  die  in  solchem  Falle  über- 
flüssige Sigle:  vgl.  anzubringen.  —  *)  Andererseits  wohl  auch  nicht 
den  Francus  horao,  wie  Heck,  Gemeinfreie  S.  fi9  ajmimmt,  weil  es  aoa- 
geschlosseu  sei ,  dass  er  den  Freiheitsbeweis  in  andrer  Weise  geführt 
hat.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  für  ihn  eine  geringere  Zahl  von 
blutsverwandten  Eidhelfern  genügt  hätte.  Dass  man  jemand,  der  that- 
sächlich  als  Francus  horao  lebt.e,  als  Knecht  in  Anspruch  nahm,  düi-fte 
übrigen«  selten  vorgekommen  sein,  wenn  man  mit  mir  voraussetzt,  dass 
die  Pranci  homines  einen  die  Gemeinfreien  überragenden  Stand  ge- 
bildet haben.  Auf  Doctorfragen  pflegten  sich  die  Volksrechte  nicht 
einzulassen.  —  •)  Gemeinfreie  S.  28. 
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DasB  der  uobilis  der  Lex  Frisionum  in  den  Specialfällen 
I,  17.  IS  mit  einem  nicht  blutsven\andten  über,  beziehun^- 
weise  litus  schwören  kann,  gebe  ich  zu.')  Wenn  aber  Heck 
bemerkt^):  „Welcher  Ansicht  man  auch  hinsichtlich  der  no- 
biles  huldigen  mag,  immer  ist  anzunfihmen,  dass  der  Yorzug 
der  ganzen  Sippe  gebührte",  so  verwechselt  er  den  agnati- 
schen Sippeverband  und  den  Kreis  der  Magen,  dem  die  Eid- 
helfer des  Schwörenden  entstainmen/')  Eide  müssen  oder 
können  mit  Vater-  und  mit  Muttermagen  oder  mit  Magen  aus 
den  einzelnen  Yierteln  der  Sippe  geschworen  werden.  Da  ist 
es  denn  sehr  wohl  möglich,  dass  die  Helfer  aus  dem  Sippeblut 
verschiedenen  Standen  angehören,  etwa  die  Vatermagen  oder 
die  Magen  eines  grossväterlichen  Viertels  nobiles,  die  Mutter- 
magen oder  die  Verwandten  der  übrigen  Viertel  liberi  waren. 
In  den  Rechnungen  der  lialjuw-  und  Rentmeisterschaft  von 
De  Wijk  im  Kennemerland  findet  sich,  dass  von  dem  vollen 
Wergeide  (32  Pfund)  so  viele  Achtel  abgezogen  werden,  als 
der  Erschlagene  „achtendeelen  edels"  hat^e.*)  So  wurden  in 
einem  Rechtsfall  von  1.375,6  ein  Achtel,  in  einem  Rechtsfall 
von  1382-3  drei  Achtel  vom  Wergeid  ausgeschieden,  weil 
der  Todte  in  jenem  Falle  ein,  in  diesem  drei  Achtel  ^edels" 
hatte. ^).  I^ach  einer  Handfeste  für  Medenblik  von  1346 
soll  Bchosspflichtig  sein,  wer  nicht  wenigstens  ein  achte ndeel 
edels  von  der  rechten  Schwertseite  aufzuweisen  hat,^)  Selbst- 
verständlich liegt  es  mir  ferne,  die  angeführten  Stellen  zu 
Rückschlüssen  auf  die  fränkische  Zeit  zu  ver»  erthen.  Allein 
sie  machen  anschaulich,  dass  —  was  sich  ja  eigentlich  von 
selbst  versteht  —  der  Einzelne  Magen  verschiedeneu  Standes 
haben  konnte.') 

')  Wenn  der  Getödtete  ein  Freier  oder  ein  Lite  war,  soll  dem 
nobilift  ein  Standesgenesse  des  Getödteten  als  Eidhelfer  dienen.  —  *J  Ge- 
ineinfreie  .S.  27,  Anm.  4.  —  ')  Vergl.  meine  Qraudafigt  der  d'^at'chen 
Rechtfigesch.  1901,  S.  9f.  —  ♦)  Th.  van  Riemsdijk,  Het  Zevendeel 
leggen  na  Doodf<lag  in  Kennemerland  en  V7estfriedand  1897  i  Ver.slagen 
en  Mededeel.  der  kon.  Akademie  van  Wet^nschappen ,  Afd.  Lett«rk. 
4.  Reeks,  Deel  I^  S.  31  (371  >  f.  —  »^  A.  0.  S.  .53  (398),  66  (406).  Eine 
ErklSrnng  versucht  Kiemjdijk  a.  O.  S.  36  (.376).  —  «)  Mieris.  Groot 
Cbarterboek  II  723.  —  ';  Daher  mochte  ein  friesischer  nobilis,  der 
einen  nobilis  zum  Vater,  eine  libera  zur  Mutter  hatte,  immerhin  ge- 
m&fs  Lex  Fris.  I  17  mit  einem  adeligen  Vatermagec  and  einem  goniein- 
ireieu  Muttermagen  schwören. 
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Dieselbe  Verwechslung  des  Sippeverbandes  mit  der  Mag- 
schaft liegt  den  Ausführungen  zu  Grunde,  durch  welche  Heck 
die  Bezeichnung  des  Freigelassenen  als  eines  ungesipptcn 
Mannes^)  erläutert.  Das  sei  nicht  so  gemeint,  dass  für  den 
Freigelassenen  nach  keiner  Richtung  hin  Yerwandtschafts- 
beziehungen  für  die  Rechtsordnung  existirt  haben  ^),  sondern 
so,  dass  ursprünglich  die  etwa  vorhandenen  Verwandten  recht- 
lich nicht  voll  als  3fagen  galten^),  dass  somit  das  Volk  ein 
geschlossener  Verband  bestimmter  Geschlechter  war  und  ein 
neu  entstehendes  Geschlecht  nicht  schon  durch  das  Bestehen; 
der  Generationen,  sondern  erst  durch  Aufnahme  Gleich* 
berechtigung  mit  den  Volkssippen  erlangte.*)  Mit  den  Volks- 
sippen, unter  die  angeblich  ein  neu  entstehendes  Geschlecht 
aufgenommen  werden  muss,  um  Gleichberechtigung  zu  er- 
langen, können  natürlich  —  wenn  man  nicht  auf  dem 
Standpunkt  des  Mutterrechts  steht  —  nur  agnatische  Sippe- 
verbände verstanden  werden.  Bei  den  Verwandtschaftsbe- 
ziehungen handelt  es  sich  um  die  Magschaft  der  Ausgangs- 
person. 

Die  wichtigsten  Functionen  des  Sippe  Verbandes  sind  in. 
der  fränkischen  Zeit,  so  weit  wir  davon  Kenntniss  haben, 
auf  die  Magschaft  übergegangen.  Jedenfalls  kommt  bei  dem 
Freiheitsbeweis  und  bei  der  Eidhülfe  die  Magschaft  des 
Schwörenden  und  nicht  etwa  der  agnatische  Sippe  verband 
in  Betracht. 

Das  Wort  Sippe  wird  in  unserer  Literatur  im  Sinne  von 
Sippeverband  und  im  Sinne  von  Magschaft  (Kreis  der  Bluts- 
verwandten) genommen.  Dem  freigelassenen  Knechte  fehlt 
eise  freigeborene  Sippe  in  beiden  Bedeutungen  des  Wortes, 
Da  seine  Eltern  und  sonstigen  Vorfahren  Knechte  waren, 
kann  er  aus  dem  Kreise  seiner  Blutsverwandten  keine  Eid- 
helfer gewinnen.  Er  kann  von  ihnen  nicht  beerbt  werden. 
Sie  haben  keinen  Anspruch  auf  Wergeid,  wenn  er  getödtet 


*)  Ich  habe  diesen  Ausdruck  an  der  von  Heck,  Geraeinfreie  S.  29, 
Anm.  1  a,ngezogenen  Stelle  (RG.  I  99)  nicht  gebraucht.  —  *)  Das  wird 
niemand  bestreiten.  Sicherlich  konnte  ein  Freigelassener  mit  einer 
unfreien  Verwandten  Blutschande  verüben.  Es  kommt  eben  auf  den 
Anlass  an,  für  den  die  Verwaudtschaftsbeziehung  in  Frage  steht.  — 
»)  Das  ist  mir  unklar  geblieben.  —  *)  Heck,  Gemeinfreie  S.  29. 
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worden.  Natürlich  konnte  der  Freigelassene  eine  freie  Nach- 
kommenschaft gewinnen.  Und  war  er  nicht  schutzhorig^), 
80  mochte  es  nach  etlichen  Generationen  Nachkommen  geben, 
die  freigeborene  Tater-  oder  Mnttermagen  beerben  und  als 
Eidhelfer  verwenden  konnten.  Das  ändert  aber  nichts  an 
der  Thatsache,  dass  unter  dem  homo  ingenuus  in  Lex 
Chamavonim  c.  10  mit  Rücksicht  auf  das  Erfordemiss  von 
12  proximi  parentes  bei  der  Eideshülfe  weder  ein  Frei- 
gelassener noch  seine  nächsten  Nachkommen  in- 
begriffen sein  können.') 

Aus  den  angeführten  Gründen  halte  ich  es  auch  nach 
wie  vor  für  unmöglich,  dass  in  Lex  Saxonum  c.  64  der  liber, 
der  die  hereditas,  die  er  veräussem  will,  primo  proxirao 
suo  anbieten  soll,  ein  Freigelassener  sei.  Das  Recht  des 
primus  proximus  setzt  voraus,  dass  der  über  noch  entferntere 
freie  Verwandte  haben  kann.  Solche  fehlen  dem  freigelasse- 
nen Knechte,  auch  wenn  mau  den  primus  proximus  etwa  auf 
den  Sohn  beziehen  wollte. 

Hecks  Theorie  konnte  sonach  für  die  Ewa  Chamavorum 
und  für  die  Lex  Saxonum  nur  Nachkommen  von  Freige- 
lassenen in  die  Klasse  ihrer  ingenui  oder  liberi  einstellen, 
wie  sie  das  ursprünglich  für  das  anglowamiache  Recht  mit 
Rücksicht  auf  Lex  Angliorum  c.  45  gethan  hatte.*) 

Die  Theorie  gewinnt  damit  nicht  an  Wahrscheinlichkeit, 
zumal,  wenn  man  erwägt,  dass  nach  Heck  von  den  Nach- 
kommen der  Freigelassenen  diejenigen  auszuscheiden  sind, 
deren  Yorfahr  zur  Yollfreiheit  oder  zum  Liten  fi-eigelassen 
worden  ist. 

IV.  Die  Magsühce. 

Das  AVergeld  des  liber  ist  nach  der  Lex  Frisionum  in 
Mittelfriesland  um  den  Betrag  der  Magsühne  geringer  als 
das  des  nobilLs.     Heck  sah  darin  früher*)  eine  „wesentliche 


*)  Nach  Lex  Rib.  58, 1.  4  blieben  die  Nachkommen  des  per  tabulas 
Freigelassenen  tabularii  und  konnten  die  tabalarii  nur  auf  ihre  BCinder 
VCTerben.  —  *)  Die  Freiheit  des  Bchutzhörigen  libertus  und  seiner 
sehutzhörigen  Nachkommenscbafl  stand  unt«r  dem  Schutz  de«  Patrons. 
—  ')  Gerichtsverfassung  S.  302.    Siehe  oben  S.  196,  Anm.  1.  —  ♦)  Ge- 

jverfassung  S.  231. 


I 


218  Heinrich  Brunner, 

Bestätigung"  seiner  Ansicht,  dass  die  Zurücksetzung  des 
über  im  Wergeid  mit  dem  Fehlen  der  Magsühne  zusammen- 
hänge und  dass  die  Freigelassenen  und  ihre  Nachkommen 
die  Hauptmasse  der  hberi  und  ingenui  bildeten.  Jetzt  lässt 
er  jenes  Argument  der  Magsühne  fallen,^)  Doch  kann  er  bich 
ein  Rückzugsgefecht  nicht  ersparen,  in  welchem  er  meine 
Behauptung  2)  bestreitet,  dass  bei  den  Ribuariern  und  Anglo- 
warnen  eine  Magsühne  nicht  bestanden  habe. 

Für  den  Mangel  der  Magenhaftimg  berief  ich  mich  auf 
Lex  Ribuaria  12,  2,  wo  nicht  die  Magen,  sondern  die  Nach- 
kommen des  Missethäters  als  zahlungspliichtig  erscheinen: 
Et  ubicumque  sexcenti  solidi  accedunt,  si  ille  homo  pauper 
fuerit,  ut  insimul  solvere  non  possit,  per  tres  dccessiones 
filiojnim  solvat.  Heck  folgert  daraus  umgekehrt  die  Haftung 
der  Magen.  Die  Zahlungspflicht  der  Nachkommen  beziehe 
sich  nicht  auf  die  normale  Busse,  sondern  nur  auf  den  Zu- 
schlag wegen  erschwerender  Umstände.^*)  Ein  solcher  Zu- 
schlag seien  die  600  SoHdi  in  Lex  Ribuaria  12,  2,  worauf 
das  „accedunt"  hinweise.  Diese  Auslegung  stösst  auf  die 
erheblichsten  Bedenken.  Die  Stelle  geht  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dass  der  Missethäter  die  Busse  von  600  Solidi 
nicht  insimul,  nicht  auf  einmal  bezahlen  kömie.  Das  spricht 
von  vorneherein  gegen  die  Annahme,  dass  er  ausserdem 
noch  jenen  Theil  der  „normalen  Busse"  zahlen  müsse,  den 
nicht  die  Magen  zu  decken  haben.  Schlimmer  ist,  dass  Hock 
die  Stelle  aus  ihrem  Zusammenhango  herausreisst.  In  Lex 
Ribuaria  12,1,  also  unmittelbar  zuvor,  wird  auf  Tödtung 
einer  gebärfähigen  Frau  eine  BuRse  von  600  Solidi,  also  das 
dreifache  Wergeid   des    freien   Mannes  gesetzt.     Ebenso   in 

^)  Gemeiufreie  S.  29.  349.  —  *)  Sippe  und  Wergeid  in  dieser  Zeit- 
schrift III  46  f.  Nobiles  XIX  79,  Anm.  3.  —  *)  Heck  rieht  Lex  Sax. 
c.  18  heran,  wonach  Mord  mit  dem  neunfachen  Wergeld  gebOsst  wu-d 
und.  die  Alagenhaftung  nur  für  das  Wergeldsimpluni  gilt,  so  dass  dw 
Mörder  y.wei  Drittel  des  einfachen  Wergeids  und  ausserdem  das  acht- 
fache Wergeld  zu  zahlen  hatte.  Das  achtfache  Wtrgcld  möchte  ich 
nicht  als  einen  „Zuschlag"  und  noch  weniger  als  einen  Zuschlag  ..wegen 
erschwerender  Umstände"  bczi'ichntn.  Mord  ist  uicht  Todtschlag  unt^r 
erschwerenden  Unastilnden,  sondern  ein  anders  geartetes  Verbrechen, 
v/elclies  dnroh  daü  typische  Merkmal  der  Heimlichkeit  als  Meinthat 
qaaliflcirt  wird. 
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11,  1  auf  Tödtung  eines  Antrustio.  An  einen  Zuschlag  von 
600  Solidi  zu  einer  anderen  Busse  kann  da  nicht  gedacht 
werden.  In  den  Titehi  l  — 10  ist  nirgends  eine  so  hohe 
Busse  genannt,  geschweige  denn  eine  Zuschlagsbusse  von 
600  Sohdi.  die  man  in  der  ganzen  Lex  Eibuaria  vergeblich 
suchen  wird.  Die  Bemerkung  in  12,  2  wurde  durch  die 
immitteibar  vorher  genannten  Bussen  von  600  Solidi  veran- 
lasst, die  sich  als  ein  verdreifachtes  \Yergeld  darstellen  und 
für  eine  daneben  fallige  „normale"  Busse  keinen  ßaum 
lassen.  Ubicumque  sexcenti  solidi  accedunt  heisst  nicht,  wo 
eine  Busse  von  600  Solidi  hinzutritt,  sondern  wo  eine  Busse 
von  600  Solidi  eintritt.') 

Für  den  Mangel  der  Magsühne  hatte  ich  die  Yorschrift 
Lex  ßibuaria  67.  1  herangezogen,  laut  welcher  für  Schulden 
des  kinderlosen  Erblassers  haftete:  quicumque  de  parentibus 
suis,  quantum  unus  solidus  valet,  in  hereditatem  reciperit 
vel  cui  weregildum  eins,  si  interfectus  fuisset,  legitime  ob- 
venibat.  Heck  kann  nicht  finden  „dass  hier  das  "Wergeid 
als  Theil  der  Erbschaft  behandelt  wird". 2)  Die  Stelle  unter- 
scheide drei  Klassen  von  haftenden  Personen,  1.  Sohn  oder 
Tochter,  2.  Erben,  welche  etwas  von  der  Erbschaft  ange- 
nommen haben,  3.  Magen  „welche  im  Falle  eines  Todtschlags 
Anspruch  auf  Wergeid  gehabt  hätten".  Die  Ünterscheidimg 
und  besondere  Behandlung  der  dritten  Klasse  scheine  für 
die  Existenz;  einer  Scheidung  von  Erbsühne  und  Mageühne 
zu  sprechen.  Warum,  ist  mir  imklar;  ebenso  was  unter  der 
besonderen  Beliandlung  der  di-itten  Klasse  gemeint  sei.  Dass 
der  Verwandte,  der  im  Fall  des  Todtschlags  einen  Anspruch 
auf  das  Wergeid  des  Schuldners  gehabt  hätte,  für  die 
Schulden  haftete,  obwohl  der  Schuldner  auf  dem  Siechbette 
gestorben,  also  ein  Wergeidanspruch  gar  nicht  erwachsen 
war,  halte   ich   für  ausgeschlossen,^)     Der   Mage    sollte  nur 


*)  Vergl.  etwa  Lex  Baiuw.  HS,  wo  die  Worte:  alius  dux  qui  loco 
t-ius  accedit,  einen  Herzog  bedeuten,  der  in  die  Stelle  des  verstorbenen 
eintritt.  —  *)  Das  ist.  genau  genommen  auch  meine  Meinung  nicht, 
Sippe  imd  Wergeid  S.  4.  46  sagte  ich  nnr,  da.ss  in  Bezug  auf  die 
Schulden  des  Get5dteten  das  Wergeid  ,nach  Art  der  Erbschaft%  »recht- 
lich gleich  der  Erbsciiaft"  behandelt  wurde.  —  *)  Das  wäre  eine  Haf- 
I,  die  noch  über  die  des  röniischen  Rechtes  hinausginge.  Es  heisst 
I 
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haften,  wenn  er  wegen  Tödtung  des  Schuldners  Wergeid  zu 
fordern  hatte.  ^)  Dass  neben  dem  Erben  der  Wergeldgläu- 
biger  genannt  ist,  hat  seinen  guten  Grund.  Es  mochte 
immerhin  vorkommen ,  dass  der  Worth  eines  Schillings  im 
Nachlass  nicht  vorhanden,  aber  ein  Wergeldanspmch  gegeben 
vv^ar.  Auch  konnte  die  etwa  nachgelassene  Fahmiss  an  Ver- 
wandte gelangen,  die  keinen  Anthcil  am  Wergeid  hatten. 2) 
Fassung  und  Inhalt  der  Stelle  sprechen  gegen  eine  Scheidung 
von  Erbsühne  und  Magsühne.  Die  Worte:  cui  weregildum 
.  .  .  legitime  obvenibat,  rechnen  mit  der  Möglichkeit,  dass 
das  Wergeid  ungetheilt  an  einen  Einzigen  gelangte.  Schied 
man  Erbsühne  und  Magsühne,  so  fiel  jene  an  den  nächsten 
oder  an  die  nächsten  Erben  (wenn  ihrer  mehrere  gleich 
nahe  vorhanden  waren),  während  die  Magsühne  unter  die 
gemeinen  Magen  vertheilt  wurde.  Diese  etwa  in  der  dritten, 
jene  in  der  zweiten  Klasse  Hecks  zu  suchen,  lässt  der  Wort- 
laut nicht  zu.  Denn  der  Ausdruck  weregildum  schliesst 
Erbsühne  und  Magsühne  in  sich. 

Im  Nachtrag  zu  S.  30.  31,  p.  XIY  bezieht  sich  Heck 
noch  auf  eine  Stelle  der  Lex  familiae  Wormatiensis  c.  9 '), 
welche  die  Magsühne  anzuerkennen  scheine.  Sie  giebt 
meines  Erachtena  keinen  Aufschluss  über  die  Streitfrage. 
Doch  mag  ihre  Auslegung  hier  dahingestellt  bleiben.  Denn 
Worms  lag  nicht  im  Herrschaftsgebiete  der  Lex  Ribuaria. 
Jene  Quelle  vermag  also  für  das  ribuarische  Recht  nichts 
zu  beweisen. 

Nach  der  Lex  Angliorum  c.  31  soll  die  ultio  proximi 
und  die  solutio  leudis  dem  gebühren,  dem  die  hereditas 
terrae  zufällt.  Heck  hält  es  für  wahrscheinlich,  dass  bei  der 
ultio  eine  Führerstelhmg  gemeint  sei,  und  für  möglich,  dass 
der  proximus  die  Zahlung  des  Wergeides  nur  empfangen 
sollte,   um    es    theilweise  wieder   zu    vertheilen.     Ich  muss 


auch  nicht  obveniret  oder  obvenisset,   sondern  obvenibat.     Si  int 
fectus  fuisset  bedeutet:  wenn  er  getödtet  worden  war.    Die  Lex  Ribuar* 
ria  coustruirt  den  Conditionalsatz  mit  dem  Conjunctiv. 

*)  Vergl.  Lewis,  Die  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen 
des  Erblassers  1864,  S.  178.  —  »)  Z.  B.  au  eine  Schwester,  Vater-  oder 
Mutterschwester.  —  *)  Constit.  imp.  I  641. 
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geetehen,  dass  mir  dieser  Einfall  einst  gleichfalls  durch 
den  Kopf  ging,  dass  ich  ihn  aber  nach  näherer  Er- 
wägung abgelehnt  habe.  Bei  den  Anglowarnen  fiel  die 
hereditas  terrae  an  den  Sohn,  in  Ermanglung  eines  Sohnes 
an  den  nächsten  Schwertmagen  des  Erblassers.  Individual- 
succession  hat  bekanntlich  nicht  gegolten.  Waren  also 
mehrere  Söhne  oder  mehrere  gleich  nahe  Schwertmagen 
vorhanden,  so  erbten  sie  das  Land  gemeinschaftlich.  Dann 
war  aber  auch  die  ultio  proximi  und  der  Empfang  des  Wer- 
gelds  gemäss  dem  Wortlaut  der  Lex  ihre  geraeinschaftKche 
Angelegenheit,  und  konnte  nicht  einer  allein  darauf  Anspruch 
haben. 

Dass  bei  den  Friesen  imd  Sachsen  das  Wergeid  in  Erb- 
sühne und  Magsühne  zerfiel,  steht  ausser  Zweifel.  Nobiles 
S.  S4  hob  ich  bereits  hervor,  dass  das  in  Lex  Fris.  II  7  den 
Magen  des  erschlagenen  liber  gegen  den  Anstifter  einge- 
räimite  Fehderecht  einen  Anspruch  auf  Magsühne  gegen  den 
'l'ödtschläger  voraussetzt.  Jener  liber  konnte  daher  kein 
Freigelassener  sein.  Denn  der  Freigelassene  hatte  keine 
freien  Magen,  also  keine  Verwandten,  denen  eine  Magsühne 
hätte  zu  Theil  werden  können. 

V.    Capitclare  Saxonicum  c.  3. 

Auf  Capitulare  Saxonicum  von  797  c.  3  legt  Heck  so 
erhebliches  Gewicht,  dass  er  diese  Stelle  seiner  Untersuchung 
als  Motto  auf  dem  Titelblatte  vorausschickt  und  irn  Texte 
gelegentlich  schlechtweg  als  die  Mottostelle  bezeichnet. 

Item  placuit  omnibus  Saxonibus,  ut  ubicumque  Franci 
secundum  legem  solidos  XY  solvere  debent,  ibi  nobiliores 
S&xones  solidos  Xu,  ingenui  VIM,  Hdi  lY  componant. 
Zunächst  ein  Wort   über   die  Unterscheidung   imd  Be- 
r,eichnung  der  Solidi.     Im  Einklang  mit  Waitz  und  anderen 
s^prach   ich  in  meiner  Rechtsgcschichte  und   in  meiner  Ab- 
handlung über  die  Xobiles  von  Goldsolidi  und  Siibersolidi.'*) 
Heck  verwirft  jetzt  den  Ausdruck  Silbersolidus  für  den  Soli- 
tlus  zu  zwölf  Denaren,  den  man  ohne  genügenden  Gnmd  so 

^)  So  emendire  ich  V  mit  Boretins  Cap.  I  71.  —  *}  So  neuestens 
trotz  Hßck  auch  Seebohra,  Tribal  Custom  in  Anglo-Saxon  Law  1902. 
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bezeichne.^)    TJnd  nach  RietscheP)  hat  Heck  Recht  mit  der 
Yerwerfung  der  durchaus  irreführenden  Bezeichnungen  Gold- 
und  Silbersolidus.    Ich  will  es  für  mich  nicht  als  einen  mil- 
dernden Umstand  geltend  machen,  dass  Heck  die  irreführen- 
den Bezeichnungen  gleichfalls  gebrauchte^),  und  wüsste  auch 
nicht,  wie   sie  jemand  irreführen  könnton,   der  weiss,   was 
damit  gemeint  ist.    Wohl  aber  vermag  ich  Urkmiden  und 
Formelsammlungen  des  neunten  Jahrhunderts  zu  meiner  Ent- 
schuldigung anzuführen.     Bairische  XTrkunden  sprechen  seit 
805    von    solidi    de    argento,    solidi   argenti,    argenti    solid» 
Francisci.*)    In  der  Reichenauer  Briefsammlung  Coliectio  C.  ^ 
(823 — 844)  sagt  der  Verfasser  von  nr.  21:  et  nunc  vobis  lego 
30  solidos  argenti.  5)   In  Baiern  und  Schwaben  hat  man  also 
der  ersten  Hälfte  des  neunten  Jahrhimderts  die  „irreführende* 
Bezeichnung  gebraucht,  der  das  Wort  Silbersolidus  entspricht 
Bieten  die  Quellen  einen  technischen  Ausdruck  dar,  so  thu 
man  meines  Erachtens  gut,  sich  ihnen  anzuschlicssen.     Nui 
wäre   ja   auch   gegen   die   Bezeichnungen    grosse   Schillingi 
oder  YoUscbilUngc  und  Kleinschillinge,  wie  sie  Heck  vor- 
schlägt, an  sich  nichts  einzuwenden.    Allein  gerade  dasWori 
IGeinschilling  ist  geeignet,  Verwirrung  anzustiften.    Die  Lei 
Saxonum  unterscheidet  solidi  maiores  zu  drei  Tremissen  rnii 
solidi  minores  zu  zwei  Tremissen.    Man  wird  also,  um  deut- 
lich zu  sein,  von  einem  fränkischen  Grossschilling,  von  einer 
fränkischen    Kleinschilling,    von    einem    sächsischen    Gross- 
schilling und  einem  sächsischen  Kleinschilling  sprechen  müs- 
sen.   Um  nicht  in  einen  Wortstreit  zu  verfallen  und  um  micl 
an  die  Klhige  des  Gegners  halten  zu  können,  werde  ich  mich 
im  Folgenden  dem  Sprachgebrauch  Hecks  anbequemen,  ohne 
damit  das  ganze   Gespinnst  von  Hypothesen   anzuerkennen, 
das  sich  bei  ihm  an  jene  Unterscheidung  anknüpft. 

Cap.  3  des  Capitulare  Saxonicura  hat  nach  Heck  volks- 
rechtliche Bussen  zum  Gegenstand.  Es  beträfe  die  Anwen- 
dung fränkischer  Volksrechte  auf  die  sächsischen  8tände,| 
Nun  ist  Heck  allerdings  weit  entfernt  anzunehmen,  dass  de 


leJ 

jl 


')  Gemeiafreie  S.  139.  —  ^)  Göttinger  Gelehrte-  Anzeigen  1902, 
S.  lOÜ,  Anm.  2.  -  »)  Gerichfsverfasaung  S.  304.  306  und  öfter.  — 
♦)  MeJcheJbeck.  Hist.  Fris.  nr.  250.  323.  415.  455.  505.  583.  -^  «l  Zeumer, 
Fonmiiac  S.  874. 
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fränkische  Recht  zmn  Rechte  der  Sachsen  erhoben  worden 
sei.  Karl  der  Grosse  habe  den  Sachsen  im  Allgemeinen  ihr 
sächsiäohes  Recht  belassen.  Allein  in  Sachsen  waren  lahl- 
reiche  Franken  ansäasL?.  Zahlreiche  Sachsen  waren  ringioim 
im  fränkischen  Reiche  angesiedelt  Für  den  Fall  nnn,  dam 
ein  Sachse  ein  Delict  gegen  einen  Franken  beging»  sollte 
jener  nach  der  Ansicht  Hecks  auf  je  15  Schillinge  der  ver- 
wirkten fränkischen  Busse  als  nobilis  1*2,  als  liber  5  (6),  als 
Lite  4  Solidi  zahlen.  Heck  beschränkt  nämlich  die  Trag- 
weite der  Stelle  nicht  auf  die  FäUe,  in  welchen  der  Franke 
eine  Bosse  von  nur  15  Solidi  zahlte.  Die  Zahl  15  sei  Grund- 
busse des  fränkischen  Busssptems.  Deshalb  habe  c.  3  die 
Bedeutung,  das*  auf  je  15  Solidi,  welche  die  Franken  zahlen, 
die  sächsischen  Zahlungen  berechnet  waren.  ,.Ferner  waren 
Reichsgesetze.  die  zunächst  für  die  Franken  erlassen  waren, 
z.  B.  die  octo  capitnla,  die  in  dem  c  2  erwähnt  sind,  in 
einem  für  uns  nicht  genau  erkennbaren  Umfange  auf  die 
Sachsen  ausgedehnt  worden."  ^)  Auch  auf  diese  Gesetze  soll 
die  Skala  des  c.  3  berechnet  gewesen  s^eLn 

Die  Auslegung  Hecks  ist  meines  Erachten«  unmöglich. 
Die  Stelle  kann  nicht  auf  volksrechtliche  Bussen  bezogen 
werden.  ^S^immt  man  sie  unter  diesem  Gesichtspuncte  wört- 
lich, so  würde  sie  die  Einführung  des  fränkischen  Straf- 
rechtes in  Sachsen  mit  Abänderung  und  ständischer  Ab- 
stufung der  Bussbeträge  bedeuten.  Das  lehnt  auch  Heck  ab. 
Andrerneits  halte  ich  es  für  unzulässig,  die  Einschränkungen 
Heck»  in  den  Wortlaut  des  c.  3  hineinzuinterpretiren.  Von 
Beichsgesetzen,  die  ursprünglich  für  die  Franken  erlassen, 
▼or  797  bei  den  Sachsen  eingeführt  worden  seien,  wissen  wir 
schlechterdings  nichts.')  Fasste  c.  8  die  Delicte  der  Sachsen 
gegen  Fcanken  ins  Auge,  so  hätte  darin  eine  Abänderung 
des  fränkischen  Rechtes  gelegen.')    Gemäfs  dem  Personali- 


V)  Gemeinfreie  S.  128.  —  «)  K«  a*ht  BannfäUe  'octo  capitnla) 
fährte  erst  das  Cap.  Sax.  selbst  in  Sachsen  ein.  Auch  kommen  sie  fSr 
rdb»echtiiche  Basden  nicht  in  Beiricht.  —  «)  Heck  S.  123:  ,D^  frioki- 
«he  Volksrecht  wini  behandelt  wie  das  fibrige  sächäiscfae  Strafrecht 
Die  «liMThMti  Sl&Dde  lahlen  renchiedene  Beträge.'  S.  135:  ,Dr  »ftdi- 
akche  Kdeling,  da-  einen  Franken  er^-iiiag,  sollte  nicht  mehr  nhlea  als 
der  Franke  im  entsprechenden  Fall«  der  Sippe  des  Sachsen  entrichtete.* 
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tätsprinzip  hatte  der  Franke,  gegen  den  eine  Missethat  ver- 
übt worden  war,  den  Anspruch  auf  den  vollen  Betrag  der 
fränkischen  Busse,  mochte  nun  der  Thäter  ein  sächsischer 
nobilis  oder  ein  sächsischer  Friling  oder  Lite  gewesen  sein. 
Erhielt  er  nur  */5  oder  ^/s  oder  */i5,  so  wäre  es  ihm  ein 
schlechter  Trost  gewesen,  dass  bei  den  Sachsen  die  Bussen 
ständisch  abgestuft  seien.  Eine  derartige  Aenderung  des 
fränkischen  Eechtes  durchzuführen,  hätte  es  nicht  der  Zu- 
stimmung der  Sachsen  ^)  bedurft,  vielmehr  hätte  füglich  der 
Consens  der  Franken  eingeholt  werden  müssen.  Zu  alledem 
kommt  noch  hhizu,  dass  die  von  Heck  vermuthete  „Activ- 
stufung"  der  sächsischen  "Wergelder  und  Privatbussen  so 
ziemlich  in  der  Luft  schwebt. 2) 

Die  Franci,  von  deren  Zahlungspfiicht  ausgegangen  wird, 
sind   nach  Heök  „ganz  sicher"   die   gemeinfreien  Franken: 

Unter  den  Sachsen  sind 


*)  Item  placuit  omnibus  Saxonibus  ...  —  *)  Was  Heck  in  An- 
hang I  über  „die  drei  Räthsel  der  Lex  Saxonum"  sagt,  macht  er  selbst 
.  davon  abhängig,  dass  die  Erstreckung  der  Activslufaug  auf  die  Privat- , 
bussen  überhaupt  annehmbar  sein  sollte.  Gegen  diese  Activstufung 
spricht  der  Wortlaut  der  Lex  Saxonum,  namentlich  wemi  man  die 
Fassung  von  c.  17  mit  c.  1  —  16  vergleicht.  Die  Capitel  17  und  36, 
welche  die  Activstufung  ausschliessen,  will  Heck  nur  als  Ausnahmen 
gelten  lassen,  weil  es  sich  um  reine  Vermögensdeliete  handle.  Die  drei 
anderen  Anhaltspuncte ,  die  in  ihrer  Gesammtheit  einen  fast  vollstän- 
digen Beweis  erbringen  sollen  (S.  065  ff.),  betreffen  1.  Cap.  Saxon.  c.  3. 
Die  Stelle  gehört  zum  thema  prohandum.  2.  Die  ständische  Abstufung 
des  Friedensgeldes  und  der  von  den  Franken  aufgestellten  Strafandro- 
hungen. Diese  betreffen  nicht  Privatbussen  und  bilden  ein  Argument 
für  die  unten  folgende  Erkliirung  der  streitigen  Stelle.  8.  Cap.  I  160, 
nr.  70,  c.  2.  4.  6.  In  c.  4  heisst  es  vom  servus:  secimdum  suam  legem 
tripla  compositione  damnum  in  loco  restituat.  Vorher  allgemein 
vom  Thäter:  aestimato  damno  secundum  legem  in  triplo  oomponat. 
Die  widerrechtlich  genommene  oder  verwüstete  Fourage  soll  vom  Freien 
wie  vom  servus  dreifach  ersetzt  werden.  Für  eine  ständische  Abstufung 
ist  da  kein  Raum.  Dasselbe  gilt  von  dem  Schadenersatz  in  c.  6  be- 
treffend die  Pfandwehrung:  si  servus  hoc  fecerit,  secundum  suam  legem 
omnia  in  triplum  restituat.  Der  Über:  tripla  compositione  .  .  .  emen- 
dare  studeat.  In  c.  2  ist  vom  Einbruch  mit  Raub  oder  Diebstahl  die 
Rede,  Der  Freie  soll  infracta  et  spoliata  in  ti-iplura  componere  und 
die  Bannbusse  zahlen,  der  servus  körperliche  Züclitigung  dulden  et 
secundum  suam  legem  composilionem  tkv-iat.   Gerade  bei  der  Diebstahls- 
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in  c.  3  die  verschiedenen  Stände  der  Sachsen  gemeint.*) 
Saxones  bezeichnet  also  den  Stammesnamen,^)  Daher  wird 
man  das  Wort  Franci  in  demselben  Satze  auf  den  Stamm 
imd  nicht  bloss  auf  einen  bestimmten  Stand  der  Franken 
beziehen  müssen.  Ebenso  werden  in  c.  1.  2  des  Cap.  Sax.  die 
Franci  und  die  Saxones  als  die  Stämme  der  Franken  und 
der  Sachsen  einander  gegenübergestellt  luid  nicht  etwa  als 
die  gemeinfreien  Franken  einerseits  und  als  die  drei  Stände 
der  Sachsen  andrerseits.') 

Den  15  Solidi,  die  der  geraeinfreie  Franke  zahlt,  ent- 
sprechen nach  Heck  die  12  Solidi  des  sächsischen  Edelings, 
während  die  Zahlungspfiicht  des  Frilings  sich  nur  wenig  über 
die  des  Liten  erhebt.  Demnach  sei  der  sächsische  nobilis 
dem  gemeiofrcieu  Franken  gleichgestellt  und  somit  selbst 
ein  Gemeiufreier.  Diese  Gleichstellung  werde  dadurch  nicht 
beeinträchtigt,  dass  jener  12,  dieser  15  Sohdi  zu  zahlen  hat.*) 
Denn  auch  die  sächsische  Wergeidziffer  verhalte  sich  zur 
{ränkischen  wie  12  :  15.  Nach  Heck  S.  272  hatte  nämlich 
der  Franke  als  Wergeid  200  grosse  Schillinge ,  gleich  600 
Trienten,  die  aber  wegen  eines  in  Sachsen  geltenden  Sonder- 


busse ist  ja  aber  gemäfs  Lex  Sax.  c.  36  die  Activstufung  ausgeschlossen. 
Siehe  Hec  k  S.  365.  In  all  den  genaimten  Stellen  wird  die  Lex  genannt, 
um  das  Volksrecht  von  der  Bannbusse  oder  deren  Surrogat  abzuheben. 
»)  Heck  S.  126:  Saxones  geht  iü  c.  3  auf  alle  Stände.  —  *)  Das 
folgt  schon  aus  der  llervorhebuui^  der  nobiliores  Saxones.  —  ')  Nach 
Heck  S.  127  war  den  Franken  797  das  Princip  der  Activstufung,  wenn 
auch  mit  Ausnahmen,  fremd.  Zahlten  die  Franken  ohne  Rücksicht  auf 
den  Stand,  so  hatte  man  keinen  Anlass,  mit  den  sächsischen  Ständen 
einen  bestimmten  Stand  der  Franken  in  Parallele  zu  stellen.  Heck 
könnte  sich  etwa  auf  die  Ausnahmen  stützen.  Das  ribuarische  Recht 
scheint  er  dabei  nicht  im  Auge  zu  haben.  Denn  er  .sagt  S.  127:  Aach 
die  karolingiflchen  Rechtsquellen,  die  lex  Chamavormn  und  die  lex 
Angliorum,  welche  uns  einen  Schluss  auf  das  ribuarische  Recht  der 
Zeit  gestatten,  kennen  die  Activstufung  nicht.  Was  S.  367  för  das 
salische  Recht  acgeftlhrt  wird,  ist  zu  unsiiiher  oder  zu  dürftig,  um  als 
Ausnahme  in  Betracht  zu  kommen.  Im  Pactus  pro  tenore  pacis,  Cap.  I  5, 
8  fällt  das  Beweismittel  ins  Gewicht.  Uebrigen?  kommt  für  die 
snden  Ausfahrongen  wenig  darauf  an,  ob  man  unter  den  Franci 
[Cap.  Sar.  c.  3  den  Namen  der  Franken  oder  die  geraeiuireien  Franken 
lt.  Denn  Heck  lässt  sich  aus  sich  selbst  widerlegen.  —  *)  Heck 
134. 
ZeitKkiift  &r  RechtagoMhidite.    XXIII.    Genn.  Abth.  15 
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friedena,  der  auch  den  Franken  zu  Gute  kam,  zu  verdrei- 
fachen sind.  Er  hatte  „also  mindestens  1800  fränkische 
Triente"  gegen  1440  sächsische  Kleinsehillinge  des  sächsi- 
schen nobilis.  Die  beiderseitigen  "Wergelder  verhalten  sich 
denmach  wie  15  ;  12.  „Dass  bei  dieser  Gleichung  fränkische 
Triente  und  sächsische  Kleinschillinge  identificirt  ßind", 
komme  nicht  in  Betracht;  „denn  der  Unterschied  der  Münze 
wird  weiter  dadurch  glatt  aufgehoben,  dass  in  dem  "Wer- 
geldbetrag  des  Prancus  der  fredus  enthalten  ist,  in  dem  des 
Saxo  nicht." 

Ich  constatire,  dass  nach  Heck  das  Verhältniss  der  Wer- 
geldziffern  für  die  Gleichung  des  Cap.  Sax.  c.  3  nur  ver- 
werthbar  ist,  wenn  darin  unter  den  15  Solidi,  die  der  Franke 
zahlt,  „fränkische  Triente"  verstanden  werden  und  wenn  dei 
fredüs  eingerechnet  ist,  während  imter  den  Solidi,  die  dei 
Sachse  zahlt,  sächsische  solidi  minores  gemeint  sein  müssen^ 
Ausdrücklich  bemerkt  Heck  S.  135,  die  Gleichung  12  :  1! 
ergebe  sich  für  die  Wergeldziffem  unter  denselben  Yorai 
Setzungen,  unter  denen  die  Norm  des  c.  3  getroffen  seii 
„Auf  der  fränkischen  Seite  wird  die  Eiureclmung  des  fredi 
ignorirt,  auf  der  sächsischen  die  Differenz  des  sächsischei 
Schillings^)  im  Vergleich  zu  dem  fränkischen.'' ^^    Habe  icl 

*)  Damit  kann  hier  nur  der  säehsisclie  Kleinschilling  gemeint 
sein-  Der  sächsische  solidus  maior  entspricht  ja  nach  Heck  S.  274  [vgl. 
S,  252)  deai  karolicgischen  Trient  (13  Va  Den.).  Hecks  Gleichung  inuss 
daher  von  der  Voraussetzung  ausgehen,  dass  alle  Bussen ,  auf  die  sieb 
angeblich  c.  3  des  Cap.  Sax.  bezieht,  von  den  Sachsen  in  kleinen  säch- 
sischen Schillingen  zu  zahlen  waren.  Nun  heisst  es  allerdings  in  Lex 
Saxonuiu  c.  66:  maiori  solido  sliae  compositiones,  iniuori  homicidia 
coniponuntur.  Allein  dann  entfiele  bei  den  Bussen,  welche  die  Sachsen 
in  solidi  maiores  7,ahlten,  die  Correctur,  welche  die  Gleichung  auf 
.säahsiücher  Seite  dadurch  erfahren  muss,  dass  die  Differenz  zwischen 
dem  fränkischen  und  dem  sächsischen  Schilling  ignorirt  wird.  — 
*j  Weicher  frankische  Schilling  hier  gemeint  ist,  giebt  Heck  leider 
nicht  an.  Zieht  inau  von  den  15  Solidi  den  dritten  Theil  als  fredus 
ab,  60  bleiben  10  Solidi.  Wenn  man  die  12  sächsischen  solidi  minores 
in  niaioi-es  umrechnet,  sind  das  8  Solidi.  10  zu  8  verhält  sich  wie 
15  zu  12.  Da  sächsischer  solidus  maior  und  karolingischer  Trient  (nach 
Heck)  «ich  decken,  so  kann  auf  fränkischer  Seite  jedenfalls  nicht  an 
grosse  fränkische  Schillinge  gedacht  sein.  S.  252  scheint  Heck  an 
fränkische  Kleinschillinge   zu  denken.     „Für  diese  Fälle  (Anwendung 
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Heck  recht  yerstanden,  so  sagt  Cap.  Sax,  c.  3:  Wo  der 
Franke  15  fränkisclie  Triente  (Schillinge)  bezahlt,  hat  der 
sächsische  nobilis  12  sächsische  Kleinschillinge  za  zahlen. 
Das  Wort  solidus  wäre  sonach  innerhalb  desselben  Satzes  in 
zweifachem  Sinne  zu  nehmen.  Bei  den  Franken  bedeutet 
ea  den  fränkischen  Trient  (Schilling),  bei  den  Sachsen  den 
sächsischen  Rleinschilling. 

Nach  den  Ausführungen  Hecks  über  die  salischen  Wer- 
gelder  S.  200  ff.  wurden  die  Bussen  der  gemeinfreien  Salier 
Tor  816  in  grossen,  die  aller  anderen  salischen  Stände  in 
kleinen  (fränkischen)  Schillingen  bezahlt.  Auch  die  ribua- 
rischen  Gemeinfreien  hätten  ihre  Bussen  in  grossen,  dagegen 
die  ribuarischen  Libertinen  dieselben  ziffermäfsigen  Beträge 
in  KleinschiUingen  erhalten.  Der  gemeinfreie  Franke  büsste 
sonach  seine  Missethat  gegen  den  Standesgenossen  in  grossen, 
gegen  den  Minderfreien  in  kleinen  fränkischen  Schillingen. 
Tragen  wir  diese  meines  Erachtens  unhaltbare  H3rpothe8e, 
mit  der  sich  der  unten  folgende  Abschnitt  beschäftigen  wird, 
in  das  Capitulare  Saxonicura  c.  3,  wie  Heck  es  auffasst, 
hinein,  so  bestimmt  es,  dass  der  sächsische  nobilis  12  säch- 
sische Kleinschillinge  zu  zahlen  habe,  wo  der  Franke  nach 
seinem  Yolksrechte  15  grosse,  beziehungsweise  15  kleine 
fränkische  Schillinge  zahlt.  Damit  gelangen  wir  zu  dem 
merkwürdigen  Ergebniss,  dass  c.  3  des  Cap.  Sax.  das  Wort 
Bohdus  in  dreifachem  Sinne  verwendet,  dass  solidus  auf  Seite 
der  Franken  in  gewissen  Fällen  den  fränkischen  VoUschüling, 
in  anderen  den  fränkischen  Kleinschilling,  auf  Seite  der 
Sachsen  stets  den  sächsischen  Kleinschilling  bedeute.  Eine 
weitere  höchst  sonderbare  Consequenz  wäre,  dass  von  dem 
Sachsen  der  fränkische  Libertine  ebenso  hoch  gebüsst  werden 

d<«s  &Snkischen  Rechtes  ond  die  durch  die  Franken  eiugefShrten  Biuaen) 
KQsste  gerade  wegen  der  Anwendung  fräukischer  Kleinscbillinge  eine 
Btjue  Norm  getroflFen  werden."  Der  frunkische  Kleinschilling,  den  Heck 
S.  176  als  modificirten  Trient  bezeichnet,  hat  12  Denare.  Da  nun  die 
Varaossetznngen  fOr  die  Qleicbong  des  Cap.  Sax.  c  3  dieselben  tind, 
■wie  filr  die  Wergeldgleicbung,  muss  entweder  die  behauptete  Differenz 
syrischen  dem  karolingiscben  Trient  und  dem  fnlnkischen  EleinBchiliing 
(1  */•  Denar)  ignorirt  oder  unter  dem  frftjnViscbeD  Schilling  der  .karo- 
Uagiscbe  Trient'  verstanden  werden. 

15» 
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musste  wie  der  gemeiufreie  Franke,  obwohl  jener  nach 
fränkiscjiem  Rechte  ein  bedeutend  geringeres  "Wergeid  hatte. 

Gehen  wir  von  der  durch  die  Regeln  methodischer  Aus- 
legung geforderten  Voraussetzung  aus,  dass  c.  3  nicht  mit 
verschiedenartigen,  sondern  mit  gleichartigen  Solidi  rechnet, 
so  fällt  Hecks  Hypothese  in  sich  zusammen.  Denn  da  bei 
den  frankischen  Bussen  der  frcdus  eingerechnet  ist,  so  stellt 
sich,  wenn  man  ihn  abzieht,  das  Yerhältniss  nicht  wie  15:  12, 
sondern  wie  10  ;  12.  Der  sächsische  nobilis  zahlt  also  mehr 
als  der  Francus,  während  nach  Heck  das  "Wergeid  des  säch- 
sischen Edelings  kleiner  ist  als  das  des  Francus.  Das  Capi- 
tulare  Saxonicum  kennt  nur  einen  Schilling,  den  fränkischen 
Kleinschilling. ^)  In  c.  11  sagt  es  ausdrücklich:  in  argento 
duodecim  denarios  solidum  faciant.  In  c.  1  und  in  c.  2  wird 
den  Franken  und  Sachsen  in  gleicher  Weise  die  Busse  des 
Köjugsbännes  zu  60  Schillingen  angedroht.  Da  sind  selbst- 
verständlich gleichartige  Solidi,  und  zwar  fränkische  Klein- 
schillinge  gemeint.     Ebenso  in  c.  3. 

Die  Wergelder  der  fränkischen  und  der  sächsischen  Ge- 
meinfreien (Edelinge)  verhielten  sich  nach  Heck  schon  in 
merowingischer  Zeit  wie  15  :  12.^)  Nach  der  Lex  Ribuaria 
hatte  der  Franke  ein  Wergeid  von  200,  der  Saxo  von  160 
Solidi.^)  Daraus  ergiebt  sich  allerdings  ein  Verhältnis»  wie 
15  :  12.  Allein  in  dem  Wergeid  des  Francus  ist  das  Friedens- 
geld inbegriffen,  in  dem  des  Saxo  nicht.*)  Zieht  man  von 
Aen  200  Solidi  den  fredus  ab,  so  verhält  sich  das  Wergeid 
dos  Franken  zu  dem  des  Sachsen  wie  133V3  •*  160.  Die 
Solidi  sind  da  selbstverständlich  gleichartige.*)  Lex  Ribuari» 
36    steht    daher    nicht    im  Einklang  mit  der  Relation,  di< 


')  Heck  S.  251:  „Das  Capitulaxe  Saxonicum  spricht  nur  von 
Solidos  Saxonum  und  bestimmt  dessen  Weriih  ...  in  Münze  auf  12  De 
nare".  Wenn  damit  der  fränkische  Kloiuschilling  gemeint  wäre,  so  wto 
ich  nicht  im  Stande,  damit  die  Gleichung  bei  Heck  S.  135  in  Einklapi 
zu  bringen.  —  »)  Heck  S.  135.  279.  353.  —  »)  Trotz  der  AuefÖhrung» 
Hecks  S.  278  betrachte  ich  den  Fresio  und  Saxo  in  Lex  Rib.  36,  4  •) 
eine  Interpolation  karolingischer  Zeit  —  *)  Die  frühere  fiehaupton 
(Gerichtsverfassung  S.  307),  dass  in  den  160  Solidi  der  fredus  inbegri£Ei 
sei,  hat  Heck  Gemeinfreie  S,  277  aufgegeben,  nachdem  ich  ihr  NobiL 
S.  97  widersprochen  hatte.  —  »)  Ob  grosse  oder  kleine  Schillinge,  kom» 
für  die  Proportion  selbstverständlich  nicht  in  Betracht. 
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Eleck  aus  dem  Capitulare  Saxoaicum  und  aus  der  Ver- 
jleichung  der  Wcrgelder  des  Francus  und  des  sächsischen 
labilis  herausliest. 

Das  TVergeldverhältniss  15  :  12  gewinnt  Heck  nur  da- 
iurch,  dasa  er  mit  dem  von  ihm  vermutheten  sächsischen 
Sonderfrieden  operirt.  Was  er  darunter  versteht,  vermag  ich 
nicht  zu  sagen.  ^)  Da  dieser  Sonderfriede  auch  den  Franken 
ju  Gute  kam*),  muss  etwas  anderes  damit  gemeint  sein  als 
Dine  Verdreifachung  der  sächsischen  Wergelder  und  Bussen, 
die  man  ja  auch  nicht  als  Sonderfrieden  bezeichnen  könnte.') 

Der  sachsische  Sonderfriede  soll  schon  vor  dem  Jahre 
797  gegolten  haben.  Denn  Heck  findet  ein  Zeugniss  dafür 
In  einem  Briefe  Alcuins  von  796:  Si  tanta  instantia  leve 
Christi  iugum  et  onus  suave  durissimo  Saxonum  populo 
praedicaretur,  quanta  decimarum  redditio  vel  legalis  pro  par- 
rissimis  quibuslibet  culpis  edicti  nocessitas  exigebatur,  forte 
baptisraatis  sacramenta  non  abhorrerent.  *)  Das  erwähnte 
edictum  sei  der  sächsische  Sonderfriede,  in  Folge  dessen 
bei  dem  leichtesten  Friedensbruch,  dem  Faustschlag  wie  der 
Kratzwunde    die    dreifache    Busse   des  Yolksrechtes    eintrat. 

')  Der  Sonderfriede  ist  ein  persönlicher  oder  ein  räumlicher. 
Vom  friesischen  Sonderfrieden  sagt  Heck  S.  235:  ,0b  er  galt  für  alle 
Priedensbrüche  der  Friesen  oder  für  alle  Friedensbrüche  in  Friesland, 
muss  zunächst  unentschieden  bleiben.  Doch  scheint  mir,  dasa  die  Aus- 
drucksweise des  Gesetzes  mehr  für  die  zweite  Alternative  spricht."  Im 
ersteren  Fall  wäre  eine  Verdreifachui^  aller  Bussen  gemeint,  die  ein 
Friese  verwirkt,  auch  der  fränkischen,  anglowamischen  u.  s.  w.,  die 
ein  Friese  nach  dem  Personalitätsprincip  aus  Delicten  gegen  Franken, 
-inglowamen  u.  s.  w.  zu  zahlen  hat.  S.  209  spricht  Heck  von  einer 
Erhöhung  des  Friedensschutzes  in  Friesland  und  Sachsen.  Er  scheint 
also  einen  territorialen  Sonderfrieden  zu  meinen.  Ein  derartiger  Sonder- 
friede för  ein  ganzes  .Stammesgebiet  ist  im  Rechte  der  fränkischen 
Keit  ohne  Analogon.  Jedenfalls  müssten  bei  einem  territorialen  Sonder- 
<iieden  die  expatriirten  Sachsen  ausser  Spiel  bleiben,  —  *)  Heck 
S.  272.  —  »)  Um  so  weniger  könnte  ich  die  Uebereinstimmung,  die 
Heck  S.  258  zwischen  den  friesischen  und  sächsischen  Edelingswer- 
geldem  findet,  als  Argument  fOr  einen  sächsischen  Sonderfrieden  gelten 
lassen.  Die  Erhöhung  de^  Wergeids  der  sächsischen  nobiles  wäre  selbst- 
verständlich kein  sächsischer  Sonderfriede  und  hätte  nicht  auch  den 
''^ranken  zu  Gute  kommen  können.  —  *)  Mon.  Germ.  bist.  Epistolae  IV 
!w.  111,  p.  161.    Heck  S.  258. 
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Die  Delicte  der  sächsischen  Capitularien  ^)  könnten  nicht 
als  leichteste  Vergehen  aufgefasst  werden.  Diese  Auslegung 
ist  meines  Erachtens  verfehlt.  Alcuin  trat  für  mildere  Be- 
handlung der  Sachsen  ein.  Das  Christenthum  soll  ihnen 
nicht  durch  harte  Strafen  aufgezwungen  werden.^)  Dabei 
hat  Alcuin  die  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  im  Auge. 
Diese  legt  in  c.  17  die  Zehntpflicht  auf,  deren  strenge 
Geltendmachung  Alcuin  auch  in  anderen  Briefen  bekämpft.') 
Sie  setzt  auf  Uebertretung  des  Pastengebots,  auf  Feuer- 
bestattung, auf  das  Verschmähen  der  Taufe  die  Todesstrafe. 
Der  Edeling,  der  sein  Kind  binnen  Jahresfrist  nicht  taufen 
lässt,  verwirkt  eine  Busse  von  120  Solidi.  Darunter  sind 
immerhin  Delicte,  die  in  Anbetracht  der  Strafsatzung  als  ge- 
ringe bezeichnet  werden  können.  Alcuin  glaubt,  dass  man  die 
Sachsen  bei  milderer  Behandlung  dem  Christenthum  leichter 
gewinnen  könne.  Bei  den  Delicten  denkt  er  an  solche 
kirchlicher  Natur.  Schwerlich  war  er  der  Ansicht,  dass  die 
Sachsen  sich  williger  würden  taufen  lassen,  wenn  sie  für 
eine  Kratzwunde  oder  für  einen  Faustschlag  dreimal  weniger 
zu  bezahlen  hätten. 

Heck  beruft  sich  ausserdem  auf  den  friesischen  Sonder- 
frieden, der  nicht  besser  bezeugt  ist,  übrigens  an  sich  für 
Sachsen  nichts  beweisen  würde,  auf  zwei  Fälle  einer  ver- 
neunfachten  Compositio,  für  welche  das  Recht  der  Ale- 
mannen trotz  mangelnden  Sonderfriedens  ein  Vorbild  ab- 
giebt*),  endlich  auf  die  bei  Ansegisus  überlieferten  säch- 
sischen Capitula,  Cap.  I  160,  c.  4.  6.  Das  4.  Capitel  bestimmt, 
dass  der  durch  rechtswidriges  Fouragiren  in  hoste  verur- 
sachte Schade  tripla  compositione  ersetzt  werden  soll.  Es 
handelt  sich  da   um  einen   Specialfall   der   Heeresdisciplin, 

»)  Das  Cap.  Saxou,  von  797  kann  für  die  Auslegung  von  Alcuins 
Brief  aus  dem  Jahre  796  selbstverständlich  nicht  in  Betracht- kommen, 
sondern  nur  die  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae.  —  ')  Vergl.  Mühl- 
b  ach  er,  Deutsche  Geschichte  unter  den  Karolingern  S.  141.  — 
•)  Epistolae  IV  154.  158.  —  *)  Heck  bezieht  sich  S.  254  auf  Lex  Sax. 
c.  18  (recte  19)  betreffend  den  Mord  und  c.  36  betreffend  den  kleinen 
Diebstahl.  In  beiden  Fällen  verhängt  auch  Lex  Alam.  neunfache 
compositio.  Lex  Alam.  48.  Pactus  Alam.  II  41.  Lex  Alam.  61.  62.  65. 
Pactus  III  26,  V  6.  7.  8.    Vgl.  meine  Rechtsgeschichte  II  644. 


ständerechtliche  Probleme.  '23  t 

aus  welchem  auf  eine  allgemeine  Verdreifachung  der  Bussen^) 
nicht  geschlossen  werden  kann,  geschweige  denn  auf  einen 
Sonderfrieden.  Besonderes  Gevricht  legt  Heck  auf  c.  8;  Si 
aliquis  Saxo  caballos  in  sua  messe  invenerit  et  ipsos  cahal- 
los  inde  ducere  pro  suo  damno  ad  conprobandum  voluerit, 
si  quis  über  homo  hoc  ei  contradixerit  aut  aliquod  malum 
pro  hoc  fecerit,  tripla  compositione  secundum  legem  et  se- 
eundnm  ewam  contra  eum  emendare  studeat  et  insuper  ban- 
num  dominicum  solvat  et  manum  perdat  pro  eo  quod  ino- 
boediens  fuit  contra  praeceptum  domni  imperatoris,  quod 
ipse  pro  pace  statuere  iussit  .  .  .  Die  Stelle  sagt,  dass 
im  Fall  der  Pfandwehrung  der  angerichtete  Schade  drei- 
fach ersetzt,  das  malum,  das  dem  Pfandnehmer  (etwa  durch 
Thätlichkeiten)  zugefugt  ^^nrd,  dreifach  gebüsst  werden  soll. 
Das  simplum  ist  das  damnum,  beziehungsweise  die  auf  das 
malum  gesetzte  Busse.  Ausserdem  ist  die  Bamibusse  ver- 
wirkt. Drittens  verliert  der  Thäter  seine  Hand.  Nur  auf 
den  Handverlust  bezieht  sich  die  Motivirung  aus  dem  prae- 
ceptum pro  pace.  Dass  dieses  einen  Sonderfrieden  oder 
eine  allgemeine  Verdreifachung  der  volksrechtlichen  Bussen 
begründet  habe,  kann  aus  der  Stelle  nicht  gefolgert  werden.^) 
Die  Zahl  15  war  laut  Heck  8.  128  die  Gnindbusse  des 
frankischen  Bussaystems.')  Ausdrücklich  sagt  er  8.  129: 
Die  in  Cap.  3  angeführte  fränkische  Grundbusse  von  15 
Schillingen  ist  selbst  zu  zwei  Dritteln  Privatbusse.*)  Im 
Jahr  797  wurden  nach  Heck  die  Bussen  der  „Pranei"  noch 
inVollsolidi  entrichtet,  das  heisst  in  Solidi  zu  40  Denaren.^) 
Unter  den  Solidi,  welche  die  Sachsen  zahlen,  versteht  aber 
Hecks  Gleichung  sächsische  Kleinschillinge ,  die  er  in  die 
Gruppe  der  Trientwerthe  stellt.*)     Nun  verbietet  aber  das 


»)  Siehe  oben  S.  224,  Anm.  2.  Dass  Futterdiebstahl  im  Heere  in 
den  Volksrechten  »ehr  gering  gebässt  wurde,  kann  ich  Heck  (S.  257) 
nicht  zageben.  Lex  Bainw.  II  5  legt  daffir  den  Schadenersatz  und 
eine  Busse  von  40  Solidi  auf.  Den  servus  triflEl  Todesstrafe.  —  *)  Ueber 
Hecks  Schlussargument  siehe  oben  S.  229,  Anm.  3.  —  »)  Für  das  salische 
Becht  ist  das  richtig,  fSr  das  ribuarische  nur  zum  Theil.  Die  Lex 
Biboaria  baut  eine  Anzahl  von  Bussen  auf  der  Grundzahl  18  au£  Die 
WergeJder  und  deren  Quoten  sind  von  der  Grundzahl  unabhängig.  — 

I  wörtlich  wiederholt  S.  366.  —  »)  Heck  §  18—27.  -  •)  Heck  S. 252. 
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Verhältniss  12  :  15  anzunehmen,  dass  der  sächsische  Edeling 
12  sächsische  Kleinschillinge  büssen  sollte,  wo  die  Busse 
des  gemeinfreien  Franken  15  fränkische  Vollschillinge,  also 
45  fränkische  Triente  betrug.*)  Setzen  "wir  dagegen  voraus, 
das»  der  Franke  15  Triente,  oder  etwa,  dass  er  15  fränkische 
Kleinschillinge  (modificirte  Triente)  zu  zahlen  hatte,  so  kann 
die  Gleichung  Hecks  die  Zahl  15  nicht  als  Grundbusse  der 
den  „Franci"  797  eigenthümlichen  Bussen  verwerthen,  da 
diese  damals  noch  in  YoUsolidi  gezahlt  wurden.  Die  15 
Triente  ergäben  5,  die  15  Kleinschillinge  4^2  YoUsolidi. 
Weder  die  Zahl  5  noch  die  Zahl  4^/2  war  Grundbusse  des 
fränkischen  Busssystems.  Die  „unabhängige  Rechtsgleichung" 
hinkt,  von  welchem  Standpunkt  aus  man  sie  auch  betrachten 
mag. 

Demnach  muss  die  Auslegung,  die  Heck  von  dem  Cap. 
Sax.  c.  3  giebt,  durch  eine  andere  ersetzt  werden.  Ich  be- 
ziehe es  auf  Bussen,  die  an  die  öffentliche  Gewalt  fallen. 
Zu  ihnen  gehört  jedenfalls  die  gräfliche  Bannbusse.  Dei 
"Wortlaut  der  Stelle  schliesst  sie,  wie  Heck  einräumt,  nicht 
aus,  „weil  ja  das  Volksrecht  dem  Grafen  die  Banngewalt 
gab". 2)  Andrerseits  liegt  es  mir  fern,  die  15Solidi  auf  den 
Grafenbann  zu  beschränken.^)  Das  fränkische  Recht  kannte 
ausserdem  eine  Reihe  Von  Fällen,  in  welchen  man  1 5  Solidi 
an  die  öffentliche  Gewalt  verwirkte,  ohne  dass  eine  Privat- 
busse in  Frage  stand.  So  zahlte  der  Franke  15  Solidi,  wenn 
er  den  Sonntag  durch  knechtische  Arbeit  entheiligte.*)  Nach 
dem  Capitulare  Liptinensß^)  büsst  15  Schillingo,  qui  paganas 
observationes  in  aliqua  re  fecerit.  Dieselbe  Busse  stand 
nach  dem  Frankfurter  Capitular  von  794^)  auf  Nichtaimahme 
von  novi  denarii.     Fünfzehn  Solidi  verwirkt,  wer  einen  an- 

^)  Wenn  man  den  Trient  zu  12  Denaren  berechnet  (modificirter 
Trient),  45  fränkische  Kleinschillinge,  wenn  man  sich  au  die  Denar- 
ziffem  (15  X  40)  hält,  600  Denare,  gleich  50  fränkischen  Kleinschillingen. 
Siehe  Heck  8.  146.  149.  —  *)  Heck  S.  131.  —  »)  In  meiner  Rechts- 
geschichte II  167  bemerkte  ich,  dass  797  das  ständisch  abgestufte 
Friedeusgeld  der  Sachsen  zum  sächsischen  Grafenbann  erhoben  wurde. 
Das  behaupte  ich  nach  wie  vor.  —  *)  Decret.  Childeberti  Cap.  I  17, 
c.  14.  Dieser  Satzung  entspricht  es,  dass  nach  Lex  Fris.  18,  1  der 
Ostfriese  durch  opus  servile  am  Sonntag  zwölf  Schillinge  verwirkt,  — 
»)  Cap.  I  28,  c.  4.  —  •)  Cap.  I  74,  c.  5. 
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deren  unbefugt  vor  Gericht  unterstützt  oder  vertritt.^)  Auf 
derartige  Bussfälle  und  auf  verwandte  dürfte  sich  die  Vor- 
schrift des  Cap.  Sax.  c.  3  gleichfalls  erstreckt  haben. 

Eine  Beschränkung  auf  gewisse  Bussen  ist  unvermeid- 
lich und  vermag  auch  Heck  nicht  zu  vermeiden.  Buch- 
stäblich lässt  sich  das  ubicumque  nicht  auslegen.  Denn 
sonst  "Würde  das  cap.  3  nichts  weniger  bedeuten,  als  die  all- 
gemeine Einführung  des  fränkischen  Strafrechtes  in  Sachsen 
mit  Abändpnmg  und  ständischer  Abstufung  der  Bussbeträge. 
Die  Beschränkung  auf  Privatbussen ,  welche  Sachsen  gegen 
Franken  verwirken  und  auf  solche  Reichsgesetze,  die  zu- 
nächst für  die  Franken  erlassen  und  dann  auf  die  Sachsen 
ausgedehnt  worden  waren,  thut  dem  "Wortlaut  der  Stelle 
Gewalt  au.  Dagegen  ergiebt  sich  die  Beziehung  auf  Brüche, 
die  dem  Fiscus  gebühren,  ungezwungen  aus  dem  Zusammen- 
hang. Das  erste  und  das  zweite  Capitel  handeln  vom 
Königsbann.  Das  vierte  spricht  von  der  wargida,  der  säch- 
sischen Urtheilsgebühr,  und  von  einer  pro  districtione  den 
pagenses  gebührenden  Zahlung,  die  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ad  partem  regis  zu  entrichten  sind.  Da  liegt  denn 
nichts  näher  als  c.  3  gleichfalls  auf  Zahlungen  an  die  öffent- 
liche Gewalt  zu  deuten.  2) 

Heck  bestreitet  die  Anwendbarkeit  des  c.  3  auf  die 
gräfliche  Bannbusse.  Es  sei  unwahrscheinlich,  dass  der  Un- 
gehorsam der  unterworfenen  Bevölkerung  milder  bestraft 
worden  sei  als  der  der  Franken.  Die  Strafe  war  kaum 
milder,  wenn  wir  die  grössere  Kaufkraft  des  Schillmgs  bei 
den  Sachsen  berücksichtigen.  Jedenfalls  hat  jene  Erwägung 
Karl  den  Grossen  nicht  gehindert,  auf  Nichtbeachtung  der 

')  Lex  Salica  77.  Cap.  I  113,  c.  4.  Hübner,  Gerichtsurkunden 
nr.  38.  Jüngere  Capitularien  bieten  weitere  Beispiele.  —  *)  Da  die 
Salfranken  797  die  Privatbussen  einschliesslich  der  Friedensgelder  noch 
in  VoUsolidi  zahlten,  giebt  Cap.  Saxon.,  dtts  mit  dem  fränkischen  Klein- 
schilling  rechnet,  in  c.  8  nur  dann  einen  befriedigenden  Sinn,  wenn 
man  die  15  Solldi  auf  eine  in  solchen  Kleinschillingen  geläufige  Busse 
bezieht.  Eine  solche  kann  nur  in  jenen  der  öffentlichen  Gewalt  ver- 
fallenden Brüchen  gesucht  werden,  die  damals  meines  Erachtens  nicht 
nm-  bei  den  Ribuariem,  sondern  auch  bei  den  Saliern  bereits  in  Klein- 
schiilingen  fällig  wurden.    Doch  hängt  dies  mit  meiner  von  Heck  be- 

Ien  Auffassung  des  Constitutum  Pippiui  zusammen. 
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Vorladung  vor  Gericht  statt  der  frankischen  Busse  von 
15  Solidi  die  Bussen  von  4,,  resp.  2.,  resp.  l  Solidus  zu 
setzen.  *) 

Heck  stützt  sich  auf  c.  31  der  Capitulatio  de  partibus 
Saxoniae,  wodurch  die  gräfliche  Bannbusse  von  1 5  Schillingen 
eingeführt  worden  sei.  Diese  habe  sonach  797  in  Sachsen 
und  für  die  Sachsen  gegolten  und  sei  auch  nach  797  in 
Geltung  geblieben.  Die  Norm  des  cap.  3  setze  eine  nur 
für  die  Franci,  aber  nicht  schon  für  die  Sachsen  zahlen- 
mäfsig  begründete  Leistungspflicht  voraus.^)  Diese  Argumen- 
tation wird  den  Anfangsworten  der  Stelle:  Item  placuit 
Omnibus  Saxonibus  nicht  gerecht.  Ob  und  wie  weit  in  dem 
„fortwährend  revoltirenden  Lande"  die  gräfliche  Bannbusse 
von  1 5  Solidi  durchgedrungen  war,  mag  dahingestellt  bleiben. 
Jedenfalls  war  die  Capitulatio  der  grossen  Mehrheit  des 
Sachsenvolkes  wider  Willen  aufgezwungen  worden.  Im  Jahre 
797  handelte  es  sich  darum,  die  Zustimmung  der  Sachsen 
zu  gewinnen.  Das  Capitulare  Saxonicum  verfolgt  die  Ten- 
denz, grössere  Milde  walten  zu  lassen,  wie  dies  Alcuin  ge- 
rathen  hatte.  Zu  deu  Compromissen,  die  damals  zu  Stande 
kamen,  zählt  c.  3  des  Cap.  Saxonicum,  das  die  Bestimmung 
der  Capitulatio  c.  31  stillschweigend  beseitigt.  Dass  die 
fragliche  Busse  von  15  Solidi  bis  dahin  nur  für  die  Franken 
gegolten  habe,  setzt  o.  3  nicht  notbwendig  voraus.  Die  Stelle 
giebt  ganz  guten  Sinn,  wenn  man  sie  auf  den  durch  das 
Cap.  Saxonicum  geschaffenen  Rechtszustand  deutet. 

Dass  0.3,  wie  Heck  folgert,  sich  nicht  auf  specielle 
Bannbefehle,  sondern  auf  ständige  Bussen,  nämlich  auf  die 
Bussen  des  Yolksrechts  beziehen  müsse,  weil  c.  1  und  2  von 
ständigen  Bannbussen  handeln,  vermag  ich  trotz  besten 
Willens  nicht  einzusehen.  Ebensowenig,  dass  in  c.  3  neben 
dem  kleinen  Grafenbann  auch  der  grosse  hätte  geregelt 
werden  müssen.  • 

Um  nicht  am  Ende  ein  Argument  zu  vergessen,  das 
Heck  vielleicht  als  eines  seiner  wichtigsten  betrachtet,  muss 

')  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  S.  116,  Amn.51:  «Es  leidet 
keinen  Zweifel,  dass  auch  in  dem  Cap.  Sax.  a.  797,  c.  5  die  mannitio 
ad  placitum  als  bannitio  aufzufassen  ist."  Vergl.  meine  Rechtsge- 
schichte n  389.  —  »)  Heck  S.  182. 


( 


I 


Ständerechtliche  Probleme.  235 

ich  noch  auf  die  Schlusssätze  seines  §  16  eingehen,  Heck 
düjikt  es  vor  allem  unwahrscheinlich,  dass  eine  so  nichtige 
Einschränkung  der  gräflichen  Autorität  gewisaermafsen  ver- 
steckt, unter  der  Hand  verfügt  wurde,  ohne  das  Amt  des 
Grafen  überhaupt  zu  erwähnen.  „Aus  dem  Texte  des  Capi- 
tulars  konnte  kein  sächsischer  Graf  errathen,  dass  ihm  seine 
bisherigen  Befugnisse  genommen  waren.^  Die  sächsischen 
Grafen,  die  auf  dem  Aaehner  Reichstage  von  797  zugegen 
waren,  werden  es  wohl  aus  den  Yerhandlungen ,  die  nicht 
anwesenden  sonst  wie,  vielleicht  durch  besondere  Instruc- 
tionen erfahren  haben.  Uebrigens  darf  man  die  Logik  der 
sächsischen  Grafen  nicht  gar  zu  gering  einschätzen.  Cap. 
Sax.  c.  3  setzt  die  Kenntniss  fränkischen  Rechtes  voraus. 
Der  Graf  musste  also  wissen ,  welche  Rolle  da  die  Brüche 
von  15  Schillingen  in  der  gräflichen  Wirksamkeit  spielte. 
Hatte  er  den  Wortlaut  des  c.  3  vor  Augen,  so  gehörte  kein 
besonderer  Scharfsinn  dazu,  um  zu  ersehen,  dass  er  in  Fällen 
des  kleinen  Grafenbannes  vom  sächsischen  Edeling  nicht  15, 
sondern  1 2  Schillinge  zu  fordern  habe.  Immerhin  iiesa  sich 
dies  leichter  errathen,  als  dass  c.  3  auf  Delicto  der  Sachsen 
gegen  Franken  zu  beziehen  sei  und  auf  ältere  Reichsgesetze, 
die  zunächst  für  die  Franken  erlassen,  auf  die  Sachsen  aus- 
gedehnt worden  waren. 

Beziehe  ich  c.  3  des  Cap.  Sax.  auf  Bussen,  die  der  öffent- 
lichen Gewalt  gebühren,  so  büsst  nach  Heck  S.  130  „die 
Stelle  jede  eigene  Bedeutimg  für  die  Standesverhältnisse  ein". 
Das  geht  mir  etwas  zu  weit  Denn  es  bleibt  noch  immer 
die  Abstufung  innerhalb  der  sächsischen  Stände  übrig.  Auch 
deutet  ja,  vrie  ich  Nobilea  S.  100  bemerkte,  der  Ausdruck 
nobiliores  auf  eine  Auslese  aus  dem  Volke  der  Sachsen  hin. 
die  gegen  die  Identificirung  mit  den  Gemeinfreien  spricht.*) 
Allerdings  versagen  bei  der  gewonnenen  Auslegung  von  c.  3 
die  Schlüsse,  die  Heck  aus  der  „unabhängigen  Rechts- 
l^elchung''  zieht. ^) 

«)  Wittich  in  dieser  Zeitschrift  XXII  274  urd  v.Wretschko, 

Dentsche  Literaturzeitung  1901 ,  nr.  51/52,   sp.  3259   stimmen   mir   in 

diesem  Puncte  bei.  —  *)  S.  169  folgert  Heck  aus  Cap.  Sax.  c  3,  däss 

^797  die  Wergelder  der  salischen,  ribuArischen  und  chamaTlschen  Franken 

..... 


236  Heinrich  Brunner, 

YI.   Bedeatnng  und  Umdeutung  von  ingenuus. 

Die  Volksrechte  bezeichnen  den  Freien  entweder  als 
ingenuus  oder  als  Über.  Ingenuus  heisst  er  bei  den  West- 
gothen  ^)  und  bei  den  Burgundern,  in  den  fränkischen  Leges 
und  im  Pactus  Alamannorum.  Dagegen  verwenden  das  Wort 
Über  der  Edictus  Langobardorum ,  die  Lex  Alamannorum, 
die  Lex  Baiuwariorum,  wo  sie  nicht  aus  der  westgothischen 
Vorlage  den  ingenuus  herübernahm,  die  Lex  Angliorum  et 
"Werinorum,  die  Lex  Frisionum  und  die  Lex  Saxonum. 

Dass  liber  die  Bedeutung  frei  hat,  folgt  schon  aus  frea 
in  Liutprand  94.  120  und  aus  fulcfrea,  fulcfree  in  Rothari  2 16. 
224.  Frio,  freo,  friman,  freoman  heisst  der  Freie  bei  den 
Angelsachsen. 2)  Das  Wort  Über  kann  den  Freigelasseneu 
in  sich  schliessen.  Dass  es  aber  auf  den  „Minderfreien" 
eingeschränkt  wurde,  wie  Heck  behauptet^),  muss  ich  be- 
streiten. 

Einen  besonders  anschaulichen  Beleg  soll  dafür  das 
Capitulare  de  latronibus*)  darbieten.  Es  unterscheide  zwei 
Klassen  von  Personen.  C.  2:  8i  latro  de  liberis  personis 
fuerit  ortus.  C.  4 :  De  liberis  hominibus  et  ecclesiasticis  aut 
fiscalinis  . .  .  iudicentur.  Da  in  c.  2  der  Stand  der  Gemein^ 
freien  genamit  sei,  so  bleiben  nach  Heck  für  die  liberi  des 
c.  4  nur  die  Minderfreien.  Diese  Schlussfolgerung  trifft  nicht 
zu.  C.  2  spricht  von  einem  latro,  der  von  freien  Personen 
abstammt.  Seine  Vorfahren  können  auch  Freigelassene  ge- 
wesen sein.  C.  4  ist  nicht  vollständig  citirt.  Die  Stelle  fährt 
nach  iudicentur  fort:  et  antequam  per  bonorum  hominum 
liberorum   testimonium  bonam  famam  habentium  repro- 


herrachenden  Ansicht  zum  Vorwurf  gemacht,  dass  ihre  Auffassung  des 
Constitutum  Pippini,  welches  im  Rheimser  Concil  von  813  erwähnt 
wird,  in  Widerspruch  stehe  zu  den  Anhaltspuncteu  für  die  üeberein- 
Stimmung  der  salischen  und  der  ribuarischen  Wergelder,  die  wir  für 
die  Jahre  797  and  813  besitzen.  Um  diesen  Vorwurf  braucht  sich  die 
herrschende  Ansicht  wahrlich  nicht  zu  grämen,  soweit  er  das  Jahr  797 
betrifft,  Eomal  Cap.  8ax.  c.  8  mit  den  Wergeidsätzen  nichts  zu  thuu 
hat.  Mit  den  angeblichen  Anhaltspuncteu  aus  dem  Jahre  813  wird 
sich  der  Schluss  des  folgenden  Abschnittes  beschäftigen. 

')  Ebenso  im  Ed.  Theoderici.  —  *)  Schmid,  Ges.  der  Ags.  S.  583.  — 
«)  Gemeiufreie  S.  62.  —  ♦)  Cap.  I  180. 
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bentur  aut  per  iudicium  Dei,  nequaquam  dieciplinis  con- 
stringantur  neque  de  rebus  suis  expolieutur.  Das  Wort  liberi 
kann  innerhalb  desselben  Satzes  füglich  nicht  in  zweifachem 
Sinne  genommen  sein,  einmal  den  Minderfreien  hn  Sinne 
Hecks,  das  andremal  den  Freien  schlechtweg  oder  den  Ge- 
meinfreien bedeuten.  Auch  für  den  freigeborenen  latro  soll 
die  Vorschrift  des  c.  4  gelten.  Auch  er  soll  nicht  vor  der 
TJeberführung  seines  Vermögens  beraubt  werden.  In  c.  6 
wiederholt  sich  die  Zusammenstellung  des  liber  mit  dem 
ecclesiasticus.  Auch  hier  ist  der  liber  der  Freie  schlecht- 
weg. Das  Wort  liber  hat  in  c.  4  genau  dieselbe  Bedeutung 
wie  in  c.  2.  Es  enthält  eine  für  alle  Freien  geltende  Vor- 
schrift, während  in  c.  2  für  den  latro,  der  von  liberi  ab- 
stanmit,  eine  Sondervorschrift  getroffen  wird. 

Heck  beruft  sich  ausserdem  auf  Tassilos  Dingolfinger 
Dekrete  c.  5,  LL.  HI  460:  nobiles  et  liberi  et  servi.  Da 
nobilis  hier  „ganz  sicher"  den  Gemeinfreien  bezeichne,  so 
sei  der  liber  der  Minderfreie,  um  nicht  die  Controverse 
über  die  Stellimg  der  nobiles  in  den  jüngeren  bairischen 
Quellen  hier  vorwegnehmen  zu  müssen,  beschränke  ich  mich 
vorläufig  auf  die  Bemerkung,  dass  sie  die  Gemeinfreien  ah 
solche  sicherlich  nicht  sind.*) 

Da»  Wort  ingenuus  hat  nach  Heck  in  der  Lex  Salica 
jmd    in   den   älteren  Theilen   der  Lex  Ribuaria   eine  weit 


m 


E  *)  Heck  verstellt  unter  den  Gemeinfireien  die  makellos  geborenen 
Angehörigen  eines  altfreien  Geschlecht«.  Dass  der  bairische  nobilis 
sich  in  die^e  Begriffsbestimmung  nicht  einfügt,  hätte  Beck  aus  der 
von  ihm  S.  78  citirten  Passauer  Urkunde  (785—798)  ersehen  können: 
Tagadeo  .  .  nobilis,  sicut  in  provincia  solent  fieri.  Das  heisst  nicht 
nobilis  nach  provinziellem  Sprachgebrauch,  sondern  ein  nobilis,  wie 
man  ein  solcher  in  Baiem  za  ■werden  pflegt.  Tagadeo  bedeutet 
wörtlich  servus  quotidianus,  Tagknecht,  dagescalcus.  dagewerchte,  also 
den  niedrigste«  Knecht.  Dass  der  makellos  geborene  Angehörige  eines 
altfreien  Geschlechtes  den  Namen  Tagknecht  fahrte,  wäre  höchst  ver- 
wunderlich.   Offenbar  gab  die  Durchsichtigkeit  des  Namens  Tagadeo 

n  Anlaps,  das  Prädikat  nobilis  dadurch  zu  erklären,  dass  es  in  Baiem 
der  sonstigen  Anwendung  des  Wortes  abwich.    Auch  Luschia 

Ebengreuth,  Oesterr.  Reichsgeschichte  S.  79  betrachtet  die  jünge- 
ren bairischen  nobiles  nicht  als  die  Gemeinfreien.  „Der  alte  Adel  hat 
seine  rechtliche  Anerkennung  alr.  Stand  verloren,  und  eine  Klasse  an- 
gesehener Männer,  deren  St^ellmig  auf  verschiedenen  Grundlagen  beruht«, 
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engere  Bedeutung  als  in  den  späteren  Quellen.^)  In  jenen 
bezeichne  es  durchaus  technisch  den  gcmeinfreien  Germanen. 
„Man  kann  von  einem  älteren  merowingischen  und  einem 
jüngeren  karolingischen  ingeuuus  reden."  ^)  In  dem  mero- 
wingischen ingenuus  liege  eine  Uebersetzung  des  deutschen 
Wortes  adaling  vor.^)  Ausserdem  finde  sich  ingenuus  in 
dem  weiteren  Sinne  von  frei,  schliesse  da]ier  den  Frei- 
gelassenen in  sich,  so  schon  in  jüngeren  Theilen  der  Lex 
ßibuaria.*)  In  der  karolingischen  Zeit  habe  die  Aequivalenz 
ingenuus  frei  vorgeherrscht.  Ingenuus  bedeute  da  den 
Gegensatz  zu  servus.  Was  die  nachfränkische  Zeit  betrifft, 
so  soll  hinwiederum  die  Aequivalenz :  ingenuus  nobilis  =^  edel, 
erklären^),  dass  wie  Waitz^)  bemerkt,  von  den  mehreren 
Ausdrücken,  die  für  Freiheit  üblich  waren  (liber,  einzeln 
Überaus,  ingenuus),  einer  (ingenuus)  mit  einer  gewissen 
Vorliebe  für  das  Geburtsrecht  voller  Freiheit  gebraucht 
worden  ist. 

Ein  älterer  Sprachgebrauch,  der  das  Wort  ingenuus  auf 
den  gemeinfreien  Germanen  beschränkt,  lässt  sich  genau  ge- 
nommen nicht  anerkennen.  Die  Lex  Burgundionum  bietet 
zahlreiche  Stellen  dar,  in  welchen  auch  der  Romanua  als 
ingenuus  bezeichnet  \s'ird,  z.B.  YIII,  1:  Si  ingenuus  .  .  . 
tarn  barbarus  quam  Romanus  .  .  .,  lY  3  quicumque  ingenuus 
tarn  Burgundio  quam  Romanus,  XXVI  1.  2:  obfeimati  Bur- 
gundioni  vel  Romano  nobili  und:  de  mediocribus  personis 
ingenuis  tarn  Burgundionibus   quam  Romanis.     Andrerseits 

hat  diesen  Platz  eingenommen."  In  meiner  Bechtsgeschichte  hatte  ich 
die  Erörterung  dieser  Frage  dem  dritten  Bande  vorbehalten,  weil  sich 
die  Entwicklung  erst  ans  den  Quellen  der  nachfrftnkischen  Zeit  völlig 
übersehen  iSsst. 

»)  g.  108.  —  *)  S.  6.3.  —  «)  Daraus  soll  sich  erklären,  dass  es  in 
Lex  Rib.  67,  5  heisst:  si  quis  pro  hereditatem  vel  pro  geuuitatem 
certare  coeperit.  Geuuitas  sei  nur  eine  wurzelhafte  Wiedergabe  von 
adel  oder  adeldom.  Heck,  Gemeinfreie  S.  112.  Genuitas  ist  Coixuptel 
von  ingenaitas.  Von  den  Handschriften  der  A- Klasse  haben  5,  von 
denen  der  B- Klasse  alle  ingennitas.  Vergl.  übrigens  genio  statt  ingenio 
bei  Liutpr.  80.  Indem  ein  Abkürzungszeichen  filr  in  übersehen  wurde, 
konnte  ans  ingenuitas  leicht  genuitas  entstehen.  —  *)  8.  64,  Anm.  3 
führt  Heck  dafür  unter  anderem  das  Wort  genuitas  aus  Lex  Rib.  67,  5 
allerdings  mit  einem  Fragezeichen  an.  Mir  ist  das  schlechterdings 
unverstandlich.  —  »)  S.  110  f.  -   •)  Verfassuugsgeschichte  V  435. 
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werden  schon  in  Concilien  des  sechsten  Jahrhunderts  ^)  und 
ebenso  in  den  ältesten  Freilassungsurkunden  die  Ausdrücke 
ingenuus  und  ingenuitas  auf  Freigelassene  bezogen.  Form, 
Visigothicae  nr.  2;  ingenuum  te  civemque  Romanum  esse 
constituo;  Form.  Andeoav.  20:  te  .  .  .  ingenuum  esse  preci- 
pimus  tamquam  ab  ingenuis  parentibus  fuissis  procreatus. 
Das  Formular  der  Freilassungsurkunden  lehnt  sich  an  den 
überlieferten  römischen  Typus  an.  Die  römiöche  Freilassungs- 
form macht  den  Freigelassenen  zum  Romanus.  Auch  dieser 
ist  ein  ingenuus. 

Was  die  Lex  Salica  betrifft,  so  ist  es  richtig,  dass  sie 
unter  dem  ingenuus  den  gemeinfreien  Franken  meint.  Das 
ist  eine  durch  den  Zweck  der  Lex  gestattete  und  durch  die 
Technik  der  Redaction  gebotene  Breviloquenz.^)  Die  Lex 
Salica  hat  eben  im  Allgemeinen  nur  mit  Salfranken  und  in 
erster  Linie  mit  den  gemeinfreien  Salfranken  zu  thun.  So 
wie  mitunter  das  si  quis')  oder  das  Wörtchen  alter*)  den 
freien  Franken  im  Gegensatz  zum  Romanus  oder  auch  zum 
servus  bezeichnet,  so  wird  ingenuus  constant  für  den  ge- 
meinfreien Franken  verwendet.  Dass  aber  die  Lex  auch 
die  Existenz  von  nicht  salischen  ingenui  ins  Auge  fasst,  zeigt 
Titel  4 1 :  de  homicidiis  ingenuorum,  der  zunächst  in  c.  1  den 
Fall  behandelt,  si  quis  ingenuo  Franco  occiderit  und  in  §  5 ff. 
das  Wergeid  der  Romani  bestimmt.  In  einer  Ifovelle  hohen 
Alters  wird  der  Romanus  ingenuus  genannt.^) 

Li  der  hex  Ribuaria  bedeutet  ingenuus  fast  immer  den 
gemeinfreien  Ribuarier.  Der  freigeborene  Römer  stand,  ab- 
gesehen von  dem  advena  Romanus  und  von  dem  Kleriker') 
in  tit.  36,  ausserhalb  ihres  Gesichtskreises.  Der  Romanus 
der  Lex  Rib.  ist  im  Uebrig6n  ein  Freigelassener.     Für  ihn 

•)  Darauf  hat  bereits  Heck  S.  64,  Anm.  1  hingewiesen.  —  *)  An 
den  Worzelsinn  von  ingenana  oder  an  den  klassischen  Sprachgebrauch 
hat  man  dabei  sicherlich  nicht  gedacht.  —  »)  Lex  SaL  14, 1:  si  quis 
hominem  ingennom  expoliaverit,  14,  2 :  si  vero  Romanos  barbaro  salico 
expoliaverit,  14,  3:  si  yero  Fnuicos  Romano  expoliaverit.  —  *)  In  Lex 
SaL  20,  1 :  si  qois  altemm  wiftunm  debilitaverit .  ist  nnter  dem  alter 
der  fireie  Franke  verstanden,  nicht  auch  der  Romanns,  der  servos  und 
Utas.  —  •)  Lex  SaL  79,  2  bei  Kessels,  Cap.  IV  1  bei  Geffcken:  ant 
Romanum  ingenamn  vel  tributarium  aut  milit^em.  —  •)  Der  clericus 
ingenaos  in  S6,  5  ist  ein  Rdmer.    Sohm,  LL.  Y  230,  Anm.  74. 
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wird  ebenso  wie  für  den  tabularius  das  Wort  ingenuus  in- 
sofern gebraucht,  als  von  einem  ingemius  relaxatus,  von  in- 
genuum  dimittere,  facere  die  Rede  isi^) 

Ein  Wechsel  des  Sprachgebrauchs  lässt  sich  nicht  er- 
weisen. Wie  in  merowingischer  und  in  nachfränkischer  Zeit 
bedeutet  auch  in  karolingischer  ingenuus  vorzugsweise  den 
Freigebornen,  „das  Geburtsrecht  der  vollen  Freiheit".  Da- 
neben wird  in  Wendungen,  die  durch  den  Zusammenhang 
keinen  Zweifel  offen  lassen,  ingenuus  ebenso  wie  früher  für 
Freigelassene  gebraucht. 

Was  Heck  für  den  Wechsel  des  Sprachgebrauchs  an- 
führt 2),  findet  sich  schon  in  merowingischer  Zeit,  so  die 
Gegenüberstellung  von  ingenuus  und  servus'^),  die  Beziehung 
von  ingenuus  auf  den  Freigelassenen*),  die  „Wortverbin- 
dungen carta,  libella(!)  ingenuitatis"^),  die  Formel  tam  in- 
genui  quam  servi  (servientes)  in  den  Immunitätsurkunden.*) 
Anderes,  was  er  beibringt,  fällt  überhaupt  nicht  in's  Ge- 
wicht. ') 

*)  Dass   in  57,  1  bei   dem   denarialis  von   einem  ingenuum  de- 
mittere  gesprochen  wird,  hat  die  Lex  Ribuaria  mit  Lex  Salica  26  ge- 
mein. —  *)  S.  64.  —  *)  Für  die  merowingische  Zeit  siehe  die  Citate  bei 
Heck  S.  64,  Anm.  2.    Ausserdem  etwa  Lex  Burg.  6, 10.  30,  1  und  2. 
70, 1  u.  öfter.  Lex  Salica  11.  12:  de  furtis  ingenuorum  vel  efiracturis  — 
de  furtis  eervorum  vel  efeacturis.  —  *)  Siehe  oben  S.  239.  —  *)  Cartola 
iixgenuitatiß  in  Marculf  II  29.   Ingenuitas  für  carta  ing.  Marculf  II  82.  33. 
—  •)  Marculf  I  3:  aut  de  ingenuis  aut  de  servientibus  ceterisque  natio- 
nibus  (genau  so  in  der  von  Heck  für  die  karolingische  Zeit  S.  65,  Anm.  1 
citirten  Urkunde  Dronke,  Cod.  Fuld.  nr.  46).    Diplomata  ed.  Pertz  M  15 
(von  635):  de  eorum  hominibus  aut  de  ingenuis  aut  de  servientibus  in 
eorum  agris  commanentibns,  M  72  (a.  700) :  nee  homines  tam  ingenuos 
quam   servientes.     Servientes  bedeutet   servi.     Siehe  Marculf  II  52. 
Statt   servientes  tritt  nachmals  servi  ein.     Doch  findet  sich  noch  ia| 
karolingischer  Zeit   servientes.    So  z.B.  in  Beyer,   Mittelrhein.  UB.j 
nr.  17.   nr.  57:    tam   Fraueos   quam   ecclessiasticos    vel   servientes.   — : 
')  Se  ingenuare  in  Cap.  I  140,  c.  4,  I  185,  c.  4  (i.e  ingenuare  et  facere  j 
se  bargildiones)  bezieht  sich  auf  servi,  die  sich  der  Unfreiheit  wider- 
rechtlich entziehen   und  für  Freie  ausgeben.    Vgl.  Cap.  I  113,  <-.  5.  —1 
De  statu  ingenuitatis  in  Cap.  I  49,  c.  10,  I  201,  c.  4  (italienisch),  I  315! 
c.  2  betrifft  den  Freiheitsprocess.    Nach  r315,  c.  2  soll  der  Beklagt« 
seine  Freiheit  durch  einen  Zwölfereid  vertheidigen.    Hier  ist  ein  Frei 
geborener,  nicht  ein  Freigelassener  gemeint.    Was  Heck  S.  64,  Anm.  ■' 
anführt,  Cap.  I  292,  al.  15 ff.:  si  quis  servum  alienum  .  .  .  ingcnuui 
dimiserit,  ist  ein  Citat  aus  der  dort  ausdrücklich  genannten  Lex  Salier 
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Heck  beruft  sich  insbesondere  auf  den  Brief  Ludwigs  I. 
an  den  Erzbischof  von  Trier  von  819,  Cap.  I  356,  wo  dieser 
über  den  modus  absolutionis  et  manumissionis  sagt:  scriba- 
tur  ei  libellus  perfectae  et  absolutae  ingenuitatis  more,  quo 
hactenus  huiusmodi  libelli  scribi  solebant,  civera  Romanum 
hbere  potestatis  continens.  „Wenn,  so  folgert  Heck'),  der 
Rechtszustand  der  Freigelassenen  als  perfecta  et  absoluta 
ingenuitas  bezeichnet  werden  konnte,  dann  war  jede  Erinne- 
rung an  den  altlateinischen  Sprachgebrauch  der  merowingi- 
schen  Yolksrechte  verschwunden."  Allein  von  integra  in- 
genuitas sprechen  die  Freilassungsforraeln  seit  dem  Anfang 
des  siebenten  Jahrhunderts. 2)  Jedenfalls  ist  mit  der  perfecta 
et  absoluta  ingenuitas  nicht  mehr  gemeint  als  mit  dem  bene 
ingenuus  et  absolutus  der  Formula  Arvernensis  nr.  3. 

Mit  Rücksicht  auf  den  allgemeinen  Sinn,  den  es  erlangt 
habe,  erhält  nach  Heck ')  das  "Wort  ingenuus ,  wenn  es  den 
Gemeinfreien  allein  mit  Ausnahme  des  Minderfreien  be- 
zeichnen soll,  einen  Zusatz.  „So  finden  wir  bene  ingenuus 
und  ingenuus  ab  ingenuis  parentibus  natus."  Allein  bene 
ingenuus  wird  gerade  auch  von  dem  Freigelassenen  in  den 
Freilassungsformeln  *)  gebraucht,  wie  Heck  selbst  an  anderer 
Stelle  bemerkt  hat'),  und  zwar  schon  in  merowingischer 
Zeit.  Die  Personen,  die  da  bene  ingenui  sein  sollen,  sind 
Unfreie,  die  zum  cartularius  oder  tabularius  freigelassen,  also 
zu  Minderfreien  im  Sinne  Hecks  erhoben  werden.  Also 
wird  man  nicht  sagen  dürfen,  dass  ingenuus  den  Zusatz  bene 
erhalte,  um  den  Gemeinfreien  mit  Ausschluss  des  Minder- 
freien zu  bezeichnen.  Mit  Recht  bemerkt  schon  Felix 
Hahn®):  „Bene  ingenui  ist  nur  eine  schmückende  Bezeich- 
nung oder  so  viel  als  zweifellos"  (frei).  Selbstverständlich 
wird  bene  ingenuus  ebenso  wie  ingenuus,  und  zwar  in  erster 
Linie  für  den  Freigebomen  verwendet.') 

')  S.  65.  —  »)  Form.  Andec.  20,  Marc.  II  29,  Carla  Sen.  6.  Vgl. 
Form.  Alsat.  19  —  »)  S.  65.  —  *)  Marculf  I  52:  bene  et  integre  in- 
genona  . . .  debeaa  permanere.  Form.  Arvem.  3.  Form.  Bitur.  8.  9.  — 
•)  S.  112.  —  •)  Könige  VIU  2,  S.  76.  —  ')  Die  Freilassungsformeln  sagen 
nicht  selten,  der  Freigelassene  solle  so  frei  sein  tamquam  .si  ab  ingenuia 
parentibus  fnisset  natus,  procreatus.  Form.  Bit.  8,  Carta  Senon.  1, 
Bignon  2,  Wartmann  nr.  417.    Einzelne  Formeln  und  Urkunden  (citirt 
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Der  allgemeine  Wortsinn  von  ingenuus  ermöglichte  nach 
Heck  eine  Verengerung  auch  nach  der  Richtung,  dass  das 
"Wort  nur  den  Freigelassenen  bedeutet.  Freigelassene 
würden  nicht  nur  in  der  Lex  Chamavorum  ^),  sondern  ebenso 
in  den  Capitularien  mit  dem  Worte  ingenui  bezeichnet. 
Hecks  Belege  aus  den  Capitularien  sind:  I  215,  c.  1:  si 
quis  per  cartam  ingenuus  dimissus  fuerit,  I  171,  c.  6:  de 
hie  qui  a  literarum  conscriptione  ingenui  fuerint.  Diese 
angebliche  Verengerung  des  Begriffes  ingenui  war,  wie  oben 
dargethan,  bereits  im  siebenten  Jahrhundert  vorhanden. 

In  seinem  "Werk  über  die  altfriesische  Gerichtsverfassung 
hatte  Heck  das  Wergeid  des  anglowarnischen  Adaling  und 
des  chama vischen  Francus  liomo  in  Höhe  von  600  Schillingen 
mit  dem  Wergeid  des  gemeinfreien  Franken  von  200  SoUdi 
dadurch  in  Einklang  gebracht,  dass  er  die  600  Solidi  als 
Silbersolidi,  die  200  Solidi  als  Goldsohdi  auffasste.^)     Jetzt 

bei  Heck  S.  102)  steigern  den  Ausdruck.  Der  Freigelassene  solle  so 
frei  sein  tamquam  si  de  j)arentibus  bene  nobilibus  faisset  procreatus 
vel  natus,  Form.  Laudun.  14  (Freilassung  in  der  Kirche  zum  Romanus); 
liberi  quasi  de  ingenuis  et  nobilissimis  Alamannis  sint  geniti,  Col- 
lectio  Sangall.  16  (nicht  "weniger  als  50  mancipia  werden  in  dieser  Wei«e 
freigelassen);  velnti  nobili  prosapia  genitus  in  Urk.  Karls  III  von  887. 
Mühlbacher  nr.  1705  (denariatio).  Derlei  Superlative  wollen  nur  die 
volle  Unabhängigkeit  des  Freigelassenen  von  jeder  Schutzhörigkeit 
hervorheben.  Hecks  Schluss  auf  die  Bedeutung  von  nobilis,  bene  nobi- 
lis,  nobilissimus  gestatten  sie  nicht.  Praktische  Wirkung  haben  sie 
für  die  Stellung  des  Freigelassenen  ebenso  wenig,  wie  etwa  gemalte 
Ahnen  för  den  Nobilitirten  bei  der  Ähnenprobe.  Vermathlich  in  An- 
lehnung an  jene  Redewendung  heisst  es  in  Concil.  Tribur.  von  896, 
Cap.  II  235,  c.  38,  dass  wenn  ein  liber  eine  liberta  heiratet,  ulteriuK 
habere  debebit  tamquam  unam  ex  nobili  genere  progenitam.  Modern 
ausgedi-ückt  hätten  die  Concilsväter  ebensogut  sagen  können:  die  Ehe 
soll  so  beständig  sein,  als  hätte  er  nicht  eine  Freigelassene,  sondern 
eine  Adelige  mit  16  adeligen  Ahnen  geheirathet.  Heck  folgert  jedoch 
aus  dieser  Stelle  S.  107,  dass  bei  den  verschiedenen  deutschen  Stämmen 
des  ostfränkischen  Reiches  nobilis,  edel,  den  Gemeinfreien  bedeute.  Die 
Concils Väter  wollen  die  Ehe  des  Gemeinfreien  mit  der  „edlen  Frau* 
nicht,  wie  Heck  S.  835  meint,  als  Muster  der  ebenbürtigen  Ehe,  son- 
dern als  Widerspiel  einer  Missheirath  des  Mannes  hinstellen. 

*)  Darüber  habe  ich  meinen  Bemerkungen  in  dieser  Zeitschrifl 
XIX  88  nichts  hinzuzufügen.  —  *)  lieide  Summen  betrachtete  er  ohne 
weiteres  als  gleich werthig,  indetn  er  ein  Werthverhältniss  des  Silber- 
Bolidus  Kum  Goldsolidus  wie  1  :  3  zu  Grunde  legte. 
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aat  er  seine  frühere  Position  etwas  verändert.  Die  cha- 
navischen  und  anglowamischen  Wergelder  seien  allerdings 
ji  Kleinschillingen,  d.h.  in  Schillingen  zu  12  Denaren  an- 
gegeben. Allein  das  vermeintliche  Adelswergeld  sei  das 
Ute  in  Kleinschillinge  umgerechnete  Wergeid  der  fränkischen 
Semeinfreien.  Da  dieses  200  Solidi  zu  je  40  Denaren,  also 
566'/j  Kleinschillinge  (ä  12  Denare)  betrug,  so  sei  die  Diffe- 
renz von  66^/3  Solidi  durch  Abrundung  nach  unten  zu  er- 
klären. ^ 

Anders  operirt  Heck  hinsichtlich  der  chamavischen  in- 
^enui  und  der  anglowarnischen  liberi,  die  er  bekanntlich  für 
Minderfreie  erklärt.  Die  beiden  Leges  geben  dem  ingenuus 
resp.  liber  ein  Wergeid  von  200  Solidi.  Die  „Libcrtineu", 
[lämlich  der  cartularius,  der  tabularius  und  der  homo  regius, 
baben  in  der  Lex  Ribuaria  1 00  Vollschillinge.  Das  gäbe 
in  Kleinschillingeu  333^/»  Solidi.  Auch  hier  eine  Abrimdung 
nach  unten  anzunehmen,  geht  fuglich  nicht  an.  Denn  133i/$ 
Solidi  streicht  man  nicht  so  leicht  weg  als  66^^,3  Solidi. 
Heck  hilft  sich  daher  damit,  dass  er  erklärt,  das  Libertinen- 
srergeld  sei  „einfach"  das  alte  Adalingswergeld  (das  heisst 
ias  Wergeid  des  Gemeinfreien)  umgedeutet  nach  karo- 
lingischem  Sprachgebrauch. 2) 

Sehen  wir  zu,  wie  dieses  überraschende  Resultat  zu 
Stande  kommt. 

Der  Libertine  hatte  nach  Heck  zur  Zeit,  als  die  Lex 
Chamavorum  entstand,  bei  den  Franken  ein  Wergeid  von 
200  Kleinjschillingen.  Die  Ewa  Chamavorum  sagt  in  c.  13, 
ier  cartularius  habe  dieselbe  Stellung  wie  bei  den  übrigen 
Pranken.^)  Während  ich  daraus  schlieaae,  dass  das  Wergeid 
ies  cartularius  lüO  Solidi  betrug  wie  das  des  Liten,  findet 
5:'('k.  die  Q-leichstellung  des  cartularius   mit  dem  Liten  sei 

'■j  W&hrend  Heck  8.  149  mit  aweifelloser  Sicherheit  bemerkt: 
iHo  neacn  Denare  sollten  keinen  neuen  Werth  reprfcentiren,  schränkt 
jr  dies  im  Nachtrag  p.  XIV  zu  S.  149  Abs.  2  ein.  »Vielleicht  wurde 
JÄia  höheren  Werthe  der  neuen  Dtuare  bei  dem  Wergeide  von 
[OC  Solidi  gerade  durch  die  Abrundung  nach  unten  hin  Rechnung  ge- 
lragen." —  *)  S.  175.  —  ')  Qui  per  cartam  est  ingeuuus,  sie  debet  in 
rlmnia  pertiucre  sicut  alii  FrancL  Die  im  Text  gegebene  Auslegung, 
itx  Heck  zustimmt,  begründete  ich  in  dieser  ZeitiMsbrift  XIX  89. 
'  16» 
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sachlich  unwahrscheinlich  und  wäre  „ganz  sicher"  hei  dem 
Wergeid  oder  hei  den  Bussen  erwähnt  worden,*)  Die  Ver- 
weisung des  c.  13  spreche  daher  „nur  dafür,  dass  der  cartu- 
larius  nicht  nur  bei  den  Chamaven,  sondern  überhaupt  bei 
den  Franken  ein  Wergeld  von  200  Kleinschillingen  hat".') 

"Warum  die  Gleichstellung  des  cartularius  mit  dem  Liten 
sachlich  unwahrscheinlich  sei,  hat  Heck  leider  nicht  be- 
gründet. Jedenfalls  hat  sie  die  Quellen  für  sich.  Die  Lex 
Salica  emendata  stellt  42,  4  den  Romanus  und  den  Liten 
gleich :  Si  vero  Romanus  vel  lidus  in  tali  contubernio  occisus 
fuerit,  huius  compositionis  medietas  solvatur.  Der  cartu- 
larius ist  aber  ein  Freigelassener,  der  per  cartam  zum  Ro- 
manus freigelassen  wurde.  Zweifellos  steht  er  nicht  hoher 
als  der  freie  Römer.  ^)  Um  die  Zeit  der  Entstehung  der  Lex 
Chamavorum  hatten  auch  nach  ribuarischem  Rechte  cartu- 
larius und  litus  gleiches  Wergeld,  wie  ich  aus  Gap.  legi 
Rib.  add.  von  803,  c.  2  gegen  Heck  glaube  erschliessen  zu 
dürfen. 

Dass  die  Gleichstellung  des  cartularius  mit  dem  Liten 
„ganz  sicher"  bei  dem  Wergeld  oder  bei  den  Bussen  er- 
wähnt worden  wäre,  ist  ein  Argument,  das  bei  dem  noto- 
rischen Charakter  der  Yolksrechte  kaum  ernst  genommen 
werden  kann.  Die  Lex  Salica,  die  doch  so  viel  umfang- 
reicher ist  als  die  Ewa  Chamavorum,  handelt  mehrfach  vor 
dem  Liten,  führt  aber  sein  Wergeld  nirgends  ausdrücklicl: 
an.  Wir  müssen  es  aus  Lex  Sal.  42,  4  imd  26,  1  er 
schliesseu.  Strenge  Systematik  dürfen  wir  eben  in  den  Volks  j 
rechten  nicht  erwarten.  Ein  weiteres  Argument  hält  Hecl 
für  wichtig  genug,  um  es  als  Nachtrag  zu  bringen*),  näm! 
lieh  dass  in  der  Lex  Chamavorum,  schon  vorher  in  c.  12  be 
zwei  Libertinenklassen  von  dem  Wergeld  die  Rede  ist,  als 


')  Also  wohl  in  c  5  oder  c.  22  der  Ewa  ChamaTomm.  —  •)  Hec 
8.  173.  —  ')  Das  weist  nach  dem  Inhalt  der  Stelle  auf  ein  normal 
Wergeld  von  100  Solidi  hin,  also  so  viel,  wie  die  Lex  Ribnaria  de 
cartularius  zuspricht.  Nach  Cap.  z.  Lex  Sal.  IV  1  wird  der  libert 
ebenso  wie  der  Romanus  ingenuus  mit  100  Solidi  gebüsst.  Der  cart 
larius  kann  aus  dem  angeftlhrten  Grunde  kein  höheres  Wergeld  l 
sessen  haben  als  der  hier  genannte  libertus,  der  ihn  wahrscheinlich 
sich  begreift  —  ♦)  Kachtrag  zu  S.  173,  p-  XV. 
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iie  Bedeutung  dieses  "Wergelds  bereits  als  festgestellt  be- 
landelt  wird.  Es  wird  m.  E.  nicht  als  festgestellt  behandelt, 
jondera  als  bekannt  vorausgesetzt.  In  der  Lex  Alamanno- 
rum  ist  mehrfach  vom  Wergeid  des  Freien  die  Rede,  so 
5.  B.  in  t.  4.  8.  28.  29.  44,  1.  Erst  in  t.  45  wird  der  Betrag 
ies  Wergeides  aus  Anlass  des  Falles,  dass  ein  Freier  au^er 
Landes  verkauft  wurde,  nebenbei  genannt.  Und  erst *^ in 
t.  60  wird  das  Wergeid  für  den  Fall  des  Todtschlags  „fest- 
gestellt.« 

Das  Wergeid  der  „Libertinen"  giebt  die  Lex  Ribuaria 
9.uf  hundert  Solidi  an.  Diese  Solidi  waren  ursprünglich  als 
VollschillLnge  gemeint.  Nach  Heck  haben  nun  zwar  die 
Gemeinfreien  das  hohe  Wergeid  von  600  oder  666 ''/a  Klein- 
ächillingen  (200  Yollschilliogen)  behalten.  Allein  dieLigenuus- 
tormen  sind  umgedeutet  und  in  kleinen  Schillingen  auf  die 
Minderfreien  bezogen  worden.  *)  Demnach  galt  für  jede 
[ngenuusnorm  der  Lex  Ribuaria  eine  duplex  interpretatio. 
[n  jeder  war  „in  Folge  des  verlorenen  Gesetzes^)  oder  der 
CJsualinterpretation  eine  doppelte  Yorschrift  enthalten,  eine 
für  den  ingenuus  Francus  imd  eine  für  den  sonstigen 
bgenuus."  Wer  also  etwa  Lex  Ribuaria  7  las:  Si  quis 
homo  ingenuum  Ribuarium  interfecerit,  200  solidos  culpa- 
bilis  iudicetur,  musste  sich  klar  machen:  der  gemeinfieie 
Ribuarier  hat  ein  Wergeid  von  200  Yollschillingen  (600  oder 
666^/3  Kleinschillingen),  der  homo  regius,  der  tabularius  imd 
der  sonstige  Libertine*)  hat  ein  Wergeid  von  200  Klein- 
BchiUingen.  ■*)     „Man    compensirte,    wie    Heck  S.  176    sagt, 

»)  Heck  S.  178.  —  *)  Heck  S.  176:  „Dass  die  Ergebnisse  eiuer 
ai)lchen  Interpretation  durch  einen  gesetzgebenden  Act  fisirt  worden 
sind,  ist  sehr  wahrscheinlich,  aber  freilich  fOr  das  ribuarische  Recht 
nicht  sicher.*  —  »)  Darüber,  dass  der  Stammesname  regelmäfsig  den 
Gemeinfireien  bedeutet,  mochte  der  Interpret  etwa  mit  Rücksicht  auf 
Lex  Rib.  11,  3  (sicut  reliquo  Ribuario)  hinwegsehen.  —  ♦)  Nach  Heck 
S.  175  f.  erhält  zw&r  der  cartalarius  in  zahlreichen  Freilassungsurknnden 
d_e  Stellung  des  Bomanus,  aber  nicht  in  allen.  „Bei  anderen  Minder- 
&eien  konnte  ihr  Ursprung  in  Vergessenheit  gerathen."  „Es  lag  nahe, 
aif  solche  Personen  die  scheinbar  für  jeden  Freien  bestimmte  Ingenuus- 
n'>nn  in  Anwendung  zu  bringen."  Heck  weiss  nun  aber  ganz  genau, 
,<la8s  die  Rechtsübung  das  hohe  Wergeid  auf  den  Adaling  beschränkte'". 
Den  ingenui  der  neuen  Uebersetzungstechnik  wurde   das   gesetzliche 
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den  Doppelsinn  von  ingenuus  mit  dem  Doppelsinn  von 
Solidus." 

All  das  ist  durchaus  unwahrscheinlich.  Da  in  der  Lex 
Ribuaria  (36,  12)  im  Anschluss  an  die  Taxen  für  Zahlung 
des  Wergeldes  ganz  allgemein  bestimmt  war:  Quod  si  cum 
argento  solvere  contingerit,  pro  solido  1 2  dinarios,  sicut  anti- 
quitus  est  constitutum,  so  konnte  man  doch  sicherlich  nicht 
auf  die  Idee  kommen,  dass  der  ingenuus  Francus  mit 
200  Solidi  zu  40  Denaren  oder  mit  600  Kleinschillingen, 
der  Libertine  mit  200  Kleinschillingen  zu  büssen  sei.^) 

Heck  erschliesst  jene  Veränderungen  aus  Capitulare  legi 
Ribuariae  additum  vom  Jahre  803,  aus  Varianten  der  Lex 
Ribuaria  imd  aus  der  Art,  wie  die  Lex  Ribuaria  bei  Ab- 
fassung der  Lex  Angliorum  benutzt  worden  ist. 

I.  Cap.  legi  Rib.  add.  von  803  sagt  in  c.  1 :  si  quis  in- 
genuus ingenuum  ictu  percusserit  quindecim  solides  conponat. 
Das  scheint,  so  meint  Heck,  zwar  für  die  herrschende  An- 
sicht und  gegen  die  Annahme  zweier  Arten  von  ingenui  zu 
sprechen.  Allein,  da  das  Capitular  als  legi  additum  erlassen 
wurde,  müssten  die  allgemeinen  Vorschriften,  die  für  die 
Anwendung  der  Lex  bestanden,  auch  für  das  Capitular  ge- 
golten haben.  Demnach  unterlag  auch  das  Capitular  der 
duplex  interpretatio ,  die  Heck  für  die  Lex  in  Anspruch 
nimmt.  Karl  der  Grosse  soll  also  eigentlich  bestimmt  haben: 
Wenn  ein  Gemeinfreier  einen  Gemeinfreien  schlägt,  so  zahlt 


Wergeid  in  kleinen  Schillingen  gewährt.  Man  könnte  nun  fragen,  was 
man  mit  den  Sondemormen  der  Lex  Rib.  für  bestimmte  Kategorien  der 
Libertinen  anfing.  Sie  blieben,  wie  Heck  annimmt  (S.  182.  188),  nur 
noch  praktisch  als  Bestimmungen  für  Fiskal-  und  Kirebensklaven.  Wie 
fand  man  sich  aber  mit  Lex  Rib.  61  ab,  wo  dem  cartularius,  dem  .,Haupt- 
typus  des  Freigelassenen"  (Heck  S.  175)  ein  Wergeid  von  100  Solidi 
zugesprochen  wird? 

*)  Dabei  ist  es  gleichgiltig,  ob  und  wann  c.  12  der  Lex  Ribuaria 
nachträglich  eingefügt  worden  ist,  ob  mit  den  12  üenareu,  wie  Heck 
jetzt  för  möglich  hält  (S.  166),  saigae  oder  die  12  Denare  des  Klein« 
Schillings  gemeint  wareu.  Jedenfalls  konnte  man  heit  Einftlhmng  des 
kleineren  Schillings  unter  den  solidi  zu  12  Denaren  nur  Kleinschillinge 
verstehen.  Indem  ich  mit  jenen  Möglichkeiten  rechne,  will  ich  nichtf« 
von  dem  zurückgenommen  haben ,  was  ich  Nobiles  S.  81  f.  über  Lex 
Rib.  36, 12  bemerkt  habe. 
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er  15  grosse  Schillinge.  "Wenn  aber  ein  Libertine  (ein  in- 
genuus  der  neueren  Uebersetzungstechnik)  einen  Libertinen 
schlägt,  80  zahlt  er  15  Kleinschillinge.  Genau  genommen 
langen  wir  freilich  mit  der  Zerlegung  in  zwei  Normen  hier 
nicht  aus.  Denn  wir  müssen  aus  der  Stelle,  wenn  sie  für 
beide  Arten  von  ingenui  gilt,  auch  herauslesen,  was  der 
Gemeinfreie  zahlt,  der  einen  Libertinen  imd  was  der  Liber- 
tine zahlt,  der  einen  Gemeinfreien  schlägt.  Ich  brauche 
dieser  Häufung  yon  Un Wahrscheinlichkeiten  gegenüber  wohl 
nicht  erst  zu  begründen,  dass  ich  in  dem  ingenuus  jener 
Stelle,  die  sich  ausdrücklich  auf  Lex  Rib.  l  bezieht,  nur 
den  Gemeinfreien  und  unter  den  15  Solidi  nur  KleinschiUinge 
Terstehen  kann. 

Cap.  2  des  Cap.  legi  Rib.  additum  v.  S03  bestimmt  unter 
Hinweis  auf  c.  10  der  Lex  Ribuaria,  wo  das  Wergeid  des 
homo  ecclesiasticus  auf  hundert  Solidi  angesetzt  ist:  Homo 
regius,  id  est  fiscalinus,  et  ecclesiasticus  vel  litus  interfectus 
centum  solidis  conponatur.  Auch  hier  arbeitet  Heck  wieder 
mit  Umdeutimgen.  Die  in  der  Lex  genannten  alten  homines 
regii  und  ecclesiastici  habe  man  als  ingenui  aufgefasst  imd 
ihnen  ein  Wergeid  von  200  Kleinschillingen  gegeben.  Da- 
gegen habe  man  gemäss  neuerem  Sprachgebrauch  die  homines 
regii  und  ecclesiastici,  denen  der  Lite  gleichgestellt  wird,  auf 
die  Sklaven  des  Fiskus  imd  der  Kirche  bezogen.  Von  diesen 
zwei  Umdeutungen  scheine  die  erstere  früher  erfolgt,  die 
zweite  erst  durch  das  Capitulare  von  803  vollendet  worden 
zu  sein.^)  Das  Wort  fiscalinus  werde  in  den  karoliugischen 
Quellen  ganz  technisch  als  Bezeichnung  ftir  den  fiskalischen 
Sklaven  verwendet.  Homo  ecclesiasticus  bezeichne  sehr 
häufig  den  Kirchensklaven.  Richtig  ist  nur,  dass  die  Aus- 
drücke fiscalinus  und  ecclesiasticus  für  gewisse  Unfreie  des 
Königs  und  der  Kirche  gebraucht  werden  oder  sie  mit  \mi- 
fassen.*)  Doch  wird  man  höchstens  daraus  folgern  können, 
dass  das  Recht,  das  dem  älteren  homo  regius,  nämlich  dem 
Freigelassenen  und  Liten  des  Königs,  und  dem  homo  eccle- 

>)  Heck  S.  180ff  -  »)  Meine  Rechtsgeschichte  I  236  ff.  Waitü, 
Verfassungsgeschichte  IV  347  ff.  Vgl.  E.  Mayer,  Entatehang  der  Lex 
■Üb.  S.  133  Anm,,  der  die  figcalini  als  Colonen  auffasst,  aber  ziigiebt, 
'laßs  die  Grenze  gegen  die  servi  keine  sehr  scharfe  ist 
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siasticus  zustand,  auf  alle  Fiskalinen  und  Kirchenleute  er- 
streckt worden  ist.*) 

Die  Umdeutungen  der  homines  regü  und  ecclesiastici 
findet  Heck  bestätigt  durch  die  Fatssung  von  Lex  Rib.  36,  5 
in  den  Handschriften  der  B-Klasse,  laut  welcher  der  Kleriker 
mit  dem  Wergeide  seiner  Geburt  (iuxta  quod  nativitas  eins 
fuerit)  gebüsst  werden  soll.  Weil  da  der  regius  und  ec- 
clcsiasticus  zwischen  servus  und  litus  steht,  können  nach 
Heck  unter  jenen  nur  bevorzugte  servi,  nicht  persönlich 
freie  Leute  gemeint  sein.  Dieses  Argument  schlägt  nicht 
durch. ^)  Auch  hier  ist  höchstens  zuzugeben,  dass  unter  den 
regü  et  ecclesiastici  nicht  bloss  Schutzhörige,  sondern  auch 
höhere  Unfreie  inbegriffen  sindw 

Ist  der  Kleriker  von  Geburt  (iuxta  quod  nativitas  eins 
fuerit)  ein  liber,  so  soll  man  ihn  sicut  alium  ingenuum  mit 
200  Solid!  büssen.  Nach  Heck  ergiebt  die  Stelle,  weil  der 
cartularius  nicht  ausdrücklich  genannt  sei,  dass  jeder  Freie, 
auch  der  ingenuus  per  cartam,  ein  Wergeid  von  200  Schil- 
lingen habe.  Diese  gewagte.  Schlussfolgerung  ist  unbegründet. 
Der  cartularius  mag  deshalb  nicht  besonders  genannt  sein, 
weil  der  an  die  Spitze  gestellte  Grundsatz,  dass  das  Wer- 
geid der  Geburt  entscheide,  für  ihn  wie  für  jeden  Frei- 
gelassenen nicht  zutriiTt.^)  Andrerseits  läsat  aber  die  Stelle 
ersehen,  dass  sie  nicht  mit  einer  duplex  interpretatio ,  son- 
dern mit  einer  einheitlichen  Auslegung  der  Ingenuusnormen 
der  Lex  Ribuaria  rechnete,  dass  das  Wergeid  des  ingenuus 
nicht  etwa  einmal  200  Yollschillinge ,  das  andre  Mal  200 
Kleinschillinge  betrug,  je  nachdem  er  gemeinfrei  oder  Liber- 


*)  In  Cap.  I  125,  c.  22  wirkt  regius  verengend  und  nicht  fiscalinus, 
wie  Heck  S.  180  Anm.  1  meint.  Siehe  Mayer,  Deutsche  und  franz. 
Verfassaingsgesohichte  11  13,  Anm.  38.  —  *)  Wo  verschiedene  Stände 
aufgezählt  werden,  hält  man  sich  nicht  immer  peinlich  an  die  Rang- 
ordnung. In  Oap.  I  38,  c.  6:  viro  ingenuo  aut  aervo  vel  ecclesiastico, 
steht  der  servus  vor  dem  ecciesiasticus,  obwohl  dieser  mindestens  ein 
bevorzugter  servus  ist.  In  Lex  Rib.  7—10  ist  der  servus  zwischen  den 
ingenuus  und  den  Libertinen  gestellt.  —  »)  Die  Aufisahlung  will  keine 
erschöpfende  sein,  sondern  nur  erläuternd  wirken.  Bezöge  man  liber 
auch  auf  den  cartularius,  so  wäre  dessen  Gleichstellung  mit  dem  in- 
genuus, wie  Ernst  Mayer,  Entstehung  der  Lex  Rib.  S.  27  annimmt, 
auf  den  freigelassenen  Kleriker  au  beschränken. 
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tine  -war.  Wer  den  ganzen  Passus  unbefangen  liest,  wird 
in  dem  ingenuus  den  Gemeinfreien,  in  den  200  Solidi  mit 
Rücksicht  auf  Lex  Rib.  36,  12  Kleinschillinge  erblicken,^) 
Auch  Heck  ist  geneigt,  hier  auf  die  Anwendung  der  duplex 
interpretatio  zu  verzichten.  Er  hält  es  für  wahrscheinlicher, 
dass  die  Stelle  ims  für  das  ribuarische  Recht  ^  diejenige 
Ausgleichung  der  Standes wergelder  bezeugt,  die  Ludwig 
nachweislich  für  das  salische  Recht  durchzuführen  versucht 
hat".  Damit  ist  gemeint,  dass  die  Gemeiiifreien  im  Wergeid 
den  Libercinen  gleichgestellt  worden  seien.  Was  es  mit 
dem  angeblichen  Nachweis  für  das  salische  Recht  auf  sich 
hat,  soll  unten  besprochen  werden.  Zunächst  sei  nur  die 
Consequenz  hervorgehoben,  dass  in  Folge  jener  Ausgleichung 
der  servus,  der  per  cartam  libertatis  zum  civis  romanus  frei- 
gelassen wurde  2),  gleich  dem  gemeinfreien  Ribuarier  ein 
Wergeid  von  2ÜÜ  Kleinschillingen  gehabt  hätte,  während 
unter  den  Salfrankcn  der  freigeborene  Römer  nur  ein  Wer- 
geid von  100  Kleinschillingen  besass. 

In  Lex  Rib.  2t,  Text  A')  liest  Sohms  Ausgabe:  aut 
domino  cius  .  .  iuret.  In  den  B-Texten,  meint  Heck,  sei 
daa  domino  in  dominus  geändert,  also  dem  dominus  des 
ecclesiasticus  der  Roinigungseid  auferlegt.  Heck  scheint  da 
nur  die  Octavausgabe  der  Lex  Ribuaria  benutzt  zu  haben. 
Aus  der  Folioausgabe  hätte  er  ersehen  müssen,  dass  sechs 
A- Handschriften  gleichfalls  dominus  haben.  Sohm  hätte 
dominus  in  den  A-Text  stellen  sollen,  wenn  er  es  nicht 
vorzog,  das  aut  .  .  ,  eius  mit  der  Handschrift  A5  (und  Aie) 
völlig  wegzulassen.*) 

Das  hohe  Wergeid  von  mindestens  600  Kleinschillingen, 
das    der   ribuarische    ingenuus    um    das  Jahr  800  besessen 

')  Die  Stelle,  die  sich  nur  in  jüngeren  Handschriften  findet,  ist 
zwischen  803  und  818  eingefügt  worden.  Siehe  Ernst  Mayer,  Ent- 
stehung der  Lex  Rib.  S.  28,  Änm.  38.  —  »)  Argum.  Cap.  I  356.  —  »)  Quod 
«  ingenuus  aut  regios  vel  ecclesiasticus  homo  eerro  osso  fregexit, 
9  solides  culpabiiis  iudicetur  aut  dominus  eius  cum  6  iurit.  Domino 
statt  dominus  hat  von  den  Handschriften  der  A -Klasse  nur  A».  — 
*)  In  Lex  Rib.  20, 2  hat  den  Zusatz  aut  dominus  eins  cum  sex  iuret  nur 
Ai».  In  allen  anderen  A- Handschriften  fehlt  dominus  oder  der  ganze 
Znsatz.  Ebenso  in  zehn  B- Handschriften.  Wo  dominus  steht,  ist  das 
Wort  vermuthlich  in  Nachbildung  von  tit.  20,  1  eingefügt  worden. 
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habe,  ergiebt  sich  nach  Heck  aus  der  Art,  wie  die  Ribuaria 
in  der  Lex  Angliorum  et  Werinoruin  benutzt  worden  sei. 
Jeder  Ingenuusnorm  des  Vorbildes  entspreche  in  der  Lex 
Angl.  eine  Doppelnorm,  eine  für  den  Adaling,  eine  für  den 
liber.  Da  der  Adaling  dem  alten  ingenuus,  der  über  dem 
ingenuus  der  neueren  Uebersetzungstechnik  entspräche,  so 
sei  man  bei  Abfassung  der  Lex  Angliorum  von  der  duplex 
interpretatio  der  ribuarischen  Ingenuusnormen  ausgegangen. 

Die  Thatsache  der  „Doppelnonnen"  lässt  sich  meines 
Erachtens  sehr  viel  einfacher  erklären.  Da  die  Anglowamen 
zwei  vollfreie  Stände  hatten,  die  Adalinge  und  die  Gemein- 
freien, so  musste  man  den  Keohtssätzen  der  Lex  Ribuaria 
über  den  ingenuus,  soweit  man  sie  benutzte,  zwei  Normen, 
eine  für  den  Adaling,  eine  für  den  Gemeinfreien  substitu- 
iren.*)  Dass  man  dabei  den  Adaling  voranstellte,  lag  nahe 
genug.  Der  Adaling  ging  eben  dem  Gemeinfreien  im  Range 
vor.*) 

Das  Wergeid  und  die  Bussen  des  anglowamischen  liber 
stimmen  mit  dem  Wergeld  und  mit  den  Bussen  des  ribu- 
arischen ingenuus  zifFermäfsig  überein')  oder  sie  stehen 
ihnen  doch  wenigstens  näher  als  die  ziffermäfsigen  Ansätze 
für  den  anglowamischen  Adaling,  die  im  Verhältniss  zum 
ingenuus  eine  Verdreifachung  aufweisen.  Nach  Heck  ent- 
sprechen  die  Adalings-Wergelder  und  Bussen  in  der  Lex 


*)  Die  Dautnenbnsse  (33  V»  Solidi)  und  die  ihr  gleiehgestellteu 
Fingerbussen  in  Lex  Angl.  19 — 21  beziehen  sich  nur  auf  den  liber,  der 
vorher  in  c.  17  genannt  ist.  Jene  beträgt  ein  Drittel  der  von  c.  12  ab 
genannten  Gliederbussen  des  liber  (100  Solidi)  und  entspricht  der  ribua- 
rischen Daumenbusse  von  50  Solidi  mit  Abzug  des  fredus.  Siehe  Heck 
S.  189,  Anm.  1,  der  aber  darin  irrt,  dass  in  c.  19  die  Klasse  der  Üben 
nicht  gemeint  sei.  —  *)  Dass  in  allen  Rechten  die  Bussen  der  Gemein- 
freien im  Vordergrund  stehen  und  erst  an  sie  sich  Erhöhungen  und 
Erniedrigungen  anschliessen,  l&sst  sich  gegen  Heck  von  seinem  Stand- 
puncte  aus  kaum  bestreiten,  weil  ihm  die  nobiles,  wo  sie  voranstehen, 
die  Gemeinfreien  sind.  Uebrigens  folgen  in  der  Lex  Baiuwariorum,  ftlr 
die  er  einen  Hochadel  gelten  lässt,  die  Wergelder  der  liberi  denen  des 
Hochadels,  In  Lex  Burg.  II,  2  steht  der  optimas  nobilis  voran.  — 
*)  Auf  Kastrirung  setzt  Lex  Rib.  6  200  Solidi.  Ebenso  viel  ergiebt  sich, 
wenn  mau  die  Bussen  in  Lex  Angl.  17  und  18  addirt,  die  in  dieser 
Beziehung  auf  dem  Standpuncte  des  jüngeren  salischen  Rechtes  steht. 
Siehe  Seh  reuer,  Verbrechenskonkurrenz  S.  28, 
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Augliorum  (die  mit  Kleinschillingen  rechnet)  den  Wergeldem 
und  Bussen  des  gemeinfreien  Ribiiarieis,  welche  zur  Zeit  der 
Abfassung  der  Lex  Angliorum  noch  in  grossen  Schillingen 
oder  in  den  entsprechenden  und  abgerundeten  Summen  von 
Kleinschillingen  bezahlt  worden  seien. ^) 

Irgend  ein  haltbares  Argument  hat  Heck  für  diese  An- 
nahme nicht  vorgebracht.  Auch  wenn  wir  bei  Vergleichung 
der  beiden  Leges  die  behauptete  Schillingsdiffereuz  berück- 
sichtigten, ergäben  sich  Schwierigkeiten  für  die  Erklärung 
einzelner  anglowarnischer  Bussen.  Bei  sanguinis  eifusio  er- 
hält der  Adaling  30,  der  über  10  Solidi,  der  ribuarische 
ingenuus  nach  Abzug  des  fredus  12  Solidi.  Sind  letztere 
grosse  Schillinge,  so  ist  die  ribuarische  Busse,  in  Klein- 
schillingen berechnet  (40  oder  36),  um  10  oder  6  Schillinge 
höher,  als  die  entsprechende  anglowarnische  Adalingsbusse, 
während  nach  der  von  mir  vertretenen  Ansicht  der  ribu- 
arischen  Busse  von  12  Kleinschillingen  die  anglowarnische 
Busse  des  über  von  10  Kleinschillingen  entspricht,  wobei 
die  geringe  Differenz  sich  aus  dem  anglowarnischen  Dezimal- 
system erklärt 2)  Die  Busse  für  os  fractum  beträgt  bei  dem 
Adaling  90,  bei  dem  Über  30  Solidi,  bei  dem  ribuarischen 
ingenuus  nach  Abzug  des  fiedus  24  Solidi;  das  gäbe  in  Klein- 
schillingen 80,  resp.  72  Schillinge.  Die  Differenz  beträgt 
bei  den  beiderseitigen  Gemeinfreien  nach  Hecks  Auffassung 
10  resp.  18,  nach  meiner  Auffassung  mir  6  Solidi. 
I^_^  Die  Erklärung,  die  Heck  für  das  Wergeid  der  libera 
^^■pina  in  Lex  Angliorum  c.  49  giebt^),  ist  unhaltbar*)  und 

^^H  ^)  Nach  Heck  S.  178  haben  die  gemeinfreien  Bibaarier  das  hohe 
'^^ergeld  behalten,  ,ob  noch  während  der  fraglichen  Zeit  in  grossen 
Schillingen  (66C*/s  Kleinächill.)  oder  umgerechnet  und  abgeändert  als 
600  KleinscLülinge,  da*,  läast  sich  nicht  entscheiden,  wenn  schon  die 
Analogie  der  Lex  Cliamavorum  mid  der  Lex  Angliorum  für  die  sweite 
Alternative  spricht".  —  *)  Siehe  meine  RG.  II  619.  —  »)  Gemeinfreie 
S.  193 f.  —  *)  Der  Passus:  bis  80  et  6  solides  et  duos  tremisses  conponat, 
beruht  auf  einer  Corruptel  oder  auf  einem  Recbnungfsfehler.  Die  Nobilis- 
nurm  ist  irie  öfter  durch  Verdreifachung  der  ribuarischen  Ziffer  fBr 
die  ingenui  gebildet  Für  die  libera  pariens  hat  man  die  600  SoUdi  aus 
Lex  Rib.  12  correct  herübergenommen.  L'benso  wui-de  das  Wergeid  der 
libera,  quae  iam  desiit  parere,  richtig  gebildet.    Bei  dem  Wergeide 
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vermag  jedenfalls  die  Schlussfolgerungen  nicht  zu  tragen, 
die  er  als  Ergebnisse  seiner  Hypothese  zusammenstellt. 

Meine  Auffassung  von  Lex  Angliorum  c.  46*)  muss  ich 
gegen  Hecks  Einwendungen^)  aufrecht  erhalten.  Qui  libe- 
ram  feminam  rapuerit,"  reddat  eam  cum  solidis  ducentis. 
In  diesen  200  Solidi  erblickt  man  mit  Recht  ein  Wergeid. 
Nach  Heck  spricht  die  Fassung  dafür,  dass  das  "Wergeid 
der  Geraubten^)  gemeint  sei.  Das  ist,  wie  ich  früher  be- 
merkte ,  nicht  möglich ,  weil  ein  gebärfahiges  freies  Weib 
ein  Wergeid  von  GOO  Solidi  hat  und  ein  solches  Weib  als 
Gegenstand  des  Frauenraubes  in  Betracht  kommt.  Heck 
meint  mich  durch  den  Einwand  zu  widerlegen,  es  sei  völlig 
unerwiesen,  dass  der  anglowarnische  Frauenräuber  eine  be- 
sondere Vorliebe  für  die  gesetzteren  feminae  parientes  hatte. 
Nur  wer  die  Quellen  nicht  kennt,  mag  sich  durch  diese  Be- 
merkung verblüffen  lassen.  Als  Kenner  der  Quellen  hat 
aber  bereits  Gaupp  ausgeführt,  dass  es  in  Lex  Angliorum 
c.  46  einzig  und  allein  auf  die  Mannbarkeit  *)  des  geraubten 
Weibes  ankommt. '^)     Jedenfalls  wird   mir   Heck   zugeben, 

Luxus,  den  Betrag  von  200  Solidi  (Lex  Rib.  13)  durch  Distributivzahlen 
auszudrücken  und  diese  compositio  in  den  faidus  (2  X  80)  und  in  den 
fredas  zu  zerlegen.  Bei  dem  Ansatz  fär  den  fredus  mag  der  Multiplica- 
tor  ausgefallen  sein,  wie  ich  Rechtsgeschichte  I  226,  Anm.  11  ver- 
muthete-  Oder  der  Rechner  wurde  confus,  indem  er  aus  Versehen  die 
Hälfte  des  durch  2  X  20  darstellbaren  fredas  drittelte,  wie"  Heck  vor- 
aussetzt.  Doch  glaube  ich  nicht,  dass  das  aus  dem  von  Heck  S.  194 
vermutheten  Grunde  geschah.  Was  dem  Rechner  zur  Unzeit  durch  den 
Kopf  ging,  mag  dahingestellt  bleiben. 

»)  Nobiles  S.  86  f.  —  *)  Gemeinfreie  S.  265.  —  »)  Es  ist  in  keinem 
anderen  deutschen  Volksrechte  Busse  des  Frauenraubs.  Nur  die  Capitula 
Remedii  aus  Churrätien  würden  ein  Analogon  darbieten.  —  *)  Gaupp, 
Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  S.  254.  Als  Gegensatz  zur  femina  pariens 
erscheint  in  den  jüngeren  Texten  der  Lex  Salica  tit.  24,  Cod.  5.  6  und 
Emendata  die  puella  anteqnam  infantes  habere  possit  oder  die  puella 
infra  annos  antequam  infantes  possit  habere.  Nach  Heroldina  75, 
Hesseis  sp.  420  hat  die  puella  sogar  nur  bis  zum  vollendeten  zwölften 
Lebensjahr  das  einfeche  Wergeid.  Si  vero  maiori  aetate  usque  ad 
sexagesimum  annum,  quousque  partum  habere  potuerit,  occiderit  .  . 
600  solides  culp.  iud.  —  *)  Dem  entspricht  Lex  Sax.  c.  15,  wenn  man 
unter  der  virgo  das  mannbare  Weib  (auch  das  verheirathete) ,  unter 
der  enixa  mit  Grimm  RA.  I  559  und  Heck  S.  268  das  Weib  versteht, 
das  ausgeboren,  zu  gebären  aufgehört  hat. 
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dass  auch  eine  femina  pariens  geraubt  werden  mochte.  Das 
genügt  für  meine  Folgerimg,  dass  die  200  Solidi  nicht  als 
das  Wergeid  der  rapta,  sondern  als  das  des  Thäters  zu  er- 
klären seien,  das  auch  anderwärts^),  insbesondere  in  der 
Lex  Ribuaria  als  Busse  des  Frauenraubes  erscheint.^)  Deutet 
man  die  200  Solidi  auf  das  AVergeld  des  Weibes,  so  müsste 
man  voraussetzen ,  dass  die  Verdreifachung  des  AVergeldes, 
wie  sie  c,  49  der  femina  pariens  gewährt,  bei  dem  Delicte 
des  Raubes  nicht  Platz  griff.  Diese  Annahme  darf  sich  aber 
gerade  Heck  am  allerwenigsten  gestatten,  denn  er  beruft 
sich  für  seine  Auffassung  von  c.  46  auf  c.  58:  si  servus 
liberam  feminam  rapuerit,  dominus  conpositionem  solvat  ac 
si  occisa  fuisset.  Demnach  muss  der  Herr  des  Knechtes, 
der  eine  libera  pariens  raubte,  600  Solidi,  ihr  verdreifachtes 
Geburtswergeid,  bezahlen.  Andererseit«  kann  ich  nicht  an- 
erkennen, dass  der  Inhalt  des  c.  58  mit  meiner  Ansicht  un- 
vereinbar  sei.  Die  Lex  Angliorum  stellt  in  c.  59  den  all- 
gemeinen Grundsatz  auf,  dass  der  Herr  die  That  des  Knechtes 
(wie  seine  eigene)  zu  büssen  habe.  Neben  dieser  Yorschrift 
wäre  das  unmittelbar  vorhergehende  c.  58  völlig  überflüssig, 
wenn   schon  c.  46   das  Wergeid   der   rapta   als    Busse   des 

*)  Meine  deutsche  Rechtsgeschichte  II  668.  Ueber  Lex  Sax.  c.  40 
Nobiles  S.  99.  Warum  vom  kentischen  Rechte,  wie  Heck  behauptet, 
ein  Rückächluss  auf  das  Recht  der  kontinentalen  Sachsen  eher  zulässig 
sein  sollte  als  von  den  angelsächsischen  Cresetzen  Knnts,  vermag  ich 
nicht  einzusehen-  Nach  Beda  I  15:  de  lutamm  origine  sunt  CantuariL 
Eine  besonders  nahe  Verwandtschaft  des  Rechtes  der  Kenter  (Euten) 
mit  dem  Rechte  der  Altsachsen  hat  meines  Wissens  noch  niemand 
geltend  gemacht  Nach  Aethelberht  82  nimmt  der  raptor  die  rapta 
zur  Ehe,  nach  Knut  II  52  und  Lex  Sax.  c  40  restituirt  er  sie.  üebri- 
gens  handelt  es  sich  in  Lex  Sax.  c.  40  um  eine  wahrscheinlich  durch 
ribuarisches  Recht  beemflusste  Satzung.  —  *)  Heck  behauptet  zwar 
8.  264,.  es  sei  nicht  wahrscheinlich,  dass  in  Lex  Rib.  34  das  Wergeid 
des  Thäters  der  Busse  des  Frauenraubes  zu  Grunde  liege.  Doch  räumt 
er  ein,  dass  das  möglich  sei.  Und  Argumente  ftlr  die  Unwahrscheinlich- 
keit  fährt  er  nicht  an.  Wenigstens  kann  ich  ein  solches  trotz  besten 
Willens  in  seinen  Ausführungen  nicht  entdecken.  Zu  Lex  Rib.  34,  2 
vgl.  Cap.  z.  Lex  Sal.  lY  14  (Hess eis  92,  3):  si  (libertus)  ingenuam 
rapuerit,  de  vita  sua  componat  und  die  Bemerkungen  Geffckens 
Lex  Sal.  S.  252.  201.  Lebensverwirkung  und  Wergeid  des  Thäters  ver- 
treten sich  nicht  selten.  Die  Zahlung  des  Wergeides  erscheint  als 
HalslSsung. 
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Frauenraubes  festsetzte.  Die  Bestimmung  in  c.  58  erweist 
sich  daher  im  Yerhältniss  zu  c.  59  als  eine  Sondervorschrift.^) 
Allerdings  konnte  sich  der  Fall  ergeben ,  dass  der  Hen*, 
dessen  Knecht  eine  Freie  geraubt  hatte,  höher  büssen  musste, 
als  wenn  er  den  Raub  selbst  begangen  hätte.")  Das  lässt 
sich  aber  immerhin  motiyiren.  Zur  Zeit  als  der  Frauenraub 
noch  ehebegründende  iKraft  hatte,  war  der  Kormalfall  des 
Frauenraubs  der  Kaub  zum  Zweck  der  Eheschliessung. ^) 
Seit  und  soweit  die  Rückgabe  der  rapta  vorgeschrieben 
wurde,  war  zunächst  doch  wenigstens  die  Möglichkeit  nach- 
träglicher Vertragsehe  gegeben.  Das  Ehebinderniss  des 
raptus  bildete  sich  ja  erst  im  neunten  Jahrhundert  aus. 
Schlimmer  und  an  sich  entehrender  war  das  Loos  der  Freien, 
die  ein  Knecht  raubte.  Blieb  sie  bei  ihm,  so  lebte  sie  in 
der  Knechtschaft  seines  Herrn  und  war  für  ihre  Sippe  so 
gut  w^  todt.*) 

Lex  Ribuaria  62  gewährt  dem  servus,  den  sein  Herr 
zum  Liten  erhob,  nur  ein  "Wergeid  von  36  Solidi.^)  Da- 
gegen normirt  das  Capitulare  zur  Lex  Ribuaria  von  803  das 
Wergeid  des  Liten  schlechtweg  auf  100  Solidi,  also  auf  die 
Hälfte  des  dem  ingenuus  zustehenden  Wergeides.     Die  Lex 

»)  Die  Vorlage,  Lex  Rib.  34,  4,  setzt  auf  die  That  des  Knechtes 
Verwirkung  des  Lebens.  Dieser  Rechtssatz  vertrug  sich  nicht  mit 
der  in  Lex  AngL  c.  59  statuirten  Verantwortlichkeit  des  Henii.  Selbst- 
verständlich konnte  man  aber  nicht  den  Grundsatz  der  Lebensverwir- 
kong  auf  den  dominus  anwenden  und  daher  nicht  die  Halslösung  (die 
Zahlung  des  eigenen  Wergeides)  von  ihm  verlangen.  Darum  das  Be- 
dürfiiiss  einer  Sondervorschrift.  —  *)  Wird  eine  libera  pariens  vom 
Knechte  geraubt,  so  ssahlt  der  Herr  600,  raubt  er  sie  selbst,  so  zahlt  er 
200  Solidi.  —  •)  Meine  deutsche  Rechtsgeschichte  I  72  f.  Je  mehr  die 
Ranbehe  perhorrescirt  wurde,  desto  strenger  wurde  die  Bestrafung  des 
Frauenraubes.  —  *)  Von  einer  Rückgabe  der  rapta  ist  in  c.  58  nicht  die 
Rede  wie  in  c.  46.  Nach  dem  Fragment  Cap.  I  286  al.  28  gilt  selbst 
die  freigelassene  Magd,  die  einen  Knecht  nimmt,  für  deturpata-  — 
•)  Rechtsgeschichte  1  238,  Anm.  1  sprach  ich  die  Vermuthung  aus, 
dass  dies  nicht  filr  den  geborenen  Liten  gelte.  Vgl.  Rothari  206,  wo 
die  violentia  au  der  ,liberta  aliena,  id  est  ipsa  persona  qui  libera 
dimissa  est"  mit  20  Solidi  gebüsst  wird,  das  heisst  mit  derselben  Busf^e, 
wie  die  violentia  an  der  aucilla  aliena  nach  Rothari  207,  wogegen  die 
Busse  bei  der  haldia,  id  est  qui  iam  de  matre  libera  nata  est,  das 
Doppelte  beträgt  (205). 
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Angl.,  die  nach  jenem  Capitulare  oder  doch  gleichzeitig  ab- 
gefasst  wurde  *),  giebt  dem  entsprechend  in  c.  45  dem  servus 
a  domino  libertate  donatus  ein  Wergeid  von  80  Solidi,  also 
die  Hälfte  des  Wergeides,  das  der  anglowamische  über  (ohne 
fredus)  bebitzt.  Heck  hatte  diesen  Ansatz  früher  nur  auf 
die  Person  des  aus  der  Unfreiheit  entlassenen  Knechtes  be- 
logen und  die  liberi  der  Lex  mit  den  Nachkommen  der 
I'rei gelassenen  ausgefüllt.^)  Jetzt  schränkt  er  c.  45  der  Lex 
Angl.  auf  die  Erhebung  des  Knechtes  zum  Liten  ein,  um  so 
Raum  für  seine  Libertinen  zu  gewinnen.')  Allein  die  Wen- 
dung libertate  donatus  umfasst  jede  Art  von  Freilassung, 
die  der  Herr  dem  Knechte  von  sich  aus  gewähren  kann. 
Entweder  kannten  die  Anglowarnen  —  abgesehen  von  der 
denariatio*)  oder  einer  etwaigen  anderen  Freilassungsform, 
die  das  Wergeid  des  Gemeinfreien  gewährte  —  nur  die  Frei- 
lassung dee  Knechtes  zum  Liten;  dann  kommen  die  frei- 
gelassenen Kjiechte  und  deren  Nachkommen  für  jene  Liber- 
tinen nicht  in  Betracht,  deren  Heck  zur  Erklärung  der  anglo- 
warnischen  liberi  bedarf.  Oder  den  Anglowarnen  waren  noch 
sonstige  Arten  der  Freilassung  geläuJBg.  Dann  ist  c.  45  auf 
sie  auszudehnen.  Heck  wendet  gegen  solche  Ausdehnung  ein: 
Wenn  die  Libertinen  nicht  miter  den  liberi  inbegriffen  wären, 
so  wäre  „jedenfalls"  deren  „Regelung  angelehnt  worden  an 
eine  Libertinennorm  der  Lex  Ribuaria  und  nicht  an  eine 
Torschrift,  die  sich  auf  den  Liten  bezieht.'-  *)  Allein  die 
Libertinennormen  der  Lex  Ribuaria  betreffen  Formen  der 
Freilassung,  von  denen  es,  schon  weil  sie  du'ch  Urkunde  er- 
folgten, unv.ahrscheinlich  ist,  dass  sie  bei  den  Anglowarnen  in 
Uebung  waren,  während  die  Stellung  des  homo  regius  einer 
besonderen  stamraesrechtlichen  Regelung  nicht  bedurfte.') 
Eine  Anlehnung  an  eiue  Libertinennorm  der  Lex  Ribuaria 
verbot  sich  diesfalls  von  selbst 

*)  Die  Schlagbusse  des  anglowaroischen  liber  ist  nach  Lex  Angl. 
ebenso  hoch  (10  Sol.)  wie  die  Schlagbasse  des  ingenaus  gemafs 
.  legi  Rib.  add.  t.  803,  c.  1  nach  Abzug  des  fredus.  Siehe  meine 
Bhtsgeschichte  IT  636,  Anm.  79  und  die  Bemerkung  Hecks  S.  189, 
1.  —  «)  Gerichtsverfassung  S.  302.  Siehe  dagegen  Nobües  S.  86.  — 
Gemeinfreie  S.  185.  Vgl.  S.  326  f.  —  ♦)  Diese  erscheint  um  die  Zeit, 
die  Lex  Angl.  abge6KS8t  wnrde,  bereits  als  con cessio  regalis.  — 
Gemeinfreie  S.  186.  —  •)  Siehe  oben  S,  195,  Heck  S.  188. 
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Aus  der  Vergleichung  von  Lex  Angliorum  c.  57,  wo 
von  der  Missethat  der  Heimsuchung  die  Rede  ist,  mit  Lex 
Ribuaria  c.  64  habe  ich  gefolgert^),  dass  nicht  nur  die  Lex 
Angliorum  in  Kleinschillingen  rechnet,  sondern  auch  zur  Zeit 
ihrer  Abfassung  die  Bussschillinge  der  Lex  Ribuaria  als 
Kleinschillinge  aufgefasst  wurden.  Sonst  würde  sich  bei  dem 
Bandenverbrechen  der  Heimsuchung  im  Verhältniss  zur  Vor- 
lage für  die  drei  ersten  Helfer,  die  tres  priores,  eine  Ermäfsi- 
gung  der  Brüche  ergeben,  die  dem  Geiste  der  karolingischen 
Gesetzgebung  widerstreitet.  Heck^)  macht  dagegen  geltend, 
dass  dafür  bei  den  Folgern,  den  posteriores,  die  Brüche  von 
15  auf  60  Kleinschillinge  erhöht  worden  sei,  während  bei 
Verletzimg  eines  Minderfreien  der  Königsbann  gegenüber 
dem  fredus  der  Lex  Ribuaria  sowohl  für  die  Folger  als 
auch  für  die  tres  priores  eine  Erhöhung  darstelle.  Und  nur 
auf  die  Totalität  der  Wirkungen  sei  es  angekommen.  Aber 
der  hinsichtlich  des  Minderfreien  erhobene  Einwand  steht 
und  fällt  mit  der  oben  erörterten  duplex  interpretatio  der 
ribuarischen  Ingenuusnormen."  Dass  der  Gesetzgeber  bei  der 
Entscheidung  ob  fredus  oder  Bann  nur  die  Gesammtheit  der 
Delictsfolgen  und  Delictsfalle  ins  Auge  fassen  konnte,  muss 
ich  bestreiten.  Die  Heimsuchung  wurde  im  Literesse  der 
Friedensbewahrung  unter  die  BannfaUe  gestellt,  um  den 
Friedensbruch  empfindlicher  zu  strafen.  Eine  Herabsetzung 
der  Brüche  gerade  für  die  Hauptbetheiligten  würde  diesem 
Zwecke  und  damit  dem  Geiste  der  karolingischen  Gesetz- 
gebimg widersprochen  haben.  Die  Erwägung,  dass  ja  der 
Fiscus  von  den  posteriores,  wenn  ihrer  mindestens  drei  waren, 
mehr  erhalten  habe,  als  er  bei  den  tres  priores  einbüsste, 
unterstellt  der  karolingischen  Strafrechtsreform,  dass  sie  sich 
nur  von  fiskalischen  Interessen  habe  leiten  lassen  und  ver- 
sagt im  vorliegenden  Falle  auch  unter  diesem  Gesichtspuncte, 
weil  nach  meiner  Auffassung  der  Fiscus  nicht  bloss  von  den 
posteriores,  sondern  auch  von  den  priores  höhere  Beträge 
empfing. 

Ich  hatte  darauf  hingewiesen,  dasa  die  Heimsuchungs- 
bussen  der  Lex  Angliorum  genau   den  in  Kleinschillingen 


')  Nobües  S.  84  f.  —  *)  S.  196  f. 
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gedachten  Bussen  der  Lex  Ribuaria  cotepreeheu  und  auf  die 
Oemeinfreien  zu  beziehen  seien,  wenn  man  nicht  annehmen 
will,  dass  die  Eedactoren  der  Lex  Angliorum  in  c,  57  nur 
an  die  Nachkommen  von  Freigelassenen  gedacht  hätten. 
Nach  Heck*)  haben  sie  einfach  den  Thatbestaiid  der  Vor- 
lage übernommen,  die  hier  gleichfalls  keine  Standesbezeich- 
nung enthalte.  Allein  sie  übernahmen  nicht  nur  den  That- 
bestand,  sondern  auch  die  Busszahlen  mit  Abzug  des  fredus. 
der  durch  den  bannus  ersetzt  wurde,  betrachteten  also  die 
Solidi  der  Lex  Ribuaria  als  Kleinschillinge.  Auf  die  Frage, 
an  welchen  Stand  die  Redactoren  dabei  gedacht  hätten,  hat 
Heck  die  Antwort,  das  konnten  wir  nicht  wissen.  Yieileicht 
hätten  sie  vorausgesetzt,  dass  die  Busszahl  der  Vorlage  für 
alle  Stände  in  kleinen  Schillingen  gleich  sei,  vielleicht  hätten 
sie  gemeint,  dass  sie  bei  Verletzung  eines  Gemeinfreien  ganz 
selbstverständlich  zu  erhöhen  sei.  Wahrscheinlich  liätten  sie 
die  Frage  überhaupt  nicht  überlegt.  Im  ersten  Falle  bleibt 
es  vom  Standpuncte  der  Heck'schen  Theorie  aus  dunkel, 
warum  denn  die  Verfasser  bei  Lex  Ribuaria  64  gerade  an 
Kleinschillinge  dachten;  im  zweiten  Falle  müssteu  wir  vor- 
aussetzen, dass  sie  die  Libertinen  als  normgobeuden  Stand 
betrachteten.  Die  als  „wahrscheinlich"  unterstellte  Gedanken- 
losigkeit der  Redactoren  ist  ein  verzweifeltes  Auskunftsmittel. 
Es  erregt  Bedenken,  wenn  bei  Auslegimg  einer  Satzung  der 
Scharfsinn  des  Auölegers  mit  einer  Thorheit  des  Gesetz- 
gebers rechnen  muss.  Weit  näher  liegt  die  Erklärung,  dass 
die  Verfasser  der  Lex  Angliorum  die  anglowamischen  liberi 
ebenso  wie  die  ingcnui  der  Lex  Ribuaria  als  den  norm- 
gebenden  Stand  der  Gemeinfreien,  die  Solidi  der  Vorlage 
durchweg  als  Kleinschillingc  auffasstcn. 

Für  das  salische  Recht  behauptet  Heck-),  dass  vor  816 
nur  die  Bussen  der  Franci,  der  Gemeinfreien,  in  grossen 
Schillingen,  die  Bussen  aller  anderen  Stände  aber  in  kleinen 
bezahlt  wurden.     Aus  dem  Capitulare  von  S03 ') ,  c.  9 ,  wo- 

')  S.  197.  —  ')  Gemeinfreie  S.  198  if.  —   »)  Cap.  I  114.     Gegen 

j     Boretias   will   Heck   S.  159  f.   dieses  Capitolar   nur   als   ein   salisches 

!     gelten  lassen.   Die  Gründe,  welche  Boretius  für  ein  Capitulare  Omnibus 

legibus  additum  angeführt  hat,  scheint  mir  Heck  nicht  entkräftet  zu 

f.    Der  Brief  E[arls  an   Pippin  Cap.  I  212  bildet  in  Verbindung 
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nach  die  debita  ad  partem  regia  in  Kleinschillingen  zu  ent- 
richten seien:  excepto  freda,  quae  in  lege  Salica  scripta  est, 
illa  eodem  solido,  quo  ceterae  compositiones  solvi  debent, 
componatur,  folgert  er,  dass  schon  803  ein  Theil  der  Bussen 
der  Lex  Salica  in  kleinen  Schillingen  gezahlt  wurde.  Sonst 
hätte  nämlich  der  Gesetzgeber  gesagt:  illa  per  solidos  XL 
denariorum  componatur,  und  nicht  den  Friedensschilling 
durch  Bezugnahme  auf  den  Schilling  der  betreifenden  com- 
positio  bestimmt.  Meines  Erachtens  ist  allerdings  zuzugeben, 
dass  es  bei  den  Saliern  damals  Compositionen  gab,  die  in 
Kleinbchillingen  berechnet  wurden.  Die  Lex  Salica  war  nicht 
die  einzige  Quelle  des  für  die  Salier  geltenden  Rechtes. 
Und  das  Capitular  nimmt  nur  jene  froda  aus,  quae  in  lege 
Salica  scripta  est.  Solche  Friedensgelder,  die  nicht  in  der 
Lex  Salica  verzeichnet  waren,  mochten  wie  die  übrigen  debita 
ad  partem  regis  in  Kleinschillingen  entrichtet  werden  und 
ebenso  die  entsprechenden  Bussen,  die  dem  Verletzten  ge- 
bührten, da  ja  der  fredus  in  demselben  solidus  fällig  wurde 
wie  die  ganze  compositio,  deren  dritten  Theil  er  betrug. 
Der  Grund  der  Ausnahme  beruhte  eben  darin,  dass  die  Lex 
Salica  die  Bussen  in  Denarsummen  und  in  Solidi  zu  40  De- 
naren angab.  Dagegen  liegt  kein  Anlass  vor,  aus  dem  "Wort- 
laut des  Capitulars  herauszulesen,  dass  schon  803  ein  Theil 
der  Bussen  der  Lex  Salica,  z.  B.  das  Wergeid  des  Roraanus 
(41,6)  in  Kleinschillingen  entrichtet  wurde.  Das  Capitular 
bedient  sich  einer  Wendung,  die  zugleich  eine  Motivirung 
der  Ausnahme  enthält.  Der  fredus  konnte  füglich  nicht  in 
anderen  Schillingen  erhoben  werden  als  der  Rest  der  com- 
positio. 

Die   Wergelder    und   Busseu    der   salischen   Libertincn 
kann  Heck  nicht   wie  die   der  ribuarischon   durch  eine  im 


mit  der  Thatsache,  dass  es  in  langobardischen  Rechtshandschriften 
und  im  Liber  Papiensis  überliefert  ist,  ein  starkes  Argument  für  die 
von  Boretius  entwickelte  Ansicht.  Dass  Capitularien ,  die  für  sämnit- 
liche  Leges  berechnet  waren,  in  Handschrif  an  als  Capitula  legi  Salicae 
addibi  bezeichnet  wurden,  zeigen  die  Capitula  legibus  addenda  von 
818/9.  Neuetrische  Schreiber  mochten  mitunter  nur  die  Benutzung  der 
Handschrift  innerhalb  ihi-es  engereu  Vaterlandes  im  Auge  haben.  Doch 
soll  die  Entscheidung  im  Folgenden  dahin  gestellt  bleiben. 
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Wege  der  Usualinterpretation  erfolgte  Umdentung  der  In- 
genuusnormen  auf  Kleinsehillinge  reduziren  lassen.  Denn 
die  Lex  Salica  bestimmt  die  Composirionen  in  Denarsummen, 
an  welchen  die  Umdcutung  des  Schillings  scheitern  musste. 
Weil  nun  aber  das  ribuarische  Wergeid  der  Minderfreien  in 
200  Kleinschillinge  umgedeutet  worden  ^),  weil  Lex  Chama- 
vorura  c.  13  den  Scbluss  nahe  lege,  dass  der  cartularius  bei 
allen  Franken  ein  Wergeid  von  200  Kleinschillingen  hatte '), 
so  müsse  auch  bei  den  Salfranken  das  Wergeid  der  Minder- 
freien ein  solches  von  200  Kleinschillingen  gewesen  sein.  Die 
„Umdeutung"  habe  aber  hier  nicht  durch  Usualinter- 
pretation. sondern  nur  durch  Gesetz  durchgeführt  werden 
können.  Dieses  Gesetz  findet  Heck  in  jenem  Constitutum 
Pippini,  welches  in  dem  Rheimser  Concil')  von  813  erwähnt 
wird:  ut  dominus  imperator  secundum  statutum  .  .  .  Pippini 
misericordiam  faciat,  ne  solidi,  qui  in  lege  habentur,  per 
40  denarioB  discurrant.  Pippins  Gesetz  habe  wahrscheinlich 
die  Kleinschillinge  nach  ribuarischem  Torbilde  in  die  Lex 
Salica  eingeführt,  eine  Anordnung,  die  deshalb  nahe  lag, 
weil  ^die  Zahl  der  Minderfreien  fortwährend  stieg"  und  weil 
die  Lex  Salica  „für  Libertinen  salischer  Nationalitat  gar  kein 
Wergeid  vorsieht".*) 

Dass  vor  816  nur  die  Bu.s8en  der  gemeinfreien  Sal- 
franken in  grossen,  die  aller  anderen  Stände  in  kleinen 
Schillingen  bezahlt  worden  seien,  findet  Heck  •")  darin  ange- 
deutet, dass  nach  dem  Capitular  von  816,  Fassung  A*)  der 
Friese  und  der  Sachse  die  Busseu  ad  partem  Salici  Franci  in 
Yollschilliugen  zahlen  sollen,  während  vorher  die  Ausnahme 

H^b  *)  Siehe  darüber  oben  S.  245.  —  *,t  Siehe  darüber  oben  S.  24:3.  — 
Hl^^afi  Heck  S.  163  gegen  die  herrschende  Ansicht  beibringt,  vermag 
l^ie  nicht  zu  erechüttem.  Dass  die  Coneilsväter  das  salische  Recht 
H  nicht  ausdrücklich  nannten,  erklärt  sich  zur  Genüge  dur''h  den 
Ort  des  Concils,  das  kein  Reichsconcil  war.  —  *)  Aber  Cap.  zur  Lex 
Salica  IV,  1  (Geffcken  S.  68):  Si  qnis  puerum  rcgis  aut  libertum 
occiderit,  solidos  C  culpabilis  iudicetur.  —  *)  Gemeinfreie  S.  200.  — 
')  Cap.  1  268,  c.  3,  bei  Heck  S.  156  als  Fassung  A  angeführt.  Die 
Wendung:  iuxta  legis  coustitntionem  manniatur,  die  Heck  S.  161  für 
den  salischen  Charakter  dieses  Capitulai-s  geltend  raacht,  findet  sich, 
nebenbei  bemerkt,  genau  so  in  den  Capitula  legibus  addenda  von  818/9. 
Cap.  I  283,  c.  12,  deren  allgemeine  Verbindlichkeit  ausser  Zweifel  steht. 

17* 
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für  einen  Streif,  mit  Friesen  und  Sachsen  allgemein  ausge- 
sprochen wird.^) 

Heck  conjecturirt  noch  mehr.  Als  Ludwig  I.  bestimmte, 
dass  die  Compositionen  der  Lex  Salica  in  Kieinschillingen 
zu  berechnen  seien,  hat  er  unter  kirchlichem  Einfluss  das 
Wcrgeld  der  Gemeinfreien  auf  das  Wergeid  der  Minderfreien 
aus  folgendem  Grunde  herabgesetzt.  Nach  dem  Capitular 
von  803  hatte  der  Presbyter  ein  Wergeid  von  600  Sohdi. 
das  dem  freigeborenen  in  grossen,  dem  minderfreien  in 
kleinen  Schillingen  gebührte.^)  Damit  nun  der  minderfreie 
Presbyter  ein  höheres  Wergeid  habe  als  der  gemeinfreie 
Franke  imd   damit  der   altfreie  Diacon    nicht    ein    höheres 


>)  Ut  oxnnis  solutio  adque  coupositio,  que  lege  ßaliea  continetur, 
in  Francia  per  12.  denariorura  solitlos  conponat.yr,  excepto  ubi  con- 
tentio  inter  Saxones  et  Frislones  exorta  fuit:  ibi  yolumua  ut  40  dena- 
riorum  quantitatem  solidus  habeat,  quem  vel  Saxo  vel  Frisio  ad  par- 
tem  Salici  Franc!  cum  eo  litigantis  solvere  debet.  lu  dem  Satztheil: 
excepto  .  .  .  fuit,  wird  überhaupt  nur  eine  Streitpartei,  der  Sachse 
oder  Friese  genannt.  Wie  man  deshalb  aus  den  Worten  Salici  Franci 
folgern  kann,  dass  vor  816  die  Bussen  aller  anderen  Stände  in  Klein- 
schillingen gezahlt  wurden,  ist  unerfindlich.  In  der  von  Heck  eo  ge- 
nannten Fassung  B,  Cap.  I  270,  c.  2  heisst  es:  excepto  leudes,  si  Saxo 
aut  Frisio  Salieum  occiderit.  Fassung  B  ist  mit  Boretius  als  ältere 
Redaction  zu  betrachten,  welche  in  erneuter  Berathung,  weil  sie  als 
Ausnahme  nur  den  Todtschlag,  nicht  auch  anders  Bussfälle  ins  Auge 
fasste,  durch  die  weitere  Fassung  A  ersetzt  wurde.  Das  Wort  omnis 
(solutio)  in  Fassung  A  will  Heck  als  Bestätigung  seiner  Annahme  ver- 
werthen,  dass  schon  früher  gewisse  Bussen  der  Lex  Salica  in  kleinen 
Schillingen  fällig  wurden,  ebenso  die  Worte  per  tot  am  Salicam  legem 
und  sicut  antiquitus  fuit  constitutum  in  Fassxmg  B :  De  omnibus  debitis 
solvendis,  sicut  antiquitus  fuit  constitutum,  per  12  denarios  solidus 
solvatur  per  totam  Salicam  legem.  Während  in  Fassung  A  das  omnis 
gepresst  wird,  wird  das  omnibus  der  Fassung  B,  das  offenbar  dem 
omnis  in  A  zu  Grunde  liegt,  von  Heck  ignorirt.  Denn  wenn  sich  das 
Constitutum  auf  omnia  debita  bezog,  kann  es  nicht  bloss  gewisse 
Bussen  der  Lex  Salica  auf  Kleinschillinge  redustirt  haben.  Das  totam, 
das  in  die  endgiltige  Redaction  nicht  übernommen  wurde,  dient  nur 
zur  Verstärkung,  um  die  folgende  Ausnahme  als  die  einzige  hervor- 
zuheben. —  *)  Cap.  I  113,  c.  I :  qui  presbiterum  (occiderit)  600  . .  .  solidis 
cnlpabilis  iudicetur.  Laut  Heck  S.  201  wurden  jene  600  Schillingo 
„nach  den  allgemeinen  Grundsätzen,  die  für  die  Lex  (Salica)  galten, 
berechnet;  deshalb  waren  eje  KleinschiJlinge,  sofern  der  Presbyter  von 
Geburt  minderfrei  war". 
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Wergrld  besitze  als  der  minderfreie  Priester,  habe  Ludwig  I. 
auf  Verlangen  der  Coneilsvärer  die  SchillingsdifPerenz  be- 
seitigt und  das  "Wergeid  der  Gemeinfreien  auf  200  Klein- 
BchiDinge  reduzirt. 

Auf  unzutreffenden  Yermuthungen  baut  Heck  mit  stei- 
gender Sicherheit  ein  stattUches  Gebäude  von  Hypothesen 
auf,  dessen  Krönung  die  kirchlichen  Motive  der  salischen 
Bussreduction  von  Sit>  bilden.  Es  ist  unrichtig,  dass  das 
"Wergeid  der  ribuarischen  Libertinen  200  Kleinschillinge  be- 
trug.^) Ich  halte  es  für  Schlechterdings  unmöglich,  dass  der 
salische  cartularius,  der  kraft  der  Freilassungsurkunde  vom 
Sklaven  zum  Koraanus  erhoben  worden  war,  ein  "Wergeid 
von  200  Kleinschillingen  genoss  zu  einer  Zeit,  da  der  frei- 
geborene Romanus  possessor,  wie  ich  aus  Hecks  Ausfüh- 
rungen folgern  muss-),  nur  ein  Wergeid  von  100  Kleinschil- 
lingen besessen  haben  soll.  Ebenso  erscheint  es  mir  als 
durchaus  unziilässig,  in  das  Constitutum  den  vou  Heck  con- 
struirten  Inhalt  hineinzutragen,  den  er  selber  einen  compli- 
cirten  nennt  Allerdings  besteht,  wie  Heck  S.  202  bemerken 
zu  müssen  glaubt,  keine  Vemmthung  dafür,  dass  ein  ver- 
lorenes Gesetz  nur  einen  einzigen  Satz  enthalten  habe.  Allein 
das  ist  kein  Freibrief,  hineinz\iinterpretiren ,  was  man  eben 
für  Aufstellung  einer  neuen  These  nöthig  zu  haben  glaubt, 
lieber  die  Gründe,  aus  welchen  die  Kirche  Ludwig  den 
Frommen  zur  Aufhebung  der  Schillingsdifferenz   veranlasst 

')  Siehe  oben  S.  246.  —  »)  Da  nach  Heck  S.  200  nur  die  Bussen 
Fraaci,  da^  heisst  der  Gemeinfi-eien  in  grossen,  die  aller  anderen 
ide  in  kleinen  Schillingen  bezahlt  wurden,   so  muss  der  Roman U3, 
die  Lex  Salica  ebenso  wie  dem  Liten  ein  Wergeid  von  100  Solidi 
jricht.  in  100  Kleinschillingen   vergolten  worden  sein.     Allerdings 
Heck  S.  200:  Der  Fraacus  hat  200  grosse  Schillinge,  der  sonstige 
feiiuus  200,  der  Lite  10*3  kleine  Schillinge.     Allein  nach  Heck  S.  63 
jichnete  das  Wort  ingenuns  in  der  Lex  Salica  durchaas  technisch 
gemeinfreien   Germanen.     ünt«r  dem  sonstigen  ingenuus   scheint 
dem    Zusammenhange    nach    den    Libertinen    zu   verstehen.     Dass 
Constitutum  das  Wergeid  des  Römers  von  100  VoUsehillingen  in 
Kleinschillinge  umgewandelt  habe,   finde  ich  bei  Heck  nirgends 
lerkt.    Auch   soll   ja  Pippins  Gesetz   die   kleinen  Schillinge  nach 
larischem  Vorbild  in  die  Lex  Salica  eiageführt,   nur  die  ümdeu- 
ag  der  Tngenuusnormen  auf  kleine  Schillinge,  welche  sich  bei  den 
llibuari<»m  vollzogen  hatte,  auf  die  Lex  Salica  übertragen  haben. 
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haben  soll,  will  ich  hier  nicht  viele  Worte  verlieren.  Das 
Rheimser  Concil  motivirt  seine  Bitte  durch  die  vielen  Mein- 
eide, welche  die  Höhe  der  in  Yollschillingen  zu  zahlenden 
Bussen  herbeiführe.  Hätten  sich  Ludwig  und  die  Kirche 
von  den  kleinlichen  und  engherzigen  öesichtspuncten  leiten 
lassen,  die  Heck  voraussetzt,  so  hätten  sie  sich  doch  andrer- 
seits sagen  müssen,  dass  sie  den  angestrebten  Zweck  nur 
um  den  Preis  einer  Erniedrigung  des  Wergeides  aller  gemein- 
freien  Kleriker  erreichten.^) 

Gegen  die  herrschende  Ansicht'^)  wendet  Heck  ein'), 
sie  stehe  im  Widerspruch  zu  den  Anhaltspuncten  für  die 
Uebereinstimmung  der  salischen  und  der  ribuarischen  Wer- 
gelder,  die  wir  für  die  Jahre  797  und  813  besitzen.  Mit 
der  Berufung  auf  das  Jahr  797  ist  das  Capitulare  Saxonicum 
c.  3  gemeint,  dessen  angebliche  Beweiskraft  schon  oben*) 
erörtert  worden  ist.  Das  Jahr  813  kann  nur  den  Rheimser 
Concilsbeschluss  betreffen.  Wie  sich  daraus  eine  Ueberein- 
stimmung der  salischen  und  ribuarischen  Wergelder  ergeben 
soll,  ist  mir  unbegreiflich.  Denn  Heck's  Argument,  dass  das 
Concil  sonst  auf  die  bestehende  Rechtsverschiedenheit  hätte 
hinweisen  müssen,  erledigt  sich  schon  durch  die  Erwägung, 
dass  das  Concil  für  sein  Verlangen  füglich  nur  kirchliche 
Motive  geltend  machen  konnte.^)  Und  die  Vermuthungen 
Hecks,  dass  das  Constitutum  Pippini  für  gewisse  Bussen  die 
kleinen  Schillinge  nach  ribuarischem  Vorbild  in  die  Lex 
Salica  eingeführt  habe  und  dass  die  Concilsväter  nur  seine 
Ausdehnung  auf  alle  Bussen  gefordert  hätten,  wären  doch 
wohl  keine  Anhaltspuncte,  die  wir  für  die  Uebereinstimmung 
der  salischen  und  ribuarischen  Wergelder  besitzen. 

Was  Heck  sonst  noch  an  der  herrschenden  Ansicht  zu 
tadeln  findet,  nämlich  dass  sie  nicht  stimme  zu  der  Fas- 
sung der  Capitulare  von  803  und  816*^)  und  erst  recht  nicht 


*)  Der  Unterschied  der  Geburt  wäre  trotz  Aufhebung  der  Schillings- 
differenz innerhalb  der  Geistlichkeit  mafsgebend  geblieben,  so  lange 
Knechte  in  den  geistlichen  Stand  aufgenommen  wurden,  was  erst  der 
Aachener  Reichstag  von  818/9  verbot.  Siehe  Loeniug,  Kirchenreeht 
im  Reiche  der  Merowinger  S.  298,  Anm.  1.  —  *)  Siehe  meine  Abhand- 
lung Nobiles  S.  80  f.  —  »)  Genieinfreie  S.  204.  —  ♦)  Siehe  oben  S.  223  fE  — 
»)  Heck  S.  166.  Siehe  dazu  noch  oben  S.259,  Anm. 3.  —  •)  Siehe  oben  S. 258  ff. 
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zu  den  wichtigen  Schlüssen,  die  sich  aus  der  Lex  Chama- 
vorum  ^),  den  Aenderungen  der  Lex  Ribuaria  ^)  und  aus  der 
Lex  Angliorum')  ergeben,  ist  im  Grund  genommen  nur  der 
Vorwurf,  dass  sie  mit  seinen  Hypothesen  nicht  vereinbar 
sei.*)  Ich  kann  in  dieser  Unvereinbarkeit  keinen  Xachtheil 
erblicken. 


*)  Sie  sind  zum  Theil  oben  S.  212  ff.  243  beäprochen  worden.  Zum 
Theil  mnsa  ich  mir  weitere  Aeusserung  vorbehalten.  —  *)  Siehe  oben 
S.  246 ff.  —  »)  Siebe  oben  ,S.  250 ff.  —  *)  Nach  Rietsehel.  Göttingische 
gel.  Anzeigen  1902,  S.  103  hat  überhaupt  keine  Herabsetzung  der 
Bossen,  sondern  nur  eine  Ausserkurssetzung  der  alten  YoUschillinge 
stattg^efunden.  Allein  Fassung  B  oben  S.  2t>0,  Anm.  1  (per  12  dinarios 
solidus  solvatar,  per  40  dinarios  solidi  solvantur,  12  dinarü  per  solidnm 
solvantur)  und  die  entsprechenden  Wendungen  in  Fassung  A  und  in 
dem  Capitular  von  bOS  zeigen  deutlich,  dass  es  sich  nicht  um  die 
Geldsorte,  sondern  um  den  durch  die  Zahl  der  Denare  repräsentirten 
Geldwerth  handelte.  Nach  Rietsehel  S.  102  sind  die  chamavische  und 
die  anglowamische  Lex,  wie  er  sich  ausdrückt,  ,in  kleinen  Schillingen 
abge&sst".  Demnach  hätten  die  Chamaven  den  Königsbann  (Lex 
Cham.  c.  2.  47l  in  60  kleinen,  die  übrigen  Franken  in  60  grossen 
Schillingen  bezahlt.  Dem  widerstreitet  Lex  Cham.  c.  2:  De  banno 
dominico  similiter  habemus,  sicut  alii  Franci  habent  Siehe  Yino- 
gradoff  oben  S.  138  ff.  141,  Anm.  3,  des.>en  Abhandlung  ich  nur  noch 
an  dieser  Stelle  während  der  Correctur  berücksichtigen  konnte. 


Die  auf  Seite  193  in  Aussicht  gest^ällte  Abhandlung  unsers  Mit- 
es,  des  Herrn  Geh.  Rath  Schröder,  wird  im  Jahrgang  1903  er- 
Jnen.  Die  Red. 
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VI. 

Ueber  einen  Zusatz 
zu  G.  Xi  der  goldenen  Bulle  Karls  IV. 

Von 
Herrn  Prof.  Dr.  Karl  Zeumer 

iu  Berlin. 

In  zwei  Exemplaren  der  goldenen  Bulle,  in  einer  alten 
Abschrift  und  einigen  der  ältesten  Drucke  findet  sich  ein 
Zusatz  zu  c.  XI,  welcher  bisher  weder  vöUig  correkt  gedruckt 
vorliegt,  noch  diejenige  Beachtung  und  eingehende  Würdi- 
gung gefunden  hat,  welche  er  wegen  seines  Inhalts  verdient. 

üeberliefert  ^)  ist  er  im  böhmischen  Original  B,  in  der 
Nürnberger  Ausfertigung  N  und  im  Codex  Wenceslai.  In  B 
steht  er,  äusserlich  bereits  als  späterer  Zusatz  erkennbar,  am 
Rande  zu  c.  XI  nachgetragen.  In  N  ist  er  dagegen  dem 
Texte  selbst  am  Schluss  des  Kapitels  eingefügt  und  ebenso 
im  Codex  Wenceslai.  Aus  N  ist  er  in  mehreren  älteren  Nüm- ; 
berger  Drucken,  aus  dem  Codex  Wenceslai  in  Senckenber« 
Ausgabe  und  bei  Olenschlager  gedruckt.  2)     Neuerdings  hal 

*)  Die  Nachrichten  über  die  Ueberlieferung  der  goldenen  BuUfi 
liegen  bisher  am  vollständigsten  vor  in  0.  Harnacks  Buche,  Das  Ku 
fÖrstencoUegium  bis  zur  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts.    Giesset 
1883.    Diese  und  andere  Ausführungen  Hamacks  sind  als  bra.uchba 
und  werthvoll  anzuerkennen.    Der  in  diesem  Werke  gegebene  „kritisch^ 
Abdruck"  der  goldenen  Bulle  ist  dagegen  trotz  des  ihm  bis  in  die  neuer 
Zeit  öfter  leichtfertig  ertheilten  Lobes  leider  völlig  verunglückt, 
bedeutet  wegen   der  zahlreichen  und  groben  Fehler  den  älteren  Ana 
gaben  Senckenbergs  und  Olenschlagers  gegenüber  einen  entschiedene 
Rückschritt.    In  dem  Abdruck  bei  Altmann  und  Bernheim  sind  erst 
der  zweiten  Auflage  die  Fehler  des  zu  Grunde  gelegten  Hamack'sch« 
Textes  im  Grossen  und  Ganzen  beseitigt;  gerade  in  dem  hier  beht 
delten  Zusätze  aber  ist  ein  grober  Fehler  stehen  geblieben.    Hamacl 
Varianten- Apparat  enthält  aber  viel  Werthvolles.  —  *)  Senckenber 
Ausgabe  findet  sich  in  der  „Neuen  und  vollständigeren  Sammlung  der" 
Reichsabschiede"  (Frankfurt  1747,  fol.)  I,  S.  45ff.;  die  v.  Olenschlagers 
in  dessen  Werke :  Neue  Erläuterung  der  Güldenen  Bulle  Kaysers  Carls  IV. 
iVankfurt  u.  I^ipzig  1766.    4  *. 
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ihn  O.  Hamack  nach  B  abgedruckt,  dabei  aber  nicht  nur 
einen  störenden  Lesefehler  der  älteren  Ausgaben  wiederholt 
(agat  de  talibus  statt  agatur  de  talibus)  sondern  noch  einen 
neuen  den  Sinn  völlig  zerstörenden  Fehler  eingesetzt  (Privi- 
legium duella  contra  se  agi  permittere  statt  p.  d.  coram 
se  a.  p.).  Beide  Fehler  sind  auch  von  Altmann  und  Bem- 
heim  in  den  Abdruck  des  Zusatzes  in  der  2.  Auflage  ihrer 
Sammlung  übernommen.^) 

Ich  lasse  nun  zunächst  den  emendirten  Text  des  Zu- 
satzes folgen,  welcher  eine  Erläuterung  zu  dem  in  c.  XI 
selbst  enthaltenen  Privileg  de  non  evocando  und  de  non 
appeUando  für  die  6  Kurfürsten  ohne  den  König  von  Böhmen 
giebt. 

Hanc  autera  legem  propter  quedam  dubia,  que  ex  ea 
suborta  fiierunt,  de  illis  dumtaxat  feudalibus,  vasallis  et 
subditis  debere  declaramus  intelligi,  qui  feuda,  bona  et 
possessiones  a  principibus  electoribus  ecclesiasticis  et  secu- 
laribus  dependentes,  que  de  temporali  ipsorum  iurisdictione 
consistunt,  obtinere  noscuntur  et  actualiter  ac  realiter  re- 
sident in  eisdem.  Si  vero  tales  electorum  principum  vasalli 
et  homines  ab  aliis  eciam  archiepiscopis,  episcopis  sive 
principibus  similia  feuda  possident  et  larem  fovent  in  illis, 
extunc,  si  iidem  archiepiscopi,  episcopi  vel  principes  ab 
imperio  bannum  habent  et  Privilegium  duella  coram  se 
agi  permittere,  apud   illos  agatur  de  talibus;  alioqnin  ad 


Dass  coram  far  Hamacks  contra  einzusetzen  sei,  ergaben  schon 
die  älteren  Drucke  mit  voller  Sicherheit.  Bei  der  Besprechung  der 
Stelle  im  Berliner  Seminar  för  deutsches  Recht  im  Sommer  1902  wurde 
auch  bereits  agatur  statt  des  unbrauchbaren  agat  vermnthet  Herr 
Dr.  Edmund  Stengel,  der  an  den  Hebungen  theilnahm,  erklärte  sich 
bereit,  auf  einer  Ferienreise  wegen  beider  Stellen  im  böhmischen  Exem- 
plar im  Wiener  Hof-  und  Staatsarchiv  nachzusehen.  Derselbe  theilt 
mir  mit,  dass  B  deutlich  coram  (corä)  bietet.  Leichter  zu  übersehen, 
aber  vollständig  sicher  sei  auch  die  Lesart  agatur.  Es  .steht  agat  mit 
dem  bekannten  Zeichen  für  ur.  Dieses  Zeichen  ist  deutlich  erkennbar, 
aber,  was  in  alter  und  neuer  Zeit  die  Benutzer  getäuscht  hat,  zum 
Theil  durch  das  folgende  d,  welches  wegen  des  beschränkten  Raumes 

I'as  zu  nahe  an  das  vorhergehende  Wort  herangerückt  wurde,  ver- 
kt.  Eine  der  dankenswerthen  Mittheilung  beigefügte  Durchzeich- 
ig  der  Stelle  verdeutlicht  die  Sachlage. 
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imperialis    curie    iudicis    exameii    super    hiis    deceinimus 

recurrendum. 

Wann  ist  dieser  Zusatz  liinzugefiigt?  Die  erhaltenen 
Ausfertigungen  für  Mainz,  Cöln,  Trier  und  Pfalz  (M.  C.  T,  P,), 
welche  wahrscheinlich  unraittelhar  nach  der  Yollendung  des 
ganzen  Gesetzes  auf  dem  Reichstage  zu  Metz  Ende  1356 
entstanden  sind,  enthalten  ihn  nicht,  ebensawenig  die  erst 
1306  in  den  Besitz  der  Stadt  Frankfurt  gelangte  Ausferti- 
gung P.  Dagegen  findet  sich  der  Zusatz  bereits  in  der  Aus- 
fertigung für  Nürnberg  N,  welche  mit  dem  Majcstätssiegel 
Karls  lY.  besiegelt  ist  und  deshalb  nicht  nach  1378  ausge- 
fertigt sein  kann.  Harnack  setzt  deshalb  den  Zusatz  in  die 
Zeit  von  1366  bis  1378.^) 

Diese  Ansetzung  ist  aber  nicht  richtig.  Harnack  über- 
sieht, dass  die  1366  von  der  Stadt  Frankfurt  erworbene  Aus- 
fertigung nicht  erst  nothwondig  damals  angefertigt  zu  sein 
braucht,  sondern  schon  vorhanden  gewesen  sein  kann,  und 
dass,  auch  wenn  sie  erst  1366  hergestellt  sein  sollte,  das 
Fehlen  des  Zusatzes  in  diesem  Exemplar  noch  keineswegs 
beweisen  würde,  dass  derselbe  damals  überhaupt  noch  nicht 
vorhanden  war.  Selbst  wenn  das  Frankfurter  Exemplar^ 
nach  dem  böhmischen  als  Vorlage  geschrieben  sein  sollte,: 
düi-fte  man  aus  dem  Fehlen  des  Zusatzes  in  F  noch  nicht' 
schliessen,  dass  er  auch  in  B  damals  noch  nicht  gestanden' 
habe.  Eine  solche  Randnotiz  brauchte  gewiss  auch  bei  einer 
offiziellen  Abschrift  nicht  nothwendig  in  den  neuen  Text  auf-^ 
genommen  zu  werden.  Es  kann  aber  F  kaum  auf  einer  Ab-' 
Schrift  von  B  beruhen,  da  P  in  c.  XXYII  die  im  böhmischen 
Exemplar  durch  ein  Yersehen  ausgelassenen  Worte  'remittet 
super  equo'  bis  'ipsi  cancellario'  richtig  bietet.') 

»)  KurfürstencoUeginm  S.  176.  —  *)  Die  Worte  fehlen  auch  iu  N 
und  im  Codex  Wenceslai,  die,  wie  auch  die  Aufnahme  des  Zusatzes  zu' 
c.  XI  in  den  Text  zeigt,  beide  aus-  dem  böhmischen  Exemplar  abge- 
schrieben  sind.  Seltsamer  Weise  hält  Harnack  diese  Worte  für  ein; 
„Einschiebsel".  Er  sagt  S,  177,  Anm.  1:  „Die  eingeschobenen  Worte 
cbarakterisiren  sich  selbst  als  eine  Zuthat,  welche  die  kaiserliche' 
Kanzlei  im  eigenen  Interesse  in  den  für  die  Kurßirsteu  ausgefertigten 
Exemplaren  in  sehr  geschickter  Weise  eingeflochten  hat."  Er  über- 
sieht, dass  ihre  Auslassung  einen  haaren  Unsinn  ergiebt,  u9,mlich  den, 
das»  der  Erzkanzler  nach  jedem  feierlichen  Hof  tage  das  grosse  Reichs- 
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Wir  besitzen  aber  auch  ein  positives  Zeugniss  dafür, 
dass  jener  Zusatz  zu  c.  XI  viel  früher  vorhanden  war,  in- 
dem er  bereits  in  ein  Privileg  Karls  lY.  für  den  Bischof 
von  Strassburg  vom  3.  März  135S  aufgenommen  ist.  Das 
Stück  ist  nur  abschrifdich  tiberliefert  imd  erst  in  neuerer 
Zeit  bekannt  geworden  durch  den  Abdruck  im  Urkunden- 
buche der  Stadt  Strassburg  Y,  1 ,  S.  3S6f.  Es  enthält  ein 
Privilegium  de  non  evocando  et  non  appellando  gemäss  dem 
c.  XT  der  goldenen  Bulle  mit  Hinzufügung  eines  Zusatzes, 
welcher  mutatis  mutandis  wörtlich  dem  des  böhmischen 
Exemplars  entspricht  und  wie  folgt  lautet: 

Hanc  autem  praesentem  nostram  declaracionem  et 
sanccionem  cesaream  propter  quedam  dubia,  que  ex  ea 
possent  suboriri,  de  illis  dumtaxat  feudalibus,  vasallis  et 
subditis  deberi  declaramus  intelligi ,  qui  feuda ,  bona  et 
possessiones  ab  episcopo  Argentinensi  dependentes,  que 
de  temporali  ipsius  jurisdictione  consistunt,  obtinere  nos- 
cuntur  et  actuaUter  et  realiter  resident  in  eisdem.  Si 
vero  tales  episcopi  Argentinensis  vasalli  et  homines  ab 
aliis  eciam  archiepiscopis,  episcopis  sive  principibus  similia 
feuda  possident  et  larem  foverint  in  iUis,  extunc  si  iidem 
archiepiscopi  vel  principes  ab  imperio  bannum  habent  et 
Privilegium  duella  coram  se  agi  permittere,  aput  illos 
agant  de  talibus;  alioquin  ad  imperialis  curie  judicis  exa- 
men  super  hiis  decemimus  recurrendum. 

Man  könnte  vielleicht  auf  den  Gedanken  kommen,  dass 
nicht  der  Zusatz  die  Quelle  der  Strassburger  Urkunde,  son- 
dern umgekehrt  diese  die  Vorlage  für  den  Zusatz  im  böh- 
mischen Exemplar  gewesen  sei.  Doch  spricht  dagegen  sehr 
entschieden,  dass  der  Zusatz  in  B  eine  Norm  giebt,  aus 
der  die  Ordnung  eines  besonderen  Falles  in  dem  Strass- 
burger Privileg  abgeleitet  ist,  ebenso  wie  auch  der  vorher- 

siegel,  an  dem  er  doch  nichts  zu  verschenken  hat,  dem  Reichshofkanz- 
ler schenken  (elargire)  soll,  und  zwar  soll  er  das  Siegel  .durch  einen 
seiner  Diener*  (per  aliquem  de  suis  faniiliaribus)  jenem  "schenken*. 
Nach  Hamacks  eigener  Angabe  steht  am  Rande  des  böhmischen 
Exemplars  zu  dieser  Stelle:  'nota  defectum'.  Die  Stelle  zeigt  deut- 
lich, dass  wenigstens  för  den  zweiten  Theil  der  goldenen  Bulle,  die 
Kr  Beschlüsse,  B  keineswegs  als  , Original"  betrachtet  werden  kann. 
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gehende  Text  im  Strassburger  Privileg  aus  dem  des  c.  XI 
selbst  abgeleitet  uiid  für  einen  besonderen  Fall  zurecht  ge- 
macht ist,  xVuch  aus  der  starken  Hervorhebung  der  tempo- 
ralis  iurisdietio  darf  man  nicht  folgern,  dass  das  für  einen 
geistlichen  Fürsten  bestimmte  Privileg  die  Vorlage  war. 
Diese  Hervorhebung  erklärt  sich  in  dem  Zusätze  völlig  ge- 
nügend daraus,  dass  in  ihm,  wie  in  c.  XT  selbst,  die  geist- 
lichen Kurfürsten  in  erster  Linie  berücksichtigt  sind. 

Damit  jst  die  Entstehungszeit  des  Zusatzes  begrenzt  auf 
die  Zeit  von  der  Publikation  des  c.  XI  mit  dem  ersten  Theile 
der  goldenen  Bulle  am  10.  Januar  1356  bis  zur  Ausstellung 
des  Sirassburger  Privilegs  vom  3.  März  1358.  Dr.  Edmund 
Stengel  bemerkt  nun  in  seiner  oben  S.  265  erwähnten  Mit- 
theilung über  den  Zusatz  in  13,  derselbe  sei  am  oberen  und 
seitlichen  Rande  mit  schwärzerer  Tinte,  aber  von  derselben 
Hand,  welche  den  Text  schrieb,  hinzugefügt.  Ist  die  Hand 
wirklich  dieselbe,  so  dürfte  dieser  Umstand  sehr  dafür 
sprechen,  die  Entstehungszeit  mehr  an  den  Anfangstennin 
heranzurücken.  Unmittelbar  nach  der  Publikation  des  c.  XI 
dürfte  aber  der  Zusatz  nicht  verfasst  sein,  weil  die  Zweifel 
über  die  Bedeutung  der  fraglichen  Bestimmung,  welche  den 
Zusatz  veranlassten,  wahrscheinlich  doch  erst  bei  der  prak- 
tischen Durchführung  hervorgetreten  sind. 

Harnack  hat  den  Zusatz  als  kaiserliche  Interpretation 
bezeichnet  und  damit  dessen  Bedeutung  richtig  gekenn- 
zeichnet. Der  Kaiser  entscheidet  in  dem  Zusatz  die  ent- 
standenen Zweifel;  (vgl.:  legem  ...  de  illis  .  .  .  debere 
declaramus  intelligi;  apud  illoa  agatnr;  decernimus  recurren- 
dum).  Voil  einer  Vereinbarung  mit  den  Fürsten  oder  Kur- 
fürsten ist  nicht  die  Rede,  ebensowenig  von  einem  über 
diese  Frage  eingeholten  Reichsurtheil ,  und  deshalb  dürfen 
wir  annehmen,  dass  der  Kaiser  die  Erläuterung  selbständig 
ohne  Mitwirkung  anderer  Organe  der  Reichsverfassung  ge- 
geben hat. 

Authentische  Interpretation  der  Gesetze  ist  Gesetzge- 
bung. Sie  steht  dem  Gesetzgeber  zu.  Der  Gesetzgeber 
war  aber  in  jener  Zeit  theoretisch  wohl  unbestritten  der 
König  oder  Kaiser.  Noch  ruhte  die  Fülle  der  Rcichsgewalt 
in  der  Hand  des  Kaisers.     Er  konnte  aus  der  Fülle  dieser 
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Gewalt  heraus  Verfügungen  treffen,  soweit  er  nicht  durch 
Gesetz  und  Gewolmheit  beschränkt  war.  Karl  lY,  hat  die 
goldene  Bulle  als  einseitiges  kaiserliches  Gesetz  erlassen. 
Von  einer  Zustimmung  der  Kurfürsten  oder  anderer  ReicLs- 
stände  ist  nicht  die  Rede,  nur  ihrer  Arwesenheit  und  einer 
vorgängigen  Berathimg  erwähnt  der  Eingang  des  Gesetzes, 
um  dann  um  so  nachdrücklicher  hervorzuheben,  dass  das 
Gesetü  de  imperialis  pleiütudine  potestatis  erlassen  sei,  und 
die  Hervorhebung  der  plenitudo  potestatis  des  Kaisers  als 
Grundlage  des  Gesetzes  wiederholt  sich  bei  den  einzelnen 
Bestimmungen  immer  wieder.  Auch  die  privilegia  de  non 
evocando  und  de  non  appellando,  welche  der  Kaiser  in  c.  XI 
ertheilt,  beruhen,  wie  am  Sehluss  ausdrücklich  hervorgehoben 
wird,  auf  der  kaiserlichen  Machtfülle.  Diese  Auffassung  war 
begründet  m  dem  Wesen  des  deutschen  Königthums;  be- 
stärkt und  erweitert  aber  wurde  sie  durch  die  Aufnahme 
römischer  Rechtsgedanken .  weicher  ja  gerade  Karl  IV. 
starken  Vorschub  leistete.  Soweit  es  die  politischen  Ver- 
hältnisse zuliossen,  wird  er  gern  den  Grundsatz  Justinians: 
tarn  conditor.  quam  interpres  legum  solus  imperator  (Cod.  I, 
14,  12)  durchgeführt  haben.  ^) 

Dass  Karl  IV.  sich  das  Recht  der  Interpretation  einer 
Bestimmung  seines  eigenen  Gesetzes,  welche  noch  dazu  ein 
Privileg  enthielt,  dessen  Ertheilung  sein  unzweifelhaftes 
Recht  war,  beilegte,  ist  durchaus  erklärlich;  merkwürdig 
aber  ist  die  Form,  in  der  diese  Interpretation  verlautbart 
wurde:  die  Hinzufugung  am  Rande  des  am  Kaiserhof  auf- 
bewahrten Exemplars  der  goldenen  Bulle.  Man  kann  das 
kaum  als  Publikation  ansehen,  sondern  eher  als  Vorbereitung 
einer  solchen.  Man  mochte  das  für  genügend  ansehen,  um 
die  Anwendung  der  in  der  Erläuterung  enthaltenen  Grund- 


*)  Von  gesetzlicben  Bestimmungen  über  die  Interpretation  der 
Reichsgesetze,  wie  sie  im  westfälischen  Frieden  getroffen  wurden, 
findet  sich  in  jener  älteren  Zeit  nichts;  auch  war  sicher  kein  Bedörf 
niss  dazu  vorhanden.  Uebrigens  wurde  im  Instr.  Pacis  Osnabr.  Art  Y, 
§56;  VIII,  §  2  das  ausschliessliche  Recht,  die  Reichsgesetze  zu  inter- 
pretiren,  dem  Reich.«tage  zugewiesen,  nicht  im  Gegensatze  zu  einem 
vom  Kaiser,  sondern  im  Gegensätze  zu  einem  von  den  Reichsgerichten 
beanspruchten  Interpretationsrechte. 
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Sätze  für  die  Zukunft  zu  sichern.  Auf  die  Publikation  der- 
selben als  Novelle  zur  goldenen  Bulle  verzichtete  der  Kaiser 
vielleicht  deshalb,  weil  ihre  Sätze  durchaus  vernünftig  und 
billig  erscheinen  mochten,  vielleicht  auch,  weil  er  fürchtete, 
bei  den  Kurfürsten  auf  Widerstand  zu  stossen.  Man  be- 
gnügte sich,  die  Bestimmungen  gelegentlich,  wie  das  Strass- 
burger  Beispiel  zeigt,  in  ein  nach  dem  Vorbild  des  c.  XI 
neu  ertheiltes  Privileg  aufzunehmen  und  in  später  nach  dem 
böhmischen  Exemplar  gefertigte  Exemplare  oder  Abschriften 
den  Zusatz  als  Schluss  des  Kapitels  anzufügen,  wie  im  Nürn- 
berger Exemplar  und  im  Codex  Wenceslai. 

Wir  wenden  uns  nunmehi-  dem  Inhalte  des  Zusatzes 
zu.  C.  XI  der  goldenen  Bulle  bestimmt,  dass  Yasallen  und 
Untcrthanen  der  Kurfürsten  weder  vor  ein  fremdes  Gericht 
gezogen  werden  noch  von  den  kurfürstlichen  Gerichten  an 
ein  auswärtiges  Gericht  appelliren  dürfen  mit  Ausnahme  der 
Berufung  an  das  Reichs -Hofgericht  im  Falle  der  Justizver-  J 
Weigerung.  Der  Zusatz  beschränkt  nun  diese  Bestimmungen  m 
auf  diejenigen  Lehnsleute  und  Unterthanen,  welche  solche 
Lehen  und  Besitzungen  haben,  die  von  den  Kurfürsten  ab- 
hängen und  deren  weltlicher  Gerichtsbarkeit  unterstehen; 
knüpft  aber  die  Geltung  der  Bestimmungen  für  sie  an  die 
weitere  Bedingung,  dass  sie  auch  wirklich  ihren  persönlichen 
Wohnsitz  auf  diesen  Besitzungen  haben.  Haben  sie  aber 
zugleich  solche  Lehen  von  anderen  Fürsten  (similia  feuda, 
d.  h.  Lehen,  über  welche  diesen  Fürsten  die  weltliche  Ge- 
richtsbarkeit zusteht),  80  unterliegen  sie  nicht  dem  kurfürst- 
lichen Privileg  de  non  evocando  und  de  non  appellando, 
sobald  sie  auf  diesen  Lehensgütem  ihren  Wohnsitz  nehmen. 
Sie  sollen  dann  ihren  Gerichtsstand  vor  diesen  anderen 
Fürsten  haben,  falls  diese  im  Besitz  einer  gewissen  höheren 
Gerichtsgewalt  sind,  andernfalls  vor  dem  königlichen  Hof- 
richter. 

Die  höhere  Gerichtsgewalt  derjenigen  Fürsten,  deren 
Gerichtsbarkeit  diese  Vasallen  unterstehen  sollen,  wird  nun 
in  doppelter  Weise  gekennzeichnet:  sie  sollen  einmal  den 
Bann  vom  Reiche  haben  (ab  imperio  bannum  habont)  und 
ausserdem  das  Privileg  Zweikämpfe  vor  sich  abhalten  zu 
lassen  (Privilegium  duella  coram  sc  agi  permittere). 
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Nach  Zallingers  grundlegenden  Untersuchungen  über  den 
Königsbann')  ist  nicht  mehr  zu  bezweifeln,  da8s  im  13.  und 
14.  Jahrhundert  die  hohe  Gerichtsgev/alt,  welche  namentlich 
auch  die  Blutgerichtabarkeit  umfasste,  als  Königsbann  oder 
auch  schlechtweg  als  Bann  bezeichnet  wurde.  Nur  die  A''er- 
leihung  des  Königabanns  befähigte  den  Richter  zur  Aus- 
übung der  hohen  Crerichtsbarkeit.  Der  Fürst,  welcher  den 
Bann  vom  Könige  erhalten  hatte,  besass  in  seinem  Terri- 
torium die  volle  hohe  Gcrichtsgewalt.  Er  konnte  sie  selbst 
üben  und  seinen  Richtern  weiter  verleihen,  ohne  dass  diese 
zu  ihrer  Handhabung  noch  der  unmittelbaren  Beleihung  mit 
dem  Bann  durch  den  König  bedurften.  Diese  hohe  Gerichts- 
gewalt, welche  man  deutsch  Bann  nannte,  bezeichnete  man 
seit  dem  13.  Jahrhundert  gern  mit  den  zum  Theil  umge- 
deuteten römischen  Rechtsausdrücken  nach  Dig.  II,  1,3  als 
merum  imperium  und  gladii  potestas  ad  animadvertendum 
facinorosos.^)  Im  anerkannten  Besitz  dieser  Gewalt  befanden 
sich  aber  seit  Rudolf  von  Habsburg  alle  „grosseren  und 
hohen"  Reichsfürsten  (maiores  principe«,  sublimes  Romani 
imperii  principes).^) 

Zu  diesem  Erfordemiss  soll  dann  noch  jenes  andere,  der 
Besitz  des  Kampfrechtes,  hinzutreten.  Nur  vor  einem  Fürsten, 
welcher  das  Recht  hatte,  Zweikämpfe  zum  Zweck  des  ge- 
richtlichen Beweises,  Kampfgerichte  abzuhalten,  sollten  die 
Vasallen  ihren  Gerichtsstand  haben.  Der  Beweis  durch 
Zweikampf,  der  nach  der  Theorie  der  älteren  Rechtsbücher 
noch  nicht  auf  einen  einzelnen  Stand  beschränkt  war,  war 
durch  Privilegien,  welche  den  Städtebürgem  gegen  die 
kämpfliche  Ansprache  ortheilt  wurden,  und  durch  die  Durch- 
führung des  Ebenbürtigkeitsprinzips  frühzeitig  zu  einem  Yor- 
recht  der  ritterlichen  Classen  geworden.  Von  einer  3e- 
Bcbränkung  des  Rechts,  solche  gerichtliche  Zweikämpfe  ab- 
nihalten,    auf   einzebie   Gerichte    weiss    der    Sachsenspiegel 

*)  Otto  V.  Zallinger,  Üeber  den  Kunigabann,  Mittheilungen  des 
Instituts  f.  österr.  Geschichtsforschung  II,  S.  539  f.,  und  Zur  Geschichte 
c'Är  Bannleihe,  das.  X,  S.  224  ff.  —  »)  S.  Zallinger,  Mitth.  X,  S.  238  ff. 
lieber  die  Gleichstellung  von  Bann  und  gladii  potestas  namentlich  die 
öort  S.  239,  A.  1  angeführte  Urkunde  König  Albrechts  I.  von  1305.  — 
*)  Privileg  für  den  Erzbischof  von  Salzburg  vom  4.  Juli  1278,  Böhmer- 
I'icker,  Acta  imperii  I,  S.  331  (Reg.  imp.  VI,  nr.  981). 
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noch  nichts.     Schon  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  aber 
begegnet  uns  dieses  Recht  als  ein  Privileg  einzelner  Fürsten. 

König  Alfons  verlieh  »m  14.  März  1259  zu  Toledo  dem 
Herzog  Friderich  von  Lothringen  mit  fünf  Fahnen  die  fünf 
"Würden,  welche  dieser  vom  Reiche  zu  Lehen  haben  sollte 
(Reg.  imp.  V,  nr.  5501,  Calmet,  Histoire  de  la  Lorraine  11, 
col.  481);  es  heisst:  Primum  vexillum  damus  tibi  pro  ducatu 
in  feudum  .  .  .  Secundum  vero  vexillum  damus  tibi  in  Sig- 
num, quod  debes  recipere  duella  commorantium  iuter  Rhe- 
num  et  Mosara,  prout  metae  super  hoc  distentae  dividunt. 
Dasselbe  Recht  hatte  der  Herzog  von  Lothringen  sich  im 
Jahre  1245  durch  einen  Yertrag  von  Seiten  des  Grafen  Thie- 
bald  von  Bar  anerkennen  lassen,  Calmet  H,  col.  459.  Der 
Graf  gesteht  dem  Herzog  u.  a.  zu;  le  droit  des  batailles 
des  gentils  hommes,  qui  sont  entre  Mueze  et  Rhin.  Der 
Herzog  von  Lothringen  besass  also  das  Kampfrecht  aus- 
schliesslich in  dem  ganzen  Gebiet  zwischen  Maas  und  Rhein. 
Der  Graf  von  Bar  aber,  dessen  Gebiet  innerhalb  dieser 
Grenzen  lag,  besass  es  nicht. 

Dieselbe  Unterscheidung  ergiebt  sich  auch  aus  einem 
unter  König  Rudolf  gefällten  Reichsspruch  vom  6.  Dez.  1281 
(Reg.  imp.  YI,  nr.  1428;  künftig  Mon.  Germ.  Const.  HI).  Dort 
heisst  es:  quilibet  princeps  imperii  iurisdictionem  obtinens 
temporalem,  cuiuscunque  condiciouis  existat,  coram  quo 
committi  consueverint  certamhia  duellorum.  Den  mit  welt- 
licher Gerichtsgewalt  ausgestatteten  Fürsten,  vor  denen 
Zweikämpfe  abgehalten  v.'erden,  stehen  offenbar  andere 
gegenüber,  vor  denen  das  nicht  geschieht;  dass  hier  von 
einer  Gewohnheit  statt  von  einem  Rechte  oder  Von-echte  die 
Rede  ist,  entspricht  wohl  insofern  der  Sachlage,  als  dieses 
Recht  gewiss  meist  nicht  auf  Privileg  oder  Satzung,  sondern 
auf  Gewohnheit  beruhte. 

Neben  den  durch  das  Kampfrecht  privilegirten  Hofge- 
richten gewisser  Fürsten  war  es  das  Hofgericht  des  Königs, 
in  welchem  der  Beweis  durch  Zweikampf  erbracht  werden 
konnte.*) 

»)  Vgl,  hierüber  Franklin  Reichshofgericht  II,  S.  245  und  Const. 
pacis  Mog.  von  1235,  c.  24  (lat.  Form),  wo  vom  Zweikampf  bei  Majestäts- 
klagen  und  zwar  anscheinend  gerade  von  solchen  im  Köuigsgericht  die 
ßedc  ist. 


Ueber  einen  Zasatz  zu  c,  XI  der  goldenen  Bulle  Karls  IV.      273 

Die  Yasallen  der  Fürsten  hatten  als  ritterliche  Löute 
ein  Interesse  daran,  ihren  Gerichtsstand  in  einem  Gericiite 
zu  haben,  in  welchem  sie  ihr  Standes raäfsiges  Beweisrecht 
üben  konnten.  Deshalb  sollten  sie  nach  unserm  Zusabie 
ihren  Gerichtsstand  entweder  im  Hofgericht  ihres  Fürsten, 
wenn  dieser  das  Karaptrecht  besass,  oder  wenn  das  nicht 
der  Fall  war,  im  Hofg-ericht  des  Königs  haben.  Da  dem 
Könige  nach  der  Constilutio  pacis  Moguntina  von  1235  c.  2S 
der  personliche  Vorsitz  nur  in  Sachen  der  „Fürsten  and 
anderer  hoher  Leute"  (de  principibua  et  aliis  personis  subli- 
niis)  vorbehalten  war,  nnd  emfache  Yasallen  der  Fürsten 
nicht  zu  den  „hohen  Leuten"  gehörten,  so  wies  Karl  TV. 
ihnen  den  Gerichtsstand  vor  dem  königlichen  Hofrichte?  an. 

Es  erhebt  sich  nnn  die  Frage:  enthielt  diese  Anordnung 
eine  Ausnahme  für  diejenigen  Vasallen  der  rnit  geringerer 
Gerichishoheit  ausgestatteten  Fürs^ten,  welche  zugleich  Vasal- 
len der  Kurfürsten  waren  ohne  in  deren  Gebiet  zu  wohnen, 
oder  kommt  in  ihr  nur  die  allgemeine  Regel  über  den  Go- 
richtsstaad  der  fürstlichen  Vasallen  zum  Ausdioick? 

An  eine  Ausnahme  zu  denken,  hegt  kein  Grund  \or. 
Warum  ßollten  die  Vasallen  solcher  Fürsten  der  Gerichts- 
barkeit des  königlichen  Hofrichtei-s  unterstellt  sein,  wenn  sie 
zugleich  Lehen  von  einem  Kurfürsten  hatten,  andernfalls  aber 
der  ihres  Fürsten,  auch  wenn  dieser  nicht  Königsbann  und 
Kampfrechi  hatta?  Der  Vasall  als  ritterlicher  liann  hatte 
einen  Anspruch  darauf,  nur  vor  einem  Richter,  der  die 
richterliche  Gewalt  immittelbar  vom  Könige  hatte,  zu  Recht 
zu  stehen.  Nur  im  echten  Ding  unter  Konigsbann  haben 
die  Schcffenbaren  des  Sachsenspiegels  ihren  Gerichtsstand, 
und  die  Constitutio  in  favorem  principum  befreit  die  sino- 
daies,  die  Sendbarfreien  von  dem  Erscheinen  in  den  mit 
landesherr heben  Richteni  besetzten  Centgerichten,  Das  echto 
Ding  des  Landgerichts  wird  zum  Adelsgericht  und  zum  fürst- 
Kchen  Hofgerioht,  in  welchem  vor  dem  Fürsten  personlich 
die  Ritter  des  Territoriums  ihren  exirairten  Gerichtsstand 
haben.  Der  Vasali  bedurfte,  vyie  bereits  hervorgehoben,  als 
ritterücher  Mann  auch  eines  Gerichts,  in  welchem  der  Zwei- 
kampf möglich  war.  Aus  diesen  Gründen  konnte  ein  Fürst, 
weicher  nicht  Bann  und  Kampfrecht  besass,  nicht  ordent- 


L 


274     ^-  Zeumer,  Ueber  einen  Zusatz  zu  c.  XI  der  goldeuen  BiiJle  Karls  T  V^. 

lieber  Richter  seiner  Mannen  sein.  Das  war  offenbar  eine 
allgemeine  Regel,  die  auch  in  dem  Falle,  aber  nicht  nur  in 
dem  Falle  den  Gerichtsstand  des  Vasallen  im  königlichen 
Hofgericht  begründete,  \senn  dieser  zugleich  Vasall  eines 
Kurfürsten  oder  eines  mit  der  kurfürstlichen  Gerichtshoheit 
privilegirteu  Fürsten  war,  ohne  in  dessen  Territorium  zu 
wohnen. 

So  können  wir  aus  dem  Zusatz  zu  c.  XI  eine  Reihe 
wichtiger  Schlüsse  für  die  GerichtsverfassuTig  um  die  Mitte 
des  14.  Jahihunderts  ziehen: 

Der  Wohnsitz  des  Vasallen,  der  Lehen  von  mehreren 
Fürsten  hatte,  war  mafagebend  für  seinen  Gerichtsstand. 
Die  Gerichtsgewalt  war,  auch  abgesehen  von  den  einzelnen 
ertheilten  Evokations-  und  Appellationsprivilegien,  nicht  die 
gleiche  bei  allen  Fürsten.  Es  gab  noch  Fürsten  mit  ge- 
ringerer Gerichtsgewalt,  ohne  Bann  und  Kampfrecht.  Deren 
Vasallen  hatten  nicht  wie  die  anderer  Fürsten  ihren  Ge- 
richtsstand vor  dem  Fürsten,  sondern  vor  dem  königlichen 
Hofrichter. 

Wir  erhalten  hier  einen  Einblick  in  die  Entwickelunf 
der  landesherrlichen  Gewalt,  wie  sie  sich  zur  Zeit  Karls  I"^ 
unmittelbar  nach  dem  Erlass  der  goldenen  Bulle  gestaltej 
hatte,  oder  sich  doch  nach  der  am  Kaiserhofe  herrschende! 
Ansicht  allgemein  gestaltet  haben  sollte.  Es  wäre  von  Inter^ 
esse,  wenn  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  an  einzelnen  Bei^ 
spielen  geprüft  werden  könnte, 


Miscellen. 


[TralcUt  IWr  das  eheUclie  Ofiterreeht  in  0««teiTeich  ob  der 
EmBS.]  GU'irhwie  iia  Eriherzogthume  Oesterreicb  unter  der  Eupj=.  so 
EiU'l  auch  im  SfUwesterla ade  ob  der  Enns  dw  auf  K'xiifikatJon  de« 
TeiTitorialrechtes  abzielenden  Bestrebangen  der  ständisoben  Initiative 
ent&prungen.  Dort  reichen  sie  bis  xnm  iLünzer  Libelle  vom  8.  April  1499 
mräck:  hier  lassen  sich  dieselben  bis  zxim  Jahre  1560  verfolgen. 

Erweist  sich  der  im  Kemlande  des  Hababurgischen  Haasbesitzes 
1528  fertig  gestellte  anter  dem  Titel  »Zeiger  in  das  Lundrechtabach' 
handschriftlich  Oberliefert?  Er.iwiirt*)  vermöge  soiner  unbefangenen 
Stellungnahme  zn  den  fremden  Re<"hten  als  ein  ebenso  interessantes 
aJs  rechtsgeschiehtlich  bedeutsames  Denkmal  der  Receptionszeit.  so 
blieb  ihm  doch  die  landesfÖrstlichR  Sanktion  in  der  richtigen  Er- 
wägung versagt.  da»e  zum  Gelingen  de«  geplanten  Gesetzgebongs- 
werkes  tot  All«n  ,die  üebersehung  und  Erkundigung  naeh  Gelegenheit 
des  Lande«  Eigenachaft  und  Wesens,  sowie  seiner  Gebräuche*  noththue. 
Zwei  verschiedenartige  Unternehmungen  waren  dazu  bestimmt,  vor 
neuerlicher  Ängrirtnahme  der  Kodifikationsarbeiten  d«r  Erforschung 
des  Landesbrauches  zu  dienen:  einerseits  das  Kon&uetudinarienbueh, 
in  welchem  die  auf  amtliche  Anfrage  der  Eegierung  ertheilten  Aus- 
künfte ober  dr»d  Gewohnheitsrecht  au^eseichjiet  werden  JoUten, 
•lidererseita  die  grundlegenden  Bearbeitungen  einzelner,  vorzugswei»» 
draxh  den  Londgbrauch  geregelten  Rechtsmaterien  in  den  .goldenen 
Traktat«;n-  de»  Begiinentsrdthes  und  nachmaligen  Kanxlexs  der  nieder- 
öetäTeiciiischen  Regierung  br.  Bernhard  Waither.  Diese  Quellen 
wurden  denn  auch  in  dem  vom  Regimentsrathe  Dr.  Wolfgang  Pädler 
Jahre  1573  abgefitssten  Landtafelentwurfe  eingehend  Ijerücksichtigt.*) 

Mit    der   vom    Landuntennarscball    Juluum   JoAchnt   von    AidMii 

1729)   -einer  Uandsehrift   idllkähriich  bcigeeefalan  Bezelcbnung 

'erkes    aU    Institatam    Ferilinandi   I^ii   geilte  gd>roehen    werden.   — 

den   Bericht  FOdlCTS  im  XXXrV'.  Bande  dieser  ZtttMfcrift  S.  286ff., 

6.  '2iifi.    Das  Kon90«tudinariuin  d«?r  n.  ü.  Kegianing  ist  nicht  mehr 

lisst  sich  iudeMau  aus  den  Cun»uetudines  Austriaeae  4es  Di.  Johani. 

nttinger     Nürnberg;  171S'    tbeilweise   rekonstroiren.      Im    letztge- 

»     "-n  Werke  rind  die  Waither' sehen  Traktate  aahang«wei«e  ^S.  y27— 1032) 

nckt   —  Forschur  gen   zva  altOsterreicLischea  &odifikatiooagfscUefet« 

Carl  Graf  Cbortn;kv  Beiträge  zur  Erfcrschnng  der  öAtenneicliiieken 

•  ;aeUen  ^Allgem.  Oe«terr.  «ierichtszeitunij  42.  Jahxgaiig  Nr.  3,  S.  18C), 

-ichin   Ctesterr.   Reichsgeschichte   S.  .S4.Tff..    Motloch   Art.   Laadoe- 

»icnongeu  tmd  Laadhaniifeeten  (im  Oefterr.  Staatswürterbuohe  von  iliecfaWi 

»•lUbrich  II.  liand  1.  Hälfte  S.  ÖÖ2).  derselbe  C»ri  Graf  Chorinsky  Ein 

"  IS* 
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Im  Lande  ob  der  Enns  haben  die  Traktate  Bernhard  Walthers  uicl 
nur  grosse  Verbreitung  gefunden,  sondern  auch  zur  Nachahmung  ai 
geregt,  "wie  die  zum  Abdrucke  gebrachte  Abhandlung  über  das  ehi 
liehe  Güterrecht  erweist.  Ganz  im  Geiste  Walthers  abgefasst,  verrät 
auch  die  Darstellungsform  eine  unverkennbare  Anlehnung  an  die  B( 
handlungsweise  ihres  Vorbildes. 

Der  Text  beruht  auf  einer  vom  Herrn  Landesgerichtsrathe  Adol 
Ritter  von  Grosser  für  die  Sammlung  Chorinsky  besorgten  Abschri 
aus  dem.  Cod.  Mscr.  Nr.  128  der  bischöflichen  Bibliothek  zu  Glein 
(BL617t>— 625»).  

Von  den  hairaths-contracten  in  gmain. 
Daß  erste  capitL 

Im  erzherzogthumb  Ossterreich  ob  der  Enß  werden  dreierlai  co3 
tract  gebraucht,  alß  der  erst  nach  den-  landsrechten,  der  ander  ai 
gerent,  so  man  köpf  an  köpf  nent,  und  der  drit  auf  bestimbte  geh 
vermäht. 

Daß  ander  eapitl. 
Nach  dem  landsbrauch. 

[1.]  Verschribend  zwai  eheleuth  einander  all  ihr  zusamen  bringen( 
auch  mit  und  bei  einander  gewinent,  anligend  und  varend  guet  durol 
auß  gleich  halbs  sovil  sie  über  iere  glaubiger  uberig  haben,  wan 
nun  der  aine  tail  stirbst  und  verlast  leibserben  oder  sonst  seitenfi-euu 
hinter  ime,  so  wirt  des  verstorbenen  verlassung  aufs  treulichst  gi 
schäzt,  und  seine  glaubiger  von  ungetaüten  guet  sampt  der  gruni 
obrigkeit  gebürliche  herr-fordening  bezalt  und  abgericht.  waß  alsda 
über  bleibet,  das  feit  dem  lebendigen  halbs  und  des  verstorbeneu  erbe 
oder  freunden  auch  halbs.  doch  wo  kinder  verbanden,  so  hat  ds 
lebendig,  wan  es  bei  der  besizung  des  guet  bleibet,  der  kinder  halb( 
guet  unverthonlich  inzuhaben  und  zue  geniessen  biß  zu  ierer  vogtba; 
kheit.  davon  soll  es.  die  kinder  ohne  ieres  guets  schaden  zu  gotte 
furcht  ehr  und  zucht  auferziehen  und  mit  aller  leibs  notturft  versehe 
und  underhalten  biß  sie  ier  narung  selbs  erdienen  und  gewinnt 
mögen,  alsdan  zu  ierer  vogtbarkheit  iedenn  sein  gebürcuß  geg{ 
landbreuchigeu  verzieht  und  quitung  bezahlen,  da  aber  kein  kii 
verbanden,  so  ist  daß  lebendige  des  verstorbnen  negsten  erben  od 
freunden  ihr  gebümuß  halbs  guet  inner  jarsfrist  nach  des  verstorbne 
abgang  zu  bezahlen  schuldig,  eß  könne  dan  mit  gebeth  lenger  fri; 
bei  innen  erlangen.  ' 

[2.]  Wo  auch  im  heirats-contract  nit  bedingt  worden  noch  bereji 
noch  beschlossen,  daa  der  lebendige  tail  bei  der  besizung  des  g\u- 
bleiben  soll,  und  dan  die  kinder  oder  negsten  freund  das  anligimd  gi 
in  die  besizung  nemben  wolten,  so  mueß  sich  daa  lebendige  ehegems 

Nachruf  (Mittheilungen  der  dritten  f Archiv-]Sektion  der  k.  k.  Ceuti 
komnvission  zur  Erforschung  und  Erhaltung  der  Kunst  -  und  historiscl » 
Denkmale  4.  Band  S.  221  ff.,  bisbesondere  S.  233 ff.). 


Miscellen.  277 

mit  geld  sovil  ime  davon  zu  halben  tau  gebürt  abfertigen  lassen,  und 
innen  dargegen  das  ligend  guet  zn  gewöndlicher  und  ordentlicher  stift- 
leit  wie  im  lands  ieders  orth  gebreuchig  ist  unwaigerlich  abtretten, 
die  gewohnlichen  stiftzeit  aber  sein  zu  liechtmeß,  S.  Georgen  tag  und 
B.  Michäelß  tag. 

[3.]  Und  so  das  lebendige  von  dem  grund  oder  poden  abgefertiget, 
Bo  wirdt  im  der  ünder  halbes  g^eth  nicht  auß  der  herrschafl  gelassen, 
sondern  Jn  demselben  und  auf  dem  grundstuckh  behalten,  oder  da  es 
par  gelt  ist,  auf  andere  grundstuckh  in  derselben  herrschaft  umb  zimb- 
liche  Verzinsung  den  erben  zu  nuz  außgeüchen  und  angelegt. 

Das  3.  eapitl. 

Nach  dem  form  köpf  an  köpf,  so  in  gemein  gerent  heirath 
genent  werden. 

[1.]  Yerschieibeu  beede  ehegemahl  ainander  all  ir  anliegend  und 
varend  haab  imd  guet  durchauß  ganz  und  gar,  doch  nemen  zu  zeiten 
ihnen  die  ehegemahl  etvas  bevor  das  ieren  negsten  gesibten  erben  fnr 
ier  legitima  fallen  soU  —  alß  -sran  eines  stirbt,  so  feit  und  bleibet  dem 
lebendigen  alles  des  verstorbnen  anligund  und  fahrend  guet  volkomb- 
lich  bei  einander,  sie  haben  leibeaerben  mit  einander  oder  nit  —  davon 
ist  das  lebendige  des  verstorbnen  erben  nit  mehrers  alß  vras  ihnen  im 
heirats-contract  ausgenomben  oder  vorbehalten  ist  worden,  oder  da 
ihnen  nichts  ausgenomben  oder  vorbehalten  ist,"  gar  nichts  hinaußzu- 
geben  schuldig,  sondern  es  behelt  kinder  und  guet  alles  bei  einander 
aldieweü  es  sich  nicht  verehelichet,  doch  mueß  er  seine  kinder  wo 
deren  verbanden  treulich  zu  gottesforcht  ehr  und  zucht  auferziehen 
und  mit  aller  leibs  notturft  versehen  und  unterhalten,  und  wan  ein 
kind  zu  seinen  vogtbam  jähren  kombt  und  sich  verehUcht,  alßdan 
dasselbe  mit  ainem  hairatgueth  nach  seinem  vermugen  aussteuren  und 
betreuen,  wie  vatter  oder  mueter  auß  angebomer  lieb  vor  gott  zu 
thuen  schuldig  ist. 

[2.]  Wann  sich  aber  das  lebendige  gemahl  widerumb  verehelicht 
und  abermalß  ein  kerrendte  hairat  köpf  an  köpf  treffen,  machen  oder 
leschliessen  will,  und  im  ersten  hairats-contract  des  verstorbnen  erben 
oier  erbserben  nichts  für  ier  legitima  ausgenomen  worden,  so  mueß 
ea  seinen  bei  dem  verstorbnen  ehelich  eroberten  kindem  eine  benente 
siuna  gelts  für  ier  angefallen  und  künftig  gebüerend  legat  außnehmen 
uad  vorbehalten,  und  was  ihnen  nach  bülichen  dingen  ausgenomben 
•»irdt,  das  soll  es  den  kindem  zu  ieres  ieden  vogtbarkeit,  den  fi^mbden 
aber  (wo  die  kinder  vor  abgiengen  oder  nit  mehr  vorhanden)  inner 
jursfrist.  hinaußgeben,  und  die  kinder  mitler  weil  mit  ainem  ordent- 
lichen Schuldbrief  auf  grund  und  poden  umb  ier  gebüerend  angefäll 
vngwißem  und  versichern  und  gegen  der  gebürlichen  kinder  zucht 
A.let  iateresse  oder  zinß  davon  fii^i  sein. 

[3.)  So  aber  die  ander  ehegemahl  auch  weiter  unbeehelicht  mit 
t<idt  abginge  und  kein  testament  oder  geschäü  machet  oder  aufrichtet, 
«rid  in  disen  ersten  contract  des  erst  verstorbenen  erben  nichts  aus- 
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genommen  worden,  so  erben  des  ersten  ehegemahls  erben  oder  ehe- 
liche kinder  und  freund  des  lesten  verlassuug  in  ligenden  und  varnnden 
sovil  dessen  nach  der  obrigkeit  gebärender  herm-forderung  und  ierer 
glaubiger  schulden  abrichtung  überbleibet  mit  einander,  nemblich  ieder 
taii  halbs  guet. 

[4,]  Wann  aber  testameut  und  geschäft  vorhanden  sein,  so  bleibet 
es  bei  denselben  wie  sie  lauten  und  was  sie  vermügen  oder  außweisen 
unverendert,  da  sie  anders  rait  recht  und  billichkeit  alß  nichtig  nit 
abgelochten  und  widertriben  werden. 

Das  vierte  capitl. 

Auf  ein  bestimbt  guet. 

[1.]  "Wann  aber  zwai  junge  leuth  zusamen  hairathen,  was  nun  die 
braut  dem  breitigam  zu  freien  hairatguet  zubringt,  das  mueß  er  ier  mit 
sovil  wieder  erlegen  imd  mit  halb  soviel  alß  ier  hairatguet  ist  be- 
niorgengaben,  auch  darmuben  den  halben  driten  oder  vierten  tail  auß 
aller  seiner  varenden  habe  (darinnen  er  ime  doch  außziehen  mag  was 
er  will,  das  seinen  erben  oder  kindem  frei  bleiben  und  nit  darin  ver- 
standen werden  soll)  vermachen  und  verschreiben,  alß  ejcempi,  ain 
jungfraw  praut  bringt  ihrem  breutigam  100  fl.  zu  freiem  hairatguet 
zu,  so  mueß  er  ier  dieselben  mit  100  fl.  widerlegen  und  mit  50  fl.  be- 
morgen  gaben,  das  also  ier  zubringen,  sein  widerlag  und  nwrgengab 
250  fl,  bringt,  da«  soll  ier  nach  seinem  abgang  durch  seine  negste 
erben  oder  freund  vor  allen  andern  gläubigem  frei  und  ouverhindert 
sampt  dem  halben,  driten  oder  vierten  tail  seiner  varundeu  haab  laut 
d«6  heirate -contract  geraicht  und  gtg<»ben  werden,  mittler  weil  soll 
sie  im  besiz  seiner  güeter  bleiben  und  dieselbige  nicht  ehe  abzutrctten 
tichuldig  sein  biß  sie  allerdings  abgefertiget  worden,  welcher  abferti- 
gung  aber  sie  iederzeit  wan  deren  von  ier  begert<  würdt  statt  zu  thuen 
schaldig  ist. 

[2.]  Nimbt  aber  ein  witber  eine  juixkhfraw  oder  ein  witwe  einen 
jungen  gesellen,  so  muß  das  hairatguet  dnplirt  und  die  morgengab 
dem  hairatguet  gleich  gemacht  werden,  und  dan  wann  es  zu  fallen 
kombt  soll  es  mit  abfertigung  gehalten  werden,  wie  uegst  hievor  ge- 
meldt  und  begriffen,  oder  der  hairatsbrief  so  aiuer  aufgeriht  wirdet 
vermag  und  außweiset. 

[3.]  Wiinn  nun  der  mann  vor  dem  weib  stirbet  und  das  weib  ob- 
gehörter  massen  abgefertigt  wirdt,  so  hat  sie  under  dem  hevm-  und 
adlstaude  die  wiederleg  nuei  ihr  leben  laug  uuvertähnlich  inzuhaben, 
KU  nä/.en  und  zu  nieesen.  und  wan  sie  auch  tods  abgeet,  so  feit  alsdan 
dieselbe  widerlag  wideromb  hinter  sich  auf  iere«  haußwirts  negste 
erben  oder  freund,  er*)  hette  ier  dan  dieselbe-  im  hairats- contra  et  oder 
sonderbarem  testament  oder  einer  ordentlichen  donation  verschafft 
«der  vermacht. 

[4.]  Wann  aber  das  weib  vor  dem  mann  stirbt,  so  feit  im  sein 
viderlag  und  morgcugab,  wofer  sie  die  in  ierera  leben  nit  verschafft, 

•)  hs.  eü. 
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das  b'ie  doch  gnet  faeg  uiul  u»acht  hett,  sampt  aller  ierer  verschribenen 
varundeu  haab  firvi  widerumb  haim.  davon  ist  er  ieron  negsten  ei-ben 
oder  freunden  etwas  hinaußzugeben  nicht  schuldig  alß  was  ungever- 
lich  im  hairatsbrief  oder  vermaht  begrifien  und  beuent,  so  anders 
ainer  aufgerichtet  worden,  ier  zubracht  haiiatguet  aber  hat  er  allein 
sein  leben  long  Ui^vei-thönlich  iiinzuhabeu,  zu  nuzcn  und  zu  nies&feu. 
und  nach  seinem  tödlichen  abgang  feit  dasselbe  in  ainem  sonderbajcn 
testament  oder  ordentlichen  douation  verschafft  und  vermacht. 

[5.]  Aber  unter  der  burger-  und  paurschaft,  in  stätte[«]  markhten 
und  üuf  dem  land  feit  kain  widerlag  noch  hairatguet  hinder  sich, 
sondern  bleiben  beed  des  lebendigen  äigenthimilich.  davon  ist  es  des 
verstorbenen  erben  oder  freunden  nichts  hiiiaußzugel)en  schuldig  alß 
was  das  ver8t<H'bene  in  f^eiuem  leben  durch  testameut  oder  sonderliche 
iegat  seinen  erben  davon  verordnet,  testirt  oder  legirt  hotte. 

Das  5.  capitl. 

Von  der  weiber  übrigen  zubringen. 
Item,  was  ein  weib  ihrem  mann  mebiers  geld  alß  das  ver- 
sprochene l^arratgueth  in  sein  gewaldsäm  bringet,  das  itt  er  ier  mit 
gnugsamen  Schuldbrief  zu  verg^isem  schuldig,  damit  eie  solches  nach 
seinem  oder  aber  iere  negste  ,erben  nach  ierem  tödücheu  abgang  bei 
dem  mann  oder  seinen  haab  und  güetem  zu  suechen  wis.sen  und  vor 
allen  andern  glaubingem  habhaft  werden  müegeii. 

Das  6.  eapitl. 

Ob  ein  weib  ieres  mans  schulden  zu  bezalen  schuldig  sei. 
Eß  ist  auch  kein  weib  ieres  manß  schulden  zu  bezalleu  schuldig, 
er  habe  die  gemacht  ehe  er  sie  ehelich  geuomben  oder  weil  er  sie  ge- 
habt, sie  wehre  dan  mit  und  neben  ime  in  den  schuldbriefen  begiiffen 
und  hette  sich  der  freihaiteu  Vellejani  austrukhlich  Vorzügen,  so  gebürt 
ier  alßdan  von  oder  mit  ierem  guet  den  ball-en  tail  dammb  sie  ver- 
Bchriben  ist  zu  bezallen. 

Das  7.  eapitl. 
Daß  ein  weib  nit  schuldig  sei  mit  ierem  übrigen,  so  sie 
schriftlichen  schein  darumb  hätt,  zu  warten  biß  andere 
ieres  haußwirths  glaubiger  bezalt  werden. 
Si  ist  auch  nit  schuldig  mit  ierem  übrigen  zubringen  zu  warten 
biß  andere  ieres  haußwirts  glaubiger  bezalt  worden,  souder  so  sie  dest- 
wegen  gr.ngsamen  schriftlichen  schein  oder  ordentlichen  schuldbripf 
hat,  so  soll  sie  vor  allen  andern  gläubigem  mit  solchem  ierem  zu- 
bringen sambt  und  neben  i«.ren  hairats-vermilchtnuß  un verhinderlich 
al^efertigt  werden. 

Das  acht«  capitL. 

Daß  ein  weib  in  iien  übrigen  zubringen,  so  sie  kein  echrift- 

Jiahen  schein  oder  gnngaame  Weisung  darumb   hat,   neben 

andern  unverbrieften  gläubigem  zu  stehen  schuldig  sei. 

Weim  aber  ein  weib  unib  ier  übriges  zubringen  kein  ordentlichen 
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ierem  übrigen  zubringen  stillstehen  biß  ieres  mans  verbriefte  schulden 
besalt  werden,  und  also  neben  andern  unverbrieffcen  gläubigem  von 
derri  was  überbleibt  nehmen  was  ir  iederm  ungeverlich  nach  treulicher 
außtailung  für  ain  gülden  werden  mag.  doch  mueß  sie  au  vor  beweis- 
lich darthueu.  was  oder  wie  vil  sie  ime  über  das  versproch^-n  hairat- 
gueth  zugebracht  habe. 

Das  9.  capitl. 

Von»)  vahrunder  haab,  auch  was  under  der  burger-  und 

paurschaft  vaarunde  habe  sei  oder  genent  werde. 

[1.]  Alles  gold  und  silbergeschire,  paar  gelt,  brieft  und  unverbrieft 
schulden,  wein  getraid  vihe  und  allerlai  kaufmanswahr  wie  die  ist 
oder  naroen  hat,  pett-  lein-  leibgewand,  roß  hämisch  manßwehr  ge- 
schüz  munitioii,  frawen  zier,  allerlai  zühn  meßing  kupfer  und  eiBem 
kuchlgeschier,  hüizern  haußrath  alß  spanbeth  truchen  tisch  penkh, 
wagen  wagengschirr  pflueg'»)  egen,  hai  strei  was  nicht  auf  die  wurzeu 
steet.  und  in  summa  alles  benent  und  unbenents  beweglich  guet  das 
mit  wied  nagl  oder  ba^nden  nit  verhaft  oder  verfangen  sondern  geffihrt 
getriben  und  getragen  werden  mag,  daß  ist  alles  vamuß  oder  varende 
haab.  aber  abgeschlagenes  Zimmerholz  zaunholz,  stain  und  kalch  so 
zu  erbawung  eines  hauses  hierzu  gebracht,  gleichsfals  auch  die  gail 
bei  hauß  so  man  zu  bedungung  der  feld  und  wißgrund  bedarf,  das  ist 
nicht  varnuß. 

[2.]  Wann  nun  in  ainem  hairats-contract  ein  ehegemahl  dem  andern 
den  halben  driten  oder  vierten  tail  aller  seiner  vamuß  verschi-ieben 
und  nichts  bedingliches  darinn  aoßnimbt  oder  vorbehelt,  so  hat  das 
lebendige  demselben  verstorbnen  verschriben  tail  in  allem  varundem 
guet  was  nur  wie  obgemeldt  beweglich  ist,  geführt  getriben  und  ge- 
tragen werden  mag. 

[3.]  Eß  mag  ime  aber  ein  isdes  ehegemahl  auß  seinem  varunden 
gueth  außnemben  und  vorbehalten  was  es  will,  eß  sei  gold  silber  pai-- 
schaft  schulden  vihe  wein  traid  roß  hämisch  geschüz  munition  manß- 
wehren  claider  clainoder,  frawen  zier  und  allerlei  kaufhianswahr  damit 
ainer  hanthiert,  wie  das  namen  haben  mag.  und  was  also  in  dem 
hairats-contract  ausgezogen  und  benentlichen  vorbehalten  oder  auch 
nach  ainer  ieden  statt  sonderm  gebrauch  und  alten  berkhomen  nit  för 
varnuß  gehalten  geraith  oder  ausgenommen  würdet,  das  soll  alsdan 
nit  für  varnuß  verstanden  noch  in  des  lebendigen  ehegemals  abfertigung 
ge-iogen  oder  getaut  werden,  sondern  des  verstorbenen  erben  frei  und 
allein  verbleiben,  und  dem  lebendigen  nur  auß  dem  was  nit  beding- 
lich ausgenomben  oder  vorbehalten  ist  sein  verschribener  halber  driter 
oder  vierter  tail  ervolgen  und  zugestelt  werden. 

»)  hs.  Vnd  —  *>)  hs.  pfeeg. 

Wien.  Dr.  Theodor  Motloch. 
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Magdeburger  Schoffensprüche.  im  Auftrage  und  mit 
Unterstützung  der  Savigny- Stiftung  herausgegeben  und 
bearbeitet  von  Yictor  Friese  und  Erich  Liesegang. 
Erster  Band  (Abtheilung  I— lY).  Berlin  1901.  SS.  X 
und  872. 
ürkundlichee  Material  aus  den  Brandenburger 
Schoppenstuhisakten.  Unter  Mitwirkung  von  Ernst 
Deiehmann  und  Yictor  Friese  herausgegeben  von  Adolf 
Stöizel.  4  Bände.  Berlin  1901.  SS.  YI,  X,  745,  785, 
243,  332. 
Adolf  Stöizel:  Die  Entwicklung  der  gelehrten 
Rechtsprechung,  untersucht  auf  Grund  der  Akten  des 
Brandenburger  Schöppenstuhls.  Bd.  I.  (Der  Branden- 
burger Schoppenstuhl.)  Berlin  1901.  SS.  XYHI 
und  610. 

Die  rechtßgescbichtliche  Forschtuig  mnsste  es  bisher,  so  oft  sie 
«ch  mit  dem  sächsischen  Recht  des  Mittelalters  und  mit  seiner  Romani- 
sining  zu  befassen  hatte,  als  einen  schweren  Mangel  in  ihrem  Qnellen- 
bestand  empfinden,  dass  die  Rechtssprüche  des  wichtigsten  aller  säch- 
sischen Schöffenstahle  theüs  überhanpt  unbekannt,  theüs  nicht  in 
geordneter  Sammlung  zugänglich  waren.  Dies  bewog  J.W.Planck, 
denjenigen  Gelehrten,  der  sich  in  neuerer  Zeit  vielleicht  am  elnlEss- 
lichsten  mit  sächsischem  Recht  des  Mittelalters  beschäftigt  hat,  im 
Jahre  1838  zu  einem  Antrag  an  die  k.  Akademie  der  Wisseoschaften  zu 
Manchen,  der  die  Herausgabe  einer  umfassenden  Sammlung  der  Magde- 
burger Schöffensprüche  bezielte.  Dem  Antrag  Planct's  gemäss  ge- 
währte zunächst  die  Akademie  aus  den  ihr  verfügbaren  Mitteln  der 
SavigQv-Stiftung  ein  Reisestipendium,  das  zu  archivaUschen  Nach- 
forschungen verwendet  werden  sollte.  Diese  waren  um  so  nothwendiger. 
als  die  Akten  des  Magdeburger  Schöffenstuhlea  verloren  sind.  Ihren 
Untergang  hat  dasselbe  Ereigniss  (1631)  herbeigeführt,  das  auch  den 

^)  Einige  Anzeigen   mnsster.  wegen  Etaummangels  £ur  den  nichsten 
ng  zurückgestellt  werden.     Die  Red. 
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Untergang  des  Schöifenstuhles  selbst  uach  sich  zog,  —  Der  Empfänger 
des  Stipendiums,  E.  Liesegaug,  hat  über  die  Ei-gebiiisse  seiuor  Reisen 
in  dieser  Zeit«ehrift  1895  Bericht  «-stattet,  liu  selben  Jahre  und  1897 
überwies  abermals  auf  Planck 's  Antrag  die  bayerische  Akademie  aas 
den  Renten  der  Savignysfciftung  Beiträge  an  E.  Liesegang  mit  dem 
Anftrag,  in  Gemeinschaft  mit  einem  jängeren  Rechtskistoriker  die  Ver- 
Cifeutlichung  des  gesammelten  imd  noch  nachzusanmielnden  Stoffes 
zu  beginnen.  Ueber  die  Art  der  Edition  stellte  die  Akade)nie  einige 
.ülgemeine  Vorschriften  auf,  innerhalb  deren  für  die  Anordnung  des 
Materials  den  Herausgebern  freie  Hand  blieb. 

Der  Plan,  den  in  letzterer  Hinsicht  Liesegang  entworfen  hatte, 
gedachte  die  nach  einem  bestimmten  Ort  oder  Rechtsgebiet  hin  er- 
gangenen Spräche  möglichst  in  geschlossener  (Truppe  zusammenzu- 
halten. Im  üebrigen  verlangte  das  Programm  der  Akademie:  einen 
kurzen  geschichtlichen  Ueberblick  über  die  Beziehungen  zwischen  dem 
Schöifenßtuhl  und  den  Adressaten  vor  jeder  Gruppe,  —  ein  ziemlich 
ausMhrUch  zu  haltende«  Regest  für  .jeden  Spruch,  —  Ermittelungen 
über  die  vorkommenden  Personen,  —  Hinweise  auf  analoge  Entschei- 
dungen, insbesondere  soweit  sie  schon  veröffentlicht  sind,  —  Angaben 
von  Parallelstellen  in  den  Rechtsbflchem ,  —  Personen-,  Orts-  und 
Sachregister. 

Im  vorliegenden  ersten  Bande  mm,  dem  mindestens  noch  fünf 
weitere  folgen  sollen,  machen  die  Herausgeber  mit  der  Vorlage  der 
nicht  nach  Schlesien  ergangenen  SiJi-üebe  defi  Anfang.  Die  ersten  drei 
Abtheilungen  umfassen:  die  nach  Gross-Salze  erlassenen  Sprüche  in 
52  Nummern  von  c.  1350—1580,  die  Sprüche  für  Z  erb  st  in  145  Nummern 
von  1839 — 1617,  nebst  einem  Auhaug,  der  unter  6  Nummern  Sprüche 
für  anhaltische  Fürsten  enthält,  endlieh  die  Sprüche  für  Naum- 
burg, und  zwar  59  Nummern  Originalsprüche  von  der  ersten  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts  bis  1535  und  169  Urtheile  aus  c.  1400—1500  nach 
Abschriften  eines  Leipziger  Codex  unter  184  Nummern,  wovon  aber 
15  abgehen,  weil  die  unter  ihnen  Aufgeführten  Sprüche  theiL  auch  im 
Original  vorliegen,  theils  mit  andern  derselben  Sammlung  identisch, 
tbeils  (Nr.  25)  nicht  fUr  Naumburg  bestimmt  sintL  Auch  von  den 
145  Nuuuueril  der  Sprüche  für  Zerbst  ist  eine  (Nr.  10)  abzurechnen, 
weil  sie  bloss  die  3  vorausgehenden  wiederholt.  Eine  vierte  Abthei- 
Inng  bringt  uoch  zwei  Schöffensprüche  aus  der  sog.  Harzgeroder  Hs., 
wovon  der  zweite,  sehr  unifangreiche ,  nach  Aschersleben,  der  erste 
uaich  einem  nicht  genauer  bestimmbaren  Ort  ergangen  ist.  Von  dem, 
was  in  dieser  Publikation  geboten  wird,  waren  früher  unbekau'>t: 
die  Urtheile  für  Gross -Sülze  sämmtlich,  die  für  die  Askanischen  Ge- 
biete mit  2  Ausnahmen  sämmtlich,  vod  den  Sprüchen  für  Naumburg 
die  meisten. 

Allerdings  bringt  nicht  jede  Nummer  einen  Schöffenspruch.  Dass 
Anfragen  an  die  Magdeburger,  woiauf  die  Antworten  fehlen,  niitge- 
theilt  werden,  wie  %.  B.  Nr.  124  der  II.  Abtheilung,  lässt  sich  noch 
rechtfertigen,  weil  sne  immerhin  ersehen  Irtbseu,  diiss  d'e  Miijgdeburger 
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sich  mit  diesem  oder  jenem  bestinamten  Falle  «n  beschäftigen  hatten. 
Dagegen  ist  nicht  zn  erkennen,  was  Nr.  82  der  II.  Abtheilung,  eine 
Urkunde  der  anhaltischen  Fürsten  und  des  Faths  von  Zerbst  vom 
12.  Dezember  1545  über  die  Einführung  des  Repräseutationsrechta,  in 
einer  Saranilung  von  Magdeburger  Schöffensprüchen  zu  thun  haben 
soll,  oder  Nr.  134  daselbst,  die  zwar  eine  Urkunde  der  Magdeburger 
Schöffen,  jedoch  lediglich  über  den  Inhalt  eines  Geschäftsbuches  des 
Verlegers  Ambrosiua  Kirchner  bringt?  Auch  die  unter  Nr.  6  der 
-Sprüche-  ftr  anhaltische  Fürsten  abgedruckten  Berichte  über  die 
Rangverhältnisse  zwischen  Rathmannen  und  Schöffen  zu  Magdeburg 
scheinen  mir  nicht  herzugehören,  wiewohl  der  zweite  dieser  Berichte 
von  den  Älageburger  Schöffen  erstattet  und  die  ganze  Correspondeni 
durch  Zerböter  Rangstreitigkeiten  veranlasst  ist.  Es  handelt  sich  da 
um  keine  Rechtsbelehrung. 

Innerhalb  der  einzelnen  Abtheilungen  sind  die  Sprüche  im  Allge- 
meinen chronologisch  geordnet.  Nur  bei  den  Sprüchen  aus  dem  Leip- 
ziger Codex  haben  die  Herausgeber  auf  chronologische  Ordnung  ver- 
zichtet und  die  Reihenfolge  der  Hs,  eingehalten,  mit  Recht,  weil  die 
abgekürzte  Fassung,  in  der  viele  Urtheile  dort  überliefert  werden,  eine 
«ichere  Zeitbes^timmung  kaum  ermöglicht.  Eine  , chronologische  Ord- 
nung s&mmtlicher  Sprüche  dieses  Bandes"  ist  gleichwohl  S.  706—708 
versucht,  wobei  wiederum  auch  diejenigen  Stücke,  die  keine  „Sprüche* 
sind,  als  solche  aufgeführt  werden.  Da  die  Magdeburger  zwischen  1840 
ungelahr  und  1611  ihre  Sprüche  in  der  Regel  nicht  datirten,  so  war 
die  Zeitbestimmung  bei  dem  in  jene  Zeit  fallenden  Stoff  mit  Schwierig- 
keiten verbunden.  Zuweilen  bieten  allerding»  Vermerke  auf  den  Ur- 
schriften unmittelbare  Anhaltspunkte,  mittelbare  die  Sohriftvcrgleichung, 
die  Erwähnung  datirbarer  Begebenheiten  und  die  vorkommenden  Per- 
:>onennamen.  Die  Schriftzilge  der  Originalien  sind  auch  anscheinend 
sorgfältig  verglichen  woirden,  und  eigene  Zusammenstellungen  der- 
jenigen Stücke,  welche  die  gleiche  Hand  zu  zeigen  scheinen,  geben 
rüber  Auskunft.  Ob  nicht  in  der  „Ermittelung  über  die  vorkommen- 
Personen*,  insbesondere  in  chronologischer  Hinsicht,  etwas  mehr 
Rtte  geleistot  werden  können  —  meistens  ertUbrt  man  nftmlich  nichts 
über  bie  — ,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden,  da  ich  selbst  das  mir  zu- 
gliche Material  nicht  eigens  hierauf  durchprüfen  kaxm.  Für  Les- 
keit  der  Text«,  namentlich  in  Beeng  auf  Interpunction,  Auflöeung 
Abbreviaturen,  Fj-gäuzung  von  Lücken  haben  die  Herausgeber 
than,  was  in  ihren  Kräften  stand.  Es  ist  nicht  ihr©  Schuld,  wenn 
Lektöre  dieser  Quellen  mit  ihrem  oft  grauenhaften  Satzgefüge 
icht  genussreioher  gewordeu  ist. 

Gewöhnlich  zwischen  Regest  und  Text,  zuweilen  auch  hinter  dem 
zteren  erfahren  wir  Näheres  übt^r  die  Bezugsquelle,  insbesondere  den 
stand  der  Urschrift,  wo  dieH>  benutzt  wurde,  über  Siegel,  Adresse, 
ennerke  von  fremder  Hand,  Zeit,  Drucke.  Ob  die  den  einzelnen 
ücken  vorangeschickten  Regesten  auch  zu  der  „Teitge^taltimg*  gf- 
ren,   wofür  die  Herausgeber  „gemeinschaftlich  die  Verantwortung" 
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tragen  wollen,  ist  nicht  zu  ersehen.  Pedantisch  wäre  es  nun  gewiss, 
einen  Einwand  dagegen  zu  erheben,  wenn  einmal  ein  Regest  die 
Grenzen  seiner  Aufgabe  um  ein  Beträchtliches  überschreitet  und  aus 
andern  Materialien  Mittheilungen  macht,  die  den  Schöffenspruch  be- 
leuchten können,  wie  z.  B.  bei  Nr.  4  der  Sprüche  ftlr  die  anhaltischen 
Fürsten.  Nur  bliebe  da  zu  wünschen,  dass  die  Materialien,  woraus 
das  Regest  schöpft,  genauer  angegeben  wären.  Hingegen  darf  nicht 
verschwiegen  werden,  dass  umgekehrt  die  Regesten  sehr  häufig  weit 
von  jener  AusRihrlichkeit  entfernt  bleiben,  die  das  Programm  verlangte. 
Das  Regest  muß  doch,  wenn  es  „ausführlich"  gehalten  sein  soll,  wenig- 
stens alle  wesentlichen  Punkte  angeben,  auf  welche  die  Entscheidung 
der  Schöffen  sich  bezieht.  Das  geschieht  aber  bei  vielen.  Sprüchen  nur 
unvollständig.  In  den  Rechtsbriefen  nach  Gross -Salze  spielt  ziemlich 
regelmäfsig  die  Frage  eine  Rolle:  ob  der  Beklagte  zu  antworten 
brauche,  bevor  ihm  der  Kläger  die  Gewähr  gelobt  hat.  Mit  derselben 
Regelmärsigkeit  ist  aber  in  den  zugehörigen  Regesten  dieser  Punkt 
übergangen,  obgleich  das  , Sachregister"  die  Klaggewähr  eines  eigenen 
Artikels  würdigt  und  obgleich  bei  andern  Sprüchen,  wie  z.  B.  III  B  37, 
das  Regest  diesen  Theil  der  Entscheidung  verzeichnet.  Das  Regest  zu 
I  Nr.  7  ferner  gedenkt  nicht  nur  nicht  der  Klaggewähr,  sondern  auch 
nicht  der  im  dritten  Absatz  des  Spruches  enthaltenen  Entscheidung, 
die  den  Beklagten  von  der  Antwort  auf  eine  Duplik  entbindet ,  nach- 
dem er  die  Replik  geleugnet  hat.  Die  Regesten  zu  I  Nr.  14  sprechen 
von  keiner  der  processhindernden  Einreden,  worüber  die  Urtheile  ent- 
scheiden. Das  Regest  zu  I  Nr.  20  hätte  sich  nicht  darauf  beschränken 
dürfen,  dass  der  Beklagte  „trotz"  seines  Ausbleibens  nicht  verhaftet 
werden  soll,  sondern  auch  den  Grund  dieser  Entscheidung  andeuten 
müssen.  Das  Regest  zu  I  Nr.  15  weiss  nur  vom  Läuterungsbegehren 
der  einen  Partei,  nicht  auch  von  dem  der  andern;  es  übergeht  auch 
vollständig  die  sehr  interessante  Frage,  womit  der  Rechtsbrief  sich  zu- 
nächst beschäftigt,  ob  die  Processbflrgschaft  auch  während  der  Läute- 
rung fortdauere,  -nachdem  der  verbürgte  Beklagte  selbst  geantwortet. 
Derartige  Beispiele  von  unzulänglichen  Regesten  würden  sich  noch  mehr 
erbringen  lassen.  Aber  auch  was  die  Regeaten  bieten,  ist  nicht  immer 
von  Unrichtigkeiten  frei.  Das  Regest  zu  II  Nr.  17  schreibt  den  Magde- 
burgern die  Meinung  zu,  in  bürgerlichen  Sachen  habe  der  Kläger  dem 
Beklagten  die  Kosten  auch  dann  zu  ersetzen,  wenn  er  ihn  wegen 
Rechtsverweigerung  durch  das  ordentliche  Gericht  in  einem  aus- 
wendigen Gericht  verklagt  habe.  In  Wirklichkeit  sagt  aber  der 
Spruch:  in  bürgerlichen  Sachen  kann  Keiner  einen  Andern  vor  ein 
auswendiges  Gericht  ziehen  und  dadurch  in  Unkosten  bringen,  ausser 
im  Fall  der  Rechtsweigerung;  wer  aber  .also",  d.  h.  ausser  dem  Fall 
der  Rechtsweigerung,  in  Unkosten  gebracht  ist,  kann  den  Kläger  um 
Kostenersatz  verklagen  (vgl.  auch  das  „Sachregister"  S.  798,  wo  der 
Spruch  richtig  interpretirt  ist). 

In  einer  doppelten  Hinsicht  haben  sich   die   Herausgeber  eine 
Aenderung  des  Programms  gestattet,  obgleich  sie  selbst  bekennen,  an 
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die  Vorschriften  der  bayerischen.  Akademie  gebunden  gewesen  zu  sein- 
Einmal  haben  sie  „die  Zusammenstellung  der  Parallelstellen  iniierhalb 
der  Spräche  dieses  Bandes  mit  dem  Sachregister  vereinigt"  und  die 
schon  gedruckten  Spräche  und  die  Parallelstellen  aus  den  Rechts- 
böchem  „darin  nur  gelegentlich  kurz"  eitirt-.  Und  zum  Andern:  die 
haben  in  Wahrheit  kein  Sachregister  gegeben.  Damit  kcanmen  wir  zu 
dem  10  Bogen  starken  opus,  das  die  Ueberschrift  .Sachregister  mit 
Erläuterungen*  Irägt.  Die  Verantwortlichkeit  dafür  trägt  dem  Vor- 
wort zufolge  aasschliesslich  der  rechtshistorische  jVütarbeit^r  E.  Liese- 
gangs, ,Herr  Amtsrichter  Dr.  Friese".  Nun  soll  nicht  bestritten 
Verden,  dass  V.  Friese  durch  sein  Buch  über  das  Strafrecht  des 
Sachsenspiegels  zu  einer  solchen  Arbeit  legitimirt  war,  und  aller  Ehren 
werth  ist  es,  wenn  im  Zeitalter  der  Paragraphenjurisprudenz  ein  Amts- 
richter das  Interesse  an  rechtsgeschiehtlichen  Studien  und  insonderheit 
an  Magdeburger  Schöffenspruchen  sich  bewahrt  hat  Allein  dies  darf 
uns  nicht  davon  abhalten,  ernstlich  zu  bezweifeln,  ob  seine  Sanunlung 
von  Parallelsteilen  und  sein  Sachregister  irgendwie  dem  entspricht, 
was  die  Akademie,  —  concreter  gesprochen,  was  Planck,  dessen  An- 
denken der  Band  gewidmet  ist,  ge^'^inscht  hat  Schon  die  Parallel- 
steilen,  aus  den  Schöffenspruchen  dieses  Bandes  sind  nicht  vollstän- 
dig angegeben.  Belege  bietet  wieder  die  schon  erwähnte  Klaggewähi, 
diesmal  der  Friese  "sehe  Artikel  darüber:  fflr  den  wichtigen  Rechts- 
Sa.tz,  der  Kl&ger  köime  sich  „in  der  Regel''  dem  Qewährgelöbniss  nicht 
entziehen,  wenn  der  Beklagte  zur  Antwort  verpflichtet  sein  soll,  fuhrt 
er  eine  einzige  Stelle  (III  A  16)  an,  obgleich  viele  Eechtsbriefe  des 
vorliegenden  Bandes  den  Satz  aussprechen.  Im  n&mlichen  Artikel  be- 
merkt der  Verl'.,  „die  Magdeburger  fassten"  ihre  Sprüche  „stets"  so  ab, 
dass  sie  dem  anfragenden  Gericht  nicht  etwa  nur  die  Entscheidung 
über  die  Gewere  mittheüen,  sondern  es  auch  über  den  Eauptstreitpunkt 
belehren  . . .  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Gewereeatscheidung 
genügt  wird.  Dafür  wird  nur  ein  »Beispiel*  (III  A  44)  angeführt.  Es 
hätten  aber  sämmtliche  aus  diesem  Band  ang^eben  werden  müssen, 
wenn  anders  das  , Sachregister*  seine  Aufgabe  erfüllen  soUte.  In 
dem.  Artikel  über  Veiigabung  und  Auflassung  sagt  der  Verf.,  in  den 
vorliegenden  Sprüchen  klme  zwar  die  Eigenthumsübertr^;uQgsfo£m  des 
Reises  nicht  vor,  „wohl  aber  derartige  Verzichte  auf  angestorbenes 
Elt«merbe*  .  .  .  .VgL  z.  B.  III  B  22*.  Man  vrird  also  veranlasst,  das 
Bach  nach  noch  anderen  „Beispielen*  zu  durchsuchen,  —  vielleicht 
vergebens.  Gkich  darauf  heisst  es,  mit  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
heit der  für  die  Auflassung  zuständigen  Stellen  sprächen  die  ilagda- 
borger  .häufig  nur  ganz  allgemein  von  der  Aufgabe  an  kräftigen 
Stätten*.  Dafür  werden  ,u.  A."  fünf  Cit«te  gegeben.  Da  es  aber  auf 
den  Zusammenbauig  ankommt,  in  dem  die  Magdeburger  so  sprechen, 
so  verlangt  man  auch  nach  den  .andern".  Die  Strafe  des  Meineides 
beeteht  S.  815  »anscheinend"  in  dem  Abhauen  der  Schwurhand 
oder  der  beiden  Scbworfinger  oder  mindestens  ihrer  Vorderglieder. 
Man  sieht  aber  nicht,  worauf  sich  diese  »Anscheine*  gründen,  da  nicht 
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eine  einzige  Stelle  ganaiiut  wird.  Freilich  vou  der  Aufgab*^  eines  Sach- 
registers hatte  der  Bearbeiter  eine  absonderliche  Vorstellung,  wie  wir 
gleich  sehen  werden.  Zuvor  aber  noch  etwas  Anderes :  das  ^gelegent- 
liche" Citiren  von  anderwärts  gedruckten  Schöffensprüchen  und  vou 
Parallelstellen  aus  den  Rechtsbüchem  beschränkt  sich  in  der  That  auf 
die  allerseltenaten  fälle ,  und  ?s  kann  natürlich  nicht  dafür  entachä« 
digen,  wenn  der  Verf.  ..gelegentlich"  (S.  727)  auch  einmal  ans  Preussi- 
sche  Landi-echt  erinnert.  Es  war  doch  leicht  zu  erkennen,  was  Planck 
mit  den  Parallelstellen  wollte.  Es  sollte  ersichtlich  werden,  wie  ott 
die  Magdeburger  oinen  Hechtsfeatz  austtprachen  und  in  wie  weit  si« 
dabei  eine  Stütze  im  Sachsenspiegel,  seiner  Glosse  und  andern  Rechts- 
büchem hatten.  Dieser  Zweck  war  allerdings  innerhalb  eines  Sach- 
registers, Huch  eines  solchen,  wie  der  Bearbeiter  es  sich  dachte,  schwer- 
lich zu  erreichen.  Man  musste  vielmehr  die  Parallelst eileit  bei  den 
einBeinen  Urtheilen  angeben,  ahnlieh  wie  es  Homeyer  bei  den  ein- 
zelnen Artikeln  Aes  Öachsenapiegels,  Ermifch  bei  den  einzelnen 
Kapiteln  des  freiberger  Stadtrechts,  insbesondere  aber  J.  Fr.  Kehrend 
bei  den  einzelnen  Distinctioneu  der  Magdeburger  Frixgen  gethan  hatten. 
Was  nun  aber  die  Anlage  des  Sachregisters  selbst  betrifft,  so  hat  der 
Bearbeiter  geglaubt,  unter  diesem  Namen  eine  Anzahl  alphabetisch 
geordneter  juristischer  Abhandlungen  und  .Anmerkungen  zu  den  SchSften- 
sprüchen  geben  xu  sollen.  So  brauchbar  die  ein«  oder  andere  davon 
sein  mag.  ein  emsthatter  Benutzer  diese?  Queilenbueh»'»  würde  doch 
dem  Verf.  viel  dankbarer  für  ein  einfachto,  aber  moglichBt  erschöpfen- 
des Verzeichniss  aller  vorkommenden  „ Sachen",  auch  der  kultur- 
geschichtlich beachttnswerthen,  ui.d  aller  ihrer  Fundstellen  sein, 
wie  es  b.  B.  sein  College,  K.  Dei  chraann,  zu  den  Brandenburger 
Schölienstuhlsakten  ausgearbeitet  hat,  als  für  diese  Einschachtelung 
der  verschiedenartigsten  Matenen  unter  einigen  wenigen  Gesichts- 
punkten, deren  V/ahl  unter  alUn  Umständen  subjectiv  auf  füllen  musste, 
jso  dass  man  oft  schlechter  die  gs  nicht  ahnen  kann,  wo  der  Bearbeiter 
die  „Sachen"  untergebracht  hat.  Ein  richtiges  Sachregister  ist  freilich 
eine  so  trockene  als  mühselige  Arbeit,  die  nur  der  ganz  zu  schätzen 
weifs,  der  selbst  schon  eine  gleichaitige  verricht'Ot  hat,  und  man  pflegt 
sich  mit  solchen  Bemühungen  nicht  vitj  Ehre  ^u  üoltii.  Aber  zu  einer 
weitschichtigen  Edition  von  Texten  gehßrt  es  nun  einuaal.  Was  aber 
nicht  dazu  gehört,  das  sind  Meinungen  über  die  ,  Sn-.-.hen",  womit 
der  Verf.  dieses  „Sachregisters"  überaus  freigebig  ist,  —  Betjachtr.ngeu, 
die  oft  über  halbe,  ja  ganze  Seiten  eifh  hinspinnen,  wie  b.  B.  S.  8;14. 
Einige  der  dabei  vorgetrageneu  Lehren  scheinen  mitunter  von  recht 
fragwürdiger  Haltbarkeit.  Ein  Jickes  Fragezeichen  z.B.  gehört  S.859 
neben  die  etymologißireuden  Umschreibtmgen  des  Wortes  were  (der 
Klage),  das  mit  „wehren"  (defendere)  niclits  zu  schaffen  liat,  —  mo 
Fragezeichen  auch  S.  860  neben  di«^  Behanptung,  das  deutsche  Recht 
habe  mit  der  „Klagegewere*  dasselbe  Ergebnis«  erzielt,  das  im 
römischen  Rechte  die  Liti.scontestation  schuf,  —  als  ob  mit  der  Klag- 
gewähr  schon  eine  verneinende  Einlassung  des  Beklagten  gegeben  gc- 
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wesen  w5re!  In  einer  langen  Abhandlung  ober  dag  Erbrecht  nach  den 
SchSffensprüchen  bemüht  sich  d*^r  Verf.  u.  A.  anch  das  Parentelen-system 
als  diesen  gemäls  zu  verfechten,  indem  er  (S.  774)  davon  ausgeht,  dieses 
System  werde  jetzt  wohl  „allgemein'  als  ,.die  Erbfolgeordnung  des 
deutseben  Rechte"  angesehen.  Nun  ich  bin  noch  heute  wie  vor  bald 
dreissig  Jahren  so  frei,  ta  ßndeo,  dass  die  Parentelenordnuug  zwar 
sehr  leicht  zu  behalten  ist,  dass  sie  aber  nichts  weniger  al^  die  Erb- 
folgeordnung des  deutschen  Rechts  war.  In  der  Zwischenzeit  hat  ein 
gewisser  J.  Ficker  ein  Werk  von  ftinfthalb  Bänden  darü^>er  ge 
schrieben,  profunde  Untersuchungen,  deren  Lektüre  ich  um  dieses 
„Sachregisters"  willen  dem  Verf.  nicht  znmuthen  möchte.  Aber  mit 
der  Erbfolgeordnung  nach  den  Magdeburger  Schöifeiisprnrhen  haben 
sich  monog.'aphisch  O.  Stobbe  und  Fr.  Schaut  beschäftigt,  jeder  mit 
dem  Ergebi'iss,  dass  pie  nicht  auf  dem  Parentr-lensystera  beruht.  Eis 
hätt«  rfich  vielleicht  empfohlen,  wenigstens  von  d<;n  Schriften  dieser 
Vertasser  Kenntniss  au  nehmen,  wenn  da>5  , Sachregister*  wirklich  auf 
die  Frage  sich  einlassen  sollte.  Die  Litterat urkenntnias  des  Bearbeiters 
scheint  überhaupt  etwas  besohräiikt.  Die  von  ihm  in  der  Regel  allein 
Citirten  sind  sein  Lehrer  Brunner,  Planck  und  —  Friese!  Mehr 
beiläufig  kommt  noch  Marti tz  oder  B 5h lau  »u  Wort.  Man  bedenke, 
dat>s  Bmnners  Rechtsgeschichte  sich  überhaupt  mit  sächsischem  Recht 
des  Mittelalters  noch  gar  nicht  beiafsst.  weswegen  f.ie  sich  auch  nicht 
dazu  eignet,  „.statt  aller  Citate",  wie  Friese  meint,  genarait  zu  werden 
An  solchen  Schriften,  wie  sie  fiber  sächsisches  Recht  H.  Siegel,  Alfred 
Agricola,  R.John.  P.  Laband,  A.^Heusler,  P.  Puntschart  ver- 
fasst  haben,  durfte  ein  Autor,  6er  anermi^dlich  sich  selbst  citirt,  nicht 
achtlos  vorlieigehen.  Es  ist  klax,  da&i  Friese 's  Sachres'ißter  auch 
nicht  den  Dicast  eines  gelehrt-en  Hiltsmittels  thut,  als  welches  es  doch 
an-scheiuend  gelten  möchte.  Die  Hauptrftge  aber  bleibt,  da«»  es  von 
dem  vielseitigen  Inhalt  der  Quelleri,  anf  die  es  sich  doch  beziehen 
sollte,  keinen  Begriff  giebt.  Man  erkundige  sich  doch  einmal  bei  dern 
Verf..  welche  Schöffensprüche  von  d*»r  Klage,  der  Antwort  der  SchritV 
lichkeit  des  Processes,  von  der  Verfriedung.  von  der  Tortur,  von  der 
Beschlagnahme,  vom  Gerichts>personaI  und  den  Arten  dtr  Gerichte, 
von  unvordenklichei  Zeit,  Vollmacht,  Vormuijdschaft,  von  Besit'.-,  Lehen. 
Loil>yTit.  Pfandrecht,  Gelftbniss.  Kauf  und  Wicderkauf,  Pacht,  von  der 
vVme,  der  Zauberei,  voc  Hand  und  Mund,  vom  Zeteigcschrei,  vom 
ronkreuz,  von  der  Buf'hfÜhrung  und  vom  Kerbstock,  von  den  Innungs- 
it-nuigeu  bandeln:  bi.s  man  in  diesi^m  161  engbedruckte  Seiten  fassen- 
den ^Sachregister*-  di«  AiLskunft,  feiils  es  überhaupt  eine  giebt,  ge- 
fhnden  hat,  karm  man  iii^  SchölFenspröche  selbst  durchlesen.  Und  doch 
«ad  die  S))rüche  über  einige  jener  Geg-ensf  inde,  wie  z.  B.  über  Process- 
Fchriftijn.  über  Kauf,  über  Tortur,  über  Beschlagnahme  so  reichhaltig, 
dass  es  selbst  vom  Standpunkt  des  Tt^rf.  aus  sir-h  verlohnt  hätte,  eigene 
Artikel  darüber  2u  bringen.  In  Betreff  d^r  Tortur  schweigt  ^r  sich 
l^asar  in  seiner  langen  Abhan<lluug  über  den  -Beweis"  völKg  aus.    Die 

r     
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äussert,  würde  sich  als  eitel  erwiesen  liaben,  weaii  iha  das  Gefäbl  für 
Editions-Stil  davor  geschützt  hätte,  das  Sachregister  mit  der  Aus- 
einandersetzung seiner  persönlichen  Lehrmeinungen  zu  bepacken. 

Also  für  die  späteren  Bände  bedarf  die  Methode  der  Herausgeber 
noch  in  mehr  als  einer  Hinsicht  der  Verbesserung.  Immerhin  erkenne 
ich  gerne  an,  dass  der  Wissenschaft  schon  mit  diesem  ersten  Bande 
ein  sehr  erheblicher  Dienst  geleistet  ist.  Ziehen  sich  die  Denkmäler 
der  Magdeburger  Schöffenpraxis  auch  nur  knapp  durch  drei  Jahr- 
hunderte hin,  so  ist  doch  der  Inhalt  selbst  der  durch  einen  einzigen 
Bestimmungsort  zusammengehaltenen  ßechtsbriefe  ein  ausserordentlich 
reichhaltiger,  und  schon  jetzt  sieht  man,  vie  sein  Reich thum  gerade 
zu  der  Zeit  anwächst,  in  der  die  bekannten  mittelalterlichen  Spruch- 
sanxtniungen  aufhöiren.  Auch  in  das  Verfahren,  das  die  Magdeburger 
bei  ihren  Rechtsbeiehningen  beobachteten,  gewinnt  man  neue  Ein- 
blicke. Inibesondere  erkennt  man,  dass  die  üblichen  und  nahegelege- 
nen Vorstellungeix  von  ihrem  ablehnenden  Verhalten  gegen  gemeines 
Recht  und  gegen  fremde  Particularrechte  doch  gewisse  Einschränkungen 
sich  ge£a,llen  lassen  müssen. 

Zu  der  Publication  der  Magdeburger  Schööensprücbe  steht  die 
einer  Aus v/ahl  von  Brandenburger  Schöppenstuhlsakten  durch 
Adolf  Stölzel  theils  in  eiaem  Verwandtschaftsverhältniss ,  theils  in 
eiuem  Gegensatz.  In  einem  Verwandtschaftsrerhältniss,  sofern  als  auch 
diese  Veröffentlichung  eine  stattliche  Menge  von  Rechtsbelehrungen 
eines  Oberhofs  und  awar  eines  Oberhofs  des  Magdeburgischen  Rechts- 
kreises bringt;  —  in  einem  Gegensatz  in  mehrfacher  Hinsicht.  Wie 
schon  der  Titel  anzeigt,  handelt  es  sich  nicht  bloss  um  die  Rechts- 
sprüche, sondern  auch  um  vei-schiedene  andere  Schriftstücke,  die 
mit  den  Rechtssprüchen  in  näherem  oder  entfernteren  Zusammenhang 
stehen.  Anders  als  beim  Magdeburger  Oberhof  hat  es  nämlich  bei 
dem  zu  Brandenburg  das  Glück  gefügt,  dass  dessen  Akten  im  weitesten 
Sinne  des  Wortes  grossen  Theils  erhalten  blieben.  Diese  Akten  sind 
aber  um  so  werthvoller,  als  der-  Brandenburger  «Schöppenstuhl*  anders 
als  der  Magdeburger  zu  denjenigen  Oberhöfen  gehört,  denen  das  längste 
Leben  beschieden  war.  Er  wurde  erst  1817  aufgehoben.  Und  endlich: 
der  Brandenburger  Schöffenstuhl  gehörte  zu  denjenigen  Oberhöfen,  die 
auch  ia  der  Neuzeit  weder  mit  einer  Juristenfacultät  noch  auch  mit 
einem  fürstlichen  Hofgericht  zusammenfielen,  wenn  auch  freilich  in  ihn 
das  rechtsgelehrte  Element  eingedrungen  ist.  Hier  also  waren  vor 
Allem  anschauliche  und  ins  Einzelne  gehende  Aufschlüsse  über  die 
praktische  Reception  des  fremden  Rechts  zu  erwarten. 

Diese  Erwartung  bestimmte  Adolf  Stölzel.  als  er  seine  Forschun- 
gen über  die  Receptionsgeschichte  wieder  aufnahm,  jene  umfangreichen 
Materialien  zu  durchsuchen-  Sie  bestehen  aus  den  eigentlichen  ,  Schop- 
pens tuhlsakten",  nämlich  c.  106  Foliobänden,  die  das  Amtsgericht  zu 
Brandenburg  verwahrt,  einer  Spruchsammlung  aus  dem  Ende  des 
16.  Jahrhunderts,  die  in  zwei  Folianten  des  preussischen  Staatsarchivs 
vorliegt,  sowie  aus  einer  kleinen  Reihe  zerstreuter  Archivalien.    Wie- 
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wohl  die  Oberhofapraiis  der  Brandenbarger  Schöffen  über  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  zurückreicht,  so  datirt  doch  der  älteste  erhaltene 
Spruch  erst  von  1455,  der  zvreite  uud  dritte  erst  von  1494.'95.  Die 
Ge«ammtzahl  der  zwischen  1500  und  1800  ergangenen  Oberhofurtheile 
veranschlagt  Stolz el  auf  ungeföhr  30000,  die  Gesanuntzahl  der  er- 
haltenen Rechtefalle  anf  14273.  Aus  dem  ganzen  gewaltigen  Stoffe 
hat  nun  Stölzel  in  der  Art  eine  Auswahl  getroffen,  dass  er  in  den 
beiden  ersten  Bänden  vermischt«  „Urkundeu",  im  dritten  Urkunden 
fiber  die  Beziehungen  der  Familie  v.  Bismarck  zum  Brandenburger 
Oberhof,  im  vierten  Bande  die  Spruchsamndung  aus  dem  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  vorlegt.  Die  Urkunden  der  beiden  ersten  Bände  sind 
mit  wenigen  Ausnahmen,  die  des  dritten  Bandes  ausnahmslos  (d.  h.  bis 
auf  den  »Anhang")  den  eigentlichen  „Schöppenstuhlsakt^n"  entnommen, 
und  zwar  bestehen  jene  hauptsächlich  aus  chronologisch  geordneten 
Beilagen  zu  Rechtsfragen  („Missiven"),  daneben  aus  Rechtefragen, 
Rechtsbelehrungen  und  Gutachten  vom  Beginn  des  14.  Jahrhunderts 
bis  1807  unter  806  Nummern,  von  denen  aber  viele  wieder  eine  Mehr- 
zahl von  Aktenstücken  unter  sich  befassen,  die  Urkunden  über  die 
Bibmarck'sche  Familie  dagegen  vornehmlich  aus  Miäsiven  und  Schöffen- 
sprüchen von  1537 — 1778  unter  66  Xununem.  Jeder  Numcier  geht, 
wie  bei  Urknndeueditionen  allgemein  üblich,  eiue  kurze  Inhaltsangabe 
und  die  Angabe  des  Fundortes  voraus.  Auch  ist,  soweit  möglich,  die 
Zeit  bestimmt,  femer  bei  den  Crtheüen  der  Verfasser  genannt.  Die 
,koi-ze  Inhaltsangabe"  läuft  nicht  allemal  ohne  Missverständniss  ab. 
So  heiset  es  bei  Nr.  31  in  Bd.  I,  dass  sich  zw^ei  Eheleute  mit  einem 
»frischen  Reise"  begaben.  Der  Text  sagt;  ,mü  eynem  fryhen  rise'^ ; 
also  «freies  Reis'  ist  der  volle  technische  Name  des  Veräusserungs- 
syrabols,  —  genau  so  wie  in  Nr.  128,  139.  Jenes  »frische"  Reis  aber 
3pielt  sogar  in  Friese's  „Sachregister"  zu  den  Magdeburger  Sprüchen 
(S.  848)  hinein.     Nr.  302   wird   für   eine   Scheidung   zweier   Eheleute 

i  ,,von  Tisch  und  Bett"  ausgegeben.  In  Wirklichkeit  handelt  es  sich, 
Tne  die  Schlussworte  des  Erkenntnisses  dorthun,  um  eine  Scheidung 

:  <luoad  vinculum. 

Sehr  beachterwwerth  ist  die  sog.  .Spruchsaminlung',  welche  die 

I  tasten  194  Seiten  des  IV.  Bandes  tüllu  Sie  wurde  vom  Schoppen- 
schreiber Zach.  Garz  (f  1586)  angelegt,  vom  Schoppen  und  Bürger- 
meister Sim.  Roter  (f  1595)  fortgeführt  und  enthält  ausser  Branden- 
burger Urtheilen  auch  einige  von  andern  Schöffenstühlen ,  ferner  ein 
])aar  Erkenntnisse  des  Kammergerichts,  Consilien  von  Juristenfacultäten, 
Auszüge  aus  der  juristischen  Litteratnr,  aus  landesherrlichen  Erlassen 
und  andere  Notizen,  all  dieses  unter  82  Tit^lu  imd  8  weiteren  Ab- 
i«hnitten,  wovon  die  ersten  20  Titel,  d.  h,  die  Hauptmasse  des  civil- 

\\  Ttehllichen  Stoffes,  alphabetisch  geordnet  sind. 

II  Weitaus  das  Meiste  von  dem,  was  Stölzel  hier  veröffentlicht, 
war  bisher  gänzlich  unbekannt,  wie  er  denn  auch  womöglich  nicht 
wiederholte,  was  schon  von  Andena,  wie  z.  B.  Hälschner,  Wassersob- 
leben  veröffentlicht  w^ar.    Die  Auswahl  hat  er  mit  Bewusstsein  nicht 

ZeiocLrift  füi  Beehtsgeschicbta.    XXilL    6eno.  Alth.  19 
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bloss  unter  dem  juristischen,  sondern  auch  unter  allgemein  geschicht- 
lichen Gesichtspunkten  getroffen.    Man  wird  sich  daher  insbesondere 
in  wirthscbafts-  und  sittengeschichtlicher  Beziehung  dafür  entschädigt 
finden,  dass  in  juristischer  der  Stoff  der  drei  ersten  Bände  wohl  etwas 
eintönig  ausfiel.    Die  Ehestiftungen  und  erbrechtlichen  Geschäfte,  die 
Anfragen,  Urtheile  und  Protokolle  in  Hexereisachen  und  über  Torturen 
scheinen  zu  überwiegen.    Die  letzteren  bringen  in  rechtsgeschichtlicher 
Hinsicht  nicht  viel  Neues,  ergänzen  aber  für  ein  bestimmtes  Land  das 
bekannte  Bild  grauenhafter  Pflege  des  Rechts  und  mehr  noch  des  Un- 
rechts im  16.  und  17.  Jahrhundert  und  bereicbern  die  auf  diesem  Ge- 
biet  blähenden  Variationen    über   das  Thema:   homo   homini   bestia. 
Auch  die  Bismarck -Akten  haben  ihr  redlich  Theil   daran,  wobei  das 
Traurigste,   dass   sie  als  typisch  för  die  Stellung  mitgetheilt  werden, 
welche    die   märkischen   Rittergeschlechter   in   der   Rechtspflege   ein- 
nahmen.  Im  Handumdrehen  zeigen  sich  diese  „Gerichtsjunker"  gewillt, 
einen  armen  Menschen,  der  in  ihre  Hände  gefallen,  mit  der  peinlichen 
Schärfe  zu  befragen,  und  die  Brandenburger  Schöffen  haben  genug  zu 
thun,  sie  davon  abzuhalten  oder  wenigstens  zur  „Mässigung"  zu  be- 
wegen.  Dass  jene,  wenigstens  im  Anfang,  überhaupt  den  Schöppenstiihl 
darum  befragten,  „um  nicht  zu  viel  und  nicht  zu  wenig  zu  thun",  kam 
von  der  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  in  der  Mark  ver- 
breiteten Rechtsansicht,  jedes  ürtheil  auf  Zulassung  der  Folter  habe 
wie  jedes  Todesurtheil  von  Brandenburg  auszugehen  (Stölzel,  Ent- 
wickig. I  305).    Nach  dem  freilich,  was  sich  L  J.  1594  die  von  Königs- 
mark  vom   kurf.    Kammergericht   mussten   vorwerfen   lassen,    trieben 
Andere  ihre  Skrupel  nicht  so  weit.     Jobst  von  Bismarck  lässt  sich  1581 
mit  der  eigenen  Schwester  in  einen  Rechtshaudel  ein  wegen  der  Ver- 
theilung  der  Kleider  ihres  verstorbenen  Bruders,  zahlt  den  Branden- 
burgern Schöppengeld,  um  in  der  Sache  eine  Rechtsbelehrung  zu  er- 
langen und  muss  sich  schliesslich  sagen  lassen,  dass  nach  der  Landes- 
constitution  er  und  seine  Schwester  die  Kleider  mit  einander  zu  erben 
hätten.    Doch  hat  dieser  Jobst  wenigstens  noch  die  Bauern  zu  Schön- 
hausen  gemäss   der  „Condition"   seines  Lehenbriefs   bei  ihrer  uralten  , 
Dorfgerechtigkeit  .erhalten  und  bleiben  lassen".    Anders  einer  seiner  j 
Nachfolger,  Valentin  v.  Bismarck,  der  „von  den  gemeinen  Weiden  und  • 
Holzungen  bald  an  diesem,  bald  an  einem  andern  Ort  seines  Gefallens  ;; 
grosse  Plät-ze"  nicht  allein  selber  «innahm  und  beliebig  gebrauchte,  \ 
sondern  auch  andern  Leuten  verpachtete,  w-as  der  Oberhof  1619  miss-  jt 
billigt.    Dieser  seibat  allerdings  benimmt  sich  auch  nicht  stets  muster-  ri 
haft.    Wie  er  mit  sich  handeln,  wie  er  sich  von  den  Fragern,  den  ^ 
„Consulenten",  beeinflussen  lässt,   davon  hat  Stölzel  in  dem  nachher  fi 
zu   besprechenden  Buche   erbauliche  Beispiele  zusammengestellt,   die  | 
sich  vermehren   Hessen.     An  Merkwürdigkeiten   aus  den   „Urkunden*^ 
der  beiden  ersten  Bände  mögen  herausgehoben  werden:  ausser  zahl' 
losen  Beiträgen  zur  Geschichte  des  Aberglaubens  allerlei  Absage-,  Fehde- 
und  Drohbriefe,  auch  in  gebundener  Rede,   einige   sehr  wunderliche 
Liebesbriefe,  die  Geschichte  eines  Pfarrers,  der  als  Landzwinger  endet, 
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weil  er  mit  seiner  Gutsherr&chaft  in  einen  Zehntstreit  gerathen,  ein 
Vertrag,  worin  sich  vor  vier  Zeugen  i.  J.  1538  xu  Wittstock  der  Scharf- 
richter und  eine  Frau,  ohne  sich  zu  heirathen,  mit  Hand  und  Mund 
Treue  geloben  und  versprechen,  wie  Eheleute  mit  einander  leben  zu 
wollen,  wobei  »Meister  Hans'  auch  verwilligt,  den  Vertrag  ins 
Schöppenbnch  schreiben  zu  lassen,  auch  ein  Vertrag  von  1552,  worin 
sich  zwei  Eheleute  zu  Kyritz  vor  sitzendem  Rath  „aus  beweglichen 
und  billigen  Ursachen  freundlich  mit  Hand  und  Mund  scheiden"  und 
die  Frau  den  Mann  sogar  unter  Bürgenstellung  frei  giebt,  dann  ein 
ürtheil  der  Schöffen  zu  Halle  über  eine  Kindsmörderin,  die  mit  Hund, 
Schlange,  Hahn  ,.und  anstatt  eines  Affens  einer  Katzen"  gesackt  werden 
sollte  (vgl.  J.  Grimm  RA.  II*  279),  zwei  Aktenstücke  über  die  For 
malitäten  des  ,. hochpeinlichen  Halsgerichta"  zu  Brandenburg  um  1620 
und  1692,  verschiedene  Belege  vom  Fortleben  des  Sippererbandes  als 
Schutzgenos^enschaft  im  17.  Jahrhundert,  endlich  eine  Reihe  von 
Schriftstücken  mit  Voten  von  Brandenburger  Schöffen,  um  den  reichen 
Inhalt  der  ganzen  Publication  zu  ermessen,  muss  man  das  schon  er- 
wähnte treffliche  Sachregister  hinter  dem  IV.  Bande  aufschlagen,  das 
der  Amtsrichter  E.  Deichmann  dort  auf  82  Spalten  zusammengestellt 
hat.  Dem  Fleiss  von  V.  Friese  verdanken  wir  diesmal  ein  wirkliches 
und  sehr  eingehendes  Register  über  die  Personen  und  Orte,  176  Spalten 
stark. 

Der  ,Hauptstock  der  Brandenburger  Akten*  gehört  der  Zeit  seit 
der  Mitt€  des  16.  Jahrhunderts  an,  imd  an  Menge  eines  derartigen 
Aktenbestandes  dürfte  es  kaum  ein  anderer  Oberhof  dem  von  Branden- 
burg gleich  thon.  Naturgemäß  tritt  damit  die  Praxis  dieses  Schöffen- 
stuhles in  den  Vordergrund  einer  Geschichte  der  gelehrten  Recht- 
sprechung, nm  so  mehr  als  ihn  die  LandesconiJtitution  des  Kur- 
fürsten Joachim  I.  zijm  Geutraloberhof  der  Mark  gemacht  hatte  mit 
der  Aufgabe,  n?.ch  dieser  Satzung  und  nach  beschriebenem  Kaiserrecht 
Belehrung  und  Urtheü  zu  geben.  Erzählte  Stölzel  vor  30  Jahren  die 
Entwicklung  des  gelehrten  Richterthums,  indem  er  vorzugsweise 
die  Verhältnisse  einiger  westdeutscher  Gebiete  berücksichtigte,  so  ist 
er  jetzt  daran  geg-.ingen,  an  der  Hand  der  Quellen  für  das  bedeutendste 
ostdeutsche  Territorium  die  Entwicklung  der  gelehrten  Rechtspre- 
chung zu  schildern.  Da  die  Geschichte  des  Gerichtswesens  sowohl  in 
Brandenburg  als  in  anderen  deutschen  Ländern  die  verallgemeinernden 
Schlüsse  in  der  Hauptsache  bestätigte,  die  der  Verf.  aus  der  Geschichte 
des  hessischen  Gerichtswesens  gezogen  hatte,  so  wird  ihm  niuunehr 
umgekehrt  die  Geschichte  der  Brandenburger  Rechtsprechung  zum 
Typus  der  Geschichte  der  deutschen  Rechtsprechung  überhaupt.  Die 
Akten  des  Brandenburger  Schöpponstuhls  bilden  die  Grundlage  für 
diese  Darstellung.  Sie  soll  verauschanlichcn,  .in  welcher  Weise  deut- 
sche Rechtsiiistitute  allmählich  romanisirt  worden  sind",  insbesondere 
wie  die  Verwandtschaft  gewisder  deutscher  Institute  mit  fremden  zu- 
n5.chst  die  üebertragung  des  fremden  Kunst-aui-drucks  auf  die  deut- 
schen erleichterte  und  wie  daim  „dem  fremden  Worte  der  fremde,  wenn 
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auch  innerlich  immerhin  verwandte  sachliche  Inhalt  folgte".  Wenn 
der  Verf.  unter  den  deutschen  Instituten  die  Institute  in  derjenigen 
Gestalt  versteht,  die  sie  am  Schlcss  der  rein  nationalen  Entwicklung 
und  unter  den  HSnden  einer  assimilirenden  Jurisprudenz  seit  etwa  1350 
angenommen  hatten,  wenn  er  ferner  unter  den  römisch -rechtlichen 
nicht  die  des  reinen,  sondern  des  Ton  der  italienischen,  französischen 
und  deutschen  Jurisprudenz  fort-  und  umgebildeten  römischen  Rechts 
versteht,  so  dürfte  sein  Werk  zwar  nicht  durch  Neuheit  im  Grossen 
und  Ganzen  fibeiraschen.  wohl  aber  die  Einzelzäge  des  Gesammtbildes 
zu  greifbarer  Deutlichkeit  herausarbeiten. 

Vorläufig  bietet  aber  der  Verf.  noch  nichts  von  der  „Entwicklung 
der  gelehrten  Rechtsprechung"  selbst.  Er  bereitet  sie  im  gegenwärtigen 
ersten  Bande  nur  vor  durch  eine  äussere  Geschichte  des  Branden- 
burger Schöppenstulils.  In  sechs,  sehr  anziehend  geschriebenen 
Bachern  geht  er  da  ein  auf  Oertlichkeiten  und  Titulaturen,  auf  das 
Personal,  seine  Ausbildung,  die  Organisation  des  Schöppenstuhls.  die 
„Consulenten",  den  Geschäftsgang  bei  der  Spruchbehörde.  Grewies  geht 
der  Verf.  von  der  richtigen  Anaahme  aus,  wenn  er  die  genaue  Kennt- 
niss  dieser  Dinge  für  unentbehrlich  erachtet  bei  der  Würdigung  der 
Spruchthä-tigkeit.  Ueberdies  erweisen  sich  manche  seiner  Ausführungen, 
wie  die  Ober  das  Bestehen,  zweier  Oberhöfe,  in  der  Alt-  und  in  der 
Neustadt  zwischen  1315  und  etwa  1430,  Ober  die  Vereinigung  beider 
seit  dieser  Zeit  und  den  Unterschied  des  vereinigten  Oberhofs  von  den 
Gerichten  der  beiden  Städte,  den  üebergang  des  Schöppenstuhls  in 
eine  landesherrliohe  Spruchbehörde  und  seine  Zuständigkeit  in  Straf- 
sachen seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  über  die  Concurreuz,  die 
dem  Schöppenstuhl  im  17.  Jahrhundert  bei  der  Frankfurter  Juristen- 
facultät  erwuchs,  die  landesgesetzlichen  Beschränkungen  seiner  Zu- 
ständigkeit im  18.  Jahrhundert  als  werth volle  Beiträge  zur  allgemeinen 
ßechtsgeschichte  Deutschlands,  —  ebenso  die  Mittheilungen  über  die 
Lebeneverhiltnisse  von  Schoppen  und  Schöppenschreibem.  insbesondere 
ihren  Bildungsgang,  ihre  Beziehungen  zum  Rath.  ihre  Bibliothek,  dann 
die  Über  die  „Consulenten",  unter  denen  sich  nicht  nur  Gericht.e  aller 
Art  vom  Dorfschulzen  und  den  Dorfschöppen  bis  hinauf  zum  Kammer- 
geiicht,  zum  Geheimen  Justizrath,  zum  Generalauditoriat,  zum  Con- 
sistorium  befinden,  sondern  auch  Verwaltungsbehörden  wie  das  General- 
directorium  (18.  Jahrb.),  ja  sogar  Univei-sitäten.  Private  und  Behörden 
aus  fremden  Territorien,  sogar  aus  Magdeburg  und  bis  aus  Kursachsen, 
aus  Westfalen,  aus  Hamburg,  aus  Mecklenburg,  Pommern,  Polen. 
Nebenbei  fällt  noch  manches  Lehrreiche  ab,  was  nicht  gerade  mit  der 
Geschichte  des  Oberhofa  in  unmittelbarem  Zusammenhang  steht,  wie 
z.  B.  Über  märkische  Dorfgerichte  und  Banei-sprachen,  über  Dorf- 
BchBppenbflcher  während  der  Neuzeit.  Die  Rechtsarchäologie  wird  die 
Erörterungen  über  die  Dingstlitte  ,,Zur  Klinke"  und  über  die  Schöppen- 
häuser  nicht  übersehen  dürfen. 

Zu  beanstanden  wüsate  der  Berichterstatter  nur  Nebensächliches. 
Wenn  die  einzelnen  rechtsprochenden  Oi^r("ie  den  einzelnen  Satz 
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de«  römischen  Recht«  nur  nach  ihrem  Gutbeäuden  annahmen,  «o  verstehe 
ich  nicht,  wie  es  damit  ,auf  der  Hand*  liegen  soll,  dasa  von  einer 
Auftiahme  des  römischen  Rechts  in  complexo  keine  Rede  sein  kann 
(S.  4).  Das  Recht  in  coraplexo,  d.  h.  daa  Gesetzbuch  konnte  anerkannt. 
der  einzelne  Satz  konnte  abgelehnt  werden.  Die  Angaben  über  Johann 
V.  Geinhansen  S.  25  sind  veraltet.  Der  Verf.  hätte  in  Bezug  auf  diesen 
merkwürdigen  Mann  wenigstens  aus  Ad,  Zycha's  Böhm.  Bergrecht  des 
Mittelalters  (1900)  I  106  f.  sich  unterrichten  sollen.  Zu  kühn  scheinen 
mir  die  Schlüsse,  die  der  Verl  S.  331  aus  dem  Ässessoreneid  des 
Schöppenbuches  von  1692  zieht:  ,Der  Schöppenstuhl  belehrt  nicht 
mehr,  sondern  er  urtheilt,  er  richtet  im  modernen  Sinne  des  Wortes  . . . 
Der  Schöppenstuhl  ist  dasselbe  wie  ein  Instauzgericht*.  Dao  war 
weder  die  Auffassung  dea  Schöppenstuhls  noch  die  seiner  Consu- 
lenten,  die  sich  ja  unmittelbar  aus  dea  vom  S'erf.  selbst  verüfFent- 
licht^n  Akten  ergiebt.  Auch  wenn  nach  1692  der  Schöppenstuhl 
sein  Erkeimtniss  ein  ,ürtheil"  nennt,  will  er  doch,  selbst  in  der 
Mark,  nur  ein  „rechtliches  Gutachten",  eine  .Belehrnng*  ertheilen, 
wie  denn  auch  die  Consulenten  den  Spruch  bald  ein  Gutachten, 
bald  ein  Urtheil  nennen  (Urkundl.  Material  III  Nr.  58  a.  1736.  Nr.  59 
a.  1739,  Nr.  62  a.  1743).  Und  anders  verhält  es  sich  auch  nicht,  wenn 
der  Oberhof  seine  Rechtsbelehrung  in  der  Form  eines  Gerichts- 
urtheils  redigirt:  er  thut  das  eben,  weil  er  der  Einfachheit  halber 
vom  consulirenden  Gericht  um  eine  solche  Redaction  ersucht  ist.  Für 
nichts  weniger  als  gelungen  kann  ich  des  Verf.  Erörterungen  über  deu 
,Vocativus  vor  Brandenburg-'  halten.  Sowohl  in  einer  Sohrift,  die 
jedenfalls  vor  1575  erschienen  ist,  als  auch  in  einem  Bericht  des 
Schöppenstuhlseniors  Giesecke  von  1749  heisst  es  ausdrücklich,  das 
Schöppenhaus  in  der  Havel  zwischen  beiden  Städten  werde  der  „Voca- 
tirus  vor  Brandenburg"  genannt.  Diese  Quellennachrichteu  »ollen,  wie 
der  Verf.  glaubt,  auf  Irrtbuni  beruhen,  und  der  .Vooativus  vor  Bran- 
deaburg'  soll  weiter  nichts  bedeuten  als  den  , Schelm  vor  dem  Richter- 
stuhl* (S.  56ff.).  Der  Verf.  macht  es  sich  aber  einigerrnafsen  leicht. 
Weim  die  Nonnen  von  Herwardeshude  bei  Hamburg  1582  von  sich 
sagen,  sie  seien  ^auft  Eis  geführt  worden,  sodass  sie  dastanden  wie  der 
Vocativus  vor  Brandenburg',  so  soll  „ohne  Vv'eiteres  klar"  sein,  dass 
sie  sich  nicht  mit  dem  Schöppenhaus  verglichen  haben  können.  Ich 
vermisse  hier  die  .Klarheit*.  Im  Gegentheü:  wenn  Jemand  um  seine 
Verlegenheit  zu  beschreiben  einmal  von  sich  sagt,  er  sei  aufs  Eis  ge- 
führt, so  scheint  es  mir  nur  angemessen,  wenn  er  sich  allenfalls  auch 
noch  mit  einem  mitten  in  einem  Fluss  einsam  stehenden  Gebäude  ver- 
gleicht Dass  ferner  der  Schöppensenior  lediglich  den  Irrthum 
eines  firemden  Schriftstellers  nachgeschrieben  habe,  unterstellt  der  Verf. 
ohne  jeden  Grund.  — Wie  öfters  bei  Stölzel,  so  finden  sich  auch  dies- 
mal bei  ihm  sprachliche  Bemerkungen,  denen  man  nicht  nachsagen 
kann,  dass  sie  auf  philologischer  Höhe  stehen-  Was  in  aller  Welt  z.  B. 
hat  die  Etymologie  von  scabinus  mit  der  ursprünglichen  Stellung  des 
Schöffen  als  ungelehrten  Rechtsprechers  (S.  66)  zu  thun?    Mit  der 
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„ewigen  Ordnung",  also  mit  aevum,  aeternus,  umv,  uhl  sollte  man 
„JEÄe"  (-Recht)  heut  zu  Tage  auch  nicht  mehr  so  frischweg  in  Ver- 
bindung bringen ,  wie  es  S.  67  geschieht.  Bevor  der  Verf.  S.  271  das 
Wort  „Rechtszug"  als  einen  Zug  des  erkennenden  Gerichts  an  den 
Oberhof  interpretirte ,  hätte  es  sich  vielleicht  empfohlen ,  wenigstens 
die  Stellen  des  Sachsenspiegels  aufzuschlagen,  wo  das  Wort  tien  c.  gen. 
des  Objektes  (ordeles)  vorkommt. 

München,  August  1902.  K.  v.  Amira. 


Kogler,  Ferdinand,  Doktor  der  Rechte  und  Concipist  am 
k.  k.  Statthalterei -Archiv  in  Innsbruck:  Das  landesfürst- 
liche Steuerwesen  in  Tirol  bisi  zum  Ausgange  des  Mittel- 
alters. I.  Theil.  Die  ordentlichen  landesfürstlichen  Steuern. 
Wien.  1901.  In  Commission  hei  Carl  Gerold's  Sohn.  8^. 
294  S.  [auch  im  Archiv  für  österr.  Geschichte  Bd.  90, 
S.  419—712]. 

Während  in  der  karolingischen  Zeit  noch  der  altgermanLsche 
Grundsatz  galt,  dass  eine  Steuerpflicht  mit  der  Volksfreiheit  unver- 
einbar sei,  begegnet  uns  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhundert,  je  nach 
dem  Stande  der  Quellen  hier  früher  dort  später,  die  grosse  Masse  der 
Territorialinsassen  mit  einer  allgemeiaen  Steuer  belastet.  Unter  ver- 
schiedenen Ausdrücken  kommt  diese  Abgabe  in  den  Quellen  vor;  in 
Bayern  und  Oesterreieh  ist  fast  durchweg  die  Bezeichnung  steura 
oder  st  iura  im  Gebrauch.  Neben  dieser  in  ihrer  endgiltigen  Ent- 
wicklung ordentlichen,  d.  h.  zu  bestimmten,  regelmä&ig  wiederkehren- 
den Terminen  falligen,  im  Wesentlichen  auf  Bürgern  und  Bauern 
lastenden  und  meist  fixen  Abgabe  entnehmen  wir  den  Quellen  auch 
zahlreiche  Angaben  über  ausserordentliche  Steuern. 

Mit  dem  Steuerwesen  des  deutschen  Reiches  und  seiher  Ten-i- 
torien  beschäftigen  sich,  soweit  das  Mittelalter  in  Betracht  kommt, 
eine  Reihe  von  Untersuchungen.  Bahnbrechend  wirkte  hier,  wie  auf 
so  manchem  anderen  Gebiete  K.  Zeumer  mit  seiner  auf  genauestem 
Studium  der  Quellen  beruhenden  Arbeit:  die  deutschen  Städtesteuem 
insbesondere  die  städtischen  Reichssteuern  im  12.  und  13.  Jahrhundert, 
Leipzig  1878.  Dem  Titel  entsprechend  handelt  diese  Untersuchung 
vorzugsweise  von  den  städtischen  Steuern.  Da  aber  das  Steuerwesen 
im  Mittelalter  nicht  auf  die  Städte  beschränkt  war,  sondern  auch  auf 
dem  flachen  Lande  nicht  nur  gleichzeitig,  sondern  schon  viel  früher 
sich  Spuren  von  Steuern  und  ähnlichen  Abgaben  in  nicht  geringer 
Zahl  zeigen,  wir  sonach  hier  das  Steuerwesen  in  frühere  Stadien 
zurückverfolgen  können,  musste  Zeumer  diesen  Einrichtungen  be- 
sondere Beachtung  schenken.  Das  eingehende  Quellenstudium  aber 
führte  ihn  dazu,  die  Frage  nach  dem  Ursprung  der  Steuern  in  Deutseh- 
land  in   einer   von  der    bis  dahin  herrschenden   Auffassung    verschie- 
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denen  W^ise  za  beantworten.  Die  folgenden  Arbeiten  beschäftigen 
sich  nur  mit  der  Entwicklung  des  Steuerwesens  in  einzelnen  Terri- 
torien. Namentlich  wusste  G.  v.  Below  hier  Schule  zu  machen,  in- 
dem er  nicht  nur  selbst  die  Entwicklung  der  direkten  Staatssteuem  in 
Jülich  und  Berg  zur  Darstellung  brachte,  sondern  eine  Reihe  von 
Schülern  zur  Untersuchung  dieser  Fragen  anregte,  so  dass  wir  zum 
Theil  recht  gediegene  Arbeiten  über  die  Entwicklung  dieses  luetituts 
in  Bayern,  in  Geldern,  in  Cleve  und  Mark,  in  Kurtrier,  in 
Münster,  in  Brandenburg  und  in  Mecklenburg  besitzen-') 

Für  Oesterreich  fehlte  es  vorXogler's  Arbeit  an  einer  mono- 
graphischen Behandlung  dieses  Themas.  Was  uns  vorher  über  die 
Entwicklung  des  Steuerwesens  in  den  altösterreichischen  Erbianden 
zur  Verfügung  stand,  beschränkte  sich  auf  einige  kurze  Bemerkungen 
in  den  Lehr-  und  Handbüchern  der  österreichischen  Recbtsgeschichte 
oder  in  Abhandlungen  ganz  anderen  Inhalts,  in  welchen  das  Steuer- 
wesen berührende  Fragen  nebenher  gestreift  wurden.  So  hat  Kogler 
unstreitig  das  Verdienst,  mit  seiner  Arbeit  über  die  ordentlichen 
landesfürstlichen  Steuern  Tirols  eine  in  der  Wissenschaft  be- 
stehende Lücke  einigermafsen  gefüllt  zu  haben.  Die  Entwicklung  des 
landschaftlichen  Steuerwesens  in  Tirol  fand  seither  für  die  Zeit  von 
Maximilian  I.  bis  Maria  Theresia  in  T.  v.  Sartori*)  einen  Bearbeiter. 
Es  fehlt  uns  daher  för  Tirol  nur  noch  eine  Darstellung  des  ausser- 
ordentlichen Steuerwesens  im  Mittelalter.  Kogler  hat  uns  eine 
solche  in  Aussicht  gestellt.  Vorläufig  machte  v.  Myrbach  in  seinem 
Referate*)  über  diese  beiden  Beiträge  zur  Steuergeschichte  Tirols  auf 
Grund  der  bisherigen  VeröfFentlichungeu  einige  beachtenswerthe  An- 
deutungen über  die  ausserordentlichen  Steuern  in  Tirol  vor  Maximilian, 

*)  Vgl,  hierüber  das  sehr  reichhaluge  „Qaellenverzeichriiss*,bei  Kogler 
S.  6flf.  Nur  die  Dissertation  von  Heinrich  Weis,  Die  ordentlichen  direkten 
Staatssteuem  von  Knrtrier  im  Mittelalter ,  Münster  1893,  wnrde  dort  aus 
Versehen  weggelassen;  Kogler  bat  sie  im  Texte  mehrfach  benutzt  und 
zitirt  Der  Vollständigkeit  halber  erwähne  ich  als  Ergänzung  zu  der  von 
Kogler  herangezogenen  Litteratur  den  Aufsatz  von  Johannes  Falke  im 
19.  Hefte  der  Mittheilungen  des  kgl.  sächsischen  Vereins  für  die  Erforschung 
ond  Erhaltung  vaterländischer  Geschichts-  und  Kunstdenkmale  1869  S.  31 
bis  59:  Bete,  Zise  und  Ungelt  im  Kurförstenthnm  .Sachsen  bis  zur  Theilnng 
von  1485,  ferner  O.Merklinghaus,  Die  Bedeverfassung  der  Mark  Branden- 
larg  bis  zum  14.  Jahrhundert,  in  .Forschungen  zur  brandenburgischen  und 
preassischen  Geschichte''  Bd.  Vni.  S.  59  ff.,  die  Marburger  Inauguraldisser- 
tation von  A.  Brennecke,  Die  ordentlichen  direkten  Suatssteuem  Mecklen- 
burgs im  Mittelalter  (1900),  endlich  die  beachtenswerthen  Ausführungen 
über  das  Bedewesen  in  den  meissnisch-thüringischen  Landen  von  H.  B.  Meyer, 
Hof-  und  CentralverwaltUDg  der  Wettiner  (1248—1379)  S.  ÜiS.  (Leipziger 
Stadien  aus  dem  Gebiete  der  Geschichte  Bd.  9.  Heft  3),  —  Eine  alte  Arbeit: 
B.  Ph.  Heenemann,  de  precariis  comitum  vulgo  de  graffelyke  beden  et 
aiitiqua  nobiliutis  ab  Ula  immunitate,  Leydeu  1781  konnte  ich  nicht  ein- 
s(;hen.  —  «)  Tullius  R.  v.  Sartori-Mon tecroce,  Geschichte  des  land- 
schaftlichen Steuerwesens  in  Tirol  von  K.  Maximilian  L  bis  Maria  Theresia 
n902).  —  *)  F.  Freih.  v.  Myrbach,  Zur  Steuergeschichte  Tirols  in  Schanz' 
Finanzarchiv,  XIX.  Jahrgang.  2.  Bd.  S.  93  ff. 
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um  so  die  Brücke  von  Kegler 's  Arbeit  zu  dem  Buche  v.  Sartori 's 
zu  schlagen. 

Es  war  zweckmäfsig,  die  Erforschung  des  altösterreichischen 
Steuerwesens  gerade  mit  einer  Studie  über  tirolischo  Verhältnisse 
zu  eröflEnen,  nicht  nur  weil  der  Process  der  Entw^icklnng  der  Landes- 
hoheit —  und  mit  ihm  hängt  ja  die  Ausgestaltung  des  Steuerwesens 
innig  zusammen  —  sich  hier  in  zum  Theile  ganz  eigener  Weise  ab- 
spielte, sondern  vor  allem  auch  weil  wir  für  Tirol  Dank  der  Reich- 
haltigkeit des  einschlägigen  Quellenmaterials  *)  ein  ziemlich  deutliches 
Büd  von  dem  ordentlichen  landesfQrstlichen  Steuerwesen  erhalten.  Nur 
können  uns  diese  Quellen,  da  sie,  soweit  Kogler  uns  einen  genaueren 
Einblick  verschafft,  erst  seit  dem  Ende  des  1.3.  Jahrhunderts  reichlicher 
fliessen,  für  die  Frage  nach  der  Entstehung  und  nach  den  ersten 
Stadien  dieses  Steuerwesens  nicht  die  genügende  Aufklllrung  geben. 

Von  selbst  erscheint  daher  die  detaülirte  Darstellung  des  Systems 
ordentlicher  landesrdrstlicher  Steuern  in  Tirol  als  der  werth vollste 
Theil  der  ganzen  Abhandlung.  Wie  uns  Kogler  auf  mehr  als  40  Seiten 
(S.  50 — 93)  zeigt,  bezogen  die  LandesfÖrsten  in  Tirol,  ähnlich  wie  die 
Landesherren  der  meisten  anderen  Territorien,  zu  regelmäfsig  wieder- 
kehrenden TeiTuinen  Steuern  auf  dem  flachen  Lande  und  in  den 
St&dten.  Die  ländlichen  Steuern,  welche  nach  Gerichts-  bezw.  Prop- 
eteibezirken  *)  eingingen,  waren  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  an  vielen 
Orten  bereits  fixirt,  wahrend  sich  in  anderen  Amtsbezirken  —  Kogler 
stellte  dies  mit  seltenem  Fleisse  aus  den  Rechnungsbtichern  und  aus 
anderen  Hilfsmitteln  zusammen  —  diese  Fixirung  erst  vor  unseren 
Augen  vollzieht. 

An  diese  Uebersicht  über  die  Steuereingänge  auf  dem  flachen 
Lande  schliessen  sich  Erörterungen  über  die  Umlage  der  ordentlichen 
Steuern,  über  Einhebung  derselben,  über  Steuertermine,  über  Steuer- 
subjekte und  -Objekt«,  über  Steuereinheit  und  Steuersatz,  über  die  Aus- 
dehnung der  Steuerpflicht,  endlich  über  Steueranstftlle  und  Steuemach- 
lässe  (.S.  96—166),  worauf  dieselben  Fragen  fftr  den  Bereich  der  Städte- 
steuern untersucht  werden  (S.  166—229).  Haben  ein©  Reihe  der  ange- 
führten Daten  eine  zunächst  lokalgeschichtliche  Bedeutung,  so  eignet 
sich  das'reiche,  von  Kogler  beigebrachte  Material  doch  auch  für  die 
Lösung  allgemeiner  Fragen,  und  gar  manche  seiner  Bemerkungen  dürfen 
mit  vollem  Rechte  das  Interesse  des  Rechtshistorikers  beanspruchen. 

^)  Die   grösste  Ausbeute   gaben  die  theil«  Im  allg.  ba}T.  Reiclisarchiv 
in  München,    theiU   im  Statthalteiei -  Archiv  in  Innsbruck   liegenden  Bech- 
nungsbüdier  der  tirüliächen  Amtleute  »us  dem  Ende  de«  13.  Jahrhundertf    [ 
bis  zur  Mitte  des  14,  Jahrhunderts.    In  ihnen  liegt  eine  Fülle  werthvolUter    I 
Materialien  für  alle  Zweige  inittelaUerlich«n  Lehens  noch  fast  ganz   unbe-    ^ 
nützt,     liitereäsanto  Daten  und  Aufschlüsso  gpwilhrton  die  tiroliitcheu  Weis- 
thümor,   zum  Theil  auch  einzelne   Urkunden.     Es   muss  anerkennend   be- 
merkt werden,   dass  die  vielen  Zitate,   wie  die«  mancherlei  Stichproben  er- 
gaben, durcha.us  richtig  und  vollständig  sind.    Der  Verfasser  ist  ühor- 
baupt  mit  dem  zu  derartigen  Forschungen  uothwendigeu  hisloribchen  Eüst- 
z«age  völlig  vertraut.  —  *l  lieber  das  Verhältnisa  zTJ-ischen  Gericht c3-  uud 
Propsteihezirken  vgl.  Kogler  a.  a.  O.  S.  43. 
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Der  beschränkte  Raum  ermöglicht  es  mir  nicht,  auf  Einzelheiten 
hier  einzugehen.  Ich  will  daher  nur  ein  paar  Fragen  erörtern,  in 
denen  Kogler's  Untersuchungen  uns  ganz  neue  Ergebnisse  bringen, 
oder  an  seinen  Ausföhniiigen  eine  Richtigstellung  noth wendig  ist. 

Wie  anderwJlrtc  ist  auch  in  Tirol  die  ordentliche  Steuer  am  Aus- 
gange des  13.  Jahrhunderts  regelmäfsig  eine  Gel  dp  teuer  (S.  93),  nur 
flir  Glums  nud  Kastelbell  begegnen  uns  nebenbei  noch  Naturalliefe- 
ruiigen.  Die  Umlage  dieser  Steuern  (S.  96—110)  ging  in  jedem  Ge- 
richt ssprengel  gesüudert  vor  sich  uisd  erfolgte  innerhalb  desselben  nach 
Gemeinden  nnd  zwar  auf  Grand  von  Steuerlisten,  die  ihrerseits  auf 
einer  Einschätzung  des  steuerpflichtigen  Besitzes  innerhalb  der  Ge- 
meinden beruhten,  wobei  dann,  da  dem  mittelalterlichen  Steuerwesen 
auch  in  Tirol  eine  Vorstellung  von  Steuereinheiten  abging,  die  Stener 
nach  der  allgemeiuea Vermögenslage  des  Einzelnen,  die  sich  zunächst 
im  Besitze  vou  liegendem  Gute  äusserte,  durch  das  freie  Ermessen  der 
mit  der  Umlage  betheiligten  Organe  bestimmt  wurde.  Wie  die.se  Ein- 
schätzung iunerhalb  der  Gemeinde  Yigo  im  Nocsthale  vor  sich  ging, 
zeigt  uns  eine  sehr  lehrreiche  Urkunde  aus  dem  .Jahre  1296,  die  Kogler 
im  Anhange  seines  Buches  (S.  271)  zum  Abdrucke  bringt.  Geschv/ome 
Vertrauensmänuer  schlugen  sämmtliche  Besitzungen  innerhalb  der  Ge- 
meiEde  Vigo  in  Geldeswerth  an,  und  die  Gememdegenossen  erkannten 
dann  in  ötfentlicher  Gemeindever?e.mmlung  diese  Einschätzung  für  die 
folgenden  3  Jahre  ab  Grundlage  für  die  Umlcgung  der  ordentlichen 
landesfiirstlichen  Abgaben  an.  Von  Einzelheiten  abgesehen,  dürfte  dieser 
Vorgang,  wie  Kogler  richtig  bemerkt,  auch  in  anderen  tiroUsehen 
Gemeinden  eingehalten  worden  sein.  Auf  Grund  solcher  Schätzungen, 
welche  wir  als  Steuerkataster  bezeichnen  können,  erfolgte  dann  fttr 
die  einzelnen  Gerichte  die  Anlegung  der  Steuerlibten  (Steuerrollen). 
Einige  derselben  sind  uns  erhalten  geblieben  und  steht  ihre  Veröflent- 
ichung  durch  Kogler  bevor. 

Diese  StenerHsten  wurden  von  Zeit  zu  Zeit  auf  Grund  vou  Erhe- 
»n,  die  man  an  Ort  nnd  Stelle  einleitete,  revidiri.  Bei  einer  solchen 
snovation  erfolgte  dann  nicht  immer  eine  vollständige  Neuanfertigung 
Liste,  sondern  die  Veränderungen  wurden,  wie  dies  auch  bei  der 
»Vision  von  Urbarien  Gepflogenheit  war,  in  den  ursprünglichen  Text 
aein  corrigirt,  das  nicht  mehr  Zutreffende  dabei  gestrichen,  das  nuu- 
ihr  Richtige  an  dessen  Stelle  gesetzt.  Neue  Swuerpfiichtige  wurden 
den  Rand  oder  an  den  Schluss  geschrieben,  eingetretene  Verlnde- 
ingen  wohl  auch  durch  Zusätze  begründet.  Ein  bestimmter  Termin 
die  Erneuerung  dieser  Listen  Hess  eich  nicht  feststellen;  wahr- 
jinlich  entschied  das  von  Fall  zu  Fall  eintretende  BedOrfniss. 
Die  Neuanlegung  bezw.  Richtigstellung  und  Ergänzung  solcher 
äuerlisten")  nahmen  landesfürstliche  Beamte  vor,  welche  dafür  aus 

^)  Dafür  war,   wie   Kogler  ß,  37  und  107   bemerkt,    der  Ausdruck 
etuam   imponere"  üblich,   der   au^8e^deiu   in   einem   enderen   Sinne   vor- 
imt.     Auch    aussertirollsche   Quellen    kennen    diese    Bezeichnung.     Vgl. 
B.  die  Notiz  im  Rechnungsbuche   des  oberen  Viztumamtes  in  Bayern  für 
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der  Kasse  des  Landesfürsten  besonders  entlohnt  wurden.  Dort  wo 
innerhalb  der  Gerichtsverbände  die  Gemeinden  Steuersubjekte  waren, 
erstreckte  sich  die  Thätigkeit  dieser  landesfürstlichen  Notare  nicht  bis 
auf  die  einzelnen  Steuerträger,  sondern  sie  machte  bei  den  Gemeinden 
Halt.  Innerhalb  dieser  Gemeinden  wurden  die  Steuern  dann  durch 
den  Gemeindeausschuss  oder  eigens  hiezu  bestellte  kommunale  Organe 
umgelegt. 

Konnte  diese  Frage  für  Tirol  mit  einer  bei  anderen  Territorien 
infolge  der  geringen  Nachrichten  nicht  erreichbaren  Ausführlichkeit 
behandelt  werden,  so  bieten  uns  die  Quellen  auch  einen  genauen  Ein- 
blick in  den  Vorgang,  der  bei  der  Einhebung  der  ordentlichen  Steuern  in 
Tirol  eingeschlagen  wurde  (S.  110—116).  Die  innerhalb  eines  Gerichts- 
oder Propsteibezirkes  zu  leistende  Steuer  floss  in  die  Hände  des  Richters 
bezw.  des  Propstes,  welche  sie  dann  dem  Landesförsten  im  Vereine 
mit  den  übrigen  Gefallen  ihres  Bezirkes  zu  verrechnen  hatten.  Inner- 
halb des  Gerichts-  und  Propsteibezirkeg  jedooh  geschah  die  Einhebung 
zumeist  durch  die  Gemeindeorgane  auf  Kosten  der  Gemeinde.  Es 
erseheint  dies  als  nothwendige  Folge  des  Zustandes,  dass  die  Steuer 
in  Tirol,  wie  Kogler  eingehend  begründet,  vielfach  Geraeindelast 
war,  hier  diesfalls  das  System  der  Gesammtbesteuerung  galt, 
welche  Einrichtung  uns  auch  anderwärts,  aber  keineswegs  in  allen 
Territorien  begegnet.  So  bestand  z.  B.  in  Oesterreich  und  Steiermark 
nach  verschiedenen,  theils  im  Rationarium  Austriae,  theils  in  anderen 
Quellen  über  das  Marchfutter  enthaltenen  Angaben  das  System  der 
Einzelbesteuerung,  und  erst  bei  den  späteren  ausserordentlichen  Steuern 
können  wir  auch  auf  dem  flachen  Lande  eine  Gresammtbesteuerung 
nach  gewissen  Örtlichen  Kreisen  nachweisen.  Infolge  dieses  für  Tirol 
nachweisbaren  Systems  der  Gesammtbesteuerung  erscheinen  demLandes- 
fnrsten  gegenüber  hier  die  Gerichts-  bezw.  Propsteiverbäude  als  Steuer- 
subjekte, ihnen  gegenüber  vielfach  die  Gemeinden  und  erst  diesen 
gegenüber  der  einzelne  Gemeindegenosse  (S.  118—125).  Für  die  tiroli- 
schen Städte  vollzieht  sich,  ähnlich  wie  anderwärts,  der  Uebergang 
vom  System  der  Einzelbesteueruug  zu  dem  der  Gesammtbesteuerung, 
die  ja  dem  Landesfürsten  wie  dem  einzelnen  Steuerzahler  grosse  Vor- 
theile  bot,  vor  unseren  Augen.  Es  tritt  allmählich  die  Stadt  dem 
Landesfürsten  gegenüber  selbst  als  Steuersubjekt  auf,  und  die  Steuer 
wird  nicht  mehr  von  landesfürstlichen  Beamten  eingehoben,  sondeni 
dem  Landesherrn  durch  die  städtischen  Organe  entrichtet. 

Vom  Steuerobjekt(S.  125— 129)  handelnd,  charakterisirt  Kogler 
die  Steuer  des  platten  Landes  schon  zu  Ende  des  1-3.  Jahrhunderts  nicht 
mehr  als  Personallast,  sondern  als  eine  reine  Real  Steuer,  w^elche  den 
jeweiligen  Besitzer  des  steuerpflichtigen  Grundstückes  nach  Art  einer 

1291  und  1292  (Oberbayrisches  Archiv,  Bd.  26,  S.  288flf.)  und  die  Eintra 
gungen  im  Notizeubnche  des  Bischofs  Konrad  HT.  von  Freising  in  den 
Fontes  rerum  Austriacarum  II.  Abtheilung,  Bd.  Sf».  S.  5B  Aiun.  1,  S.  1Ü2  am 
Schhissc,  S.  129  etc.;  dazu  die  Urk.  1302,  August  18,  Sterzing,  ebend. 
Bd.  34,  S.  195. 
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Reallast  traf.  Sie  war  zugleich  Grund-  und  Gebäudesteuer;  denn 
auch  die  Häuser  auf  dem  Lande  wurden  zur  Steuerpflicht  herangezogen. 
Lehengüter  der  Bauern,  die  anderswo  schatzfrei  waren,  zahlten  in  Tirol 
die  Steuer  ebenso  wie  deren  Eigen-  und  Zinsgüter.  In  den  Städten 
spielen  naturgemäfs  die  Gebäude  die  Hauptrolle,  in  minderem  Malse  ist 
hier  aber  auch  der  Grund  und  Bodeu  steuerpflichtig  gewesen.  Vorüber- 
gehend begegnen  wir  in  Innsbruck  und  Hall  allgemeinen  Vermögens- 
steuern (S.  171  ff.),  während  die  Steuer  in  Bozen  schon  im  13.  Jahr- 
hundert, der  Natur  einer  Handelsstadt  entsprechend,  nicht  allein  Real- 
steuer, sondern  auch  Gewerbesteuer,  aLso  Personalsteuer  war.') 
-Ule  die  in  Bozen  Kaufiuannschaft  trieben,  kauften  und  verkauften, 
worin  damals  auch  das  für  den  Verkauf  arbeitende  Gewerbe  begrifien 
war,  musstea  die  Steuer  zahlen,  ebenso  waren  auch  alle  Häuser  in 
Bqzen  steuerpflichtig,  mochten  deren  Besitzer  daselbst  wohnen  oder 
sich  ausserhalb  der  Stadt  aufhalten  (S.  198). 

Kogler  stellt  weiter  für  Tirol  fest,  dass  bereits  im  Mittelalter  die 
ganze  Last  der  ordentlichen  Steuern  auf  den  Schultern  des  gemeinen 
Mannes  (Bürger  und  Bauer)  lastete.  Von  der  ländlichen  Bevölkerung 
waren  nicht  nur  die  freien  Bauern,  deren  es  in  Tirol  wie  in  "Westfalen 
and  der  Schweiz  eine  grosse  Zahl  gab,  steuerpflichtig,  sondern  es  zahl- 
ten die  ordentliche  Steuer  auch  die  Hintersassen  und  Eigenleute  des 
Landesfürsten,  der  weltlichen,  zum  grossen  Theile  auch  der  geistlichen 
Grundherren.  Klerus  und  Adel  dagegen  waren  hier  wie  anderwärts 
befireit.  Im  Gegensatze  zu  anderen  Partien  des  Buches  zeigt  sich  in 
diesem  Abschnitt,  der  nach  dem  Muster  G.  v.  Below's  durch  die  üeber- 
schrift  „Ausdehnung  der  Steuerpflicht"  gekennzeichnet  ist,  eine  gewisse 
Unklarheit  in  der  Darstellung,  eine  nicht  aasreichende  Vertiefung  in 
dieses  äusserst  schwierige  Problem.  Leider  ist  der  Verfasser  jeder  Er- 
örterung über  die  GUederang  des  Bauernstandes  in  Tirol  aus  dem 
Wege  gegangen,  er  gebraucht  in  seinem  Buche  Ausdrücke  wie  Grund- 
aolden.  Hörige,  Hintersassen,  Kolonen  ohne  nähere  Scheidung  neben-  und 
durcheinander.  Zudem  beeintrd<?htigt  eben  hier  den  Werth  seiner  sonst 
3o  verdienstlichen  Arbeit  in  besonderem  Mafse  der  Umstand,  dass  er 
seine  Erörterungen  ganz  und  ausschliesslich  auf  tirolisches  Material 
stützt,  ohne  diese  Frage  für  die  benachbarten  Länder  auch  nur  einiger- 
mafsen  zu  beleuchten.*)    Und  doch  wäre  gerade  hier  Gelegenheit  ge- 

•)  Unser  Interesse  darf  bei  Bozen  das  Konkorreuzverhältniss  zweier 
.Steuerherren  beanspruchen,  der  Landesinrsten  von  Tirol  und  des  Bischofs 
'onTrient.  Vgl.  darüber  Kogler  a.  a.  O.  S.  196 ff.  —  *)  Leider  lässt  sich 
'lieser  Mangel  auch  an  manchen  anderen  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
valtungsgeschichte  Tirols  beobachten.  Der  hier  in  ißehr  als  einem  Punkte 
"ägecartigc  Gang  der  Entwicklung  würde  es  gewiss  der  Mühe  verlohnen, 
«liese  Erscheinungen  nicht  in  ihrer  Isolirtheit  darzustellen,  sondern  mit  jenen 
der  Nachbarländer  in  Vergleich  zu  ziehen ;  denn  erst  dami  könnte  die  Ge- 
.slaltung  der  Rechts-  und  WirthschafL"* Verhältnisse  in  diesem  schon  durch 
;«ine  uatürliche  Beschaffenheit,  durch  seine  Bodenkonfiguration  nrich  aussen 
!«in  stark  abgeschlossenen  Lande  in  das  richtige  Licht  treten.  So  hätte  auch 
iiogler  sich  mit  der  kurzen  Zitirang  jener  Autoren,  welche  die  Geschichte 
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■wesen,  werngstens  gegenüber  der  %-on  v.  Luschin  aufgestellten,  von 
Kogler  in  der  Anmerkung  3  S.  136  erwähnten  abweichenden  Hypothese 
Stellung  zu  nehmen.  Nur  hätte  sich  der  Verfasser  dann  namentlich 
mit  der  den.  östlichen  Erblanden  eigenthümlichen  Marchfutterabgabe 
eingebender  beschäftigen  mSssen.  So  aber  sind  seine  Bemerkungen 
(S.  19,  30  tF.  a.  136)  über  das  Verhältniss  von  Marchfutter  und  Steuer 
zum  Theile  unbewiesene  Annahmen. 

Interessante  Daten  bringt  Kogler  für  die  Beantwortung  der 
Frage,  wie  man  sich  in  Tirol  gegenüber  dem  Erwerb  von  steuer- 
pflichtigen Grundstöcken  durch  Klerus  oder  Adel  verhielt.  Da  die 
neuen  Erwerber  auf  Grund  ihrer  Privilegien  sich  dagegen  verwahrten, 
von  diesen  Grundstöcken  die  auf  ihnen  haftenden  Abgaben  und  Dienate 
zu  leisten,  so  wurde  infolge  der  Geltung  des  Systems  der  Gesammt- 
beateuerung,  wofern  nicht  eine  HerabsetKung  der  Steuersumme  des  be- 
treiFenden  Bezirkes  bei  dem  Steuerherrn  zu  erwirken  war,  dadurch  die 
Bürde  der  übrigen  Kontribuenten  erhöht.  Landesfürst  und  steuer- 
pflichtige Bevölkerung  hatten  daher  6in  gleiches  Interesse,  einer  sol- 
chen übennfiCsigen  Ausdehnung  der  Privilegien  entgegenzutreten  und 
dahin  zu  wirken,  dass  die  Steuern  ohne  Rücksicht  auf  die  Person  des 
neuen  Erwerbers  gleich  Reallasten  auf  dem  Gute  haften  blieben. 

Schon  andere  Unt-ersuohungen  vei-suchten  zu  dieser  interessanten 
Frage  Stellung  zu  nehmen.  So  v.  Below  für  Jülich  und  Berg,  Weis  ftlr 
Knrtrier  und  Hetzen  für  Münster.^)  In  der  That  spielte  diese  Frage 
auf  dem  platten  Lande  wie  in  den  Städten  eine  grosse  Rolle.  Man 
erliess  für  die  Kirche  im  Erwerb  von  liegenden  Gütern  mancherlei 
Beschränkungen.  Die  kirchlichen  Erwerber  wurden  da  und  dort  ver- 
halten, die  betreffenden  Gmndstücke  binnen  bestimmter  Zeit  an  weit 
liebe  Personen  zu  veräussern,  damit  die  Steuerzahlung  nicht  ausfalle, 
Vielfach  wurde  auch  bestimmt,  dass  die  Begünstigungen  für  Neu 
erwerbungen  nicht  mehr  au  gelten  hätten.  Mit  Recht  konnte  daher 
G.  V.  Below  bemerken,  dass  die  ersten  Amortisationsgesetze  ge-gen  die 
Kirche  aus  dem  Bestreben  hervorgingen,  die  Einnahmen  aus  dem 
landesfürstlichen  Schatz  unveimindert  zu  erhalten.  Gleichzeitig  ver- 
suchte man  auch,  der  Steuerfreiheit  des  Adels  in  dieser  oder  jener 
Weise  zu  begegnen.  Für  Tirol  sind  die  ereten  derartigen  MaCsnahmen 
in  einzelnen  Bezirken  des  Gebietes  der  Bischöfe  von  Trient  imd  zwar 


der  ordentlichen  Steuer  in  anderen  Territorien  betrachten,  nicht  begnügen, 
sondern  n&her  und  mit  kritischem  Blicke  auf  deren  Arbeiten  eingehen  sollen. 
Wenigstens  hätte  er  daa  gedrnckte  Material  über  bayrisches  Steuerwcsen, 
das  schon  B&asch  benutzte,  für  seine  Arbelt  zum  Vergleich  heranziehen 
und  an  den  mancherlei  Angaben  über  Steuern  und  ähnliebe  .\bgaben  ent- 
haltenden Urknndenpublikationen  der  österreichischen  Länder  nioht  g&nz 
vorbeigehen  sollen. 

*)  G.  v.  Below  in  der  Zeitschrift  des  Bergischen  Geschichtsverein» 
Bd.  26,  8.  I3flf.,  Weis  a.  a.  O.  S.  18  ff.,  Metzen,  Die  ordentlichen  direkten 
Staatssteaem  des  Mittelalters  im  Fürstbisthum  Münster,  1S95  (Dissertation). 
Vgl.  zum  Folgenden  auch  A.  v.  Luschin,  Ocsterreichische  Reich«geschichte 
(1896),  S.  187  tr. 
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Mhou  im  Jahre  1298  tu  verfolgen  (Kogler  S.  147 ff.),  während  im 
landesiiliBtlichen  Grebiet  derartige  Erwägungen  vermuthlich  zum  ersten- 
mal anf  einem  Bozner  Landtage  des  Jahres  1600  Platz  griffen. 

Nach  Besprechung  der  ordentlichen  Steuern  auf  dem  flachen 
Lande  und  in  den  Städten  wollte  Kogler  (S.  229  ff)  noch  auf  einige 
andere  landesturstliche  Abgaben  hinweisen  und  dabei  verschiedene 
Einzelheiten  bieten,  die  sich  ihm  bei  seinen  archiralischen  Forschungen 
ergeben  hatten.  Wir  erfahren  von  einer  Küchensteuer,  rom  Raspen- 
mal, von  Milchsteuern,  er  erwähnt  eine  Rinder-  und  Pferde- 
steuer lind  andere  steuerShnliche  Abgaben,  von  denen  wir  nicht 
viel  mehr  wissen  als  den  !samen.  Abgesehen  von  der  Küchensteuer 
haben  wir  es  mit  grundherrlichen  Leistungen  zu  thun,  welche  die 
LandesfBrsten  von  Tirol  von  ihren  abhängigen  Bauern  einhoben,  viel- 
leicht andere  Grandherren  ebenso  in  ihrem  Herrschaftsbereiche  ein- 
geführt hatten.  Auch  dieser  Abschnitt  hätte  in  manchem  Punkte  ge- 
wonnen, wenn  Kogler  dazu  einige  aussertirolische  Quellen  benutzt, 
namentlich  aber  die  einschlägige  Litteratur,  insbesondere  die  Arbeiten 
Ton  Maurer,  v.  Inama  und  Meli  berücksichtigt  hätte. 

In  der  Einleitung  versuchte  er,  zu  der  schwierigen  Frage  nach 
dem  Ursprünge  der  mittelalterlichen  Steuern  Stellung  zu  nehmen  (S.  19 
bis  33).  Ton  älteren  Autoren  streift  er  Lang  und  Ilse  und  erwähnt  — 
ohne  näheres  kritisches  Eingehen  —  Eich  hörn 's  Hypothese,  welche 
in  den  mittelalterlichen  Beden  einen  Ersatz  für  die  persönliche  Leistung 
des  Kriegsdienstes  erblickt,  indem  die  Landesherren  ihren  Territorial- 
insassen den  Reichsdienst  und  die  Landesvertheidigung  abnahmen,  da- 
fllr  aber  von  ihnen  eine  Entschädigung  begehrten.^)  Diese  Theorie 
bezeichnet  er  als  die  noch  heute  herrschende  und  bamerkt  dazu  in  der 
Anmerkung  5  auf  S.  20,  dass  sich  au  ihr  unt«r  anderen  auch  Waitz, 
Schroeder,  Maurer,  Heusler,  v.  Amira,  Riezler,  Rosen- 
thal und  theilweise  E.  Mayer  bekennen.  Diese  Angaben  zeigen 
eine  etwas  oberflächliche  Berücksichtigung  der  Arbeiten  dieser  Autoren. 
Sonst  hätte  ihm  nicht  entgehen  können,  wie  schon  Maurer*)  betonte, 
dass  neben  den  lür  die  Befreiuug  vom  ordentlichen  Heerdienste  zu 
entrichtenden  Abgaben  noch  andere  Leif?tungen  als  Vorläufer  der 
landeaherrLichen  Steuern  zu  betrachten  seien.  Auch  G.  Waitz')  gab 
Zeumer  an  einer  von  Kogler  allerdings  nicht  berücksichtigten 
Stelle  recht,  dass  er  Eich  hörn 's  Anschauung,  alle  Beden  auf  die 
Beersteuern  zurückfahren  zu  sollen,  bekämpfte.  Liest  man  endlich, 
ganz  abgesehen  von  den  Untersuchungen,  welche  Zeumer,  v.  Below 
und  dessen  Schülerkreis  angeatellt  haben,  nur  noch  Schroeder 's  Aus- 
föhrungen  in  der  o.  Aufl.  seiner  Deutschen  Rechtsgesehichtc  S.  604  ♦),  so 

»)  DeatÄche  Staats-  und  ßechtsgeschichte.  5.  Aufl.  2.  Theil,  S.  455ffl; 
vgl.  dara  auch  ebend.  S.  6S  flE.  —  *)  Qeiichichte  der  Frohnhöfe,  Bd.  IIL 
8.527  ff,,  aber  auch  S.  361  ffl  —  ')  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  Bd.  8. 
S.  393  Aum.  6.  —  *)  «Der  Ursprung  dieser  Abgabe  ist  wohl  in  einer  Heer- 
steaer  zu  stieben,  die  seit  der  Einführung  der  Lchnfrailiz  von  den  nicht 
rittcrlicben  Ständen  für  ihre  Befreiung   von   der  Reichsheeriahrt   entrichtet 
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wird  man  dagegen  Stellung  nehmen  müssen,  da&s  Kogler  die  Eich- 
horn'sehe  Lehre  als  die  heute  henschende  bezeichnet.  Dabei  würde 
man  nun  erwarten,  dass  er  mit  allen  Mitteln  wissenschaftlicher  Kritik 
gegen  die  Theorie  Zeumer's  undBelow's  auftritt,  welche  den  Rechts- 
grnnd  der  Steuern  ganz  allgemein  in  das  private  Geldbeduvfniss  der 
verschiedenen  Herreu  verlegt.  Leider  geschieht  dies  nicht  in  aus- 
reichendem Mafse.  Ohne  auf  die  zahlreichen  Quellenbelege,  die  schon 
Waitz,  nach  ihm  insbesondere  Zeumer  vorgebracht  haben,  auch  nur 
etwas  näher  einzugehen,  oder  etwa  an  der  Hand  einiger  ürkuuden- 
bücher  bayrischer  bezw.  österreichischer  Klöster  wenigstens  der  Ent- 
wicklung der  Vogteiabgabeu,  eine  wenn  auch  geringe  Aufmerksam- 
keit zu  schenken,  trachtet  er,  Zeumer  nur  mit  mehr  oder  weniger 
allgemeinen  Bemerkungen  zu  begegnen.^)  üeberhaupt  beachtet  er  zu 
wenig,  dass  der  Periode  des  landesherrlichen  Rteuerwesens  eine  Zeit 
voranging,  in  der  die  späteren  Laudesherren,  neben  ihnen  noch  andere 
Herren,  als  Inhaber  von  Grafschaften,  Vogteien  und  Immunitäten 
Steuern  und  andere  Leistungen  bezogen  und  zwar  nicht  allein  zu 
militärischen  Zwecken  im  Interesse  des  Reiches,  sondern  aus  den  ver- 
schiedensten Anlässen.*)  Fasst  man  aber  diese  Erscheinung  ins  Auge, 
dann  muss  man  mit  Zeumer  u.  A.  als  gemeinsamen  Grund  all'  dieser 
Forderungen  das  Geldbedürfn  iss  der  verschiedenen  Herren 
betrachten,  mochte  dasselbe  auf  welcher  Ursache  immer  beruhen, 
mochte  es  sich  um  Erfüllung  von  Pflichten  gegen  das  Reich  oder  um 
private  Interessen  handeln,  wobei  auch  vielfach  noch  andere  alther- 
gebrachte Leistungen  in  der  Bede  aufgegangen  sind. 

Waren  diese  Steueiforderungen  den»  Anlasse  entsprechend  regel 
mäfsig  ausserordentlicher  Natur,  so  konnte  sich  manche  der- 
selben durch  die  Macht  der  Gewohnheit,  durch  vertragsmäfsige  Ab 
machungen  etc.  in  ordentliche  d.  h.  zu  regelmäfsig  wiederkehrenden 
Terminen  fällige  umgestalten  Hand  in  Haud  mit  der  weiteren  Ausge- 
staltung der  Anschauung^),  dass  der  ünterthan  gewissermafsen  rechtlich 
verpflichtet  sei,  seinen  Herrn,  so  oft  es  Noth  tiiut,  durch  Beisteuern  zu 
unterstützen,  entstanden  zur  Befriedigung  der  laufenden  Bedürfnisse 
regeimäfsige,  jährliche  Steuern.  Für  ausserordentliche  Noth- 
stäude  blieb   die  Möglichkeit  ausserordentlicher  Abgaben.*)    Dass 

wurde;  aber  schon  früh  muss  die  Ueorsteuer  mit  Königszinsen  versohioden- 
ster  Art,  die  dann  landesherrlich  jjeworden  waren,  und  mit  anderen  Abgaben, 
die  von  Grafen  und  Vögten  in  den  verschiedensten  Bedürfnissfiillen  auf 
Grund  ihrer  Gerichtsgewalt  gefordert  und  in  den  ersten  Stadien  noch  als 
freiwillige  Gaben  betrachtet  wurden,  zusammongeflossen  sein  etc."  Ebenso 
S.  611  u.  612  der  4.  Auflage. 

^)  Vgl.  S.  21:  „Schon  an  und  für  sich %  S,  22:  „Solange  man  .  .  .  r . 

S.  23:  „Die  eben  dargestellte  Entstehung  ....",  ,.Bei  anderer  Lage  ....''. 
S.  24:  „Es  ist  kein  Grund  vorhanden  ....",  B.  26:  „Die  von  Zeumer  .  .  .  ." 
~  *)  ^'gl-  darüber  namentlich  Zeumer  a.  a.  O.  S.  41  ff.  und  Gustav  Müller, 
Die  Entwicklung  der  Landeshoheit  in  Geldern  bis  zur  Mitte  dos  14.  Jahr- 
hunderts (Marburger  Dissertation  1889)  S.  30  ff.  —  -)  Zenmera.  a.  O. 
S.  45ff.  —  *)  Darum  kann  ich  Kogler  nicht  recht  geben,  wenn  er  8.  ü6 
die  ordentlichen  Steuern  als  entjreltliche  Abjrabeu  betrachtet  und  diesem 
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die  Vögte  in.  den  geistlichen  Gebieten  von  diesem  Bederechte  einen 
recht  ausgiebigen  Gebrauch  machten,  ohne  dass  ihnen  im  einzelnen 
Falle  nachweisbare  militärische  Befugnisse  zukamen  *),  zeigt  ein  Blick 
in  die  Urkunden  vom  11.— 13.  Jahrhundert.  Kogler  irrt,  wenn  er 
dieses  Vorgehen  (S.  22)  als  eine  vereinzelte  Erscheinung  betrachtet. 

Zur  An.schauung,  die  ordentliche  Steuer  lediglich  als  Ablösung 
des  Reichskriegsdienstes  zu  betrachten,  dürfte  Kogler  auch  noch 
durch  den  Umstand  gedrängt  worden  sein,  dass  er  das  Verhältniss  von 
Kriegsdienstpflicht  und  Steuerpflicht  nicht  ganz  richtig  auf- 
fasste.  Die  germanische  Volksanschauung,  dass  ein  Freier,  der  im  Heer 
und  Gericht  zu  erscheinen  hat.  keine  Steuer  zahle,  erhielt  sich  bekannt- 
lich nicht  uur  in  der  fränkischen  Zeit,  .sie  blieb  auch  in  allerdings  ge- 
änderter Gestalt  noch  im  Mittelalter  bestehen,  indem  da  aus  dem  alten 
^'o^rechte  des  Vollfreien  seit  der  zunehmenden  Feudalisirung  des  Heeres 
und  der  Bildung  eines  eigenen  Berufsstandes  von  Kriegern  ein  Privi- 
legium des  Eitterstandes  wiurde,  da^  auch  dessen  unfreien  Elementen 
zu  gute  kam-j  und  als  Standesvon-echt *)  noch  in  einer  Zeit  galt,  als 
die  Kriegsdienstpflicht  für  den  Adel  längst  eine  sehr  beschränkte  ge- 
worden war,  so  dass  die  adelige  Qualität  eines  Unterthanen  an  und 
für  sich  schon  als  Grundlage  der  Steuerfreiheit  betrachtet  wurde.  In- 
folgedessen lastete  die  Steuerpflichi,  da  auch  der  Klerus  vermöge  der 
kanonischen  Satzimgen  sich  an  vielen  Orten  Steuerfreiheit  zu  wahren 
wusste,  auf  den  Mitgliedern  des  Bürger-  und  Bauernstandes.  Aus  der 
Erscheinung,  dass  nach  den  mittelalterlichen  Quellen  derjenige,  der 
den  Dienst  zu  Ross  leistete,  steuerfrei  war,  darf,  aber  im  Gegensatze 
zu  Kogler  (S.  25  und  147)  noch  lange  nicht  geschlossen  werden, 
dass  die  Öteuerpflicht  ein  Entgelt  für  die  Befreiung  vom  Heerdienste 
sei.  Sonst  könnten  wir  daraus,  dass  die  ritterlichen  Klassen  in  ge- 
wissem Umfange  auch  Mauth  -  und  Zollfreiheit  genossen ,  ebenso 
schliessen,  dass  Mauthen  und  Zölle  eine  Ablösung  der  Kriegsdienst- 
pflicht seien.  Wenn  aber  Kogler  (8.  144fr.)  zur  Begründung  seiner 
Anschauung  noch  Eintragungen  in  Steuerlisten  und  Amtsrechnungen, 
sowie  Urkunden  des  14.  und  lö.  Jahrhunderts  beibringt,  aus  denen 
hervorgeht,  dass  Personen,  welche  sich  dem  Landesfürsten  zu  speziellen 
Kriegsdiensten  verpflichteten,  dafür  die  Steuerfreiheit  ihrer  Güter 
gleich  dem  Adel  erhielten,  so  ist  diese  Steuerfreiheit  gewis««  ein  Ent- 
gelt für  die  Leistung  des  Kriegsdienstes,  die  Steuer  aber  muss  deshalb 

Moment   als   unterscheidendes  Merkmal   zwischen  ordentlichen   und  ausser 
ordentlichen  Steuern  ansieht 

*)  Vgl.  Zeumer  a.a.O.  S.  42,  dann  die  zahlreichen  Urkunden  über 
die  Regelang  der  Vogteiahgaben ,  über  die  Befreiung  der  Klöster  von  den 
Bedrückungen  der  Vögte  etc.  —  *)  Die  rechtliche  Natur  jeuer  Königssteuer, 
welche  die  Dienstmannen  der  Abtei  Niedembarg  an  den  Bischof  von  Passau 
als  ihren  Herrn  zu  zahlen  hatten,  bedarf  noch  einer  näheren  Untersuchung. 
Vgl.  Grimm,  Weisthümer  Bd.  6.  S.  113.  —  »)  Mit  Unrecht  bemerkt  Kogler 
8.25  gegen  Zeumer  und  v.  Below,   es   lasse  sich  aus   ihrer  Theorie  der 

I        Kriegsdienst  als   Grund   der  Steuerfreiheit,    soweit   dies   überhaupt   zutriflFt, 

B       nicl 
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noch  nicht  ab  ein  Entgelt  für  die  Befreiung  vom  persönlichen  Kriegs- 
dienste betrachtet  -werden.  So  kann  ich  ihm  auch  dsirin  nicht  recht 
geben,  dass  er  den  tiefern  Grund  für  die  Steuerfreiheit  des  Klerus  in 
der  Freiheit  desselben  von  der  Heerfahrt  finden  will. 

Endlich  werden  wir  im  Gegensatze  zu  Kogler  (S.  28)  den  Rechts- 
gi-und  der  Steuern  nicht  allgemein  in  den  Heerbann  verlegen  dürfen, 
den  die  einzelnen  Herren  anfangs  namens  des  Reiche»,  späterhin  im 
eigenen  Naaien  auBübten.  Darin  jedoch  hat  er  recht,  den  von  Zeumer 
und  V.  Belo  w  betonten  engen  Zusammenhang  zwischen  Steuen-echt 
und  Gerichtsbarkeit  in  Frage  zu  stellen  und  das  Besteuennigsrecht  nicht 
unbedingt  nur  als  Zubehör  zur  Gerichtsbarkeit  zu  betrachten.  Auch 
S.  Adler'ß  neueste  AuKführuugen ')  betonen  dies.  Es  lässt  sich  ganz  gut 
denken,  dass  die  Vogteigewalt  ohne  Gerichtsbarkeit  ein  Besteuerungs- 
recht  gewährte,  und  auch  die  Landetfüreten  verfügen  ganz  getrennt 
über  Gerichtsbarkeit  und  Besteuerungsrecht.  Wir  müssen  dann  freilich 
den  in  Urkunden  üblichen  Ausdruck  iurisdictio  in  einem  anderen 
Sinne  denn  als  „Gerichtsbarkeit*  auslegen. 

Zum  Schlüsse  noch  ein  paar  Worte  über  die  stellenweise  recht 
mangelhafte  Systematik.  Ea  stört,  dass  im  Abschnitt  A,  der  die 
ländlichen  Steuern  behandelt,  die  Erörterung  über  die  „Quellen  des 
späteren  Mittelalters"  nicht  in  unmittelbarem  Anschlüsse  an  die  Er- 
wähnung der  Rechnungsbücher,  etwa  auf  S.  40  oder  96  gebracht, 
sondern  mitten  in  die  dogmatischen  Erörterungen  zwischen  die  Be- 
sprechung -von  Steuersatz  und  Steuereinheit  einer-,  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  andrerseits  eingeschoben  wurde.  Ebenso  ist  weder  aus 
dem  Texte,  noch  aus  dem  Inhaltsverzeichnisse  ersichtlich,  wie  weit  der 
Abschnitt  C  „Anderweitige  landesfüistliche  Abgaben*  reicht,  ob  auch 
die  Frage  nach  der  Veräusserung  öflFentlieh  rechtlicher  Abgaben  und 
alle  folgenden  Ausführungen  über  „indirekte  Steuern",  über  „das  Steuer- 
wesen im  italienischen  Südtirol"  etc.  dazu  gehören,  was  doch  mcht 
gleiehgiltig  ist.  Was  insbesondere  über  die  Veräusserung  öffentlich- 
rechtlicher  Abgaben  gesagt  wird,  enthält  nichts  Neues,  denn  es  be- 
sfteht  längst  darüber  völlige  Klarlieit,  dass  das  Mittelalter  Abgaben 
der  verschiedensten  Art  gleich  anderen  nutzbringenden  Rechten  zum 
Objekte  von  Geschäften  des  Privatrechtes  göinacht.  sie  veräussert,  ver- 
liehen und  vei-pfändet  hat.  Endlich  macht  es  einen  unangenehmen 
Eindruck,  dass  zu  verschiedenen  Malen,  wenn  zur  Erörterung  gana 
neuer,  mit  dem  Früheren  gar  nicht  zusammenhängender  Fragen  ge- 
schritten wird,  dies  im  Texte  gar  nicht  kenntlich  ist,  und  auf  diese 
Weise  Dinge  ganz  disparater  Art  unter  eine  hiezu  nicht  passende 
Ueberschiift  kommen.  So  beschäftigt  sich  der  Abschnitt  HI  „Gerichte 
ohne  Steuerleistung"  (S.  92ff.)  auch  mit  der  Frage,  ob  die  Steuern 
Geldsteuem  seien,  und  mit  einem  Verzeichniss  der  ordentlichen  Ertrag* 
nisso  aller  Gerichte  und  Aemter  des  Territoriums  Tirol  im  Jahre  1800; 
in  ähnlicher  Weise  begegnen  wir  den  zwei  nur  ganz  Inirz  gestreiften 

^)  8.  Adler,  Zur  Rechtsgeschicbte  des  adeligen  Grundbesitzes  in  Oester- 
reich,  Leipzig  1902,  8.  189. 
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Fragen  ,über  die  Ungerechtigkeit  der  mittelalterlichen  ordentlichen 
Steuern"  und  .über  das  Verhältnißs  der  Höhe  derselben  zu  den  ausser- 
ordentlichen Steuern'  in  dem  Abschnitte  über  das  Steuerwesen  in 
WälschtiroL  Erst  mit  Hilfe  des  Inhaltsverzeichnisses  kann  man  sich 
da  Klarheit  über  die  Disponirung  des  Stoffes  schaffen. 

Alle  erwähnten  Mängel,  wie  sie  ja  bei  Erstlingsarbeiten  in  dem 
Drange  nach  möglichst  rascher  Fertigstellung  derselben  vorzu- 
kommen pflegen,  namentlich  auch  die  Erscheinung,  dass  das  Material 
stellenweise  mehr  aneinander  gereiht,  als  nach  rechtshistorischen  Ge- 
sichtspunkten verarbeitet  wurde,  imd  dass  die  einschlägige  Litteratur 
nicht  immer  ausreichend  herangezogen  und  in  kritischer  Weise  be- 
sprochen wurde,  hindern  jedoch  nicht,  dem  Verfesser  für  seine  selb- 
ständige, fleissige  Arbeit  Dank  zu  wissen^),  und  so  darf  ich  am 
Schlüsse  der  Erwartung  Ausdruck  geben,  dass  Kogler,  durch  weitere 
Forschungen  entsprechend  geschult,  die  österreichische  Eechtsge- 
schichte  noch  mit  so  mancher  schönen  Untersuchung  erfreuen  wird. 

Iimsbruck.  A.  v.  "Wretschko. 


Dr.  Max  van  Yleuten,  Die  Grunddienstbarkeiten  nach 
altwestnordis ehern  Rechte.  Eine  rechtsgeschichtliche 
Abhandlung.  S^^^^niund  1S3  S.).  München  1902,  Theodor 
Ackermann. 

Die  vorbezeichnete  Schrift  giebt  ein  anschauliches  Bild  der  reichen 
j  und  eigenartigen  Gestaltung,   die  im  norwegischen  und  isländischen 
j  Rechte  des  Mittelalters  die  Grunddienstbarkeiten  erhalten  haben.  Vor- 
i  nehmlich  bestrebt,  die  Quellen  selbst  zum  Leser  sprechen  zu  lassen, 
H  verabsäumt  der  Verfasser  doch  nicht,  den  allgemeinen  Rechtsgedanken 
■  nachzugehen,   die   aus   der  zusammenfassenden  Betrachtung  der   ein- 
xelnen  Zeugnisse  zu  gewinnen  sind.    Sie  wurden  noch  klarer  hervor- 
treten, wenn  der  Verfasser  sich  durchgängig  auf  die  Behandlung  seines 
[  Themas  beschränkt  hätte.    Die  Freude  an  dem  Reichthum  des  Quellen- 
materials  mag  ihn  dazu  verfahrt  haben,  auch  solche  Fragen  eingehend 
zu  erörtern,  die  für  den  von  ihm  behandelten  Gegenstand  nur  mittel- 
bar von  Bedeutung  sind.    So  leitet  er  die  Betrachtung  der  für  Island 
nichtigen   Strandrechtsgerechtigkeit   mit   einer   mehr   als   20  Seiten 
füllenden  Darstellung  des  Strandrechts  ein  (S.  75—97),  der  dann  auf 
nicht  mehr  als   5  Seiten   die  Behandlung   der  Strandrechtsdienstbar- 
keit  selbst  folgt.    Noch  grösser  ist  das  Missverhältniss,  wenn  nachher 

')  Diese  Habilitationsschrift  hat  in  wigsenschaftlichen  Kreisen,  wie  die 
bisher    erschienenen  Kritiken    zeigen,    eine    günstige   Aufnahme    gefunden. 


Aasser  dem  schon  erwähnten  ausführlichen  Kefeiate  v  Mjrbach's  liegen 
mir  noch  folgende  Besprechungen  vor:  Zeitschrift  für  Volkswirthschaft, 
8<izialpolitik  und  VerwaUung  Bd.  XI.  S.  32ß  ft  (r.  Inama),  Historische 
Vierteljahresflchrift  V.Jahrgang  S.  566  ff.  (v,  Voltelini),  Mittheilungen  des 
Institat«  füi-  österreichische  Ges-jhichtsforschung  Bd.  XXHL  8. 6«3ff.  (Bittner) 
und  Trideutinum  Ann.  lY.  S.473fE:  (Meuestrina). 

Zeitsrfarin  für  Bechtsgescliichte.    XXIH.    Genn.  Abth.  20 
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(S.  149—166)  das  norwegische  Strandreeht  vorgeführt  und  daran  schliess- 
lich die  Bemerkruig  geknüpft  wird,  daas  wir  das  Strandrecht  als  Dienst- 
barkeit in  den  norwegischen  Quellen  in  keinerlei  Form  finden.  Ent- 
sprechendes ist  über  die  Behandlung  von  Jagd  und  Fischerei  nach  den 
beiden  Rechten  zu  sagen.  Hier  werden  zunächst  „die  RechtsrerhäJt- 
nisse  von  Jagd  und  Fischerei  im  allgemeinen"  aut  84  Seiten  dargestellt, 
während  der  den  Gegenstand  einer  Grvmddienstbarkeit  bildenden  Jagd- 
und  Fisx5hereigerechtigkeit  im  Ganzen  6  Seiten  gewidmet  sind.  Da- 
durch, daes  der  Verfasser  (s.  namentlich  S.  14  £f.)  diö  Dienstbarkeiten 
als  Eigenthumsbestandtheile  betrachtet,  rechtfertigt  sich  sein  Verfahren 
keineswegs.  Er  hätte  überhaupt  besser  gethan,  in  jedem  der  beiden 
Abschnitte,  in  welche  sich  seine  Abhandlung  nach  den  zwei  besproche- 
nen Rechten  gliedert,  die  allgemeinen  Grundßfiixe  nicht  an  die  Spitze, 
sondern  an  den  Schluss  zu  stellen.  Das  entspräche  der  Beschaffenheit 
der  Quellen  und  würde  zum  Mindesten  den  Vortheil  der  Vermeidung 
von  Wiederholungen  mit  sich  gebracht  haben. 

Aus  der  Zahl  dieser  allgemeinen  Grundsätze  nrass  ich,  um  Ein- 
spruch zu  erheben,  hier  erwähnen,  was  der  Verfasser  (S.  36ff.)  über 
die  Entstehung  von  Dienstbarkeiten  durch  Ersitzung  nach  isländischem 
Rechte  sagt.  Er  führt  sechs  Urkuniden  des  Diplomatar.  Island,  an,  aus 
denen  mit  Sicherheit  hervorgehe,  „dass  es  eine  Ersitzung  der  Dienst- 
barkeit gab  und  dass  ihre  Voraussetzung;  Ablauf  einer  längeren  Frist, 
ünimterbrochenheit  der  Ausübung  und  ünangefochtenheit  war*.  Neben 
der  Ersitzung  scheine  aber,  worauf  wenigstens  die  letzten  der  ange- 
führten Quellenstellen  hindeuteten,  auch  das  Institut  der  unvordenk- 
lichen Verjährung  bestanden  zu  haben.  Diese  Behauptungen  des  Ver- 
fassers fordern  nach  verschiedenen  Richtungen  zum  VTiderspruche 
hetaus.  Unzulässig  ist  schon  die  Verwerthung  der  in  Rede  stehenden 
Urkunden  als  Zeugnisse  flir  isländisches  Recht  schlechthin.  Sie  stam- 
men aus  den  Jahren  1325  bis  1447  und  durften  daher  nicht,  wi«  ge- 
schehen, auf  einer  Linie  mit  den  Quellen  der  Freistaatszeit  genannt 
werden.  Wenn  sie  wirklich  ftr  die  Ersitzung  von  Dienstbarkeiten 
Zeugnis«  ablegten,  wäre  diese  damit  noch  nicht  als  isländischen  Ur- 
sprungs erwiesen.  Indessen  bedarf  dies  keiner  weiteren  Untersuchung, 
weil  in  Wahrheit  keine  einzige  der  Urkunden  von  einer  Ersitzung 
spricht.  Sie  sind  insgesammt  ausgestellt  über  die  Aussagen  von  Zeu- 
gen, die  für  längere  oder  kürzere  Zeit  das  Bestehen  von  Grunddienst- 
barkeiten bekunden,  niemals  aber  von  einem  anderen  Rechtszustande 
gehört  haben.*)  Ueber  den  Entstehungsgrund  der  durch  sie  bezeugten 
Dienstbarkeiten  täest  sich  aus  ihnen  nichts  entnehmen. 

Wie  angedeutet,  Hegt  das  Schwergewicht  der  uns  beschäftigenden 
Schrift  in  der  Vorflihrung  der  ihren  Gegenstand  betreffenden  Quellen- 

*)  Auch  in  Dipl.  Isl.  II  nr.  484  bekunden  die  Zeugen  nicht,  wie  die 
Uebersetzung  des  Verfaüser«  (S.  38)  anzunehmen  scheint,  sie  wüssten,  dsM 
die  Berechtigten  ihre  Dienstbarkeit  (nur)  39  Winter  ausgeübt  hätten,  son- 
dern sie  könnten  sich  einer  so  langen  Ausübung  erinnern  (ohne  dau  ein 
längeres  Bestehen  dadurch  ausgüschlossen  würde). 
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Zeugnisse.  Der  Verfasser  theilt  sie  in  grosser  Zahl  im  Texte  und  in 
Uebersetzung  mit.  Die  Textbehandlung  anlangend  bemerkt  er  (S,  2), 
die  Orthographie  der  benutzten  Quellen  sei  „peinlich  genau"  beibe- 
halten worden,  »um  es  so  dem  üichkundigen  Leser  zu  ermöglichen, 
bei  zweifelhaften  Stellen  die  üebersetzungen  einer  Nachprüfung  zu 
imterziehen".  Dass  för  diesen  Zweck  jenes  Mittel  allgemein  erforder- 
lich oder  auch  nur  empfehlenswerth  wäre,  darf  bezweifelt  werden. 
Sicher  aber  ist.  dass  der  Verfasser  keineswegs  peinlich  genau  bei  der 
Wiedergabe  der  Texte  verfahren  ist.  Hiervon  kann  sich  jedermann 
durch  Vergleichung  ohne  Mühe  tiberzeugen.  An  dieser  Stelle  sei  nur 
zweierlei  erwähnt.  Die  in  den  Urkunden  gewöhnliche  Abbreviatur 
'forde'  (für  fornaemde  u-  dgl.)  giebt  der  Verfasser  mehrfach  durch  das 
sinnlose  'forde'  wieder.  Die  zur  Bezeichnung  von  Doppelbuchstaben 
dienenden  Majuskeln  der  Graugansstellen  ersetzt  er  durch  einfache 
Minuskeln  und  gelangt  so  zu  Formen,  wie  anars,  brenir,  fer,  legia, 
logard  u.  s.  w. 

Dass  der  Verfesser  den  QuellensteEen  durchweg  üebersetzungen 
beigiebt,  ist  gewiss  nur  zu  billigen.  Jakob  Grimm  hat  es  freilich 
abgelehnt,  so  zu  verfahren,  weiL  wem  es  emstb'ch  zu  thun  sei  um  das 
Studium  des  deutschen  Rechts,  ftr  den  auch  die  Erlernung  unserer 
Sprachdialekte  nicht  Hinderniss  sein  köime,  sondern  Anreizung  (Rechts- 
alterthümer*  1  S.  XIII).  Aber  so  vornehm  dies  gedacht  ist  —  der  Sache 
hat  ee  geschadet.  Die  Bedeutung  der  skandinavischen  Quellen  fQr 
jeden  Zweig  der  görmanischen  Beehtsgeschichte  wäre  wohl  früher  in 
weiteren  Kreisen  erkannt  worden,  wenn  nicht  viele  Leser  zumal  auch 
der  Rechtsalterthümer  an  den  nur  im  üi-texte  gegebenen  Quellen- 
belegen achtlos  vorüberzugehen-  vermocht  hätten.  Freilich  muss  der 
Aunkundige  Leser  sich  auf  die  Eichtigkeit  der  Uebersetzung  vet- 
sen  können.  Eben  in  dieser  Beziehung  lässt  aber  die  Arbeit  des 
Terfassers  zu  wünschen  übrig.  Zum  Beweise  sollen  hier  nur  einige 
denjenigen  Uebersetzuugsfahlem  angeführt  werden,  die  erheb- 
chere,  rechtsgeechichtliche  Irrthümer  nach  sich  gezogen  haben. 

Zu  Gunsten  der  Ansicht,  dass  es  sict  bei  dem  Strandrechte  der 
iigans  um  einen  sich  von  Rechts  wegen  vollziehenden  Eigenthums- 
rerb  handle,  beruft  sich  der  Verfasser  (S,  85f )  namentlich  auf  den 
igang  des  c.  209  der  Kgsbk  (um  reka):  hverr  madr  a  reka  fyrir  lande 
vidajr  oc  sela  oc  hvala  oc  fisca.  Er  meint,  reki  könne  hier  nicht 
Recht  auf  die  angetriebenen  Gegenstände,  sondern  nur  diese  selbst 
iichiien,  weil  dahinter  die  Apposition  vidar  u.  s.  w.  stehe.  Das 
rgument  (wenn  auch  nicht  die  Behauptung,  die  es  stützen  soll)  ist 
lautrefiFend;  denn,  wie  schon  die  Form  'vidar'  zeigt,  handelt  es  sich 
Genitive,  nicht  um  Appositionen. 

In  Fr|)l.  XIII  10  heisst  es  von  denen,  die  eine  Wegegereohtigkeit 

sie  bestreitenden  Grundbesitzer  gegenüber  als  bestehend  erwiesen 

iben:  „pa  sculo  Jjeir  {)ann  veg  hafa.  en  ef  peir  standa  fyrir.  J»ä  eru 

allir  ütlagir  hvat  sem  peim  verdr   veitt.     en  hinir  helgir  er  til 

B^a".    Der  Verfasser  übersetzt  (S.  125):  „Dann  sollen  sie  diesen  Weg 

20* 
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haben,  und  die  dagegen  sind,  die  werden  alle  buesfällig,  wenn  sie 
überführt  werden  und  jene  geheiligt,  die  helfen".  In  Wahrheit 
ist  bestimmt,  dass  die  den  Berechtigten  sich  in  den  Weg  Stellenden 
keinen  Rechtsechntz  geniessen  in  Ansehung  alles  dessen,  was  ihnen 
dabei  zugefügt  wird,  während  die  Angreifer  geschätzt  sind. 

Missverstandeu  hat  der  Verfasser  (S.  162  f.)  die  Vorschriften  von 
Frpl.  XIV  11  über  die  gesetzliche  und  die  gewillkürte  Friedheiligung 
der  Seehuudsplätze.  Indem  er  die  Worte  „pess  4  milli"  fälschlich  durch 
„während  dieser  Zeit"  wiedergiebt,  verkennt  er,  dass  sie  umgekehrt  den 
ausserhalb  des  vorher  abgegrenzten  liegenden  Zeitraum  bezeichnen. 
Die  richtige  Uebersetzung  findet  sich  bei  Brandt  Forelaesninger  I  269. 

Der  zu  manchen  Zweifeln  Anlass  gebende*),  zweite  Theil  von 
Gjil.  94  kann  keinesfalls  so  verstanden  werden ,  wie  dies  seitens  des 
Verfassers  (S.  16öf.)  geschieht.  Davon,  dass  ,der  Büx  selbst  ausbricht 
und  dann  andere  auf  ihn  Jagd  machen",  ist  in  der  Stelle  schlechter- 
dings nicht  die  Rede. 

Wenn  bei  der  Heringsfischerei*)  durch  Strom  oder  Stujrm  Netze 
in  einander  verwickelt  worden  sind  und  ohne  Beschädigung  nicht  wieder 
getrennt  werden  können,  soll  nach  MLL.  VIISl,  wie  der  Verfasser 
(S.  178)  meint,  „der  den  Schaden  tragen,  der  abwesend  war;  sind  beide 
anwesend,  so  trägt  jeder  die  Hälfte,  ausser  wenn  der  Schaden  durch 
die  Gewall  des  einen  verursacht  ist".  Abgesehen  davon,  dass  der 
Plural  völd  nicht  Gewalt,  sondern  Veranlassung  (hier  Verschulden)  be- 
deutet, beruht  die  vom  Verfasser  untei-stellte  Ersatzpflicht  des  Ab- 
wesenden auf  unrichtiger  Uebersetzung.  Es  heisst  im  Gesetze :  pä  beste 
skada  pann,  er  af  verdr  nema  bädir  s6  hj4,  „dann  bessere  man  den 
Schaden,  der  daraus  entsteht,  ausser  wenn  beide  anwesend  sind".  Die 
Person  des  Eisatzpflichtigen  wird  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
bestimmen.*)  Dass  aber  gerade  der  2ur  Zeit  der  Entstehung  des 
Schadens  Abwesende  ihn  stets  hätte  tragen  sollen,  würde  eine  grobe 
Ungerechtigkeit  bedeutet  haben. 

Ist  nach  dem  Bemerkten  an  der  Arbeit  des  Verfassers  manches 
auszusetzen,  so  wird  es  ihm  doch  als  Verdienst  angerechnet  werden 
müssen,  dass  er  die  rechts-  und  wirthschaftsgeschichtlich  wichtige 
Materie  der  Grunddienstbarkeiten  für  das  westnordische  Recht  des 
Mittelalters  zum  Gegenstande  einer  selbständigen,  zumal  das  urkund- 
liche Material  mehr  als  bisher  berücksichtigenden  Untersuchung  ge- 
macht hat. 

Kiel.  Max  Pappenheim. 

»)  Vgl.  Brandt  I  260,  Hertzberg,  Glossar  s.  v.  vida  f.  —  *)  Die 
für  sie  geltenden  Vorscbriftou  sind  wegen  der  Eigenart  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  durchaus  nicht  biit  dem  Verfasser  (S.  175)  „unbedenklich  auch 
auf  die  andere  Seefischerei  auszudehnen".  —  •)  Während  Chr.  IV  N.  L.  VI  48 
noch  hestiniint  ,hede  den  skaden,  det  äff  kommer",  schreibt  Ohr.  V  N.  L. 
V  11,  üS  vor:  betale  den  skuden,  som  forvolder  det  Eine  sachliche  Aen- 
derung  war  hiermit  nicht  gegeben.  Vgl.  auch  Forarbeideme  til  Kong  Christian 
den  Femtes  nornke  Loy  .  .  udg.  af  N.  Frebenseu  og  Hj.  Smith  S.  459,  639. 
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P.  Guilhermoz:  Essai  sur  lorigine  de  la  noblei^je  en  France 
au  moyen  äge.     1902. 

Der  Referent  und  gewiss  aach  die  Arbeitsgeaossen  hat  das  neue 
Buch  des  VertaBsers  von  Enqnötes  et  pi"Oces  mit  guten  Erwartungen 
in  di»;  Haiid  genommen  und  ist  nicit  enttäuscht  worden.  Der  Aus- 
gangspunkt des  VoTfassers  ist,  dass  sich  die  Antrustionen  wie  die  longo- 
bardisehen  gasindi  und  gothischen  bucellarü  aus  dem  römisclien  Privat- 
soldatenthura  entwickelt  hätten.  Im  8.  Jahrhundert  seien  dann  die  zu- 
nächst sozial  nicht  besonders  hochstehenden  Antrustionen  (S.  70.  71,  91) 
unter  angeLsächsdschem  Einflnss  (S.  92)  zu  den  vornehmen  vasalli  dominici 
erhoben  worden.  An  diese  Ausföbrungen  über  den  Ursprung  der 
Vasallität  schliesst  dann  eine  ausführliche  Darstellung  des  Lehens- 
wesens vom  8.  bif,  zum  14.  Jahrhundert ,  d.  h.  bis  zum  vollständigen 
Abschluss  des  Rilterstandes  als  eines  Geburtsstandes.  — 

Der  Werth  des  Buchs  liegt  nun  sicherlich  nicht  in  den  Theiien, 
welche  die  frühesten  Scfaickßale  der  Vasallität  behandeln.  Was  G. 
über  das  römisch-byzantinische  Protektorenthum  sagt,  geht  im  Material 
nicht  wesentlich  über  das  von  Seeck  in  dieser  Zeitschrift  (XVII  S.97f.) 
gesammelte  hinaus.  Neu  ist  nur,  das.s  dem  Protektor  der  germanische 
Ursprung  abgesprochen  wird.  Gewiss  bat  Seeck  die  germanischen  Be- 
ziehungen zu  einseitig  betont ;  die  Isaurier  und  andere  Orientalen  unt^r 
den  römischen  Privatf5oldat«n  werden  wohl  kaum  etwas  mit  germa- 
niachen  Gefolgsleuten  zu  thun  haben.  Aber  andrerseits  geht  es  auch 
zu  weit,  wenn  G.  die  germanischen  Elemente  überliaupt  leugnet.  — 
Noch  weniger  befriedigt,  was  über  die  Beziehungen  der  Antrustionen 
zu  dem  römischen  Privatsoldatenthum  und  den  angeblichen  Unterschied 
dieser  fränkischen  Gnrde  von  dem  altgennanischen  Gefolge  gesagt  ist. 
Mag  man  da«  Yerhältnips  der  Antrustionen  und  Vasallen  setzen,  wie 
man  will,  so  muss  man  doch  die  Antrustionen,  welche  den  romanischen 
convivae  regis  mindestens  gleichstehen  (1-  Sal,  41)  als  etwas  sehr  Vor- 
nehmes betrachten,  und  von  einem  Einfluss  sehr  hypothetischer  angel- 
:  sächsischer  Institut«  auf  die  fränkische  Vasallität  kann  keine  Rede 
'«ein,  so  wenig  als  ,.die  longobardische  Bezeichnung  gasindus  eine 
Zeit  lang  bei  den  Franken  zor  Bezeichnnug  der  Privatsoldaten  Mode 
wurde'  (S.  73).  —  Endlich,  so  werth  volles  Material  mitgetbeilt  ist 
(8.  350 f.),  wird  doch  das  Verblltniss  der  vasallitischen  Nobilität  zu 
der  volksrechtlichen  Ständegliederung  nicht  genau  untersucht.  Es 
i  rächt  sich  hier  vielleicht  die  kurz  ablehnende  Haltxmg,  welche  G. 
\{S.  3  N.  8)  zu  den  Forschungen  Hecks  einnimmt.  Der  Referent  selber 
fiteht  im  Gegensatz  zu  Heck,  hält  dessen  Resultate  in  weitem  Umfang 
för  unzutreffend,  meint,  dass  namentlich  die  liberi  etwas  ganz  anderes 
bedeuten,  als  Heck  zu  beweisen  sucht ;  allein  jedenfalls  gehört  Heck's 
Buch  zu  dem  Besten,  was  seit  langem  in  unserem  Fach  geschrieben 
■wurde  und  über  homines  franci  der  französischen  Quellen  kann  mau 
ohne  Radreicht  auf  Heck  nicht  mehr  gut  arbeiten.  — 
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Ganz  andern  Werth  besitzt  der  Haupttheil  von  G.'s  Werk,  die 
Schildernng  des  Ritterthums,  Überwiegend  nach  den  französischen 
Rechtsquellen.  So  ist  das,  was  über  Waffenreichung  und  ritterliche 
Erziehung  (S.  393 f.)  gesagt  wird,  weit  vollständiger  als  alles  bisher 
gesanunelte,  mag  auch  die  Auffassung  unbegründet  sein,  dass  erst  all- 
mählich die  Volljährigkeitstermine  an  Stelle  der  Waffenreichung  traten 
(S.  401  ty  Gut  sind  auch  die  Ausführungen  über  das  Seltenerwerden 
der  Ritter,  Aber  auch  sonst  enthalten  die  Capitel  über  die  nachkaro- 
lingischen  Verhältnisse  nicht  nur  überaus  reiches  und  in  Deutschland 
schwer  zug&ngliches  Material,  sondern  viele  zutreflFenden  Schilderungen. 
Des  Referenten  Verfassungsgeschichte  ist  dem  Verfasser  offenbar  erst 
nach  Abschluss  seines  Buches  zugekommen  und  er  nimmt  nur  ganz 
vereinzelt  Stellung  zu  ihr.  Um  so  erfreulicher  ist  dem  Referenten  eine 
oft  hervortretende,  selbständige  Uebereinstimmung.  So  identifizirt  G. 
ligius  sachlich  und  sprachlich  mit  dem  deutschen  ledig  und  hat  mit 
dem  lidgius  von  1046  (S.  826  N.  8)  den  äusseren  Beweis  erbracht.  — 
So  erkennt  auch  G.  die  Gleichheit  der  deutschen  und  französischen 
Bestimmungen  über  die  Dauer  des  Auszugs  der  Vasallen  und  setzt  da- 
mit die  karolingisehe  Bestimmung  über  skaftlegi  in  Beziehung.  Die 
Folgerung  freilich,  dass  es  sich  hier  um  eine  urgermanische  Begrenzung 
handelt,  welche  auf  den  Ritterdienst  erst  von  der  allgemeinen  Eriegs- 
pfiicht  übertragen  wurde  und  welche  ganz  ähnlich  auch  in  den  skan- 
dinavischen Rechten  xa  erkennen  ist,  wird  noch  nicht  gezogen.  G.  hat 
sich  den  Zusammenhäng  dadurch  verschränkt,  dass  er  die  zeitliche  Be- 
grenzung auf  40  Tage  doch  wieder  ursprünglich  nur  als  -normannische 
Einrichtung  betrachtet  (S,  275  f).  —  Zutreffend  erscheint  dann  auch 
das  über  die  pares  gesagte  (S.  175  f.). 

In  einem  wichtigen  Punkt  muss  ich  allerdings  eine  Einspr9.(^e 
erheben.  G.  leugnet  (S.  459  N.  27)  die  Existenz  einer  frtinzösischen 
Ministerialität.  Bedenkt  man  die  weite  Verbreitung  unfreier  Reisiger 
in  Deutschland  und  auch  in  Italien  (die  mesnada),  so  wird  man  gewiss 
von  vornherein  zweifelhaft  gegen  ein  solches  Ergebniss  und  in  der 
That  enthalten  die  vavassores  des  französischen  Rechts  weithin  unfreie 
Elemente  (meine  V.  G.  II  S.  184f ).  G.  (S.  150,  167,  184)  geht  allerdings 
von  der  verbreiteten  Vorstellung  aus,  dass  die  vavassores  die  After- 
vaaallen  sind;  aber  wie  passen  dazu  die  vavassores  der  Grafeu  von 
Barcelona  neben  den  comitores,  die  valvassores  des  französischen  Königs 
hinter  den  barones  ?  Die  Verkleinerung,  welche  im  Wort  valvassor  zu 
liegen  scheint,  braucht  freilich  nicht  gerade  auf  die  Unfreiheit  der 
valvassores  sich  zu  beziehen;  sie  kann  auch  auf  die  leichte  Bewafinnng 
gehen  und  so  mag  das  Wort  überhaupt  auch  alle  Leichtgepanzerten 
befassen.  —  Vavassor  kann  aus  beiden  Gesichtspunkten  mit  ligius  zu- 
sammentreffen. So,  wemi  im  Tolosanischen  ligius  als  ein  unfreier  Ab- 
hängiger erscheint.  So  aber  auch,  wenn  anscheinend  einmal  der  liges 
als  leicht  gewappnet  geschildert  wird  (Marnier  cout.  de  Picardie  S.  16; 
dazu  G.  S.  181).  So,  wenn  von  lige  estage  gesprochen  wird.  Denn 
allemal  ist  natürlich  vor  allem  gerade  der  unfreie  Ritter  ausschliesslich 
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an  einen  Herrn  gebunden  nnd  deshalb  ligins.  —  Auch  ist  es  nicht  aa- 
trefiend,  wenn  G.  wie  so  viele  die  casati  als  das  Urbild  des  mit  bene- 
ficinm  bewidmeten  Vasallen  ansieht.  — 

Alles  zasammen  genommen,  stellt  das  Buch  eine  sehr  werthvolle 
Bereicherung  unseres  Wissen»  dar.  So  viele  Untersuchungen  über 
Vasallität  leiden  daran,  das«  ihnen  die  Richtpunkte  der  Entmckelung, 
wie  sie  das  -westfrftnkisehe  Recht  giebt,  unbekannt  sind.  Hier  hilft 
das  angezeigte  Werk. 

Wörzburg.  E.  Mayer. 


Charles  Lefebvre:  Lecons  d'inti'odnction  a  l'histoire  du 
droit  matrimonial  francais  (Cours  de  1898/99).  Paris. 
L.  Larose.    1899.    8^    131  S. 

In  16  Vorlesungen  giebt  der  Verfasser  eine  Eiiiftihiimg  in  die 
Geschichte  des  französischen  Eherecht«.  Er  will  die  Wurzeln  bloss- 
legen,  aus  denen  das  Recht  des  code  civil  erwachsen  ist  Ala  solche 
bezeichnet  er  die  römische  und  die  germanische  Tradition  und  den 
Einfloss  des  Chrietenthoms. 

Von  den  16  Vorlesungen  sind  nur  die  ersten  vier  and  die  letzte 
ausgeflifart,  die  übrigen  werden  in  einer  summarischen  Inhaltsangabe 
skiaudrt.  Die  Vorlesungen  sind  so  wiedergegeben,  wie  die  besonderen 
Beziehungen  des  Pariaer  Rechislehrers  au  eeineu  Schülern  sie  gestaltet 
haben.  Der  Vortrag  ist  klar  und  lebendig.  Auf  Einzelheiten  wird 
nieht  eingegangen;  dem  Sprecher  handelt  es  sich  nicht  so  sehr  um 
die  systematische  Darstellung  des  gewesenen  Rechts,  als  um  die  fort- 
dauernde Vergleichung  und  Gegenüberstellung  der  antiken  und  der 
modernen  Auffassung  vou  dem  Wesen  der  Ehe. 

Die  erste  Vorlesung  enthält  die  Einleitung;  Nr.  2—4  beltandeln 

das  römische  Recht  bis  zur  Kaiserzeit.    Der  Gegensatz  zwischen  dem 

modernen  und  dem  römischen  Standpunkt  wird  scharf  betont.    Dabei 

wird  auf  das  eheliche  Güterrecht  weniger  Gewicht  gelegt  als  auf  die 

rsönlichen  Beziehungen  der  Ehegatten. 

Die  16.  Vorlesung  behandelt  den  Einfluss  des  Christenthums  auf 
Gestaltung  des  fränkischen  Eherechts.  Der  Verfasser  findet  in  den 
olkerechten,  in  Sonderheit  in  der  lex  Salica,  die  Spuren  einer  tief- 
gehenden Abneigung  der  Franken  gegen  das  römische  Recht  Aber 
seine  Behauptung  ist  durcbaus  unbewiesen  und  unbeweisbar.  Er  stützt 
sich  hauptsächlich  auf  den  ersten  Prolog  zur  lex  Salica.  Abgesehen 
davon,  dass  der  Sieg  des  Christenthums,  den  der  zweite  Theil  des 
Prologs  verherrlicht,  auf  die  Gestaltung^  des  ursprünglichen  Gesetzes- 
textes einen  sehr  geringen  Einfluss  geübt  hat,  so  läest  sich  auch  aus 
den  Worten  des  Prologs  selbst  eine  besondere  Feindseligkeit  seines 
Vei-fassers  gegen  das  römische  Recht  nicht  erkennen. 
■K       Berlin.  S.  Behrend. 
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Henri  Beaune:  Nouveaux  fragments  de  droit  et  d'histoire. 
Paris.    L.  Larose.    1899.    VIII  und  440  S. 

Der  bekannte  französische  Rechtshistoriker  vereinigt  in  diesem 
Baude  17  Aufsätze  geschichtlichen,  rechtsgeschichtlichen  und  rechts- 
philosophischen Inhalts.  Das  Inhaltsverzeichniss  fasst  die  ersten  12 
unter  der  Bezeichnung  „droit",  die  letzten  fünf  als  „histoire"  zusammen, 
ohne  dasa  hiermit  eine  wirkliche  Trennung  gegeben  ist. 

Von  Nr.  9—17  mögen  nachstehend  nur  die  Ueberschriften  folgen: 
Les  finances  de  l'assemblee  Constituante  (1789—1791);  Rapports  de 
r^glise  et  de  l'ötat  en  Trance  (1789—1870);  La  participation  aux  bene- 
fices  industriels  et  commerciaux;  L"id6e  de  Dieu  dans  la  loi;  M^rooires 
de  Goarville;  Une  chanoinesse  pendant  la  rövolution;  La  liberte  d'en- 
seignement  en  1844 ;  L'affaire  des  jösuites  en  France  et  la  nüssion  Rossi 
ä  Rome  en  1845;  Montalembert. 

Von  den  ersten  acht  Autsätzen  knüpfen  vier  an  die  Besprechung 
neuerer  rechtsgeschichtlicher  Veröffentlichungen  an.  Indessen  enthalten 
sie  weniger  eine  Kritik  als  eine  allgemeine  Uebersicht  über  grössere 
Gebiete ,  wobei  auf  Darstellung  von  Einzelheiten  verzichtet  wird.  Im 
ersten  Aufsatz,  Les  Indo-Europ6ens  avant  l'histoire  (S.  1 — 18),  nimmt 
der  Verfasser  Stellung  zu  Jhering's  nachgelassener  Schrift  über  das 
gleiche  Thema.  Den  Hypethesen  Jhering's  steht  er  zweifelnd  gegen- 
über; nach  ihm  stellt  Jhering  das  arische  Urvolk  auf  eine  zu  niedrige 
Kulturstufe  und  überschätzt  den  Einfiuss  der  Bodenbeschaifenheit  auf 
die  Entwicklung  der  Bewohner.  —  Der  zweite  Aufsatz,  L'ancien  droit 
attique  (S.  19  —  36),  knüpft  au  Beauchet's  Geschichte  des  attischen 
Privatrechts  an.  Der  Verfasser  giebt  eine  Uebersicht  über  das  attische 
Privatrecht,  insbesondere  über  das  Familicnrecht.  —  In  dem  fünften 
Aufsätze,  Le  droit  civil  bous  la  föodalit^  (S.  101—116),  schildert  der 
Verfasser  im  Ansehluss  an  den  7.  Band  der  französischen  Rechtsge- 
schichte von  Glasson  die  standische  Gliederung  des  mittelalterlichen 
Frankreichs.  —  Moeurs  et  institutions  provencales  ä  la  fin  du  XVfl  si^cle 
ist  das  Thema  des  siebenten  Aufsatzes  (S.  125—150).  Die  Grundlage  ist 
das  Buch  von  Ch.  de  Ribbe:  La  sociötö  provenca.'e  ä,  la  fin  du  moyen 
äge.  In  anziehender  Weise  werden  die  gesellschaftlichen  Zustände  des 
stidfranzösischen  Kleinadels  geschildert. 

Von  den  übrigen  Aufsätzen  untersucht  der  eine  (S.  37—54)  die 
Bedeutung  der  faramamii  in  tit.  54  der  lex  Burgundionum.  Beaune 
versteht  unter  ihnen  die  Gefolgsleute  des  Königs.  Zur  Unterstützung 
seiner  Hypothese  beruft  er  sich  auf  den  Text  einer  Handschrift,  die 
statt  faramannorum  versehentlich  mearum  setzt.  Er  vermuthct  als  ur- 
sprüngliche Lesart  meorum  faramannorum. 

Eine  weitere  Untersuchung  (S.  117—123)  ist  der  Bedeutung  des 
Wortes  „quitte"  gewidmet,  das  sich  häufig  in  den  südfranzösiachen 
Urkunden  über  Landab trotung  und  -Verleihung  findet.  Regelmöisig 
bedeutet  es  soviel  wie  quietus,  liberatus,  und  auch  von  hommes  quittes 
ist  in  diesem  Sinne  die  Rede.    Beaune  weist   indessen  nach,   dass  in 
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zahlreichen  Filleu  der  hofuiine  quitte  kein  Freier,  sondern  ein  taillable, 
ein  homo  ligius  ist  Der  lige  quitte  oder  taillable  qnitte  bildet  nach 
ihm  eine  Zwischenstufe  zwischen  dem  freien  Bauern  und  dem  licib- 
eigenen;  er  geniesst  persönliche  Freiheit,  aber  sein  Gut  bleibt  dem 
Herrn  verfallen. 

Auf  S.  151— 190  beschäftigt  sich  der  Verfasser  mit  der  Haftung 
des  Herrn  für  den  Untergebenen  nach  altfranzösischem  Recht,  Er  giebt 
eine  kurze  Darstellung  der  Entwickelung,  die  mit  Art.  1384  des  code 
civil  abschliesst.  In  der  Ab&chwächung  des  ursprünglichen  System» 
der  unbedingten  und  unbeschränkten  Haftung  durch  die  Zulassung  der 
Preisgabe  des  Schuldigen  erblickt  Beaune  —  wohl  nicht  mit  Recht  — 
die  erste  Spur  römisch-rechtlichen  Einflusses.  Interessant  sind  die  von 
ihm  angefahrten  Zeugnisse  für  die  Fortwirkung  des  germanischen 
Prinzips  im  späteren  Mittelalter  und  in  der  Neuzeit. 

Die  ausfahrlichste  Studie  (S.  55—100)  trägt  die  üeberschrift 
L'enseignement  du  droit  romain  et  la  papaute.  Durch  die  Dekretale 
super  speeula  verbot  Honorius  IIT.  am  11.  Mai  1219  das  Studium  des 
römischen  Rechts  an  der  Pariser  Universität.  Der  Verfasser  sucht  in 
sehr  beachtenswerther  Weise  darzulegen,  dass  nicht  das  Papstthum, 
sondern  das  französische  Königthnm  dem  Vordringen  des  römischen 
Rechts  entgegengetreten  sei.  Philipp  August  sei  der  eigentliche  Ur- 
heber der  Dckretale. 

Ein  Punkt  darf  nicht  unerwähnt  bleiben.  Der  Verfi^sser  eröffijet 
sein  Buch  mit  einem  heftigen  Ausfall  auf  die  AnmalsUchkeit  der 
deutschen  Wissenschaft;  die  Ergebnisse  der  französischen  Forschung 
würden  in  Deutschland  nicht  beachtet.  An  anderen  Stellen  finden  sich 
ähnliche  Bemerkungen  (S.  115).  Es  genügt,  diese  Angriffe  festzustellen ; 
sie  richten  sich  selbst. 

Berlin.  R.  B ehrend. 
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Icssandro  Lattes:  II  diritte  consuetudinario  delle  cittä 
lombarde  con  una  appendice  di  testi  inediti.  Milano. 
ülrico  Hoepli.    1899.    XVI  u.  463  S. 

Gegenstand  der  Untersuchung  ist  das  lombardische  Gewohnheits- 
recht des  firüheren  Mittelalters,  wie  es  sich  im  ersten  Drittel  unseres 
Jahrtausends  in  den  norditalieuischen  Städten  unter  den  sich  wider- 
strebenden Einflüssen  des  römischen  uud  des  germanischen  Rechts,  zum 
Theil  auch  in  Abhängigkeit  vom  kanonischen  Rechte,  entwickelt  hat 
Einen  gewissen  Abschluss,  der  eine  zusammenhangende  Darst€llung 
ermöglicht,  hat  diese  Entwicklung  durch  die  Aufzeichnungen  gewonnen, 
die  im  Laufe  de^  13.  und  des  14.  Jahrhunderts  in  einer  Reihe  lom- 
bardischer Städte  entstanden.  In  erster  Linie  kommen  Bergamo, 
Brescia,  Canobbio,  Como,  Lodi  in  Betracht;  hier  liegen  uns  aosfShr- 
Mche   Darstellungen    vor,    während    wir   für  Novara,    Piacenza   und 
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Cremona  aaf  verstreute  Augaben   angewiesen   sind.    £ine   besondere 
Stellung  nimmt  Mailand  ein. 

Die  Anfzeichnungeu  tragen  regelmäfsig  amtlichen  Charakter.  Mit 
der  Sammlung  der  Gewohnheiten  wurde  eine  Kommission  (sapientes) 
betraut,  die  aus  Rechtagelehrten  und  Laien  bestand;  von  Como  wissen 
wir,  dasfl  vier  Kaufleute  der  Kommission  angehörten  (S.  68).  Die  Auf- 
zeichnung wurde  obrigkeitlich  genehmigt  und  in  das  städtische  Eechte- 
buch,  das  auch  die  Statuten  enthielt,  eingetragen.  Das  Statutar- 
recht  nimmt  hierbei  seinen  Platz  vor  dem  Gewohnheitsrecht.  Das 
mailändische  Hber  consuetudinum  ist  nach  Latte»  eine  im  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  entstandene  Frivatarbeit. 

Von  dem  Statutarrecht  hebt  das  Gewohnheitsrecht  sich  scharf 
ab.  Aeusserlich  wird  der  Gegensatz  gekennzeichnet  durch  die  Ein- 
gangsformel der  Reohtsaufeelchnung,  die  vom  Verf.  so  genannte  formula 
consuetudinaria  (consuevit  servari,  pro  consuetudine  servatur  u.  dgL); 
die  formula  statutaria  ist  statuimus  oder  ordinamns  oder  sancimue. 
In  der  Hauptsache  regelt  das  Gewohnheitsrecht  die  privaten  Rechts- 
beziehungen; das  öffentliche  Becht,  insbesondere  Staats-  und  Verwal- 
tung^recht,  bleiben  der  statutarischen  Regelung  fiberlassen.  Indessen 
ist  diese  Grenzziehung  keine  feste;  es  giebt  zahlreiche  prozessrecht- 
Uche,  strafrechtliche,  selbst  verwaltungsrechtliche  Gewohnheiten.  Da- 
neben stehen  die  filteren  Gesetze;  noch  ist  der  Kampf  zwischen 
Nationalitäts-  und  Teiritorialilätsprinrip  nicht  entschieden.  Die  Sta- 
tuten gehen  den  Gewohnheiten  vor.  Die  schriftliche  Festlegung  des 
Gewohnheitsrechts  schliesst  die  Bildung  neuer  Rechtsgebräucho  nicht 
aus;  letztere  werden  als  usus  oder  mores  im  Gegensatz  zu  den  aufge- 
zeichneten consuetudines  bezeichnet.  Häufig  erfolgte  dann  nach  Ablauf 
einiger  Zeit  eine  erneute  Außseichnung  der  Gewohnheiten. 

üeber  die  Bildung  des  Gewohnheitsrechts  fehlt  es  an  bestimmten 
Regeln;  in  Breßcia  ist  vorgeschrieben,  dass  nicht  aufgezeichnete  Ge- 
wohnheiten nicht  Geltung  haben  sollen,  nisi  illa  consuetudo  esset  anti- 
quata  et  servata  tanto  tempore  quod  in  contrarium  memoria  non  existit. 
In  Lodi  wird  zwanzigjährige  Uebung,  in  Venedig  ein  binus  actus 
jndiciariae  consuetudinis  erfordert,  —  Den  starken  Einfluss  der  germa- 
nischen, vornehmlich  der  langobardisohen  Gesetze,  auf  der  anderen 
Seite  das  Vordringen  des  justinianischen  Rechts  beweisen  auch  äusser- 
lich  die  zahlreichen  in  den  Aufzeichnungen  enthaltenen  Citate  und 
Entlehnungen.  Vereinzelt  wird  auf  Sätze  des  kanonischen  Rechts  Be- 
zug genommen. 

Die  im  Vorstehenden  erörterten  Punkte  sind  der  hauptsächliche 
Tnhalt  der  beiden  ersten  Kapitel  des  Buches.  Im  folgenden  giebt  der 
Verf.  eine  systematische  Darstellung  des  lombardischen  Gewohnheits- 
rechts. Nur  dieses  wird  —  auf  der  Grundlage  der  oben  erwähnten 
Quellen  —  dargestellt;  aber  allenthalben  ist  auch  das  toskanische  und 
venezianische  OewohnheitKrecht  imd  auf  der  anderen  Seile  das  Statutar- 
recht Norditaliens  zur  Vergleichung  herangezogen ;  vielfach  finden  sich 
Verweisungen  auf  das  eüditalienische  Recht,  wie  auch  auf  die  franzö- 
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sischen  eoütumes.  Die  Litteratur,  und  zwar  die  deutsche  und  die 
französische  nicht  minder  irie  die  italienische,  ist  überall  beröck- 
sichtigi. 

Nachfolgend  sollen  nur  wenige  Punkte  aus  dem  reichen  Inhalt 
des  Werkes  hervorgehoben  werden. 

Der  Civilprozess,  der  im  3.  Kapitel  behandelt  wird,  wird  wesent- 
lich durch  gewohnheitsrechtliche  Normen  beeinflusst.  Gewöhnlich 
stehen  die  ihn  betreffenden  Gewohnheiten  an  der  Spitze  der  Aufeeich- 
nungen.  Die  typische  Form  ist  die  des  kanonischen  Rechts.  Deutlich 
zeigt  sich  indessen  das  Streben  nach  Vereinfachung  und  Beschleunigung. 
Für  bestimmte  Sachen  ist  ein  einfacheTes  Verfahren  vorgesehen  (S.  84) ; 
die  Gewohnheiten  von  Como  schreiben  vor,  daes  in  solchen  Fällen 
extra  ordinem  und  sommarie  zu  verfahren  sei,  wäbrend  in  den  Statuten 
von  Canobbio  sich  bereite  die  bekannte  Formel  findet:  summarie  sum- 
matim  sine  sirepitu  et  figura  judiciL  In  kleineren  Sachen  bedarf  es 
keiner  Klageschrift.  Im  Beweis  verfahren  herrscht  das  römische  Prinzip 
der  Beweislast.  Ueber  ürkundenbeweis  und  Zeugenbeweis  finden  sich 
genauere  Vorschriften;  von  Eidhelfem  schweigen  die  Quellen.  Hin- 
gegen sind  Gottesurtheil  und  Zweikampf  noch  lebendige  Institaticmen. 
Zur  Vollstreckung  gehört  auch  der  Personalatrest,  dem  sieh  der  Schuld- 
ner häufig  im  Voraus  durch  Vertrag  uoterwirft ;  im  Allgemeinen  geht 
aber  die  Tendenz  auf  Einschränkung  des  Arrests.  Vollstreckbare  Ur- 
kunden kennt  das  Recht  von  Brescia  schon  im  Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts (S.  125). 

Strafrecht  und  Strafprozess  (4.  Kapitell  treten  in  den  Gewohnheiten 
zurück;  immerhin  finden  sich  eine  Reihe  hierauf  bezüglicher  Vorschriften. 
Mehrfach  wird  ausdrücklich  die  Gültigkeit  kriminellen  Gewohnheits- 
rechts hervorgehoben;  der  podesta  von  Mailand  verspricht  in  seinem 
Amtseid,  die  Verbrecher,  sofern  die  Statuten  nicht  ausreichen,  zn  strafen 
secondo  le  lege  overo  oonsuetudine  approbata  (S.  135).  Im  Strafprozess 
herrscht  da«  Anklageprinzip.  Beweismittel  sind  Geständniss  und  Saugen. 
Der  Ungehorsame  gilt  als  geständig;  in  Mailand  und  Como  triflFL  ihn 
der  Bann,  erst  nach  bestimmter  Dauer  der  Versäumniss  tritt  das  Präjudiz 
des  vermutheten  Gestandnissos  ein.  Durch  Gottesurtheil  kann  der  An- 
geklagte seine  Unschuld  erhärten;  es  zeigt  sich  aber  das  Streben  nach 
Einschränkung  dieser  auf  langobardischem  Recht  beruhenden  Institution. 

Einzelne  Gewohnheiten  sind  verwaltungsrechtlichen  Inhalts.  (Kap.  5.) 
Der  Verf.  widmet  einen  besonderen  Abschnitt  der  Darstellung  des  vici- 
naticum  in  Canobbio.  Das  ist  ebe  Art  Markgemeinde,  die  von  den 
Nachkommen  der  Begründer  des  Gemeinwesens  gebildet  wird,  eine 
politisch  und  wirthschafUich  privilegirte  Geraeinschaft  mit  eigener 
Gesetzgebungsbefugniss  und  Gerichtsbarkeit.  Den  Angehörigen  dieser 
Gemeinschaft,  den  vicini,  gebühren  die  Erträge  des  städtischen  Ver- 
mögens, die  als  castaldie  bezeichnet  werden;  von  den  Feldzehnten  er- 
halten die  vicini  *jt,  den  Rest  die  Kirche  von  Canobbio. 

Im  6.  bis  10.  Kapitel  wird  das  Privatrecht  in  folgender  Anord- 
nung behandelt:  Rechtsföhigkeit ;  Obligationen  und  Verträge;  Familien- 
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recht  (hierbei  wii-d  das  Erbrecht  mitbesprochen);  Sachenrecht;  Lebn- 
und  Leiherecht  (diritto  fendale  e  signorile). 

Die  persönlichen  Rechtsverhaltniaae  richten  sich  nach  der  Natio- 
nalität. Mit  18  Jahren  wird  der  Langobarde,  mit  25  Jahren  der  Romane 
volljährig.  Ueber  die  für  Minderjährige  geltenden  Beschickungen  und 
die  Emanzipation  sprechen  fast  nur  die  Statuten. 

Das  Obligationenrecht  steht  überwiegend  \inter  dem  Einfluss  dea 
rönuschen  Rechts.  Das  langobardische  wadiam  dare  wird  mit  der 
Stipulation  identifizirt;  tale  est  dicere  guadiam  dedit  quäle  est  dicere 
promisit  sogt  der  Verfasser  des  über  consuetudinum.  Ebenda  wird  das 
Prinzip  der  freien  Stellvertretung  ausdrücklich  verworfen  (S.  197  f.). 
Üeber  den  Beweis  von  Schuldverhaitniaseu  bestimmt  das  Recht  von 
Lodi,  dass  jeder  Vertragstheil  auf  Verlangen  und  auf  Kosten  des  an- 
deren Theila  vei-pflichtet  ist,  den  Vertrag  zu  beurkunden,  und  dass 
unter  gewis&en  Voraussetzungen  das  sacramentum  de  credentia  (will 
sagen  de  credulitate)  des  Gläubigei's  genügt  (S.  202).  Ab  Beweis  der 
Zahlung  diente  die  zerschnittene  Schuldurkande.  Häufig  wurde  be- 
dungen, dass  die  Zahlung  nur  so  bewiesen  werden  könne,  eiu  Ueber- 
bleibsel  des  gernaanischen  ürkundenrechts ;  das  raailändische  Recht 
jedoch  erklärt  einen  solchen  Vertrag  für  unwirksam  und  lässt  den  Be- 
weis durch  fünf  Zeugen  zu  (S.  $04).  Gesetzliche  Zicoen  werden  nur  in 
bestimmten  P&llen  geschuldet;  ihre  Höhe  beträgt  gewöhnlich  zehn 
Prozent. 

Von  der  Verlobung  wird  die  Eheachliessung  streng  geschieden. 
Jene  wurde  durch  Kuss  und  Geschenk  besiegelt,  üeber  die  Formen 
der  Eheacbliessimg  fehlen  meistens  genauere  Vorschriften;  in  dem 
Rechtsbuch  von  Pia^enza  heisst  es,  dass  als  legitim  und  frei  von  dem 
Fehler  der  Heimlichkeit  nur  die  Ehen  gelten,  die  »ach  dem  alten 
Brauch  der  Stadt,  in  Gegenwart  der  Eltern,  unter  Anstecken  des  Ringes, 
ante  ecclesiain  geschlossen  seien  (S.  233).  Sieberlich  war  aber  die 
Eheschliessung  ein  rein  privater  Akt ;  das  ante  ecclesiam  fasst  der  Verf 
wohl  mit  Recht  rein  räumlich  auf.  Vi^fäch  spielt  das  transducere  ad 
domum  (mariti)  eine  Rolle.  Das  eheliche  Güterrecht  ist  römisch,  üeber 
den  Beweis  des  Einbringens  der  dos  bestehen  genauere  Vorschriften  und 
im  uiailS-ndischen  Recht  nach  zehnjähriger  Dauer  der  Ehe  eine  eigen- 
thümlich  beschränkte  Rechtsrejrmuthung.  Die  Bestellung  einer  donatio 
propter  nuptias  war  üblich,  in  Cremona  obligatorisch.  Ihre  Höhe 
schwankt  zwischen  V*  und  */♦  der  das.  Die  Frau  hat  an  den  Gütern 
des  Mannes  ein  Pfandrecht,  das  als  jus  hypothecarium  oder  als  con- 
sultum  bezeichnet  wird,  für  welch  letzteren  Ausdruck  eine  befriedigende 
Erklärung  fehlt.  Bei  der  Auflösung  der  Ehe  erhält  die  Frau  die  dos 
und  regelmäüiig  auch  die  donatio  propter  nuptias,  letztere  nach  mehre- 
ren Gewohnheiten  nur  bei  kinderloser  Ehe.  Durchweg  nimmt  ferner 
die  Frau  beim  Tode  des  Mannes  einen  Theil  des  Nachlasses  (jus  quartae; 
quarta  de  morgincap.).  Ein  eigentliches  Erbrecht  hat  sie  nicht;  auch 
durch  Testament  darf"  sie  niclit  zur  Erbiu  eingesetzt  werden;  Legate 
an  die  Ehefrau  werden  auf  einen  bestimmten   sehr  niedrigen  Höchst- 
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satz  beschränkt.  —  Im  Erbrecht  herrscht  germajüsches  Recht.  Der 
Ausschluss  der  Weiber  von  der  Erbfolge  wird  mit  bewosster  Rück- 
sichtslosigkeit durchgeführt.  Das  geht  soweit,  dass  sogar  die  Matter 
des  Unehelichen  durch  den  Vater  und  die  Agnaten  ex  parte  patris 
pntativi  ausgeschlossen  wird;  dies  gilt  selbst  tüx  die  im  Incest  er- 
leugten  Kinder  (S.  260).  —  Eingehende  Bestimmungen  finden  sich  auch 
über  das  Retraktrecht  der  Agnaten. 

Das  Sachenrecht  trägt  romanistischen  Chajakter.  Der  Erwerb 
durch  Ersitzung  wird  Beschränkungen  unterworfen,  üeber  Servituten 
enthält  das  mailändische  Recht  genaue  Vorschriften.  Im  Besitzrecht 
jseigen  sich  germanische  Einflüsse;  der  Besitzer  von  Mobilieu  gilt  als 
Eigen  thümer. 

Auf  die  sehr  interessanten  Ausfühnmgen  über  die  ländlichen 
Leiheverhältnisse  (S.  355  ff.)  soll  hier  nur  hingewiesen  werden. 

In  einem  Anbang  sind  einige  Quellen,  die  Gewohnheiten  von 
Brescia  und  von  Bergamo  abgedruckt.  Letztere  sind  hier  überhaupt 
zam  ersten  Mal  herausgegeben. 

Alles  in  allem  ist  das  Buch  von  Lattes  als  eine  sehr  werth volle 
Bereicherung  der  rechtshisiorischen  Litteratur  zu  bezeichnen- 

Berlin.  R.  Behrend. 


Frederic  William  Maitland,  English  Law  and  the  Re- 
naissance (The  Rede  Lecture  for  1901)  with  some  Notes. 
Cambridge  at  the  University  Press.     1901.     98  p. 

In  diesem  geistvollen  und  gedankenreichen  Vortrag  behandelt  der 
berühmte  Verfasser  einen  Gegenstand,  der  ihm  durch  die  Persönlich- 
keit des  Stifters  der  Rede  Lectures  an  die  Hand  gegeben  worden  ist. 
Sir  Robert  Rede  war  ein  einflussreicher  englischer  Richter  und  Rechts- 
iehrer,  der  um  die  Wende  des  15.  und  16.  Jahrhunderts  lebte,  also  zu 
einer  Zeit,  in  der  das  klassische  römische  Recht  seine  wissenschaftliche 
Wiedergeburt  feiert«  und  in  vielen  Ländern,  vor  allen  in  Deutschland 
durch  die  Rezeption,  auch  zu  neuem  praktischen  Leben  gelangte.  In 
England  allerdings  hat  eine  derartige  Rezeption  nicht  stattgefunden. 
2in  anderer  hervorragender  Engländer  der  dam^igen  Zeit,  Sir  Thomas 
iinith,  der  durch  seine  Th&tigkeit  als  Jurist,  Humanist,  Theolog  und 
Staatsmann  sowie  durch  seine  Verbindungen  mit  ausländischen  Rechts- 
gelehrten  wie  Alciat  und  Zasius  zu  einem  vergleichenden  ürtheil  be- 
l&higt  war,  stellte  in  seinem  1565  geschriebenen  Werk  über  den 
^Commonwealth  of  England*  sein  Heimathland  ausdrücklich  Frankreich, 
Italien,  Spanien,  Deutschland  und  allen  anderen  Ländern  gegenüber, 

I  riWbich  doe  foUow  the  ciuill  law  of  the  Romaines,  compüed  by  Justi- 

j  lüan  into  his  pandects  and  code". 

'  Und  doch  lagen  auch  in  England  die  Verhältnisse  so,  dasa  die 
Möglichkeit  einer  Rezeption  im  kontinentalen  Sinn  keineswegs  ausge- 
schlossen erschien.    Abgesehen  davon,  dass  dem  einheünischen  Recht 
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noch  völlig  der  nicht  zu  unterschätzende  Schutz  einer  nationalen 
Rechtssprache  maugelte  —  noch  immer  bediente  man  sich  im  Rechts- 
verkehr eines  gleichermaafsen  verderbten  Latein  oder  Eranzöeisch  — , 
herrtichte  in  der  znmal  von  Heinrich  VJII.  befolgten  Politik  mit  ihrem 
auf  die  möglichste  Stärkung  der  monarchischen  Gewalt  in  Staat  und 
Kirche  gerichteten  Streben  eine  den  justinianischen  Rechtsbüchem 
verwandte  Tendena,  ein  „Byzantinismus",  der  in  dan  durchaus  von  der 
Krone  abhäiigigen  höchsten  Gerichten  in  ähnlicher  Weise  zum  Aus- 
druck kam  wie  in  unserm  Reichskammergericht.  Und  auch  in  England 
lag  damals  wie  überall  der  Gedanke  einer  Kodifikation  des  CiviJrecht« 
in  der  Luft;  »eine  Verwirklichung  h&tte  auch  hier  nur  zur  Stärkung 
des  fiemden  Rechts  dienen  können;  denn  ein  neuer  Justinian  hätte 
eich  80  wenig  in  England  wie  in  Deutschland  und  Frankreich  gefunden; 
man  würde  daher  auch  hier  versucht  haben,  sich  den  alten  so  gut  es 
ging  zu  Nutze  zu  machen.  Wie  sehr  die  Grundlagen  des  heimischen 
Rechts  ins  Wanken  gerathen  waren,  beweist  nach  M.  aufs  schlagendete 
die  Tbatsache,  dass  im  Jahre  1555  die  litterarische  Sammlung  der  Ge- 
richtsentscheidungen, die  sog.  Year  Books,  die  wichtigste,  seit  Edward  I. 
ununterbrochen  fliessende  Quelle  des  Rechtslebens,  zu.  erscheinen  auf- 
hörte. 

Wenn  nun  aber  trotzdem  zwar  die  Renaissance  und  die  Reforma- 
tion nicht  aber  die  Bez^eption  nach  England  gedrungen  sind,  so  hat 
diese  überraschende  Elrscheinung,  die  mit  dem  englischen  Naiional- 
charakter  erklären  zu  wollen  M.  mit  Recht  ablehnt  —  denn  auch  in 
Deutschland  war  bekanntlich  die  Stimmung  des  VoikB  gegen  die 
fremden  Doktoren  nnd  ihr  Recht  stellenweis  sehr  feindlich  — ,  darin 
ihren  Grund,  dass  England  das  einzige  Land  war,  in  dem  sich  während 
des  Mittelalters  ein  gelehrtes  Studium  des  nationalen  Rechts  entwickelt 
hatte.  Die  englischen  Inns  of  Gourt  waren  nicht  etwa  blosse  Berufs- 
genossenschaften, wie  z.  B.  die  Brüderschaft  der  Pariser  Advokaten 
und  Prokuratoren,  sondern  zugleich  üntemchtsanstalten,  Reehts- 
schttlen;  sie  nahmen  in  England  für  das  juristische  Stadium,  wie  es 
scheint,  völlig  die  Stelle  der  Universitäten  ein;  an  den  Inns,  nicht  an 
den  Universitäten  pflegte  der  englische  Jurist  zu  studieren,  und  was 
er  dort  studierte,  waren  nicht  die  leges  noch  die  decreta,  sondern  es 
war  das  englische  common  law.  Etwas  ähnliches  gab  es  in  keinem 
anderen  Lande,  nirgends  sonst  war  das  nationale  Recht  ein  Gegen- 
stand des  gelehrten  Unterrichts  so  zu  sagen  hochschulfähig  geworden. 
M.  spricht  es  geradezu  aus,  dass  das  unterscheidende  Charakteristikon 
des  mittelalterlichen  England  nicht  das  Parlament  noch  auch  der  Ge- 
schworenenprozese ,  sondern  vielmehr  die  Inns  of  Court  und  die  Year 
Books  waren. 

An  diesem  festen  Damm,  den  das  englische  Recht  in  dem  ge- 
lehrtem Betriebe  seines  common  law  besass,  brach  sich  jene  gewaltige 
Bewegung,  die  unter  dem  Rufe:  zurück  zu  den  Alten,  wirack  zu  den 
Quellen!  auf  dem  Kontinent  and  zumal  bei  uns  die  Kontinuität  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Privatrechts  gewaltsam  durchrisa.   In 
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England,  wo  daa  r&mische  Rächt  weit  £rüher  als  io  Deutschland  aaf 
di«  Judikatur  und  Iiitteratar  ELnfloss  gefitusert,  ab«r  nach  Bmnnera 
bekanntem  Ausspruch  das  nationale  Recht  .nach  Art  einer  prophylak- 
tischen Impfung"  „widei-alandsfahig  gegen  zerstörende  Infectionen' 
gemacht  au  haben  scheint,  konnte  sich  auf  dem  alten  unverrQckten 
Grunde  das  common  law  auf  das  Reichste  entfalten,  während  bei  uns 
ein  immerwährender  Kampf  um  die  Grundlagen  sich  erhob,  der  erst 
in  der  Gegenwart  zu  einem  Ausgleich  geführt  hat. 

Dies  in  knappsten  Zügen  der  Grundgedanke  unseres  Yorti-ags.  Er 
enthält  daneben  eine  grosse  Fülle  weiterer  Ausführungen  und  Be- 
merkungen. Nur  auf  die  treffenden  Worte  ober  den  Zusammenhang 
zwischen  der  Bewegung  zu  Gunsten  des  fiemden  Rechts  und  der  Hin- 
wendung zum  neuen  Glauben,  zwischen  Rezeption  und  Reformation  sei 
noch  hingewiesen;  M.  hebt  mit  Rechl  hervor,  dass  es  oberflächlich  und 
verkehrt  ist.  wenn  man  schlechtweg  eine  in  der  Sache  begtündete 
und  überall  zu  Tage  getretene  Verwandtschaft  beider  Richtungen  be- 
hauptet; ist  doch  z.  B.  in  England  Wycliff,  der  Vorläufer  der  Refor- 
mation, airf  das  Eifrigste  ftlr  daa  Studium  des  common  law  aufgetreten. 

Wir  können  auch  diese  neueste  Gabe,  mit  der  uns  der  unermüd- 
liche Verf.  beschenkt  hat,  jedem  Rechtshistoriker  auf  das  Dringendste 
empfehlen.  In  den  eingehenden  Anmerkungen,  die  dem  Text  der  Rede 
hlnzugefagt  sind,  werden  zumal  die  Parallelen  mit  den  franzöeischen 
und  deutscheu  Verhältnissen  vertieft  Auch  hier  bewundem  wir  die 
ausgebreiteten  Kenntnisse  des  Verf.  So  wird  man  auch  dieses  Werk, 
obwohl  seiti  Hanptthema  der  englischen  Rechtsgeschichte  angehört, 
als  einen  wichtigen  Beitrag  auch  zur  deutschen  Rechtsgeschichte  be- 
zeichnen dürfen.  Nichts  vermag  misere  Kenntnisse  nützlicher  zu  er- 
weitem und  unser  ürtheil  unbefangener  zu  machen,  als  .vergleichende 
Rechtswissenschaft",  wie  sie  Maitland  treibt. 

Bonn.  R.  Hfibjaer. 


Louis  Stouff,  Les  origines  de  rannexion  de  la  Haate- 
Alsace  k  ia  Bourgogne  en  1469.  Paris.  Larose  1901, 
Seit  der  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  haben  die  Habs- 
burger, durch  Geldmangel  veranlasst,  mit  der  unheilvollen  Verpfän- 
dung ihres  im  Ober-Elsass  gelegenen  Grundbesitze«  begonnen.  Am 
9.  Mai  1469,  dem  Tage  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  von  Saint- 
Omer,  verpfändete  der  fierzog  Sigismund  von  Oesterreicü  alle  seine 
elaässischen  Besitzungen  Herzog  Karl  dem  Kähnen  von  Burgund.  Da- 
mit fiel  auch  die  Seigneurie  von  Florimont  —  Florimont  liegt  in  dem 
heutigen  Canton  Delle,  Arrondissement  Beifort  — ,  deren  Ge^hichte 
den  Gegenstand  der  Darstellung  vorliegender  Studie  bildet,  dem  allge- 
meinen Schicksal  anheim  und  wurde  burgundisch.  —  Die  Materialien, 
die  auf  das  behandelte  Thema  Bezug  nehmen,  sind  von  dem  Vet£  om- 
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«nichtig  gesammelt  uud  erschöpfend  bearbeitet  worden;  die  bedeutend- 
sten Urkunden  sind  in  dem  zweiten  Theil  der  Arbeit  zum  Abdruck 
gelang^;  die  von  ihm  geleistete  Arbeit  ist  um  so  anerkenuenswerther, 
als  dieselben  aus  zahlreichen  Archiven,  französischen  und  ausländischen, 
zusammengetragen  werden  mussten.  —  Neben  der  Darstellung  der 
wechselvollen  Geschichte  von  Florimont  werden  die  socialen  und  recht* 
liehen  Zustände,  insbesondere  ausführlich  der  eigenartige  „ Verpfan- 
dungsvertrag"  behandelt. 

Strassburg  i.  E.  Ernst  Brück. 


J.  E.  Scher  er,  Die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  den 
deutsch -österreichischen  Ländern.  Leipzig.  Duncker  u. 
Humblot.    Bd.  I.    671  S. 

Das  angezeigte  Werk  bildet  einen  'Beitrag  zur  Geschichte  des 
Judenrechtes  im  Mittelalter.  Der  vorliegende  erste  Band  befasst  sich 
mit  den  Rechtsverhältnissen  der  Juden  in  Oesterreich  ob  und  unter 
der  Enns,  in  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Salzburg,  Tirol  und  Vorarl- 
berg. Eine  eingebende  Darstellung  hat  insbesondere  die  Judenordnung 
Kaiser  Friedrichs  II.  vom  Jahre  1238  und  das  Judenprivilegium  Herzog 
Friedrichs  IL  vom  Jahre  1244  gefunden.  Die  Ausführungen  zu  den  Be- 
stimmungen der  Letzteren  bieten  manch'  Erwähnenswerthes  dar.  Ich 
greife  beispielsweise  nur  die  Abhandlung  über  die  Pfandbestellung  bei 
dem  Zinsdarlehen,  heraus.  Als  Einleitung  ist  eine  Untersuchung  über 
die  Principien  der  Judengesetzgebung  in  Europa  während  des  Mittel- 
alters vorausgeschickt,  aus  der  sich  einmal  der  Zusanmienhang  der 
Geschichte  des  jüdischen  Rechtes  in  Oesterreich  -  Ungarn  mit  der  all- 
gemeinen europäischen  Rechtsgeschichte  ergiebt  uud  die  fernerhin  die 
Ansichten  des  Verf.  über  die  rechtliche  Stellung  der  Juden  ausspricht. 
Die  Anschauung,  dass  die  konfessionellen  und  die  nationalen  Diver- 
genzen die  Quelle  der  verschiedenen  Behandloing  der  Juden  in  recht- 
licher und  socialer  Beziehung  bilden,  ist  allerdings  schon  früher  von 
anderer  Seite  ausgesprochen  worden,  wird  aber  hier  in  neuer  Weise 
aus  der  Geschichte  und  Gesetzgebung  begründet  und  nachgewiesen.  — 
Dass  das  Buch  objektiv,  frei  von  confessionellen  Vorurtheilen,  ge- 
schrieben ist,  bedarf  wohl  kaimi  einer  besonderen  Hervorhebung.  — 
Der  zweite  Band  soll  sich  mit  den  Rechtsverhältnissen  der  Juden  in 
den  italienischen,  slavischen  und  ungarischen  Ländern  der  öster- 
reichischen Monarchie  beschäftigen.  Nach  seinem  hoffentlich  bald  er- 
folgenden Erscheinen  wird  ein  ausführliches  und  gründliches  Werk 
vorliegen,  das  noch  oft  als  Ausgangspunkt  weiterer  wis.sen6chaftlicher 
Erörterungen  dienen  wird. 

Strassburg  i.  E.  Ernst  Brück. 
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G.  von  Belüw  und  F.  Keutgen,  Ausgewählte  Urkunden  zur 
Deutschen  Yertassungsgesdiichte.  Band  I:  P.  Keutgen, 
Urkunden  zur  Städtischen  Veriassungsgeschichte.  2.  Hälfte. 
Berlin,  Felber  1901.     S.  225  — 671.    S'\ 

Ueber  ein  Jahr  bereits  ist  Eeutg^eus  Buch  abgeschlossen,  soda«« 
den  Referenten  die  Schuld  triftl,  wenn  er  erst  jetzt  der  Pflicht  der 
Berichteretattung  nathkommt.  Die  erste  Hälfte  ist  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  XX  (1899^,  S.  279 ff.  angezeigt  worden;  durften  dort  einige  Bedenken 
gegen  die  Dispcj-ition  und  die  Form  der  Auszüge  nicht  verschwiegen 
werden,  so  werden  solche  bei  der  zweiten  Abthäilnng  nicht  mehr  ain 
Platz  sein.  Der  voraufgehende  Halbband  war  dem  Ursprung  der  Stadt- 
verfassung und  den  wichtigsten  Stadtrechten  gewidmet,  sein  Nachfolger 
gilt  dem  städtischen  "Wesen  zur  Zeit  seiner  BJüthe  vom  dreizehnten  bis 
zum  fünfzehnten  .Jahrhundert.  Hier  niusste  Iv.  eine  sachliche  Anord- 
nung treffen,  um  den  reichen  Stoff  einigennafsen  überblicken  zu  lehren; 
er  muaste  den  Wortlaut  der  Vorlagen  kürzen,  damit  überhaupt  ein 
mäfsig  starker  Band  möglichst  Viel  zu  bringen  im  Stande  wäre. 

K.  gliedert  sein  Material  in  sieben  Abschnitte,  die,  v/ie  ihre 
[Jeberschriften  es  andeuten  (Das  Stadtregiment  im  Allgemeinen  S.  220ff.: 
Der  Handel  S.  304 ff.;  Handwerk  und  Zünfte  S.  o50ff.;  Einzelne  Seiten 
des  städtischen  Lebens  8.419 ff. ;  Herren  und  Nachbarn  S.  489 ff";  Die 
Hanse  S.  520  If).  insgesaramt  alle  Ei-scheinungsformen  des  Städtewesens 
veranschaulichen  sollen.  Jeden  Hauptabschnitt  zerlegt  K.  wiederum 
in  mehr  oder  weniger  Paragraphen,  ohne  doch  in  übertriebener  Pedan- 
terie die  Grenzlinien  mit  allzu  fester  Hand  xu  ziehen.  Von  übeiall  her 
find  die  Quellenzeugnisse  zusammengetragen:  wer  sie  durcharbeitet 
wird  erstaunt  bemerken,  wie  oft  ein  Dokument,  das  iu  einet  terri- 
torialen oder  städtischen  ürkundensammlung  beinahe  von  seiner  Um- 
gebung erdrückt  wurde,  hier  an  Anschaulichkeit  gewinnt  im  Kreise 
verwandter  oder  ähnlicher  Aufzeichnungen.  K.  sieht  in  der  städtischen 
Verwaltung  die  höchste  Leistung  jener  Jahrhunderte;  Gemeinwesen 
mit  der  vollkommenst«?n  Verwaltung  haben  die  an»  besten  re<ligierten 
und  lehneiehst«n  Akten  hinterlassen.  Eben  deshalb  aber  hat  sich 
auch  die  Aufmerksamkeit  gerade  dem  urkundlichen  Material  derartiger 
Communen  /.ugewandt,  sodass  K.'s  Sammlung  von  den  Publikationen 
zir  Geschichte  Kölns  z.  B.  oder  Strassburgs  ausgiebigen  Gebrauch 
niachen  konnte.  Dabei  Ist  die  Gefahr,  solche  Städte  ausschliesslich 
oder  doch  allzusehr  zu  beinicksichtigen,  glücklich  vermieden.  Nur  der 
Siichliche  Gehalt  der  Quelle,  nicht  ihre  Heimatb ,  hat  über  die  Auf- 
nahme entschieden;  ein  Abschnitt  z.  B.  wie  derjenige  über  die 
Geistlichkeit  bringt  Urkunden  aus  Basel,  Bremen,  Braunschwe ig 
Krfurt  u.  s.  w. 

Die  grosse  Beleaenheit  K.'?  in  der  stadtgeschichtlichen  Litteratur, 
die  Hsranziahung  der  schier  endlosen  Veröffentlichungen  städtischer 
Aufzeichnungen  aller  Art  hat  ein  Hülfsmittel  von  dauerndem  W'erth 
&r  Unterricht  und  Studium  geschaffen:  sein  Buch  behauptet  einen 
Zeiöchrift  lai  Rechtsgeschichte.    XXJIL    Germ.  A.bth.  21 
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festen  Platz  in  den  Bibliotheken  der  Seminare.  Für  eine  zweite  Auf- 
lage darf  ich  gleichwohl  einige  Fingerzeige  geben,  nicht  um  auf  Lücken 
hinzuweisen,  sondern  um  an  Dokumente  zu  erinnern,  die  neben  denen 
in  K.'s  Sammlung  nicht  gänzlich  -unbeachtet  bleiben  sollten.  Nr.  246 
ist  eine  Bestimmung  aus  dem  Kölner  Eidbuch  vom  Jahre  1321  über 
die  Lombarden;  prägnanter  erscheinen  die  Urkunden  der  Erzbischöfe 
Qerlach  und  Kuno  von  Trier  aus  den  Jahren  1363  und  1872  (Schunk, 
Bey träge  zur  Mainzer  Geschichte  1,71;  Hontheim,  Historia  Treverensis 
2,  276;  vgl.  A.  Schulte,  Geschichte  des  mittelalterlichen  Handels  1,301). 
Im  Abschnitt  über  die  Beziehungen  der  Reichsstädte  zu  ihrem  Herrn 
(S.  489  ff."),  in  dem  das  Steuerverzeichniss  von  1241—42  (vgl.  dazu  auch 
Schulte,  Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Oberrheins  NF.  13,  425 ff.) 
nach  Gebühr  an  die  Spitze  gestellt  ist,  hätt«  vielleicht  auch  die  Ur- 
kunde Karls  IV.  von  1358  (Günther.  Cod.  Eheno-Mosell.  3,639)  Auf- 
nahme verdient:  der  Aussteller  erklärt,  dem  Reiche  sei  das  Eigenthum 
an  Stadt  und  Gericht  trotz  der  Verpfändung  von  Obei-wesel  vorbehalten 
geblieben.  K.  bringt  nur  eine  Urkunde  über  die  Verpfändung  einer 
Reichestadt  (Nr.  394);  vergleichsweise  sei  der  Aktenstücke  bei  Bazing 
und  Müller,  ülmLsehes  Urkundenbnch  2, 123 ff.  und  —  allerdings  für 
eine  Landstadt  —  bei  Rüeger,  Chronik  der  Stadt  und  Landschaft 
Schaffhansen  2,  1121  ff.  gedacht.  Lehrreich  sind  weiterhin  Aufzeich- 
nungen vom  Jahre  1812  über  den  Heimfall  mehreTer  schwäbischer 
Städte  an  das  Reich  (Diehl,  Urkundenbuch  der  Stadt  Esslingen  1, 186  f^), 
die  Bestimmungen  weiterhin  Über  die  Reichsburgmannen  und  ihr  Ver- 
haltniss  zur  Bürgerschaft  von  Priedberg  aus  den  Jahren  1285,  1306 
und  1332  (Lünig,  Reichsarchiv  12,  102ff.);  vielleicht  wird  das  Urkunden- 
buch der  Stadt  Friedberg,  das  die  hessische  Kommission  in  Angriff  ge- 
nommen hat,  neues  Material  ersehliessen.  Etwas  knapp,  wie  es  scheint, 
ist  die  Geschichte  der  StädtebOnde  bedacht:  neben  der  Hansa  (S.  520 ff.) 
hätte  auch  der  schwäbische  Städtebund  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
Berücksichtigung  verdient.  Dass  Aufzeichnungen  über  ihn  nicht  eigent- 
lich in  eine  Sammlung  von  Urkunden  anrr  städtischen  Verfassungs^- 
schichte  gehören,  —  solcher  Einwand  wird  dadurch  hinfällig,  dass  der 
rheinische  Städtebund  von  1254  bis  1256  mit  einem  Dokument  (Nr.  124) 
vertreten  ist.  Die  Aufnahme  schliesslich  italienischer  und  fraftzöeischer 
Stücke  (Nr.  251:  434.  435)  setzt  ohne  Zweifel  bei  unseren  Studenten 
zuviel  Sprachkenntuisse  voraus.  Man  muss  beinahe  zufrieden  sein, 
wenn  sie  die  lateinischen  oder  deutschen  Urkunden  zur  Noth  verstehen. 
Ausser  einer  kritischen  Bemerkung  zu  dem  werthvollen  Akten- 
stück über  die  Neuordnung  des  Stnissburger  Stadthaushaltes  vom 
Jahre  1405  (Nr.  214) ,  bei  dem  K.  auf  die  handschriftliche  Ueberliefe- 
rung  zurückgehen  musste,  sind  dem  Bande  zwei  Register  angefügt,  ein 
alphabetisches  Städte verzeichniss  (S.  589  ff.)  und  eine  Ueberaicht  über 
den  sachlichen  Gehalt  der  Urkunden  (S.  548— 667\  Zahlreiche  Stich- 
proben sichern  diesen  Beigaben  ein  gutes  Urtheil  über  ihre  Zuver- 
lässigkeit. Wenn  die  zweite  durch  zahlreiche  Verweisungen  (vgl.  z.  B* 
bei   den  Artikeln  civitas  S.  565;   hantwerc  S.  593,   dazu  S.  670;  m&z 
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S.  615)  recht  stattlich  geworden  ist,  so  -wird  vielleicht  kaum  ein  Be- 
nutzer sieh  entschliessen ,  allen  einzelnen  Fundstellen  nachzugehen. 
Vermuthlich  in  der  Absicht  hat  K.  sie  deahalb  angemerkt,  um  in  ihnen 
ein  Eegister  der  städtischen  Alterthümer  überhaupt  zu  geben.  Wie  aber 
immer,  nicht  sowohl  durch  diese  Anhänge  als  durch  die  Sammlung 
selbst  hat  sich  ihr  Herausgeber  das  Recht  auf  Anerkennung  erworben: 
niunnigftiche  Anregung  wird  von  seiner  Arbeit  ausgehen. 

Greifswald.  __^ A.  Wevminghof£ 

Veröffentlichangen  der  historischen  Kommission 
für  Westfalen.  Rechtsquellen-  Westfälische  Stadt- 
rechte I.  Die  Stadtrechte  der  Grafschaft  Mark. 
l,  Lippatadt,  bearbeitet  von  A.Overmann.  Münster  iW., 
Aschendorff  1901.    YIII,  111  und  147  S.     gr.  8^ 

Grleichwie  die  badische  historische  Kommission  hat  auch  die  west- 
fölische  die  Veröifeatlichung  von  Stadtrechten  in  ihren  Arbeitsplan 
aufgenoimnen.  Die  Stadtrechte  der  Grafschaft  Mark  eröffnen  den 
Reigen;  im  ersten  Band  hat  A.  Overmann  die  Eechtsaufzeiehnnngen 
von  Lippstadt  zusammengestellt.  Während  aber  die  Sammlung  der 
oberrheinischen  Stadtrechte  auf  eine  Einleitung  verzichtet,  sich  darauf 
beschränkt,  das  Material  für  die  einzelnen  Gemeinwesen  in  der  Zeit- 
folge seines  Entstehens  auszubreiten,  ist  hier  ein  anderer  Weg  einge- 
schlagen, der  demnach  auch  den  Nachfolgern  O.'s  vorgezeiolmet  sein 
wird:  vorauf  geht  eine  Geschichte  der  Verfasstmg  und  Verwaltung 
Lippstadts;  die  Aufzeichnungen  sodann  sind  nach  bestimmten  Gesichts- 
pimkten  geordnet;  Listen  der  Rathsmitgüeder,  der  landesherrlichen 
Richter  und  Gografen  besohliessen  die  Publikation,  zu  der  zuguterletzt 
Jostes  ein  Gloss-ar  der  schwierigeren  Wörter  hinzugefögt  hat. 

Das  lehrreichste  Material  jedenfalls  fSr  den  Rechtshistoriker 
gen  die  Abtheiiungen  der  Privilegien  und  Rezesse  (S.  1—63)  wie 
Statuten  uud  Willküren  (S.  64—99).  Das  erste  Stadtrecht  (S.  1  n.  1), 
lessen  Entat^hungszeit  0.  scharfsinnig  um  das  Jahr  1220  ansetzt  (S.  106* 
bis  111'')  bildet  den  Anfang.  Erweiterungen,  Bestätigungen  und  Neu- 
ordnungen bis  zum  Jahre  1704  veranschaulichen  die  weitere  Entwick- 
lung Lippstadts,  deren  Epochen  vornehmlich  die  Urkunden  von  1535 
27  n.  41),  1599  (S.  43  n.  52),  1691  (S.  48  n.  54)  und  zum  Theil  auch 
1700  (S.  57  n.  57)  bezeichnen.  Neben  der  landesherrlichen  Gesetz- 
ung ist  die  autonome  der  Stadt  selbst  nicht  unthätig.  Ihr  Werk 
en  das  zweite  Stadtrecht  von  1309—1327  (S.  64  n.  60),  Feststellungen 
Heergewate  und  Gerade  von  1327—1838  (S.  67  n.  61)  und  1569  (S.  69 
63;  vgl.  auch  aus  dem  17.  Jahrhundert  S.  81  n.  66),  das  dritte  Stadt- 
t  von  1575  (S.  70  n.  64;  vgl.  auch  aus  dem  17.  bis  18.  Jahrhundert 
92  n.  73)  u.  a.  m.  Jüngeren  Ursprungs  ist  die  grössere  Masse  der 
Zunftsachen  (S.  100—121),  ohne  doch  charakteristische  Satzungen  ganz 
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Jahre  1707).  Vollständig«  Wiedergabe  der  wichtigeren  Dokumente 
wechselt  mit  kurzen,  aber  ausreichenden  Regesten  des  minder  Be- 
deutenden und  der  einfachen  Wiederholvmgen.  Soweit  ein  Urtbeil  er- 
laubt ist  —  denn  eine  Nachprüfung  ist  zumeist  ausgeschlossen  — , 
erscheint  der  Abdruck  korrekt  und  sorgfältig,  ll^nrichtige  Datirungen 
sind  S.  10  n.  11  und  S.  21  n.  30  aufgefallen,  wo  die  Bezeichnung  „in 
deme  gudens  daghe"  („op  den  guedesdaige")  mit  Donnerstag  aufgelöst 
ist,  während  sie  nach  Grotefend,  Zeitrechnung  des  Mittelalters  1,  S.  77f. 
auf  Grund  von  Beispielen  aus  dem  Kölner  Metropolitansprengel ,  zu 
dem  Lippstadt  gehörte,  den  Mittwoch  bedeutet. 

Den  Herausgebern  von  Quellenwerkeu  ist  es  iu  der  Regel  nicht 
vergönnt,  selbst  die  Früchte  ihres  Fleisses  zu  ernten;  sie  verschwinden 
gleichsam  hinter  dem  Stolf,  den  sie  Anderen  zur  Verfügung  stellen. 
0.  ist  es  bes:ier  ergangen.  In  einer  Einleitung  von  beinahe  gleichem 
Umfang  wie  der  Abdruck  der  Dokumente  hat  er  die  Resultate  ein- 
dringender Beschäftigung  mit  der  Verfassungs-  und  Verwaltungsge- 
schichte von  Lippstadt  zusammengefasst.  Das  von  ihm  gesichtete 
Material  hat  er  um  Auszüge  aus  den  Aktenbeständen  in  Düsseldorf, 
Detmold  und  Berlin  vermehrt.  Mit  unleugbarem  Geschick  sind  die 
vielfach  verschlungenen  Fäden  der  städtischen  Entwicklung  aufgedeckt 
und  entwirrt.  Der  Abschnitt  über  das  Verhäitniss  der  Stadt  zum 
Landesherrn  (S.  21*— 38*)  erscheint  vornehmlich  gelungen,  zumal  0. 
sich  streng  au  sein  Thema  hält,  Hypothesen  aber  und  Analogie 
Schlüssen  nicht  über  Gebühr  Aufnahme  gewährt.  Durch  die  Heran- 
ziehung späterer  Quellen  konnte  er  die  Kenntniss  der  früheren  Zu- 
stände oftmals  ergänzen.  Aber  eben  diese  Einleitung  erscheint  beinahe 
wichtiger  als  die  Ausgabe  der  Aufzeichnungen  selbst.  0.  zwar  nennt 
sie  nothwendig,  »weil  hier  die  Ergebnisse  von  weiteren  archivalischen 
und  chronikalischen  Forschungen  zur  Verfassung-sgeschichte  Lippstadts 
Verwerthung  finden  konnten,  deren  ßeleg.stelleu,  wenn  man  sie  aufge- 
nommen hätte,  die  Publikation  zu  sehr  belastet  haben  würden,  und 
die  doch  als  wichtiges  ergänzendes  Material  nicht  übergangen  werden 
konnten"  (S.  Vllf).  Zugegeben,  aber  dann  hätte  0.  eine  andere  Aufgabe 
gestellt  werden  müssen,  nicht  die  Herausgabe  der  Sfcadtrechtsquellen. 
Für  eine  solche  hätte  eine  Einleitung  in  knappster  Form  genügt;  alles 
Weitere  wäre  Sache  einer  besonderen  Arbeit  gewesen.  Wenn  0.  Ver- 
fassung and  Verwaltung  von  Lippstadt  darstellt,  warum  übergeht  er 
Privatrecht,  Strafrecht  und  GerichtsvertahrenV  Dafür  boten  doch 
mehrere  der  Aufzeichnungen  reichen  Aufschluss  (vgl.  ausser  den  oben 
genannten  S.  76  n.  (>5,  S.  82  n.  67  u.  a.  m.).  Man  wird  einwenden,  das 
materielle  Recht  Lippstadts  sei  kein  singnläres.  Aber  gehört  darum 
seine  Darlegung  etwa  nicht  in  eine  Geschichte  dos  Lippstadter  Rechts 
überhaupt?  O.'s  Einleitung  ist  ein  Bruchstück,  das  den  Inhalt  der 
Publikation  nicht  völlig  ausbeutet,  das  trotzdem  leicht  so  angesehen 
werden  kann,  als  enthalte  es  die  Quintesceuz  des  ganzen  Bandes.  Den 
Herausgeber  kann  dieser  Vorwurf  nicht  treffen:  das  Prineip,  dem  er 
sich  Ingen  musste,  ist  nicht  zu  loben. 
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Zwei  weitere  Bemerkungen  dörien  ebensowenig  verecJiWiegen 
werden.  Es  fehlt  ein  Orts-  und  Personenregister;  es  fOr  diesen  und 
die  folgenden  Bände  der  märkischen  btadtrechte  inagesammt  nach  Ab- 
schluss  der  Reihe  zn  veröffentlichen  Lst  doch  kaum  möglich.  Es  fehlt 
weiterhin  im  Glossar  jeglicher  Verweis  auf  die  Belegstelle  in  den  vor- 
angehenden Urkunden  Soll  bei  jedem  einzelnen  Worte  der  ganze 
Band  durchgelesen  werden,  bis  man  den  Fundort  —  übersieht?  Ein 
Glossar  hat  nicht  nur  dem  Benutzer  aller  Stücke,  sondern  auch  dem 
gelegentlich  nachschlagenden  zu  dienen.  Gleich  das  fünfte  Wort 
^anevanc;  vor  unrechten  anevanc"  mit  seiner  Wiedergabe  durch: 
,Stätigkeit,  Koller?"  lässt  wünschen,  die  einschlägige  Stelle  eiumal 
im  Zusammenhang  zu  lesen.  Nach  mühsamem  Suchen  trifft  man  S.  66 
den  Satz:  „Item  so  wilic  man  en  pert  vetkopet  sunder  underseed,  de 
is  sculdich  to  antwordene  derae  he  dat  i)ert  verkofl  hevet  vor  uoj 
rechten  anevanc,  vor  stareblint,  vor  snuvich,  vor  demppich".  Die  Er- 
kläi-ung  von  Jost^s  zu  beurtheilen  steht  mir  nicht  zu.  Ist  aber  die 
angezogene  Stelle  die  einzige  im  ganzen  Bande?  Man  unterlässt 
weiteres  Nackschlagen,  des  Erfolges  froh,  überhaupt  einen  Beleg  auf- 
gespürt zn  haben,  —  kurz  die  Aufgabe  des  Glossars  ist  nur  zur  Hälfte 
gelöst. 

Dem  Bande  sind  ein  Facsimile  de,s  ältesten  Stadtrechts,  ein  Stadt- 
plan nach  Merian  und  eine  Feldgemarkungskarte  von  1572  beigegeben 
Alles  in  Allem,  der  Anfang  eines  Unternehmens  ist  gemacht,  dessen 
Fortgang  sicherlich  noch  viel  lehrreiches  Material  erwarten  Ifisst 
Hoffentlich  wird  in  Zukunft  df^n  Bedürfnissen  der  Benutzer  mehr  Rech- 
nung getragen,  die  späteren  Bände  erleichtert  durch  den  Fortfall  aUzu 
ifänglicher  Einleitungen.  Die  des  ersten  Bandes  lehrt  0.  als  genauen 
ler  der  Geschichte  von  Lippstadt  schätzen,  aber  ist  es  nicht  selbst- 
idlich  oder  wenigstens  spricht  nicht  die  Vermuthung  dafür,  da&s 
Herausgeber  den  Inhalt  seiner  Edition  besser  überschaue  und  mehr 
Bherrsche  als  jeder  andere? 

Greifs wald. A    Werminghoff. 


Hisj  ao.  Professor  an  der  üniverHität  Heidelberg,  Das 
Strafrecht  der  Friesen  im  Mittelalter.  Leipzig,  Dieterich- 
sche  Yerlagsbuchhandlung,  Theodor  Weicher,  1901.  X  und 
383  SS. 

Es  ist  schon  wiederholt  erklärt  worden,  dass  die  Strafrechtege- 
»ichte  des  Mittelalters  noch  lange  partikulär  behandelt  werden  muss, 
svor  man  an  eine  Gesammtdarstellung  schreiten  kann.  Die  neueste 
Bit  hat  denn  auch  eme  Reihe  von  zusammeafassendereu  Einzeldar- 
ellungen  gebracht.  Ich  nenne  Hermann  Knapp,  Daa  alte  Nürnberger 
ib-echt,  18%  (vgl.  darüber  in  dieser  Zeitschrift  XX  [18991 
".);  Victor  Friese,  Das  Strafrecht  des  Sachsenspiegels,  1898  (vgl. 
0.  XXI  [1900]  S  305 f.);  Theodor  Harster,  Das  Strafrecht  der  freien 
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Reichsstadt  Speier,  1900  (vgl.  a.  0.  S.  308 f.).  Nun  kommt  die  Arbeit 
von  His  hinzu,  die  schwierigste  und  beste  in  der  Reihe. 

His  verweist  för  die  fränkische  Periode  auf  die  Werke  von  Wilda 
und  Branner  and  setat  dann  för  die  Folgezeit  bis  rund  1500  mit  seiner 
eigenen  Untersuchung  ein.  Oertlieh  beschränkt  er  sich  auf  das  Recht 
der  Küstengebiete  zwischen  Zuidersee  und  Weser  —  mit  guten  Grün- 
den; aber  ich  möchte  doch  den  Wunsch  aussprechen,  der  Verf.  hätte 
bei  seiner  jetzigen  gründlichen  Einarbeitung  in  die  Quellen  auch 
Westerwold  und  Drenthe  und  zur  Abrundung  der  Arbeit  wenigstens 
noch  Nordfi-iesland  mitgenommen.  Vielleicht  könnte  er  als  zweiten 
Band  oder  allenfalls  in  der  Form  eines  Nachtrags  die  übergangenen 
friesischen  Landscbaften  folgen  lassen. 

Seine  Ergebnisse  hat  Bis  —  ebenso  wie  vor  ihm  Friese  für  den 
Sachsenspiegel  —  hauptsJichlich  in  das  System  von  Brunner  hineinge- 
baut —  ein  Verfehren,  durch  das  die  Arbeit  jedenfalls  an  Handlich- 
keit gewonnen  hat.  Vorausgeschickt  wird  als  Einleitung  eine  sehr 
übersichtliche  Darstellung  der  Quellen  (vgl.  dazu  des  Verf.  Vorstudie : 
Die  üeberlieferung  der  friesischen  Küren  und  Landrechte,  in  dieser 
Zeitschrift  XX  [1899]  S.  39  ff.),  und  der  verwickelten  Münzverhältnisse. 

Der  erste  Abschnitt:  die  Missethat,  bringt  zunächst  eine  Reihe 
interessanter  Charakterisirangen  von  Verbrechen,  so  namentlich  als 
Dreistigkeit,  Thorheit,  wozu  die  Ausdrücke  praesumptio  und  stultitia 
(Schreuer,  Die  Behandlung  dor  Verbrechenskonkurrenz  in  den  Volks- 
rechten 1896  S.  56 ff.)  verglichen  werden  könnten;  swartaswang,  eigent- 
lich Begiessung  mit  einer  unsauberen  Flüssigkeit  (vgl.  His  a.  0.  S.  328  £), 
als  Bezeichnung  von  Delikten,  die  einer  niedrigen  Gesinnung  entsprin- 
gen; fechtliche  Sachen  u.  s.  w.  Sehr  sorgfältig  herausgearbeitet  sind 
die  Unterscheidungen  der  Quellen  im  bösen  Willen:  ungefähr,  Zorn, 
bedachtei*  Muth  oder  gar  die  blosse  perfide  Absicht  zu  kränken.  Be- 
achtenswerth  ist  die  gelegentliche  Gleichstell  ujig  von  Zufall  und 
Affekt:  per  infortunium  vel  alio  casu  in  conflictu.  Den  besonderen 
Begriff  der  Fahrlässigkeit  kennen  nach  His  nur  solche  Quellen,  die 
unter  römischem  oder  kirchlichem  Einfluss  stehen  (S.  41).  Die  Rechts- 
folge ungewollter  Missethat  ist  durchweg  geringere  Straf  barkeit  ^), 
wenn  auch  mitunter  sogar  volle  Busse.  Als  solche  absichtslose  Misse- 
thaten  werden  bekanntlich  auch  Delikte  Anderer  aofgefasst,  die  ihr 
Herr  zu  vertreten  hat.  So  die  Verbrechen  von  Thieren  und  Unfreien, 
von  Frauen  und  uig ährigen  Kindern.  Betreffend  die  Frauen  ist  be- 
merkenswerth  die  auch  im  langfobardischen  Recht  (allerdings  in  anderen 
Verhältnissen)  vorkommende  Berücksichtigung  des  Umstandes,  ob  die 
Fraa  nicht  etwa  selbst  den  Streit  angefangen  hat;  in  diesem  Fall 
steht  sie  dem  Manne   gleich ;    vgl.  His  S.  49  und  143.    Auch  für  Un- 


•)  Die  eine  Bestimmung  des  ostfriesischen  Landrecht«,  dieser  ganz 
«igenthümlichon  Kompilation  (vgl.  Stohbo,  Kechtsqnellen  II  346  f.,  His  a.  O. 
S.  5 f.),  welche  bei  grober  (1)  Fahrlässigkeit  sogar  die  Todesstrafe  androht, 
kommt  für  die  systematische  Auffassang  nicht  in  Betracht. 
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thaten  von  volljährigen  Haussöhnen,  Gästen,  Landsaesen,  des  freien 
Gesindes  muss  der  Herr  aufkommen,  gelegentlich  sogar  so  -weit,  dass 
der  von  seinem  eigenen  Hausgenossen  bestohlene  Herr  för  den  Dieb 
die  Halslösnng  an  den  Schulzen  zahlen  muss.  In  Konsequenz  dieses 
Priniips  haftet  auch  das  Kloster  für  die  Laienbrüder,  der  Gefolgsherr 
für  seine  Gefolgsleute. 

Interessant  sind  die  Einblicke,  die  His  in  das  langsame  Sch-^inden 
der  Sippenhaftung  gewährt  xmd  der  Nachweis  der  Haftung  der  Ge- 
meinde des  Verbrechers.  Die  Gemeinde  haftet  an  allerletzter  Stelle: 
ist  der  Verbrecher  arm  oder  flüchtig,  so  werden  die  Freunde  in  An- 
spruch genommen,  hinter  diesen  steht  der  etwaige  Landesherr,  auf 
dessen  Grund  und  Boden  der  Verbrecher  wohnte ,"  und  erst  an  dritter 
Stelle  wird  ein  Anspruch  gegen  die  Gemeinde  zugelassen. 

Eine  meines  Erachtens  —  auch  sofern  sie  von  Heck  und  Mayer 
abweicht  —  richtige  Darstellung  liefert  der  Verfasser  von  der  friesi- 
schen ofledene,  die  auf  eine  Gefolgschaftsbegründung  hinausläuft,  wo- 
bei der  Hauptmann  die  Haftung  far  alle,  die  ihm  folgen,  auf  sich 
nimmt.  Er  soll  nun  damit  allein,  schon  durch  diese  Zusammenstellung 
einer  Kampfechaar  ad  hoc,  nicht  seine  Blutsfreunde  in  die  Haftung  für 
das  ganze  Unternehmen  mit  hineinziehen  können;  die  Sippe  soU 
korporativ  beschliessen  können,  ob  sie  diesen  Kampf  führen  will  oder 
nicht.  Bei  dieser  Gelegenheit  berichtigt  Ris  auch  die  bisherige  Auf- 
fassung des  friesischen  ledeth.  Dieser  ist  nach  ihm  nicht  Eidhelfereid 
und  nicht  Eid  eines  Inquisitionsieugen,  sondern  ein  Eid,  durch  den  der 
Führer  der  Fehde  die  Haftung  für  alle  Folgen  auf  sich  nimmt.  Die 
Formel,  die  His  mittheüt  und  die  in  mancher  Beziehung  sich  deut- 
licher, reichlicher  ausdruckt,  als  die  Version  bei  Richthofen, 
scheint  mir  dafrtr  zu  sprechen.  Der  Eid  ist  promissorisch.  Er  geht 
auf  Geständnis»  thun  und  Leite  leiten  und  für  die  Kosten  ein- 
stehen, was  gefochten  würde  um  des  D.  Todtschlags  willen  an  Tödtun- 
gen,  Wunden  u-  s.  w.  So  j  this  tha  iecht  dwe  and  tha  leed  lede  and 
tha  cost  stände,  hu  so  it  bifochten  wirde  vmme  he(ra)  D,  daed- 
banthe,  se  hit  an  deda  mannum ,  se  hit  an  breinwondum  etc.  (S.  364). 
Auch  die  Erklärung  der  fliute  als  Kriegsgenossenschaft,  also  etwa 
conciliua  des  langobardischen  Rechts  —  im  Gegensatz  lu  Heck,  der 
bloss  an  eine  Bauerschaft  resp.  ein  Geschlecht  denken  will  —  scheint 
mir  ansprechend. 

Sehr  eingehende  und  lehrreiche  Erörterungen  widmet  His  der 
Provokation  (halinge),  der  Nothwehr  (bloss  bei  Angriffen  gegen  Leib 
und  Gut  anerkannt,  erst  von  der  jurisprudentia  frisica  auch  gegen  die 
Ehre;  völlig  straflos  nur  in  Quellen,  die  unter  fremdem  Einfluss  stehen 
nnd  bei  Hausfriedensbruch,  sonst  im  Allgemeinen  nur  Befreiung  vom 
Friedensgelde  bewirkend),  dem  Versuch  (im  Ganzen  die  fränkischen 
Zustände),  der  Anstiftung,  der  Mitthäterschaft,  bei  welcher  bald  ein 
einziger  Mitthäter,  bald  jeder  pro  rata  oder  auch  voll  haftet,  dem 
Banden  verbrechen,  der  Begünstigung.  Ausführlich  behandelt  der  Ver- 
fasser im  Wesen  anf  den  von  mir  för  die  fränkische  Zeit  herausge- 
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arbeiteten  Gnindlagen  die  Verbreobenf5koukurreiiz.  Ein  Mispvei-sländ- 
niss  meiner  Audführungen  findet  sieb  S.  101  Anui.  4:  , Keine  Zersplitte- 
rxiüg  des  Tbatbestandes  sebe  ich  in  den  von  Schreuer  S.  27  so  genannten 
Propcrtionalbussen.  Wird  bei  Eigonthumsvergeben,  wie  Raub,  Dieb- 
stabl,  Brandstiftung  ein  mehrfacher  Fjsatz  gelei&tet,  so  liegt  Ersatz  des 
Gesammtwerthes,  nicbt  Ersatz  jedes  einzelnen  Gutes  vor".  Nicht  wegen 
der  Multiplizität  des  Ersatzes  habe  ieb  bei  den  Proportionalbussea 
Zersplitterung  des  Tbatbestandes  angenommen,  sondern  die  von  mir 
a.  0.  zitirteu  Volksret'bte  erklären  in  solchen  Proportionalbussfällen 
ausdiücklich ,  jede  Sache  müsste  da  besonders  (mit  einem  Vielfachen) 
gebüsst  werden,  es  seien  da  mehrere  latrocinia  vorbanden  —  trotzdem 
unser  einer  geneigt  sein  würde,  bei  Proportionalbussen  eher  eine  Delikts- 
einheit anzunehmen.  —  Ein  kleines  Missverständniss  meiner  Ausfüh- 
rungen findet  sich  auch  S.  113f.  Lex  Fris.  XXII.  75  sagt:  Vulnera  tria 
vel  quatuor  vel  eo  amplius  uno  ictu  facta  mensurautur  u.  s.  w.,  und 
darum  sage  ich  a.  0.  S.  10,  erst  von  drei  Wunden  an  werde  bei 
Wundenmehrheit  gemessen  und  in  der  oder  jener  Weise  eine  Art  Ge- 
sammtausmafs  in  Anschlag  gebracht,  während  bloss  zwei  Wunden 
gezählt  würden. 

Der  Abschnitt  scbliesst  mit  einer  sorgfältigen  und  ergiebigen 
Würdigung  der  Sondeift-ieden ,  Gottesfrieden  und  Landfrieden,  wobei 
namentlich  auf  wichtige  friesische  Besonderheiten  hmgewiesen  wird. 

Der  zweite  Abschnitt  (S.  165 — 254)  behandelt  die  Folgen  der 
Missethat:  die  Friedlosigkeit ,  die  Todesstrafe,  die  Leibesstrafen,  die 
Fehde,  und  im  Anscbluss  daran  in  aufschlussreicher  Darstellung  die 
Sühne  und  das  Friede  wirken  der  Obrigkeit,  endlich  die  Busse  und  das 
Friedensgeld.  Nicbt  ganz  einwandfrei  scheint  mir  die  allgemeine  Ein- 
leitung dieses  Abschnittes,  u.  A.  namentlich  der  Satz:  ,dem  Verletzten 
und  seiner  Sippe  steht  es  frei,  ob  sie  sich  mit  der  ipso  iure  eintreten- 
den beschränkten  Friedlosigkeit  (d.  i.  Fehde)  begnügen,  oder  ob  sie 
durch  Klage  vor  Gericht  die  Verkündung  der  vollen  Friedlosigkeit 
herbeiführen  wollen"  (S.  166).  Eine  Auseinandersetzung  über  diese 
schwierige  Frage  würde  hier  zu  weit  führen.  —  Anmerkungs weise 
möchte  ich  auch  moniren,  dass  mir  die  Argumentation  S.  207,  es  seien 
„nach  der  Lex  Frisionum  Tbateu  in  rechter  Fehde  nur  von  der  Busse, 
nicht  vom  Friedensgeld  befreit  gewesen",  nicht  durchschlagend 
erscheint.  His  schliesst  dies  aus  Additio  I  1,  2:  „wenn  auf  Blutrache 
unter  Bruch  eines  Sonderfriedens  das  neunfache  Friedensgeld  steht,  so 
rauss  wohl  die  Blutrache  ohne  solchen  »icdensbruch  mit  dem  einfachen 
Fredus  geahndet  woiden  sein".  Später  mag  das  so  gewesen  sein,  HLs 
a.  O.  Anm.  2.  Die  Lex  aber  sagt  a.  0.  einfach :  Homo  faidosus  pacero 
habeat  in  ecclesia  u.  s.  w,:  qui  hanc  pacem  effregerit  et  hominem 
occiderit,  novies  XXX  solidos  componat.  Aus  den  Eingangsworten 
scheint  sich  doch  zu  ergeben,  dass  der  homo  faidosus  sonst  keine  „pax" 
hat,  womit  dann  ein  Friedensgeld  ausgeschlo-ssen  wäre. 

Der  dritte  Abschnitt  endlich  (S.  255-358)  behandelt  die 
wichtigsten  Vergeben,  immer  in  eingehender  und  gewissenhafter  Ver- 
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aibeitung  auch  des  Details.  Zum  Schloas  bringt  das  Buch  —  uater 
Mitwirkung  des  Archivraths  Dr.  G.  Sello- Oldenburg  —  einige  inter- 
essante Quellenabdrücke  und  ein  Register,  welches  die  Arbeit  auch 
für  das  deutsche  Rechtswörterbuch  leicht  brauchbar  macht. 

Münster  i.  W.  H.  Schreuer. 


Adolf  Zycha,  Das   böhmische   Bergrecht  des  Mittelalters 
auf  Grundlage   des  Bergrechts  von  Iglau.     Erster  Band: 
Die  Geschichte  des  Iglauer  Bergrechts  und  die  böhmische 
Bergwerksverfasaung.    XVI  und  347  SS.     Zweiter  Band: 
Die  Quellen  des  Iglauer  Bergrechts.    XLIV  und  518  SS. 
Mit   Unterstützung    der    kaiserL    Akademie    der  Wissen- 
schaften zu  Wien.    Berlin,  Verlag  von  Franz  Vahlen.    1900. 
Das  Ziel  dieser  Arbeit   ist,    eine  .systematische  Darstellung  des 
böhmischen  Bergrechts    im  Mittelalter   herauszuarbeiten.     Wenn   nun 
auch  der  Satz  des  Verfassers :  in  den  böhmischen  Quellen  liege  geradezu 
der  Schlüssel   für  das  Verständniss   des   hLstorischon  deutschen  Berg- 
rechts überhaupt  —  viel  tu  weit  geht,  so  kann  doch  nicht  bestritten 
werden,  dass  das  böhmische  Bergrecht  einen  Eckpfeiler  der  gesammten 
deutschen  Bergrechtsentwicklung  ausmacht.   Und  da  eine  systematische 
Detfstellung  —  so  sehr  sich  die  hervorragendsten  Forscher  auch  mit 
dem  böhmischen  Bergrecht  beschäftigt  haben  —  bisher  fehlte,  ist  ein 
solches  Unternehmen  jedenfalls  mit  Freuden  zu  begrüssen. 

Als  Grundlage  für  seine  Arbeit  bietet  Zycha  eine  Sammlung  der 
Iglauer  Bergrechtsquelleu.  Leider  erfiült  diese  die  Erwartungen,  die 
man  nach  der  Vorrede  des  Herausgebers  (I.  Bd.  S.  XI)  hegen  dürfte, 
nicht  vollständig.  Das  hat  bereits  Neuburg  hervorgehoben  (vgl.  Litte- 
rarisches Centralblatt  1901  Nr.  16,  19,  21)  und  Bretholz  im  Einzelnen 
ausgeführt  (Mittheilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung XXni  [1902]  S.  3'29ff.).  Nach  des  Letzteren  Zusammen- 
stellungen hat  die  Ausgabe  Mängel,  die  nicht  bloss  die  formelle  Edition 
betreffen,  sondern  auch  häufig  den  materiellen  Sinn  des  Textes  beein- 
flussen. Dadurch  entsteht  aber  auch  eine  gewisse  Unsicherheit  gegen- 
ül)er  den  eigentlichen  Ausführungen  des  Verfassers,  die  noch  dadurch 
erhöht  wird,  dass  Zycha  ähnlich  wie  in  seinem  „Recht  des  ältesten 
^deutschen  Bergbaues  bis  ins  13.  Jahrhundert"  (Berlin  1899)  nicht  selten 
wenn  auch  schon  bedeutend  weniger  —  über  die  Leistungen  seiner 
iger  ziemlich  nichtachtend  dahinstürmt.  Eingehende  Auseinauder- 
jen  möchten  hier  zu  weit  führen,  aber  es  lässt  sich  doch  kurz 
lerken,  dass  z.  B.  Tomaschek,  Das  alte  Bergrecht  von  Iglau  S.  Vf. 
igehend  die  Abhängigkeit  des  Freiberger  von  dem  Iglauer  Bergrecht 
erörtert,  wenn  er  auch  mit  Ermisch  für  das  ursprüngliche  Freiberger 
Recht  Unabhängigkeit  von  Iglau  annimmt,  während  doch  auch  Zycha 
schliesslich  (S.  89)  das  gegenseitige  Verhältniss  des  alten  Freiberger 
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und  des  Iglauer  Bechts  dahingestellt  sein  läs&t  und  bloss  im  Allge- 
meinen fOr  beide  alpenläcdische  Grundlagen  annimmt.  Ebenso  wird 
bei  der  Erörterung  über  die  räthselhafte  Iglauer  Urkunde  (A)  Zycha 
seinem  Vorgänger  Tonmschek,  wiewohl  er  stark  auf  ihm  basirt,  nicht 
gerecht.  Die  Datirung  15. — 25.  August  stammt  ganz  von  Tomaschek 
(Deutsches  Recht  in  Oesterreich  S.  86),  und  auch  die  Charakterisirung 
dieses  Schriftstückes  durch  Zycha  ist  doch  eigentlich  nur  eine  Fort- 
entwicklung der  einstigen  Lorenz'schen  und  Tomaschek'schen  Auf- 
fassung.   Und  so  geht  es  recht  häufig;  vgl.  namentlich  auch  S.  289. 

Trota  aller  dieser  Mängel  möchte  ich  Zycha's  Arbeit  doch  für 
einer^  Schritt  nach  vorwärts  erklären.  Die  Sache  hätte  allerdings  bei 
weniger  Hast  und  ordentlicher  Ausreifung  imd  namentlich  auch  bei 
mehr  Selbstbeschränkung  (auch  in  räumlicher  Hinsicht)  besser  gemacht 
werden  können,  doch  ist  das  Gebotene,  namentlich  der  konzisere  dog- 
matische TheU,  auch  wenn  man  nicht  immer  räckhaltslos  zustimmen 
möchte,  als  Förderung  des  Frobleras  anzusehen. 

Zycha  behandelt  zunächst  im  ersten  Theil  (S.  1—134)  die  Ge- 
schichte des  Iglauer  als  Grundlage  des  böhmischen  Bergrechtes,  Be- 
treffend die  Anfänge  des  böhmischen  Bergbaues  verhält  er  sich  mit 
Recht  ziemlich  reaervirt.  Von  den  Argumenten,  die  er  für  den  slavi- 
scben  Ursprung  des  Bergbaues  in  Böhmen  und  Mähren  anfahrt,  fallen 
einige  allerdings  in  sich  zxisanunen.  So  sind  z.  B.  einfache  Gold- 
wäschereien keine  Bergwerke,  die  argentaria  super  Mezea  (Mies), 
weiche  seit  1183  urkundlich,  bezeugt  ist,  muss  durchaus  nicht  slavisch 
sein,  die  mouotarii  opulentissimi  in  Prag,  von  denen  Cosmas  zu  1091 
berichtet  und  die  wohl  mit  dem  Silberbergbau  in  sehr  starkem  Zu- 
sammenhange stehen,  sind  sogar  sehr  wahrscheiulicb  Deutsche,  und 
Belege  seit  dem  Ende  des  XIL  Jahrhunderts  haben  hier  überhaupt 
wenig  Durchschlagskraft.  Doch  nimmt  Zycha  eines  als  sicher  an, 
und  das  ist  hier  die  Hauptsache;  „au  einen  inneren  Anschlusa  des 
deutschen  an  den  böhmisch -slavischen  Bergbau  darf  nicht  gedacht 
werden«  (S.  7.). 

Woher  stammen  nun  die  somit  zweifellos  deutschen  Iglauer  Berg- 
gewohnheiten,  wie  sie  jedenfalls  schon  vor  der  ersten  Aufzeichnung 
gegolten  haben?  Zycha  wendet  sich  gegen  die  Annahme  flandrischen 
oder  fränkisch- harzer -meissner  ürsprruigs.  Er  vertritt  vmd  erweitert 
eine  eigentlich  bereits  von  Zivier,  auch  von  Klostermann  und  Ermisoh 
aufgewiesene  Richtung,  die  auf  Trient  als  Ursprungsort  des  Iglauer 
resp.  Freiberger  Rechtes  hingewiesen  haben.  Nach  Zycha  stammt  das 
Iglauer  Bergrecht  seinen  Grundgedanken  nach  aus  den  Alpenländem 
und  von  ebendaher  oder  von  Iglau  selbst  das  Recht  von  Freiberg.  Das 
Beweisverfahreu  in  dieser  Frage  kann  jedenfalls  noch  nicht  als  abge- 
schlossen angesehen  werden,  doch  scheinen  mir  die  Ausführungen 
Zycha's  beachtenswerth.  Sein  Hauptargument  bildet  neben  einigen 
sachlichen  Parallelen  —  auf  die  allerdings  viel  mehr  hätte  eingegajigen 
werden  sollen  —  die  bekannte  starke  Beeinflussung  Mährens  durch  die 
babenbergischen   Länder   überhaupt   und    das   Vorherrschen   bairisch- 
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oberdeutsoher  Wortformen  in  der  —  nach  Zycha  —  äJtesten  latei- 
nischen Kodifikation  des  Iglaner  Bergrechte.  Da«  „iml engbare  Vor- 
handensein einzelner  sächsischer  Elemente"  erklärt  Zycha  dnrch 
sächsische  Nachkolonisation  aus  dem  XIII.  Jahrhundert  (Bd,  I  S.  32). 
Der  Schritt  also,  den  Zycha  über  seine  Vorgänger  hinaus  that  bedarf 
demnach  noch  sehr  der  Festigang. 

An  Kodifikationen  des  Iglauer  Bergrechts  gählt  Zycha  auf: 
2  lateinische  Redaktionen  —  die  eine  von  1249,  die  andere  von  126-5 
bis  1280,  und  eine  deutsche  Redaktion  in  3  Rezensionen  —  aus  dem 
letzten  Dezennium  des  XIII.,  aus  dem  Anfang  des  XIV.  und  aus  der 
ersten  Hälfte  des  XIV.  Jahrhunderts,  die  letzte  benutzt  im  Freiberger 
Bergrecht,  das  Ermisch  in  die  Zeit  zwischen  1346  und  1-375  setzt.  Ich 
möchte  hier  etwas  bei  der  nach  Zycha  „älteren  lateinischen  Redak- 
tion" verweilen.  Zycha  erklärt  (^gl.  auch  dessen  Aufsatz  in  den  Mit- 
theilungen  des  Vereins  flir  Geschichte  der  Deutschen  in  Böhmen  XXXIX 
[1900]  S.  10 ff.)  die  räthselhafte  Urkunde,  die  sich  als  Diplom  König 
Wenzels  und  seines  Sohnes,  des  Markgrafen  Przemysl  Ottokar  giebt 
fSr  echt  und  zwar  .als  ein  vom  Stadtnotar  über  die  Verhandlungen 
des  Königs  und  de«  ^Markgrafen  mit  den  Bürgern  im  Jahre  1249  auf- 
genommenes Protokoll,  bekräftigt  durch  die  Anhängxmg  der  farstlichen 
Siegel'.  Als  weitere  Parallele  zu  dem  Hinweis  Tomaschek's  auf  Magde- 
burger Quellen  fBgt  Zycha  noch  das  Trienter  Bergrecht  hinzc.  Aehn- 
lich  wie  es  dort  geschah,  sollen  auch  in  Iglau  bei  persönlicher  An- 
wesenheit des  Privilegienertheilers  und  der  Vertreter  der  Gemeinde 
die  Rechtssätze  bald  von  der  einen,  bald  von  der  anderen  Seite  ,propo- 
nirt"  worden  sein,  worauf  man  auf  sie  einig  zu  werden  suchte.  „Davon 
stellte  dann  die  Niederschrift"  —  in  welcher  bekanntlich  hier  wie  dort 
bald  der  Frivilegicnertheüer  (dominus  Fridericus  D.  g.  s.  Tridentine 
ecclesie  electus  respektive  König  Wenzel  una  cum  filio  nostro),  bald 
die  Begnadeten  selbst  (die  Trienter  aübrarii,  werchi,  respektive  die 
iurati  Iglavienses)  sprechend  angeführt  werden  —  »ein  genaues  Abbüd 
vor."  Diese  Auffassung  greift  also  zurück  auf  die  einst  von  0.  Lorehz 
und  Tomaschek  aufgestellte  Vermuthung,  es  liege  ein  Entwurf  der 
Bürger  vor,  welcher  vom  Stadtrathe  als  Grundlage  der  St^adtrechte 
dem  König  vorgelegt  ("Lorenz)  und  bis  zur  Aussteilung  der  vollkomme- 
nen, förmlichen  Urkunde  interimistisch  dtuxh  Anhängung  der  Siegel 
des  Königs  und  des  Markgrafen  bekräftigt  wurde  (Tomaschek),  Gegen 
die  Zycha* sehe  Variante  habe  ich  das  doch  wohl  gewichtige  Bedenken, 
da«s  eti  etwas  sonderbares  an  sich  hat,  wenn  über  Verhandlungen  des 
Königs  mit  den  Bürgern  ein  Stadtnotar  das  Protokoll  fahren  würde. 
Unmöglich  ist  es  nicht,  aber  leicht  wird  die  Annahme  auch  nicht. 

Im  KweitenTheil  (S.  137-326)  behandelt  Zycha  die  böhmische 
Bergwerkverfasaung  im  Mittelalter.    Verf.  konstatirt  filr  1227  (deutsch- 

ttliche)  landesherrliche  Ausübung   des  Bergregals  *)  und   für  1258 


')  Die  Stelle  findet  sich  nicht,  wie  Zycha  angiebt,  bei  Erben,  der  nur 
sehr  fragmentarisches  Regest  davon  giebt,  sondern  laut  Vermerk  daselbst 
»pia  saec.  XIV  mouast.  Lucensis    bei  Boczek.     Sie  ist   mir    hier   unzu- 
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Fiudcrbeleihuug  <1uit.1i  eiu'sa  königlichen  Beamten.  —  hier  ist  es  der 
bekannte  Münzmeister  Eberlein  —  der  in  ganz  Böhmen  die  facultas 
besass,  porrigendi  quoslibet  montes  aive  meatus.  In  Iglau  selbst  mögen 
sich  die  Verhältnisse  au.s  der  Freiung  eines  königlichen  Berges  ent- 
wickelt haben  Zu  den  diesbezüglichen  Ausführungen  Zycha's,  das 
Recht  des  ältesten  deutschen  Bergbaues  S.  67 ff.  ist  auch  noch  auf 
C.  E.  Leuihold-,  das  österreichische  Bergrecht  in  seinen  Grundzügen, 
Prag-Leipzig  1887  S.  18 ff.  zu  verweisen,  wo  dieselben  Grundgedanken 
vorgetragen  werden. 

Was  das  Verhältniss  des  böhmischen  Regalherm  zum  Reiche  an- 
belangt, so  übersieht  Zjcha,  der  (Erlanger)  Dissertation  von  H.  Hove- 
dissen,  König  Albrechts  1.  Verhältniss  zu  Böhmen,  Nordhanseu  a.  H. 
1891  namentlich  S.  49  folgend,  ganz  den  vollen  Wortlaut  des  Aus- 
gleiches zwischen  König  Wenzel  111.  und  König  Albrecht,  wie  er  in 
der  Urkunde  von  Nürnberg  18.  August  1305  Mon.  Germ.  Leges  II  486 
niedergelegt  ist.  Es  ist  unrichtig,  dass  in  diesem  „die  unterirdischen 
Schätze  dem  Böhmenkönig  ausdrücklich  zugesprochen  wurden'.')  Die 
entscheidenden  Worte  der  Urkunde  lauten:  Promittimus  ....  Wenczes- 
laura  ...  in  ipsis  Boemiae  . ..  regnis  .  .  ,  ac  generaliter  omnibus,  quae 
ad  ipsum  Wencezlaum  ...  ex  successione  patema  vel  quocuuque  alio 
tituio  pervenerunt  nee  de  iure  nee  de  facto  toto  vitae  nostrae 
tempore  aliquatenus  impedire,  etiam  si  aliquod  ins,  quod  vulgariter 
dicitur  anspruch  nobis  vel  imperio  in  eis  competeret,  vel  diceremub 
competere  vel  nobis  aut  imperio  aliqua  competere  videretur.  Sed  ipse 
Wenceslaus  .  .  heredes  ac  succcssores  sui . . .  praedicta  regna  . .  .  cum 
pleno  dominio  et  omnibus  regnorum  etc.  titulis,  honoribus,  iuribus, 
iurisdictionibus,  utilitatibus  intra  et  supra  terrani  in  regnis  etc.  predic- 
tis  et  ex  eis  provenientibus ,  feudalia  in  iure  feudi,  propria  vero  et 


gänglich.  Nach  Zycha  verleiht  darin  , Ottokar  I.  dem  Petrus,  Erbauer  der 
Stadt  Jamnitz,  Kastellan  von  Vöttau  auctoritate  regia  ,  .  usura  et  urburam 
aurifodinaruui ,  que  nunc  ibidem  in  circuitii  civitatis  Jamnic  sunt  atque  in 
futuium  fuerint  ibidem  reperto,  omnemque  proventum  de  rnontibus  ibidom, 
sive  sit  in  auro,  argento,  plumbo,  ferro  aliisque  metallis".  Für  die  folgende 
Urkunde  von  1234  (gleichfali«  aus  Boczek  ex  origln.'iH  der  Stadtgemeinde) 
ist  der  Auszug  Erbeu's  vollständiger.  Premilz  niarchio  Moravie  für  Vnichow 
(ünczow,  Mährisch  Neustadt):  Statuimus  iusuper  ne  aurifodae  qui  nobis 
deciinarum  solutione  tenentur,  habitandi  seu  etiani  pernoctaudl  causa  ad 
villas  circumiacentes  refugium  habere  pracsumant.  Sunt  autem  terniini 
eiusdem  villae  .  .  .  .;  et  omno  gcuus  metaUorum  intra  praodictos  terminos 
ad  ipsam  villam,  salvo  iure  nostro,  dinoscitur  pertinere.  Die  dritte  Urkunde, 
von  1238  (Boczek  ox  orig.  in  registr.  c.  r.  Gubern.  Mor.)  ist  bei  Erben  bloss 
exzcrpirt.  Nach  diesem  Auszug  verleiht  l'remiszol,  inarchio  Moraviae  dem 
Kloster  Welehrad  ad  aediücia  ipsius  construenda  „mineras  ferri,  quae  in 
praesonti  repeitae  sunt,  vel  ubicunque  in  terra  nostra  poterunt  de  cetero 
reperiri,  et  reditus  ad  easdem  pertinentes,  qui  nobis  iure  codebant".  Eine 
eingehendere  Diskussion  dieser  Urkunden  an  Stelle  der  blossen  Zusammen- 
stellung durch  Zycha  scheint  mir  sehr  wünschenswerth.  Leider  ist  sie  mir 
mit  den  hiesigen  Hilfsmitteln  nicht  möglich. 

*)  Ebenso  falsch  mit  heftigen  AuslUllen  gegen  Albrecht  Falacky,  DS&jiuy 
nArodu  Öesk.5ho  ID  292,  303. 
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hereditaria  iure  proprietatis  et  hereditario  debent  obtinere  in  perpe- 
taum  et  ea  libere  et  pacifice  posi.idere.  Die  Rechtsfrage  wird  also 
ganz  offen  gelassen,  nur  für  seine  Lebenszeit  und  ohne  alles  Präjudiz 
verspricht  Albrecht,  den  König  von  Böhmen  im  faktischen  Besitz  nicht 
zu  stören.*)  Erst  die  Goldene  Bulle  von  1356  c.  9  hat  den  böhmischen 
Königen  ebenso  wie  allen  übrigen  Kurfürsten  unter  Berufung  auf  die 
bisherige  Uebung  das  Bergregal  generell  zugesprochen. 

„Mit  Rücksicht  auf  die  schlesische  Regalgeschichte"  hält  ea  Zycha 
(1  142)  für  wahrscheinlich,  dass  dem  vollen  landesherrlichen  Regal  auch 
in  Böhmen  ein  landesfJirstliches  Zehentrecht  vorausgegangen  sei.  "Viel- 
leicht könnte  hier  auch  auf  die  Urkunden  von  1234  und  12:38  (S.  140  f, 
vgl.  in  dieser  Besprechung  oben  S.  331   Anm.  1 )  verwiesen  werden. 

Das  landesfüistliohe  Regal  gelangt^e  durch  Privilegien,  durch  Yer 
ptändungen  und  Verpachtungen  königlicher  Bergwerke,  wobei  die  bloss 
auf  fiskalischen  Maximen  fundirte  königliche  Regalverwaltung  als 
gegenstandslos  aulhörte,  in  die  Hände  der  grossen  Grundherren.  Erst 
das  habsburgische  Regiment  hat  auch  hier  wieder  ordnend  eingegriffen: 
der  ferdinandeische  und  der  maximilianeisehe  Bergwerksvergleich  von 
1534  und  157")  (Zycha  S.  146  ff.).  Diese  Vorgänge  wären  wohl  am  besten 
in  die  beicaunte  allgemeiue  politische  Entwicklung  einzurücken.  Z.  wird 
ja.  selbst  dazu  gedrängt  (1  156),  die  Usurpation  der  regalherrlichen  Ver- 
waltung bei  nicht-ständischen,  also  königlichen  Bergwerken  durch  die 
Stadtobrigkeiten  ,in  die  zweite  Hälfte  des  durch  dit  Eut-iräftung  der 
staatlichen  Macht  in  Böhmen  gekennzeichneten  XV.  Jahrhunderts  zu 
setzeu."  Interessaat  ist  der  Ueberblick  über  parallele  Erscheinungen 
der  Schwächung  des  landesherrlichen  Regals  in  Ungarn,  Polen,  Weissen, 
auch  im  Breisgau  und  die  gegensätzliche  Entwicklung  in  Sachsen.  Und 
damit  hängt  auch  die  Verschiidenheit  in  der  .Ausgestaltung  des  landes- 
herrlichen Regals  zu.sammen;  das  böhmische  Regal  kommt  über  die 
fiskalischen  Interessen  nicht  hinaus.  , Sowohl  gegenüber  der  tech- 
nischen, wie  gegenül>er  der  kommerziellen  Thätigkeit  der  Gewerk- 
schaften steht  es  auf  dem  Standpunkt  vollster  Autonomie"  (I  163). 
Das  sächsische  Bergrecht  hingegen  schuf  das  Direktionsprinzip  (S.  164). 
Unter  den.^elben  staatsrechtlich-politischen  Gesiebtspunkt  ist  auch  die 
grimdherrliche  Reaktion  gegen  die  Bergbaufreiheit  zu  stellen,  die  erst 
durch  die  Bergwerksvergleiche  des  XVf.  Jahrhunderts  zurückgedrängt 
worden  ist  (S.  176  ft.). 

Im  weiteren  behandelt  Zycha  nach  einem  kürzeren  Abschnitt 
über  die  Bergbehörden  fS.  193—202),  —  an  die  wohl  besser  die  Be- 
merkungen über  Berggerichtsbarkeit  (S.  324  — 326)  anzuschliessen  ge- 
wesen wären,   —  eingehend  den  Erwerb  der  Bergbaurechte  (S.  202  bis 

*)  Richtig  übersetzt  A.  Bacbmaan,  üescbichte  Böhmens  I  S.  709 f.: 
»König  Alhreeht  gestand  zu.  dass  seine  .  .  .  Forderungen,  so  lange  er  lebe, 
ruhen  sollten'.  Dagegen  heiH'-t  e-s  daselbst  S.  710  Anni.  1  unrichtig:  „Das 
totura  ^sic!)  dominium  bezeichnet  die  lleberlassuug  der  Kegalien,  die  x\lbrecht 
streitig  gemacht  hatte".  Plenum  dominium  ist  die  Landeslioheit,  ohne  direkte 
^•icksicht  aut  das  streitige  und  in  suspen-io  belassene  Bergregal. 
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236),  die  Ausübung  (S.  236-321)  und  den  Verlust  (S.  321-324)  der 
Bergbaubereehtigung.  In  dieser  dogmatischen  Darstellung  möchte  ich 
eigentlich  das  beste  Stück  der  ganzen  Arbeit  sehen.  Wenn  ich  auch 
nicht  mit  dem  Verfasser  durch  dick  und  dünn  gehen  mag,  so  muss  ich 
doch  anerkennen,  dass  das  Material  eingehend  durchgearbeitet  ist  und 
dass  der  Abschnitt  eine  Fülle  von  guten  und  beachtenawerthen  Be- 
merkungen bietet.  Der  Verf.  behandelt  hier  die  Erwerbsßhigkeit 
(Juden,  Bergwerksbeamte),  die  Arten  der  Bergbaurechte  (Neufänge, 
definitive  Abbauberechtigungen,  Suehstoilen,  ErbstoUen),  die  Muthung 
und  Verleihung  mit  Verurkundung  (Bergbuch),  den  Einzelbetrieb,  den 
Gesellenbau  und  die  Gewerkschaft,  die  Lehenschaft,  die  Theilmiethe, 
das  Bergarbeiterrecht  und  die  Rechte  von  Bergwerken  gegen  einander. 
Für  die  Gewerkschaft  nimmt  Zycha  als  Ausgangepunkt  au  die  Gemein- 
Bchaft  zu  gesammter  Hand  und  hiei*auf  allmählichen  üebergang  zur 
eigenen  Rechtspersönlichkeit.  So  sehr  ict  mit  dieser  allgemeinen 
Konstruktion  des  Verlaufes  einverstanden  bin,  so  scheint  mir  doch 
Zycha  viel  zu  früh  die  Gemeinschaft  aufzugeben  ^-  offenbar  in  Un- 
kenntniss  der  in  Oesterreich  noch  sehr  missachteten  deutsch-rechtlichen 
Gemeinschaftsformen.  Auch  der  germanistisch  denkenden  Köpfen  ge- 
läufigen Verdinglichung  der  gewerkschaftlichen  Verhältnisse  zum  ge- 
werkschaftlichen Fonds  wird  Zycha  nicht  gerecht. 

Zu  den  Ausfuhrungen  Zycha 's  über  Lehenschaft  und  Theilmiethe, 
sowie  über  Lohnarbeit  ist  jetzt  zu  vergleichen  Ludwig  Bernhard,  die 
Entstehung  und  Entwicklung  der  Gedingordnungen  im  deutschen  Berg- 
recht (SehmoUers  Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forscltungen  XX 
Heft  7)  1902  namentlich  S,  38ff.,  dessen  Widerspruch  gegen  die  von 
Zycha  schon  für  die  ältesten  Quellen  behauptete  besondere  Bedeutung 
der  Lohnarbeit  ich  gerechtfertigt  finde.  Auch  dieser  Abschnitt  -wäre 
noch  besser  gerathen,  wenn  der  Verfasser  seine  Missstimmung  nicht 
hineingemengt  und  in  ruhiger  Weise  sich  mit  der  Litteratur  gedrängt 
auseinandergesetzt  hätte. 

Münster  i.  W.  H.  Schreuer. 


Sehr  euer,  Dr.  Hans,  Untersuchungen  zur  Yerfassungsge- 
schichte  der  böhmischen  Sagenzeit.  (Schmoller,  Staats- 
und socialwissenschaftl.  Forschungen.  XX.  4.  1902.)  XXI 
und  108  SS. 

In  seiner  auch  heute  noch  vielfach  mustergiltigen  «Würdigung 
der  alten  böhmischen  Geschichtschreiber"  (1830)  charakterisirt  Palacky 
die  erste  Periode  der  böhmischen  Geschichtsschreibung  mit  den  Worten: 
, Beschränkte  Zwecke,  schwache  Mittel,  ziemliche  Ausführung",  und 
über  die  älteste,  von  Cosmas  1119—1122  geschriebene  Chronik  von 
Böhmen  äussert  er  sich  dahin,  Cosmas  habe  die  ,senum  fabulosas 
narrationes"  nait  einigen,  zu  seiner  Zeit  noch  vorhandenen  Denkmälern 
in  Verbindung  gesetzt  und  dabei  einen  richtigen  historischen  Takt  er- 
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wiesen,  der  ilm  vor  den  meisten  ürchroniken  anderer  Völker  und  selbst 
vor  seinen  Nachfolgern  auszeichne,  die  zwischen  Sage  und  Geschichte 
keinen  unterschied  gekannt  haben. 

Diese  Aussprüche  Palacky's  sollten  auch  heute  noch  von  Allen 
beherzigt  vi-erden,  welche  es  versuchen,  ein  Bild  der  ältesten  Kultur- 
xustände  Böhmens  zu  entwerfen  und  zu  diesem  Zwecke  die  Chronik 
von  Cosmas  verwerthen.  Leider  wird  gerade  dieses  Werk,  je  nach  dem 
Gesichtspunkte  des  betreffenden  Forschers,  gar  verschiedenartig  ge- 
deutet: die  von  Cosmas  nach  dem  Hörensagen  niedergeschriebene  Sage 
bald  kritiklos  als  strejig  historische  Quelle  angesehen,  bald  als  völlig 
werthloB  auser  Acht  gelassen. 

In  welch'  trefflicher  Weise  ein  Rechtshistoriker  auch  den  sagen- 
haften Theil  von  Cosmas'  Chronik  verwertheu  kann,  zeigt  die  vor- 
liegende Schrift  Schreuer's.  Sehr,  unterscheidet  überall  den  für  rechts- 
hiatorische  Forschung  vielfach  ganz  gut  verwendbaren  Kern  der  Sage 
von  deren  Ausschmückung  und  ihrem,  allerdings  sehr  oft  ganz  unzu- 
verlässlichfcu  chronologischen  Elemente,  gewinnt  auf  diese  Weise,  ins- 
besondere durch  Vergleich  mit  historisch  beglaubigten  Erscheinungen 
des  germanischen  R^chtelebens ,  mehrfach  ganz  neue  Einblicke  in  die 
älteste  Rechtsgeschichte  Böhmens  und  weist  dieser  eine  nicht  gering 
zu  schätzende  Bedeutung  auch  für  die  vergleichende  Rechtswissen- 
schaft zu. 

Eine  ganz  besondere  Bedeutung  kommt  der  Schrift  Sehr.'s  för  die 
Greschichte  des  deutschen  Rechts  zu.  Die  Verbreitung  des  deutschen 
Rechts  in  den  böhmischen  Ländern  wird  leider  auch  jetzt  noch  allzu 
wenig  gewürdigt.  Namentlich  wird  der  Zeitpunkt,  von  welchem  an 
ein  inteceiverer  Einfluss  des  deutschen  Elements  auf  das  Rechtsleben 
in  Böhmen  anheben  soll,  viel  zu  spät  angesetzt.  Lange  bevor  die 
dentsche  Colouisation  in  Böhmen  die  Ausbreitung  des  deutschen  Stadt- 
und  Dorfrechtes  daselbst  herbeigeführt  hat,  lassen  sich  deutschrecht- 
liche Elemente  ale  ein  wesentlicher  Faktor  der  gesammten  Rechtsent- 
wicklung Böhmens  nachweisen.  Sehr,  unterscheidet  in  dieser  Richtung 
eine  merowingische  und  karolicgische  Flutwelle,  welche  in  Böhmen 
einbrach  \md  sich  nicht  wieder  verlief^  ohne  lebensfähige  Keime  hinter- 
lassen zu  haben. 

Schon  die  Anfänge  einer  staatsrechtlichen  Ordnung  in  Böhmen 
weisen  auf  fränkischen  Einfluss  hin.  Cosmas  erzählt  hier,  einer 
Volkseage  folgend,  welche  Wahres  mit  Falschem  in  poetischer  Aus- 
«chmückung  vermengt,  über  die  Th&tigkeit  Przemy^l's,  des  Gemahls 
einer  böhmischen  Fürstent-ochter  Lubussa,  welche  nach  dem  Tode  ihres 
VateiB  Krak  die  Herrschaft  im  Lande  inne  hatte.  Sehr,  versucht  es 
nun  in  geistreicher  Weise ,  die  Przemysl-Sage  mit  Samo,  dessen  Per- 
sönlichkeit durch  fränkische  Geschichtequellen  historisch  beglaubigt 
ist,  neuerdings  in  Verbindung  zu  setzen  und  aus  den  gesellschaftlichen 
Reformen,  welche  auf  die  Thätigkeit  des  sagenhaften  Przemysl  zurück- 
geführt werden,  den  Nachweis  xu  liefern,  fränkischer  Einfluss  sei  es 
gewesen,  welcher  in  Böhmen  an  Stelle  einer  schwach  organigirten  Viel- 
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herrschaffc,  wie  sie  einem  Hirfcenvolke  ja  eigenthiluilich  ist,  eine  ein- 
heitlich centrale  Gewalt  geschaffen  und  den  Uebergang  von  einer,  jede 
festere  Eigenthamsbildung  ausschließsenden,  vorübergehenden  Boden- 
benutzung zu  vollem  individuellen  Eigeuthum  bewirkt  habe,  einen 
Uebergang  allerdings,  welcher  mit  einer  Differenzirung  der  Bevölkerung 
in  Reich  und  Arm  und  einer  allmählich  sich  befesiigenden  Stiuide- 
gliederung  a.bschlie.ssen  musste. 

Aber  auch  im  engeren  Kreise  der  Familie,  in  den  Beziehungen 
zwischen  Mann  und  Weib  lässt  sich  nach  Sehr. 's  trefflichen  Ausfüh- 
rungen deutsch -reehtlicher  Einfluss  nicht  verkennen.  Während  in  der 
vorprzemyslidisch - Samonischen  Zeit  die  sog.  „lose"  Ehe,  verbunden  mit 
einer  starken  Endogamie,  die  Regel  gebildet  haben  mochte,  verlegt 
Cosmas  in  die  Regierungszeit  Przemysl-&i,OTo's  einen  Mägdekrieg,  wel- 
cher mit  der  Unterwerfung  der  Frau  und  der  BegTündnng  eines  festen 
Märuierrechts  abschliesst.  Bezeichnender  Weise  soll  dieser  MS^dekrieg 
erst  nach  dem  Tode  Lubussa''s,  der  Repräsentantin  des  älteren  Priiv 
zips,  entbrannt  sein;  Avohl  ein  deutlicher  Fingerzeig  für  die  Annahrae, 
fränkischer  Einfluss  sei  es  gewesen,  welcher  die  Umwandlung  der 
gesellschaftlichen  Verhältnisse  des  Czechen  -  Stammes  angebahnt  habe. 
Auch  die  Ausbildung  des  Sippen  Verbandes,  v/elcher  in  seinen  Rigen- 
thümlichkeiten  unstreitig  einen  slavisclien  Kern  aufweist,  bleibt  nicht 
frei  von  deutsch -rechtlichem  Einflüsse;  doch  äussert  sieb  derselbe 
hier  nur  vorübergehend,  wie  denn  auch  im  Her rschergeschl echte  der 
Przemysliden  das  sog.  Seniorats- Gesetz  ßrzetislav's  v.  .T.  1055,  die  durch 
das  deutsch- rechtliche  Gleichheitsprinzip  wankend  gewordene  herr- 
schaftliche Ausgestaltung  des  „Geschlechts"  als  festes  Recht,  eine 
neuerliche  Bestätigung  gefunden  hat. 

Als  besonders  werthvoll  erscheint  nach  Kef.  Ansicht  der  Theil 
des  Schr.'schen  Werkes,  welcher  der  IJntersuchuivg  über  die  sog.  Haus- 
gemeinschaft gewidmet  ist.  Eine  ziemlich  umfangreiche  Litteratur  von 
mitunter  allerdings  recht  zweifelhaftem  Werthe  ist  der  Frage  gewid- 
met, ob  die  bei  den  Südslaven  vielfach  bis  in  die  neueste  Zeit  er- 
haltenen sog.  Hauscommunionen  (zadruga)  eine  spezifisch  slavische 
Institution  bilden  und  bei  allen  slavischen  Völkern  auf  einer  be- 
stimmten Kulturstufe  üblich  gewesen  seien,  oder  nicht.  Sehr,  geht 
nun  von  der,  m.  E.  richtigen  Annahme  aus,  in  Böhmen  habe  eine 
Hausgemeinschaft  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes  ursprünglich 
nicht  bestanden,  da  die  unstäte,  jeder  festeren  Organisation  ent- 
belurende  iicbensweise  der  vor  Kurzem  eingewanderten  Ozechen  sich 
als  natürliches  Hinderniss  einer  solchen  darstellt.  Erst  mit  der  rela- 
tiven Auftheiluug  des  Bodens  und  der,  sich  daran  knüpfenden  Diffe- 
renzirung der  Bevölkerung  können  sich  Hausgemeinschaften  —  vorerst 
bei  den  „Grossen"  des  La.nde3  —  entwickelt  haben.  Dass  jedoch 
grössere  Sippen  in  einer  Hauscommunion  gelebt  hätten,  sei  auch  da 
nicht  anzunehmen.  Als  Vorstadium  der  Hausgemeinschaft  betrachtet 
Sehr,  eine  Art  HerdgemeinRchaft,  deren  Vorhandensein  zwar  nicht 
direkt  bewiesen,  aber  als  ein  die  Familie  zusammenhaltendes  Element 
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angenommen  werden  könne.  Diese  m.  E.  ganz  richtige  Annahme  könnte 
namentlich  auch  durch  Hinweis  auf  die,  auch  für  Böhmen  hinreichend 
nachweisbare  Verehrung  der  Hausgötter  am  gemeinschaftlichen  Herde 
an  Wahrscheinlichkeit  nur  noch  gewinnen. 

Umfassender,  als  die  Hausgemeinschaft,  erscheint  das  gesellschaft- 
liehe Gebilde  der  Dörfer,  welche  durch  Verzweigung  der  ersteren,  oder 
als  Folge  gemeinschaftlicher  Niederlassung  mehrerer  agnatischen  Sippen 
entstanden  sind.    So  wie  hier,  büdet  die  Verwandtschaft  aber  auch  bei 
dem  nächst  höheren  GeseUschaftsgebilde  der  „Stämme"  die  Grundlage 
der  Zusammengehörigkeit.    Auch  der  „St*mm*  ist  zunächst  ein  persön- 
licher Verband   mit   einer   recht  losen   herrschaftlichen  Organisation, 
analog  der  germanischen  Hundertschaft  und  von  cHeser  nur  durch  den 
Mangel    des  militärischen  Charakters   zu   unterscheiden;   die  Stämme 
verbinden  sich  schliesslich  zum  .Volke",  theilweise  durch  Nachwirkung 
verwandtschaftlicher  Verhältnisse  nnd  Handelsverbindungen,  theilweise 
aber  auch  schon    durch  zieibewusste  Angliederung   oder  gewaltsame 
Unterwerfung.    Das    au  d-'jr  Spitze  des  Volkes  stehende  Pürst^nthum 
weist  ursprünglich  —  analog  dem  germanischen  Volkskönigthume  — 
einen  familienrechtlichen  Charakter  auf;  erst  seit  Krak  tritt  das  schieds- 
richterliche Amt  des  Fürsten  in  den  Vordergrund,  welches  in  Lubussa 
herrschaftliche  Eigenart,  annimmt  und  in  Przemjsl  zu  einem  wahren 
imperium  dem  Volke   gegenüber  und  einer  Herzogsgewait  im  Kriege 
sich  verdichtet,  also  ebenfalls  fremdrechtlichen  Elementen  zur  Geltung 
verhilft.    Nach   dem  Tode  Pr/emjsi's  tritt  zwar  ein  Rückschlag  ein; 
aber  in  dem,  irn  westlichen  Böhmen  gelegenen,  nach  des  Verf.  Ansicht 
seit  jeher  unter  mächtigem  fränkischen  Einflüsse  stehenden  Luczanen- 
reiohe  erhielt  sich  ein  mächtiges  Henjogthum,  weiches  zwar  unter  der 
Kegierung  des   schwachen  Fürsten  Neklau  dem  Czechenreiche   auge- 
gliedert wurde,  aber  die  militärische  Grundlage  seiner,  deutschrecht- 
lichen Ursprung  anfweisenden  Organisation  nunmehr  an  dieses  vererbte. 
Die  gesellschaftlichen  Organisationen  der  Czechen  hatten  im  Zeit- 
alter ihrer  Sagenbildung  unstreitig  einen  recht  losen  Charakter,  eine 
mehr  tbatsächliche ,  als  juristische  Bedeutung.    Insoweit  die   letztere 
hervortritt,  ist  sie  nach  des  Verf.  scharfsinnigen  Folgerungen  vielfach 
auf  ö-emde,  namentlich  fränkische  Einflüsse  zurückzuführen.     So  schon 
die  Bildung  des  Sondereigenthums,  die  festere  Gestaltung  des  ehelichen 
Verhältnisses  in  privatrechtlicher,  die  Entwicklung  der  Herr.schergewalt, 
die  Organisation  des  Heeres  und  der  Verwaltung,  theilweise  auch  der 
Stände  Verhältnisse   and  des  itichteramtes  in  ölfentiich-rechtlicher  Be- 
ziehung.    Allein   so  ganz  rechtlos  waren   die  Zustände   des  Czechen- 
Volkes  auch  damals  nicht.    Eine  gemeinsame  Rechtsüberzeugung,  das 
Gefühl  der  Zusammengehürigkeit   und  ein  rege  empfundenes  Friedens- 
bedürfnisa  genügt  vorerst  zu  einer  Zeit,  in  weicher  die  Grundeiemente 
des  bocialen  f^bens:  Sitte,   Kecht  nnd  Religion,  ohne  wechselseitige 
Abgrenzung  seiue  Gesammt<;ntwicklung  bedingen  und  Sitte  eigentlich 
die  beiden  letzteren  Elemente  iu  sich  begreift    Dazu  kam  noch  eine, 
diö  slavischen  Völker  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Geschichte  überhaupt 
Zeitscbrift  för  Rechtsgaschiclite.    XXIII.    Genn.  Abth.  22 
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ganz  besonders  bezeichnende  Friedfertigkeit,  welche  auch  bei  deJi 
Czechen  bis  zu  den  Umwälzungen  Przemysl'ä  auf  allen  Gebieten  des 
socialen  Lebens  sich  als  Grundzug  ihrer  Eigenart  darstellt.  Diese 
Friedfertigkeit  erklärt  es  auch,  warum  dem  Eindringen  fremder  Ele- 
mente in  Recht  und  Sitte  kein  nennenswerther  Widerstand  entgegen- 
gesetzt wurde  und  namentlich  deutsch-rechtlicher  Einfluss  auch  fflr  die 
ganze  Folgezeit  die  Gesammtentwicklung  des  Rechtslebens  in  Böhmen 
Avesentlich  mit  bedingt  hat. 

Auf  diesen  Einfluss  auch  schon  für  die  älteste  Periode  der  Ge- 
schichte Böhmens  hingewiesen  zu  haben,  bildet  unstreitig  den  Haupt- 
vorzug der  vorliegenden,  zwar  nicht  umfangreichen,  aber  desto  gehalt- 
volleren Schrift  Sehr. 's.  Die  Eigenart  der  Erkenntnissquellen,  aus 
welchen  Sehr,  schöpfen  konnte,  brachte  es  wohl  mit  sich,  dass  er  sich 
mehrfach  mit  Aufstellung  von  blossen  Hypothesen  begnügen  musste. 
welche  vielleicht  in  mancher  Beziehung  angefochten  werden  könnten. 
Das  Verdienst  jedoch,  für  die  Geschichte  des  deutschen  Rechtes  in  ur- 
sprünglich ausserdeutschen  Rechtsgebieten  neue  Ausblicke  eröffnet  und 
rechtsvergleichende  Momente  zur  Erklärung  so  mancher  Verhältnisse 
des  Rechtslebens,  zu  deren  Erkenntniss  die  vorhandenen  Quellen  nur 
spärliche  Anhaltspunkte  bieten,  verwerthet  zu  haben,  darf  Sehr,  in 
vollstem  Mafse  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

Prag.  Hanel. 


Kowalowsky,  Maxime:  Die  ökonomische  Entwicklung 
Europas  bis  zum  Beginn  der  kapitalistischen  Wirthschafts- 
form.  Yom  Verfasser  genehmigte  üebersetzung  des  russi- 
schen Originals.  I.  Römische  und  germanische  Elemente 
in  der  Entwicklung  der  mittelalterlichen  Gutsherrschaft 
und  Dorfgemeinde.  (Bibliothek  der  Volkswirthschaftslehre 
und  Gesellschaftswissenschaft,  begründet  von  F.  Stöpel,  fort- 
geführt von  Rob.  Prager.  XL)  Berlin  190t.  R.  L.  Prager. 
539  S. 

Kowalewsky  will  die  Agrargeschichte  Europas  bis  zum  Beginn 
der  kapitalistischen  Wirthschaft.sform  zur  Darstellung  bringen.  Mir 
liegt  der  erste  Theil  des  Werkes  in  deutscher  üebersetzung  vor,  der 
sich  mit  den  römischen  und  germanischen  Elementen  in  der  Entwick- 
lung der  mittelalterlichen  Agrarverfassung  beschilftigt.  Der  Verfasser 
geht  in  ihm  nirgends  über  das  10.  Jahrhundert  hinaus;  zunächst  be- 
trachtet er  das  spätrömiscbe  Gut,  sodann  die  "Wirthschaftsverhältnisse 
der  Germanen  in  der  Epoche  des  Cäsar  und  des  Tacitus,  den  fränki- 
schen, burgundischen  und  westgotischen  Bodenbesitz,  das  französische 
Gut  in  der  Zeit  der  Merovinger  und  Karolinger,  den  Bodenbesitz  in 
Allemannifin,  Bayern  und  Italien  (6.  — 10.  Jahrb.)  und  schliesslich  die 
Agrarverhältnisse  der  Angelsachsen  im  7.,  8.  und  9.  Jahrhundert. 
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Leider  steht  das  Buch  nicht  auf  der  Höhe  seiner  Aufgabe.  Ant 
unerträglichsten  ist  es,  dass  der  Verfasser  das  nordgermanische 
Recht  so  gut  wie  gar  nicht  berücksichtigt.  Unverständlich  ist  es, 
■warum  er  bei  der  Betrachtung  des  friesischen  and  sächsischen  Boden- 
besitzes nur  die  Volksrechte  benutzt,  die  hier  nichts  ergeben  können, 
und  nicht  aus  späteren  Quellen  Rückschlüsse  macht.  Verwerflich  ist 
es,  dass  er  die  Weisthümer,  deren  Inhalt  vielfach  doch  in  die  fernste 
Vergangenheit  zurückreicht,  für  die  alte  Zeit  nicht  verwerthet.  Ueber- 
aus  störend  wirkt  die  Tendenz  des  Verfessers  zu  slavisiren.  Sicher- 
lich ist  ein  Vergleich  germanischer  und  slavischer  Agrarverhältnisse 
von  grösstem  Interesse,  aber  man  darf  doch  nicht  bereits  bei  der  Fest- 
stellung der  germanischen  Zustände  der  Urzeit  und  der  fränkischen 
Zeit  80  entschieden  von  slavischen  Agrarverhältnissen  ausgehen,  wie  es 
sich  der  Verfasser  vielfach  erlaubt.  Hierdurch  kommt  er  dazu,  uns 
ein  überaus  unklares  Bild  der  ßodenbesitzverhältnisse  zur  Zeit  de.s 
Cäsar  und  Tacitus  zu  entwerfen  und  bei  den  genannten  Schriftstellern 
anscheinend  die  slavischen  Hauskommunionen  finden  zu  wollen,  worauf 
wir  sogleich  noch  zu  sprechen  kommen  werden.  Auf  einer  Ueber- 
tragung  russischer  Agrarzustände  beruht  femer  die  Darstellung,  die  K. 
hinsichtlich  des  altsalischen  Rechts  giebt.  Hier  habe  Einzelbesitz  im 
strengen  Sinn  nur  an  Haus,  Hof  und  Garten,  im  übrigen  aber  ein  Ge- 
meindebesitz am  Grund  und  Boden  ohne  periodische  ümth  eilungen  an 
die  Genossen  in  der  Weise  bestanden,  dass  jeder  das  Recht  freier  Be- 
sitzergreifung besessen  habe,  auf  Grund  dessen  er  aber  niemals  Eigen- 
thum,  sondern  immer  nur  zeitlich  beschränkte  Nutzniessung  habe  er- 
werben können  (S.  80  ff.).  Aehnlich  werden  die  angelsächsischen  Boden- 
verhältnisse aus  nordrussischen  Zuständen  heraus  erklärt  (S.  519  ff.). 
Diese  Methode  des  Verfassers  beruht  im  Grunde  auf  der  m.  E.  durchaus 
verfehlten  Annahme,  dass  die  psychischen  Eigenschaften  der  Nationen 
gar  keinen  Einfluss  auf  ihre  Ansiedlungsarten  ausgeübt  hätten (S.  72); 
sie  veranlasst  den  Verfasser  zu  einer  übertriebenen  Schablonisirung.  — 
Auch  von  romanisirenden  Tendenzen  ist  K  nicht  freizusprechen. 
Das  freilich  muss  hervorgehoben  werden,  dass  er  sich  von  der  krass 
romanisirenden  Methode  französischer  Schriftsteller,  wie  sie  namentlich 
Fustel  de  Coulanges  und  seine  Schüler  einschlagen,  freihält.  .So  geht 
auch  K.  für  das  germanische  Recht  von  dem  Gesammteigenthum  (Ge- 
sammt besitz)  aus  und  schildert  das  allmähliche  Werden  des  Privat- 
eigenthums.  Immerhin  hat  man  allen  Grund  zu  bezweifeln,  ob  dem 
Verfasser  der  geschmeidige  Begriff  des  germanischen  Eigenthums  klar 
geworden  ist;  vor  allem  aber  müssen  wir  die  Behauptung  zurück- 
weisen, dass  das  Recht  des  Neubruchs,  insoweit  es  Privateigenthum 
erzeugt  habe,  römischen  Ursprungs  sei.  K.  meint,  es  könne  nur  aus 
der  römischen  occupatio  erklärt  werden  (S.  293).  Dabei  ist  gar  nicht 
beachtet,  dass  selbstverständlich  auch  das  germanische  Recht  ein 
Okkupationsrecht  an  herrenlosen  Sachen  kennt,  insoweit  nicht  damit 
n  die  Rf^chtssphäre  dritter,  wie  z.  B.  in  späterer  Zeit  des  Königs,  ein- 
jegriffen  wird;   sodann   aber   bezieht   sich  das  Neubruchsrecht  nicht 
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allein  auf  herrenlcse-i  Laad,  sondern  auch  auf  solches,  das  iin  Gesammt- 
eigeuthum  kleinerer  oder  gröösercr  Kreise  von  Yerbandsgenossen  stand, 
deren  stiJlscbweii^ende  oder  ausdi-üekliche  Zustimmung  erforderlich  war. 
Die  Kraft  des  Neubr»chs;(.chte&  aber,  Eigentharn  zu  erzeugen,  beruht 
in  diesem  Fall  urif  dfni  Gedanken  des  Arbeitsverdienstes. 

Die  —  allerdings  überreiche  Litteratur  ist  nicht  genügend  be- 
rücksichtigt. Nicht  verwerthet  sind  z.  B.  die  deutsche  Rechtsgeschichte 
von  Richard  Schioeder,  das  deutsche  Genossenschaftsrecht  von  Otto 
Gierka,  der  Grundris-s  des  gennanischen  Sechts  von  Karl  von  Amira. 
Brunners  deutsche  Bechtsgeschichte  benutzt  der  Verfasser  lediglich 
bei  der  Frage  nach  dem  Alter  der  Rechtsquellen,  Im  Uebrigen  be- 
merke ich  beispielsweise,  dass  die  Landschenkungen  der  Merovinger 
und  Agiloiiinger  Brunners  in  keiner  Weise  berücksichtigt  shid. 

Da  kaiui  es  kein  Wunder  nehmen,  wenn  die  Ausfühningen  des 
Verfassers  häufig  an  einer  erschreckenden  Dürftigkeit  leiden.  Cha- 
rakteristisch ist  namentlich  das  zweite  Kapitel  des  Buches,  in  dem  die 
wirthschaftliehen  Zustände  in  der  Epoche  des  Cäsar  und  Tacitus  ab- 
gemacht werden.  Nach  der  Meinung  des  Verfassers  hausten  damals 
die  Goi-manen  in  Wohnpliitzen,  die  von  Wiesen  und  dichten  Wäldern 
umgeben  waren.  Hieran  habe  sich  das  Ackerland  angeschlossen.  Jähr- 
lich habe  die  Gesammtheit  ein  Stück  zum  Beackern  herausgegriffen, 
die  Obrigkeit  aber  habe  davon  den  Geschleehtem  und  Verbänden  der 
aasarßmeniebenden  Verwandten  Theile  zur  Sündernutzung  auf  ein  Jahr 
zugewiesen.  Die  erv^ähuten  Verbände  seien  „Hauskummunionen".  Die 
thatsächlicho  Bearbeitung  d.-.x  Felder  habe  abhängigen  Klassen  obge- 
legen. Diese  hätten  sich  zusammengesetzt  aus  einer  unterjochten 
keltischen  oder  vorarischen  Bevölkerung  und  Leuten,  die  beim  Hazard- 
spiei  ihre  Freibeit  aufs  Spiel  gesetzt  hätten!  Letztere  habe  man  fi-ei^ 
lieh  meist  ins  Ausland  verkauft.  Ausserdem  scheint  aber  K.  auch  eine 
besondere  Okkupation  des  einzelnen  anzunehmen,  die,  ebenso  wie  im 
altsalischen  Recht,  nur  Nutzniessung  vsrschafi't  habe  —  doch  kann  ich 
auf  diesen  Punkt  nicht  näher  eingehn,  da  mir  die  Ansicht  des  Ver- 
fassers nicht  klar  geworden  ist.  (Er  trennt  nicht  genügend  zwischen 
dem  „ab  universis  in  vicem  occupari"*  nebst  dem  ,pai-tiri  agros"  [nicht 
»agri''  wie  auf  S.  69  steht']  und  dem  individuellen  occupare  des  ein- 
zelnen bei  selbbLändiger  Rodung).  Man  karji  gewiss  angesichts  der 
viöluinstritt^nen  Stelleu  des  Cäsar  und  des  Tacitus  von  K.  nicht  ver- 
langen, daas  er  jegliche  Meinung  beräckaichtigt,  allein  an  der  bei  uns 
in  der  Rechtswi-ssenschaft  heute  herrschenden  Ansicht,  die  bekanntlich 
bei  Tacitus  einen  Fortschritt  iu  der  Entwicklung  findet  (nicht  mehr 
jährliche  Okkupatioo  und  wilde  Feldgrr.swirthschaft,  sondern  «nregei- 
mässige  Okkupation  und  Egarteawirthsehaft),  hätte  er  nicht  gänzlich 
achtlos  vorübergehen  dürfen.  Was  sollen  ferner  die  Uauskommunloneu? 
Die  „cognationes  hominum,  qai  una  coierunt"  in  der  bekarmteu  Steile 
des  Cfisar  sollen  Hauekommunionen  sein.  Darunter  scheint  der  Ver- 
fasser die  südsla vischen  Hauskommunioneu  zu  verstehen  und  über- 
setzt denhalb  wohl   „die  zasammetilebendon  Verbände'.    (Dass  K.  an 
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die  slavischen  Hauokomtnunionen  denkt,  nimmt  auch  W.  Stolze  in 
seiner  Recension  des  vorliegenden  Buches  ^Jahrb.  f.  Gesetzg.,  Verwalt. 
u.  Volkswirthsch."  herausg.  v.  Schanoller  26.  Jahrg.  Heft  I,  S.  436  an). 
Dann  aber  kann  man  dem  Verfasser  den  Vorwurf  nicht  ersparen,  dass 
er  -wissenschaftlich  gewissenlos  verfährt.  Denn  zum  Beweise  dieser 
Haaskommuuionen  fdhrt  er  nur  etliches  (nicht  alles)  an,  was  nach 
Tacitus  imd  den  späteren  Quellen  fiir  einen  Zusammenhalt  und  eine 
Geschlossenheit  der  Verwandten  spricht  (z.  B.  Anfall  des  Wergeides 
an  das  ganze  Haus,  Unveräusserlichkeit  und  Uctheilbarkeit  des 
Familiengutes,  die  genealogiae  der  Allemannen  und  Bajuraren  u.  s.  w.). 
Allein  weder  unterscheidet  er  zwischen  Haus  nnd  Sippe  bei  diesen 
Betrachtungen,  noch  lässt  er  sich  auf  die  Eigenthümlichkeiten  ein,  die 
gerade  die  slavischen  Haaskommunionen  im  Gegensatz  zu  den  Hans- 
gemeinschaften  anderer  Völker  kennzeichnen  (z.  B.  dass  jene  einen 
ganz  bedeutenden  umfang  haben,  dass  die  Wohnung  r.iner  Haus- 
kommunion aus  einer  grossen  Anzahl  von  Gebäuden,  einem  Hauptge- 
bäude, bewohnten  Seitengebäuden  besteht,  dass  ein  gewähiter  Vor- 
steher, der  Gospodar,  au  der  Spitze  steht  u.  s.  w.  Näheres  über  sie 
findet  man  bei  Laveleye  ,Das  üreigenthum*,  deutsche  Anagabe  von 
Bücher  1879,  S.  371  ff.).  ^ 

Das  Buch  leidet  an  einer  auffallenden  Undurchsichtigkeit ;  ihm 
gebricht  eine  scharfe  Disposition.    Es  kostet  grosse  Mühe,   den  Ver- 
fasser zu  verstehen,  mitunter  ist  er  überhaupt  mcht  zu  Terstehen,   Zum 
Theil  trägt  hieran  die  üebersetzung  die  Schuld,   die  durchaus  nicht 
befriedigen  kann  Csiehe  z.  B.  S.  62   „Diese  .  .  .  erhalten  das  Wergeid 
oder  Komposition"   oder  S.  73  „wo  der  Boden  auf  dem  Grundsatz  des 
emeineigenthums  .  .  .  gehört",  S.  417  „über  die  Lebenszeit  des  Päch- 
zu  verpachten".    Vgl.  auch  W.  Stolze  a.  a.  0.).    Der  Verfasser 
bedient  sich  femer  einer  CitirweLse,  die  man  mitunter  ia  schriftlichen 
Erstlingsarbeiten   finden   kann.     (Eün  Litteratur-   oder  Abkürzungsver- 
xeichniss   fehlt;   trotzdem  heisst  es  auf  S.  62  Anm.:    S.  Wilda  3.  370- 
das  Vorkommen  des  Beispruchsrechtes  zu  belegen,   heisst    es  auf 
61  Anm.  einfach:    S.  Grimm,  Weisthümer;   uuf  S.  279  ist  dem  Ver- 
ser ein  Buch   Stobbes  bekannt,   das   betitelt  ist:    aGeschichte    der 
rmanischen  Rechtsquellen-  u.  a.  m.). 

Müssen  wir  uns  so  über  das  Buch  im  Gaizen  missbilligend  äussern, 
wollen  wir  doch  bemerken,  dass  sich  in  ihm  einzelne  gut«  Aus- 
ngen  finden.  Der  Verfasser  verdient  tiberall  da  Zustimmung,  wo 
sich  gegen  Fustel  de  Coulanges  wendet.  Recht  zu  geben  ist  ihm 
B.  aucjh  bei  seiner  Bekämpfung  der  Hildebrandscheu  Auftasi^ung  in 
.p.  II  und  der  Lehre  Seebohms  in  Kap.  XII.  Es  können  daher  ein- 
Ine  Partien  des  Buches  bei  obwaltender  Vorsicht  mit  Nutzen  ange- 
igen  werden. 
Göttingen.  Julius  Gierke. 
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A.  Kiesselbach,  Die  wirthschafts- und  rechtsgeschichtliche 
Entwickelung  der  Seeversicherung  in  Hamburg.  Ham- 
burg 1901.     181  S. 

Mit  andern  Errungenschaften  vorgeschrittener  Handelstechnik 
kam  auch  das  in  Italien  zuerst  ausgebildete  Versicherungsgeschäft  mit 
den  nach  dem  Falle  Antwerpens  flüchtenden  Niederländern  nach  Ham- 
bui^.  Die  erste  Nachricht  von  einer  in  Hamburg  abgeschlossenen  See- 
versicherung stammt  aus  dem  Jahre  1588,  mid  noch  lange  blieb  in 
Hamburg  das  Geschäft  in  den  Händen  der  eingewanderten  Niederländer 
und  portugiesischen  Juden.  Die  Seeversicherung  beschränkte  sich  an- 
fangs auf  werth volle  Ladungen  nach  entfernten  Plätzen;  in  Hamburg 
standen  die  Reisen  nach  der  iberischen  Halbinsel  im  Vordergrund, 
während  auf  der  Fahrt  nach  Holland  nur  ausnahmsweise  versichert 
wurde. 

Mit  dem  Aufblühen  des  hamburgischen  Handels  entwickelte  sich 
auch  eine  Versicherungsbörse.  Sie  blieb  abhängig  von  dem  kapital- 
kräftigeren Amsterdamer  Markte,  wusste  sich  aber,  als  Hamburg  gegen 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  Mittelpunkt  des  Nachrichtenverkehrs  wurde, 
in  dem  Verkehr  der  nördlichen  und  östlichen  Länder  eine  beherrschende 
Stellung  zu  verschaffen.  Besonders  blühte  das  Geschäft  auf  nach  dem 
siebenjährigen  Kriege,  zu  den  Zeiten  der  bewaffneten  Neutralität.  Der 
Niedergang  Hollands  bedeutete  den  Aufschwung  Hamburgs.  1765 
wurde  in  Hamburg  die  erste  Assecuranzgesellschaft  auf  Aktien  ge- 
gründet, nachdem  ein  Projekt  in  der  Zeit  des  Aktienschwindels  erfolg- 
los verlaufen  war.  Seitdem  verdrängten  die  Aktiengesellschaften  immer 
mehr  die  Privatassekuradeure.  1807  gab  es  in  Hamburg  38  Assekuranz- 
gesellschaften auf  Aktien,  neben  denen  noch  mehrere  Vertreter  aus- 
wärtiger Gesellschaften  und  elf  Privatassekuradeure  am  Geschäft 
theibiahmen.  1805  wurden  für  308  Millionen  Mark  Banco  Werthe 
versichert. 

Die  Eroberung  Hamburgs   durch   die  Franzosen    bedeutete    eine! 
schwere  Schädigung  des  Geschäftes  zu  Gunsten  Englands.    Aber  nach, 
1815  wusste  der  hamburgische  Versicherungsmarkt  sich  zu  erholen  und^ 
hielt  bis  in  die  Mitte  des  Jahrhunderts  hinein  die  nördlichen  und  Ost- 1 
liehen  Plätze  in  der  alten  Abhängigkeit.    Erst  die  moderne  Entwicke-j 
lung  der  Verkehrsmittel,  Telegraphen,  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe j 
stellten  das  Versicherungsgeschäft  auf  völlig  neuen  Boden.     Die  bisher! 
von  Hamburg  abhängigen  Länder  konnten  jetzt  selbständige  Assekuranz-] 
börsen  gründen,  und  gleichzeitig  erstarkte  auf  dem  Hamburger  Platze 
die  Konkurrenz  der  Agenten  auswärtiger  Gesellschaften.  Die  veränderten^ 
Verhältnisse  zeigten  sich  darin,  dass  der  Verein  Hamburger  Assekura- 
deure  seine  Politik  der  Ausschliessung  gegenüber  den  fremden  Agenten j 
nicht  mehr  durchführen  konnte.    Das  1886  eingerichtete  Havariebureau 
theilte  seine  Nachrichten  beiden  Theilen   mit  und   bildete  die  gnmd- 
legende  Orgaui-sation  für  gemeinsames  Vorgehen.    Der  Seeversicherung 
trat  als  gleichberechtigtes  Glied  einer  allgemeinen  Transportversiche- 
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rung  die  Landversicherung  zur  Seite.  Ueber  der  lokalen  Organisation 
der  Hamburger  Assekuradeure  erhob  sich  als  Vertreter  der  Bernfs- 
interessen  der  1874  gegründete  Internationale  Transportversicherungs- 
verband, der  in  Berlin  sein  Generalsekretariat  einrichtete.  Während 
der  Hamburger  Verein  sich  lange  vergebens  bemüht  hatte,  den  Preis- 
druck der  Konkurrenz  durch  Vereinbarung  über  Minimaltarife  ra 
mildem,  ist  der  intemationale  Verband  18?^1  mit  seinen  informa- 
torischen Prämientarifen  kraftiger  vorgegangen.  Seit  1890  giebt  es 
bijidende  Minimaltarife  für  eine  Reihe  von  Kargoversicherungen  und 
t"Sr  vereinzelte  Kaskoversicherungen. 

Das  Versich erungsgeschäft.  hat  sieh  ebenso  entwickelt  wie  der 
Handel  im  Allgemeinen.  Früher  besckränkt  auf  einige  Fälle  grossen 
Risikos  aber  auch  hoher  Gewinnchance,  umfasst  es  beute  eine  unver- 
gleichlich grössere  Summe  von  Werthen,  die  bei  der  grösseren  Sicher- 
heit der  Strassen  und  den  verbesserten  Verkehrsmitteln  einem  viel 
geringeren  Risiko  unterliegen.  Zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  nahm 
der  Versicherer  für  eine  Fahrt  von  Hamburg  nach  Spanien  12— 15%. 
Im  18.  Jahrhundert  betrug  die  Prämie  von  Hamburg  nach  Lissabon 
P/« — 10*/o  für  die  Sommerreise,  4— 10*/o  für  die  Winterreise,  1872  war 
sie  auf  */»  bez.  auf  IV*  gesunken.  Den  verminderten  Gewinn  muss 
der  Versicherer  durch  Vergrösserung  der  Umsätze  ausgleichen. 

Schildert   uns    der  Verfasser  im   ersten  Theil   seiner  Arbeit  die 
wirthachaftliche  Entwickelung  des  Seeversichemngswesens  in  Hamburg, 
so  zeigt  er  uns  im  zweiten   Theile,   wie  das  R^cht  sich  den  Aende- 
rungen  der   Technik  des  Geschäftes   anpasste.     Insonderheit  mussten 
sich  mit   der  Ausbildung  des  Nachrichtenwesens  die  Verpflichtungen 
des  Versicherungsnehmers  zur  Angabe  besonderer  Umstände  wesentlich 
verschieben.   Während  man  sich  in  Hamburg  zunächst  nach  der  Recht- 
sprechung der  Antwerpener  Assekuranzkanuner  richtete,   wurde   1731 
die   von   Langenbeck   ausgearbeitete    Hamburgische   Assekuranz-   und 
Havareiordnung  gegeben,    die   für  den  Norden  und  Ost«n  das  Muster 
der    Gesetzgebung    wurde.      Die    Praxis    des    Dispacheamts    und    die 
Statuten   der   Assekuranzgesellschaften  bildeten  das  Recht  fort.    Ein 
^Versuch  der  Assekuradeure,  dies  Gewohnheitsrecht  zu  vereinheitlichen 
id  zu  fixiren,  scheiterte  1800  an  dem  Widerstand  der  Kaufleute  und 
Rathes.    Erst  1847  wiu-de  auf  Anregung  des  Kommerz-Kollegs  ein 
(Allgemeiner   Plan    hamburgischer  Seeversicherungen-'    veröffentlicht, 
er  nicht  nur  in  Lübeck  und  Stettin ,  sondern  auch  in  Norwegen  zur 
Jmndlage    des  Versicherungsrechts    wurde.      Die    von    Voigt    ausge- 
rbeiteten  „Allgemeinen  Seeversicherungsbedingnngen  von  1867"  bilden 
ie    Grundlage    der    heutigen    Praxis    in    Deutschland.     Der  Verfasser 
jutet  zum  Schlüsse  an,   dass  die  neueste  Entwicklung  des  Geschäfts- 
rerkehrs  diese  Bedingungen  zum  Theil  habe  veralten  lassen,  es  lag 
iber  ausserhalb  des  Rahmens  seiner  Arbeit,  zu  zeigen,  in  welcher  llich- 
»g  eine  Reform  der  geltenden  Sätze  sich  zn  bewegen  habe. 

Bei    der  Einbürgerung    des  Versicherungsgeschäftes  in  Hamburg 
ihle  Oo  einige  Schwierigkeiten,   dass   dl^  Parteien  den  Kechtsgang 
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durch  Berufung  an  das  Reichskammergericbt  verschleppen  konnten, 
bei  dem  zwei  Prozesse  16  Jahre  lang  liegen  blieben.  Dem  konnte  da- 
durch begegnet  werden,  dass  die  Contrahenten  sich  in  der  Police  auf 
ein  Schiedsgericht  einigten.  Das  kaiserliche  Privileg  von  1634  nahm 
ausdrücklich  Assekuranzsachen  von  der  Appellation  aus.  Die  Ent- 
scheidung erster  Instanz  wurde  der  1623  gegründeten  Admiralität 
überwiesen. 

Das  hamburgische  Versicherung^geschäft  war  dadurch  günstiger 
vor  dem  niederländischen  gestellt,  dass  die  öffentliche  Gewalt  ihm 
keine  Schranken  zog,  während  die  Ordonnantien  von  1570/71  gewisse 
Versicherungen  überhaupt  verboten  und  bei  Waaren  in  der  Regel  nur 
•/lo  des  Werthes  zu  versichern  gestatteten,  damit  nicht  durch  die  Ver- 
sicherung das  Interesse  an  der  Seewehr  erlahme. 

Der  Wirthschafts-  und  der  Rechtshistoriker  muss  dem  Verfasser 
Dank  wissen  für  seine  auf  gutem  Material  sorgfältig  aufgebauten  Aus- 
führungen. Einige  Urkunden-Beilagen,  ein  Register  und  einige  statisti- 
sche Tabellen  erhöhen  den  Werth  des  Buches.  Das  Druckfehlerver- 
zeichniss  S.  177  ist  um  zwei  Noten  zu  vermehren:  S.  117  6.  Zeile  von 
unten  und  S.  154  10.  Zeile  von  unten  ist  statt  „Versicherer"  zu  lesen 
„Versicherte"  und  „Versicherten". 

Freiburg  i.  B.  Prof.  Heinr.  Sieveking. 


Dr.  iur.  Herbert  Meyer,  Entwerung  und  Eigenthuin  im 
deutschen  Fahrnissrecht.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des 
deutschen  Privatrechts  und  des  Judenrechts  im  Mittelalter. 
XTn  u.  314  S.     Jena,  Gt.  Fischer  1902,  Preis  10  Mark. 

Der  Verfasser,  dessen  gute  Dissertation  über  die  Einkindschaft 
wir  letztes  Jahr  anerkennend  besprechen  konnten  (diese  Zeitschrift 
XXII,  442),  erfreut  uns  heuer  mit  einer  eindringenden  quellenmäfsigen 
Untersuchung  von  seltener  Reife.  Dabei  verbindet  er  juristische  Schu- 
lung mit  ausgebreiteten  philologischen  Kenntnissen,  die  ihn  befähigeu, 
fremdsprachige  Quellen  in  erheblichem  Umfange  zu  seiner  Beweis- 
führung heranzuziehen.  Selbst  in  den  Theiien  des  Buches,  die  nichts 
wesentlich  Neues  bieten,  sind  die  gute  Gruppirung  und  ungekürzte 
Citirweise  als  methodische  Vorzüge  zu  begrüssen.  Litteraturverzeich- 
niss  und  eingehendes  Sachregister  erleichtem  die  Uebersicht. 

Das  Buch  zer^lt  in  der  Hauptsache  in  zwei  Abschnitte,  wovon 
der  eine  sich  zur  Aufgabe  stellt,  Geschichte  und  Voraussetzungen  der 
Anefangsklage  einschliesslich  ihrer  Einschränkungen  durch  Einwen- 
dungen des  Beklagten  zu  erneuter  Darstellung  zu  bringen.  Der  zweite 
Theil  des  Werkes  ist  einem  speciellen  Einwand  des  Beklagten ,  dem 
Judenprivileg  gewidmet,  wonach  im  Mittelalter  der  jüdische  Beklagte 
nur  gegen  Ersatz  seiner  Auslagen  die  Sache  dem  Eigenthümer  heraus- 
zugeben brauchte.  Ein  Vergleich  mit  der  bisherigen  Litteratur  lehrt, 
dass  Mejer  weder  nach  der  öinen  noch  nach  der  andern  Seite  völlig 
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neue  Ergebuisöe  zu  Tage  gefördert  hat.  Besonders  gilt  dies  für  den 
erst.en  Theü  der  üntersucliiing ,  wo  för  die  ältere  Zeit  nach  der  ab- 
schliessenden Darstellung  von  Brunn  er  RG.  II  §  118  neue  Quellen 
kaum  zu  erschliessen  waren.  Gleich woM  ist  die  nochmalige,  gut  an- 
geordnete Darstellung  nicht  ohne  Früchte  geblieben,  da  sie  die  -weitere 
Entwickelang  bis  zur  Reception  st^ts  im  Ange  behält.  In  der  Ein- 
leitung bekennt  sich  der  Yerf.  zu  Hubers  Publicitätstheorie.  In  der 
Inhabuag  wird  die  Gewere  an  Fahrhabe  kundgethan.  Durct  Kund- 
bannachung  des  Rechtsmaugels  des  derzeitigen  Inhabers  (Gerüfte)  wird 
die  unrecht  erlangte  Gewere  gebrochen.  Die  Anefangsklage  ist  dem 
Verf.  eine  eventuell  strafrechtliche  Klage  ohne  unmittelbare  Dieb- 
stahlsbezichtigung, ihr  Klaggi-und  in  alter  Zeit  nur  dieblicher  Verlust. 
Der  Nachweis  des  Klägers,  dass  die  Sache  sein  sei,  ist  (unter  Anlehnung 
anLaband  gegen  Hermann  [Gierke  Unters.  20])  nicht  Eigenthums-, 
nur  Identitätsbeweis.  Verf.  prüft  in  dieser  letztem  Richtung  die  zu- 
letzt wieder  öfter  berührte  Bedeutuug  der  Hausmarke  für  die  Publicität 
des  Mobiliareigenthums.  Allerdings  mScht«  ich  dabei  1.  Rib.  72,  9  als 
Zeugniss  zu  Gunsten  der  Hausmarke  ansprechen.  Vgl.  Brunn  er 
RG.  II  500.  Interessante  QueUenzeuguisse  des  isländischen  Rechts  sind 
hier  vom  Verf.  herangezogen ,  nach  denen  dort  ein  rechtUcher  Zwang 
zum  Zeichnen  der  Thiere  bestand:  die  Marke  ist  dafnr  ausschliesslich 
und  vererblich,  wird  auf  dem  Ding  verkündet  und  gebilligt.  In  §  9 
sucht  Verf.  für  das  Westgothenrecht  gegen  Brunner  RG.  II  510  f.  den 
Nachweis  zu  führen,  dass  die  von  Brunn  er  angenommene  selbständige 
Eigenthumsklage  neben  dem  Anefang  (Cod.  Eur.  289 ;  i.  Vis.  V.  IV.  8) 
vielleicht  nur  eine  andere  Darstellung  ein  und  derselben,  nämlich  der 
Klage  mit  Anefang  ist.  Die  zwei  hierher  gehSrigen  Klagen  des  Bai- 
rischen  Rechts,  deren  eine  dem  westgothischen  Recht  entstammt 
(1.  Bai.  11 — 14),  sucht  Verf.  dadurch  mit  einander  in  Einklang  zu 
bringen,  dass  er  die  Firmatio  des  Bairischen  Rechts  als  für  den  Fall 
der  Einrede  originären  Erwerbs  durch  den  Beklagten  eingeführt  an- 
sieht, während  diese  Einrede  dem  Anefang  gegenüber  unzulässig  war. 
Ich  gestehe,  dass  mir  dieser  Erklärungsversuch  zu  gekünstelt  vorkommt. 
Sehr  scharf  herausgearbeitet  ist  der  Satz,  dass  ursprünglich  nur 
dieblicher  Verlust  zum  Anefang  berechtigte  (reiche  Quellen  in  §  10). 
Ihm  gegenüber  steht  die  allmähliche  Ausdehnung  des  Anefangs  auf 
alle  Arten  des  Sachverlustes  wider  WiUen  (§  11).  Zunächst  auf  ver- 
lorene Sachen,  weil  oft  nicht  anzugeben  ist,  ob  eine  Sache  gestohlen 
oder  verloren  ist.  Sodann  auf  r. abgetragene"  Sachen,  d.  h.  auf  solche, 
die  durch  Familienglieder  oder  Gresinde  unberechtigt  veräussert  wurden. 
Rechtsgrund  fiir  diese  Ausdehnung  ist  dem  Verf.  die  gewiss  zutreflFende 
Erwägung,  dass  solche  Stücke,  wenn  im  Besitze  des  Gesindes  befind- 
lich, deshalb  noch  nicht  aus  der  Gewere  des  Hausherrn  entlassen  sind. 
Besitzdienerverhältniss  im  BGB.!  Auch  hier  erfreut  der  Verf.  durch 
seine  reiche  Quellensammlung.  Die  ältesten  Stellen  dieser  Art  (langob. 
Recht:  Liutpr.  11.  87;  Ed.  Rothari  235,  und  westgoth.  Recht  Cod. 
Eor,  287)  gründen  sich  freilich  mehr  auf  die  mangelnde  Haudluugs- 
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fUhigkeit  der  in  Munt  oder  Gewere  des  Haiisherni  befindlichen  Haus- 
genossen und  Gesindeleute.  Noch  spät  finden  sich  Fälle  von  Anfech- 
tung von  Verträgen  nicht  abgeschichteter  Haussöhne  (S.  66  f.)  und  von 
Zurückforderung  von  durch  die  Frau  widerrechtlich  veräussertem  Ehe- 
gut (S.  71  f.),  wobei  im  Einzelfall  Zweifel  auftauchen  können,  ob  Ane- 
fang  oder  Klage  des  Muntinhabers  vorliegt.  Vereinzelte  Rechte  lassen 
Anefaug  auch  zu  an  Sachen,  die  von  Handwerkern,  denen  sie  zur  Be- 
arbeitung übergeben  waren,  veräussert  wurden.  §  IB.  Auch  hier  spricht 
mich  die  Erklärung  von  Mittermaier,  im  vorübergehenden  üeber- 
lassen  an  den  Handwerker  kein  Aufgeben  der  Gewere  zu  erblicken,  viel 
mehr  ah,  als  der  Versuch  desVerfs.,  die  problematische  hofrechtliche 
Abhängigkeit  der  Handwerker  zur  Erklärung  heranzuziehen.  Sehr 
zutreffend  finde  ich  dagegen  die  Begründung,  welche  Meyer  für  die 
Ausdehnung  der  ursprünglich  auf  Diebstahl  beschränkten  Anefangs- 
klage  anführt.  Der  Satz  Hand  wahre  Hand  ist  dem  alten  Rechte  be- 
kannt. Er  betrifft  Fälle  freiwilliger  Besitzaufgabe-,  in  denen  deshalb 
der  Anefang  verwehrt  ist.  Anderseits  ist  der  Diebstahl  ein  Fall  un- 
freiwilligen Verlustes.  „Sobald  man  erkannt  hatte,  dass  die  verschie- 
denen Fälle  des  Satzes  Hand  wahre  Hand  sich  zusammenfassen  Hessen 
unter  dem  Begriff  der  freiwilligen  Aufgabe  der  Gewere,  lag  es  auf  der 
Hand,  diesen  den  Fällen  gegenüberzustellen,  in  denen  der  Anefang  zu- 
lässig war  und  die  alle  ein  unfreiwilliges  Aufgeben  der  Gewere  in  sich 
schlössen."  Das  endliche  Resultat  war  dann:  „Alle  Sachen,  die  wider 
Willen  des  Inhabers  aus  der  Were  gekommen  sind,  sind  anefangbar; 
alle  freiwillig  aus  der  Were  gelassenen  unterliegen  dem  Satze  Hand 
wahre  Hand." 

In  einem  weitern  Abschnitt  behandelt  der  Verf.  die  Rechtsstellung 
des  Beklagten  gegenüber  der  Anefaugsklage ;  die  Lage  des  Beklagten, 
der  in  der  Zwischenzeit  die  Sache  weiterveräussert  hatte;  die  des  Be- 
klagten, der  die  Sache  ererbt  zu  haben  behauptet  (Ausgangspunkt 
Capit.  II  zur  Lex  Sal.).  Erörtert  werden  der  Zug  auf  den  Gewähren, 
der  Fall  des  Todes  des  Gewähren,  die  Beschränkungen  des  Währschafts- 
zuges  nach  Zeit,  Raum  und  Zahl.  Besonderes  Interesse  beansprucht 
die  Reinigung  des  Beklagten  durch  I'ublicität  des  Erwerbes:  Vorzüge 
dtr  offenen  Inhabuug  vor  der  verschlossenen;  Ersatz  des  Reinigungs- 
eides durch  den  Beweis,  die  Sache  offen  am  Tage  vor  Zeugen  oder  auf 
freieia  Markte  erworben  zu  haben  (§  17).  Zahlreiche  Rechte  fordern  für 
gewisse  Sachen  geradezu  obligatorisch  offenkundigen  Erwerb:  Publi- 
citätszwang.  Dahin  zählt  auch  das  öffentliche  Aufbieten  von  gefun- 
denen oder  Dieben  abgejagten  Sachen.  In  scharfsinniger  Untersuchung 
wird  vom  Verf.  der  Satz  erhärtet,  dass  nicht  guter  Glaube,  sondern 
Offenkundigkeit  des  Erwerbs  Ursache  für  den  Rechiserwerb  da  ist,  wo  ; 
der  Anefang  versagt.  Auch  wo  das  germanische  Recht  vereinzelt  dem 
rückgabepflichtigen  Beklagten  einen  Lösungsanspruch  gewährt,  ist  '< 
dieser  auf  die  Publicität  des  Erwerbs  zurückzuführen.  Für  den  Lösuugs-  i 
anspruch  bei  Marktkauf  bringt  Meyer  reiche  Quollen  aus  dem  franzö-  j 
sischen  Rechte  bei  (S.  132  ff).    Weiter  stellt  der  Verf.  eine  Gruppe  von 
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Fällen  zusanmen,  in  denen  der  Anefang  versagt  -wird  wege?\  mangeln- 
der Pablicitat  des  Verlostes;  so  bei  über  See  eingeführten  Waaren  (Lex 
Vis.  XL  IIL  1),  im  deutschen  Mittelalter  mancherorts  überhaupt  bei 
ausserhalb  des  Stadtgebietes  eingeführten  Sachen.  Ebendahin  stellt 
Verf.  auch  die  Fälle  der  Verschweigung  (Ausgangspunkt  Decr.  Chüde- 
berti  II  c.  3),  wobei  dargethan  wird,  dass  rechte  Gewere  an  Fahrhabe 
auf  Grund  von  Verschweigung  nur  vereinzelt,  namentlich  im  lübisch- 
hamburgischen  Recht  und  den  Tochterrecbteu  des  Ostens,  vorkommt. 
Der  zweite  Theil  des  Buches  ist  einer  einzelaen  ijscheiuung  des 
Fahmisssachenrechts,  dem  Judenprivileg  gewidmet.  Hier  war  in  der 
Rechtsgeschichte  in  der  Hauptsache  bisher  nur  der  Satz  gebucht,  dass 
dieses  Sonden  echt  der  Juden  jüdischer  Herkunft  ist.  Die  Offenlegung 
dieses  Zusammenhanges  sowie  der  Nachweis  der  Verbreitung,  Ein- 
schränkung und  scLüiesslichen  Vernichtung  des  jüdischen  Hehlerrechts 
auf  dem  deutschen  Rechtsgebiet  iit  das  selb.ständige  Verdienst  des 
Verfs.*)  Wir  gewinnen  zunächst  an  Hand  älterer  und  jüngerer  Litteratur 
zur  Geschichte  des  Judenthums  im  Mittelalter,  nainentlich  aach  unter 
Heranziehung  von  SchultesHaudelsgeschichte  und  Scherers  ^ Rechts- 
verhältnisse der  Juden"-  einen  Ueberblick  über  die  wechselnde  Rechts- 
stellung der  Juden  im  Mittelalt-er  bis  zu  ihrer  im  13.  Jahrhundert  er- 
folgten Zurückdrängung  vom  Grosshandel  und  damit  eingetretenen 
Beschränkung  auf  Althandel,  Darleih-  und  Faustpfaudgeschäft.  Einem 
orientirenden  Hinweis  aui'  Talmud  und  nachtalmudisches  Judenrecht 
folgt  eine  Darstellung  der  allgemeinen  Lehren  des  jüdischen  Sachen- 
rechts. Hierauf  wird  in  überzeugender  Weise  das  sog.  Judenprivileg 
aus  den  jüdischen  Quellen  als  jüdisches  Hehlerrecht  erwiesen,  wie  das- 
selbe als  Weiterbildung  d^'s  Talmud  seit  dem  13.  Jahrhundert  die  be- 
kannte für  die  Judenschaft  Europas  gemeingültige  Foi-m  angenommen 
hat:  Gestohlene  Sachen  hat  der  Jude,  der  sie  gekauft  oder  (der  häu- 
tigere Fall)  in  Pfandversatz  genommen,  wenn  er  vom  Diebstahl  nichts 
weiss,  nur  gegen  Ersatz  des  dafür  Gezahlten  herauszugeben  (Zusammen- 
■  llung  der  Ergebnisse  S.  191  f.).  §  27  des  Buches  thut  sodann  die 
-Itung  des  jüdischen  Hehlerrechts  in  den  deutschen  Rechtsqaellen 
r,  seit  den  Privilegien  für  die  Juden  von  Speier  (1084)  und  Worms 
u^O),  an  welch  beiden  Orten  blühende  Judenschulen  mit  tüchtigen 
jüdischen  Juristen  bestanden.  Mit  dem  Privileg  Friedrichs  IL  vom 
Jahre  1236  wurde  das  Judenprivileg  zum  Reichsrecht  erhoben  und 
fimd  seitdem  seinen  Eingang  in  eine  Fülle  von  Rechtsbüchem  und 
Statuten.  Zahlreiche  Quellen  erweisen  auch  seine  Geltung  für  Frank- 
reich, Italien,  Spanien. 

Das  Judenprivileg  wie  der  ganze  jüdische  Wucher  wurde  vom 
Volke  sehr  lästig  empfunden.  Frühzeitig  regen  sich  Bestrebungen, 
dasselbe  einzuschränken.  Zunächst  werden  bectimmte  Sachen  wegen 
des  ihnen  anhängenden  Verdachts  der  Furtivitat  vom  Privileg  ausge- 

^)  Vgl.  den  Auszug  des  Verfs.  aus  vorliegendem  Werke:  ^Das  jüdUcLe 
liehlerrechr  in  den  Grenzboten  1902,  Heft  29  v.  17.  JuU  1S02. 
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schlössen,  §  2§  (Kirchengeräthe,  blutiges  und  nasses  Gewand,  Haua-  und 
Ackergeräthe,  Waffen,  Rohstoffe)..  Eine  weitere  Einschränkung  ergab 
sich  in  den  Rechtsgebieten,  in  denen  die  Geltung  des  jüdischen  Hehler- 
rechts von  Beobachtung  germanischer  Pubiicitätsvorschriften  (offener 
Kauf,  Kauf  vor  Zeugen  u.  s.  w.)  abhängig  gemacht  wurde  §  29.  Ver- 
einzelt wurde  seine  Geltung  auch  geradezu  auf  das  Haus  des  Jaden 
beschränkt.  Der  Jude  behielt  im  Allgemeinen  seinen  Lösungsanspruch 
auch  dann,  wenn  die  Sache  von  ihm  weiterv eräussert  war  und  im 
Wege  des  WährscTiaftszuges  an  ihn  zurückgelangte.  Die  vom  Sachsen- 
spiegel ausgehenden  Quellen  erklären  daher  den  Juden  filr  unföhig, 
Gewähre  zu  sein  S.  233f.  Meyer  weist  schliesslich  nach,  wie  das 
überlästig  gewordene  Judenprivileg  durch  die  Reichsgesetzgebung  des 
16.  Jahrhunderts  beseitigt  wurde,  aber  allerdings  partikularrechtlich 
noch  bis  ins  18.  Jahrhundert  weiterlebte.  Vereinzelt  diente  es,  wie  in 
Goslar  und  Frankfurt  a.  M.  dazu,  gestohlene  Sachen  gegen  Bezahlung 
des  Hehlerpreises  vom  Juden  wiederzuerlangen.  Dass  das  jüdische 
Hehlerrecht  als  solches  auf  die  übrigen  Wucherer  des  spätem  Mittel- 
alters (Kaw ersehen,  Lombarden)  ausgedehnt  wurde,  entsprang  den  Be- 
dörfiiissen  der  Konkurrenzfähigkeit  der  letztern  §  36. 

Der  Schlussabschnitt  des  Buches  ist  der  Reception  und  ihrem 
Einfluss  auf  das  deutsche  Recht  entwerter  Fahrniss  gewidmet.  Er  ist 
etwas  kurz  ausgefallen  und  will  nicht,  wie  die  früheren  Theile  des 
Werkes,  in  gleichem  Malse  erschöpfend  sein  (siehe  Vorwort).  Immer- 
hin sind  auch  hier  vom  Verf.  die  Richtlinien  der  Entwickelung  treffend 
gekennzeichnet.  Sie  gipfeln  in  zwei  Erscheinungen :  in  der  Verwischung 
des  Gegensatzes  von  Besitzverlust  mit  und  ohne  Willen  des  Eigen- 
thümers,  sowie  in  der  Einführung  des  Momentes  des  gutgläubigen 
Dritterwerbes  aus  der  römischen  Ersitzungslehre. 

Das  ist  in  Kürze  der  Inhalt  des  Buches,  welches  zu  den  erfreu- 
lichsten Erscheinungen  auf  dem  behandelten  Gebiete  der  Privatrechts- 
geschichte im  abgelaufenen  Berichtsjahre  gezählt  werden  muss. 

Breslau.  K.  Beyerle. 


Ludwig    Schmidt,    Geschichte    der  Wandalen.      Leipzig, 
Teubner  1901.    II  u.  203  S.    8°. 

Die  Wandalen  gehörten  zu  den  Haupttreibern  in  der  Völkerwande- 
rung ;  von  Schlesien  sind  sie  auf  mannigfachen  Umwegen  über  Spanien, 
dessen  Provinz  Andalusien  aber  richtiger  Ansicht  nach  ihren  Namen 
nicht  von  ihnen  trägt,  bis  nach  Nordafrika  gelangt,  wo  sie,  typische 
Vertreter  der  Genialität  germanischen  Volksthums  —  wie  rasch  sind  sie 
nicht  ans  geborenen  Binnenlandbewohnem  gefürchtete  Beherrscher 
der  See  geworden!  —  aber  auch  germanischer  Zügellosigkeit,  ein  frühes 
Ende  fanden.  In  Folge  dessen  ist  ihre  Geschichte  überaus  reich  an 
Wechselfällen,  ja  geradezu  romantisch.  Sie  auf  Grund  der  neuesten, 
z.  Th.    eigenen   Forschung   zum    ersten   Mal   nach    Pap  en  cor  dt   er- 
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schöpfend  und  anschaulich  erzählt  zu  haben,  ist  das  grosse  Verdienst 
des  Schmidtschen  Buches,  das  allerdings  nach  meinem  Geschmack  bei 
etwas  weniger  aufdringlicher  Apologetik  noch  stärker  zu  Gunsten 
setner  Helden  wirken  würde.  Eben  diese  Wechsel  vollen  Schicksale 
und  dieses  unstät^  Wandern  brachten  es  aber  auch  mit  sich,  dass  feste 
Einrichtungen  nur  in  geringem  Mafse  ausgebildet  wiirden,  und  jdass 
die  Ueberlieferung  davon  noch  schlechter  ausfiel;  die  geschlossene, 
tausendschaftsweise  erfolgte  Besiedelung  der  afirikanischen  Prokonsular- 
prcvinz  und  das  eine  Art  Seniorat  begründende  Hausgesetz  Geise- 
richs bilden  die  hauptsächlichsten  rechtsgeschichtlichen  Merkwürdig- 
keiten der  Wandalen.  Schmidt  hat  alles,  was  sich  über  Verfassung  und 
Recht  des  Volkes  zusammentragen  lässt,  sorgfältig  gesammelt  und  mit 
gesunder  Kritik,  für  die  ältere  Zeit  gegenüber  den  abenteuerlichen 
Hypothesen  Delbrücks  und  den  romanisirenden  Ansichten  Momm- 
sens,  für  die  spätere  gegenüber  Dahn,  Goerres  und  Halban  ver- 
werthet-  Auch  der  Rechtshistoriker,  der  mit  der  Völkerwanderung 
sich  beschäftigt,  wird  sein  Buch  mit  Nutzen  zu  Rathe  ziehen. 

Ulrich  Stutz. 


Dr.  Friedrich  Emil  Welti,   Das   Stadtrecht   von  Bern  I 
(121 S  — 1539).     Aarau  1902.     H.  K.  Sauerländer    &    Gie. 
(Sammlung  Schweizerischer  Rechtsquellen.    2.  Abtheilung, 
Die  ßechtsquellen  des  Kantons  Bern.    Erster  Theil,  Stadt- 
rechte.    Erster  Band)  LXXXII  u.  428  S.    gr.  8  <>. 
Dr.   E.   Demuth,    Die    wechselseitigen    Yerfügungen    von 
Todeswegen    nach    alamannisch- zürcherischem    Recht    in 
ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  bis  zur  Gegenwart  nach 
len   Quellen    dargestellt    (Untersuchungen   zur   deutschen 
its-und  Rechtsgeschichte,  herausgegeben  von  0.  Gierke. 
t.  65).     Breslau,  Marcus  1901,     X  u.  140  S.    S". 
Die  Sammlung  der  Schweizerischen  Rechtsquellen  ist  rüstig  fort- 
ireitend    bei    einem    der    wichtigsten   Rechte   angelangt,    bei    dem 
Zähringischen  Stadtreeht   von  Bern.    Der  erste  Band  bringt  die  drei 
Üauptquelleu   des   älteren   Berner  Stadtrechts,    die   schon   wiederholt 
herausgegebene  l^rner  Handveste,  das  bisher  noch  nicht  edirte,  höchst 
wichtige  Beruer  Satzungenbuch   und  die   schon  von  Schnell  (Ztachr. 
f.  Schweiz.  Rocht  XX.  1878  S.  8o  [3]  ff.)  veröffentlichte  Stadtsatzung  von 
1589.     Die  Ausgabe  ist  von  Welti    in    derselben   sorgfältigen  Weise 
besorgt,  die  wir  schon  (diese  Ztschr.  XXI  1800  S.  337)  bei  seiner  Aus- 
gabe des   Rechtes  der  Stadt  Baden  i.  A.  schätzen  lernten.    Ein   aus- 
fiibriiches,  Personen,  Orte,  Sachen  und  Wörter  betreffendes  Register  ist 

|»''i>->n  dieiem  ersten  Bande  beigegeben,  zu  dem  Ed.  2  dos  anderjveitig 
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nachtragen  soll.  Von  einer  Einleitung  in  die  Geschichte  der  Berner 
Rechtsquellen  wurde  mit  Rücksicht  auf  Sehn  eil  und  Stürler  „Ueber- 
sicht  der  älteren  Rechtsqueilen  des  Kantons  Bern"  1871  und  Eugen 
Huber  „Die  Satzungsbücher  der  Stadt  Bern",  Ztschr.  dos  ßemischen 
Juristenvereins  X  ö.  97  ff.  abgesehen.  Nur  eine  Untersuchung  über 
di«  nach  früherer  Anfechtung  zuletzt  wieder  von  Hidber  , Diploma- 
tisch-kritische Untersuchung  der  Berner  Handveöte"  und  Zeerleder 
„Die  Berner  Handveste*  (beide  1891  in  der  Festschrift  zur  7.  Säkular- 
feier der  Gründung  Berns  erschienen)  behauptete  Echtheit  der  Hand 
veste  wird  von  Welti  vorausgeschickt.  Er  entscheidet  sich  darin  z.  Th 
im  Anschluss  an  bisher  ungedruckte,  von  ihm  nunmehr  mitgetheilte 
Ausführungen  Sttirlers  und  an  v.  Wattenwyi  für  die  Annahme  einer 
Fälschung,  für  die  u.  A.  auch  die  gewichtige  Stimme  Paul  Schweizer; 
längst  sich  ausgesprochen  hatte  (Habsburgische  Stadtrechte  und  Stsldte 
Politik  in  den  Festgaben  für  Büdinger  1898;  „die  allen  Rettungsver 
suchea  spottende  Unechtheit  der  Bemer  Handveste"),  durchaus  mit 
Recht  und  hierin  völlig  überzeugend.  Dagegen  schiesst  seine  scharfe 
Kritik  weit  über  das  Ziel,  indem  sie  leugnet,  dass  der  Inhalt  ganz 
oder  doch  zum  grössten  Theil  vor  der  Fälschung  bereits  in  Bern  ge- 
golten habe.  ,.Zum  Mittel  der  Fälschung  brauchte  Bei-n  nicht  zu  greifen, 
wenn  es  bioss  sein  gutes  Recht  von  König  Rudolf  bestätigt  haben 
wollte."  Als  ob  nicht  im  Mittelalter  gerade  zur  Vorbereitung  von 
Bestätigungen  Fälschungen  zum  Zweck  der  Beschaflfung  formeller  Titel 
für  bereits  bestehendes  Recht  gang  und  gäbe  gewesen  wären!  Es  ist 
möglich,  dass  mit  oder  bei  Gelegenheit  der  Fälschung  auch  noch  nicht 
geltendes  Recht  mit  eingeschmuggelt  werden  sollte.  Ich  muss  das 
dahingestellt  sein  lassen,  weil  erst  im  Zusammenhang  mit  der  von 
der  Badischen  Historischen  Kommission  zu  veranstaltenden  Ausgabe 
des  Stadtrechts  von  Freiburg  i.  Br.  in  jeder  Beziehung  die  überhaupt 
erreichbare  Klarheit  sich  wird  schaffen  lassen.  Das  aber  kann  jetzt 
schon  gesagt  werden :  die  durch  die  vorgefasste  Meinung,  die  Fälschung 
müsse  durchaus  zum  Zweck  gewisser  neuer  Errungenschaften  erfolgt 
sein,  veranlasste  Fragestellung:  was  für  Rechte  wollte  man  sich  an- 
eignen? und  die  Alternative:  die  Rechte  von  Freiburg  i.  Br.  oder  die 
von  der  Handveste  als  Gnaden  Friedrichs  IL  bezeichneten?  sind  un- 
zulässig. Welti  beantwortet  diese  seine  Irrfrage  damit,  dass  das  in 
der  Handveste  enthaltene  Freiburger  Recht  die  Fälschung  nicht  ver- 
anlaset haben  könne,  da  dieses,  obschou  eine  Handveste  Herzog 
Berchtolds  sich  nicht  uachweisen  lasse  und  wohl  auch  nie  existirt 
habe,  doch  von  seinem  Gründer  mit  einem  Recht,  also  jedenfalls  dem 
Zähringischen  Freiburgs.  bewidmet  worden  sei.  Mithin  seien  es  die 
als  Gnaden  Friedrichs  II.  aufgeführten  Begünstigungen,  um  deretwillen 
man  zur  Fälschung  gegriübn  habe,  nämlich  die  Reichsanmittelbarkeit 
der  Stadt,  die  Befreiung  von  Steuern  und  Diensten,  die  LehenstUhig- 
keit  der  Bürger,  die  Münze  und  die  Messen,  die  Befreiung  der  Kauf- 
leute vom  Budengeld,  die  Nutzung  der  Allmei\do,  des  Forstes  und  des 
Bremgartens.die  Wahl  der  Stadtbeamten,  tlic  Zusicherung  wegen  des 
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Reichsschlosses,   der   freie   Kauf  und    Verkauf.     In   der  That  glaubt 
Wfilti   nachweisen    zu  können,    dass   es   sich   dabei    in   den    naeisten 
Punkten  um  mehr  oder  weniger  kühne  Forderungen  gehandelt  habe, 
die  erst  Recht  werden  sollter.     Ich  bin  wenigstens  für   die  wichtige 
Bestimmung  über  die  Wahl  der  städtischen  Beamten  im  Stande,  auch 
ohne  neue  Untersuchung  die  Unhaltbarkeit  von  Weltis  Beweisführung 
darzuthun.    Zunächst  bezflglich  des  sacerdos.    Das  braucht  kein  Pfarrer 
zu   sein;    im  Gegentheil:   von   sacerdos,    gelegentlich   wohl  auch    be- 
stimmter von  plebanus  ist  mit  Vorliebe   gerade   da  die  Ptede,  wo  ein 
Anderer  event.  sogar  nicht  einmal  an  derselben,  sondern  an  der  über- 
geordneten  Pfarrkirche  als   reetor  ecclesiae  erscheint.     Für  die   Ent- 
scheidung   der  Frage,    ob  Art.  7   schon   vor  der  Fälschung  in  Geltung 
gestanden    habe,    ist    es    somit    gleichgültig,    ob    die   Berner   Kirche 
Parochialrechte  gehabt  habe  oder  nicht,   eine  Frage,    bei  deren   Be- 
handlung Welti  übrigens  ausser  Acht  lässt,  dass  Parochialrechte  im 
Mittelalter   auch    widerrechtlich    in    Anspruch    genommen    und    doch 
siegreich  behauptet  worden  sind.    Das   ebenfalls  Zähriugische  Neuen- 
bürg a.  Rh.  liefert   ein  Beispiel    solch  eigenmächtiger  Okkupation  von 
Pfarrrecht    und    Pfarrwahl    trotz    Widerstands    des    Berechtigten    und 
päpstlicher  Entscheidung  (Schreiber,  Geschichte  von  Freiburg  i.  Br. 
I,  18-57  S.  97   mit   N.  2   und  S.  98,  Ä.  Schulte,   Ztschr.  f.  Gesch.  d. 
Oberrh.  XL  1886  S.  98  N.  2).    Ja  es  ist  nicht  unmöglich,  dass  selbst 
die    Stadtpfarrei    von   Freibnrg  i.  Br.,    über    deren   Ursprung    wir  gar 
nicht«  wissen  (Stutz,  Das  Münster  zu  Freiburg  1901  S.  4),  eigenmächtig 
ins  Leben  gerufen  und  hinterher  kirchlicherseits  tolerirt  worden ;  wenig- 
stens ist  sie    von  Anfang  an   ganz  auffällig  auf  das  Stadtgebiet  zuge- 
schnitten   gewesen.     Es   haben   eben  Stadtrecht   und  Kirchenrecht  oft 
genug  auf  gespanntem  Fuss  gestanden,   zumal   wo  jenes    durch    einen 
mächtigen   Eigenkirchenherm   gedeckt    wurde.     Und   wer   sagt    denn 
Welti,  dass  die  Berner  ohne  das  Patronatrecht  die  Priesterwahl  nicht 
\  haben   konnten?     Ein    blosses,    mit    dem  Patronatrecht    eines   Andern 
i  prinzipiell    durchaus    nicht    unverträgliches    Nominations-    oder   Sub- 
I  präsentationsrecht  genügte  vollkommen.     Etwas  Anderes    haben    auch 
i  die  Bürger  von  Freiburg  i.  Br.   von  der  Herrschaft  nicht  zugestanden 
i  erhalten ;  sein  Eigenkirchen  -  und  später  sein  Patronatrecht  hat  weder 
i  der  Zähringische  noch   der   giäflich  Freiburgische  Stadtherr  aus   der 
.;  Eand  gegeben   (Stutz  a,  a.  O.  S.  6f.,  S.  9).     Also  kc>nnte  das  Reich, 
Ij  konnten    die  Augustiner,    konnten   die   Deutschherren   ganz   wohl   den 
ii  Patronat  haben  und  die  Berner  doch  ihren  sacerdos  wählen;  auch  die 
langjährige  Ausübung   des  Wahlrechtes   zu    Gunsten    von    Mitgliedern 
dj8   patronatberechtigten   Ordens    ist    wohl    denkbar.      Ebenso    wenig 
-  Viifi^sig    sind   Weltis  Avisfiihrungen    gegen    die    Schultheissenwahl. 
"alb  soll  die  Bürgerschaft,  in  einer  Stadt,  in  der  es  Ministerialen 
nicht  solche,    event.  auch  aus  der  Umgebung  oder  trotz  gewisser 
jngsverschiedenheit  gewählt,  und  weshall)  soll  der  Stadtherr  einen 
■hlten,  aber  doch  eben  in  seinem  Dienst  amtenden  Schultheissen 
■  '  l.t  als  scultetus  noster  bezeichnet  haben?     Aber    noch    mehr.     Es 


352  Littfcratur. 

läsßt  sich  kühu  bel:auptea,  dass,  wenn  Priester-  und  Schultheissenwahl 
nicht  altbernisches  Recht  gewesen  wären,  ihre  Inanspruchnahme  im 
Jahre  1273  nicht  denkbar  sein  würde.  Paul  Schweizer  hat  in  seiner 
bereits  angeführten,  schönen  Untersuchung  dargetlmn,  dass  Rudolf  von 
Habsburg,  abgesehen  vielleicht  von  einem  Ausnahmefall  aus  seineu 
Anfängen,  seinen  Städten  grundsätzlich  die  Pfarr-  und  Schultheissen- 
wahl  versagte.  Und  von  mir  ist  (a.  a.  0.  S.  8 ff.)  gezeigt  worden,  wie 
Pfarr-  und  Schultheissenwahlrecht  selbst  für  die  Freiburgisehe  Mutter- 
stadt 1248  verloren  gingen.  Ich  meine  nun,  wäre  die  freie  Beamton- 
wahl  nicht  schon  vorher  Berner  Recht  gewesen,  hätte  sie  nicht  zu 
dessen  ursin-ünglichen  oder  älteren  Bestandtheüeu  gehört,  so  wäre, 
nachdem  die  Habsburgische  StädtepoUtik  in  Oberdeutschland  tonan- 
gebend geworden,  und  gegenüber  dem  Henscher,  der  sie  fiär  sein  Haus- 
gobiet  ins  Leben  gerufen,  gar  nicht  daran  zu  deaken  gewesen,  sie  erst 
durchzusetze«.  Auch  so  mochte  es  noch  schwer  genug  halten,  sie  zu 
behaupten.  Sollten  etwa  die  Berner  gerade  deshalb  sie  als  Prideri- 
cianische  Verleihung  ausgegeben  haben,  weil  sie  erwarteten,  als  blosses 
Zähringisches  Stadtrecht  w&rde  sie  Kudolf  nicht  achten,  sollten  über- 
haupt die  als  Gnaden  Friedrichs  IL  bezeichneten  Positionen  solche 
gewevsen  sein,  die  zwar  in  Geltung,  aber  der  Anerkennung  Rudolfe 
nicht  sicher,  oder  vielleicht  z.  Th.  wirklich  erst  postulirt  wai-en?  Das 
ist  eine  Yermuthung,  welche  a,n  diesem  .Ort  nicht  geprüft  werden 
kann,  aber  gerade  durch  Weltis  Untersuchnug  nahegelegt  ist,  vo.^- 
der  überhaupt  noch  die  eine  oder  andere  .Anregung  ausgeheü  dürfte 
Nur  hätte  ich  sie,  weil  sie  abschliessend  weder  ist  noch  sein  kann, 
lieber  anderswo  als  in  der  Ausgabe  selbst  niedergelegt  gesehen. 

Die  Abhandlung  von  Demath,  die  auch  in  der  Form  ihren  Ur- 
sprung als  Einleitung  zu  einer  besonder«  veröffentlichten  Dissertation 
über  das  geltende  Zürcherische  Recht  der  wechselseitigen  Verfügungen 
nicht  verleugnet,  beruht  wesentlich  auf  ungedrocktem  Material  des 
Zürcherischen  Staatsarchivs.  Sie  unterscheidet  3  Entwicklungsstufen 
des  Geschäfts.  Auf  der  ersten  wird  das  gegenseitige  Leibgeding  sofort 
nach  der  Bestellung,  also  unter  Lebenden,  für  beide  Theile  wirksam. 
Auf  der  2.,  die  zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts  mit  den  Zusätzen  zum 
Zürcherischen  Richt^brief  anhebt,  geht  der  Vertrag  auf  ein  Recht  von 
Todeswegen,  doch  so,  dass  jedem  Bedachten  das  Gut  des  andern  Theils 
verfangen  ist.  Bei  Liegenschaften  erfolgt  die  Bestellung  durch  ge- 
richtliche Auflassung,  bei  Fahrhabe  durch  Formal  vertrag  vor  der.5 
Ratb.  Doch  wurde  von  diesem  oder  seinem  Ausschuss,  den  Testaments- 
herren,  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  in  der  Stadt  auch  die  Liegeii.- 
schaftsvergebung  vorgenommen;  es  wurden  darüber  Gemächtebriefe 
ausgestellt,  und  Abschrift  oder  Vermerk  davon  wurde  in  den  Gemächte- 
büchern  des  Raths  genommen.  Das  letzte  Gemachte  stammt  von  1675. 
Dann  setzt  die  dritte  Entwicklungst-tufe  ein.  Während  das  einseitige 
Gemachte  unter  Wegfall  der  Verfangenschaft  in  ein  widen-uriiche.<; 
Testament  überging,  verwandelte  sich  das  gegenseitige  unter  Umwand- 
lung der  Verfangenschaft  in  eine  erbrechtliche  Anwartschaft  (wie  beim 
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gesetzlichen  Erbrecht)  und  trotz  der  Bezeichnung  als  gegenseitiges 
Testament  in  einen  wechselseitigen  Erbvertrag.  Ein  Gesetz  von  1839 
schrieb  formlose  Eingehung  vor.  Das  in  diesem  Punkte  noch  heute 
unverändert  geltende  privatrechtliche  Gesetzbuch  von  1856  führte  die 
Bezeichnung  -wechselseitigen  Erbvertrag  ein;  für  ihn  wurde  jetzt  die 
in  dei  Praxis  der  Zwischenzeit  nicht  aufgegebene  Form  wieder  vor- 
geschrieben u.  z.  die  Testamentaform.  Hiemit  schliesst  die  an  urkund- 
lichen Beispielen  für  die  Geschichte  der  Gemachte  und  des  Erbver- 
trags fast  überreiche  Untersuchung.  Ulrich  Stutz. 


Oberrheinische  Stadtrechte,  herausgegeben  von  der 
Badischen  Historischen  Kommission  und  von  der  Kom- 
mission zur  Herausgabe  elsässischer  Ge^chichtsquellen.  — 
Erste  Abtheiluug:  Fränkische  Eechte.  6.  Heft.  Laden- 
burg, Wiesloch,  Zuzenhausen,  Bretten,  Gochsheim,  Heidels- 
"neim,  Zeutern,  Boxberg,  Eppingen,  bearbeitet  von  Carl 
Koehne.  Heidelberg,  Wmter  1902.  158  S.  gr.  8^  — 
Dritte  AbtheiluDg:  Elsässische  Rechte.  L  Schlettstadter 
Stadtrechte,  bearbeitet  von  Joseph  Geny.  Heidelberg, 
Winter  1902.  2  Bde.  XXVHI  u.  403,  XIY  u.  1172  S. 
rr.  8". 

Die  ohne  Unterbrechung  regelmälsig  fortschreitende  Ausgabe  der 
.^aii^ch-fränkißchen  Rechte  ist  nunmehr  bei  den  in  der  Ueberschrifb 
geDunuten,  ehemals  kiu-pfälzischen  Städten  angelangt.  Ihre  Rechte, 
:iam  grössteu  Theil  bisher  unveröffentlicht,  giebt  im  vorliegenden 
ü.  Heft  Koehne  heraus.  Es  sind  kleinere,  in  Form  und  Inhalt  bis- 
\feiltn  stark  den  ländlichen  sich  annähernde  Quellen.  Aber  sie  be- 
sitzen dennoch  nicht  bloss  lokabechtsgeschichtlichen  Werth.  Viel- 
-nehr  überliefern  sie  uns  manch  interessanten  Einzeizug  mitteldeutichen 
jJtädtewesens. 

Mit  eiuer  ausnehmend  stattlichen  Publikation  fuhrt  sich  die  unter 
iler  Leitung  von  W.  Wiegand  stehende  elsässische  Abtheilung  ein. 
In  2  starken  Bänden,  die  rasch  auf  einander  folgten,  hat  der  Schlett- 
itfcdter'Stadtarchivar  G6ny  die  reichen  Stadtrechtsquellen  von  Schlett- 
stadt  herausgegeben.    Ein  erster  Theil   umfa.sst   die   königlichen  und 
1  laüserlichen  Privilegien   und   die  Verträge  über  Gruud-  und  Hoheits- 
techte, Schiedssprüche  über  solche  u.  e.  w.     Ein   damit  in  Bd.  1  ver- 
einigter zweiter  Theil  bringt  die  .städtischen  Satzungen  u.  z.  vollstän- 
.soweit  sie  in  Statuten-  und  Rathsbüchern  vereinigt  sind,  dagegen 
bis  1500  das  in  andern  Stadtbüchem  oder  Dokumenten  zerstreute 
:.br  vereinzelt   überlieferte    Material.      Der   sehr   umfangreiche,    den 
iänzen  grossen  zweiten  Band  inllende  dritte  Theü  enthält  die  Eides- 
r  ein  und  Amtsordnungen  der  städtischen  Beamten,  dann  theils  voU- 
/-^itschrift  für  Rechtsetschichte.    XXIIL    Germ.  Abtb.  23 
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ständig,  theils  in  Auswahl  die  Bürger-,  Gewerbe-,  Handwerker-  und 
Zunftordnungen.  Man  sieht,  es  ist  hier  in  der  Auswahl  dea  mitge- 
theilten  Stoffs  sehr  freigebig  verfahren  worden;  die  Ausgabe  bringt 
nicht  nur  eigentliche  Rechtsquelleu,  sondern  auch  viel  ürkundea- 
material,  sofern  es  für  die  Geschichte  der  städtischen  Verfassung  und 
Verwaltung  von  Belang  ist.  Wir  freuen  uns  aufrichtig  über  diesen 
Reichthum,  wenn  wir  uns  auch  nicht  verhehlen,  dass  eine  so  aus- 
giebige Edition  der  Quellen,  so  überaus  werthvoll  sie  für  die  Lokal- 
rechtsgeschichte ist,  nii:ht  immer  durchführbar  sein  wird,  und  dass  bei 
andern  Veröffentlichungen,  für  die  weniger  reiche  Mittel  sich  flüssig 
machen  lassen,  ein  sorgfaltiges  Regest  oder  ein  bestimmter  Hinweis 
auf  noch  vorlmndenes  Material  wird  genügen  müssen  und  meist  auch 
genügen  wird.  Bei  den  Gericlitssprüchen  fällt  auf,  dass  zwar  ziemlieh 
viel,  freilich  nicht  besuiulers  instruktive  Strafurtheile  mitgetheilt  sind, 
dagegen  wenig  privatrechtliches  Material  darunter  sich  findet.  Mög- 
lich, dass  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Sonst  hätte  es  sich  empfohlen, 
aus  diesem  und  dem  jetzt  abgedruckten  nur  die-  wirklich  bedeutsamen 
Fälle  herausru greifen  und  diese  dann  bei  den  einschlägigen  Bestim- 
mungen des  Stadtrechts  in  Anmerkungen  kurz  anzuführen,  wo  auch 
Hebammen-,  Todtengräber-  und  andere  Ordnungen  in  verkürzter  Fonn 
hätten  untergebracht  werden  können.  Ausser  einem  sorgfältigen  Per- 
.sonen.  Orte  und  Sachen  umfassenden  Register  giebt  uns  nämlich  Gen y 
gelegentlich  historische,  geographische  und  sprachliche  Erläuterungen 
unter  dem  Text,  die  sehr  dankenswerth  sind.  Und  den  Eingang  macht 
auf  5  Seiten  eine  knappe  verfassungsgeschichtliche  Einleitung,  an  der 
besonders  zu  loben  ist,  dass  sie  aus  dem  steilen  weise  sehr  hypotheti- 
schen Charakter  ihrer  Aufstellacgen  kein  Hehl  macht.  In  Summa,  die 
Publikation,  auf  deren  inhaltlichen  Reichthum  hier  natürlich  nur 
kurz  hingewiesen  werden  konnte,  eröffnet  in  vielvei-sprechender  Weise 
die  Reihe  der  eisässischen  Stadtrechte,  denen  wii  einen  ebenso  steten 
Fortgang  wünschen,  wie  die  fränkischen  ihn  bisher  genommen  haben. 

Ulrich  Stutz. 


Dr.  Karl  Neumeyer,  Privatdozent  an  der  Universität 
München,  Die  gemeinrechtliche  Ejitwickclung  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Strafrechts  bis  Bartolus.  Erstes 
Stück:  Die  Geltung  der  Stammesrechte  in  Italien.  München, 
Schweitzer  (A.  Sellier)  1901.     XII  u.  313  S.     8«. 

Bartolus,  der  noch  heute  als  Vater  des  internationalen  Privat- 
rechts gilt,  ist  es  iu  Wahrheit  nicht,  bedeutet  vielmehr  bloss  einen 
Höhepunkt,  der  nur  dank  der  Vorarbeit  vieler  Anderer  erreicht  wurde. 
Diese  ältere  Geschichte  des  internationalen  Privatrechts,  die  vor  ihm 
noch  wenig  bekannt  und  nie  dargestellt  worden  war,  nahm  Neumeyer 
sich  zu  schreiben  vor.  Aber  wie  es  bei  gewi.ssenhafter,  ernster  Ge- 
lehrtenarbeit so  geht ;  er  wurde  im  Lauf  seiner  Untersuchung  bald  auf- 


Litteratur.  355 

gehalten  durch  die  Frage:  in  welchem  Zusammenhang  stehen  die  An- 
fänge der  Statutenkollision  mit  dem  System  der  persönlichen  Rechte  V 
Ihre  Beantwortung  erwies  sich  als  viel  schwieriger  denn  das  eigent- 
liche Thema,  und  so  gründlich  unternimmt  sie  der  Verfasser,  dasa 
sein  1.  Band  nur  ein  Stück  davon  bringt.  Allzu  bescheiden  erinnert 
er  den  Leser  im  Vorwort  daran,  dass  er  als  Internationalist,  nicht  im 
Interesse  der  Rechtsgeschichte  an  die  Arbeit  herantrat.  Einen  so 
reichen  rechtsgcschichtlichen  Gewinn  wie  sein  Buch  werfen  wenige 
ab.  Jetzt  erst  gewinnen  wir  eineu  völlig  sicheren  Einblick  in  die  Ver- 
breitung und  Geltungsdauer  des  langobardischen  Rechts,  das  Verhäll- 
niss  desselben  zvira  Kapitularienrecht,  in  die  Zusammensetzung  der 
italieniacbeu  Bevölkerung,  in  Grund  und  Anwendung  des  Prinzips  der 
persönlichen  Rechte,  in  die  Bildung  des  Statutarrechts  und  sein  Ver- 
hältniss  zum  älteren  R-echt,  ganz  abgesehen  von  der  für  den  Verfasser 
im  Vordergrund  stehenden,  ja  auch  als  solche  uns  mitinteressirenden 
Geschichte  der  Kollisionsnormen.  In  eine  Fülle  von  Gesetzes-  uud  ür- 
kundenmaterial,  von  mittelalterlicher  und  moderner  gelehrter  Litteratur 
wird  mit  sicherer  Methode  System  und  Klarheit  gebracht,  und  durch 
sorgfältige  landschaftliche  Scheidung  wird  eiue  ganze  Reihe  über- 
raschender Ergebnisse  erzielt. 

Eine  Erörterung  der  beiden  Grundbegriffe  der  Personalität  und 
Territorialität  geht  voran,  wobei  festgestellt  wird,  dass  bei  ersterer 
historisch  bestimmte  Rechte  ansschliesseud  persönlich  gelten.  Ich 
meine,  die  Personalität  sei  einfach  die  allerdings  erst  nach  einem 
kurzen  Zeitraum  der  für  die  Neueinrichtiuig  unerlässlichen  Ausschliess- 
lichkeit eintretende  Nachwirkung  der  Wanderung  und  der  durch  sie 
den  germanischen  Stämmen  ganz  besonders  bewusst  gewordenen  Vor- 
stellung, dass  das  Recht  Ausfluss  der  Pei-son  sei  und  von  ihr  und  mit 
ihr  allüberall  hingetragen  werde.  Diese  Vorstellung,  in  eine  fremde 
Umgebung  mit  territorialem  Recht  hineingetragen,  musste  bei  der 
Energie,  mit  welcher  die  Germanen  gerade  in  Sachen  des  Rechts  ihr 
Volkßthum  zur  Geltung  brachten,  eine  Loslösung  auch  des  ortsbürtigen 
Rechtes  vom  Territorium  und  eine  Verknüpfung  desselben  mit  der 
Person  der  Unterworfenen  bewirken,  womit  das  System  der  persön- 
lichen Rechte  gegeben  war.  Gerade  Neumeyers  Untersuchungen  stellen 
tSesen  Prozess  in  ein  helles  Licht. 

Zunächst  für  Ober-  und  Mittelitalien.  Hier  wird  das  langobar- 
dische  Recht  bald  Landesrecht,  ergänzt  und  nach  Verschmelzung  mit 
Lim  verrüehrt  durch  die  Kapitularien  und  schliesslich  einverleibt  in  die 
Stadtrechte,  während  das  römische  Recht,  allerdings  arg  verkümmert, 
als  Landesrecht  der  römischen  Gebiete  fortgilt,  um  schliesslich  dem 
langobardischen  als  zweites  gemeines  Recht  wieder  gegenüberzutreten, 
toch  dies  Nebeneinander  konnte  nicht  von  Dauer  sein.  Dem  römi- 
Si'heu  Recht  fiel  gegenüber  dem  langobardischen,  dem  seit  der  fränki- 
si  hen  Eroberung  der  Rückhalt  politischer  Macht  uud  je  länger  desto 
n  -hr  auch  die  Zeitgemässheit  abging,  der  Sieg  zu ;  das  laugobardische 
1  zum  Ortsrecht  und  verschwindet  schliesslich  aus  dem  Lande,  so- 

2.]* 
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■w^eit  einzelne  seiner  Sätze  nicht  im  Stadtrecht  fortleben.  Das  waren 
die  Vfi-änderuagen  des  Hintergrunds  der  Bühne,  auf  der  gegen  Ende 
der  largobardischen  Königszeit  und  in  voller  Durchführung  unter 
fränkiKcher  Herrschaft  das  Systeni  der  persönlichen  Rechte  auftrat. 
In  hellen  Haufen  drängten  fremde  Germanen  und  fremde  Germanen- 
rechte nach  Italien ;  die  Römer  wurden  sich  ihrer  Stammesverschieden- 
heit  neu  bewusst,  und  die  Langobarden  kehrten  nunmehr  ihr  Recht 
ebenfalls  als  solches  ihres  Stammes  heraus.  Zahlreich  sind  die  Zeug- 
nisse in  Urkunden,  Schriftstellern  und  Stadtrechten  für  diese  Erschei- 
nung; die  profeEsiones  imis,  deren  Herauswachnen  aus  Abstammungs- 
bewusstsein  und  Herkunftsangabe  Neumeyer  sehr  eindringlich  darthut, 
bringen  sie  am  deutlichsten  ziim  Ausdruck.  Die  Grundlage  -bildete  das 
langobardische  als  örtliches  Recht;  mit  ihm  ist  das  System  der  persön- 
licheix  Hechte  unter  die  Herrschaft  der  Stadtrechte  gekommen  und 
schliesslich  untergegangen,  weil  das  übermächtige  römische  Recht  und 
das  praktische  Bedürfniss  über  die  Nachwirkung  vergessener  Stammes- 
verschiedenheit triumphirte.  Das  räumlich  geltende  Recht,  das  immer 
und  immer  mächtiger  um  es  herum  henschte  —  die  Vorstellung,  dass 
das  Stammesrecht  die  Rechtsbeziehungen  erschöpfte,  ist  unrichtig  — 
imd  mit  ihm  die  StatutenkoUision  löste  es  ab. 

Anders  war  der  Rechtszustand  in  ünteritalien.  Hier  räumten  dia 
Langobarden  mit  dem  römischen  Wesen  energischer  auf  und  brachten 
in  den  von  ihnen  beherrschten  Gebieten  und  über  sie  hinaus  selbst  in 
den  byzantinischen  Gebieten  ihr  Recht  so  zur  Geltung,  da«s  es  noch 
ausschliesslicher  als  im  Norden  als  Landesrecht  auftrat.  Die  Kapitu- 
larien gelangten  erst  Ende  des  IL  Jahrhunderts  durch  die  Lombar- 
disten  zur  Geltung,  und  damals  erhob  sich  auch  das  römische  wieder 
als  Landesrecht,  um  zunächst  dem  langobardischeu  als  subsidiäres  Recht 
zur  Seite  zu  treten.  Daneben  entwickelt  sich  örtliches  Recht,  und  es 
erlässt  Friedrich  IL  die  constitutiones  Siculae,  wozu  nunmehr  (const. 
Puritatem !)  das  langobardische  Recht  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts, 
ja  in  Resten  noch  lange  darüber  hinaus  als  Hülfsrecht  angesehen  und 
verwendet  wird.  Die  Ablösung  Siziliens  im  Jahre  1282  hatte  sogar 
auf  dem  Festland  dem  langobardischen  Recht  den  Vorrang  vor  dem 
römischen  neben  den  Landesgesetzen  verschafft.  Erst  seit  der  2.  Hälfte 
de«  14.  Jahrhunderts  vermochte  ihm  der  vordringende  Romanismus  Ab- 
bruch zu  thuu.  Und  ganz  so  das  System  der  persönlichen  Rechte. 
Zunächst  nur  durch  den  Verkehr  zwischen  den  verschiedenen  Gebieten 
vorbereitet  und  durch  die  Gebietszngehörigkeit  bedingt,  bringen  es 
die  Normannen  zur  vollen  Blüthe  auf  dem  Festland,  während  auf  Sizi- 
lien die  Scheidung  der  Bevölkerung  nach  Sprache  und  Glauben  ihm 
als  Grundlage  dient.  Der  Gegensatz  langobardischen  und  römischen 
Rechts  dort  und  der  von  Sprache  und  Glaube  hier  und  mit  ihm  die 
Personalität,  soweit  eio  darauf  beruht,  lässt  aber  im  13.  Jahrhundert 
nach.  Um  so  zäher  hält  das  Normannenrecht  an  dem  System  fest, 
das  es  für  das  Lehen-  und  das  Adelsgüterrecht  bis  tief  in  die  Neuzeit 
hinein  wirksam  bleiben  macht.    Auch  hier  geht  das  personale  Recht 
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nicht  plötzlich  und  reinlich  in  das  territoriale  fiber,  und  noch  inner- 
halb des  Systems  der  persönlichen  Rechte  gelangt  die  Kollision  tem- 
torialer  Rechte  zur  Geltung. 

Dies  der  allerdings  des  Zaubers  der  oft  sehr  scharfsinnigen  Einzel- 
ausfuhrung  und  der  Illustration  durch  das  Material  beraubte  Inhalt 
von  Neumeyers  Buch.  Dass  es  dem  Verfasser  gelungen  ist,  diesen 
spröden  Stoif  so  zu  verarbeiten,  dass  man  sein  Buch  sotrar  mit  einem 
gewissen  Genuss  liest,  sei  noch  als  besonderes  Verdienst  ausdrücklich 
hervorgehoben. 

Ulrich  Stutz. 


Germanistisclie  Chronik. 


Der  Tod  hielt  seit  dem  Erscheinen  des  letzten  Heftes  gerade 
unter  den  Vertretern  unseres  Faches  und  verwandter  Disciplinen  eine 
besonders  reiche  Ernte. 

Die  Wissenschaft  des  deutschen  Rechts  verlor  ausser  H.  G.  Geng- 
1er,  dem  E.  Schling  an  der  Spitze  dieses  Bandes  einen  Nachruf  ge- 
widmet hat,  und  K.  v.  Maurer  (f  16.  September  1902),  dessen  Leben  und 
Wirken  eine  berufene  Feder  in  unsenn  nächsten  Hefte  schildern  wird 
(vgl.  inzwischen  Ph.  Zorn  in  der  Beil.  der  Allg.  Zeitg.  1902  Nr.  249 
vom  29.  Oktober  und  K.  Lehmann  in  der  Nat.-Ztg.),  den  o.  Honorar- 
professor an  der  Universität  Berlin  L.  K.  Aegidi  (f  20.  November  1901) 
und  den  insbesondere  um  das  neuere  deutsche  Civürecht  vielverdienten 
G.  V.  Mandryin  Tübingen  (f  30,  Mai  1902),  sowie  P.  C.  v.  Planta 
(t  13.  September  1902  in  Canova),  den  Verfasser  des  Werkes:  Das  alte 
Raetien  und  anderer  tüchtiger  Arbeiten  zur  Rechtsgeschichte  Grau- 
bündens,  dazu  als  germanistisch  gerichteter  gesetzgeberischer  Arbeiter 
in  den  Fusstajjfen  J.  C.  Bluntschlis  hervorragend  bewährt. 

Von  Historikern  wurden  ihrer  und  unserer  Wissenschaft  ausser 
Karl  Hegel  und  Julius  F  ick  er,  deren  Lebenswerk  der  Verfassungs- 
geschichte galt,  und  derer  deshalb  in  besonderen  Nachrufen  am  Ein- 
gang dieses  Bandes  gedacht  ist,  namentlich  entrissen  Paul  Scheffer- 
ßoichorst  (f  17.  Januar  1902)  und  Ernst  Dümmler  (f  in  der  Nacht 
zum  11.  September  1902).  Ihre  Arbeitsgebiete  lagen  nicht  allzu  weit 
auseinander.  Und  doch  welche  Verschiedenheit  wissenschaftlicher  Art 
und  Richtung!  Scheffer- Boichorst,  1843  zu  Elberfeld  geboren,  Schüler 
Fickers,  von  1871  an  bei  den  Monümenta  Gennaniae  th&tig  und  um 
sie  namentlich  durch  die  geniale  Rekonstruktion  der  Paderbomer 
Annalen  verdient,  1876  von  Giesseu,  wo  er  ausserordentlicher  Professor 
gewesen,  auf  ein  Ordinariat  nach  Strassburg  und  von  da  1892  nach 
Berlin  berufen,  seit  1899  Mitglied  der  Berliner  Akademie  der  Wissen- 
schaften, hat  sich  um  die  mittelalterliche  Verfassungsgeschichte  nament- 
lich durch  seine  Schriften  über  Kaiser  Friedrichs  1.  letzten  Streit  mit 
der  Kurie  1866,  über  die  Neuordnung  der  Papstwahl  durch  Nikolaus  II. 
1879  und  eine  ganze  Anzahl  kleinerer  Untersuchungen  hochverdient  ge- 
macht. Mit  besonderer  Virtuosität  und  Eleganz  handhabte  er  die 
Kritik  mittelalterlicher  Texte,   darin,   namentlich   in  seminaristischen 
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Uebuugen,  zugleich  auch  ein  erfolgreicher  Lehrer.  Dümmler,  1830  zu 
Berlin  geboren,  1855  Privatdozent,  1858  a.  o.,  1866  o.  Professor  in  Halle, 
seit  1875  Mitglied,  seit  1888  Vorsitzender  der  Central drrektion  der 
Monumenta  Germaniae,  Mitglied  der  Akademie  der  Wissenschaften,  ist 
wegen  seinen  meisterhaften  Ausgaben,  die  eine  stattliche  Anzahl  von 
Bänden  unseres  grossen  nationalen  Quellenhortes  fallen,  des  dauernden 
Nachruhms  und  der  Dankbarkeit  der  Nachwelt  sicher.  Verarbeitet 
hat  er  seine  reichen  Kenntnisse  ausser  in  den  durch  ihn  vollendeten 
Jahrbüchejn  Ottos  des  Grossen  besonders  in  seiner  wiederholt  preis- 
gekrönten, 1887/88  in  2.  Auflage  erschienenen  Geschichte  des  Ost- 
fränkischen Reiches,  die,  weil  sie  mit  —  bei  Dümmler  übrigens  selbst 
verständlicher  —  absoluter  Zuverlässigkeit  und  annähernd  annalistischer 
Behandlung  eine  auch  die  inneren  ZusammenhS.nge  klarlegende  Kom- 
positioD  zu  verbinden  weiss,  mit  P.echt  als  besonders  gelungener  Theil 
der  Jahrbücher  des  deutschen  Reichs  gilt. 

Wer  je  mit  der  älteren  Rechts-  oder  Wirthschaftsgesohichte 
Baiems  und  der  Ostmark  sich  beschäftigt  hat,  wird  bei  dem  am 
28.  Oktober  19U1  in  München  erfolgten  Tod  des  auch  um  die  poetische 
Litteratur  des  Mittelalters  verdienten  Bibliothekars  a.  D.  Friedrich 
Keinz  dankbar  der  von  ihm  veranstalteten  Ausgabe  des  so  wichtigen 
Indiculus  Amonis  und  der  Breves  Notitiae  Salzburgenses  1869  gedacht 
haben.  In  dem  Hofrath  Professor  Dr.  Franz  Krones  Ritter  v.  March- 
land,  gestorben  zu  Graz  am  17.  Oktober  1902,  verlor  die  österreichische 
Geschichte  einen  fruchtbaren  Arbeiter.  Seit  dem  Abschluss  unseres 
letzten  Berichtes  starben  femer  in  Klosterwalde  bei  Ottobeuren  der 
Regens  a.D.  und  Dr.  jur.  Wilhelm  Martcns,  bekannt  durch  sein 
Werk  über  Gregor  VII.  und  eine  Reihe  von  Untersuchungen  über  die 
Geschichte  der  Verhältnisse  von  Staat  und  Kirche,  in  Freiburg  i.  Br. 
der  u.  A.  auf  demselben  Gebiet  thätig  gewesene,  aber  auch  um  Grimms 
Weisthümer  verdiente  Kiroheahistoriker  Fr.  X.  Kraus  und  in  Innsbruck 
der  Ordinarius  der  historischen  Hülfe  wissenscha  fteu  FerdinandKalten- 
brunner.  Endlich  ist  auch  des  am  12.  Oktober  dieses  Jahres  plötz- 
lich erfolgten  Todes  des  Archäologen  und  Trierer  Museumsdirektors 
Felix  Hettuer  zu  gedenken,  da  seine  Limeaforschungen  und  seine 
ßedaktionsthätigkeit  bei  der  Westdeutschen  Zeitschrift  mittelbar  auch 
der  deutschen  Rechtsgeschichte  zu  gut  kamen. 


In  den  Ruhestand  trat  der  o.  Professor  der  Geschichte  in  Königs- 

IHans  Prutz. 
Das  fünfzig] ährige  Doktoijubüäum  feierten  am  4.  November  1902 
V.  Franklin  in  Tübingen  und  Josef  Unger  in  Wien. 
Der  Tübinger  Gymnasialdirektor  Theodor  Knapp  wurde  wegen 
■  Verdienste  um  die  deutsche  Wirthschaftsgeschichte  von  der 
fophischcn  Fakultät  der  Universität  Tübingen,  der  Geh.Kirchen- 
md  Ordinarin?-  der  K'rrhengei'-bicbte  Jt  Ltipr-ig  ^'bert  Hauck 


360  Germanistiscliie  Chronik. 

Förderei'  der  Geschichte  des  deutschen  Kii-chenrechts  von  der  rechts- 
und  Staats  wissenschaftlich  ea  FaknltSlt  7A\  Freiburg  i.  Br.  zu  Ehren- 
doktoren ernannt. 

Berufen  wurden:  o.  Professor  für  deutsche  Sprache  Roethe  in 
Göttingen  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Berlin,  o.  Professor  der  Volks- 
wirthechaft  an  der  technischen  Hochschule  in  Karlsruhe  Troeltsch 
in  gleicher  Eigenschaft  an  die  Universität  Marburg,  o.  Professor  des 
deutschen  Rechts  Gar  eis  in  Königsberg  in  gleicher  Eigenschaft  nach 
München,  Privatdozent  Xwiedineck-Südenliorst  in  Wien  als  a.  o. 
Professor  der  Nationalökonomie  an  die  technische  Hochschule  in  Karls- 
ruhe, a.  0.  Professor  der  mittleren  Geschichte  an  der  Universität  Mar- 
burg Brandi  als  o.  Professor  nach  Göttingen,  a.  o.  Professor  des 
deutschen  Rechts  an  der  deutschen  Universität  in  Prag  Schreuer  als 
o.  Professor  nach  Münster,  a.  o.  Professor  des  Strafrechts  und  Straf- 
prozesses in  Strassburg  He imb erger  als  o.  Professor  nach  Münster 
und  dann  nach  Giessen,  o.  Professor  der  deutschen  Sprache  E.  Schröder 
in  Marburg  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Göttingen,  der  O.Professor 
des  Strafrechts  in  Marburg  Oetker  nach  Würzburg,  der  o.  Professor 
an  der  Universität  Heidelberg  A.  Cartellieri  als  a.  o.  Professor  für 
allgemeine,  mittlere  und  neue  Geschichte  nach  Jena,  der  a.  o.  Professor 
des  deutschen  Rechts  in  Breslau  Schücking  als  o.  Professor  nach 
Marburg,  a.  o.  Professor  der  deutschen  Sprache  in  Greifswald  Siebs 
als  0.  Professor  nach  Breslau ,  J.  H  a  11  e  r  vom  Preuss.  Historischen 
Institut  in  Rom  als  a.  o.  Professor  der  mittleren  Geschichte  nach 
Marburg,  a.  o.  Professor  des  deutschen  Rechts  in  Freiburg  i.  Br.  Beyer  1« 
in  gleicher  Eigenschaft  nach  Breslau,  a.  o.  Professor  der  deutschen 
Sprache  in  Kiel  Berger  als  o.  Professor  nach  Halle,  a.  o.  Professor  der 
Staatswissenschaften  in  Marburg  Oldenberg  als  o.  Professor  nach 
Greifewald ,  o.  Professor  für  mittlere  und  neuere  Geschichte  in  Königs- 
berg Er  1er  -in  gleicher  Eigenschaft  nach  Münster,  Privatdozent  des 
öffentlichen  Rechts  in  Halle  Liepmann  als  a.  o.  Professor  nach  Kiel, 
der  Sekretär  der  Staatsbibliothek  in  München  Kamp  er  s  als  a.  o. 
Professor  für  mittlere  imd  neue  Geschichte  nach  Breslau,  der  a.  o.  Pro- 
fessor der  Nationalökonomie  in  Freiburg  i.  Br.  Sieveking  in  gleicher 
Eigenschaft  nach  Marburg,  o.  Professor  des  öffentlichen  Rechts  0.  Ma  jer 
in  Strassburg  nach  Leipzig. 

Befördert  wurden:  Privatdozent  Wolf  v.  Glanvell  in  Graz  zum 
a.  o.  Professor  des  Kirchenrechts  daselbst,  Privatdozent  Giemen  in 
Bonn  zum  a.  o.  Professor  der  Kunstgeschichte  ebenda,  Privatdozent  der 
Geschichte  Bloch  in  Strassburg  zum  a.  o.  Professor  daselbst,  Privat- 
dozent der  neueren  Geschichte  in  Heidelberg  A.  Cartellieri  zum 
a.  o.  Professor  ebenda,  a.  o.  Professor  für  deutsches  und  bürgerliches 
Recht  Jacoby  in  Breslau  zum  o.  Professor  in  Münster,  a.  o.  Professor 
des  deutschen  Rechts  in  Graz  Puntschart  zum  o.  Professor  daselbst, 
a.  0.  Professor  in  Wien  K,  Adler  zum  o.  Professor  des  österreichischen 
Civilrechts  in  Czeruovitz,  a.  o.  Professor  der  Geschichte  in  Innsbruck 
v.  Voltelini    zum    o.   Professor    ebenda,    Privatdozent    in    Breslau 
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Naendrup  zum  a.  o.  Professor  des  deutschen  Rechts  in  Münster, 
Privatdozent  für  öffentliches  Recht  in  Zürich  M.  Hub  er  zum  a.  o. 
Professor  ebenda,  die  Privatdozeuten  für  öffentliches  Recht  "Walz, 
Br.  Schmidt  und  Hatschek  in  Heidelberg  zu  a.  o.  Professoren  da- 
selbst, Privatdoz;ent  der  Kirchengeschichte  H.Böhmer  in  Leipzig  zum 
a.  0.  Professor,  Privatdozent  dar  Geschichte  Ludwig  in  Strassburg  zum 
a.  o.  Professor  ebenda,  Privatdozent  Professor  Kos  sin  a  in  Berlin  zum 
a.  0.  Professor  der  deutschen  Philologie  daselbst ,  a.  o.  Professoren  des 
deutschen  Rechts  und  der  österreichischen  Reichsgeschichte  in  Inns- 
bruck V.  Wretschko  und  Sartori-Montecroce  zu  O.Professoren 
daselbst,  Privatdozent  v.  Estreicher  in  Krakau  zum  a.  o.  Professor 
des  deutschen  Rechts  daselbst,  a.  o.  Professor  der  Rechtsphilosophie 
und  des  Völkerrechts  in  Graz  v.  Yargha  zum  o.  Professor  ebenda, 
Privatdozeut  des  bürgerlichen  Rechts  in  Strassburg  Kisch  zum  a.  o. 
imd  dann  zum  o.  Professor  daselbst,  a.  o.  Professor  Rosenfeld  in 
Königsberg  zum  o.  Professor  des  Strafrechts  und  der  Prozesse  in  Mün- 
ster, a.  0.  Professor  für  deutsche  Sprache  in  Heidelberg  Wunderlich 
zum  Bibliothekar  an  der  K.  Bibliothek  in  Berlin,  a.  o.  Professor  der 
germanischen  Philologie  Jostea  in  Münster  zum  o.  Professor  daselbst, 
Privatdozent  für  deutsche  Philologie  Schwering  in  Münster  zum 
a.  0.  Professor  ebenda. 

Ernannt  wurden:  o.  Professor  der  mittleren  Geschichte  in  Breslau 

Schulte  unter  Belassung  in  dieser  Stellung  zum  Direktor  des  Preuss. 

Historischen  Instituts  in  Rom,  Regierungsassessor  D  y  r  o  f  f  zum  o.  Pro- 

[fessor  des   Staatsrechts  an  der  Universität  München,   o.  Professor  des 

BffentUehen  Rechts   in  Marburg  v.  Savigny   in  gleicher  Eigenschaft 

Münster,  a.  o.  Professor  der  Volkswirthschaftslehre  in  Greifewald 

'intig  in  gleicher  Eigenschaft  für  Münster. 

Habilitirt    haben    sich:    M.   Hub  er    in   Zürich    für   öffentliches 

lecht,   R.  Hoitzmann  in  Strassburg  für  neuere  Geschieht«,  Wer- 

linghoff  in  Greifswald    für   mittlere  Geschichte,   Schwyzer   in 

Särich    ftlr    vergleichende    Sprachwissenschaft,     van    Vleuten    für 

»ttrgerliches   Recht   und   deutsches   Recht   in   München,    Keller   in 

Jonn  für  kanonisches  Recht,  Beckmann  in  München  für  Geschichte, 

fK.  Brunner  an   der  technischen  Hochschxile   in   Karlsruhe  für  Ge- 

chichte  ,  K  o  e  h  n  e  an  der  technischen  Hochschule  in  Chaxlottenburg 

Ifir  Gewerberecht,  Zöpfl  in  Erlangen  für  Nationalökonomie,  R.  Scholz 

IfÖr  mittlere    and    neuere    Geschichte    in   Leipzig,    v.  Ho  ff  mann    in 

|Cröttingen  für  Kirchen-  und  Staatsrecht. 

Anf  die  venia  legendi  rerzichteten  H.  Knapp  in  Wür/bui^  und 
''eller  in  Stuttgart.  ü.  St. 

Die  43.  Plenarversammlung  der  historischen  Kommission  bei  der 
[baier.  Akademie  der  Wissenschaften  fand  in  München  vom  21.-23.  Mai 
fdieses  Jahres  statt.  Von  neuen  Publikationen  lagen  vor:  Jahrbucher  des 
[deutschen  Reichs  unter  Otto  11.  von  Uhlirz.    In  Vorbereitung  waren: 
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Lübecker  Chroniken  Bd.  3  von  Koppmann,  Jahrbücher  Heinrichs  IV. 
von  Meyer  von  Knonau  Bd.  4.  Reichstagsakten  ältere  Reihe  10,2 
von  Herre,  jüngere  Reihe  4  von  Wrede,  Quellen  und  Erörterungen 
zur  baierischen  und  deutschen  Geschichte  N.  F.  Abtheilung  Urkunden 
(Freising)  von  Bitterauf. 

Die  20.  Plenarsitzung  der  badischen  historischen  Kommission  fand 
am  15.  und  16.  November  1901  in  Karlsruhe  statt.  Von  neuen  Publi- 
kationen lagen  vor:  Regesten  der  Markgrafen  von  Baden  von  Witte 
II  1,2,  Regesten  der  Bischöfe  von  Konstanz  114,  Neujahrsblatt  1901, 
Albert,  Baden  zvsrischen  Neckar  und  Main  1803—06,  Zeitschrift  für 
Geschichte  des  Oberrheins  XVI.  In  Vorbereitung:  Oberrheinische 
Stadtrechte,  fränkische  Abtheilung  6  von  Köhne,  Elsässische  Stadt- 
rechte :  Schlettstadt  von  G  6  n  y. 

Die  6.  Jahresvei  Sammlung  der  sächsischen  Kommission  für  Ge- 
schichte fand  am  14.  Dezember  1901  in  Leipzig  statt.  Es  standen 
bevor  die  im  Verein  mit  der  Savignystiftung  bewerkstelligte  Heraus- 
gabe der  Dresdener  Bilderhandschrift  des  Sachsenspiegels  durch  Karl 
V.  Amira,  die  Ausgabe  des  Lehenbuches  Friedrichs  des  Strengen 
1349  durch  L i p p e r t  und  Beschorner.  TJ.  St, 


Monanienta  Germaniae  historica.  Die  28.  Jahresversammlung 
der  Centraldirection  wurde  vom  14.  bis  16.  April  1902  in  Berlin  abge- 
halten. Durch  Tod  hatte  sie  im  verflossenen  Verwaltungsjahre  die 
Mitglieder  von  Hegel  und  Scheffer-Boichorst  verloren.  Als 
Nachfolger  Hegels  trat  Prof.  Steinmeyer,  als  neugewähltes  Mitglied 
Prof.  Michael  Tangl  in  die  Centraldirection  ein. 

In  der  Abtheilung  Leges  ist  der  Druck  der  von  Prof.  Zeumer 
besorgten  Quartausgabe  der  Leges  Visigothorum  soweit  gefördert 
worden,  dass  diese  nebst  dem  von  Dr.  Wermiughoff  hergestellten 
Register  im  Laufe  der  nächsten  Monate  wird  ausgegeben  werden 
können.  Eine  die  Chronologie  der  Westgothenkönige  betreffende  Vor- 
arbeit veröfFentlichte  Zeumer  im  27.  Bande  des  Neuen  Archivs  der 
Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde.  Professor  Freiherr 
von  Schwind  hat  die  durch  längere  Krankheit  unterbrochenen 
Arbeiten  für  die  Lex  Baiuwariorum  fortgesetzt  und  die  Herstellung 
des  Textes  in  Angriff  genommen.  Professor  Dr.  Seckel  brachte  seine 
Untersuchung  über  die  Quellen  des  ersten  Buches  der  Capitularien- 
sammlung  des  sogen.  Benedictus  Levita  zu  vorläufigem  Abschluss. 
Von  den  405  Capitelu  des  ersten  Buches  sind  für  92  "/o  die  Quellen 
beziehungsweise  die  Zwischenquellen  ermittelt.  Für  die  Ausgabe  der 
Placita  hat  Prof.  Tangl  auf  der  Bibliothbque  nationale  zu  Paris  die 
Durchsicht  der  Cartulare  und  der  umfangreichen  „Collections"  bis  auf 
einen  geringen  Rest  abgeschlossen   und   auf  den  Archives  nationales 
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die  merowingischen  Papyri  und  die  dort  vorhandenen  Ueberlieferungen 
■westfränkisener  Placita  bearbeitet.  Zur  Sammlung  des  noch  aus- 
stehenden Materials  wird  noch  eine  Reise  in  die  Schweiz  und  insbe- 
sondere die  Durchforschung  der  französifthen  Departementalarchive 
erforderlich  sein.  Die  Vorarbeiten  für  die  karolingischen  Concilien  hat 
Dr.  Werminghoff  soweit  erledigt,  dass  die  Herstellung  des  ersten,  die 
Concilien  bis  843  umfassenden  Bandes  erfolgen  kann.  Dr.  Schwalm 
hat  das  Material  für  den  dritten  Band  der  Constitutiones  imperatorum 
et  regum  vervoDftäncligfc  und  mit  dem  Druck  des  ersten  Halbbandes 
begonnen,  der  die  Acten  Rudolfs  von  Habsburg  enthalten  wird.  Der 
Druck  des  ersten  Bandes  der  Karolinger  Diplome  (bis  zum  Tode  Karls 
des  Grossen)  nähert  sich  dem  Abschluss.  Der  Herausgeber  Prof.  Mühl- 
bacher hofft  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  mit  dem  Druck  der  Ur- 
kunden Ludwigs  I.  beginnen  zu  können. 

Die  preusiische  Akademie  der  Wissenschaften  hat  den  Genera.1- 
director  der  preussischen  Staatsarchive,  Prof.  Dr.  Reinhold  Koser,  als 
ihren  Yertreter  in  die  Centraldirection  gewählt. 

Am  IL  September  1902  verstarb  zu  Friedrichroda  in  Thüringen 
der  Vorsitzende  der  Centraldirection ,  Geheimer  Oberregierungsrath 
Dr.  Ernst  Ludwig  Du  mm  1er.  Die  Leitung  der  Geschäfte  hat  Greheimer 
Regierun gsrath  Dr.  Holder-Egger  provisorisch  übernommen. 


Berlin,  20.  September  1902. 


Heinrich  Brunner. 


Vom  Cnratorinm  der  Savigny- Stiftung. 

Die   Kais   Akademie   der  Wissenschaften   zu  Wien  bewilligte  in 
;r  Sitzung  vom  25.  April  von   den  Zinsen  der  Savigny -Stiftung  für 


I 

r^as  Jahr  1902: 

1.  1500  Ji  för  die  Bearbeitung  des  ägyptischen  Processrechtes  zur 
Ptolomäer-  und  Römerzeit,  dargestellt  nach  den  Papyrusurkunden, 
wofür  Prof.  Wenger  in  Graz  in  Aussicht  genommen  ist. 
1500  Ji  füi  die  Erforschung  des  Best^uades  mittelalterlicher 
Handelsbücher  von  hervorragender  Wichtigkeit,  insbesondere  der 
Florentiner  Bücher  der  Peruzzi  und  Medici,  der  Bankbücher  von 
San  Giorgio  in  Genua  und  der  Handlungsbücher  der  Fugger  in 
Augsbm-g;  hierfür  ist  in  Aussicht  genommen  Prof.  Heinrich 
Sieveking  in  Freiburg  i. B. 

1000^  werden  für  die  Deusdedit-Ausga.be  des  Herrn  Prof.  Wolf 
von  Glanvell  in  Graz  reservirt. 
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Bericht  der  Commission 

für  das  Wörterbuch  der  deutschen  Rechtssprache, 

för  das  Jahr  1901. 

Von  Heinrich  Brunner. 

Die  Commission  war  am  17.  und  18.  April  1901  in  Heidelberg  ver- 
sammelt. Sie  besichtigte  und  prüfte  die  Bestände  des  für  die  Excerpten- 
zettel  angelegten,  in  der  Heidelberger  Universitätsbibliothek  verwahrten 
Archivs  und  das  nahezu  abgeschlossene  Wörterverzeichniss.  Sie  berieth 
über  die  Fortführung  der  Arbeiten  und  über  die  Gewinnung  neuer,  insbe- 
sondere holländischer  Mitarbeiter.  Da  Hr.  Prof.  R.  His  erklärt  hatte,  am 
1.  Juli  1901  als  ständiger  Hülfsarbeiter  ausscheiden  zu  müssen,  wurde  als 
solcher  an  dessen  Stelle  vom  1.  Mai  ab  Hr.  Dr.  iur.  Adam  Eott  bestellt. 
Ueberdles  wurde  Hr.  Geheimrath  Prof.  Dr.  Riebard  Schroeder  ermächtigt,  zur 
Erledigung  der  Restbestände  von  noch  nicht  eingeordneten  Excerpten  als 
zweiten  ständigen  Hülfsarbeiter  Hrn.  Dr.  Wahl  zunächst  für  zwei  Semester 
heranzuziehen. 

Einen  tief  betrübenden  und  zur  Zeit  noch  nicht  ersetzten  Verlust  hat 
die  Commission  durch  den  am  1^.  August  d.  J.  erfolgten  Tod  des  Hrn.  Geh. 
Regierungsraths  Prof.  Dr.  Elarl  Weiuhold  erlitten,  eines  der  am  5.  Novem- 
ber 1896  von  der  philosophisch -historischen  Classe  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften gewählten  Mitglieder.  Die  Commission,  an  deren  Arbeiten  er  von 
den  ersten  Anfängen  des  Unternehmens  ab  regen  Antheil  genommen  hat, 
bewahrt  ihm  ein  getreues  Andenken. 

Ueber  den  Portgang,  den  das  Rechtswörterbuch  im  Laufe  dos  ver- 
flossenen Jahres  genommen  hat,  giebt  der  folgende  Bericht  des  Leiters 
nähere  Auskunft. 

Bericht  des  Hrn.  Schroeder. 

Die  für  das  Wörterbuch  der  älteren  deutschen  Rechtssprache  bestimm- 
ten Excerptenzettel  werden,  sobald  sie  seitens  der  Leitung  mit  dem  ihnen 
zukommenden  Stichwort  versehen  sind,  in  alphabetischer  Ordnung  in  das 
Archiv  eingereiht.  Bei  dem  Zusammentritt  der  Commission  in  Heidelberg 
im  April  d.  J.  ergab  sich  ein  ungefährer  Bestand  von  76400  Zetteln,  die 
in  70  Kasten  vertheilt  sind.  Seitdem  ist  das  Zettelmaterial  in  so  ausser- 
ordentlichem Maafse  gewachsen,  dass  der  für  das  Archiv  bestimmte  Schrank 
nicht  mehr  ausreichte.  Der  Engere  Senat  der  Universität  Heidelberg  hat  in 
dankenswerther  Weise  die  durch  die  Anschaffung  eines  zweiten  Schrankes 
erwachsenen  Kosten  auf  die  Rechnung  der  Universität  übernommen.  Für 
die  Unterbringung  des  Archivs  hat  die  Direction  der  Universitätsbibliothek 
einen  möglichst  feuersichern  Raum  zur  Verfügung  gestellt;  die  Bedienung 
geschieht  durch  einen  der  Bibllotlieksdiener.  Das  anliegende  Verzeichniss 
ergiebt  für  das  Archiv  einen  Zuwachs,  der  dem  des  Jahres  1900  au  Zahl 
der  Nummern  fast  genau  entfipricht;  da  sich  aber  unter  diesen  Nummern 
einige  von  ausserordentlichem  Umfang  befinden,  so  ist  der  Zuwachs  an  Ex- 
cerptenzetteln  noch  erlieblich  höher  als  im  vorigen  Jahre  gewesen.  Dazu 
kommt  immer  noch  eine  grosse  Zahl  hoktographischer  Zettel  aus  frühereu 
Jahren,  die  nur  allmählich  aufgearbeitet  und  dem  Archiv  einverleibt  werden 
können.  An  die  Stelle  des  bisherigen  ständigen  Hülfsai-beiters  Prof.  Dr.  His, 
der  durch  seine  akademische  Thätigkeit  gcnöthigt  wurde  seine  Stellung  auf- 
zugeben, aber  auch  weiterhin  ein  ausserordentlich  werth voller  Mitarbeiter 
geblieben  ist,  trat  Dr.  iur.  Adam  Rott,  der  schon  seit  mehreren  .laJiren  ein 
sehr  thätiger  Mitarbeiter   gewesen   war.     Als   private  Hülfsarbeiter  standen 
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der  Leitung  Dr.  Karl  Hagemann  und  Dr.  Wilhelm  Miessner  zur  Seite.  Als 
zweiter  ständiger  Hülfsarbeiter  wurde  im  Juli  Dr.  phil.  Gustav  Wahl  an- 
gestellt. Erst  durch  diese  Verstärkung  der  Hülfskräfte  ist  es  der  Dlrection 
möglich  geworden,  die  regelmäfsigen  Einlaufe  an  neuen  Zetteln  zu  bewäl- 
tigen und  einen  erklecklichen  Tlseil  altern  Materials,  das  aus  Mangel  an 
Arbeitskräften  längere  Zeit  hatte  liegen  bleiben  müssen,  aufzuarbeiten.  Es 
ergiebt  sich  aber  auch  die  Noth wendigkeit,  diese  Verstärkung  der  Hülfg- 
kräfte  noch  für  mehrere  Jahre  aufrecht  zu  erhalten,  damit  dieselben  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  Oberleiter  mehr  als  dies  bisher  möglich  war  auch  an 
dem  Ausziehen  der  Quellen  theilnehmen  können.  Als  besonders  erspriess- 
lich  hat  es  sich  erwiesen,  dass  dem  Oberleiter  neben  einem  juristischen 
Hülfsarbeiter  nunmehr  auch  ein  Deutschphilologe  zur  Seite  steht;  für  die 
Förderung  der  Arbeiten  ist  es  dringend  wünschenBwerth ,  dass  dieses  Ver- 
hältniss,  für  das  zunächst  nur  auf  beschränkte  Zeit  die  Mittel  zur  Verfügung 
stehen,  für  längere  Zeit  aufrecht  erhalten  werde. 

Unter  den  neuen  Beiträgen,  die  im  Lauf  des  Jahres  1901  eingegangen 
sind,  nehmen  auch  diesmal  wieder  die  Beiträge  der  nuter  Prof.  Eugen  Huber 
stehenden  schweizerisuheu  Commission  die  erste  Stelle  ein.  Ohne  die  so 
überaus  daukenswerthe  Unterstützung  der  Schweiz  würde  ein  Abschlnss  der 
Arbeiten  in  absehbarer  Zeit  kaum  möglich  gewesen  sein.  Besonders  um- 
&ngreich  waren  auch  in  diesem  Jahre  die  aus  dem  deutschrechtlichen  Semi- 
nar des  Prof.  Gmür  in  Bern  hervorgegangenen  Beiträge.  Zahlreiche  Bei- 
träge gingen  sodann  besonders  von  den  HH.  Dr.  A.  von  Bulmerincq,  Prof. 
Greiner,  Prof.  Jostes,  Prof.  Theodor  Knapp,  Landesbibliothekar  Dr.  Liesegang, 
Dr.  Luppe,  Prof.  des  Marez.  Oberlehrer  Dr.  W.  Scheel,  Rechtscandidat  Kon- 
rad Sterner,  Dr.  van  Vleuten,  Bürgermeister  Dr.  Weiss,  Dr.  Emü  Welti  ein. 
Die  GesammtzshI  der  Mitarbeiter,  von  denen  im  laufenden  Jahre  Beiträge 
eingeliefert  wurden,  beträgt  64.  Ausserdem  gingen  wiederholt  Gelegen- 
heitsbeiträge von  Prof.  Wille  ein.  Die  von  Hm.  Oberlandesgerichtsrath 
Dr.  Theodor  Motloch  in  so  entgegenkommender  AVeise  in  Aussicht  geatellten 
Auszüge  aus  den  Schätzen  der  Chorinsky'schen  Sammlung  in  Wien  sind  mit 
den  Auszügen  aus  dem  Zeiger  in  das  Landrechtsbuch  Ferdiuand's  I.  er- 
öffnet worden.  Während  die  belgischen  Rechtsquellen  durch  die  Mitarbeiter- 
schaft des  Prof.  des  Marez  bereits  in  ausgiebiger  Weise  herangezogen  worden 
sind,  haben  sich  die  niederländischen  Quellen  bisher,  abgesehen  von  den 
friesischen,  nur  geringer  Berücksichtigung  zu  erfreuen  gehabt.  Durch  die 
äusserst  dankeuswerthen  Bemühungen  der  HH.  Fockema  Andreae  und  Verdam 
irt  nunmehr  auch  die  systematische  luangrifluahme  dieser  Quellen  in  ge- 
nügender Weise  vorbereitet  und  eine  grössere  Anzahl  trefflich  geeigneter 
Mitarbeiter  dafür  gewonnen  worden.  Die  Bearbeitung  der  angelsächsischen 
Kechtsquellen  soll  erst  nach  Vollendung  der  Liebermann'sclien  Ausgabe  in 
Angriff  genommen  werden. 

Das  Eechtswörterverzeichuiss  ist  nunmehr  in  den  Bäumen  der  Heidel- 
berger Universitätsbibliothek  aufgestellt  und  leistet  bei  der  Einordnung  der 
Zettel  in  das  Archiv  die  besten  Dienste.  Dasselbe  ist  bis  auf  die  noch  aus- 
stehenden Eintrage  ans  dem  schweizerischen  Idiotikon  (von  der  schweizeri- 
schen Commission  übernommen)  und  den  niederländischen  Wörterbüchern 
von  StaUaert,  Verwijs  und  Verdam  vollendet. 

Verzeichniss   der  im   Jahre  1901   ausgezogenen  Quellen. 
(Die  Beiträge  der  schweizerischen  Commission  sind  mit  einem  *  bezeichnet.) 
♦Appenzell  a.  R.     Landbuch  von  1733:  Stud.  Tobler. 
♦Appenzell  i.  R.     Landbuch  von  1583:  Stud.  iur.  Juchler. 
Archiv  f.  hessische  Geschichte:    Bürgermeister  Dr.  Weiss  in  Eber- 
bach a.  N. 
*Argovia,  Band  IV  (Aargauische  Dorfrechte):  Rechtscandidat  Keller. 
Band  IX:  Stud.  Steiner  und  Stud.  Vogel. 
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Baden  i.Aargau,  Stadtbuch  (Rechtsquellen  des  Cantons  Aargau  11) : 
Stud.  Vogel. 

Bamberg.  H60.,  •Landgerichtsreformation  von  1603,  femer  Cor- 
rectorium  zur  Bambergengis  (Ausgabe  der  Bambergensis  von  Kohler 
und  Scheel,  190"2):  Oberlehrer  Dr.  Scheel  iu  Steglitz.  —  Das  alte 
Bamberger  Keoht  (her.  von  Zöpfi):  Kechtscandidat  K.  Sterner  iu 
München. 

Basel,  Urkundeubuch  I — III:  Dr.  Ernst  Miescher  in  Basel. 

*Basel,  liechtgquellen  I  (theilweise) :   Dr.  Hans  Burhhardt  in  Basel. 

^ßerner  Eechtsquellen  I   (Schweizerische  Rechtsquellou  Bern  1),   im 

vorigen  Jahre  theilweise,  nunmehr  vollendet:  Dr.  E.  Welti  in  Bern. 

*Bern,  Stadtgerichtssatzungon  von  161.5:   Stud.  König.  —  Erneuerte 

Gerich tssatzuug  von  1762:  Stud.  Howald. 

Beyer,  Urkundeubuch  zur  Geschichte  der  mittelrheinischen  Terri- 
torien 1 — III :  Landesbibliüthekar  Prof.  Dr.  Liesegang  in  Wiesbaden. 

Boc holder  Statuten  des  15.  Jahrhunderts  (Wigand's  Archiv  III): 
Prof.  Dr.  Josles  in  Münster  i.  W. 

Bocksdorf's  Gerichtsfurmeln  (Zeitschr.  f.  R(r.  1):  Dr.  A.  Eott. 

Braunschweiger  Stadtrechte  (ÜB.  der  Stadt  Braunschweig,  I)  mit 
Ausnahme  der  noch  ausstehenden  Einzelsatzungen:  Dr.  Klaudius 
Bojuaga  in  Hannover. 

Bremen.     Ratsurteile   von  lo04,   Stadtrecht  von  1303   nebst  Nach- 
trägen des  14.  und  15.  Jahrhuuderts  (her.  von  Oelrichs):  Dr.  Eggers 
in  Wiesbaden. 
*Brem garten.     Stadtrodel  (Argovia  X):  Kechtscandidat  Steiner. 
*Brugg.     Stadtrecht  (Kechtsquellen  des  Cantons  Aargau  II):  Kechts- 
candidat Vogel. 

Cartulaire  de  Louis  de  Male,  ed.  Comte  Thierry  , de  Limburg- 
Stirura,  I.  Bruges  1898  (Publicatioii  de  la  Societe'  de  l'Emulation  de 
Bruges):  Prot",  des  Marez. 

Codex  Laureshamensis:  Dr.  Mehriug  in  Stuttgart. 

Codex  VVangianus  (Fontes  rer.  Austr.  V,  her.  von  Kink,  1852): 
Prof.  von  Voltelini  in  Innsbruck. 

Costumeu  (Coutumes):  der  »tede  ende  casselrije  van  Belle  (1674); 
van  Berghen  S.  Winocx,  1G75;  Broucburch,  1674;  Brüssel;  des 
quartiers  de  Bruxelles;  van  de  stede  ende  casselrije  van  Cassel 
(1674);  ueantien  ende  Statuten  der  stode  van  Eeclo  ende  Lembeke 
(1675);  Nieupoort  (1675);  Oostende  (1675);  Poperinghe  (1674); 
Kousselaere  (1674);  Prof.  des  Marez. 

Dithmarsisches  Landrecht  (Michelsen,  Sammlung  altdithmarscher 
Kechtsquellen,  1842):  Prof.  Jostes  in  Münster  i.  W. 

Dobenecker,  Kegesta  Historica  Thuringiae:  Prof.  Ilis. 
*Eidgenö98ische    Abschiede    (Schweizeri.sche    Kechtsquellen   I.  U): 
Prof.  W.  Burckhardt   in   Lausanne   und   Fürsprecher    Ed.  Stauifer 
in  Biel. 
*Einsiedeln.      Rechte    der    Abtei    E.    zu    Reichenburg,    v.  J.  1464 

(Z.  f.  fichw.  E.  II.  68  ff.) :  Stud.  Spielmanu. 
*Emmenthaler  Satzungen  von  1559  und  1659    (Z.  f.  schw.  K.  IX); 

Kechtscaudidat  Rennefahrt. 
*Engelberger  Thalroclit  (Z.  f.  8chw.  K.  VII),  1900  angefangen,  jetzt 

vollendet:  Stud.  Raaflaub. 
*E8chi.     Rechtsquellou  des  15.— 17.  Jahrhunderts  (Z.  f.  fscbw.  R.  IX): 
Rechtscandidat  Kennefahrt. 

Fischer,  Versuch  über  die  Goscbichte  der  teutschon  Erbfolge,  II. 
1778:  Prof.  Dr.  Greiner  in  Schwllbisch-Gmünd. 

Flensburg,  Stadtrecht  von  1492  (Ausgabe  von  Thorsen,  1855): 
Magistratsasscssor  Dr.  Luppo  in  Fruikfoit  a.  M. 
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♦Freiburg  L  Uechtl.,  Stadtbuch  von  1503  und  Eechtsquellen  der 
Landschaft  (Z.  f.  sohw.  E.  XXU):  Prof.  H.  Oser  und  Stud.  Spiel- 
niann.  Municipalo,  um  1611  (her.  von  J.  Schnell,  Z.  f.  schv/.  R. 
XXXVII— XXXIX),  Uebersetzung  der  Handfeste  von  1410  und 
andere  Stadtrechtsquellen  aus  Z.  f.  schw.  R.  XXII:  Prof.  Hugo  Oser. 
♦Frutigen,   L.indrccht  von  1668  (Z.  f.  schw.  R.  IX):   Rechtscandidat 

Rennefahrt. 
■*Geschicht6freund,   tlittheilungen  des  hist.  Vereins  der  fünf  Orte, 
I— XXIV:  Rechtscandidat  Sohnüriger. 

Gerolshofen,  Zentgericht  (i.  d.  Ausgabe  der  Bamaergensis  von 
Kohler  u.  Scheel) :  Dr.  Scheel. 
*Glarus,  Gerichtsordnung  des  15.  Jahrhaiiderts  (Mittheil.  z.  vaterl. 
Geschichte  1864,  S.  119—143):  Rechtscandidat  fässler.  —  Land- 
buch des  15.  und  16.  Jahrhunderts  (Z.  f.  schw.  E.  V.  VI):  Stud. 
Tschudi.  —  Urknndensanunlung  I:  Stud.  Tschadi. 

Goldene  Bulle,  deutscher  Text  (Z.  f.  BG.  XXXI):   Schroeder  und 
Dr.  Büigemann. 
*Graubüudcner  Rechtsquelleu  (Z.  f.  schw.  K.,  NP.  III— VI):    Stud. 
iur.  Branger. 

Grimm,  Weistümer     I:  i:)r.  Heerwagen  (fortgesetzt). 

III:  Rechtscandidat  Steraer  (fertig). 
V:  Dr.  Kiener  (fortgesetzt,  fast  fertig). 
Band  IV  ist  schon  1900  fertig  geworden.    Band  II  ist  von  Rechts- 
candidat Sterner,  Band  VI  von  Prof.  Greiner  öbernoramen. 

Gross  1er,  Das  Werder-  und  Achtbuch  der  Stadt  Eisleben,  Beilage 
zum  Programm  1890  des  Gymnasiums  zu  Eisleben:  Schroeder  und 
Dr.  Wahl. 

Günther,  Codex  diploraaticus  Rheno-Mosellanus,  I— IV,  1822—1825: 
Dr.  Liesfcgang. 
*Habsburgi£chos  Urbar   I.  II.   (Quellen    zur    Schweizergeschichte 
XIV.  XV.):  Dr.  E.  Welti. 

Hadoler  Laudrecht  von  1583  (v.  Pufendorf,  Observationes  iuris 
universi  I.,  Appendix  S.  3  ff.):  Rechtscandidat  L.  Markna. 

Hammerbroeker  Recht  (her.  von  Hübbe,  1843):  Dr.  van  Vleuten. 

Hohenlohisches  ürkundenbuch  (her.  von  Weller):  Dr.  Mehring. 
*Jaun.     Landrecht  von  156Ü  (Z.  f.  schw.  lt.  XXU):  Prof.  Hugo  Oser 

Jenaer  Stadtordnuug  von  1540  (Ausg.  von  Michelsen  1858,  S.  33 ff.): 
Dr.  F.  K.  Neubecker  in  Berlin. 

Ig  lau.     Oberhof  (Ausg.  von  Tomaschek):  Rechtscandidat  K.  Sterner. 

Kedinger  Landrecht  (Pufendorf,  Observationes  I.,  Appendix  Nr.  5): 
Rechtscandidat  L.  Markus. 

V.  Kbller,  Fastnaclitspiele  dos  15.  Jahrhunderts  (Bibl.  d.  litter.  Vereins 
in  Stuttgart  XXVUI,  XXIX,  XLIV,  1853,  1858):  Dr.  K.  Hagemann. 

Klingner,  Sammlung  zum  Dorf-  und  Bauemreclit,  1749 — 1755: 
Dr.  Eggers, 

Kölner  Statuten  von  1437,  nebst  anderen  städtischen  Rechtsquellen 
(Angg.   in  Quart,    ohne  Titelblatt,   vcrgl.  Stobbe ,   Geschichte   der 
deutschen  Rechtsquellen  U.  289,  Anm.  4):  Dr.  van  VHeuten. 
♦Krattigen.    Freiheiten  von  1476  (Z   f.  schw.  R.  IX):  Rechtscandidat 

Rennefahrt. 
♦Leu,  Eidgenci-w.  Stadt-  und  Landrecht  von  1727:  Stud.  E.  Steffen. 

Lnxembnrger  Weistümer  (her.  von  Hardt,  1870):  Dr.  Rott  (1900  be- 
gonnen, jetzt  vollendet). 

Luyster  van  Brabant.  Den  Luyster  ende  glorie  van  het  hertog- 
dom  Brabaut,  herstelt  door  de  genealogique  beschrijvinge  van 
desselfr  souvereyne  princen  ende  door  het  ontdeckcn  van  den  schat 
der  Privilegien  ordonnantien  etc.  I— III.  1699*  Prof.  des  Marez. 
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*Luzeriier  Rechtsqnellen   (Z.  f.  schw.  R.,   NF.  I):    Stud.  Graber.  — 
Hofrecht  der  Hofkirche  (Z.  f.  schw.  R.  V.  XVI):  derselbe. 
Mainz.      Gerichtsformeln     (her.    von    Hallein,    Würzbnrg    1891): 
Dr.  Koehne.    Vergl.  Städtechroniken. 
■'^Manuel,  Nikiaus   (her.  von  J.  Bächtold,   Bibliothek   älterer   Schrift- 
werke  der    deutschen   Schweiz,   U.  Frauenfeld   1878)      Stud.  phil. 
Balsiger. 
*Mannel,  Hans  Rudolf,  Weinspiel  (Fastnachtspiel  von  1548,  her.  von 
J.  Bächtold  als  Zugabe  zur  Ausgabe  des  Niki.  Manuel);  Stud.  phil. 
Balsiger. 
Mittheilniigen   der  badischen  Historischen  Coinmission   (Zeitschr. 
f.  d.  Geschiebte  d.  Oberrheins,  NF.) :  Prof.  Tb.  Knapp  in  Tübingen. 
Mittheilungeu  des  Vereins  f.  hess.  Geschichte,  1894:  Bürgenueistör 

Dr.  Weiss. 

Napiersky,  Libri  reddituuni  der  Stadt  Riga,  I — III :  Dr.  von  Bulmerincq. 

*Netz,     Des  Teufels  Netz,  satir.-didakt.  Gedicht  des  15.  Jahrhunderts 

(her.  von  K.  A.  Barack,  Bibl.  d.  litt.  Vereins  LXX,  Stuttgart  1863)  r 

Prof.  Singer. 

Niederrheiuischc  Annalen  des  histor.  Vereins  f.  d.  Geschichte  d. 

Niederrheins:  Dr.  Armin  Tille. 
^Niedersimnienthal,     Landbrief    von    15G4    (Z.   f.   schw.  R.   IX): 

Rechtscandidat  Rennefahrt. 
Nieaert,  Recht  des  Hofes  zu  liOen:  Prof.  Jostes. 
Nijhoff,  Gedenkwaardighedeu  uit   der  geschiedenis  van  Gelderland, 

1— VI  (8  Bde.),  Arnheim  183U— 1875:  l'rof.  Liesegang. 
Nowgorod  er  zweite  Skra,  von  1296  (her.  von  W.  Schlüter,  Dorpat 
1893) :  Dr.  Luppe. 
♦Oberhalbstein,  Landbuch  des  Hochgerichts  von  1711  (Z.  f.  schw.  R. 

XXXII):  Stud.  E.  Branger. 
*Oberhasle,  Landbuch  von  1556  (Z.  f.  schw.  R.  IX):  Rechtscandidat 

Kennefahrt. 
*Obersimmenthal,  Rechtsquellen   des  15.  — 17.  Jahrhunderts  (Z.  f. 

schw.  R.  IX) :  Rechtscandidat  Reanefahrt. 
*Obwalden,  Landbucb  (Z.  f.  schw.  R.  VHI) :  Stud.  RaafLaub. 
Fe  t  tau  er   Stadtrecht   von  1376   (her.  von  Bischoff  1887,    SB.   der 

Wiener  Akad.  113,  695  ff.):  Schroeder  und  Dr.  Miessner. 
Prager   Rechtsquellen    (Rössler,    Das    Altprager   Stadtrecht,    1845): 

Prof.  Schreuer. 
*Raron.     Erbrecht   von    1418    (Z.  f.  schw.  R.  IX):    Rechtscandidat 

Rennefahrt. 
Reiuaert  (her.  von  E.  Martin,  1874):  Prof.  Jostes. 
*Rheiiifelden,  Stadtrecht  von  1290  (Argovia  I):  Stud.  Vogel. 
*Ring,  Der,  von  Heinrich  Wittenweiler  (her.  von  L.  Bechstein,  Stutt- 
gart 1851):  Prof.  Singer. 
Rottweil,   Das  ältere  Recht  der  Reichsstadt  R.  (her.  von  Greiuer): 

Prof.  Greiner. 
Rüdener    Stadtrecht    des    15.  Jahrhunderts    (Wigand's    Archiv  V): 

Prof.  Jostes. 
Sachsse,   Mecklenburgische   Urkunden,   Rostock   1900:   Rechtscan- 
didat Burkhard  von  Bonin  (theilweise  vollendet). 
*Sanen.    Rechtsquellen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  (Z.  f.  schw.  R.  IX): 

Rechtscandidat  Rennefahrt. 
*Sankt-Gallen,   Urkundenbuch   der   Abt«i  I,  H:   Dr.  Herrn.  Wart- 

manu.     Gemeindearchiv:  Stud.  Jos.  Müller. 
*Schaff hausen.     Richtebrief  von  1291  (her.  von  Meyer):  Stud.  iur. 
Stamm. 
Schleswig,   neueres  Sfadtrecht,    von    1400   (Thorsen,    Stadtrechte 
S.  25 ff.):  Dr.  Luppe. 
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Scblettstsdter  Stadtrechte  (her.  vou  üeny):    Schroeder   und  Prot'. 
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Konrad  Maurer/) 


1846  ist  mit  einer  Münchener  Inauguralabhandlung  über 
das  Wesen  des  ältesten  Adels  der  deutschen  Stämme  als  ein 
23  Jähriger  derjenige  Forscher  hervorgetreten,  der,  in  stolzer 
Abgeschiedenheit  und  ohne  die  Erfolge  des  Tages  arbeitend, 
dennoch  immer  mehr  unserer  ganzen  Disziplin  ein  neues  Ziel 
gegeben  hat.  Konrad  Maurer,  der  Sohn  des  ganz  anders 
gearteten  Gennanisten  und  bayri.<clien  Staatsmannes  G.  L. 
V.  Maurer.  —  Jene  Abhandlung  über  den  ältesten  Adel  ist  noch 
jetzt  sehr  wertvoll  imd  vielleicht  würden  die  gegenwärtigen 
Meinungsverschiedenheiten  über  Ständewesen  durch  eine 
größere  Berücksichtigung  des  alten  Buches  ge\sinnen.  Zu 
den  bleibenden  Ergebnissen  rechne  ich  die  Entdeckung  von 
Mittelfreien,  welche  üher  den  Gemeinfreien  stehen,  dann 
vor  allem  die  scharfe  Trennung  des  alten  Volksadels  und 
des  jüngeren  Dienstadels.  Betont  ist  auch  schon,  daß  der 
alte  Volksadel  seine  Entstehung  auf  göttliche  Abstammung 
zurückführt:  doch  hat  Maurer  (vgl.  krit.  Überschau  11  S.  438) 
nie  daran  gedacht,  das  irgendwie  zur  Erklärung  der  ständi- 
schen Abscheidung  zu  verwenden.  Als  Material  dienen  die 
kontinentalen   lesres   barbarorum,    dann   aber   vor   allem    das 


')  Von  umfasseDdeu  Nekrologen  »ind  mir  folgende  bekannt  ge- 
worden. W.  Golther  in  Zeitschrift  für  deutsche  Philologie  XXXV  S.  59. 
F.  Hertzberg  in  Arkiv  for  nordisk  filologi  XIX  S.  262  f.  K.  Lehmann 
in  Seeligers  historischer  Vierteljahrsschrift  V  S.  589  f.  A.  Taranger  in 
Tidskrift  for  Retsvidenskab  XVI  S.  1  f.  van  Vleiiten  in  kritischer  Viertel- 
jahrsschrift XLV  S.  1  f.  Zorn  in  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung  1902. 
249.  Das  vollständigste  Verzeichnis  von  Maurers  Schriften  hat  Vleuten 
geliefert.  Es  findet  sich  in  krit.  Vierteljahrsschrift  a.  :i.  O.  S.  17  f.  und 
noch  übersichtlicher  in  Tidskrift  f.  KetÄvb.  a.  a.  O.  S    17  f. 
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angelsächsische  Recht;  gerade  mit  dem  angelsächsischen  Teil, 
dessen  Ergebnisse  auch  in  der  Folgezeit  festgehalten  wur- 
den (krit.  Überschau  II  S.  403),  geht  der  junge  Gelehrte 
bereits  weit  über  den  Gesichtskreis  der  damaligen  land- 
läufigen Germanistik  hinaus.  Die  Richtung  zum  nordischen 
Recht  ist  bereits  da  und  dort  angedeutet,  aber,  bezeichnend 
genug  für  des  Verfassers  Wesen,  der  sein  Leben  lang  ein 
bloß  gelegentliches  Ausblicken  nach  Verwandtem,  Analogem 
verwarf,  nicht  weiter  eingeschlagen.  —  Dieser  ersten  Arbeit, 
die  schon  so  weit  von  einer  Erstlingsarbeit  absteht,  folgte 
auf  lange  eine  stille  Vorbereitung  nicht  nur  zu  weiteren 
wissenschaftlichen  Schöpfungen,  sondern  auch  für  den  mittler- 
weile —  1847  in  München  —  ungern  übernommenen  akade- 
mischen Lehrberuf.  Das  waren  jene  Jahre,  wo  Maurer  die  Zeit 
auskaufte  in  einer  Weise,  wie  sie  eben  nur  seiner  kraftvollen 
Seele  und  seinem  mächtigen  Körper  möglich  war.  Dann 
aber  brechen  in  ganz  außerordentlicher  Fülle  die  Quellen 
der  Erkenntnis  hervor,  welche  sich  schweigend  gesammelt 
hatten.  Jetzt  verkündet  Maurer  —  bei  aller  reifen 
sonnenheit  doch  noch  mit  dem  Feuer  und  der  Kühnheit  d« 
Jugend  —  das  Gesamtbild,  welches  er  von  der  germanischei 
Welt  geschaut.  Von  1852 — 1857  hat  dieser  so  kritische 
vorsichtige  und  jedem  vorschnellen  Wort  so  abholde  Geisf 
doch  mit  einer  Universalität  gearbeitet,  wie  sie  eben  nu| 
den  Größten  eignet.  Das  kontinentale  Germanentum 
schäftigt  ihn  noch  immer  auf  das  lebhafteste.  Der  angel-| 
sächsischen  Geschichte  gewinnt  er  Untersuchungen  ab,  die 
bis  auf  den  heutigen  Tag  grundlegend  geblieben  sind.  Voi 
allem  aber  erzählt  er  jetzt  von  den  Vorzeiten  unserer  skan-| 
dina vischen  Brüder:  hat  er  dabei  naturgemäß  nach  der 
der  Überlieferung  am  meisten  von  isländisch-norwegischei 
Dingen  zu  sagen,  so  vergleicht  er  doch  auch  immer  wiedel 
mit  dem  dänischen  und  schwedischen  Material,  das  ja  frei-? 
lieh  überwiegend  juristisch  ist,  aber  über  Rechtszuständc 
nicht  selten  reichere,  für  unsern  ackerbautreibenden  Südei 
zutreffendere  Antwort  gibt,  als  das  altnordische.  Vor  allei 
aber  fesselt  ihn  nicht  nur  die  gesetzliche  Ordnung:  allerdii 
hat  der  Münchener  Meister  sich  stets  den  lebhaftesten  Sil 
für  die   verschlungenen  Wege   des   Rechts   bewahi-t   und 
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war  keine  Täuschung  über  die  eigene  Begabung-,  wenn  er 
sich  als  befähigt  zur  praktischen  Jurisprudenz  fühlte  und  es 
in  trüben  Tagen  als  ein  Unglück  empfand,  kein  Richter 
oder  Verwaltungsbeamter  geworden  zu  sein.  Seine  gewal- 
tige Lebensarbeit  zeugt  überall  von  dem  kühlsten,  strengsten 
juristischen  Scharfsinn.  Allein  sein  Blick  richtet  sich  auf 
die  ganze  geistige  Überlieferung,  auf  Glaubensvorstellungen 
und  Sagen  vor  allem;  mir  will  fast  scheinen,  daß  das  an- 
gestammte Theologenblut  in  ihm  sich  da  am  wärmsten  regte, 
wo  er  die  schwer  zu  erfassenden,  zerfließenden  Gedanken  über 
die  letzten  Dinge  mit  zarter  und  sicherer  Hand  festhielt,  wo 
er  —  durchaus  nicht  immer  als  Freund  —  deren  Kristalli- 
sierung zu  Kultverband  und  Kirchentum  verfolgte.  —  Dabei  ist 
Maurer  die  Arbeit  nicht  so  leicht  gew^orden.  wie  uns  heutzu- 
tage. Es  wäre  ja  eine  unberechtigte  Übertreibung,  die  der 
Große  selber  am  wenigsten  loben  würde,  wollte  man  ihn  als  den 
Begi-ünder  der  skandinavischen  Forschung  bezeichnen:  denn 
in  Deutschland  haben  vor  ihm  Grimm  und  Wilda  gearbeitet, 
tmd  im  Noi-den.  wo  sich  ja  früher  als  in  Deutschland  eine 
moderngermanische  Kultur  entwickelt  hat,  in  Dänemark  insbe- 
sondere ist  Maurer  nicht  olme  große  Vorgänger  gewesen,  und 
überall  hat  er  sehr  bedeutende  gleichzeitige  Arbeitsgenossen 
gefunden,  deren  Werke  ihn.  den  gewissenhaften  Kenner 
fremder  Arbeit,  ebenso  gefördert  haben,  wie  er  selber  die 
andern  bestimmte.  Aber  der  Skandinavist  der  fünfziger 
Jahre  arbeitete  immerhin  noch  ohne  die  Grundlage,  die 
seitdem  gelegt  ist;  er  mußte  sich  mit  einem  schlechtem 
Apparat,  mit  unendlich  geringern  sprachlichen,  lexikalischen 
Behelfen  begnügen.')  —  Die  erste  Frucht  jener  geseg- 
neten Reifezeit  ist  „Die  Entstehung  des  isländischen  Staats 
und  seiner  Verfassung  1852",  als  erstes  Heft  von  Beiträgen 
zur  germanischen  Rechtsgeschichte  gedacht,  die  dann  in 
dieser  Form  nicht  weiter  erschienen  sind.  Das  Buch  — 
noch  1882  von  Sigurdr  Sigurdarson  in  das  Isländische  über- 
tragen —  benutzt  im  reichsten  Maß  das  vorhandene  Material, 
Geschichtsquellen   so  gut    wie    Rechtsquellen.     Was   es  lehrt, 


^F  *)  *=•  ^-    die    luüliaelige    Ermittelung    einer  Wortbedeutung 
kehrung  T  S.  9.5  t.  N.   15. 
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ist  für  die  isländische  Verfassungsgeschichte  maßgebend  ge- 
blieben und  Maurer  hat  später  nur  wenig  zurückzunehmen 
gehabt:  so  hielt  Maurer  stets  (zuletzt  krit.  Vierteljahrsschrift 
XXXIl    S.    332 — 356),    auch    gegen    die    scharfsinnigen    Be- 
denken   des    ihm    persönlich    befreundeten    Viljalmr    Finsen 
(besonders  in  „om  den  oprindelige  ordning  af  nogle  af  de 
islanske  Fristats  Institutioner"  1888)  an  der  erst  allmählichen 
Ausbildung  der  isländischen  Verfassung  fest.    Vielfach  wer- 
den aber  Gedankengänge  eingeschlagen,  die  weit   über  den 
isländisch-norwegischen     Kreis     hinausführen:     die     Sonder- 
stellung   der    Schenkung    im    germanischen    Recht    und    die 
Abhängigkeit,    welche    die    bloße    Schenkung    für    den    Be- 
schenkten begründet,  hat  Maurer  längst  erkannt  (S.  73 — 81), 
bevor    die    Erkenntnis    Gemeingut   geworden.    Was    er   aber 
(S.  21  f.)  hier  über  die  Einziehung  des  Odal  durch  Haraldr 
Harfagri   und    über   die   holdar   bemerkt,    könnte   die   ganze 
moderne    Arbeit   über    Ständewesen    in    die   rechten   Bahnen 
lenken.    —   Maurer   wollte   dem   „Freistaat"    die    Geschichte 
der  isländischen  Kirchenverfassung  nachfolgen  lassen:   unter' 
der   Hand    wurde   ihm    1855    und    r856   die    Bekehrung   des 
norwegischen  Stammes  zum  Christentum  daraus,  das  Werk, 
welches    äußerlich    sein    umfassendstes    geblieben    ist.     Nur 
zum   kleinsten    Teil   wird    diesmal   die   Rechtsgeschichte   be-| 
rührt;    für    diese    kommt    —    neben    Einzelbemerkungen 
direkt  wohl  nur  das,  was  da-  und  dort  über  die  moralische  unc 
religiöse  Auffassung  von  Delikten  gesagt  ist,  und  dann  der  AI 
schnitt  über  den  Zusammenhang  des  Rechtes  mit  der  Reli- 
gionsverfassung  in   Betracht.    Weit  überwiegend   beschäftig 
sich   der   Verfasser   einesteils   mit   den   äußern    Bekehrungs-i 
Vorgängen,    Avobei    er    nirgends    vor    der  eingehendsten    Be 
gründung  aus  der  Profangeschichte  des  skandinavischen  unc 
englischen  Nordens  zurückscheut;  die  Forschungen  sind  denei 
P.  A.  Munchs  gleichzeitig  und  haben  neben  dessen  Geschieht« 
einen    sehr  bedeutenden   selbständigen   Wert  behalten.    Voi 
allem   aber   wird   in   exakter    Systematik   der   religiöse   unc 
moralische  Zustand  des  Heidentums  zur  Zeit  der  Bekehrui 
und  die  Wandlungen,  welche  darin  durch  das  Vikingertui 
und   die  Berührung  mit  der  christlichen  Welt  herbeigeführt 
wurden,  geschildert.    Sehe  ich  recht,  so  haben  gerade  diese 
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üntersdchungeo  die  Bekehrung  zu  einer  Grußtat  der  Historie 
gemaclit.  Maurer  geht  freilich  noch  von  der  Annahme  aus. 
daß  die  nordische  Mythologie,  die  Mythologie  der  Edda, 
«rgermanisch  ist,  aber  er  ist  es  gewesen,  welcher  das  Auge 
für  jene  eigentümliche  Mischkultur  der  Vikingerzeit  öffnete 
und  dadurch  eine  Auffassung  ermöglichte,  von  der  später 
noch  die  Rede  sein  soll.  —  Fast  gleichzeitig  mit  der  Be- 
kehrung  aber  sind  zwei  klassische  Abhandlungen  geschrieben; 
die  eine  ist  der  durch  Kemble's  Buch  the  Saxons  veranlaßt^ 
große  Beitmg  über  angelsäclisische  Rechtsverhältnisse  (krit. 
Überschau  I  1854  S.  47—120,  II  1855  S.  30—68,  S.  388—440. 
m  1856  S.  26—62),  das  andere  die  berühmte  Darstellung 
des  germanischen  Beweisrechtes  (krit.  Überschau  V  1857 
S.  180—259,  S.  332—393).  Die  erstere  Arbeit  hat  vor  allem 
in  unverrückbarer  Weise  die  Grundlinien  des  angelsächsischen 
Stände-  und  Bodenrechts  gezogen:  wie  fruchtbar  ist  z.  B. 
die  durch  Ähnlichkeiten  des  schwedischen  Rechts  gestützte 
Erklärung  von  folcland.  dann  von  edhel.  Und  wenn  auch 
vielleicht  die  Ablehnung  der  Gesamtbürgschaft  sich  schließ- 
lich als  unzutreffend  erweisen  mag,  wenn  vielleicht  das 
bocland  überhaupt  einem  ganz  andern  als  dem  germanischen 
Hechtskreis  angehört,  so  ändert  das  nichts  an  dem  Vollwert 
der  Arbeit,  welche  das  bescheidene  Gewand  des  kritischen 
Referats,  wie  so  oft  bei  Maurer,  trägt.  —  Die  Darstellung 
des  Beweisrechts  darf  man  unbedenklich  als  das  Beste  be- 
zeichnen, was  über  die  Zusammenhänge  des  germanischen 
Prozesses  überhaupt  geschrieben  wurde.  Wohl  hat  spätere 
Forschung  manches  korrigiert:  daß  der  Geschworenenbeweis 
nur  dem  nordgermanischen  Recht  eigen  ist,  hat  sich  als  irrig 
herausgestellt:  Welleicht  ist  auch  die  Bedeutung  des  Voreids 
für  das  ganze  Beweissystem  zu  wenig  betont.  Aber  das 
Ineinanderarbeiten  der  nordischen  und  der  südlichen  Quellen 
\'^t  noch  niemand  in  derselben  Art  gelungen,  und  wie  treff- 
lich sind  die  allgemeinen  Erwäg-ungen,  z.  B.  das  S.  372  über 
die  Bedeutung  des  Formalismus  Gesagte.  Xur  daß  Maurer 
die  französisch-niederländischen  Quellen  nur  wenig  in  Betracht 
gezogen  hat,  hindert  da  und  dort  die  Allgemeingültigkeit 
seiner  Ergebnisse.  —  All  das  sind  nur  die  schönsten  Früchte 
jfner  ersten  großen  Erntezeit  des  Meisters.    Eine  bedeutende 


Zahl  von  kleineren  Beiträgen,  die  hier  nicht  besprochen  werden 
können,  kommen  außerdem  noch  daneben  in  Betracht. 

Das  Jahr  1857  hat  Maurer  einen  Herbstaufenthalt  in 
Kopenhagen,  der  Sommer  von  1858  die  persönliche  Kenntnis 
Islands  gebracht  —  er  durchquerte  es,  als  ein  überaus  tüch- 
tiger Tourist,  auf  14 — 16  stündigen  Ritten.  Nach  der 
Rückkehr  hat  er  die  Lebensgefährtin  gefunden,  die  es  ver- 
stand, ihm  in  guten  und  in  manchen  schweren  Tagen  zur 
Seite  zu  gehen  und  die  Schwermut  von  seiner  einsamen 
Seele  zu  scheuchen.  In  seine  wissenschaftliche  Arbeitsweise 
machen  nun  diese  Jahre  einen  deutlichen  Einschnitt.  Die 
Eindrücke,  welche  er  auf  dem  klassischen  Boden  Islands 
<3mpfangen,  die  jetzt  vollkommene  innere  Selbständigkeit 
auch  dem  vielgestaltenden  Vater  gegenüber,  welche  ihm  der 
eigene  Hausstand  brachte,  mag  zur  Veränderung  wenigstens 
stark  mitgewirkt  haben.  Wiederum  nämlich  kommt  jetzt 
die  hterarische  Produktion  zum  Stillstand  und  weicht  einer 
Sammlung  zu  ganz  andern  Schöpfungen.  Zunächst  hat  Maurer 
allerdings  noch  einige  Resultate  seiner  nordischen  Reisen 
veröffentlicht.  Hierher  zählt  die  Ausgabe  der  ja  nicht  um- 
fassenden Gull|)orissaga  1858  und  das  wundervolle  Buch: 
Isländische  Volkssagen  der  Gegenwart  1860,  das  ebenso  von 
strenger  Systematik  als  von  feinem  psychologischen  Ver- 
ständnis für  die  Mächte  der  Sagenwelt  zeugt.  Hierher  ge- 
hört es  weiter,  daß  er  von  nun  ab  den  lebhaftesten  Anteil 
an  den  Geschicken  des  modernen  Islands  nahm:  im  Ver- 
fassungsstreit der  Insel  mit  dem  dänischen  Hauptland,  der 
iius  der  gleichen  Veranlassung  wie  die  schleswig-holstein- 
schen  Wirren  sich  ergab,  hat  er  wiederholt  für  das  erstere 
mch.  publizistisch  eingesetzt,  am  ausführlichsten  1859  in 
Sybels  historischer  Zeitschrift  I  S.  449—492,  H  S.  1-^1. 
Und  als  endlich  die  Schwierigkeiten  über^vimden  waren,  hat 
Ihn  das  zu  dem  feinen  Aufsatz  von  1874  „Zum  Jubelfest 
Islands"  gedrängt.  Diese  Gelegenheitsarbeiten,  übrigens  mit 
der  ganzen  Gründlichkeit  Maurers  geschrieben  —  1880  ge- 
Kammelt  unter  dem  Titel  „Zur  politischen  Geschichte  Islands" 
—  haben  den  Verfasser  auf  jenem  weltentlegenen  Eiland 
zum  populären  Mann  gemacht,  von  dem  bis  zum  heutigen 
Tag    jeder    Bauer    weiß.     Auch    das    moderne    isländische 
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Recht  hat  ihn  auf  da^  lebhafteste  angezogen  und  so  hat  er 
an  der  Hand  eines  Buches  von  Jon  Peturson  in  der  kriti- 
schen Viertelj.  VU  (1865)  S.  160—240,  S.  382—431,  S.  537 
bis  560  (dazu  der  Nachtrag  in  krit.  Vierteljahrsschrift  XXXV 
S.  251  f.)  einen  umfassenden  Abriß  des  modernen  isländischen 
Kirchenrechts  gegeben,  welches  namentlich  durch  die  Fort- 
dauer der  Eigenkirchen  weit  über  die  unmittelbar  Beteiligten 
hinaus  interessant  ist.  —  Aber  in  der  Hauptrichtung  der 
Forschung,  welche  Maurer  seit  1858  eingeschlagen,  liegen 
diese  Arbeiten  nicht.  Die  besteht  \ielmehr  darin,  daß 
Maurer  nunmehr  in  der  schärfsten  Weise  die  Grundlagen 
der  Überlieferung  selber  kritisch  prüft.  Unkritisch  ist  Maurer 
nie  gewesen  von  seinen  ersten  Abhandlimgen  an.  Aber  er 
hat  zunächst  die  Texte  der  Rechtsquellen  so  hingenommen, 
wie  sie  überliefert  waren  und  hat  der  allgemeinen  Meinung 
folgend  (z.  B.  Freistaat  S.  96)  die  Saga,  welche  erst  im 
13.  Jahrhundert  niedergeschrieben  wurde,  als  verlässige 
Quelle  für  die  Ereignisse  des  9.,  10.  und  11.  Jahrhunderts 
gefaßt.  Die  Kritik,  der  der  Fünfunddreißigjährige  sich  nun 
hingibt,  hat  ihn  für  lange  Zeit  zum  Stillschweigen  verpflichtet: 
1863  mit  der  Abhandlung  über  die  Grägäs,  endgilt  ig  aber 
erst  mit  der  Fülle  der  Untersuchungen,  die  seit  1868  an 
das  Licht  konmien,  zieht  er  die  Ergebnisse.  Soll  ich  den 
Gehalt  dieser  zweiten  Arbeitsperiode  gleich  jetzt  im  all- 
gemeinen l3eschreiben,  so  bedeutet  sie  sachlich  eine  immer 
mehr  fortschreitende  Einschränkung  des  Arbeitsfeldes.  Die 
deutschen,  aber  auch  die  angelsächsischen  Probleme  treten 
(außer  im  Hauptzehnt,  der  Wasserweihe  und  den  gagnfostur) 
nun  ganz  zurück,  so  wenig  Maurer  je  das  persönliche  Inter- 
esse und  die  genaueste  Fühlung  mit  dieser  Forschung  verlor; 
die  neue  Ausgabe  der  angelsächsischen  Quellen  z.  B.  hat 
er  tatkräftig  gefördert.  Aber  auch  von  den  nördlichen 
Stoffen  berühren  ihn  weit  überwiegend  die  norwegisch- 
isländischen: Schweden  und  noch  mehr  das  an  wertvollen 
CberUeferungen  so  reiche  Dänemark  tritt  zurück,  obwohl 
überall  die  absolute  Beherrschung  der  Quellen  auch  für  diese 
Länder  zu  erkennen  ist.  Diese  Verengung  des  Arbeitsge- 
biets bringt  es  dann  ferner  mit  sich,  daß  den  Arbeiten  auch 
ein  nähere^  Ziel  gesetzt  wird.   So  kühn  vergleichende  Unter- 
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suchungen  wie  den  zweiten  Band  der  Bekehrung  oder  das 
Beweisrecht  hat  Maurer  später  nur  mehr  ganz  vereinzelt 
veröffentlicht.  Vielmehr  handelt  es  sich  für  Maurer  jetzt 
einmal  um  die  mühsamste  Bestimmung  der  Rechts-  und  der 
(^eschichtsquellen;  was  er  für  die  ersteren  geleistet,  wird  für 
alle  Zeit  abschließend  bleiben;  die  Kritik  der  Geschichts- 
quellen mag  zwar  in  Zukunft  noch  über  das  hinausgehen, 
was  unser  Forscher  für  das  richtige  Maß  ansah:  aber  den 
Grund  hat  er  auch  hier  weithin  gelegt.  Ferner  hat  sich  aus 
den  quellenkritischen  Untersuchungen  eine  Anzahl  geschicht- 
licher, namentlich  aber  rechtsgeschichtlicher  Fragen  abgelöst 
und  diese  sind  dann  mit  der  größten  Genauigkeit  und  Schärfe 
beantwortet.  Zu  einer  zusammenfassenden  Darstellung  ist 
es  nur  noch  einmal  —  in  seinem  Island  —  gekommen. 

Es  ist  klar,  daß  die  Arbeitsweise  der  spätem  Jahre 
eine  große  Resignation  in  sich  barg:  nicht  nur  Verzicht  auf 
äußeres  Vorankommen  in  Zeiten,  in  denen  so  etwas  dem 
treuen  Familienvater  für  die  Seinen  sehr  wünschenswert 
erscheinen  mochte;  denn  nicht  immer  hat  Maurer  in  den 
behaglichen  Verhältnissen  gelebt,  welche  ihn  während  der 
letzten  Jahrzehnte  umgaben.  Und  auch  darauf  soll  kein 
Gewicht  gelegt  werden,  daß  er  den  ^vissenschafthchen  Tages- 
ruhm lange  missen  mußte  —  denn  in  Deutschland  galt 
der  Münchener  Germanist  noch  da  lange  für  einen  Sonder- 
ling, als  seine  Größe  im  Norden  bereits  feststand.  Sondern 
vor  allem  mochte  es  einer  so  schöpferischen  Persönlichkeit 
schwer  werden,  jenen  elementaren  Forschungen  zu  entsagen, 
denen  sie  sich  früher  hingegeben.  Möglich  war  so  etwas  nur 
einem  Mann  von  seinem  Seelenadel  und  seiner  „wissen- 
schaftlichen Sittlichkeit  und  Rechtschaffenheit,  welche  das 
Studium  um  seiner  selbst  willen  betreiben  und  dem  Streben 
nach  Wahrheit  und  Klarheit  alle  andern  Rücksichten  unter- 
ordnen"^) hieß.  Vielleicht  wäre  mehr  Freude  auf  seinem 
Leben  gelegen,  hätte  er  dem  Gott  in  seiner  Brust  nicht  so 
treu  gehorcht.  Andererseits  mag  in  der  spätem  Methode 
ein  inneres  Bedürfnis  zu  seinem  Recht  gekommen  sein,  das 


•)   Worte    Maurers    in    »einem    Nekrolog  Albret-hts     (krit.   Xierteij. 
XIX  S.  188). 
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sich  vielleicht  stärker  äußerte,  seitdem  der  Eintiuß  des  Vaters 
zurücktrat.  Als  junger  Mann  hat  er,  bewegt  durch  seinen 
Onkel,  den  berühmten  Heidelberger  Chemiker  Gmelin,  Natur- 
wissenschaft studieren  wollen:  der  Vater  hat  ihn.  der  noch 
eine  Zeitlang  für  Mineralogie  Interesse  hegte,  davon  abge- 
halten und  ihn  auf  Jurisprudenz  gewiesen,  ganz  ebenso  wie  er 
ihn  später  in  den  Lehrberuf  setzte.  Da  mag  es  sein,  daß  die 
alte  Neigung  in  einer  Forschung  ihr  besonderes  Genüge  fand, 
in  welcher  das  Persönliche  ganz  zurücktritt,  und  in  der  es  sich 
darum  handelt,  Rechts-  und  Kulturschichten,  das  Anwachsen 
von  Zusätzen  an  einen  Text,  das  Verschmelzen  der  Texte 
zu  verfolgen,  ähnlich  wie  der  Geologe  die  Gesteinschichtung 
beobachtet.  Umgekehrt  hat  Maurer  keine  starke  Neigung  flu- 
persönliche  und  subjektive  Geschichtsbetrachtung  empfunden; 
der  Klassiker  einer  solchen  Denkweise,  Carlyle,  war  ihm  bei- 
spielsweise direkt  unleidlich.  Auch  wird  die  Fremdartigkeit 
des  Weges,  den  der  Münchener  Meister  ging,  für  seinen 
schwermütigen  Sinn  oft  etwas  Beruhigendes  gehabt  haben;  er 
sagte  wiederholt  zu  den  Seinen:  ,.icii  kann  betretene  Pfade 
nicht  gehen:  das  zieht  mich  nicht  von  meinem  Jammer  ab''. 

Die  Reihe  der  kritischen  Untersuchungen  über  Rechts- 
quellen eröffnet  die  große  Abhandlung  über  Grägäs  in  Ersch 
und  Grubers  Enzyklopädie  Bd.  77  S.  1—136.  Maurer  führt 
die  Formen  der  Grägäs  auf  die  logsaga  zurück,  wie  er  denn 
von  jetzt  ab  überall  die  Abhängigkeit  der  altnordischen  und 
schwedischen  Rechtsquellen  von  dem  Vortrag  des  Gesetz- 
sprechers betont.  Soweit  steht  er  im  Gegensatz  zu  Finsen, 
der  wie  im  isländischen  Staat  eine  bewußte  Schöpfung  aus 
einem  Guß,  so  in  der  Grägäs  ein  Gesetzbuch  sehen  wollte, 
und  ich  denke,  daß  die  Fachgenossen  dem  Deutschen  recht 
gegeben  haben.  Auch  der  Gang  der  Gesetzgebung,  der 
eigentümliche  Unterschied  zwischen  Gesetz  und  authentischer 
Interpretation  (retta  leg)  ist  hier  bereits  behauptet,  wie  er 
dann  wiederum  gegen  Fmsen  viel  später  (1887)  in  der 
Münchener  Festschrift  für  Planck  S.  119 — 149  genauer  aus- 
geführt wird.  Auf  das  eindringlichste  ist  Textgestaltung  und 
Geschichte  dieses  umfassendsten  altgiermanischen  Rechtsbuchs 
geschildert.  —  Die  nächste  Arbeit  gilt  dann  den  Gula|)ings- 
leg:   was  schon   in   der   kritischen   Viertelj.    X    1868    S.    368 
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angedeutet  ist,  wird  in  „Entstehungszeit  der  alten  Gula- 
{)ingsl."  (Münchener  Ak.  Abh.  phil.  phil.  Kl.  XII.  3.  1871 
Ö.  97 — 170)  vollkommen  durchgeführt.  Vor  allem  wird  das 
verhältnismäßig  geringe  Alter  des  vorliegenden  Textes  nach- 
gewiesen; dann  aber  wird  dem  Verhältnis  der  beiden  in- 
einander gearbeiteten  Redaktionen  nachgegangen  und  es 
gehört  fortan  zu  den  größten  Künsten  Maurers,  Widersprüche 
und  Dunkelheiten  dieser  altertümlichsten  nordischen  Quelle 
aus  mangelhafter  Ausgleichung  der  beiden  Redaktionen  zu 
erklären.  —  1875  hat  sich  dann  Maurer  ausführlich  über 
die  Entstehung  der  FrostuJ).  1.  ausgesprochen  (Münch.  Ak. 
Abh.  ph.  ph.  Kl.  XIII.  3.  S.  1—85).  Auch  an  den  Ergeb- 
nissen dieser  Untersuchung,  deren  entscheidendstes  die  An- 
nahme einer  Revision  unter  Magnus  Erlingson  und  der 
Entstehung  des  vorliegenden  Textes  um  die  Mitte  des 
13. !  Jahrhunderts  ist,  ist  nicht  viel  geändert  worden;  ledig- 
lich das,  was  über  die  Zwischenredaktionen  des  13.  Jahr- 
hunderts und  das  Jahrzehnt  der  Endredaktion  gelehrt  wird, 
bedarf  vielleicht  unter  dem  Einfluß  der  neu  gefundenen  Tü- 
binger Fragmente  der  Korrektur.  Maurer  selber  (N.  historisk 
Tidskrift  II  Bd.  6)  hat  übrigens  ausführlich  zu  diesem  Fund 
Stellung  genommen.  —  Im  Zusammenhang  mit  den  Studien 
über  GulaJ).  1.  und  FrostuJ).  1.  stehen  dann  auch  die  beiden 
Abhandlungen  über  das  sog.  Christenrecht  des  Königs  Sverrir 
(Bartsclrs  germanistische  Studien  I  S.  57 — 76  1872;  Münchener 
Festgabe  für  Spengel  1877  S.  1—92):  hier  wird  auf  den 
verschlungensten  Wegen  erwiesen,  daß  jenes  Rechtsbuch 
lediglich  eine  rohe  private  Kompilation  aus  GulaJ).  1.  und 
FrostuJ).  1.  ist,  geeignet,  auf  die  Textgeschichte  dieser  beiden 
Quellen  ein  Licht  zu  werfen.  Schließlich  hat  Maurer  unter 
dem  Titel  Gulajiingslog  in  der  Enzyklopädie  von  Ersch  und 
Gruber  Bd.  97  S.  1 — 74  die  norwegischen  Rechtsquellen 
überhaupt  geschildert.  Für  GulaJ).  1.  und  FrostuJ).  1.  auf 
dem  bisherigen  fußend  und  soweit  im  wesentlichen  wieder- 
holend, bringt  der  höchst  genaue  Artikel  um  so  mehr  Neues 
über  die  Fragmente  der  ostnorwegischen  Provinzialrechte 
und  über  die  Gesetzgebung  des  Königs  Magnus  Lagabotir.  — 
In  dem  letzten  Jahrzehnt  literarischer  Tätigkeit  hat  Maurer 
dann  noch  zweimal  die  Gestaltung  der  Anfangsworte  in  den 
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nordischeu  Rechtsbücliern  behandelt:  „Die  Eingaugsformel 
der  altnordischen  Rechts-  und  Gesetzbücher"  (Münchener 
Sitzungsb.  ph.  ph.  Kl.  1886  S.  317—358)  und  „das  Bekennt- 
nis des  christlichen  Glaubens  in  den  Gesetzbüchern  aus  der 
Zeit  des  Königs  Magnus  Lagabetir"  (Münchener  Sitzungs- 
berichte 1892  S.  537 — 581):  so  klein  das  Objekt  scheint 
und  so  unverhältnismäßig  die  mühselige  Arbeit,  so  kann 
man  gerade  hier  den  Weitblick  Maurers  gut  messen: 
denn  nicht  nur  folgert  er  aus  der  Gestaltung  des  Ein- 
gangs auch  für  das  norwegische  Recht  die  abgelöste 
Existenz  einer  Thingordnung,  ähnlich  dem  {)ingskapa{)attr 
der  Grägäs,  sondern  vor  allem  schließt  er,  daß  schon  in  der 
Heidenzeit  an  der  Spitze  des  ganzen  Rechtsbuchs  religiöse 
Vorschriften  standen.  Was  dann  daraus  über  das  Ver- 
hältnis der  norwegischen  Christenrechte  zu  einem  hypothe- 
tischen Einfluß  fremden  Rechts  zu  folgern  ist,  hat  Maurer 
selber  in  seiner  großen  Besprechung  (Xogle  Bema^rkninger 
til  Norges  Kirkehistorie  [S.  15  des  Separatabdr.]  aus.  X.  histo- 
risk  Tidskrift  3  R.  Bd.  3  1893)  von  A.  Tarangers  Buch 
dargelegt.  —  Den  fruchtbaren  70er  Jahren  gehört  dann  auch 
noch  die  umfassende  Untersuchung  an,  welche  nach  meiner 
Anschauung  die  höchste  kritische  Leistung  des  Toten  be- 
deutet: ich  meine  „das  älteste  Hofrecht  des  Nordens  1877". 
Hier  wird  ein  kurzes  Recht  des  Hofgesindes  geprüft,  das 
in  norwegischen,  dänischen  und  schwedischen  Texten  vor- 
kommt und  nun  von  Maurer  als  ursprünglich  schwedische 
Quelle  erwiesen  wird.  Das  Ergebnis  ist  sehr  wichtig,  nament- 
lich für  das  noch  lange  nicht  genug  bearbeitete  und  die 
wichtigsten  Aufschlüsse  auch  für  das  Stadtrecht  bietende 
dänische  Hofrecht.  Die  Art  der  Untersuchung  aber  gemahnt 
fast  an  die  Technik  eines  verwegenen  Bergsteigers.  Nirgends 
scheinen  die  wenig  individuellen  Texte  einen  Anhalt  zu 
bieten,  sodaß  man  zu  einer  sichern  Entscheidung  empor- 
kommen könnte  und  doch  entdeckt  das  sichere  Auge  des 
Meisters  überall  wieder  Besonderheiten  sachlicher,  nament- 
lich aber  auch  sprachlicher  Art,  an  denen  er  sich  forthilft. 
Nirgends  gelingt  dann  auch  die  Ermittelung  des  Grundtextes 
ier  einzelnen  Reihen  und  des  diesen  Grundtexten  voran- 
.Jfehenden   Urtextes   so   sehr   wie   hier.   —  Die   letzte   Unter- 
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i^uchung  greift  beieits  über  den  Kreis  des  norwegischen 
Rechts  hinaus.  Den  schwedischen  Quellen  gilt  dann  auch 
«ine  vortreffliche  Besprechung  der  großen  Schlyterschen 
Ausgabe  (krit.  Viertel.].  XIII  S.  51 — 89),  in  der  wiederum 
<iie  Stellung  des  lagman  und  seine  Bedeutung  für  die  Rechts- 
tiberlieferung betont  wird.  Gleich  hier  sei  dann  angeführt, 
daß  auch  für  Norwegen  die  Existenz  des  Gesetzsprecheramtes 
erst  angedeutet,  dann  in  genauerer  Untersuchung  nachgewiesen 
wurde  (zunächst  krit.  Viertel].  1868  S.  374—381;  dann 
Münchener  Festgabe  für  Arndts  1875  S.  1 — 69).  Für  Däne- 
mark dagegen  hat  Maurer  die  Spuren  einer  lagsaga  be- 
stritten (Münch.  Sitzungsb.  phil.  phil.  Kl.  1887  II  S.  363—398), 
hier  vielleicht  in  seiner  Kritik  etwas  zu  weit  gehend.  —  Die 
letzte  einer  einzelnen  Rechtsquelle  gewidmete  Arbeit  gilt  dem 
neugefinidenen  Fragment  eines  Textes  von  Sodermannalagen 
{Münch.  Sitzungsb.  ph.  ph.  Kl.  1894  S.  427—442).  —  P:ndlich 
-aber  hat  Maurer  seine  Gesamtauffassung  über  alle  skandina- 
vischen Rechtsquellen  gegeben  in  der  Übersicht  über  die  Ge- 
schichte der  nordgerraanischen  Rechtsquellen  in  Holtzendorffs 
Enzyklopädie  S.  352 — 385;  namentlich  die  Partien  über  däni- 
sche Quellen  und  die  spätere  Gesetzgebung  haben  großen  selb- 
ständigen Wert.  — 

Maurers  Kritik  zog  aber  außer  den  Rechtsquellen  auch 
die  sonstige  literarische  Überlieferung  des  Nordens  in  ihren 
Bereich.  Man  kann  Maurer  schrittweis  folgen,  wie  er  gegen 
die  Verlässigkeit  der  Sagen  und  poetischen  Quellen  ungläubiger 
wird.  Im  Freistaat  ist  die  Grägäs  der  Saga  gegenüber  noch 
durchweg  als  die  jüngere  Quelle  behandelt  und  in  der  Bekeh- 
rung werden  die  Königssagen  weithin  wörtlich  als  Beleg  an- 
geführt. Aber  bereits  in  der  Abhandlung  über  Grägäs  (S.  69) 
wird  das  Verhältnis  verkehrt  und  nun  sucht  Maurer  auf  dem 
unsicher  gewordenen  Boden  mühsam  Fuß  zu  fassen.  Er  ist  da- 
bei nicht  so  weit  gegangen,  wie  andere,  wie  Edwin  Lassen  z.  B. 
(Sybels  Zeitschrift  XX VIII  S.61f.),  welcher  der  Saga  die  Glaub- 
würdigkeit überhaupt  abspricht;  noch  ganz  spät  (kritische 
Viertelj.  XXXI  S.  232)  hat  Maurer  die  Nachrichten  der  Eigia 
als  zeitlich  bestimmbare  betrachtet^):  er  hat  in  seinen  beiden 

1)   Ähnlich,  über  nicht  so  bextiinnil.  b(*ziiuli<-li  der   l.axdn'la   (Jif   Ab 
hundlunof  über  iineohte  Geburt  >S.  34. 
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letzten  größern  Untersuchungen  direkt  die  Glaubwürdigkeit 
der  Eyrbyggja  und  Eigla  geprüft  und  bejaht  (Münch.  Sit- 
zungsb.  1895,  S.  65—124;  1896.  S.  1—48),  ein,  wenn  es 
richtig  ist,  für  die  Geschichte,  besonders  die  Rechtsgeschichte, 
sehr  bedeutsames  Resultat.  Allein  jedenfalls  schwindet  ihm 
immer  mehr  das  Zutrauen  auf  die  Saga:  die  Niala,  die  zu- 
erst als  sicherer  Stützpunkt  gebraucht  wurde,  verliert  für  ihn 
immer  mehr  die  Verlässigkeit;  er  hat  deren  Kritik  zum  Gegen- 
stand von  Seminarübungen  gemacht  und  in  seinem  Nachlaß 
findet  sich  ein  daraus  entstandenes  Konvolut.  Die  Glaub- 
würdigkeit der  Hoensaporiss.,  welche  man  ja  als  klassisches 
Beispiel  des  Sagenstils  ansehen  kann,  ist  in  einer  prächti- 
gen Abhandlung  (Münch.  Ak.  Abh.  phil.-phil.  Kl.  XÜ  2,  S.  159 
bis  216.  187)  zerpflückt.  Aus  dem  Bestreben  aber,  ver- 
lässige Gewährsmänner  zu  finden,  sind  eine  Reihe  von 
Arbeiten  entstanden,  die  wiederum  einen  Höhepunkt  seines 
Schaffens  darstellen:  zuerst  die  mächtige  Arbeit  über  die  Aus- 
drücke altnordische,  altnorwegische  und  isländische  Sprache 
(Münch.  Ak.  Abh.  XI  1;  1868,  S.  457—706),  wo  unter 
einem  viel  weniger  verheißenden  Titel  eine  Geschichte 
der  nordischen  Prosa,  namentlich  der  KönigSsage  gegeben 
wird.  Mag  sein,  daß  Maurers  Annahmen  in  einigen  Punkten, 
namentlich  in  bezug  auf  die  Zusammenstellung  der  Heims- 
kringla,  durch  die  glänzende  Schrift  Storms  (Snorre  Sturlu- 
sons  Historieskri\Tiing  1873)  erschüttert  sind;  weithin  aber 
sind  sie  doch  grundlegend  geblieben.  Als  einzigen  un- 
bedingt sichern  Bericht  betrachtet  Maurer  die  Islen- 
dingabok  des  Ari  frodi  und  deshalb  versucht  er  nun  Um- 
fang und  Nachwirkung  von  deren  verlorengegangener  erster 
Redaktion  zu  ermitteln:  in  diesen  Kreis  gehört  die  1871 
erschienene  Untersuchung*:  ,,Die  Quellenzeugnisse  über  das 
erste  Landrecht  und  über  die  Ordnung  der  Bezirksver- 
fassung des  isländischen  Freistaats"  (Münch.  Ak.  Abh. 
XII  1,  S.  1 — 101),  nach  meiner  Meinung  neben  dem  „älte- 
sten Hofrecht'-  die  großartigste  Probe  Maurerscher  Kunst, 
durch  das  Gewirr  der  Textreihen  zu  der  ursprünglichen 
Überlieferung  zu  gelangen  —  dann  die  beiden  vortreff- 
lichen Aufsätze  über  Ari  frodi  in  der  Germania  XV  S.  291 
bis  321  und  XXXVI  S.  61—96.    Auch  die  bereits  erwähnte 

ZeittdirUt  für  Becht»ge«chichte.    XXIV.   Qenn.  Abt.  II 
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Kritik  der  Hoensaporiss.  ist  eigentlich  in  diesen  Zusammenhang 
zu  rechnen.  — 

Durch  die  soeben  besprochenen  Abhandlungen  geht 
dann  freilich  auch  noch  ein  anderer  Grundzug;  verwachsen 
mit  der  Frage  nach  der  Zuverlässigkeit  der  Nachrichten  ist 
die  andere,  wo  dieselben  entstanden  sind,  wie  weit  die  Is- 
länder, wie  weit  die  Norweger  si^jh  an  der  altnordischen 
Literatur  beteiligt  haben.  Dieses  zweite  Problem  interessiert 
Maurer  dann  aber  nicht  nur  nach  der  historischen  Seite  hin, 
sondern  er  betrachtet  dasselbe  auch  in  seiner  Anwendung 
auf  die  mythologische  Überlieferung:  so  fragt  er  nun,  wie 
weit  die  ganze  Gesittung  des  Nordens  eine  urgermani- 
sche ist,  wie  weit  es  sich  um  jüngere  Schichten  handelt, 
welche  wesentlich  in  den  norwegischen  Kolonien  und  unter 
Berührung  mit  südhchen  Einflüssen  entstanden  sind.  Auch 
hier  kommt  jetzt  der  Kritizismus  zu  seinem  Rechte  gegen- 
über dem  Vertrauen  auf  die  Ursprünglichkeit  der  Quellen, 
das  Maurer  noch  in  der  „Bekehrung"  an  den  Tag  legte,  wenn 
auch  schon  dort,  wie  schon  gesagt,  seine  Ausführungen  über 
die  Mischzustände  der  Vikingerzeit  vielfach  den  Keim  des 
Spätem  in  sich  tragen.  Vieles  von  dem,  was  in  der  großen 
Abhandlung  „Über  die  Ausdrücke  altnordische,  altnorwe- 
gische und  altisländische  Sprache"  steht,  ist  aus  diesem 
Gesichtspunkt  geschrieben.  Dann  gehört  eine  Abhandlung 
in  der  Zeitschrift  für  deutsche  Philologie  (I  S.  25—89,  1869) 
hierher,  der  Form  nach  eine  Rezension  des  ersten  Bands  von 
Rudolf  Keysers  nachgelassenen  Werken;  übrigens  wird  da 
bereits  den  überschwänglichen  Vorstellungen  von  einer  unver- 
änderten mündlichen  Sagentradition  gegenüber  die  schärfste 
Kritik  geübt.  In  die  gleiche  Reihe  zählt  die  für  die 
Eddafrage  sehr  wichtige  Erörterung*  über  Islands  und  Nor- 
wegens Verkehr  mit  dem  Süden  vom  IX. — XIII.  Jahr- 
hundert (Zeitschrift  für  deutsche  Philologie  II  (1870)  S.  440 
bis  468).  Schließlich  werden  z.  T.  sehr  umfassende  Unter- 
suchungen mythologisierenden  Werken  aus  dem  Ende  der  alt- 
isländischen Literatur  oder  Apogryphen,  welche  erst  in  der 
neuisländischen  Renaissance  des  17.  und  18.  Jahrhunderts 
entstanden  sind,  gewidmet:  ich  meine  den  prachtvollen 
Bericht  über  die  Skidarimur  (Münch.  Ak.  Abh.  XII  1  (1871), 
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S.  169 — 239,  dann  die  Aufsätze  über  isländische  Apogryphen 
in  Germ.  Xm  S.  59  f..  XX  S.  207  f.,  und  über  die  Huldarsage 
(Münch.  Ak.  Abb.  XX  2.  Abt.,  1895,  S.  277—321).  —  Zu 
einer  abschließenden  Darstellung  dieses  Gedankenkreises  ist 
Maurer  nicht  gekommen;  aber  wie  sehr  damit  jener  jetzt  auch 
durch  die  nordische  Archäologie  geförderten  Richtung  in 
der  Mythologie  der  Weg  gebahnt  war.  welche  in  die  Edda- 
gedichte starke  christliche  und  klassische  Elemente  ein- 
gesprengt sieht,  ist  klar.  Maurer  hat  so  Bugges  gewaltige 
Studien  erst  möglich  gemacht,  und  es  ist  kein  Wunder, 
daß  er,  sehr  zum  Ärger  eines  deutschen  Philologen,  welcher 
sich  in  sehr  unmanierlicher,  von  den  vornehmen  Lebens- 
formen Maurers  arg  verschiedenen  Weise  Luft  machte,  zu  diesen 
Forschungen  freundliche  Stellung  genommen  hat  (Münch. 
Sitzungster.  1879,  IT  S.  290—308;  dann  auch  die  später  zu  be- 
sprechende Wasserweihe).  — 

über  all  diese  kritischen  Arbeiten  hinaus  hat  aber 
Maurer  auch  noch  Zeit  gefunden  zu  einer  großen  Zahl  kon- 
struktiver Darstellungen  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsge- 
schichte; dieselben  beziehen  sich  weniger  auf  Privatrecht, 
als  auf  die  öffentlichen  Materien.  Privatrechtlich  ist  die  glanz- 
volle Untersuchung  über  Vormundschaftsrecht  (krit.  Viert elj.  11 
S.  75—122)  und  über  eheliches  Güterrecht  (ebd.  X  S.  383  f.), 
ferner  über  die  Berechnung  der  Verwandtschaft  nach  altnorw. 
Recht  (Münch.  Sitzungsb.  1877  S.  235—253),  letzteres  eine 
wichtige  Vorarbeit  für  Sickers  großes  Werk.  Dann  kann 
man  auch  die  Schilderung  der  nordischen  Schuldknecht- 
schaft hierherzählen  (Münch.  Sitzungsber.  1874.  S.  1—47) 
und  noch  zuletzt  hat  Maurer  Bemerkungen  über  die  Lehre 
vom  tak  veröffentlicht  (Tidskrift  f.  Retsvidenskab  I  S.  308 
bis  321),  in  denen  namentlich  die  feinen  Ausführungen 
über  heimildartak  hervortreten.  —  Prozeßrechtliches  berührt 
der  Aufsatz  vom  Gottesurteil  im  Norden,  wonach  zwar 
auch  dem  nordischen  Recht  das  Gottesurteil  eignet,  aber 
nicht  die  aus  dem  Süden  eingeführte  Eisenprobe  und 
Wasserprobe  (Genn.  XIX  1874,  S.  139—149),  eine 
Annahme,  die  schon  im  Beweisrecht  angedeutet  wurde. 
Weiter  kann  man  hier  die  durch  Sv.  Grundtvigs  Cabinets- 
stück   veranlaßten  Bemerkungen  über  vapnatak  (Germ.  XVI 
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S.  317 — 333)  anführen,  dann  zwei  Besprechungen  über 
Amiras  Vollstreckungsverfahren  (krit.  Viertelj.  XVI  S.  82 
bis  108)  und  Hertzbergs  Grundtraekkene  (krit.  Viertelj. 
XVIII  S.  32 — 77),  von  denen  namentlich  die  letzte 
tief  in  die  Prozeßgeschichte,  in  die  Lehre  von  den  Privat- 
gerichten und  vom  Beweisurteil  eingreift.  Die  Abhandlung 
über  das  Verdachtszeugnis  des  altnorwegischen  Rechts  (Sit- 
zungsber.  1883,  S.  548 — 592),  welche  gegen  Hertzberg  eine 
Hertibernahme  des  südlichen  Synodalverfahrens  leugnet,  was 
allerdings  vielleicht  im  Hinblick  auf  das  dänische  und 
schwedische  Recht  nicht  ohne  Bedenken  ist,  führt  Gedanken- 
gänge aus,  welche  bereits  früher  (krit.  Überschau  V  S.  386, 
N.  4)  angeschlagen  sind.  Auch  die  schon  erwähnte  spätere 
Arbeit  über  die  Eyrbyggja  (Sitzungsber.  1896,  S.  1—48) 
spricht  von  zwei  sehr  wichtigen  prozessualen  Problemen, 
davon,  wie  in  Island  der  altnorwegische  Reinigungseid  vor 
dem  kvidr  zurückwich  und  wie  auch  hier  Spuren  einer  ehe- 
mals umfassenderen  Privatgerichtsbarkeit  begegnen.  —  Ganz 
ausgezeichnet  sind  die  Beiträge  zum  Ständerecht.  Am  An- 
fang steht  eine  Erörterung  über  die  Einziehung  der  nor- 
wegischen Odalsgüter  durch  König  Haraldr  harfagri  (Germ. 
XIV  S.  27 — 40):  sie  sieht  —  ohne  zu  den  kühnen 
Aufstellungen  des  Freistaats  S.  21  ff.,  welche  aber  noch 
in  der  isländischen  Übersetzung  S.  15  beibehalten  und  so  von 
Maurer  keineswegs  aufgegeben  sind,  zurückzukehren  — 
nunmehr  in  den  Vorgängen  eine  Zwangsanleihe,  für  deren 
Betrag  die  Bauerngüter  haften  und  welche  hinterher  erlassen 
worden  ist.  Offenbar  damit  hängt  es  zusammen,  wenn  in 
der  höchst  gründlichen  Arbeit  über  „die  norwegischen  holdar" 
(Sitzungsber.  1889,  S.  169 — 206)  die  ursprüngliche  Richtung 
der  Erklärung  nicht  mehr  eingeschlagen  und  der  holdr  ein- 
fach gemäß  der  Legaldefinition  des  spätem  Rechts  als  der 
Stammgutsbesitzer  gefaßt  wird.  Zwischen  beiden  Betrach- 
tungen entstand  der  Nachweis  einer  national-norwegischen 
Sippezählung  (Sitzungsber.  1877,  S.  235— 253),  dann  der  durch- 
schlagende Akademievortrag  über  die  Freigelassenen  nach  alt- 
norwegischem Recht  (Sitzungsber.  1878,  I  S.  21" — 88),  welcher 
überhaupt  erst  den  Blick  für  den  Gegensatz  der  vollstän- 
digen und  unvollständigen  germanischen  Freilassung  öffnete, 
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endlich  die  Bemerkungen  über  die  unechte  Geburt  nach 
altnordischem  Recht  (Sitzungsber.  1883,  S.  1—86),  wo  aus 
dem  Verhältnis  des  altern  norwegischen  und  jungem  islän- 
dischen Rechts  ein  älterer  Rechtszustand  der  annähern- 
den Gleichstellung  zwischen  ehelichen  und  unehelichen 
Söhnen  dem  Vater  gegenüber  vermutet  wird.  Einen 
Nachtrag  dazu  bilden  die  Ausführungen  über  Konkubinat 
in  „zwei  Rechtsfälle  in  der  Eigla"  (Sitzungsber.  1895, 
S.  72  f.).  —  Die  staatliche  Ämterorganisation  berührt 
der  kleine  —  für  die  Erklärung  ähnlicher  südlicher 
Ämter  (Asega)  viel  zu  wenig  benutzte  —  Aufsatz  zur  Ur- 
geschichte der  Godenwürde  (Zeitschrift  für  deutsche  Philo- 
logie rv  S.  125 — 130),  wo  das  Vorkommen  eines  Priester- 
stands unter  den  Häuptlingen  der  großen  DingA-erbände  auch 
für  Norwegen  und  Dänemark  wahrscheinlich  gemacht  wird. 
Offenbar  war  das  eine  Vorarbeit  zu  dem  im  nächsten  Jahr 
erschienenen  Werk:  Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis 
zum  Untergang  des  Freistaats  1874.  Eine  Festgabe  zum 
1000.  Bestand  der  isländischen  Bevölkerung  schildert  diese 
Schrift  die  Verfassung  und  das  geistige  Leben  während  der  Zeit 
der  Republik.  Gewiß  ist  sie  überaus  wertvoll,  aber  man  spürt 
recht  deutlich,  daß  Maurer  eine  solche  Art  von  rekapitulieren- 
der und  nicht  bis  in  das  letzte  moti\ierender  Darstellung  kaum 
mehr  recht  zusagte.  Die  Partien,  die  er  bis  dahin  literarisch 
noch  nicht  behandelt  hatte,  die  Verwandtschaft  z.  B.,  interessie- 
ren ihn  mehr  und  kommen  zu  eingehenderer  Darstellung  als 
die  eigentliche  Staatsverfassung.  Fast  gleichzeitig  ist  dann 
auch  die  reizvolle  Geschichte  der  Entdeckung  Ostgrönlands 
erschienen,  welche  den  ersten  Band  (S.  201—288)  des  Werkes 
über  die  zweite  deutsche  Xordpolexpedition  schmückt.  Das 
Gelungenste  in  der  Schilderung  staatlichen  Ämter-  und  Be- 
hördenwesens bedeutet,  wie  mir  scheint,  die  feine,  auch  für 
Wergeidwesen  wichtige  Abhandlung  über  die  ärmenn  (Sit- 
zungsb.  1879,  I  S.  49—188)  und  der  Artikel  Gula^ing 
bei  Ersch  und  Gruber  96,  S.  377—418),  der  sehr  genau  die 
aihnähliche  Entstehung  der  vier  großen  Thingverbände  und 
hinwieder  deren  Zersplitterung  in  Legmannsbezirke  verfolgt.  — 
Die  letzte  Arbeitengruppe  betrifft  das  Kirchenrecht,  welches 
aus  schon  berührten  Gründen  dem  innersten  Interesse  Maurers 
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vielleicht  am  nächsten  stand.  Maurer  hatte  sich  schon 
wiederholt  anderwärts  mit  der  Einführung  des  Zehnten,  und 
der  altern,  ganz  eigenartigen,  vielleicht  ursprünglich  heid- 
nischen Form  beschäftigt,  in  welcher  die  kirchlichen  Auf- 
wendungen finanziell  gedeckt  werden.  Nun  stellt  er  1874 
(Ak.  Abh.  Xm  II  S.  113--301)  jenen  eigentümlichen 
Kapitalzehnt  der  nordgermanischen  Quellen  dar:  den  Aus- 
gang sieht  er  freilich  in  dem;  Hauptzehnt,  der  gelegent- 
lich der  Kirchweihe  gegeben  wird  (vgl.  aber  auch  nogle 
Bemaerkninger  til  Norges  kirkehistorie,  Sep.-Abdr.,  S.  28), 
wie  ja  selbst  der  Entdecker  des  Totenteils  die  Gleichung 
zwischen  Hauptzehnt  und  Totenteil  noch  nicht  direkt 
zieht.  Dieser  Abhandlung  folgt  der  minutiöse  Nachweis, 
daß  die  angebliche  Schenkung  Norwegens  an  den  heiligen 
Olaf  sich  nur  auf  eine  Fälschung  gründet  (Ak.  Abh.  XIV  2. 
1878,  S.  65 — 157),  dann  der  Aufsatz  über  die  altnorwegischen, 
isländischen  gagnfostur  (Sitzungsber.  1881,  S.  225—268), 
der  für  Maurers  Art  überaus  bezeichnend  ist;  selbst  das 
kleinste  wird  hier  bis  auf  den  Grund  behandelt  und  fruchtbar 
gemacht,  wie  denn  in  der  Tat  das  unscheinbare  Problem  voll 
Bedeutung  für  die  Beeinflussung  des  nordischen  Kirchenrechts 
durch  andere  Elemente  ist.  Auch  die  glänzende  „Wasser- 
weihe" (Ak.  Abh.,  Bd.  XV  1880)  zählt  soweit  hierher,  als 
auf  die  altgermanische  Annahme  des  Kinds  der  nach  Maurer 
vermutlich  dem  Christentum  entlehnte  Ritus  der  Wasser- 
weihe angewandt  wird.  Zum  Schluß  mag  auf  sehr  inhalts- 
reiche Besprechungen  zweier  Arbeiten  von  A.  Taranger  hin- 
gewiesen werden:  krit.  Viertelj.  XXXI  S.  222—237,  dann 
die  schon  öfters  erwähnten  nogle  Bemaerkninger  aus  N.  bist; 
Tidskrift  HI  2,  1893. 

Im  Bisherigen  sind  die  Höhen  im  literarischen  Wirken 
Maurers  angegeben.  Vollständig  beschrieben  ist  dasselbe  damit 
aber  noch  lange  nicht;  eine  Menge  der  feinsten  kleinen  Auf- 
sätze, Beiträge,  Rezensionen  ist  an  den  verschiedensten  Orten 
zerstreut.  Alles  trägt  den  Stempel  ausgereifter  Vollendung,  wie 
denn  Maurer  seine  Arbeiten  oft  jahrelang  liegen  ließ,  bevor 
er  sie  der  Öffentlichkeit  übergab.  Das  Riesenhafte  dieser 
schriftstellerischen  Leistung  ist  den  Zeitgenossen  wohl  selten 
zum  vollen  Bewußtsein  gekommen,  weil  Maurer  bezeichnend 
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genug  die  unpersönliche  Form  der  Rezension  oder  der  (Mün- 
chener)  akademischen  Abhandlung  bevorzugte.  — 

Zu  alledem  kam  noch  eine  Lehrtätigkeit  von  seltener 
Intensität.  Maurer  hat  während  der  ersten  beiden  Dezennien, 
in  denen  er  Professor  war,  die  gewöhnlichen  germanistischen 
Vorlesungen  gehalten.  Hörer  aus  der  damaligen  Zeit  spre- 
chen mit  Bewunderung  von  der  geistreichen,  weitsichtigen 
und  durchgearbeiteten  Darstellung.  Seit  Ende  der  60er  Jahre 
aber  hat  sich  Maurer  auf  Vorträge  über  das  nordgermanische 
und  zwar  vorwiegend  das  isländische  und  norwegische  Recht 
beschränkt.  Wer  das  Glück  genoß,  hier  sein  Schüler  zu 
sein,  wird  der  Zeiten  sein  Leben  lang  voller  Dankbarkeit 
gedenken.  Für  jeden  Vortrag  hat  sich  der  Gewissenhafte 
auf  das  gründlichste  gesammelt.  Er  hat  immer  wieder 
das  Heft  von  neuem  angelegt,  so  daß  sich  für  manche 
nordische  Materien  4 — 5  Entwürfe  finden.  Noch  in  den 
letzten  Jahren  ging  ihm  auf  eine  Kollegstunde  ein  halber 
Tag  Vorarbeit.  Die  ganze  mühsame  Vorbereitung  trat  dann 
aber  im  Vortrag  weiter  gar  nicht  hervor.  Der  floß  vollkommen 
frei,  in  wundervoller  Klarheit  und  Herrschaft  über  die 
Sprache  dahin.  Die  große  Leistung  in  diesen  Vorträgen,  in 
welchen  Maurer  wiederholt  erst  zu  einer  abschließenden 
Einheit  seiner  Detailuntersuchungen  gelangte,  wird  man 
ermessen  können,  wenn  es  gelingen  sollte,  die  vorhandenen 
Hefte  nachträglich  herauszugeben.  Trotz  all  dieser  Vor- 
züge des  Lehrers  sind  die  Vorlesungen  über  nordische  Rechts- 
geschichte naturgemäß  nur  schwach  besucht  worden  —  von 
Hörern  freilich,  die  dann  zum  großen  Teil  selber  wieder 
in  Deutschland  oder  Skandinavien  Lehrer  wurden.  Gerade 
deshalb  ist  nichts  für  des  Toten  Art  so  bezeichnend,  wie  seine 
Sorgfalt  als  Dozent.  — 

Eine  zum  höchsten  gespannte  sittliche  Energie  ist  es, 
was  das  Schaffen  Maurers  bestimmt  hat.  Und  wie  er  ge- 
arbeitet hat,  so  hat  er  auch  gelebt.  —  Äußerlich  angesehen 
sind  seine  Tage  einfach  verstrichen.  Geboren  am  29.  April  1823 
in  Frankenthal  in  der  Pfalz,  am  Münchener  Gymnasium  ein 
Schüler  des  bedeutenden  Philologen  Spengel,  auf  der  Univer- 
sität hauptsächlich  bestimmt  wieder  von  Spengel  —  Maurer 
war  ja  philologisch  auf  das  gründlichste  geschult  —  dann  von 
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Albrecht,  vor  allem  von  Freiherrn  von  Richthofen  und  Jakob 
Grimm,  ist  er  1847  in  München  außerordentlicher,  1855 
ebenda  ordentlicher  Professor  geworden.  Die  Reise  nach 
Kopenhagen  im  Herbst  1857,  im  Sommer  1858  die  Island- 
fahrt, in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1876  ein  Besuch  von 
Norwegen,  um  an  der  Universität  Christiania  Vorlesungen  zu 
halten,  das  sind  die  wichtigsten  äußern  Ereignisse  seines 
Gelehrtenlebens,  welches  er  still  verbrachte,  eingesponnen  in 
seine  mächtige  Büchersammlung,  abgewandt  dem  geselligen 
Treiben,  einer  reizenden  Gastfreundschaft  zugeneigt.  Was 
für  andere  eine  Rolle  spielt,  Titel  und  ähnliche  Dinge, 
war  ihm  eine  verhaßte  Lächerlichkeit,  die  er  nur  deshalb 
nicht  ablehnte,  weil  ihm  alles  theatralisch  aussehende  Getue 
widerstrebte.  Rufe  sind  ihm  in  Deutschland  nicht  geworden, 
überhaupt  nur  einmal  einer  nach  Christiania  gelegentlich 
jenes  Besuchs:  er  stand  eben  der  Arbeit  des  Tages  zu 
fern  und  für  seine  Individualität  hat  es  wohl  auch  keine 
Lehrstühle  gegeben:  er  selber  hat  es  an  der  eigenen  Person 
erfahren,  daß  in  der  Zukunft,  wie  er  in  einem  Gutachten  für 
Christiania  empfahl,  besondere  rechtsgeschichtliche  Profes- 
suren errichtet  werden  müssen.  —  Aber  das  innere  Leben 
des  Meisters  weist  denselben  Zug  der  Größe  auf,  wie  sein 
Schaffen,  dieselbe  tragische  Größe;  denn  Maurer  ist  die  Zeit 
nicht  leicht  geworden,  sondern  eine  schwere  Bürde,  welche 
er  mit  heldenmäßiger  Kraft  trug.  Der  Sohn  eines  leicht- 
beweglichen Vaters  aus  oberrheinischem  Geblüt  und  einer 
früh  verstorbenen,  überaus  ernsten  Mutter  niederrheinischer 
Art,  hat  er  von  der  Mutter  einen  schweren  Sinn  geerbt  und 
die  überstarke  Arbeit,  die  auch  er  nur  mit  Überspannung 
seiner  großen  Körperkraft  leisten  konnte,  hat  seinen  melan- 
cholischen Hang  gestärkt.  Dazu  kam  dann  seine  Auffassung 
vom  Leben:  er  ist  unter  den  bedeutenden  Männern  des  letzten 
Jahrhunderts  wohl  einer  derjenigen  gewesen,  welche  am 
meisten  in  mächtigem  Idealismus  die  ganze  Person  hinter 
das  Gebot  der  Pflicht  und  des  Rechtes  zurücktreten  ließen. 
Maurer,  der  stets  eine  starke  Neigung  zum  ererbten 
Kalvinismus  behielt,  dessen  kirchliches  Ideal  die  schottische 
reformierte  Kirche  war,  trug  all  das  in  sich,  was  in  der 
Geschichte     die     Gläubigen     des     religiösen     Determinismus 
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jeweils  zu  den  heldenhaftesten  Männern  gemacht  hat:  ich 
meine  jenen  pessimistischen  Glauben  an  ewige  Mächte,  vor 
denen  das  Verlangen  des  einzelnen  als  etwas  Wesenloses 
in  sich  zerfällt  und  darum  jenen  Independentismus  von  allem 
Genuß,  mit  dem  wir  andern  uns  das  Leben  behaglich  machen, 
jene  Unabhängigkeit,  die  schließlich  in  eigentümlicher  Dialek- 
tik gc-ade  solche  Naturen  zu  wahrhafter  Selbständigkeit  adelt. 
Hertzberg  hat  in  seinem  geistvollen  Nachruf  (Arkiv  f0r 
nordisk  filolcgi  XIX  S.  264  f.)  den  Toten  als  einen  Un- 
gläubigen bezeichnet.  Das  war  er  nach  meinem  Wissen  nicht, 
sondern  wie  durch  die  ..Bekehrung  des  norwegischen  Stammes" 
ein  be^-iißtes  Christentum  durchblickt  und  wie  in  seinen  Brie- 
fen oft  ein  sehr  lebhaftes  religiöses  Empfinden  sich  äußert,  so 
ist  ihm  die  Gottheit  stets,  auch  in  seinem  letzten  harten 
Jahre,  nahe  gewesen.  Aber  wie  er  unerbittlich  war  gegen  jedes 
lässige  Kompromiß  zwischen  Wahrheit  und  Leben,  so  war  er 
voll  Unglauben  an  jede  kirchliche  und  konfessionelle  Vergröte- 
ning  der  göttlichen  Wahrheit  und  er  widerstand  bis  zur  Härte 
da,  wo  ihm  dieser  Konfessionalismus  gegenübertrat.  —  Seine 
Art  hat  Maurer  zum  treuesten  Freund  gemacht:  wie  wir 
es  ihm  danken,  daß  Aloys  Brinz,  ein  anderer  Gewaltiger  aus 
jener  klassischen  Münchener  Zeit,  Jurist  wurde  und  werden 
konnte,  und  wie  er.  der  stille  Schwermütige,  an  dem  genial- 
feurigen,  vulkanischen  Algäuer  mit  der  innigsten  Liebe  hing, 
so  hat  er  vielen  andern  seine  werktätige  Neigung  geschenkt, 
die  ganz  frei  von  jedem  eiteln  Werben  um  Anerkennung 
war,  hat  wohl  auch  den  Freunden  zulieb  ein  feines  Erbteil 
pfälzischen  Humors  spielen  lassen,  das,  glaube  ich,  seiner 
eigenen  inneren  Seele  nicht  leuchtete.  In  seiner  Art 
lag  dann  eine  ebenso  überschwängliche  Güte  gegen  den 
Bedürftigen  als  eine  rücksichtslose  Schärfe  gegen  jenen 
gemeinen  Sinn,  der  zu  eigenem  Nutzen  auf  weiche  Stim- 
mungen anderer  spekuliert.  —  So  war  er  auch  ein  innig 
liebender  Hausvater,  der  manches  sehr,  sehr  Schwere  ge- 
treulich mit  den  Seinen  getragen  hat;  aber  hier  äußerte 
äch  naturgemäß  sein  Abscheu  vor  bloßer  Gemächlichkeit  auf 
S^osten  von  Pflicht  und  Wahrheit  noch  mehr  als  den  Freunden 
{gegenüber:  und  mancher  Tag  wäre  ihm  und  seinen  Teuern 
«ichter     und  leuchtender     verstrichen,     hätte     er     weniger 
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geglaubt,  daß  es  der  Pflicht  gegenüber  auf  Behagen 
von  niemand  ankommt.  —  Vielleicht  löst  sich  von  hier 
aus  auch  jenes  eigentümliche  Verhältnis  zu  seinem  Beruf, 
das  den  Freunden  dieser  geheimnisvollen  Natur  wohl  das 
größte  Rätsel,  ihm  aber  eine  schwere  lebenslange  Last 
gewesen  ist.  Gegen  seinen  Willen  —  vielleicht  weil  er 
ahnen  mochte,  daß  seiner  abgeschiedenen,  schwermütigen 
und  gewissenhaften  Art  die  Wissenschaft  eine  unendlich  herbe, 
vielverlangende  Herrin  sein  mußte  —  und  unter  Umständen, 
die  seiner  Lebensanschauung  sehr  widerstrebten,  ist  er  Pro- 
fessor geworden;  der  kennt  diese  stolze  Natur  schlecht,  der 
meint,  daß  ihn  äußere  Rücksichten,  Geld  und  Ehre  auch  nur 
einen  Tag  in  der  ungeliebten  Laufbahn  festgehalten  hätten. 
Aber  der  Vater  ist  es  gewesen,  der  ihm  jenen  Beruf  zu- 
dachte und  hier  hat  vielleicht  neben  der  Furcht,  den  poli- 
tisch angefeindeten  Vater  öffentlich  in  das  Unrecht  zu  setzen 
auch  des  Sohnes  Respekt  vor  dem  elterlichen  Willen  und 
seine  Mißachtung  eigener  Wünsche  noch  in  einer  Zeit  ge- 
wirkt, in  der  sonst  viel  unreifere  Jünghnge  kurz  entschlossen 
das  eigene  Ich  über  die  bisherige  häushche  Macht  setzen. 
Und  als  dann  allmählich  jener  väterliche  Einfluß  zurücktrat, 
da  war  sein  Leben  schon  bestimmt  und  er  unter  Leiden  und 
Kämpfen  ein  großer  Gelehrter  geworden.  —  Sein  Volk  endlich 
hat  er  auf  das  innigste  geliebt  und  erwies  das  in  verständnis- 
voller Beschäftigung  mit  Sage  und  Gebrauch;  darum  empfand 
er  stets  Freude  am  Verkehr  mit  den  aufrechten  Bauern  Alt- 
bayerns; mag-  sein,  daß  dabei  auch  der  Tropfen  Bauernblut 
mitspielt,  der  von  den  Großeltern  seines  Vaters  her  in  ihm 
floß.  Aber  das  staatliche  Kleid,  das  seit  1866  sein  Volk 
angelegt,  freute  ihn  nicht;  es  war  nach  seiner  Meinung  zu 
viel  Willkür  und  Unrecht  eingewoben,  und  er  ist  wohl  einer 
der  wenigen  Deutschen  seiner  Geisteshöhe  gewesen,  der  für 
die  wunderbare  Macht  von  Bismarcks  Persönlichkeit  un 
empfänglich  blieb.  Auch  hier  stand  ihm  das.  was  er  das 
Gesetz  meinte,  über  der  Person.  In  einer  Zeit,  wo  eben 
schließlich  die  besten  Volkskräfte  der  Politik  dienstbar  ge- 
worden sind,  brachte  auch  diese  (»esinnung  viel  Entsagunu 
und  Vereinsamung  mit  sich.  Und  doch  hat  Maurer  vielleicht 
für  die  germanische  Zukunft  unbewußt  mehr  gearbeitet  als 
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die  meisten  seiner  Zeitgenossen.  Tritt  einmal  das  ein,  wo- 
von das  künftige  Geschick  des  Germanentums  politisch 
abhängt,  die  Vereinigung  der  Skandinaven  und  der  Deut- 
schen, so  hat  er  vor  andern  mit  kostbarem  Gestein  an  der 
Brücke  gebaut. 

Als  er  —  am  16.  September  1903  —  auf  der  Totenbahre 
gebettet  war,  da  lag  auf  dem  herrlichen  Haupt  mit  seinen  edlen 
Zügen,  mit  dem  langen,  schneeweißen  Barthaar  ein  mächtiger 
Frieden,  wie  wenn  ein  großer  Held  in  schwerer  Not  den  Sieg 
errungen  hat  und  nun  ruht. 

Würzburg.  Ernst  Mayer. 


in* 


1. 
Das  Urteil  im  altnorwegischen  Recht. 

Von 
Herrn  Assessor  Dr.  P.  Bod  n 

iu  Hamburg. 

§  1.  Die  Rechtskraft  der  Lögmannsurteile. 

Die  altnorwegischen  Rechtsquellen  lassen  hinsichtlich 
des  Zustandekommens,  der  Form  und  der  Wirkung  des 
gerichtlichen  Urteils  eine  Reihe  Eigentümlichkeiten  erkennen, 
die  bei  der  Altertümlichkeit  der  altnorw^egischen  Gerichts- 
verfassung für  die  Auffassung  des  altgermanischen  Urteils 
überhaupt  von  nicht  unerheblicher  Bedeutung  sein  dürften. 
In  Norwegen  wurde  die  Rechtspflege  nach  den  Rechts- 
büchern bekanntUch  teils  durch  Privatgerichte,  d.  h.  Gerichte, 
die  von  den  Parteien  selbst  zur  Aburteilung  des  einzehien 
Falles  eingesetzt  waren,  teils  durch  die  Versammlung  der 
sämtliclien  Thinggenossen  ausgeübt,  und  zwar  durch  die 
letztere  in  den  unteren  Instanzen  ohne  irgend  welche  weitere 
Organisation;  nur  in  der  obersten  Instanz  war  aus  der 
Gesamtheit  der  Thinggenossen  eine  bestimmte  Anzahl  aus- 
gewählt, die  das  Gericht  bildete.  Die  Privatgerichte  ent- 
sprechen einer  Zeit,  in  der  die  Gesamtheit  die  Rechtspflege 
noch  nicht  zu  ihren  Aufgaben  rechnete.  Die  Thinggerichte, 
bei  denen  noch  die  Gesamtheit  der  Thinggenossen  als  Gericht 
fungiert,  lassen  darauf  schließen,  daß  die  organisierende  Hand 
des  Gesetzgebers  oder  des  Rechtskundigen  sie  noch  nicht 
angetastet  hat,  was  notwendig  geschehen  muß,  wenn  sie  zur 
Lösung  komplizierterer  Au'gaben  fähig  werden  sollen.  Beide 
Arten   von    Gerichten    haben    deshalb    die   Vermutung   eines 
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hohen  Alters  für  sich.  Diese  Gerichte  sind  nun  allerdings 
bereits  kurz  nach  Emanation  der  Gesetze  des  Königs  Magnus 
des  Gesetzesbesserers,  wie  sich  aus  den  Urkunden  ergibt,  in 
der  Praxis  bis  auf  geringe  Spuren  verschwunden,  und  an 
ihrer  Stelle  erscheint  in  der  Regel  der  Einzelurteiler  in 
Gestalt  des  Lögmanns,  der  entweder  selbständig  oder  unter 
dem  Beirat  weiterer,  beliebig  von  ihm  zugezogener  Leute 
das  Urteil  fällt.  Statt  des  Lögmanns  oder  neben  ihm 
erscheinen  aber  auch  oft  sonstige  Beamte  oder  Personen 
in  amtlicher  Stellung  oder  von  solchen  Ernannte  als  Urteiler, 
nicht  selten  auch  eine  größere  Anzahl  von  denselben.  Wir 
beschäftigen  uns  zunächst  mit  einer  sehr  bedeutsamen  Eigen- 
tümlichkeit der  Urteile  dieser  Zeit,  um  sodann  die  sehr  zahl- 
reichen Eigentümlichkeiten  der  Urteile  der  früheren  Zeit  ins 
Auge  zu  fassen. 

Die  fragliche  Eigentümlichkeit  besteht  nun  darin,  daß 
die  Urteile  keine  materielle  Rechtskraft  kennen;  sie  können 
jederzeit  ohne  weiteres  durch  ein  neues  Urteil  wieder  auf- 
gehoben werden,  und  die  unterlegene  Partei  kann  durch 
Produktion  neuer  Beweismittel  die  Aufhebung  eines  früheren 
Urteils  jederzeit  erzwingen,  ohne  an  eine  Frist  oder  Form 
gebunden  zu  sein.  Den  Mangel  der  Rechtskraft  ohne  spezielle 
Unterscheidung  der  späteren  Lögmannsurteile  und  der  älteren 
Privat-  und  Thinggerichtsurteile  hat  schon  Brandt,  Forelses- 
ninger  Bd.  II,  S.  387/9  behauptet.  Er  führt  aus,  das  Urteil 
sei  endgültig  nur  in  dem  Sinne  gewesen,  daß  es  habe  aus- 
geführt und  befolgt  werden  müssen;  es  habe  aber  nichts  im 
Wege  gestanden,  die  Sache  von  neuem  zur  Aburteilung  zu 
bringen.  Der  Begriff  der  res  judicata  sei  dem  alten  Prozeß 
fremd  gewesen.  Auf  neue  Beweismittel  hin  sei  das  Urteil 
abgeändert.  Zweifelhaft  sei,  ob  die  Sache  auch  ohne  neue 
Beweismittel  habe  erneuert  werden  können.  Im  folgenden 
soll  der  genaue  Beweis  für  den  Mangel  der  Rechtskraft 
zunächst  für  die  spätere  Zeit  erbracht  werden.  Die  Belege 
dafür  bietet  eine  nicht  unerhebliche  Anzahl  von  Urkunden. 
Einige  werden  zugleich  auch  ergeben,  daß  die  Erneuerung 
der  Sache  auch  ohne  neue  Beweismittel  möglich  war,  was 
Brandt  für  zweifelhaft  erklärt  hat.  Als  Beispiel  für  den 
Mangel  der  Rechtskraft  im  allgemeinen  diene  zunächst  das 
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Urteil  des  Lögmanns  von  Oslo  vom  6.  Mai  1349  (D.  N.  IV.  346). 
Es  handelt  sich  um  ein  Grundstück,  das  früher  dem  Beklagten 
durch  Urteil  zugesprochen  ist.  Nun  weist  aber  der  Kläger 
durch  Zeugen  nach,  daß  der  Beklagte  das  Land  der  Ehe- 
frau des  jetzigen  Klägers  übereignet  hat.  Daraufhin  erklärt 
der  Lögmann  das  frühere  Urteil  durch  ein  neues  Urteil  für 
nichtig^)  und  spricht  das  Grundstück  dem  Kläger  zu.  Sollte 
etwa  die  Übereignung  nach  dem  ersten  Prozeß  stattgefunden 
haben  und  darauf  Wert  gelegt  werden,  so  darf  man  annehmen, 
daß  dieser  Umstand  in  dem  Urteil  ausdrücklich  herv^orgehoben 
wäre;  nach  der  Fassung  des  Urteils  ist  es  aber  eben  ganz 
gleichgültig,  wann  die  Übereignung  stattgefunden  hat.  Eine 
sofortige  Abänderung  des  eben  gefällten  Urteils  auf  Grimd 
neuer  Beweismittel  enthält  ein  vom  Lögmanu  in  Vik  im 
Verein  mit  sechs  von  ihm  hinzugezogenen  Urteilern  am 
15.  Dezember  1339  (D.  N.  V.  132)  gefälltes  Urteil.  Die  durch 
Zeugen  erhärtete  Behauptung  des  Klägers,  daß  ihm  das 
streitige  Grundstück  von  dem  Vater  des  Beklagten  über- 
lassen sei,  wird  von  dem  Beklagten  durch  den  Nachweis 
eliminiert,  daß  sein  Vater  ihm  bereits  vorher  seinen  gesamten 
Grundbesitz  übertragen  habe.  Daraufhin  wird  dem  Beklagten 
alles  Land  zugesprochen,  das  er  als  Eigentum  seines  Vaters 
nachzuweisen  imstande  ist.  Nunmehr  behauptet  der  Kläger 
aber,  daß  ihm  auch  ein  Lösungsrecht  an  dem  streitigen 
Lande  eingeräumt  sei,  und  zwar  sowohl  dem  Vater  des 
Beklagten  wie  dem  Beklagten  selbst  gegenüber.  Auf  diese 
Behauptung  hin  wird  das  bereits  fertige  Urteil  dahin  ab- 
geändert, daß  der  Kläger  diese  von  ihm  aufgestellte  Be- 
hauptung in  einem  weiteren  Termin  beweisen  und  dann  das 
streitige   Land   bekommen   solle.^)     Beweiskräftig   sind   auch 

1)  doeyddi    ek   paen    dorn    ok     sengan    gerde  msedr    pessom    minum 

dorne.  —  *) tede  ....  Sigurder  porleifs  son  ....  bref  ....  pet  . . 

suar  vatar  at  J>orleifer  gaf  Sigurdi  syni  sinum  sua  mykia  iord  i  Heidi 
sjpm  han  ate  ok  afhende  ser  fyr  en  Gudbrander  kseyfti  fyr  nemda 
iord  i  Heidi,  doemde  pa  Jon  logmadr  fyrnemdom  Sigurdi  .sua  mykla 
iord  i  Heidi  sem  han  geter  vatat  at  fader  hans  ate  i  Heidi,  sagdes  pa 
Gudbrander  hafua  logskila  vato  at  J)oralder  logmader  skildi  honom 
lausn  a  Heidi  huat  er  han  vildi  af  {jorleifui  aeder  af  Sigurdi.  doemde 
pa  Jon  logmader  at  Gudbrander  skall  leida  pesse  logskila  vato  a. 
Skaediofe  a  {jokodyrsdag  nesta  er  kemer. 
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die  Fälle,  in  denen  von  einer  Partei  ein  früheres  Ur- 
teil produziert  und  trotzdem  eine  neue  Untersuchung  des 
materiellen  Rechtsverhältnisses  vorgenommen  wird,  wenn- 
gleich diese  nachher  zur  Bestätigung  des  früheren  Urteils 
führt.  Diese  Fälle  sind  in  gleichem  Maße  dafür  beweisend, 
daß  das  Urteil  nicht  die  Bedeutung  hatte,  das  Rechtsver- 
hältnis mit  formeller  Kraft  festzustellen;  denn  wenn  einmal 
trotz  des  früheren  Urteils  eine  neue  Untersuchung  für  zulässig 
galt,  so  konnte  dieselbe  natürlich  ebensogut  zur  Aufhebung 
wie  zur  Bestätigung  des  früheren  Urteils  führen.  Ein  Bei- 
spiel bietet  das  von  sechs  Urteilern  gefällte  Erkenntnis  vom 
13.  Januar  1349  (D.  N.  IV.  343).  Der  Beklagte  ist  zur 
Herausgabe  eines  Grundstückes  verurteilt,  hat  aber  dem 
Urteil  keine  Folge  geleistet.  Das  Gericht  fragt  den  Be- 
klagten zunächst,  ob  er  weitere  Beweismittel  in  Aussicht 
habe,  und  erst  als  er  diese  Frage  verneint,  wiederholt  es 
das  frühere  Urteil.^)  Nach  der  D.  N.  IV.  74  abgedruckten 
Urkunde  leimen  es  zwei  vom  König  als  Urteiler  bestellte 
Lögmänner  nur  deshalb  vorläufig  ab,  in  einem  Streit  um 
eine  Fischereigerechtigkeit  ein  neues  Urteil  abzugeben,  weil 
es  an  den  erforderlichen  Prozeßvollmachten  fehlt,  und  sprechen 
sich  dahin  aus,  daß  die  Parteien  vorläufig  dem  alten  Urteil 
nachleben  sollen.  Das  frühere  Urteil  wird  also  als  rechts- 
beständig behandelt,  trotzdem  aber  die  Möglichkeit  seiner 
Abänderung  anerkannt.  Auch  das  Urteil  des  Lögmanns  in 
Throndheim  vom  24.  November  1337  (D.  N.  VII.  193)  stützt 
sich  nicht  einfach  auf  das  schon  früher  in  derselben  Sache 
ergangene  Urteil,  sondern  nimmt  eine  selbständige  Unter- 
suchung der  Sachlage  vor,  die  allerdings  zur  Bestätigung 
des  früheren  Urteils  führt.  In  diese  Kategorie  gehören 
auch  zwei  Urteile,  aus  denen  sich  ergibt,  daß  das  frühere 
Urteil  nicht  etwa  auch  nur  so  lange>  unabänderlich  war,  als 
keine  neuen  Beweismittel  produziert  wurden.  In  dem  Urteil 
vom  7.  Februar  1387  (D.  N.  III.  474)  erklärt  der  Bischof 
von  Oslo,  der  auf  Grund  eines  Kompromisses  der  Parteien 
als   Richter   fungiert,   nachdem   der   Kläger   eine   zu   seinem 


*)   kuaddum    ver    [)a    Iliikou    ok    krafdum    eu    bau    veutest 

nokot  mreira  prof  Jja  en  fyr. 
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Gunsten  lautende  Verkaufsurkunde  vorgewiesen  hat,  daß  er 
sich  mit  einem  zu  Gunsten  des  Beklagten  ergangenen  früheren 
Urteil,  das  aber  jünger  ist  als  die  klägerische  Verkaufs- 
urkunde, nicht  begnügen  könne,  worauf  der  Beklagte  weitere 
Beweismittel  vorführt,  die  ihm  auch  hier  schließlich  zum 
Siege  verhelfen.^)  Diese  Urkunde  zeigt,  daß  der  neue 
Richter,  trotzdem  keinerlei  neue  Beweismittel  von  der  Gegen- 
seite produziert  sind,  dem  alten  Urteil  keinerlei  materielle 
Rechtskraft  beimißt.  Übrigens  sind  die  bischöflichen  Urteile. 
soweit  sie  sich  auf  das  Landesrecht  stützen,  was  zum  Bei- 
spiel der  Fall  ist  in  dem  in  dem  Schreiben  des  Bischofs 
von  Bergen  an  den  Erzbischof  vom  8.  Juni  1328  erwähnten 
Urteil  (D.  N.  VIII.  83),  beweiskräftig,  auch  wenn  kein  Kom- 
promiß vorliegt;  denn  in  diesem  Falle  ist  das  Verfahren 
und  das  zur  Anwendung  kommende  Recht  im  bischöflichen 
Gericht  genau  das  nämliche,  vne  im  Gericht  des  Lögmanns. 
In  dem  gedachten  Schreiben  (D.  N.  YLH.  83)  nun  berichtet  der 
Bischof,  daß  bereits  ein  früheres  bischöfliches  Urteil  in  der  frag- 
lichen Sache  ergangen,  dem  aber  seitens  der  Verurteilten  nicht 
nachgelebt  sei.  daß  er  sodann  auf  Anrufen  der  gegnerischen 
Partei  sich  die  Beweismittel  habe  vorführen  lassen,  dieselben 
genau  geprüft  habe  und  zu  dem  Schluß  gekommen  wäre. 
daß  das  frühere  Urteil  zu  Recht  erlassen  sei,  worauf  er  das- 
selbe bestätigt  habe.^)  Dieses  Urteil  zeigt  deutlich,  daß 
die  Produktion  neuer  Beweismittel  nicht  die  Voraussetzung 
der  Wiederaufnahme  der  Sache  war.  Es  sind  augenschein- 
lich dieselben  Beweismittel,  die  dem  früheren  Richter  bereits 
vorgelegen  haben,  und  doch  unterwirft  der  Bischof  die  Sache 
einer  nochmaligen  Prüfung. 

Des  weiteren  finden  sich  nun  eine  nicht  unerhebliche 
Anzahl  Urteile,  in  denen  die  Abänderung  auf  Grund  neuer 
Beweismittel   gleich    in   Aussicht    genommen    ist.    und    zwar 


•)  ....  Anunder  tede  per  j  mot  bref  . . .  at  biscopr  Haluarder  .... 
|)a  mylnu  demde  undan  kirkiuune  ok  tili  hans.  En  ma;d  {)ui  at  o« 
neghde    »1    at    pul    brefue.      Iseiddi    Anunder     fram    tuseggia    manna 

vithni —  2)   tokom    ver    vitni    ok    jnnuirdleght    prof    ok    fannz 

033    at    herra    Narwe    biskup    hafde    reetlegha    seftir    landzloghum    ok 

naatturul^hre  skynsemd  or  dtEm(t)    ok  f)Ui  stadfestum  ver  hans 

dorn  ok  framferd  med  varo  opno  brefe 
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durchgängig  in  einer  Fassung,  die  die  Vermutung  ausschließt, 
daß  es  sich  hier  um  einen  auf  besonderen  Gründen  beruhen- 
den, notwendigen  Vorbehalt  handelt,  der  eine  etwaige  spätere 
Abänderung  des  ergangenen  Urteils  erst  möglich  machte; 
es  handelt  sich  nach  dem  Zusammenhang  vielmehr  durchaus 
um  die  an  keinerlei  besondere  Voraussetzungen  geknüpfte 
Hervorhebung  von  etwas  Selbstverständlichem.  Urteile,  in 
denen  sich  ein  solcher  Vorbehalt  findet,  sind  zum  Beispiel 
das  Urteil  des  Lögmanns  von  Oslo  vom  28.  Januar  1302 
(D.  N.  I.  93).  Die  Beklagte  erhält  ein  Grundstück  von  be- 
stimmter Größe  zugesprochen,  das  ihr  Vater  ihr  als  Mitgift 
mitgegeben  hat.  Dem  nicht  erschienenen  Kläger  wird  jedoch 
der  Beweis  offen  gehalten,  daß  ihrem  Vater  nicht  viel  von 
dem  Land  gehörte.^)  In  dem  Urteil  vom  13.  April  1396  (D.  N. 
VI.  348)  spricht  der  Lögmann  in  Tunsberg  dem  Kläger  das 
streitige  Land  zu,  bis  sich  ein  anderer  besserer  Beweis  findet, 
(tili  J)es  annet  prof  fins  framare.)  Dieser  kurze  Vorbehalt 
nach  der  langen  Aufzählung  aller  selbstverständlichen  Rechte 
der  obsiegenden  Partei  kann  auch  nur  etwas  Selbstverständ- 
liches enthalten.  In  dem  Urteil  vom  27.  Oktober  1369 
spricht  der  Propst  zu  Romerike  (D.  N.  VIII.  189)  dem 
Kläger  das  streitige  Land  zu,  bis  es  der  Beklagten  gelingt, 
es  nach  Gesetz  und  Recht  vom  Kläger  zu  erstreiten,  (tili 
hon  geter  |)ett  med  laghum  af  honom  sooth.)  Dieser  ganz 
allgemeine  Vorbehalt  eines  neuen  Prozesses  kann  desgleichen 
nur  etwas  Selbstverständliches  besagen.  Da  der  Kläger 
vollen  Beweis  erbracht  hat  und  die  Beklagte  irgend  welchen 
Beweis  weder  erbracht  noch  in  Aussicht  gestellt  hat,  so 
gewährte  der  Prozeßverlauf  auch  keinerlei  Anhalt,  einen 
andern  Vorbehalt  zu  machen  als  den,  der  eben  bei  jedem 
Prozeß  selbstverständlich  war.  Laut  Urkunde  vom  30.  April 
1504  (D.  N.  VIII.  466)  werden  die  Grenzen  zwischen  zwei 
Grundstücken  festgesetzt;  auch  hier  findet  sich,  ohne  daß  ein 
besonderer  Anhalt  dazu  gegeben  wäre,  der  Vorbehalt:  wenn 
nicht  etwas  anderes  als  wahrer  erfunden  wird  auf  Grund 
einer  Urkunde  oder  man  Zeugen  findet,  (om  ey  andet  sandere 

*)  ....  pa  sagda  ek  en  logrettv  menn  dccmdv  Botilldi  VI.  avra 
bol  i  Gerstodvm  vtan  f)at  geti  provat  med  skilrikvni  vitnum  at  |jorgardr 
atte  minna  i  jordina;. 
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fms  entten  med  breff  eller  fynder  vittne.)    Besonders  typisch 
sind  die  Fälle,  in  denen  einer  der  Parteien,  regelmäßig  dem 
Beklagten,    aus    besonderen    Gründen    ausdrücklich    ewiges 
Schweigen  auferlegt  wird,  und  in  denen  dann  doch  wieder 
zu    Gunsten    des    Odalsprozesses    eine    Ausnahme    gemacht 
wird.     Solche    Fälle    sind,   die   Urteile   vom    13.    März    1313 
und  vom  5.  April  1313  (D.  N.  V.  57  und  IL  116).  In  beiden 
Fällen  sind  bereits  mehrere  Urteile  voraufgegangen,  die  von 
der  unterlegenen  Partei  nicht  beachtet  sind;  in  beiden  Fällen 
sind  die  Urteiler  vom  König  eigens  mit  der  Erledigung  der 
obschwebenden    Streitigkeiten    beauftragt    und    haben    kraft 
dieses   Auftrages    schon    eine   größere    Machtvollkommenheit 
als   ein   gewöhnlicher   Urteiler.    Das  alles  macht   es   erklär- 
lich, wenn  sie  im  Gegensatz  zu  sonstigen  Urteilen  ihr  Urteil 
als  ein  endgültiges  angesehen  wissen  wollen.   In  dem  ersteren 
Falle  (D.  X.  V.  57)  lautet  auch  der  königliche  Auftrag  aus- 
drücklich  auf    ein   endgültiges    Urteil.     Charakteristisch   ist 
nun  aber,  daß  die  Urteiler  in  diesen  Fällen,  wo  sie  beson- 
deren Anlaß  haben,  das  Urteil  für   ein  in  jeder  Beziehung 
endgültiges    zu    erklären,    doch    noch    einen    Vorbehalt    zu 
Gunsten  der  Klage  auf  Grund  Odalsrechtes  machen.^)    Aus 
•der  ausdrücklichen,  durch  besondere  Gründe  gerechtfertigten 
Auferlegung  ewigen  Schweigens  ergibt  sich  schon,  daß  regel- 
mäßig  eine   Wiederaufnahme   der   Sache   statthaft  war;   aus 
der  Ausnahme  aber,  die  auch  hier  noch  gemacht  wird,  er- 
kennt   man.    wie    schwer    man    sich    dazu    entschloß,    einem 
Urteil  die  Bedeutung  einer  schlechthin  endgültigen  Erledigung 
einer  streitigen  Sache  zu  verleihen.   Von  Interesse  ist  schließ- 
lich  noch   das  Urteil   einer   vom   König   ernannten  Richter- 
kommission vom   23.   Juli   1373   (D.  N.   III.   384),  das   sich 
allerdings    in    formeller    Weise    auf    ein    früher    ergangenes 
Urteil  stützt,  aber  nur,  weil  dieses  Urteil  vom  König  bestätigt 
ist;  es  wird  aber  auch  hier  zugleich  die  Möglichkeit  in  Er- 
wägung gezogen,  daß  der  König  selbst  sich  mit  der  Sache 
nochmals  beschäftigt  und  zu  einem  andern  Resultat  gelangt, 
und   die   Entscheidung   geht  dahin,   daß  das   früliere   Urteil 

*)  „Wir  gebieten  dem  Aslak  ewiges  Schweigen  in  dieser  Sache, 
auBer  er  klage  im  Odalsprozeß"  (biodom  Aslake  ajuelega  Jjopn  um  [)ettÄ 
mal  nema  han  soeke  med  odalls  brigdum). 
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bestehen  bleiben  soll,  bis  der  König  selbst  es  aufhebt  oder  aus- 
drücklich zu  diesem  Zwecke  Bevollmächtigte  bestellt.  Also 
auch  hier  ist  es  nicht  die  Rechtskraft  des  ergangenen  Urteils, 
sondern  das  Gewicht  der  königlichen  Bestätigung,  was  für  die 
Urteilerkommission  maßgebend  ist;  und  es  wird  auch  hier  die 
Möglichkeit  der  jederzeitigen  Abänderung  des  ergangenen  Ur- 
teils in  abstrakto  vorausgesetzt. 

Die  angeführten  Quellenbelege  lassen  keinen  Zweifel 
darüber,  daß  das  Urteil  in  jener  Zeit  nicht  die  Kraft  hatte, 
formelles  Recht  unter  den  Parteien  zu  schaffen.  Der  Partei 
erwuchs  nicht  wie  im  römischen  und  modernen  Recht  aus 
dem  Urteil  ein  selbständiger  Anspruch;  die  früher  ergangene 
Entscheidung  ist  im  neuen  Verfahren  ein  Beweismittel,  nicht 
aber  eine  selbständige  Grundlage  des  streitigen  Anspruchs 
und  materiellrechtlich  ändert  sich  das  Rechtsverhältnis  unter 
den  Parteien  durch  ein  ergangenes  Urteil  in  keiner  Weise. 
Die  endgültige  Feststellung  des  Rechtsverhältnisses,  die  nach 
unserer  Auffassung  einen  der  Zwecke  des  Urteils  bildet, 
gehörte  nach  der  derzeitigen  Rechtsauffassung  somit  nicht 
zum  Zweck  des  Urteils.  Diese  Eigentümlichkeit  der  Rechts- 
sprechung jener  Zeit,  wie  sie  in  den  Lögmannsurteilen  uns 
entgegentritt,  bedeutet  einen  tiefgreifenden  Unterschied 
zwischen  jener  und  unserer  Zeit.  Im  übrigen  aber  muten 
die  Lögmannsurteile  durchaus  modern  an  und  weitere  der- 
artig tiefgreifende  Unterschiede  finden  sich  in  ihnen  nicht 
mehr. 


§  2.  Die  Urteile  der  Privat-  und  Thinggerichte  in 
den  Urkunden  und  Rechtsbüchern. 

Erheblich  großer  werden  nun  aber  die  Differenzen,  wenn 
wir  weiter  zurückgehend  die  Urteile  der  Privatgerichte  und 
die  Thingurteile  ins  Auge  fassen.  In  den  Urkunden  finden 
wir  davon  nur  sehr  geringe  Spuren.  In  der  Urkunde  vom 
6.  März  1308  (D.  N.  I.  116)  wird  von  zwei  Lögmännern  fest- 
gestellt, daß  der  Beklagte  auf  wiederholte  Ladung  vor  den 
Lögmann  nicht  erschienen,  und  daß  er  deshalb  durch  ein 
Zwölfmännerurteil   dem   Kläger  zu  einer  Entschädigung  für 


Das  Urteil  im  altnorwegischen  Recht.  9" 

seine  Mühen  und  Kosten  verurteilt  sei.^)  Man  darf  annehmen, 
daß  mit  dem  Zwölfmännerurteil  das  Urteil  eines  alten  Privat- 
gerichts gemeint  ist,  weil  die  Zahl  zwölf  für  die  Privatgerichte 
typisch  ist,  wenngleich  auch  andere  Zahlen  vorkommen 
(vgl.  §  3);  charakteristisch  dafür  ist  es  auch,  daß  die  Namen 
der  Urteiler  nicht  genannt  sind.  In  der  D.  N.  11.  4  ab- 
gedruckten Urkunde  aus  der  Zeit  von  1202 — 1220  referiert 
der  Bischof  die  Geschichte  einer  Kirche,  die  von  Olaf  dem 
Heiligen  geschenkt  sein  soll.  Man  habe  die  Leute,  die  die 
Schenkung  bestritten  hätten,  zum  Thing  geladen,  woselbst 
sie  nicht  erschienen  seien;  darauf  habe  man  die  Zeugen  vor- 
geführt, ein  Zwölfergericht  eingesetzt  und  das  Urteil  fällen 
lassen.  Der  Lögmann  habe  darauf  erklärt,  daß  alles  in 
Ordnung  sei,  und  es  sei  kein  Gegenbeweis  angetreten.^)  Wir 
haben  hier  wieder  einen  Fall  der  Kontumaz,  in  dem  das 
Zwölfergericht  Anwendung  findet.  Es  ist  bemerkenswert, 
daß  nach  der  Fällung  des  Urteils  des  Zw^ölfergerichts  der 
Lögmann  noch  die  Entscheidung  abgibt,  daß  die  Sache  in 
Ordnung  sei,  und  daß  erst  nach  der  Fällung  des  Urteils 
und  nach  Abgabe  der  Erklärung  des  Lögmanns  festgestellt 
wird,  daß  kein  Gegenbeweis  angetreten  sei.  Ein  dritter 
Fa'l,  in  dem  es  sich  um  ein  Privatgericht  handelt,  ist  die 
Urkunde  vom  28.  April  1321  (D.  N.  HI.  122).  Es  handelt 
sich  um  einen  Odalsprozeß,  und  zwar  wie  sich  aus  D.  N.  III. 
124,  der  Fortsetzung  des  Prozesses,  ergibt,  um  einen  Odals- 
prozeß im  Bezirk  des  Gulathings.  Der  Kläger  ernennt  zu- 
nächst sechs  Urteiler  und,  nachdem  dann  festgestellt  ist,  daß 
der  Beklagte  nicht  erschienen  ist,  weitere  sechs.^)    Vor  dem 


*) En   sakar    {jess    at    Biora   hafde  mykit    raexstr    ok   moDde 

um  {jetta  mal  ok  Oddr  villdi  £eldri  til  koma  oppt  loglaega  stsefndr. 
{ja   for    nu   a   XII    manna   domr    millim   |)9eira   ok   dcemdez    Birni    firir 

raextr  sin  ok  kostnad  ....   priar   mserkr    —  «)  gerdo  Jjeir  hteim 

tili    a    al{)inghi    vatta    st.efnu    tili    vazsens    ok    komo    pesser    j    .sticfnu 

dagh   rettan  en  aeighi  hinir  leto  f)eir  pa  Iseida   staefnu  vithni  sin 

Ok  ssBtto  Jjseir  tollf  manna  dorn  aeftir  ok  twa  hoeyringia  ok  leto 
doeme  karle  ok  hononge  ok  huaerium  manne  logh  en  ser  handa  vserk 
sin  oll.  ok  sagde  sua  loghmader  at  {ja  var   allt   retlaegha  ok  engl  komo 

anduitui  j  mote.    —    ')    a  {jen  haat  at  fyst  menfdi  Ommundr  VI. 

menn  skilrika  j  doom  ok  krafde  umbodesmans  ^ilifs  ok  suna  hans  at 
sseti  halfan  doom  vidr  sik;  ok  af  f)ui  at   huarke  var  {jaer  JEilifr  synir 
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SO  gebildeten  Gericht  nimmt  dann  der  Kläger  die  erforder- 
lichen Prozeßhandlungen  im  engsten  Anschluß  an  den  Wort- 
laut des  Gesetzes  vor.  Darauf  schätzen  die  Urteiler  den 
Wert  des  Grundstücks  und  der  vom  Kläger  vorgelegten 
Zahlungsmittel.  Am  24.  Juni  1321  (D.  N.  III.  122)  gelangt 
dann  der  Prozeß  vor  den  Lögmann,  vor  dem  nunmehr  beide 
Parteien  erscheinen.  Der  Kläger  legt  die  Urkunde  über  die 
Verhandlung  vor  dem  Zwölfergericht  vor,  und  da  die  Be- 
klagten keine  Beweismittel  dagegen  haben,  entscheidet  der 
Lögmann  zu  Gunsten  des  Klägers.  Bemerkenswert  ist,  daß 
bei  diesem  Verfahren  Urteiler  und  Schätzungsleute  durch- 
einander geworfen  sind.  Daß  die  zwölf  Urteiler,  vor  denen 
die  Verhandlung  stattfindet,  ein  Urteil  abgeben,  wird  nicht 
erwähnt;  dafür  übernehmen  sie  die  nach  den  Rechtsbüchern 
von  der  Funktion  der  Urteiler  gänzlich  getrennte  Funktion 
der  Schätzungsleute.  Dieser  Umstand  kann  als  ein  Zeichen 
dafür  gelten,  daß  die  Privatgerichte  schon  damals  nicht  mehr 
recht  lebendig  im  Volke  waren,  was  ja  auch  zu  ihrem  spär- 
lichen Vorkommen  in  den  Urkunden  durchaus  stimmt.  Zu 
bemerken  ist  ferner  noch^  daß  wiederum  die  Namen  der 
Urteiler  nicht  genannt  sind,  und  daß  die  Urkunde  nicht  von 
den  zwölf  Urteilern,  sondern  von  zwei  Unbeteiligten  aus- 
gestellt ist.  Über  die  Wirksamkeit  der  Thinggerichte  gibt 
uns  eine  vom  Lögmann  in  Oslo  mit  sechs  Ratsmannen  am 
28.  April  1321  (D.  N.  V.  65)  ausgestellte  Urkunde  Auskunft. 
Der  Kläger  beschwert  sich  darüber,  daß  die  Beklagten  das 
Urteil  des  Lögmanns  gebrochen  hätten;  der  Lögmann  weist 
sie  an,  da  die  Sache  in  der  Hundertschaft  (i  heradi  im 
Gegensatz  zur  Stadt)  geschehen,  den  Prozeß  nach  Hundert- 
schaftsrecht zu  führen,  den  Beklagten  zum  Thing  zu  laden 
und  von  dort  aus  mit  der  Unterstützung  der  Thingmannen 
die  Zwangsvollstreckung  vorzunehmen.  Diese  Urkunde  zeigt, 
daß  die  Benutzung  des  Things  für  die  Zwecke  der  Zwangs- 
vollstreckung in  jener  Zeit  (1321)  noch  üblich  war, 
während  wir  von  Urteilen  der  Thinggenossen  in  den  Ur- 
kunden keinerlei  Spuren  mehr  finden. 


hans  eda  peeirra  umbodes  madr,  pa  setti  Ommundr  fuUan  tolf  manna 
^oom  skilrikan 
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Erheblich  reichhaltiger  ist  die  Ausbeute,  die  sich  aus 
den  Rechtsbücheni  gewinnen  läßt.  Es  kommen  hier  im 
wesentlichen  dieselben  Stellen  der  Gul.  und  Fr.  in  Frage, 
die  überhaupt  die  Grundlage  für  unsere  Kenntnis  des  alt- 
norwegischen  Rechtsganges  bilden  und  die  als  solche  auch 
literarisch  schon  mehrfach  verwertet  sind.  Wir  referieren 
hier  die  Bestimmungen,  die  für  das  vorliegende  Thema  von 
Wichtigkeit  sind  unter  Hervorhebung  der  Gesichtspunkte, 
unter  denen  sie  demnächst  ins  Auge  zu  fassen  sein  werden. 
Am  ausführlichsten  beschäftigt  sich  Gul.  266  mit  den  Ur- 
teilen sowohl  der  Privat-  wie  der  Thinggerichte.  Es  handelt 
sich  hier  um  die  Einlösung  von  Stammgut.  Kläger  und  Be- 
klagter besetzen  gemeinsam  das  Gericht,  das  vor  der  Haus- 
tür des  Beklagten  stattfindet.  Vor  dem  Gericht  führt  zu- 
nächst der  Kläger  nach  Aufzählung  der  Vorfahren,  auf  die 
er  sein  Odalsrecht  stützt,  seine  Zeugen  vor,  und  zwar  zu- 
nächst das  forsagnarvitni,  sodann  das  kvöduvitni  und  schließ- 
lich das  ödalsvitni,  letzteres  bestehend  aus  drei  Hauptzeugen 
(ärofar)  und  zwei  Eideshelfern  (er  vitni  {)eirra  sanni).  Nach 
jeder  Zeugenproduktion  ergeht  ein  Urteil  des  Privatgerichts, 
das  das  produzierte  Beweismittel  als  genügend  anerkennt, 
und  das  die  Voraussetzung  für  die  Produktion  der  weiteren 
Beweismittel  ist.  Zum  Schluß  heißt  es:  Wenn  das  Odals- 
zeugnis  richtig  erbracht  ist,  so  sprechen  die  Urteiler  ihm 
das  Land  zu.^)  Damit  ist  aber  der  Prozeß  keineswegs  be- 
endigt, sondern  nun  beginnt  erst  die  Erwiderung  des  Be- 
klagten, der  nun  seinerseits  Gegenzeugen  zu  benennen  und 
dieselben  in  einem  zweiten  Termin  vorzuführen  hat.  Er 
soll,  um  mit  seiner  Verteidigung  Erfolg  zu  haben,  je  einen 
Zeugen  und  einen  Eideshelfer  mehr  als  der  Kläger  produ- 
zieren. Im  zweiten  Termin  ergeht  jedoch  kein  Urteil.  Davon 
ist  erst  wieder  die  Rede  in  einem  dritten  Termin,  dem  sogen, 
skiladömr,  in  dem  die  endgültige  Entscheidung  erfolgt.   Falls 

*)  p&  skal  scekjandi  leida  vitni  sin,  pau  fyrst  er  at  forsögn  hafde 
hann;  ef  Jjau  metazt  at  fuUu.  p&  skal  hann  framfoera  |)au  nest,  er  hann 
hanum  heimstefndi.  Ef  p&u  berazt  hanum  at  fnlln,  pA  skal  hann 
framfoera  kvöduvitni  sin  ödalborna  menn  tvft.    Nu  er  kvöduvitni  boret 

ok  «6kn  hans  rett,  Jjä  skal  hann  framfoera  ödalvitni  sin   Nu  er 

hanom  ödalvitni  boret,  ok  doema  dcemendr  hanum  jörd. 
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in  diesem  Termin  keine  Einigung  erzielt  wird,  so  heißt  es, 
sollen  die  Urteiler  beider  Seiten  eine  Wettsumme  hinter- 
legen^), und  es  soll  der  Prozeß  weiter  an  das  Viertelthing 
gehen.  Wird  auf  dem  Viertel thing  keine  Einigung  erzielt, 
so  geht  der  Prozeß  weiter  an  das  Volksthing.  Von  dem 
Volksthing  findet  dann  ein  weiterer  Instanzenzug  an  die  auf 
dem  Gulathing  tagende  Lögretta  nur  in  dem  Fall  statt,  daß 
mindestens  ein  Viertel  der  Volksthingleute  den  Standpunkt 
der  unterlegenen  Partei  teilt  und  dies  dadurch  dokumentiert, 
daß  es  mit  derselben  zusammen  das  Thing  verläßt,  während 
es  andernfalls  bei  dem  Urteil  des  Volksthings  sein  Bewenden 
haben  soll.^)  Das  referierte  Kapitel  zeigt  in  gleicher  Weise 
wie  die  Urkunden,  daß  das  Urteil  im  altnorwegischen  Recht 
der  nachträglichen  Abänderung  in  einer  Weise  ausgesetzt  ist, 
die  sich  aufs  entschiedenste  von  unseren  modernen  Begriffen 
von  der  Unabänderlichkeit  eines  gefällten  Urteils  abhebt. 
Dem  Kläger  soll  das  Land  auf  Grund  seiner  Beweismittel 
zugesprochen  werden,  ohne  daß  der  Beklagte  auch  nur 
irgendwie  gehört  ist.  Sollten  dann  seine  Beweismittel  besser 
sein,  so  soll  das  dem  Kläger  günstige  Urteil  wieder  kassiert 
werden.  Weiter  ist  auffällig  die  häufige  Anwendung  des 
Urteils  im  Laufe  des  Prozesses  an  Stellen,  wo  keinerlei 
Streit  zwischen  den  Parteien  vorliegt,  und  wo  es  deshalb 
nach  unseren  Begriffen  überflüssig  sein  würde.  Außerdem 
aber  gibt  die  Stelle  noch  eine  große  Anzahl  Rätsel  auf.  Es 
ist  nicht  gesagt  und  auch  nicht  ohne  weiteres  von  selbst 
klar,  aus  was  für  Urteilern  die  in  den  drei  verschiedenen 
Terminen  fungierenden  Gerichte  zusammengesetzt  sind,  ob 
es  in  allen  drei  Fällen  dieselben  Urteiler  sind,  oder  ob  das 
erste  und  zweite  Gericht  aus  verschiedenen  Urteilern  besteht 
und  das  dritte  eine  Kombination  des  ersten  und  zweiten  ist. 
Diese  Frage  ist  präjudiziell  für  die  weitere  Frage,  was  es 


1)  J)ä  kalla  menu  skiladöm,  er  peir  skulu  annattveggja  vedja  ajda 
af  lata  af  sinu  mäli.  En  e{  jjeir  vilja  hafa  XII  J)egna  dorn  VI  af 
hvftrs  tveggja  hendi,  j)ä  skulu  poir  reida  aura  II  hverr  Jjeirra,  p&  eru 
aura  XII.  —  ^}  p&  skal  hinn  af  jjingi  ganga  er  skjöta  vill,  ok  afla 
Hör  lids.  En  ef  hann  fser  af  fylkisjjingi  fjördung  {>ingmanna,  ])&  mä 
hann  skoti  orka.  En  ef  hann  minna  lid  f«-'r,  p&  verdr  hann  at  Jjola 
döm  fvlkismnnna. 
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für  Urteiler  sind,  die  im  dritten  Gericht  gegeneinander 
stimmen,  ob  die  des  ersten  und  zweiten  Gerichts  oder  die 
vom  Kläger  und  Beklagten  ernannten.  Auffallend  ist  dabei, 
daß  eine  Gerichtsspaltung  nur  im  Falle  der  Stimmengleich- 
heit eintritt,  so  daß  es  also  scheinen  könnte,  als  gelte  hier 
abweichend  von  sonstigen  germanischen  Rechten  das  Prinzip 
der  Majorität.  Das  Prinzip  der  Majorität  scheint  auch  auf 
dem  Volksthing  gegolten  zu  haben.  Während  vom  Viertel- 
thing die  Berufung  ans  Volksthing  immer  zulässig  sein  soll, 
wenn  keine  Einstimmigkeit  auf  dem  Viertelthing  erzielt  ist, 
soll  die  Berufung  an  das  Gulathing  nur  zulässig  sein,  wenn 
ein  Viertel  der  Thinggenossen  dem  Beschwerdeführer  beitritt, 
während  er  sich  sonst  bei  dem  Urteil  des  Volksthings  be- 
ruhigen soll.  Es  wird  also  mindestens  vorausgesetzt,  daß 
ein  Urteil  auf  dem  Volksthing  zustande  kommen  kann,  auch 
wenn  ein  Viertel  der  Thinggenossen  abweichender  An- 
schauung ist.  Vor  der  genaueren  Prüfung  dieser  Schwierig- 
keiten sollen  jedoch  erst  die  weiteren  Stellen  referiert 
werden,  die  sich  mit  den  Urteilen  der  Privat-  oder  Thing- 
gerichte beschäftigen,  da  es  erforderlich  sein  wird,  alle  diese 
Stellen  zusammenzuhalten,  um  für  die  einzelne  zu  einem 
Resultat  zu  gelangen. 

In  der  Gul.  findet  sich  noch  eine  weitere  Stelle,  die 
in  ähnlicher,  nur  etwas  kürzerer  Weise  wie  Gul.  266  über 
den  Instanzenzug  berichtet.  Es  ist  das  Gul.  35.  Das 
Kapitel  beschäftigt  sich  mit  dem  Verfahren  in  liquiden 
Schuldsachen,  das  sofort  ans  Thing  ging,  während  in  illi- 
quiden nach  der  älteren  Redaktion  der  Gul.  zunächst  ein 
Privatgericht  eingesetzt  wurde.  Der  Kläger  hat  den  Be- 
klagten zunächst  zur  krafa  heimzuladen  und  sodann  die  krafa 
vorzunehmen.  Auf  die  krafa  hin  kann  der  Beklagte  erklären, 
daß  er  das  Recht  nicht  kenne,  und  daß  er  das  als  Recht 
gelten  lassen  wolle,  was  die  Thingmänner  als  solches  be- 
zeichneten. Dadurch  bereit  er  sich  von  den  sonst  eintreten- 
den Prozeßstrafen;  im  übrigen  bleibt  das  Verfahren  dasselbe; 
der  Kläger  hat  ihn  zum  Tliing  zu  laden  und  dort  seine 
Zeugen  vorzuführen.  Die  Stelle  fährt  dann  fort:  „Dann 
haben  die  Thingleute  darüber  zu  urteilen  und  ihm  sein  Geld 
zuzusprechen;    wenn    sie    nicht    darüber   urteilen   wollen,    so 
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verfallen  sie  in  eine  Buße  von  15  Mark,  wenn  er  ein  Urteil 
von  ihnen  fordert."  ^)  Sodann  folgen  dieselben  Bestimmungen 
für  den  Fall  der  mangelnden  Einstimmigkeit,  wie  wir  sie 
schon  im  Gul.  266  angetroffen  haben,  in  etwas  kürzerer 
Fassung.  Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  sind  vermutlich 
nicht  alle  gleichen  Alters.  Man  wird  Hertzberg,  Grund- 
traekkerne  i  den  aeldste  norske  Proces  (Kristiania  1874) 
S.  96,  in  der  Annahme  beitreten  dürfen,  daß  die  Rücksicht 
auf  die  mangelnde  Rechtskenntnis  des  Beklagten  eine  in 
späterer  Zeit  erfolgte  Neuerung  ist,  da  diese  Bestimmung 
in  keiner  Weise  der  sonstigen  Rechtsauffassung  der  älteren 
Zeit  entspricht.  Möglich  ist  es  allerdings,  daß  sie  bereits 
vor  der  schriftlichen  Fixierung  der  uns  jetzt  vorliegenden 
Redaktion  des  Rechtsbuchs  eingeschaltet  ist.  Von  Interesse 
ist  im  übrigen  noch  aus  dem  in  Rede  stehenden  Kapitel  die 
Tatsache,  daß  immer  nur  von  einem  Urteil  zu  Gunsten  des 
Klägers  die  Rede  ist,  ja  daß  es  nach  Vorführung  der  klä- 
gerischen Zeugen  geradezu  heißt:  „Sie  sprechen  dem  Kläger 
das  Geld  zu",  ohne  daß  noch  die  Möglichkeit  in  Rechnung 
gezogen  würde,  daß  das  klägerische  Zeugenmaterial  nicht 
genügt  hätte  und  also  ein  abweisendes  Erkenntnis  hätte  er- 
gehen müssen. 

Das  Gegenstück  zu  Gul.  35,  die  Verfolgung  der  illiquiden 
Schuldsachen,  enthält  Gul.  37.  Die  Besetzung  des  Privat- 
gerichts wird  hier  in  derselben  Weise  beschrieben,  wie  im 
Gul.  266.  Vor  dem  Privatgericht  sind  sodann  die  Zeugen 
für  die  heimstefna  und  für  die  kvada  vorzuführen.  Sodann 
hat  das  Privatgericht  dem  Beklagten  einen  Eid  zuzuerkennen, 
wie  ihn  das  Gesetz  vorschreibt.  Erhebt  sich  ein  Urteiler, 
ehe  sie  einig  geworden  sind,  so  ist  die  Sache  dessen  ver- 
loren, der  ihn  ernannt  hat.^)  Nach  der  jüngeren  Redaktion 
der  Gul.  fällt  das  Privatgericht  fort  und  der  Beklagte  hat 
auf  die  kvada  hin  sofort  den  Eid  zu  geloben.  Für  unser 
Thema  ist  aus  dem  Kapitel  von  Wichtigkeit,  daß  wir  die 


1)  f)a  eigu  Jjingmenn  um  at  doema,  ok  doema  hanum  f6  sitt.  En 
ef  jjeir  vilja  ekki  um  dcema,  \)&  eru  Jjeir  sekir  XV  mörcum,  ef  hinn 
krefr  |)ö  döms.  —  -)  En  ef  madr  rls  upp  6r  dömi,  ok  gengr  I  brott 
fyrr  en  peir  ßö  sättir  allir  ft  pat  mal,  p&  skal  sä  dömflogi  er  hann 
hafdi  1  slnum  dömi  ok  mäli. 
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Vorschrift,  die  den  Prozeßverliist  für  den  Fall  androht,  daß 
sich  ein  Urteiler  erhebt  —  eine  Vorschrift,  die  sich  sonst  nur 
für  das  dritte  Gericht,  den  skiladömr,  vorfindet  —  hier  auch  in 
einem  Verfahren  antreffen,  in  dem  überhaupt  nur  ein  Gericht 
in  Funktion  tritt. 

Von  größerer  Ergiebigkeit  ist  noch  Gul.  269,  wo  das 
Verfahren  geschildert  wird,  wenn  der  Beklagte  in  Odals- 
sachen  ein  Privatgericht  versprochen  hat,  dies  Versprechen 
aber  nicht  hält.  Dann  soll  der  Kläger  seine  Urteilsseite 
besetzen  und  seine  Beweismittel  vorführen;  der  Beklagte 
aber  soll  keinerlei  Beweismittel  vorführen  können,  und  es 
soll  dasselbe  auch  gelten,  wenn  der  Beklagte  nur  einen 
Teil  der  von  ihm  zu  ernennenden  Urteiler  ernennt.  Nach 
Vorführung  der  Beweismittel  sollen  die  Urteiler  dem  Kläger 
das  Land  zusprechen,  dann  soll  er  auf  dem  Thing  den 
ganzen  Prozeßverlauf  durch  Zeugen  vortragen  lassen,  worauf 
ihm  auch  die  Thingleute  das  Land  zusprechen.  Wichtig  ist 
zunächst,  daß  der  Kläger  nicht  wie  in  D.  N.  IIL  122  und 
wie  in  F.  L.  X.  12  die  dem  Beklagten  zustehenden  Urteiler 
mit  ernennt,  sondern  seine  Zeugen  dem  nur  zur  Härte  be- 
setzten Gericht  vorführt.  Zu  bemerken  ist  ferner  auch  hier 
wieder,  daß  es  als  etwas  Selbstverständliches  erscheint,  daß 
das  Urteil  zu  Gunsten  des  Klägers  gesprochen  wird.  Schließ- 
lich ist  es  noch  von  Bedeutung,  daß  der  Kläger  das  von 
seinen  Urteilern  gefällte  Urteil  nicht  auf  dem  Thing  einfach 
benutzen  kann,  sondern  daß  er  auf  dem  Thing  den  ganzen 
Prozeßverlauf  durch  Zeugen  erhärten  muß.  Also  auch  hier  hat 
das  Urteil  nicht  die  Bedeutung,  die  Sache  zu  erledigen  und  ein 
neues  Rechtsverhältnis  unter  den  Parteien,  einen  neuen  Klag- 
grund für  den  Kläger  zu  schaffen. 

Von  der  Frostu{)ingsbök  kommen  hauptsächlich  Buch  X 
Kap.  11 — lo  in  Frage.  Die  vorhergehenden  Kapitel  ent- 
haHen  die  Vorschriften  über  Ladung  und  kvada.  In  Kapitel  11 
wird  dann  gesagt,  daß  auf  die  Ladung  hin  die  Mitwirkung 
bei  der  Besetzung  des  Privatgerichts  versprochen  und  sodann 
Termin  anberaumt  werden  soll.  In  dem  Termin  soll  jede 
der  Parteien  bis  Mittag  warten,  und  wenn  dann  die  andere 
Partei  nicht  erscheint,  soll  die  erschienene  das  Gericht  mit 
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sechs  Urteilen!  von  jeder  Seite  besetzen.^)  Kapitel  12  be- 
ginnt mit  dem  Falle  der  Versäumnis  des  Klägers.  Wenn  der 
Kläger  nicht  erscheint,  so  hat  er  seine  Sache  verloren;  dann 
soll  der  Beklagte  seine  Zeugen  vorführen  und  den  Kläger 
g^erichtsflüchtig  machen.  Wenn  aber  der  Beklagte  nicht 
kommt,  dann  soll  der  Kläger  ebenfalls  seine  Zeugen  vorführen 
und  wenn  sie  genügen,  sollen  die  Urteiler  ihm  den  Streit- 
gegenstand zusprechen.  Dann  soll  jedoch  noch  ein  zweiter 
Termin  stattfinden,  der  die  Verurteilung  des  Beklagten  zu 
einer  endgültigen  macht,  wenn  er  wieder  nicht  erscheint. 
Erscheint  er  aber,  so  hat  er  die  Möglichkeit,  seine  Zeugen 
auch  noch  im  zweiten  Gericht  vorzuführen.  Es  soll  dann 
aber  noch  ein  dritter  Termin  stattfinden.  Zu  bemerken  ist 
aus  diesem  Kapitel,  daß  ebenso  wie  im  Gul.  266  ein  Urteil 
^ergeht,  das  dem  Kläger  den  Streitgegenstand  zuspricht,  das 
aber  ohne  weiteres  als  nichtig  behandelt  wird,  wenn  der 
Gegner  im  zweiten  Termin  erscheint.  Im  dritten  Gericht, 
von  dem  Kapitel  14  handelt,  soll  jeder  seine  Urteiler  bei 
sich  haben,  und  dann  sollen  die  Urteiler  einer  jeden  Partei 
getrennt  von  einander  sitzen.  Nach  Kapitel  15  sollen  dann 
ebenso  wie  nach  Gul.  266  die  Urteiler  der  beiden  Seiten 
gegen  einander  wetten.  Erhebt  sich  aber  ein  Urteiler  einer 
Seite,  so  hat  die  Partei,  der  er  angehört,  den  Prozeß  ver- 
loren.^)   In  dem   dritten  Gericht  sitzen  nach  der  deutlichen 


1)  Nu  skulu  Jjeir  fara  til  döms  scekjandi  ok  verjandi,  ok  bida 
hverr  til  middags;  en  ef  eigi  kemr  annarrtveggja,  Jjä  skal  |j6  dum  setja 
saman,  ok  VI  menn  af  hvärstveggja  hendi:  En  ef  ödrum  Jjeirra  brestr 
einhverr  er  f  dömi  skylldi  sitja.  |)ä  er  Jjeim  fallin  sökn.  Der  Sinn 
des  letzten  Satzes  ist  zweideutig.  Er  besagt  entweder:  „wenn  aber 
einer  Partei  ein  Urteiler  fehlt,  da  ist  ihre  Sache  verloren"  oder 
.„wenn  aber  der  anderen  Partei,  d.  h.  der  erschienenen,  ein  Urteiler 
fehlt,  so  ist  ihre  Sache  verloren".  Einen  sachlichen  Unterschied  von 
Erheblichkeit  begründet  es  nicht,  ob  man  sich  für  die  eine  oder  die 
andere  Auslegung  entscheidet.  Ist  die  erstere  Auslegung  vorzuziehen, 
so  springt  die  Darstellung  in  dem  letzten  Satz  von  dem  Fall  der  Kon- 
tumaz wieder  ab,  was  bei  der  Darstellungsart  unserer  Rechtsbücher 
durchaus  nicht  auffallend  sein  dürfte,  und  beschäftigt  sieh  mit  einem 
•der  Kontumaz  verwandten  Falle.  —  2)  YjTX  ef  madr  rls  6r  d6mi  annnrs- 
^''^eggja.  pä  er  dömr  ünytr.  Nu  eru  XI  i  ödrum  stad  en  I  ödrum  XII, 
'pa  skulu  \)GiT  fcpra  vitni  sltt  fram,  er  XII  eru  saman. 
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Bestimmung  des  Kap.  15.  24  Urteiler.  Die  Entscheidung 
der  Wette  erfolgt  sodann  durch  das  Volksthing.  Über  das 
Volksthing  erfahren  wir  in  Kap.  30  weiteres.  Ein  Urteil, 
das  niemand  brechen  soll,  liegt  nur  vor,  wenn  alle  Thing- 
genossen einig  geworden  sind;  dabei  soll  eine  abweichende 
Anschauung  bestimmter  naher  Verwandter  nicht  in  Frage 
kommen.  Ein  weiterer  Instanzenzug  wird  aber  ganz  wie 
im  Gulathingsrecht  nur  gestattet,  wenn  ein  Viertel  der  Thing- 
genossen oder  mehr  abweichender  Ansicht  ist;  dann  soll  die 
Sache  ans  Zweivölkerthing  gehen.  Von  dort  soll  im  Falle 
der  Uneinigkeit  der  Instanzenzug  weiter  an  das  Viervölker- 
thing und  von  dort  im  gleichen  Falle  an  das  Achtvölkerthing 
gehen.  Daß  nach  Fr.  schon  in  der  zweiten  Instanz  die  ab- 
weichende Ansicht  eines  Viertels  der  Thinggenossen  er- 
forderlich ist,  nach  Gul.  aber  erst  in  der  dritten,  erklärt  sich 
daraus,  daß  das  Frostuthingsrecht  kein  Bezirks-  oder  Viertel- 
thing kennt,  so  daß  der  Instanzenzug  vom  skiladömr  sofort 
an  das  Volksthing  führt.  Was  in  dem  ganzen  in  der  Fr. 
vorgeschriebenen  Verfahren  bemerkenswert  ist,  ist  die  auf- 
fallend starke  Berücksichtigung  des  Kontumazialverfahrens. 
Der  Fall  der  Kontumaz  ist  hier  derartig  in  erster  Linie 
berücksichtigt,  daß  das  gewöhnliche  kontradiktorische  Ver- 
fahren fast  ganz  aus  dem  Spiel  bleibt  und  sich  aus  den  etwas 
krausen  Bestimmungen  kaum  rekonstruieren  läßt. 

Aus  der  Fr.  ist  sodann  noch  Kap.  XII.  8  zu  erwähnen. 
Es  handelt  sich  hier  um  den  Odalsprozeß.  Wie  nach  Gul. 
haben  auch  hier  Kläger  und  Beklagter  ihre  Zeugen  in  zwei 
verschiedenen  Terminen  vorzuführen.  Die  Stelle  beschäftigt 
sich  sodann  mit  dem  Fall,  daß  der  Prozeß  zunächst  gegen 
einen  Pächter  gerichtet  ist,  der  seinerseits  eventuell  den 
Eigentümer  zu  benennen  und  zur  Stelle  zu  schaffen  hat. 
Nachdem  der  Beklagte  im  zweiten  Termin  seine  Zeugen 
produziert  hat,  soll  der  Kläger  dem  Beklagten,  wenn  die 
Urteiler  alle  einig  gewesen  sind,  eine  angemessene  Frist 
zur  Herbeischaffung  des  Eigentümers  bestimmen.  Will  dann 
auf  eine  abermalige  an  den  Pächter  gerichtete  Aufforderung 
der  Eigentümer  selbst  die  Mitwirkung  bei  der  Besetzung 
des  Privatgerichts  versprechen,  so  scheidet  der  Pächter  aus 
dem  Prozeß  aus.    Will  er  es  nicht,  so  hat  der  Pächter  das 
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Versprechen  zu  leisten.  Desgleichen  scheidet  der  Pächter 
aus,  wenn  der  Eigentümer  nunmehr  selbst  die  Urteiler  für 
das  Privatgericht  ernennt;  andernfalls  aber  hat  der  Pächter 
die  Urteiler  zu  ernennen.  Vor  diesen  Urteilern  aber  hat  er 
lediglich  die  Zeugen  dafür  vorzuführen,  daß  er  den  Eigen- 
tümer zum  Privatgericht  geladen  hat;  dann  scheidet  er  auf 
alle  Fälle  endgültig  aus  dem  Prozeß  aus.  Der  Kläger  aber 
hat  nunmehr  einen  weiteren  Termin  anzuberaumen  und  bis 
Mittag  auf  den  Eigentümer  zu  warten.  Erscheint  er  bis 
dahin  nicht,  so  hat  er  einen  dritten  Termin,  einen  vedjad- 
ardömr  anzuberaumen.  Es  wird  bemerkt,  daß  jeder  in 
diesem  Termin  zwölf  Urteiler  haben  soll.  Kommt  dann  der 
Beklagte  abermals  nicht,  dann  sollen  die  Urteiler  des  Klägers 
zu  einer  Wette  auffordern  und  dann  Zeugen  dafür  benennen, 
daß  der  Kläger  dasi  streitige  Land  erstritten  hat.  Wie  man 
sieht,  beschäftigt  sich  die  Stelle  in  der  Hauptsache  auch 
mit  dem  Fall  der  Kontumaz  und  zwar  der  Kontumaz  des 
von  dem  verklagten  Pächter  als  rechten  Beklagten  benannten 
Eigentümers.  Es  ergibt  sich  aus  der  Stelle,  daß  zwei 
Termine  zwischen  dem  Kläger  und  dem  Pächter,  und  drei 
weitere  Termine  zwischen  dem  Kläger  und  dem  Eigentümer 
stattfinden  sollen.  Die  Voraussetzung  der  letzteren  drei 
Termine  ist  jedoch,  daß  sich  in  den  ersten  beiden  Terminen 
„die  Urteiler  alle  einig  geworden  sind".  Heißt  das:  zu 
Gunsten  des  Klägers  oder  des  Beklagten  oder  eines  von 
beiden?  Sind  sie  zu  Gunsten  des  Beklagten  einig  geworden, 
so  ist  es  dem  Pächter  bereits  geglückt,  den  Angriff  des 
Klägers  abzuwehren,  und  es  bedarf  nicht  mehr  der  Ladung 
des  Eigentümers  zur  Verteidigung  seines  Landes.  Diese 
hat  vielmehr  nur  dann  einen  Sinn,  wenn  das  Land  ohne 
Dazwischenkunft  des  Eigentümers  für  ihn  verloren  wäre; 
der  fragliche  Satz  kann  also  nur  die  Bedeutung  haben,  daß 
die  Urteiler  zu  Gunsten  des  Klägers  einig  geworden  sind. 
Es  ist  bemerkenswert,  daß  e«  als  natürlich  angesehen  wird, 
daß  das  Einigwerden  und  das  daraus  entspringende  Urteil 
zu  Gunsten  des  Klägers  ausfällt.  Daß  man  bei  der  Kon- 
tumaz des  Eigentümers  drei  Termine  braucht,  um  zum  Ziele 
zu  kommen,  während  Fr.  X.  12  nur  zwei  Termine  vorsieht, 
dürfte    sich    daraus    erklären,    daß    im    ersten    dieser    drei 
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Termine  noch  der  Pächter  als  formelle  Gegenpartei  auftritt, 
wenngleich  derselbe  keinerlei  Rechtshandlung  gegen  den 
Kläger  mehr  vornimmt,  und  daß  außerdem  die  Formalitäten 
nicht  nur  zu  Gunsten  des  Klägers  wirken,  sondern  auch  den 
Pächter  gegen  den  Eigentümer  decken  sollen.  Damit  steht 
auch  die  weitere  Komplikation  im  Zusammenhang,  daß  die 
Urteiler  des  Klägers  eine  Wette  anzubieten  haben.  Es  sind 
einmal  beklagtische  Urteiler,  vom  Pächter  ernannt,  vor- 
handen; sie  können  allerdings  nicht  zu  Gunsten  des  Be- 
klagten erkennen,  weil  der  Eigentümer  contumax  und  der 
Pächter  aus  dem  Prozeß  ausgeschieden  ist;  aber  formell 
soll  doch  ihre  Anwesenheit  berücksichtigt  werden.  Bemerkens- 
wert ist  «schließlich  noch,  daß  wir  hier  wieder  ein  mit  24  Ur- 
teilern  besetztes  Gericht  vor  uns  haben. 

§  3.  Anzahl  und  Ernennung  der  Urteiler. 
Suchen  wir  nun  aus  der  Zusammenstellung  der  refe- 
rierten Quellenstellen  ein  Bild  von  den  Eigentümlichkeiten 
des  altnorwegischen  Urteils  zu  gewinnen,  so  dürfen  wir  wohl 
von  der  Annahme  ausgehen,  daß  die  Qualität  des  Urteils 
im  engsten  Zusammenhang  mit  der  Qualität  der  Urteiler 
steht,  und  deshalb  zunächst  die  Urteiler  einer  näheren  Unter- 
suchung unterziehen.  Da  fällt  uns  zunächst  die  wechselnde 
Anzahl  derselben  ins  Auge.  Als  Grundzahl  erscheint  wohl 
die  Zahl  Zwölf,  die  überhaupt  eine  besondere  Rolle  spielte 
und  sozusagen  die  heilige  Zahl  der  Germanen  war.  Aber 
diese  Grundzahl  findet  sich  doch  in  den  Privatgerichten  in 
auffallend  mannigfacher  Weise  variiert.  Ein  Gericht  von 
zwölf  Urteilern  finden  wir  zunächst  in  Gul.  266  sowie  in  der 
darauf  beruhenden  Stelle  des  N.  L.  VI.  8.  Ferner  ist  das 
Fr.  X.  11  erwähnte  Gericht  mit  zwölf  Urteilern  besetzt,  und 
in  Fr.  X.  13  ist  von  dem  Bruch  eines  Zwölf männerurteils 
in  einer  Weise  die  Rede,  als  wenn  ein  solches  als  das 
Regelmäßige  anzusehen  wäre.  Mit  zwölf  Urteilern  sind  auch 
die  sämtlichen  in  den  Urkunden  erwähnten  Privatgerichte 
besetzt.  Sechs  Urteiler  hingegen  genügen  zur  Zuerkennung 
des  klägerischen  Anspruchs  nach  Gul.  269:  denn  hier  soll 
nur  die  vom  Kläger  ernannte  Hälfte  des  nach  Gul.  266 
aus  zwölf   Urteilern  zusammengesetzten   Gerichts  das  Urteil 
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sprechen.  Ein  Gericht  mit  24  Urteilern  finden  wir  F.  L.  X.  15 
und  Fr.  XII.  8.  In  Fr.  X.  15  findet  diese  Anzahl  ihre  Er- 
klärung dadurch,  daß  dieses  Gericht  als  aus  zwei  andern 
zusammengesetzt  angesehen  werden  muß,  in  Fr.  XII.  8  ist 
jedoch  diese  Erklärung,  wie  wir  noch  sehen  werden,  nicht 
wohl  angängig.  Ein  Gericht  mit  36  Urteilern  finden  wir  in 
der  ältesten  Erzählung,  die  wir  überhaupt  über  einen  nor- 
wegischen Prozeß  besitzen,  in  der  Egilssaga  Skallagrims- 
sonar  cap.  56  S.  155  (in  der  Ausgabe  der  Islendniga  sögur  4). 
Hier  entsteht  die  Zahl  36  dadurch,  daß  aus  jeder  der  im 
Gulathing  vertretenen  Völkerschaften  zwölf  Urteiler  genommen 
werden;  also  auch  hier  ist  die  Zahl  Zwölf  die  Grundlage, 
auf  dieser  Grundlage  ist  aber  das  erkennende  Gericht  in 
durchaus  eigentümlicher  Weise  aufgebaut.  Weshalb  das  an 
der  gedachten  Stelle  erwähnte  Gericht  als  Privatgericht  auf- 
gefaßt werden  muß,  wenngleich  es  am  Orte  des  Gulathings 
tagt,  werden  wir  sogleich  Gelegenheit  finden,  näher  auszu- 
führen. Zum  Vergleiche  mit  den  norwegischen  Privat- 
gerichten  lassen  sich  auch  noch  die  isländischen  Thing- 
gerichte heranziehen.  Da  in  Norwegen  noch  zur  Zeit 
unserer  Rechtsbücher  die  Mehrzahl  der  Thinggerichte  keine 
bestimmte  Urteileranzahl  aufweist,  so  darf  man  wohl  an- 
nehmen, daß  hinsichtlich  der  Anzahl  der  Urteiler  die  nor- 
wegischen Privatgerichte  den  nächsten  Anknüpfungspunkt 
für  die  isländischen  Thinggerichte  abgegeben  haben.  Auf 
den  isländischen  Frühjahrsthingen  war  die  Zahl  der  Urteiler 
nun  36,  indem  jeder  der  drei  zu  dem  Thing  gehörigen 
Goden  zwölf  Urteiler  ernannte.  Auf  dem  Allthing  betrug 
die  Urteilerzahl  nach  Konrad  Maurer  gleichfalls  36,  nach 
Finsen  aber  nur  9^).  Ich  halte  in  diesem  Punkte  die 
von  Finsen  angeführten  Gründe  für  die  stärkeren.  Der 
Hauptgrund  für  Maurers  Anschauung,  daß  das  übergeordnete 


*)  vgl.  Finsen  in  Aarbocer  for  nordi'k  Oldkyndir'lied  og  Historie 
1849  S.  163  und  1873  S.  174  und  Maurer,  die  Entstehung  des  Is- 
läiidisclien  Staats  und  seiner  Venassuuj^,  München  lHi'6  S.  177- — 178 
und  Queilenzeugnisse  über  das  erste  Landrecht  und  die  Ordnung  der 
Bezirksverfassung  auf  Island  in  den  Abhandlungen  der  Münchener 
Akademie  der  Wissenschaften,  philol.-philos.  Kl.,  Bd.  XII,  Abt.  I, 
S.  80—81  und  S.  100—101. 
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Gericht  nicht  weniger  zahh-eich  hätte  besetzt  sein  können 
als  das  imterg-eordnete,  steht  mit  der  hier  zu  behandelnden 
Funktion  der  Urteiler  überhaupt  im  engsten  Zusammenhang 
und  wird  ein  gut  Teil  seines  Gewichtes  verlieren,  wenn 
die  Resultate  der  vorliegenden  Abhandlung  richtig  sind. 
Sprechen  aber  überwiegende  Gründe  dafür,  daß  in  den 
Viertelgerichten  auf  dem  Allthing  nur  neun  Urteiler  saßen 
und  ist  weiter  anzunehmen,  daß  die  isländischen  Thing- 
gerichte mit  den  norwegischen  Privatgerichten  im  nahen  Zu- 
sammenhang stehen,  so  ergibt  sich  damit  eine  weitere 
Variation  in  der  Urteileranzahl  der  norwegischen  Privat- 
gerichte, bezw.  der  Gerichte,  die  auf  sie  zurückgehen.  Noch 
andere  Zahlen  finden  wir  in  den  allerdings  nur  einen  kleinen 
Wirkungskreis  besitzenden  isländischen  Privatgerichten;  hier 
begnügt  man  sich,  anscheinend  wegen  der  geringeren  Be- 
deutung dieser  Gerichte,  zum  Teil  mit  der  Hälfte  der 
Normalzahl  Zwölf,  so  z.  B.  im  Wiesengericht  (Kgb.  II  S.  85) 
und  im  Gemeindegericht  (hreppadömr  Kgb.  II  S.  175).  Aus 
dem  Angeführten  ergibt  sich  für  die  Zahl  der  Urteiler  der 
Priva'gerichte  etwa  folgende  Auffassung:  Zwölf  galt  als 
Normalzahl  der  Urteiler,  wie  es  überhaupt  Normalzahl  war. 
Das  spricht  sich  darin  aus,  daß  alle  uns  überlieferten  Privat- 
gerichte m  irgend  welcher  Weise  auf  die  Zahl  zwölf  zurück- 
gehen, imd  daß  in  Fr.  X.  13  das  Urteil  des  Privatgerichts 
geradezu  als  Zwölfmännerurteil  bezeichnet  wird  (En  hvar 
er  madr  ryfr  XII  manna  döm).  Es  war  aber  gleichgültig,  in 
welcher  Weise  diese  Zahl  der  Anzahl  der  Urteiler  zu 
gründe  gelegt  wurde,  ob  als  Zahl  des  fertigen  Gerichts  wie 
nach  Gul.  und  zum  Teil  nach  Fr.,  oder  als  Zahl  der  das 
Gericht  bildenden  Bestandteile,  d.  h.  der  beiden  Gerichts- 
seiten, oder  der  aus  je  einem  Bezirk  oder  der  von  je  einem 
Goden  zu  ernennenden  Urteiler.  Man  war  also  nicht  gleich- 
gültig gegen  die  Zahl  als  solche,  aber  man  hielt  es  für 
gleichgültig,  was  bei  der  Zusammensetzung  des  Gerichts  als 
grundlegende  Einheit  angenommen  wurde.  Da  nun  die 
Zahl  zwölf  höchstwahrscheinlich  zugleich  eine  rituelle  Be- 
deutung hatte  und  das  religiöse  Moment  im  germanischen 
Recht  in  mancherlei  Beziehung  eine  nicht  unerhebliche 
Rolle  spielte,  so  darf  man  wohl  die  Vermutung  wagen,  daß 
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es  lediglich  religiöse  Momente  waren,  die  für  die  Fixierung 
der  Anzahl  der  Urteiler  maßgebend  waren,  daß  man  hin- 
gegen nicht  daran  dachte,  durch  eine  mögliclist  gleichmäßige 
Besetzung  der  Gerichte  eine  Garantie  für  eine  gleichmäßige 
Qualität  der  Urteile  zu  schaffen.  Daß  aber  gerade  dieses 
letztere  Moment  im  altnorwegischen  Recht  so  ganz  entfällt, 
bildet  entschieden  ein  Unterscheidungsmoment  zwischen  jener 
Zeit  und  der  Jetztzeil,  da  man  heutzutage  gerade  die  gleich- 
mäßige Besetzung  als  einen  für  die  zweckentsprechende 
Funktion  der  Gerichte  recht  erheblichen  Faktor  anzusehen 
gewohnt  ist. 

Erheblich  wichtiger  allerdings  erscheinen  uns  die  Garan- 
tien, die  sich  aus  der  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  er- 
geben; in  unsern  modernen  Gesetzen  sind  mit  der  größten 
Sorgfalt  die  Personen  bezeichnet,  die  das  einzelne  er- 
kennende Gericht  zusammensetzen,  ist  genau  die  Zeit  an- 
gegeben, zu  der  es  geschehen  muß,  und  das  Verfahren  vor- 
geschrieben, das  dabei  einzuhalten  ist.  Der  Zweck  dieser 
^faßregeln  ist  die  Erzielung  möglichster  Unparteilichkeit 
des  erkennenden  Gerichts.  Wir  werden  nunmehr  ins  Auge 
zu  fassen  haben,  ob  wir  im  altnorwegischen  Recht  ent- 
sprechende Verhältnisse  vorfinden,  und  ob  man  hier  also  einen 
gleichen  Wert  auf  die  Unparteilichkeit  des  Gerichts  legte. 
Da  finden  wir  zunächst  eine  nicht  unerhebliche  Differenz 
hinsichtlich  der  Besetzung  des  Privatgerichts  im  Falle  der 
Kontumaz.  Wenn  der  Beklagte  die  Mitwirkung  bei  Be- 
setzung des  Privatgerichts  versprochen  hat,  sein  Versprechen 
aber  nicht  oder  nur  unvollkommen  hält,  dann  soll  nach 
Gul.  269  die  klägerische  Gerichtsseite  zur  Fällung  des  Ur- 
teils genügen,  nach  F.  X.  11  hingegen  soll  der  Kläger  noch 
weitere  sechs  Urteiler  an  Stelle  des  Beklagten  ernennen. 
Man  könnte  nun  vielleicht  an  eine  Differenz  der  beiden 
Thingverbände  denken;  allein  wir  haben  in  den  Urkunden 
einen  Fall  (D.  N.  III.  122)  gefunden,  der  gerade  im  Gebiet 
des  Gulathings  spielt,  und  in  dem  das  Verfahren  genau  das 
in  F.  L.  X.  11  vorgeschriebene  ist.  Nun  liegt  allerdings  das 
Gesetzbuch  des  Königs  Magnus  des  Gesetzesbesserers  da- 
zwischen; dasselbe  enthält  aber  keinerlei  Bestimmungen 
über  den  vorliegenden  Fall,  und  da  wir  die  moderne  Theorie 
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über  die  g-esetzliche  Regelung  einer  ganzen  Materie  wohl 
kaum  auf  jene  Zeiten  übertragen  können,  so  werden  wir 
davon  auszugehen  haben,  daß  man  in  dem  fraglichen  Falle 
das  von  alters  her  übliche  Recht  habe  zur  Anwendung 
bringen  wollen.  Dann  aber  ergibt  sich,  daß  man  für  ein 
und  denselben  Fall  der  Kontumaz  des  Beklagten  ein 
prmzipiell  grundverschiedenes  Verfahren  bei  der  Besetzung 
des  Gerichts  zur  Anwendung  brachte,  daß  man  also  in 
diesem  Punkte  ein  streng  durchgeführtes  Prinzip  nicht  be- 
obachtete. 

Weiteres  Material  gewährt  uns  die  Behandlung  des  viel 
umstrittenen  skiladömr,  den  wir  hier  aber  lediglich  hin- 
sichthch  seiner  Zusammensetzung  und  Funktion  ins  Auge 
zu  fassen  haben.  Die  drei  hier  interessierenden  Fälle,  in 
denen  er  erwähnt  wird,  sind  Gul.  266.  Fr.  X.  11 — 15,  und 
Fr.  Xn.  8.  Wir  beginnen  mit  Gul.  266.  Hertzberg,  Grund- 
traekkerne  i  den  seldste  norske  proces  (Kristiania  1874), 
S.  23  nimmt  an.  daß  das  erste  und  zweite  Gericht  in  Gul.  266 
aus  je  zwölf  Urteilern  bestanden  hätte  und  daß  das  dritte 
Gericht  eine  Kombination  des  ersten  und  zweiten  Gerichts 
gewesen  sei,  sodaß  in  dem  dritten  Gericht  die  Urteiler  des 
ersten  und  die  des  zweiten  Gerichts  gegeneinander  zu 
wetten  gehabt  hätten.  Er  stützt  diese  Auffassung  ins- 
besondere auf  die  parallele  Stelle  in  der  Fr.  (X  15),  wo  das 
dritte  Gericht  aus  zweimal  zwölf  Urteilern  zusammen- 
gesetzt ist.  Daß  im  Gul,  266  das  dritte  Gericht  mit  nur 
zwölf  Urteilern  besetzt  ist,  sucht  er  dadurch  zu  erklären, 
daß  die  Parteien  aus  den  ersten  beiden  Gerichten  je  sechs 
Urteiler  für  das  dritte  Gericht  ausgewählt  hätten.  Maurer 
hingegen  spricht  sich  in  der  Kritischen  Vierteljahrsschrift 
bei  Gelegenheit  der  Besprechung  des  genannten  Hertzberg- 
schen  Buches  (Bd.  18  S.  46)  dahin  aus,  daß  im  skiladömr 
jene  zwölf  Urteiler  gesessen  zu  haben  schienen,  die  auch 
das  erste  und  das  zweite  Gericht  gebildet  hätten.  Danach 
nimmt  er  also  an,  daß  in  allen  drei  Gerichten  ein  Wechsel 
der  Urteiler  nicht  stattfand.  Es  scheint  mir,  daß  über- 
wiegende Gründe,  für  die  Ansicht  Maurers  sprechen.  Zu- 
nächst wäre  es  wohl  nicht  unerwähnt  geblieben,  wenn  der 
zweite  Termin  mit  der  Besetzung  eines  neuen  Gerichts  be- 
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gönnen  hätte,  und  der  dritte  Termin  mit  einer  Auswahl  aus 
den  Urteilern  der  beiden  ersten  Gerichte.  Zweitens  wäre 
es  doch  ein  wenig*  zweckmäßiges  Verfahren,  jeder  Hälfte 
des  endgültig  urteilenden  Gerichts  nur  einen  Teil  des  Pro- 
zesses vorzuführen.  Wichtiger  jedoch  ist  es,  daß  die  Aus- 
drucksweise der  Quellen  unmittelbar  auf  die  hier  vertretene 
Auffassung  hindeutet.  Die  Worte:  „En  ef  {)eir  vilja  hafa 
XII  J)egna  dom.  VI.  af  hvärstveggja  hendi,"  die  sich  beim 
dritten  Gericht  vorfinden,  lassen  sich  doch  wohl  nur  dahin 
verstehen,  daß  die  beiden  Parteien  eben  das  Zwölfergericht 
schon  von  vornherein,  d.  h.  zum  ersten  Termin  haben 
wollen,  um  das  es  sich  auch  hier  noch  handelt.  Ferner  aber 
kann  sich  der  Ausdruck  „sechs  von  Seiten  einer  jeden  der 
beiden  Parteien"  nicht  auf  Urteiler  beziehen,  die  in  je 
einem  zu  Gunsten  einer  jeden  der  Parteien  urteilenden  Ge- 
richt gesessen  haben,  sondern  nur  auf  Urteiler,  die  von 
oder  eventuell  für  eine  Partei  in  das  Gericht  ernannt  sind. 
Ziehen  wir  die  Fr.  zum  Vergleich  heran,  so  liegt  Fr.  X.  15 
die  Sache  insofern  erheblich  anders,  als  das  erste  Gericht 
infolge  der  Kontumaz  des  Beklagten  ledighch  vom  Kläger 
besetzt  ist.  Da  muß  natürlich,  um  das  Gleichgewicht  wieder- 
herzustellen, im  zweiten  Gericht  der  Beklagte  gleichfalls 
zwölf  Urteiler  ernennen.  Daß  man  keinerlei  Versuche  macht, 
das  dritte  Gericht  wieder  auf  die  Zahl  Zwölf  zurückzuführen, 
erklärt  sich  aus  der  schon  oben  gedachten  Gleichgültigkeit 
gegenüber  der  Anzahl  der  Urteiler.  Man  konnte  aber  auch 
hier  das  erste  und  das  zweite  Gericht  als  die  beiden  Seiten 
des  dritten  Gerichts  auffassen,  weil  das  erste  lediglich  vom 
Kläger  und  das  zweite  lediglich  vom  Beklagten  ernannt  war, 
und  also  die  Gegensätze  der  Ernennung  mit  den  Gegen- 
sätzen der  beiden  Gerichte  zusammenfielen.  Daß  aber  ein 
Vierundzwanzigergericht  nicht  notwendig  aus  der  Zusammen- 
setzung zweier  Zwölfergerichte  entstand,  ergibt  sich  aus 
F.  L.  XII.  8.  Hier  sitzen  im  letzten  Gericht  zweifellos 
24  Urteiler.  Im  vorletzten  wird  nur  der  Kläger  als  er- 
schienen angenommen.  Nur  im  drittletzten  Gericht  kann 
also  eine  Urteilerernennung  seitens  beider  Parteien  erfolgt 
sein,  was  sich  überdies  auch  daraus  ergibt,  daß  nach  aus- 
drücklicher   Bestimmung    der    Beklagte    nach    der    Urteiler- 
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ernennung  im  drittletzten  Termin  aus  dem  Prozeß  aus- 
scheidet. Da  nun  nicht  anzunehmen  ist,  daß  im  ersten 
Tennin  eines  neuen  Verfahrens  der  Beklagte  allein  Urteiler 
ernennt,  da  aber  im  zweiten  Termin  eine  Urteilerernennung 
von  seiner  Seite  nicht  mehr  möglich  ist,  so  wird  man  mit 
logischer  Notwendigkeit  zu  der  Annahme  gedrängt,  daß  gleich 
im  ersten  d.  h.  im  drittletzten  Termin  je  zwölf  Urteiler  von 
jeder  Partei  ernannt  werden.  Darf  man  eine  Vermutung  aus- 
sprechen, warum  hier  zwölf  Urteiler  von  jeder  Partei  er- 
nannt werden  sollen,  so  ließe  sich  vielleicht  folgendes  sagen. 
In  Fr.  XII.  8  wird  symbolisch  der  Fall  angedeutet,  daß  die 
beklagtischen  Urteiler  abweichender  Ansicht  sind,  indem 
ihnen  die  klägerischen  Urteiler  eine  Wette  anbieten.  Das 
Urteil  stützt  sich  also  der  Form  nach  lediglich  auf  die  vom 
Kläger  ernannten  Urteiler.  Nun  legt  aber  anscheinend 
gerade  die  Fr.  Wert  darauf,  daß  jedes  Urteil  mindestens 
ein  Zwölf männerurteil  war  (cf.  X.  13),  während  nach  Gul.  269 
jede  Gerichtsseite,  auch  wenn  sie  schwächer  besetzt  war, 
ein  vollgewichtiges  Urteil  fällen  konnte.  Das  dürfte  es  er- 
klären, weshalb  man  hier  in  der  Fr.  ein  auf  beiden  Seiten  mit 
zwölf,  im  ganzen  also  mit  24  Urteilern  besetztes  Gericht 
zur  Anwendung  brachte.  Es  ergibt  sich  aber  für  F.  L.  X.  15 
aus  der  Analogie  von  F.  L.  XII.  8,  daß  auch  in  F.  L.  X.  15 
die  zweimal  zwölf  Urteiler  nicht  sowohl  als  Urteiler  der 
beiden  ersten  Gerichte,  als  vielmehr  als  vom  Kläger  und 
vom  Beklagten  ernannte  Urteiler  aufzufassen  sind.  Daraus 
ergibt  sich  aber  weiter,  daß  aus  F.  L.  X.  15  sich  keinerlei 
Konsequenzen  zu  Gunsten  der  Ansicht  Hertzbergs  ziehen 
lassen. 

Der  wichtigste  Einwand  gegen  Hertzbergs  Ansicht 
scheint  mir  jedoch  zu  sein,  daß  sich  aus  derselben  gar  nicht 
erklären  läßt,  warum  die  beiden  Gerichtsseiten  gegen  ein- 
ander stimmen.  Das  Moment,  nach  dem  sie  ihre  Entschei- 
dung zu  treffen  haben,  ist  in  Gul.  266  klar  und  deutlich 
angegeben.  Wenn  der  Beklagte  mehr  Zeugen  für  sich  hat^ 
so  soll  zu  seinen  Gunsten  entschieden  werden,  im  andern 
Falle  aber  zu  Gunsten  des  Klägers.  Diese  Vorschrift  ist 
einfach  und  leicht  zu  befolgen.  Was  soll  nun  gerade  die 
Urteiler  des  ersten  Gerichts  veranlassen,  durchaus  zu  Gunsten 
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des  Klägers  zu  stimmen,  und  die  des  zweiten,  durchaus  zu 
Gunsten  des  Beklagten?  Nach  Hertzbergs  Auffassung  haben 
sie  allerdings  nur  die  Zeugen  einer  Partei  gesehen;  aber 
wenn  sie  nicht  trotzdem  auch  die  Zeugen  der  andern  Partei 
berücksichtigen,  so  steht  für  sie  eine  Wettsumme  von  2  Ör 
und  eine  Strafe  von  3  Ör  auf  dem  Spiele;  das  dürfte  immer- 
hin ein  genügender  Ansporn  sein,  auch  die  Zeugen  der  Gegen- 
seite in  Rechnung  zu  ziehen.  Gerade  wo  für  die  Urteiler 
ein  nicht  unerheblicher  Verlust  im  Falle  eines  falschen  Ur- 
teils in  Frage  kommt,  werden  erheblichere  Gründe  für  eine 
Meinungsverschiedenheit  vorhanden  gewesen  sein  müssen. 
Wird  man  doch  jedenfalls  davon  ausgehen  dürfen,  daß  eine 
solche  Meinungsverschiedenheit  wirklich  praktisch  war,  und 
daß  der  Verfasser  des  Rechtsbuches  sich  nicht  mit  imaginären 
Möglichkeiten  befaßte.  Eine  Erklärung  für  die  Meinungs- 
verschiedenheit gewinnen  wir  aber  sehr  leicht,  wenn  wir 
annehmen,  daß  jede  der  beiden  Gerichtsseiten  von  einer 
andern  Partei  ernannt  war.  Die  Partei  hatte  es  in  der 
Hand,  nur  die  ihr  günstigen  Urteiler  in  das  Gericht  zu 
bringen.  Es  ist  in  Gul.  37  und  260  und  in  Fr.  X.  14 
ledigMch  verboten,  die  nächsten  Verwandten  in  das  Gericht 
zu  ernennen;  im  übrigen  hatte  jede  Partei  volle  Freiheit, 
ihre  Parteigänger  zu  Urteilern  zu  machen.  Daß  aber  der 
Einzelne  tatsächlich  genug  Anhänger  besaß,  und  daß  diese 
regelmäßig  auch  bereit  waren,  mit  ihm  durch  dick  und 
dünn  zu  gehen,  das  zeigen  zahlreiche  Berichte  isländischer 
Sagen;  diese  beziehen  sich  allerdings  größtenteils  zunächst 
auf  isländische  Verhältnisse,  aber  gerade  in  diesem  Punkte 
liegt  keinerlei  Anlaß  vor,  einen  Unterschied  zwischen  islän- 
dischen und  norwegischen  Verhältnissen  anzunehmen;  außer- 
dem lassen  die  Sagen  in  diesem  Punkte  aber  auch  über 
norwegische  Verhältnisse  keinen  Zweifel,  wie  es  sich  aus 
einem  gleich  zu  erwähnenden  Falle  ergeben  wird.  Nehmen 
wir  nun  an,  daß  auf  jeder  Seite  ausgesprochene  Anhänger 
einer  der  beiden  Parteien  saßen,  so  haben  wir  einen  völlig 
ausreichenden  Grund  für  eine  Meinungsverschiedenheit 
zwischen  den  beiden  Gerichtsseiten.  Andrerseits  liefert 
Gul.  266  eben  gerade  einen  Beleg  dafür,  daß  man  mit  er- 
heblichen  Meinungsverschiedenheiten  unter  den  Urteilern  zu 


Das  Urteil  im  altnorwegischen  Recht.  27 

rechnen  hatte,  selbst  wenn  es  galt,  einfache  und  klare  Rechts- 
vorschriften zur  Anwendung  zu  bringen,  und  zwar  Meinungs- 
verschiedenheiten, die  lediglich  auf  der  verschiedenen  Stellung 
der  Urteiler  zu  den  Parteien  beruhten. 

Erweist  sich  danach  die  Ansicht,  daß  alle  drei  Gerichte 
mit  denselben  Urteilem  besetzt  waren,  als  die  begründetere, 
so  hat  doch  auch  diese  Ansicht  mit  einer  Sch%nerigkeit  zu 
kämpfen.  Man  pflegt  anzunehmen,  daß  ursprünglich  im 
germanischen  Recht  zum  Zustandekommen  eines  Urteils 
Einstimmigkeit  erforderlich  gewesen  sei.  Im  skiladömr 
bedarf  es  nun  aber  nach  Gul.  266  nicht  der  Einstimmigkeit, 
sondern  es  genügt  einfache  Majorität.  Es  wäre  auffallend, 
wenn  in  diesen  mutmaßlich  uralten  Privatgerichten  eine 
wirkliche  Abweichung  von  dem  wahrscheinlich  gleichfalls 
uralten  Prinzip  der  Einstimmigkeit  zu  Gunsten  des  Majoritäts- 
prinzips vorliegen  sollte.  Dieses  auffallende  Resultat  wird 
nun  vermieden,  wenn  man  jede  der  beiden  Gerichtsseiten 
als  etwas  Selbständiges  ansieht.  Es  ist  an  sich  schon 
nicht  wahrscheinlich,  daß  die  beiden  Gerichtsseiten,  die  aus 
den  Anhängern  zweier  mit  einander  verfeindeter  Parteien 
bestanden,  mit  einander  in  eine  Beratung  eingetreten  wären, 
zumal  die  Prozesse  damals  noch  viel  mehr  als  heutzutage 
mit  Einsetzung  der  ganzen  Persönlichkeit  geführt  wurden 
und  infolgedessen  eine  viel  tiefer  gehende  Feindschaft 
z\Nischen  den  Parteien  und  entsprechend  auch  zwischen  den 
Anhängern  der  Parteien  hervorriefen.  Es  wäre  demnach 
anzunehmen,  daß  jede  Gerichtsseite  ihr  eigenes  Urteil  ab- 
gab. Ergab  sich  dann  auf  einer  Seite  keine  Einstimmigkeit, 
so  kam  auf  dieser  Seite  ein  Urteil  nicht  zustande,  und  die 
Folge  war,  daß  das  Urteil  der  Gegenseite  als  das  einzig 
vorhandene  durchschlug.  Dieses  Resultat  \\-ird  dadurch  im 
hohen  Grade  wahrscheinlich  gemacht,  daß  in  mehreren 
Fällen  nur  die  eine  Seite  des  Gerichts  zum  Urteil  kommt 
und  dieses  Urteil  dann  doch  als  vollwirksam  behandelt  wird. 
Dieser  Fall  liegt  zunächst  ganz  deutlich  in  Gul.  269  vor. 
wo  der  Beklagte  zwar  die  Mitwirkung  bei  der  Besetzung 
des  Privatgerichts  versprochen,  sein  Versprechen  aber  nicht 
erfüllt  hat.  In  diesem  Falle  urteilen  lediglich  die  vom 
Kläger  eingesetzten  Urteiler  über  dessen  Anspruch,  und  ihr 
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Urteil  gilt  als  genügend.  In  ähnlicher  Weise  urteilen  auch 
in  Fr.  XII.  8  lediglich  die  zwölf  vom  Kläger  eingesetzten 
Urteiler;  daß  hier  die  vom  beklagtischen  Pächter  eingesetzten 
nicht  mit  urteilen,  ergibt  sich  daraus,  daß  die  klägerischen 
Urteiler  ihnen  eine  Wette  über  die  Richtigkeit  ihres  Urteils 
anbieten  sollen,  was  doch  wohl  kaum  möglich  wäre,  wenn 
sie  sich  ihrem  Urteil  angeschlossen  hätten;  daß  sie  sich  aber 
auch  nicht  im  entgegengesetzten  Sinne  ausgesprochen  haben, 
ergibt  sich  daraus,  daß  das  Angebot  der  Wette  nur  als 
Formsache  behandelt  wird.  Verwandt  liegt  die  Sache  auch 
in  Fr.  X.  11  und  12,  insofern  es  auch  hier  lediglich  vom 
Kläger  ernannte  Urteiler  sind,  die  über  den  klägerischen 
Anspruch  entscheiden,  wenngleich  hier  die  Hälfte  der  Ur- 
teiler an  Stelle  der  fehlenden  beklagtischen  Urteiler  ernannt 
ist.  Nun  nimmt  allerdings  Hertzberg,  G  rundtraekkerne  S.  19 
an,  daß  der  Beklagte  schon  vor  dem  Termin  sechs  Urteiler 
ernannt  habe,  die  sich  eingefunden  hätten,  ohne  daß  der 
Beklagte  selbst  erschienen  wäre,  und  die  dann  von  dem 
Kläger  in  das  Gericht  eingesetzt  wären.  Er  ist  zu  dieser 
Auffassung  wohl  hauptsächlich  durch  den  Schlußsatz  in 
Fr.  X.  11  veranlaßt.  Wir  haben  oben  im  §  2  Seite  16  in 
der  Anmerkung  bereits  zwei  verschiedene  Möglichkeiten  der 
Auslegung  dieses  Schlußsatzes  angegeben;  wenn  nur  eine 
der  beiden  als  zulässig  anzusehen  ist,  so  ist  damit  eine  Be- 
nutzung der  Stelle  zu  Gunsten  der  Ansicht  Hertzbergs  aus- 
geschlossen. Im.  übrigen  aber  sprechen  doch  auch  man- 
cherlei Gründe  gegen  die  Ansicht  Hertzbergs.  Wenn  die 
Urteiler  schon  vor  dem  Termin  zu  ernennen  waren,  so 
konnte  diese  Ernennung  nur  ein  streng  foraieller  Akt  sein, 
ein  solcher  aber  wäre  sicherlich  nicht  unerwähnt  geblieben, 
zumal  es  auch  wohl  schwerlich  zu  vermeiden  gewesen  wäre, 
die  Gegenpartei  bei  der  Ernennung  zuzuziehen,  wenn  sie, 
wie  Hertzberg  es  annimmt,  nachher  in  der  Lage  sein  sollte, 
auf  Grund  dieser  Ernennung  ihrerseits  das  Gericht  zu  be- 
setzen. Sodann  aber  war  es  doch  sicherlich  ein  äußerst 
seltener  Fall,  daß  die  Partei  selbst  nicht  erschien,  wohl 
aber  die  von  ihr  ernannten  Urteiler;  wenn  der  Beklagte 
Veranlassung  zu  haben  glaubte,  selbst  nicht  zu  erscheinen, 
so    hatte    er    regelmäßig    auch    wohl    keinen    Anlaß,    seine 
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Urteiler  zum  Termin  zu  entsenden.  Schließlich  dürfte  doch 
auch  die  Analogie  von  Gul.  269  in  Rechnung-  zu  ziehen 
sein;  noch  mehr  aber  die  Analogie  der  im  D.  N,  HI.  122 
abgedruckten  Urkunde:  hier  ist  der  Vorgang  durchaus  den 
Vorschriften  von  Fr.  X.  11  entsprechend:  und  hier  sind 
offenbar  die  zweiten  sechs  Urteiler,  die  der  Kläger  in  das 
Gericht  ernenn*,  nicht  vom  Beklagten  vorher  ausg-ewählt. 
Ein  weiterer  Anhaltspunkt  für  die  Selbständigkeit  der  beiden 
Urteilsseiten  dürfte  es  sein,  wenn  in  Gul.  37  die  von  einer 
Partei  ernannte  Urteilsseite  geradezu  als  sein  Gericht  (sinn 
dömr)  bezeichnet  wird.  Schließlich  aber  gewährt  Gul.  37 
auch  noch  einen  andern  Anhaltspunkt.  Fast  an  allen  Stellen, 
wo  vom  Privatgericht  ausfülirlicher  die  Rede  ist  (Gul.  37 
und  266  und  Fr.  X.  15),  wird  gesagt,  daß,  wenn  sich  auch 
nur  ein  Urteiler  einer  Seite  erhebt,  seine  Partei  als  unter- 
legen gilt.  Soweit  sich  diese  Vorschrift  für  das  dritte  Ge- 
richt findet,  ließe  sie  sich  vielleicht  aus  dem  Gegensatz  der 
beiden  ersten  Gerichte  oder  aber  daraus  erklären,  daß  nun 
das  der  andern  Partei  günstige  Urteil  die  Majorität  erlangt 
hät.e.  Diese  Erklärungen  passen  also  vielleicht  auf  Gul.  266 
und  Fr.  X.  15,  nicht  aber  auf  Gul.  37.  Hier  ist  von  vorn- 
herein nur  von  einem  Gericht  die  Rede;  der  dort  behan- 
delte Prozeß  verträgt  auch  schlechterdings  nicht  eine  Ver- 
handlung in  drei  verschiedenen  Terminen.  Und  doch  findet 
sich  auch  hier  dasselbe  Verbot  für  die  Urteiler,  sich  nicht 
von  ihren  Plä'zen  zu  erheben,  und  auch  dieselbe  Androhung 
des  Prozeßverlustes,  die  sich  hier  ganz  unzweifelhaft  nur 
auf  die  Partei  beziehen  kann,  die  den  Urteiler  ernannt  hat. 
Erklären  läßt  sich  diese  Vorschrift  nur  aus  einer  weitgehenden 
Selbständigkeit  einer  jeden  Urteilsseite.  Wäre  das  Privat- 
gericht als  ein  Ganzes  aufgefaßt,  so  würde  durch  das  Auf- 
stehen eines  Urteilers  ein  weiteres  Funktionieren  des  ganzen 
Gerichts  unmöglich  gemacht;  in  der  Tat  wird  aber  nur  die 
eine  Gerichtsseite  lahm  gelegt,  und  die  Folge  ist,  daß  die 
Partei,  die  diese  Gerichtsseite  ernannt  hat,  unterliegt,  weil 
es  ihr  an  der  nötigen  Vertretung  im  Privatgericht  fehlt. 
Man  wird  annehmen  dürfen,  daß  das  völlig  gleich  geartete 
Verbot  in  Gul.  266  und  Fr.  X.  15  auch  aus  denselben  Mo- 
tiven  wie   in    Gul.   37    entsprungen    ist.    Damit    haben   wir 
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zugleich  einen  weiteren  Anhaltspunkt  dafür  gefunden,  daß  es 
sowohl  in  Gul.  266  wie  in  Fr.  X.  15  der  Gegensatz  der  Ernen- 
nung, und  nicht  der  des  ersten  und  zweiten  Gerichts  ist,  der  in 
der  Wette  zum  Ausdruck  kommt.  Und  wenn  es  in  Fr.  X.  15 
heißt:  En  ef  madr  ris  ör  dömi  annarstveggja.  {)ä  er  dömr 
ünytr,  so  bedeutet  dömr  demnach  auch  hier  nicht  sowohl  das 
erste  oder  zweite  Gericht,  als  vielmehr  die  Gerichtsseite  des 
dritten  Gerichts. 

Die  Annahme  der  Selbständigkeit  der  beiden  Gerichts- 
seiten löst  aber  auch  noch  eine  weitere  Schwierigkeit,  mit 
der  die  hier  vertretene  Ansicht  sich  auseinanderzusetzen  hat. 
Wenn  die  drei  Gerichte  identisch  sind,  so  versteht  man  zu- 
nächst nicht  recht,  wie  in  Gul.  266  dieselben  Urteiler  im 
ersten  Termin  dem  Kläger  das  umstrittene  Land  zusprechen 
und  im  dritten  Termin  über  diesen  Punkt  sich  in  der  leb- 
haftesten Meinungsverschiedenheit  befinden  können.  Warum, 
so  könnte  man  fragen,  weigern  sich  denn  nicht  gleich  im 
ersten  Termin  die  beklagtischen  Urteiler,  zu  dem  dem  Kläger 
günstigen  Votum  ihre  Zustimmung  zu  geben?  Die  Erklärung 
dürfte  darin  zu  finden  sein,  daß  die  Fällung  des  dem  Kläger 
günstigen  Urteils  entweder  allein  oder  doch  in  erster  Linie 
den  klägerischen  Urteilern  oblag.  Der  Vorgang  bei  der 
Fällung  des  Urteils  des  Privatgerichts  ist  für  uns  allerdings 
ziemlich  in  Dunkel  gehüllt,  und  die  Schwierigkeiten  sind 
für  uns  besonders  erhebliche,  weil  wir  von  den  uns  ge- 
läufigen Anschauungen,  die  uns  nur  zu  leicht  als  allgemein 
maßgebliche  erscheinen,  möglichst  absehen  müssen.  Sollte 
nun  die  Annahme,  daß  nur  die  klägerischen  Urteiler  bei  der 
Urteilsfällung  im  ersten  Gericht  mitwirkten,  als  zu  weit  ge- 
gangen und  zu  wenig  begründet  erscheinen,  so  kann  man 
sich  doch  den  Vorgang  etwa  derartig  vorstellen:  die  Fällung 
des  Urteils  war  höchstwahrscheinlich  wie  alle  Prozeßhand- 
lungen ein  streng  formaler  Akt;  dafür  spricht  einmal  die 
Analogie  der  sonstigen  Prozeßhandlungen  und  sodann  die 
Analogie  des  isländischen  Rechts,  wo  in  jedem  Gericht 
einer  der  Urteiler  eigens  zum  Aufsagen  des  Urteils  be- 
stellt wird  und  auch  für  das  Aufsagen  des  Urteils  ein 
Formular  gegeben  wird.  Der  eigentlich  maßgebende  Akt 
bei    der    Fällung    des    Urteils    war    demnach    Sache    eines 
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Einzelnen.  Nun  ist  es  aber  durcliaus  wahrscheinlich,  daß 
dieser  formelle  Akt  nur  durch  einen  andern  formellen  Akt 
in  seiner  Wirksamkeit  beeinträchtigt  werden  konnte.  War 
aber  das  Aufsagen  des  Urteils  zu  Gunsten  des  Klägers  Sache 
eines  der  von  ihm  ernannten  Urteiler.  wofür  wir  eine  gleich 
zu  erwähnende  Analogie  im  isländischen  Recht  vorfinden, 
so  war  umgekehrt  das  Aufsagen  eines  Urteils  zu  Gunsten 
des  Beklagten  Sache  eines  der  vom  Beklagten  ernannten 
Urteiler.  Zu  einem  solchen  Akt  waren  jedoch  die  letzteren 
am  Ende  des  ersten  Termins  noch  gar  nicht  in  der  Lage, 
weil  der  Beklagte  noch  gar  nicht  zum  W^ort  gekommen  war 
und  es  demnach  an  jeder  Grundlage  für  ein  dem  Beklagten 
günstiges  Urteil  fehlte.  Die  beklagtischen  Urteiler  waren 
also  nicht  in  der  Lage,  dem  von  einem  klägerischen  Urteiler 
aufgesagten  Urteil  ihrerseits  ein  Urteil  entgegenzusetzen,  und 
es  mußte  deshalb  bei  dem  zu  Gunsten  des  Klägers  aufgesagten 
Urteil  sein  Bewenden    haben. 

So  zeigt  uns  die  Verfassung  der  altnorwegischen  Privat- 
gerichte, daß  man  sich  eventuell  nicht  scheute,  ein  lediglich 
vom  Kläger  nach  Maßgabe  seiner  Interessen  besetztes  Ge- 
richt zur  Entscheidung  des  Prozeßes  zu  verwenden,  und  daß 
man  irgend  welche  Garantien  für  die  Unparteilichkeit  des 
Gerichts,  abgesehen  von  dem  Ausschluß  der  nächsten  Ver- 
wandten, nicht  für  erforderlich  hielt.  Die  gewonnenen 
Resultate  werden  bestätigt  durch  die  Beschreibung  des 
schon  oben  gedachten  Prozeßes  in  der  Eigla.  Die  hier 
in  Frage  kommenden  Worte  lauten:  Enn  fyrir  innar  i  hrin- 
ginum  satu  dömendr  tölf  ör  Firdafylki.  ok  tölf  ör  Sygnafylki, 
tölf  ör  Hördafylki.  {)3er  {)rennar  tylftir  manna  skyldu  |)ar 
doema  um  mal  manna.  Arinbjörn  red  {)oi,  hverir  dömendr 
vöru  ör  Firdafylki.  Enn  |)ördr  af  Aurlandi,  hverir  ör  Sogni 
vöru.  Vöru  {)eir  alMr  einslids.  Diese  Worte  lassen  sich 
bei  unbefangener  Auffassung  nur  dahin  verstehen,  daß  das 
ganze  Gericht  von  Egil,  bezw.  seinen  Anhängern  besetzt 
war.  Arinbjörn  und  {>ördr  waren  Anliänger  des  Egil,  die 
ihm  zu  seiner  Unterstützung  zum  Thing  gefolgt  waren.  Die 
natürlichste  Auffassung  der  obigen  Worte  aber  ist  die,  daß 
Arinbjörn  die  Ernennung  der  Urteiler  aus  dem  Firdafylk 
und  {)ördr  diejenige  der  Urteiler  aus  Sogn  in  ihrer  Eigen- 
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Schaft  als  Freunde  des  Egil  besorgten;  für  die  Annahme, 
daß  sie  etwa  zufällig  kraft  ihrer  amtlichen  Stellung  zur  Er- 
nennung der  Urteiler  berufen  waren,  fehlt  es  doch  an  jedem 
Anhaltspunkt.  Daß  der  Gegner  etwa  ein  Drittel  der  Urteiler, 
nämlich  die  aus  dem  Hördafylk  ernannte,  ist  natürlich  ganz 
unwahrscheinlich.  Die  Auffassung,  daß  Egil  alle  zu  er- 
nennen hatte,  wird  noch  verstärkt  durch  die  Bemerkung: 
„Sie  gehörten  alle  zu  derselben  Partei",  was  auf  die  Urteiler 
-zu  beziehen  doch  wohl  am  nächsten  liegen  dürfte.  So  er- 
scheint denn  in  diesem  ältesten  uns  überlieferten  Prozeß 
ein  Gericht,  das  lediglich  vom  Kläger  und  zwar,  wie  aus- 
drücklich bemerkt  ist,  mit  seinen  Anhängern  besetzt  ist. 
Damit  erhalten  unsere  obigen  Resultate  eine  Bestätigung 
darin,  daß  man  nicht  eine  unparteiische  Ernennung  des 
Gerichts  für  die  notwendige  Vorbedingung  einer  ersprieß- 
lichen Wirksamkeit  desselben  erachtete,  und  daß  jede 
Partei  das  Gericht  möglichst  mit  ihren  Anhängern  zu  be- 
setzen bestrebt  war.  Es  ergibt  sich  übrigens  aus  dem  Ge- 
sagten auch,  wieso  wir  im  Vorhergehenden  berechtigt  waren, 
das  in  der  Eigla  erwähnte  Gericht  als  Privatgericht  anzu- 
sprechen. 

Eine  weitere  Bestätigung  obiger  Resultate  gewährt 
aber  auch  noch  das  isländische  Recht.  Das  isländische 
Recht  steht  mutmaßlich  den  Urzuständen  ferner  als  das 
norwegische  Recht,  wie  ja  auch  seine  Überlieferung  eine 
jüngere  ist.  Die  überaus  klare,  streng  logische  Aus- 
drucksweise der  sämtlichen  Handschriften  des  isländischen 
Rechtsbuches  weist  auf  lange  juristische  Schulung,  auf  be- 
wußte Ausgestaltung  des  überlieferten  Rechts  hin,  wozu 
auch  die  vielfache  Beschäftigung  der  Sagen  mit  juristischen 
Stoffen  durchaus  stimmt.  Das  isländische  Recht  macht  zum 
großen  Teil  einen  modernen  Eindruck,  und  man  geht  wohl 
nicht  fehl,  wenn  man  viele  modern  klingende  Sätze  des  is- 
ländischen Rechts  als  spätere  Abänderungen  des  einst  mit 
dem  Stammlande  gemeinsamen  Rechts  ansieht.  Um  so  mehr 
Bedeutung  gewinnt  es,  wenn  sich  auch  im  isländischen  Recht 
Vorschriften  finden,  die  der  modernen  Anschauung  durch- 
aus zuwiderlaufen,  dahingegen  zu  der  Rechtsauffassung 
stimmen,  die  wir  für  dag,  norwegische  Recht  zu  begründen 
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versuchten.  Wir  wiesen  schon  oben  darauf  hin,  daß  für 
das  Aufsagen  des  Urteils  eigens  ein  Urteiler  bestimmt  wird. 
Genauer,  es  kommen  zwei  Urteiler  für  diesen  Akt  in  Be- 
tracht, nämlich  die  beiden,  die  für  die  beiden  Parteien  das 
Referat  (reiting)  gehabt  haben.  Jede  Partei  hat  nämlich 
in  dem  Gericht  einen  Referenten,  und  zwar  wird  der  ihr 
Referent,  der  sich  dazu  bereit  erklärt;  falls  sich  keiner  bereit 
erklärt,  haben  die  Urteiler  bei  Strafe  der  Landesverweisung 
darum  zu  losen  (Kgb.  S.  70).  Das  Urteil  hat  nun  der- 
jenige Referent  aufzusagen,  dessen  Partei  den  Prozeß 
gewonnen  hat  (S.  75).  Wenn  aber  keine  Einstimmigkeit 
unter  den  Urteilern  erzielt  wird  und  infolgedessen  Gerichts- 
spaltung eintritt,  so  erscheint  der  Referent  zugleich  als 
Wortführer  der  Gerichtsseite,  die  für  seine  Partei  gestimmt 
hat,  ohne  daß  irgendwie  die  Möglichkeit  in  Rechnung  ge- 
zogen wäre,  daß  er  der  andern  Gerichtsseite  beigestimmt 
hätte  (Kgb.  S.  75—77).  Das  Rechtsbuch  hält  also  den 
Fall  für  ausgeschlossen,  daß,  wenn  überhaupt  jemand 
zu  Gunsten  einer  Partei  stimmen  sollte,  nicht  auch  ihr 
Referent  für  sie  stimmte.  Schon  daß  die  Übernahme  des 
Referats  als  eine  Art  Gefälligkeit  behandelt  wird,  mutet 
uns  sonderbar  an,  noch  sonderbarer  entschieden  aber  die 
Auffassung,  daß  derjenige,  der  sich  der  Partei  am  meisten 
gefällig  erweist,  auch  selbstverständlich  mit  demjenigen 
identisch  sein  muß,  der  die  für  sie  günstige  Rechtsauffassung 
vertritt.  Die  Auffassung,  daß  in  der  Übernahme  des  Refe- 
rats ein  Akt  besonderer  Gefälligkeit  liegt,  spricht  sich  auch 
darin  aus,  daß  in  der  Bandamannasaga  (edd.  Andreas  Hensler, 
Berlin  1897),  S.  40,  Ofeigr  dem  Referenten  eine  ganz  er- 
heblich höhere  Bestechungssumme  in  Aussicht  stellt,  als  den 
übrigen  Urteilern.  In  den  Bestimmungen  der  Grägäs  liegt 
zunächst  insofern  eine  Parallele  zu  dem  altnorwegischen 
Privatgericht,  als  auch  in  jener  die  Aufsagung  des  Urteils 
verschiedenen  Personen  obliegt,  je  nachdem  es  zu  Gunsten 
der  einen  oder  der  andern  Partei  lautet.  Sodann  aber 
stoßen  wir  auch  hier  wieder  auf  die  Auffassung,  daß  die 
Urteiler  in  einer  Weise,  die  uns  ziemlich  fremd  anmutet, 
von  persönlichen  Beziehungen  zu  den  Parteien  in  ihrem 
Urteil  abhängig  gedacht  sind,  und  daß  diese  Abhängigkeit 
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von  der  Rechtsordnung  sozusagen  offiziell  anerkannt  wird; 
man  fürchtete  anscheinend  gar  nicht,  daß  eine  solche  Ab- 
hängigkeit für  die  Rechtspflege  schädliche  Folgen  haben 
könnte.  Daß  diese  Abhängigkeit  die  Urteiler  aber  zur  Ent- 
scheidung schwieriger  Rechtsfragen  völlig  ungeeignet  machte, 
hätte  auch  in  jener  Zeit  kaum  verborgen  bleiben  können.  Daß 
man  sie  trotzdem  fast  völlig  ignorierte,  daß  man  fast  gar  keinen 
Wert  darauf  legte,  auf  welche  Art  ein  Gericht  zusammen- 
gesetzt war,  gewährt  einen  Anhaltspunkt  dafür,  daß  man  die 
Entscheidung  schwieriger  Rechtsfragen  nicht  als  Aufgabe  der 
Gerichte  betrachtete. 

§  4.   Die  Einstimmigkeit  der  Urteiler. 

Nach  der  herrschenden  Anschauung  gilt  die  Einstimmig- 
keit der  Urteiler  für  das  urgermanische  Recht  als  not- 
wendiges Erfordernis  für  das  Zustandekommen  eines  Urteils. 
Im  norwegischen  Recht  stößt  diese  Ansicht  auf  einige 
Schwierigkeiten.  Wie  diese  Schwierigkeiten  für  die  Privat- 
gerichte durch  die  Annahme  der  Selbständigkeit  der  beiden 
Gerichtsseiten  zu  heben  seien,  haben  wir  im  vorigen  Para- 
graphen dargelegt.  Aber  auch  hinsichtlich  der  Thinggerichte 
stößt  das  Prinzip,  wie  schon  oben  angedeutet,  auf  Schwierig- 
keiten. Ziehen  wir  wieder  das  isländische  Recht  zur  Ver- 
gleichung  heran,  so  ist  hier  bei  den  gewöhnlichen  Thing- 
gerichten das  Prinzip  der  Einstimmigkeit  streng  durchgeführt. 
Das  fällt  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als  dem  isländischen  Recht 
das  Prinzip  der  Majorität  anderweitig  auch  sehr  wohl  be- 
kannt ist,  z.  B.  im  Fünfergericht,  in  der  Lögretta  (Kgb.  214 
vgl.  dazu  Maurer,  Die  Rechtsrichtung  in  Island,  in  der 
Münchener  Festgabe  für  J.  W.  Planck  1887),  und  im  Wiesen- 
gerichte (Kgb.  S.  86),  und  als  ferner  die  isländischen  Thing- 
gerichte mit  einer  fest  bestimmten  Anzahl  von  Urteilern 
besetzt  waren,  in  ihnen  also  viel  eher  die  Feststellung  der 
Majorität  möglich  war  als  in  den  unorganisierten  norwegi- 
schen Thinggerichten.  Die  Analogie  der  isländischen  Ver- 
hältnisse spricht  also  dafür,  daß  auch  in  den  norwegischen 
Thinggerichten  nicht  die  Majorität  entschied.  Trotzdem  ist 
aber,  wie  oben  schon  angedeutet,  in  Gul.  35  und  266  und 
Fr.   X.  30  die  Möglichkeit  eines  Volksthingsurteils  voraus- 
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gesetzt,  auch  wenn  nachher  ein  Viertel  der  Thinggenossen 
seiner  abweisenden  Meinung  durch  Verlassen  des  Things 
Ausdruck  gibt.  Wie  läßt  sich  diese  Stelle  anders  erklären, 
als  durch  das  Walten  des  Majoritätsprinzips?  Wir  greifen 
zurück  auf  unsere  obige  Behauptung,  daß  das  Wesentliche 
des  Urteils  das  Aufsagen  der  Urteilsformel  war.  Wie  der 
ganze  Prozeß  sich  in  strengen  Formen  bewegte,  so  auch 
höchstwahrscheinlich  die  Verkündung  des  Urteils.  Auch  im 
Thinggericht  mußte  also  wie  im  Privatgericht  ein  einzelner 
tätig  werden,  um  den  Formalakt  der  Urteilsaufsagung  zu 
vollziehen.  Das  isländische  Recht  schreibt  einen  solchen 
Formalakt  der  Urteilsaufsagung  auch  ausdrücklich  vor. 
Wenn  nun  aber  im  isländischen  Gericht  weiter  vorge- 
schrieben ist,  daß  die  übrigen  Urteiler  in  formeller  Weise 
ihre  Zustimmung  erklären  sollen,  so  hat  ein  solcher  Formal- 
akt für  die  unorganisierten  norwegischen  Thinggerichte,  die 
von  einer  wahrscheinlich  recht  erheblichen,  der  Zahl  nach 
ganz  unbestimmteji  Menschenmenge  gebildet  \Mirden,  sehr 
wenig  Wahrscheinlichkeit  für  sich,  und  die  Vorschrift  des 
isländischen  Rechts  ließe  sich  als  eine  auf  logische  Gründe 
gestützte,  gewohnheitsrechtliche  oder  gesetzliche  Neuerung 
ganz  gut  erklären.  Jedenfalls  aber  liegt  auch  im  isländischen 
Recht  noch  der  Schwerpunkt  nicht,  wie  im  modernen  Ge- 
richt, in  der  Beratung,  sondern  in  der  Vornahme  von  Formal- 
akten seitens  einzelner  Urteiler,  und  als  der  wichtigste 
Formalakt  tritt  auch  hier  noch  deutlich  das  Aufsagen  des 
Urteils  hervor.  Über  die  Person  derer,  denen  es  nach  ur- 
germanischer Rechtsanschauung  zustand,  auf  dem  Thing  das 
Wort  zum  Aufsagen  des  Urteils  zu  ergreifen,  dürfte  uns 
nun  vielleicht  die  bekannte  Stelle  in  Kap.  XI  der  Germania 
des  Tacitus  Aufklärung  geben,  wo  über  die  germanische 
Volksversammlung  berichtet  wird:  Rex  vel  princeps,  prout 
aetas  cuique,  prout  nobilitas,  prout  decus  bellorum,  prout 
facundia  est,  audiuntur.  Demnach  war  es  also,  wie  die 
Stelle  auch  allgemein  verstanden  wird,  lediglich  Sache  ein- 
zelner, auf  dem  Thing-  das,  Wort  zu  ergreifen,  und  es  liegt 
kein  Grund  vor,  von  diesem  Grundsatz  eine  Ausnahme  für 
den  Fall  anzunehmen,  daß  das  Thing  als  Gerichtsversamm- 
lung  fungierte.    Hatten    aber   nur   einzelne    das    Recht,    das 
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Wort  zu  ergreifen,  so  konnte  auch  von  einer  namentlichen 
Abstimmung,  wie  sie  in  Island  bestand,  nicht  die  Rede  sein. 
Nehmen  wir  nun  an,  daß  die  von  Tacitus  mitgeteilten  ur- 
germanischen Grundsätze  im  norwegischen  Recht  noch  leben- 
dig waren,  so  bietet  sich  uns  eine  Erklärung  der  fraglichen 
Stellen.  Bei  der  Fällung  des  Urteils  traten  nur  einzelne 
Thinggenossen  in  Tätigkeit,  während  die  große  Masse  sich 
passiv  dabei  verhielt;  die  Fällung  des  Urteils  bestand  im 
Aufsagen  der  Urteilsformel.  Vielleicht  versicherte  sich  im 
einzelnen  Falle  der  dazu  Berufene  vorher  erst  der  Zu- 
stimmung der  übrigen  Thinggenossen,  vielleicht  verließ  er 
sich  auch  lediglich  auf  seine  Rechtskenntnis  oder  auf  sein 
Ansehen.  Jedenfalls  bUeb  seine  Tätigkeit  vor  der  Urteils- 
aufsagung latent,  und  von  formeller  Bedeutung  war  lediglich 
diese  selbst.  War  diese  dann  innerhalb  der  durch  Recht 
oder  Sitte  gezogenen  Kompetenz  erfolgt,  so  lag  jedenfalls 
ein  Urteil  vor,  bei  dem  sich  die  Parteien  beruhigen  konnten, 
wie  das  unsere  Stelle  trotz  nachher  hervortretender  Meinungs- 
verschiedenheiten voraussetzt.  Und  dieses  Urteil  war  dann 
anfechtbar,  wenn  sich  auf  formellem  Wege  feststellen  ließ, 
entweder  daß  nicht  alle  mit  dem  Urteil  einverstanden  waren, 
oder  aber  daß  ein  bestimmter  Teil  der  Thinggenossen  eine 
abweichende  Meinung  vertrat.  Diese  formelle  Feststellung 
erfolgte  dann  eben  dadurch,  daß  die  unterlegene  Partei  ihre 
Anhänger  sammelte  und  mit  ihnen  das  Thing  verließ.  Es 
scheint  übrigens,  daß  nicht  diese  Formalität  des  Verlassen 
des  Things  als  charakteristisch  für  das  Volksthing  hervor- 
gehoben werden  soll,  sondern  nur  die  große  Anzahl  der 
Thinggenossen,  die  sich  der  unterlegenen  Partei  anschlössen. 
Es  ist  deshalb  anzunehmen,  daß  für  das  Bezirksthing,  wo 
jeder  Mangel  an  Einstimmigkeit  genügte,  um  den  Instanzenzug 
zu  rechtfertigen,  dieselbe  Formalität  galt,  um  eine  Meinungs- 
verschiedenheit zu  konstatieren.'^) 

*)  Eine  andere  Bedeutung  legt  Hertzberg  der  Förmlichkeit  des 
sich  Fortbegebens  bei,  indem  er  (Grundtra^kkeme  S.  177)  annimmt, 
daß  auf  diese  Weise  die  für  das  Urteil  erforderliche  Einstimmigkeit 
erzielt  wurde.  Allein  das  würde  bedeuten,  daß  der  Sieg  der  Mehrheit 
geradezu  von  der  Gefälligkeit  der  Minderheit  abhängig  war.  Wollte 
die  Minderheit  den  Sieg  der  Mehrheit  hindern,  so  brauchte  sie  sich 
nur    einfach    ganz    passiv   zu    verhalten,    und    es   konnte   von    dem    Zu- 
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Es  läßt  sich  nun  aber  auch  eine  Vermutung-  darüber 
aufstellen,  wer  in  den  norwegischen  Thinggerichten  die  zur 
Aufsage  des  Urteils  Berufenen  waren.  Wir  dürfen  wohl 
davon  ausgehen,  daß  die  Entwicklung  der  Thinggerichte  in 
den  verschiedenen  nordgemianischen  Rechten  keine  völlig- 
verschiedenen  Wege  eingeschlagen  hat,  sondern  daß  sie  bis 
zu  einem  ziemlich  hohen  Grade  parallel  gelaufen  ist.  Nun 
sehen  wir  im  altschwedischen  Recht  schon  früh  die  urteilende 
Thinggemeinde  durch  den  Einzelurteiler  ersetzt,  der  sein 
Urteil  vor  versammelter  Thinggemeinde  fällt.  Dieser  Einzel- 
urteiler heißt  in  Schweden  laghmann  und  bezw.  h3era|)shöf- 
|)ingi.  Das  Amt  des  dem  schwedischen  laghmann  ent- 
sprechenden norwegischen  lögmadr  läßt  sich  nach  Maurers 
Untersuchungen  (Das  Alter  des  Gesetzessprecheramtes  in 
Norwegen  in  der  Münchener  Festgabe  für  Arndt  1875) 
auch  in  Norwegen  ziemlich  weit  zurückverfolgen,  ohne  daß 
der  lögmadr  als  Urteiler  eine  ähnliche  offizielle  Stellung 
eingenommen  hätte  wie  in  Schweden;  auch  erscheint  der 
lögmadr  auf  dem  Thing  in  Norwegen  meist  in  der  Mehr- 
zahl, während  es  in  Schweden  für  jedes  Volkland  nur  einen 
gab.  Geht  man  nun  davon  aus,  daß  seine  Stellung  in  Nor- 
wegen und  in  Schweden  mögüchst  ähnlich  war,  so  gelangt 
man  zu  der  Vermutung,  daß  die  norwegischen  lögmenn  auf 
dem  Thing  tatsächlich  eine  ähnliche  Funktion  ausübten 
wie  in  Schweden,  daß  sie  in  Norwegen  wie  in  Schweden 
berufen  waren,  das  Urteil  aufzusagen,  und  daß  man  dieses 
Verhältnis  in  den  beiden  Ländern  nur  rechtlich  verschieden 
charakterisierte,  indem  man  in  Schweden  den  Formalakt 
der   Urteilsaufsagung  und    in   Norw^en   die   zur   Gültigkeit 

Standekommen  eines  Urteils  nicht  die  Rede  sein;  es  ist  nicht  recht  er- 
findlich, was  die  Minderheit  zu  diesem  ihrem  Interesse  schnurstracks  zu- 
widerlaufenden Verhalten  veranlassen  sollte.  Bestand  eine  dahingehende 
Rechtsvorschrift,  so  war  das  lediglich  eine  Umschreibung  des  Majoritäts- 
prinzips; dann  hätte  es  schließlich  aber  doch  näher  gelegen,  das 
Majoritätsprinzip  unmittelbar  anzuerkennen.  War  es  aber  die  Furcht 
vor  Waffengewalt,  so  war  das  ein  Moment,  das  sicherlich  von  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  nicht  zum  Mittel  für  ihre  Pläne  benutzt  wäre,  wo 
diese  das  dringendste  Interesse  daran  hatte,  den  Frieden  auf  dem  Thing 
zu  wahren,  ein  Interesse,  das  auch  häufig  genug  in  unseren  Rechts- 
büchern  zu  Tage  tritt. 
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des  Urteils  erforderliche  Anwesenheit  der  Thinggenossen  als 
das  Wesentliche  ansah,  wozu  man  in  Norwegen  um  so  mehr 
Veranlassung  hatte,  als  hier  mehrere  lögmenn  nebeneinander 
zur  Urteilsaufsagung  berufen  waren.^) 

Sind  die  obigen  Ausführungen  richtig,  so  ergibt  sich 
aus  denselben,  daß  in  den  norwegischen  Gerichten  das 
Majoritätsprinzip  noch  in  keiner  Weise  Platz  gegriffen  hatte. 
Allerdings  ist  es  auch  nicht  das  Prinzip  der  Einstimmigkeit, 
zu  dem  wir  gelangt  sind.  Aber  wenn  das  Prinzip  der 
Majorität  auf  fortgeschrittenere,  kompliziertere  Verhältnisse 
schließen  läßt  als  das  Prinzip  der  Einstimmigkeit,  so  führt 
das  für  die  norwegischen  Thinggerichte  angenommene  Ver- 
fahren ^uf  noch  urwüchsigere  Zustände  zurück  als  das  Prinzip 
der  Einstimmigkeit,  insofern  es  hier  noch  völlig  an  einer 
Abstimmung  fehlt,  und  zwar  deshalb,  weil  die  Organisation 
zu  mangelhaft  ist,  um  eine  Abstimmung  zuzulassen.  Die 
gewonnenen  Resultate  gestatten  nun  aber  einen  Schluß  auf 
die  Aufgaben,  die  von  den  norwegischen  Gerichten  zu  lösen 
waren.  Schon  das  Prinzip  der  Einstimmigkeit,  wie  es  in 
Island  bestand,  läßt  darauf  schließen,  daß  man  von  den  Ge- 
richten die  Lösung  komplizierterer  Aufgaben  nicht  verlangte. 
Denn  man  würde  sich  nicht  lange  der  Erkenntnis  haben 
verschließen  können,  daß  in  komplizierteren  juristischen 
Fragen  die  Meinungen  regelmäßig  auseinander  zu  gehen 
pflegen.  So  hat  man  denn  auch  in  den  neu  geschaffenen 
Institutionen,  denen  man  schwierigere  Aufgaben  zudachte, 
insbesondere  im  Fünfergericht  und  in  der  Lögretta,  das 
Majoritätsprinzip  zur  Geltung  gebracht.  Noch  weniger  kann 
es  sich  aber  um  Lösung  schwierigerer  Aufgaben  im  norwegi- 
schen Thinggericht  gehandelt  haben,  wenn  man  hier  das  Ur- 
teil eines  einzelnen  Mannes  als  das  Urteil  aller  Thinggenossen 
auffassen  und  behandeln  konnte,  ohne  daß  eine  Möglichkeit 


^)  AiLs  dem  dem  norwegischen  Recht  noch  näher  verwandten  is- 
ländischen Recht  den  lögsögumadr  zum  Vergleiche  hernuzuziehen  dürfte 
sich  deshalb  nicht  empfehlen,  weil  in  Island  die  Versammlung  der  Thing- 
gemeinde als  Organ  des  Gemeinwesens  gänzlich  abhanden  gekommen 
war,  und  sich  deshalb  auch  die  ursprüngliche  Stellung  des  Gesetzes- 
sprechers als  eines  Organes  der  Versammlung  aller  Thinggenossen  in 
nicht  unerheblicher  Weise  verändert  hatte. 
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gegeben  war,  dieses  Urteil,  wenn  es  allgemein  mißfiel,  inner- 
halb desselben  Thinggerichts  zu  kassieren.  Ein  solcher  Sach- 
verhalt war  nur  möglich,  wenn  man  ursprünglich  davon  aus- 
ging, daß  die  zu  entscheidenden  Fragen  regelmäßig  so  einfach 
seien,  daß  eine  Meinungsverschiedenheit  nicht  in  Frage  komme, 
und  daß  das  aufzusagende  Urteil  in  erster  Linie  eine  Bedeutung 
als  Formalakt  besitze.  Wenn  diese  Bedeutung  des  Urteils 
als  maßgebend  galt,  so  erklärt  es  sich  um  so  leichter,  warum 
es  als  ein  Urteil  aller  Thinggenossen,  und  nicht  bloß  des  zur 
Aufsagung  Berufenen  angesehen  wurde,  da  für  den  Formal- 
akt die  passive  Anwesenheit  der  Thinggenossen  noch  mehr 
ins  Gewicht  fiel  als  die  aktive  Tätigkeit  der  Urteilsaufsagung. 
Eine  Bestätigung  des  Gesagten  gewährt  übrigens  auch  noch 
der  Umstand,  daß  man  auch  in  Norwegen  andere  Wege 
einschlug,  nämlich  Entscheidung  nach  dem  Majoritätsprinzip 
oder  durch  einen  selbständigen,  unabhängig  von  der  Thing- 
versammlung dastehenden  Einzelurteiler.  sobald  es  sich  um 
schwierigere  Aufgaben  handelte.  Die  Abwägung  der  Zeugen- 
aussagen gegeneinander  erfolgt  nach  Gul.  266  und  Fr.  X.  15 
nach  einem  rein  formellen  Prinzip,  nämlich  einfach  nach 
der  Zahl.  Dieses  Prinzip  stellte  sich  jedoch  anscheinend 
sehr  bald  als  ungenügend  heraus,  und  so  finden  wir  bereits 
in  Fr.  XIII.  24  das  Majoritätsprinzip  zur  Anwendung  ge- 
bracht in  einer  Bestimmung,  die  sich  durch  ihre  Schluß- 
worte mit  Deutlichkeit  als  Neuerung  charakterisiert.  Die 
Parteien  sollen  je  sechs  der  tüchtigsten  und  ältesten  Bauern 
aus  dem  Bezirk  auswählen,  die  nach  Majorität  über  den 
Wert  der  einander  widersprechenden  Zeugenaussagen  ent- 
scheiden sollen.  Den  andern  Weg,  einen  Einzelurteiler  ent- 
scheiden zu  lassen,  finden  wir  in  N.  L.  VI.  8  eingeschlagen; 
an  die  Stelle  der  Vorschrift,  daß  die  Zahl  entscheiden  soll,  ist 
die  Bestimmung  getreten,  daß  der  lögmadr  entscheiden  soll, 
wessen  Zeugnis  mehr  Glauben  verdient. 

§5.  Die  Rechtskraft  des  Urteils. 

Es  ist  oben  auf  Grund  der  Urkunden  der  Nachweis 
erbracht,  daß  die  Lögmannsurteile  der  späteren  Zeit  keine 
Rechtskraft  besaßen.  Es  handelt  sich  hier  um  die  Frage, 
wie  es  in  diesem  Punkte  mit  den  Urteilern  der  Privat-  und 
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Thinggerichte  stand.  Wenn  hier  von  der  Rechtskraft  eines 
Urteils  die  Rede  ist,  so  handelt  es  sich  stets  nur  um  das, 
was  man  heutzutage  die  materielle  Rechtskraft  nennt.  Die 
formelle  Rechtskraft  im  Sinne  des  heutigen  Prozeßrechts, 
d.  h.  die  Unanfechtbarkeit  durch  Rechtsmittel,  spielt  im 
al^germanischen  Prozeß  kaum  eine  Rolle,  weil  ein  eigent- 
licher Instanzenzug  entweder  nicht  vorhanden  oder  doch  in 
einer  von  dem  modernen  Instanzenzug  gänzlich  verschiedenen 
Weise  geregelt  war.  Wenn  also  hier  von  Rechtskraft  die 
Rede  ist,  so  bedeutet  das  stets,  daß  das  Urteil  in  formeller 
Weise  materielles  Recht  machte.  Daß  ein  Urteil  formell 
Recht  unter  den  Parteien  macht,  heißt  erstens,  daß  es  für 
die  Zukunft  als  Grundlage  des  zwischen  den  Parteien  be- 
stehenden Rechtsverhältnisses  zu  behandeln  ist,  ohne  daß 
es  möglich  oder  nötig  wäre,  auf  das  frirher  bestehende,  das 
Urteil  begründende  Rechtsverhältnis  zurückzukommen,  und 
zweitens  daß  eine  Abänderung  des  ergangenen  Urteils,  außer 
im  ordentlichen  Instanzenzuge,  in  der  Regel  ausgeschlossen 
ist.  Die  formelle  Wirksamkeit  des  Urteils  beruht  auf  Zweck- 
mäßigkeitsgründen und  kann  mit  dem  materiellen  Recht 
leicht  in  Widerspruch  treten,  da  es  immerhin  möglich  ist, 
daß  ein  Urteil  auf  falschen  oder  ungenügenden  Grundlagen 
beruht,  oder  sonst  mit  der  wahren  Rechtslage  im  Wider- 
spruch steht.  Rechtssätze,  die,  aus  Zweckmäßigkeitsgründen 
entspringend,  dem  Gerechtigkeitsideal  an  sich  zuwider  sind, 
haben  nun  nicht  die  Vermutung  für  sich,  daß  sie  sich 
in  verschiedenen  Rechten  unabhängig  von  einander  gleich 
gestaltet  haben;  denn  die  Vermittlung  zwischen  Zweck- 
mäßigkeitsrücksichten und  dem  Gerechtigkeitsideale  läßt  sich 
in  der  Regel  auf  unendlich  viel  verschiedenen  Wegen 
bewerkstelligen.  Finden  wir  nun  in  einem  Recht  zu 
einer  bestimmten  Zeit  einen  derartigen  Rechtssatz  vor,  zu 
einer  früheren  Zeit  aber  nicht,  so  besteht  die  Vermutung, 
daß  er  in  einer  noch  früheren  Zeit  desgleichen  nicht  vor- 
handen gewesen  ist.  Denn  andernfalls  hätte  die  Ent- 
wicklung in  dem  fraglichen  Rechtsgebiete  eine  Kurve  be- 
schrieben, was  sehr  wenig  wahrscheinlich  ist,  besonders 
wenn  die  wirtschaftliche  und  soziale  Entwicklung  eine 
stet^e    gewesen    ist,    wie    es    in    Norwegen    zweifellos    der 
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Fall  war.  Nun  besteht  im  modernen  norwegischen  Recht 
die  formelle  Wirksamkeit  des  Urteils  wie  in  allen  übrigen 
modernen  Rechten,  teils  auf  Grund  der  Einwirkung  des 
Römischen  Rechts,  teils  auch,  weil  eben  die  modernen  Be- 
dürfnisse einem  derartigen  Rechtsinstitut  wie  überall  so 
auch  in  Norwegen  entgegen  kamen.  Fehlt  nun  ein  der- 
artiges Rechtsinstitut  im  14.  Jahrhundert  in  Norwegen,  so 
dürfen  wir  annehmen,  daß  es  auch  zu  einer  Zeit  fehlte, 
die  noch  weiter  von  der  Jetztzeit  abliegt,  und  in  der  also 
auch  die  Verhältnisse  noch  weiter  von  den  modernen  ab- 
standen. 

Nun  kommt  aber  auch  noch  hinzu,  daß  die  Lögmanns- 
urteile  des  späteren  Mittelalters  den  moaemen  Urteilen  in 
jeder  Beziehung  ungleich  näher  stehen  als  die  Urteile  der 
Privat-  und  Thinggerichte;  wenn  sie  sich  nun  hinsichtlich 
der  Rechtskraft  von  den  modernen  Urteilen  noch  unter- 
scheiden, so  ist  nicht  anzunehmen,  daß  gerade  in  dieser  Be- 
ziehung die  Urteile  der  Privat-  und  Thinggerichte  mit  den 
modernen  Urteilen  übereinstimmen.  Ferner  aber  waren  die 
Lögmannsgerichte  auch  schon  viel  besser  darauf  eingerichtet, 
schwierige  Rechtsfragen  in  verständiger  Weise  zu  ent- 
scheiden; und  je  mehr  sie  die  Gewähr  boten,  daß  ihre  Ent- 
scheidungen wirklich  juristischen  Wert  besaßen,  um  so  näher 
lag  es,  dieselben  auch  mit  formeller  Kraft  auszurüsten,  wenn 
man  dergleichen  schon  von  früher  her  gewohnt  war. 

Gelangen  wir  auf  Grund  dieser  Erwägung  zu  dem 
Schluß,  daß  im  ältesten  norwegischen  Recht  eine  Rechts- 
kraft der  Urteile  im  modernen  Sinne  nicht  bekannt  war,  so 
finden  wir  dieses  Resultat  auch  durch  verschiedene  Quellen- 
steUen  aus  jener  Zeit  durchaus  bestätigt.  Wir  haben  oben 
im  §  2  bei  Besprechung  von  Gul.  266  und  Fr.  X.  12  bereits 
darauf  hingewiesen,  daß  hier  un  ersten  Termin  ein  Urteil 
erlassen  wird,  das  den  Anspruch  des  Klägers  im  vollen 
Umfange  anerkennt,  daß  bei  diesem  Urteil  aber  gleich  die 
Wiederaufhebung  für  den  Fall,  daß  der  Beklagte  bessere 
Beweismittel  besitzt,  in  Aussicht  genommen  ist.  Wir  haben 
also  hier  den  Fall,  daß  ein  Urteil  mit  Rücksicht  auf  die 
materielle  Rechtslage  nachträglich  wieder  abgeändert  wird, 
mithin    keinerlei  formelle    Rechtswirksamkeit    entfaltet,    und 
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da  die  Abänderung  von  vornherein  in  Aussicht  genommen 
ist,  auch  nicht  entfalten  soll.  Das  Urteil  unterscheidet  sich 
aufs  deutlichste  von  einem  Zwischenurteil  im  modernen 
Sinne.  Für  das  Zwischenurteil  ist  es  gerade  charakteristisch, 
daß  es  für  den  Teil  des  Prozesses,  über  den  es  entscheidet, 
endgültig  ist,  und  daß  es  nur  insoweit  ergeht,  als  die  An- 
griffs- und  Verteidigungsmittel  hinsichtlich  dieses  Teiles 
erschöpft  sind.  Das  Urteil  im  ersten  Termin  des  privat- 
gerichtlichen Verfahrens  im  altnorwegischen  Recht  ergeht 
aber,  nachdem  überhaupt  nur  erst  eine  Partei  gehört  ist, 
und  hat  keineswegs  die  Absicht,  hinsichtlich  eines  Teiles 
des  Prozesses  endgültig  zu  sein,  da  es  sich  ja  gar  nicht 
über  einen  Teil  des  Prozesses,  sondern  gleich  über  das 
Ganze  ausspricht.  Das  fragliche  Urteil  bildet  auch  in  keiner 
Weise  wie  das  moderne  Zwischenurteil  mit  formeller  Kraft 
die  Grundlage  für  das  weitere  Verfahren.  Es  bedeutet 
lediglich  einen  prozessualen  Einschnitt,  insofern  es  ergeht, 
nachdem  das  klägerische  Vorbringen  beendigt  ist.  Von 
modernen  Urteilen  dürfte  es  vielleicht  am  meisten  dem 
Versäumnisurteil  ähneln,  insofern  auch  dieses  ohne  Prüfung 
der  materiellen  Rechtslag'e  der  Aufhebung  unterliegt.  Allein 
das  Versäumnisurteil  soll  doch  in  Rechtskraft  übergehen, 
wenn  kein  Einspruch  gegen  dasselbe  erhoben  wird,  und 
dieses  Übergehen  in  Rechtskraft  ist  von  vornherein  beim 
Erlaß  des  Urteils  in  Aussicht  genommen;  tritt  die  Rechts- 
kraft ein,  so  schafft  das  Versäumnisurteil  wie  jedes  andere 
Urteil  formelles  Recht  unter  den  Parteien.  Eine  solche  Ab- 
sicht fehlt  aber  gänzlich  bei  dem  hier  in  Rede  stehenden 
Urteil.  Bei  diesem  ist  vielmehr  in  Aussicht  genommen, 
daß  im  zweiten  Termin  auch  der  Beklagte  Beweismittel 
produziert,  und  daß  in  einem  dritten  Termin  zu  entscheiden 
ist,  wessen  Beweismittel  besser  sind.  Die  Absicht  des 
fraglichen  Urteils  geht  also  in  keiner  Weise  dahin,  unter 
den  Parteien  formelle  Wahrheit  zu  schaffen.  Ist  aber  bei 
diesem  Urteil  die  Möglichkeit,  in  Rechtskraft  überzugehen, 
durch  die  Sachlage  regelmäßig  ausgeschlossen,  so  darf  man 
daraus  den  Schluß  ziehen,  daß  auch  solche  Urteile  nicht  in 
Rechtskraft  übergingen,  bei  denen  es  die  Sachlage  an  sich  zu- 
gelassen hätte. 
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Einen  andersartigen  Beleg  dafür,  daß  die  Urteile  der 
Privatgerichte  keine  Rechtskraft  besaßen,  liefert  Gul.  2G9. 
Hier  ist  die  Sachlage,  wie  oben  ausgeführt,  die,  daß  der 
Kläger  bei  der  Kontumaz  des  Beklagten  ein  Urteil  des 
Privatgerichts  erhalten  hat  und  nun  auf  Grund  dieses  Ur- 
teils das  Verfahren  auf  dem  Thing  fortsetzt.  Das  Auffallende 
ist  nun,  daß  er  auf  dem  Thing  nicht  einfach  das  Urteil 
des  Privatgerichts  nachweisen,  sondern  das  ganze  vor  dem 
Privatgerichte  stattgehabte  Verfahren  mit  Zeugen  belegen 
muß.  Man  darf  auch  wohl  annehmen,  daß  der  Entscheidung 
des  Thinggerichtes  der  klägerische  Anspruch  in  seinem 
vollen  Umfange  unterlag  und  nicht  etwa  nur  die  formelle 
Korrektheit  der  Prozeßführung.  Zwar  ist  nur  von  rett  sökn 
die  Rede;  aber  eine  richtige  Prozeßführung  war  eben  nach 
altnorwegischem  wie  überhaupt  altgermanischem  Recht  bei 
dem  formellen  Charakter  der  Beweismittel  nur  möglich, 
wenn  der  Anspruch  materiell  gerechtfertigt  war.  Wenn 
ein  Zeuge  versagte,  so  könnt«  eben  von  einer  richtigen 
Prozeßführung  nicht  mehr  die  Rede  sein.  Man  wird  also 
annehmen  dürfen,  daß  das  Urteil  des  Privatgerichts  in  keiner 
Richtung  als  formell  maßgebliche  Grundlage  des  thing- 
gerichtlichen Verfahrens  diente.  Das  Urteil  hat  demnach 
nicht  formelles  Recht  unter  den  Parteien  geschaffen,  vielmehr 
imterliegt  der  Kognition  des  Thinggerichts  wieder  das  ganze 
Rechtsverhältnis,  auf  das  sich  auch  das  Urteil  des  Privatgerichts 
stützte,  ohne  daß  dieses  Rechtsverhältnis  durch  das  Urteil  des 
Privatgerichts  ein  materiell  anderes  geworden  wäre. 

Wir  besitzen  sodann  noch  eine  bisher  nicht  erwähnte 
Stelle  des  Frostuthingsbuchs  (V.  47),  die  auch  in  das  neuere 
Landrecht  übergegangen  ist  (N.  L.  I.  6),  die  einen  unmittel- 
baren Beleg  für  die  mangelnde  Rechtskraft  hinsichtlich  der 
Urteile  der  obersten  Instanz,  der  Lögretta,  bietet.  In  der 
fraglichen  Stelle  ist  vorgeschrieben,  daß,  wenn  man  glaubt, 
daß  das  Urteil  der  Lögretta  auf  falschen  Grundlagen  be- 
ruhe, man  es  trotzdem  nicht  verletzen,  dahingegen  die  Frei- 
heit haben  soll,  die  Sache  im  nächsten  Jahr  abermals  bei 
der  Lögretta  anhängig   zu  machen.^)    Unterliegt  man  dann 

^)  En  ef  annarrtveggja  fryr  &  lüt  sinn,  p&  er  mal  kemr  heim  I 
herad,  ok  kallar  rangt  vera  uppboret  fyrir   lögrettumenn,  Jiä  skal  I>6 
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abermals,  so  verfällt  eine  Prozeßs träfe.  Wenngleich  nun 
diese  Vorschrift  vielleicht  eine  Neuerung  enthält,  da  sie  im 
Fr.  in  sehr  äußerlicher  Weise  in  eine  völlig  fremde  Materie 
eingeschaltet  ist  und  dementsprechend  auch  in  N.  L.  in 
einem  ganz  andern  Zusammenhang  erscheint,  wenngleich 
ferner  die  Möglichkeit  vorläge,  daß  für  die  moderner 
organisierte  Lögretta  ein  anderes  Recht  gegolten  hätte  als 
für  die  Privatgerichte  und  die  Thinggerichte  in  ihrer  ur- 
sprünglichen unorganisierten  Form,  so  scheint  doch  das 
Hauptgewicht  der  Stelle  auf  der  vorläufigen  Unverletzlich- 
keit des  Lögrettaurteils  zu  liegen,  und  die  Möglichkeit  der 
Abänderung  erscheint  mehr  als  etwas  Selbstverständliches, 
Gewohntes,  so  daß  die  Stelle  als  Beispiel  für  den  Mangel 
der  Rechtskraft  auch  über  das  Gebiet  der  Lögretta  hinaus  Be- 
weiskraft besitzen  dürfte. 

Aus  den  angeführten  Stellen  in  Verbindung  mit  dem, 
was  sich  aus  den  Urkunden  für  die  etwas  spätere  Zeit  er- 
geben hat,  dürfte  hervorgehen,  daß  ein  ergangenes  Urteil 
keine  der  Parteien  hinderte,  den  Rechtsstreit  aufs  neue  an- 
hängig zu  machen,  neue  Angriffs-  und  Verteidigungsmittel 
vorzubringen  und  geltend  zu  machen,  daß  der  Rechtsstreit 
vormals  unrichtig  entschieden  sei.  Wenn  aber  das  Urteil 
materielle  Rechtskraft  nicht  besaß,  so  ergibt  sich  daraus, 
daß  ein  die  Klage  abweisendes  Urteil  überhaupt  keine 
praktische  Bedeutung  hatte.  Das  dem  Klagantrag  ent- 
sprechende Urteil  hatte,  auch  wenn  es  nicht  endgültig  war, 
sondern  jederzeit  wieder  abgeändert  werden  konnte,  doch 
jedenfalls  die'  praktische  Bedeutung,  daß  man  auf  Grund 
desselben  die  Zwangsvollstreckung  ins  Werk  setzen  und 
sie  jedenfalls  so  lange  fortsetzen  konnte,  als  nicht  auf  Grund 
einer  Erneuerung  der  Verhandlung  eine  Abänderung  des 
Urteils  erzielt  war.  Für  das  negative,  die  Klage  abweisende 
Urteil  ergibt  sich  aber  keine  analoge  praktische  Verwert- 
barkeit. Der  praktische  Wert  eines  die  Klage  abweisenden 
Erkenntnisses  beruht  heutzutage  darauf,  daß  die  Klage  nicht 
nochmals   erhoben   werden   kann,   und  daß   dem   Kläger   in 

eigi  dömi  bregda  »ektalaust;  en  hann  m&  stefna  hit  nsesta  är  eptir 
er  mfilit  &  vid  hann  til  Frostupings,  ok  hafi  p&  mal  sltt  upp  'ivärrt- 
veggja. 
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diesem  Falle  die  exceptio  rei  iudicatae  entgegensteht.  Einen 
weiteren  praktischen  Wert  besitzt  das  die  Klage  abweisende 
Urteil  nicht.  Da  dieser  für  das  altnorwegische  Recht  wegen 
des  Mangels  der  Rechtskraft  in  Wegfall  kommt,  so  ergibt 
sich,  daß  das  die  Klage  abweisende  Urteil  praktischen  Wert 
überhaupt  nicht  haben  konnte.  Es  enthält  deshalb  eine  er- 
hebliche Bestätigung  unserer  obigen  Ergebnisse,  wenn  wir 
finden,  daß  das  altnorwegische  Recht  ein  solches  die  Klage 
abweisendes  Urteil,  das  nach  dem  Gesagten  ohne  praktischen 
Wert  sein  müßte,  in  der  Tat  überhaupt  nicht  zu  kennen 
scheint.  Wir  A\iesen  oben  (in  §  2)  schon  wiederholt  darauf 
hin.  daß  eigenthch  nur  Urteile  zu  Gunsten  des  Klägers  er- 
gehen, und  daß,  wenn  überhaupt  ein  Urteil  ergeht,  es  selbst- 
verständlich zu  sein  scheint,  daß  es  zu  Gunsten  des  Klägers 
ergeht.  So  heißt  es  in  Gul.  35:  nachdem  der  Kläger  seine 
Zeugen  vorgeführt  hat,  sollen  die  Thingmänner  urteilen  und 
ihm  sein  Geld  zusprechen.  Daß  die  Klage  auch  wegen 
Mangelhaftigkeit  des  klägerischen  Beweises  zur  Abweisung 
gelangen  könne,  ist  gar  nicht  in  Aussicht  genommen,  obwohl 
doch  die  Möglichkeit,  daß  der  klägerische  Zeugenbeweis 
nicht  genügte,  nicht  außer  jeder  Berechnung  lag.  Auch  in 
Gul.  266  ist  im  ersten  Termin  nur  davon  die  Rede,  daß  die 
Urteiler  den  Klaganspruch  zusprechen,  obwohl  es  doch  auch 
hier  an  den  erforderlichen  Grundlagen  fehlen  konnte.  Das 
Gleiche  gilt  von  Gul.  269.  In  Fr.  X.  12  heißt  es,  daß,  wenn 
die  klägerischen  Zeugen  genügen,  die  Urteiler  urteilen  sollen, 
daß  der  Kläger  den  Streitgegenstand  erstritten  habe.  Für 
den  entgegengesetzten  Fall  ist  nichts  vorgesehen.  Es  soll 
allerdings  nicht  verschwiegen  werden,  daß  das  isländische 
Recht  hier  auf  einem  andern  Standpunkte  steht,  indem  das- 
selbe Grägäs  Kgb.  I  S.  75  auch  eines  abweisenden  Erkennt- 
nisses Erwähnung  tut.  Allein  dem  isländischen  Recht  ist  im 
höherem  Maße  als  irgend  einem  andern  germanischen  Recht 
ein  Zug  zu  logischer  Schärfe  und  systematischer  Korrektheit 
eigen.  Dieser  Zug  konnte  wohl  dahin  führen,  ein  Urteil  zu 
Gunsten  des  Beklagten  vorzuschreiben,  wenngleich  dasselbe 
keinerlei  praktische  Bedeutung  hatte.  Außerdem  hatte  es 
insofern  immerhin  eine  ideelle  Bedeutung,  als  der  Beklagte 
vermutlich  ganz  gern  sah,  wenn  sein  Sieg  auch  ausdrücklich 
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anerkannt   wurde.    Keinerlei    Einwand    ist   aber   daraus    zu 
entnehmen,  daß  für  die  Thinggerichte  in  Gul.  266  ein  Urteil 
nach  beiden  Seiten  hin  anerkannt  ist;   denn  hier  mußte  ja 
auf  alle   Fälle   ein   Urteil   über   die   hinterlegte   Wettsumme 
ergehen.    Eine   sehr   wichtige   Bestätigung   erhalten   wir  je- 
doch aus  dem  Bericht  über  den  Prozeß  des  Königs  Sigurd 
Jerusalemfahrer  gegen  Sigurd  Hranason.    Hier  ist  die  Sach- 
lage die,  daß  der  König  Eysteinn  als  Vertreter  des  Beklagten 
mehrfach  mit   Erfolg  Unzuständigkeit   des   Gerichts  geltend 
gemacht  hat;    diese   mehrfach  mit  Erfolg  geltend   gemachte 
Unzuständigkeit  des   Gerichts   ermöglicht   nachher  die   Ver- 
eitelung   der    ganzen    Klage.     Nun    würde    es    doch    nach 
modernen   Begriffen  am  nächsten  liegen,   daß  die  verschie- 
denen  unzuständigen  Gerichte  die  angestellte  Klage  wegen 
Unzuständigkeit  des  Gerichts  abwiesen,  und  daß  der  Beklagte 
das  Seinige  täte,  um  ein  derartiges  Urteil  zu  erhalten,  und 
nötigenfalls  die  Urteiler  dazu  aufforderte.    Es  geschieht  aber 
nichts  dergleichen,  sondern  der  Beklagte  und  König  Eysteinn 
begnügen  sich   damit,   Zeugen  dafür   zu  benennen,   daß  die 
Klage  vereitelt  ist.    Der  Beklagte,  dessen  Anwalt  mit  allen 
juristischen   Spitzfindigkeiten  bestens  bekannt  ist,  hat  somit 
mindestens    keinerlei    Interesse,    ein    abweisendes    Urteil    zu 
erhalten;  wahrscheinlicher  jedoch  ist  es,  daß  es  ein  solches 
Urteil  überhaupt  gar  nicht  gab.    Letzteres  wird  noch  wahr- 
scheinlicher durch   den   Schluß  des  ganzen  Prozesses.    Hier 
gehen  allerdings  die  beiden  Redaktionen,  in  denen  uns  der 
Prozeß    überliefert    ist,    auseinander.     Hulda,    Hrokinskinna 
und    Morkinskinna,    die    die   von    Storm,    Sigurd    Ranessöns 
Proces,  Kristiania  1877,  als  {»ingasaga  bezeichnete  Redaktion 
vertreten,  erzählen  den  Vorgang  unter  sich  übereinstimmend, 
aber  durchaus  abweichend  von  der  durch  Eirspennill,  Jofra- 
skinna,  GuUinskinna  und  Codex  Frisianus  vertretenen  Redak- 
tion, die  Storm  als  |)inga{)ättr  bezeichnet.    Als  die  ursprüng- 
lichere  und    zuverlässigere   Redaktion  muß   nach   den   Aus- 
führungen von  Storm  in  der  Nachschrift  zu  seiner  Ausgabe 
des  Prozesses  die   |)ingasaga  angesehen  werden,  indem  der 
J)ingaf)ättr  nur  ein  kürzerer  Auszug  aus  der  ausführlicheren 
J)ingasaga    zu    sein    scheint.     Die    J)ingasaga    nun    berichtet 
(Storm  S.  21):  nachdem  der  Prozeß  an  drei,  nach  der  Mor- 
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kinskinna  vier  Thingen  wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichts 
nicht  hat  zum  Ziele  kommen  können,  und  nunmehr  schließ- 
lich auf  dem  Forstu{)ing,  dessen  Zuständigkeit  nicht  mehr 
angefochten  werden  kann,  bis  zum  Urteil  gelangt  ist,  führt 
der  König  Eysteinn  seine  Zeugen  für  die  geltend  gemachte 
Unzuständigkeit  der  drei  ersten  Gerichte  vor,  erklärt,  nach 
solchen  Formenfehlern  könne  eine  Sache  nicht  nochmals 
wieder  vorgebracht  werden,  und  verbietet  den  Urt^ilem 
unter  Zeugenaufruf  ein  Urteil  in  der  Sache  zu  fällen  (Hulda: 
{)viat  ek  hygg  {)ä  log  vera.  ef  svä  mikill  yrdi  mismunr 
lögkoensku  manna,  at  mal  yrdi  eytt  ä  J)rimr  lög{)ingum  ok 
vattar  at  nefndir,  et  f)adan  af  skyldi  aldri  verda  uppreist 
{less  mäls  ok  eigi  dömendr  skyldir  at  doema  {)at  sidan. 
Nefndi  hann  f)a  vitni  at  hann  bannadi  dömendum  at  doema- 
petta.  mal).  Darauf  erklärt  auch  der  gesetzkundige  Jön- 
mörnefr,  die  Ansicht  des  Königs  Eysteinn  sei  richtig  und 
die  begangenen  Formenfehler  hinderten  das  Zustandekommen 
des  Urteils  (Hulda:  En  ek  verd  feginn  at  pettsi  standi  fyrir 
dominum),  womit  auch  König  Sigurd  die  Sache  als  erledigt 
ansieht  und  sich  in  großem  Zorn  vom  Thing  entfernt.  Den 
Erklärungen  des  Königs  Eysteinn  und  des  Jon  mörnefr  ent- 
sprechend wird  auch  keinerlei  Urteil  gefällt.  Nach  dem 
Bericht  des  {)inga|)ättr  hingegen  fordert  König  Eysteinn  die 
Urteiler  auf,  den  Beklagten  schuldlos  zu  urteilen  und  so 
geschieht  es  auch  (Nu  kref  ek  lögrettu  menn  at  doema 
Sigurd  syknan  sakarinnar  ok  svä  var  gert).  Gehen  wir 
davon  aus,  daß  die  Fassung  der  {)ingasaga  die  ursprüngliche 
ist,  so  erklärt  sich  die  Abänderung  des  |)ingaj)ättr  ohne 
Schwierigkeiten  daraus,  daß  der  Verfasser  ein  Isländer  war,, 
und  in  Island,  wie  wir  sahen,  allerdings  ein  Urteil  zu  Gunsten 
des  Beklagten  bekannt  war.  Allerdings  ist  wohl  anzunehmen, 
daß  auch  der  Bericht  der  {jingasaga  von  einem  Isländer  ver- 
faßt ist;  allein  es  hinderte  denselben  ja  nichts,  seinen  Be- 
richt im  Widerspruch  mit  seinem  vaterländischen  Recht  zu 
gestalten,  wenn  derselbe  in  dieser  Fassung  der  Wahrheit 
entsprach,  während  gerade  umgekehrt  eine  solche  Fassung 
gar  nicht  zu  erklären  wäre,  wenn  sie  nicht  mit  der  Wahr- 
heit übereinstimmte.  Entspricht  nun  aber  die  Fassung  der 
|>ingasaga  den  wirklichen  Ereignissen,  so  haben  wir  damit 
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den  denkbar  besten  Beleg  dafür,  daß  man  in  Norwegen 
klagabweisende  Urteile  nicht  fällte,  daß  sich  vielmehr,  wenn 
der  Klaganspruch  nicht  zugesprochen  werden  konnte,  die 
Urteiler,  statt  die  Klage  abzuweisen,  weigerten,  überhaupt 
ein  Urteil  zu  fällen. 

Die  vorstehend  begründete  Anschauung  von  der  mangehi- 
den  Rechtskraft  des  Urteils  wird  nun  allerdings  vielleicht 
deshalb  auf  Widerspruch  stoßen,  weil  es  scheinen  könnte, 
als  wenn  sie  im  scharfen  Gegensatz  stände  zu  der  Annahme 
der  streng  formalen  Natur  des  germanischen  Prozeßver- 
fahrens, eine  Annahme,  die  durch  die  Untersuchungen  Siegels 
und  Brunners  für  das  deutsche  und  französische  Recht 
genauer  begründet  ist,  und  die  auch  zweifellos  für  das 
skandinavische  Recht  ihre  Richtigkeit  hat.  Diese  Annahme 
wird  nun  aber  auch  durch  die  vorstehenden  Ausführungen 
über  die  Rechtskraft  des  Urteils  in  keiner  Weise  berührt, 
sondern  stimmt  aufs  beste  zu  ihnen.  Im  modernen  Recht 
ruht  der  Schwerpunkt  desi  prozessualen  Formalismus  auf 
dem  Urteil.  Nun  ist  im  Prozeß  ohne  einen  gewissen 
Formalismus  nicht  wohl  auszukommen;  in  irgend  welcher 
Beziehung  muß  schließlich  die  Form  für  das  materielle 
Recht  ausschlaggebend  werden.  Aber  das  altgermanische 
Recht  konnte  der  formellen  Wirksamkeit  des  Urteils  ent- 
raten,  weil  die  einzelne  Parteihandlung  formelle  Wirksam- 
keit besaß.  Es  ist  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  urgermani- 
sches Prinzip^),  jede  prozessuale  Handlung  an  strenge 
Formen  zu  binden  und  jeden  Verstoß  gegen  diese  Formen 
mit  materiellrechtlichen  Nachteilen  zu  verbinden.  Waren 
zum  Teil  reMgiöse  Momente  für  diese  Formenstrenge  die  Ver- 
anlassung, so  scheint  auch  nicht  selten  die  Idee  hervorzutreten, 
daß  diejenige  Partei,  die  die  Formen  unrichtig  handhabt,  sich 
als  die  geistig  Schwächere  erwiesen  habe  und  deshalb  als  unter- 
legen anzusehen  sei. 


1)  Es  ist  allerdings  auch  nicht  ganz  selten  behauptet  worden, 
daß  in  vorhistorischer  Zeit  ein  Prozeß  ohne  Formenzwang  existiert 
habe,  neuerdings  wieder  von  Otto  v.  Zallinger,  Wesen  und  Ursprung 
des    Formalismus    im    altdeutschen    Prozeß.     Wien    1898;    die    Gründe 

■dieser  übrigens  interessanten  Schrift  sind  aber  doch  kaum  recht  über- 

:zeugend. 
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Die  formelle  Wirksamkeit  der  Prozeßfehler  hatte  nun 
in  der  Regel  zweifellos  die  Bedeutung,  daß  nicht  nur  der 
Prozeß  verloren  ging,  sondern  daß  auch  niemals  eine  Wieder- 
aufnahme der  Sache  möglich  war.  Das  zeigt  z.  B.  auch  der 
Prozeß  des  Sigurd  Hranason,  in  dem  schließUch  der  Kläger 
nicht  durchdringen  kann,  weil  er  seine  Klage  zunächst  bei 
verschiedenen  unzuständigen  Gerichten  erhoben  hat.  Das 
beweist  ferner  auch  die  Analogie  des  isländischen  Rechts 
in  dem  der  endgültige  Prozeßverlust  auf  Grund  von  Formen- 
fehlem in  zahllosen  Fällen  in  den  Sagen  berichtet  wird. 
Aber  der  endgültige  Prozeßverlust  zeigt  sich  niemals  ab- 
hängig von  dem  Erlaß  eines  Urteils.  Soweit  der  Kläger 
den  Verstoß  begangen  hat,  kann  im  norwegischen  Recht 
von  einem  Urteil  schon  deshalb  nicht  die  Rede  sein,  weil 
es  nach  dem  oben  Ausgeführten  keine  klagabweisenden  Ur- 
teile gab.  So  liefert  uns  denn  auch  der  oben  gedachte 
Prozeß  des  Sigurd  Hranason  den  besten  Beleg  dafür,  daß 
die  vom  Kläger  begangenen  Prozeßfehler  von  Einfluß  waren, 
auch  ohne  daß  ein  Urteil  ergangen  wäre.  Aber  auch  wo 
beide  Parteien  für  einen  Formenfehler  in  Frage  kamen,  ist 
nicht  davon  die  Rede,  daß  es  eines  Urteils  bedürfe,  um 
das  Vorhandensein  des  Formenfehlers  rechtswirksam  festzu- 
stellen. In  F.  L.  X.  15  ist  vorgeschrieben,  daß,  wenn  sich 
ein  Urteiler  erhebt,  die  Partei,  die  ihn  ernannt  hat,  den 
Prozeß  verloren  haben  soll.  Zur  Feststellung  dieses  Prozeß- 
fehlers ist  aber  kein  Urteil,  sondern  lediglich  Zeugenaufruf 
vorgeschrieben.  Auch  an  den  Stellen,  wo  der  Prozeß- 
verlust für  den  Fall  angedroht  ist,  daß  eine  Partei  nach 
Ablehnung  ihrer  Verwandten  oder  anderweitig  nicht  ge- 
nügend Urteiler  zur  Stelle  hat  (Gul.  37.  Fr.  X.  11),  würde 
es  der  Verfasser  des  R«chtsbuches  vermutlich  nicht  unter- 
lassen haben,  den  Erlaß  eines  Urteils  auf  Grund  des  Formen- 
fehlers zu  erwähnen,  wenn  ein  solches  erforderlich  war. 
Ein  besonders  interessanter  Beleg  findet  sich  noch  im  is- 
ländischen Recht.  Es  findet  sich  in  der  Grägas  Kgb.  I  S.  55 
die  Vorschrift,  daß,  wenn  der  Kläger  vergessen  hat,  zur 
Anhörung  seiner  Eidesleistung  und  seines  Klagevortrages 
aufzufordern,  dieser  Formenfehler  nicht  ohne  weiteres  den 
Prozeßverlust  nach   sich    ziehen   soll.    Es  soll  ihm   gestattet 
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sein,  das  Versäumte  nachzuholen  und  den  Klagvortrag  aufs 
neue  zu  beginnen,  aber  nur  so  lange,  bis  anderweitige 
prozessuale  Handlungen  (gögn)  vorgenommen  sind,  d.  h.  also 
bis  etwa  ein  Wahrspruch  der  Jury  ergangen  ist  oder  der 
Beklagte  mit  seiner  Verteidigung  begonnen  hat.  Also  hier 
muß  zwar  ein  weiterer  Akt  hinzutreten,  um  auf  Grund  des 
Prozeßfehlers  den  Prozeßverlust  herbeizuführen;  aber  auch 
hier  ist  dieser  weitere  Akt  nicht  ein  Urteil,  sondern  irgend  ein 
sonstiger  prozessualer  Akt. 

Die  angeführte  Bestimmung  ist  aber  zugleich  ein  Beleg 
dafür,  daß  nicht  jeder  Formenfehler  unwiderruflich  den 
Prozeßverlust  herbeiführte.  In  demselben  Kapitel  (Kgb.  S.  55) 
ünden  sich  dafür  noch  weitere  Beispiele;  wenn  der  Kläger 
vor  dem  Klagvortrag  den  Kalumnieneid  oder  die  Ladungs- 
zeugen den  Zeugeneid  nicht  geleistet  haben,  so  ist  nach- 
trägliche Verbesserung  des  Fehlers  nebst  Wiederholung  der 
fraglichen  Prozeßhandlung  gestattet;  aber  der  Fehler  darf 
nicht  nochmals  gemacht  werden,  sonst  zieht  er  den  Prozeß- 
verlust nach  sich.  Auch  der  Prozeß  des  Königs  Sigurd 
gegen  Sigurd  Hranason  liefert  insofern  einen  Beleg,  als 
Eysteinn  sich  nicht  mit  der  Feststellung  einer  zweimaligen 
Unzuständigkeit  begnügt,  sondern,  um  noch  ein  drittes  Mal 
Unzuständigkeit  des  Gerichts  geltend  machen  zu  können, 
sich  selbst  von  dem  Beklagten  das  Recht  zur  Prozeßführung 
übertragen  läßt  (Storm  S.  17:  fä  raer  i  hendr  med  hönd- 
sölum  ok  vitnum  alt  {)it  mal  til  varnar  at  svara  fyrir  Sigurdi 
konungi).  Seine  Absicht  dabei  kann  lediglich  sein,  mög- 
lichst gehäufte  Prozeßfehler  des  Klägers  vorweisen  zu 
können,  und  so  finden  wir  denn  auch  bei  der  Schluß- 
verhandlung von  ihm  selbst  wie  von  Jon  mörnefr  besonderes 
Gewicht  darauf  gelegt,  daß  dreimal  derselbe  Prozeßfehler 
vom  Kläger  begangen  ist.  Daß  gerade  die  doppelte  Wieder- 
holung als  entscheidend  gelten  soll,  braucht  man  darum 
wohl  noch  nicht  anzunehmen.  Aber  jedenfalls  hatte  der 
König  Eysteinn  die  Empfindung,  daß  ein  doppelt  wieder- 
holter Prozeßfehler  mit  größerer  Sicherheit  die  Klage  ver- 
eiteln würde  als  ein  einfacher  oder  einfach  wiederholter. 
Die  Beispiele  ließen  sich  noch  vermehren,  aber  die  ange- 
führten dürften  genügen,  um  klarzulegen,  daß  auch  insofern 
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zwischen  der  formellen  Wirkung  der  Formenfehler  im  alt- 
norwegischen Prozeß  und  der  formellen  Wirkung  des  Urteils 
im  modernen  Prozeß  ein  Unterschied  bestand  als  die  Wir- 
kung der  Formenfehler  von  vornherein  keine  so  strenge 
und  unbedingte  war,  wie  die  Wirkung  des  Urteils  ist  und 
sein  muß,  wenngleich  dieselbe  nachträglich  ja  auch  eventuell 
durch  Restitutionsklage  wieder  beseitigt  werden  kann.  Auch 
diese  Differenz  führt  wieder  auf  das  zurück,  was  wir  schon 
oben  betonten,  daß  nämlich  die  formelle  Kraft  des  Urteils 
und  die  formelle  Kraft  der  Prozeßfehler  etwas  durchaus 
Verschiedenes  und  voneinander  Unabhängiges  ist.  Aber 
das  eine  kann  in  gewisser  Beziehung  als  Ersatz  für  das 
andere  dienen.  War  ein  Prozeß  auf  Grund  eines  Formen- 
fehlers erledigt,  so  war  die  Erledigung  eine  ebenso  end- 
gültige wie  heutzutage  die  durch  rechtskräftiges  Urteil.  Man 
konnte  deshalb  um  so  eher  der  formellen  Wirkung  des  Urteils 
entraten,  als  man  in  der  formellen  Wirkung  der  Prozeßfehler 
einen  teilweisen  Ersatz  dafür  besaß. 

§  6.  Zweck  des  altnorwegischen  Urteils. 

Wir  gelangten  im  vorigen  Paragraphen  zu  dem  Schluß, 
daß  das  norwegische  Urteil  nicht  die  Kraft  hatte,  das  Recht 
in  formeller  Weise  endgültig  festzustellen.  Die  beiden  vor- 
hergehenden Paragraphen  führten  ferner  zu  dem  Ergebnis, 
daß  die  norwegischen  Gericht«  nach  Zusammensetzung  und 
Wirkungsart  wenig  geeignet  waren  und  auch  nicht  dazu 
bestimmt  schienen,  sch^^^erige  Rechtsfragen  zu  lösen.  Diese 
Ergebnisse  zusammengenommen  legen  die  Vermutung  nahe, 
daß  die  Lösung  von  Rechtsfragen  überhaupt  gar  nicht  der 
Zweck  der  norwegischen  Gerichte  war.  Diese  Vermutung 
findet  auch  durch  verschiedene  andere  Umstände  noch  eine 
Bestätigung.  Zunächst  muß  es  auffallen,  daß  in  den  islän- 
dischen Sagen,  so  oft  dieselben  auch  von  Prozessen  erzählen, 
doch  nicht  ein  einziges  Mal  die  Entscheidung  einer  Rechts- 
frage durch  das  Gericht  berichtet  wird.  Soweit  die  Ent- 
scheidung nicht  als  selbstverständhch  hmgestellt  wird,  soweit 
eine  wirkliche  Meinungsverschiedenheit  vorliegt,  sind  es 
durchweg  die  gesetzeskundigen  Leute,  insbesondere  der  Ge- 
setzessprecher,  dem  die   Entscheidung  obliegt.    Nun  wiesen 
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wir  schon  darauf  hin,  daß  das  isländische  Recht  nach  Zu- 
sammensetzung und  Funktion  der  Gerichte  auf  einem  fort- 
geschrittenern Standpunkt  steht  als  das  norwegische  Recht; 
die  isländischen  Gerichte  waren  an  sich  erheblich  besser 
geeignet,  Rechtsfragen  zu  erledigen  und,  wie  die  Berück- 
sichtigung des  klagabweisenden  Urteils  und  die  Bestim- 
mungen über  den  vefang  zeigen,  auch  wohl  dazu  bestimmt. 
Wenn  sie  trotzdem  dazu  nicht  benutzt  wurden,  so  kann  das 
nur  dadurch  veranlaßt  sein,  daß  man  von  alters  her  nicht 
gewohnt  war,  sie  dazu  zu  benutzen,  und  vielleicht  auch 
dadurch,  daß  sie  trotz  aller  Bemühungen  der  gesetzgebenden 
Gewalten  tatsächlich  doch  immer  noch  nicht  recht  dazu  ge- 
eignet waren.  Wie  gering  tatsächlich  ihre  Qualifikation  war, 
mag  man  z.  B.  aus  der  Erzählung  der  Bandamannasaga  er- 
sehen; der  Held  der  Erzählung,  der  alte  Öfeigr,  versucht 
in  dem  Prozeß  seines  Sohnes  die  Urteiler  durch  Bestechung 
zu  einem  seinem  Sohne  günstigen  Urteil  zu  bestimmen; 
nebenbei  sucht  er  aber  auch  das  Gewissen  der  Urteiler 
durch  einige  geschickt  gesetzte  Worte  zu  beschwichtigen. 
Der  juristische  Bildungsgrad,  den  diese  Worte  bei  den  Ur- 
teilem  voraussetzen,  ist  ein  überaus  geringer,  und  wenn  man 
auch  der  Erzählung  keinen  unbedingten  Glauben  schenken 
will,  so  konnte  überhaupt  eine  solche  Erzählung  nur  ent- 
stehen, wenn  man  von  den  Urteilern  in  der  Regel  keinerlei 
selbständiges  juristisches  Denken  zu  erwarten  gewohnt  war. 
Aber  für  das  altnorwegische  Recht  fehlt  es  auch  nicht  ganz 
an  unmittelbaren  Belegen,  insofern  in  dem  Prozeß  des  Sigurd 
Hranason  verschiedentlich  Anlaß  zur  Entscheidung  von  Rechts- 
fragen gegeben  ist.  Auch  hier  erfolgt  die  Entscheidung  nicht 
durch  das  Gericht  und  nicht  durch  Urteil,  sondern  wie  in 
Island  durch  einen  angesehenen  rechtskundigen  Mann,  den 
schon  obengedachten  Jon  mörnefr;  und  nach  Abgabe  seiner 
Entscheidung  kommt  niemand  etwa  auf  den  Gedanken,  daß 
von  Rechts  wegen  eigentlich  doch  nicht  seine  Meinung,  son- 
dern die  des  Gerichts  maßgebend  sei,  und  daß  diese  doch  viel- 
leicht von  jener  abweichen  könne. 

Weiter  ist  es  auffallend,  daß  in  Rechtsbüchern  wie  in 
Urkunden  der  Fall  der  Kontumaz  einen  übermäßig  großen 
Baum  einnimmt.  In  den  Gul.  werden  allerdings  in  Kap.  35,  37 
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und  266  kontradiktorische  Verhandlungen  g-e^childert.  Auf 
266  folgen  aber  drei  weitere  Kapitel,  in  denen  der  Beklagte 
sich  nicht  auf  den  Prozeß  eingelassen  hat,  und  zwei  davon 
behandeln  Fälle  echter  Kontumaz  (Kap.  268  und  269).  Mit 
Kap.  35  liegt  die  Sache  so,  daß,  wenn  Hertzbergs  Vermutung 
über  die  nicht  gleichzeitige  Entstehung  des  Kapitels  richtig 
ist,  der  FaU  der  Kontumaz  die  Grundlage  bildet,  auf  der 
sich  der  Fall  der  mangelnden  Rechtskenntnis  des  Beklagten 
nachträglich  aufgebaut  hat.  Diese  Vermutung  findet  insofern 
noch  eine  Bestätigung,  als  der  Beklagte,  wie  im  Fall  der 
Kontumaz,  auf  dem  Tliing  gar  nicht  zu  Worte  kommt.  In 
Fr.  liegt  die  Sache  nun  aber  so,  daß  in  Fr.  X.  11 — 15  wie 
in  Fr.  XII.  8  der  Fall  der  Kontumaz  durchaus  in  erster 
Linie  berücksichtigt  ist,  und  die  über  das  contradiktorische 
Verfahren  eingestreuten  Bemerkungen  meist  ganz  zusammen- 
hanglos und  ziemlich  unverständlich  erscheinen.  Demnach 
müssen  die  Rechtsbücher  das  Kontumazialverfahren  wohl 
für  das  Wichtigere  erachtet  haben.  Noch  deutlicher  tritt 
diese  Auffassung  in  den  Urkunden  hervor.  In  D.  N.  I.  116 
wird  das  Urteil  des  Privatgerichts  gerade  wegen  der  hart- 
näckigen Kontumaz  des  Beklagten,  der  trotz  wiederholter 
Ladung  nicht  vor  dem  Lögmann  erschienen  ist,  zur  An- 
wendung gebracht.  In  D.  N.  11.  4  wird  gleichfalls  der  Kon- 
tumaz der  Beklagten  als  eines  selbstverständlichen  Begleit- 
umstandes des  privatgerichtlichen  Verfahrens  gedacht.  In 
D.  N.  ni.  122  sind  ebenfalls  die  Beklagten  nicht  erschienen. 
In  D.  N.  V.  65  erscheint  die  Ladung  zum  Thing  lediglich 
als  Mittel,  um  die  Zwangsvollstreckung  gegen  den  wider- 
spensMgen  Beklagten  zu  ermöglichen.  Es  kann  danach  nicht 
zweifelhaft  sein,  daß  die  Privat-  und  Thinggerichte  zu  dem 
Kontumazialverfahren  in  einer  besonders  nahen  Beziehung 
standen. 

Diese  Tatsache  wird  aber  auch  ganz  erklärlich,  wenn 
man  sich  der  aus  dem  altgermanischen  Strafrecht  bekannten, 
zwei'ellos  urgermanischen  Auffassung  erinnert,  daß  jede 
Rechtsverletzung  als  eine  vorsätzliche  galt.  Von  dieser  Auf- 
fassung aus  bedurfte  man  der  Gerichte  nur,  um  den  vor- 
sätzlich die  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  Weigernden 
durch  die   Machtmittel  der  Gesamtheit  zu  zwingen,  und 
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das  Verfahren  hatte  lediglich  darin  zu  bestehen,  die  Weige- 
rung des  Beklagten  in  möglichst  formeller  Weise  festzu- 
stellen. Als  sich  die  Gerichtsverfassung  bildete,  rechnete 
man  vielleicht  noch  gar  nicht  mit  dem  Falle,  daß  die  Wei- 
geiung  des  Beklagten  zur  Erfüllung  des  klägerischen  An- 
spruchs auch  auf  einer  verschiedenen  rechtlichen  Auffassung 
der  beiden  Parteien  beruhen  könne.  Hatte  sich  nun  aber 
das  Verfahren  einmal  im  engen  Anschluß  an  jene  Anschau- 
ung gebildet,  so  brauchte  in  demselben  auch  keine  Änderung 
einzutreten,  als  man  später  die  Möglichkeit  eines  Irrtums 
über  das  bestehende  Recht  in  Erwägung  zog;  vielmehr  war 
es  durchaus  möglich  und  naheliegend,  den  Gerichten  ihre 
bisherige  Funktion  zu  belassen  und  die  Entscheidung  von 
Rechtsfragen  andern  Organen  zu  übertragen. 

Wir  sind  uns  heutzutage  kaum  noch  bewußt,  daß  unsere 
Urteile  eigentlich  zwei  verschiedene  und  voneinander  un- 
abhängige Funktionen  in  sich  vereinigen,  nämlich  die  Funk- 
tion der  Vorbereitung  der  Zwangsvollstreckung  und  die 
Funktion  der  Entscheidung  von  Rechtsfragen.  Beide  Funk- 
tionen erweisen  sich  auch  insofern  als  getrennte,  als  tat- 
sächlich selten  ein  Urteil  beide  zugleich  erfüllt.  Der  Be- 
klagte, der  lediglich  über  eine  Rechtsfrage  Zweifel  hat,  wird 
erfüllen,  wenn  durch  Urteil  in  endgültiger  Weise  die  Rechts- 
frage gegen  ihn  entschieden  ist,  wohingegen  es  reiner  Zufall 
ist,  wenn  ein  Beklagter,  der  nicht  leisten  will  oder  kann, 
zugleich  über  die  Rechtsfrage  Zweifel  hat.  Man  kann  es 
nun  eigentlich  nicht  verwunderlich  finden,  wenn  in  einer 
früheren  Zeit  die  Funktionen,  die  das  moderne  Urteil  in 
sich  vereinigt,  in  getrennter  Form  erscheinen;  denn  es  ist 
weder  eine  Forderung  der  Logik,  daß,  wenn  ein  Anspruch 
vollstreckbar  werden  soll,  zunächst  eine  genaue  Untersuchung 
und  endgültige  Feststellung,  ob  derselbe  auch  rechtlich  be- 
gründet ist,  ergeht,  noch  ist  es  eine  Forderung  der  Logik, 
daß,  wenn  umgekehrt  eine  Untersuchung  darüber  statt- 
gefunden hat,  nunmehr  der  Anspruch  auch  notwendig  voll- 
streckbar wird.  Wenn  aber  eine  derartige  Trennung  der 
Funktionen  des  modernen  Urteils  an  sich  nicht  unwahr- 
scheinlich ist,  so  dürften  die  obigen  Ausführungen  es  wahr- 
scheinlich  gemacht   haben,   daß   gerade   im   altnorwegischen 
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Recht  eine  solche  Trennung  gegeben  ist,  und  daß  dem  gericht- 
lichen Verfahren  und  dem  Urteil  nur  die  Funktion  zukam,  die 
Zwangsvollstreckung  vorzubereiten,  nicht  aber  die  Rechtsfragen 
zu  lösen. 

Die  Annahme  einer  Trennung  dieser  Funktionen  ge- 
winnt nun  noch  an  Wahrscheinlichkeit,  wenn  wir  zwar,  wie 
oben  schon  ausgeführt,  niemals  die  Gerichte,  wohl  aber  ganz 
be-timmte  andere  Organe  mit  der  Entscheidung  von  Rechts- 
fragen beschäftigt  sehen.  Allerdings  trugen  diese  nur  zum 
Teil  einen  offiziellen  Charakter.  Neben  dem  Gesetzes- 
sprecher, dem  in  Island  von  jeher  und  in  Norwegen  jeden- 
falls späterhin  die  Entscheidung  von  Rechtsfragen  oblag, 
waren  auch  alle  sonstigen  als  rechtskundig  bekannten  und 
angesehenen  Personen  dazu  berufen,  auch  ohne  daß  sie 
irgend  eine  offizielle  Stellung  einnahmen.  So  wird  der  Jon 
mörnefr  im  Prozeß  des  Sigurd  Hranason  nicht  als  lögmadr 
bezeichnet,  und  in  Island  werden  in  den  Sagen  gar  nicht 
selten  Entscheidungen  rechtskundiger  Privatleute  als  maß- 
gebhch  behandelt.  Es  scheint  aber,  daß  über  die  Quali- 
fikation derjenigen,  die  Rechtsfragen  zu  lösen  berufen  waren, 
kaum  jemals  Zweifel  herrschten,  und  daß  es  nur  ganz  be- 
stimmte Leute  waren,  die  in  dieser  Weise  tätig  wurden. 
Man  könnte  sie  darin  in  gewisser  Weise  mit  unsem  Sach- 
verständigen vergleichen,  insofern  auch  deren  Qualifikation, 
ohne  offiziell  zu  sein,  doch  regelmäßig  notorisch  ist  und 
außer  Zweifel  steht.  Man  hat  nun  in  der  Litteratur  bislang 
angenommen,  daß  die  Entscheidung  der  Rechtskundigen, 
örskurdr  genannt,  für  die  Urteiler  nicht  bindend  war,  und 
daß  ihr  Urteil  auch  rechtsgültig  war,  wenn  es  davon  abwich. 
Diese  Anschauung  dürfte  aber  doch  vielleicht  Rechtsanschau- 
ungen als  allgemeingültige  ansehen,  die  nur  ein  Produkt 
und  eine  Eigentümlichkeit  unserer  Zeit  sind.  Geht  aus  dem 
oben  Ausgeführten  hervor,  daß  die  norwegischen  Gerichte 
weder  geeignet  noch  bestimmt  waren,  Rechtsfragen  zu  lösen, 
so  konnte  es  ihnen  auch  nicht  gestattet  sein,  trotz  eines  von 
einer  notorisch  rechtskundigen  Person  abgegebenen  Gut- 
achtens noch  ihre  eigene  Meinung  zu  haben.  Es  müßte 
denn  etwa  der  Fall  so  gelegen  haben,  daß  einer  der  Ur- 
teiler dem  Gutachter  an  Rechtskenntnis  gleichstand.    Dieser 
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Fall  war  nun  schon  vermutlich  recht  selten,  weil  nach  allem, 
was  uns  berichtet  wird,  die  rechtskundigen  Personen  sehr 
dünn  gesät  waren.  Außerdem  wäre  dann  aber  auch  der 
Hergang  jedenfalls  der  gewesen,  daß  der  rechtskundige 
Urteiler  seine  Sachkenntnis  nicht  lediglich  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Urteiler  verwertete,  sondern  mit  derselben  offen 
hervortrat  und  ein  Gutachten  abgab,  dann  aber  eben  nicht 
mehr  lediglich  als  Urteiler  tätig  war.  Im  übrigen  würde 
man  es  aber  wohl  als  eine  Rechtsverletzung  angesehen 
haben,  wenn  die  Urteiler  im  Gegensatz  zu  einem  Gutachten 
vorgingen,  und  würde  die  Urteiler,  von  denen  man  keinerlei 
besondere  Rechtskenntnis  voraussetzte,  nicht  mit  der  Ent- 
schuldigung gehört  haben,  daß  sie  ihrer  innersten  rechtlichen 
Überzeugung  gefolgt  seien,  indem  sie  von  der  Entscheidung 
eines  anerkannt  rechtskundigen  Mannes  abwichen.^) 

Nun  wird  aber  noch  zu  erörtern  sein,  in  welcher  Weise 
die  Gerichte  dazu  dienten,  die  Zwangsvollstreckung^)  vor- 
zubereiten, und  inwiefern  man  ihrer  dazu  bedurfte.  Es  wird 
daran  zu  erinnern  sein,  in  einem  wie  weiten  Umfange  das 
germanische  Recht  sich  der  Öffentlichkeit  als  Förmlichkeit 
bei  Rechtshandlungen  bediente.  Der  Zweck  dieser  Förmlich- 
keit ist  nicht  oder  wenigstens  nicht  in  erster  Linie  Sicherung 
des  Beweises;  dazu  war  in  der  Regel  die  Zuziehung  einzelner 
Zeugen  erforderlich  und  genügend.  Vielleicht  war  der 
Zweck  überhaupt  kein  ganz  einheitlicher;  man  wollte  an- 
scheinend einerseits  die  Volksgenossen  über  ihre  gegen- 
seitigen Rechtsverhältnisse  auf  dem  Laufenden  erhalten, 
sodann  erblickte  man  in  der  Öffentlichkeit  die  beste  Garantie 


1)  Als  Beispiel,  wie  das  Gericht  zur  Rechtsfrage  stand,  mag  noch 
auf  die  Urkunde  D.  N.  II.  4  Bezug  genommen  werden.  Wie  oben  be- 
richtet, gibt  hier  der  Lögmann  nach  dem  Erkenntnis  des  Privatgerichts 
noch  die  Erklärung  ab,  daß  das  Verfahren  richtig  gewesen  ist.  Man 
hielt  also  das  Urteil  des  Privatgerichts  nicht  für  ausreichend,  um  die 
Richtigkeit  des  Verfahrens  in  maßgeblicher  Weise  festzustellen,  und 
sah  vielmehr  als  das  hierfür  zuständige  Organ  den  rechtskundigen 
Lögmann  an.  —  2)  Zwangsvollstreckung  ist  hier  natürlich  im  weitesten 
Sinne  zu  verstehen,  sodaß  sie  jede  gewaltsame  Rechtsdurchführung 
mit  öffentlicher  Hülfe  bedeutet,  und  also  sowolil  das  Verfahren  gegen 
das  Vermögen  des  Friedlosen  wie  auch  überhaupt  das  Verfahren 
gegen  die  Person  des  Beklagten  mit  umfaßt. 
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gegen  verwerfliche,  lichtscheue  Rechtshandlungen,  und  schließ- 
lich schien  eine  möglichst  zahlreiche  Versammlung  durch 
ihre  Assistenz  das  Gewicht  und  die  Tragrveite  der  vorzu- 
nehmenden Rechtshandlungen  zu  erhöhen.  Es  ist  auch  sonst 
nicht  ohne  Beispiel,  daß  die  Versammlung  sich  nicht  mit 
der  passiven  Assistenz  begnügte,  sondern  durch  den  Mund 
eines  ihrer  Mitglieder  auch  ihrerseits  tätig  wurde,  wie  es 
z.  B.  bei  den  schwedischen  fastar  üblich  war  (vgl.  v.  Amira, 
Nordgerm.  Obligationenrecht  Bd.  I  §  40.  Lehmann,  Die  alt- 
schwedischen Festiger  in  Abhandl.  z.  germ.  insbes.  nordischen 
Rechtsgeschichte  1888  S.  99 — 173  und  darüber  v.  Amira, 
Gott.  gel.  Anz.  S.  271—274).  In  derselben  Richtung  werden 
wir  nun  auch  die  Wurzel  der  Privat-  und  Thinggericht«  zu 
suchen  haben.  Auch  sie  sind  eine  Förmlichkeit,  die  bei  be- 
stimmten besonders  weittragenden  Rechtshandlungen  anzu- 
wenden war.  Daß  die  Förmlichkeiten  hier  besonders  ver- 
stärkt sind,  erklärt  sich  daraus,  daß,  während  sonst  bei  einer 
Rechtshand'ung  nur  ein  Wille  in  Frage  kommt,  hier  die 
Rechtshandlung  von  vornherein  darauf  gerichtet  ist,  sich 
gegen  einen  entgegenstehenden  Willen  durchzusetzen.  Es 
ist  verständlich,  daß  man  in  einem  solchen  Falle  die  weitest- 
gehende Kontrolle  durch  die  Öffentlichkeit  verlangte  und 
diese  Kontrolle  auch  in  aktiver  Weise  im  Urteil  zum  Aus- 
druck brachte.  Aber  das  Urteil  war  nichtsdestoweniger  eine 
Förmlichkeit  wie  jede  andere  Prozeßhandlung  und  wurde 
nur  als  Förmlichkeit  empfunden;  es  ging  ihm  keine  wirkliche 
Beurteilung  der  Sache  voraus  und  sollte  es  auch  nicht.  Was 
das  Privatgericht  speziell  angeht,  so  führt  dessen  Urteil 
allerdings  nicht  unmittelbar  zur  Zwangsvollstreckung.  Aber 
das  privatgerichtliche  Verfahren  ist  doch  lediglich  die  Vor- 
bereitung des  thinggerichtlichen  und  bereitet  somit  indirekt 
auch  die  Zwangsvollstreckung  vor.  Auch  kann  kaum  ein 
Zweifel  sein,  daß  das  Privatgericht  lediglich  den  Zweck  hat, 
dem  Thinggericht  einen  Teil  seiner  Arbeit  abzunehmen. 

Mit  den  Aufgaben,  die  nach  dem  vorstehend  Aus- 
geführten den  Gerichten  oblagen,  steht  nun  die  Stellung 
der  Gerichte  den  Parteien  gegenüber  im  engen  Zusammen- 
hang. Es  fehlt  dem  Gerichte  durchaus  die  autoritative- 
Stellung,  die  ihm  heutzutage  eigen  ist,   und  die  sich  auch. 
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bereits  im  spätmittelalterlichen  norwegischen  Beamtengericht 
vorfindet.  Die  Gerichte  sind  nicht  den  Parteien  überge- 
ordnet, sondern  nebengeordnet;  sie  erscheinen  als  ihre  Ge- 
hilfen für  die  Zwecke  der  Zwangsvollstreckung.  Deshalb 
fehlt  ihnen  auch  jede  Sitzungspolizei  und  jede  prozeßleitende 
Tätigkeit:  letztere  liegt  lediglich  in  den  Händen  der  Par- 
teien, erstere  wird,  soweit  überhaupt  dafür  gesorgt  ist, 
größtenteils  von  nichtrichterlichen  Beamten  wahrgenommen. 
Daß  sie  nur  als  Gehilfen  der  Partei  angesehen  wurden, 
spricht  sich  auch  darin  aus,  daß  die  Verweigerung  des  Ur- 
teils als  Privatangelegenheit  behandelt  wird,  und  dafür  ledig- 
lich eine  Buße  an  die  Partei  verfällt;  auch  besteht  eine 
auffallende  Ähnlichkeit  in  der  Behandlung  der  Verweigerung 
des  Urteils  und  der  Verweigerung  der  Mitwirkung  bei  der 
Zwangsvollstreckung.  Am  meisten  spricht  sich  aber  die 
Eigenschaft  der  Urteiler  als  Gehilfen  der  Partei  darin  aus, 
daß  der  Partei  aus  dem  fehlerhaften  Verhalten  der  von 
ihr  ernannten  Urteiler  Nachteile  erwachsen,  indem  sie 
den  Prozeß  verliert,  wenn  sich  einer  ihrer  Urteiler  ohne 
genügenden  Grund  erhebt.  Daß  die  Stellung  der  Richter 
nicht  als  obrigkeitliche  aufgefaßt  wurde,  kann  man  auch  daraus 
entnehmen,  daß  in  Island  die  Goden,  die  doch  alle  obrigkeit- 
liche Funktionen  in  sich  vereinigten,  niemals  selbst  als  Richter 
fungierten,  sondern  lediglich  das  Richterernennungsrecht  be- 
saßen; wäre  die  Stellung  der  Richter  eine  obrigkeitliche  ge- 
wesen, so  hätte  es  für  sie  doch  sehr  nahe  gelegen,  in  den 
Gerichten  ebenso  den  Vorsitz  zu  übernehmen,  wie  sie  es  sogar 
in  der  Zwölferjury  taten. 

Inwieweit  übrigens  wirklich  die  altnorwegische  Auf- 
fassung der  (Urteiler  als  urgermanisch  anzusehen  ist,  ist  eine 
Frage,  die  im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  beantwortet 
werden  kann.  Daß  die  norwegische  Gerichtsverfassung  einen 
besonders  altertümlichen  Eindruck  macht,  wurde  schon  oben 
hervorgehoben;  es  gibt  nun  kein  weiteres  germanisches 
Recht,  aus  dem  gleich  altertümliche  Verhältnisse  uns  in 
gleicher  Ausführlichkeit  erhalten  wären;  insonderheit  in  den 
südgermanischen  Rechten  ist  der  ursprüngliche  Zustand 
größtenteils  durch  die  fränkische  Reichsgesetzgebung  bis 
zur  völligen  Unkenntlichkeit   verwischt.    Wenn  wir  also  in 


I 


Das  Urteil  im  altnorwegischen  Recht.  59 

andern  germanischen  Rechten  wenig  Anhaltspunkte  für  eine 
ursprüngliche  der  altnorwegischen  ähnliche  Auffassung  finden, 
so  ist  damit  der  urgermanisehe  Charakter  der  altnorwegischen 
Auffassung  des  Urteils  noch  nicht  widerlegt.  Andrerseits  ist 
zu  beachten,  daß  eine  spätere  Entstehung  der  norwegischen 
Auffassung,  nachdem  einmal  eine  der  modernen  Anschauung 
vom  Urteil  näher  stehende  Auffassung  Geltung  gehabt  hatte, 
wenig  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat:  denn  die  altnorwegische 
Auffassung  paßte  eben  nur  für  einfache  Verhältnisse,  und  die 
Weiterentwicklung  des  wirtschaf' liehen  Lebens  führte,  wie  auch 
das  Beispiel  des  norwegischen  Rechts  selbst  zeigt,  von  jener 
Auffassung  mit  innerer  Notwendigkeit  ab. 


U. 

Einige  Bemerkungen 
zur  Geschichte  des  Bergregals. 

Von 

Herrn  Professor  Dr.  Ad.  Arndt 

in  Königsberg  i.  Pr. 


Die  Frage,  ob  das  Recht  auf  die  Bergwerksmineralien 
im  Mittelalter  aus  dem  Eigentum  an  der  Oberfläche  oder 
vom  Staate  (Kaiser,  Territorialherr)  abgeleitet  wurde  oder 
ob  diese  Mineralien  als  herrenlos  jedermanns  Okkupation 
aus  dem  eigenen  Rechte  des  Okkupanten  freistanden,  ist 
selbst  heute  noch  von  praktischer  und  ganz  gewiß  von 
wissenschaftlicher  Bedeutung.  So  gab  und  gibt  es  Teile  in 
Deutschland  und  in  der  Schweiz,  wo  sich  absolut  keine  ge- 
setzlichen oder  gewohnheitsmäßigen  Normen  über  das  Recht 
an  den  Bergwerksmineralien  (Salz  und  Metalle)  finden. 
Wenn  sich  nun  dort  solche  Mineralien,  z.  B.  Salz,  zeigen, 
wie  in  Mecklenburg,  Oldenburg,  Bremen,  in  den  Kantonen 
Luzem,    Schwyz,    Zug,    Baselland,   Glarus,   St.    Gallen    usw., 
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wem  ist  oder  war  das  Recht  daran  zuzusprechen?  Die 
Praxis  nahm  und  nimmt  in  Deutschland  wie  in  der  Schweiz 
an,  daß  in  solchem  Falle,  soweit  nicht  der  Gesetzgeber  wie 
in  Oldenburg  eine  abweichende  Vorschrift  mit  Vorbedacht 
neuestens  trifft,  die  Mineralien  nicht  zum  Grundeigentum 
gehören,  noch  frei  zu  jedermanns  Okkupation  aus  des 
Okkupanten  Recht  stehen,  sondern  dem  Regal,  d.  h.  dem 
ausschließlichen  Verfügungsrechte  des  Staates  unterliegen 
(s.  u.  a.  0.  Huber,  Schweizer  Privatrecht  III  S.  643  ff.). 
Diese  Annahme  gründet  sich  auf  die  Erwägung,  daß  ein 
abweichender  Rechtszustand  auch  im  Mittelalter  nicht  nach- 
weisbar ist. 

Über  das  Salz  und  die  Salinen  enthalten  die  deutschen 
Bergordnungen  kaum  Vorschriften;  insbesondere  ist  nirgends 
ausgesprochen,  daß  sie  zum  Grundeigentum  gehören  oder 
der  Bergbaufreiheit  unterliegen.  Als  eines  von  vielen  Bei- 
spielen führe  ich  die  so  berühmte  Kursächsische  Bergord- 
nung an,  welche  durch  viele  Jahrhunderte  in  großen  Teilen 
Preußens  und  sonst  bis  zum  1.  Oktober  1865  in  Kraft  ge- 
standen und  als  gemeines  Recht  gegolten  hat.  Beim 
Schweigen  dieser  Bergordnung  über  Salz  gehörte  Salz  z.  B. 
in  der  jetzigen  Provinz  Sachsen,  in  Anhalt  usw.  zum  Grund- 
eigentum oder  war  es  herrenlos?  Die  Antwort,  die  das 
Leben  darauf  erteilte,  ist:  es  war  Regal  und  nur  Regal  und 
nicht  der  Bergbaufreiheit  unterworfen.  Es  ist  dies  wohl 
auch  kaum  in  der  Wissenschaft  oder  Praxis  streitig  gewesen, 
wie  u.  a.  das  Herttwichsche  Bergwörterbuch  unter  Salz 
und  Salinen  ausspricht,  daß  diese  überall^)  Regal  gewesen 
und  nirgends  der  Bergbaufreiheit  unterlegen  haben.  Wenn 
Zycha  seine  Schrift  „Das  Recht  des  ältesten  Bergbaues" 
mit  dem  Satze  schließt:  „Der  nicht  freigegebene  Bergbau 
bezog  sich  auf  einzelne  Mineralien,  besonders  Eisen;  als  ge- 
meinrechtlich  ist  die  Freigebung  anzusehen", 

»)  Eine  Ausnahme  hat  sich,  was  allerdings  sehr  bestritten,  in 
einzelnen  Teilen  Hannovers  bezüglich  der  Solquellen,  nicht  des  Stein- 
salzes, infolge  englischer  Einflüsse  im  19.  Jahrhundert  ausgebildet. 
Daß  Steinsalz  und  Salinen  dem  Regal,  aber  nicht  der  Bergbaufreiheit 
gemeinrechtlich  unterliegen,  &.  Maurenbrecher  I,  S.  295,  Walter 
S.  169,  G  e  n  g  1  e  r  I,  S.  83,  v.  G  e  r  b  e  r  S.  98,  L  a  b  a  n  d  ,  Zeitschr.  f. 
Bergr.  XX,  34,  Weiß  S.  878  u.a.m. 
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so  ist  das  Leben  anderer  Ansieht  gewesen,  wo  nichts  gesehrieben 
steht,  ist  der  Bergbau  nicht  freigegeben.  Deshalb  hat  man  in 
der  Schweiz,  in  Mecklenburg,  ferner  beim  Salzbergbau  usw.  an- 
genommen (s.  u.  a.  H  u  b  e  r  1.  c),  daß,  weil  in  vielen  schweizer 
Kantonen,  in  Mecklenburg  und  beim  Salzbergbau  keine  aus- 
drückliche Freigabe  erklärt  war,  weil  m.  a.  W.  gesetzliche  oder 
gewohnheitsmäßige  Vorschriften  fehlten,  der  Bergbau  insoweit 
nicht  freigegeben  war.^) 

Dem  Cistercienser-Kloster  Haina,  dessen  Rechtsnach- 
folger heute  das  dortige  Landeshospital  ist,  hatte  König 
Wilhelm  von  Holland  i.  J.  1252  die  Verleihung  erteilt,  daß, 
wenn  sie  ,,in  suis  prediis"  Metalle  reperire  vel  elaborare 
können,  sie  diese  usibus  suis  debeant  retinere.  Es  ist  in 
unseren  Tagen  ein  Streit  darüber  entstanden,  ob  darin  nur 
die  Erlaubnis  zu  finden  war,  auf  eigenem  Grund  und  Boden 
Bergbau  zu  treiben,  oder  ob  alle  in  dem  ganzen  zum  Kloster 
gehörig  gewesenen  Areal  vorkonmienden  Metalle,  auch  die 
von  dritten  entdeckten  und  auf  fremdem  Eigentum  befind- 
lichen, dem  Kloster  mitveriiehen  waren.  Das  Reichsgericht 
hat  am  19.  Oktober  1892  auf  Grund  einer  großen  Zahl  ihm 
vorgelegter  anderer  Urkunden  angenommen,  daß  eine  regal- 
herrliche Verleihung  im  letzteren  Sinne  vorgelegen  habe. 

Im  Grunde  genommen  handelte  es  sich  in  dem  bekannten 
sog.  Millionenprozeß  zwischen  dem  preußischen  Fiskus 
und  dem  Grafen  Henckel  über  das  Bergregal  in  der  Herrschaft 


^)  Es  ist  niemals  bezweifelt,  daß,  wenn  der  Regalherr  (Staat)  den 
Bergbau  auf  Mineralien  in  dem  Sinne  freigab,  daß  er  jedermann,  der 
solche  gesucht  und  gefunden  hat,  einen  Anspruch  auf  ein  gewisses  Feld 
verhieß,  dem  glücklichen  Finder  aus  diesem  Grunde  ein  Recht  gegen  den 
Regalherrn  zustand.  Trotzdem  blieben  Feldesreservationen,  auch  wo 
in  dem  angegebenen  Sinne  die  Bergbaufreiheit  erklärt  war,  zulässig  (so 
die  Praxis,  gebilligt  u.  a.  durch  Plenarbeschluß  des  Preuß.  Ober-Tribu- 
nals). Auf  .solchen  noch  heute  bestehenden  Feldesreservationen  beruht 
fast  aller  älterer  fiskalischer  Bergbau  in  Preußen  (Staßfurt.  Saar- 
brücken, Löderburg,  Alt*nweddingen  usw.).  Was  Zycha  S.  172  über 
den  Unterschied  zwischen  dem  Finderrecht  von  der  Schürf-  und  Bergbau- 
freiheit anführt,  ist  geradezu  unverständlich.  Das  Finderrecht  besteht 
eben  darin,  daß  der  Regalherr  dem,  der  auf  Schürfen  und  in  Ausübung 
der  vom  Regalherrn  erklärten  Bergbaufreiheit  gefunden  hat,  ein  ge- 
wisses Feld  zusichert  (ut  haec  praerogativa  alios  excitet  ad  laborem,  wie 
es  schon  in  der  Kuttenberger  Bergordnung  heißt). 


62  Ad.  Arndt, 

Beuthen  um  die  gleiche  Frage,  zugleich  um  die  nämliche 
Frage,  welche  den  Mittelpunkt  des  Streits  zwischen  Z  y  c  h  a , 
V.  Inama  u.  a.  mit  mir  ausmacht,  ob  einst  oder  ob  im 
Zweifel  Bergwerksmineralien  zum  Grundeigentum  gehört 
haben  oder  nicht,  ob  es  wahr  ist,  daß,  wie  Zycha  u.  a.  meinen, 
die  alten  Verleihungen  sich  ursprünglich  und  im  Zweifel  nur 
auf  den  eigenen  Grund  und  Boden  des  Beliehenen  er- 
strecken. Dies  ist  die  Frage,  die  im  Nachstehenden  geprüft 
werden  soll.  Ich  habe  es  hier  nicht  mit  der  Frage  zu  tun, 
ob  sich  das  Bergregal  schon  im  Römischen  Recht  ausgebildet 
habe^)  (was  ich  annehme,  namentlich  auch,  weil  es  von  Anfang 
an  in  ganz  Europa,  überall,  wo  Römerherrschaft  bestanden 
hat,  gegolten  hatte),  auch  nicht  einmal  darum,  ob  es  schon 
in  der  Merowinger  und  Karolinger  Zeit  galt,  sondern 
nur,  ob  es  zur  Zeit  der  Bergordnungen  und  des  Sachsen- 
wie  Schwabenspiegels  bestanden  hat  und  zwar  als  dasjenige 
Recht  am  Bergbau,  aus  dem  sich  die  übrigen  bergrechtlichen 
Institutionen,  Abgaben,  Direktion,  Bergbaufreiheit  und  Erst- 
finderrecht ableiten. 

Die  Frage  ist  sehr  von  der  Parteien  Haß  und  Gunst 
verwirrt.  Es  ist  klar,  wie  die  Annahme  eines  Bergregals 
der  Zeit,  die  unter  der  Einwirkung  eines  Adam  Schmith 
stand,  in  tiefster  Seele  verhaßt  sein  mußte  —  so  ein  Eingriff 
in  das  „heilige  Recht"  des  Grundeigentums,  noch  zumal, 
wie  man  meinte,  lediglich  im  fiskalischen  Interesse!  Selbst- 
redend war  man  geneigt,  darin  eine  Anmaßung  des  Staates, 
einen  Gewaltakt  habsüchtiger  Herrscher,  unterstützt  durch 
liebedienerische  Juristen  nach  der  Art  des  Bulgarus  und 
Martinus  zu  finden.  Ferner  spielte  sich  im  Mittelalter  der 
Streit  darüber,  ob  die  Bergwerksmineralien  Regal  oder  zum 
Grundeigentum  gehörig  waren,  zwischen  den  Staufen  und 
deutschen  Bischöfen  (Trient,  Trier),  bezw.  deutschen  Kaisern 
und  dem  Könige  von  Böhmen  (wegen  Kuttenberg)  ab.   Was 


*)  Hierüber  hatte  ich  einst  ein  sehr  reiches  Material  «gesammelt,  dies 
aber  in  meiner  Schrift  über  das  Bergregal  nicht  mit  abdrucken  lassen, 
weil  es  für  das  heutige  Recht  ohne  Erheblichkeit  schien.  Das  praktisch 
Entscheidende  ist  die  Frage,  ob  Bergbaufreiheit  und  Erstünderrecht 
eigene  oder  vom  Regal  ageleitete  Rechte  waren  und  ob  das 
mittelalterliche  Bergrecht  auf  Grundeigentum  oder  Regal  beruht. 
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war  erklärlicher,  daß  man  (Kommer,  Grueter  u.  a.)  auf  den 
gewalttätigen  Charakter  Friedrich  I.  Barbarossa  hinwies  und 
das  Recht  in  dem  Streite  dem  Kaiser  absprach? 

Nur  eines  soll  hier  vorweg  genommen  werden.  Z  y  c  h  a  s 
Theorie  geht  dahin,  daß  sich  das  Bergregal  aus  der  Berg- 
werkssteuer, die  (S.  11)  keine  vertragsmäßig  vereinbarte, 
sondern  eine  öffentlich-rechtliche  gewesen  sei,  gebildet  habe; 
dagegen  (S.  12)  bestreitet  er  nicht,  daß  in  Böhmen  die 
Bergwerkssteuer  aus  dem  Eigentum  an  den  Bergwerken 
abgeleitet  war.  Auf  den  übrigens  geringen  Zeitunterschied 
kann  es  nicht  ankommen,  denn  die  Urbure  in  der  Kutten- 
berger  Bergordnung  ist  noch  genau  die  nämliche  wie  in  der 
Iglauer,  oder  der  Freiberger  oder  der  Schemnitzer.  Übrigens 
ist  es  von  keiner  Seite  plausibel  gemacht  und  niemals 
plausibel  zu  machen,  wie  aus  einer  öffentlich-rechtlichen 
Steuer,  z.  B.  der  Gebäudesteuer,  sich  im  Handumdrehen  un- 
merklich das  Recht  herausbilden  konnte,  das  Objekt  der 
Besteuerung  zum  Eigentum  des  Besteuernden  zu  machen, 
diesem  die  Macht  zu  geben,  über  dieses  Objekt  nach  eignem 
Gutdünken  zu  befinden,  es  jedem  Beliebigen  zu  übertragen, 
dem  Besteuerten  wieder  fortzunehmen  usw\  Also  weil  der 
preußische  Staat  eine  Gebäudesteuer  erhebt,  kann  er  da 
plötzlich  sagen,  die  Gebäude  gehören  mir,  ich  kann  sie 
geben,  wem  ich  will,  wer  mir  nur  die  Steuern  zahlt?  Kann 
er  sagen,  du  benutzt  das  Gebäude  nicht  vorschriftsmäßig, 
folglich  gehört  es  mir?  Man  sollte  meinen,  wenn  jemandem 
eine  zumal  sehr  hohe  Abgabe  (Va  bis  V«  des  Bruttoertrages) 
zusteht,  dann  hätte  er  das  Interesse,  recht  viel  und  recht 
hohe  Abgaben  zu  erhalten,  also  daß  möglichst  \iel  Bier 
gebraut,  Branntwein  hergestellt,  Gebäude  aufgeführt  werden 
usw.  Es  ist  desha'b  ganz  unverständlich,  wie  der  Abgaben- 
berechtigte das  Brauen  von  Bier,  das  Brennen  von  Brannt- 
wein, die  Errichtung  von  Gebäuden  usw.  stets  von  seiner 
besonderen  Genehmigung  abhängig  machen  und  nur  ganz 
gewissen  Personen  die  Erlaubnis  zu  solchen  Handlungen  er- 
teilen sollte.  Es  ist  weder  von  Z  y  c  h  a ,  noch  von  sonst 
wem,  auch  z.  B.  nicht  von  v.  Inama-Sternegg,  der  den 
Satz  Wirtschaftsgeschichte  HI,  S.  145  aufstellt,  daß  sich  das 
Regal  ,.aus  einfachem  Zehntrecht  zu  einem  ausschließlichen 
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Verleihungsrechte  ausgewachsen",  der  entfernteste  Versuch 
unternommen  worden,  eine  solche  Ungeheuerlichkeit  zu  recht- 
fertigen, insbesondere  zu  erklären,  wie  daraus,  daß  jemand  be- 
fugt gewesen,  eine  Steuer  vom  Bergbau  zu  erheben,  das  Recht 
für  ihn  entstehen  konnte,  daß  aller  Bergbau  nur  auf  seiner 
Verleihung  beruhen  darf. 

IL 

Wenn  jemand  nach  zweitausend  Jahren  ein  Buch  dar- 
über schreibt,  ob  das  Recht,  eine  öffentliche  Eisenbahn  an- 
zulegen, aus  dem  Rechte  des  Oberflächeneigentums,  oder 
aus  der  allgemeinen  Gewerbefreiheit  oder  aus  dem  Rechte 
des  Staats  (Regal)  in  unseren  Tagen  hergeleitet  wurde, 
könnte  er  leicht  dazu  kommen,  die  unleugbare  Tatsache 
abzustreiten,  daß  öffentliche  Eisenbahnen  auch  auf  dem 
eigenen  Grund  und  Boden  nur  vom  Staate  oder  nur  auf 
Grund  staatlicher  Verleihung-  (Privileg)  angelegt  werden 
dürfen.  Er  könnte  ja  anführen,  daß  viele  Eisenbahnen  und 
Eisenbahnanteile  (Aktien  usw.)  sich  im  Privatbesitz  befunden 
haben,  daß  die  Eisenbahngesellschaften  auch  stets  den  Grund 
und  Boden  eigentümlich  erworben  und  besessen,  daß  sie 
sich  selbst  ihre  Lokomotiven  beschafft  haben  usw.  Und 
doch  ist  das  Recht  zur  Anlegung  von  Eisenbahnen  nicht 
mit  dem  Eigentum  des  Grund  und  Bodens  verbunden  ge- 
wesen; der  Staat  hat  es  verliehen  gegen  die  Eisenbahn- 
abgabe, gegen  die  Verpflichtung,  die  Postgüter  unentgeltlich 
zu  befördern,  gegen  Einräumung  von  Aufsichts-  und  Anfall- 
rechten usw.  Selbstredend  hat  die  mit  dem  Eisenbahn- 
privileg beliehene  Gesellschaft  den  Grund  und  Boden,  dessen 
sie  für  die  Schienenwege  und  sonst  benötigt  war,  erwerben 
müssen,  sie  wurde  hinter  zugleich  Oberflächen-  (Grund-) 
Eigentümerin.  Sie  konnte  Tausende  durch  Aktien  usw.  am 
Unternehmen  beteiligen.  Der  Besitz  von  Aktien  durch 
Private,  der  Betrieb  der  Eisenbahn  durch  eine  private  Ge- 
sellschaft, das  Eigentum  der  Gesellschaft  am  Bahnplanum  — 
alles  dies  schließt  nicht  aus,  daß  das  Recht  zur  Anlegung 
und  zum  Betriebe  nicht  aus  dem  eigenen  Rechte  der  Ge- 
sellschaft noch  aus  ihrem  Grundeigentume  sondern  vom 
Staate  herrührte. 
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Die  seit  700  Jahren  (in  veränderten  Formen)  bestehende 
Mansfeldische  Gewerkschaft  ist  in  mehr  als  60  000  Kuxe  zer- 
legt. Tagtäglich  werden  solche  gekauft  und  verkauft.  Die 
Stadt  Leipzig  und  die  Universität  Leipzig  besitzen  allein 
Tausende  davon,  die  Gewerkschaft  besitzt  ganze  Rittergüter 
und  Oberförstereien  über  ihrem  Grubenareal,  nicht  über  dem 
ganzen,  aber  doch  einem  größeren  Teile  desselben.  Das 
Recht  zum  Bergbaubetriebe,  zur  Gewinnung  von  Kupfer, 
Silber  und  )>eibrechenden  Metallen,  das  leitete  und  leitet 
sie  nicht  aus  ihrem  (hinterher  und  allmählich  erworbenen) 
Oberflächeneigentum,  sondern  aus  regalherrlicher  Verleihung 
oder  genauer  aus  regalherrlichen  Verleihungen  ab  (da  die 
Verleihungen  früher  bei  jedem  Regierungswechsel  erneuert 
wurden).  Nichts  wäre  verkehrter  als  daraus,  daß  ein  Privat- 
mann solche  Kuxe  besitzt  oder  besessen  hat  oder  daß  die 
Gewerkschaft  zur  Aufführung  ihrer  Halden,  Niederlagen, 
Hütten,  Arbeiterwohnungen,  zur  Gewinnung  des  CJruben- 
und  Brennholzes  usw.  große  Grundflächen  erworben  hat  und 
besitzt,  den  Satz  aufzustellen,  der  Bergbau  im  Mansfeldischen 
beruhe  nicht  auf  regalherrlicher  Verleihung,  sondern  auf  dem 
Oberflächeneigentum. 

Zweifellos  beruhte  die  Hallesche  Saline  auf  regal- 
herrlicher Verleihung.  Kaiser  Otto  L  hatte  bekanntlich  die 
Erzbischöfe  von  Magdeburg  mit  den  Salzquellen  im  Saal- 
tale bei  Halle  beheben,  von  diesen  leiteten  die  Pfänner  ihre 
Berechtsame  ab.  Rechtsnachfolger  der  Erzbischöfe  sind  die 
Kurfürsten  bezw.  Könige  Preußens  geworden.  Die  Häuser, 
in  denen  die  Sole  gekocht  wurde,  die  Pfannen,  die  dazu 
gebraucht  wurden,  die  hat  der  Regalherr  nicht  angeschafft, 
die  haben  die  Pfänner  sich  selbst  kaufen,  bauen  müssen  usw. 
Wie  kami  also  aus  dem  Umstände,  daß  Siedehäuser  (es  gab 
deren  in  Halle  100)  und  Salzpfannen  in  Privatbesitz  standen, 
hergeleitet  werden,  das  Recht,  Salz  zu  gewinnen,  sei  von 
jeher  ein  freies  Recht  jedes  beliebigen  Grundbesitzers  ge- 
wesen? 

Hieraus  erhellt  ohne  weiteres,  daß  eine  wissenschaftliche 
Darstellung  der  Geschichte  des  Berg-  und  Salinenregals 
nicht  so  verfahren  darf  wie  Böhlau,  Waitz  u.  a..  näm- 
lich nicht  so,  daß  man  erzählt,  der  oder  jener  Privatmann  (meist 
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war  dies  ein  Kloster,  Bistum)  hat  hier  oder  da  einen  Pfann- 
stall oder  eine  Pfanne  besessen,  sondern  daß  man  die 
Geschichte  der  einzelnen  Salinen  darstellt.  So  ist  es 
ganz  gewiß  und  unstreitig,  daß  z.  B.  die  uralte  Saline 
Reichenhall  als  solche  den  Agilolfingern,  den  regalbesitzenden 
Herzögen,  gehört  hat.  (Ob  sie  diese  mittelbar  von  den 
Römischen  Kaisern  hatten,  mag  dahingestellt  bleiben.)  Die 
Saline  wurde,  dies  konzediere  ich  v.  Inama,  Zycha  u.  A., 
ursprünglich  herrschaftlich  betrieben,  oder  anders  ausgedrückt, 
das  nutzbare  Eigentum  daran  stand  keiner  Genossenschaft 
zu.  Also  die  Herzöge  besaßen  die  Saline,  etwa  100  Siede- 
häuser, jedes  mit  mehreren  Pfannen.  Nun  haben  die  Herzöge 
diesem  oder  jenem  Kloster  so  und  so  viel  Pfannen,  Siedehäuser, 
oft  oder  meist  auch  mit  dem  dazu  gehörigen  Oberflächen- 
eigentum, dem  lebenden  und  toten  Inventar  übertragen;  das 
wird  in  den  Widmungsbüchern  von  Juvavia  und  anderer  geist- 
licher Stifter  aufgeführt.  Was  folgt  daraus  gegen  das  Salinen- 
regal?  Oder  was  soll  gegen  das  Salinenregal  daraus  folgen, 
daß  die  Agilolfinger  Herzöge,  die  doch  die  Stellung  von  Souve- 
ränen und  Regalherren  hatten,  im  Jahre  740  „salinas 
quasdam"  in  Halle  (Hall  in  Tirol)  einem  Benediktiner- 
Kloster  schenken  (Urkunde  1  bei  Böhlau)  oder,  daß  der 
Agilolfinger  Thassilo  777  dem  Kloster  in  Kremsmünster  zu 
Sulzbach  eine  Saline  schenkt? 

Ebenso  ist  es  ganz  erklärlich,  daß  unbeschadet  des 
regalherrlichen  Ursprungs  des  Salzgewinnungsrechts  Private 
in  den  Beistz  von  Pfannen  und  Siedehäusern  schon  zur  Zeit 
der  Agilolfinger  gekommen  sind.  Als  der  herrschaftliche 
Betrieb  aufhörte,  w^ar  dies  selbstverständlich.  Aber  auch 
bei  diesem  ist  es  zu  verstehen,  daß  der  Herr  das  nutzbare 
Eigentum  an  dem  einzelnen  Siedehause  gegen  die  Ver- 
pflichtung der  Abgabe  (Vs,  so  in  Lüneburg)  Arbeitern  über- 
trug. So  konnte  dann  der  Private  ein  Siedehaus  oder  eine 
Pfanne  besitzen,  auch,  wie  Encomperaht  u.  A.,  (Urkunden  5, 
6,  7  bei  Böhlau)  solche  einem  Kloster  verschenken.  Ebenso 
konnte  der  Regalherr  das,  was  den  nutzbaren  Inhalt  seines 
Regals  ausmachte,  z.  B.  das  Recht  auf  den  dritten  Teil  des 
Gewonnenen  Salzes,  einem  Stift  verschenken,  verkaufen,  ver- 
machen. 
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Wohl  niemand  hat  die  Geschichte  der  deutschen  und  zu- 
mal der  süddeutschen  Salinen  so  studiert  wie  der  Münchener 
Akademiker  Koch  von  Sternfeld,  er  behandelt  die  Sa- 
linen in  ihrem  Zusammenhange  und  hat  auch  nicht  den  min- 
desten Zweifel  an  der  Regalität. 

Ganz  erstaunlich  ist  aber  die  Art,  wie  der  Wiener  Akade- 
miker von  Inama-Sternegg  die  Regalfrage  abtun  zu 
können  glaubt.  So  sagt  er  a.  a.  0.  in  den  Abhandlungen 
der  Wiener  Akademie  der  Wissenschaften  1885  S.  576  gegen 
mich:  ..Wohl  hatte  das  Reich  Salinen  Bistümern  überlassen. 
aber  immerhin  befanden  sich  auch  große  Salinen  noch  im 
eigentlichen  Reichsgute  und  im  Besitze  jener  Fürsten,  welche 
die  reale  Territorialhoheit  schon  zu  jener  Zeit  besaßen."  Wie 
soll  sich  z.  B.  daraus,  daß  eine  Münzstätte  sich  auf  Reichs- 
gut befand,  die  Regalität  der  Münze  widerlegen,  und  wenn 
Territorialherren,  z.  B.  die  Babenberger  seit  1156,  alle 
anderen  Regalien  mit  der  ganzen  Territorialhoheit  in 
Österreich  besaßen,  warum  sollen  sie  nicht  auch  wie  das 
Zoll-  und  Münz-,  so  auch  das  Bergregal  ausgeübt  haben? 
Daraus  folgt  doch  nicht,  daß  nun  das  Recht,  Zölle  zu  er- 
heben und  Münzen  zu  schlagen,  sich  aus  dem  Grundeigen- 
tum herleitete.  Noch  wunderbarer  ist,  daß  aus  dem  Besitze 
der  Pommerschen,  Schlesischen  und  Mecklenburger  Herzöge 
an  Salinen  durch  v.  Inama-Sternegg  das  Bergregal  wider- 
legt werden  soll.  Weil  diese  Herzöge,  mit  Recht  oder 
ohne  Recht,  alle  Regalien  ausübten,  so  besaßen  sie  auch 
das  Salzregal.  Wenn  ein  beliebiger  Grundbesitzer  aus 
eigenem  Privatrechte  eine  Saline  anlegt,  das  wäre  eine 
Widerlegung  des  Salzregals.  Mit  genau  demselben  Rechte 
könnte  man  behaupten,  niemals  in  Deutschland  habe  ein 
Zoll-  oder  ein  Münzregal  bestanden;  denn  der  Pommem- 
herzog  X  oder  der  Herzog  von  Schlesien  Y  habe  eine  Zoll- 
stätte oder  eine  Münze  ohne  nachweisbare  A'erleihung  gehabt. 
Gegen  die  Regaltheorie  führt  v.  I  n  a  m  a  sodann  die  bekannte 
Tatsache  an,  daß  Heinrich  der  Löwe,  als  der  damalige 
kaiserliche  Statthalter,  die  Saline  Oldesloe  zerstörte.  Wenn 
das  Recht,  eine  Saline  anzulegen,  nicht  Regal  gewesen, 
wenn  es  im  Grundeigentum  enthalten  gewesen,  mit  welchem 
Rechte  beschwerte  sich  Lüneburg  über  die  Saline   Oldesloe, 
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mit  welchem  Rechte  konnte  der  Herzog  von  Lüneburg  die 
Niederlegung  der  Saline  Oldesloe  vom  Holsteiner  Herzog 
fordern  und  mit  welchem  Scheine  von  Recht  konnte  der 
kaiserliche  Statthalter  die  Oldesloer  Saline  von  Grund  aus 
zerstören? 

Diese   Widerlegungsversuche   können  schwerlich  als  ge- 
glückt gelten. 

Bevor  auf  Einzelheiten  eingegangen  werden  soll,  mag 
noch  eine  allgemeine  Betrachtung  über  Salinen  gestattet 
sein.  Jeder  Mensch  in  und  um  Reichenhall,  Lüneburg, 
Halle  a.  S.,  Werl  usw.  wußte,  daß  die  Salzquelle  nicht  bloß 
an  der  Stelle  war,  wo  sie  zu  Tage  trat  oder  wo  sie  etwas 
unter  der  Oberfläche  gefaßt  wurde,  sondern  daß  überall  in 
der  ganzen  Gegend  Salzwasser  und  ganz  gewiß  auch  Stein- 
salz vorhanden  war.  Soviel  Physik  verstand  man  auch 
damals  schon.  Die  Salinen  waren  überall  fast  ganz  in  den 
Händen  der  hohen  Geistlichkeit,  die  aus  dem  Plinius  und 
sonst,  auch  durch  die  Erfahrungen  schon  aus  der  Römerzeit 
her,  dies  wußten.  Man  lese  nur  bei  v.  Koch,  wie  man 
schon  damals  zwischen  Sole  und  Steinsalzgewinnung  in  den 
Alpenländern  abwechselte!  In  Lüneburg  und  Werl  hatten  die 
Regalherren  diese  Tatsache  sich,  wie  ich  glaube,  rechts- 
widrig dadurch  zu  nützen  gesucht,  daß  sie  neben  der  von 
ihnen  veräußerten,  bezw.  gegen  hohe  Abgaben  verliehenen 
Saline  (s.  w.  u.)  eine  neue  anlegten,  was  natürlich  den  Un- 
willen der  alten  Saline  erregte.  Gesetzt  nun,  es  sei  jemals 
Salz  oder  Sole  Zubehör  zum  Grundeigentum  gewesen,  so 
wäre  nichts  wertloser  gewesen,  als  ein  Salzwerk;  jeder 
Nachbar  konnte  es  trocken  legen,  eine  andere  Saline  an- 
legen usw.  Schwer  war  solches  nicht,  v.  Koch  teilt  z.  B. 
mit,  daß  die  größte  deutsche  Saline  des  Mittelalters,  Lüne- 
burg, die  ganz  England  versorgte,  die  große  Bora,  aus 
einem  etwa  50  Fuß  tiefen  Brunnen  gespeist  wurde.  So 
tiefe  Brunnen  konnte  sich  jeder  in  Lüneburg  anlegen. 
Hatte  er  das  Recht  dazu,  so  würde  er  dasselbe  Einkommen 
erworben  haben,  wie  die  Saline  Lüneburg,  und  das  war 
damals  weit,  weit  mehr,  als  das  ganze  Herzogtum  einbrachte, 
trotzdem  man  den  dritten  Teil  des  Salzes  abgeben  mußte. 
Als  die  Herzöge  mit  diesem  dritten  Teile  oder  genauer,  mit 
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dem,  was  die  Kaiser  und  ihre  Vorgänger  ihnen  davon  übrig 
gelassen  hatten,  ganze  Städte  erworben,  ihre  Kriege  geführt, 
ihre  Burgen  gebaut  und  nichts  an  der  Saline  mehr  besessen 
hatten,  verfielen  sie  um  1240  auf  die  Idee,  neben  der  alten 
eine  neue  Saline  anzulegen.  Xaehdem  ihnen  von  den  ge- 
ängstigten Salinenbesifzern  (das  waren  meist  hohe  geistliche 
Herren)  der  fünfte  Teil  des  Bruttoertrages  für  die  Zukunft 
zugesichert  war  (die  sog.  Chorusgüter),  und  sie  außerdem  viel 
bares  Geld  erhalten  hatten,  versprachen  sie  1273  für  sich 
und  ihre  Nachfolger  weder  selbst  noch  durch  Dritte  eine 
andere  Salzhütte  im  Fürstentum  Lüneburg  errichten  zu  lassen. 
Man  muß  sich  ferner  hierbei  darüber  klar  werden,  daß  der 
Wert  jeder  Saline  damals  darin  bestand,  daß  sie  eine  Art 
Monopol  in  einem  gewissen  Gebiete  hatte.  Salz  war  so  viel 
vorhanden,  daß  die  Saline  Lüneburg  allein  ganz  Deutschland 
hätte  mit  Salz  versorgen  können.  Darum  finden  sich  schon 
hohe  Zölle,  um  fremdes  Salz  abzuwehren,  Einfuhrverbote 
von  Salz:  selbst  die  Durchfuhr  von  Salz  war  im  Lüne- 
burgischen verboten.  Die  Anteile  an  der  Saline  Reichenhall 
wären  absolut  wertlos  gewesen,  w^enn  nicht  festgestanden 
hätte,  daß  kein  Grundeigentümer  Salz  auf  seinem  Boden, 
sei  es  aus  Salzwasser  oder  Steinsalz,  gewinnen  durfte.  Schon 
der  Umstand,  daß  sich  zwei  Salinen  in  einen  Absatz,  den 
jeder  von  ihnen  zehnmal  befriedigen  konnte,  teilen  mußten, 
hätte  genügt,  um  den  Wert  der  Salinen  auf  ein  Minimum 
herabzusetzen.  Würde  nicht  von  Anfang  an  die  Salzge- 
winnung Regal  gewesen  sein,  so  hätten  sich  in  und  um 
Reichenhall,  Lüneburg,  Halle  a.  S.,  usw\  viele  Salinen 
gebildet.  Interessant  ist  dabei,  daß  im  Mittelalter  wie  in  der 
Römischen  Zeit  „salina"  beides  bedeutet,  Solkoch erei  wie 
Stein  Salzgewinnung  jeder  Art,  „ubi  sal  paratur", 
wie  das  Du  Gange  und  der  Umstand  lehren,  daß  die  Römer 
die  Verurteilung  ad  salinas  kennen,  was  doch  nicht  be- 
deuten soll  das  müßige  Zusehen,  wie  Salzwasser  kocht, 
sondern  die  Steinsalzgewinnung  im  bergmännischen  Betriebe. 


70  Ad.  Arndt, 


III. 


Zycha  und  v.  Inama  nehmen  an,  daß  sich  die  Berg- 
werksverleihungen ursprünglich  nur  auf  den  eigenen  Grund 
und  Boden  des  Beliehenen  erstreckt  haben,  daß  zunächst 
der  mit  dem  Bergregal  Beliehene  nur  auf  seinem  ihm  jure 
proprietario  gehörigen  Grundeigentum  die  Bergbaufreiheit 
erklärt  habe  und  daß  sich  erst  von  da  aus,  also  einem  durch 
einen  Grundherrn  frei  erklärten  Berge,  die  allgemeine  Berg- 
baufreiheit auch  auf  fremden  Grund  und  Boden  ausgedehnt 
habe.  Zycha  denkt  sich  (Ältestes  Bergrecht  S.  159)  diesen 
Prozeß  in  folgender  Weise:  „In  dem  Maße,  als  sich  der 
Bergbau  der  grundherrlichen  Patronanz  entzog  und  der  Ge- 
danke in  den  Hintergrund  trat,  daß  eigentlich  alles  Recht 
der  Bergbaugenossen  nur  vom  Grundherrn  abgeleitet  sei, 
verwischte  sich  auch  die  Rechtsanschauung,  daß  ein  anderer 
Grundeigentümer,  der  den  Bau  nicht  freigegeben,  nach  Be- 
lieben dem  Bergmann  wehren  dürfe.  Die  Bergleute  sahen 
nicht  ein,  daßdas,was  sie  auf  demgefreiten  Berge 
Jahre  und  Jahre  lang  als  ihr  Recht  ausgeübt 
hatten,  auf  fremden  Boden  unter  den  gleichen 
Bedingungen  nicht  gestattet  sein  sollte;  sie  strebten, 
getrieben  durch  eine  allmähliche  Erschöpfung  der  entdeckten 
Lager  und  eine  Übervölkerung  der  Berge,  nach  einer  Er- 
weiterung zur  allgemeinen  Bergbaufreiheit." 

v.  Inama  3  II  S.  148:  „Im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts 
hat  dann  das  Bergregal  in  den  Händen  der  Territorialherren 
noch  eine  weitere  für  die  Folgezeit  schwerwiegende  Ver- 
änderung seines  Inhalts  erfahren.  Das  Bergregal  wurde 
aus  einem  bloß  zu  Gunsten  des  Grundeigentümers 
geübten  Rechte  auf  die  Substanz  aller  Metallschätze  zu 
einem  unbedingten  Verfügungsrechte  des  Territorialherrn 
über  dieselben  zu  Gunsten  der  Finder."  —  „Den  süddeutschen 
Bergwerksrechten  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  ist  diese 
Bergwerksfreiheit  noch  ebenso  fremd,  wie  den  älteren  Harzer 
Bergrechten.  Auch  die  Rechtsspiegel  des  13.  Jahrhunderts 
lassen  Silberbergbau  nur  mit  Erlaubnis  des  Grundherrn  zu. 
Ebensowenig  kennt  das  älteste  Iglauer  Bergrecht  die  Grund- 
sätze der  späteren  Bergbaufreiheit.    Die  Freiheit,  welche  in 
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iiient,  am  Kammeisberge,  in  der  Gegend  von  Iglau  den 
Bergleuten  gewährt  wurde,  war  zunächst  nur  eine  Berg- 
baufreiheit auf  bestimmten  gefreiten  Bergen, 
über  welche  der  Regal-  oder  Territorialherr  zu  verfügen  in  der 
Lage  war.  Erst  allmählich,  mit  der  zunehmenden  Ausdehnung 
des  Bergbaues,  als  diese  gefreiten  Berge  der  Unternehmungs- 
lust der  Bergleute  und  der  Regalherren  nicht  mehr  genügten, 
griff  der  Grundsatz  dieser  Bergbaufreiheit  auch  auf  das  private 
<  «nmdeigentum  über". 

Z  y  c  h  a  und  v.  I  n  a  m  a  sagen  mit  anderen  Worten:  Der 
Grundherr  habe  auf  einem  ihm  gehörigen  Grund  und  Boden  den 
Bergbau  frei  erklärt,  daraus  habe  sich  der  Satz  gebildet,  daß 
der  Bergbau  auch  auf  anderem,  überhaupt  auf  jedem  Grund 
und  Boden  frei  wurde  (s.  auch  jetzt  Schröder,  4.  Aufl.  S.  540). 

Abgesehen  davon,  daß  sich  die  Berg\s-erksverleihungen 
nicht  auf  den  privaten  Grund  und  Boden  der  Beliehenen  (des 
Bischofs  von  Trient,  Markgrafen  von  Meißen  usw.),  sondern 
auf  deren  ganzes  Herrschaftsgebiet,  auch  auf  frem- 
den Grund  und  Boden  erstreckten,  abgesehen  davon,  daß  die 
ältesten  Freierklärungen  in  Trient.  Freiberg,  Iglau  usw.  sich 
auf  alle,  auch  die  im  fremden  Eigentum  stehenden  Gebiete 
des  Regal-  und  Territorialherrn  bezogen,  ist  dieser  Gedanken- 
gang schon  in  sich  ganz  unmöglich  und  absolut  unschlüssig. 

Also:  der  Markgraf  von  Meißen  als  mit  dem  Bergregal 
auf  seinem  Grundbesitz  Beliehener  sagt:  „Hier,  dieser  in 
meinem  Privateigentum  stehende  Berg  ist  euch  Bergleuten, 
armen  wie  reichen,  frei.  Das  sage  ich  1..  weil  ich  mit  der 
Bergbauerlaubnis  vom  Reiche  auf  meinem  eigenen  Grund 
und  Boden  beliehen  bin  und  2.  als  Grundeigentümer,  als 
privater  Herr  des  Berges,  der  mit  seinem  Eigentum,  also 
auch  mit  den  im  Berge  anstehenden,  mit  dem  Eigentume 
daran  verbundenen  Mineralien  machen  kann,  was  ich  will. 
Ich  erlaube  euch  auf  und  unter  diesem  meinem  privaten 
Grundeigentum  nach  Silber  zu  suchen.  Weist  ihr  meinem 
Beamten  nach,  daß  ihr  Silbergänge  gefunden  habt,  so  soll 
er  euch  ein  gewisses  Grubenfeld  (7  Maasen)  zu  eurem  Berg- 
bau einräumen,  dieses  Feld  könnt  ihr  für  euch  ausbeuten; 
doch  sollt  ihr  mir  den  dritten  Teil  des  ganzen  Bruttoertrages 
geben,  ferner  sollt  ihr  neben  euren  7  Maasen  je  1  für  mich. 
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meine  Frau  und  meine  Beamten  frei  (d.  h.  ohne  daß  ihr 
eure  Arbeit  usw.  euch  bezahlen  laßt)  mitbauen  usw.  Bildet 
euch  auch  nicht  ein,  daß  die  Freiheit,  die  7  Maasen  für 
euch  auszubeuten,  in  eurem  Interesse  verliehen  ist;  sie  ist 
meinetwegen  verliehen;  daher  habt  ihr  unerniüdlich  nach 
näherer  Anweisung  meiner  Beamten  euer  Feld  abzubauen, 
tut  ihr  dies  nicht  und  findet  sich  dieses  Feld  auch  nur  drei 
Tage  unvorschriftsmäßig  bebaut,  so  verliert  ihr  es."  Ge\*1ß 
ist  dies(  alles  mit  der  Annahme,  daß  die  Bergwerksmineralien 
zum  Grundeigentum  gehören,  wohl  vereinbar;  schwer  oder 
gar  nicht  vereinbar  wäre  dieser  Gedankengang,  wenn  der 
Regalherr  nur  ein  Besteuerungsrecht  hätte,  welches 
doch  nach  Z  y  c  h  a  und  v.  I  n  a  m  a  der  ursprüngliche  Inhalt  des 
Bergregals  gewesen  sein  soll.  Mit  einem  solchen  Besteuerungs- 
rechte ist  auch  schwer  vereinbar,  daß  je  nach  der  Ein- 
träglichkeit des  Bergbaues  die  Abgaben  so  ganz  verschieden 
bemessen  sind  (in  Böhmen  Vs  usw.). 

Nun  fahren  wir  im  Zychaschen  Gedankengange  fort: 
Die  Bergleute  sagen,  wenn  uns  der  Markgraf  von  Meißen 
auf  seinem  privaten  Grund  und  Boden,  dem  gefreiten  Berge, 
unter  gewissen  Bedingungen  den  Bergbau  gestattet,  so  sehen 
wir  nicht  ein,  daß  das,  was  wir  auf  dem  gefreiten  Berge 
jahrelang  als  unser  Recht  ausgeübt  haben,  auf  fremdem 
Boden  unter  den  gleichen  Bedingungen  nicht  gestattet  sein 
sollte  (so  Zycha).  Auch  dies  ist  immerhin  denkbar,  ob- 
gleich doch  jedermann  weiß,  daß  ein  Grundeigentümer  mit 
seinem  Grundeigentume  und  dem,  was  dazu  gehört,  machen 
kann,  was  er  will,  also  jedem  die  Benutzung  freigeben, 
oder  nur  einem  Einzelnen  oder  niemandem.  In  jedem  Falle 
aber  mußten  die  Bergleute  einsehen,  daß,  wenn  sie  auf 
einem  privaten  Grund  und  Boden  den  Bergbau  betrieben, 
welcher  Folge  des  Grundeigentums  ist  (oder  sein  sollte), 
daß  sie  dann  dem  privaten  Grundeigentümer 
auch  dasgebenmüssen,wa9sie  dem  Markgrafen 
gaben  —  also  Vs  des  Bruttoertrages,  die  Herren-  und  Herrin- 
lane  usw.  Zycha,  S.  159,  sagt  ja  selbst  „unter  den  gleichen 
Bedingungen".  Das  wird  also  heißen,  der  Grundbesitzer  be- 
kommt von  den  Bergleuten  den  dritten  Teil  des  Ertrages, 
zwei    Lanen    freigebaut    usw.     In    Wahrheit    bekommt    dies 
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nicht  der  Grundbesitzer  sondern  der  Regalherr  auch  auf 
fremdem  Grund  und  Boden.  Allerdings  erhält  nach  einzelnen 
Bergordnungen  der  Grundbesitzer  auch  etwas,  aber  sehr 
wenig,  viel  weniger  als  der  Regalherr  und  er  erhält  es 
nicht  für  die  Mineralien  wie  der  Markgraf,  sondern  für  die 
Hingabe  seines  Oberfläeheneigentums,  für 
Grubenholz,  Bauplätze  usw.  Nach  Iglauer  Recht  muß  er  soviel 
Grundeigentum  hergeben,  nicht  zum  Bergbau,  sondern  um 
Bergmannshäuser  daraus  zu  bauen.  Holz  davon  zu  nehmen 
usw.,  als  ein  Pfeil  fliegt.  In  (ioslar  und  um  Trient  bekommt  er 
nichts,  weil  dort  nach  der  Art  des  Baues,  der  Tiefe  unter 
hohen  Bergen,  der  Oberflächeneigentümer  einerseits  durch 
den  Bergbau  gar  nicht  gehindert  wird,  und  ihm  andrerseits 
keine  besonderen  Lasten  auferlegt  sind.  Im  Markgrafentum 
Meißen  kann  er  sich  mit  V32  an  Gevsinn  und  Verlust  be- 
teiligen: aber  er  muß  im  voraus  freie  Kost  geben.  Während 
also  der  Regalherr  alles  in  allem  etwa  die  Hälfte  des 
ganzen  Bruttoertrages  erhält,  ohne  daß  er  nötig  hat,  Kapital 
vorzustrecken  und  irgend  ein  Risiko  zu  laufen,  kann  sich 
der  Grundeigentümer  mit  V;:  an  dem  Geschäft,  auf  Gewinn 
und  Verlust,  beteiligen.  Welch  ein  Unterschied  —  und  das 
nennt  Zycha  „unter  gleichen  Bedingungen'*!  Der  ..Ackerteil" 
des  Freiberger  Bergrechts  hat  nicht  das  mindeste  mit  dem 
regalherrlichen  Drittel  zu  tun:  er  ist  Entschädigung  für  die 
Oberflächenbenutzung  und  zumal  eine  meist  unzureichende.') 
Die  Ausdehnung  der  Bergbaufreiheit  von  dem  dem  Mark- 
grafen vermeintlich  eigentümlich  gehörigen  freien  Berge  auf 
fremdes  Grundeigentum  ist  sonach  unmöglich  so  erfolgt,  wie 
es  Z  y  c  h  a  und  v.  I  n  a  m  a  hinstellen:  sonst  hätten  die  fremden, 
überhaupt  alle  Grundeigentümer  die  gleichen  Abgaben  und 
Rechte  erhalten  müssen,  wie  der  Markgraf  an  seinem  ge- 
freiten Berge.  Diese  (Grundeigentümer  ständen  rechtlich 
so  da.  wie  heute  die  im  Königreich  Sachsen,  wo  Kohle 
zum  Grundeigentum  gehört.  Wenn  man  da  einem  Grund- 
besitzer sagen  würde,  gib  uns  die  Kohlengewinnung  frei, 
der  Landesherr  bekommt  Va  des  Bruttoertrages  und  andere 
Abgaben,  du  sollst  dagegen  das  Recht  haben,  wenn  du  pünkt- 

')  überall  ebenso  F.  Rachfabl  in  den  Forschuugen  zur  brandea- 
burgi^chen  und  preußischen  Gesehichte  X  S.  59  a.  a.  O. 
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lieh  im  voraus  bezahlst,  dich  mit  Vaa  an  unserm  Geschäft  zu 
beteiligen,  was  würde  da  für  eine  Antwort  erfolgen? 

Es  mag  nur  noch  bemerkt  werden,  daß  nach  böhmisch- 
mährisch-ungarischen Bergrechten  der  Grundbesitzer  V:-.  der 
Urbure,  der  regalherrlichen  Abgabe  erhielt;  dafür  mußte  er 
Areal  für  16  Bauplätze  usw.  hergeben.  Es  ist  also  gar  nicht 
daran  zu  denken,  daß  diese  Abgabe  an  den  Grundherrn  mit  der 
regalherrlichen  Urbure  zusammenfällt  und  Preis  für  die  Berg- 
werksmineralien war.^) 

Wenn  nach  dem  Löwenberger  Goldrechte  der  Grundeigen- 
tümer, wenn  auf  seinem  Boden  Gold  gefunden  wird,  ein  freies 
Vierteil  erhält,  so  erklärt  sich  dies  sehr  einfach  daraus,  daß 
dieser  Bergbau  in  der  Wegnahme  der  Ackerkrume  und  derea 
Durchsuchung  nach  Gold,  d.  h.  in  der  Zerstörung  der  Ober- 
tlächennutzung  bestand.  Das  Bergwerk  ist  aber  auch  dort  des 
Herrn,  des  Herzogs,  Bergwerk. 

Die  Ansicht,  daß  sich  die  Bergbaufreiheit  in  der  von 
Zycha,  v.  Inama  geschilderten  Weise  gebildet  habe,  ist 
hiernach  schon  deshalb  unmöglich,  weil  alsdann  die  Grund- 
eigentümer das  hätten  erhalten  müssen,  was  der  Markgraf  von 
Meißen  bezw.  König  von  Böhmen  usw.  von  dem  Bergbau  auf 
ihren  gefreiten  Bergen  erhalten,  während  solches  auch  auf 
privaten  Ländereien  nicht  den  Grundeigentümern  sondern  den 
Regalherren  gewährt  wurde. 

IV. 

Ich  gehe  dazu  über  zu  zeigen,  wie  die  Behauptung,  die 
Verleihungen  hätten  sich  nur  auf  den  eigenen  Grund  und  Boden 
•des  Beliehenen  bezogen  und  die  Freierklärungen  in  Trient, 
Freiberg,  Iglau,  Schemnitz  usw.  wären  nur  für  einen  dem  Be- 
liehenen eigentümlich  (jure  privato  oder  proprietario)  ge- 
hörigen Grund  und  Boden  erfolgt,  nur  auf  der  Idee  der  Be- 
hauptenden beruht. 

A.  Friedrich  I.  Barbarossa  verlieh,  nicht  etwa  als 
Grundbesitzer,  der  er  ganz  gewiß  hier  nicht  war,  sondern 
„imperiali  largitione"  den  Bischöfen  von  Trient  alle  Metalle, 
nicht  bloß  die  auf  deren  privatem  Grund  und  Boden  gelegenen 
sondern  alle  im  ganzen   Herzogtum  und  Bistum  (in  ducatu 

1)   Kbeiii-o  F.  R  achf  a  li  I  I.  c. 
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Tridentino  episcopatuve)  so  in  der  bekannten,  oft,  z.  B.  bei 
V.  Sperges,  Tirolische  Bergwerksgeschiehte  usw.  S.  265  a.h- 
gedruckten  Urkunde.  Der  Kaiser  nahm  nur  die  Allodien  der 
Grafen  von  Tirol  und  Epan,  der  mächtigsten  weltlichen  Terri- 
torialherren, davon  aus.  Übrigens  ist  doch  ohne  weiteres  klar, 
daß,  wenn  dem  Kaiser  das  Verfügungsrecht  über  die  Metalle 
Auf  den  bischöflichen  Privatbesitzungen  zustand,  ihm  aucli 
dieses  Recht  über  die  Metalle  auf  andern  Privatbesitzungen 
im  Trientinischen  zustehen  mußte.  Die  Grafen  von  Tirol 
und  Epan  waren  bereits  vom  Kaiser  mit  dem  Bergregal 
beliehen  (Arndt,  Bergregal  S.  88).  Nun  hatte  der  Bischof 
von  Trient  bereits  1185,  vier  Jahre  vor  der  Verleihung, 
einen  Vertrag  mit  Bergleuten  abgeschlossen  „salvo  tamen 
honore  imperii"  und  hatte  Bergbau  durch  diese  betrieben. 
Kaiser  Friedrich  I.  belangte  den  Bischof  vor  dem  Fürsten- 
gericht. Der  Kaiser  belieh  nun  perseverante  actione  den 
Bischof,  wie  erwähnt,  mit  allen  Metallbergwerken  im  ganzen 
Bistum.  Aus  diesen  Tatsachen  folgt  nichts  für  die  Behaup- 
tung, daß  der  Silberbergbau  Zubehör  zum  Grund  und  Boden 
war;  wie  hätte  auch  sonst  der  Kaiser  den  Bergbau  im 
ganzen  Bistum  freigeben  können?  Daraus,  daß  in  dem 
Berg\\'erksvertrage  nichts  vom  Grundeigentum  gesagt  ist, 
folgt  doch  nur,  daß  dieses  für  den  Silberbergbau  ganz  gleich- 
gültig war  und  keineswegs,  daß  es  die  stillschweigend  vor- 
ausgesetzte Vorbedingung  des  Bergbaues  war.  Weder  Z  y  c  h  a 
noch  sonstwer  haben  auch  nur  die  Spur  eines  Beweises 
dafür  erbracht,  daß  der  Bischof  als  Grundbesitzer  den  Berg- 
bau betrieben  oder  freigegeben  hat.  Unter  wessen  Grund- 
eigentum die  Gänge  lagen,  in  denen  die  Silbererze  gelagert 
waren,  war  ganz  unerheblich,  außerdem  wer  wußte  es,  wer 
kann  es  heute  wissen,  wem  die  Oberfläche  gehört,  unter 
der  in  einem  Abstände  von  vielleicht  Tausenden  von  Fuß 
Gänge  und  Stollen  getrieben  werden?  Die  Verleihung  der 
Metalle  durch  den  Kaiser  an  den  Bischof  hätte  doch  nur 
die  Bedeutung  einer  sicherheitspolizeilichen  Erlaub- 
nis gehabt,  wenn  dem  Bischof  als  G  r  u  n  d  b  e  s  i  t  z  e  r  die  Metalle 
gehört  hätten.   Dem  widerspricht  aber  schon  der  Wortlaut. 

Es  ist  auch  nicht  der  Schatten  eines  Zweifels  darüber 
möglich,  daß  sich  das  Regal  der  Trientiner  Bischöfe  auf  ihr 
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ganzes  Herrschaftsgebiet  bezog  und  daß  die  von  ihnen  er- 
klärte Bergbaufreiheit  nicht  auf  eine  sicherheitspolizeiliche 
Bauerlaubnis,  noch  auf  bischöfliches  Privateigentum  be- 
grenzt war.  Und  dies  Aveiß  Zycha  selbst;  denn  S.  158 
seines  ältesten  Bergrechts  sagt  er,  daß  die  Bischöfe  von 
Trient  eine  Territorialverleihung  auf  alle  Metalle  er- 
halten haben. 

B.  Nun  zum  F  r  e  i  b  e  r  g  e  r  Recht!  S.  158  räumt  Zycha 
ein,  was  unbestreitbar,  daß  die  Markgrafen  von  Meißen  nicht 
bloß  auf  ihren  Privatgrundstücken  sondern  im  ganzen  Mark- 
grafentum  mit  den  Metallen  beliehen  waren.  Gleichwohl 
behauptet  er,  daß  sich  die  Freierklärung  wenigstens  ur- 
sprünglich nur  auf  den  privaten  Berg  des  Landesherrn 
bei  Freiberg  bezogen  habe.  Als  Beweis  für  diese  Behaup- 
tung und  überhaupt  dafür,  daß  sich  die  Verleihung  nur  auf 
den  eigenen  Grund  und  Boden  bezogen  habe,  daß  Grund- 
besitz und  Bergbau  zusammengehörten,  führte  Zycha  und 
nach  ihm  v.  Inama  III.  2  S.  147  lediglich  den  Umstand  an, 
daß  „bei  Auffindung  von  Erzadern  auf  verliehenem  Grund- 
besitze der  Regalherr  dieselben  nicht  einfach  für  sich  in 
Anspruch  nahm,  sondern  den  beliehenen  Grundbesitzer  ver- 
anlaßte,  die  das  Bergwerk  bergenden  Grundstücke  im  Wege 
des  Tausches  dem  Regalherrn  zu  überlassen".  Der  Sach- 
verhalt ist  folgender:^)  Bei  Christiansdorf  auf  einem  Gebiete 
und  Areal,  das  der  Markgraf  von  Meißen  dem  Kloster  Alten- 
zelle geschenkt  hatte,  wurden  später  (von  1170)  reiche 
Silberadern  entdeckt.  Nach  der  Theorie  von  Zycha  hätten 
diese  also  dem  Kloster  gehört,  dem  Kloster  gehörte  ja 
„der  verliehene  Grundbesitz";  sie  gehörten  aber  von  Anfang 
an  nicht  diesem,  als  dem  Grundeigentümer,  sondern  dem 
Markgrafen,  denn  „diesem  und  seinen  Erben  hatte  Gotf'r 
so  hieß  es,  .,durch  den  Silberfund  reichlicher  vergolten, 
was  sie  dem  Kloster  verehrt  hatten".  Nun  nimmt  1185  der 
Markgraf  dem  Kloster  nicht  die  Silbergruben  fort,  diese 
gehörten  dem  Markgrafen,  wie  noch  bald  gezeigt  werden 
soll,  sondern  benachbartes  Land,  wofür  er  dem  Kloster 
andei-es   gibt.     Er    sagt    nicht,    daß    die    Silbergruben    dem 


')  Vgl.  a.  a.  O.  L  0  u  t  h  o  1  (1  ,  Zeitselir.  f.  Bergr.  Bd.  21  S.  l.->. 
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Kloster  gehören,  vielmehr  sagt  er,  daß  sie  ihm  gehören, 
trotzdem  die  Oberfläche  dem  Kloster  gehört.  Er  läßt  sieh 
nicht  die  Silberadern  abtreten,  sondern  nur  Oberfläche. 
Hierüber  wundern  sich  v.  I  n  a  m  a  und  Z  y  c  h  a  ganz  mit  Un- 
recht. Denn  um  Silber  im  Freibergischen  zu  gewinnen, 
^■a«  dort  wenigstens  vielfach  durch  einen  von  der  Oberfläche 
aus  geführten  Betrieb  geschah,  muß  man  auch  einen  Teil  der 
Oberfläche  haben.  Diese  gebraucht  man  ferner  (das  ist  in 
der  ganzen  Welt  so)  zu  Bergmannshäusern,  Halden,  wegen 
der  Holz-  und  Wasserentnahme  usw.  Nunmehr  mag  die 
übrigens  wohl  bekannt«  Stelle  folgen:  „Praeterea  sciendum." 
Die  Urkunde  wurde  auf  dem  meißnischen  Landtage  vor 
einer  zahlreichen  Versammlung  der  Großen  abgefaßt,  „cum 
-ah  imperio  cujuslibet  metalli  proventum  in  nostra  marchia 
beneficii  jure  suscepimus,  quia  in  terminis  monasterii  venae 
argentariae  repertae  sunt,  cum  bonis  nostris  ex  eis  ab- 
solvimus  villas  has  etc.''  Die  Urkunde  besagt  also  nicht, 
daß  die  Silbergruben  dem  Kloster  gehören,  da  sie  auf  dessen 
Areal  liegen,  vielmehr,  daß  sie  dem  Markgrafen  gehören, 
nicht  aus  einem  grundherrlichen  Titel,  der  ihm  im  Jahre 
1185  gänzlich  fehlte,  sondern  weil  der  Markgraf  „ab  imperio 
cujuslibet  metalli  proventum"  erhalten  habe  ..beneficii  jure'' 
und  zwar  nicht  bloß  auf  seinen  Privatländereien  sondern  im 
ganzen  Markgrafentum,  Wahrlich,  ein  stärkerer  Beweis  gegen 
die  Zychasche  Theorie  ist  gar  nicht  denkbar  als  diese 
Urkunde,  die  unbedingt  bezeugt,  daß  das  Recht  auf  die 
SUberbergwerke  schon  1185  mit  dem  Rechte  an  der  Ober- 
fläche nicht  verbunden  war.  Zudem  bestand  der  Bergbau 
zu  Gunsten  des  Markgrafen  bereits  viele  Jahre,  bevor  er 
Grund  und  Boden  sich  abtreten  ließ.  Der  Bergbau  stand 
also  dem  Regalherrn  auch  damals  schon  auf  fremdem  Acker 
frei.  Jeder  Bergwerksbesitzer  erwirbt  meist  und  muß  Ober- 
flächeneigentum erwerben,  nicht  um  dadurch  das  Recht 
zu  erlangen,  die  ihm  verliehenen  Mineralien  zu  gewinnen, 
sondern  um  dies  technisch  ausführen  zu  können,  um 
Schachtanlagen,  Grubengebäude,  Arbeiterhäuser,  Niederlage-, 
Haldenplätze,  Poch-,  Quetsch-,  Mahl-,  Hammerwerke  und 
andere  Aufbereitungsanstalten,  Hütten  u.  dergl.  errichten 
zu    können.    Das   Eigentum   an   der   Oberfläche    deckt   sich 
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dabei  keineswegs  mit  den  Grenzen  der  Bergberechtsame.  Auch 
sind  die  Besitzungen  an  der  Oberfläche  keineswegs  das  Prinzi- 
pale, sondern  nur  Zubehör  zum  Bergwerk. 

Es  ist  bekannt  und  unbestritten,  daß  das  Freiberger 
Bergrecht  die  Bergbaufreiheit  in  der  Weise  kennt,  daß  jeder 
Grundbesitzer  sich  den  Bergbau  gefallen  lassen  muß,  dafür 
aber  berechtigt  ist,  sich  in  Höhe  eines  Zweiunddreißigstels  an 
Gewinn  und  Verlust  des  Unternehmens  zu  beteiligen.  Es 
wird  behauptet  (Zycha  S.  G5  a.  a.  0,),  daß,  da  die  Auf- 
Zeichnung  des  Freiberger  Bergrechts  erst  aus  dem  Beginn 
des  14.  Jahrhunderts  stammt,  früher  und  noch  in  der  Mitte 
des  1'3.  Jahrhunderts  der  Rechtszustand  ein  anderer  gewesen 
sein  muß,  daß  damals  die  Bergbaufreiheit  nicht  bestanden 
hat,  der  Bergbau  also  nur  auf  dem  eigenen  Grund  und 
Boden  des  Beliehenen  stattfand.  Soweit  für  diese  Behaup-' 
tung  auf  das  seh  lesische  und  böhmische  Bergrecht 
Bezug  genommen  ist,  soll  später  auf  diese  Beweisführung 
eingegangen  werden.  Daß  aber  schon  im  13.  Jahrhundert 
der  Bergbau  im  Freibergischen  nicht  Zubehör  zum  Grund 
und  Boden  war,  läßt  sich  unschwer  erweisen:  1.  der  Mark- 
graf leitet  sein  Recht  (1185)  nicht  aus  seinem  Grundeigen- 
tum, sondern,  ab  imperio  ab.  2.  er  betrieb  die  ersten  Jahre 
den  Bergbau  auf  fremdem  Grund  und  Boden.  3.  der 
Bergbau  reichte  wenigstens  schon  im  13.  Jahrhundert  viel^ 
viel  weiter,  als  die  Hufen,  die  ihm  1185  von  Altenzelle  ab- 
getreten waren  (der  Berg  um  Freiberg,  wenigstens  da* 
Recht  des  gefreiten  Berges  reichte  „vir  milen  umme 
vriberg").  4.  ist  auch  nicht  der  leiseste  Grund  dafür  an- 
geführt, daß  seit  dem  13.  Jahrhundert,  wo  Grund  und  Boden 
wohlfeiler  als  im  14.  war,  die  Bergbaufreiheit  unmerklich 
auf  fremden  Grund  und  Boden  ausgedehnt  wurde,  ohne  daß 
sich  irgendwo  eine  Rechtsquelle  für  eine  solche  Ausdehnung 
angeben  läßt.  5.  rühren  zwar  die  Aufzeichnungen  erst  aus 
dem  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  her,  der  Inhalt  des  Frei- 
berger Bergrechts  ist  aber,  wie  darin  gesagt  ist,  von  „allerst'' 
von  Anfang  an,  so  lange  es  um  Freiberg  Bergbau  gab. 
6.  wird  dies  durch  die  K  u  1  m  i  s  c  h  e  H  a  n  d  v  e  s  t  e  von  1233 
bezeugt.  Letzteres  wird,  wie  folgt,  hiermit  bewiesen:  Der 
deutsche    Orden    hatte  vom    Kaiser   das    Bergregal.    In   der 
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Handveste  vom  28.  Dezember  1233  behielt  sich  der  Orden 
venas  salis,  auri  argentique  fodinas  et  omne  genus  metalli 
praeter  ferrum*)  vor.  Der  Orden  übte  also  und  besaß  1233 
das  Bergregal  nicht  bloß  auf  den  eigenen  Privatbesitzungen 
sondern  im  ganzen  Herrschaftsgebiete,  auch  auf  fremden 
Grundstücken.  Die  Handveste  fährt  nun  fort,  der  Vorbehalt 
des  Bergregals  solle  geschehen  ..ita  tamen  ut  inventor  —  ar- 
genti  sive  is  in  cujus  agris  inventum  fuerit  jus  fribergense  in 
ejus  raodi  inventione  habeat  in  perpetuum'\  Hätte  im  Frei- 
bergischen der  Grundeigentümer  das  Silber  besessen,  so  konnte 
sich  der  Orden  sonach  solches  nicht  vorbehalten,  so  konnte  es 
einen  vom  Grundbesitzer  verschiedenen  Finder  aus  eigenem 
Recht  an  Silber  überhaupt  nicht  geben  oder  anders  aus- 
gedrückt, so  konnte  es  nur  mit  Willen  des  Grundbesitzers  ge- 
funden werden.  Das  Finderrecht  und  Bergbaurecht  mußten 
also  vom  Grundeigentum  getrennt  sein;  der  Sinn  der  Urkunde 
kann  nur  der  sein,  daß  der  Finder  soAiel  Maase  (Lane) 
erhalten  soll,  wie  um  Freiberg,  und  daß  der  Grundbesitzer 
eine  gewisse  Berücksichtigung  finden  soll,  mag  diese  in  dem 
ZweiunddreißigsteP)  oder  darin  bestanden  haben,  daß,  wenn 
der  Bergmann  auf  fremdem  Acker  Silber  brechen,  d.  h.  die 
Ackerkrume  beschädigen  und  nicht  unterirdisch  durch  Stollen 
ohne  Zerstörung  der  Oberflächennutzung  Bergbau  betreiben 
will,  er  sich  wegen  der  Beschädigung  der  Ober- 
fläche, der  Wegnahme  der  Ackerkrume,  mit  dem  Grundbesitzer 
vergleichen  und  hierzu,  nicht  zur  Silbergewinnung  als  sol- 
cher, dessen  Genehmigung  einholen  muß.  W^ürde  die  Silber- 
gewinnung als  solche  dem  Grundeigentümer  zugestanden 
haben,  so  gäbe  die  Stelle  in  der  Kulmischen  Handveste  gar 
keinen  Sinn.  Dann  ■würde  es  heißen,  daß,  wie  das  Eisen,  so 
auch  Silber  (und  Gold)  dem  Orden  nicht  vorbehalten  seien 
und  zum  Grundeigentum  gehören.  Das  .^icht  Gemeingültige" 

•)  Wie  die  größeren  Territorialherren  das  Bergregal  durch  Ver- 
leihung vom  Kaiser  oder  Eigenmacht  erhielten,  suchten  die  kleineren 
Dynasten  und  die  Grundherren  die  niedern  Mineralien  für  sich  zu  er- 
langen. So  gelangte  in  Böhmen  und  Schlesien  das  Eisen  in  die  Hände 
der  Grundherren,  desgleichen  im  Ordensgebiete.  Das  ist  noch  heute 
Bo.  Das  Eisen  war  großenteils  Raseneisenerz,  äußerlich  untrennbar 
mit  dem  Grund  und  Boden  verbunden.  —  *)  Dies  ist  die  Ansicht  von 
A  e  m.  S  t  e  i  n  b  e  c  k  S.  68. 
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war  nicht  das  Bergregal,  sondern  das  Maß  der  Berücksichti- 
gung, welches  Finder  und  Grundbesitzer  haben  sollten. 

C.  Ich  komme  zum  I  g  1  a  u  e  r  Bergrecht. 

Z  y  c  h  a  (ältestes  Bergrecht  S.  77  a.  a.  0.)  behauptet,  daß, 
da  die  älteste  Aufzeichnung  des  Iglauer  Bergrechts  nichts 
von  Rechten  und  Pflichten  gegenüber  dem  Grundeigentümer 
erwähne,  der  Bergbau  zum  Grundeigentum  gehört  haben 
müsse  und  der  Bergbaufreiheit  nicht  unterlegen  habe,  daß 
die  Bergbaufreiheit  nur  auf  dem  im  Privateigentum  des 
Königs  gestandenen  Berge  freigegeben  war  (so  auch 
V.  Inama  u.  a.).  Die  Unrichtigkeit  dieser  Behauptung  liegt 
auf  der  Hand.  Auch  die  ältesten  Urkunden  sind,  wie  die 
übrigen  Urkunden  des  Iglauer  Bergrechts,  keine  privatrecht- 
lichen Verfügungen  eines  Grundeigentümers,  der  über  ihm 
privatrechtlich  gehörige  Substanzteile  verfügt  sondern  ge- 
waltige Rechtsurkunden,  ,.Handvesten  der  durchleutigsten 
Fürsten  und  Herren,  König  Wenzellaus  und  König  Ottokars". 
Sie  sind  vom  König  und  vom  Markgrafen,  seinem  Sohne,  als 
den  Landesherren  in  den  Formen  und  als  bloßer  Teil  eines 
allgemeinen  Gesetzes  gegeben,  „regia  auctoritate",  „ex 
plenitudine  gratiae",  regia  Providentia".^)  Die  Rechte  sind 
nicht  bloß  auf  einen  einzelnen  Berg  gegeben,  der  auf 
bloßer  Erfindung  beruht,  sondern  „civibus  nostris  in  Iglavia 
et  montanis  ubique  in  regno  nostro  constitutis,  singulis 
et  universis"  d.  h.  doch  nicht  bloß  auf  einen  dem  Könige 
gehörigen  Privatacker.-)  Es  ist  daher  von  den  Kennern  des 
böhmischen  Bergrechts,  z.  B.  Graf  Kaspar  Sternbe  rg, 
Tomas chek  u.  A.  nie  bezweifelt,  daß  das  Regal  des  Königs 
und  das  darin  liegende  Recht,  Bergbau  zu  treiben  und 
treiben  zu  lassen,  auch  auf  fremden  Grundstücken  galt. 
Zycha  begeht  hier  wieder  einen  der  vielen  Widersprüche, 
aus  denen  sein  ganzes  System  zusammengesetzt  ist.  Böhmi- 
sches Bergrecht  I,  S.  140  sagt  er  selbst:  „Nachweislich 
haben  die  böhmisch-mährischen  Landesherren  das  Bergregal 
schon  vor  Abfassung  der  Handveste  ausgeübt.  Im  Jahre  1227 
verlieh  Ottokar  I.  dem  Petrus,  Erbauer  der  Stadt  Jamnitz 
—   auctoritate   regia    —    usum   et    urburam    aurifodinarum 

*)  Tomaschek,  Deutsches  Recht  in  Österreich,  S.  3.  —  '■>)   Ebenso 
T  o  m  a  8  c  h  e  k,  der  Oberliof  Iglaus,  S.  9. 
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quo  nunc  ibidem  in  circuitu  civitatis  Jamnic  sunt  atque  in 
futurum  fuerint  ibidem  reperte,  omnemque  proventum  de 
montibus  ibidem,  sive  sit  in  auro,  argento,  plumbo,  ferro 
aliisque  metallis."  1234  arbeiteten  bei  Mäiu-isch-Xeustadt 
aurifodae  ..qui  nobis  decimarum  solutione  tenentur';  ihnen 
\Niirde  innerhalb  bezeichneter  Grenzen  omne  genus  metallo- 
rum  übertragen  ,,salvo  jure  nostro"  (d.  h.  vorbehaltlich  der 
üblichen  Abgaben).  1238  erhielt  das  Kloster  Welehrad 
eine  Verleihung  auf  die  schon  entdeckten  und  künftig  zu  ent- 
deckenden minere  ferri  auf  den  Klostergründen  — ".  Kein 
Wort  also  davon,  daß  dem  König  nur  auf  seinen  Privatäckern 
das  Bergrecht  zusteht. 

Zycha  1.  c.  erzählt  nun  weiter.  daB  die  großen  Feudal- 
herren —  nicht  beliebige  Grundbesitzer  als  solche  —  sondern 
die  Herren  Ratibor  von  Doblin,  von  Lichtenburg  (für  die 
Herrschaft  Deutsch-Brod),  Äbte,  Bischöfe  auf  das  Bergregal, 
wenigstens  auf  die  niederen  Metalle,  Anspruch  erhoben  hätten, 
der  König  wäre  aber  Sieger  geblieben  —  Beweise  und  immer 
wieder  Beweise  dafür,  daß  die  Bergwerksmineralien  nicht 
Zubehör  zum  Oberflächeneigentum  waren!  Ganz  natürlich 
war  es.  daß,  wenn  der  Böhmenkönig  einem  Kloster  in  Aus- 
übung seines  Bergwerksregals  Bergwerksmineralien  verleiht, 
er  selbstredend  nur  die  auf  dem  Areal  des  Klosters,  d.  i.  auf 
dessen  Herrschaftsgebiet  gelegenen,  üljereignet  und  daß  er  hie 
und  da  nicht  alle  Bergwerksmineralien,  sondern  nur  einige, 
die  niedrigeren,  überträgt  und  sich  die  höheren  vorbehält, 
daß  er  zuweilen  auf  alle  Rechte  an  den  .Mineralien  zu  Gunsten 
eines  Großen  verzichtet,  zuweilen  nur  auf  einen  Teil. 

Ganz  selbstverständHch  ist,  daß,  wenn  der  König  will,  daß 
nach  Silber  gesucht  wird,  er  dem  Finder  ein  gewisses  Feld  zu- 
sichern muß,  daß  also,  nicht  aus  einem  ureigenen  Finderrecht, 
sondern  aus  dem  Willen  des  Königs  der  Finder  einen  Anspruch 
auf  das  ihm  zugesicherte  Feld  hat,  sobald  er  die  gestellte  Be- 
dingung erfüllt,  d.  i.  den  gemachten  Fund  nachweist. 

Daß  die  Bergwerke  in  Böhmen  und  Schlesien  schon 
um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  nicht  zum  Grundeigentum 
gehört  haben  und  in  dem  Sinne  frei  waren,  daß  ihre  Aus- 
beutung nicht  vom  Willen  des  Grundeigentümers  abhing, 
erweist   ferner   noch   der   Schöffenspruch  von    Iglau   an    das 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    XXIV.   Germ.  Abt.  6 
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Kloster  Leubus  vom  Jahre  1260,  bestätigt  vom  Könige 
1268.  Darin  heißt  es:  Ubicunque  in  hereditate  domini 
abbatis  uniuseuiusque  elaustri  vel  aliorum  nobilium  terre 
novus  mons  inventus  fuerit,  si  est  in  hereditate  domini  ab- 
batis, in  primis  Septem  laneis  mensuratis  tricesimam  secun- 
dam  partem  dominus  abbas  obtinebit,  quod  in  vulgari  acker- 
teil nuncupatur.  Et  de  urbura,  que  datur  domino  terre. 
datur  sibi  tercia  pars  metalli,  et  in  laneo  domini  regis  de 
urbura  terciam  partem  dominus  abbas  obtinebit,  item  in 
laneo  domini  abbatis  datur  sibi  tercia  pars  de  urbura.  Also 
der  Bergbau  ist  nicht  Zubehör  weder  zum  Grundeigentum 
noch  zur  Grundherrschaft;  weder  der  Grundeigentümer  noch 
der  Grundherr  haben  ein  Widerspruchsrecht  gegen  den 
Bergbau;  sie  bekommen  Anteile  am  Unternehmen  und 
ein  Drittel  von  der  Urbure.  Es  ist  auch  ganz  klar,  daß 
die  Urbure  nicht,  wie  Zycha  meint,  aus  dem  Grundeigen- 
tum folgt;  denn  sonst  müßten  die  Grundherren  doch  die 
jganze  Urbure  und  nicht  bloß  ein  Drittel  erhalten.  Wofür 
nun  die  Grundherren  den  Ackerteil  erhalten,  das  ist  nicht 
in  der  Belehrung  noch  auch  in  der  Urkunde  A  (Iglauer 
Bergrecht)  angegeben,  erhellt  aber  ganz  klar  aus  den  andern 
Iglauer  Urkunden  und  der  Sachlage.  Nicht  für  den  Bergbau 
an  sich,  nicht,  weil  die  Erze  den  Grundherren  gehören,  werden 
diese  berücksichtigt,  sondern,  wie  dies  schon  seiner  Zeit  Graf 
K.  Sternberg  ausführte,  weil  sie  dem  Bergbau  auf  jedem 
gemessenen  Berg  16  Baustellen  und  soviel  Weidland  ein- 
räumen mußten,  „quantum  unus  homo  cum  arcu  semel  poterit 
sagittare."^) 

Wenn  nun  die  älteste  Aufzeichnung  von  1249  dies  nicht 
besonders  erwähnt,  so  war  sie  eben  unvollständig,  sie  wollte 
auch  gar  nicht  vollständig  sein;  sie  enthält  zunächst  das 
Recht  für  die  Iglauer  Bürger,  nicht  für  die  großen  Feudal- 
herren; die  Iglauer  Bürger  haben  nicht  Land,  um  16  Bau- 
plätze für  jeden  Berg  und  Weideplätze  auf  Pfeilschußweite 
abtreten  zu  können.  Bei  ihnen  lag  die  Sache  ähnlich  wie 
bei  T r i e n t ,  und  unter  dem  Rammeisberg;  der  Bergbau 

^)  S.  auch  die  Schlußworte  der  Weisung  „et  silvam  ipsorum  fratrum 
montanis  ad  ipsorum  necessaria  nequaquam  inhibere  debeut  predicti 
fratres  nee  domintf«  ipsius  terre." 
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beeinträchtigte  die  Oberflächennutzung  nicht  und  andrerseits 
legte  man  ihnen  nicht  auf,  große  Flächen  dem  Bergbau  ab- 
zutreten. Den  dritten  Teil  der  Urbure  und  den  Ackerteil 
erhielten  nur  die  F  e  u  d  a  1  li  e  r  r  e  n ,  nicht  Bürger  und  Bauern, 
wie  schon  Sternbeck  I  S.  69  urkundlich  beweist  —  waren 
doch  auch  die  Lasten,  zu  denen  das  Iglauer  Bergrecht  die 
Grundbesitzer  verpflichtet,  nur  von  größeren  Herrschaften  zu 
beschaffen. 

Merkwürdigerweise  will  Z  y  c  h  a  (ältestes  Bergrecht  S.  77) 
aus  dem  Iglauer  Bescheide  von  12GS  oder  1260  das  Gegen- 
teil herleiten.  Er  gibt  zu  —  ganz  mit  Recht  —  daß  der 
Bescheid  von  dem  Funde,  dem  Bergbau,  nicht  des  Grund- 
herrn (des  Abtes),  sondern  eines  Dritten  handele.  Damit 
widerlegt  er  sich  selbst.  Er  führt  nun  ferner  S.  76  an,  nach 
den  Bergstatuten  von  1249  erhalte  der  Finder  7  Lanen,  an 
diese  schließen  sich  beiderseits  je  2  Lane  an,  „dabei  spielen 
dritte  Interessen,  jene  des  privaten  Grundeigentümers,  nicht 
mit."  Nun  also,  wenn  ursprünglich  die  Interessen  des  privaten 
Grundeigentümers  gar  nicht  mitspielen,  so  war  doch  gewiß  der 
Bergbau  nicht  von  dessen  Genehmigung  abhängig.  Zycha 
fährt  darauf  fort:  „Schon  ca.  1268  aber  belehren  die  Iglauer 
<len  Abt  von  Leubus  auf  dessen  Anfrage,  daß  er,  wenn  ein 
Bergwerk  auf  den  Klostergründen  von  Dritten  gefunden 
wurde,  das  Recht  auf  eine  Klosterlane  neben  dem  Bürger- 
lehen, auf  ein  Dritteil  der  regalen  Bergwerksabgabe  (Urbur) 
und  auf  das  Ackerteil  —  besitze".  Ganz  richtig;  der  Berg- 
bau (das  Finden)  Dritter  auf  Klostergründen  hängt  nicht 
von  seiner  Erlaubnis  ab,  er  muß  es  hinnehmen;  hinge  es 
von  seiner  Erlaubnis  ab,  so  könnte  er  ja  selbst  und  be- 
liebig die  Höhe  seiner  Abgaben,  des  Ackerteils  usw.,  be- 
stimmen. Dies  alles  ist  ihm  vorgeschrieben,  weil  er  die 
Sachlage  so  hinnehmen  muß,  wie  sie  der  König  vorge- 
schrieben hat.  nämlich,  daß  ubique  in  regno  der  Bergbau 
frei,  d.  h.  nicht  von  des  Grundherrn  Erlaubnis  abhängig 
ist,  daß  aber  der  Grundherr  wegen  und  gegen  Hergabe  des 
zum  Bergbau  erforderlichen  (nicht  durch  die  Lagerstätte 
begrenzten)  Grund  und  Bodens  sich  in  Höhe  eines  Zw^eiund- 
dreißigstels  an  Gewimi  und  Verlust  beteiligen  darf  und  den 
dritten  Teil  der  regalherrlichen  Urbure  erhält. 
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Zycha  fragt  (S.  77 f.),  wenn  das  älteste  Statutarrecht 
in  Berücksichtigung  der  privaten  Grundherren  nachträglich 
ergänzt  werden  mußte,  ergibt  sich  da  niclit  notwendig  der 
Schluß,  daß  der  Bergbau  eben  erst  allmählich  auf  den 
privaten  Grundbesitz  überging?  Oder  sollten  die  Grund- 
herren die  Bergbaufreiheit  schon  vordem  haben  dulden 
müssen,  jene  Rechte  aber  erst  nachträglich  durchgesetzt 
haben?"  Er  antwortet:  „Wir  meinen,  das  Bergrecht  von 
1249  sei  nur  für  den  Bereich  des  gefreiten  Berges  nieder- 
geschrieben worden." 

Gesetzt,  letzteres  wäre  so  gewiß  der  Fall,  wie  das 
Gegenteil  feststeht;  so  folgt  daraus  noch  immer  nicht,  daß 
1249  auf  den  nicht  für  frei  erklärten  Bergen  (Grundstücken) 
das  Bergbaurecht  mit  dem  Grundeigentum  verbunden  war. 
Dies  beweist  ja  schon  der  Iglauer  Bescheid  von  1268,  der 
doch  nicht  frisch  gegebenes  Recht,  sondern  das  längst,  jeden- 
falls das  schon  vor  19  Jahren  gegoltene  darstellt,  ein  Be- 
scheid, der  nach  Form  und  Inhalt  keine  Neusatzung,  sondern 
altes  Recht  sein  will.  Die  ganze  Argumentation  von  Zycha 
hat  doch  nur  dann  juristische  Relevanz,  wenn  feststünde, 
daß  die  Rechte  der  Grundherren  Preis  für  ihre  Erlaubnis 
des  Bergbaues  waren,  während  sie  doch  nur  Preis  für  die 
Hergabe  von  Grund  und  Boden,  für  Holz,  Bauplätze  und  Weide- 
land waren.  Die  Argumentation  scheitert,  abgesehen  von 
anderen  Umständen,  schon  an  der  Erwägung,  daß,  wenn  die 
Freigabe  des  Iglauer  Bergbaues  Folge  des  privaten  Grund- 
besitzes des  Königs  am  gefreiten  Berge  wäre,  die  Grundherren 
an  den  Bergen,  die  auf  ihrem  Herrschaftsgebiet  vermessen 
wären,  nicht  bloß  einen  kleinen  Teil  der  landesherrlichen  Ab- 
gaben, sondern  diese  letzteren  ganz  hätten  erhalten  müssen. 
Wäre  das  Iglauer  Recht  nach  1249  nur  eine  Art  Abrede 
zwischen  Grundeigentümer  und  den  Bergleuten,  wie 
könnte  das  Iglauer  Recht  nach  Zychas  eigener  Darstellung 
schon  Jahrzehnte  früher  für  ganz  Böhmen  gelten? 

D.  Nun  zum  schlesischen  Bergrecht! 

Das  Goldrecht  für  Liegnitz,  Goldberg  und  Hainau  be- 
ruht auf  dem  obersten  und  zu  Anfang  gestellten  Satze,  daß 
der  Erbherr  und  Herzog  von  alters  her  zu  Recht  allen 
Goldwerken,  die  um  Goldberg  gewesen  sind  und  noch  sind, 
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oberster  Verleiher  gewesen  ist  und  einen  Richter  von  seinet- 
wegen zu  setzen  habe.  Von  allen,  also  auch  von  den  auf 
Privatgründen  gelegenen.  Dem  Grundbesitzer  stand  das 
Recht  auf  das  Gold  nicht  zu,  wollte  er  es  haben,  so  mußte 
er  darum  bitten  beim  Herzog  und  dessen  Wassermeister. 
Selbst  wenn  er  dies  tat,  wurde  ihm  nicht  das  Recht  zuge- 
sprochen, überall  auf  und  unter  seinem  Grundeigentum  Gold 
zu  bauen,  zu  waschen  usw.,  sondern  ihm  wurde,  wie  jedem 
Nichteigentümer,  nur  eine  bestimmte  Fundgrube  mit 
zwei  oder  vier  Wehren  zugewiesen,  „je  nachdem  solches  dem 
Landesherrn  am  nützlichsten  wäre."  Also  keine  bloß  polizei- 
liche Erlaubnis!  Deshalb  kann  der  Grundbesitzer  mit  seiner 
Fundgrube  auch  nicht  machen,  was  er  will;  er  muß  sie  so  be- 
treiben, wie  es  des  Landeshenn  Vorteil  ist;  er  muß  sie  vor- 
schriftsmäßig bauhaft  halten;  unterbleibt  solches  während 
dreier  Tage  und  dreier  Nächte,  so  hat  er  die  Fundgrube  ver- 
loren und  der  Landesherr  oder  der  Wassermeister  kann  sie  ver- 
leihen, an  wen  sie  wollen. 

Es  ist  also  ganz  gewiß,  daß  auch  nach  dem  Goldberger 
Goldrecht  die  Goldwäscherei  nicht  Zubehör  zum  Oberflächen- 
eigentum ist.  Nun  besagt  das  Goldrecht,  wenn  ein  Fremder 
kommt  und  will  ein  Feld  auf  eines  andern  Mannes  Erbe 
muten,  so  soll  man  dies  wissen  lassen  diesen  Mann  und  will 
dieser  dann  muten,  so  soll  ihm  unserem  Herzog  und  ihm  selbst 
zum  Frommen  eine  Fundgrube  (vor  dem  Fremden)  verliehen 
werden.  Mit  andern  Worten:  das  Goldberger  Bergrecht  gibt 
dem  Oberflächenbesitzer  beim  Goldwaschen  ein  Vorrecht  zum 
Muten  nicht  auf  dem  ganzen  Besitz,  sondern  auf  einer  Fund- 
grube. Keineswegs  hängt  der  Bergbau  ab  von  seinem  Willen; 
er  hängt  zunächst  und  überall  vom  Landes-(Regal-)herrn  ab. 
Auch  der  Grundbesitzer  erhält  das  Recht  zum  Bergbau  erst 
durch  die  Verleihung. 

Das  Löwenberger  Goldrecht  deckt  sich  (mit  dem  Gold- 
berger darin,  daß  auch  nach  ihm  der  Bergbau  Regal  ist. 
Auch  der  Grundbesitzer  wie  jeder  andere  darf  Goldbergbau 
nur  auf  Grund  regalherrlicher  Verleihung  betreiben.  Auch 
der  Grundbesitzer  wäscht  das  Gold  im  landesherrlichen  Inter- 
esse und  verliert  sein  Recht  an  einer  ihm  verliehenen  Zeche, 
wenn  er  Jahr  und  Tag  diese  nicht  vorschriftsmäßig  betreibt. 
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Während  aber  nach  dem  Goldberger  bezw.  Liegnitzer  Gold- 
recht der  Grundbesitzer  nur  ein  Vorrecht  zum  Muten  hat, 
steht  ihm  ein  Widerspruchsrecht  zu,  soweit  Pflug,  Egge  und 
Sense  gehen,  also  nicht  auf  Wegen,  Forsten,  Ödländereien  usw. 
Was  heißt  das?  Auch  unter  bestelltem  Acker  gehören 
die  Golderze  zum  Regal,  auch  hier  können  sie  nur  mit 
regalherrlicher  Verleihung  gewonnen  werden,  um  sie  aber 
hier  zu  gewinnen,  muß  man  neben  der  regalherrlichen 
Erlaubnis  auch  die  des  Oberflächenbesitzers  haben.  Das  ist 
ganz  natürlich  bei  dieser  Art  des  Bergbaues.  In  dem 
größten  Teile  Preußens  sind  z.  B.  die  Braunkohlen  verleih- 
bar und  gehören  nicht  zum  Grundeigentum.  Will  aber 
jemand  auf  Grund  der  ihm  erteilten  Verleihung  die  Braun- 
kohlen durch  Tagebau,  d.  i.  durch  Abdeckung  der  Ober- 
fläche, gewinnen,  so  bedarf  er  dazu  der  Genehmigung  de» 
Oberflächenbesitzers.  Das  ist  so  billig  wie  einfach  und  hat 
mit  der  Bergbaufreiheit  nichts  zu  tun.  Diese  besteht  doch 
nur  darin,  daß,  um  Salz,  Metalle  und,  wie  die  Bergbau- 
freiheit darauf  ausgedehnt  ist,  Kohlen  zu  gewinnen,  man  die 
Erlaubnis  des  Grundeigentümers  nicht  bedarf,  nicht  aber 
bedeutet  sie,  daß  jeder,  dem  ein  Bergwerksfeld  verliehen 
ist,  fremden  Grund  und  Boden  okkupieren  darf.  (Entsch. 
des  Ober-Tribunals  Berlin  vom  30.  November  1874,  Entsch. 
Bd.  73  S.  205,  vom  26.  Juni  187G  ebenda  Bd.  78  S.  81, 
des  Reichsgerichts  vom  18.  November  1893,  Entsch.  in 
Civils.  Bd.  32  S.  241  usw.  usw.).  Es  wäre  ein  Rechts 
bruch  sondergleichen,  wenn  hergelaufene  Fremde  befugt 
gewesen  wären,  die  Ackerkrume  dem  Grundbesitzer  ohne 
dessen  Willen  fortzunehmen,  diese  Ackerkrume  nach  Gold 
zu  durchwühlen,  sie  ins  Wasser  zu  werfen,  um  das  darin 
vorhandene  Gold  durch  Fällen  (wegen  der  Schwere)  zu  ge- 
winnen und  wenn  sie  dann  mit  oder  ohne  ausgewaschenes 
Gold  wieder  fortlaufen  und  dem  Landwirt  seinen  Boden  ver- 
wüstet und  unfruchtbar  gemacht  zurücklassen  dürfen.^)  Nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  war  es  vielmehr  nötig  und 
würde  es  auch  heute  noch  nötig  sein,  daß  sie  sich  {gegou 


*)  über    die  Art,    wie    der    Goldbergbau   betrieben    wurde,    8.  auch 
Steinbeck  S.  80. 
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volle  Entschädigung)  die  Erlaubnis  des  Oberflächenbesitzers 
zu  solchen  Handlungen  verschaffen. 

Hierbei  mag  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daß 
sowolil  die  Abgaben,  wie  die  Rechte  des  Oberflächen- 
besitzers verschieden  in  den  verschiedenen  Gewohnheiten, 
Statuten,  Gesetzen  usw.  bemessen  sind  und  aus  ganz  selbst- 
verständlichen Gründen  verschieden  bemessen  werden  mußten. 
Der  Regalherr  nahm  so  viel  wie  er  bekommen  konnte. 
Waren  die  Anbrüche  neu  und  reich,  wie  das  zu  Anfang  des 
Betriebes  der  Fall  zu  sein  pflegt,  so  nahmen  sie  viel,  im 
Freibergischen  Vs  neben  mehreren  Lanen;  waren  die  Erze 
weniger  reich  oder  schwerer  zu  gewinnen,  waren  die  Lager 
einigermaßen  erschöpft,  so  nahmen  sie  weniger,  erließen 
auch  manchmal  ganz  oder  teilweise  die  Abgaben  überhaupt. 
In  Lüneburg  nahmen  die  Regalherren  ein  Drittel  und  dann 
ein  Fünftel,  das  sind  V15  des  Bruttoertrages.  Freilich  blieb 
ihnen  später  nicht  viel  übrig,  da  sie  ihre  Anrechte  ver- 
äußerten und  die  Erwerber  als  Mitberechtigte  in  den  Betrieb 
eintraten.  Daher  sind  die  sog.  Sül^^rälaten  die  Herren  der 
Lüneburger  Saline  geworden.  Was  nun  die  Grundbesitzer 
anlangt,  so  dürften  weder  die  Trientiner,  noch  die  RammeU- 
berger,  noch  die  Eisleber  durch  den  Bergbau  beeinträchtigt 
gewesen  sein.  Es  wird  deshalb  gar  nicht  oder  kaum  ihrer 
Erwähnung  getan.  Sie  erhalten  keinen  Ackerteil  und  keinen 
Anteil  an  der  regalherrlichen  Abgabe. 

E.  Was  den  Sachsen-  und  Schwabenspiegel  anlangt, 
so  schreibt  er,  wie  bereits  früher  von  mir  nachgewiesen,  das 
Folgende  vor: 

Aller  Schatz,  auch  Bergwerksschatz,  auch  Salz,  Gold, 
Silber  und  diese  erst  recht,  die  tiefer  als  der  Pflug  liegen, 
gehören  zur  königlichen  Gewalt  bezw.  des  in  diese  Gewalt 
eingetretenen  Regalherrn  oder  eines  Beliehenen;  zur  Ge- 
winnung solcher  Schätze  ist  die  königliche  (regalherrliche) 
Genehmigung  erforderlich  und  ausreichend.  Um  aber  Berg- 
bau auf  fremdem  Grund  zu  treiben  (um  speziell  Silber  auf 
fremdem  Grund  zu  brechen),  ist  neben  der  regalherrlichen 
Verleihung  noch  (auch)  die  (hinzutretende)  Genehmigung 
des  Grundbesitzers  nötig  (so  wie  sie  das  auch  heute  ist).  Die 
Bergbaufreiheit  bestand  nach  dem  Sachsen-  und  Schwaben- 
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Spiegel  genau  ebenso  wie  sie  heute  besteht.  In  der  Glosse 
zum  Sachsenspiegel  heißt  es: 

„Denn  des  Ackers  wesen  soll  unversehrt  bleiben.  Welche < 
dann  nicht  geschehe,  so  man  ihn  durchgraben  und  durch- 
fahren wollte.  Darumb  muß  er  sein  in  allwege  also  ge- 
brauchen, daß  er  den  Herrn  oder  sein   Gesind  nicht  hindre 

denn  dieses  ist  verbotten,  also  hie  et  infr.  art.  54 

in  fin  et  §  39  Inst,  de  rer.  divis.  et  L.  un  Cod.  de  thesauris". 

Bezüglich  des  Sächsisch-Freibergischen  Rechts 
möchte  ich  noch  auch  mit  Bezug  auf  das  Recht  des  Sachsen- 
spiegels hervorheben:  Im  Jahre  1162  beschloß  Markgraf 
Otto  von  Meißen,  das  Kloster  Altenzelle  zu  stiften.  Damals 
war  an  einen  Bergbau  dort  noch  nicht  gedacht.  Die  Stiftung 
bezw.  die  Verschenkung  des  Grund  und  Bodens  dazu 
(800  Lehen  Waldboden)  bestätigte  Kaiser  Priedrich  I.  am 
25.  Februar  1162.  Den  Waldboden  hatte  der  Markgraf 
schon  damals  für  das  Kloster  ausroden  lassen,  er  war  also 
wenigstens  großenteils  Ackerland  geworden.  Auf  dem  aus- 
gerodeten Gebiet  entstand  vor  oder  um  1162  der  Ort 
Christiansdorf.  Nach  kaum  6  Jahren,  also  vor  oder  um  11C8, 
waren  dort  dem  Markgrafen  Silberadern  eröffnet,  die  mehr 
brachten,  als  das  wert  war,  was  der  Markgraf  dem  Kloster 
geschenkt  hatte.  Die  Schenkung  des  Grund  und  Bodens 
an  das  Kloster  war  vom  Kaiser  bestätigt,  weil  dieser  vom 
Reich  verliehen  war.  Nun,  wenn  seit  1162  der  Boden  dem 
Kloster  gehörte  und  von  1168  an  dort  Bergbau  für  den 
Landesherrn  betrieben  war,  so  war  doch  damals  der  Berg- 
bau nicht  Zubehör  zum  Grund  und  Boden,  sondern  der 
Bergbaufreiheit  unterworfen.  Deshalb  bedurfte  der  Markgraf 
auch  nicht  der  Erlaubnis  des  Klosters  zum  Bergbau.  Des- 
lialb  nahmen  weder  das  Kloster  noch  der  Papst  (Clemens  III. 
in  der  Bulle  vom  Jahre  1188)  die  Silbergruben  für  sich  in 
Anspruch,  vielmehr  wissen  sie,  daß  diese  dem  Markgrafen 
gehören.  Gehörten  sie  dem  Kloster  als  Grundbesitzer  und 
hätte  der  Markgraf  nur  mit  Genehmigung  des  Klosters  solche 
ausbeuten  können,  so  hätten  sie  diese  nicht  hergegeben; 
dazu  lag  kein  Grund  vor.  Zum  mindesten  wäre  eine  so 
wichtige  Tatsache  doch  von  ihnen  erwähnt  worden.  Sie 
geben    die    dem    Kloster    gehörige    Oberfläche    der    Gruben. 
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oder  auch  nur  einen  Teil  dieser  Oberfläche  (das  Nähere  ist 
gar  nicht  angegeben),  dem  Markgrafen  gegen  Entgelt  zurück, 
welches  Entgelt  sich  nicht  auf  die  Silbergruben,  sondern  nur 
auf  die  minder  wertvollen  Grundstücke  bezieht.  Den  Silber- 
bergbau betrieb  somit  der  Markgraf  auf  einem  zunächst  dem 
Kloster  gehörigen  Grund  und  Boden  nicht  als  Oberflächen- 
besitzer, der  er  doch  erst  1185,  mehrere  Jahre  später,  wurde, 
sondern  weil  er  vom  Reiche  mit  den  Metallen  beliehen  war. 
beliehen,  ut  exemplum  docet.  auch  auf  fremden  Grund  und 
Boden,  überhaupt  in  seinem  ganzen  Markgrafentum.  Wenn 
Kaiser  Heinrich  VI.  später  das  Meißnerland  ..pr^^^^rtim 
propter  fodinam  argenti  in  Freiberg  tum  valde  bonam"  1195 
in  Anspruch  nahm,  so  geschah  es,  weil  die  Markgrafschaft  mit 
allem,  was  dazu  gehörte,  auch  also  mit  den  Silbergruben, 
nach  dem  kinderlosen  Tode  des  Markgrafen  Albrecht  an 
das  Reich  heimgefallen  war.  Das  Gleiche  galt  von  dem  ein 
Jahrhundert  später  durch  König  Adolf  von  Nassau  unter- 
nommenen Versuche,  die  Mark  Meißen  als  verfallenes  Reichs- 
lehen in  Besitz  zu  nehmen.  Hiernach  steht  unzweifelhaft 
fest,  daß  im  Markgrafentum  Meißen  der  Bergbau  als  solcher, 
das  Silber  als  solches,  vor  und  nach  dem  Sachsenspiegel 
nicht  zum  Grundeigentum  gehört  hat.  und  daß  die  Gewinnung 
von  Silber  an  und  für  sich  nicht  vom  Grundeigentümer  ab- 
hing, was  nicht  ausschloß  —  so  wenig  wie  heute  trotz  der 
für  Silber  bestehenden  Bergbaufreiheit  und  Verleihbarkeit  — , 
daß.  wenn  der  zum  Silberbergbau  Berechtigte  das  Silber 
durch  Tagebau,  durch  Brechen  oder  Graben  auf 
der  Oberfläche  gewinnen  wollte,  er  wegen  dieses 
Tagebaues,  wegen  dieser  Inanspruchnahme  der  Oberfläche, 
wegen  dieses  unmittelbaren  Eingriffs  in  das  Oberflächeneigentum 
auch  noch  die  Erlaubnis  des  Oberflächeneigentiimers  nötig  hat.- 
Wegen  der  hier  mitgeteilten  Tatsachen  und  Urkunden  nehme 
ich  auf  das  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  21  S.  16  a.a.O.  mitge- 
teilte Urkundenmaterial  Bezug. 

F.  Was  das  Schemnitzer  Bergrecht  anlangt,  so  steht 
fest,  daß  es  nahezu  gänzlich  mit  dem  Iglauer  überein- 
stimmt und.  wie  heute  angenommen  wird,  dessen  Nach- 
ahmung ist  (Tomas chek.  der  Oberhof  von  Iglau  S.  6, 
Z  y  c  h  a    usw.).     Die    Abfassung    mag    auf    das    Ende    de? 
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13.  Jahrhunderts  fallen.  Der  Inhalt  ist  von  Bela  IV.  (von 
1235  bis  1270  König"  von  Ungarn)  und  vor  diesem  von  andern 
ungarischen  Königen  bestätigt,  wie  der  Wortlaut  ergibt.  Man 
hat  daher  den  Inhalt  in  das  12.  Jahrhundert  gesetzt.  Jeden- 
falls muß  man  den  Inhalt  nicht  jünger  als  das  Jahr  1249  (Ur- 
Itunde  A.  des  Iglauer  Bergrechts)  setzen.  Die  Urkunde  zeigt, 
'daß  der  Bergbau  nicht  vom  Grundherrn  oder  Grundbesitzer 
abhing  und  nicht  von  diesem,  sondern  vom  Landes- 
(Regal-)herrn  freigegeben  war.  Es  heißt  dort  (Abdruck 
bei  Thomas  Wagner  S.  168):  Ist  das  jemand  Hütten  oder 
Mühlen  bauet  auf  eines  Herrn  Eigen,  da  das  Bergwerk  auf 
leit,  es  seyn  halt  Geistl.  oder  weltliche  Herren,  so  ist  das  des 
Bergwerks  Freiheit,  das  er  keinen  Zins  davon  nehmen  soll, 
auch  auf  welches  Herren  Eigen  Bergwerk  funden  wird 
und  gemessen,  derselbe  Herr  nimmt  davon  den  dritten 
Teil  der  Urbur,  und  was  dasselbig  Bergwerk  Holz  bedarf  — 
und  zu  allerley  Notdurft,  das  soll  und  mag  ihn  derselbig  Herr 
mit  recht  nicht  wehren. 

Der  Grundherr  hat  also  kein  Widerspruchsrecht  gegen 
den  Bergbau,  noch  weniger  hat  er  das  Verfügungsrecht  über 
die  Mineralien;  er  muß  nicht  nur  den  Bergbau  gestatten, 
sondern  auch  die  Anlegung  von  Hütten  und  Mühlen  ohne 
Zins,  er  darf  auch  die  Bergleute  nicht  wehren,  sich  aus 
seinen  Wäldern  Holz  für  das  Bergwerk  (und  ein  solches 
braucht  viel,  z.  B.  um  die  Gänge  zu  verzimmern)  und  für 
sonstige  Notdurft  zu  nehmen,  dafür  bekommt  er  V»  der 
Urbure. 

Dies  gestattet  nun  wieder  einen  Rückschluß  auf  das 
Iglauer  Recht;  hierbei  mag  nochmals  bemerkt  werden,  daß 
das  Iglauer  wie  das  Schemnitzer  und  viele  andere,  z.  B.  das 
Trientiner  Bergrecht,  bezüglich  der  Form  ihrer  Abfassung- 
sich  daraus  erklären,  daß  der  Regalherr  niemanden,  nament- 
lich keine  Eingewanderten  zwingen  kann,  für  ihn  (hn 
Interesse  seiner  Einkünfte)  Bergbau  zu  treiben,  daß  er  da- 
her den  Bergleuten  bindende  Zusicherungen  und  nahezu 
vertragsmäßige  Verpflichtungen  machen  muß  auf  gewisse 
Orubenfelder,  auf  deren  Vermessung,  ferner  dahin,  daß, 
wenn  sie  diese  Felder  in  gewisser  Weise  abbauen,  er  sie 
ihnen   nicht   wieder   fortnehmen  darf,  sodann   dahin,   wie  es 
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Yu  halten  ist,  wenn  verschiedene  Gänge,  die  verschiedenen 
Bergleuten  verliehen  sind,  in  einander  zusammenlaufen,  wie 
es  mit  Lehnschaften  (Afterverleihungen),  mit  WasserstoUen, 
mit  Wetterstollen,  mit  Cberscharen,  mit  Bergmannshäusern, 
mit  Grubenholz,  Baustellen.  Weideland  usw.  zu  halten  ist. 
Die  Bergrechte  betreffen  unmittelbar  nur  die  Rechte  und 
Pflichten  des  Bergherm  zu  den  Bergleuten;  die  Rechte 
und  Pflichten  des  Bergbaues  zum  Grundherrn  —  daß 
letzterer  Holz,  Bauplätze,  Weideland  hingeben  muß,  daß  er 
beim  schlesischen  Goldbergbau  das  Waschen  von  Gold  auf 
«einem  bestellten  Acker  nicht  zu  dulden  braucht,  sind  primo 
loco  nicht  Gegenstand  dieser  Bergrechte.  Es  ist  daher  auch 
nicht  auffallend,  daß  in  Bergrechten,  die  zunächst  den 
Bürgern  von  Iglau  gegeben  sind  und  überhaupt  nur  den 
Bergbaulustigen,  sich  keine  Aufzeichnung  darüber  findet, 
was  die  Grundherren  an  Bauplätzen,  Holz,  Weideland  her- 
geben müssen  und  was  sie  dagegen  als  Ersatz  erhalten. 
Jedenfalls  kann  aus  der  Nichterwähnung  der  Grundherren 
nicht  geschlossen  werden,  daß  der  Bergbau  von  ihrer  Er- 
laubnis- abhängt  oder  daß  sie  die  Bergherren  sind  und  daß 
der  Bergbau  nur  auf  dem  privaten  Grund  und  Boden  des 
Bergherrn  freigegeben  ist.  Die  Omission  der  Grundherreu 
in  manchen  Bergordnungen,  z.  B.  der  Trientiner,  erklärt  sich 
daraus,  daß  die  Grundbesitzer  in  keiner  Weise  durch  den 
Bei^bau  in  ihrem  Grundeigentum  behelligt  wurden,  so 
wenig  wie  die  etwaigen  Eigentümer  der  Alpen  auf  dem 
St.  Gotthard,  dem  Simplon  oder  dem  Mont  Cenis  durch  die 
darunter  geführten  Eisenbahntunnels.  Auch  die  heutigen 
Berggesetze  sagen  nicht  ausdrücklich,  daß  die  Grundbesitzer 
sich  unmittelbare  Eingriffe  in  das  Grundeigentum,  nament- 
lich Tagebau,  nicht  ohne  weiteres  (Expropriation)  gefallen 
zu  lassen  brauchen.  Trotzdem  gilt  auch  nach  ihnen,  was 
im  Sachsenspiegel  bezüglich  des  Silberbrechens  vorge- 
r«^hrieben  ist. 

G.  Was  das  alte  Harzer  Bergrecht  anlangt,  so  habe 
ich  niemals  die  Ansicht  Neuburgs  bestritten,  daß  der 
Goslarer  (Rammelsberger)  Bergbau  ursprünglich  herrschaft- 
lich gewesen  ist.  Es  mag  auch  sein,  daß  der  Harz  oder 
der    bezügliche    Teil    des    Harzes    einst    im    Reichseigentum 
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gestanden  hat;  jedenfalls,  und  dies  gibt  N  e  u  b  ii  r  g  zu,  ver- 
fügten die  Kaiser  nicht  aus  dem  Rechte  des  Grundeigen- 
tums sondern  aus  dem  des  Regals.  Da  ich  nicht  die 
Urgeschichte  des  Bergregals  schreibe,  beschränke  ich  diese 
Darlegungen  auf  den  Inhalt  der  jura  et  libertates  silvanorum 
(vom  25.  April  1271),  oft  abgedruckt  und  übersetzt,  hier 
zitiert  nach  Thomas  Wagner  S.  1022  f.  Vorauszuschicken 
ist,  daß  1235  die  Weifen  ihre  Allodien,  Braunschweig  und 
Lüneburg,  wieder  erhielten  mit  allen  Rega lien.  Da  sie 
Zölle,  Münzen  usw.  besaßen,  kann  es  der  Regalitätsqualität 
der  Bergwerke  kaum  Abbruch  tun,  daß  sie  auch  das  Berg- 
werksregal ausübten,  obgleich  man  eine  unmittelbare  Ur- 
kunde so  wenig  für  das  Zoll-  und  Münz-,  wie  für  das  Berg- 
regal vorbringen  kann.  Daß  sie  tatsächlich  das  letztere 
ausübten,  ergibt  sich  u.  a.  aus  der  vom  Papst  (ein  Kaiser 
fehlte  damals)  bestätigten  bereits  erwähnten  Urkunde  vom 
Jahre  1273,  Inhalts  deren  sie  sich  der  Saline  Lüneburg 
gegenüber  anheischig  machten,  gegen  den  fünften  Teil  des 
Salzes,  keine  neue  Saline  im  ganzen  Herzogtum  anzulegen 
oder  anlegen  zu  lassen.  In  den  jura  et  libertates  silvanorum 
heißt  es:  „nur  diejenigen,  die  Waldeigentum  im  Harze  haben, 
die  sollen  des  Jahres  zweymal  jagen  und  zweimahl  fischen  zur 
Erhaltung  ihres  ruhigen  Besitzes  und  ihrer  Genossenschaft." 
Hiernach  steht  fest,  daß  Grundeigentum  und  Bergbau  aus- 
einandergingen. Da  der  Inhalt  der  jura  et  libertates  aber 
doch  offenbar  weit,  weit  älter  ist  als  ihre  Niederschrift  1271, 
kann  es  auch  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Trennung 
von  Grund-  und  Bergeigentum  schon  längst  und  jedenfalls 
schon  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Sachsenspiegels  und  der 
ersten  Aufzeichnung  des  Iglauer  Bergrechts  (Anno  1240  bis 
1250)  vollzogen  war.  Keineswegs  erbringen  die  iura  et 
libertates  silvanorum  auch  nur  die  Spur  eines  Beweises  da- 
für, daß  die  Bergbaufreiheit  vom  Grundherrn  ausgegangen 
war,  sonst  hätte  nicht  der  Regalherr  den  Löwenanteil  an 
den  Abgaben,  sondern  der  Grundherr  hätte  diese  ganz  be- 
kommen müssen.  Die  iura  sind  nicht  von  einem  Grund- 
besitzer, sondern  vom  Landesherrn,  Gerichtsherrn  und  Ge- 
setzgeber erlassen,  wie  ihr  Inhalt  klar  ergibt.  Daß  die 
Urkunde  den  Berg-  und  Hüttenleuten  Rechte  gibt,  sogar 
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dem  Landesherrn  gegenüber,  begreift  sich  von  selbst,  denn, 
wer  würde  Zeit,  Kraft  und  Geld  auf  das  Bergwerksunternehmen 
aufwenden,  wenn  ihm  nicht  ganz  genau  bestimmte  Gegen- 
leistungen zugesichert  werden? 

V. 

Wenn  Zycha  die  Absicht  gehabt  liat.  durch  Wider- 
sprüche über  Widersprüche  die  Sachlage  zu  verwirren,  so  ist 
ihm  dies  über  Erwarten  gelungen.  Der  alte  Haß  gegen  das 
Bergregal  ist  wieder  lebendig  geworden  und  abgesehen  von  dem 
Be-  und  Verurteiler  Zychas  im  Literarischen  Centralblatt*), 
hat  es  ihm  an  Zustimmung  nicht  gefehlt. 

Es  ist  nicht  leicht  und  noch  weniger  angenehm.  Zycha 
auf  seinen  Kreuz-  und  Querzügen  zu  folgen.  Einiges  soll  her- 
vorgehoben werden: 

Das  Salzregal  hat  Zycha  nicht  in  den  Kreis  seiner 
Betrachtungen  gezogen  (S.  7).  Warum  nicht?  Der  Metall- 
bergbau war  Jahrhunderte  hindurch  nahezu  verschwunden. 
Die  Salinen  (Reichenhall  u.  a.)  sind  von  der  Römerzeit  her 
in  Betrieb  geblieben.  Es  gab  schon  zur  Karolingerzeit  an 
50  in  Deutscliland.  Sie  sind  vielleicht  nur  deshalb  fort- 
geblieben, weil  ihr  regaler  Charakter  seit  Koch -Sternfeld 
feststeht.  Mitunter  erwähnt  sie  Zycha,  wenn  er  das  Regal 
dadurch  zu  >viderlegen  glaubt.  So  hebt  er  hervor,  daß  die 
Agilolfinger  die  Saline  Reichenhall  besessen  haben,  die  vor 
ihnen  der  Gothenkönig  und  noch  früher  der  römische  Staat 
besaß.  Zweifellos  haben  diese  auch  das  Eigentum  an  den 
Siedehäusern  besessen;  denn,  wer  Salzwerke  betreibt,  wird 
sich  irgendwo  Siedehäuser  errichten.  Daraus  folgt  aber 
nicht,  daß  das  Recht  auf  das  Salz  Folge  des  Eigentums  am 
Siedehause  oder  am  Grundbesitz  überhaupt  war.  Überall 
in  und  um  Reichenhall  stehen  Salz  und  Solquellen  an,  da:' 
wußte  man  zur  Römer-  wie  zur  Agilolfingerzeit,  wie  man 
es  heute  weiß.  Warum  also  in  Reichenhall  und  sonst  stets 
nur  die  eine   Saline,   wenn   jeder   auf   seinem   Grund   und 
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Boden  Salz  gewinnen,  durfte?  Wie  konnte  man  (v.  K  o  c  h  - 
Sternfeld  erzählt  dies)  die  Bistümer  und  Abteien  mit  dea 
Erträgnissen  an  der  Saline  Reichenhall  (den  einzelnen  Siede- 
häusern usw.)  ausstatten,  wenn  wegen  Zubehörs  solcher  zu 
Grund  und  Boden  jeder  Grundbesitzer  dort  gleichfalls  ein 
Salzw^erk  errichten  und  das  alte  ganz  entwerten  und  sogar 
(durch  Tiefergrabung)  trocken  legen,  oder  wenn  jedermann  das 
die  Solquellen  speisende  Steinsalz  unter  seinem  Boden  fort- 
nehmen konnte? 

Anm.  12.  sagt  Zycha,  daß  eine  allgemeine  Steuerhoheit 
zu  jener  Zeit  (im  Mittelalter)  nicht  bestand,  gleichwohl  be- 
hauptet er  im  Texte  S.  11,  daß  die  Bergwerksabgabe  keine 
vertragsmäßig  vereinbarte,  sondern  eine  öffentlich-rechtliche 
von  dem  Charakter  einer  Steuer  gewesen  sei  —  also  keine 
Steuerhoheit  und  doch  eine  Steuer!  Das  Richtige  ist  ebeur 
daß  die  Bergwerksabgabe  nicht  aus  der  Steuerhoheit  ge- 
fordert wurde,  sondern  daß  sie  für  die  Gewährung  de3 
Bergbaurechts  gezahlt  wurde.  Letzteres  erhellt  auch  aus 
der  Tatsache,  daß  sie  regelmäßig  in  einem  Bruchteil  de-^ 
Bruttoertrages  bestand  —  bei  den  meisten  Salinen  der  dritte 
Teil  des  hergestellten  und  abgefahrenen  Salzes  (daher  Maut 
oder  Zoll);  ebensohoch  bei  dem  Freiberger  Silberbergbau. 
Die  ungeheure  Höhe  der  Abgabe  und  der  vielen  Neben- 
abgaben zeigt  ferner,  daß  es  keine  Steuer  aus  der  Steuer- 
hoheit war. 

Obgleich  es  nach  Zycha  keine  Steuerhoheit  gab,  be- 
streitet er  S.  12  doch,  daß  aus  dem  Eigentum  an  den  Berg- 
werken das  Recht  zur  Einhebung  eines  Zinses  abgeleitet 
war,  sondern  er  behauptet,  daß  die  auf  die  eigentliche 
Nutzung  der  Bergwerke  gerichteten  regalen  Ansprüche  auf 
eben  diese  Abgabenpflicht  aufgebaut  waren.  Woher  stammen 
denn  die  Bergwerksabgaben,  wenn  es  keine  Steuerhoheit 
gab,  anders  als  aus  dem  Verfügungsrechte  des  Abgaben- 
(Regal-)berechtigten  über  die  Bergwerke?  Wie  ist  es  denk- 
bar, daß,  weil  jemand  eine  öffentlich-rechtliche  Steuer  von 
einem  Gegenstand  erheben  kann,  er  daraus  das  Recht  er- 
langt, über  diesen  Gegenstand  frei  zu  verfügen,  ihn  zu  ver- 
leihen, ihn  fortzunehmen,  wenn  der  Abgabenpflichtige  nicht 
fleißig  Abgaben  zahlt? 
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Zycha  (S.  12)  findet  schwer  begreiflich,  \vie  Quellen- 
stellen aus  der  2.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  von  Arndt 
zum  Beweise  herangezogen  werden  können,  wo  doch  für 
diese  Periode  an  dem  Bestehen  eines  Bergregals  im  Sinne 
der  späteren  Bergordnungen  niemals  jemand  gezweifelt  hat. 
Nun  vor  mir  war  communis  opinio,  z.  B.  von  Klostermann, 
vertreten,  daß  in  den  Bergordnungen  keine  Spur  des  Berg- 
regals bestanden  habe.  Und  ferner:  liegen  denn  Sachsen- 
spiegel, die  ältesten  Aufzeichnungen  des  Iglauer  Bergrechts, 
das  Schemnitzer,  Freiberger  Bergrecht  nicht  nahe  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  und  die  letzteren  nicht  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts?  Und  ferner:  beweisen 
viele  Quellenstellen  noch  aus  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts nicht  auch  für  die  frühere  Zeit,  wenn  sie  lediglich 
Aufzeichnungen  eines  viel  älteren  Rechtszustandes  sind? 

Ganz  richtig  (S.  13)  bemerkt  Zycha,  daß  wir  Berg- 
werkszinse  nur  bei  Privatbergwerken  kennen,  denn  wenn 
Karl  der  Große  Eigenbetrieb  fülirt  oder  ein  Agilolfinger- 
herzog.  so  zahlen  sie  sich  keine  Bergwerkszinse.  Als 
zahlungspflichtig  erscheinen  Zycha  (S.  13)  die  Grundherren.. 
Dies  ist  falsch.  Die  Bergwerkszinse  zahlen  den  Regalinhabern 
(Bischöfen  von  Trient,  Königen  von  Böhmen,  Ungarn,  Mark- 
grafen von  Meißen  usw.)  doch  nicht  die  Grundherren,  sondern 
die  Bergwerkbetreibenden.  Die  Grundherren  zahlen  nicht 
nur  nichts,  sie  bekommen  sogar  meist  etwas,  nicht  für  den 
Bergbau  als  solchen,  sondern  weil  sie  Grund  und  Boden  zu 
Bauplätzen,  Weideland,  zu  Hütten,  ja  (im  Freiberger  Silber- 
und Schlesischen  Goldrecht)  zum  unmittelbaren  Bergwerks- 
betriebe selbst  hergeben  müssen.  Daß  ein  Kaiser  einem 
Territorialherrn  wie  die  Zölle  so  auch  die  Bergwerke  unter 
Vorbehalt  eines  Anteils  am  Ertrage  übertragen  kann,  ändert 
weder  an  der  rechtlichen  Natur  de^  Regals  noch  der  Bergwerks- 
abgabe das  geringste. 

Das  Bergregal  läßt  sich  auch  in  der  Weise  nutzbar 
machen,  daß  man  z.  B.  jedem  gestattet,  gegen  eine  Pausch- 
summe Gold  aus  einem  Flusse  au  waschen  oder  Meerwasser 
abzuleiten  und  zum  Zwecke  der  Salzgewinnung  verdampfen 
zu  lassen.  Wie  verschieden  nutzt  nicht  ein  Eigentümer  sein 
Eigentum? 


96  Ad.  Arndt,       . 

Daß  Karl  der  Große  Ei^en-(herrschaftlichen)Betrieb  ge- 
führt hat,  habe  ich  nicht  bestritten,  auch  nicht,  daß  der  Silber- 
bergbau im  Rammelsberg  ursprünglich  herrschaftlich  betrieben 
wurde.  Es  kommt  hierauf  für  unsere  Frage  wenig  oder  gar 
nichts  an. 

S.  20  betont  Z  y  c  h  a ,  daß  König  Ludwig  908  dem  Erz- 
bischof von  Salzburg  nicht  Gold  und  Salz,  sondern  omnes 
<iensus  in  auro  et  in  sale  zwisclien  den  Flüssen  Sala  und 
Salzach  verliehen  habe.  Da  aber  eine  Steuerhoheit  nicht 
bestanden  hat,  so  ist  der  Ursprung  dieser  census  eben  ein 
anderer,  nämlich  das  Bergregal,  gewesen.  Gemeint  war 
iilso,  wie  es  in  der  Urkunde  Erzbischof  Konrads  von  112B 
heißt,  die  utilitas  auri  et  salis.  Worin  bestanden  diese  utilitas 
und  diese  census?  Die  Goldwäscher,  wenn  damals  über- 
haupt noch  jemand  den  stets  schnell  erschöpfbaren  Gold- 
bergbau (Goldwaschen)  betrieb,  gaben  dem  Bischof  Abgaben, 
das  Teilgold,  etwa  den  Zehnten  oder  ein  Pauschquantum. 
Bezüglich  der  Salinen  erhielten  die  Erzbischöfe  die  Erträge 
der  Abgaben,  sagen  wir,  den  dritten  Teil  des  Hergestellten. 
Zycha  (S.  21)  behauptet,  die  Abtei  Admont  habe  „offenbar 
mit  Rücksicht  auf  ihr  Grundeigentum"  die  Saline  Tuwul 
1123  für  sich  in  Anspruch  genommen.  Dies  ist  aber  nicht 
der  Fall;  sie  hat  sich  eine  kaiserliche  Verleihung  ver- 
schafft. Wenn  Zycha  dagegen  einwendet,  daß  sich  diese 
nur  auf  zukünftige  Funde  bezogen  habe,  so  steht  dem 
der  Inhalt  der  Urkunde  entgegen.  Es  kommt  darauf  aber 
gar  nicht  an.  Sowohl  die  Abtei  Admont  wie  das  Erzstift 
Salzburg,  welche  beide  die  Saline  Tuwal  für  sich  in  An^ 
Spruch  nahmen,  bezogen  sich  einzig  und  allein  auf  kaiser- 
liche Privilegien,  gleichviel  ob  mit  besserem  oder 
schlechterem  Recht,  Salzburg  auf  die  Verleihung  von  908, 
Admont  auf  eine  solche  vom  Kaiser  Friedrich  I.  Ob 
Admont  Unrecht  hatte,  weil  seine  Verleihung  jünger  als 
die  Saline  war,  oder  Salzburg,  das  mag  hier  dahingestellt 
bleiben.  Entscheidend  ist  für  uns,  daß  sich  alle  Teile  auf 
die  Verleihung  und  nicht  auf  das  Grundeigentum  beriefen. 
Der  Streit  wurde  dahin  geschlichtet,  daß  Admont,  Salzburg 
und  Bamberg  je  V»  der  Saline  erhielten.  Wer  war  Ober- 
flächenbesitzer? 
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S.  ^2  moniert  Z  y  c  h  a  ,  daß,  wenn  die  censiis  jene  Abgaben 
^eien,  mittels  deren  das  regale  Eigentum  nutzbar  gemacht 
werde,  in  späteren  Verleihungen  neben  dien  census  oder  ohne 
Etwähnung  der  census  die  Verleihung  der  Bergwerke  er- 
wähnt werde.  Ich  frage,  warum  nicht?  die  Verleihungs- 
iiikunden  sind  doch  mehr  oder  minder  vollständig;  es 
kommen  häufig  Pleonasmen  vor.  Ferner  ist  in  Betracht  zu 
ziehen,  ob  man  zunächst  an  bestehende  oder  zukünftige 
Bergwerke  gedacht  hat.  Handelt  es  sich  z.  B.  um  erstere 
öder  denkt  man  nur  an  erstere  (es  ist  vielleicht  auch  nahezu 
ausgeschlossen,  daß  mit  Erfolg  eine  neue  Saline  angelegt 
wird,  da  die  alte  mehr  als  ausreichend  ist),  'so  wird  man  als 
Beliehener  zufrieden  sein,  wenn  man  die  census  der  alten 
erhält. 

S.  23  sagt  Zycha,  es  lu^be  sich  nicht  ergeben,  daß 
Private  die  Bergwerksnutzung  selbst  und  zwar  als  ein  regales 
Recht  erworben  haben.  Was  soll  das  heißen?  Das  Berg-, 
wie  das  Zoll-  und  Münzr^al  sind  doch  wohl  stets  den 
Territorialherren,  nicht  Privaten,  verliehen  worden.  Die 
einzelnen  Grubenfelder  dagegen  sind  allerdings  Privaten 
verliehen.  „Das  Recht  auf  die  Substanz  war  nicht  (Zycha 
S.  24)  im  Untergehen  begriffen,  sondern  lebte  vielmehr  erst 
in  der  folgenden  Periode  neben  dem  Zinsrechte  auf."  Es 
ist  aber  von  mir  gar  nicht  behauptet,  daß  das  Bergregal  im 
Untergehen  begriffen  war;  es  zeigte  sich  bei  schon  vor- 
handenen Bergwerken  hauptsächlich  in  den  Abgaben,  bei 
zukünftigen  hauptsächlich  in  dem  Rechte  der  Verleihung 
(gegen  Zins). 

In  den  Urkunden  1010  für  die  Nichte  des  Kaisers 
(Steiermark),  1028  (Basel),  1122  (Siegburg)  usw.  sieht  Z  y  c  h  a 
mit  Waitz  „die  ersten  Spuren  derAuffassung,  daß 
demKönigeeinRechtaufdieSchätzedesBodens 
selbst  zustehe."  Ich  frage,  sind  das  nur  Spuren?  ich 
meine,  vollständiger  und  klarer  als  in  diesen  Urkunden 
kann  nicht  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daß  dem  Kaiser 
das  Recht  und  zwar  das  alleinige  Recht  auf  die  Schätze  des 
Bodens  zusteht.  Ganz  richtig  bemerkt  Zycha  S.  27,  daß 
den  Gegenstand  des  Privilegs  in  allen  diesen  Fällen  1.  der 
Erlaß  des  „Königsrechtes"  jus  regium,  d.  h.  an  den  Regal- 
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herrn^),  2.  die  Gewährung  des  Nutzungsrechtes 
selbst  gebildet  habe.  Darauf  fährt  er  fort:  „die  Arndtsche 
Theorie  behauptet,  daß  sich  der  Inhalt  des  Regals  auf  ein  herr- 
schaftliches Zinsrecht  beschränkt  habe."  Dies  ist  geradezu 
die  Umkehrung  des  Richtigen.  Mein  ganzes  Buch  bezweckt 
den  Nachweis,  daß  nicht  bloß  die  Abgaben,  sondern  Ver- 
leihung, Erstfinderrechtj  Freierklärung,  Auferlegung  der  Bau- 
hafthaltung usw.  aus  dem  Regal  geflossen  seien  und  nun 
imputiert  Zycha,  der  das  Regal  aus  dem  Abgabenrecht 
ableiten  will,  ich  hätte  behauptet,  daß  sich  der  Inhalt  des 
Regals  auf  ein  herrschaftliches  Zinsrecht  beschränkt  habet 
Wozu  diese  Umkehrung? 

S.  27,  28  hat  Zycha  den  Begriff  des  Bergregals,  des 
neuen,  wie  er  es  nennt,  richtig  dahin  wiedergegeben,  daß 
es  die  Gewährung  des  Nutzungsrechts  selbst  bedeutet  und 
hat,  offenbar  gegen  seine  eigene  Theorie,  ohne  es  zu  wollen, 
richtig  hinzugefügt:  man  könne  den  Charakter  dieser  Ver- 
leihungen auch  nicht  dadurch  verwischen,  daß  man  sie  als 
königliche  Bekräftigungen  des  Rechtes,  den  eigenen  Grund 
und  Boden  in  bestimmter  Art  nutzen  zu  können,  als  Garan- 
tierung gewisser,  auch  ohnedies  rechtlich  erlaubter  Boden- 
nutzungen erkläre  (wie  Leuthold  in  Holtzendorffs  Rechtsl. 
«.  V.  „Bergrecht",  K  o  m  m  e  r  in  der  Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  X 
S.  378).  S.  29  nimmt  es  ihn  nicht  wunder,  daß  schon 
Friedrich  Barbarossa  von  einer  uralten  Gewohnheit  spricht, 
kraft  deren  das  Reich  über  die  Bergwerke  verfüge.  S.  3  t 
betont  er  richtig,  daß  die  licentia  fodiendi,  das  f ödere  liqere 
den  wesentlichen  Inhalt  des  (vermeintlich  neuen)  Regals 
bilde,  dafür  zitiert  er  ebenso  richtig  die  Verleihung  für 
Trient  von  1189,  die  für  Minden,  Osnabrück  und  Paderborn 
vom  gleichen  Jahre,  und  eine  ganze  Reihe  anderer  Ur- 
kunden, ebenso  zutreffend  bemerkt  er  Anm.  88,  daß  unter 
argen tariae  in  der  Urkunde  Kaiser  Heinrich  VI.  von  1189 
zweifellos  die  Silberbergwerke  selbst  (nicht  Münzstätten) 
und  daß  unter  reditus  salinarum  das  Gesamterträgniß  der 
Salzquellen   verstanden   sind,   so   daß   sich   beide    Male   das 


1)   Richtiger   iet,  daß  die  Bergwerkeabgaben   als  aua  dem   Privileg 
fließend  mit  diesem  übertragen  wurden. 
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Regal  auf  die  Substanz  selbst  beziehe.  Alles  aur 
Wiederholung  und  Bestätigung  meiner  Theorie!  S.  35  bemerkt 
Zycha,  das  Regalrecht  des  Kaisers  sei  ein  neues  Mittel 
gewesen,  politische  Schenkungen  vorzunehmen,  mehr  habe 
es  niemals  bedeutet.  Daran  ist  falsch,  daß  es  ein  neues 
Mittel  war.  auch  daß  es  niemals  mehr  bedeutet  hat;  für 
die  Hohenstaufen  hat  es  allerdings  selten  mehr  bedeutet. 
Letzteres  ist  richtig.  Aber  bedeutete  für  die  Staufen  das 
Zollregal  mehr?  Die  Behauptung  S.  35,  die  Amdtsche 
Theorie  habe  eine  Abschwächung  des  —  regalen  Eigen- 
tums an  den  Mineralien  bedeutet,  beruht  wieder  auf  freier 
Erfindung,  Ich  behaupte  ja,  daß  bis  in  die  neueste  Zeit 
das  Bergregal  die  Quelle  jeder  Berechtigung  am  Bergbau 
gewesen  ist.  Aber  wenn  das  Bergregal  der  Staufen  wenig 
bedeutete,  insofern  sie  es  meist  den  Territorialherren  mit  den 
übrigen  Regalien  verliehen,  so  bedeutete  es  für  die  Territorial- 
herren umsomehr.  nämlich  alles  und  jedes  Recht  an 
den  Bergwerken. 

S.  37  Anm.  8  hebt  Zycha  richtig  nach  Binder  hervor, 
daß  das  Wort  vectigal  bloß  auf  Einkünfte  von  Staatsgütern 
hinweist;  danach  müßte  man  meinen,  daß,  wenn  Ragewin 
die  Bergwerksgerechtigkeit  der  Kaiser  unter  die  vectigalia 
subsumiert,  er  damit  zugleich  die  Bergwerke  als  kaiserliches 
Eigentum  bezeichnet.  Trotzdem  behauptet  Zycha  S.  51 
das  Gegenteil  und  bemerkt  dabei,  daß  Ragewin  Arndt  aufs 
schärfste  widerlegt,  Arndt,  der  übrigens  an  jener  Stelle 
Ragewin  nur  zitiert  hatte.  S.  31  f.  hatte  Zycha  behauptet, 
daß  u.  a.  schon  in  den  Urkunden  von  1143,  1150  Regal- 
verleihungen entlialten  sind,  dagegen  behauptet  er  S.  52, 
daß  die  Roncalische  Konstitution  von  1158  einen  neuen 
Rechtszustand  gesetzlich  sanktioniert  habe,  einen  solchen, 
von  dem  er  S.  32  zugibt,  daß  ihm  schon  im  12.  Jahrhundert 
antiqui  juris  celebritas  zur  Seite  stand. 

S.  48  behauptet  Zycha,  in  dem  Streite  zwischen  Fried- 
rich Barbarossa  und  dem  Erzbischof  von  Trier  sei  der 
Spruch  des  Fürstengerichts  nicht  mitgeteilt.  Ich  meine,  das 
Gegenteil  ist  der  Fall.  Der  Spruch  ist  zu  Gunsten  des 
Kaisers  ergangen  und  dies  ist  mitgeteilt.  Das  „quidquid 
juris  in  eo  habere  debemus"  sei  in  der  Urkunde  von  1158 
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nur  die  bekannte  Formel  zur  Bezeichnung  des  Zelints  ge- 
wesen; die  eigentliche  Bergwerksnutzung  werde  auch  hier 
nicht  erwähnt.  Ich  meine,  die  Formel  ist  ganz  klar,  sie  be- 
zieht sich  nicht  bloß  auf  die  Abgaben  sondern  auch  das 
fodere  licere. 

S.  49  bestreitet  mir  Z  y  c  h  a  ,  daß  sich  der  Streit  um  das 
Bergregal  nie  um  die  Grundbesitzer,  sondern  stets  um  die 
Territorialherren  gedreht  habe.  Nun,  die  Erzbischöfe  von 
Trier,  die  Bischöfe  von  Trient,  die  Könige  von  Böhmen  usw. 
waren  doch  Territorialherren.  Der  Ausdruck  „fundus",  „in 
aliquo  fundo  ecclesiae"  bezog  sich  nicht  bloß  auf  die  Privat- 
ländereien  sondern  das  ganze  Herrschaftsgebiet  von  Trier. 
Übrigens,  wenn  der  Kaiser  das  Regal  an  den  Bergwerken 
besaß,  die  unter  den  Privatäckern  des  Erzbischofs  bezw. 
Markgrafen  lagen,  so  hatte  er  dieses  ganz  gewiß  ebenso  an 
den  Privatäckern  der  Hintersassen  des  Erzbischofs.  Was 
von  dem  Streitfall  mit  Trier  gilt,  gilt  auch  von  dem  mit 
Trient  (S.  50).  Daß  es  sich  hier  um  die  Verleihung  im 
ganzen  Bistum  handelt,  gibt  Zycha  selbst  zu.  Einen 
Privatmann,  mit  dem  sich  die  Kaiser  wegen  des  Bergregals 
herumstritten,  hat  Zycha  nicht  namhaft  gemacht,  und  bei 
den  Streitigkeiten  um  das  Bergregal  haben  sich  die  Parteien 
(z.  B.  Salzburg  und  Admont)  nie  auf  den  privaten  Grund- 
besitz bezogen,  abgesehen  davon,  daß  es  nahezu  unmöglich 
ist,  die  Oberfläche  genau  zu  bezeichnen,  unter  der  die  Solwasser 
oder  die  Silberadern  in  der  Tiefe  anstehen. 

S.  52 f.  will  Zycha  wieder  ganz  im  Gegensatze  von 
seinen  früheren  Ausführungen  zeigen,  wie  stark  der  Gedanke, 
daß  ein  neu  aufkommendes  Bergwerk  von  selbst  zum  Grund- 
besitz gehöre,  wurzelte  und  zwar  aus  dem  Umstände,  daß 
man  Grund  und  Boden  im  Tauschwege  dem  Eigen- 
tümer abnahm,  um  die  Bodenschätze  zu  gewinnen.  Das 
Gegenteil  ist  richtig.  Hätten  die  Bodenschätze  zum  Boden 
gehört,  so  brauchte  es  solcher  Tauschgeschäfte,  in  der 
Massitanischen  Bergordnung  des  Enteignungsrechtes,  nicht. 
Eben  weil  die  Bergwerke  nicht  Zubehör  zum  Grund  und 
Boden  waren,  andererseits  aber,  wer  Bergbau  betreiben  will, 
zwar  nicht  allen  Grund  und  Boden,  unter  dem  die  Mine- 
ralien anstehen,  wohl  aber  einigen  Grund  und  Boden  haben 
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muß  (um  Schächte,  Arbeiieihäuser,  Halden.  Schmelzhütten, 
Bergschmieden.  Holzplätze  usw.  aufzuführen),  deshalb  tauschte 
der  Regalherr  Grund  und  Boden  ein.  Und  heutigentages 
besteht  für  solche  Zwecke  das  Expropriationsrecht.  Das 
Ergebnis,  welches  Zycha  S.  54  daraus  ziehen  \sill.  nämlich 
daß  das  u  r  s  p  r  ü  n  g  1  i  c  h  e  Verhältnis  des  Grundeigentümers 
zu  den  Bergwerksnutzungen  seines  Bodens  kein  anderes 
gewesen  als  jenes  zu  den  gewöhnlichen  Bodennutzungen 
landwirtschaftlichen  Charakters,  ist  also  durchaus  falsch. 

Während  Zycha  oben  z.  B.  S.  29  ein  Bergregal  schon 
des  ersten  Staufen  annimmt,  bezieht  er  den  Spruch  Frei- 
danks aus  dem  13.  Jahrhundert  von  der  Gewalttätigkeit 
der  Fürsten  auf  das  Bergregal  (wie  Achenbach  u.  A.),  ob- 
gleich hier  von  Bergwerken  gar  keine  Rede  ist  (Feld,  Steine, 
Wasser.  Wald,  Wild). 

S.  57  imputiert  mir  Zycha  die  Behauptung,  daß  die 
deutschen  Könige  den  Bergbau  unter  ihre  Leitung  ge- 
nommen haben;  diese  Behauptung  habe  ich  allgemein  für 
die  Inhaber  des  Bergregals,  die  Könige  Böhmens,  die  Mark- 
grafen von  Meißen,  Könige  Ungarns  usw.  aufgestellt  und  sie 
war  und  ist,  solange  das  Bergregal  bestand,  eine  richtige. 
Ganz  richtig  sagt  Schröder  i^Zycha  S.  58):  jeder  private 
Betrieb  bedurfte  ausdrücklicher  königlicher  Verleihung,  mit 
der  Einschränkung,  daß  für  königlicher  ..regalherrlicher"  zu 
setzen  ist.  Die  Behauptung  Zychas  S.  58.  Bergwerks-  und 
Grundbesitzer  seien  die  nämlichen  Personen  gewesen,  ist 
absolut  falsch.  Die  Bergwerksbesitzer  waren  ursprünglich 
hergewanderte  Fremde,  die  Grundbesitzer  bekommen  meist 
Abgaben  von  den  Bergwerksbesitzern,  sind  also  mit  diesen 
nicht  identisch.  Die  Territorialherren  und  die  Regalbe- 
rechtigten fallen  dagegen  zusammen,  weil  die  ersteren  vom 
Reich  auf  ihrem  Herrschaftsgebiet  mit  den  anderen  Regalien 
ch  das  Bergregal  erworben  haben. 

S.  60  spricht  Zycha  von  den  mit  einer  königlichen 
Bauerlaubnis  ausgestatteten  Grundeigentümern  (Sachsen- 
spiegel), obgleich  er,  wie  erwälmt,  früher  richtig  anerkannt 
hat,  daß  es  sich  um  mit  dem  Regale  beliehene  Territorial- 
herren handelt  (so  auch  S.  158).  §  2  I  35  des  Sachsenspiegels 
i«t    genugsam    erklärt.     Er    entspricht    auch    dem    heutigen 
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Recht.  Denn  niemals  bedeutete  die  Verleihung  mit  einem  Berg- 
werke zugleich  das  Recht,  den  Oberflächenbesitzer  gänzlich  zw 
dejizieren,  ohne  seinen  Willen  auf  seinem  Acker  zu  graben- 
oder  zu  brechen. 

S.  65  erkennt  Zycha  an,  daß  die  Bergbaufreiheit  nur 
bei  den  regalen  Mineralien  gegolten  hat;  sie  bestand  eben 
nur  an  regalen  Mineralien,  aber  nicht  an  allen  regalen 
Mineralien;  sie  hat  z.  B.  gemeinrechtlich  nie  für  Salz  ge-. 
gölten. 

Versteht  man  unter  der  Bergbaufreiheit  das  Recht 
eines  Finders  beim  freierklärten  Bergbau  eine  Fundgrube 
zu  erhalten,  so  war  und  ist  Träger  dieser  der  Finder  oder 
Bergmann  überhaupt.  Versteht  man  darunter  das  Recht, 
Mineralien  unter  fremdem  Boden  zu  gewinnen,  so  war  Träger 
der  Regalherr,  nicht  etwa  der  hergewanderte  Bergmann. 
Daß  die  von  Zycha  erzählte  Entstehung  der  Bergbaufreiheit 
im  Verhältnis  zum  Grundeigentum  eine  bare  Unmöglichkeit 
ist  oben  bewiesen.  Aber  machen  wir  es  uns  einmal  an 
einem  Beispiele  klar!  Der  Markgraf  von  Meißen  habe  ala 
Privatbesitzer  eines  mons  aus  seinem  Grundbesitzerrechte 
diesen  mons  zum  Bergbau  gegen  Abgaben  freigegeben,  wie 
man  vielleicht  eine  Sandgrube  zur  Benutzung  gegen  Geld  für 
jede  Fuhre  freigibt.  Die  sächsischen  Bergleute  Schneidersack 
und  Krötenbach  kommen  nun  nach  Trient  und  sagen  den 
dortigen  Grundbesitzern:  „Bei  uns  in  Sachsen  um  Freiberg 
besitzt  der  Markgraf  einen  Berg  als  Grundbesitzer  und  hatte 
ihn  allen  Bergleuten  frei  erklärt.  Also  müßt  ihr  uns  auch  eure 
Grundstücke  freigeben."  Darauf  erwidern  die  Trientiner: 
„Jeder  kann  mit  seinem  Grundbesitz  machen,  was  er  will, 
wir  sehen  also  absolut  nicht  ein,  warum  wir  euch  unter 
unseren  Äckern  das  Silber  freigeben  sollen.  Übrigens,  habt 
ihr  nichts  für  die  Freigabe  gezahlt?"  „Ei  freilich",  sagen 
Schneidersack  und  Krötenbach,  „wir  haben  sehr  viel  bezahlt* 
so  viel,  daß  wir  es  kaum  noch  erschwingen  konnten,  deshalb 
kommen  wir  ja  hierher.  Wir  haben  nämlich  V»  des  Brutto- 
ertrages gezahlt,  neben  7  Lanen,  die  uns  zufielen,  2  für  die 
Herrschaft  gebaut  usw."  Darauf  bemerken  die  Trientiner: 
„Ja,  wollt  ihr  denn  uns  die  Beträge  geben,  die  ihr  dem 
Markgrafen  auf  seinem  mons  gezahlt  habt?"   „Ei,  wie  werden 
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wir  denn",  sagen  die  Sachsen,  „und  wie  können  wir  denn? 
Die  Abgaben  sollt  i  h  r  nicht  bekommen,  sondern  der  Bischof. 
Übrigens  soviel  wie  in  Freiberg  können  wir  nach  dem  Grade 
der  Ergiebigkeit  des  Bergbaues  nicht  zahlen."  „Aber,  so 
sagt  doch",  fragen  die  Trientiner,  „was  habt  ihr  denn  in 
Sachsen  den  Grundbesitzern  gegeben,  wenn  ihr  nicht 
unter  markgräflichen  Boden  Silber  gegraben  habt?  Gewiß 
das  nämliche  wie  dem  Markgrafen."  „Gott  bewahre",  sagen 
die  Sachsen,  „der  Markgraf  hat  seine  Beträge  auch  dann 
bekommen,  wenn  wir  unter  fremdem  Acker  Bergbau  be- 
trieben. Der  Grundbesitzer  hat  übrigens  daneben  doch  auch 
etwas  bekommen,  weil  wir  ja  doch  Holz  von  ihm  nahmen  usw." 
„War  das  viel?"  fragen  die  Trientiner.  Darauf  hätten  die 
Sachsen,  wären  sie  ehrlich  gewesen,  sagen  mtissen,  „gar 
nichts  haben  sie  bekommen,  weniger  als  nichts,  wir  haben 
ihnen  vielmehr  noch  Geld  dazu  abgenommen^).  Sie  haben 
nämlich  das  Recht  auf  den  Ackerteil  gehabt,  d.  h.  auf  ein 
Zweiunddreißigstel  an  Gewinn  und  Verlust.  Gewinn  aber 
haben  wir  nie  gemacht,  dazu  sind  wir  zu  helle,  wir  haben 
lieber  den  Gewinn  auf  unsere  Kosten  verrechnet,  wir  haben 
uns  unsere  Arbeit  höher  angerechnet.  Wenn  es  nun  aber 
gar  nicht  anders  ging,  so  haben  wir  den  Gewinn  dazu  ver- 
wandt, imi  neue  Suchstollen,  Überhaue,  Wasserstollen  zu 
bauen  usw.  Dazu  hal>en  wir  die  Landwirte  zahlen  lassen, 
bis  sie  die  Sache  leid  wurden  und  auf  ihren  Ackerteil  lieber 
verzichteten,  als  daß  sie  noch  mehr  beiahlten.  Nachher 
haben  wir  natürlich  auch  Gewinn  unter  uns  verteilt."  Darauf 
hätten  die  Trientiner  gesagt,  „unter  diesen  Umständen 
danken  wir." 

Gibt  man  zu,  daß  das  Bergregal  in  dem  Verfügung«- 
reclite  über  die  Bergwerksmineralien  bestand  und  besteht, 
so  ist  es  undenkbar,  daß  der  Abbau  (wenn  er  ohne  unmittel- 
bare Inanspruchnahme  der  Oberfläche  erfolgt)  von  der  Ver- 
fügung des  Oberflächenbesitzers  abhängt.  Ein  solches  Ver- 
fügungsrecht wäre  ein  Messer  ohne  Griff  und  Schneide. 
Haben   die   Kaiser,    später    die   Territorialherren   das   Berg- 


*)  Der  Ackerteil  verbcUwindet  später.    Anstatt  4  gewerkschaftlicher 
werden  2  Freikuxe  gebaut. 
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regal  gehabt,  so  mußten  auch  die  Bergwerke  unter  ihrer 
alleinigen  Verfügung  gestanden  haben;  so  wie  noch  heutigen- 
tages  die  sog.  Bergwerksmineralien  vom  Verfügungsrechte 
des  Grundbesitzers  absolut  getrennt  sind.  Daraus  folgt  aber 
noch  nicht,  daß  sich  die  Grundbesitzer,  namentlich  je  mehr 
diese  zu  Macht  und  Geltung  kamen,  gefallen  lassen  mußten 
oder  müssen,  wie  man  ihnen  ihr  Ober  flächeneigen  tum 
zu  Bergwerkszwecken  entzieht.  Will  man  letzteres  tun,  so 
gibt  die  heutige  Gesetzgebung  ein  Expropriationsrecht  dem 
Bergbau,  dem  Grundbesitz  aber  einen  Anspruch  auf  voll- 
ständige Entschädigung. 

Den  Satz,  daß  die  Rechte  der  Grundbesitzer  immer 
größer  geworden  sind,  d.  h.  die  Bergbaufreiheit  mehr  ein- 
geschränkt wurde,  welchen  Zycha  als  verkehrt  bezeichnet, 
muß  ich  lediglich  aufrecht  erhalten.  Nach  dem  böhmisch- 
mährischen, ungarischen,,  altenglischen  Bergordnungen  mußten 
die  Grundbesitzer  gegen  einen  oft  imaginären  Anteil  an  der 
regalherrlichen  Abgabe  Grund  und  Boden  für  Bergwerks- 
Hüttenzwecke  usw.  ohne  weiteres  hergeben  —  heute  müssen 
sie  dies  nicht  mehr.  Ferner  sind  vielfach  Mineralien  vom 
Grundbesitz  dem  Regal  entzogen,  so  in  Böhmen,  Polen 
die.niedern,  in  Schlesien,  Westpreußen  das  Eisen,  in  England 
schrittweise  alles,  bis  auf  Gold.^). 

S.  94  erzählt  Zycha,  daß  der  Ackerteil  nicht  ein  reinßs 
Rentenbezugsrecht,  sondern  nur  ein  Mitbaurecht  gewesen,  das 
die  Bergkost  zu  geben  verpflichtete.  An  diesen  u.  a.  aus 
Arndt  reproduzierten  Satz  knüpft  Zycha  den  folgenden  an: 
„Hält  man  sich  diesen  Entwicklungsgang  vor  Augen,  so  er- 
hellt zur  Genüge  die  vollständige  Haltlosigkeit  der  Ansicht 
Arndts,  der  meint,  daß  wie  für  den  Regalherrn,  so  auch 
für  den  von  ihm  Beliehenen  die  praktische  Nutzung  der 
Bergwerke  in  dem  Bezüge  des  census  sc.  regis  gelegen  sei." 
Wieder  eine  offensichtliche  Verkennung!  Wo  hätte  ich  je 
behauptet,  daß  für  die  vom  Regalherrn  Beliehenen  —  das 
sind  doch  die  Bergwerksbetreiber  —  die  praktische  Nutzung 

1)  Daß  nach  1400  einem  sächsischen  Dynasten  Waldburg  die 
Zinngewinnung  freistand,  worauf  E  r  m  i  s  c  h  und  v.  I  n  a  m  a  Wert 
legen,  erklärt  sich  daraus,  daß  dieser  Dynast  und  Reiehsstand  alle 
Regalien  hatte. 
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der  Bergwerke  in  dem  Bezüge  der  census  bestanden  habe? 
Die  Beliehenen  zahlten  ja  die  census:  also  hatten  $ie  keinen 
Nutzen,  nur  Schaden  daran.  Aber  vielleicht  meint  Zycha 
mit  den  Beliehenen  die  Grundbesitzer.  Das  sind  aber  gar 
nicht  die  Beliehenen.  und  außt^rdem  erhielten  diese  gar 
nicht  die  census  regis:  ihr  praktischer  Nutzen  bestand  nach 
dem  Freiberger  Bergrecht  darin,  daß  sie  für  die  Hingabe 
von  Grund  und  Boden  einen  Anteil  an  Gewinn  und  Verlust 
erhielten.  Aber  Zycha  meint  vielleicht  mit  den  Beliehenen 
die  Regalherren,  die  weiter  verleihen.  Alsdann  wäre  der 
Satz,  daß  für  diese  (z.  B.  die  Markgrafen  von  Meißen, 
die  Bischöfe  von  Trient)  die  praktische  Nutzung  der  Berg- 
werke in  den  Abgaben  (Fronteilen  usw.)  bestanden  hat,  durchs 
aus  richtig.  Übrigens  wo  ist  der  Faden  zu  suchen,  der  den 
Ackerteil  mit  den  census  sc.  regis  verbindet,  wo  anders  als 
in  dem  Bestreben  Zychas,  den  Wiederhersteller  der  Regal- 
theorie, den  Vertreter  der  Ansicht,  daß  geistliche  wie  welt- 
liche Territorialherren  wenigstens  im  11.  und  12.  Jahrhundert 
die  Bergwerke  nur  vom  Reiche  erlangen  konnten,  als 
geradezu  inept  hinzustellen?  Zycha  fährt  fort:  Arndt 
verkennt  aufs  gründlichste,  daß  der  regale  Zehnt  mit  dem 
vom  Grundeigentümer,  mag  er  wer  immer  sein,  vorbehaltenen 
Ertragsanteil  gar  nichts  zu  schaffen  hat.  Wo  hätte  ich  das 
je  verkannt,  wo  hätte  ich  behauptet,  daß  der  Ackerteil  mit  drCn 
regalen  Abgaben  etwas  zu  schaffen  hat?  Die  Behauptung 
Zychas  ist  pure  Erfindung;  denn  gerade  im  Gegenteil  ist 
nach  meinen  Ausführungen  der  Ackerteil  ganz  etwas  anderes 
wie  die  regalherrliche  Abgabe.  Ersterer  wird  für  die  Ober- 
flächenmitbenutzung, letztere  für  die  Bergwerksmineralien  ger 
zahlt.  Wenn  Zycha  in  den  Sätzen  aber,  die  vom  Verkennen 
reden,  seinen  Namen  für  meinen  setzt,  dann  stimmt  es; 
er  ist  der  Verkenner  gewesen. 

IVl. 
Der  vorstehenden  Abhandlung  mag  man  immerhin  zum 
rwurf  machen,  daß  sie,  ebenso  wie  meine  Arbeit  über 
das  Bergregal,  technische  Mängel  habe,  wenn  man  nuf 
*ugest«ht,  daß  sie  sachlich  und  im  Ergebnisse  richtig 
ist.    Mir  kommt   es  nur  auf  die  Wahrheit  an.    Ich  habe 
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schon  aus  Raumersparnis  möglichst  wenig  zitiert,  zumal  die 
Urkunden  alle  bekannt  sind.  Die  Bergordnungen  habe  ich 
nicht  alle  nach  den  neuesten  Editionen  zitiert,  sondern  nach 
dienen,  die  mir  gerade  vorlagen,  da  in  den  hier  und  für  die 
Hauptfragen  wichtigen  Punkten  alle  Editionen  überein- 
stimmen. Überhaupt  hat  die  Wissenschaft  seit  Sperges 
(Tirol),  Steinbeck  (Schlesien),  Graf  Sternberg  (Österreich), 
Klozsch  (Sachsen),  v.  Muchar  (Steiermark),  v.  Koch-Stern- 
feld (Bayern)'  usw.  in  der  Hauptsache  keine  Fortschritte 
gemacht.  Denn  mögen  einzelne  Urkunden  genauer  ediert 
sein,  die  klare  Erkenntnis  hat  keine  Zunahme  erfahren.  Viel- 
mehr bin  ich  wenigstens  der  Ansicht,  daß  diese  vorgenannten 
genauen  Kenner  richtig  die  Regalität  der  Bergwerke  er- 
kannt, ebenso  wie  sie  richtig  aus  der  Regalität  alle  andern 
bergrechtlichen  Institutionen  entwickelt  haben.  Freilich  fehlte 
ihnen  jede  Tendenz,  es  fehlte  ihnen  insbesondere  der  Haß, 
in  dem  ein  ganzes  Jahrhundert  gegen  alles  großgezogen 
war,  was  Regal  hieß.  Ich  hoffe  nicht,  daß  es  mir  wieder 
passiert  ist,  eine  gefälschte  Urkunde  zitiert  zu  haben.  Ich 
bin  kein  Diplomatiker  und  füge  hinzu,  daß  für  unsere  Frage 
eine  falsche  Urkunde  mindestens  ebenso  beweiskräftig  ist, 
wie  die  echte;  denn,  wenn  das  Bergregal  nicht  bestanden 
hätte,  brauchte  man  keine  Urkunde  zu  fälschen!  Ich 
wünsche  weiter  nichts,  als  daß  man  sine  ira  et  studio  und 
ohne  Vorurteil  an  die  Quellen  herantritt  und  vor  allem,  daß 
man  sich  die  Sachlage  klar  macht,  wie  sie  sich  schon 
vom  technischen  und  wirtschaftlichen  Standpunkte  gestaltet 
haben  mußte.  Es  ist  dann  z.  B.  ganz  unmöglich,  das  Salz- 
als  Zubehör  zum  Grundeigentum  einerseits  anzusehen  und 
andrerseits  irgend  einem  Salzwerke  in  Lüneburg,  Reichen- 
hall, Halle  usw.  auch  nur  den  mindesten  Tauschwert  beizu 
legen.  Es  wird  ganz  unmöglich  sein,  sich  vorzustellen,  daß, 
weil  jemand  aus  dem  Rechte  des  privaten  Oberflächen- 
eigentums  den  Bergbau  gegen  Abgaben  freigibt,  auch  die 
übrigen  Grundbesitzer  ohne  Äquivalent  bezw.  so,  daß  das 
Äquivalent  ganz  oder  großenteils  dem  Territorialherrn  zu- 
fiel, den  Bergbau  freigaben.  Es  wird  nicht  minder  unmög- 
lich sein,  sich  vorzustellen,  daß  die  Kaiser  zwar  auf  den 
Privatbesitzungen   der   Bischöfe   und   Fürsten   davS   Bergregal 
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hatten,  aber  nicht  auf  den  Besitzungen  ihrer  Hintersassen. 
Es  wird  unmöglich  sein,  ein  Bergregal  als  vorhanden  anzu- 
erkennen und  gleichwohl  anzunehmen,  daß  die  Bergwerke 
an  und  für  sich  und  ohne  Bezug  auf  etwaige  Okkupation 
^er  Tagesoberfläche  zur  Verfügung  der  privaten  Oberflächen- 
eigentümer gestanden  haben  und  nur  mit  deren  besonderer 
Erlaubnis  betrieben  werden  konnten.  Andrerseits  wird 
man  sich  sehr  wohl  klar  machen  können,  daß  trotzdem 
Bergregal  und  Bergbaufreiheit  bestanden  haben,  trotzdem 
die  Bergwerksmineralien  (als  welche  gemeinrechtlich  die 
Kohlen  nicht  gelten)  zur  Verfügung  des  Regalherrn  standen 
und  an  sich  ohne  Erlaubnis  des  Grundbesitzers  gewonnen 
werden  konnten,  gleichwohl,  um  einen  Teil  der  Oberfläche 
unmittelbar  zu  okkupieren,  z.  B.  um  ein  Siedehaus,  einen 
Tagebau,  eine  Halde,  eine  Schmelzhütte  darauf  anzulegen, 
zu  dieser  unmittelbaren  Okkupation  die  Genehmigung  und 
bezw.  die  besondere  Entschädigung  des  Grundeigentümers 
nötig  war  und  ist.  Vor  allem  muß  man  sich  klar  machen. 
daß  der  Besitz  von  ideellen  und  reellen  Anteilen  an  Gruben 
und  Salinen  sowenig  die  Regalität  derselben  ausschließt, 
wie  der  Besitz  von  Eisenbahnaktien  durch  Private  im  Gegen- 
satze zu  dem  Umstände  steht,  daß  das  Recht  zur  Anlegung 
und  Betreibung  der  Eisenbahn  nicht  auf  dem  Rechte  des 
Oberflächeneigentums  sondern  auf  staatlicher  Verleihung 
beruht.  Man  muß  sich  noch  ferner  klar  machen,  daß,  das 
Verfügungsrecht  des  Regalherrn  an  den  Mineralien  voraus- 
gesetzt, der  Regalherr  in  mannigfachster  Weise  über  diese 
verfügen  konnte;  er  konnte  sich  solche,  z.  B.  Salz,  allein 
vorbehalten,  er  konnte  erklären,  solche  Mineralien  nach 
Gutdünken  selbst  zu  gewinnen  oder  Dritte  damit  zu  beleihen. 
er  konnte,  um  zum  Bergbau  anzuspornen,  sich  und  seine  Be- 
amten bindend  verpflichten,  bei  ordnungsmäßig  gemachten 
Funden  ganz  bestimmte  Felder  zu  verleihen,  er  konnte  mit 
den  von  ihm  zum  Bergbau  Ermächtigten  förmliche  Ab- 
kommen über  die  Höhe  der  Abgaben,  die  Art  des  Betriebes, 
die  wechselseitigen  Rechte  und  Pflichten  treffen;  er  konnte 
den  Bergbau  jedermann  oder  nur  bestimmten  Personen  frei- 
geben oder  ilm  innerhalb  gewisser  Grenzen  oder  nur  in  An- 
sehung gewisser   Mineralien  gestatten  usw.    Man   wird  sich 
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darüber  hinaus  klarmachen,  daß  schon  wegen  der  ver- 
schiedenen Ergiebigkeit  und  der  so  mannigfachen  Art  der 
Gewinnung  die  Abgaben  und  deren  Berechnung  nicht  immer 
gleich  bemessen  sein  konnten.  Endlich  wird  man  erwägen, 
daß  einmal,  je  nachdem  der  Bergbau  mehr  oder  minder  die 
Oberflächennutzung  hinderte,  und  sodann  je  nach  der  Macht 
der  Grundbesitzer  die  Pflichten  und  Rechte  zwischen  Ober- 
flächen- und  Bergwerkseigentum  verschieden  normiert  wurden, 
daß  aber,  worauf  Graf  Mirabeau  in  der  konstituierenden 
Nationalversammlung  hinwies,  die  Ablagerung  der  Mineral- 
schätze von  der  Oberflächengestaltung  abweicht  und  oft 
unter  zahlreichen  Oberflächenbesitzungen  auf  einer  nur  ganz 
kleinen  Erstreckung  sich  hinzieht,  daß  also  bei  einigermaßen 
parzelliertem  Grundbesitz  oder  ohne  Latifundien  die  Zubehör- 
schaft der  meisten  Mineralien  zum  Oberflächeneigentum  nahe- 
zu unmöglich  ist. 

Die  Rechtshistoriker  werden  hinzufügen,  daß  die  An- 
schauung, die  in  der  Erde  verborgenen  Mineralschätze  seien. 
Eigentum  der  schon  wegen  der  technischen  Schwierigkeiten 
oft  gar  nicht  zu  ermittelnden  Oberflächeneigentümer  gewesea, 
auch  den  altgermanischen  Anschauungen  widerspricht  und 
erst  ein  Produkt  der  modernsten,  sagen  wir,  manchesterlichen 
Ideen  ist. 

Drei  verschiedene  Theorien  bestehen  über  den  Ursprung 
der  deutschen  Bergordnungen.  Die  älteste  ging  dahin,  daß 
dieser  Ursprung  aus  Ungarn  nach  Mähren  und  Böhmen  und 
von  da  nach  Sachsen  führt;  die  zweite,  daß  vom  Rhein  her. 
(mit  Franken)  Bergbau  und  Bergrecht  nach  dem  Harz  und  von 
da  nach  Sachsen,  Schlesien  und  so  weiter  nach  Böhmen 
und  Ungarn  gedrungen  seien;  die  dritte,  daß  die  Heimat 
des  in  den  Bergordnungen  enthaltenen  Bergrechts  in  den 
Alpenländern  zu  suchen  sei.  Diese  Theorien,  für  deren, 
jede  sich  Gründe  anführen  lassen,  widersprechen  sich  nur 
scheinbar;  denn  im  letzten  Grunde  führen  sie  alle  auf  das 
Römische  Recht  zurück  und  den  Römischen  Bergb^iu. 
Letzterer  hat  am  Rhein,  in  den  Alpenländern  und  in  Pannonien 
geblüht  un4  hatte  nie  ganz  aufgehört.^)  Es  findet  sich  ferner 

*-)S.  hierzu  die  Aufsätze  von  Neuburg  im  Jahrg.  1000  der  Zeit- 
schrift für  die  ges.  Stautswiss. 
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^ine  ganz  merkwürdige  Übereinstimmung  zwischen  den 
deutschen  und  den  fremden  Bergordnungen.  In  dem  Patente 
Johanns  von  England  vom  Jahre  1201  stellt  der  König 
gegenüber  den  Bischöfen,  Äbten  und  Baronen  fest,  daß  der 
König  seinen  Zinnbergleuten  überall  in  den  Grafschaften 
eomwall  und  Devonshire  den  Zinnbergbau  freigegeben  habe, 
im  Interesse  der  königlichen  Abgaben,  daß  alle,  wo  immer 
auch  auf  fremden  Ländereien  gelegenen  Zinnbergwerke  sein 
königliches  Recht  seien  'de  antiqua  consuetudine'  und  daß  die 
Zinnbergleute  libere  et  quiete  absque  aliqua  vexatione  Zinn 
graben  und  Holz  dazu  nehmen  dürfen.  In  der  Magna  Charta 
von  1215  wird  das  Recht,  Holz  ohne  Zustimmung  des  Grund- 
eigentümers zu  nehmen  beseitigt.  Nach  den  beiden  Charten 
von  1395  werden  das  Zinnregal  und  die  Zinnbergbaufreiheit  auf 
fremden  Wiesen,  unter  und  zwischen  Wäldern  und  Häusern 
beseitigt,  unter  Karl  I.  beziehen  sie  sich  nur  noch  auf  Wastrel 
Lands,  that  is  unbounded  or  void. 

In  dem  XVH.  Artikel  der  High-Peak  Articles  heißt  es, 
ähnlich  wie  in  den  alten  deutschen  Bergordnungen,  daß, 
wenn  ein  neuer  Gang  Erz  gefunden  ist.  der  erste  Finder  zwei 
Wehre  oder  Meere  (wie  mi  Schlesischen  Goldrecht)  und 
der  Bergmeister  die  folgende  für  den  König  bekömmt; 
letzterer  erhielt  drei  Zehntel  des  Ausgebrachten.  Der  Lord 
of  the  Soil,  der  den  Grund  und  Boden.  Holz  und  Wasser 
hergeben  muß,  erhält  stets  die  erste  Schale  Erz.  Die  Gruben 
sind  vorschriftsmäßig  bauhaft  zu  halten,  widrigenfalls  sie 
der  königliche  Bergmeister,  wem  er  will,  verleihen  darf. 
Das  Meer  betrug  27  bis  32  Yards  in  der  Länge  und  je  14  in 
der  Höhe  und  Breite.  Der  Inhalt  dieser  Berggewohnheiten 
wird  in  England  auf  die  älteste,  ja  schon  auf  die  phönizische 
Zeit  gesetzt. 

Die  Bergbaufreiheit  erscheint  dabei  überall  als  Folge 
und  im  Interesse  des  Bergregals.  Mit  diesem  wird  sie 
Schritt  für  Schritt  zu  Gunsten  der  Grundbesitzer  beseitigt. 
Heute  gelten  beide  nur  noch  für  GoW  und  Silber.  „It  has 
been  long  decided,"  sagt  Bainbridge,  a  treatise  on  the  law 
of  mines  and  minerals  1856,  „not  only,  that  all  mines  of 
gold  and  silver  within  the  realm,  though  in  the  lands  of 
f^ubjects,  belong  exclusively  to  the  cro-wn  by  prerogative,  btit 
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that  this  right  is  also  accompanied  with  fuU  liberty  to  dig  aad 
to  carry  away  the  ores  — ." 

Träger  der  Bergbaufreiheit  dem  Grundeigentümer  gegen- 
über war  in  England  von  je  der  Regalherr.  Bergbaufreiheit^ 
Erstfinderrecht  und  Abgaben  waren  Folge  des  Bergregals. 
Das  Bergregal  mit  seinen  Folgen,  insbesondere  der  Berg- 
baufreiheit, ist  schrittweise  beseitigt.  Und  wenn  es  heute 
noch  für  Gold  und  Silber  besteht,  so  ist  dies  ein  nudum 
juSj  da  solche  (reine)  Gold-  und  Silberbergwerke  nicht  mehr 
betrieben  werden. 

Auch  die  Franzosen  haben  von  je  her  das  Bergregal  und 
die  in  dessen  Gefolge  auftretende  Bergbaufreiheit  für  uralt  an- 
gesehen und  aus  dem  Römischen  Reiche  hergeleitet. 


IIL 

Das  Thronfolgerecht  der  unehelichen  Karolinger. 

Von 

Herrn  Professor  Dr.  Wilhelm  Sickel 

in  S  t  r  a  ß  b  u  r  g  i.  E. 

In  dem  merowingischen  Königshause  haben  eheliche  und 
uneheliche  Prinzen  das  gleiche  Erbrecht  gehabt.  Die  Karo- 
linger blieben  befugt,  einen  außerehelichen  Sohn  durch  eine 
von  ihrem  freien  Willen  abhängige  Anerkennung  in  ihre 
Familie  aufzunehmen  und  hierdurch  zu  einem  Mitglied  des 
Mannsstamms  zu  machen,  dessen  männlichen  Angehörigen 
das  Recht  auf  die  öffentliche  Herrschaft  zukam,  aber  die 
Handlung  des  Vaters  genügte  nicht  mehr,  um  den  Mangel  der 
Ehelichkeit  völlig  zu  beseitigen.  Das  neue  Vorrecht  der  ehe- 
lich Geborenen  hat  in  innerem  Zusammenhang  mit  dem  Recht 
der  Bastarde  nach  den  im  fränkischen  Reiche  geltenden  Pri- 
vatrechten gestanden.  Das  römische  Recht  schloß  die  natür- 
lichen Kinder  von  der  Familie  des  Vaters  und  von  dem 
gesetzlichen  Erbrecht  gegen  den  Vater  aus;  nur  einem  Vater» 
dem  eheliche  Nachkommen  fehlten,  war  ihre   Erbeinsetzung 
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gestattet.^)  Die  römische  Ordnung  hat  einen  um  so  stärkeren 
Einfluß  auf  andere  Rechte  ausgeübt,  als  der  Klerus  sie  ge- 
brauchte, um  seiner  Anschauung  von  dem  auf  der  außer- 
ehelichen Geburt  haftenden  Makel  und  dem  diesem  ent- 
f^rechenden  sclilechteren  Rechte  des  Unehelichen  zur  Wirk- 
samkeit zu  verhelfen.*)  Unvollständiger  ist  da«  Bastardrecht 
in  den  deutschen  Stammesrechten  bekannt.  Alemamien,  die 
bei  Rechtsgeschäften  mit  Kirchen  bloß  ehelichen  Verwandten 
oder  sich  selbst  bei  der  Geburt  eines  ehehchen  Kindes  Be- 
fugnisse vorbehielten,  haben  wohl  die  in  ihrem  Volke  be- 
stehende Überzeugung  von  der  Erbunfähigkeit  der  Unehe- 
lichen wiedergegeben.^)  Gegen  880  hat  Bischof  Jonas  von 
Orleans  mitgeteilt,  daß  Kinder  eines  Unverheirateten  durch 
Kinder  aus  seiner  späteren  Ehe  das  gesetzliche  Erbrecht 
verlieren/)    Er  redet  zwar  allgemein,  als  ob  in  dieser  Hin- 

*)  Cart.  Senon.,  App.  1,  Zeumer,  Formulae  208  f.,  betrifft  römisches 
Recht,  Savigny,  Rom.  R.  im  MA.  11».  130  f.  Scherer,  Eherecht  bei 
Benedict  Levita  1879  S.  7  f.  Brunner  in  dieser  Zeitschrift  XXX,  23 — 25. 
Auf  fränkisches  Recht  beziehen  die  Formel  Wilda.  Zeitschrift  f.  deutsches 
R.XV,  284.  287.  v.  Amira,  Erbenfolge  1874,  S.  I9f.  Zeumer  a.  O.  208,  2. 
Ficker,  Erbenfolge  III,  388.  Schröder,  RG.*  304  Anm.  165.  314Anm.  215. 
Über  Carta  Senon.  42  Wilda  a.  O.  XV,  287.  Brunner  a.  O.  XXX,  25.  — 
•)  Den  Einfluß  des  Christentums  auf  die  Rechtsänderung  heben  hervor 
Wilda  a.  O.  XV,  289.  Viollet,  Institution*  de  la  France  I,  241  f. 
Brunner  a.  O.  XXX,  8.  26.  27.  XXXII,  78.  XXXVI,  199  f.  201.  202  f.  204. 
So  erklärte  Johann  VIII.:  omnium  legum  auctoritate  legitimi  filii  sunt 
veri  haeredes  —  spurii  nee  haereditare  debent,  Mansi  XVII,  88.  98 
(Jaffö  3167.  3211).  —  «)  742—773  Zeuß.  Tradit.  Wizenburg.  1842 
Nr.  52.  128.  136.  772—876  Wartmann.  Urkb.  St.  Gallen  I  Nr.  67.  88. 
113.  142.  159.  II  Nr.  598  f.  Form.  Aug.  B.  6,  7  S.  351,  29.  32.  352,  20. 
Coli.  Sangall.,  Add.  4.  5  S.  435,  25.  436,  11.  Für  die  Baiern  begründet 
ein  Erbrecht  der  Unehelichen  aus  Lex  Bajuw.  XV,  9  Brunner  a.  0.  XXX.. 
28,  für  die  Sachsen  folgert  ihre  Erblosigkeit  aus  Le.x  Sax.  46  v.  Amira. 
Erbenfolge  125,  der  hier  S.  218  und  Zweck  und  Mittel  der  germ. 
Rechtsg.  1876  S.  52  kein  Erbrecht  des  Unechtgeborenen  gegenüber  den: 
Vater  annimmt.  Vgl.  Grimm,  RA.  I*,  637.  654.  WeinhoW,  Die  deutschen 
Frauen  1851  S.  288,  2.  Aufl.  II,  17  f.  und  dagegen  Brunner,  Grundzüge- 
1903  S.  207.  —  ♦)  Instit.  laic.  II.  2,  d'Achery  I,  279.  Brunner,  Zeitschr. 
XXXVI,  204  f.  Für  nicht  erbberechtigt  hat  Jonas  das  uneheliche  Kind 
nicht  erklärt,  wie  Freisen,  Kanonisches  Eherecht  1888  S.  133.  140  sagt. 
Eine  im  fränkischen  Privatrecht  bestehende  ungünstige  Stellung  dea 
Bastards  muß  aus  der  Zurücksetzung  des  karolingischen  Bastards  ge- 
schlossen   werden,   vgl.  Brunner    a.  O.  XXX,    23.    XXXVI,    204.     Unter 
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sieht  das  Recht  bei  allen  Völkern  des  Reiches  dasselbe  sei, 
hat  jedoch  wohl  fränkisches  und  vielleicht  nur  salisches 
Recht  im  Auge  gehabt;  bei  den  Romanen  hätte  er  von 
eiifiem  gesetzlichen  Erbrecht  der  Unechten  nicht  sprechen 
können.  Wenn  hiernach  der  uneheliche  Sohn  eines  Franken 
ein  Erbrecht  gegen  den  Vater  hatte,  aber  dem  ehelichen 
nachging,  so  bleibt  noch  ungewiß,  ob  ihm  auch  ein  Erbrecht 
gegen  die  Verwandten  von  der  Vaterseite  gebührte.  Andere 
westfränkische  Geistliche  haben  um  die  Mitte  des  9.  Jahr- 
hunderts den  Bastarden  die  Erbfähigkeit  schlechthin  abge- 
sprochen, ohne  zu  berücksichtigen,  ob  sie  eheliche  Ge- 
schwister besaßen.^) 

Das  Erbrecht  im  Privatrecht  und  das  Erbrecht  in  der 
karolingischen  Familie  bilden  nur  beschränkt  eine  geschicht- 
liche Einheit.  Die  Schmälerung  des  Rechts  der  unehelichen 
Karolinger  kann  über  die  privatrechtliche  Zurücksetzung 
der  Bastarde  bald  hinausgegangen,  bald  hinter  ihr  zurück- 
geblieben sein,  sodaß  aus  dem  einen  Zustand  nicht  ohne 
weiteres  auf  den  anderen  zu  schließen  ist.  Denn  bei  der 
Erbfolge  in  der  Regierung  handelte  es  sich  nicht  ledigUch 
darum,  in  der  Herrscherfamilie  das  jeweilige  Recht  der 
ribuarischen  Franken  zur  Anwendung  zu  bringen.  Auf  die 
karolingische  Erbfolge  wirkten  noch  andere  Einflüsse  und 
Rücksichten  als  auf  die  Verlassenschaft  eines  fränkischen 
Privatmanns  ein.  Es  gab  dort  besondere  Kräfte,  die  für 
ein  längeres  Beharren  in  dem  alten  Rechte  der  Dynastie 
tätig  waren,  Herrscher,  die  der  Übergehung  ihrer  Bastarde 
bei  der  Erbfolge  widerstrebten,  Bastarde,  die  sich  ihren 
Anteil  an  der  Erbschaft  nicht  entziehen  lassen  wollten;  beide 
lebten  mehr  in  dynastischen  Erinnerungen,  als  daß  sie  sich 
an  die  Minderung  des  Rechts  der  Unehelichen  im  fränkischen 
Privatrecht  gehalten  hätten;  sie  vermochten  auch  Neuerungen 


Ludwig  I.  hat  Wettinus,  Vita  Galli  c.  3,  Script,  rer.  Meroving.  IV,  2üH, 
41  f.  seine  Vorlage  Vita  Columbani  I,  18  das.  IV,  86,  17  f.  so  gelindert, 
als  ob  fürstliche  Bastarde  nicht  succedierten. 

»)  Benedictus  Levita  III,  59  aus  I-eo  I.  c.  18,  Coli.  Dionyj*^,- 
Hadriana  (bei  Dionysius,  Migne  67,  288  f.)  und  deutlicher  III,  463, 
nach  Scherer  a.  0.  2t  f.  möglicherweise  aus  Jona»;  bei  Pseudo-Isidor, 
ed.  Hinschiua  8.  87. 
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Widerstand  zu  leisten  und  ^egen  sie  Hülfsmittel  aufzubieten, 
die  den  Privaten  fehlten,  der  Regent  fand  Anhänger,  die 
von  ihrer  Willfährigkeit,  und  der  Bastard  fand  Anhänger, 
die  von  seiner  Nachfolge  Vorteile  erwarteten.  Aber  den 
dynastischen,  zu  Gunsten  der  Bastarde  wirksamen  Momenten 
standen  andere  entgegen.  Wenn  der  Herrscher  die  Erbfolge 
seiner  Söhne  mit  Optimaten  beriet,  wie  es  für  ihn  oft  eino 
politische  Notwendigkeit  war,  so  hatten  die  bei  der  Rege- 
lung der  Erbschaft  beteiligten  Bischöfe  und  Äbte  Gelegenheit, 
ihre  Ansicht  von  der  richtigen  Behandlung  der  Bastarde  zu 
verfechten,  und  die  weltlichen  Magnaten,  nach  deren  Recht 
uneheliche  Söhne  kein  Erbrecht  an  dem  väterlichen  Vermögen 
oder  ein  geringeres  als  die  ehelichen  besaßen,  waren  zu  einem 
ähnlichen  Verfahren  in  der  karolingischen  Familie  geneigt  und 
standen  den  kirchlichen  Forderungen  nahe.')  Und  das  Privat- 
recht heß  sich  nur  auf  das  Erbrecht  anwenden.  Der  karolingi- 
sche  König  konnte  auch  gewählt  werden.  Wenn  das  Volk  zur 
Wahl  eines  Herrschers  schritt,  hat  es  die  vorhandenen  Folge- 
fähigen nach  anderen  Gesichtspunkten  als  nach  dem  Maße 
ihrer  Erbberechtigung  beurteilt. 

Unter  solchen  Verhältnissen  lassen  sich  Ausübung  des 
Rechts  und  Äußerung  der  Macht  für  und  wider  uneheliche 
Prinzen  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  scheiden,  und  im 
Anfang  eines  neuen  Gewohnheitsrechts  mögen  beide  zugleich 
tätig  gewesen  sein. 

Das  karolingische  Bastardrecht  hat  zu  der  Zeit  begonnen, 
als  Pippin  der  Mittlere  Fürst  in  Austrasien  und  Hausmeier  in 
Neustrien  war. 

Pippin  hatte  eine  Doppelehe  mit  Plectrudis  und  Chal- 
paida^)   geschlossen.    Von   jeder   Gemahlin   besaß   er   Nach- 


»)  Ficker.  Erbenfolge  III,  388  führt  die  Abweichung  vom  Privat- 
recht  auf  die  Zustimmung  der  Großen  zu  karolingischen  Verfügungen 
zurück.  Dahn,  Könige  VIII,  6,  70  macht  auf  die  kirchliche  Gesinnung 
der  Karolinger  aufmerksam.  —  «)  Chalpaida  heißt  wie  Plectrudis  (Lib. 
bist.  Franc.  48  S.  323,  8)  uxor  (das.  49  S.  324,  6,  wonach  Fredegar  cont.  6 
8. 172,  14)  im  Unterschiede  von  Grimoalds  concubina,  Lib.  bist.  Franc.  49 
S.  324,  2 f.  (Fredegar  cont.  6  S.  172,  12  f.).  uxor  wird  Chalpaida  ferner 
genannt  in  Ann.  Fuld.  S.  1  ed.  Kurze  und  in  den  Genealogien  Mon. 
Germ.,  SS.  II,  311,  38.  312,  18.  XIII,  247,  24  f.    Eine  Glosse  zu  Einhard. 

Zeltschrift  (ür  Recht8ge»chlchte.    XXIV.   Germ.  Abt  8 
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kommen.^)  Den  beiden  Söhnen  der  Plectrudis  hat  er  Ämter 
verliehen,  dem  älteren  Drogo  das  Herzogtum  in  der  Cham- 
pagne und  gegen  700  Grimoald  die  Ausübung  des  Haus- 
meiertums  in  Neustrien,  nachdem  der  Diener,  den  er  687 
nach  der  Erwerbung  des  Majordomats  bei  dem  Könige  zurück- 
gelassen hatte,  gestorben  war.  Sogleich  nach  der  Ermordung 
Grimoalds  714  hat  er  dessen  einzigem  von  einem  Kebsweibe 
geborenen,  ungefähr  sechs  Jahre  alten  Sohne  Theudoald^) 
die  Stelle  des  Vaters  übertragen.^)  Er  hat  in  der  Unehelich- 
keit Theudoalds  keinen  Grund  gesehen,  ihn  seinen  ehelichen 
Abkömmlingen,  den  Enkeln  der  ersten  und  dem  Sohne  der 
zweiten  Frau  nachzusetzen,  und  seine  Maßregel  ist  bei  den 
Neustriern  keinem  Widerstände  begegnet.  Aber  ein  weiterer 
Aufschluß,  als  daß  die  Ehelichen  in  der  arnulfingischen  Regie- 
rung den  Bastarden  nicht  vorgehen  mußten,  ist  aus  der  Hand- 
lung nicht  zu  gewinnen.  Eine  Erbfolge  ist  Theudoalds  Nach- 
folge im  Amte  des  Vaters  nicht  gewesen,  weil  das  Hausmeier- 
tum  kein  Erbgut  in  der  Familie  Grimoalds  war;  der  Sohn 
hat  die  Würde  des  Vaters  durch  den  Willen  des  Großvaters 
erhalten,  der  seine  Entschließung  nicht  für  seinen  Todesfall 


Vita  Karoli  c.  2,  ed.  Waitz  S.  3  nennt  sie  als  zweite  Gattin  pelex. 
Für  eine  Ehefrau  halten  sie  Weinhold  a.  O,  1851  S.  286  (2.  Aufl.  II,  15). 
Warnkönig  et  G6rard,  Hist.  des  Carolingiens  I,  126  {.  Breysig,  Jahrb. 
dea  fränk.  Reiches  714—741.  1869.  S.  7.  Dahn,  Deutsche  Gesch.  II. 
218  f.,  9  vgl.  275;  Könige  VIII,  1,  20.  VIII,  6,  70.  Brunner  in  dieser 
Zeitschr.  XXX,  3  f.  Hellmann,  Die  Heiraten  der  Karolinger,  in  der- 
-Festgabe  für  K.  Th.  Heigel  1903  S.  69.  Hingegen  sieht  sie  Mühlbacher, 
Regesten  I,  XXXI  als  ein  Kebsweib  und  Waitz  III,  9  als  nicht  voll- 
berechtigt an. 

1)  Childebrands  Mutter  ist  ungewiß,  Hahn.  Jahrb.  des  fräuk. 
Reichs  741—752.  1863.  S.  6.  Breysig  a.  0.  7.  Vielleicht  war  er  ein 
Bastard.  —  »)  Ein  Kebssohn  nach  Lib.  hist.  Franc.  49  S.  324,  2  f. 
(Fredegar  cont.  6  S.  172,  13).  Ann.  Mett.  714  SS.  I,  322,  19.  25.  Sein 
Alter  ist  nur  aus  Lib.  hist.  Franc.  49  S.  324,  3 — 5  zu  bestimmen.  — 
3)  iubente  avo  —  instituunt,  das.  50  S.  325,  4 — 7,  in  loco  ipsius  (patris) 
maiorum  domato  palatii  accepit,  J>edegar  cont.  7  S.  173,  4  f.  in  locum 
Grimoaldi  filium  eins  constituit  —  patri  successerat,  Ann.  Mett.  714 
SS.  I,  322,  18 — 20.  26.  Dagobertus  filium  Grimoaldi  maiorem  domus  con- 
stituit, Chron.  Vedant.  714  SS.  XIII,  699,  35  f.  Als  Majordonius  in  Gesta 
abb.  Fontanell.  6  S.  23.  —  Drogos  Sohn  Arnulf  war  715  dux,  Chron. 
Epternac.  SS.  XXIII,  60,  39.  61,  8.  Jahr-Buch  f.  Lothriug.  Gesch.  I, 
43.  44  (Mühlbacher,  Reg.  I.    Nr.  24.  25.  27). 
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als  Gewährung  eines  Erbteils  gemeint  hat.  Er  wollte  das  Amt 
nicht  unbesetzt  lassen  und  hat  Theudoald  mit  Rücksicht  dar- 
auf, daß  er  der  Sohn  des  vorigen  Amtsinhabers  war,  den  ehe- 
lichen Abkömmlingen  vorgezogen.  Ob  ihn  Plectrudis  zu  dem 
politisch  unzweckmäßigen  Entschluß,  einem  Kinde  die  für  die 
Arnulfinger  so  wichtige  Stellung  zu  geben,  angestiftet  hat,  er- 
fahren wir  nicht.*) 

Pippin  starb  714,  ohne  eine  Anordnung  über  die  Nach- 
folge in  der  Herrschaft  getroffen  zu  haben.  Plectrudis  hat 
für  ihre  unerwachsenen  Enkel.  Theudoald  und  Drogos  Söhne, 
die  Regierung  ergriffen*)  und  sich  gegen  die  Stiefsöhne  ge- 
richtet, von  denen  sie  Karl  in  Haft  nahm.  Bei  dem  Be- 
streben, nur  ihren  Nachkommen  die  Familienherrschaft  zu- 
zuwenden, ist  sie  wohl  nicht  der  Ansicht  gewesen,  daß  Karl 
und  Childebrand  natürliche  Söhne  des  Fürsten  seien,  die 
neben  den  Söhnen  Drogos  keinen  Anteil  an  dem  Erbe  be- 
anspruchen könnten.  War  doch  ihr  Enkel  Theudoald  ein 
außereheliches  Kind,  dem  sie  das  Erbteil  wahrte.  Ob  bei 
anderen  Reichsangehörigen  die  Rücksicht  auf  die  Abstam- 
mung von  einer  zweiten  Frau  gegen  Karl  sich  geltend  ge- 
macht hat,  bleibt  zweifelhaft.  Den  Zeitgenossen,  die  seine 
■Mutter  Ehefrau  nannten,  hat  er  nicht  als  Bastard  gegolten, 
wenn  auch  die  noch  nicht  beseitigte  Zulässigkeit  mehrerer 
gleichzeitiger  Ehefrauen  in  kirchlichen  oder  christlich  ge- 
sinnten Kreisen  Anstoß  erregt  haben  mag.')  Die  Anhänger 
der  Arnulfinger  liaben  die  Ausschließung  Karls  nicht  ge- 
billigt. Er  hat  sich  717  der  gesamten  Erbschaft  bemäch- 
tigt.*)   Theudoald,  den  die  Neustrier  vertrieben  hatten,  um 


11 


)   Dahn,    Deutsche  Gesch.  11,    218  f.    vermutet    diesen  Aulaß,    der 
eine  Entscheidung  Pippins   nach   seinem   Belieben  voraussetzen   würde. 

—  ')  cum  nepotibus  suis  vel  rege  cuncta  gubernabat,  Lib.  bist.  Franc.  51 
S.  325,  11  fc,  was  der  Au^trasier  Fredegar  cont.  8  S.  173,  7  f.  abgeändert 
hat.  Chron.  Moiss.  714  und  Ann.  Mett.  714  SS.  I,  290,  16  f.  322,  31 
nennen  von  den  Enkeln  nur  Theudoald,  ebenso  Chron.  universale  714 
SS.  XIII,  18,  14  und  Theodericus.  Ghron.  Epternac.  SS.  XXIII,  59,  47—50. 

—  »)  Vgl.  Violett,  Institutions  I,  242.  —  «)  dignitatis  heres.  Ann. 
Xant.  714  SS.  II,  221,  5,  haeres  Ann.  Mett.  717  SS.  I,  324,  30.  Plectrudis 
cuncta  suo  dominio  restituit.  Fredegar  cont.  10  S.  174,  12.  duces 
et  principes  domni  Pipini  defuncti  Karoliun  —  solio  patris  statuunt, 
Chron.  Vedast.  716  SS.  XIII,  699,  53  f.,  eine  spätere  Fassung. 

8* 
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da«  Joch  der  Arnulfinger  abzuwerfen,  hat  er  nicht  wieder 
eingesetzt.  Seinen  Bruder  Childebrand  bestellte  er  zum 
'Grafen.  723  hat  er  zwei  eheliche  Söhne  Drogos  gefangen 
genommen,  während  der  dritte  Sohn  dem  gleichen  Schicksal 
dadurch  entging,  daß  er  als  Kleriker  durch  seinen  Stand 
regierungsunfähig  war.  Die  Handlung  weist  auf  einen  Rechts- 
anspruch der  Neffen  auf  Mitherrschaft  hin,  aber  nicht  zu- 
gleich auf  eine  Bestreitung  der  Rechtmäßigkeit  der  Regie- 
rung Karls,  weil  er  der  Sohn  einer  zweiten  Frau  war.  Karl 
hat  keinem  Mitbewerber  um  die  Familiengewalt  Raum  ge- 
geben. 

Karl  war  der  erste  Karolinger,  der  bei  der  Ordnung 
der  Erbfolge  sich  die  Frage  vorlegen  mußte,  ob  eheliche 
und  uneheliche  Söhne  gleichberechtigt  seien.  Denn  er  be- 
saß 741"  bei  der  Regelung  der  Succession  zwei  eheliche 
Söhne,  Karlmann  und  Pippin,  und  von  seinen  öffentlichen 
Konkubinen  vier  Söhne,  unter  ihnen  von  Swanahild  Grrifo.^) 
Er  hat  die  Reichsregierung  zwischen  den  beiden  ehelichen 
Söhnen  geteilt.^)  Und  nur  sie  hat  ein  Zeitgenosse  seine 
Söhne*),  ein  späterer  Berichterstatter  in  demselben  Sinne 
seine  rechten  Erben*)  genannt,  neben  denen  die  Halbbrüder 
nicht  erbten.  Bei  dieser  Erbteilung  ist  nun  das  öffentliche, 
dem  Privatrecht  fremde  Moment  hinzugetreten,  daß  der  Fürst 
die  Teilung  von  seinen  Optimaten  beraten  und  billigen  ließ. 
Es  fehlt  eine  Nachricht,  ob  die  Ausschließung  der  unecht 
Geborenen    als    eine    dem    Rechtsgefühl   angemessene   Hand- 


1)  Swanahild  heißt  nicht  Ehefraii,  Ann.  Mett.  741  SS.  I,  327,  23 
nennen  sie  eoncubina  und  hierfür  entscheidet  ferner  die  Ausschließung 
Grifos  von  der  ersten  Teilung.  Vgl.  Breysig  a.  O.  54.  Mühlbacher, 
Heg.  I,  XXXIII  und  Nr.  37  c.  Dahn,  Könige  VIII,  G,  70.  77,  2.  Hell- 
mann (oben  S.  114  Anm.)  32.  78.  79,  2.  Ehefrau  war  sie  nach  Oelsner, 
Pippin  1871  S.  77.  Riezler,  Gesch.  Baierns  I,  83.  Hahn,  Jahrb.  des 
fränk.  Reichs  741—752.  1863.  S.  16,  1.  Über  die  anderen  Söhno 
Oelsner  204.  425.  —  2)  Zu  gleichen  Teilen,  Gesta  abb.  Fontanell.  12 
S.  36.  Obwohl  er  die  Reichsregierung  einheitlich  geführt  hatte,  hießen 
Austrien  und  Neustrien  regna,  Fredegar  cont.  23  f.  S.  179,  9.  19  vgl. 
768  das.  c.  53  S.  192,  31  f.  Die  von  Erchanbert  SS.  II,  328,  18  gemeldete 
königliche  Genehmigung  ist  unmöglich,  weil  es  741  keinen  König  gab. 
—  »)  Fredegar  cont.  23  S.  179,  8.  —  •)  Ann.  Mett.  741  SS.  I,  327,  26  f., 
der  nach  Waitz  III,  32,  3  bessere  Bericht. 


Das  Thronfolgerecht  der  unehelichen  Karolinger.  117 

lung  vorausgesetzt  und  von  keiner  Seite  zur  Sprache  gebracht 
wurde,  sodaß  nur  die  Abgrenzung  der  Länder  Karlmanns  und 
Pippins  der  Erwägung  unterlag,  oder  ob  die  Übergehung  der 
Bastarde  verhandelt  und  beschlossen  wurde. 

Das  Erbvorrecht  des  ehelichen  Solmes  vor  dem  unehe- 
lichen ist  in  dieser  Regelung  zum  Durchbruch  gekommen. 
Das  hierbei  zum  erstenmal  in  der  karolingischen  Geschichte 
auf  die  Nachfolge  angewandte  Verfahren  mit  einer  Optimaten- 
versammlung  hat  der  Entscheidung  eine  nachhaltige  Wirksam- 
keit verliehen. 

Karl  hat  die  Teilung  nicht  in  vollem  Umfang  aufrecht 
erhalten.  Swanahild  überredete  ihn,  Grifo  auf  Kosten  der 
Karlmann  und  Pippin  zugewiesenen  Reichsteile  ein  Herr- 
schaftsgebiet zu  vermachen.  Ob  der  Bastard  gleiches  Recht 
mit  seinen  Brüdern  oder  eine  diesen  untergeordnete  Landes- 
verwaltung, ob  er  also  einen  Anteil  an  der  Reichsregierung 
oder  eine  Abfindung  erhalten  sollte,  ist  nach  Lage  der 
Quellen  schwer  zu  entscheiden.  Für  eine  gleichberechtigte 
Stellung  spricht,  daß  nach  einer  Nachricht  die  Grifo  unter- 
gebenen Franken  von  der  Herrschaft  seiner  Brüder  getrennt 
wurden^),  eine  andere  Erzählung  Karlmann,  Pippin  und 
Grifo  als  Karls  drei  Erben  bezeichnet,  von  denen  der  jüngste 
von  seiner  Mutter  sich  aufreizen  ließ,  das  ganze  Reich  zu 
begehren^),  und  Grifo  noch  747  eine  eigene  unabhängige 
Regierung  verlangt  hat."*)  Zwar  ein  so  zweifelloses  Recht 
auf  Beerbung  des  Vaters  wie  der  eheliche  Sohn  hätte  der 
Bastard  nicht  gehabt,  er  war  bei  dem  früheren  Beschluß 
übergangen,  und  die  übrigen  Bastarde  wurden  mit  keiner 
Zuwendung  aus  dem  Nachlaß  bedacht.   Aber  Karl  war  doch 

1)  Ann.  Mett.  741  S.  327.  25  f.  Bonifatius  schrieb  an  Grifo  741: 
8i  tibi  deus  potestatem  dederit,  Epist.  III,  296,  24.  —  »)  Ann.  Einhardi 
741  ed.  Kurze  S.  3.  —  »)  Das.  747  S.  7.  Breysig  a.  O.  102  f.  nimmt 
eine  zweite  Reichsteilung  Karls  an;  Oelsner.  Pippin  77  und  Mühlbacher. 
Reg.  1  Nr.  42«  denken  eher  an  eine  amtsweise  Verwaltung  Grifos, 
der  nach  Dahn,  Deutsche  Gesch.  II,  245  und  Könige  XIII,  6,  70.  77 
eine  Abfindung  erhielt.  Eine  freiwillige  und  also  einer  Verfügung 
bedürftige  Zuwendung  nach  dem  Ermessen  des  Vaters  wäre  zwar 
historisch  aus  dem  Erbrecht  hervorgegangen,  aber  nur  eine  Ent- 
schädigung für  den  Mangel  an  Erbrecht  neben  den  ehelichen  Brüdern 
gewesen. 
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der  Meinung,  die  Anordnung,  die  er  mit  den  Optimalen  be- 
raten und  festgestellt  hatte,  eine  Anordnung,  die  seine  Erb- 
schaft betraf  und  seine  Teilung  war,  ohne  Zustimmung  der 
Optimaten  mit  Erfolg  abändern  zu  können.  Seine  Ansicht 
wurde  voil  Franken  geteilt,  die  sich  Grifof  anschlössen^), 
aber  die  Mehrheit  wollte  den  Bastard,  der  eheliche  Brüder 
hatte,  nicht  zulassen,  und  Grifo  ist  den  Gegnern  unterlegen. 
Das  neue  Recht  hat  die  Oberhand  behalten,  neben  ehelichen 
Söhnen  erbten  uneheliche  nicht  mehr,  allein  mangels  ehelicher 
Brüder  kamen  sie  zur  Erbschaft,  wie  aus  der  väterlichen  Für- 
sorge für  Grifo  und  der  noch  möglichen  Verteidigung  des 
älteren  Rechts  gefolgert  werden  muß.  Dergestalt  ist  die  Nei- 
gung, den  Bastarden  den  gleichen  Rechtsanspruch  auf  das 
väterhche  Erbe  zu  versagen,  im  karolingischen  Geschlecht 
schon  vor  der  Erwerbung  des  Königtums  wirksam  geworden, 
aber  das  in  der  Entstehung  begriffene  Recht  war  noch  nicht  so 
fest  ausgebildet,  daß  eine  entgegengesetzte  Handlung  keine 
Aussicht  auf  Durchführung  hatte. 

Pippin  i.  hatte  zwei  Söhne,  den  vielleicht  vor  der  Ehe 
der  Eltern  geborenen  KarP),  der  durch  eine  nachfolgende 
Ehe  nicht  mehr  ein  eheliches  Kind  wurde,  obgleich  er  tat- 
sächlich von  ihr  Gewinn  haben  mußte,  und  den  ohne  Zweifel 
ehelichen  Karlmann.  In  dem  Nachfolgerecht  der  Brüder  ist 
ein  etwaiger  Geburtsunterschied  nicht  bemerklich.  Pippin 
hat  beide  Söhne  als  seine  Erben  betrachtet,  Papst  Stephan 
754  ihre   Erbfolge   durch  Salbung  gesichert,   die  Optimaten 

*)  Seine  Anhänger,  denen  nach  Hahn,  Jahrbücher  157  sein  Kecht 
als  Deckmantel  diente,  blieben  zahlreich,  Ann.  regui  Franc.  747.  Ann. 
Einhardi  741.  747  f.  Ann.  Mett.  741.  748.  751  SS.  I,  327,  29.  330,  29—32. 
52.  331,  13,  Er  bekam  keinen  Anteil.  Die  ihm  von  Pippin  ver- 
liehenen Grafschaften  haben  seinen  Anspruch  nicht  befriedigt.  — 
2)  Die  über  die  Eheschließung  überlieferten  Jahrfeszahlen  749  und  744, 
beide  im  9.  Jahrhundert,  die  ältere  mit  749  um  835  gesciiriebeu,  setzen 
sie  später  an  als  das  durch  andere  Quellen  festgestellte  Geburtsjahr 
Karls,  Ann.  Bertin.  749  S.  1  ed.  Waitz,  woraus  eine  Handschrift  der 
Ann.  regni  Franc.  748  S.  8,  und  Ann.  Prüm.  744  SS.  XV,  1290.  Vgl. 
Simsen,  Karl  I,  13.  Hellmann  79,  4.  Dahn.  Deutsche  Gesch.  II,  274 
nimmt  Karls  gleiche  Erbberechtigung  auch  für  den  Fall  an,  daß  er 
vor  der  Ehe  geboren  war.  Nur  Hahn  weiß  in  seinen  Jahrbüchern 
S.  5,  daß  die  Verheiratung  Pippios  vor  749  geschehen  sein  müsse,  weil 
Karl  früher  geboren  sei. 
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haben  der  von  dem  Könige  768  angeordneten  Erbteilung  zu 
gleichen  Teilen  beigestimmt,  die  Söhne  nach  dem  Tode  des 
Vaters  die  Teilung  ausgeführt^),  und  Karl  ist  771  dem  Bruder, 
dessen  Volk  ihn  statt  der  ehelichen  Söhne  Karlmanns  wollte, 
nachgefolgt. 

Karl  der  Große  hat  seit  der  Zeit,  als  er  außer  dem 
Kebssohn  Pippin  dem  Buckligen-)  eheliche  Söhne  besaß, 
diese  als  berechtigt  angesehen,  in  der  Erbfolge  dem  Kebs- 
kinde vorzugehen.  Denn  nur  ihnen  hat  er  Unterkönigreiche 
verliehen,  Pippin  und  Ludwig  781  und  Karl  790.  Pippin 
der  Bucklige  hat  nun  792  den  Versuch  unternommen,  seinen 
Vater  und  dessen  eheliche  Söhne  zu  töten,  um  König  der 
Franken  zu  werden.  Die  Teilnehmer,  unter  ihnen  mehrere 
Grafen,  haben  hierbei  die  Überzeugung  betätigt,  daß  der 
Bastard  thronfolgefähig  sei;  Pippin  mußte  Mönch  werden, 
um  das  Successionsrecht  einzubüßen.  Daß  seine  Partei  nicht 
für  ein  gleiches  Erbrecht  mit  seinen  ehelichen  Brüdern  auf- 
getreten ist,  läßt  sich  daraus  abnehmen,  daß  die  bevor- 
stehende Ausschließung  von  der  Beerbung  in  der  zeitgenös- 
■-iehen  Überlieferung  mit  der  Verschwönmg  nicht  in  Ver- 
bindung gebracht  wurde.  Die  von  Karl  beabsichtigte  Zu- 
rücksetzung des  unehelichen  Sohnes  hinter  den  ehelichen 
^öhnen  hat  dem  Rechtssinne  der  Reichsangehörigen  ent- 
-prochen.  806  konnte  Karl  in  dem  die  Erbfolge  regelnden 
Gesetz  erklären:  ich  habe  drei  Söhne  und  wünsche,  daß  sie 
mein  Reich  erben.')  Indem  er  kundtat,  daß  nur  sie  seine 
Erben  werden  sollten,  hat  er  den  in  Geltung  befindlichen 
Rechtssatz  angewendet,  daß  die  natürlichen  Söhne,  deren  er 
806  außer  Pippin  noch  drei  besaß,  den  ehelichen  erbrechtlich 
nicht  gleichberechtigt  waren.  Ob  sie  Erben  waren,  wenn 
eheliche  gefehlt  hätten,  kam  nicht  in  Frage. 

*)  Eliguntur  in  regna,  Ann.  S.  Dionysii  763  SS.  XIII,  719,  woraus 
Ann.  S.  Germani  764  SS.  IV,  3,  ergeben  keine  Wahl  nach  Erledigung 
<l«>s  Reiches.  Vgl.  Oelsner,  Pippin  419.  Die  Gleichheit  der  Teile  hebt 
hervor  Fredegar  cont.  53  S.  192,  30  (Ann.  Mett.  768  SS.  I,  335,  29), 
vgl.  Einhard,  Vita  Karoli  c.  3.  —  -)  Obgleich  die  Quellen  (bei  Simsen, 
Karl  II,  39)  Pippins  Mutter  als  Konkubine  bezeichnen,  halte.a 
Waitz  III,  280  und  Simson  I,  83  für  möglich,  daß  sie  früher  ab» 
Königin  angesehen  wurde.  Dagegen  Hellmana  79,  3.  —  »)  Capit.  I, 
127  Z.  1.  6  f.  — 
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Für  die  Thronfolge  in  den  Karls  Söhnen  bestimmten 
Königreichen  schrieb  das  Gesetz  vor,  daß  jedes  Land  in  der 
Linie  des  ersten  Königs  solange  verbleibe,  als  das  Volk  einen 
Abkömmling  des  Königs  zum  Nachfolger  wähle;  wollte  das 
Volk  keinen  wählen,  oder  war  keiner  vorhanden,  so  wurden 
die  anderen  Söhne  Karls  auf  Grund  des  Gesetzes  die  Erben/) 
Biese  Ordnung  galt  nur  bis  zum  Tode  des  letzten  der  drei 
Könige.  Denn  die  mangels  einer  Wahl  für  Karls  Söhne  gebotene 
Erbfolge  erstreckte  sich  nicht  auf  die  Nachkommen  der  Söhne, 
so  daß  diesen  gegenüber  das  Wahlrecht  wieder  neben  das  Erb- 
recht trat  und  mithin  das  Volk  jeden  thronfolgefähigen  Karo- 
linger wählen  durfte. 

Das  Gesetz  hat  zugleich  von  der  Wahl  und  von  dem 
Eintritt  des  Nachfolgers  in  die  Erbschaft  gesprochen.  Das 
durch  die  Erledigung  zum  Gegenstand  der  Nachfolge  ge- 
wordene Königreich  hieß,  obgleich  kein  Erbanfall  gescliah, 
das  Erbe,  weil  es  sich  um  ein  Recht  der  Nachfolge  auf 
Grund  der  Verwandtschaft  mit  dem  Vorgänger  handelte, 
womit  die  Zeitgenossen  den  Gedanken  der  Erblichkeit  ver- 
banden. Sie  nannten  auch  Karolinger  Erben,  wo  sie  nicht 
als  Erben,  sondern  durch  Wahl  oder  Gewalt  succedierten, 
weil  sie  durch  ihre  Geburt  das  ausschließliche  Recht  hatten, 
Könige  in  einem  fränkischen  Reiche  zu  werden.  Auch  806 
bestand  die  Erblichkeit  darin,  daß  die  Volksgemeinde  des 
Königreichs  nur  einen  Nachkommen  des  ersten  Königs 
wählen  durfte.  Es  war  nicht  Erbrecht  und  Erwerb  der 
Herrschaft  gemäß  der  Erbfolgeordnung,  sondern  Thronfolge- 
Fähigkeit,  wo  das  Volk  von  Fall  zu  Fall  bestimmte,  welcher 
Abkömmling"  des  ersten  Königs  Thronfolger  werden  solle. 
Das  Volk  wählte  nicht  den  Erben  aus,  noch  nahm  es  den 
Erben   ihr   Erbrecht,   wenn   es   keinen   succedieren   ließ.    In 


*)  Das  Gesetz  gebot  den  Oheimen,  der  Nachfolge  des  gewählten 
iSeitenverwandteu  zuKUstimmen,  eine  nach  Dahn,  Deutsche  Gesch.  II, 
390  auf  771  hindeutende  Verfügung,  vgl.  Pertile,  Stör,  del  dir.  ital.  I*, 
173,  .3.  Die  Einführung  der  ludividualsuccession  hält  Dahn  a.  O.  für 
zweifelhaft.  Über  die  Erbfolge  nach  dem  zweiten  Todesfall  eine 
Nohnes  Karls  hat  das  Gesetz  keiner  Bestimmung  bedurft,  weil  bei  der 
alleinigen  Erbfolge  des  letztlebendeii  Sohnes  eine  Teilung  dos  Erlx'^ 
nicht  zu  regeln  war. 
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sachgemäßer  Weise  hat  die  Reicht?oi  dnung  von  817  e.  14  und 
1 5  das  Wort  Erbschaft  mit  Herrschaft  vertauscht. 

Obschon  Karl  in  dem  Gesetz  von  806  unter  seinen 
Söhnen  nur  die  ehelichen  verstand,  hat  der  Ausdruck 
„Söhne-  bei  den  Abkömmlingen  seiner  Erben  auch  die  unehe- 
lichen umfaßt.  Die  Reichsordnung  von  817  hat,  indem  sie  nur 
dieliche  Karolinger  für  wählbar  erklärte,  anerkannt,  daß  Ka.Th 
Gesetz  anders  gedeutet  werden  dürfe. ^)  Es  war  noch  ein  Sohn 
vorhanden,  wenn  ein  Bastard  vorhanden  war,  sodaß  die  Volks- 
gemeinde befugt  war.  ihn  zum  König  zu  nehmen  und  die  erb- 
berechtigten Oheime  ihn  als  Nachfolger  dulden  mußten.  Von 
den  drei  Erben  Karls  hatte  806  Karl  keinen  Sohn,  Pippin 
einen  Bastard,  Ludwig  einen  Bastard  und  zwei  oder  drei  ehe- 
liche Söhne,  und  Veränderungen  in  ihrer  Nachkommenschaft 
waren  möglich. 

Ob  das  Gesetz  die  gleichmäßige  Wählbarkeit  der  ehe- 
lichen und  der  unehelichen  Prinzen  erlaubt  oder  das  Ent- 
scheidungsrecht des  Volkes  mit  der  Einschränkung  gewollt 
hat,  daß  uneheliche  erst  in  Ermangelung  ehelicher  wählbar 
waren,  kann  aus  der  Fassung  des  Gesetzes  nicht  beantwortet 
werden.  Das  Gesetz  hat  zwischen  beiden  keinen  Unterschied 
gemacht  also  in  dieser  Hinsicht  das  bisherige  Recht  in 
Geltung  belassen.  In  der  gleichzeitigen  Behandlung  der 
Bastarde  Karls  war  eine  entsprechende  Vorschrift  für  das 
Volk  nicht  enthalten.  Denn  seine  Anordnung  betraf  den 
Erbgang.  Die  verschiedene  Stellung  der  Prinzen  in  der 
karolingischen  Erbfolgeordnung  schloß  nicht  notwendig  die 
gleiche  Lage  in  der  Wählbarkeit  ein,  sodaß  ein  Bastard, 
der  nach  dem  Hausrecht  noch  nicht  zur  Erbschaft  gelangte, 
auch  nicht  durch  Wahl  zur  Krone  kam.  Seit  die  Ehelich- 
keit in  dem  karolingischen  Erbrecht  ein  Vorrecht  begrün- 
dete, konnten  die  hausrechtliche  Reihenfolge  der  Erben  und 
die  Wählbarkeit  sich  trennen.  Ihre  Zwecke  waren  nicht  die 
nämlichen.  Der  rechtliche  Vorzug  der  Ehelichen  war  eine 
der  Aufgabe  des  Wahlrechts,  den  besten  Karolinger  zu 
wählen,  widersprechende  Einschränkung,  die  dem  Volke  die 
Befugnis  geschmälert  hätte,  sein  Interesse  in  dem  bisherigen 


')  Brunner  in  dieser  Zeitschrift  XXX.  6  f.  23.    XXXVT.  204. 
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Umfang  zur  Geltung  zu  bringen.  Ehelichkeit  und  Unehelich- 
keit begründeten  sonach  in  dem  Wahlrecht  nicht  ohne  wei- 
teres den  gleichen  Unterschied  wie  im  Erbgang,  vielleicht 
durften  die  Wähler  noch  statt  eines  untauglichen  ehelichen 
Prinzen  einen  besseren  Bastard  zum  König  erheben.  Zwar 
mußte  die  erbrechtliche  Zurücksetzung  der  Bastarde  faktisch 
auf  den  Gebrauch  des  Wahlrechts  in  der  Weise  einwirken, 
daß  die  Unehelichkeit  für  die  Wähler,  besonders  für  die 
Geistlichen,  ein  tatsächlicher  Beweggrund  bei  der  Auswahl  war, 
«in  Motiv,  einen  gleich  nahen  oder  auch  einen  entfernteren 
ehelichen  Prinzen  vor  einem  Bastard  zu  berufen,  aber  daß  die 
Ehelichkeit  eine  rechtliche  Grenze  bildete,  innerhalb  deren  sich 
die  Wähler  zu  halten  hatten,  wenn  wählbare  Eheliche  lebten, 
ließ  sich  nicht  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  begründen,  und 
aus  dem  Gewohnheitsrecht  war  in  Ermangelung  vorhergehen- 
der Wahlen  der  Art  die  Bestimmbarkeit  des  wahlrechtlichen 
Verhältnisses  zwischen  Ehelichen  und  Unehelichen  nicht  zu 
gewinnen.  Wie  die  Franken  zu  Anfang  des  9.  Jahrhunderts 
hierüber  gedacht  haben,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis.^)  Erst 
eine  spätere  Generation  hatte  zwischen  Ehelichen  und  Bastar- 
den eine  Wahl  zu  treffen. 

In  dem  karolingischen  Herrscherhause  ist  unter  Karl  zum 
zweiten  und  letzten  Mal  vorgekommen,  daß  der  Regent  Söhne 
und  einen  Enkel  eines  vorverstorbenen  Sohnes  besaß.  In  dem 
früheren  Falle  hatte  Pippin  der  Mittlere  bei  der  Besetzung 
der  Stellung  Grimoalds  dessen  einzigem  Kinde,  einem  Kebs- 
kinde, den  Vorrang  vor  den  übrigen  Deszendenten  einge- 
räumt. Karl  hat  nach  dem  810  erfolgten  Tode  Pippins, 
Königs  in  Italien,  über  dessen  einzigen,  aber  außerehelichen") 

1)  Dahn,  Könige  VIII,  6,  59  entscheidet  sich  dafür,  daß  die  Wühler 
verpflichtet  waren,  den  echt  Geborenen  den  Vorzug  zu  geben,  wie  aie 
auch  statt  eines  Sohnes  nicht  einen  Enkel  zum  Thronfolger  hätten 
bestimmen  dürfen.  Allgemeiner  sprechen  sich  für  die  Subsidiarität 
des  Folgerechts  der  unechten  Karolinger  aus  Brunner,  RG.  II,  25 
Anm.  10,  in  dieser  Zeitschrift  XXX,  7.  XXXVI,  201.  204  und  Grund- 
zUgea52.  Schröder,  RG.MIO,  bedingt  Hellmann  68,  a.  M.  Waitz  V,  27,  3. 
—  »)  Gegen  die  nur  von  Thegan  c.  22  SS.  II,  596.  6  gemeldete  Uu- 
ehelichkeit  Bernhards  Muurenbrecher,  Königswahlen  1889  S.  16,  2, 
für  sie  Dümmler,  Ostfränk.  Reich  I,  21,  Mühlbacher,  Reg.^I  Nr.Slöb, 
Brunner,  RG.  II,  28,  Hellmann  69,  5,  unentschieden  Waitz  III,  281, 
Malfatti,  Bernardo  1876  S.  5  f.    Vgl.  Simson,  Karl  II.  484. 
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Sohn  Bernhard  einen  Beschluß  gefaßt.  Nachdem  er  das  König- 
reich zunächst  durch  Bevollmächtigte  hatte  verwalten  lassen, 
bestimmte  er  812  Bernhard  zum  Nachfolger  Pippins,  und  setzte 
er  ihn  813  gleichzeitig  mit  der  Verleihung  des  Kaisertums  an 
Ludwig  zum  König  ein. 

Das  Gesetz  von  806  hat  auf  Bernhard  keine  Anwendung 
gefunden.  Es  sollte  erst  nach  dem  Tode  des  Kaisers  zur  Wirk- 
i'amkeit  gelangen  und  war  811  durch  den  Tod  des  Prinzen 
Karl  erledigt.  Bernhard  ist  dem  Umfang  des  Landes  und  der 
Stellung  nach  nicht  in  das  Recht,  welches  sein  Vater  auf  Grund 
des  Gesetzes  von  806  hatte,  eingetreten,  er  ist  nicht  vermöge 
des  in  Gemäßheit  des  Gesetzes  geäußerten  Willens  des 
Volkes  seinem  Vater  gefolgt*),  und  die  seiner  Succession  von 
den  Oheimen  Karl  und  Ludwig  811  erteilte  Zustimmung') 
ist  nicht  die  806  geforderte  Zulassung  des  vom  Volke 
gewählten  Thronfolgers  gewesen,  weil  das  806  angeord- 
nete Königreich  Pippins  nicht  entstanden  war,  die  hierauf  be- 
zügliche Satzung  für  die  Oheime  nicht  davon  unabhängig  in 
Kraft  trat  und  die  Willenserklärungen  der  Söhne  Karls  eine 
Handlung  Karls  betrafen. 

Bernhard  ist  der  Nachfolger  seines  Vaters  geworden, 
aber  nicht  sein  Erbe.  Der  Sohn  konnte  nur  erben,  was  der 
Vater  hinterlassen  hatte,  und  das  Königreich  Italien  war 
kein  Nachlaß  Pippins.  Solche  Unterkönigreiche  waren  nicht 
Herrschaften,  die  der  König  auf  seine  Kinder  vererbte.  Die 
von  Karl  an  Pippin  übergebene  Regierung  Italiens  hatte  mit 
dem  Tode  des  Königs  ihr  Ende  erreicht.  Der  Sohn  des 
Königs  hatte  kein  Erbrecht,  welches  unabhängig  von  dem 
Willen  Karls  durch  die  Nähe  der  Verwandtschaft  Bernhards 
mit  Pippin  bei  Pippins  Ableben  begründet  worden  wäre.  Da 
der  Rechtsübergang  nicht  mit  dem  Tode  Pippins  sich  voll- 
zogen hat,  wie  es  bei  einer  Erbfolge  geschehen  wäre,  hat 
Bernhard  erst  vom  Jahre  812  sein  Königtum  datiert.')  Eine 
rechtliche  Kontinuität  zwischen  den  beiden  Regierungen  hat 


»)   So  Longnon,    Atlas  historique  de  la  France,    Texte   1884  S.  52. 

—  *)  Ann.  Lob.  811  SS.  XIIT,  231.  Ludwigs  Beteiligung  ist  entstellt 
in  ViU  Hludow.  c.  29  SS.  II,  623,  1  f.  VioUett,  M^m.  de  l'Acad.  des  In- 
ecriptions  XXXII  b,  308  f.,  2  bezieht  die  Zustimmung  aus  das  Gesetz  806. 

—  »)  Mühlbacher,  Reg.  I  *  S,  232. 
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nicht  bestanden.  Karl  hat  dem  Enkel  das  Königreich  nich 
als  ein  Gut,  das  er  von  seinem  Vater  geerbt  hatte,  aus 
gehändigt.  Die  Zeitgenossen  sprachen  davon,  daß  Bernhar( 
an  die  Stelle  seines  Vaters  gesetzt  wurde  ^),  von  seiner  Erb 
folge  haben  sie  nicht  geredet.  Und  wie  Italien  nicht  ein( 
Zuwendung  der  väterlichen  Erbschaft  war,  so  ist  es  aucl 
nicht  Bernhards  Erbteil  aus  Karls  Verlassenschaft  gewesen 
Karls  Herrschaft  ist  ungeteilt  auf  Ludwig  übergegangen 
Karl  hat  seinen  letzten  Sohn  durch  kaiserliche  Ernennung 
zum  alleinigen  Nachfolger  bestellt:  sein  Erbe  war  Ludwig 
sagt  Nithard.^)  Die  übrigen  Nachkommen  sind  ausgeschlosser 
geblieben.^) 

Das  Königreich  Italien  ist  eine  nicht  auf  Erbrecht  be 
ruhende  Dotation  des  Prinzen  gewesen.  Es  war  Karls  Güte 
wie  Einhard  bezeugt,  die  ihm  das  Reich  gegeben  hat.")  Be 
der  Entschließung  des  Kaisers  kam  in  Betracht,  daß  Italiei 
eine  Sonderstellung,  jedoch  unter  einem  Karolinger  behaltet 
sollte.  Bernhard  hierfür  auszuersehen,  war  Karl  durch  di( 
Tatsache  veranlaßt,  daß  dessen  Vater  das  Land  lange  ver 
waltet  hatte. 

1)  Ann.  Lauriss.  min.  812,  cod.  lleui.,  .SS.  I,  121  Chron.  Moiss.  81( 
SS.  II,  258,  45  f.  Ann.  Lob.  811  SS.  XIII,  231.  —  2)  I,  2  SS.  II,  651,  25 
Inwieweit  das  Kaisertum  eingewirkt  hat,  ist  eine  andere  Frage.  Vgl, 
Brunner,  RG.  II,  28.  —  »)  Karl  hat  die  Absicht,  Töchter  und  Kebssöhne 
testamentarisch  ex  aliqua  parte  sibi  heredes  facere  (Einhard,  A'its 
Karoli  c.  33),  nicht  ausgeführt,  sie  bedurften  hierfür  einer  besonderen 
Willenserklärung.  Durch  das  Zwölftel  des  Schatzes,  das  er  in  seinen) 
Testament  811  Kindern  und  Enkeln  vermacht  hat,  sind  sie  nicht  seine 
Erben  geworden.  Seine  Bastarde  hat  er  dem  Nachfolger  empfohlen 
Thegan  e.  6  SS.  II,  591,  43.  Chron.  Moiss.  813.  817  SS.  I,  310,  31 
311,  3.  313,  10.  Ludwig  I.  bezeichnet  817  als  Brauch  seiner  Vorfahren 
nicht  zur  Regierung  gelangende  eheliche  Nachkommen  mit  Billigkeit 
zu  behandeln  und  mahnt,  unehelichen  barmherzig  zu  .sein,  c.  14  f., 
Capit.  I,  273.  Dahn,  Könige  VIII,  6,  64  denkt  an  Grifo,  das  zeitlieh 
näher  liegende  Beispiel  war  Bernhard.  Ludwig  I.  hat  seinem  Bastard 
Arnulf  817  die  Grafschaft  Sens  verliehen,  Chron.  Moias.  817  SS.  I,  312,  33  f. 
—  ♦)  Vita  Karoli  c.  19.  Ludwig,  dem  Bernhard  814  bei  der  neuen 
Verleihung  (Nithard  I,  2  SS.  II,  651,  34  f.)  Mannschaft  leistete  und 
Treue  schwur  (Thegan  c.  12  SS.  II,  593),  hat  821  seine  Bestätigung 
der  väterlichen  Einsetzung  gleichgestellt,  Form,  imper.  8,  ed.  Zeumer 
S.  293,  3  f.  (Mühlbacher,  Reg.  I»  Nr.  748).  Anders  Violett,  Institutions  I. 
243.  Dahn,  Könige  VII,  3,  4.34.  VIII,  6,  63.  Vgl.  Brunner  in  dieser 
Zeitschrift  XXX.  7,  3. 
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Auf  Grund  des  Königtums  Bernhards  läßt  sich  die  Stel 
hing  der  Bastarde  im  karolingischen  Erbgang  nicht  bestimmen, 
weil  Bernhard  weder  seinen  Vater  noch  seinen  Großvater  be- 
erbt hat. 

Die  Rcichsordnung  von  817  hat  eine  dauernde  Rege- 
lung des  Thronfolgerechts  eingeführt  Der  Kaiser  durfte  nur 
einen  ehelichen  Nachkommen  zum  Kaiser  bestellen  und  das 
Volk  mußte  für  das  Kaisertum  in  Ermangelung  einer  Be- 
setzung durch  den  Kaiser  und  für  die  Königreiche  ein  ehe- 
liches Mitglied  der  regierenden  Familie  wählen.  Die  König- 
reiche bestanden  nicht  länger,  als  eheliche  Männer  des 
Mannsstamms  des  ersten  Königs  lebten,  nach  ihrem  Aus- 
sterben fielen  die  königlichen  Herrschaften  an  den  Kaiser.*) 
Aber  da  das  Gesetz  für  den  Fall,  daß  echte  Karolinger 
fehlten,  keine  Vorschrift  gegeben  hatte,  gestattet  es  den 
Schluß  auf  die  Annahme,  daß  ein  Unehelicher  Kaiser  werden 
durfte,  weil  insoweit  das  bisherige,  die  Nachfolge  Unehe-, 
lieber  erlaubende  Recht  nicht  aufgehoben  war.^)  So  war 
nach  dem  Erlöschen  des  ehelichen  Mannsstamms  ein  Bastard 
rechtlich  fähig.  Kaiser  zu  werden,  bis  wieder  ein  ehelicher 
Karolinger  vorhanden  war,  dessen  Successionsrecht  der  Folge- 
berechtigung der  Unehelichen  nun  abermals  vorging.  Die  Ge- 
setzgebung hat  hiermit  in  der  Verringerung  des  Thronfolge- 
rechts der  Bastarde  den  äußersten  Schritt  getan,  der  vor 
völliger  Abschaffung  ihrer  Successionsfähigkeit  möglich  war. 

Daß  dem  Bastard  das  Thronrecht  noch  nicht  genommen 
sei,  hat  Bernhard  gezeigt.  Als  König  von  Italien  war  er 
ein  Statthalter  mit  dem  Königstitel  in  einer  Unterordnung, 
die  den  Kaiser  zu  freiem  Eingreifen  in  die  Regierung  l^- 
rechtigte.  Die  Reichsordnung  bestimmte,  ohne  ihn  zu  er- 
wähnen, daß  Italien  dem  zukünftigen  Kaiser  ebenso  unter- 


«)  Ordinatio  c.  14  f.  18,  Capit.  I,  272  f.  Das  Gesetz  schließt  c.  18 
S.  273,  17  f.  unter  liberis  nostris  den  unehelichen  Sohn  Arnulf  nicht  ein. 
—  »)  Brunner  oben  S.  121  Anm.  Dümmler,  der  wohl  erkannte,  daß  die 
rechtliche  Möglichkeit  der  Suecession  eines  Bastards  in  Ermangelung 
Ehelicher  817  nicht  aufgehoben  wurde  (Ostfränk.  Reich  III,  244,  1), 
»agt  doch  I,  20,  3,  daß  Ludwig  die  Bastarde  gänzlich  ausschließen 
wollte,  die  jedoch  öfter  wider  das  Recht  Anteil  an  der  Erbschaft  er- 
rangen; I,  21:  als  Bastard  hatte  Bernhard  keinen  Anspruch  auf  Teilung. 


126  Wilhelm  Sickel, 

geben  bleibe,  wie  es  Ludwig  und  Karl  untergeben  war, 
während  die  Heri-schaften  Pippins  und  Ludwigs  gegen  eine 
willkürliche  kaiserliche  Gewalt  durch  das  Gesetz  geschützt 
wurden.  Wider  diese  Unterworfenheit  hat  Bernhard  817  sich 
empört.  Er  wollte  den  Kaiser  entthronen  und  Herrscher 
werden.  An  dem  Aufstand  haben  nicht  nur  weltliche  Herren, 
sondern  auch  Bischöfe  sich  beteiligt.^)  Und  wie  Bernhard 
und  seinen  Anhängern  die  unechte  Geburt  nicht  als  Aus- 
schließungsgrund von  der  Succession  gegolten  hat,  so  hat 
auch  Ludwig  L  ihre  Folgefähigkeit  dadurch  zugegeben,  daß 
er  seine  Halbbrüder  aus  Furcht,  sie  könnten  als  Nachfolger 
aufgestellt  werden  und  sich  des  Reiches  bemächtigen^),  zum 
Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  gezwungen  hat;  eine  Be- 
sorgnis, die  nur  möglich  war,  wenn  die  Bastarde  nach  der  all- 
gemeinen Rechtsansicht  noch  ein  Recht  auf  Nachfolge  durch 
ihre  Abkunft  hatten. 

Da  das  Reichsgesetz  von  817  nicht  zur  Geltung  ge- 
kommen ist,  so  konnte  seine  Beschränkung  des  Nachfolge- 
rechts eines  Bastards  auf  den  Fall,  daß  ein  ehelicher  Karo- 
linger mangelte,  nur  durch  eine  an  das  Gesetz  sich  an- 
schließende Gewohnheit  Recht  werden  oder  in  der  Politik 
als  eine  Richtschnur  für  das  praktische  Verhalten  Wirksam- 
keit behaupten.  Zwar  betraf  der  817  zwischen  den  Karo- 
lingern durch  ihre  Geburt  begründete  Unterschied  bloß  die 
Fähigkeit,  Thronfolger  durch  eine  Rechtshandlung  des  Kaisers 
oder  des  Volkes  zu  werden,  allein  die  Forderung  der  Ehe- 
lichkeit war  allgemeiner  gedacht,  als  das  Gesetz  sie  an- 
wandte, das  Vorrecht  der  legitimen  Herkunft  war  als  ein  für 
alle  karolingischen  Staaten  gültiger  Rechtssatz  ins  Auge 
gefaßt,  mochte  die  Succession  durch  Wahl,  Erbrecht  oder 
Ernennung  sich  vollziehen.  In  diesem  Sinne  ist  jener  Ge- 
danke unabhängig  von  der  817  beschlossenen  Gestaltung  der 
Herrschaftsordnung  gewesen  und  mit  ihr  nicht  untergegangen. 
Die  Kräfte,  welche  817  das  Recht  der  Bastarde  gemindert 
hatten,  vornehmlich  der  starke  und  in  der  westlichen  Hälfte 
des  Reiches  wachsende  kirchliche  Einfluß,  haben  Macht  und 

1)  Vgl.  Simson,  Ludwig  I,  112flf.  Mühlbaeher,  Reg.  I»  S.  232  f.  — 
2)  818,  Nithard  I,  2  SS.  II,  651,  36 f.;  disoordiam  ad  miligandam,  Thegan 
c.  24  SS.  II,  596,  30. 
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Tendenz  für  die  Verhinderung  der  Nachfolge  eines  Bastards 
und  für  die  Entstehung  einer  weiteren  Einschränkung  seines 
Nachfolgerechts  durch  die  Aufhebung  der  Reichsordnung  von 
817  nicht  verloren.  Ludwig  I.  ist  freilich  einer  solchen  politi- 
schcH  Bedeutung  des  Gesetzes  durch  die  veränderte  Stellung, 
die  er  831  einnahm,  in  den  Weg  getreten,  indem  er  bei  einer 
neuen  Verteilung  des  Reiches  die  von  seinem  Vater  806  ge- 
troffene R€gehing  des  Xachfolgerecht«  wiederholte,  welche  die 
Ehelichkeit  für  die  Successionsberechtigung  wenigstens  in  der 
ihr  817  gegebenen  Ausdehnung  nicht  gekannt  hatte.  Jedoch 
auch  sein  Gesetz  ist  nicht  zur  Geltung  gelangt.  Durch  die 
Schwankungen  der  Gesetzgebung  ist  das  Rechtsbewußtsein 
über  das  geltende  Gewohnheitsrecht  unsicherer  geworden. 
Daß  uneheliche  Brüder  den  ehelichen  im  Erbrecht  nach- 
gingen, blieb  die  allgemein  angenommene  Rechtsansicht, 
aber  der  Umfang  ihrer  erbrechtlichen  Zurücksetzung  hinter 
entfernteren  ehelichen  Karolingern  stand  noch  in  Frage,  und 
das  Verhältnis  des  Erbvorrechts  zur  Wählbarkeit  war  un- 
bestimmt. 

Inwieweit  den  unehelichen  Karolingern  nach  Ludwig  I. 
ein  Thronrecht  geblieben  war,  wurde  zunächst  für  den  Erb- 
gang in  Erwägung  gezogen.  Hierbei  ist  der  Rechtssatz  des 
königUchen  Familienrechts,  daß  uneheliche  Söhne  mindestens 
neben  ehelichen  nicht  erbten,  von  den  Nachkonmien  Ludwigs 
a's  in  Geltung  befindlich  vorausgesetzt  worden.  In  den  seit 
843  geschlossenen  Verträgen,  durch  die  sich  Könige  gegen- 
seitig verpflichteten,  ihren  Söhnen  das  väterliche  Erbreich 
zu  belassen,  haben  sie  unter  ihren  Söhnen  die  ehelichen  ver- 
standen, ohne  die  Erwähnung  der  Ehelichkeit  für  erforder- 
lich zu  halten.^)  Demgemäß  hat  Lothar  I.  bei  der  Teilung 
seines  Landes  855  seinen  Bastard  Karlmann  übergangen.') 
In  gleicher  Weise  haben  der  westfränkische  und  der  ost- 
fränkische Ludwig  nur  an  ihre  ehelichen  Söhne  als  Erben 
gedacht,  denen  sie  878  die  Achtung  ihres  Erbrechts  ge- 
lobten. Denn  das  Abkommen  führte  nur  den  ostfränkischen 
Prinzen  Ludwig   und   nicht   auch   dessen  unehelichen   Halb- 

>)  Götting.  gel.  Anzeigen  1902  S.  616  f.  940  f.  —  »)  Ein  Sohn  seiner 
femina   (Martene.   Coli.  I,    138,   Mühlbacher»   1172)    Doda,   Ann.   Bertin. 

853  S.  43. 
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bnider  Hugo  als  Erben  an.  Unter  den  in  dem  Vertrage 
berücksichtigten  später  geborenen  Söhnen  sind  daher  die 
ehelichen  gemeint;  die  Vereinbarung  über  das  Erbrecht 
an  dem  väterlichen  Reiche  hat  sich  auf  gegenwärtige  und 
zukünftige  Bastarde  nicht  erstreckt/)  Im  übrigen  haben 
die  Äußerungen,  welche  die  vorhandenen  ehelichen  Söhne 
im  Auge  hatten,  die  Erbfähigkeit  der  Bastarde  weder  be- 
jaht noch  verneint;  sie  ließen  unentschieden,  ob  ein  Bastard 
in  Ermangelung  eines  ehelichen  Bruders  ein  Erbrecht  an 
dem  Reiche  des  Vaters  besitze  oder  ob  seine  Erbberech- 
tigung eine  geringere  sei. 

Erst  858  kam  unter  zwei  Karolingern  die  Rechtsansicht 
zum  Vorschein,  daß  der  Vorzug  der  Ehelichkeit  auch  bei 
entfernterer  Verwandtschaft  mit  dem  Erblasser  Platz  greife, 
als  Karl  seinen  Bruder  Lothar  IL  zum  Erben  einsetzte,  aus- 
genommen in  dem  Falle,  daß  er  einen  ehelichen  Sohn  hinter- 
lasse.^) Nur  einen  solchen  Sohn  hat  der  König  der  Provence 
als  seinen  leiblichen  Erben  betrachtet,  einem  Bastard  würde 
das  gesetzliche  Erbrecht  neben  den  Brüdern  des  Erblassers 
und  also  auch  neben  den  ferneren  ehelichen  Seitenverwandten 
gefehlt  haben,  und  ohne  den  Vertrag  wären  die  beiden 
Brüder  Karls  die  nächsten  Erben  vor  einem  Bastard  des 
Königs  gewesen. 

Karls  Entscheidung  war  nicht  allgemein  für  das  karö- 
lingische  Erbrecht  maßgebend,  sie  war  jedoch  die  Handlung 
eines  Karolingers,  und  andere  Mitglieder  des  königlichen 
Hauses  haben  bald  darauf  dieselbe  Ansicht  vertreten. 

Nach  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  richtete  sich  die 
Aufmerksamkeit  der  Franken  auf  Lothars  IL  Reich,  wo  der 
^erste  Fall  bevorstand,  daß  ein  karolingischer  Herrscher  nur 
einen  Bastard  hinterließ.  Hugo,  der  Sohn  Lothars  und 
Waldradas,  war  ein  während  der  Ehe  des  Königs  mit  Theut- 
berga  erzeugtes  Kind.^)    Eine  spätere  Ehe  des  Königs  mit 

»)  Capit.  II,  169  c.  3.  —  *)  Ann.  Bertin.  858  S.  50.  —  »)  Diese  von 
Johann  VIII.  878  gegebene  Zeitbeatinmiung  (Mansi  XVII,  94,  Jaffö  3184) 
umfaßt  die  Zeit  seit  der  Ehe  mit  Theutberga  einschließlich  der  Zeit 
nach  der  Hochzeit  mit  Waldrada;  die  andere  Grenze  ergibt  Lothars  Er- 
wähnung Hugos  in  der  Urkunde  vom  18.  Mai  863,  Mühlbacher  1265. 
Die  Hochzeit  fand  nach  Parisot,  Royaume  de  Lorraine  1898  S.  199  im 
August  oder  September  862  statt. 
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Waldrada  konnte  ihrem  Sohn  nicht  mehr  das  Recht  eines 
ehelichen  Sohnes  verschaffen,  ihm  aber  tatsächlich  von  Nutzen 
werden  und  dem  moraUschen  Nachteil  seiner  Herkunft  aus 
einem  Ehebruch  das  Gegenge-wicht  halten.  Ein  ehelicher 
Sohn  wäre  Hugo  gewesen,  wenn  Waldrada  schon  vor  der 
Verbindung  mit  Theutberga  Lothars  Ehefrau  war,  eine  Be- 
hauptung, die  nachträglich  aufgestellt  wurde ^),  ohne  Glauben 
zu  finden.  Waldrada  ist  auch  862  nicht  Ehefrau  geworden, 
als  Lothar  mit  ihr  nach  einer  Nichtigkeitserklärung  seiner 
Ehe  Hochzeit  hielt.  Wenn  der  neuen  Ehe  nicht  die  Rechts- 
gültigkeit abgesprochen  wäre,  würde  Hugo  doch  ein  ehe- 
licher Sohn  nur  gewesen  sein,  falls  er  in  dieser  Ehe  erzeugt 
war.  Er  ist  nach  der  allgemeinen  Meinung  ein  außereheliches 
Kind  gewesen.^) 

Lothar  hat  nach  dem  Urteil  der  Zeitgenossen  aus  Liebe 
Waldrada  zur  Ehefrau  begehrt.^)  Er  suchte  regierende  Karo- 
linger für  seine  Ehetrennung  und  ihre  Einwilligung  in  seine 
Verheiratung  mit  Waldrada  zu  gewinnen.  Zu  diesem  Zweck 
hat  er  859  einen  Teil  seines  Landes  an  Ludwig  H.  abge- 
treten, 860  da-s  Elsaß  seinem  Oheim  Lud^sig  vermacht  und 
866  Karl  H.  eine  Abtei  geschenkt.*)  Ob  er  seine  Ver- 
wandten, seit  Hugo  lebte,  für  dessen  Erbfolge  geneigter 
machen   wollte,   wird   nicht   gemeldet.    860,   zu   einer    Zeit, 


ij  Von  Lothar  863,  Mansi  XV,  367,  Jaff6  2726  und  Mansi  XV, 
446  c.  5;  Theutberga  mußte  sich  zu  einer  solchen  Erklärung  verstehen 
(das.  XV,  313.  322,  J.  2870.  2873)  und  dem  Könige  willfährige  Bischöfe 
sagten  dasselbe  aus,  863  Adventius,  Epist.  VI,  215 — 217.  Ann.  Bertin. 
864  S.  70  c.  7.  —  *)  Waldrada  heißt  concubina:  Hincmar  860,  De  div. 
Loth.,  Int.  18.  21,  Opera  I,  666.  669  vgl.  672.  Ann.  Bertin.  862  f.  864  S.  60. 
62.  73  vgl.  868  S.  96.  Ann.  Fuld.  865  S.  64  vgl.  868  S.  67.  Regino  864 
S.  80;  pelex:  Regino  869  S.  97.  Ann.  Xant.  870  SS.  II,  233,  47.  Mansi  XV, 
341.  Dümmler,  Gesta  Berengarii  156  (JafTö  2886.  3025) ;  moecha: 
Mansi  XV,  380.  313.  316.  320.  322.  833  (JaflFö  2808.  2870—2873.  2892). 
—  ')  Regino  864  S.  80.  Nicolaus  I.  863,  Ann.  Bertin.  863  S.  63:  Ann. 
Fuld.  863  S.  58  (an  Ludwigs  Episcopat),  Jaff^  2749.  2751.  Götting. 
gel.  Anzeigen  1902  S.  951  f.  Hellmann  (S.  114  Anm.)  17.  60 — 62.  Als 
Lothars  letztes  Ziel  sieht  Dümmler  II,  246  die  Erhaltung  seines  Reichs 
an.  —  «)  859  Parisot  a.  O.  134  f.  860  war  es  eine  Vergabung  auf  den 
Todesfall,  Lothar  behielt  das  Elsaß  im  Besitz,  Waitz  \\  16.  Parisot 
180  f.  Calmette,  Diplomatie  carolingienne  1901  S.  76.  866  Dümmler  II, 
145.    Lot,  Moyen  äge  XV,  404  f. 
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als  Hugo  vielleicht  noch  nicht  geboren  war,  hat  er  mit  seinen 
Nachbarn  Ludwig  und  Karl  IL  die  Wahrung  des  Erbrechts 
ihrer  Kinder  ausgemacht,  unter  Benutzung  eines  Vertrages 
aus  dem  Jahre  851,  die  eine  persönliche  Beziehung  auf  Hugo 
ausschließt/)  Und  wenigstens  867  scheint  er  die  Erb- 
folge seines  Sohnes  nicht  erwartet  zu  haben,  denn  er  verlieh 
ihm  das  Herzogtum  Elsaß,  den  Teil  seines  Reiches,  den  er  von 
Todes  wegen  an  Ludwig  vergabt  hatte,  und  empfahl  ihn  dem 
Schutze  Ludwigs.^) 

Ludwig  und  Karl  II.  haben  sich  868  auf  den  Stand- 
punkt gestellt,  daß  Hugo  nicht  der  Erbe  Lothars  sei.  Sie 
schlössen  einen  Vertrag,  die  Länder  Ludwigs  IL  und 
'Lothars  IL  nach  dem  Tode  der  Könige  unter  sich  zu  teilen, 
ohne  Hugo  in  Betracht  zu  ziehen  und  ihm  aus  dem  860 
mit  seinem  Vater  eingegangenen  Abkommen  den  vertrags- 
mäßigen Schutz  zu  gewähren.'')  Es  könnte  allerdings  ein- 
gewendet werden,  daß  sie,  wenn  ihnen  Hugo  nicht  als  der 
rechtmäßige  Erbe  galt,  das  Erbrecht  Ludwigs  IL  ^zugestehen 
mußten*),  den  sie  für  den  Fall,  daß  er  seinen  Bruder  über- 
lebte, nicht  zur  Erbschaft  zulassen  wollten;  wären  sie  ent- 
schlossen gewesen,  gegen  Ludwig  IL  ihre  Übermacht  an  die 
Stelle  des  Rechts  zu  setzen,  so  möchten  sie  auch  gewillt 
gewesen  sein,  Hugo  gewaltsam  zu  verdrängen,  ohne  seine 
Erbberechtigung  zu  bestreiten.  Als  jedoch  Lothar  869  starb, 
ward  Hugo  nicht  als  sein  rechter  Erbe  angesehen.  Kein 
Landesangehöriger  ist  für  ihn  aufgetreten.  Ludwig  IL  be- 
hauptete, der  gesetzliche  und  durch  Verträge  gesicherte  Erbe 
des  Reiches  zu  sein,  und  der  Papst  stand  seinem  Rechts- 
anspruch bei;  die  Lothringer  wählten  Karl  IL  mit  der  Be- 
hauptung, Ludwig  IL  sei  durch  seine  Herrschaft  in  Italien  ein 
für  die  Regierung  des  nördlichen  Landes  ungeeigneter  Erbe; 
Ludwig  der  Ostfranke  und  Karl  IL  haben  870  das  Reich 
geteilt,   ohne   daß   die   Übergehung   Hugos   als    ein    Unrecht 


1)  Capit.  II,  155  c.  3.  Auch  schon  frühere  Verträge  würden  sich 
auf  Hugos  Erbrecht  erstreckt  haben,  fall»  ihn  nicht  die  uneheliche  Ge- 
burt hinter  Seitenverwandten  zurücksetzte.  —  ^)  Ann.  Bertin.  867  S.  87. 
—  3)  Capit.  II,  168.  —  *)  Mühlbacher,  Reg.  I,  LXII,  Deutsche  Gesch. 
1896  S.  538  hält  Ludwig  II.  für  den  Erben,  wobei  S.  539  Lothars  II. 
Reich  nur  ein  Erbkönigtum  gekannt  haben  soll 
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hervorgehoben  wurde.  Alle  bei  der  Nachfolge  tätigen,  die 
Lothringer,  Ludwig  ü.  und  der  Papst,  der  ostfränkische  Lud- 
wig und  Karl  IL  haben  mit  Rücksicht  auf  das  Vorhandensein 
ehelicher  Karolinger  ein  Erbrecht  des  Bastards  an  dem  väter- 
lichen Reiche  nicht  anerkannt. 

Hugo  blieb  der  Überzeugung,  der  rechtmäßige  Erbe 
seines  Vaters  zu  sein;  er  hielt  für  Gewalt,  was  seine  Ver- 
wandten und  der  größere  Teil  des  Volkes  seines  Vaters  für 
Recht  hielten.  Eine  gültige  Wahl  hätte  ihn  ausgeschlossen, 
aber  die  Wahl  Karls  IL  war  nicht  gültig  geworden.  Die 
Inhaber  des  Landes  besaßen  das  Gebiet  auf  Grund  des  870 
zwischen  Ludwig  und  Karl  IL  vollzogenen  Teilungsvertrages. 
'Hatten  diese  Könige  dem  Erben  seine  Erbschaft  mit  Unrecht 
genommen,  so  hatten  auch  ihre  Nachfolger  das  Land  ebenso 
rechtswidrig  wie  ihre  Vorgänger  inne,  sodaß  Hugo  ihnen 
gegenüber  sich  in  derselben  rechtlichen  Lage  wie  gegen  die 
früheren  Besitzer  befand.  Bei  dem  Tode  seines  Vaters  durch 
seine  Jugend  außer  Stande,  den  Erbanspruch,  den  er  zu  haben 
meinte,  persönlich  zu  verfolgen,  hat  er,  herangewachsen, 
nicht  länger  gezögert,  das  Land  seines  Vaters  als  seine  Erb- 
schaft zu  fordern.^)  Zur  Geltendmachung  seines  Rechts  stand 
ihm  kein  anderes  Mittel  zu  Gebote  als  Gewalt.  Er  suchte 
sein  Erbe  ganz  oder  teilweise  zu  erkämpfen.  Er  sammelte 
'Anhänger.  Er  warb  Kriegsleute,  und  mächtige  Angehörige 
'des  ehemaligen  Reiches  seines  Vaters,  unter  ihnen  mindestens 
vier  Grafen,  schlössen  sich  ihm  an.^)  Die  ihn  unterstützenden 
Männer  wurden  von  Gegnern  unzufriedene  und  habgierige 
Leute  genannt,  die  von  Hugo  persönlichen  Gewinn  erhofften 
oder  rauben  wollten^),  Beweggründe,  die  nicht  hindern 
würden,  daß  sie  in  dem  Königssohne  den  rechten  Erben  des 
Reiches  seines  Vaters  sahen;  sie  versuchten  doch  ihm  zu 
einem  Königreiche  zu  verhelfen,  von  dem  er  behauptete, 
daß  es  sein  ihm  widerrechtlich  entrissenes  Erbgut  sei.  Aber 
von  den  Bischöfen   des  Landes  ist  keiner  für  den  Bastard 


1)  Ann.  Bertin.  879  S.  150.  Ann.  Fuld.  883  S.  100.  Regino  883. 
885  S.  120.  123.  —  »)  Parisot  444 — 446.  —  »)  Hinomar  bei  Flodoard  III, 
26  SS.  XIII,  545,  46flF.  und  Ann.  Bertin.  879  S.  150.  Regino  883  S.  120f. 
Hugo  und  seine  Genossen  wurden  878  wegen  Gewalttaten  exkommuni- 
ziert.  Mansi  XVII,  94   (Jaffö  3184).    Ann.  Bertin.  878  S.  144. 

9* 


132  Wilhelm  Sickel, 

eingetreten.  Die  im  Besitz  des  Landes  befindlichen  Könige 
haben  sein  besseres  Recht  nicht  anerkannt,  ihnen  hat  das 
gegen  ihre  Regierung  gerichtete  Unternehmen  als  Anmaßung 
einer  königlichen  Herrschaft  gegolten,  auf  die  Hugo  kein 
Recht  hatte/)  Sie  waren  zu  einer  dem  Königssohne  an- 
gemessenen Ausstattung  erbötig,  aber  er  war  nicht  bereit,  sich 
dauernd  abfinden  zu  lassen;  er  hat  seinen  Vorsatz,  das  väter- 
liche Land  zu  erwerben,  nicht  aufgegeben,  sondern  ihn  von 
878  bis  zu  seiner  Blendung  durch  Karl  HL  885  mit  einzelnen 
Unterbrechungen  fortgesetzt. 

Hier  sind  die  ältere  und  die  jüngere  Ansicht  von  dem 
Erbrecht  eines  karolingischen  Bastards  an  dem  väterlichen 
Reiche  sich  mit  den  Waffen  begegnet.  Die  Unehelichkeit 
hat  869  die  Ausschließung  des  Sohnes  von  der  Erbfolge 
begründet,  er  ist  nach  der  verbreiteteren  Rechtsüberzeugung 
nicht  der  Erbe  gewesen,  weil  er  unehelich  war.^)  Hugo 
hat  das  Erbrecht  des  einzigen,  aber  außer  der  Ehe  geborenen 
Sohnes  vor  entfernteren  ehelichen  Verwandten  nicht  zur 
Anerkennung  gebracht.  Die  Zurücksetzung  im  Nachfolge- 
recht, zu  der  die  Gesetzgebung  im  Jahre  817  fortgeschritten 
war,  ist,  nachdem  sie  karolingische  Könige  858  ausge- 
sprochen hatten,  gegen  Hugo  durchgeführt  worden  und  hat 
die  öffentliche  Meinung  auf  ihrer  Seite  gehabt.  Die  Partei 
Hugos  hat  hiergegen  seine  Folgeberechtigung  vor  den 
Seitenverwandten  vertreten.  Ob  einem  Bastard  in  Ermange- 
lung ehelicher  Karolinger  ein  fränkisches  Reich  durch  Erb- 
recht gebühre,  ist  bei  diesen  Vorgängen  nicht  zur  Entschei- 
dung gekommen. 

Ludwig  d.  St.  hatte  gleichzeitig  zwei  Frauen,  Ansgard 
und  Adelheid.  Da  Polygamie  im  fränkischen  Reiche  nicht 
mehr  erlaubt  war,  konnte  nur  eine  der  beiden  Frauen  seine 
Ehefrau  sein,  so  daß  entweder  die  Nachkommenschaft  der 
ersten  oder  die  der  zweiten  unehelich  war.  Er  hat  Ansgard 
ohne  Wissen  und  Willen  seines  Vaters  Karl  II.  geheiratet 
Weil  jedoch  der  Mangel  der  väterlichen  Einwilligung  kein 


1)  Tyrannis,  Ann.  Fuld.  879  f.  885  S.  93.  95.  03.  rej^ni  i)ervas:o, 
Hincmar,  Flodoard  III,  26  SS.  XIII,  546,  3—15.  —  »)  Vgl.  Dümm.er  III, 
304.    Parisot  145  vgl.  337.    Ranke,  Weltgesch.  Via,  182.  187. 
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rechiiches  Hindernis  der  Eheschließung  war,  so  hat  die  Aus- 
söhnung des  Vaters  mit  dem  Sohne  durch  eine  Einladung, 
mit  Ansgard  an  den  Hof  zu  kommen,  die  Frau  nicht  zur 
Ehefrau  gemacht,  vielmehr  hing  die  Eingehung  der  Ehe 
Von  der  Beobachtung  bestimmter  weltlicher  Erfordernisse  ab, 
an  denen  der  Vater  des  Mannes  nicht  beteiligt  war.  Nach 
mehr  a^s  zehnjähriger  Verbindung  hat  Ludwig  auf  Verlangen 
seines  Vaters  Ansgard  entlassen.  Aber  das  Recht  des  Mannes, 
die  Ehe  aufzulösen,  bestand  nicht  mehr,  schon  Lothar  11. 
hatte  es  nicht  üben  können.  Ansgard  blieb  Ehefrau,  wenn 
sie  es  vor  der  Au'kündigung  der  Lebensgemeinschaft  war, 
und  ihre  Söhne  wären  auch  bei  einer  rechtmäßigen  Schei- 
dung eheliche  Kinder  geblieben.  Nur  eine  Konkubine  durfte 
der  Mann  willkürlich  verstoßen,  allein  diese  Eigenschaft  hat 
die  Vereinigung  Ludwigs  und  Ansgards  nach  maßgebenden 
Urteilen  nicht  gehabt.  Erzbischof  Hinkmar  bezeichnete  beide 
Trauen  als  Gemahlinnen  Ludwigs,  er  fand  sich  mit  der  Tat- 
Sache  einer  doppelten  Ehe  ab.^)  Johann  ^^^.  hat  Ansgard 
bei  dem  Abschlag  der  Bitte  Ludwigs,  Adelheid  zu  krönen, 
als  Königin  erachtet,  diese  hatt«  nicht  Ehefrau  werden  können, 
•weil  der  König  mit  Ansgard  verheiratet  war.^)  König  Ludwig 
behandelte  878  beide  als  Gattinnen,  deren  Söhne  das  gleiche 
Erbrecht  gegen  ihn  hatten.^) 

Bei  der  nach  dem  Tode  Ludwigs  879  unter  den  West- 
franken eintretenden  Spaltung  in  der  Politik  hat  die  Legi- 
timität der  Söhne  Ansgards  eine  Rolle  gespielt.  Die  Partei, 
welche  den   ostfränkischen  Ludwig  zum   Nachfolger  wollte, 

*)  Duabus  uxoribus,  Flodoard  III,  20  SS.  XIII,  513,  25 f.;  Ansgard 
uxor  das.  III.  19  S.  510,  46.  Ann.  Bertin.  862  S.  58.  59,  Adelheid  uxor 
das.  878  S.  143.  Zwei  Ehen,  Regino  878  S.  114.  —  »)  Ann.  Berttn. 
878  S.  143.  Aus  der  päpstlichen  Weigerung  schließen  auf  eine  Ehe 
Kalckstein,  Forsch,  z.  d.  Gesch.  XIV,  88  und  Französ.  Königtum  1877 
8.  471.  Schrörs,  Hinkmar  1884  S.  428  Anm.  63.  Parisot  433,  weniger 
bestimmt  Ilefele,  Konziliengesch.  IV»,  534.  Dümmler  III,  85,  Hellmann 
<S.  114  Anm.)  67.  —  »)  Capit.  II,  169  c.  3.  Mühlbacher,  Deutsche 
Gesch.  586  folgert  die  Ill^itimität  der  Prinzen  aus  der  Aufhebung  der 
Gemeinschaft  und  läßt  S.  588  durch  die  kirchliche  Weihe  die  Frage  der 
Legitimität  beseitigen.  Poupardin,  Royaume  de  Provence  1901  S.  94. 
102.  275  hält  Ansgard  für  ein  Konkubine,  jedoch  das  Westreich  hielt 
sie  für  legitim  S.  101  f. 
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hat  die  Übergehung  der  einheimischen  Prinzen  mit  der  An- 
fechtung ihrer  Ehelichkeit  gerechtfertigt.  Mochte  das  wahre 
Motiv  Eigennutz  und  die  Illegitimität  nur  ein  Vorwand  sein, 
um  die  Ausübung  des  Wahlrechts  zu  Gunsten  eines  ost- 
fränkischen Karolingers  zu  begründen  und  gegenüber  den 
Anhängern  der  Prinzen  politisch  wirksamer  zu  machen,  die 
Entscheidung  wurde  doch  auf  die  unechte  Geburt  der  Prinzen 
gestützt/)  Ob  aus  ihr  die  Folgerung  gezogen  wurde,  daß 
'Bastarde  nicht  mehr  Könige  der  Franken  werden  dürften, 
weil  noch  eheliche  Karolinger  lebten,  ob  ihre  Successions- 
berechtigung  überhaupt  in  Zweifel  kam  oder  sie  nur  als 
erbunwürdig  und  nicht  zugleich  als  erbunfähig  hingestellt 
wurden,  bleibt  bei  dieser  V^erwendung  der  Ehelichkeit  frag- 
lich. Damals  war  der  Sohn  Adelheids  noch  nicht  geboren 
und  auf  seine  mögliche  Geburt  ward  keine  Rücksicht  ge- 
nommen. 

Andere  Westfranken  faßten  in  einer  besonderen  Ver- 
sammlung einen  entgegengesetzten  Beschluß,  sie  haben  sich 
für  die  Nachfolge  der  beiden  Söhne  Ansgards  entschieden. 
Wenn  sie  die  Ehelichkeit  der  Prinzen  annahmen,  so  war 
deren  Erbrecht  unstreitig  und  folgten  sie  dem  Vater  auf 
Grund  des  Erbgangs.  Setzten  sie  hingegen  die  Unehelich- 
keit voraus,  so  konnten  sie  ihnen  entweder  das  bessere  Erb- 
recht vor  ehelichen  Karolingern  wegen  ihrer  näheren  Ver- 
wandtschaft mit  dem  Erblasser  zuerkennen,  oder  sie  wählten 
sie,  falls  sie  ihnen  das  Erbrecht  vor  entfernteren  aber  ehe- 
lichen Karolingern  absprachen.  Da  sie  beide  Prinzen  suc- 
cedieren  ließen  und  demnach  mit  einer  Teilung  des  König- 
reichs einverstanden  waren,  ging  ihre  Meinung  dahin,  die 
Erbfolge  zuzulassen,  die  bereits  der  König  878  in  Aussicht 
genommen  hatte.  Ihre  Gegner  haben  sich  gefügt,  nachdem 
der  ostfränkische  Ludwig  gegen  Abtretung  des  westlichen 
Lothringens  sich  verpflichtet  hatte,  den  Söhnen  Ludwigs  das 
übrige  Reich  ihres  Vaters  zu  gönnen.  Die  kirchliche  Sal- 
bung der  Könige,  die  erst  erfolgte,  als  Ludwig  einen  neuen 
Angriff  auf  Westfrancien  plante,  hat  nicht  den  Zweck  gehabt, 


1)  Flodoard  III,  19  S6.  XIII,  510,  45—47.    Schrörs  a.  O.    Dümmler 
III,  116. 
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die  Ehelichkeit  durch  kirchliche  Mittel  außer  Zweifel  zu  stellen, 
sie  sollte  die  innere  Herrschaft  der  Könige  verstärken.  Die 
legitime  Geburt  ist  den  Königen  von  ihren  Franken  nicht  wieder 
streitig  gemacht  worden/) 

Adelheids  Sohn  Karl,  zu  der  Zeit  geboren,  als  man  seine 
Halbbrüder  Ludwig  und  Karlmann  zu  Königen  einsetzte, 
wurde  lange  nicht  als  König  gewollt.  Er  blieb  879  außer 
Betracht,  wurde  von  der  Beerbung  Ludwigs  882  durch  den 
Miterben  Karlmann  ausgeschlossen,  nach  dem  Tode  Karl- 
manns, dessen  Erbe  er  war.  zu  Gunsten  des  Wahlkönigs 
Karl  HI.  und  nach  dessen  Sturz  wegen  des  Usurpators  Odo 
übergangen  und  erst  893  zum  König  erkoren.  In  keinem 
Falle  war  es  die  Zweifelhaftigkeit  seiner  Legitimität,  die  ihn 
nicht  auf  den  Thron  gelangen  ließ.  Keine  zeitgenössische 
Quelle  berichtet,  daß  er  als  uneheliches  Kind  Ludwigs  ge- 
golten habe.  Nicht  sein  geringeres  Successionsrecht,  sondern 
seine  Regierungsunfähigkeit  hat  die  Verwerfung  bei  der 
Nachfolge  verursacht.^) 

Eine  andere  Stellung  als  die  karolingisch  gesinnten  West- 
franken hat  Boso,  Herzog  der  Provence,  eingenommen.  Er 
benutzte  die  nach  dem  Tode  Ludwigs  d.  St.  eingetretene 
Unsicherheit  des  öffentlichen  Zustands,  um  sich  ein  König- 
reich zu  gründen.  Schon  vor  der  Entscheidung  über  die 
Thronfolge  gab  er  seinen  amtlichen  Titel  auf,  um  nicht 
mehr  als  Beamter  zu  erscheinen.^)  Bei  seiner  Königswahl 
behaupteten  die  Wähler,  seit  Ludwig  sei  das  Land  ohne 
König*),  obwohl  inzwischen  die  beiden  älteren  Söhne  zur 
Regierung  erhoben  waren.  Aber  Boso  achtete,  wie  ein  Zeit- 
genosse sich  ausdrückt,  die  jungen  Königssöhne  für  nichts 
und  leitete  außerdem  aus  der  Verstoßung  ihrer  Mutter  den 
Mangel   des   Successionsrechts   ab.^)    Sie   wurden   in   seinem 


»)  Ecke],  Charles  le  Simple  1899  S.  2  führt  nur  das  spute  Chron, 
Turonense  dafür  an.  —  *)  Folco  893  bei  Flodoard  IV,  5  SS.  XIII, 
563.  36  f.  nennt  als  Grund  der  letzten  tjbergehung  Karls  dessen  Kind- 
lieit  und  wendet  sich  S.  564,  17 — 21  gegen  die  Behauptung,  er  sei  gar 
kein  Karolinger,  die  wohl  von  Odos  Partei  aufgestellt  war,  vgl.  Eckel 
a.  O.  2.  3.  Folcuin,  G.  abb.  Bertin.  93  SS.  XIII,  623.  Rieher  I,  4  a.  E.  12. 
—  »)  Juli  879,  Lalore,  Cart.  de  Troyes  VII  Nr.  8.  —  *)  In  der  Wahl- 
urkunde Capit.  II,  368,  10  f.  —  »)  Regino  879  S.  114. 
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Königreiche  nicht  als  Herrscher  anerkannt/)  In  ihm  hat 
der  Ausschluß  der  Bastarde  einen  Vertreter  gehabt.  Denn- 
seine  Einwendung  gegen  die  Ehelichkeit  hatte  zur  Vor- 
aussetzung, daß  nach  dem  bestehenden  Recht  Bastarden 
auch  in  Ermangelung  von  ehelichen  Brüdern  ein  Erbrecht  an 
dem  Reiche  fehle  und  selbst  eine  Wahl  ihnen  kein  Recht 
gewähren  könne.  Auch  in  diesem  Falle  war  sein  Königtum 
wegen  der  ehelichen  Karolinger  unrechtmäßig.  Wenn  bei 
seiner  Wahl  die  Kunde  von  der  Geburt  des  neuen  Prinzen 
noch  nicht  zu  ihm  gelangt  sein  sollte,  oder  er  dessen  karo- 
lingische  Abstammung  leugnete,  so  mußte  er  den  ostfrän- 
kischen Karolingern  die  Nachfolgeberechtigung  im  westlichen 
Frankenreiche  einräumen,  das  ihnen  entweder  durch  Erb- 
recht zufiel  oder  einem  von  ihnen  durch  Wahl  zukam.  Er 
war  in  dem  karolingischen  Reiche  ein  rechtlich  unzulässiger 
König. 

Aus  den  Vorgängen  bei  Karl,  König  der  Provence,  858, 
bei  Lothars  II.  Sohn  Hugo  und  879  nach  Ludwigs  d.  St. 
Tod  ergibt  sich  eine  im  Westen  des  Reiches  eingetretene 
gewohnheitsrechtliche  Verschlechterung  des  Thronrechts  der 
unechten  Karohnger. 

Die  Ostfranken  hatten  mit  der  Thronfolgefähigkeit  eines 
Bastards  zuerst  bei  Arnulf,  dem  einzigen  aber  außerehe- 
lichen Sohne  Karlmanns,  Königs  der  Baiern,  sich  zu  be- 
fassen. Bis  dahin  hatten  nur  zwei  ostfränkische  Könige 
Gelegenheit  gehabt,  sich  über  das  Erbrecht  eines  unehe- 
lichen Prinzen  zu  äußern.  Ludwig  hatte  Lothars  II.  Sohn 
als  ein  mindestens  neben  ehelichen  Karolingern  nicht  erb- 
berechtigtes Mitglied  des  Herrscherhauses  behandelt,  und 
Ludwig  d.  J.  878  erklärt,  daß  sein  eigener  Bastard  wenig- 
stens durch  den  ehelichen  Sohn  von  der  Beerbung  des  Vaters 
ausgeschlossen  sei. 

Bei  einer  schweren  Erkrankung  seines  Bruders  Karl- 
raann  hat  Ludwig  d.  J.  879  einzelne  bairische  Optimaten 
veranlaßt,  ihm  zu  versprechen,  nach  dem  Tode  ihres  Königs- 


1)  In  Vienne  wurde  882  regnante  Bosone  rege  post  obitum  Luduvico 
filio  Carlo  datiert,  Bruel,  Chartas  de  Cluny  I  Nr.  26  vgl.  Nr.  24.  Vgl.. 
Poupardin  a.  0.  102.  106. 
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keinen  anderen  als  ihn  zum  König  anzunehmen  oder  herr- 
schen zu  lassen.  Die  Handlung  hat  ein  Zerwürfnis  z\si8chen 
Karlmann  und  jenen  Optimaten  herbeigeführt,  infolgedessen 
Arnulf  für  seinen  kranken  Vater  Anhänger  Ludwigs  ihrer 
Lehen  beraubte  und  aus  dem  Lande  verjagte.  Die  Ver- 
triebenen gingen  Ludwig  um  Hülfe  an,  der  ihnen  die  Güter 
wiederverschaffte  und  nunmehr  Karlmann  bewogen  hat,  ihm 
das  bairische  Königreich  zu  übergeben. 

Wenn  die  Handlung  der  Baiern  unter  den  Gesichtspunkt 
einer  Volkswahl  gebracht  wurde,  indem  sie  Ludwig  ver- 
hießen, ihn  bei  der  nächsten  Thronerledigung  zu  wählen, 
oder  indem  sie  ihn  im  voraus  zum  Nachfolger  erkoren,  so 
war  seine  Succession  gegenüber  allen  Karolingern  recht- 
mäßig. In  diesem  Falle  würde  der  Hergang  nicht  mit 
Sicherheit  die  rechtliche  Verschiedenheit  der  Wählbarkeit 
Ehelicher  und  Unehelicher,  sondern  etwa  eine  tatsächliche 
Bevorzugung  der  ehelichen  Geburt  erweisen  und  über  das 
Verhältnis  des  Erbrechts  der  Ehelichen  und  der  Unehelichen 
keine  Auskunft  geben.  Allein  die  Beteiligten  haben  den 
Hergang,  soweit  ersichtlich,  anders  aufgefaßt.  Die  Baiern, 
welche  Lud^sig  gelobten,  die  Herrschaft  eines  andern  Karo- 
lingers nicht  zu  dulden,  scheinen  ihrem  Beschluß  das  Erb- 
recht des  Königs  zu  gründe  gelegt  zu  haben,  wobei  sie  den 
gleichberechtigten  Miterben  Karl  HI.  von  der  Erbschaft  aus- 
schlössen. Unser  Gewährsmann  hat  ihr  Vorgehen  ähnlich  er- 
zählt, wie  in  denselben  Jahrbüchern  die  Nachfolge  Lothars  H. 
dargestellt  war^),  die  nicht  durch  Wahl,  sondern  durch  Ein- 
tritt der  hausrechtlichen  Successionsordnung  geschah.  Und 
Ludwig  wollte,  als  er  die  Baiern  zu  ihrem  Beschluß  be- 
stinunte,  der  Erbe  seines  Bruders  werden.  Er  ist  ihm  später 
durch  die  Übertragung  des  Königreichs  gefolgt,  zu  welcher 
er  den  Bruder  mit  Rücksicht  auf  die  von  diesem  inzwischen 
vorgenommene  Abtretung  Itahens  an  Karl  IH.  genötigt  hat, 

>)  Ann.  Fuld.  879  S.  92  vgl.  mit  855  S.  46.  Parisot  (S.  128  Anra.  3) 
437.  Nach  Dümmler  III,  96.  140.  300.  304  fehlte  Arnulf  das  Erbrecht 
gegenüber  den  ehelichen  Brüdern  seines  Vaters,  vgl.  III,  '  19,  und  nach 
Waitz  V,  23  fehlte  es  ihm  überhaupt.  Ludwigs  Mitbewerber  sei  Arnulf, 
Mühlbacher,  Reg.  I  Nr.  1496a,  dem  seine  Geburt  das  Folgerecht  ge- 
nommen  habe,  Deutsche   Gesch.  586.   619. 
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um  sich  wegen  der  Verkürzung  bei  der  Erbteilung  schadlos 
zu  halten. 

Ludwigs  Historiker  behauptete,  die  Einmischung  seines 
Königs  in  die  bairische  Regierung  bei  der  Zurückführung  der 
Verjagten  sei  kein  Bruch  des  876  zwischen  ihm  und  seinen 
Brüdern  geschlosisenen  Vertrages,  sich  gegenseitig  Treue  zu 
bewahren;  Ludwig  sei  an  jenen  Vertrag  nicht  mehr  gebunden 
gewesen,  weil  Karlmann  die  in  demselben  Vertrage  verabredete 
Teilung  Italiens  nicht  ausgeführt  habe.  Ludwigs  Verteidiger 
verschwieg,  daß  die  Verembarung  über  Italien  durch  ein 
späteres  Abkommen,  das  auch  erfüllt  war,  erledigt  war,  und 
daß  Ludwig  es  war,  der  seiner  Vertragspflicht  bezüglich 
Italiens  sich  nicht  fügte. ^)  Die  Erörterung  lehrt,  daß  der 
gegen  Ludwig  erhobene  Vorwurf  ungerechter  Gewalttat  be- 
gründet war.  Und  diese  Rechtswidrigkeit  hat  sich  nicht  auf 
die  Eimnengung  beschränkt,  bei  der  sie  der  Annalist  meldete, 
sie  hat  sich  gleichfalls  auf  die  frühere  Abmachung  Ludwigs 
mit  den  Baiern  erstreckt.  Karlmann  hat  das  Verfahren 
seiner  Untertanen  als  Eingriff  in  sein  Recht  empfunden  und 
sich  gegen  die  Widersacher  gewendet;  er  sah  in  Arnulf 
seinen  Erben.  Auch  dieser  hat  sich  für  den  berechtigten 
Erben  gehalten.  Während  der  letzten  Erkrankung  seines 
Vaters  besetzte  er  einen  Teil  des  Königreichs,  um  bei  dem 
nahen  Tode  des  Herrschers  die  ganze  Erbschaft  leichter  zu 
erwerben.  Ludwig  war  in  Besorgnis,  daß  Arnulf  ihm  vor- 
gehen könne;  gegen  ihn  vornehmlich  bewerkstelligte  er  den 
bairischen  Beschluß,  gegen  ihn  sicherte  er  sich  durch  die 
erzwungene  Übergabe  des  Reiches.  Ein  besseres  Erbrecht 
gestand  er  ihm  ebensowenig  zu,  als  sein  Vater,  Karl  II.  und 
Ludwig  II.  Hugo  als  den  Erben  des  väterlichen  Reiches 
anerkannt  hatten.  War  nach  seiner  Meinung  Arnulf  von 
dem  Erbe  durch  die  Brüder  seines  Vaters  ausgeschlossen, 
so  war  er,  wie  es  817  Gesetz  gewesen  war,  durch  eheliche 
Karolinger  überhaupt  ausgeschlossen. 

Nach  dem  Verlaufe  der  vorigen  Ereignisse  hat  die  Erb- 
berechtigung Arnulfs  wenigstens  neben  ehelichen  ostfrän- 
kischen   Karolingern    sowohl    Vertreter   als    Gegner    gehabt. 


»)  Vgl.  Dümmler  III,  61.  94.  96.    Mühlbacher,  Deutsche  Gesch.  588. 
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Es  gab  Baiern,  welche  in  Arnulfs  unechter  Geburt  kein  recht- 
liches Hindernis  seiner  Erbfolge  und  in  dem  von  Ludwig  be- 
triebenen bairischen  Beschluß  kein  ihm  zugefügtes  Unrecht 
sahen,  während  andere  Baiern  dem  Sohne  ihres  Königs  das 
Erbvorrecht  vor  Ludwig  zuerkannten  und  Karlmann  wie 
Arnulf  auf  ihrer  Seite  hatten.  Gegen  den  Bastard  hat  bei  den 
nebeneinander  bestehenden  Anschauungen  die  größere  Macht 
Ludwigs  entschieden,  der  die  bairische  Erbschaft  für  sich  be- 
ansprucht und  erlangt  hat. 

Unter  Karl  III.  wandte  sich  die  Sorge  dem  Thron- 
wechsel zu.  Einer  der  Mitlebenden,  Xotker,  Mönch  in 
St.  Gallen,  hat  881  der  Meinung  Ausdruck  gegeben,  daß 
die  Ungewißheit  über  die  Nachfolge  durch  die  Geburt  eines 
ehelichen  Sohnes  seines  noch  kinderlosen  Königs  beseitigt 
werden  würde.^)  Ihm  war  in  diesem  Falle  der  Eintritt  des 
Erbgangs,  auch  wenn  der  Erbe  noch  ein  Kind  war,  nicht 
zweifelhaft.  Wenige  Jahre  vor  dieser  ostfränkischen  Beur- 
teilung der  Lage  wollte  Erzbischof  Hinkmar  Karl  HI.  auf- 
fordern, einen  westfränkischen  König  zum  Erben  seines 
Reiches  einzusetzen,  weil  er  kernen  Sohn  habe:  auch  er 
nahm  die  Erbfolge  an.-)  Wie  er  an  die  Thronfolge  eines 
Westfranken  in  Ostfrancien  dachte,  so  hielt  Xotker  die  west- 
fränkischen Könige  für  mögliche  Nachfolger  in  den  ost- 
fränkischen Ländern,  er  hat  sie  in  diesem  Sinne  als  die 
Hoffnung  des  Frankenreichs  bezeichnet.^)  Denn  von  der  ost- 
fränkischen Linie  sei  außer  Karl  IIL  und  Ludwig  nur  noch 
Arnulf  am  Leben.  Für  den  Fall,  daß  Karl  ohne  Sohn  ver- 
stürbe, hat  Notker  an  die  Succession  Arnulfs  gedacht,  der 
als  Mitglied  des  Herrscherhauses  nach  der  Ansicht  Notkers 
ein  Recht  auf  das  Reich  hatte.  Dem  Unterschied  der  echten 
und  der  unechten  Geburt  legte  der  Mönch  hier  keine  ent- 
scheidende Bedeutung  bei;  er  betrachtete  die  Thronfolge 
des  Bastards  als  wahrscheinlicher  wie  die  eines  Westfranken. 
Möge  Arnulf  leben,  so  schrieb  er,  auf  daß  die  Familie  Lud- 
wigs des  Ostfranken  nicht  erlösche.*)    Auf  welche  Weise  er 

»)  Erchanbert  cont.  SS.  II,  330,  23  f.  —  »)  Flodoard  III,  24  SS.  XIII, 
537,  26.  28.  —  »)  Spes  Europae  SS.  II,  330,  11.  Europa  ist  hier  das 
fränkische  Reich  wie  SS.  II,  329,  5.  Gesta  Karoli  I,  30.  II,  8.  SS.  II, 
745,7.  751,38.  Ann.  Fuld.  888  S.  116.  Waitz  III,  201.  —  «)  SS.  II,  330,  13  f. 
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succedieren  könne,  ob  durch  Erbrecht  oder  durch  Wahl,  hat 
seine  Äußerung  unbestimmt  gelassen. 

Nachdem  Karl  III.  seinen  Bruder  Ludwig  beerbt  und 
in  Bernhard  einen  unehelichen  Sohn  bekommen  hatte,  sprach 
Notker  883  seine  Hoffnung  auf  einen  eheUchen  Leibeserben 
nochmals  aus.^)  Er  gedachte  neben  Karl  noch  vorhandener 
ostfränkischer  Karolinger,  Bernhards  mit  einem  Hinweis 
auf  seine  zarte  Jugend^)  und  Arnulfs,  dessen  Schwert 
von  Normannenblut  gefärbt  sei.^)  Beide  Bastarde  achtete 
er  für  nachfolgeberechtigt,  aber  die  nähere  Blutsverwandt- 
schaft Bernhards  mit  Karl  nicht  wie  die  eines  ehelichen 
Sohnes  in  seiner  früheren  Schrift  für  wirksam  genug,  um 
bei  der  Succession  für  Bernhard  den  Ausschlag  zu  geben. 
Arnulfs  Nachfolge  konnte  jetzt  nur  noch  durch  eine  Wahl 
geschehen.  Eine  Änderung  des  reichsrechtlichen  Thronfolge- 
rechts hat  die  etwaige  Nachfolge  eines  Bastards  nach  diesem 
ostfränkischen  Zeitgenossen  nicht  enthalten. 

Zwei  Jahre  darauf  hat  Karl,  nun  alleiniger  Beherrscher 
des  Frankenreichs,  die  Absicht  kundgegeben,  Bernhard  die 
Nachfolge  zu  verschaffen.*)  Um  den  Widerstand  abgeneigter 
Bischöfe  zu  überwinden,  nahm  der  König  die  Hülfe  Hadrians  IH. 
in  Anspruch.  Sie  konnte  darin  bestehen,  daß  der  Papst 
seinen  Einfluß  gebrauchte,  um  auf  den  Willen  der  wider- 
strebenden Geistlichen  einzuwirken  und  diejenigen,  die  er 
nicht  zur  Fügsaml^eit  zu  bringen  vermochte,  abzusetzen,  um 
dem  Könige  die  Anstellung  nachgiebiger  Amtsnachfolger  zu 
ermöglichen.*^)  Ein  Recht  auf  Beteiligung  an  dem  Beschluß 
der  Reichsangehörigen  hatte  der  Papst  nicht.  Wenn  die 
Ostfranken  in  Bernhards  Succession  eingewilligt  hatten,  so 
konnte  er  den  Königssohn  in  der  Bewahrung  des  erworbenen 
Rechts  durch  eine  kirchliche  Weihe  sichern,  wie  zu  solchem 
Zweck  erst  kürzlich  Johann  VHI.  den  westfränkischen  König 
Ludwig  gekrönt  hatte.    Hadrian  war  bereit,  den   Plan   dea 

1)  Gesta  Karoli  II,  11.  14  SS.  II,  754,  29.  758,  11.  —  ')  Gesta  II, 
12.  14  SS.  II,  756,  40.  758,  8.  —  3)  Gesta  II,  14  SS.  II,  758,  6—9.  — 
«)  Ann.  Fuld.  885  S.  103.  —  »)  In  Ann.  Fuld.  a.  O.  ist  das  von  Karl 
gewählte  Mittel  auch  mit  Bezug  auf  episcopos  inrationabiliter  deponere 
als  Trugwerk  (fraudulenta  consilia)  charakterisiert.  Mühlbacher,  Deut- 
sche Gesch.  610  vergleicht  die  beabsichtigte  päpstliche  Tätigkeit  mit  der 
im  Jahre  751,  weil  er  Bernhard  das  Thronrecht  abspricht. 
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Königs  persönlich  zu  unterstützen,  aber  er  starb  auf  der 
Reise.  Nach  seinem  Tode  hat  Karl  die  Unterhandlungen 
nicht  fortgesetzt.  Die  Abneigung  gegen  die  Bewilligung 
der  Nachfolge  Bernhards  ist  stärker  gewesen  als  die  Macht 
des  Königs,  der  an  der  Erreichung  seines  Wunsches  ver- 
zweifelte. Die  Fürsorge  für  die  Ordnung  der  Thronfolge  war 
gescheitert. 

Die  Rechtshandlung,  welche  Karl  mit  Reichsangehörigen 
vorhatte,  war  nach  einer  Auslegung  ein  gesetzgeberischer 
Akt,  der  Bernhard  das  ihm  als  Bastard  fehlende  Thronfolge- 
recht  schaffen  sollte.  Bei  einer  solchen  das  Anrecht  auf 
den  Thron  begründenden  Maßregel  \sürde  die  karolingische 
Abstammung  nur  ein  Motiv  für  die  Beschließenden  gebildet 
haben.  Nach  einer  anderen  Auffassung  besaßen  auch  die 
Bastarde  noch  ein  Successionsrecht  und  zwar  ein  Successions- 
recht  von  derselben  Art  wie  die  Ehelichen,  nur  ihre  Reihen- 
folge in  der  Ordnung  der  Succession  sei  verschieden.  Wenn 
hierbei  im  Erbrecht  die  Unehelichen  jedem  Ehelichen  nach- 
gingen, wie  817  beschlossen  war,  so  würde  eine  Handlung 
für  Bernhard  erforderlich  gewesen  sein,  um  ihm  das  Vor- 
recht vor  dem  westfränkischen  Karl  zu  geben  und  diese 
Handlung  hätte  in  einer  Wahl  bestanden,  dem  rechtlichen 
Mittel,  einen  Karolinger,  der  nach  der  Erbordnung  des  könig- 
lichen Hauses  noch  nicht  zum  Throne  gelangte,  dem  näher  be- 
rechtigten Erben  vorzuziehen. 

Der  Standpunkt  Karls  HI.  und  der  Ostfranken  läßt  sich 
in  dem  Bericht,  daß  Karl  Bernhard  zum  Erben  seines  Reiches 
nach  sich  einsetzen  wollte,  bei  der  Zweideutigkeit  des  Aus- 
drucks Erbe  nicht  sicher  erkennen.  Zwar  scheint  danach 
der  König  die  Anschauung  gehegt  zu  haben,  daß  sein 
einziger,  obwohl  unehelicher  Sohn  zum  Erben  seines  Reiches 
durch  die  Nähe  der  Verwandtschaft  mit  dem  Vorgänger 
berufen  sei  und  demgemäß  keiner  Wahl  durch  das  Volk 
bedürfe,  indes  jeden  Zweifel  über  die  Rechtsansicht  Karls 
beseitigen  jene  Worte  nicht  und  noch  weniger  ist  aus  ihnen 
die  im  Volke  lebende  Rechtsüberzeugung  ersichtlich.  Aber 
die  rechtliche  Seite  jener  Vorgänge  wird  durch  Ereignisse 
deutlich,  die  nach  wenigen  Jahren  unter  den  Ostfranken  ein- 
getreten sind. 
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Die  von  Karl  verlangte  Handlung  war  die  Verpflichtung, 
Bernhard  erben  zu  lassen.  Die  Zusage  würde  ein  Verzicht 
zu  Gunsten  Bernhards  gewesen  sein,  bei  der  nächsten  Thron- 
erledigung das  Wahlrecht  auszuüben,  ein  Beschluß,  der  das 
Nachfolgerecht  nicht  erteilte,  sondern  die  Erbfolge  gewähr- 
leistete, eine  Sicherungsmaßregel,  wie  sie  frühere  Karolinger 
bei  ehelichen  Söhnen  getroffen  hatten  und  Arnulf  sie  wieder- 
holte. Karl  wußte,  daß  die  Erbfolge  seines  Sohnes  unsicher  sei 
und  gegen  ihn  die  neben  der  familienrechtlichen  Erbordnung 
bestehende  Volkswahl  leicht  zur  Anwendung  kommen  könne. 
Zwar  hatte  in  der  ostfränkischen  Linie  bisher  nur  der  Erb- 
gang stattgefunden,  aber  das  Erbrecht  bestimmte  den  Nach- 
folger nicht  allein.  Und  wenigstens  im  9.  Jahrhundert  war 
noch  kein  Bastard  König  der  Franken  geworden.  Obwohl 
ihm  die  rechtliche  Möglichkeit  nicht  fehlte,  war  die  Wahr- 
scheinlichkeit seiner  Succession  geringer,  wie  schon  883 
Notker  dessen  Erbrecht  für  ein  tatsächlich  schwächer  wir- 
kendes gehalten  hatte.  Ein  Bastard  war,  auch  wo  sein 
'Recht  kein  schlechteres  war,  unter  sonst  gleichen  Verhält- 
nissen der  Übergehung  leichter  als  ein  ehelicher  Prinz  aus- 
gesetzt, das  Volk  war  geneigter,  statt  seiner  einen  anderen 
Karolinger  zu  wählen.  So  zweifelte  Karl,  ob  sein  Sohn  zur  Be- 
erbung zugelassen  werden  würde. 

Die  Beweggründe  der  Weigerung,  auf  den  Antrag  Karls 
einzugehen,  ergeben  sich  teils  aus  einer  von  unserem  Bericht- 
erstatter 885  mitgeteilten  Tatsache,  teils  aus  ostfränkischen 
Handlungen  in  den  Jahren  887  und  889.  Die  gewichtigsten 
Gegner  des  königlichen  Vorhabens  sind  Bischöfe  gewesen. 
Auf  dieser  Seite  war  es  am  meisten  die  Unehelichkeit  Bern- 
hards, die  von  der  Bewilligung  seiner  Nachfolge  abhielt. 
Hier  kam  der  Gegensatz  zwischen  der  kirchlichen,  den 
Bastarden  ungünstigen,  und  der  unter  den  Ostfranken  noch 
eingewurzelten  älteren  weltlichen  Anschauung  zum  Ausdruck. 
Aber  der  Mangel  der  ehelichen  Geburt  war  auch  für  die 
Geistlichen  nicht  das  einzige  Bedenken,  sich  auf  Bernhards 
Nachfolge  zu  verpflichten.  Denn  Bischöfe,  unter  ihnen  der 
Erzbischof  von  Mainz,  haben  887  an  der  Wahl  eines  Unehe- 
lichen zum  Nachfolger  Karls  und  889  an  der  Einräumung 
der    Erbfolge    zweier    Bastarde    sich    beteiligt.     Waren    sie 
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wenige  Jahre  später  der  Meinung,  daß  dem  Bastard  ein 
Anrecht  auf  den  Thron  zustehe,  so  haben  sie  es  auch  885 
nicht  bestritten.  Außer  dem  Mangel  der  ehelichen  Geburt 
kam  das  Alter  Bernhards  in  Betracht.  Er  war  noch  zu 
jung,  um  ba!d  die  Regierung  führen  zu  können.  Wie  die 
Westfranken  884  den  Erben  ihres  Reiches  wegen  seiner 
Jugend  den  Bruder  nicht  beerben  ließen,  sondern  ihm  einen 
erwachsenen  ostfränkischen  Karolinger  vorzogen,  so  hielten 
die  Ostfranken  885  durch  ihre  Ablehnung  sich  eine  Ent- 
scheidung offen,  welche  richtiger  später  gefaßt  wurde  und 
am  zweckmäßigsten  erst  bei  der  Thronerledigung,  zu  der 
Zeit,  wo  die  Tauglichkeit  der  vorhandenen  Karolinger  sich 
beurteilen  ließ.  Die  Ostfranken  besaßen  885  in  Arnulf  einen 
'Bastard,  der  die  Mark  Kärnten  verwaltete  und  882  die 
Baiern  im  Kriege  gegen  die  Normannen  befehligt  hatte.  Die 
Ausführung  des  Plans  Karls  HI.  würde  die  Wahl  Arnulfs, 
der  viele  Anhänger  hatte,  vereitelt  haben.  Soweit  waren  es 
politische  Erwägungen,  auf  die  Karl  bei  den  Optimaten  ge- 
stoßen ist.  Sie  wollten  Bernhard  nicht  ausschließen,  aber 
zur  Zeit  auch  nicht  annehmen.  Der  Wille,  die  Entscheidung 
sich  vorzubehalten,  würde  weniger  stark  oder  nicht  vorhanden 
gewesen  sein,  wenn  Karl  einen  ehelichen,  obgleich  uner- 
wachsenen  Sohn  besessen  hätte,  wie  schon  Notker  äußerte, 
imd  die  Ostfranken  bei  Arnulfs  Sohn  Ludwig  betätigt  haben. 
Aber  bei  dem  unehelichen  Kinde  Bernhard  haben  die  Optimaten 
mehr  auf  ihr  Interesse  und  das  öffentliche  Wohl  als  auf  die 
Erbfolge  gesehen. 

Nachdem  die  Ostfranken  885  sich  das  Recht  gewahrt 
hatten,  nach  Karl  HI.  einen  geeigneten  Karolinger  zum 
König  zu  erheben,  waren  sie  auf  die  Wahl  vorbereitet. 
Zwei  Jahre  später  haben  sie  Karl  von  dem  Throne  gestürzt. 
Bei  seiner  Absetzung  gab  es  fünf  durch  ihre  Herkunft  auf 
das  Reich  berechtigte  Prinzen,  vier  ostfränkische,  Bernhard 
und  Arnulf  nebst  dessen  Söhnen,  und  den  westfränkischen  Karl, 
der  allgemein  als  ehelicher  Karolinger  galt.  Die  Ostfranken 
wählten  den  Nachfolger  Karls  UI.  Auf  wen  ihre  W^ahl  fallen 
würde,  war  im  voraus  gewiß.  Sie  erkoren  Arnulf.  Er  war 
der  einzige  regierungsfähige  Mann  in  dem  königlichen  Ge- 
schlecht und  gehörte  zudem  der  ostfränkischen  Linie  an. 
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Arnulf  wurde  gewählt.  Wie  immer  das  Reich  erledigt 
wurde,  für  ihn  war  stets  eine  Wahl  erforderlich,  weil  er 
nicht  der  durch  seine  Geburt  bestimmte  Nachfolger  war.  Ob 
das  nächste  Successionsrecht  in  der  hausrechtlichen  Reihen- 
folge nach  dem  Urteil  der  Ostfranken  Bernhard  wegen  seiner 
näheren  Verwandtschaft  mit  dem  Vorgänger  oder  Karl  wegen 
seiner  ehelichen  Geburt  zustand,  mag  streitig  sein^),  Arnulf 
besaß  es  in  keinem  Falle. 

Arnulfs  Wahl  zeigt  die  Wählbarkeit  eines  Bastards  nach 
der  ostfränkischen  Rechtsansicht,  die  Unehelichkeit  ist  nach 
der  Meinung  der  Ostfranken  kein  Grund  seiner  Unrechtmäßig- 
keit gewesen,  wie  auch  die  Zeitgenossen  in  ihren  Berichten  die 
unechte  Geburt  bei  und  nach  der  Wahl  nicht  mehr  erwähnt 
haben.  Aber  es  sind  nicht  nur  die  Ostfranken  gewesen, 
denen  ein  karolingischer  Bastard  noch  als  thronfolgeberech- 
tigt durch  Wahl  gegolten  hat.  Ein  Ausländer  hat  Arnulf 
von  der  Vaterseite  zum  Reiche  geboren  genannt^),  und 
Inländer  in  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  haben  nicht 
anders  geurteilt.  Westfranken  äußerten  sofort,  daß  ihm  als 
Mitglied  des  Herrscherhauses  ein  Folgerecht  zukomme.  Dem 
Könige  Odo  unterworfene  Franken,  unter  ihnen  zwei  Söhne 
karolingischer  Prinzessinnen  und  Erzbischof  Folco  von  Reims, 
haben  888  an  Arnulf  die  Bitte  gerichtet,  das  westliche  Reich  als 
ein  ihm  rechtmäßig  gebührendes  Land  in  Besitz  zu  nehmen.') 
Auch  neben  Karl  d.  E.  hat  ihm  Folco  893  ein  Anrecht  auf 
das  Reich  zuerkannt.*)  Abt  Regino  von  Prüm,  der  ihn  für 
den  einzigen  zur  Zeit  geeigneten  Karolinger  erklärte,  hat 
ihn  als  den  durch  seine  Abkunft  rechtmäßigen  Herrscher  hin- 
gestellt.'*)   Italiener  haben  ihn  893  aufgefordert,  das  König- 


»)  Für  Karl  Scholle,  De  Lotharii  I.  certamine  1855  S.  62  Anm.  14, 
Waitz  V,  96  vgl.  25.  Dümmler  III,  312.  Mühlbacher,  Reg.  I,  LXVIII. 
Parisot  485.  —  -)  Ann.  Anglosax.  887  SS.  XIII,  106,  21.  —  ')  Ann. 
Vedast.  888  SS.  II,  204,  10—12.  Folco,  Flodoard  IV,  5  SS.  XIII,  563, 
25—27.  31.  Parisot  490.  Sugenheim,  Gesch.  des  d.  Volkes  I,  539  ver- 
mutet westfränkische  Abneigung  gegen  Arnulf  wegen  seiner  Unehelieh- 
keit.  Die  Quellen  bringen  sie  nicht  in  Verbindung.  —  *)  Vgl.  Flodoard 
IV,  5  SS.  XIII,  563,  33.  564,  26.  29.  37  f.  —  »)  Regino  880  S.  117  nennt 
Arnulfs  alieinige  Regierunghtüchtigkeit  als  Wahlmotiv  und  ihn  nach 
seiner  Wahl  und  Karls  Thronverzicht  {887  S.  128)  den  durch  Geburt 
rechtmäßigen  Herrscher  888  S.  129. 


Das  Thronfolgerecht  der  unehelichen  Karolinger.  145 

reich  Italien  von  dem  Usurpator  Wido  zu  befreien.^)  Waren 
Italiener  und  Westfranken  der  Ansicht,  daß  er  wegen  seiner 
karolingischen  Geburt  ein  Folgerecht  besitze,  so  haben  auch 
die  Ostfranken  unter  derselben  Anschauung  gestanden. 

Arnulf  war  überzeugt,  als  Karolinger  successionsfähig 
zu  sein.  Weil  er  ein  Recht  auf  das  Reich  durch  seine  Ab- 
stammung hatte,  hielt  er  im  Unterschied  von  den  im  Reiche 
aufgestellten  Königen  aus  anderen  Familien  Salbung  und 
Krönung  für  eine  seinem  Herrscherrecht  entbehrliche  Siche- 
rung.^) Nach  seiner  Erklärung,  er  habe  das  Königsgut  durch 
Erbrecht  erhalten,")  hat  er  das  zum  Reiche  gehörige  Königs- 
gut mit  dem  Reiche  durch  eine  Wahl  erworben,  deren  Zu- 
lässigkeit  er  seiner  karolingischen  Herkunft  verdankte.  Weil 
seine  Wahl  ein  Anwendungsfall  des  geltenden  Reichsrechts 
war,  gemäß  welchem  das  Volk  unter  den  folgeberechtigten 
Karolingern  auszuwählen  hatte,  eine  Rechtsausübung,  die  sich 
in  dem  einzelnen  Falle  erschöpfte,  hat  sie  zu  dem  bestehen- 
den Thronrecht  kein  neues  Recht  hinzugefügt*)  Noch  unter 
Arnulf  wurde  das  Reich  der  Franken  von  dem  karolingischen 
Geschlecht  beherrscht.^) 

Die  Stellung  des  unechten  Prinzen  in  der  Erbfolge- 
ordnung des  karolingischen  Hauses  nach  der  ostfränkischen 
Ansicht  hat  nochmals  unter  Arnulf  in  Frage  gestanden.   Der 


M  Ann.  Fuld.  893  S.  122,  vgl.  890  S.  118  f.  —  ')  Waitz  V,  30,  1. 
VI,  208.  Brunner,  RG.  II,  22.  Mühlbacher,  Deutsche  Gesch.  619.  — 
»)  898,  Mon.  Boica  XXVIII a,  123  (Mühlbacher  1897).  —  *)  Gegen 
H.  Schulze  in  dieser  Zeitschrift  VII,  386.  393  und  Hädicke,  Landes- 
teilungen der  fränk.  Könige  1896  S.  29  s.  Dümmier  III,  303  f.  Nach 
Waitz  V,  25.  27.  28.  96.  VI,  162  war  Arnulf  nicht  successionsberechtigt 
und  seine  Abstammung  nur  ein  Beweggrund  lür  die  Wähler,  sich  auf 
ihn  zu  vereinigen.  Dümmier  III,  244.  303.  304.  3ll.  312  erkennt  ihm 
eine  Berechtigung  zu,  deren  Unvollständigkeit  durch  die  Wahl  ergänzt 
sei.  und  ebenso  Mühlbacher,  Reg.  I,  LXVII.  LXVIII,  Deutsche  Gesch. 
87.  619.  633.  658.  659,  wonach  Arnulf  sich  als  den  berechtigten  Erben 
betrachtete  S.  659.  Vgl.  Köpke,  Otto  I.  1876  S.  20.  Das  fränkische 
Reich  war  nicht  nur  ein  Erbreich,  sondern  zugleich  ein  Wahlreich,  in 
welchem  der  erkorene  Karolinger  vermöge  des  auf  folgeberechtigte 
Karolinger  besehränklen  Wahlrechts  sein  Recht  auf  das  Reich  er- 
warb. Bei  einem  Bastard  hat  die  Wahl  den  Fehler  der  Geburt 
nicht  ergänzt,  sondern  ignoriert.  —  «)  Poeta  Saxo  V,  136.  142  (Poet. 
Carol.  IV.  581. 
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König  hat  889,  zu  einer  Zeit,  als  er  nur  natürliche,  zwei 
von  verschiedenen  Konkubinen  geborene  Söhne  besaß,  von 
den  Baiern,  die  ihm  von  seinem  Vater  her  am  ergebensten 
waren,  das  Versprechen  nachgesucht  und  erhalten,  sich  der 
Herrschaft  der  Prinzen  nicht  zu  entziehen.  Dem  Könige 
genügte  die  Zusicherung  der  Baiern  nicht,  er  hat  auch  von 
den  übrigen  ostfränkischen  Optimaten  die  Zusage  erlangt, 
jedoch  mit  der  zugleich  für  die  Baiern  gültigen  Ein- 
schränkung, daß  ein  ehelicher  Sohn  vor  den  Bastarden 
König  werden  solle.  Die  Ostfranken  haben  nicht  einer 
Handlung  des  Königs  ihre  Zustimmung  gegeben,  es  kam 
vielmehr  auf  eine  Handlung  des  Volkes  an,  bei  welcher  der 
König  nur  insofern  beteiligt  war,  als  er  sie  veranlaßt  hat. 
Arnulf  erlangte,  was  sein  Vorgänger  nicht  erreicht  hatte, 
er  hat  seinen  Einfluß  auf  die  Bestimmung  seiner  Söhne  zu 
Erben  mit  Erfolg  geltend  gemacht.^)  Und  so  sehr  hielten 
die  Ostfranken  an  dem  Erbgang  fest,  daß  sie  zwei  Erben 
zuließen,  deren  Nachfolge  eine  Teilung  der  Herrschaft 
Arnulfs  bewirkt  haben  würde.  Diese  bei  den  Ostfranken 
geltende  Erbberechtigung  der  unechten  Karolinger  ist  jedoch 
unter  Umständen  anerkannt  worden,  die  eine  andere  poli- 
tische Entscheidung  erschwerten.  Als  Arnulf  über  die  Erb- 
folge seiner  Bastarde  verhandelte,  waren  Bastarde  die 
einzigen  Karolinger  der  ostfränkischen  Linie;  außer  Arnulfs 
Söhnen  war  nur  Bernhard  vorhanden,  auf  den  eine  Wahl  hätte 
fallen  können.  Wahl  oder  Erbfolge  eines  westfränkischen 
Karolingers  hatten  die  ostfränkischen  Prinzen  nicht  zu  besorgen. 
Die  westliche  Linie  war  den  Ostfranken  schon  887  zu  fremd 
gewesen,  als  daß  sie  deren  einzigen  Prinzen  Karl  mit  Rücksicht 
auf  seine  Ehelichkeit  succedieren  ließen,  und  in  den  beiden 
folgenden  Jahren  war  ihnen  der  W^esten  und  sein  Karolinger 
noch  mehr  entfremdet. 

Nachdem  die  Geburt  eines  ehelichen  Sohnes  Arnulfs 
893  die  beiden  Bastarde  in  der  Succession  an  die  zweite 
Stelle  gebracht  hatte,  wünschte  Arnulf  für  seinen  ältesten 
Sohn   das    Königreich    Lothringen    zu    errichten.    Die    Opti- 

i)  Ann.  Fuld.  889  S.  118.  Bruuner  iu  dieser  Zeitschrift  XXX,  7 
gegen  Mühlbaeher,  Gesch.  633.  Vgl.  Usinger  bei  Hirsch,  Heinrich  II. 
I,  429.  433.   Ludwigs  Ehelichkeit  hebt  Regino  900  S.  148  hervor. 
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maten  des  Landes  haben  894  die  Ausführung  des  Plans  durch 
Versagung  ihrer  Genehmigung  verhindert.  Die  Gründe  der 
Ablehnung  sind  unbekannt.  Schon  im  nächsten  Jahre  hat  der 
König  mit  EinwilLgung  einer  großen  Reichsversammlung,  auf 
der  die  anwesenden  Lothringer  keinen  Einspruch  erhoben,  sein 
Recht,  das  Königreich  zu  gründen,  ausgeübt  und  dem  Bastard 
das  Reich  übergeben.  Die  Zustimmung  hat  sich  nicht  auf  die 
Unehelichkeit  bezogen.^)  Der  Bastard  erwarb  das  König- 
tum durch  Übertragung,  nicht  durch  Wahl.  Arnulf  ordnete  die 
Salbung  des  Königs  an,  um  dessen  Stellung  durch  die  Kirche 
zu  befestigen. 

Bernhard,  von  seinem  Vater  bei  der  Niederlegung  der 
Regierung  dem  Nachfolger  empfohlen,  durch  dessen  Wahl 
er  von  dem  väterlichen  Reiche  ausgeschlossen  war,  hatte 
durch  den  ostfränkischen  Beschluß  von  889  die  Aussicht, 
Arnulf  zu  succedieren,  verloren.  Er  wollte  nun  890  in  dem 
ehemaligen  schwäbischen  Königreiche  seines  Vaters  sich  zum 
Könige  aufwerfen,  wozu  ihm  der  Abt  von  St.  Gallen  und  ein 
Graf  des  Landes  Unterstützung  boten.^)  Er  war  ein  Em- 
pörer, aber  nicht  ein  Anmaßer  wie  andere  Fürsten,  auch  er 
konnte  König  der  Franken  werden,  wie  es  seinen  Vettern  ver- 
heißen war. 

Der  karolingische  Bastard  ist  bis  zum  Ausgang  des  9.  Jahr- 
hunderts ein  folgefähiges  MitgMed  der  Dynastie  geblieben.  Er 
hat  die  Wählbarkeit  ohne  die  817  gewollte  Beschränkung  auf 
Eheliche  vor  Unehelichen  und  bei  den  Ostfranken,  unter  denen 
der  ihm  feindliche  Einfluß  der  Geistlichkeit  weniger  mächtig 
war,  auch  das  Nachfolgerecht  im  Erbgang  behalten. 

1)  Vgl.  Viollet,  Hist.  du  droit  civil  francais»  1893  S.  466.  — 
')  Dümmler  III,  341  f.    Mühlbacher,  Reg.  I  Nr.  1798a. 
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IV. 

Die  isländischen  Häuptlinge. 

Von 
Herrn  Amtsrichter  Dr.  F.  Boden 

in  II  a  m  b  u  r  g. 


1.  Einleitung. 

Die  urgermanische  Ständegliederung  und  insbesondere 
die  rechtliche  und  soziale  Stellung  des  ältesten  germanischen 
Adels  haben  in  jüngster  Zeit  die  Literatur  mehrfach  be- 
schäftigt. Einverständnis  herrscht  darüber,  daß  schon  in 
früher  Zeit  der  Adel  in  fast  allen  germanischen  Ländern 
durch  das  Aufkommen  und  Erstarken  des  Königtums  eine 
totale  Veränderung  erfuhr,  indem  der  Uradel  allmählich 
durch  einen  auf  dem  Königtum  ruhenden  Amtsadel  völlig 
verdrängt  wurde.  Dieser  Umstand  bringt  es  mit  sich,  daß 
die  Quellen  über  den  germanischen  Uradel  in  den  meisten 
Gegenden  überaus  spärlich  fließen.  Es  ist  deshalb  nicht 
auffallend,  daß  so  viele  Punkte,  die  den  ältesten  Adel  an- 
gehen oder  mit  ihm  im  Zusammenhang  stehen,  noch  unauf- 
geklärt oder  zweifelhaft  sind.  Und  doch  sind  es  gerade  die 
ältesten  Verhältnisse,  die  für  uns  das  größte  Interesse  haben. 
Unter  allen  germanischen  Ländern  gibt  es  nun  nur  ein 
einziges,  das  noch  den  größten  Teil  des  Mittelalters  hindurch 
nicht  unter  einem  König  stand,  und  in  dem  also  eine  Ver- 
drängung des  Uradels  durch  den  königlichen  Dienstadel 
nicht  stattgefunden  haben  kann.  Dieses  Land  ist  Island, 
das  erst  in  den  Jahren  1262 — 1264  dem  norwegischen  König 
unterworfen  wurde,  und  das  von  seiner  Besiedelung  in  den 
Jahren  872 — 930  an  bis  zu  jener  Zeit  einer  königlichen  oder 
sonst  monarchischen  Herrschaft  gänzUch  entbehrte.  Zugleich 
zeichnet  sich  dieses  Land  nun  aber  nicht  nur  durch  eine 
umfangreiche  Rechtsliteratur  aus,  sondern  auch  durch  einen 
großen  Reichtum   an   Geschichtsquellen.    Und  gerade  dieser 
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letzteren  bedarf  man  dringend,  um  über  die  Ständegliederung 
eines  Volkes  ein  sicheres  Urteil  zu  gewinnen,  weil  die 
Standesunterschiede  nur  zum  geringeren  Teil  auf  rechtlichem, 
und  zum  größten  Teil  auf  sozialem  Gebiete  zu  liegen 
pflegen.  Die  isländischen  Geschichtsquellen  der  älteren  Zeit. 
die  sog.  Islendinga  sögur,  Isländergeschichten,  sind  nun  aller- 
dings in  ihrer  Glaubwürdigkeit  vielfach  angefochten.^)  und 
gewiß  in  mancher  Beziehung  nicht  mit  Unrecht.  Ohne  auf 
die  sehr  subtile  Frage  näher  einzugehen,  sei  hier  nur  folgen- 
des bemerkt.  Der  stärkste  Einwand  gegen  die  Glaubwürdig- 
keit der  Islendingasögur  ist  der  Umstand,  daß  sie  erst  rund 
200  Jahre  nach  den  in  ihnen  erzählten  Ereignissen  aufge- 
zeichnet sind;  es  lassen  sich  tatsächlich  auch  eine  Reihe 
Differenzen  und  Irrtümer  in  den  Einzelheiten,  in  der  Zeit- 
rechnung, den  Personen,  den  Genealogien  usw.  nachweisen. 
Aber  es  sind  doch  eben  nicht  die  Einzelheiten,  sondern  das 
Gesamtbild,  das  uns  interessiert,  und  in  diesem  Gesamtbild, 
das  sich  aus  zahlreichen  Einzelheiten  zusammensetzen  muß, 
fällt  ein  einzelner  Irrtum  nicht  erheblich  ins  Gewicht,  soweit 
es  sich  nicht  etwa  um  eine  ständig  wiederkehrende  Ursache 
des  Irrtums  handelt,  als  welche  z.  B.  Parteilichkeit  des 
Schriftstellers  und  Übertragung  späterer  Verhältnisse  auf 
frühere  Zeiten  in  Frage  kommen  kann.  Soweit  dergleichen 
nicht  in  Frage  kommt,  wird  es  trotz  der  Anfechtungen  be- 
rechtigt sein,  aus  den  von  den  Erzählungen  gebotenen 
Einzelheiten  ein  Gesamtbild  zusammenzustellen,  indem  man 
die   Möglichkeit   einer   Unrichtigkeit   im   Einzelfalle  in  Kauf 


1)  Vgl.  Jessen,  Glaubwürdigkeit  der  Egilssaga  und  anderer 
Isländersagen,  Historische  Zeitschr.  Bd.  28  1872.  Lehmann  und  Schnorr 
von  Carolsfeld,  die  Njälssaga  insbesondere  in  ihren  juristischen  Be- 
standteilen 1883.  Otto  Opet,  die  Zuverläßigkeit  der  rechtsgeschicht- 
lichen Angaben  der  Hrafnkelssaga,  Mitt.  d.  Inst.  f.  österr.  Geschichtsf. 
Ergänzungsbd.  3  1890 — 94,  schließlich  auch  Konrad  v.  Maurer,  die 
H8ensa-|>6ris  saga,  Abhandlungen  der  Münchener  Akademie  Bd.  12  1871, 
während  dieser  im  übrigen  die  Mehrzahl  der  Islendinga  sögur  als  durch- 
aus zuverlässig  behandelt  und  anerkennt,  worüber  insbesondere  zu  ver- 
gleichen ist:  Zwei  Rechtsfälle  in  der  Eigla  (Sitzungsberichte  der 
Münchner  Akademie  1895),  Zwei  Recht«{älle  aus  der  Eyrbygja  (daselbst 
1896)  und  Besprechung  von  Arvid  Kempe,  Studier  öfver  den  Islsendska 
Juryn  enligt  Grägäs  in  der  Kritischen  Vierteljahrsschrift  Bd.  28  1886i 
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nimmt  und  sich  darauf  verläßt,  daß  die  Fülle  des  Materials  den 
vereinzelten  Fehler  ausgleichen  werde. 

Zieht  man  nun  die  Reichhaltigkeit  der  Geschichtsquellen 
und  die  Ausführlichkeit  der  Rechtsbücher  auf  der  einen  Seite, 
das  Fehlen  eines  Königtums  auf  der  andern  Seite  in  Betracht, 
so  wird  man  sich  der  Vermutung  nicht  verschließen  können, 
daß  die  isländischen  Verhältnisse  uns  wahrscheinlich  über 
den  germanischen  Uradel  mancherlei  Aufklärung  werden 
geben  können,  die  wir  anderweitig  vergebens  suchen.  Diese 
Vermutung  wird  nur  dann  hinfällig,  wenn  die  isländischen 
Verhältnisse  solche  Besonderheiten  und  Eigentümlichkeiten 
zeigen,  daß  an  ihre  Verwertung  für  die  Erforschung  der 
gemeingermanischen  Verhältnisse  nicht  zu  denken  ist.  Das 
hat  man  nun  allerdings  bisher  angenommen,  und  daher 
erklärt  es  sich,  daß  man  bisher  noch  nicht  den  Versuch 
gemacht  hat,  die  isländischen  Verhältnisse  in  dieser  Beziehung 
weiter  zu  verwerten. 

Auffallend  ist  allerdings  auf  den  ersten  Blick,  daß  die 
isländischen  Rechtsaufzeichnungen  das  regelmäßige  Kenn- 
zeichen des  germanischen  Adels,  die  Erhöhung  des  Wer- 
geldes  und  der  Bußen,  schlechterdings  nicht  kennen;  das 
isländische  Recht  stuft  die  Bußen  überhaupt  nicht  nach  dem 
Stande  ab,  sondern  normiert  sie  für  alle  gleichmäßig.  Dieser 
Umstand  hat  jedoch  vielleicht  seinen  Grund  nur  in  der 
juristischen  Technik.  Nach  isländischem  Recht  ist  die  regel- 
mäßige Folge  einer  Rechtsverletzung  nicht  wie  in  sonstigen 
germanischen  Rechten  eine  Buße,  sondern  es  tritt  meist 
sofort  Friedlosigkeit,  sei  es  in  der  strengeren  oder  in  der 
milderen  Form,  ein.  Praktisch  kam  es  aber  in  der  Regel 
nicht  zur  Friedlosigkeit,  und  das  lag  auch  wohl  nicht  im 
Sinne  der  Rechtsordnung;  vielmehr  verglichen  sich  Verletzter 
und  Schädiger  in  der  Regel  auf  eine  Buße.  Daß  diese 
dann  aber  nach  dem  Stande  des  Verletzten  verschieden 
normiert  wurde,  läßt  sich  durch  zahlreiche  Beispiele  aus  den 
Geschichtsquellen  belegen.  Es  wäre  also  jedenfalls  voreilig, 
wenn  man  aus  der  gedachten  Eigentümlichkeit  der  Rechts- 
quellen auf  einen  demokratischen  Grundzug  des  isländischen 
Staates  schließen  wollte.  Die  gesamte  Literatur  steht  auch 
durchaus  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  isländische  Staats- 
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Verfassung  eine  durchaus  aristokratische  war.  Die  Träger 
dieser  Aristokratie  waren  die  Goden,  in  deren  Händen  die 
gesamte  Regierungsgewalt  lag.  Die  Gewalt  der  Goden  war 
vererblich  und  frei  veräußerlich.  Von  der  freien  Veräußerlich- 
keit  wurde  aber  wenigstens  Nichtverwandten  gegenüber  kein 
allzu  häufiger  Gebrauch  gemacht.  Die  Godengewalt  blieb 
vielmehr  regelmäßig  in  der  Familie  und  erscheint  faktisch 
an  die  Familie  gebunden.  Es  kann  bei  dem  sehr  engen 
Familienzusammenhang  in  Island  auch  kaum  zweifelhaft  sein, 
daß  auch  der  Stand  der  Verwandten  des  Goden  von  der 
Godenwürde  beeinflußt  wurde,  sodaß  sich  in  dieser  Be- 
ziehung eigentlich  kein  Bedenken  ergibt,  den  Godenadel 
als  einen  Geburtsadel  anzusprechen.^)  Es  besteht  in  dieser 
Beziehung  kein  Unterschied  zwischen  dem  isländischen  Goden- 
adel und  dem  sonstigen  germanischen  Adel,  indem  auch 
dieser  meist  mit  einer  hervorragenden  staatlichen  Stellung 
eines  Familienmitgliedes  verbunden  ist.  Von  hier  aus  er- 
gibt sich  also  kaum  ein  Bedenken,  den  isländischen  Goden- 
adel mit  dem  germanischen  Uradel  in  Zusammenliang  zu 
bringen.  Aber  die  bisherige  Literatur  nimmt  für  das  Goden- 
tum  eine  Art  der  Entstehung  an,  die  allerdings  einen 
nähern  Zusammenhang  mit  dem  germanischen  Uradel  fast 
gänzlich  ausschließt.   Nach   der   herrschenden   Anschauung') 


*)  A.  M.  wenngleich  wohl  mehr  im  Ausdruck,  als  in  der  Sache, 
Konrad  von  Maurer,  Island  S.  152 — 154.  —  ')  Vgl.  Konrad  von  Maurer, 
Island  S.  38.  Derselbe,  Entstehung  des  isländischen  Staats  und  seiner 
Verfassung  (Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  des  germanischen  Nordens 
Heft  1  1852),  S.  82ff.,  111  ff.  und  derselbe:  zur  Urgeschichte  der  Goden- 
würde (Zeitschr.  f.  deutsche  Philologie  Bd.  4) ;  von  Amira,  Gott.  gel. 
Anz.  1889  S.  252:  Lehmann,  Zeitschr.  der  Savigny-Stiftung,  Germ,  Abt. 
Bd.  11,  1890  S.  210  und  derselbe,  zur  Frage  nach  dem  Ursprung  des 
Gesetzessprecheramtes,  Zeitschr.  der  Savigny-Stiftung  Bd.  6  1885  Nr.  4. 
Auch  Vilhjälmur  Finssen,  Om  den  oprindelige  Ordning  af  nogle  af 
den  islandske  Fristats  Institutioner  in  Vidensk.  Selsk.  Skr.  6.  Raekke, 
histor.  og  philos.  Afdeling  2,  1.  Kjöbenhavn  1888  S.  56,  führt  das 
Godentum  auf  das  Tempelpriestertum  zurück,  modifiziert  jedoch  die 
herrschende  Anschauung  insofern  nicht  unerheblich,  als  nach  seiner 
Ansicht  die  Goden  bis  zum  Jahre  930  ausschließlich  Tempelpriester 
waren  und  ihnen  dann  im  Wege  der  Gesetzgebung,  nämlich  durch  die 
Ulfljötslög,  die  politische  Machtstellung  beigelegt  wurde«,  während  die 
herrschende  Meinung  die  Entwicklung  des  Tempelpriestertnms  »irr  poli- 
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ist  nämlich  das  Godentum  aus  dem  Tempelpriestertum 
entstanden  und  beruhte  die  Regierungsgewalt  der  Goden 
gegenüber  ihren  Thingmännern  auf  der  Gewalt  des  Tempel- 
besitzers gegenüber  den  fremden  Benutzern  seines  Tempels, 
die  ihrerseits  durch  freien,  jederzeit  kündbaren  Vertrag 
dieses  Untertanverhältnis  eingegangen  seien,  um  sich  da- 
durch die  Benutzung  des  Tempels  zu  sichern.  Es  soll  im 
folgenden  untersucht  werden,  ob  diese  Theorie  von  der  Ent- 
stehung des  Godentums  dem  Inhalt  unserer  Quellen  völlig 
gerecht  wird,  und  ob  in  der  Tat  die  Entwicklung  des 
isländischen  Adels  einen  Weg  eingeschlagen  hat,  der  in  der 
germanischen  Rechtsgeschichte  einzig  dasteht,  und  der  einen 
Zusammenhang  mit  dem  germanischen  Uradel  von  vornherein 
so  gut  wie  ganz  ausschließt,  oder  ob  die  für  eine  solche 
Entstehung  des  Godentums  aus  dem  Tempelpriestertum 
sprechenden  Quellenzeugnisse  nicht  vielleicht  eine  andere 
Deutung  zulassen. 

Was  die  Rechtsstellung  der  Goden,  ihre  Befugnisse  und 
Pflichten  angeht,  so  hat  Konrad  v.  Maurer,  Island  von  seiner 
Entdeckung  bis  zum  Untergang  des  Freistaats  S.  187 — 211 
darüber  einen  ausführlichen,  nach  keiner  Richtung  einer 
Ergänzung  bedürfenden  Bericht  erstattet,  auf  den  wir  hier 
Bezug  nehmen  können.  Es  sei  hier  nur  kurz  an  die  wich- 
tigsten Befugnisse  und  Pflichten  der  Goden  erinnert.  Es 
lag  ihnen  in  erster  Linie  auf  allen  Thingen  die  Leitung  und 
Richterernennung  ob;  ferner  hatten  sie  das  Verteilungs- 
gericht abzuhalten  und  die  Zwölf  er  jury  zu  berufen;  weiter 
hatten  sie  das  ausschließliche  Stimmrecht  in  der  Lögretta. 
Über  diese  Rechte  und  Pflichten  der  Goden  geben  uns  die 
Rechtsbücher  ausführliche  Auskunft.  Aber  auch  sonst  be- 
saßen sie  die  weitestreichenden  Machtbefugnisse,  die  sich 
jedoch  hauptsächlich  aus  den  Geschichtsquellen  ergeben  und 
in  den  Rechtsbüchern  nur  hin  und  wieder  gestreift  werden. 
Es  lag  ihnen  ganz  allgemein  ob:  die  Sorge  für  den  Frieden 
im   Bezirk,   die   Beaufsichtigung   von   Handel   und    Wandel, 

tischeu  Macht  im  Wege  des  Gewoluiheit.siechtes  «niiiiiunt.  Finsseus 
Ansicht  berührt  sich  mit  der  hier  vertretenen  in  der  selbständigeren 
Stellung,  die  er  den  Ulfljötslög  gegenüber  dem  bisherigen  Gewohnheits- 
recht einräumt. 
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der  Schutz  und  die  Vertretung  ihrer  Thingleute  nach  außen. 
Sie  waren  in  der  Wahl  ihrer  Mittel  zur  Erfüllung  ihrer  Auf- 
gaben ziemlich  unbeschränkt.  Sie  besaßen  em  Recht  zum 
Aufgebot  der  Thinggenossen,  die  ihrerseits  ihnen  zur  Folge 
verpflichtet  waren,  sie  konnten  ihren  Thingleuten  im  Inter- 
esse des  Friedens  eine  gewisse  Gegend  als  Aufenthaltsort 
verbieten  oder  zuweisen,  sie  konnten  als  gesetzliche  Ver- 
treter ihrer  Thingleute  Verträge,  insonderheit  Vergleiche 
schließen  (vgl.  Sturl.  Yll  cap.  106  S.  329)  und  sie  übten 
sogar  ein  Gesetzgebungsrecht  aus  (vgl.  insbes.  Heid.  cap.  7). 
Außerdem  war  ihre  Stellung  auch  mit  pekuniären  Vorteilen 
verknüpft,  indem  sie  den  Überschuß  des  {)ingfararkaup, 
femer  gewisse  Gerichtsgefälle  und  Sportein  und  schließlich 
auch  eine  direkte  Abgabe  ihrer  Untertanen,  in  älterer  Zeit 
Tempelzoll,  in  späterer  Zeit  Schafzoll  genannt,  bezogen. 

2.  Positive  Gründe  gegen  die  Entstehung  des 
Godentums  aus  dem  Tempelpriestertum. 
Was  nun  die  Entstehung  der  isländischen  Aristokratie 
aus  dem  Tempelpriestertum  angeht,  so  sprechen  zunächst 
eine  Reihe  positiver  Gründe  dagegen,  die  hier  zunächst  er- 
örtert werden  sollen.  In  erster  Linie  ist  darauf  hinzuweisen, 
daß  das  germanische  Heidentum  eine  wenig  geeignete 
Grundlage  für  staatliche  Gewalten  bot,  -wie  sich  denn  auch 
in  keinem  andern  germanischen  Lande  auch  nur  die  leiseste 
Spur  einer  theokratischen  Staatsverfassung  nachweisen  läßt. 
Das  Gepräge  des  germanischen  Heidentums  war  ein  durchaus 
individualistisches.  Es  kannte  kaum  irgend  welche  allgemein 
anerkannten  Glaubenslehren,  auf  denen  sich  eine  für  alle 
verbindliche  Staatsverfassung  hätte  aufbauen  können.  Zwei 
eklatant«  Beispiele,  in  wie  geringem  Maße  die  Glaubens- 
lehren als  allgemein  verbindlich  angesehen  wurden,  sind  uns 
in  der  Ejrrbyggja  und  der  Hrafnkelssaga  überliefert.  Die 
J)6rsnesingar  haben  dem  {)ör  eine  Thingstätte  geweiht  und 
sie  mit  einer  besondem  Heiligkeit  ausgestattet.  Diese 
Heiligkeit  wird  von  den  benachbarten  Kjalleklingar  nur  so 
lange  respektiert,  als  sie  sich  nicht  mächtiger  wissen  als 
jene,  dann  aber  von  ihnen  so  offen  bestritten,  daß  es  zu 
einem   Kampfe    zwischen   den   beiden   Parteien   kommt,   der 
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zur  Fo^ge  hat,  daß  die  alte,  geheiligte  Thingstätte  auf- 
gegeben werden  muß  und  eine  neue  unter  Mitbeteiligung 
der  Kjalleklingar  gegründet  wird.  Die  Heiligkeit  des  Ortes 
erseheint  hier  durchaus  als  eine  Privatangelegenheit  der 
|)örsnesingar  (Eyrb.  cap.  9  und  10).  In  der  Hrafnkelssaga 
(S.  23)  wird  erzählt,  wie  Hrafnkell,  ein  eifriger  Verehrer 
des  Gottes  Frey,  von  seinem  Feinde  Sam  und  dessen  Be- 
schützern überwunden  wird.  Nach  seiner  Überwindung  lassen 
es  sich  seine  Feinde  angelegen  sein,  alles  zu  vernichten, 
was  mit  dem  Kultus  des  Gottes  im  Zusammenhang  ge- 
■standen  hat,  besonders  dessen  Tempel  und  Götterbilder 
und  das  ihm  geweihte  Roß,  das  den  Anlaß  zu  den  Streitig- 
keiten gegeben  hat.  Also  auch  hier  fehlt  es  an  jeder 
Hochachtung  vor  dem  Gott  und  den  Heiligtümern  an  sich. 
Der  von  dem  Hrafnkell  geübte  Kultus  erscheint  aufs 
engste  mit  seiner  Person  verwachsen  und  wird  durchaus  als 
seine  Privatsache  aufgefaßt.  Die  Beispiele  für  diese  in- 
dividualistische Auffassung  der  heidnischen  Religion  ließen 
sich  leicht  noch  weiter  vermehren.  Die  Religion  erscheint 
durchgängig  als  Privatsache  des  einzelnen  Mannes  oder  wohl 
richtiger  der  einzelnen  Familie,  und  jede  Familie  hatte  so- 
zusagen ihren  Glauben  für  sich,  der  nur  sie  anging  und  von 
ihr  nicht  zu  trennen  war,  was  natürlich  nicht  hindert,  daß 
der  Glaube  der  verschiedenen  Familien  starke  Verwandt- 
schaft zeigt  und  überall  mehr  oder  weniger  dieselben  Grund- 
züge aufweist. 

Weiter  aber  fällt  ins  Gewicht,  daß  ein  recht  erheblicher 
Teil  der  Bevölkerung  dem  alten  heidnischen  Glauben  über- 
haupt negativ  gegenüberstand.  Auf  der  einen  Seite  nämlich 
finden  sich  eine  stattliche  Anzahl  von  Beispielen  völligen 
Unglaubens,  die  Maurer  in  seiner  Bekehrung  des  norwegi- 
schen Stammes  zum  Christentum  Bd.  H  S.  247 — 253  zu- 
sammengestellt hat.  Maurer  erblickt  darin  ein  Symptom 
des  Innern  Verfalls  des  Heidentums.  Um  das  mit  Sicher- 
heit behaupten  zu  können,  fehlt  es  uns  zu  sehr  an  Material 
für  eine  frühere  Zeit,  in  der  es  vielleicht  anders  gewesen 
sein  könnte.  Daß  sich  solche  Spuren  des  Unglaubens  in 
früherer  Zeit  weniger  gezeigt  hätten,  halte  ich  keineswegs 
für   selbstverständlich;   der   individualistische   Charakter  der 
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heidnischen  Religion  scheint  mir  diese  Beispiele  absoluten 
Unglaubens  genügend  zu  erklären.  Auf  der  andern  Seite 
aber  war  ein  nicht  unerheblicher  Teil  der  Bevölkerung  bei 
der  Besiedelung  christlich;  und  wenngleich  das  Christentum 
später  fast  ganz  wieder  verschwand,  so  muß  es  doch  jeden- 
falls zu  der  Zeit  noch  in  erheblichem  Umfange  existiert 
haben,  als  sich  die  Herrschaftsverhältnisse  bildeten  und  fest- 
stellten, und  diesen  Bildungen  müßte  der  christliche  Glaube 
zahlreicher  Ansiedler  doch  in  erhebhchem  Maße  hinderlich 
gewesen  sein,  wenn  diese  Herrschaftsverhältnisse  das  Tempel- 
priestertum  zu  ihrer  Grundlage  hatten. 

Ein  noch  viel  stärkerer  Einwand  gegen  die  herrschende 
Meinung  ist  aber,  daß  diese  auf  dem  Tempelpriestertum 
aufgebauten  Herrschaften  der  gesetzlichen  Einführung  des 
Christentums  im  Jahre  1000  einerseits  nicht  den  geringsten 
Widerstand  entgegensetzten,  andrerseits  durch  die  Einfühnmg 
des  Christentums  in  ihren  politischen  Rechten  völlig  unbe- 
rührt blieben.  Die  Einführung  des  Christentums  erfolgte 
kaum  siebzig  Jahre  nach  Schluß  der  Besiedelung.  In  der 
Zeit  der  Besiedelung  und  in  diesen  siebzig  Jahren  müßte 
sich  nun  auf  der  einen  Seite  die  Ausbildung  der  Herrschafts- 
verhältnisse auf  Grund  der  Tempelpriesterschaft  vollzogen, 
auf  der  andern  Seite  müßte  sich  aber  das  Herrschafts- 
verhältnis von  der  Tempelpriesterschaft  wieder  derartig  unab- 
hängig gemacht  haben,  daß  es  nicht  davon  berührt  wurde, 
wenn  es  seiner  ursprünglichen  Grundlage  vollständig  beraubt 
wurde.  Daß  das  in  der  relativ  kurzen  Zeit  kaum  möglich 
war,  leuchtet  ohne  weiteres  ein.  Wenn  aber  andrerseits 
die  Macht  der  Goden  vor  kaum  hundert  Jahren  auf  der 
Grundlage  des  Tempelpriestertums  aufgebaut  war,  so  hatten 
die  Goden  den  dringendsten  Grund,  gegen  die  Einführung 
des  Christentums,  durch  die  die  Grundlagen  ihrer  Macht 
illusorisch  gemacht  werden,  energisch  zu  protestieren.  Aber 
an  keiner  Stelle  finden  wir,  daß  das  hier  fragliche  Bedenken 
auch  nur  erwähnt  wird.  Eine  ganze  Anzahl  Goden  lassen 
sich  schon  vor  der  gesetzlichen  Einführung  des  Christentums 
taufen,  ohne  daß  von  einer  Veränderung  in  ihren  Herrschafts- 
rechten die  Rede  wäre.  Und  auch  bei  der  gesetzlichen 
Einführung  des  Christentums,  über  die  wir  sehr  genaue  und 
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sehr  zuverlässige  Berichte  haben,  scheint  man  keinerlei  Rege- 
lung der  Rechte  der  Goden  und  keinerlei  Vorbehalte  zu  ihren 
Gunsten  für  nötig  gehalten  zu  haben.  Ja,  man  trug  kein  Be- 
denken, vier  Jahre  nach  Einführung  des  Christentums  eine 
Anzahl  Godorde  neu  zu  gründen  und  also  d  i  e  Herrschaftsver- 
hältnisse von  vornherein  ohne  priesterliche  Grundlage  zu 
schaffen,  die  noch  bis  vor  vier  Jahren  im  Tempelpriestertum 
ihre  Grundlage  gehabt  haben  sollen. 

Auffallend  ist  es  aber  weiter,  wie  selten  in  unsern 
Geschichtsquellen  ein  engerer  Zusammenhang  zwischen  dem 
Besitz  eines  Tempels  und  dem  Besitz  der  politischen  Macht 
angedeutet  ist.  Die  ausdrückliche  Betonung  eines  solchen 
Zusammenhanges  finden  wir  eigentlich  nur  in  einer  einzigen 
Saga,  der  Eyrbyggja,  auf  welche  wir  unten  noch  zu  sprechen 
kommen  werden.  In  anderen  Sagen  wird  uns  meist  an  der 
einen  Stelle  von  dem  Bau  oder  Besitz  eines  Tempels  erzählt, 
und  unabhängig  davon  an  einer  andern  Stelle  von  dem  Be- 
sitz eines  Godords,  so  besonders  deutlich  in  der  Vatusdoela 
von  Ingimund,  und  in  der  Hardar  saga  von  Grimkel  godi. 
Häufig  findet  sich  beides  auch  in  ganz  verschiedenen  Werken, 
wie  z.  B.  bei  Ingjald,  dem  Sohn  des  magern  Helgi,  der 
Godordsbesitz  im  Beginn  der  Viga-Glüms  saga  und  der 
Tempelbau  in  der  Ln.  (Sturlubök  234).  Nach  einer  Hervor- 
hebung oder  Andeutung  des  Zusammenhangs  aber  sucht 
man  abgesehen  von  der  Eyrbyggja  in  unseren  Sagen  ver- 
geblich. 

Durch  die  Reichhaltigkeit  unserer  Quellen  sind  wir  nun 
aber  auch  in  die  Lage  versetzt,  es  wahrscheinlich  machen 
zu  können,  daß  es  für  eine  große  Anzahl  von  Herrschaften 
tatsächlich  an  einer  tempelpriesterlichen  Grundlage  fehlte. 
Allerdings  werden  wir  uns  dabei  zum  großen  Teil  auf  einen 
Schluß  e  silentio  stützen  müssen,  der  ja  immerhin  etwas 
Bedenkliches  hat.  Allein  die  Berichte  unserer  Quellen  sind 
über  einzelne  Geschlechter  so  vollständig,  daß  sie  den  Bau 
eines  Tempels  nicht  vergessen  haben  könnten,  insbesondere 
dann  nicht,  wenn  sie  bei  andern  Personen  darüber  berichten. 
Und  für  eine  solche  rein  negative  Tatsache  läßt  sich  selten 
ein  besserer  Beweis  erbringen.  Am  meisten  positives  Material 
liefert  die  Hrafnkels  saga.   Hrafnkell  ist  anfangs  ein  eifriger 
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Verehrer  der  Götter  und  auch  im  Besitz  eines  Tempels 
(S.  4).  Als  Sämr  ihn  aber  besiegt  hat  und  sich  sein  Godord 
hat  abtreten  lassen,  wird  er  ungläubig  und  hört  auf  zu 
opfern.  Trotzdem  gründet  er  sich  aber  an  anderer  Stelle 
eine  neue  Herrschaft,  offenbar  also  ohne  tempelpriesterliche 
Grundlage.  Und  andrerseits  zeigt  sich  Sämr  nach  seinem 
Siege  über  Hrafnkell  als  ein  Verächter  der  Götter,  indem 
er,  wie  schon  oben  erwähnt,  den  Tempel  in  Flammen 
aufgehen  läßt,  nachdem  er  sich  von  Hrafnkell  dessen 
Godord  zugleich  mit  seinem  Gehöft  hat  abtreten  lassen 
(S.  21—23).  Er  wird  auch  von  den  Thingmannen  des 
Hrafnkell,  wenn  auch  widerwillig,  als  der  rechtmäßige  Nach- 
folger in  dessen  Herrschaft  anerkannt.  Wir  haben  hier 
einen  deutlichen  Beweis  der  Unabhängigkeit  der  Herrschaft 
von  dem  Tempelpriestertum.  Wenn  irgend  ein  Zusammen- 
hang existierte,  so  hätte  Sämr  die  Grundlage  seiner  Herr- 
schaft in  geradezu  mutwilliger  Weise  zerstört,  und  die 
Thingmannen  des  Hrafnkel,  die  den  Säm  nicht  gern  als  ihren 
Oberherrn  anerkannten,  hätten  darin  sicher  einen  Grund 
gefunden,  ihm  die  Anerkennung  zu  verweigern.  Nun  hat 
allerdings  Otto  Opet,  die  Zuverlässigkeit  der  rechtsgeschicht- 
lichen Angaben  der  Hrafnkels  saga  in  den  Mitt.  d.  Inst.  f. 
österr.  Geschichtsf .  3.  Ergänzungsb.  S.  586  ff.,  gerade  aus  dem 
Fehlen  der  religiösen  Grundlage  beim  Godord  auf  die  Un- 
zuverlässigkeit  der  Hrafnkels  saga  geschlossen.  Ich  be- 
merke der  ganzen  Abhandlung  gegenüber,  daß  es  m,  E. 
methodisch  nicht  richtig  Ist,  bei  einer  Differenz  zwischen 
den  Rechtsbüchern  und  den  Geschichtsquellen  ohne  weiteres 
auf  UnZuverlässigkeit  der  letzteren  zu  schließen.  Selbst  die 
Rechtsbücher  als  unbedingt  zuverlässig  vorausgesetzt,  ist  es 
noch  eine  kaum  aufgeworfene,  geschweige  denn  ausreichend 
beantwortete  Frage,  inwieweit  die  Praxis  den  Rechtsvor- 
schriften wirklich  entsprach,  eine  Frage,  die  für  damalige 
Zeiten  wahrscheinlich  ganz  anders  zu  beantworten  sein  wird 
wie  für  die  Jetztzeit,  die  aber  auch  für  die  Jetztzeit  noch 
lange  nicht  im  Sinne  einer  vollständigen  Übereinstimmung 
der  Praxis  mit  den  Gesetzen  beantwortet  werden  kann.  Die 
vorliegende  Untersuchung  wird  noch  weiteres  Material  für 
die  Beantwortung  dieser  Frage  beibringen.    Wenn  nun  auch 
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wirklich  in  den  Rechtsbüchern  oder  in  den  uns  außerhalb  der 
Rechtsbücher  überlieferten  Rechtsvorschriften  bestimmt  sein 
sollte,  daß  eine  Herrschaft  nur  mit  religiöser  Grundlage  er- 
richtet werden  kann,  so  kann  man  daraus  noch  nicht  auf 
die  UnZuverlässigkeit  einer  Geschichtsquelle  schließen,  die 
uns  trotzdem  die  Gründung  einer  Herrschaft  ohne  religiöse 
Grundlage  berichtet,  weil  eben  keineswegs  von  vornherein 
anzunehmen  ist,  daß  das  praktische  Leben  mit  den  geltenden 
Rechtsvorschriften  wirklich  genau  übereinstimmte.  Unter 
denselben  Gesichtspunkt  fällt  auch  die  Mehrzahl  der  weiteren 
von  Opet  gegen  die  Saga  erhobenen  Vorwürfe,  daß  nämlich 
Hrafnkell  trotz  der  gegen  ihn  erhobenen  Klage  in  der 
Gerichtssitzung  in  eigener  Person  erscheint  (S.  606),  daß 
Hrafnkell  bei  dem  Klagvortrag  nicht  zugegen  ist,  daß  er 
bereits  bei  einmaliger  Versäumnis  endgültig  verurteilt  wird, 
daß  Sämr  zunächst  kein  Verteilungsgericht  abhalten  will, 
daß  die  Abhaltung  des  Verteilungsgerichts  nicht  vorher  be- 
kannt gegeben  wird,  daß  es  der  Gode  {)orgeirr  dem  Belieben 
seines  Bruders,  der  kein  Gode  ist,  überläßt,  ob  er  das  Ver- 
teilungsgericht abhalten  will,  daß  Hrafnkell  trotz  seiner 
Friedlosigkeit  noch  über  sein  Godord  und  sein  Vermögen 
verfügt,  und  daß  sich  Sämr  mit  ihm  ohne  Erlaubnis  der 
Lögretta  vergleicht.  Das  alles  mag  den  Vorschriften  unserer 
Rechtsbücher  zuwider  sein,  mit  den  Erzählungen  unserer 
sonstigen  Geschichtsquellen  steht  es  aber  keineswegs  in 
Widerspruch,  sondern  hat  zum  großen  Teil  Parallelen  in 
unzweifelhaft  zuverlässigen  Geschichtsquellen.  Was  die  von 
Opet  gerügte  Lokalisierung  des  Godords  angeht,  so  war  das 
Godord  zu  allen  Zeiten  formell  ein  rein  persönlicher  Ver- 
band, tatsächlich  aber  wohnten  von  alters  her  die  Thingleute 
eines  Goden  überwiegend  in  demselben  Bezirk  und  schon 
in  der  älteren  Zeit  pflegte  man  das  Godord  nach  diesem 
Bezirk  zu  bezeichnen;  die  Lokalisierung  des  Godords  in 
unserer  Saga  ist  durchaus  nichts  Ungewöhnliches.  Wenn 
|)orgeirr  sich  zur  Beschreibung  des  Verteilungsgerichts  der 
Worte  der  Grägäs  bedient,  so  sind  diese  Worte  allerdings 
gewiß  nicht  alte  Überlieferung,  sondern  Zusatz  des  Verfassers 
der  Saga,  der  sie  seinerseits  dem  Rechtsbuch  oder  vielleicht 
auch   dem   Vortrag    des    Gesetzessprechers    entnommen   hat. 
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Aber  aus  einem  derartigen  Einschiebsel,  das  mit  seinem 
lehrhaften  Ton  gewiß  einen  etwas  ungeschickten  Eindruck 
macht,  läßt  sich  nicht  gleich  auf  die  Unzuverlässigkeit  der 
ganzen  Saga  schließen.  Ebensowenig  darf  man  dies  auf  Grund 
einer  in  einigen  Punkten  fehlerhaften  Chronologie,  da  sich  in 
dieser  Beziehung  in  fast  allen  isländischen  Sagen  mehr  oder 
minder  erhebliche  Differenzen  finden.  Alles  in  allem  scheint 
mir  der  Nachweis  der  Unzuverlässigkeit  der  Hrafnkels  saga 
nicht  erbracht  zu  sein  und  die  Verwertung  ihrer  Angaben  in 
rechtsgeschichtlicher  Beziehung  muß  deshalb  weiter  als  gerecht- 
fertigt gelten. 

An  weiteren  Beispielen  mutmaßlicher  Godordsinhaber 
ohne  Tempelbesitz  sei  zunächst  das  mächtige  Geschlecht  des 
Skallagrim,  des  Vaters  des  Egil  angeführt.  Wir  haben  die 
ausführlichsten  Nachrichten  über  seine  Landnahme  in  der 
Ln.  und  in  der  Eigla.  Die  Eigla  berichtet  uns  auch  von 
Tungu-Odd,  daß  er  im  Besitz  eines  Tempels  gewesen. 
(Eg.  84,  28.)  Sie  würde  uns  diese  Tatsache  nicht  von  dem 
Geschlecht,  das  im  Mittelpunkt  ihrer  Erzählung  steht,  ver- 
schwiegen haben.  Auch  in  der  Laxd.  ist  uns  von  dem 
weniger  hervortretenden  Hrüt  der  Besitz  eines  Tempels 
erzählt  (Laxd.  19,  31),  von  dem  im  Mittelpunkt  der  Erzählung 
stehenden  Geschlecht  der  Dalverjar  aber  nicht,  obwohl  kein 
Zweifel  bestehen  kann,  daß  Höskuldr  und  sein  Sohn  Ölafr  pä 
und  nicht  Hrütr,  im  Besitz  des  Godords  waren.  Auch  hier 
würde  diese  Tatsache  nicht  bei  den  wichtigeren  Persönlich- 
keiten vergessen,  bei  der  unbedeutenderen  aber  erwähnt 
sein.  Auch  bei  dem  mächtigen  Geschlecht  der  Hvammsverjar 
hören  wir  nichts  von  einem  Tempelbesitz.  Gerade  bei 
diesem  Geschlecht  ist  aber  der  Tempelbesitz  auch  besonders 
unwahrscheinlich,  weil  die  Stammmutter  desselben,  Unnr 
djüpüdga,  die  bis  zu  ihrem  im  hohen  Alter  erfolgten  Tode 
die  Zügel  der  Herrschaft  in  Händen  hielt,  eine  strenge 
Christin  war.  Das  gleiche  gilt  von  ihrem  Vetter  örlyg, 
von  dem  sogar  erzählt  wird,  daß  er  nach  seiner  Ankunft  in 
Island  eine  Kirche  baute;  dieser  kann  also  unmöglich  im 
Besitz  eines  Tempels  gewesen  sein.  Von  denjenigen  seiner 
Nachkommen,  die  den  Stammsitz  Esjuberg  erbten,  wird 
uns  erzählt,  daß  sie,  obwohl  ungetauft,  den  heiligen  Kolumba 
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verehrten.  Auch  sie  werden  also  kaum  einen  Tempel  er- 
richtet haben.  Gerade  in  diesem  Zweig  wird  sich  aber  die 
Häuptlingswtirde  erhalten  haben,  weil  der  bereits  als  er- 
wachsener Mann  nach  Island  gekommene  Valbrandr,  von 
dem  der  andere  Zweig  abstammte,  sich  von  vornherein  seine 
eigene  Landnahme  suchte  und  sich  also  von  den  Geschicken 
seines  Vaters  trennte,  und  weil  auch  der  Besitz  des  Stamm- 
sitzes einen  gewissen  Schluß  auf  den  Besitz  der  Häuptlings- 
würde zulassen  dürfte.  Völlig  ausgeschlossen  ist  es  ferner, 
daß  Ketill  fiflski  oder  dessen  Nachkommen  im  Besitz  eines 
Tempels  waren;  denn  es  wird  uns  berichtet,  daß  nicht  nur 
Ketill  fiflski  selbst,  sondern  auch  seine  Nachkommen  bis 
zur  gesetzlichen  Einführung  des  Christentums  dem  christ- 
lichen Glauben  treu  geblieben  seien  (Njäla,  101).  Von  dem 
Stammvater  des  mächtigen  Geschlechts  der  Reyknesingar 
in  Reykjahöl,  Ulf  enn  skjalgi,  hören  wir  in  der  Gull-{)öris 
saga  cap.  1,  die  allerdings  nicht  zu  den  ganz  zuverlässigen 
Sagen  rechnet,  daß  er  kein  Opferer  war,  und  daß  deshalb 
sein  Nachbar  Hallr  einen  Tempel  gründete.^)  Im  Eyjafjörd 
wird  uns  in  der  Viga-Glüms  saga  cap.  24  und  25  S.  287 
und  288  von  drei  Tempeln  erzählt,  in  denen  Viga-Glümr 
einen  Eid  darauf  abzulegen  hatte,  daß  er  an  dem  Tode  des 
{)orvald  krök  unschuldig  sei.  Diese  drei  Tempel  befanden 
sich  in  Djüpadal,  in  Gnüpufell  und  in  {)verä.  Es  waren  das 
die  Wohnsitze  dreier  Zweige  des  Geschlechts  des  magern 
Helgi,  die  von  seiner  mit  Gunnar  Ulfjötsson  verheirateten 
Tochter  {)öra,  bezw.  von  seinen  Söhnen  Hrölf  und  Ingjald 
abstammten.  (Ln.  "V^ai,  ""Vaas,  Sturlubök  234.)  Unbeteiligt 
an  den  Tempeln  waren  also  die  übrigen  Godordsinhaber, 
die  Mödruvellingar,  die  Esphaelingar,  Snorri  Hlidarmannagodi 
und  die  zwei  Godengeschlechter  im  Svarfadardal.  Von 
einem  Tempelbesitz  ihrerseits  erfahren  wir  auch  in  der  Tat 

*)  Die  Reyknesingar  in  cap.  7,  von  denen  es  heißt,  daß  Hallsteinn 
mit  ihnen  dem  J)6r  einen  Tempel  errichtet  habe,  bezeichnen  hier  nicht 
das  (jodengeschlecht,  sondern  die  Bewohner  der  Halbinsel  im  allge- 
meinen. Denn  Ulfr  inn  skjalgi  lebte  damals  noch  (vgl.  cap.  12),  und 
die  Erzählung  würde  sich  also  andernfalls  in  einen  Widerspruch 
mit  der  oben  bezeichneten  Stelle  setzen.  Es  zwingt  auch  nichts,  die 
Reyknesingar  gerade  als  das  Godengeschlecht  aufzufassen  (vgl.  S.  55 
der  Ausgabe  von  1898  Z.  10  nökkurir  Reyknesingar). 
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nichts,  obwohl  wir  über  den  Eyjafjörd  besonders  ausführliche 
und  zuverlässige  Nachrichten  haben.  Was  speziell  die 
Mödmvellingar  angeht,  so  wäre  es  ein  merkwürdiger  Zufall, 
wenn  uns,  wo  wir  über  dieses  Geschlecht  in  vier  verschiedenen, 
zum  Teil  recht  zuverlässigen  Sagen  ausführliche  Berichte 
besitzen,  gerade  die  Tatsache  des  Tempelbesitzes  völlig 
verschwiegen  wäre.  Den  Bezirk  des  {)ingeyrarj)ing  angehend, 
30  läßt  es  sich  wahrscheinlich  machen,  daß  Äskell  godi, 
der  Held  im  ersten  Teil  der  sehr  zuverlässigen  Reykdoela 
saga,  keinen  Tempel  besaß.  Es  findet  nämlich  eine  Ver- 
sammlung religiösen  Charakters,  in  der  Äskell  das  Haupt- 
wort führt,  nicht  bei  ihm,  sondern  bei  dem  als  Tempel- 
priester bezeichneten  Ljot  m  {)verä  statt;  dieser  selbe  Ljötr 
hat  aber  in  keiner  Weise  das  Auftreten  eines  Häuptlings, 
vielmehr  erscheint  er  unterschiedlos  unter  den  Leuten,  die, 
angeblich  im  Namen  des  Äskel,  zusanunengerufen  werden, 
um  diesem  Folge  zu  leisten;  es  ist  danach  sehr  wahrschein- 
lich, daß  er  ein  Thingmann  des  Äskel  war.  Dann  bedient 
sich  also  Äskell  für  religiöse  Zwecke  des  Tempels  seines 
Thingmannes,  wird  somit  selbst  wahrscheinlich  nicht  im  Be- 
sitz eines  solchen  gewesen  sein.  Im  Ostland  sind  allem 
Anschein  nach  weder  die  Väpnfirdingar  noch  die  Kross- 
vikingar  im  Besitz  eines  Tempels  gewesen.  Die  Väpnfirdingar 
wohnten  allerdings  at  Hofi,  d.  h.  am  Tempel;  aber  diesen 
Namen  hatte  das  Land  schon,  als  sie  es  durch  Kauf  er- 
warben, und  daß  sie  den  Kult  in  dem  fremden  Tempel 
einfach  fortgesetzt  haben  sollten,  ist  bei  der  individualisti- 
schen Gestaltung  des  germanischen  Götterglaubens  nicht 
gerade  wahrscheinlich.  Jedenfalls  hören  wir  weder  von 
ihnen  noch  von  den  Krossvikingar,  daß  sie  religiösen  Kult 
gepflegt  hätten.  Dahingegen  hören  wir  in  demselben  Bezirk 
von  einer  Tempelpriesterin  Steinvör;  und  da  uns  von  dieser 
berichtet  wird,  daß  alle  Bauern  an  sie  Tempelzoll  zu  zahlen 
hatten,  so  bleibt  für  einen  Tempelzoll  an  die  Häuptlinge 
kaum  noch  Raum.  Im  Südland  ist  noch  die  aus  der  Flöa- 
manna  saga  bekannte  Familie  des  Hallstein  als  wahrschein- 
lich nicht  im  Besitz  eines  Tempels  befindlich  zu  nennen. 
Daß  dieser  Saga  die  religiösen  Fragen  nicht  fern  stehen, 
zeigt   sich   darin,  daß   sie   unmittelbar  nach    der   Erzählung 
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von  der  Niederlassung  des  Hallstein  von  Lopt  Ormsson  be- 
richtet, daß  er  jeden  dritten  Sommer  nach  Norwegen  fuhr, 
um  dort  in  dem  Tempel  seines  Muttervaters  zu  opfern.  Es 
liegt  also  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  dafür  vor,  daß  die 
Saga  auch  die  rituellen  Beziehungen  der  Familie  ihres 
Haupthelden  nicht  unerwähnt  gelassen  hätte,  wenn  solche 
zu  erwähnen  gewesen  wären.  Wenn  wir  ferner  davon  aus- 
gehen, daß  der  Tempel  sich  in  der  Regel  in  unmittelbarer 
Nähe  des  Gehöftes  des  Erbauers  befunden  hat,  so  kommen 
hier  auch  die  Fälle  in  Betracht,  in  denen  erzählt  wird,  daß 
das  Godord  auf  einen  andern  Sohn  überging  als  der  Haupt- 
hof, indem  hier  der  Erbe  des  Haupthofs  zugleich  Besitzer 
des  Tempels  wurde,  und  also  der  Godordsinhaber  ohne 
Tempel  war.  Ein  solcher  Fall  wird  uns  in  der  Vatusdoela 
cap.  27  erzählt,  indem  von  den  Söhnen  des  Ingimund  por- 
steinn  den  Haupthof  erbt  und  |)örir  hafrs|)jö  das  Godord. 
Daß  der  Tempel  sich  in  unmittelbarer  Nähe  des  Haupthofes 
befand,  ergibt  sich  hier  schon  aus  dessen  Namen  at  Hofi. 
Ein  anderer  Fall  begegnet  uns  in  der  Droplaugarsona  saga 
S.  7,  indem  von  den  Söhnen  des  {jidrandi  J)orvaldr  den  von 
ihrem  Großvater  Ketil  erworbenen  und  vererbten  Hof 
Arneidarstad  und  Ketill  das  Godord  erhält.  Des  weiteren 
seien  auch  noch  die  Godordsmänner  erwähnt,  über  die  wir 
ausführliche  Berichte  besitzen,  ohne  daß  sie  uns  als  Tempel- 
besitzer genannt  sind,  ohne  daß  aber  auch  besondere  Gründe 
es  wahrscheinlich  machten,  daß ;  man  den  Tempelbesitz  nicht 
unerwähnt  gelassen  hätte.  Dahin  gehören  im  Westland 
insonderheit  der  aus  der  Gunnlaugs  saga  bekannte  Illugi  der 
Schwarze,  ferner  der  aus  der  Ha3nsa-|)öris  saga  und  der 
Laxdoela  saga  bekannte  f)orkell  trefill;  sodann  das  ganze  Ge- 
schlecht des  aus  der  Gull-{)öris  saga  bekannten  Slettu-Björn, 
besonders  auch  die  nach  dem  Isafjörd  und  dem  Dyrafjörd 
ausgewanderten,  aus  der  Havardar  saga  bekannten  Zweige 
desselben;  und  schließUch  der  aus  Njäla,  Laxdoela  saga,  Gisla 
saga  und  Havardar  saga  bekannte  Gestr  Oddleifsson.  Im 
Nordlande  ist  der  sagenumwobene  Midfjardar-Skeggi  sowie 
der  aus  der  Ljosvetninga,  Reykdcela  und  Kristni  saga  be- 
kannte {)orgeirr  godi  zu  nennen.  Im  Südland  sei  noch  der  aus 
der  Njäls  saga  bekannte  Mördr  gigja  angeführt.    Über  eine 
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ganze    Anzahl    weiterer    Godordsbesitzer    fehlt    es    uns    an 
ausreichenden  Nachrichten,  um  zu  irgend  einer  Wahrschein- 
lichkeit für  oder  gegen  den  Tempelbesitz  gelangen  zu  können. 
Als   Tempelbesitzer    und    zugleich    Godordsinhaber    bestimmt 
nachweisbar  sind  die  Landnahmemänner  Ingölfr,  Helgi  bjola, 
{)örölfr    mostrarskeggr,   Ingimundr,    Hrafnkell,    Bödvarr   enn 
hviti,  Jörundr  godi  und  Ketilbjörn  hinn  gamli,  von  späteren 
Häuptlingen    außer    den    Nachkommen    jener    Landnahme- 
männer noch  Grimkell  godi,  Tungu-Oddr,  Illugi  hinn  raudi, 
Amkell  godi.  die   Söhne  des  magern  Helgi,  und  wohl  auch 
die   Kjalleklingar    (Eyrb.    10).    Ferner   waren   nach  der   Be- 
zeichnung ihres  Gehöftes   als  „at  Hofi"  d.  h.  am  Tempel  zu 
schließen^)    wahrscheinlich    noch    im    Besitz    eines    Tempels 
und    zugleich    eines    Godords    die  Landnahmemänner    Eirikr 
in   Goddalir,   Hjalti   im   Hjaltadal   und   Ketill   haeingr   sowie 
von  späteren  Häuptlingen  Halldörr  at  Hofi,  der  Enkel  des 
Höfda-{)örd.  und  nach  seinem  Beinamen  zu  schließen  |5Ördr 
Freysgodi.    Zweifelhaft   hinsichtlich  des   Besitzes   eines   God- 
ords    sind  die  Tempelbesitzer  und  Landnahmemänner  Hall- 
steinn   godi   und    Hallr   in   Hofstadar.    Man   sieht,   daß   die 
Godordsmänner    ohne    Tempel    den    tempelbesitzenden    die 
Wage  halten,  selbst  wenn  man  die  größere  Unzuverlässigkeit 
des  negativen  Beweises  gebührend  in  Anschlag  bringt,  und 
es    ist    mit    hoher    Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  nur 
knapp  die  Hälfte  der  Godordsinliaber  im  Besitz  eines  Tempels 
war.  Es  kann  also  nicht  die  R^de  davon  sein,  daß  das  Goden- 
tum  sich  allgemein  aus  dem  Tempelbesjtz  entwickelt  hat,  wo 
für  die  Hälfte  der  Godordsmänner  eine  Entstehung  des  Godords 
unabhängig  vom  Tempelbesitz  anzunehmen  ist. 

Allerdings  ist  die  Anzahl  der  tempelbesitzenden  God- 
ordsmänner immerhin  eine  recht  beträchtliche.  Aber  das 
Gewicht  dieser  Zahl  vermindert  sich  schon,  wenn  wir  nach- 
zuweisen imstande  sind,  daß  es  auch  eine  Reihe  Tempel- 
besitzer gab,  die  keine  godordliche  Gewalt  besaßen.  Dieser 
Nachweis  ist  auch  insofern  von  Bedeutung,  als  diese  Tempel- 
besitzer keinen  Anlaß  hatten,  sich  die  Benutzung  eines 
i      andern  Tempels  vertragsmäßig  zu  sichern  und  dafür  zu  dem 

I  *)    Völlig  sieher   ist  dieser   Schluß   nicht.     Vgl.   Fritzner,    Ordbog, 

l      Bd.  II  S.  31  zu  hof. 

i  11* 
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Besitzer  dieses  Tempels  in  ein  Untertanenverhältnis  zu  treten. 
Wenn  es  richtig  wäre,  daß  die  politische  Gewalt  sich  aus  dem 
Tempelpriestertum  entwickelt  hat,  so  hätten  diese  Tempel- 
besitzer außerhalb  jedes  politischen  Verbandes  bleiben  und 
eine  absolute  Ausnahmestellung  einnehmen  müssen.  Es  seien 
folgende  Beispiele  von  Tempelbesitzern  ohne  Godord  ange- 
führt. In  der  Laxd.  cap.  19,  32  wird  von  Hrüt  erzählt,  daß  er 
sich  einen  Tempel  angelegt  habe.  Dahingegen  haben  wir  allen 
Anlaß  zu  der  Vermutung,  daß  Hrütr  kein  Godord  im  Besitz 
hatte.  Sein  Vater  war  ein  Ausländer,  sodaß  er  es  durch 
Erbschaft  kaum  erworben  haben  konnte.  Und  auch  seine 
Stellung  in  der  Laxdoela  und  in  Njäla  erscheint  nicht  so, 
daß  man  Anlaß  hätte,  ihn  für  einen  Goden  zu  halten.  Die 
Häuptlingswürde  in  der  Familie  und  im  Bezirk  befand  sich 
allem  Anschein  nach  in  den  Händen  Höskulds,  der  nach 
seinem  Charakter  auch  wohl  ziemlich  eifersüchtig  über  der 
Aurrechterhaltung  seiner  Würde  wachte.  Ferner  wird  uns 
in  der  Ln.  berichtet,  daß  der  ganz  unbedeutende  Kolsveinn 
hinn  rammi  seine  eigene  Opferstätte  in  Hofstadir  hatte; 
nach  dem  Namen  des  Ortes  „Hofstadir"  zu  schließen  wird 
es  sich  auch  hier  um  einen  Tempel  im  technischen  Sinne 
gehandelt  haben.  Des  weiteren  ist  hier  wieder  des  schon 
oben  erwähnten  Ljöt  hofgodi  aus  der  Reykda3la  saga  cap.  7 
zu  gedenken;  das  Prädikat  hofgodi  bedeutet  eben  gerade 
Inhaber  eines  Tempels,  und  es  stimmt  dazu  auch,  daß 
gerade  bei  ihm  eine  Zusammenkunft  stattfindet,  in  der 
spezifisch  religiöse  Fragen  verhandelt  werden  sollen,  näm- 
lich mit  welchen  Mitteln  der  Härte  des  Winters  zu  steuern 
sei.  Daß  Ljötr  aber  kein  Godordsmann,  sondern  wahr- 
scheinlich ein  Thingmann  des  Askell  war,  baten  wir 
oben  schon  dargelegt.  Ein  weiteres  Beispiel  ist  J)orhaddr 
enn  gamli  im  Stodfjörd  im  Ost  viertel.  Dieser  war  schon 
hofgodi  in  |)randheim  in  Moeri  und  brachte  Tempelerde  und 
die  Tempelsäulen  mit  nach  Island,  erbaute  also  in  Island 
vermutlich  auch  einen  Tempel.  Ein  Godord  hat  er  aber 
allem  Anschein  nach  nicht  besessen;  einem  Godordsmhaber 
widmet  die  Landnäma  in  der  Regel  eine  etwas  umfangreichere 
Erzählung  und  als  Godordsinhaber  würde  {)orhaddr,  bezw. 
5eine   Nachkommen   auch   wohl   in   irgend   einer   Sage   eine 
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Rolle  gespielt  haben,  zumal  gerade  über  die  hier  fragliche 
Gegend  nicht  ganz  wenige  Sagen  berichten.  Weiter  wird 
aus  dem  Ost\iertel  berichtet,  daß  Häkon  und  {)orsteinn  torfi 
eine  Wiese,  die  zwischen  ihrer  beider  Landnahme  lag,  zum 
Tempel  gelegt  hätten,  weshalb  sie  seitdem  Hofsteigr  ge- 
heißen habe.  Beide  oder  einer  von  ihnen  scheint  sich  also 
im  Besitz  eines  Tempels  befunden  zu  haben,  ohne  daß  man 
annehmen  könnte,  daß  sie  oder  ihre  Nachkommen  auch  im 
Besitz  eines  Godords  gewesen  wären.  Sodann  wird  uns  von 
Andun  en  randi,  dem  Stammvater  der  Hofsfellingar,  allem 
Anschein  nach  einem  ganz  unbedeutenden  Geschlecht,  in 
dem  sich  schwerlich  ein  Godord  vererbte,  erzählt,  daß  er 
einen  großen  Tempel  baute.  Schließlich  ist  noch  aus  der 
Väpnfirdinga  S.  10  einer  Steinvör  Erwähnung  zu  tun,  von 
der  erzählt  wird,  daß  sie  hofgydja,  d.  h.  Tempelpriesterin, 
war,  und  einen  Haupttempel  verwaltete,  und  daß  ihr  alle 
Bauern  Tempelzoll  zu  entrichten  hatten.  Gleichwohl  stand 
sie  zu  keinem  Häuptlingsgeschlecht  in  näherer  Beziehung. 
Sie  wandte  sich  nämlich  an  Brodd-Helgi  um  Unterstützung 
in  der  Beitreibung  des  Tempelzolls.  Wäre  sie  mit  diesem 
Häuptimg  verwandt,  so  wäre  dieser  Umstand  jedenfalls  nicht 
mit  Stillschweigen  übergangen.  Gehörte  sie  aber  einem 
anderen  Häuptlingsgeschlecht  an,  so  würde  sie  sich  vermut- 
lich eher  an  ihre  eigenen  Verwandten  als  an  einen  Fremden 
um  Unterstützung  gewandt  haben. 

Wir  finden  somit  immerhin  eine  ganze  Anzahl  Leute, 
die  sich  nachweislich  im  Besitz  eines  Tempels  befunden 
haben,  und  von  denen  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  anzu- 
nehmen ist,  daß  sie  kein  Godord  besaßen.  Die  Liste  läßt 
sich  noch  weiter  fortsetzen,  wenn  man  sich  mit  weniger 
sichern  Anhaltspunkten  und  einer  entsprechend  geringeren 
Wahrscheinlichkeit  begnügen  will.  Trotzdem  läßt  sich  nicht 
verkennen,  daß  der  Tempelbesitz  bei  den  politischen  Macht- 
habern  besonders  häufig  nachweisbar  ist.  Aber  dieser 
Umstand  läßt  sich  teils  daraus  erklären,  daß  die  Nach- 
richten über  die  politischen  Machthaber,  weil  sie  im 
Vordergrund  des  Interesses  standen,  überhaupt  ausführ- 
licher ausgefallen  sind,  teils  daraus,  daß  sie  auch  eher  über 
<rie    Geldmittel   verfügten,   um   sich   einen   Tempel    erbauen 
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zu  können,  teils  aber  auch  schließlich  daraus,  daß  sie  in  be- 
sonders hohem  Grade  Veranlassung  hatten,  den  heidnischen 
Kult  zu  pflegen,  weil  dieser  zum  nicht  unerheblichen  Teil  Ahnen- 
kult war  und  als  solcher  den  adligen  Geschlechtern  beson- 
ders am  Herzen  liegen  mußte.  Zu  einem  Schluß  auf  eine  Ent- 
stehung des  Godentums  aus  dem  Tempelpriestertum  berechtigt 
dieser  Umstand  somit  in  keiner  Weise. 

Gegen  diese  Entstehung  spricht  nun  aber  weiter  noch 
ein  Grund  allgemeinerer  Natur.  Die  politische  Macht  ist 
in  Island  in  der  ganzen  freistaatlichen  Zeit  mehr  faktischer 
als  rechtlicher  Natur  gewesen;  es  waren  viel  weniger  Rechts- 
ansprüche, die  den  Gewalthaber  machten,  als  vielmehr  eine 
teils  auf  Persönlichkeit  teils  auf  verwandtschaftlichen  oder 
sonstigen  Beziehungen  beruhende  tatsächliche  Machtstellung. 
Ohne  eine  solche  rein  tatsächliche  Übermacht  war  eine 
Häuptlingsstellung  in  Island  völlig  undenkbar.  Es  ist  nun 
schlechterdings  nicht  einzusehen,  weshalb  sich  diese  faktische 
Machtstellung  gerade  immer  mit  dem  Besitz  eines  Tempels 
sollte  verbunden  haben;  ein  innerer  Grund  für  diese  Ver- 
bindung wird  sich  jedenfalls  kaum  finden  lassen.  Die 
isländische  Aristokratie  kann  sich  aber  nur  auf  Grund  eines 
Verhältnisses  entwickelt  haben,  das  zugleich  eine  tatsächUche 
Machtstellung  verbürgte,  und  ein  solches  Verhältnis  war  der 
Tempelbesitz  nicht. 

Schließlich  sei  auch  noch  auf  einen  sich  aus  den  Be- 
siedelungsverhältnissen  ergebenden  Grund  gegen  die  Ent- 
stehung der  Häuptlingsschaft  aus  dem  Priestertum  hinge- 
wiesen. Die  herrschende  Meinung  nimmt  an,  daß  sich  schon 
vor  der  einheitlichen  Landesgesetzgebung  mehr  oder  weniger 
in  allen  Landesteilen  das  Tempelpriestertum  zur  politischen 
Macht  entwickelt  hätte.  Nun  erfolgte  die  Besiedelung  des 
Landes  aus  den  verschiedensten  Gegenden  und  von  den 
verschiedensten  Elementen,  und  ein  Einfluß  der  einen  Gegend 
des  Landes  auf  die  andern,  dem  die  Natur  an  sich  schon 
große  Hindernisse  entgegensetzt,  hat  gerade  in  der  älteren 
Zeit  besonders  wenig  stattgefunden.  Um  so  unwahrschein- 
licher ist  es,  daß  sich  trotzdem  in  allen  Landesteilen  unab- 
hängig voneinander  eine  Regierungsform  ausgebildet  haben 
sollte,   die   sämtlichen    Einwanderern   in   ihrem   Heimatlande 
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fremd  war,  und  die  nur  in  ganz  lockerer  Weise  an  heimat- 
liche Institutionen  anknüpfte.*)  Diese  übereinstimmende 
Entwicklung  in  allen  Landesteilen  würde  einen  merkwürdigen 
historischen  Zufall  darstellen,  zu  dessen  Annahme  man  sich 
nur  sehr  ungern  und  nur  aus  sehr  dringenden  Gründen  ent- 
schließen würde. 

Es  haben  sich  so  eine  Reihe  von  Gründen  gegen  die 
Entstehung  des  Godentums  aus  dem  Tempelpriestertum  er- 
geben. Es  wird  sich  nun  im  folgenden  darum  handeln,  die 
Gründe,  die  für  eine  solche  Entstehung  sprechen,  näher 
zu  prüfen. 

3.  Gegengründe. 
Terminologie  und  Gesetz. 
Die  Zurückführung  des  Godentums  auf  das  Tempel- 
priestertum stützt  sich  in  erster  Linie  auf  die  Terminologie, 
sodann  auf  ein  uns  mehrfach  überliefertes  Gesetz  und  schließ- 
lich auf  einzelne  Angaben  der  Eyrbyggja.  Was  die  Ter- 
minologie angeht,  so  ist  die  etymologische  Bedeutung  des 
Wortes  godi  Priester;  man  bezeichnete  in  Island  mit  diesem 
Wort  ursprünglich  den  Tempelbesitzer,  sodann  aber  zugleich 
auch  den  Inhaber  der  politischen  Gewalt,  sodaß  dasselbe 
Wort  sowohl  den  Tempelbesitzer,  wie  auch  den  politischen 
Machthaber  bezeichnete.  Diese  Terminologie  beweist  jedoch 
nicht  so  viel  wie  es  auf  den  ersten  Blick  scheint.  Es  zeigt 
sich  nämlich  doch  eine  ziemlich  scharfe  Scheidung  zwischen 
den  Bezeichnungen  für  den  Tempelpriester  und  für  den 
politischen  Machthaber.  Um  den  Tempelbesitzer  zu  be- 
zeichnen, bedienen  sich  die  Quellen  regelmäßig  des  Kom- 
positums hofgodi,  nicht  des  einfachen  godi,  des  letzteren 
Wortes  eigenthch  nur  in  Beinamen  wie  {)ördr  Freysgodi. 
Hrafnkell  Freysgodi.  Andererseits  aber  findet  sich  das 
Wort  godi  in  der  Bedeutung  des  politischen  Machthabers 
auch  nur  im  juristischen  Sprachgebrauch  und  in  Bei- 
namen. Wann  das  Wort  godi  in  Beinamen  den  Tempel- 
besitzer  und   wann    den   politischen    Machthaber   bezeichnet, 

»)  Vgl.  hierüber  insbesondere  Konrad  v.  Maurer,  Zur  Urgeschichte 
der  Godenwürde.    (Zeitschr.  f.  deutsche  Philologie  Bd.  4.) 


168  Dt.  Boden, 

ist  nicht  mit  völliger  Sicherheit  festzustellen.  Bei  dem 
selteneren  Falle  der  Zusammensetzung  mit  einem  Götter- 
namen wird  es  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auf  den 
Tempelbesitzer  zu  beziehen  sein.  Bei  dem  weit  häufigeren 
Fall  der  Zusammensetzung  mit  einem  Landschaftsnamen 
wird  es  mit  derselben  Wahrscheinlichkeit  auf  die  poli- 
tische Machtstellung  zu  beziehen  sein,  weil  die  örtliche 
Beziehung  bei  der  politischen  Machtstellung  jedenfalls  eine 
näherliegende  ist  als  bei  dem  Tempelbesitzer.  Auch  stammt 
z.  B.  der  Beiname  Hvitanesgodi  erst  aus  christlicher  Zeit, 
indem  er  sich  auf  eins  der  im  Jahre  1004  bei  Einführung 
des  Fünfergerichts  gestifteten  Godorde  bezieht,  sodaß  hier 
also  keinerlei  Beziehung  zum  Tempelbesitz  mehr  vorliegen 
kann.  Am  zweifelhaftesten  liegt  die  Sache  in  dem  häufigsten 
Fall  der  Verwendung  des  Simplex  godi  als  Beiname, 
wie  Snorri  godi  u.  a.  m.  Es  ist  nicht  unmöglich,  daß  hier 
in  der  Tat  bald  das  eine  bald  das  andere  darunter  ver- 
standen ist;  auf  der  einen  Seite  sagt  die  Eyrbyggja,  daß 
J)orgrimr  godi  Kjallakson  seinen  Beinamen  mit  Rücksicht 
auf  die  Beteiligung  der  Kjalleklingar  an  dem  Tempel  der 
{)örsnesingar  erhalten  habe;  auf  der  anderen  Seite  haben 
auch  solche  Leute  den  Beinamen  godi  geführt,  die  sich  an- 
scheinend nicht  im  Besitz  eines  Tempels  befanden  wie 
Askell  godi  und  J)orgeirr  godi,  welch  letzterer  Ljösv.  cap.  2 
auch  mit  dem  Beinamen  Ljösvetninga  godi  erscheint.  Im 
übrigen  findet  sich  das  Wort  godi  und  Zusammensetzungen 
mit  diesem  Wort  als  Beinamen  fast  nur  in  der  eigentlichen 
Sagenzeit,  d.  h.  bis  ungefähr  zum  Jahre  1030,  andererseits 
aber  auch  nicht  so  früh,  daß  die  Träger  des  Beinamens  nicht 
noch  das  Jahr  930  erlebt  und  anläßlich  der  Gesetzgebung- 
in  diesem  Jahre  den  Namen  erhalten  haben  könnten.  Außer 
in  Beinamen  erscheint  das  Wort  godi  ausschließlich  im 
technisch-juristischen  Sprachgebrauch  der  Rechts- 
bücher. Im  Sprachgebrauch  der  Geschichtsquellen  wird  jedoch 
der  politische  Machthaber  niemals  als  godi,  sondern  stets  nur 
als  godordsmadr  bezeichnet.  Das  Wort  godord  dient  ferner 
ausschließlich  zur  Bezeichnung  der  politischen  Machtfülle, 
wird  aber  niemals  zur  Bezeichnung  der  Stellung  des  Terapel- 
priesters  verwandt.    Man  sieht  also,  daß  im  volkstümlichett 


Die  isländischen  Häuptlinge.  169^' 

Sprachgebrauch  wenig  Neigung  vorhanden  war,  die  Bezeich- 
nungen für  Tempelpriester  und  für  politischen  Machthaber 
promiscue  zu  gebrauchen.  Nur  in  Beinamen  ist  dies  ^^elleicht 
eine  Zeitlang  geschehen.  Sonst  aber  verwenden  wenigstens 
die  Geschichtsquellen  möglichst  solche  Ausdrücke,  die  sich 
in  eindeutiger  Weise  entweder  nur  auf  den  Tempelbesitzer 
oder  nur  auf  den  politischen  Machthaber  beziehen,  und  ver- 
meiden die  doppeldeutigen  Ausdrücke.  Daraus  ergibt  sich 
ein  gewisser  Anhalt  dafür,  daß  man  sich  eines  Unterschiedes 
zwischen  dem  Tempelbesitzer  und  dem  politischen  Macht- 
haber deutlich  bewußt  war,  und  daß  in  der  Tat  ein  solcher 
auch  immer  bestand,  daß  aber  die  Vermischung  des  Tempel- 
besitzers mit  dem  politischen  Machthaber  eben  auf  dem 
Gebiet  ihren  Ursprung  genommen  hat,  auf  dem  die  Trennung 
der  Begriffe  auch  späterhin  noch  am  wenigsten  scharf  durch- 
geführt ist,  d.  h.  auf  dem  technisch-juristischen.  Das  würde 
zu  der  Vermutung  führen,  daß  der  Ursprung  der  Termino- 
logie eben  in  einem  Gesetze  zu  suchen  ist,  und  es  eröffnet 
sich  damit  die  Möglichkeit,  daß  die  beiden  stärksten  Argu- 
mente für  die  Entstehung  des  Godentums  aus  dem  Tempel- 
priestertum,  das  oben  gedachte  Gesetz  und  die  Terminologie, 
unt«r  sich  in  einem  Abhängigkeitsverhältnis  ständen. 

Was  dieses  Gesetz  angeht,  so  ist  uns  dasselbe  in  der 
Hauksbök  (cap.  268  S.  96),  im  Anhang  der  jungem  Melabök 
im  {)orsteins  {)ättr  uxaföts  (Flateyjarbök  Bd.  I  S.  249) 
und  in  der  älteren  defekten  Redaktion  der  {)ördar  saga  hredu^) 
erhalten.  Die  hier  interessierenden  Bestimmungen  erscheinen 
an  allen  vier  Stellen  im  Anschluß  an  den  Bericht  über  die 
Landeseinteilung.  Über  die  Landeseinteilung  berichtet  uns 
auch  die  Islendingabok  des  Ari  hinn  frödi  und  die  die- 
selbe ausschreibenden  Haensa-{)öris  saga.  Hier  fehlt  aber 
der  uns  interessierende  Passus  über  die  Goden.  Alle  diese 
Stellen  sind  von  Konrad  von  Maurer,  Quellenzeugnisse 
über  das  erste  Landrecht  und  über  die  Ordnung  der  Bezirks- 
verfassung des  isländischen  Freistaats  (Abhandlungen  der 
Münchener  Akademie  Bd.   12  1871;  vgl.   auch  ebendaselbst 


1)    Von    Gudbrandr  Vigfüsson    als     Anhang    zu   der   Bardar    sagfv 
Snxfellsäes  und  der  Viglundarsaga  1860  herausgegeben.    S.  94. 
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von  demselben:  Über  die  Hsensa-{)öris  saga)  einer  ein- 
gehenden Untersuchung  auf  ihr  Filiationsverhältnis  unter- 
zogen. Die  fragliche  Stelle  lautet  in  der  jüngeren  Melabok: 
Landinu  var  skift  i  fjördunga  um  daga  {)6rdar  gellis;  {)ä 
"skyldu  vera  {)rjü  ping  i  hverjum  fjordungi,  enn  {)rjü  höfudhof 
1  hverri  |)ingsokn;  {)ar  väru  menn  vandadir  til  ad  vardveita 
hofin,  at  vitrleik  ok  rettlseti;  {)eir  skylde  döm  nefna  ä  fjingum 
ok  styra  sakferlum;  pvi  väru  {)eir  godar  kalladir  ok  hof- 
godar,  enn  {jeira  tign  ok  umdoemi  kallat  godord.  Hverr 
skyldi  ok  gjalda  hofstoll,  eigi  sidr  enn  nü  kirkjutiund.  Fe 
{)at  er  til  hofs  var  gefit  skyldi  hafa  til  mannfagnadar,  {)ar 
er  blötveizlur  väru.  Nordlendinga  fjordungi  var  skift  i  fjogr 
J)ing;  hann  var  stoerri  enn  hinir  fjördungarnir.  Statt  des 
«rsten  Satzes  bis  zum  ersten  Semikolon  hat  die  Jjordar  saga 
hredu  die  Worte:  En  {)ä  er  landinu  var  skipt  1  fjördunga, 
die  Hauksbok  und  der  J)orsteins  {).  uxaföts  aber:  „{)ä  var 
landinu  skift  i  fjördunga  ok"  wobei  das  „{)ä"  auf  das  Vor- 
aufgehende, wo  von  der  Gesetzgebung  des  Ulfljöt  die  Rede 
gewesen  ist,  verweist.  Ferner  fehlt  in  den  genannten  drei 
Redaktionen  der  Satz  „enn  {)eira  tign  ok  umdoemi  kallat 
godord",  sowie  auch  die  beiden  Schlußsätze,  sodaß  diese 
sämtlich  mit  dem  Wort  kirkjutiund  abschließen,  und  statt 
des  doppelten  „godar  ok  hofgodar"  der  Jüngern  Melabok 
heißt  es  in  der  jjördar  s.  einfach  hofgodar  und  in  den  beiden 
andern  Redaktionen  nur  godar.  Die  sonstigen  Differenzen 
sind  belanglos.  Ein  erheblicher  Unterschied  besteht  nach 
dem  Gesagten  insofern,  als  die  Hauksbok  und  der  {)orsteins  {>. 
die  Vorgänge  als  gleichzeitig  mit  den  Ulfljötslög  und  also 
wohl  als  in  denselben  enthalten  behandeln,  die  jüngere 
Melabok  dieselben  hingegen  in  Übereinstimmung  mit  Ari 
in  die  Zeit  des  {)örd  gellir  verlegt,  während  die  |)ördar  s. 
die  Zeit  unbestimmt  läßt.  Die  Gesetzgebung  des  Ulfljöt 
fand  um  das  Jahr  930  statt,  während  das  von  |)örd  gellir 
veranlaßte  Gesetz  in  das  Jahr  965  zu  verlegen  ist.  Maurer 
gelangt  nun  a.  a.  0.  zu  dem  Schluß,  daß  die  Quelle,  auf  die 
die  besagten  vier  Berichte  in  letzter  Linie  zurückgehen,  die 
erste  verlorene  Redaktion  der  Islendingabök  des  Ari  sei, 
daß  ferner  dazwischen  je  eine  gemeinsame  Quelle  für  die 
jungem  Melabok  und  die  {)ördar  s.  einerseits  und  für  die 
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Hauksbök  und  den  {jorsteins  p.  andererseits  in  Ansatz  zu 
bringen  sei,  und  daß  die  gemeinsame  Quelle  für  die  beiden 
letztgedachten  Redaktionen  das  Versehen  begangen  habe, 
das  Bezirksverfassungsgesetz  durch  eine  leichte  Abänderung 
der  Einführungsworte  in  die  Zeit  des  Ulfljöts  statt  in  die 
des  {)örd  geUir  zu  verlegen.  \yährend  Maurer  demnach  zu 
dem  Schlüsse  gelangt,  daß  die  Einführung  einer  Bezirks- 
verfassung ihrem  ganzen  Umfange  nach  dem  Jahre  965  an- 
gehöre, ist  Finssen^)  hingegen  der  Ansicht,  daß  die  Ein- 
richtung von  zwölf  Thingen  und  die  Verteilung  der  Goden 
auf  dieselben  bereits  durch  die  Gesetzgebung  vom  Jahre  930 
erfolgt  sei,  und  daß  das  Gesetz  des  pörd  gellir  vom  Jahre  965 
nur  die  Einteilung  des  Landes  in  Viertel  und  die  Schaffung 
eines  neuen  Things  für  das  Nordviertel  zum  Gegenstand 
gehabt  habe.  Es  läßt  sich  nun  nicht  leugnen,  daß  die  sehr 
eingehenden  Untersuchungen  Konrad  von  Maurers  hinsicht- 
lich des  Filiationsverhältnisses  unserer  Quellen  recht  über- 
zeugend sind,  und  daß  dadurch  die  Beweiskraft  der  Hauks- 
bök und  des  {)örsteins  {).,  soweit  sie  von  den  übrigen  Quellen 
abweichen,  doch  wohl  beseitigt  sein  dürfte.  Ferner  ist  nicht 
zu  verkennen,  daß  Ari  sich  in  der  uns  erhaltenen  zweiten 
Redaktion  seines  Isländerbuches  am  besten  dahin  verstehen 
läßt,  daß  eine  Bezirksverfassung  überhaupt  erst  im  Jahre  965 
zustande  gekommen  sei.  Allein  daraus  folgt  noch  nicht 
ohne  weiteres,  daß  auch  der  übrige  Teil  des  Berichtes,  wie 
die  mehrgedachten  vier  Quellen  ihn  uns  überlieferten,  be- 
treffend die  Einsetzung  der  Goden  und  die  Feststellung  ihrer 
Rechte  und  Pflichten  dem  Jahre  965  und  nicht  schon  dem 
Jahre  930  angehört.  Dieser  Teil  des  Gesetzes  fehlt  in  der 
uns  erhaltenen  Redaktion  des  Isländerbuches,  wie  schon 
bemerkt,  gänzlich;  es  ist  hier  bei  Gelegenheit  der  Landes- 
einteilung von  Goden  überhaupt  nicht  die  Rede.  Nun  sagt 
uns  Ari  in  der  Vorrede  zu  seinem  Isländerbuch  selbst,  daß 
er  in  der  zweiten  Redaktion  seines  Werkes  zwar  die  settar 


1)  Om  den  oprindelige  Ordning  af  nogle  af  den  islanske  Fristats 
Institutioner  S.  79.  Ihm  stimmt  in  diesem  Punkte  auch  Lehmann  in  der 
Besprechung  jenes  Werkes  (Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung,  German. 
Abt.  Bd.  11  S.  210)  zu.  Es  widerspricht  ihm  hingegen  v.  Amira  in  seiner 
Besprechung  des  Werkes  (Gott.  gel.  Anz.  1889  S.  254). 
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tölu  und  konunga  aefi  weggelassen,  im  übrigen  aber  lediglich 
vermehrt  und  verbessert  habe.  Dieser  unmißverständlichen 
Erklärung  des  Ari  gegenüber  ist  es  meines  Erachtens 
schlechterdings  unmöglich,  noch  weitere  Weglassungen  in 
der  zweiten  Redaktion  seines  Werkes  gegenüber  der  ersten 
anzunehmen.  Es  lassen  sich  auch  kaum  Gründe  ausfindig 
machen,  die  solche  Kürzungen  verständlich  machten.  Die 
von  Bley  im  32.  Bande  der  Zeitschrift  für  deutsche  Philo- 
logie (Zur  Entstehung  der  jungem  Islendingabök  1900)  ge- 
gebene Erklärung,  daß  die  Redaktion  für  Unterrichtszwecke 
hergerichtet  sei,  scheint  mir  doch  etwas  zu  weit  hergeholt 
zu  sein.  Ganz  im  Gegenteil  scheint  es  mir  durchaus  ein- 
leuchtend, daß  der  erste  Anfang  der  Geschichtsschreibung 
eben  die  aphoristische  Kürze  in  der  Darstellung  zeigen 
mußte,  die  unser  Isländerbuch  tatsächlich  aufweist,  und  daß 
sich  um  diesen  Kern  unaufhörlich  die  Zusätze  der  späteren 
Bearbeiter  herumgruppieren  mußten.  Daß  Ari  die  settar 
tölu  und  konunga  aefi  in  der  zweiten  Redaktion  seines 
Werkes  wegließ,  kann  ich  mir  auch  nur  so  erklären,  daß 
er  diese  Gegenstände  entweder  inzwischen  bereits  in  einem 
eigenen  Werke  behandelt  hatte  oder  wenigstens  dazu  ent- 
schlossen war.^)  Jedenfalls  aber  ist  durch  die  ausdrückliche 
Erklärung  des  Ari  jeder  Zweifel  über  den  Umfang  des  ersten 
Werkes  abgesehen  von  settar  tölu  und  konunga  sefi  ausge- 
schlossen und  wir  sind  nicht  berechtigt,  auf  die  erste  Re- 
daktion des  Isländerbuches  etwas  zurückzuführen,  was  sich 
nicht  in  der  zweiten  vorfindet,  soweit  es  eben  nicht  zu  den 
ssttar  tölu  und  konunga  aefi  gerechnet  werden  kann.  Was 
wir  in  unsern  vier  Quellen  über  die  Goden  gesagt  finden, 
karm  also  nicht  in  Aris  älterem  Isländerbuch  gestanden 
haben.  Es  muß  spätere  Zutat  zu  den  Angaben  des  Ari 
sein.  Damit  entfällt  dafür  der  hohe  Grad  von  Zuverlässigkeit, 
den  die  Angaben  des  Ari  für  uns  haben.  Umgekehrt  aber 
ergibt  sich  gerade  aus  dem  Schweigen  des  Ari  ein  gewisser 
Anhalt.    Ari   erzählt   uns  ausführlich,   es   sei  bestimmt,  daß 


»)  A.  M.  Konrad  vou  Maurer,  besonders  in  seiner  neuesten  Abhand- 
lung über  diesen  Gegenstand:  Über  Ari  hinn  fröd»  und  seine  Schriften 
(Germania  Bd.  36  Jahrg.  1891),  wo  man  die  gesamte  sehr  umfangreiche 
frühere  Literatur  über  diese  Frage  verzeichnet  findet. 
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die   vier   Thinge   des  Nordviertels   nicht    mehr   Urteiler    er- 
nennen und  nicht  mehr  Rechte  in  der  Lögretta  haben  sollten 
als   die   drei   Thinge   der   übrigen   Viertel.    Sollt«    nun   das 
Urteilerernennungsrecht   überhaupt   erst   in   diesem   Jahr  ge- 
setzlich sanktioniert  sein,  so  würde  es  doch  auffallend  sein, 
wenn  er  von  diesem  Vorgange,  der  doch  die  Voraussetzung 
für  den  gedachten,  tatsächlich  berichteten  Vorgang  bildete 
und    zugleich   ungleich    wichtiger    war,    gar   nichts    erwähnt 
hätte.    Außerdem    braucht    man    aber    den    Bericht    unserer 
vier    Quellen    auch    kaum    mit    zwingender    Notwendigkeit 
dahin  zu  verstehen,  daß  die  Einteilung  des  Landes  und  die 
Einsetzung  der   Goden  gleichzeitig  geschehen  sei.    Die   vier 
Quellen  berichten  über  die  Vorgänge  sämtlich  im  Anschluß 
an  den  Bericht  über  die  ülfljötslög.    Der  Zusammenhang  in 
der  fraglichen  Stelle  ist  also  bereits  in  derjenigen  allen  ge- 
meinsamen   Quelle,    die    den    Bericht    zuerst    in    dieser   An- 
ordnung gab,  kein  auf  die  Chronologie  aufgebauter,  sondern 
ein    lediglich    auf    der    Ähnlichkeit    des    Gegenstandes    be- 
ruhender  gewesen.    Wir   finden   allerdings   in    der    jüngeren 
Melabök    die    chronologische    Angabe,    Landinu    var   skift   i 
fjordunga  um  daga  {)ordar  gellis,  aber  da  sich  diese 
Angaben   weder  in  der  mit  der  jungem   Melabök  auf  eine 
gemeinsame   QueUe   zurückgehenden   {)ödar  s.  noch  auch   in 
der  andern  Rezension  vertreten  durch   Hauksbök  und   {)or- 
steins    p.    findet,    so    muß    sie    von    der    Jüngern    Melabök 
ihrerseits  interpoliert  sein,  weil  man  sonst  annehmen  müßte, 
daß   die    gemeinsame    Quelle    der   Hauksbök  '^  und   des   |)or- 
steins  p.  einerseits  und  die  J)ördar  s.  andrerseits  unabhängig 
von  einander  zufällig  dieselbe  Zeitangabe  ..um  daga  {)ördar 
gellis"  beseitigt  hätten,  wogegen  die  Differenz  zwischen  der 
{)ördar  s.  einerseits  und  der  Hauksbök  und  dem  {)orsteins  J). 
andererseits  dem  Wortlaut,  wenngleich  nicht  dem  Sinne 
nach  so  gering  ist,  daß  sie  ohne  weiteres  auf  die  Unachtsam- 
keit   eines    Abschreibers    zurückgeführt    werden    kann.     Er- 
scheint danach  die  Lesart  der  {)ordar  s.  als  die  ursprüngliche, 
so  ist  hier  der  Verfasser  nach  der  ganzen  Fassung  des  Be- 
richts von  vornherein  nicht  auf  chronologische  Gruppierung 
der  Vorgänge  bedacht  gewesen;  er  hat  vielmehr  aÜem  An- 
schein nach  gelegentlich  die  Erwähnung  der  Ülfljötslög^  als 
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des  ersten  und  wichtigsten  Landesgesetzes  für  die  Insel, 
alles  zusammenstellen  wollen,  was  ihm  über  die  ältere  Ver- 
fassungsgeschichte überhaupt  bekannt  war,  ohne  daß  ihm 
dabei  die  Zeitfolge  der  Ereignisse  besonders  am  Herzen 
lag.  Es  liegt  also  keine  Notwendigkeit  vor,  die  gedachten 
Vorgänge  als  gleichzeitig  aufzufassen.  Übrigens  würde  auch 
der  Bericht  bei  Annahme  der  Gleichzeitigkeit  der  gedachten 
Vorgänge  mit  unsern  sonstigen  Quellen  in  Widerspruch 
stehen;  denn  nach  der  Darstellung  des  Berichtes  nimmt  eben 
das  Godentum  seinen  Ausgang  von  der  in  dem  Bericht 
gedachten  Gesetzgebung.  Nun  wissen  wir  aber,  daß  das 
Godentum  bereits  vor  dem  Jahre  965  in  allen  Landesteilen 
ausgebildet  war.  Also  kann  die  Gesetzgebung  von  965  nicht 
seine  Grundlage  gebildet  haben. 

Wir  gelangen  also  zu  dem  Resultat,  daß  keine  aus- 
reichenden Gründe  vorhanden  sind,  die  gesetzliche  Grund- 
lage der  Godenverfassung  erst  dem  Jahre  965  zuzuweisen. 
Es  ergeben  sich  nun  aber  weiter  aus  den  allgemeinen 
historischen  Verhältnissen  erhebliche  Gründe  dafür,  daß  die 
Feststellung  der  Anzahl  der  Goden  und  die  Normierung 
ihrer  Rechte  und  Pflichten  bereits  dem  Jahre  930  angehört. 
Im  Jahre  930  wurde  das  Allthing  gestiftet.  Dessen  wichtigste 
Funktion  war  jedenfalls  dem  Charakter  der  Zeit  entsprechend 
von  vornherein  die  Rechtssprechung.  Es  galt  also  ein  Ge- 
richt zu  besetzen,  und  es  mußten  Personen  bestimmt  werden, 
denen  die  Richterernennung  oblag.  Die  Richterernennung 
auf  dem  Allthing  ist  nun  aber  gerade  die  Funktion,  die  in 
unsern  Rechtsbüchern  aufs  engste  mit  dem  Godentum  ver- 
knüpft erscheint.  Dieses  Richterernennungsrecht  wird  also 
jedenfalls  schon  von  den  Ulfljötslög  den  Goden  zugewiesen 
sein;  denn  man  wird  nicht  gern  annehmen  wollen,  daß  dieses 
Recht  anfangs  andern  Personen  übertragen  und  erst  nach- 
träglich in  die  Hände  der  Goden  gelangt  sei,  zumal  uns 
direkt  überliefert  ist,  daß  die  Ulfljötslög  sich  anderweitig 
jedenfalls  schon  mit  den  Goden  beschäftigten,  indem  sie 
vorschrieben,  daß  die  Goden  bei  allen  Thingen  einen  Eides- 
ring zur  Hand  haben  sollten.  Schließlich  aber  ist  auch  aus 
der  Zahl  der  Goden  ein  Argument  zu  entnehmen.  Die  An- 
zahl   der    Urteiler    im  Allthinggericht    betrug    wie    in    allen 


Die  isländischen  Häuptlinge.  175 

isländischen  und  großenteils  auch  norwegischen  Thing- 
gerichten 36.  Die  Zahl,  die  der  Anzahl  der  Goden  zu 
Grunde  lag,  war  gleichfalls  36,  und  nur  mit  Rücksicht  auf 
die  besondem  Verhältnisse  des  Xordlandes  war  diese  Zahl 
um  drei  erhöht,  doch  so,  daß  in  den  anläßlich  dieser  Er- 
höhung gegebenen  Vorschriften  noch  deutlich  die  eigentliche 
Grundzahl  hindurchscheint.  Es  ist  kaum  anders  denkbar, 
als  daß  diese  Zahl  mit  der  Anzahl  der  Urteiler  in  dem  neu- 
eingerichteten  Allthing  im  engsten  Zusammenhang  steht  und 
mit  Rücksicht  auf  diese  gewählt  wurde.  Wir  gelangen  also 
aus  verschiedenen  Gründen  zu  dem  Schluß,  daß  Anzahl  und 
Befugnisse  der  Goden  bereits  im  Jahre  930  gesetzlich  nor- 
miert wurden.  Dahingegen  möchte  ich  es  auch  aus  allge- 
meinen Gründen  gegen  Finssen  für  wahrscheinlich  halten, 
daß  die  Goden  damals  noch  nicht  auf  eine  Anzahl  Thinge 
verteilt  wurden,  einerseits  weil  die  Stiftung  des  Allthings, 
sofern  man  an  dieser  als  dem  Hauptzweck  der  Ulfljötslög 
festhält,  dazu  keinerlei  Anlaß  bot,  andrerseits  aber,  weil 
die  Stiftung  eines  vierten  Things  für  das  Nordland  weniger 
verständlich  ist,  wenn  man  dort  bereits  35  Jahre  lang  mit 
drei  Thingen  ausgekommen  war,  als  wenn  die  lokalen  Ver- 
hältnisse von  vornherein  bei  der  Verteilung  der  Goden  auf  die 
Bezirke  die  Einrichtung  eines  vierten  Things  im  Xordlande  er- 
forderlich machten. 

4.  DiehistorischeZuverlässigkeitdesGesetzes 
über  die  Godenverfassung. 

Gehen  wir  nun  näher  auf  den  Inhalt  der  Bestinmiungen 
ein,  für  deren  Entstehung  wir  im  Vorhergehenden  das  Jahr 
930  herausgefunden  haben,  so  zeigt  es  sich,  daß  diese  Be- 
stimmungen allerdings  einen  engen  Zusammenhang  zwischen 
Tempelpriestertum  und  politischer  Gewalt  zu  ihrer  Grund- 
lage nehmen.  Dieselben  Männer,  die  die  Haupttempel  ver- 
walten sollen,  sollen  auch  zugleich  auf  den  Thingen  die 
Urteiler  ernennen  und  die  Prozesse  leiten.  Wir  haben 
lUerdings  für  diesen  Bericht  nicht  den  Ari  als  Gewährsmann, 
und  man  könnte  daran  denken,  die  Zuverlässigkeit  des  ganzen 
Berichtes  anzuzweifeln.  Allein  dazu  felüt  es  doch  an  aus- 
•eichenden  Gründen.    Denn  einerseits  ergibt  sich  aus  Konrad 
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von  Maurers  Untersuchung  mit  voller  Sicherheit,  daß  die 
Urquelle  für  den  Bericht  jedenfalls  ziemlich  weit  zurück- 
liegt, wenngleich  wir  ihm  in  der  Annahme,  daß  Ari  diese 
Urquelle  sei,  nicht  folgen  konnten.  Je  weiter  diese  Urquelle 
aber  zurückliegt,  um  so  größer  ist  die  Zuverlässigkeit  des 
Berichtes.  Andrerseits  aber  erfährt  der  Bericht  auch  in- 
haltlich eine  Bestätigung  durch  die  Terminologie.  Wenn- 
gleich die  Terminologie,  wie  wir  eben  sahen,  nach  Möglich- 
keit zwischen  dem  Tempelpriester  und  dem  Godordsmann 
zu  scheiden  sucht,  so  ist  doch  kein  Zweifel  darüber,  daß 
die  Terminologie  für  den  letzteren  ursprünglich  vom 
Tempelpriestertum  entlehnt  ist.  Es  muß  also  trotz  unserer 
obigen  Ausführungen  über  die  Unwahrscheinlichkeit  der  Ent- 
stehung des  Godentums  aus  dem  Tempelpriestertum  irgend 
ein  Zusammenhang  zwischen  dem  Tempelpriestertum  und 
dem  Godentum  existieren,  auf  Grund  dessen  sich  die 
fragliche  Terminologie  entwickeln  konnte.  Der  besagte 
Bericht  ist  also  wegen  seines  Inhalts  noch  keineswegs  ver- 
dächtig; es  kann  das  darin  erwähnte  Gesetz  entweder  mit 
der  Terminologie  auf  einen  gemeinsamen  Ursprung  zurück- 
gehen, oder  aber  kann  es  selbst  den  Anlaß  zu  der  Termmo- 
logie  gegeben  haben.  Die  dritte  Möglichkeit,  daß  der  Be- 
richt seine  Quelle  in  der  Terminologie  hätte,  d.  h.  daß  der 
Verfasser  sich  den  Bericht,  durch  die  Terminologie  verleitet, 
aus  den  Fingern  gesogen  hätte,  scheint  mir  doch  für  einen 
Geschichtsschreiber  der  älteren  klassischen  Zeit  eine  zu 
große  Leichtfertigkeit  vorauszusetzen,  und  ich  möchte  des- 
halb mit  dieser  Möglichkeit  nicht  rechnen.  Der  Bericht 
wird  also  als  echt  zu  behandeln  sein,  und  man  hat  sich  mit 
der  Tatsache  auseinanderzusetzen,  daß  trotz  der  im  vorvorigen 
Paragraphen  gegen  die  Entstehung  des  Godentums  aus  dem 
Tempelpriestertum  beigebrachten  Gründe  um  das  Jahr  930 
als  Teil  des  ersten  Landrechts  ein  Gesetz  erlassen  ist,  das  den 
Goden,  d.  h,  den  politischen  Machthaber,  und  den  Tempel- 
priester als  identisch  behandelt. 

Wir  haben  bereits  oben  gelegentlich  der  Besprechung 
der  Hrafnkels  saga  darauf  hingewiesen,  daß  mit  der  Möglich- 
keit zu  rechnen  ist,  daß  in  jenen  Zeiten  die  Rechtsvor- 
schriften  und   die   tatsächlichen    Verhältnisse   in   erheblicher 
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Weise  auseinandergingen,  sodaß  sich  weder  die  Rechts- 
vorschriften ohne  weiteres  zur  Berichtigung  der  tatsächlichen 
Verhältnisse  noch  aber  auch  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
zur  Berichtigung  der  Rechtsvorschriften  verwenden  lassen. 
Beides  läuft  parallel  nebeneinander  her.  Aber  es  sind  des- 
halb nicht  etwa  die  tatsächlichen  Verhältnisse  für  den 
Juristen  und  die  Rechtsvorschriften  für  den  Historiker  ohne 
Interesse.  Denn  beides  übt  unausgesetzt  einen  Einfluß 
aufeinander  aus.  der  allerdings  vielleicht  niemals  zu  einer 
völligen  Ausgleichung  führt,  der  aber  doch  so  stark  ist, 
daß  die  Entwicklung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  sich 
nicht  ohne  die  Rechtsvorschriften,  und  die  Entwicklung  der 
Rechtsvorschriften  sich  nicht  ohne  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse verstehen  läßt.  Aber  nur  zum  Verständnis  der 
Entwicklung,  nicht  zur  Kritik  darf  eins  für  das  andre 
benutzt  werden.  Im  vorliegenden  Fall  ist  es  uns  um  die 
tatsächliche  Entstehung  des  Godentums  zu  tun.  Es  liegt 
uns  ein  Gesetz  vor,  das  das  Godentum,  d.  h.  die  politische 
Macht,  zu  dem  Tempelpriestertum  in  die  engste  Verbindung 
setzt;  das  Gesetz  sagt  nur,  daß  eine  solche  Beziehung  be- 
stehen sollte;  uns  kommt  es  aber  darauf  an,  ob  eine  solche 
Beziehung  in  der  Tat  bestand,  worüber  das  Gesetz  direkt 
nichts  aussagt.  Ob  das  Gesetz  den  tatsä<jhlichen  Verhält- 
nissen wirklich  entsprach,  wird  Gegenstand  einer  besondern 
Untersuchung  sein  müssen.  Und  wenn  vielleicht  auch  die 
herrschende  Meinung  auf  dem  Standpunkt  stehen  sollte,  daß 
eine  gewisse  Vermutung  für  die  Übereinstimmung  einer 
Rechtsvorschrift  mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  besteht^), 


1)  Man  wird  vielleicht  einwenden,  daß  in  den  Zeiten  unbewußter 
Rechtsschöpfung  ein  Widerspruch  zwischen  Recht  und  tatsächlichen 
Verhältnissen  unmöglich  sei.  Das  mag  richtig  sein,  soweit  es  sich 
lediglich  um  praktische  Anwendung  unbewußter  und  unausgesprochener 
Rechtsnormen  handelt.  Aber  die  ausgesprochene,  mündlich  oder 
schriftlich  fixierte  Rechtsnorm  ist  nichts  rein  Unbewußtes  mehr, 
sondern  enthä.t  der  unbewubt  angewandten  Rechtsnorm  gegenüber 
immer  einen  gewissen  Grad  bewußter  Abstraktion,  und  in  dieser  Ab- 
straktion liegt  die  Möglichkeit  eines  Fehlers,  d.  h.  eines  irrtümlichen 
Abweichens  von  den  tatsächlichen  Verhältnissen.  Im  übrigen  ver- 
folgen nicht  selten  auch  schon  die  ältesten  Gesetze  gewisse  Tendenzen, 
die   häufig   gerade    den    Anlaß   zur   Kodifikation   geben,   mindestens   die 
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so  wird  man  jedenfalls  die  Widerlegung  dieser  Vermutung 
im  einzelnen  Falle  zuzulassen  bereit  sein.  Es  läßt  sich  nun 
aber  in  der  Tat  wahrscheinlich  machen,  daß  die  tatsächlichen 
Verhältnisse  niemals  so  waren,  wie  das  fragliche  Gesetz 
verlangt,  und  daß  sich  weder  das  Gesetz  nach  den  tatsäch- 
lichen Verhältnissen  noch  die  tatsächlichen  Verhältnisse  nach 
dem  Gesetz  gerichtet  haben.  Das  Gesetz  bestimmt  nach 
unsern  obigen  Ausführungen  die  Anzahl  der  Goden  auf  36 
entsprechend  der  Zahl  der  Urteiler  im  Allthinggericht.  Diese 
Zahl  war  für  das  Gesetz  wesenthch.  Denn  die  Einsetzung 
eines  allgemeinen  Gerichtshofes  für  das  ganze  Land  war 
wohl  der  wichtigste  Gegenstand  der  Ulfljötslög  und  die  Ur- 
teilerernennung nach  der  Fassung  unseres  Berichtes  einer 
der  Hauptzwecke  der  Einsetzung  der  Goden;  um  die  Ur- 
teilerernennung ordnungsmäßig  vor  sich  gehen  zu  lassen, 
bedurfte  es  aber  der  genauen  Feststellung  der  Zahl  der  zur 
Ernennung  Berechtigten.  Wenn  nun  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse mit  dem  Gesetz  übereinstimmen  sollten,  so  müßte 
notwendig  auch  die  Zahl  der  wirklich  existierenden  Godords- 
inhaber  gleich  36  sein,  sei  es  nun  daß  das  Gesetz  sich  nach 
der  Zahl  der  bereits  existierenden  Herrschaften  gerichtet 
hätte,  oder  daß  die  Zahl  der  Herrschaften  nach  dem  Gesetz 
reguliert  wäre.  Beides  ist  von  vornherein  nicht  wahrschein- 
lich. Die  erste  Alternative,  weil  es  ein  sehr  merkwürdiger 
Zufall  wäre,  wenn  die  Zahl  der  um  das  Jahr  930  existieren- 
den Herrschaften  gerade  der  für  das  Allthing  erforderlichen 
Anzahl  von  Urteilerernennern  gleich  gewesen  wäre,  die 
zweite  Alternative,  weil  es  der  isländischen  Zentralgewalt 
an  jeder  Exekution  fehlte,  um  ihre  Anordnungen  gegen  den 
Willen  der  Beteiligten  durchzusetzen,  eine  freiwillige  Unter- 
ordnung aller  Beteiligten  aber  bei  dem  eingreifenden  Charakter 
des    Gesetzes  kaum   anzunehmen   sein   dürfte.    Der  schema- 


Tendenz  der  möglichsten  Aufrecliterhaltung  des  Friedens,  und  daraus 
ergeben  sich  naturgemäß  weitere  Abweichungen  von  den  tatsächlichen 
Verhältnissen.  Die  genauere  Erörterung  dieser  Frage  kann  nur  an  der 
Hand  des  sehr  umfassenden  geschichtlichen  Materials  erfolgen,  wozu 
hier  der  Raum  fehlt.  Auf  die  Differenz  zwischen  Gesetz  und  tatsächlichen 
Verhältnissen  weist  übrigens  auch  Pappenheim,  Krit.  Vierteljahrsschr. 
Bd.  36  Jahrg.  1894  S.  566  hin. 
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tische  Charakter  des  Gesetzes,  der  die  Übereinstimmung 
mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  unwahrscheinlich  macht, 
setzt  sich  übrigens  in  dem  Landeseinteilungsgesetz  von  965, 
das  allem  Anschein  nach  unmittelbar  auf  dem  Godengesetz 
von  930  beruht,  fort,  indem  hier  ganz  schematisch  jedem 
Viertel  drei  Thinge  und  jedem  Thing  drei  Goden  zugewiesen 
werden,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Xordviertels,  aber 
auch  hier  nur  bezüglich  der  Thinge,  nicht  bezüglich  der 
Goden.  Es  ist  auch  diesem  Gesetz  gegenüber  von  vornherein 
kaum  anzunehmen,  daß  die  Zahl  der  tatsächlich  vorhandenen 
Thinge  und  Godorde  gerade  den  schematisch  gefundenen 
Zahlen  entsprochen  haben  sollte,  zumal  die  verschiedenen 
Viertel  und  Thinge  an  Bedeutung  recht  verschieden  waren. 
Wir  werden  auch  dies  Gesetz  mit  Rücksicht  auf  den  mutmaß- 
lich engen  Zusammenhang  mit  dem  Gesetz  von  930  mit  in  den 
Kreis  unserer  Betrachtung  ziehen. 

Es  läßt  sich  nun  aber  auch  tatsächlich  der  Nachweis 
erbringen,  daß  Thinge  sowohl  wie  Godorde  keineswegs  den 
gedachten  Gesetzen  entsprachen,  sondern  in  erheblich  größerer 
Anzahl  vorhanden  waren.  Was  die  Thinge  angeht,  so 
können  wir  uns  auf  Konrad  von  Maurers  Ausführungen 
in  „Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis  zum  Untergange 
des  Freistaats"  S.  100—102  beziehen.  Was  die  Godorde, 
die  uns  hier  mit  Rücksicht  auf  das  Gesetz  von  930  besonders 
interessieren,  angeht,  so  sind  wir  durch  unsere  Geschichts- 
quellen in  den  Stand  gesetzt,  die  einzelnen  Familien,  in 
denen  sich  Godorde  vererbten,  mit  leidlicher  Sicherheit  an- 
zugehen. In  zahlreichen  Fällen  wird  uns  in  zuverlässigen 
Quellen  jemand  unmittelbar  als  Godordsmann  bezeichnet, 
oder  berichtet,  daß  er  ein  godord  oder,  was  dasselbe  heißt, 
ein  manna-forräd  besessen,  oder  daß  er  einen  Thingmann, 
das  Korrelat  des  Godordsmannes,  gehabt  habe.  Noch  häufiger 
jedcch  bedienen  sich  die  Quellen,  um  jemand  als  Godords- 
besitzer  zu  bezeichnen,  des  Wortes  „Häuptling".  Trotz 
seiner  weiteren  etymologischen  Bedeutung  wird  dieses  Wort 
geradezu  als  Synonymon  von  Godordsmann  gebraucht,  wenn- 
gleich es  allerdings  auch  hin  und  wieder  noch  in  seiner 
weiteren  Bedeutung  vorkommt,  so  z.  B.  wenn  es  von  Äskel 
godi   und   Steingrim  zusammenfassend  heißt:  var  |)ö  hvär- 

12* 
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tveggi  mikill  höfdingi  (Reykd.  16  S.  280),  obwohl  Steingrimr 
schwerlich  ein  Godordsmann  war  und  auch  Reykd.  5  S.  242 
bei  seiner  Einführung  nur  als  gödr  böndi  charakterisiert  wird. 
Daß  es  aber  in  der  Regel  als  Synonymon  von  Godordsmann 
gebraucht  wird,  zeigt  z.  B.  Eyrb.  4,  9,  wo  höfdingjar  geradezu 
als  Korrelat  zu  {)ingmenn  steht,  während  sonst  stets  die 
godordsmenn  das  Korrelat  zu  den  J)ingmenn  bilden.  Umge- 
kehrt erscheinen  dann  in  der  Laxd.  27,  1  und  in  der  Formel 
für  Setzung  des  grid  in  der  Grett.  73  die  godordsmenn  als 
Gegensatz  zu  dem  boendr,  als  deren  Gegensatz  sonst  die 
höfdingjar  erscheinen.  Wir  dürfen  wohl  davon  ausgehen, 
daß  höfdingi  dann  stets  den  Godordsmann  bezeichnet,  wenn 
es  als  technischer  Ausdruck  zur  offiziellen  Charakterisierung 
einer  oder  mehrerer  Personen  steht,  insbesondere  also  in 
den  regelmäßigen  Charakteristiken,  mit  denen  die  neu  auf- 
tretenden Personen  in  die  Erzählung  eingeführt  werden;  — 
hier  wird  der  Ausdruck  höfdingi  so  sehr  als  technischer  ver- 
wandt, daß  zur  Charakterisierung  eines  Mannes  auch  gesagt 
werden  kann:  eigi  var  hann  höfdingi,  wie  in  der  Grettla  32 
von  |)örhall  — ;  und  sodann  in  den  offiziellen  Häuptlings- 
verzeichnissen, deren  uns  eins  in  der  Landnäma  und  zwei 
in  der  Kristni  saga  erhalten  sind,  jenes  aus  der  Zeit,  als 
60  Jahre  seit  der  ersten  Ansiedelung  verflossen  waren,  d.  h. 
um  930,  vielleicht  etwas  später,  von  diesen  das  erste  aus 
dem  Jahre  981,  das  zweite  aus  dem  Jahre  1118^).  Dazu 
kommt  noch  aus  der  Landnäma  das  Verzeichnis  der  „mäch- 
tigsten Landnahmemänner,"  eine  Bezeichnung,  die  eben  gleich- 
bedeutend ist  mit  den  „Häuptlingen  unter  den  Landnahme- 
männern". Einen  Anhalt  für  die  Feststellung  eines  Godords 
gewährt  auch  die  ganze  Stellung  und  Lebensführung  eines 
Mannes.  Wir  haben  im  §  1'  gesehen,  welche  umfassenden 
Rechte  dem  Inhaber  eines  Godords  zustanden.  Wenn  wir 
diese  Rechte  von  jemandem  ausgeübt  sehen,  so  dürfen  wir 
daraus  schließen,  daß  er  tatsächlich  im  Besitz  eines  Godords 
war.  Es  zeigt  sich  auch,  daß  die  verschiedenen  Quellen, 
aus  denen  die  im  Besitz  eines  Godords  befindlichen  Familien 

^)  Das  letztere  interessiert  hier  nicht,  und  wenn  im  folgenden  von 
dem  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  saga  die  Rede  ist,  so  ist  stets 
das  erste  gemeint. 
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festzustellen  sind,  im  wesentlichen  zusammenfließen,  d.  h. 
zu  gleichen  Resultaten  führen  und  sich  also  gegenseitig  be- 
stätigen. Die  Aufzählung  der  Godenfamilien  soll  im  folgen- 
den nach  den  bekannten  13  Thingbezirken  gruppiert  werden. 
Diese  Thingbezirke  waren  allerdings  im  Rechtssinne  keine 
abgegrenzten  Territorien,  sondern  griffen  beliebig  ineinander 
über,  indem  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Thing  sich  nicht 
nach  dem  Wohnsitz  zu  richten  brauchte:  auch  waren  die 
fraglichen  13  Thinge  keineswegs  die  einzigen,  und  um  das 
hier  hauptsächlich  interessierende  Jahr  930  bestand  über- 
haupt noch  keine  feste  Thingorganisation.  Aber  die  13  Thing- 
bezirke beruhen  immerhin  auf  der  natürlichen  Beschaffenheit 
des  Landes  und  entsprechen  insofern  ebenso\'ielen  Land- 
schaften, und  sie  waren  tatsächlich  auch  annähernd  terri- 
torial gegeneinander  abgegrenzt,  indem  in  der  Regel  jeder 
zu  dem  Thing  gehörte,  in  dessen  Bezirk  sich  sein  Wohn- 
sitz befand,  wenngleich  sich  aus  den  Quellen  auch  mancherlei 
Ausnahmen  davon  nachweisen  lassen.^)  Die  Godorde  nach 
Familien  zu  gruppieren,  rechtfertigt  sich  dadurch,  daß  die 
Godorde  trotz  ihrer  freien  Veräußerlichkeit  regehnäßig  inner- 
halb derselben  Familie  verblieben,  wie  sich  noch  näher 
ergeben  wird.  Familien,  in  deren  Besitz  sich  ein  Godord 
erst  nach  dem  Jahre  1004  findet,  bleiben  übrigens  außer 
Betracht,  weil  in  diesem  Jahre  12  neue  Godorde  gegründet 
wurden,  und  für  die  vorUegende  Untersuchung  diese  neuen 
Godorde  belanglos  sind. 

Am  stärksten  ist  die  Überzahl  der  Goden  im  West- 
viertel, mit  dem  wir  unsere  Übersicht  beginnen.  Zum 
Bezirk  des  |)verä-{)ing  gehören  an  Godenfamilien  1.  die 
Myra-menn  in  Borg,  vertreten  durch  den  Landnahmemann 
Skallagrim^),  dessen  Sohn  Egil  und  dessen  Enkel  {)or8tem 


^)  Mit  völliger  Sicherheit  lassen  sich  allerdings  die  Grenzen  der 
Thingbezirke  und  die  Zugehörigkeit  der  auf  der  Grenze  wohnenden 
Godordsmänner  nicht  feststellen,  und  die  folgende  übersieht  ist  in  der 
Zuweisung  der  Godorde  zu  einem  bestimmten  Thing  vielleicht  von 
einer  gewissen  Willkür  nicht  frei.  Aber  da  der  Hauptzweck  die  Fest- 
stellung der  Godorde  im  ganzen  ist,  so  spielt  eine  Differenz  in  der 
gedachten  Beziehung  keine  große  Rolle.  —  ')  In  der  Ln.  unter  den 
mächtigsten   Landnahmemännern  erwähnt. 
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Egilsson^),  2.  die  Familie  des  Önund  breidskegg''),  insonder- 
heit dessen  Sohn  Tungu-Oddr^)  in  Breidabolstad,  3.  die  Gils- 
bekkingar,  die  von  den  Landnahmemännern  Hroskel*)  und 
Hrömund  abstammten,  und  deren  bekanntester  Vertreter  lUugi 
der  Schwarze')  ist,  4.  die  Familie  des  Ulf  Grims  son  ens 
haleyska  in  Geitland,  insonderheit  dessen  Enkel  Illugi  der 
Rote^)  und  Kollr  Kjallaksson'),  5.  die  Familie  des  Rauda- 
Björn,  insonderheit  dessen  Sohn  |)orkell  trefilP).  Zweifel- 
haft ist  es,  ob  sich  in  der  Familie  des  Björn  hitdoelakappi 
ein  altes  Godord")  und  in  der  des  Armgrim  godi")  und 
des  Sturla  godi")  überhaupt  ein  Godord  befand,  indem  es 
zweifelhaft  ist,  ob  ihr  Beiname  als  Tempelpriester  oder  als 
Inhaber  der  politischen  Gewalt  zu  deuten  ist.  Zum  {)örsnes 
{)ing  gehören  an  GodordsfamiUen  1.  die  Raudmelingar,  ver- 
treten durch  den  Landnahmemann  Sel-{)örir  ^^)  und  dessen 
Urenkel  |)orstein  {)orgilsson"),  2.  die  Familie  Hrölfs  des 
Dicken,  dessen   Sohn  Helgi  die   Zwölferjury  in  dem  rechts- 


1)  Eigla  eap.  80,  21  und  81,  28,  wo  Egill  und  porsteinn  ausdrück- 
lich als  im  Besitz  eines  Godords  genannt  werden.  —  ^)  In  der  Ln. 
unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern  erwähnt.  —  ^)  Im  Häupt- 
lingsverzeichnis der  Ln.  vgl.  auch  Hsensa-JjOriss.  eap.  2.  —  *)  Unter 
den  mächtigsten  Landnahmemännern  in  der  Ln.  —  s)  Gunnl.  s.  eap.  4 
S.  202  als  annarr  mestr  höfdingi  i  Bogarfirdi  en  {jorsteinn  Egilsson 
bezeichnet;  Gunnl.  s.  eap.  5  S.  216  spricht  er  auch  geradezu  von  seinem 
maunaforräd.  —  ®)  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  saga,  vgl. 
auch  die  Hardar  s.  —  ')  In  der  Hardar  s.  eap.  2  als  mikill  höfdingi 
bezeichnet.  —  ^)  In  Laxd.  10  als  mikill  höfdingi  bezeichnet;  ferner 
erscheint  er  auch  im  ülkofra  pättr  unter  den  sechs  Häuptlingen,  denen 
der  aufgebrannte  Wald  gehört.  Der  ölkofra  p.  beruht  zweifellos  auf 
Erfindung;  aber  es  ist  um  so  charakteristischer,  daß  Jjorkell  treflll  hier 
an  der  Seite  der  mächtigsten  und  bekanntesten  isländischen  Häuptlinge 
erscheint,  um  so  mehr  als  er  damals  längst  nicht  mehr  am  Leben  sein 
konnte.  — ^  »)  Grett.  s.  58,  1  ist  er  als  mikill  höfdingi  bezeichnet;  außer- 
dem erscheint  er  in  der  Bjarnar  s.  hitd.  S.  33  als  Antragsteller  in  der 
Lögr^tta.  Beides  liegt  erst  nach  dem  Jahre  1004.  Aber  die  neuen 
Godorde  hatten  keinen  Anteil  an  der  Lögretta.  Es  ist  jedoch  wiederum 
zweifelhaft,  ob  man  überhaupt  ein  Godord  besitzen  mußte,  um  in  der 
Lögretta  Anträge  stellen  zu  können.  —  *«)  Vgl.  die  Ha;nsa-f)6ri88, 
iii.sonderheit  eap.  7  S.  145.  —  ")  Vgl.  Ln.  »»/«j.  —  ")  Unter  den 
mächtigsten  Landnahmemännern  und  Ln.  Sturlubök  68  als  mikill  höf- 
dingi bezeichnet.  —  ")  Eyrb.  56,  16  als  Inhaber  des  llaudmelinga- 
godords  erwähnt. 
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geschichtlich  wichtigen  Prozeß  des  Snorri  godi  gegen  Arnkel 
godi  wegen  der  der  Schwester  des  Arnkel  zur  Last  gelegten 
Zauberei  bildete^),  3.  Arnkell  godi.  der  sein  Godord  jedoch 
nicht  von  seinem  Vater  geerbt  hatte  und  im  Jahre  994  von 
Snorri  godi  erschlagen  wurde,  ohne  sein  Godord  weiter  zu 
vererben^),  4.  die  Familie  der  {)örsnesingar,  repräsentiert 
durch  den  Landnahmemann  |)örolf  mostrarskegg,  dessen  Sohn 
{lorstein  |)orskabit,  und  dessen  Urenkel,  den  berühmten 
Snorri  godi^),  5.  die  Familie  der  Kjalleklingar,  von  Björn  enn 
austroem*)  abstammend  und  repräsentiert  durch  seinen  Enkel 
|>orgrim  godi^)  und  dessen  Söhne  Viga  Styr")  und  Vemund 
enn  mjövi')^),  6.  die  Eyrbyggjar,  deren  bedeutendster  Ver- 
treter SteinJ)örr  ä  Eyri  ist**),  7.  die  Familie  der  Dalverjar, 


*)  Eyrb.  16,  7  wird  Helgi  als  Hofgarda  godi  bezeichnet;  außer- 
dem mußte  er  auch  als  Vorsitzender  der  Zwölferjury  im  Besitz  eines 
Godords  sein.  Der  gedachte  Prozeß  ist  für  die  Geschichte  der  Jury 
von  besonderer  Wichtigkeit.  —  ')  Eyrb.  12,  7,  wo  es  heißt,  daß  Arn- 
kell viele  Thingmänner  hatte.  Da  dieses  Godord  nur  kurze  Zeit 
existierte  und  für  das  in  Anm.  1  erwähnte  auch  keine  weiteren  Zeug- 
nisse vorliegen,  so  ist  für  unsern  Zweck  von  Wichtigkeit  festzu- 
stellen, daß  die  beiden  Godorde  genau  gleichzeitig  erwähnt  werden, 
sodaß  nicht  etwa  eins  das  andere  abgelöst  haben  kann.  —  ')  Die 
|)6rsnesingar  war  neben  den  Hvammsverjar  das  erste  Geschlecht  in 
diesem  Bezirk.  Der  Stammvater  gehört  zu  den  mächtigsten  Land- 
nahmemännern und  Snorri  godi  erscheint  in  dem  Häuptlingsverzeichnis 
der  Kristni  saga.  Das  Geschlecht  steht  im  Mittelpunkt  de-r  Eyrbyggja, 
J)OrgrImr  spielt  außerdem  eine  erhebliche  Rolle  in  der  Gisla  s.,  Snorri 
in  der  Laxd.,  Njäla,  der  Heidaviga  s.,  dem  ölkofra  |j.  u.a.m. —  *)  Unter 
den  mächtigsten  Landnahmeraännern.  —  ^)  Im  Häuptlingsverzeichnis 
der  Ln.  —  *)  Im  Häuptlingsverzeichnisse  der  Kristni  saga.  —  ')  Nach 
der  Föstbrceda  saga  cap.  1  ist  Vemundr  nach  dem  Vatnsfjörd  aus- 
gewandert, und  erscheint  dort  als  Häuptling.  —  «)  In  der  Eyrb.  10,  6 
wird  erzählt,  daß  {)orsteinn  |)orskabit  die  Hälfte  seines  Tempels,  seines 
Tempelzolls  und  seiner  Thingmänner  an  die  Kjalleklingar  abgetreten 
habe,  und  daß  |)orgrImr  seitdem  den  Beinamen  godi  erhalten  habe; 
vgl.  darüber  unten  S.  195.  —  •)  Derselbe  wird  in  der  Havardar  saga  cap.  7 
S.  16  als  mikill  höfdingi  bezeichnet;  nach  der  Eyrb.  kann  er  es  wagen, 
dem  Snorri  godi  die  Stirn  zu  bieten,  und  der  mächtige  VIga  Styrr 
kämpft  in  seinen  Reihen  mit,  ohne  seinerseit.s  die  Führung  zu  über- 
nehmen. In  der  Bandamanna  saga  cap.  9  S.  48  werden  seine  Töchter 
als  die  angesehensten  Partien  des  Landes  bezeichnet  neben  denen 
des  Snorri  godi.  tJbrigens  fällt  seine  Erwähnung  als  Godordsmann 
erst  in  die  Zeit  nach  Arnkels  Tode,  so  daß  es  immerhin  denkbar  wäre. 
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vertreten  durch  Höskuld  Dala-KoUsson,  Olaf  pä  und  Hallddr 
Ölafsson^),  8.  die  Familie  der  Hvamms-verjar,  abstammend 
von  Unn  hin  djüpüdga,  und  vertreten  insbesondere  durch 
den  berühmten  j^örd  gellir,  dessen  Sohn  Eyjölf  hin  gräi  und 
dessen  Enkel  {)orkell  Eyjölfsson*).  Einzelne  Godordsmänner, 
über  deren  Familie  wir  nicht  genauer  orientiert  sind,  sind 
|)örarinn  im  LangadaP),  dieser  jedoch  erst  nach  1004*)  und 
Ingjaldr  Saudeyjargodi"*).  Zweifelhaft  ist  es,  ob  der  von 
der  Ln.  und  Eyrbyggja  .erwähnte  {»ormod  godi  nebst  seinem 
Großneffen  Hjorleif  godi  auf  Grund  ihres  Beinamens  als 
Godordsmänner  anzusehen  sind.  Zum  Bezirk  des  |)orska- 
fjardar{>ings  gehören  an;  Godordsfamilien  1.  die  des  Geirmund 
heljarshinn^),  2.  die  Saurboeingar  mit  dem  Stammsitz  Stadar- 
höl,  abstammend  von  den  Landnahmemännern  Steinolf  enn 
lägi  und  dessen  Schwiegersohn  Slettu-Björn  und  repräsentiert 
durch  die  {)j6dreks-Söhne  Viga-Sturla,  J>orbjörn  und  {)örarin 
sowie  durch  den  Enkel  {)jödreks  Äsgeir  Knattarson'),  3.  die 


daß  er  als  Gode  an  dessen  Stelle  getreten  wäre,  obwohl  dafür  keinerlei 
weitere  Anhaltspunkte  vorliegen  und  auch  kaum  ein  vertragsmäßiger 
Erwerb,  sondern  nur  Okkupation  des  von  den  Erben  derelinquierten 
Godords  in  Frage  kommen  könnte. 

1)  Die  Dalverjar  sind  die  Helden  der  Laxdoela  und  werden  dort 
als  Häuptlinge  charakterisiert  (Laxd.  9,  14  u.  24),  ölafr  pä  steht  auch 
in  dem  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  s.  und  Halldörr  spricht 
Laxd.  71,  17  von  seinem  Godord.  —  =)  Unnr  hinn  djüpüdga  findet  sich 
als  einzige  Frau  im  Verzeichnis  der  mächtigsten  Landnahmemänner. 
j)6rdr  gellir  findet  sich  im  Häuptlingsverzeichnis  der  Ln.  und  Eyjölf 
in  dem  der  Kristni  s.  Jjördr  gellir  wird  auch  in  der  Eyrb.  10,  1  als 
mestr  höfdingi  bezeichnet.  In  der  Laxd.  70,  1  h«ißt  es,  daß  |jork€U 
Eyjölfsson  ein  großer  Häuptling  wurde.  —  ')  Laxd.  67,  1  als  Inhaber 
eines  Godords  bezeichnet.  —  *)  Seine  Erwähnung  fällt  kurz  nach  1004; 
da  er  aber  als  wenig  mächtig  geschildert  wird,  so  wird  man  ihm 
schwerlich  im  Jahre  1004  ein  Godord  zugewiesen  haben.  —  ")  Laxd.  14, 1. 
—  *)  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern;  außerdem  heißt  es 
Ij°-  "^/us.  daß  er  göfgastr  allra  landnämsmanna  gewesen  sei.  Söhne 
von  ihm  werden  nicht  erwähnt;  seine  Machtstellung  vererbte  wahr- 
scheinlich auf  einen  seiner  Schwiegersöhne,  vielleicht  Ketil  gufa.  — 
')  Steinölfr  enn  lagi  ist  der  Gegner  des  Gulljjörir  in  dessen  Saga.  Er 
wird  nicht  als  Häuptling  bezeichnet,  erscheint  aber  in  seinem  Auf- 
treten als  solcher.  Vfga-Sturla  ist  wahrscheinlich  der  Stammvater 
der  späteren  Inhaber  des  Saurbceinga-godord.  insbesondere  des  porgils 
Oddason  und  des  Einar  |)orgilsson  vgl.  Sturl,  II  2  u.  III  1  u.  6.  pödrekr 
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Reyknesingar,  abstammend  von  Ulf  enn  skjalgi^)  und  ver- 
treten durch  Ari  Mässon^)  und  dessen  Sohn  ^orgils  Arason'), 
4.  das  Geschlecht  des  Gest  Odleifsson,  von  dem  Landnahme- 
mann Geirleif  abstammend*),  5.  die  Familie  des  pörd 
Vikingsson  in  Alvidra  im  Dyrafjörd'),  6.  die  Familie  des 
{)jöstar,  insonderheit  dessen  Sohn  {)orgeirr*).  Zweifelhaft  ist 
das  Godord  der  Familie  des  Hall  in  Hofstadir').  Bemerkt 
sei  noch  die  große  Anzahl  von  Häuptlingen,  die  in  diesem 
Bezirk  ansässig  gewesen  sind,  obgleich  ihr  Geschlecht  einem 
andern  Bezirk  angehört.  -So  insbesondere  von  den  J)örsne- 
singar  Hallstein  godi  im  J)orskafjörd,  der  übrigens  selbst 
Landnahmemann  ist*),  sowie  unabhängig  von  ihm  sein  Neffe 
Jjorgrimr  in  Saeböl*),  ferner  von  den  Hvammsverjar  Eyölfr 
hinn  gräi  |)ördarson  in  Otradal  im  Arnarfjörd^°)  und  schließ- 
lich von  den  Kjalleklingar  Vemundr  {)orgrimsson  im  Vatns- 


wanderte  nach  dem  Isafjörd  aus  (Ln.  ^•/ii?)-  Von  seinem  Sohn  Jjorbjörn 
wird  uns  Hav.  s.  Isf.  1  S.  1  berichtet,  daß  er  um  Isafjörd  ein  Godord, 
von  seinem  Sohne  {jörarin  Hav.  s.  Isf.  19  S.  45,  daß  er  um  Dyrafjörd 
ein  Godord  hatte.  Asgeirr  Knattarson  erscheint  in  der  Kristni  saga 
im  ersten  Häuptlingsverzeichnis.  Von  ihm  stammen  die  in  der  Stur- 
lungenzeit  eine  große  Rolle  spielenden  Vatnsfirdingar  ab.  (Sturl.  Bd.  II 
S.  285  Hrafns.  saga  cap.  8.) 

1)  Unter  den  mächtig8t«n  Landnahmemännern.  —  ')  Im  Häupt- 
lingsverzeichnis der  Kristni  s.  —  ')  In  der  Grett.  s.  27,  2  als  mestr 
höfdingi  1  Vestfirdingafjördungi  bezeichnet.  Von  ihm  stammte  der 
Priester  Ingimundr  Einarsson  ab,  von  dem  Sturl.  II,  3  S.  8  erzählt  wird, 
daß  er  das  Reyknesinga-godord  seinem  Vetter  porgils  Oddason  ge- 
schenkt habe.  —  *)  Gestr  Oddleifsson  erscheint  im  Häuptlingsverzeichnis 
der  Kristni  s.  Ferner  sagt  die  Hav.  s.  Isf.  4  S.  10  von  ihm,  daß  er 
margt  mannaforräd  hatte.  —  *)  Unter  den  mächtigsten  Landnahme- 
männern. Sein  Sohn  Jjorkell  hinn  audgi  spielt  in  der  Gisl.  s.  eine 
Rolle;  sein  Auftreten  ist  das  eines  Häuptlings,  wenngleich  er  nicht 
so  genannt  wird.  Er  erscheint  in  enger  Beziehung  zu  dem  Hvalseyrar- 
ping  im  Dyrafjörd  (Gisl.  S.  9  und  92).  —  •)  Hrafnk.  s.  S.  14  als  god- 
ordsmadr  um  Jjorskafjörd  ok  vidar  um  Vestfjördu  bezeichnet.  —  ')  Er 
heißt  in  der  Gull-Jjoris  s.  cap.  1  S.  4  mikill  höfdingi.  Aber  die  Gull- 
Jjöris  8.  steht  auf  der  Grenze  der  historischen  Sagen  und  in  der  Ln. 
(*/u4)  wird  er  nur  im  Vorübergehen  erwähnt,  was  sonst  nicht  die  Art 
der  Ln.  bei  einem  Godengeschlecht  ist.  —  *)  Eyrb.  6,  2  und  Gull- 
f)6ris  8.  1  S.  3.  Ob  er  ein  selbständiges  Godord  hatte,  kann  zweifel- 
haft erscheinen.  —  •)  Gisl.  S.  10  als  Inhaber  eines  Godords  bezeichnet.  — 
^*)  Im  HäuptlingsTerzeichnis  der  Kristni  s. 
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fjörd^).  Dazu  lassen  sich  dann  auch  noch  die  ausgewanderten 
Saurboeingar  rechnen,  die  allerdings  im  selben  {)ingbezirke 
blieben^).  Diese  auswandernden  Häuptlinge  haben  an- 
scheinend durchgängig  in  ihrer  neuen  Heimat  ein  selb- 
ständiges Godord  gegründet,  sodaß  sich  die  Zahl  der  God- 
orde  noch  um  sie  vermehrt. 

Schreiten  wir  sodann  zum  Nordviertel  weiter,  so  sind 
im  Hänavatns{)ing  an  Godordsfamilien  1.  die  des  Midfjardar- 
Skeggi^),  2.  die  Vididoelir,  von  Andun  skökul  abstammend*), 
3.  die  Vatnsdoelir,  abstammend  von  Ingimund^)  und  repräsen- 
tiert insbesondere  durch  seinen  Sohn  |)orstein®)  und  seinen 
Urenkel  {)orkel  krafli^),  4.  die  Familie  des  Landnahme- 
mannes Aevarr*),  dessen  Enkel  Hunrödr*)  und  dessen  Ur- 
urenkel  Haflidi  Mässon^")  war.    Zum  Hegranes  {)ing,  dessen 

1)  Föstbr.  8.  1.  —  •■')  Vgl.  Anm.  7  S.  184.  —  »)  Im  Häuptlingsver- 
zeicbnis  der  Ln.  Er  war  der  Sohn  des  Landnahmemannes  Skinna-Björn. 
Wie  sehr  seine  Persönlichkeit  und  seine  Machtstellung  im  Gedächtnis 
des  Volkes  haftete,  das  zeigt  sich  darin,  daß  er  eine  beliebte  Per- 
sönlichkeit in  den  unhistorischen  Sagen  ist,  so  insbesondere  in  der 
Bardar  saga  Sn^efcllsäss  und  in  der  [jOrJar  saga  hredu;  auch  in  der 
Körmaks  saga,  die  auf  der  Grenze  der  historischen  Sagen  steht,  spielt 
er  eine  Rolle.  Sein  Sohn  Eidr  verzog  nach  As  im  Borgarfjörd  und 
Midfjardar-Skeggi  folgte  ihm  in  hohem  Alter  dorthin.  —  *)  Unter  den 
mächtigsten  Landnahmemännern.  Sein  Sohn  Äsgeirr  wohnte  in  As- 
geirsfi,  wo  wir  später  in  der  Bandamanna  saga  einen  mutmaßlichen 
Abkömmling  von  ihm,  den  Styrmir  porgeirsson  im  Besitz  eines  Godords 
vorfinden,  öfeigr  wird  nämlich  Band.  s.  1  S.  27  als  sein  Thingmann 
bezeichnet.  —  »)  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern;  zudem 
heißt  es  in  der  Vatnsdoela  cap.  16  S.  28  ausdrücklich:  hann  f^kk  s6r  ok 
godord  ok  manna  forräd.  —  ')  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Ln.;  ferner 
in  Vatnsdl.  27  S.  44  als  „höfdingi  yfir  Vatnsdcelum  ok  Vestrhopi,  ok 
öllum  Jjeim  sveitum  sem  Ingimundr  fadir  hans  hafdi  haft"  bezeichnet. 
Nach  seinem  Tode  erhält  sein  Sohn  Ingölf  das  Godord  (vgl.  Vatnsd.  37 
S.  59  und  41  S.  67).  —  ')  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  saga. 
Er  ist  der  uneheliche  Sohn  des  J)0rgrlm  Kornsärgodi,  des  Tochtersohnea 
des  Ingimund  (Vatnsd.  37  S.  59).  Sein  Vater  erhält  das  Godord  nach 
dem  Tode  des  Ingölf  mit  Rücksicht  auf  die  Unmündigkeit  der  Söhne 
des  Ingölf  (Vatnsd.  41  S.  67  und  42  S.  69).  —  »)  Unter  den  mächtigsten 
Landnahmemännern.  —  »)  In  der  Halltr.  s.  cap.  10  S.  109  wird  ein 
Thingmann  von  ihm  genannt.  —  ^o)  Er  ist  der  Held  der  Jjorgils  saga 
ok  Hatlida,  wo  er  als  inn  mestr  höfdingi  bezeichnet,  und  wo  auch  ein 
Thingmann  von  ihm,  namens  Hneitir,  erwähnt  wird  (Sturl.  II,  1).  Er 
ist  auch  der  Urheber  der  bekannten  HaflidaakrA  (Grägäs,  Kgb.,  Lögrötta- 
Jjftttr  S.  213). 
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Bezirk  den  Skagafjörd  umfaßt,  g-ehören  an  Godenfamilien 
1.  die  Guddoelir^),  abstammend  von  dem  Landnahmemann 
Eirik  i  Guddölum^),  2.  die  Familie  des  Hjalti  in  Hof  im 
Hjaltadal.  insbesondere  dessen  Söhne  {)orvaldr  und  {)ördr*), 
3.  die  Familie  des  Höfda-{)ord*),  von  dessen  Nachkommen 
Arnörr  berlingarnef ')  und  Halldörr  Jjorgeirsson  in  Hof®)  die 
wichtigsten  sind,  4.  die  Familie  des  Ssemund  en  sudreyski'), 
des  Genossen  des  Ingimund.  5.  die  Familie  des  Spak-Bödvar. 
insbesondere  dessen  Sohn  |)orvard'').  Zum  Vödla{)ing,  das 
den  Eyjafjörd  umfaßt,  gehören  1.  die  Familie  des  Helgi  des 
Mageren®),  insbesondere  sein  Sohn  Ingjaldr")  und  dessen  Enkel 
Viga-Glümr^^)  in  {jverä,  ferner  {)örir  Helgason^^),  Öfeigr 
Järngerdarson")  und  die  Brüder  Bruni  und  Eylifr  in  Gnüpufell^*), 

*)  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Ln.  und  der  Kristni  s.  —  *)  Unter 
den  mächtigsten  Landnahmemännern.  In  der  Grettis  s.  70,  7  erscheint 
Eirikr,  Sohn  des  Holmgöngu-Starri,  des  Sohns  des  Landnahmemannes 
Eirik,  unter  den  Häuptlingen  des  Skagafjords:  in  der  Xjäla  119  Hafr 
hinn  audgi  Jjorkelsson  Eiriks  sonar  6r  Guddölum  unter  den  Häupt- 
lingen, die  die  Söhne  des  Njäl  um  Hilfe  angehen.  —  ')  Im  Häuptlings- 
verz^ichnis  der  Ln.;  die  Söhne  des  J)6rd,  Hjalti  und  Jjorbjörn  öngul 
erscheinen  in  der  Grettis  s.  70,  1  unter  den  Häuptlingen  des  Skagafjords. 
—  *)  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern.  —  s)  im  Häuptlings- 
verzeichnis der  Kristni  saga;  Flateyjarbök  Bd.  I  S.  439  erscheinen  auch 
|)ingmenn  von  ihm.  —  •)  Im  mehrgedachten  Häuptlingsverzeichnis  des 
Skagafjords  in  der  Grettis  s.  70,  5.  —  ')  Unter  den  mächtigsten  Land- 
nahmemännern. —  *)  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  s.,  allerdings 
auf  Grund  einer  Konjektur.  —  •)  Unter  den  mächtigsten  Landnahme- 
männern. —  "•)  In  der  VIga  Glüms  saga  als  forn  godordsmadr  ok  höf- 
dingi  mikill  bezeichnet.  —  ")  Der  Held  der  nach  ihm  benannten  Sage, 
erscheint  cap.  18  S.  365  als  Vorsitzender  einer  tylftarkvid,  d.  h.  einer 
Godenjury,  und  findet  sich  auch  im  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni 
saga.  —  ")  Ljösv.  13  S.  36  als  godordsmadr  bezeichnet.  —  ")  Ljösv.  1 
S.  3  als  mikill  höfdingi  bezeichnet.  —  ")  Ljösv.  13  S.  36  als  im  Besitz 
eines  Godords  bezeichnet.  Sie  stammten,  da  sie  in  Gnüpufell  wohnten, 
wahrscheinlich  von  Hrölf  Helgason  hins  magra  ab  (vgl.  Ln.  ^'•/jsa), 
und  waren  entweder  dessen  Enkel  oder  dessen  Urenkel.  Enkel  des 
genannten  Hrölf  war  auch  öfeigr  Järngerdarson  (Ljösv.  6  S.  17).  J)örir 
Helgason  war  der  Enkel  eines  dritten  Sohnes  des  mageren  Helgi, 
namens  Val|3Jöfr  (Ljösv.  13  S.  36).  Spuren  eines  Zusammenhangs 
zwischen  diesen  verschiedenen  Godordsbesitzern  fehlen  gänzlich,  und 
es  scheint,  daß  sich  ihre  Machtbezirke  sehr  verschieden  erstreckten. 
Es  ist  deshalb  sehr  wohl  möglich,  daß  diese  sämtlichen  Godorde  völlig 
selbständig   nebeneinander    standen    und    daß   jedes    als    ein    besonderes 
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2.  die  Familie  des  Hämund  heljarskinn^),  die  Esphoelingar, 
insbesondere  sein  Enkel  {)örarinn  {)örrisson^),  3.  die  Familie 
der  Mödruvellingar,  von  Andun  rotin  abstammend,  später 
vertreten  durch  Eyjölf  Valgerdarson^),  seinen  Sohn  Gud- 
mund  den  Mächtigen^)  und  seinen  Enkel  Eyjölf  Gudmundar- 
son"),  4.  die  Familie  des  Snorri  Hlidarmanna  godi^), 
5.  die  Familie  des  {)orsteinn  svarfadr'),  6.  die  Familie  des 
Ljötölf  godi,  insbesondere  Valla-Ljötr*).  Zum  J)ingeyrar{)ing 
gehören  die  Godenfamilien  1.  der  Ljösvetningar,  vertreten 
durch  {)orgeir  godi  und  dessen  Söhne"),  2.  der  Reykdoelir, 
abstammend  von  Eyvind  J)orsteinsson  ^°)  und  vertreten  durch 
Äskel  godi^^),  3.  die  Familie  der  Exfirdingar,  denen  Arn- 
steinn  godi  angehörte").  Sehr  zweifelhaft  ist  das  Godord 
des  Äsbjörn  detiäss,  des  Vaters  des  Finnbogi  hinn  rammi^'). 

aufgefaßt  und  behandelt  wurde,  wenngleich  sich  etwas  absolut  Sicheres 
darüber  nicht  ausmachen  läßt. 

*)  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern.  —  ')  Der  in  der 
Vfga-Glüms  s.  durchaus  das  Auftreten  eines  mächtigen  Häuptlings 
und  Godordsmannes  zeigt.  —  '•')  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Ln.  und 
der  Kristni  s.  —  *)  In  der  Lj6sv.  mehrfach  als  der  mächtigste  Häupt- 
ling des  Bezirks  charakterisiert.  In  Ljösv.  6  S.  17  ist  auch  von  seinen 
Thingmännern  die  Rede.  —  0)  Ljösv.  22  S.  73  wird  von  ihm  <»>"  T'nnsr- 
mann  erwähnt.  Auch  erbt  er  durchaus  die  machtvolle  Stellung  seines 
Vaters.  —  «)  Der  Besitz  des  Godords  ergibt  sich  aus  seinem  Beinamen 
(Ln.  "*/228  und  Ljösv.  4)  und  aus  seinem  Auftreten  auf  dem  Fjösatungu- 
ping  (Ljösv.  4  S.  13),  wo  er,  mit  großem  Gefolge  erscheinend,  zwischen 
zwei  mächtigen  Parteien  Frieden  stiftet.  —  ')  Nach  seiner  ganzen 
Stellung  in  der  Svarfdcela  saga,  die  allerdings  an  der  Grenze  der 
historischen  Sagen  steht.  Vgl.  auch  die  Stellung  seines  Urenkels  Ilalli 
in  der  Valla-Ljöts  s.  —  «)  Svarfd.  30  S.  192:  „Ljötr  tök  vid  manna 
forrsedi  eptir  födur  sinn"  und  „Ljötr  hafdi  manna  forraedi  um  allan 
dalin",  vgl.  auch  Valla-Ljöts  s.  cap.  3  S.  207.  —  »)  porgeirr  godi  wird 
Ljösv.  cap.  1  S.  3  als  höfdingi  mikill  bezeichnet.  Daß  er  und  seine 
Söhne  ein  Godord  besaßen,  wird  cap.  4  S.  10  gesagt;  auch  findet  sich 
sein  Sohn  Jjorkell  häkr  unter  den  Häuptlingen,  die  die  Söhne  des 
Njäl  (Njfila  119)  um  Hilfe  angehen.  —  ")  Unter  den  mächtigsten 
Landnahmemännern.  —  ^>)  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Ln.;  außer- 
dem wird  Reykd.  17  S.  281  erzählt,  daß  sein  Sohn  Jjorkell  nach  seinem 
Tode  das  von  ihm  ererbte  Godord  veräußerte.  Seinen  Enkel  Äskel 
])orketiIsson  finden  wir  jedoch  Njftla  141  wieder  im  Besitz  eines  God- 
ords. —  ")  Ljösv.  4  als  Inhaber  eines  Godords  genannt.  —  ")  Die 
Finnboga  saga  hins  ramma,  die  ihm  ein  Godord  zuschreibt,  kann  als 
Geschichtsquelle  kaum    angesehen  werden. 
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Im  Ostviertel  gehören  zum  Sunnudals{)ing'  1.  die  Hofs- 
verjar,  abstammend  von  Jjorstein  hviti^)  und  vertreten  durch 
Brodd-Helgi  ^)  und  seine  Söhne  Viga-Bjarni')  und  Sörli*), 
2.  die  Krossvikingar,  abstammend  von  Lyting  und  repräsentiert 
durch  Geitir  Lytingsson')  und  {)orkell  Geitisson*),  3.  das 
Geschlecht  des  Hrafnkel  Freysgodi^),  insbesondere  dessen 
Enkel  Helgi  Äsbjamarson  und  Hrafnkell  godi*).  Zum 
Müla{)ing  gehören  1.  die  Njardvikingar^),  2.  die  Familie 
des  |)orgeir  Vestarsson,  dessen  Söhne  Brynjölfr  inn  gamli'"), 
Aevarr  hinn  gamli  und  Herjölf  als  Landnahmemänner  er- 
scheinen; von  Brynjölf  stammt  Holmsteinn  Spak-Bessason,  von 
Herjölf  Hallbjörn  inn  sterki  ab").  Zum  Skaptafells{)ing  ge- 
hören 1.  die  von  Bödvar  dem  Weißen  ^^)  abstammenden  Sidu- 
menn.  insonderheit  Sidu-Hallr")  und  dessen  Sohn  {)orsteinn^*), 

2.  die  Familie  des  Hrollang"),  des  Sohnes  des  Jarles  Rögnvald, 

3.  die    von    dem    Landnahmemann    Özur*^)    abstammenden 

1)  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern  und  im  Häuptlings- 
verzeichnis der  Ln.;  auch  heißt  es  von  ihm  im  pättr  af  Jjorsteini  hvita 
S.  36,  daß  er  sich  ein  Godord  kaufte  und  hinn  mesti  sveitarhöfdingi 
wurde.  —  «)  Väpn.  s.  S.  7  werden  pingmenn  von  ihm  erwähnt.  —  ')  Im 
Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  saga  und  unter  den  Häuptlingen 
des  Ostviertels,  die  Brennu-Flosi  in  der  Xjäla  134  um  Unterstützung 
angeht.  —  ♦)  Unter  den  Häuptlingen  des  Ostviertels  in  der  Njäla  134. 
—  *)  Väpnf.  S.  6  ist  von  seinen  Thingmannen  die  Rede.  —  •)  Dropl. 
saga  S.  27  heißt  es,  daß  er  nach  dem  Eyjafjörd  gereist  war,  um  seine 
Thingleute  zu  vergleichen.  Er  erscheint  in  zahlreichen  Sagen  als 
mächtiger  Häuptling,  außer  in  der  Väpn.  und  Dropl.  s.  besonders 
auch  in  der  Lj6sv.  —  ^)  Hrafnkell  s.  S.  4  als  Inhaber  eines  Godord 
erwähnt.  —  »)  Dropl.  S.  12  und  13  wird  der  Streit  zwischen  den  beiden 
Vettern  um  das  Godord  erzählt.  —  «)  Von  Ketil,  dem  Bruder  des  Graut- 
Atli,  heißt  es,  daß  er  ein  Godord  kaufte  und  von  Ketils  gleichnamigem 
Enkel  in  Xjardvik  wird  der  Besitz  eines  Godords  bezeugt  (Dropl.  S.  6 
und  7).  Graut- Atli  und  Ketill  zählen  auch  zu  den  mächtigsten  Land- 
nahmemännern. Die  Söhne  des  Ketil,  des  Enkels  des  Landnahme- 
mannes, jjorkell  fullspakr  und  porvaldr,  gehören  zu  den  in  der  Njfila  134 
erwähnten  Häuptlingen,  die  Flosi  um  Hilfe  angeht.  —  ")  Unter  den 
mächtigsten  Landnahmemännern.  —  ")  Beide  gehören  zu  den  Häupt- 
lingen des  Ostlandes,  an  die  sich  Flosi  in  der  Njäla  um  Unterstützung 
wendet.  —  ")  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern.  —  ")  Im 
Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  s.  —  »♦)  Der  Streit  um  sein  Godord 
bildet  den  Hauptinhalt  der  nach  ihm  benannten  saga.  —  ")  Unter 
den  mächtigsten  Landnahmemännern  und  Flateyjarbök  Bd.  I  S.  418  als 
mikill  hSfdingi  bezeichnet. 
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Freysgydlingar,  insbesondere  dessen  Sohn  t)6rdr  Freysgodi^), 
und  die  Söhne  desselben^),  unter  denen  Flosi*)  am  meisten 
hervorragt,  4.  die  Familie  des  Ketil  hinn  fiflski*)  in  Kirkjuboe, 
5.  das  Geschlecht  des  Landnahmemannes  Leidölf  kappi*), 
dessen  Tochtersohn  und  Erbe  Hroarr  Tungugodi  war. 

Im  Südviertel  gehörten  zum  Rangär{)ing  an  Goden- 
familien  1.  die  des  Hrafn  hinn  heimski*)  im  östlichen  Randa- 
fell,  zu  der  ferner  sein  Sohn  Jörundr  godi"*),  dessen  Söhne 
Valgardr  hinn  gräi")  und  Ulfr  örgodi  und  des  letzteren  Sohn 
Runölfr^)  gehörten,  2.  die  Familie  des  Sighvat  des  Roten  ^), 
dessen  Enkel  Mördr  gigja")  war,  3.  das  Geschlecht  des 
Ketil  hseing'**),  4.  das  des  Hjalti  Skeggjason"),  von  dem 
Landnahmemann  J)orstein  lunan  abstammend,  5.  das  der 
Örnolfs-Söhne").  Zweifelhaft  ist  das  Godord  des  Njäl"). 
Zum    Ames{)ing    gehören     1.    die    Familie    des    Hallstein 

*)  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Ln.  —  *)  Im  Häuptlings- 
verzeichnis der  Kristni  s,  —  ')  Mit  dem  Beinamen  Brennu-Flosi 
wegen  des  an  Njäl  verübten  Mordbrandes.  Auch  in  der  Njäla  95 
wird  er  als  großer  Häuptling  charakterisiert.  —  *)  Unter  den  mäch- 
tigsten  Landnahmemännern.    —    s)    Im  Häuptlingsverzeichnis   der   Ln. 

—  8)  Beide  im  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  saga.  Nach  der 
Njäla  cap.  119  besitzt  ferner  Vaggards  Sohn  Mördr  die  Eangseingabüd 
und  Runölfr  die  Dalverjabüd  auf  dem  Allthing.  Auch  ist  in  Njäla  107 
von  den  Thingleuten  des  Valgard  die  Rede.  —  ')  Unter  den  mächtigsten 
Landnahmemännern.  —  ^)  Mördr  heißt  in  der  Ln.  Hauksbök  304  mestr 
höfdingi  und  findet  sich  auch  im  Häuptlingsverzeichnis  der  Ln.  In 
der  Njäla  1.  heißt  er  rlkr  höfdingi.  Von  seinen  Nachkommen  ist  nur 
seine  Tochter  Unnr  bekannt,  die  zuerst  mit  Hrüt  und  dann  mit  Val- 
gard hinn  grä  verheiratet  war.  Die  Vermutung  liegt  nahe,  daß  Valgardr 
nach  dem  Tode  seines  Schwiegervaters  dessen  Godord  erhielt,  und  daß 
sein  Bruder  Ulfr  das  Godord  ihres  Vaters  Jörund  erbte,  da  die  ge- 
trennten, verschieden  benannten  Zelte  auf  dem  Allthing  auf  getrennte 
Godorde  hinweisen.    —   »)   Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern. 

—  1*)  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  s.  —  *^)  Im  Häuptlings 
Verzeichnis  der  Kristni  s.;  sonst  wissen  wir  nichts  Bestimmtes  über  sie^ 
und  man  mag  deshalb  vielleicht  Bedenken  tragen,  sie  als  Goden- 
geschlecht  anzuerkennen;  auch  ihre  Zugehörigkeit  zum  Bezirk  ist  un- 
sicher. —  ")  Njäll  stellt  in  der  Lögr^tta  den  Antrag  auf  Errichtung 
des  Fünfergerichts  und  sagt  nach  der  Njäla  cap.  97  bei  dieser  Gelegen- 
heit: pykki  m6r  pat  räd,  at  v6r  kallimst  saman  allir  höfdingjar  ok 
talim  um,  bezeichnet  sich  also  selbst  auch  als  Häuptling,  allein  nur 
in  einer  Weise,  die  nicht  erkennen  läßt,  daß  der  Ausdruck  hier  im 
technischen  Sinne  gemeint  ist. 


i 
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Atlason*),  deren  bedeutendster  Vertreter  J)orgils  örrabeins- 
stjüpr  ist^),  2.  die  von  Ketilbjörn  hinn  gamli^)  abstammenden 
Haukdoelir,  insbesondere  sein  Sohnessohn  Gizurr  hinn  hviti^) 
und  sein  Tochtersohn  Geirr  godi"*),  3.  das  Geschlecht  des 
Asgrim  Ellida-Grimsson®),  4.  die  Familie  des  {)örodd  godi^) 
und  seines  Sohnes,  des  berühmten  Gesetzessprechers  Skapti') 
in  Hjalli,  5.  die  Familie  des  Björn  gullberi^),  dessen  Sohn 
Grimkell  godi^°)  und  dessen  Enkel  Hardr  Grimkellson^^) 
ist.  Zum  Kjalarnes{)ing  gehören  1.  die  Familie  des  ersten 
Landnahmemannes  Ingölf^^),  insbesondere  dessen  Sohn  J)or- 
ßteinn"),  Enkel  {)orkell  mani  und  Urenkel  {)ormödr^*), 
2.  die  Familie  des  Helgi  bjöla"),  3.  die  Familie  des  Örlyg 
in  Esjuberg"),  4.  die  des  Kolgrim  hins  gamla"),  5.  die 
des  Önund'^)   in   Mosfell,  dessen   Sohn   Skald-Hrafn^*)   war^ 

1)  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern.  —  ^}  Der  Haupt- 
held der  Flöamanna  saga.  —  ^)  Unter  den  mächtigsten  Landnahme- 
männern. —  *)  Im  Häuptlingsverzeichnis  der  Kristni  s.  —  *)  Im 
Häuptlingsverzeichnis  der  Ln.  —  •)  Im  Häuptlingsverzeichnis  der 
Kristni  s.;  außerdem  ist  sowohl  in  der  Flöam.  s.  19  S.  139,  wie  in  der 
Njfila  118  von  seinen  Thingleuten  die  Rede.  Er  war  aus  dem  Eyja- 
fjörd  eingewandert  (vgl.  Ln.  "^/ass)-  —  ')  Im  Häuptlingsverzeichnis 
der  Kristni  saga.  —  •>)  über  Skaptis  mächtiges  Regiment  berichtet 
schon  Ari  in  seinem  Isländerbuch  cap.  8.  Skapti  ist  Xjäla  119  unter 
den  Häuptlingen,  die  die  Söhne  des  Njäl  um  Hilfe  angehen,  und  ferner 
unter  denen,  denen  im  Ölkof  ra  J).  der  aufgebrannte  Wald  gehört.  Auch 
in  der  Flöam.  s.  und  in  der  Grettis  s.  spielt  er  eine  Rolle.  —  *)  Unter 
den  mächtigsten  Landnahmemännern.  —  *<>)  Hardar  s.  cap.  2  S.  5  heißt 
es,  daß  er  mikil  godord  hatte.  —  ")  Der  Held  der  nach  ihm  benannten 
Sage,  der  aber  selbst  nicht  im  Besitz  eines  Godords  erscheint.  Es  sei 
hier  bemerkt,  daß  dieses  und  das  vorbenannte  Godord  nicht  gleich- 
zeitig vorkommen,  so  daß  hier  immerhin  ein  Übergang  von  der  einen 
auf  die  andere  Familie  nicht  außer  dem  Bereich  der  Möglichkeit  läge. 
—  1*)  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern.  —  ")  Von  ihm 
wird  an  verschiedenen  Stellen,  insbesondere  auch  bei  Ari  cap.  3,  1  be- 
richtet, daß  er  zusammen  mit  anderen  Häuptlingen  das  Kjalarnesping 
gründete.  —  ")  Von  ihm  wird  Ln.  9  und  auch  sonst  verschiedentlich 
berichtet,  daß  er  allsherjargodi  war,  als  das  Christentum  nach  Island 
kam.  —  15)  Unter  den  mächtigsten  Landnahmemännern.  Von  seinem 
Sohne  f)orgrImr  heißt  es  in  der  Kjalnesinga  saga,  die  übrigens  nicht 
zu  den  historischen  Sagen  zählt,  daß  er  ein  mannaforräd  besaß,  das 
Brundcelagodord  benannt  wurde.  —  i«)  ")  Unter  den  mächtigsten  Land- 
nahmemännern. —  18)  Gunnl.  5  S.  207  als  Inhaber  eines  Godords  ge- 
nannt.   —    ")    Der  bekannte  Gegner   des  Gunnlaug  ormstunga  in   der 
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Aus  der  vorstehenden  Übersicht  ergibt  sich,  daß  in  fast 
allen  Bezirken  gegenüber  den  gedachten  Gesetzen  eine  mehr 
oder  minder  erhebliche  Überzahl  von  Godorden  vorhanden, 
daß  diese  Überzahl  aber  auf  die  verschiedenen  Landesteile 
sehr  verschieden  verteilt  ist,  indem  sie  im  Westviertel  bei 
weitem  am  größten  ist,  während  der  Osten  teils  nur  eine 
geringe  oder  gar  keine  Überzahl  aufweist,  teils  sogar  unter- 
halb der  gesetzlichen  Zahl  bleibt.  Gerade  bezüglich  des 
Ostens  aber  läßt  sich  der  Nachweis  erbringen,  daß  die  auf- 
gezählten Godenfamilien  tatsächlich  die  einzigen  waren,  und 
daß  nicht  etwa  noch  andere  existierten,  von  denen  uns  nur 
zufällig  die  Kunde  fehlt,  wie  es  in  den  anderen  Bezirken 
immerhin  möglich  ist.  In  der  Njäla  134  wird  uns  nämlich 
erzählt,  wie  Flosi  die  sämtlichen  Häuptlinge  des  nördlichen 
Ostviertels  besucht  und  sie  um  Unterstützung  bittet.  Es 
handelt  sich  um  die  Bezirke  des  Sunnudalsjjings  und  des 
Müla|)ings,  in  denen  sich  gerade  so  besonders  wenig  Häupt- 
lingsfamilien haben  feststellen  lassen.  Auch  der  Bericht  der 
Njäla  weiß  nur  von  diesen  selben  Häuptlingsfamilien;  es  ist 
also  der  Schluß  gerechtfertigt,  daß  diese  tatsächlich  die 
einzigen  waren.  Die  Übersicht  hat  aber  weiter  ergeben, 
daß  es  berechtigt  war,  die  Godorde  nach  Familien  aufzu- 
zählen, indem  sich  herausgestellt  hat,  daß  in  der  Regel 
die  Godorde  die  ganze  Sagenzeit  über  innerhalb  derselben 
Familien  verbleiben.  Auf  einzelne  Ausnahmefälle,  in  denen 
die  Möglichkeit  vorliegt,  daß  zwei  Familien  einander  im 
Besitz  eines  Godords  abgelöst  haben,  ist  oben  ausdrückl.ch 
■hingewiesen.  Im  übrigen  aber  kann  kein  Zweifel  sein,  daß 
die  oben  aufgezählten  Godorde  im  wesentlichen  nebenein- 
ander existiert  haben  müssen.  Die  tatsächlichen  Verhält- 
nisse widersprechen  also  dem  Gesetze  von  930  insofern,  als^ 
die  Zahl  der  tatsächlich  existierenden  Godorde  die  von  dem, 
Gesetz  normierte  Anzahl  bei  weitem  überschreitet,  und  dei 
Gesetz  von  965  insofern,  als  die  tatsächliche  Beteiligung  de 
einzelnen   Landesteile  an   der  Anzahl  der   Godorde   zu   dei 


nach  diesem  benannten  Sage;  auch  hier  kommt  übrigens  das  letzt 
Godord  nicht  gleichzeitig  mit  den  drei  vorher  genannten  vor,  und 
es  bleibt  deshalb  die  Möglichkeit,  daß  es  mit  einem  von  die«eil 
identisch  ist. 
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gesetzlichen  Verteilung  der  Godorde  nielit  im  Verhältnis 
steht.  Es  ist  damit  der  positive  Nachweis  erbracht,  daß 
weder  die  Gesetze  auf  Grund  der  tatsächlichen  Verhältnisse 
erwachsen  sind,  noch  die  tatsächlichen  Verhältnisse  sich  in 
fühlbarer  Weise  nach  den  -fraglichen  Gesetzen  gerichtet 
haben. 

Gegen  dieses  Resultat  läßt  sich  nur  noch  der  Einwand 
erheben,  daß  das  Godord  der  Teilung  fähig  war,  und  daß 
die  aufgezählten  Godordsmänner  nicht  alle  ein  volles  Godord 
besessen  zu  haben  brauchen.  Nun  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  daß  Geschwister  sehr  häufig  das  Godord  unter  sich 
teilten,  wenngleich  sich  auch  zahlreiche  Fälle  nachweisen 
lassen,  in  denen  nur  einer  von  mehreren  Brüdern  das 
(Todord  erbte.  Der  Umstand,  daß  Geschwister  häufig  ein 
(-^odord  gemeinsam  besaßen,  zwingt  eben  auch  dazu,  die 
Anzahl  der  Godorde  nach  Familien  zu  berechnen,  wie  es 
oben  geschehen  ist.  Die  Teilung  eines  Godords  unter  Ge- 
schwistern mochte  auch  kaum  Schwierigkeiten  begegnen, 
weil  die  Geschwister  regelmäßig  zueinander  hielten  und 
Feindschaften  zwischen  ihnen  ziemlich  selten  waren.  Außer- 
dem erklärt  sich  der  gemeinsame  Besitz  in  ganz  natürlicher 
Weise  aus  dem  Erbrecht.  Ganz  anders  aber  liegt  die  Sache 
hinsichtlich  der  Teilung  eines  Godords  unter  zwei  fremden 
Familien.  Wenn  durch  die  Annahme  der  Teilung  der  Godorde 
das  obige  Resultat  der  Inkongruenz  des  Gesetzes  und  der 
Praxis  beseitigt  werden  soll,  so  müßte  man  annehmen,  daß 
die  Häuptlinge  trotz  ihrer  sehr  verschieden  großen  Anzahl 
in  den  einzelnen  Bezirken  sich  doch  gerade  in  d  e  r  Weise  zu 
Godords-  oder  Tempelgemeinschaften  zusammengeschlossen 
hätten,  daß  in  allen  Thingbezirken  deren  drei  existierten, 
sodaß  im  Osten  beinah  jeder  Häuptling  seinen  eigenen 
Tempel  gehabt  hätte,  während  im  Westen  zum  Teil  deren 
drei  zusammengehört  hätten,  was  doch  wohl  ein  recht  merk- 
würdiger Zufall  gewesen  wäre.  Sodann  aber  wäre  es  doch 
auffallend,  wie  selten  uns  von  einem  solchen  gemeinsamen 
Besitz  des  Tempels  und  des  Godords,  der  doch  immerhin 
sehr  genaue  Beziehungen  zwischen  den  Mitbesitzern  zeitigen 
mußte,  berichtet  ist.  Wir  verzeichnen  folgende  Fälle.  Es 
heißt  Ln.  "/«i,  daß  die  Geitlendingar  zur  Hälfte  mit  Tungu- 
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Odd  einen  Tempel  zu  verwalten  hatten.  Es  hat  jedoch  sehr 
den  Anschein,  daß  die  politische  Gewalt  des  Tungu-Odd 
durch  den  gemeinsamen  Besitz  des  Tempels  nicht  berührt 
ist;  denn  in  der  Hoensa-|)orissaga  cap.  2  S.  126  erscheint  er 
als  der  alleinige  Inhaber  der  heradsstjorn.  Ein  zweiter 
Fall  findet  sich  in  der  Ljösv.  cap.  4.  Es  wird  hier  von 
einem  Streit  der  Söhne  des  {)orgeir  godi  mit  ihrem  Vater 
auf  dem  Fj6satungu|)ing  im  Fnjöskadal  erzählt.  Es  heißt 
nun,  daß  Arnsteinn,  {)orgeirr  godi  und  dessen  Söhne  zu  je 
einem  Drittel  an  dem  Godord  beteiligt  waren.  Der  Hergang 
der  Erzählung  ist  dann  der,  daß  die  Söhne  des  {)orgeir  zu- 
nächst den  Arnstein  auf  ihre  Seite  zu  ziehen  versuchen, 
dieser  auch  schließlich  ihren  Drohungen  nachgibt.  Es  han- 
delt sich  dann  um  die  Urteilerernennung.  Dabei  stellt  es 
sich  heraus,  daß  weder  Arnsteinn  noch  J)orgeirr  Urteiler 
ernennen  wollen.  Deshalb  werden  sie  sofort  von  den  Söhnea 
des  fjorgeirr  wegen  Thingvereitelung  (J)ingsafglapan)  auf  Ver- 
lust ihres  Godords  verklagt.  Nun  vermittelt  Snorri  Hlida:- 
manna  godi  einen  Vergleich  zwischen  {jorgeir  und  seinen 
Söhnen;  von  Arnstein  aber  heißt  es,  daß  er  sein  Godord 
nicht  zurückerhält.  Der  Bericht  bereitet  der  Interpretation 
einige  Schwierigkeiten.  Warum  zunächst  ernennen  {)orgeirr 
und  Arnsteinn  keine  Urteiler?  M.  E.  kann  der  Grund  nu- 
der sein,  daß  sie  die  Söhne  des  {)orgeir  an  der  Durchführung 
ihrer  Klage  hindern  wollen.  Daß  das  Mittel  vielleicht  ein 
rechtswidriges  ist,  hindert  diese  Annahme  nicht.  Denn  auch 
der  Rechtlichste  scheut  sich  in  jener  Zeit  nicht,  durch  ge- 
waltsame Mittel  den  formellen  Lauf  des  Rechts  aufzuhalten, 
wenn  er  die  Macht  dazu  hat.  Arnsteinn  hat  allerdings  an- 
fangs den  Brüdern  seine  Hülfe  zugesagt,  aber  immerhin  nur 
gezwungen,  und  man  darf  wohl  annehmen,  daß  er  sich  dis 
Sache  nachher  anders  überlegt  hat.  Er  hat  dabei  das  Un- 
glück, sich  zwischen  zwei  Stühle  zu  setzen,  indem  er  nach- 
her bei  dem  Vergleich  unberücksichtigt  bleibt  und  infolge- 
dessen sein  Godord  endgültig  verliert.  Das  wichtigste  ist 
nun  die  Frage,  was  unter  den  Dritteln  zu  verstehen  ist,  mit 
denen  {)orgeirr,  Arnsteinn  und  die  Söhne  des  {)orgeirr  an 
dem  Godord  beteiligt  waren.  Auf  dem  fraglichen  Thing 
sind  noch  zwei  andere  Goden,  nämlich  Gudmundr  und  Snorri 
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ülidarmannagodi.  Beide  gehören  aber  allem  Anschein  nach 
nicht  zu  diesem  Thing.  Denn  erstens  sind  beide  im  Eyjafjörd 
beheimatet  und  zweitens  üben  sie  offensichtlich  kein  Richter- 
ernennungsrecht auf  diesem  Thing  aus.  Es  wäre  sonst,  wo 
es  sich  gerade  um  die  Richterernennung  dreht,  jedenfalls 
angegeben,  wie  sie  sich  zu  derselben  stellten,  und  ob  sie 
sich  durch  Ernennung  oder  Nichternennung  von  Urteilern 
als  Parteigänger  des  einen  oder  des  andern  Teils  zeigten. 
Das  Richterernennungsrecht  stand  also  nur  dem  J)orgeir. 
dem  Arnstein  und  den  Söhnen  des  {)orgeir  zu.  Erinnern 
wir  uns  nun,  daß  in  der  Grägäs  Kgb.  mehrfach  der  Thing- 
mann auch  als  Drittelsmann  und  also  das  Godord  als  Drittel 
bezeichnet  wird,  so  werden  wir  berechtigt  sein,  unter  den 
Dritteln  auch  hier  volle  Godorde  zu  verstehen  und  die  Bruch- 
teilsbezeichnung auf  den  Anteil  an  dem  fraglichen  Thing  zu 
beziehen.  Wir  gelangen  also  zu  dem  Resultat,  daß  an  der 
hier  fraglichen  Stelle  gar  nicht  von  einem  geteilten  Godord 
die  Rede  ist.  Eine  Erklärung  des  Umstandes  aber,  daß 
sowohl  der  Vater  wie  auch  die  Söhne  sich  im  Besitz  eines 
Godords  befanden,  läßt  sich  \ielleicht  durch  die  Vermutung 
gewinnen,  daß  es  eben  gerade  das  Gesetz  von  965  war,  das 
zur  Gründung  des  neuen  Godords  die  Anregung  gab,  um 
nämlich  die  in  dem  Gesetz  gewünschte  Dreizahl  für  das 
Thing  herauszubekommen.  Dabei  lerücksichtigte  man  aller- 
dings nicht,  daß  in  dem  Bezirk  noch  ein  weiteres  Godord, 
dasjenige  der  Reykdoelir  nämlich,  existierte.  Man  berück- 
sichtigte es  wahrscheinlich  deshalb  nicht,  weil  die  Reykdoelir 
vermutlich  nicht  dasselbe  Thing  zu  besuchen  pflegten,  wie 
sich  denn  auch  tatsächlich  aus  Ljösv.  2  S.  7  ein  besonderes 
Reykdoelaleid  neben  dem  Ljösvetningaleid  ergibt.  Man 
wandte  das  Gesetz  also  mehr  der  Form,  als  dem  Sinne 
nach  an,  was  aber  dem  Geiste  der  Zeit  keineswegs  wider- 
spricht. An  dritter  Stelle  schließlich  wird  in  der  Eyrbyggja 
cap.  10  erzählt,  daß  {)6rdr  gellir  die  verfeindeten  |)örsnesingar 
und  Kjalleklingar  dahin  vergleicht,  daß  die  Kjalleklingar  die 
Hälfte  des  Tempels,  des  Tempelzolls  und  der  Thingleute 
von  den  {jorsnesingar  erhalten.  Auch  hier  erscheinen  die 
beiden  Teile  späterhin  als  völlig  unabhängig  voneinander; 
außerdem   aber  ist   der   Teilungsmodus   ein   durchaus   eigen- 
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tümlicher.  In  der  Grägäs  Kgb.  §  84  S.  141  ist  vorgeschrieben, 
daß  in  der  Führung  eines  Godords,  das  mehreren  gemein- 
sam zusteht,  von  Jahr  zu  Jahr  abgewechselt  werden  soll, 
und  diesen  Teilungsmodus  finden  wir  auch  in  der  Drpl.  s. 
S.  13  zur  Anwendung  gebracht,  wo  es  sich  um  das  gemein- 
sam ererbte  Godord  der  beiden  Vettern  Helgi  Äsbjarnarson 
und  Hrafnkel  godi  handelt.  Hier  aber  finden  wir  eine  voll- 
ständig durchgeführte  reale  Teilung  der  Herrschaft,  die  jeden 
Zusammenhang  zwischen  den  beiden  Teilen  in  politischer 
Beziehung  vollständig  aufhob,  sodaß  tatsächlich  zwei  selb- 
ständige Godorde  entstanden.  Man  kann  sich  der  Vermutung 
nicht  verschließen,  daß  die  Teilung  der  Machtsphäre  nur 
ein  euphemistischer  Ausdruck  des  klugen  Schiedsrichters  für 
die  offiziell  anerkannte  Errichtung  einer  neuen  Herrschaft 
seitens  der  Kjalleklingar  war.  Damit  sind  die  Fälle  einer 
Beteiligung  mehrerer  Familien  an  einem  und  demselben 
Godord  erledigt.  Es  hat  sich  gezeigt,  daß  nur  der  erste 
Fall  wirklich  einigermaßen  beweiskräftig  ist.  Wahrschein- 
lich beruhte  jedoch  die  Tempelgemeinschaft  im  ersten  Falle 
auf  Gründen  ritueller  Natur,  die  für  uns  nicht  mehr  zu  ver- 
folgen sind.  Jedenfalls  aber  steht  nichts  der  Annahme  ent- 
gegen, daß  dieselbe  ein  vereinzelter  Fall  war,  und  es  ist 
nicht  gerechtfertigt,  darauf  den  Schluß  zu  stützen,  daß  die 
Beteiligung  mehrerer  Familien  an  einem  Godorde  das  Regel- 
mäßige gewesen  sei.  Es  bleibt  dabei,  daß,  wenn  die  Anzahl 
der  Godorde  dem  Gesetz  entsprechend  gewesen  wäre,  die 
Quellen  uns  viel  häufiger  von  einem  gemeinsamen  Besitz 
des  Godords  oder  des  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  die 
Grundlage  des  Godords  bildenden  Tempels  berichten  müßten. 
Übrigens  hätte  eine  solche  Godordsgemeinschaft  auch  zu 
ganz  unleidliclien  Verhältnissen  führen  müssen,  falls  die  im 
Mitbesitz  befindlichen  Familien  miteinander  in  Streit  gerieten, 
und  es  ist  eine  Seltenheit,  daß  zwei  Häuptlingsfamilien, 
die  überhaupt  längere  Zeit  nähere  Beziehungen  zueinander 
haben,  nicht  auch  wenigstens  zeitweise  einander  feindlich 
gegenüberstehen. 

Sehr  eigenartig  ist  schließlich  die  Ausdrucksweise  in 
unserm  Rechtsbuch  betreffs  der  Teilung  eines  Godords. 
Nachdem  in  der   Grägäs  Kgb.  20  S.  38  das  Richterernen- 
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nungsrecht  normiert  und  der  Begriff  der  füll  godord  ok  forn 
klargelegt  ist.  daß  nämlich  von  diesen  dann  die  Rede  ist, 
wenn  in  jedem  Viertel  3  Thinge  und  in  jedem  Thing  3  Goden 
sind,  heißt  es  weiter:  Ef  godord  eru  smaera  deilld,  ok  skuhi 
{)eir  svä  til  skipta,  er  hlut  hafa  af  fornum  godordum,  at 
sva  se  nefut  sem  nii  er  talit.  d.  h.  ..wenn  die  Godorde 
kleiner  geteilt  sind,  da  sollen  die.  die  Anteil  an  den  alten 
Godorden  haben,  es  so  einrichten,  daß  so  ernannt  werde  wie 
nun  gesagt  ist*'.  Also  das  Rechtsbuch  spricht  nicht  davon, 
daß  die  Godorde  überhaupt  geteilt  sind,  sondern  daß  sie  in 
kleinere  Teile  geteilt  sind,  seil,  als  im  Satze  vorher  an- 
gegeben ist.  Damit  ist  zu  vergleichen,  daß,  wie  schon  be- 
merkt, in  unserm  Rechtsbuch  und  nach  unserer  obigen  Inter- 
pretation auch  in  der  Ljösv.  s.  cap.  4  das  Godord  wohl  auch 
als  Drittel  bezeichnet  wird.  Mit  andern  Worten:  man  sieht 
als  Einheit  das  Thing  und  nicht  das  Godord  an  und  be- 
rechnet die  Teile  nicht  von  dem  einzelnen  Godord,  sondern 
von  dem  ganzen  Thing  aus,  das  in  der  Regel  in  drei  Godorde, 
eventuell  aber  auch  in  mehr  als  drei  zerfällt.  Die  Zerlegung 
des  Godords  in  Bruchteile  scheint  demnach  etwas  diesem 
doch  nicht  von  vornherein  Natürliches  gewesen  zu  sein,  und 
jedenfalls  werden  die  Godorde  nicht  von  vornherein  mit  der 
Absicht  der  Zerlegung  unter  mehrere  Häuptlinge  einge- 
richtet sein. 

Das  gewonnene  Resultat  läßt  sich  nach  alledem  nicht 
durch  den  Einwand  entkräften,  daß  vielleicht  mehrere  der 
oben  aufgezählten  Godenfamilien  an  je  einem  Godord  oder 
Tempel  Anteil  gehabt  hätten.  Es  ergeben  sich  aber  noch 
weitere  Widersprüche  der  Praxis  gegen  das  Gesetz.  Das 
Gesetz  normierte  eine  fest  geschlossene  Anzahl  von  Godorden. 
Trotzdem  sehen  wir  wiederholt,  wie  in  der  Praxis  ohne 
gesetzliche  Grundlage  neue  Godorde  gegründet  werden. 
Dahin  gehört  zunächst  das  zweite  Godord  des  Hrafnkel,  von 
dem  oben  schon  die  Rede  war.  Dieses  Godord  muß  nach 
Gudbrandr  Vigfüssons  Berechnung^)  nicht  unerhebliche  Zeit 
nach  dem  Jahre  030,   etwa  um   950,  gegründet  sein;  Opet 
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verlegt  den  Vorgang  in  eine  etwas  frühere  Zeit,  aber  jeden- 
falls auch  nach  930.  Sodann  hat  sich  anscheinend  und  zwar 
vermutlich  sogar  nach  dem  Jahre  965,  der  aus  der  Eyrbyggja 
bekannte  Arnkell  godi  ein  neues  Godord  gegründet;  er  er- 
scheint im  Besitz  eines  solchen,  obwohl  sein  Vater  noch  lebt 
und  selbst  kein  Godord  besitzt;  an  einen  Kauf  ist  kaum  zu 
denken,  da  die  Eyrbyggja  kaum  unterlassen  hätte,  den 
früheren  Inhaber  des  Godords  namhaft  zu  machen.  Auch 
die  zahlreichen  Godorde,  die  sich  im  Bezirk  des  {)orska- 
fjardar{)ing  in  den  Händen  von  Häuptlingen  befinden,  die 
erst  nach  930  oder  gar  erst  nach  965  in  ihren  Bezirk  ein- 
gewandert sind,  wie  {jorgrimr  Freysgodi,  Eyjölfr  inn  gräi, 
{)jödrekr  nebst  seinen  Söhnen  {)orbjörn  und  {)örarin,  und 
Vemundr  mjövi,  werden  schw^erlich  sämtlich  von  diesen 
Häuptlingen  durch  Kauf  erworben,  sondern  wahrscheinlich 
neu  gegründet  sein.  Schließlich  wird  uns  in  der  Banda- 
manna  saga  cap.  3  berichtet,  es  sei  zu  jener  Zeit,  d.  h.  um 
die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts,  allgemein  Sitte  gewesen, 
Godorde  neu  zu  gründen  oder  zu  kaufen  (Var  put  pk  mikill 
sidr,  at  taka  upp  ny  godord  eda  kaupa),  und  so  hätte  es 
auch  Oddr,  der  Held  der  Erzählung,  gemacht.  Die  sog. 
neuen  Godorde  unserer  Rechtsbücher  verdanken  ihr  Dasein 
einem  Gesetz  des  Jahres  1004,  in  dem  ihre  Zahl  und  ihre 
Verteilung  auf  die  Landesviertel  genau  bestimmt  wurde. 
Mit  diesem  Gesetz  können  die  Godorde,  von  denen  hier  die 
Rede  ist,  unmöglich  im  Zusammenhang  stehen,  weil  der 
Zeitunterschied  ein  viel  zu  erhebUcher  ist.  Sonst  aber  wissen 
wir  von  keinem  Gesetz,  das  die  Anzahl  der  Godorde  weiter 
vermehrt  hätte,  und  unsere  Rechtsbücher  kennen  nur  zwei 
Sorten  von  Godorden,  die  alten,  die  den  im  Jahre  930, 
bezw.  965,  und  die  neuen,  die  den  im  Jahre  1004  ge- 
gründeten entsprechen.  Und  nun  hören  wir  plötzlich,  daß 
man  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  auch  noch  eine  An- 
zahl Godorde  errichtet  habe,  offenbar  ohne  irgend  welche 
gesetzliche  Grundlage.  Man  fühlte  sich  also  augenscheinlich 
in  der  Praxis  in  keiner  Weise  an  die  gesetzlich  fixierte 
Anzahl  Godorde  gebunden,  sondern  glaubte  sich  zur  Grün- 
dung neuer  Godorde  befugt,  wenn  man  nur  faktisch  in  der 
Lage  dazu  war.    Audi  die  dem  Oddr  feindlichen  Häuptlinge 
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machen  nicht  den  leisesten  Versuch,  die  Gründung  als  unge- 
setzlich anzufechten,  wozu  die  Sachlage  sie  entschieden  reizen 
mußte,  wenn  man  sich  dieses  Widerspruchs  zwischen  Gesetz 
und  Praxis  bewußt  gewesen  wäre. 

5.  Mutmaßliche  Entstehung 
u«d  historische  Bedeutung  des  Gesetzes  über 
die  Godenverfassung. 

Wir  gelangen  demnach  zu  dem  Resultat,  daß  die  tat- 
sächlichen Verhältnisse  mit  den  fraglichen  Gesetzen  in 
mancherlei  Beziehung  nicht  im  Einklang  standen.  Dieses 
Resultat  ist  von  großer  Wichtigkeit  auch  unabhängig  von 
dem  Zweck  der  hier  vorliegenden  Untersuchung.  Wir  er- 
halten dadurch  einen  Einblick  in  die  Gesetzgebungskunst 
der  ältesten  Zeit  und  damit  in  die  Entwicklungsgeschichte 
des  Rechts  überhaupt.  Es  wird  selten  möglich  sein,  die 
Entstehung  des  Rechts  so  genau  zu  kontrollieren  wie  eben 
gerade  im  isländischen  Freistaat.  Für  die  vorliegende  Unter- 
suchung ergibt  sich  aus  dem  gewonnenen  Resultate,  daß  die 
gedachten  Gesetze  sich  nicht  als  Grundlage  benutzen  lassen, 
wenn  es  gilt,  den  Gang  der  tatsächlichen  Entwicklung  fest- 
zustellen. Wenn  zwischen  den  fraglichen  Gesetzen  und  den 
tatsächhchen  Verhältnissen  erhebliche  Differenzen  nachge- 
wiesen sind,  so  müssen  die  Gesetze  überhaupt  ungeeignet 
erscheinen,  als  Beleg  für  irgend  welche  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse zu  dienen.  Wenn  also  die  Gesetze  eine  Verbindung 
zwischen  politischer  Gewalt  und  Tempelpriestertum  herstellen, 
so  folgt  daraus  nicht,  daß  ein  solcher  Zusammenhang  in  der 
tatsächlichen  Entwicklung  wirklich  bestanden  hat.  Um  je- 
doch unsere  Beweisführung  vollständig  zu  machen,  bedarf 
es  der  Beantwortung  der  weitern  Frage,  wie  der  Widerspruch 
zwischen  dem  Gesetz  und  den  tatsächlichen  Verhältnissen  zu 
erklären  ist.  Nach  unsem  obigen  Ausführungen  muß  es  als 
ausgeschlossen  gelten,  daß  sich  der  Gesetzgeber  von  930 
bei  Festsetzung  der  Anzahl  der  Goden  in  irgend  welcher 
W^ise  an  die  tatsächlich  vorhandenen  Herrschaften  gehalten 
hat.  Er  kann  sich  auch  nicht  an  die  Anzahl  der  vor- 
handenen Tempelbesitzer  gehalten  haben;  denn   auch   deren 
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Zahl  war  ungleich  größer  und  in  ungleichmäßigerer  Weise 
über  das  Land  verteilt.  Daran  ist  übrigens  auch  schon  des- 
halb nicht  zu  denken,  weil  gar  nicht  alle  Tempelbesitzer 
an  der  politischen  Macht  beteiligt  sein  sollen,  sondern  nur 
die  Inhaber  der  zu  bestimmenden  Haupttempel.  Die  Zahl 
der  Goden  kann  er  vielmehr  nur  den  Bedürfnissen  des  All- 
things entnommen  haben,  weil  sie  nur  dazu  in  irgend  einer 
Beziehung  steht.  Diese  Annahme  stößt  aber  auch  auf 
keinerlei  Schwierigkeiten.  Die  wichtigste  Tat  der  Ulfljötslög 
war  die  Einsetzung  eines  gemeinschaftlichen  Gerichtshofs  für 
die  ganze  Insel.  Es  mußte  deshalb  in  erster  Linie  für 
Institutionen  gesorgt  werden,  die  eine  regelmäßige  Rechts- 
pflege und  einen  geordneten  Geschäftsgang  auf  dem  All- 
thing verbürgten.  Die  sonstigen  Herrschaftsverhältnisse 
waren  für  das  Gesetz  wahrscheinlich  von  keiner  wesentlichen 
Bedeutung,  und  es  achtete  vielleicht  nicht  genau  darauf,  ob 
seine  Anordnungen  in  dieser  Richtung  ausführbar  waren. 
Es  war  an  sich  nicht  unbedingt  erforderlich,  sämtliche 
politisch  mächtigen  Personen  auch  als  Leiter  des  Allthings 
in  Aussicht  zu  nehmen.  Denn  es  hatten  vor  der  Gründung 
des  Allthings  gar  nicht  selten  mächtige  Häuptlinge  beim 
Mangel  eines  eigenen  Things  fremde  Thinge  aufgesucht,  imi 
dort  Recht  zu  nehmen  und  zu  geben,  ohne  sich  dadurch  in 
ihrer  Würde  beeinträchtigt  zu  fühlen.  Sie  mochten  also 
auch  mit  einem  Allthing  zufrieden  sein,  an  dessen  Leitung 
sie  keinen  Anteil  hatten.  Nun  verallgemeinerte  allerdings 
das  Gesetz  das  Thingleitungsrecht  seiner  36  Goden,  und  be- 
istimmte, daß  ihnen  nicht  nur  auf  dem  Allthing,  sondern 
überhaupt  das  Thingleitungs-  und  Urteilerernennungsrecht 
zustehen  sollte,  und  das  ließ  sich  allerdings  nicht  durch- 
führen; denn  auf  dem  im  eigenen  Bezirk  abgehnltenen 
Thinge  mußte  jedem  Häuptling  auch  das  Recht  der  Leitung 
und  der  Urteilerernennung  zustehen.  Die  Differenz  zwischen 
dem  Gesetz  und  der  Praxis  erklärt  sich  somit  aus  der  ein- 
seitigen Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  des  Allthings  und  i 
aus  einer  Verallgemeinerung  der  für  dieses  vorgesehenen  Be- 
fugnisse. 

War  nun  aber  die  Leitung  des  Allthings  der  eigentliche  | 
Zweck    der    Einsetzung    der    36    Goden,    so    kam   eine   An- 
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knüpfung  an  die  tatsächlich  bestehenden  Verhältnisse  über- 
haupt kaum  in  Frage.  Das  Allthing  war  eine  Schöpfung 
aus  dem  Nichts,  und  die  Einrichtung  desselben  hatte  nicht 
wie  etwa  die  Einrichtung  der  Bezirksthinge  mit  etwas  bereits 
Bestehendem  zu  rechnen;  sie  war  vielmehr  wesentlich  dem 
freien  Ermessen  des  Gesetzgebers  überlassen.  Daß  der  Ge- 
setzgeber gerade  an  das  Tempelpriestertum  anknüpfte,  hatte 
seinen  Grund  wohl  zum  Teil  in  gewissen  Zufälligkeiten, 
deren  Nachweis  heutzutage  nicht  mehr  möglich  ist.  wie  bei 
allen  gesetzgeberischen  Akten  die  Auswahl  zwischen  ver- 
schiedenen Möglichkeiten  schließlich  Sache  des  Zufalls 
sein  ^ird.  Aber  einige  Momente,  die  für  den  Entschluß  des 
Gesetzgebers  maßgebend  gewesen  sind,  lassen  sich  doch 
noch  klarlegen.  Zunächst  hat  es  den  Anschein,  als  wenn 
die  ülfljötslög  überhaupt  besonders  stark  vom  religiösen 
Geist  getragen  waren.  Alles,  was  uns  von  ihnen  erhalten 
ist,  sind  Vorschriften  ritueller  Natur,  die  allem  Anschein 
nach  mit  großer  Sorgfalt  und  Ausführlichkeit  abgefaßt  sind. 
Es  ist  immerhin  charakteristisch,  daß  sich  gerade  die  Er- 
innerung an  die  rituellen  Vorschriften  der  Ultljötslög  bis  tief 
in  die  christliche  Zeit  erhalten  hat.  Sodann  aber  hat  gerade 
die  Leitung  der  Thinge  im  ganzen  germanischen  Altertum 
eine  stark  religiöse  Seite,  was  schon  bei  Tacitus  hervortritt, 
und  wofür  es  auch  sonst  nicht  an  Beispielen  fehlt.  Schließ- 
lich aber  —  und  dieser  Punkt  ist  wohl  ausschlaggebend 
gewesen  —  wissen  wir,  daß  gerade  in  Island  die  Gründung 
der  beiden  ältesten  Thinge,  des  Kjalarnesjjings  und  de«  {)örnes- 
{)ings,  mit  religiösen  Veranstaltungen  Hand  in  Hand  ging, 
und  daß  diese  beiden  Thinge  infolge  der  individuellen  Rich- 
tung der  für  sie  maßgebenden  Familien  einen  besonders 
^^tark  religiösen  Charakter  besaßen.  Diese  beiden  Thinge 
hatten  vor  der  Gründung  des  Allthings  schon  sehr  segens- 
reich gewirkt  und  erfreuten  sich  damals  bereits  eines  großen 
Rufes.  Es  lag  also  nichts  näher,  als  sie  zum  Muster  für 
das  zu  gründende  Allthing  zu  nehmen  und  die  Anschauung 
der  Häuptlinge  des  Kjalames-  und  des  f)örnes{)ings,  die  für 
die  Leitung  des  Things  auf  ihre  Eigenschaft  als  Tempel- 
priester besonderes  Gewicht  legten,  für  das  Allthing  zu 
acceptieren. 
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Wir  sehen  also,  welche  Umstände  die  Ulfljötslög  dazu 
führen  konnten,  aus  sich  selbst  heraus  die  Anknüpfung  des 
Thingleitungsrechts  an  das  Tempelpriestertum  vorzunehmen. 
Das  Thingleitungsrecht  ist  aber  noch  bei  weitem  nicht  iden- 
tisch mit  den  umfassenden  Rechten,  die  den  Inhalt  des 
Godords  bilden.  Es  bleibt  also  nun  noch  die  Übertragung 
der  Terminologie  auf  den  Inbegriff  dieser  Rechte  zu  er- 
klären. Wir  haben  oben  wohl  betont,  daß  das  Gesetz  nicht 
imstande  war,  die  Widerstrebenden  gewaltsam  zu  zwingen, 
ihm  nachzuleben.  Deshalb  war  es  aber  nicht  im  entfern- 
testen etwa  ein  toter  Buchstabe,  ohne  Bedeutung  für  die 
Praxis.  Die  Macht  des  mündlich  oder  schriftlich  fixierten 
Gesetzes  ist  bei  alledem  in  jenen  Zeiten  eine  gewaltige  und 
nicht  zu  unterschätzende;  seine  Macht  liegt  in  der  klaren, 
präzisen  Form,  die  sich  leicht  dem  Gedächtnis  einprägt,  und 
darum  leicht  dazu  gelangt,  das  Denken  zu  beherrschen. 
Seine  Wirksamkeit  wird  sich  zuerst  auf  dem  Gebiete  der 
Terminologie  bemerkbar  machen,  weil  es  hier  am  wenigsten 
auf  einen  Widerstand  der  tatsächlichen  Verhältnisse  stößt, 
und  weil  hier  die  präzise  Fassung  am  leichtesten  ihre  Macht 
äußern  kann.  Wenn  nun  das  Gesetz  die  Ausübung  des 
Thingleitungsrechtes  Leuten  zuschrieb,  die  es  Goden  nannte, 
so  konnte  das  sehr  wohl  zur  Folge  haben,  daß  sich  nun  alle 
als  Goden  bezeichneten,  die  ein  Thingleitungsrecht,  sei  es 
auf  dem  Allthing,  sei  es  im  Bezirk,  ausübten,  auch  wenn 
sie  keine  Tempelpriester  wären,  indem  sie  eben  das  Thing- 
leitungsrecht als  die  wichtigste  Eigentümlichkeit  der  vom 
Gesetz  verordneten  36  Goden  ansahen.  Nun  werden  aber 
wahrscheinlich  alle  politischen  Machthaber  in  ihrem  Bezirk 
auch  das  Thingleitungsrecht  ausgeübt  haben,  soweit  wenig- 
stens dort  Thinge  existierten;  insoweit  werden  sie  sich  aber 
auch  wahrscheinlich  alsbald  als  Goden  bezeichnet  haben. 
Insoweit  Bezirksthinge  vor  065  noch  nicht  existierten,  werden 
die  Häuptlinge  entweder  erst  in  diesem  Jahre  den  Titel 
erhalten  oder  aber  ihn  mit  Rücksicht  auf  ihre  Standes^ 
gleichheit  auch  vorher  schon  bekommen  haben.  Übrigen^ 
mögen  auch  alle  politischen  Machthaber  an  der  Richter- 
emennung  auf  dem  Allthing  teilgenommen  haben.  Daß 
trotzdem   im   Einzelfalle   die   richtige  Anzahl   Richter  erzielt 
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wurde,  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  wahrscheinlich  längst 
nicht  alle  Godordsmänner,  bzw.  Vertreter  von  ihnen,  auf 
jedem  Thing  zugegen  waren,  was  zwar  auch  im  Wider- 
spruch mit  unsern  Hechtsbüchern  steht,  bei  dem  Mangel 
jedes  wirksamen  Zwanges  und  bei  dem  Unabhängigkeitssinn 
der  Isländer  jedoch  kaum  anders  möglich  war,  daß  ferner 
vermutlich  ohne  große  Schwierigkeiten  eine  Einigung  unter 
den  Beteiligten  zu  erzielen  war,  wie  sie  unser  Rechtsbuch 
auch  vorsieht  (vgl,  S,  72);  und  daß  schließlich  eventuell  die 
größere  Macht  des  einen  oder  des  andern  entschied.  In 
welcher  Weise  die  Richterernennung  tatsächlich  gehandhabt 
wurde,  darauf  wirft  ein  Vorkommnis  in  der  Njäls  saga  ein 
gewisses  Licht.  In  cap.  109  erzählt  Mördr  Valgardsson  dem 
Höskuld  Hvitanesgodi,  um  denselben  zur  Feindschaft  gegen 
die  Söhne  des  Njäl  aufzureizen,  u.  a.,  Skarphedinn,  der  Sohn 
des  Njäl,  hätte  sich  sein  Godord  angeeignet,  als  er  nicht 
zum  Thing  zum  Termin  für  das  Fünfergericht  (ä  fimtardöms- 
stefnu)  gekommen  sei,  und  wolle  das  Godord  nicht  wieder 
loslassen.  Höskuldr  erwidert,  dem  sei  nicht  so,  auf  dem 
Herbstthing  sei  er  wieder  zu  seinem  Godord  gekommen. 
Höskuldr  ist  also  nicht  auf  dem  Thing  gewesen,  als  er 
eigentlich  hätte  da  sein  müssen.  Skarphedinn  hat,  augen- 
scheinlich ohne  Auftrag,  für  ihn  einen  Urteiler  in  das  Fünfer- 
gericht ernannt,  und  dieser  Akt  ist  allem  Anschein  nach  als 
rechtsgültig  behandelt.  Skarphedinn  hat  sich  damit  als  God- 
ordsmann  geriert,  und  Höskuldr  läuft  Gefahr,  daß  Skarphedinn 
dieses  Verfahren  fortsetzt  und  ihn  damit  faktisch  seines 
Godords  beraubt.  Um  einen  Verlust  des  Godords  im  Wege 
der  Klage  wegen  Verletzung  der  Godenpflichten  kann  es 
sieh  dabei  nicht  handeln,  einesteils  nicht,  weil  ein  solcher 
Verlust  nicht  ohne  weiteres  den  Skarphedin  zum  Inhaber 
des  Godords  machte,  und  andernteils  deshalb  nicht,  weil 
das  Gegenargument  des  Höskuld,  daß  er  das  Godord  bereits 
nachher  wieder  versehen  habe,  nicht  auf  den  Verlust  im 
Wege  der  Klage  passen  würde.  Was  die  Lögretta  angeht, 
so  war  für  diese  die  Zahl  allem  Anschein  nach  nicht  so 
wesentlich  wie  für  die  Gerichte,  und  die  Annahme  ist  wohl 
unbedenklich,  daß  hier  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  alle 
Godordsmänner,  soweit  sie  überhaupt  auf  dem  Allthing  zu- 
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gegen  waren,  ihr  Stimmrecht  ausübten.')  Von  dem  Thing- 
leitungs-  und  Richterernennungsrecht  der  politischen  Macht- 
haber ist  dann  schHeßlich  die  Terminologie  auf  die  politische 
Machtstellung  überhaupt  übertragen.  Diese  Übertragung  hat 
ihren  zureichenden  Grund  in  dem  Umstände,  daß  das  Thing- 
leitungs-  und  Richterernennungsrecht  das  erste  Recht  der 
politischen  Machthaber  war,  mit  dem  sich  die  Gesetzgebung 
befaßte,  und  das  auch  späterhin  noch  den  Hauptgegenstand 
der  Gesetzgebung  bildete,  insbesondere  auch  noch  in  den 
uns  überlieferten  Rechtsbüchern,  wenngleich  es  keineswegs 
gerade  das  wichtigste  der  zahlreichen  Rechte  der  Godords- 
männer  war.  Die  Geschichtsquellen  weisen  auch  noch  in 
einigen  Einzelheiten  darauf  hin,  daß  der  Begriff  des  Godords 
eine  Entwicklung  durchgemacht  hat.  So  erhält  z.  B.  in  der 
Vatnsdoela  von  den  Söhnen  des  Ingimund  {)6rir  hafrsjjjö  das 
Godord,  obwohl  {)orsteinn  durchaus  als  der  eigentliche  poli- 
tische Machthaber  erscheint,  ein  Fall,  der  sich  in  späterer 
Zeit  niemals  wiederholt.  Das  Godord  kann  hier  also  noch 
nicht  den  Inbegriff  der  politischen  Macht  bedeuten.  Auf 
das  religiöse  Gebiet  kann  es  sich  auch  nicht  beziehen;  denn 
einmal  finden  wir  godord,  wie  oben  schon  ausgeführt,  nie- 
mals in  dieser  Bedeutung,  und  zweitens  befand  sich,  wie 
gleichfalls  schon  erwähnt,  die  Kultusstätte  beim  Haupthof, 
und  also  im  Besitz  des  {jorstein  und  nicht  des  {)örir.  Sollte 
man  unter  solchen  Umständen  nicht  annehmen  dürfen,  daß 
man  das  Wort  godord  damals  noch  hier  und  da  in  dem 
engeren  Sinne  des  Thingleitungs-  und  Richterernennungs- 
rechtes verstanden  hat,  das  ja  an  sich  nur  einen  kleinen 
Teil  der  politischen  Machtfülle  darstellte  und  das  daher  sehr 
wohl  einem  andern  als  dem  eigentlichen  Machthaber  zu- 
stehen konnte?    Wir  besitzen   noch  ein  zweites,  noch  deut- 


1)  Von  der  Tätigkeit  der  Lögrßtta,  die  in  den  Geschichtsquelleu 
keine  sonderlich  große  Rolle  spielt,  ist  es  sehr  schwer,  sich  einen 
rechten  Begriff  zu  machen.  Die  Bestimmungen  unseres  Rechtsbuche-s 
machen  etwas  den  Eindruck  des  Theoretischen,  Ausgeklügelten,  über 
die  Wirksamkeit  der  Lögr^tta  vgl.  insbesondere  Maurer,  die  Rechts- 
richtung  in  Island  in  der  Münchener  Festgabe  für  Planck  1887  und 
den  Artikel  Graagaas  in  Ersch  u.  Grubers  Encyclogödie  Bd.  77  1864, 
ferner  Kinssen,  Om  de  islanske  Love  i  Fristatstiden  in  Aarböger   IST-"». 
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lieber  redendes  Beispiel.  In  dem  {)orsteins  {)ättr  Sidu-Halls- 
sonar  verweigert  |)orhaddr,  dem  {)onsteinn  während  seiner 
Auslandsreise  die  Verwaltung  seines  Godords  übertragen  hat. 
die  sofortige  Rückgabe  des  Godords  mit  der  Begründung, 
daß  {)orsteinn  den  Winter  über  von  seinem  Godord  doch 
keinen  Gebrauch  machen  könne.  Diese  Entschuldigung  ist 
zweifellos  oberfaul,  wie  sich  aus  dem  Gebrauch  ergibt,  den 
|)orsteinn  sofort  nach  Rückgabe  von  demselben  macht,  und 
den  er  ebensogut  im  Winter  davon  hätte  machen  können, 
indem  er  nämlich  kraft  seines  Godords  dem  {jorhadd  be- 
liehlt,  seinen  Hof  zu  verlassen  und  einen  andern  zu  beziehen 
(cap.  3  S.  6);  aber  die  Entschuldigung  ist  auch  völlig  un- 
verständlich, wenn  man  nicht  annimmt,  daß  eben  das  nur 
im  Sommer  auszuübende  Thingleitungsrecht  die  Grundlage 
und  den  Ursprung  des  Godentums  bildet,  obwohl  dieses 
Recht  späterhin  keineswegs  das  wichtigste  der  im  Godord 
enthaltenen  Rechte  war.  Schließlich  führt  auch  die  eben- 
gedachte Stelle  aus  der  Xjäla  cap.  109  zu  demselben  Schluß. 
Höskuldr  ist  in  Gefahr,  das  Godord  zu  verlieren,  weil  Skarp- 
hedinn  einmal  sein  Richteremennungsrecht  ausgeübt  hat,  und 
sein  Godordsbesitz  ist  befestigt,  nachdem  er  wieder  einmal 
das  Herbstthing  abgehalten  hat.  Auch  hier  macht  sich  die 
Auffassung  geltend,  daß  das  Godord  seinen  Schwerpunkt  im 
Kichterernennungs-  und  Thingleitungsrecht  hatte. 

War  nun  aber  durch  die  Gesetze  von  930  und  965  das 
Thingleitungsrecht  und  das  Tempelpriestertum  in  Zusammen- 
hang gebracht,  und  hatte  die  Praxis  dem  Thingleitungsrecht 
die  poUtische  Machthaberschaft  überhaupt  substituiert,  so 
konnte  es  leicht  kommen,  daß  das  Resultat  dieser  Entwicklung 
wiederum  auf  die  Überlieferung  des  Entwicklungs- 
ganges zurückwirkte.  Es  ist  deshalb  noch  kein  Einwand 
gegen  die  hier  vertretene  Meinung,  wenn  wir  in  einer 
einzelnen  Isländergeschichte,  und  wenn  es  auch  eine  be- 
sonders zuverlässige  ist,  auf  Spuren  der  Anschauung  stoßen, 
daß  die  poUtische  Machthaberschaft  in  der  Tat  auf  dem 
Tempelpriestertum  beruht  habe.  Solche  vereinzelten  Spuren 
in  einer  einzelnen  Isländergeschichte  sind  an  sich  schon  nicht 
>ehr  belangreich,  weil  ihnen  die  ganze  Masse  der  übrigen 
Ißländergeschichten  gegenübersteht,  in  denen  sich  dergleichen 
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Spuren  schlechterdings  nicht  finden,  während  doch  ein  der- 
artiger Entwicklungsgang  auch  hier  wahrscheinlich  gewisse 
Spuren  zurückgelassen  hätte.  Sodann  aber  finden  diese 
Spuren,  wie  schon  bemerkt,  eine  zureichende  Erklärung 
durch  eine  Rückwirkung  des  Gesetzes  und  des  Sprach- 
gebrauchs auf  die  Überlieferung;  eine  solche  Entwicklung 
darf  auch  bei  durchaus  zuverlässigen  Sagen  nicht  zu  den 
UnWahrscheinlichkeiten  gerechnet  werden.  Des  weiteren  spielt 
übrigens  die  Sage,  um  die  es  sich  hier  handelt,  die  Eyrbyggja 
nämlich,  gerade  in  der  Gegend,  in  der  die  Religiosität  in 
Island  am  stärksten  ausgeprägt  war,  und  die  wahrscheinlich 
mit  als  Muster  für  die  Ulfljötslög  gedient  hat.  Die  Spuren, 
die  sich  in  der  Eyrbyggja  von  der  fraglichen  Anschauung 
finden,  sind  folgende.  In  Eyrb.  cap.  4,  9  heißt  es:  zum 
Tempel  sollten  alle  Männer  Zoll  zahlen,  und  den  Tempel- 
priestern zu  allen  Fahrten  verpflichtet  sein,  wie  jetzt  die 
Thingmänner  den  Häuptlingen  sind,  und  der  Gode  sollte 
den  Tempel  auf  seine  eigenen  Kosten  erhalten,  sodaß  er 
nicht  verfiel,  und  darin  die  Opferfeste  abhalten.  Hier  werden 
allerdings  dem  Tempelpriester  als  solchem  eben  die  Rechte 
zugeschrieben,  die  für  den  Godordsmann  charakteristisch 
sind.  Nun  waren  aber  gerade  in  diesem  Bezirk  die  politi- 
schen Machthaber  auch  zugleich  Tempelpriester.  Die  Tat- 
sache der  politischen  Macht  der  Tempelpriester  steht  also 
zweifellos  fest,  und  es  handelt  sich  nur  um  die  Frage,  ob 
diese  Macht  ihnen  eben  gerade  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Tempelpriester  zustand,  und  in  der  Beantwortung  dieser 
Frage  konnte  die  Überlieferung  der  Sage  immerhin  leicht 
durch  die  fraglichen  Gesetze  und  die  Terminologie  beein- 
flußt werden.  Es  ist  aber  auch  möglich,  daß  {)örölfr 
mostrarskeggr,  der  Gründer  des  Tempels,  selbst  schon  infolge 
der  streng  religiösen  Richtung  der  jjörsnesingar,  seine  poli- 
tische Machthaberschaft  auf  seine  rituelle  Stellung  zurück- 
führte und  diese  als  Grundlage  /  seiner  Machtstellung  be- 
handelte, ohne  daß  doch  seine  Auffassung  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  wirklich  entsprechend  zu  sein  brauchte.  Von 
Arnkell  heißt  es  sodann  in  cap.  12,  7:  hann  var  hofgodi  ok 
ätti  |)ingmenn.  Das  klingt  so,  als  wenn  er  die  Thingmänner 
in  seiner  Eigenschaft  als  Tempelpriester  gehabt  habe.   Ferner 
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heißt  es  in  dem  von  fjörd  gellir  gestifteten  Vergleich  zwischen 
den  Kjalleklingar  und  den  {)örsnesingar  (Eyrb.  10,  6),  daß 
J)Orgrimr  Kjallakson  den  Tempel  der  {)örsnesingar  zur  Hälfte 
mit  unterhalten,  den  Hofzoll  zur  Hälfte  bekommen  und  auch 
von  den  Thingmännern  die  Hälfte  erhalten  sollte.  Das  hört 
sich  so  an.  als  wenn  die  Kjalleklingar.  die  auch  vorher 
mächtige  Häuptlinge  waren,  doch  erst  durch  diesen  Ver- 
gleich zugleich  mit  der  Beteiligung  an  dem  Tempel  auch  in 
den  Besitz  von  Thingmännern  gekommen  wären.  In  beiden 
Fällen  würde  also  der  Besitz  von  Thingmännern  auf  dem 
Tempelpriestertura  basieren.  Auch  hier  liegt  aber  das  Schwer- 
gewicht nicht  so  sehr  auf  den  uns  berichteten  Tatsachen, 
als  vielmehr  auf  der  Auffassung  der  Tatsachen  durch  den 
liirzähler.  Es  läßt  sich  jedoch  auch  noch  eine  weitere  Er- 
klärung finden.  Es  sind  gerade  die  Thingmänner,  die 
mit  dem  Tempelpriestertum  in  Verbindung  gesetzt  werden. 
Der  Ausdruck  ..Thingmänner"  für  die  Untertanen  eines 
Goden  ist  keineswegs  sehr  bezeichnend:  denn  die  Herrschafts- 
gewalt der  Goden  erstreckt  sich  weit  über  das  Thing  hinaus 
und  existierte  jedenfalls  in  gewissen  Zeiten  und  Gegenden 
auch  unabhängig  von  einem  Thinge.  Die  ältesten  und  wich- 
tigsten Thinge  sind  nun  aber  gerade  besonders  stark  mit 
religiösen  Fermenten  durchsetzt.  Wenn  man  nun  die  Ver- 
mutung wagen  darf,  daß  der  Ausdruck  „Thingmänner"  mit 
diesen  ältesten  Thingen  in  einer  näheren  Beziehung  steht 
und  ihnen  seine  Entstehung  verdankt,  so  würde  wahrschein- 
lich diesem  Ausdruck  auch  ursprünglich  ein  religiöser 
Charakter  angehaftet  haben,  obwohl  die  Sache  auch  ander- 
weitig ohne  religiösen  Charakter  existierte.  Ist  diese  Ver- 
mutung aber  haltbar,  so  kann  aus  der  Verbindung  der 
|)ingmenn  mit  dem  Tempelpriestertum  keinerlei  Schluß 
auf  einen  Zusammenhang  der  politischen  Gewalt 
überhaupt  mit  dem  Tempelprie-stertum  gezogen  werden. 

6.  Schluß. 

Wir  gelangen  also  zu  dem  Schluß,  daß  die  Gründe,  die 

sich  für  die  Entstehung  des  isländischen  Godentums  aus  dem 

Tempelpriestertum   geltend   machen   lassen,   nicht   stichhaltig 

sind.  Das  Gesetz  hat  allerdings  einen  Zusammenhang  zwischen 
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politischer  Gewalt  und  Tempelpriestertum  herstellig  gemacht, 
aber  es  hat  sich  herausgestellt,  daß  dieses  Gesetz  nicht  auf 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  beruhte,  und  zur  Beurteilung 
der  tatsächlichen  Entwicklung  nicht  benutzt  werden  kann. 
Umgekehrt  gewährte  aber  das  Gesetz  eine  ausreichende 
Grundlage  für  die  einen  Zusammenhang  zwischen  Tempel- 
priestertum  und  politischer  Gewalt  voraussetzende  Terminor 
logie,  die  somit  auch  ihrerseits  nicht  mehr  als  Stütze  für 
eine  tatsächliche  Entstehung  der  politischen  Gewalt  aus  dem 
Tempelpriestertum  benutzt  werden  kann.  Nach  Beseitigung 
der  Gründe  für  die  Entstehung  aus  dem  Tempelpriestertum 
können  nun  aber  die  oben  angeführten  Gründe  gegen  die 
Entstehung  aus  dem  Tempelpriestertum  ihre  volle  Kraft 
entfalten.  Wenn  nun  aber  das  Godentum  nicht  aus  dem 
Tempelpriestertum  entstanden  ist,  so  ist  damit  der  wichtigste 
Grund  beseitigt,  der  daran  hinderte,  den  isländischen  Goden- 
adel  als  mit  dem  sonstigen  germanischen  Adel  gleichartig 
aufzufassen  und  aus  den  isländischen  Verhältnissen  einen 
Rückschluß  auf  gemeingermanische  Verhältnisse  zu  machen. 
Daß  der  isländische  Godenadel  sich  auch  im  wesentlichen 
im  Wege  des  Erbganges  fortpflanzte  und  deshalb  als  ein 
Geburtsadel  anzusehen  ist,  wurde  schon  oben  betont  und 
hat  sich  auch  aus  der  obigen  Übersicht  der  Adelsfamilien 
ergeben.  Was  die  freie  Veräußerlichkeit  des  Godords  an- 
geht, so  ist  hierin  nicht  ohne  weiteres  ein  Unterschied  des 
isländischen  Adels  vom  germanischen  Adel  zu  erblicken, 
sondern  umgekehrt  ist  daraus  zu  schließen,  daß  die  frei- 
willige Veräußerlichkeit  staatsrechtlicher  Befugnisse  dem 
germanischen  Recht  überhaupt  nicht  fremd  war.  Es  ist  be- 
kannt, wie  sehr  noch  das  gesamte  Recht  des  Mittelalters 
geneigt  war,  zwischen  öffentlichem  und  privatem  Recht  keinen 
Unterschied  zu  machen,  und  es  wird  sich  schwerlich  der 
Nachweis  erbringen  lassen,  daß  im  Gegensatz  dazu  das  älteste 
germanische  Recht  die  poUtische  Gewalt  als  schlechthin  un- 
veräußerlich behandelt  hätte.  Es  fehlt  nun  aber  schließlich 
auch  nicht  an  einer  Reihe  positiver  Gründe  für  den  engen 
Zusammenhang  zwischen  der  isländischen  Aristokratie  und 
dem  germanischen  Uradel;  zunächst  kommt  hier  die  Termino- 
logie in  Frage;  der  gebräuchlichste  Ausdruck  für  einen  poli- 
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.^chen  Machthaber  in  Island  ist  nicht  etwa  godordsmadr, 
sondern  das  viel  weniger  prägnante  Wort  ,,höfdingr',  das, 
wie  wir  schon  oben  sahen,  als  Synonymon  von  godordsmadr 
erscheint.  ..Häuptlinge"  nannten  die  Isländer  ihre  politischen 
Machthaber:  sie  verwandten  also  den  allgemeinsten  Aus- 
druck, der  für  einen  politischen  Machthaber  überhaupt  zu 
Gebote  stand,  als  technischen  Ausdruck  für  ihre  Machthaber. 
Höfdingi  ist  auch  der  Ausdruck  für  jeden  ausländischen 
Machthaber  ohne  Unterschied,  für  die  norwegischen  Großen,- 
für  den  norwegischen  König,  für  den  römischen  und  den 
griechischen  Kaiser.  Die  isländische  Aristokratie  besaß  also, 
nach  der  Terminologie  zu  schließen,  möglichst  wenig  Eigen- 
tümliches; sie  schloß  sich  möglichst  eng  den  allgemeinen 
Verhältnissen  an.  Sodann  aber  wird  uns  an  zahlreichen 
Stellen  in  den  Isländersagen  versichert,  daß  die  Besiedelung 
Islands  in  erster  Linie  von  dem  Druck  ausging,  den  die 
Herrschaft  des  schönhaarigen  Haralds  auf  Norwegen  aus- 
übte. Von  diesem  Druck  müssen  nun  aber  die  norwegischen 
Großen,  die  Angehörigen  des  norwegischen  Uradels,  in  erster 
Linie  betroffen  sein;  für  den  kleinen  Mann  konnte  der 
Wechsel  der  Herrschaft  kaum  einen  Unterschied  ausmachen; 
uiid  außerdem  hatte  der  König  Grund  zum  Argwohn  und 
zur  Feindschaft  auch  nur  gegen  Mächtige,  während  ihm 
geradezu  daran  gelegen  sein  mußte,  die  Masse  des  Volkes 
."■ich  günstig  zu  stimmen.  Die  Auswanderung  nach  Island 
muß  also  in  erster  Linie  von  Angehörigen  des  Uradels  aus- 
gegangen sein.  Diese  aber  hatten  nur  dann  ein  Interesse, 
«ich  in  Island  niederzulassen,  wenn  sie  dort  die  ihrem  Stande 
angemessene  Lebensweise  fortzusetzen  und  sich  durch  die 
Auswanderung  ihren  adligen  Stand  zu  bewahren  imstande 
waren.  Diese  En^ägungen  finden  auch  durch  die  Geschichte 
der  Besiedelung  ihre  volle  Bestätigung.  Es  ist  eine  beson- 
ders große  Zahl  angesehener  Leute,  die  an  der  Besiedelung 
I^tlands  teilgenommen  haben,  und  von  den  Familien,  die  sich 
nachweislich  im  Besitz  eines  Godords  befinden,  läßt  sich 
mehr  als  die  Hälfte  als  aus  dem  norwegischen  Uradel  ent- 
sprossen nachweisen,  indem  sich  entweder  Könige  oder  Jarle 
oder  Hersen  oder  aber  in  den  Sagen  der  Vorzeit  verherr- 
lichte   Persönlichkeiten    unter    ihren    Vorfahren    finden.     In 
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vielen  andern  Fällen  ist  eine  derartige  Abkunft  wenigstens 
wahrscheinlich  zu  machen.  Daß  sich  schließlich  auch  eine 
Anzahl  Godengeschlechter  finden,  für  die  eine  derartige 
Abkunft  nicht  wahrscheinlich  ist,  und  daß  umgekehrt  ein- 
gewanderte Adelssprößlinge  nicht  zu  Stammvätern  von 
Godengeschlechtern  geworden  sind,  erklärt  sich  aus  dem 
jeweiligen  Druck  der  tatsächlichen  Verhältnisse,  indem  her- 
vorragende persönliche  Tüchtigkeit  und  umfassende  ver- 
wandtschaftliche Beziehungen  auch  den  homo  novus  zur 
Herrschaft  mochten  gelangen  lassen,  während  der  Mangel 
dieser  Umstände  umgekehrt  den  Adeligen  seinen  Stand 
mochte  verlieren  lassen.  Es  ist  aber  anzunehmen,  daß  die 
Macht  der  tatsächlichen  Verhältnisse  sich  im  Stammlande 
auch  in  gleicher  Weise  wird  fühlbar  gemacht  haben,  und 
daß  auch  hier  ein  Emporsteigen  zum  Adel  und  ein  Herab- 
sinken zum  Bauern  nichts  Unerhörtes  war.  Wenn  wir  aber 
oben  darauf  hingewiesen  haben,  daß  die  Begründung  der 
politischen  Macht  ohne  tatsächliche  Machtstellung  in 
jenen  Zeiten  undenkbar  ist,  und  daß  zwischen  dem  Tempel- 
besitz und  der  tatsächlichen  Machtstellung  ein  innerer  Zu- 
sammenhang nicht  erkennbar  sei,  so  besteht  ein  solcher 
Zusammenhang  ganz  entschieden  zwischen  der  adeligen  Ab- 
kunft und  der  tatsächlichen  Machtstellung,  indem  der  Wert 
der  adeligen  Abkunft  eben  gerade  in  den  weitreichenden  ver- 
wandtschaftlichen und  bekanntschaftlichen  Beziehungen  lag, 
die  dadurch  verbürgt  wurden,  und  die  neben  der  persönlichen 
Tüchtigkeit  der  wichtigste  Faktor  für  eine  tatsächliche  Macht- 
stellung waren. 


BerichtiKunireD. 

Seite  160  letzte  Zeile  ist  hinter  „Tat"  einzuschalten  „abgesehen  da- 
von, daß  das  Gehöft  des  Ljötolf  godi  im  Svarfadardal  den  Namen  Hof 
führt". 

Seite  163  Zeile  15  ist  hinter  ..Hjaltadal"  einzuschalten  „Ljötolfr 
godi". 


V. 

Die  dalmatisch-istrische  Munizipalverfassung 

im  Mittelalter 

und  ihre  römischen  Grundlagen. 


Herrn  Professor  Ernst  Mayer 

in  Würzburg. 

I.  Dalmatien/) 

§  1.   Der  Provinzvorstand. 

Die  Hauptmasse  des  gegenwärtigen  Dalmatien  zählte  zu 
der  römischen  provincia  Dalmatia  Salonitana;  das  Gebiet 
südlich  von  Ragusa  aber  gehörte  zur  Dalmatia  Prevalitana 


1}  Die  Urkunden  und  geschichtlichen  Nachrichten  sind  bis  zu 
Ende  des  11.  Jahrhunderts  ausgezeichnet  gesammelt  bei  Racki  docu- 
menta  historiae  Chroaticae  periodum  antiquam  illustrantia  1877; 
Monumenta  spect.  historiam  Slavorum  meridionalium  7) ;  einiges  hier 
iiht  Gegebene  (besonders  über  Ragusa)  bei  Kukulievic  Codex  dipl. 
regni  Chroatiae,  Dalmatiae  et  Slavoniae  Bd.  I  1874.  Die  Urkunden 
von  1100—1200  bei  Kukulievic  Bd.  II  1875.  Die  Urkunden  nach  1200 
bei  Liubic  Listine  o  odnosajih  izmedju  iufnoga  slavenstva  i  mletacke 
republike  1868  f.  (Monum.  Slav.  mer.  Bd.  I  s.  d.).  —  Die  wichtigste 
(ieschichtsquelle  ist  Thomas  archidiaconus  historia  Salonitana  (ed- 
F^acki  in  Mon.  Slav.  mer.  26)  aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts.  — 
Noch  immer  die  beste  Darstellung  der  dalmatinischen  Geschichte  ist 
das  alte  Werk  von  Lucius  de  regno  Dalmatiae  et  Croatiae  1666,  in 
dem  auch  viele  Urkunden  stehen;  dazu  dann  auch  desselben  Verfassers 
Historia  di  Dalmatia  et  in  particolare  delle  cittä  di  Trau,  Spalatro, 
Sebenico  1674.  Von  neueren  Darstellungen  Rambaud  l'empire  grec 
11  dixiöme  siecle  S.  468 — 478;  Gelcich  in  Dalmatien  S.  82  f.  (Öster- 
reichisch-Ungarische Monarchie  in  Wort  und  Bild  1892).  Die  älteren 
Verfassungszuständen  in  dem  wenig  eindringenden  Buch  von  Reutz, 
Verfassung  und  Rechtszustand  der  dalmatinischen  Küstenstädte  und 
Inseln    im    Mittelalter    1841.   Wenzels    Beiträge   zur    Quellenkunde    der 
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(Scodrensis)/)  Erstere  stand  unter  der  Präfektur  von  Italien, 
letztere  wurde  von  der  illyrischen  Präfektur  kontrolliert.") 
Nach  der  notitia  dignitatum  leitete  beide  Provinzen  noch 
je  ein  praeses^);  473  aber  wird  ein  magister  militum  Dal- 
matiae  erwähnt^)  und  der  dalmatische  comes  Gothorum, 
der  nachher  bezeugt  ist,  setzt  das  militärische  Oberkom- 
mando der  Provinz  fort.')  Gleichzeitig  aber  verwaltet  ein 
consularis,  also  ein  oberster  Zivilbeamter.^)  Das  7.  und 
8.  Jahrhundert  bietet  keine  Nachricht  über  den  Militär- 
befehlshaber ^);  dagegen  wird  598  noch  einmal  der  Zivil- 
dalmatischen Rechtsgeschiclite  im  Arcliiv  für  Kunde  östeireiebischer 
Geschiehtsqiiellen  III  S.  1— 76;  IV  S.  509—582;  VII  S.  361—422  s,ind 
lediglieh  einigen  späteren  Statutarrechten  gewidmet.  Von  diesen 
kStatutarrechten  sind  mehrere  ediert  in  den  Monumenta  historico- 
iuridica  slav.  meridion.:  Bd.  I.  Statuta  et  leges  civitatis  et  insulae 
Curzulae  von  1214 — 1558.  Bd.  II.  Statuta  et  leges  civitatis  Spalati. 
Nach  Thomas  archid.  c.  34  S.  123  ließ  1240  der  potestas  Garganus 
quoddam  volumen  fieri,  quod  capitularium  appellavit:  in  quo  iussit 
conscribi  omnes  consuetudines  bonas,  quas  civitas  habuerat  ab  antiquo, 
superaddens  multa  alia  iura.  Offenbar  diese  verloren  gegangene  Quelle 
ist  1312  von  dem  damaligen  Podestä  Pereevalus  loanis  neu  überarbeitet 
herausgegeben:  das  statutum  vetus  in  6  Büchern.  Daran  schließen 
sich  dann  jüngere  Statuten.  Bd.  III  enthält  Statuto  di  Budua  (15. 
und  16.  Jahrhundert),  die  altertümlichen  statuta  civitatis  Scardonae, 
die  einem  Kodex  des  14.  Jahrhunderts  entstammen,  dann  die  statuta 
communitatis  Pharae  (Lesina)  von  1331.  Wertvoll  ist  auch  das  sta- 
tutum magnificae  communitatis  Arbensis,  das  so  wie  es  vorliegt,  etwa 
1325 — 1327  entstanden  und  von  Inchiostri  und  Galzigna  im  archeo- 
grafo  triestino  n.  ,s.  Bd.  XXIII  S.  67—100,  S.  355—407  abgedruckt  ist. 
Unzugänglich  sind  mir  leider  geblieben  die  Statuta  jadertina  1564 
Venetiis  (Manzoni  bibliographia  statutaria  I  S.  568),  Statuta  et  reforma^. 
civitatis  Tragurii  Venetiis  1708  (Manzoni  I  S.  491),  Statuta  civitatis 
Cathari  Venetiis  1616  (Manzoni  I  S.  118):  hier  bin  ich  auf  die  Mit- 
teilungen von  Reutz  angewiesen.  Doch  ist  die  Lücke  nicht  bedenklich, 
weil  es  sich  um  sehr  späte  Quellen  handelt.  —  Slavisch  geschriebene 
Untersuchungen  habe  ich  leider  aus  sprachlicher  Unkenntnis  nicht  be- 
nutzen können. 

^  Corp.  inscr.  Lat.  III  S.  280  und  Karte  am  Ende  des  Supple- 
ments. —  »)  Not.  dignit.  or,  III.  19;  not.  dign.  occ.  II.  31.  — ■  •>)  Not. 
dignit.  occ.  XLV.  —  *)  Cod.  lust.  VI.  61,  5  und  dazu  Mommsen,  N.  Archiv 
XIV  S.  503  N.  7.  —  ö)  Cassiodor  var.  VII.  24;  IX.  8,  9.  —  «)  Cassiodor 
var.  V.  24.  —  ')  Im  registrum  Gregorii  X.  15  erwähnt  ein  Brief  an  den 
Bischof  von  Salona  einen  scribo  lulianus  als  bedeutende  Persönlichkeit; 
in  einer  andern  Stelle  des  registrum  ist  der  scribo  ein  magnificus  vir 
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Statthalter  genannt,  diesmal  unter  dem  Namen  proconsuP), 
und  damit  stimmt  es,  wenn  eine  noch  etwas  frühere  Quelle 
ganz  allgemein   von  dveuTraroi  für   das  benachbarte  ülyrien 


oie 


(II.  38.  IX.  4;  IX.  ö.  IX.  63.  IX.  78).  Die  östlichen  Quellen  (einiges  bei 
Reiske  comment.  ad  Constantinum  Porphyrogeuitum  S.  166,  registr. 
Gregorii  Bd.  I  S.  137  n.  3  u.  4)  zeigen,  daß  scribones  eine  Klasse  der 
kaiserlichen  i)opu<pöpoi  sind,  die  sich  gewöhnlich  um  den  Kaiser 
aufhalten,  aber  zu  besonderen  Geschäften  in  die  Provinz  gesandt 
werden:  Agathias  hist.  III.  14  a.  E.:  Theophyl.  I.  4.  7,  VII.  3.  8. 
VIII.  5.  10.  Constantinus  Porphyrog.  aber  erweist,  daß  die  scribones 
t-peziell  zu  den  excubitores  zählen  (Const.  de  cer.  S.  599  Z.  15  6  Tono- 
rnPHTH?  TÜJ^  ^EKoußiTUiv  uexü  öxpißujva^  xai  bpaKovapiou^;  S.  494  Z.  18 
6uo{u)?  KU!  ö  ^SKoüßiTO(;  (.Ic,  ToOc  cncpißujvai;  aüroö  Troiriaei  ri\v  ainr\v 
TrapaTfe^iav) ;  desgleichen  auch  Philotheus  (Const.  de  cer.  II.  52)  S.  730 
Z.  20,  S.  746  Z.  4,  wo  die  CKpißujvc?  als  äpxovTf  c  des  rdf\ia  xüiv  ^EKOußirujv 
bezeichnet  werden,  .S.  770  Z.  15.  Deshalb  stehen  die  cTKpißuJve?  an  der 
■n\}\r\  Tiüv  ^EKOußixujv  (S.  99  Z.  13).  Wie  die  mandatores  tragen  -sie 
Ruten  (S.  99  Z.  26),  und  deshalb  erfolgte  die  Erhebung  zum  scribo 
dadurch,  daß  der  Kaiser  dem  von  dem  Zeremoniemeister  und  vom 
domestieus  excubitorum  \'orgeführten  die  Rute  (ß^pYiov)  überreichte: 
S.  130  Z.  21  f.  Die  scribones  gehören  wie  gesagt  zu  den  äpxovT€^  und 
zwar  zu  den  M€TciXoi  äpxovrc?  des  rd-fna  der  excubitores;  aber  anderer- 
feeits  ist  ihr  Ilofrang  doch  kein  sehr  hoher;  sie  gehen  zusammen  mit  den 
eandidati  und  mandatores  (S.  81  Z.  20,  S.  87  Z.  11):  ein  andermal  zeigt 
«ich,  daß  sie  noch  hinter  allen  eandidati,  aber  vor  den  manda- 
tores rangieren  (S.  203  Z.  20)  und  deshalb  weit  hinter  den  höheren 
Würdenträgern  zurückstehen:  vgl.  zu  allem  auch  Diehl,  etudes  sur 
l'administration  byzantine  dans  l'exarchat  de  Ravenne  S.  152;  Schlum- 
berger,  Sigillographie  de  Terapire  byzantin  S.  .360.  Faßt  man  alles 
zusammen,  so  weist  die  virga  der  scribones  und  mandatores  darauf 
hin,  daß  die  beiden  zusammen  die-  apparitores  des  Kaisers  sind.  Daß 
die  Kaiser  fasces  führen  und  Liktoren  haben,  ist  noch  spät  bezeugt 
Mommsen,  Staatsrecht  I  S.  387  f.,  bes.  388  n.  3;  dazu  noch  die  „litto- 
le"  excubiae  bei  loann.  diac.  SS.  VII  S.  24  Z.  2  für  das  10.  Jahrb.); 
scribones  können  dann  wohl  nichts  anderes  sein  als  die  höchsten 
apparitores,  die  scribae  (Mommsen  I  S.  346 f.),  wenn  solche  auch  für 
den  Kaiser,  wie  es  scheint,  nicht  ausdrücklich  bezeugt  sind.  Es 
ist  interessant,  daß  gerade  die  excubitores  mit  diesem  Amtsgesinde 
zusammenhängen.  —  Nach  alledem  ist  es  unmöglich,  mit  Rutar  in 
Dalmatien  S.  77  (Österreichisch-Ungarische  Monarchie)  anzunehmen, 
daß  scribo  lulianus  Oberkommandant  von  Dalmatien  gewesen  wäre: 
noch  weniger  i.st  es  gerechtfertigt,  diese  Oberkommandanten  doch  als 
Catapanus  oder  Capitanus  zu  bezeichnen,  eine  Würde,  welche  im  6.  und 
T.Jahrhundert   überhaupt  nicht  vorkommt. 

»)   Registr.  Gregor.  IX.   158  ^larcellino  proconsuli   Dalmatiae. 
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spricht.*)    Daß  schon  jetzt  Zivil-  und  Militärgewalt  in  einer 
Hand  liegen^),  kann  man  bezweifeln.  — 

Erst  die  Kämpfe  Karls  des  Großen  mit  dem  oströmischen 
Reich  ergeben  wieder  einen  deutlichen  Einblick.  Mittler- 
weile ist  ja  der  größte  Teil  des  Landes  von  den  Slaven 
besetzt  worden  und  nur  eine  Reihe  von  Küstenorten  und' 
Inseln  ist  römisch  geblieben.  Die  lateinischen  Dalmatier 
aber  werden  806  in  den  Friedensverhandlungen  mit  dem 
Frankenkaiser  von  dem  dux  und  dem  Bischof  von  Zara  ver^ 
treten.^)  Die  Abhängigkeit  vom  Frankenreich,  die  damals 
eintrat,  ist  aber  wie  in  Venedig  nur  eine  ganz  vorübergehende 
gewesen.  Schon  810  ist  Dalmatien  wieder  den  Franken 
feindlich*);  812  werden  die  dalmatinischen  Städte  der  Ober- 
hoheit des  oströmischen  Kaisers  zurückgegeben^),  und  die 
ordinatio,  welche  806  Karl  in  bezug  auf  dux  und  populus 
von  Dalmatien  vornahm,  und  die,  wenn  man  an  Venedig 
denkt,  gewiß  in  die  innere  Verfassung  nicht  eingriff,  hat  keine 
Spur  hinterlassen.  Andere  Nachrichten  zeigen,  daß  Dalmatien 
ungefähr  um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  ein  regelmäßiges 
0eMa  bildete  mit  einem  von  Byzanz  abhängigen  arpaTTiTÖq '') 
und  mit  Unterbeamten.^)    Zweifeln  kann  man  übrigens  trotz 


1)  Const.  de  cer.  I.  85,  eine  Stelle,  welche  dem  Petrus  Patricius  aus 
der  Mitte  des  6.  Jahrhunderts  entlehnt  ist  (Krumbachor,  Geschichte  der 
byzant.  Lit.  S.  239),  spricht  parallel  zu  dem  ägyptischen  Augustalis  von 
den  dvGÜTraTOi  für  Illyrien.  —  ^)  So  Dümmler  über  die  älteste  Geschichte 
der  Slaven  in  Dalmatien:  S.  B.  Wiener  Ac.  XX  S.  371.  —  »)  Ann.  regn. 
Franc.  806  (H.A.  S.  120f.).  —  *)  Ann.  regni  Franc.  810  (H.A.  S.  130), 
dazu  Joh.  Diac.  (SS.  VII  S.  15  Z.  21)  über  die  Verschickung  des  Beatiw 
nach  Zara.  —  &)  Eginhard  v.  Karoli  c.  15,  dazu  Dümmler  a.  a.  O. 
S.  387.  817  schickt  Leo  der  Armenier  pro  Dalmatiiiorum  causa  einen 
Gesandten  an  Ludwig  den  Frommen  (ann.  regni  Franc.  H.  A.  S.  145). 
Auch  weist  es  noch  auf  eine  Abhängigkeit  von  Byzanz,  wenn  821 
der  praefectus  provinciae  lohannes  den  Patriarchen  Fortunatus  von 
Grado  nach  Konstantinopel  sendet  (ann.  regni  Franc.  S.  155).  Für 
das  nun  folgende  auch  Vassilich  due  tributi  nelle  isole  del  Quarnero 
(archeografo  triestino  n.  s.  XI  S.  297—343,  XIII  S.  287— 341).  —  «/  Schlum- 
berger  S.  205  kennt  zwei  etwa  vom  Jahr  840  stammende  Siegel  eines 
aTparY\f6<;  von  Dalmatien,  der  seines  Namens  Bryennios  wegen  nicht  zu 
den  dalmatinischen  Römern  gehört  haben  kann;  er  ist  erst  spatharius, 
dann  protospatharius  (dazu  ebda.  S.  589).  —  '')  Schlumberger  S.  206: 
aus   der    Mitte  des   9.  Jahrhunderts    ein  irpwTOMavboiTUjp  rf^  Aa\MaTla<;. 
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der  Namensgleichheit  daran,  ob  der  arparnTÖ?,  welcher 
seit  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  in  Dalmatien  so  gut  wie  in 
anderen  Teilen  des  östlichen  Kaiserreichs  verwendet  wird, 
gleichbedeutend  mit  dem  dux  zu  Anfang  des  9.  Jahr- 
mderts  ist.  Denn  eine  Quelle  des  ausgehenden  6.  oder 
^ginnenden  7.  Jahrhunderts  zeigt,  daß  der  dux  zu  dem 
Kommandanten  einer  Tausendschaft  geworden  ist  und  so  an 
militärischer  Kompetenz  weit  unter  dem  späteren  aTpatriTÖ«; 
s^teht/)  Es  ist  wohl  möglich,  daß  der  frühere  dux  erst 
nachher  zum  Rang  des  (npaTr\fbq  erhoben  worden  ist: 
aber  zu  bestimmten  Behauptungen  genügen  die  Nach- 
richten nicht.  Gegen  Ende  des  9.  Jahrhunderts  hat  der 
(TTpaTHTÖ?  von  Dalmatien  den  Rang  eines  dvGuTraTO?,  kommt 
dabei  allerdings  innerhalb  seiner  Rangklasse  fast  an  letzter 
Stelle.^)  Diesem  (TTpainTÖ?  hatten,  wie  die  Besoldungsord- 
nung Leo  des  Weisen  angibt,  die  Einwohner  des  6€^a  eine 
Abgabe  zu  zahlen,  die  dessen  einziges  Amtseinkommen 
bildet,  weil  er  von  der  Zentralverwaltung  kein  pofn  er- 
hält.^)   Dies  Moment  wird  dann  durch  eine  andere  überaus 


M  Es  handelt  sieh  um  einen  schwierigen  Tatbestand.  Wie  der 
'^agister  militum  im  Rang  gesunken  ist  (unt.  S.  221  N.  4,  S.  24:; 
'■ .  3,  N.  7),  so  auch  der  dux,  welcher  ja  von  ITaus  unter  dem 
-agister  militum  steht:  das  bezeugt  die  Taktik  des  Mauricius,  welche 
man  zwar  nicht  dem  Kaiser  Mauricius  zuzuschreiben  hat,  welche  aber 
jedenfalls  vor  der  Mitte  des  T.Jahrhunderts  liegt  (vgl.  Beilage  zu  §  4). 
Hier  heißt  es  (I.  3  S.  27):  6  bi  ^epdpxn?  ^öTiv  6  toö  p^poui;  xnv  äpxnv 
^^iT€maT£U)i^vo<;,  jioipdpxn?  ^  ^  Tf|<;  (ioipa<;  äpxujv  ö  X6tö^€vo<;  bovl  .  . 
Also  hier  ist  dux  das  was  anderweit  (cf.  §4  1)  als  drungarius,  chili- 
archa,  tribunus  vorkommt.  Andererseits  wird  noch  von  Cecaumenus 
und  dem  libellus  de  officiis  regiis  (ed.  Wassiliewsky  et  lernstedt  1896) 
dieselbe  Person  bald  als  OTpaTTiTÖ<;  'EUd&o^,  bald  als  boOE  'EXXdöoc; 
bezeichnet  (S.  65  Z.  27,  S.  96  Z.  6).  Also  hat  man  die  lateinische 
Bezeichnung  dux  doch  auch  wieder  für  die  neueren  oxparnToi  Tdiv 
Qt\idTWv  verwendet.  Namentlich  für  die  Stellung  der  italienischen 
duces  ist  die  Suche  von  Bedeutung.  —  »)  Philotheus  (Krumbacher  S.  255) 
bei  Const.  de  cer.  II.  52  S.  728  Z.  12;  er  ist  der  vorletzte  unter  seinen 
Genos.sen,  vielleicht  im  Zusammenhang  damit,  daß  er  noch  in  der 
Mitte  des  9.  Jahrhunderts  nur  ein  protospatharius  ist  (S.  214  N.  5).  — 
')  Const.  de  cer.  II.  50  (Besoldungsordnung  unter  Leo  dem  Weisen): 
iariov,  ön  ol  xf^«;  b6a€uj<;  aipa-rriTol  ouk  ^poteüovTo  bxä  tö  Xanßäveiv 
auToOq  diTÖ  TÜJv  {biujv  aöxOuv  öcudxujv  xck;  fbia«;  oüxilrv  öuvriecio;  Kar* 
^xoq  ....  unter  andern  6  aTparr]-fö(,  xoö  Auppaxiou,  6  axpaxriTÖ!;  AaX.uaxiai;. 
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wertvolle  Nachricht^)  noch  deutlicher  gemacht.  Danach 
haben  bis  etwa  877  die  castra  der  Römer,  d.  h.  all  die 
Bischofsstädte,  die  dann  auch  später  für  die  dalmatinische 
Entwickelung  entscheidend  geworden  sind,  dem  atf  arnYÖ«; 
einen  bestimmten  Betrag  an  Geld  und  Naturalien  gezahlt, 
und  zwar  jede  für  sich:  sie  Averden  aber  von  Basilius  dem 
Mazedonier  angewiesen,  um  des  Friedens  willen  den  Betrag 
an  die  benachbarten  Slavenfürsten  zu  leisten.  Dabei  ist  aber 
charakteristisch,  daß  doch  noch  eine  Leistung  an  den  crtpa- 
TriTÖq  zurückbleibt  —  offenbar  die  gleiche,  von  welcher  die 
Besoldungsordnung  Leo  des  Weisen  redet.  Diese  Leistung 
wird  von  Konstantin  als  ein  Zeichen  der  fortdauernden  Ab- 
hängigkeit vom  byzantinischen  Kaiser  gefaßt,  sodaß  also 
noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  Dalmatien 
mit  Recht  als  öeiiia  bezeichnet  wird.^)  —  Die  finanzielle 
Unabhängigkeit  des  ffTpaniYÖ?  von  Byzanz  läßt  allerdings 
vermuten,  daß  seine  Unterordnung  lose  und  das  geringe 
Einkommen,  daß  das  Amt  wohl  kein  sehr  einflußreiches 
war,   und   damit   stimmen   die   späteren   Formen.    Aber   von 


1)  Const.  de  admiiiistrando  inip.  30  S.  147.  • —  BaoiXcio^  irpo- 
cTp^vjjaxo  ircivra  xa  bibö^eva  tüj  öxpaTiiTip  bibooeai  xtap'  aOxujv  xoi^ 
IxXdßoK  Koi  eipriviKux;  Zi^v  |iivx'  auxiöv  xai  ßpaxü  xi  bibooSai  xöj  öxpaxnYÜj, 
Iva  uövov  beiKvuxai  t\  irpö?  xou?  ßaaiXcTq  xujv  "PiUMaiaiv  Kai  irpö«;  xöv  öxpa- 
Tiif  öv  aüxdiv  ÜTroxaYn  Kai  boOXiuaic.  koi  ^kxoxe  iflvovro  irdvxa  xd  xoiaöxa 
Kdöxpa  OiTÖ<popa  xiuv  iKXdßiuv  Kai  xeXoöaiv  aöxoi^  trdKxa,  xö  |u4v  KÖoxpov  i^ 
'Aa-ndXaQoc,  voMiOMaxa  a'  (200),  xö  Kdaxpov  x6  TexpdYTOuöiv  (Trau) 
vo^iaMaxa  p'  (100),  xö  Koaxpov  xd  Aidbiwpa  (Zara)  pi  (110),  xö  Kdaxpov 
xd"OHJapa  p',  xö  Kdaxpov  f]"Ap^r]  p',  t6  Kdaxpov  f]  B^kXo  (Veglia)  p',  dx; 
ÖMvO  voMionaxa  Vi  (710)  ^Kxöq  oivou  Kai  ix^aiuv  biaqpöpujv  ctbOuv.  xaöxa 
fäp  irXefovd  eiai  ötr^p  xd  voiuiaiaaxa.  xö  b^  Kdaxpov  xö  'Paoüaiov  [xiaov 
xüiv  büo  x'JJpiJ'Jv  TipöOKeixai  xüjv  xe  ZaxXouiauuv  Kai  tf\<;  T€pßouvia(;. 
?XOuai  bk  Kai  rovc,  ä^x-neXwvac,  aOxi&v  dq  (SiLiqpox^pac;  xd?  x^Ji'P«?!  '«*' 
xcXoöai  irpö^  niv  xöv  äpxovxa  xiDv  ZaxXoümwv  vo|uianaxa  Xq  (36),  iTpö<;  bi 
TÖv  ftpxovxa  Tcpxouviaq  vojuiaiuaxa  Xq'.  Ähnlich  offenbar  Venedig:  SS.  \'IT 
S.  30  Z.  42  fde.  —  *)  Const.  de  adm.  inip.  30  Überschrift.  In  der  Schrift 
de  thematibus  nennt  allerdings  Konstantin  Dalmatien  nicht  als  e^|UO; 
das  hat  aber  gar  keine  Bedeutung,  weil  gerade  für  den  Westen  diese 
Schrift  nur  eine  Wiedergabe  des  Z»  v^KbriMO?  des  unter  Justinian  leben- 
den Hierokles  (Krumbacher  S.  254)  ist  und  dieser  über  Dalmatien  nichts 
enthält,  weil  damals  Dalmatien  den  Goten  gehörte:  das  übersieht  Ram- 
baud,  l'empire  grec  au  dixieme  siecle  S.  473. 
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einer  absoluten  Selbständigkeit  üalmatiens^)  während  der 
zweiten  Hälfte  des  9.  und  während  des  10.  Jahrhunderts  ist 
keine  Rede.  Das  Bisherige  erweist  zugleich,  daß  jedenfalls 
im  9.  Jahrhundert  die  oberste  Zivil-  und  Militärverwaltung 
in  einer  Person  vereinigt  ist.  Denn  wenn  schon  durchaus 
kein  direkter  Zusammenhang  zwischen  dem  dalmatischen 
proconsul  des  6.  Jahrhunderts  und  der  Benennung  des  crrpa- 
TTiTÖ?  als  dvÖÜTTaTOs  zu  bestehen  braucht,  vielmehr  die  jetzt 
rem   titulare   Würde   des  dvOuTraTog*)    den    vornehmen  arpa- 


»)  So  Gelcich  ddlo  svilluppo  civile  di  Ragusa  S.  Iff.:  unbeätiinmter 
in  österr.-ungarische  Monarchie  Dalmatien  S.  82  f.  —  Allerdings  war 
bei  Const.  de  admin.  imperio  29  (S.  128  Z.  15,  S.  129  Z.  22)  gesagt,  daß 
unter  Michael  dem  Stammler  ol  rd  rf)?  AaXuaTia?  KdöTpa  o{koövt€C 
TCfövaöi  aÖTOK^cpaXoi.  Man  kann  das  vielleicht  überhaupt  ausschließlieJr 
auf  die  wiederholt  (c.  31  S.  151  Z.  3,  c.  34  Z.  3)  genannten  slavisc-hen 
castra  beziehen,  wozu  Belgrad,  dann  auch  (c.  36)  die  Insel  Melite,  Cur- 
tola.  Phara,  Brazza  zählten.  Aber  auch  wenn  man  die  Xachricht  mit 
auf  die  römischen  castra  anwendet,  so  darf  man  nicht  übersehen,  daß 
Konstantin  Ober  die  Ereignisse  im  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  nicht  gut 
unterrichtet  ist.  —  Jedenfalls  kann  man,  wie  auch  Rambaud  ange- 
nommen hat,  nur  eine  ganze  kurze  Unterbrechung  der  byzantinischen 
Herrschaft  bis  etwa  840  zugeben:  ähnlich  Rambaud  a.  a.  O.  S.  472: 
zu  groß  ist  die  von  Vassilich  in  archeografo  triestino  n.  s.  XI  S.  310 
angenommene  Dauer  der  Unabhängigkeit  (820 — 867).  —  -)  Wegen 
epäteror  Erörterungen  soll  auf  diese  Verhältnisse  gleich  hier  etwas 
genauer  eingegangen  werden.  In  den  Berichten  des  Konstantin  ist 
wharf  zwischen  den  dvOüiraroi  und  den  öitaroi  zu  unterscheiden. 

I.  Die  Würde  des  dveüwaTo?  ist  bei  Philotheus  (Con.st.de  eer.  II.  52) 
eine  rein  titulare,  welche  durch  ßpciß€iov  —  offenbar  ursprünglich  nur 
die  Bestellungsurkunde  (de  cer.  S.  131  Z.  17:  vgl.  auch  die  Stelle  bei 
Reiske  S.  827  unt.),  dann  das  Symbol  der  Amtsverleihung  überhaupt 
(de  cer.  II,  52  S.  708)  —  verliehen  wird  (de  cer.  I,  49)  und  einen  lebens- 
länglichen Charakter  gibt:  (de  cer.  S.  707  Z.  9  und  S.  710  Z.  16  und 
dazu  L.  M.  Hartmann.  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  byzantini- 
«chen  Verwaltung  in  Italien  S.  29,  S.  139).  Sie  steht  dabei  im  Rang 
über  der  Würde  der  iraTpiKioi  (S.  707  Z.  5)  und  diese  Rangfolge  ist 
dann  in  dem  ganzen  Buch  de  ceremoniis  wiederholt  bezeugt  (S.  24  Z.  17. 
S.  28  Z.  25,  S.  115  Z.  6,  S.  124  Z.  5.  S.  373  Z.  20,  S.  618,  Z.  12).  In  einer 
anderen  Stelle  aber,  die  aus  weit  älterem  Material  gearbeitet  sein  muß. 
weil  hier  noch  das  später  total  verschwundene  Amt  des  praefectus 
praetorio  vorkommt  (Zachariä,  'Av^xboTa  S.  230;  Geschichte  des  Grie- 
chisch-römischen Rechts  S.  365)  wird  zwischen  iraTpiKioi  koI  dvOuTraToi, 
die  als  die  zweite  Rangklasse  unter  den  \uifWTpoi  stehen,  und  iroTpiKtot 
Kxi  OTpaTTTfoi  der  dritten  Rangklasse  unterschieden:    den   vierten  Rani: 
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Ti^Yoi^)   des    ganzen   Reichs    verliehen    wird,   so   zeigt    doch 
4iese  Bezeichnung,  daß  eine  zivile  Provinzialstatthalterschaft 

bilden  dann  der  üirapxoi;  Tujv  itpaiTiupiuiv,  der  KOuaidTuup,  die  dveütraroi 
TUJv  9€|adTiuv  und  die  gTrapxoi  (de  cer.  S.  Gl  Z.  13).  Hier  also,  wo  auch 
•die  ^irapxoi  noch  deutlich  die  praesides  provinciae  sind,  kennt  man 
ävöüiraTOi,  welche  in  den  ö^juaxa,  also  ofifenbar  neben  den  OTparnToi 
noch  immer  Provinzialstatthalter  sind;  sie  haben  geringeren  Hof  rang 
^Is  die  dvöuiraroi,  welche  gleichzeitig  die  Würde  der  iraTpiKioi  be- 
kleiden, mögen  nun  letztere  selber  noch  wirkliche  Provinzialstatthalter 
(;ein,  oder  nur  Titularbeamte.  —  So  sieht  man  also  deutlich,  wie  der 
äveünaxo^  zunächst  noch  der  wirkliche  Provinzialbeamte  ist,  allmählich 
aber  zum  bloßen  Titularbeamten  wird;  der  selbständige  dv9uiraT0^ 
■6i^aT0(;  neben  dem   OTparriTÖi;  füllt  weg. 

II.  Die  önoTOi  stehen  im  Rang  unter  den  iraxpiKioi :  so  schon  daa 
proemium  der  Ecloge  S.  11  (xouq  xe  ^vboEoxdxou?  fjindiv  iraxpiKlouq  —  Kai 
Touq  dvboSoxdxou(;  uudxou?,  vgl.  meine  Verfassungsgeschichte  I  S.  311) 
und  gerade  in  derselben  Stellung  begegnen  sie  in  den  Sammlungen  Kon- 
stantins: so  de  cer.  S.  61  Z.  22,  S.  193  Z.  13,  S.  202  Z.  12,  S.  203  Z.  19, 
S.  209  Z.  18  f.,  S.  235  Z.  2,  S.  303  Z.  6,  S.  628  Z.  11—14.  —  Dabei  sind 
sie  dann  noch  in  ein  wechselndes  Verhältnis  zu  den  Würdenträgern  dird 
öiraOiou  (de  cer.  S.  242  Z.  24)  gebracht,  sodaß  sie  gemäß  der  einen  Gruppe 
von  Nachrichten  vor  den  candidati  (S.  61  Z.  23,  S.  193  Z.  13,  S.  202 
Z,  12,  S.  229  Z.  14,  S.  736  Z.  12)  und  vor  den  spathani,  die  nicht  dem 
fSeuat  angehören  (S.  193  Z.  13),  stehen,  aber  nach  den  spatharii,  die 
Senatsmitglieder  sind.  Nach  einer  andern  Gruppe  gehen  die  öiraxoi 
•üen  spatharii  überhaupt  nach,  die  biauiwxoi  gehen  vor  (S.  61  Z.  22-, 
S.  203  Z.  19,  S.  709  Z.  4,  S.  736  Z.  12.).  Nach  einer  dritten  gehen  die 
üiraTOi  sogar  den  candidati  nach  (S.  632  Z.  15),  während  die  öiaünaxoi 
bald  über  den  spatharii  aber  unter  den  spatharocandidati  (S.  632  Z.  18), 
bald  auch  über  den  letztern  direkt  unter  den  protospatharii  stehen 
(S.  709  Z.  16).  Wie  die  verschiedenen  Nachrichten  einzureihen  sind, 
steht  dahin.  —  Die  Würde  des  öiraxo?  wie  des  bioO-Fraxo?  wird  zu  Ende 
des  9.  Jahrhunderts  durch  ßpd^eiov  verliehen  (S.  707  Z.  9,  S.  709  Z.  4.  16) 
und  ist  deshalb  eine  dauernde.  Sie  wird  auch  schon  mittelhohen  Be- 
amten gegeben,  so  dem  a  secre«tis  (S.  237  Z.  15);  damit  stimmt  es  dann, 
wenn  diesem  noch  immer  vornehmen,  aber  von  der  alten  Höhe  weit 
herabgesunkenen  Stand  auch  die  Verpflichtung  zur  Abhaltung  von 
Spielen  abgenommen  wird  (nov,  Leonis  94). 

*)  Der  axpaxTiYd?  ist  bei  Konstantin  bereits  durchweg  ■iTaxpiKiO(;. 
Vgl.  z.  B.  de  cer,  S.  61  Z.  14;  dabei  stehen  die  dvGÖTraxoi  Kai  irarpiKioi 
in  dieser  alten  Stelle  vor  den  uaxpiKioi  Kol  aTpaxTjYol  (S.  61  Z.  14). 
Später  sind  dann  aber  sehr  viele  iraxpCKioi  Kol  öxpcxriTol,  zugleich 
dvOimaxoi  (II.  52  S.  727  f.) ;  aber  es  gibt  immerhin  öxpaxriYol,  die  nur 
iraxplKioi  sind,  wie  bloße  dvGüiraxoi  Kai  iraxptKioi  und  dann  gehen  die 
«rsteren  den  letzteren  nach  (II.  52  S.  729  Z.  12— Z.  17). 
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nicht  mehr  vorhanden  ist;  es  ist  eben  auch  in  Dalmatien  die 
Themen-Verfassung  durchgedrungen.  — 

Am  Ende  des  10.  Jahihunderts  hat  sich  dann  aber  wirlv- 
lich  eine  andere  Oberhoheit,  die  des  dux  von  Venedig  — 
schließlich  auch  eines  byzantinischen  Beamten  —  über  Dal- 
matien entwickelt;  der  Verlauf  ist  freilich  in  den  Einzelheiten 
schwer  zu  erfassen.  Zuerst  —  schon  von  998  —  wird  Zara 
abhängig.^)  Im  Sommer  998  unternimmt  dann  der  Doge  einen 
Seezug  und  empfängt  den  Treueid  der  einzelnen  dalmatini- 
schen Seestädte  bis  herab  nach  Ragusa.-)  Von  der  Einsetzung 
eines  venezianischen  Oberbeamten  für  Dalmatien  ist  keine 
Rede:  nur  führt  jetzt  der  Herzog  von  Venedig  den  Titel 
Veneticorum  ac  Dalmaticorum  dux.*)  Dann  sind  etwas  später 
(1018)  noch  zwei  Urkunden  überliefert,  durch  welche  zwei 
dalmatinische  civitates  ein  tributum  an  das  palatium  des 
Dogen  geloben.  Auch  hier  sind  keine  weiteren  Verände- 
rungen der  dalmatinischen  Verfassung  zu  erkennen.*)  — 
Auf  diese  venezianische  Herrschaft  folgt  dann  aber  noch 
einmal  eine  Zeit  byzantinischen  Einflusses.  Schon  daß  1024 
von  Süditalien  aus  die  Byzantiner  gegen  Kroatien  Krieg 
führen'),  ist  ohne  irgend  eine  Abhängigkeit  Dalmatiens  nicht 
denkbar.  Dann  wird  unter  Romanus  Argyropulos  (1027 
bis  1034)  ein  von  Ostrom  zunächst  unabhängiger  TOTTdpxrjq 
von  Salona  und  Zara  erwähnt®),  den  man  dann  aber  in  Kon- 
stantinopel festhält.  Auch  Ragusa  ist  dem  Reich  wieder 
untertänig.')    Auf  einen  vorausgehenden  Verlust  Dalmatiens 

»)  S.S.  VII  S.  31  Z.28  (Joannes  diac).  —  »)  S.  S.  VII  S..31  Z.28f. 
—  a)  S.S.  VII  S.  35  Z.  6;  Racki  24—26  1018.  —  «)  Racki  24—26  1018; 
wohl  daher  Andrea  Dandolo  IX.  c.  2  p.  6  (Muratori  XII  c.  236).  —  Im 
eod.  Ambrosianus  des  Andrea  Dandolo  (Muratori  XII  col.  229.  N**) 
wird  allerdings  behauptet,  daß  998  von  Venedig  aus  praefecti  in  die 
dalmati.schen  Städte  ge.schickt  wurden;  allein  gerade  die  angegebenen 
Namen  zeigen,  daß  die  Angaben  erfunden  sein  müssen;  so  mit  Recht 
Kohlschütter,  Venedig  unter  dem  Herzog  Peter  II.  Orseolo  S.  43.  — 
*)  Heinemann,  Geschichte  der  Normannen  in  Unteritalien  und  Sizilien  I 
H.  49.  —  •)  Cecaumenus  S.  77  Z.  19.  'labüipa  Kai  IdXuJv  ttöXck;  ei'ai  Tf|<; 
AoX^aTia^.  f|v  b^  ^v  aÖTiJ  äpxujv  koI  xandpxii^  Aoßpurvd?.  Bei  Cecau- 
menus bedeutet  Toirdpxnc  einem  selbständigen  Herrn  im  Gegensatz  zu 
einem  bloßen  Beamten  (z.  B.  S.  24  Z.  22;  S.  26  Z.  11 ;  S.  76  Z.  17).  Die 
Pointe  der  Erzählung  ist  gerade  das  unvorsichtige  Verscherzen  dieser  Un- 
abhängigkeit durch  Dobronas.  —  ^}  Cedrenus  II  S.  499  Z.  11  (Racki  217i. 
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durch  die  Venezianer  führt  es  auch,  daß  1050  eine  Er- 
stürmung Zaras  durch  die  Venezianer  erwähnt  wird^); 
1076  muß  die  venezianische  Herrschaft  wieder  eine  tat- 
sächliche gewesen  sein'),  die  freilich  erst  1085  durch  eine 
goldene  Bulle  Alexius'  I.  von  selten  Ostroms  wieder  an- 
erkannt wird.^)  Wie  dann  die  Venezianer  mit  den  Kroaten 
und  Ungarn  um  die  Suprematie  ringen,  das  zu  verfolgen  ist 
für  unsern  Zweck,  der  nur  die  ursprünglichen  Elemente  der 
dalmatischen  Verfassung  untersuchen  will,  wertlos;  ebenso 
bleibt  die  kurze  byzantinische  Restauration  von  1168 — 1180 
und  die  spätere  Unterwerfung  bald  unter  Ungarn,  bald  unter 
Venedig,  außer  Betracht/)  Das  bisher  Ausgeführte  genügt 
zum  Verständnis  der  Ämter  Verfassung. 

Zu  Ende  des  10.  Jahrhunderts  nämlich,  also  in  den 
Jahren,  in  welchen  die  byzantinische  Suprematie  zeitweise 
durch  die  venezianische  ersetzt  wird,  begegnet  ein  proconsul 
Dalmatiarum,  der  zugleich  prior  von  Zara  ist.**)  1033  trägt 
der  prior  von  Zara  noch  einmal  den  gleichen  Titel*);  1036 
aber  wird  derselbe  prior  als  protospatharius  et  straticus  uni- 
verse  Dalmatie')  angeführt,  während  1060  statt  dessen  in 
einschränkender  Weise  von  prior  et  straticus  civitatis  ladere*) 


1)  Neues  Archiv  I  S.  40ö  (Racki  220).  —  *)  Kaeki  86.  —  3)  Andrea 
Dandolo  IX  c.  9  p.  1  (Muriitori  XII  o.  250).  —  Daß  während  der  ganzen 
Zeit  und  darüber  hinaus  die  dalniatiKchen  Urkunden  nach  den  griechi- 
schen Kaisern  datiert  werden,  beweist  (anders  Vassilich  in  archeos;r. 
triest.  n.  s.  XIII  S.  293)  für  einen  tatsächlichen  byzantinischen  Ein- 
fluß nicht  viel,  besonders  wenn  man  an  den  gleichen  Brauch  in  d?n 
venezianischen  Urkunden  denkt.  —  *)  Ein  allerdings  dürftiger  Über- 
blick im  Artikel  Dalmatien  bei  Ersch  und  Gruber  II.  T.  22  2.  Abt. 
S.  98  f.  Vgl.  auch  Vassilich  in  archeografo  triestino  n.  8.  XIII  S.  298  f. 
—  5)  Racki  17.  986.  —  «)  Racki  32  per  iussione  domini  Gregorii  priori 
et  proconsuli  de  ipsa  civitate  ladera  et  per  manu  Martini  tragurini, 
missus  ab  ipso  priore  doniino  Gregorio  prior  et  proconsul;  es  könnte 
das  so  gedeutet  werden,  daß  sich  das  zweite  prior  et  proconsul  auf 
Martini  bezieht  und  es  so  auch  in  Trau  einen  sonst  nicht  bekannten 
proconsul  gerieben  hat.  Bei  der  Sprachform  des  Textes  nötigt  die 
Grammatik  zu  dieser  Deutung  nicht;  sachlich  aber  ist  sie  unmöglich. 
Das  Geschäft  wird  in  Zara  vollzogen;  dort  wohnt  Martinus  und  iat 
hier  nach  dem  Schluß  der  iudicator;  mit  dem  tragurinus  ist  deshalb 
nur  seine  Herkunft  angegeben  (z.  B.  Racki  86  prior  de  Belgrado  lustu^i 
Veneticus).  —  ')  Raöki  34.  35.  —  «)  Ra?ki  42, 
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die  Rede  ist.  Es  könnte  allerdings  sein,  daß  die  Erwähnung 
nur  des  Titels  proconsul  im  Jahr  986  ein  Zufall  ist/)  Allein 
wenn  man  bedenkt,  daß  ungefähr  damals  zunächst  für  Zara 
die  Venezianer  die  Herren  sind,  und  der  Herzog  von  Venedig 
auch  dux  von  Dalmatien  genannt  wird,  so  scheint  mir  wahr- 
seheinlicher,  daß  mit  Rücksicht  auf  den  venezianischen  Ober- 
herrn der  Titel  Strateg  vom  prior  von  Zara  nicht  weiter- 
geführt wurde,  und  ihm  nur  der  Titel  proconsul  (dveüTraTO«;) 
verblieb,  der  ja  auch  selbständig  vorkommt.-)  In  den  Jahren 
der  erneut  byzantinischen  Herrschaft  ist  dann  der  prior  wieder 
straticus  —  1067,  in  welchem  eine  verdächtige  Urkunde  noch 
einmal  einen  stratigo  totius  Dalmatiae  bringt^)  heißt  dann 
der  prior  protospatharius  et  totius  Dalmatiae  catapanus.  *) 


1)  Als  so  etwas  betrachte  ich  es,  wenn  im  Berieht  des  loannes 
diac.  über  den  Zug  des  Petrus  Orseolus  (S.  S.  VII  S.  32  Z.  5)  der 
pjrior  von  Zara  ohne  jeden  weiteren  Titel  genannt  ist.  —  *)  Vgl. 
!>.217  N.  2.  —  3)  Racki  54.  —  «)  Racki  5-3.  —  Zachariä,  Geschichte  des 
griechisch-römischen  Rechts  S.  380  sieht  im  Kaxeirävu)  einen  kaiser- 
lichen Stadtoberst;  sollte  damit  ein  Zivilbeamter  gemeint  sein,  was 
nicht  deutlich  ist,  so  wäre  das  mit  den  Quellen  schwer  in  Einklang 
zu  bringen,  denn  bei  Cecaumenus  z.  B.  ist  Kaxeirdvui  deutlich  der 
militärische  Kommandant  eines  großen  Bezirks  (S.  20  Z.  27;  S.  25  Z.  25 
der  Kaxenävu)  von  Dyrrachium  hat  ein  Heer  von  mehr  als  4000  Mann 
unter  sich:  S.  72  Z.  6).  Auch  zu  dem  Vorkommen  in  Italien  paßt 
Zachariäs  Deutung  nicht.  Schlumberger,  Sigillographie  S.  327  f.  be- 
trachtet den  Kaxetrdvuj  als  militärischen  Befehlshaber.  —  Andererseits 
spricht  manches  dafür,  diese  Würdenträger  als  im  Rang  unter  dem 
oxpaxiit'ö<;  stehend  zu  betrachten.  Nicht  nur  ist  (Const.  de  adm. 
imp.  45  S.  204  Z.  17  mit  Z.  13  und  Z.  1)  der  Kaxcndvu)  dirett  unter  dem 
Kommando  eines  öxpaxr|YÖ<;,  sondern  vor  allem  v\  ird  der  Koxeirdvuj  in 
einer  eigentümlichen  Stelle  bei  Const.  de  adm.  imp.  27  S.  121  Z.  17 
(löxeov  6x1  fiaöxpo^rjXri^  4p^iiveOexai  xfj  *Pu)fiaiarv  biaX^xxiu  Kaxeirdvw 
xoö  ^xpotoö)  mit  dem  magist«r  militum  gleichgesetzt.  In  der  Taktik 
des  Mauricius  aber  (S.  436  fr.  unt.  2  n.)  ist  der  axpaxriXdxr;!;  bereits  nur- 
mehr der  Kommandant  des  M^po?,  der  späteren  turma  (1.  1  c.  4  S.  30, 
1.  12  c.  5  §  7  S.  310),  und  dieselbe  Gleichung  hat  auch  die  Taktik  des 
Leo  (Const.  4.  32).  Endlich  nimmt  axpaxnXdxTii;  inl  Oeiidxurv  mit  dem 
äixö  ^irdpxuiv  zu  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  die  unterste  Stufe  unter 
den  vornehmsten  Titularämtern  ein  (Const.  de  cer.  S.  708  Z.  7;  vgl. 
5^.  202  Z.  12,  S.  229  Z.  15,  S.  235  Z.  4).  So  sind  die  öxpaxnXdxai  die 
nächsten  Offiziere  unter  dem  oxpcxriT^?  und  zwar  muß  der  Bedeutungs- 
umsehwung  bald  nach  lustinian  sich  vollzogen  haben,  sodaß  allmählich 
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Manches  spricht  dafür,  daß  es  sich  hier  um  eine  Titel- 
änderung, eine  Herabsetzung*  des  prior  von  Zara  zum  magister 
militum  handelt,  weil  sich  die  wieder  hinübergreifenden  Vene- 
zianer die  Bezeichnung  dux  Dalmatiae  für  ihren  Herzog  vor- 
behalten haben  mögen.^)  — 

Der  Vorrang  des  prior  (comes)  von  Zara  vor  den  übrigen 
Munizipalbehörden  ist  dann  auch  in  der  zweiten  venezianischen 
Epoche  noch  einmal,  wiewohl  verblaßt,  zu  erkennen.*)  Ein 
darauf  hinweisender  Amtstitel  ist  aber  jetzt  nicht  mehr  be- 
zeugt. Der  dux  von  Dalmatien  aber,  der  dann  während  der 
letzten  byzantinischen  Restauration  zu  erkennen  ist,  und  auch 
in  der  Ungarnzeit  regiert,  hat  mit  dem  obersten  Munizipal- 
beamten von  Zara  weiter  nichts  zu  tun.^)  — 

So  bringen  die  Nachrichten  des  11.  Jahrhunderts  den 
Beleg  für  eine  fortschreitende  Autonomisierung  der  dalma- 


au8  dem  Amt  eine  bloße  Würde  wird.  In  den  Quellen  des  9.  und 
10.  Jahrhunderts  wird  übrigens  axpaTnXdrriq  auch  nicht  selten,  wie  im 
Altgriechischen,  im  allgemeinen  Sinne  von  Heerführer  verwendet:  z.  B. 
Genesius  S.  7  Z.  4  mit  S.  4  Z.  10.  —  Ist  die  Gleichung  von  magister 
militum  und  KOTeirdvu)  richtig,  so  erklärt  sich  auch  der  catapanus  von 
Cattaro    (S.   224  N.  3). 

1)  Andrea  Dandolo  IX  c.  9  p.  2  (Muratori  XII  c.  250)  sagt  zu  1084: 
euntes  autem  legati  ab  Alexio  alacriter  visi  crysobolium  Dalmatiae 
et  Croatiae  et  sedis  protosevastos  obtinuerunt.  Quibus  postea  reverai» 
Dux  suo  addidit  titulo:  Dalmatiae  atque  Croatiae  et  imperialis  proto- 
sevastos. Was  die  letzte  Bezeichnung  anlangt,  so  ist  die  Nachricht 
richtig,  weil  erst  Alexius  die  früher  nur  für  den  Kaiser  gebrauchte 
Bezeichnung  protosebastos  auch  für  andere  sehr  vornehme  Leute,  zu- 
nächst für  die  kaiserlichen  Prinzen  verwendete:  Anna  Commnena 
Alex.  III.  4  (ed.  ReiflFerscheidt  I  S.  103  Z.  22 f.);  tatsäclilieh  berichte* 
Anna  Commnena  (VI.  5)  selber  die  Verleihung  des  Titels  an  den  Dogen 
(I  S.  197  Z.  6).  Dagegen  ist  es  nicht  richtig,  daß  damals  erst  der  Doge 
den  Titel  dux  Dalmatiae  annahm;  schon  Racki  86  (1076)  hat  ihn,  wie 
er  ja  bereits  im  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  geführt  wird  (ob.  S.  219 
N.  3),  —  2)  Kukulievic  II.  42 — 1134.  Petro  comitatum  ladere,  totiusque 
Dalmatie  principatum  feliciter  procurante.  —  »)  Kukulievic  II.  118, 
119.  1171;  II.  140.  1178.  Hier  (11  duca  —  con  il  suo  giudice  Bretagna) 
urteilt  der  dux  mit  einem  iudex,  der  wohl  als  Kpixi^c;  6e^aTIKÖ(; 
(Zachariä  R.  (;.  S.  380  N.  378,  dazu  Cecaumenus  S.  0  Z.  4  f.,  S.  40  Z.  26) 
aufzufassen  ist;  dieser  aber  ist  nach  meiner  Meinung  der  alte  assessor 
ducifl  (Cod.  lust.  I.  27.  2.  §  21  f.).  —  Für  die  ungarische  Zeit  Kukulievi«  II. 
228.   1193,  II.   244.   1197. 
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tischen  Provinzialbehörde.  Ist  schon  im  10.  Jahrhundert  der 
Strateg,  weil  er  nicht  von  der  Zentralverwaltung  besoldet  wird, 
wohl  wenig  abhängig  von  ihr,  andererseits  auch  nicht  sehr 
mächtig,  seitdem  der  größere  Teil  der  Stadtsteuern  wenigstens 
zeitweise  an  die  Slavenfürsten  übergegangen  ist,  so  erscheint 
später  das  Amt  mit  dem  Priorat  von  Zara  vereint,  und  es  wird 
also  der  Vorstand  von  Dalmatien  von  den  Bürgern  einer 
dalmatinischen  Stadt  gewählt.  Wie  alt  die  Verbindung  ist^ 
läßt  sich  nicht  bestimmt  sagen;  sie  mag  viel  weiter  zurück- 
gehn  als  die  Zeugnisse  hinaufreichen;  schon  unter  Karl  dem 
Großen  sitzt  ja  der  dux  von  Dalmatien  in  Zara.  Wie  voll- 
kommen gleichartig  diese  Entwickelung  mit  der  veneziani- 
schen ist,  und  wie  die  letztere  dadurch  in  viel  klareres 
Licht  tritt,  kann  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden.  Anderer- 
seits darf  man,  so  nahe  die  Verwechselung  liegt,  diese  cripa- 
TTiToi,  welche  allmählich  mit  den  Vorständen  einer  Stadt 
zusammenfallen,  nicht  mit  den  oxpatriToi  rroXeoiv  —  im 
Gegensatz  zu  den  OTpairiToi  aTparoTTefeiJuv  —  zusammenbringen, 
deren  Wahl  durch  die  Kurie  Leo  der  Weise  aufhob;  diese 
(TTpaTTifoi  TToXeiuv  sind  nichts  als  die  althergebrachten  höchsten 
Kommimalbeamten  der  altgriechischen  Teile  des  römischen 
Reichs.^) 

Ein  Amt,  welches  der  an  Zara  geknüpften  Oberbehörde 
ähnelt,  ist  in  schwachen  Umrissen  auch  für  Süd-Dahnatien 
angedeutet.  Im  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  wird  in  Ragusa 
deutlich  der  arpaTTiTÖ?  eines  Qe\xa  erwähnt.^)  Vielleicht  — 
-rgend  ein  Beweis  ist  nicht  möglich  —  hängt  dieser  Offizier 
mit  dem  im  12.  Jahrhundert  bezeugten  dux  von  Süddalmatien 
und  Dioclea  zusammen.')  Auch  kann  man  auf  diesen  Dukat 
'iie  selbständige  Teilnahme  der  Ragusaner  an  den  byzanti- 
nischen Seekriegen  zurückführen,  wie  sie  sich  im  11.  Jahr- 


»)  über  diesen  öTpaxirröc  itöXcujq  vgl.  1.  15  §  9  D.  27.  1,  1.  30  C. 
I  lust.  I.  30,  Theophili  paraphr.  I.  20  §  4,  5  mit  lust.  Inst,  I.  20  §  5; 
cie  fetelleu  aus  den  Basiliken  in  meiner  V.  G.  I  S.  296  N.  40;  nov. 
liConis  47.  —  Dazu  Marquardt,  römische  Staatsverw.  I  S.  213,  Liebenam, 
'Stadtverwaltung  im  römischen  Reich  S.  558  f.,  Levy  in  rßvue  des  etudes 
grecques  XII  S.  268  bis  271,  281.  —  »)  Cecaumenus  S.  27  Z.  11.  23.. 
—  »)  Kukulievic  II.  95.  1106. 
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hundert  erkennen  läßt.^)  Allerdings  gehört  Ragusa  noch  zur 
Dalmatia  Salonitana;  aber  im  10.  Jahrhundert  bildet  Ragusa 
und  das  stets  zu  Süddalmatien  gehörige  Cattaro  eine  Diözese^); 
so  mag  es  zu  Süddalmatien  hinübergegangen  sein.  —  Mit 
diesem  süddalmatischen  Dukat  kann  dann  auch  zusammen- 
gebracht werden,  daß  einmal  in  Cattaro  ein  catapanus, 
also  nach  m.  M.  ein  dem  crTpainfo?  subordinierter  magister 
militum  vorkommt.^) 

§  2.   Das  Stadtoberhaupt  (Prior,  comes). 

I.  Zwischen  dem  dux  von  Dalmatien  und  den  einzelnen 
Munizipien  gibt  es  weiter  keine  Mittelinstanz.  Es  folgen 
sofort  die  priores  der  einzelnen  Bischofsstädte.  Am  frühesten 
ist  der  prior  von  Zara^)  bezeugt,  dann  Arbe"*),  Veglia"), 
Spalato^),  wo  der  Beamte  bei  der  ersten  Erwähnung  als  prin- 
ceps,  später  aber  nur  als  prior  bezeichnet  wird,  Absari*), 
Trau**),   Ragusa"),   wo   er   zuerst   praeses   heißt,   Cattaro.") 


1)  üben  S.  219  N,  7.  —  '^)  So  Konzilium  von  Spalato  von  925  c.  8 
(Fartlati,  Illyricum  sacrum  III  S.  97,  Kukulievic  I.  92),  — 3)  Kukulievic 
II.  36.  1124:  Ego  Ursacius  episcopus  una  cum  Mele  priore  et  nobilibis 
catharensibus,  in  quibus  Businas  Catapanus.  —  *)  Racki  13.  918, 
17.  986  und  öfters  (cf.  Racki  Index  s.  v.  ladera  prior);  der  letzte 
bei  Racki  134.  1096,  Kukulievic  II.  11—13  (1105.  1106),  Später  1134 
(Kukulievic  II.  42),  wo  schon  ein  comes  statt  des  prior  steht,  wird 
doch  noch  ein  filius  Vitaze  prioris  genannt.  —  ^)  S.  S.  VII  S.  31.  998, 
Ra<5ki  24.  1018;  41.  1059.  —  «)  S.  S.  VII  S,  31  998;  Raöki  25,  1018, 
27  a.  E.  1018.  —  '')  Racki  22.  1000  una  cum  domino  Florino  principe 
Spalati  et  Clisii,  28,  1020  tempore  Pauli  archiepiscopi  et  Nicodemi 
prioris  u,  nun  oft:  Racki  Index  s.  v.  Spalatum  prior.  Die  letzte 
Erwähnung  ist  Racki  138.  1097,  dann  Kukulievic  II.  28,  1119,  Es 
ist  natürlich  Zufall,  daß  bei  der  Schilderung  des  venezianischen 
Heerzugs  von  998  durch  Johannes  diac.  (S,  S,  VII  S.  32)  die  Behörden 
von  Spalato  und  Trau  nicht  ausdrücklich  genannt  werden,  —  Eia 
Verzeichnis  der  reggitori  di  Spalato  findet  sich  im  Bulletino  di 
archeologia  e  storia  Dalmata  VII  S,  103  ff,  und  den  fd.  Bänden.  — 
8)  Racki  26.  1018.  —  «)  Racki  46.  1064  und  öfter  (Index  .s.  v.  Tniguriura 
prior).  Letzte  Erwähnung  bei  Racki  111  (S.  131)  1080,  —  »»)  Kuku- 
lievic I,  114  (1023)  breve  recordationis  factum  a  nobis  Vitali  archiepiscopo 
et  Lampridio  preside  civitalis  ragusitane;  I,  128,  1044  Vitalis  episcopus, 
prior  quoque  Petrus  eognominatus  Slatba;  II,  23,  1114,  —  *')  1124 
(oben  N.  3),  dann  Kukulievic  II,  95,  1166  priore  Vita  existente  io 
Cataro  —  interfuit  et  Andreas  prior  arbanensis  cum  toto  populo  civitali. 
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AlJe  bisher  erwähnten  Orte  sind  identisch  mit  den  den 
Körnern  verbliebenen  Bischofsstädten.  Dazu  kommt  dann 
noch  das  slavische  Belgrad^)  (2^ra  vecchia),  welches  eben- 
falls einen  eignen  Bischof  hat.  Das  Amt  ist  ferner  auch  ein- 
mal in  der  jetzt  verschwundenen  süddalmatischen  Bischofs- 
stadt Alba-)  bezeugt.  Der  prior  hat  sein  Amt  deutlich  auf 
Zeit,  wenn  auch  nicht  gerade  immer  auf  ein  Jahr,  sodaß 
ein  und  dieselbe  Person  öfters  das  Amt  versehen  kann^),  und 
wird  deshalb  gewählt  sein;  das  Wahlprinzip  ist  denn  auch  all- 
gemein als  alte  dalmatische  Freiheit  bezeiclmet.*) 

Freilich  bleibt  das  Amt  tatsächlich  gern  in  derselben 
Familie.*)  Einigemal  kommen  anscheinend  mehrere  priores 
nebeneinander  vor,  aber  wo  dieselben  wirklich  der  gleichen 
Stadt  angehören,  ist  nur  der  eine  der  regierende,  der  andere 
wird  einmal  als  senior  prior  bezeichnet.®)   Wie  schon  in   den 


»)  Kacki  40.  1059.  —  2)  So  die  Urkunde  v.  llöö  in  S.  224  N.  11; 
üb*r  die  Arbanensis  civitas  vgl.  Farlati,  Illyricum  sacrum  VII  S.  191. 
—  -)  Racki  128  I.  1091  Zara:  meque  Drago  domno,  Prestanti  episcopi 
nepote  iam  tertio  priorante.  —  Dann  heißt  es  in  der  gleichen  Urkunde: 
in-  prirao  anno  mei  tertii  prioratus.  134.  1096.  —  *)  Kukulievic  II.  5. 
r-02  der  König  von  Ungarn  verspricht,  nt  antiquam  Dalmatiae  liber- 
tatem  in  nullo  unquam  deberet  Iraudare  nee  episcopum  vel  primatem 
aliquem  nisi  ab  eorum  velle  electum  illis  dare  confirmareve  II.  27.  1118: 
luramus  (der  Doge  von  Venedig)  vobis  Arbensibus  —  potestatem  — 
proat  antiquitus  dicitis  habuisse  sub  imperatore  Constan- 
t  i  n-o  p  o  1  i  t  a  n  o  et  sub  rege  Ungarorum  presulem  vobis  eligendi  ac 
tomitem.  confirmatione  comitis  reservata  nostre  curie.  —  *)  So  in  Spa- 
lato:  Racki  30.  1030  und  44.  1060;  in  Zara:  Racki  54.  1067.  134.  — 
•)  Arbe:  Racki  41.  1059  Lampridius  prior  —  Maius  prior:  in  dem  dispo- 
nierenden Teil  der  Urkunden  handelt  aber  nur  der  Bischof  und  Maius 
prior.  B  e  1  g  r  a  d  u  m  40  a.  E.  1059  (?).  Dragoslavo  priore,  Drago  priore. 
Babrina  priore.  Hier  handelt  es  sich  aber  um  eine  Versammlung  aus  ganz 
Dalmatien:  Drago  ist  bald  nachher  (Racki  .50.  1066)  in  Zara  als  prior  be- 
zeugt, und  wohl  gleichbedeutend  mit  Dobrina  ist  Dabrana,  welcher  1064 
prior  in  Trau  (Racki  46);  Dragoslav  allerdings  ist  auch  sonst  (Racki 
133  n.  21)  als  prior  von  Belgradum  bezeugt.  —  Spalato  57.  1069.  a.  E. 
in  primis  Valize  et  Nichodemi  priorum.  Im  Text  (Valice  prioris  cum 
nobilibus  cunctis)  erscheint  wiederum  nur  der  eine  als  maßgebend.  138. 
1097  Petri  senioris  prioris  —  Doymi  prioris:  also  hier  ist  der  eine  der 
prior,  der  andere  nur  der  Altprior.  —  Zara  Kukulievic  II.  11  u.  12 
(1105,  1106).  Hier  wird  Lampridius  prior,  Vitaza  prior  genannt;  der 
-Anfang  von  II.  12  aber  zeigt,  daß  doch  nur  Lampridius  der  regierende 
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römischen  Munizipien,  wird  also  der  einmal  erworbene  Titel 
auch  über  die  Amtsdauer  hinaus  weitergeführt. 

An  die  Stelle  des  Wortes  prior  tritt  später  die  Amts- 
bezeichnung comes^),  also  so,  daß  man  die  sachliche  Gleich- 
heit deutlich  erkennen  kann:  denn  es  wird  bereits  vom 
comitatus  eines  prior  geredet*),  und  umgekehrt  heißen  die 
priores  älterer  Urkunden  in  späteren  Quellen  comites.')  So 
bewußt  ist  übrigens  die  Namenänderung  doch  vor  sich 
gegangen,  daß  nebeneinander  ein  comes  und  der  Sohn  eines 
prior  oder  der  frühere  prior  selber  genannt  wird/)  Ob  der 
Name  comes  über  die  Slavengebiete  her  gekommen  ist,  oder, 
wie  ich  glaube,  auf  venezianischen"^)  Einfluß  zurückgeht  und 
deshalb  in  Süddalmatien  am  spätesten  durchdrang,  welches 


ist.  —  Lediglich  bei  den  1114  genannten  zwei  priores  von  Ragusa  (Ku- 
kulievic  II.  23)  kann  man  die«  Verhältnis  nicht  mehr  genauer  erkennen. 
—  Als  lateinische  Zeugen  eines  in  der  «lavischen  Stadt  Nona  vorgenom- 
menen Geschäftes  werden  zwei  priores  genannt  (Racki  71  a.  E.  1072) ; 
davon  gehört  aber  der  eine  nach  Belgrad,  der  andere  nach  Zara  (Racki 
index  s.  v.  Andreas,  s.  v.  Drago). 

1)  Zuerst  Racki  68.  1071  a  Mazolino  arbensi  comite,  später 
Mazolinus  Arbensis  et  Kessensis  comes.  Auf  slavischem  Gebiet  liegi: 
der  comitatus  von  Clissa  (Racki  152  I  1045),  das  allerdings  ursprüng- 
lich (Racki  22.  1000)  zu  Spalato  gehörte.  —  »)  Racki  118.  108G 
comitatu  Duimo  prioris.  —  ^)  Thomas  von  Salona  faßt  das  als  comea, 
was  die  Urkunden  mit  prior  bezeichnen:  z.  B.  die  Bemerkungen  von 
Racki  in  seiner  Ausgabe  S.  61  bis  S.  62  a.  Dann  die  Urkunde  von  1113 
für  Arbe  (S.  225  N.  4),  wo  von  einer  Wahl  des  comes  in  byzantinischer 
Zeit  geredet  wird,  während  in  byzantinischer  Zeit  doch  nur  ein  prior 
bezeugt  ist.  —  Vielleicht  zählt  auch  noch  der  Kukulievic  II.  58  1150 
genannte  comes  Carusius  hierher,  der  wohl  in  dem  Anfang  des  12.  Jahr- 
hunderts gelebt  hat,  da  1155  seine  Söhne  als  Zeugen  für  einen  alten 
Rechtszustand  und  deshalb  selber  als  alte  Pt-rsonen  auftreten;  im  An- 
fang des  12.  Jahrhunderts  hat  aber  Spalato  noch  priores;  freilich  ist 
die  Urkunde  verderbt  (Farlati  Illyricum  Sacrum  III  S.  177  f.).  —  *)  Ob. 
S.  224  N.  6,  dann  Kukulievic  II.  209.  1190,  wo  ein  comes  fungiert,  aber 
auch  der  frühere  prior  erwähnt  ist.  —  *)  Die  Orte  des  venezianischea 
Küstengebietes  haben  später  allerdings  potestate«  oder  gastaldiones  an 
der  Spitze;  in  Grado  aber,  was  man  doch  als  einen  vorbildlichen  Or', 
ansehen  darf,  wird  ein  comes  erwähnt  (Minotto  acta  et  dipl.  e  Tabulario 
Veneto  I.  1  S.  17  1233).  —  Vielleicht  hängt  es  mit  der  venezianischea 
Herkunft  der  Bezeichnung  zusammen,  daß  in  dem  gegen  Venedig  auf- 
ständischen Zara  1247  statt  des  comes  ein  rector  genannt  ist; 
Liübic  I.  96  (S.  73). 
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von  Venedig  am  längsten  unabhängig  blieb,  kann  hier  dahin- 
gestellt sein.  Diese  comites  sind  wiederum  vom  Klerus  und 
Volk  der  einzelnen  Stadt  gewählte  Beamte*),  manchmal  aller- 
dings aus  vornehmen  Slavenfamilien. 

Durch  die  venezianische  Herrschaft  oder  den  Einfluß 
der  ungarischen  und  serbischen  Könige  wird  dann  freilich 
wohl  das  Wahlrecht  verengt  oder  der  Oberherr  besetzt 
direkt.  Das  sind  aber  spätere  Bildungen,  welche  zu  ver- 
folgen hier  keinen  Wert  hat.  Umgekehrt  wird  da  und 
dort  nicht  nur  der  Sohn  des  comes  selber  wieder  comes*), 
sondern  es  bildet  sich  auch  ein  erbliches  Recht  aus,  das 
dann  allerdings  durch  venezianische  Verleihung  gestärkt 
wird.^) 


»)  Trau  Kukulievic  II.  16.  1108  (König  von  Ungarn)  episcopum 
vero  aut  comitem,  quem  clerus  et  populus  elegerit,  ordinabo.  II.  64. 
1151  ebenso.  Arbe  Kukulievic  II.  27.  1118  (vgl.  S.  225  N.  4).  II.  91.  1166 
!»t  das  Wahl  recht  schon  auf  die  Präsentation  von  4  Leuten  eingeschränkt. 
Spalato  Kukulievic  II.  49.  1142  König  von  Ungarn:  episcopum  vero 
aut  comitem,  quem  clerus  aut  populus  elegerit,  ordinabo.  Z  a  r  a  (wo 
der  comes  zuerst  bei  Liubic  III  Nachtrag   1.   1116  genannt   ist):  Liubic 

I.  30.  1204  eligent  ladertini  semper  comitem  de  Venetia  et  habebunt 
a  Gradis  usque  ad  Caputaggeris  (also  aus  dem  ganzen  Lagunengebiet} 
et  representabunt  electionem  domno  duci.  Ragusa:  Hier  hat  die 
Wahl  zeitweis  (Liubic  I.  75.  1232,  I.  80.  12.36)  in  eine  Ernennung  durch 
Venedig  umgeschlagen.   Cattaro:  11.169.1181  wird  ein  comes  erwähnt. 

II.  182.  1186  wird  gesprochen  von  lurba  setnicus,  directus  in  civitat«m 
Cat«ro  a  predicto  magno  iupano  (dem  Großfürsten  von  Rascien) ;  der 
elavische  setnicus,  welcher  den  centenarius,  der  an  der  Spitze  eines 
Kommunalverbandes  steht,  bedeutet  (Preux  la  loi  du  Vinodol  in  nouv. 
rev.  bist,  du  droit  frangais  et  6tr.  XX  S.  594)  kann  vielleicht  auch  nur 
eine  slavische  Bezeichnung  für  den  herkömmlichen  Kommunalbeamten 
sein,  vielleicht  weist  es  aber  auf  einen  unter  serbische-r  Herrschaft  ein- 
gesetzten neuen  Beamten.  Für  ersteres  spricht,  daß  später  (Liubic  I.  116. 
1257)  ein  comes  Ura«cii  regis  auftritt.  Ist  hier  der  comes  gesetzt,  so 
wird  er  später  von  der  Bürgerschaft  gewählt  (Reutz  S.  53  unt.)  —  Un- 
deutlich i.st,  wie  der  früh  genannte  comes  des  ursprünglich  slavischen 
Brazza  sein  .Amt  erlangt  (Kukulievic  II.  20.  1111).  —  »)  Liubic  I.  74. 
1231.  —  »)  Kukulievic  II.  87.  1163.  Den  Söhnen  des  comes  Doimus  von 
Veglia  (II.  72.  1153),  welcher  diese  Grafschaft  schon  vor  1130  hatte 
(Vassilich  im  archeografo  triestino  n.  s.  XIII  S.  333  f.),  wird  von  den 
Venezianern  auf  Lebenszeit  die  Grafschaft  Veglia  verliehen;  IL  272. 
1199    haben    die    Söhne    der  Vorausgehenden    die    Grafschaft.    —    Der 
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Der  prior  oder  comes  ist  ganz  deutlich  der  Träger  der 
höchsten  Gewalt  in  der  Stadt.  Nicht  nur,  daß  der  prior 
(und  iudex)  in  diesem  vom  fränkischen  Bannrecht  ganz  un- 
berührten Gebiet  zusammen  mit  den  alii  boni  homines  den 
Besitz  eines  Klosters  durch  ein  Gebot  von  100  sol.  schützt^) 
oder  mit  Zustimmung  der  nobiles  und  des  Volkes  ein  ban- 
dum  erläßt^),  oder  über  Fischereirechte  der  Kommune 
verfügt*),  sondern  vor  allem  ist  der  prior  oder  comes 
der  Träger  der  Hochgerichtsbarkeit.  Ganz  breit  läßt  sich 
das  für  den  comes  erweisen^),  wenn  auch  späterhin  die 
laufende    Gerichtsbarkeit   da    und    dort   in   die   Hand   unter- 


comitatus  Kissensis,  der  1071  (Racki  68)  mit  dem  comitatus  über  Arbe 
verbunden  ist,  erscheint  als  ein  von  den  Venezianern  an  Rogerius,  den 
Sohn  des  Domenigo  Morosini  verliehener  comitatus  (Kukulievic  II.  125. 
1174;  II.  132.  1177).  Es  geht  aber  die  Verleihung,  wie  Lucius  de 
regno  Dalmatiae  IV.  8  mit  Recht  annimmt,  darauf  zurück,  daß  die  Frau 
des  Rogerius  an  diesem  comitatus  erbliche  Rechte  hatte  (ci.  die  Ur- 
kunde von  1202  bei  Lucius  de  regno  Dalmatiae  S,  173).  —  Dieselbe  Fa- 
milie besitzt  auch  den  comitatus  von  Ozero  (Absari  auf  Grund  venezia- 
nischer Verleihung  (Liubic  I.  33.  1208).  —  2)  Racki  32.  1033.  Zara.  — 
3)  Kukulievic  II.  206.  1190  Ragusa.  —  *)  Racki  20.  995.-5)  Kukulievic 
II.  129.  1175  Zara  igitur  nos  quidem  Lampridius  d.  gr,  s.  iaderensis 
ecclesie  archiepiscopus  et  dominus  Mauroceni  comes  egregius,  dum  in 
nostra  civitatis  platea  resideremus,  una  cum  nostris  iudicibus  (3  Namen) 
atque  consulibus  (4  Namen)  multisque  aliis  nobilibus  iusticiam  per- 
tractantes  et  unicuique  eam  poscenti  legaliter  diffinientes:  nun  Im- 
mobiliarstreit;  II.  147  a.  E.  x'Vrbe  1178  der  Laie  non  debet  alicui  rationeir. 
facere  nisi  comiti;  II.  193.  1188  Spalato  der  comes  entscheidet  einen 
Immobiliarstreit;  II.  246.  1197  Zara.  —  Liubic  I.  121.  1260,  I.  173. 
1280:  Comites  von  Veglia  und  Absari  und  ihre  vicarii  haben  alle  Ge- 
richtsbarkeit. —  In  den  Statuta  civitatis  Spalati  ist  zwischen  Zivil- 
geriehtsbarkeit  und  Strafgerichtsbarkeit  zu  scheiden;  die  Zivilgerichtsbar- 
keit wird  von  iudices  und  den  consiliarii  (=  curia  III.  1  S.  63,  III.  40)  ge- 
übt, aber  so,  daß  der  potestas  (=  comes,  rector;  cf.  unt.  S.  230  N.  1)  mit 
urteilen  kann,  wenn  er  will,  und  mit  urteilen  muß,  wenn  die  Parteien 
wollen  (lib.  II  c.  37,  III.  1  a.  E.,  III.  40).  In  Strafsachen  wird  ebenfalls 
von  Beteiligung  der  curia  geredet  (IV.  4,  5,  7);  statt  derselben  können 
aber  auch  die  officiales  der  potestas  (sein  miles  und  sein  notarius  II.  16) 
eintreten.  Vor  allem  aber  wird  überall  die  persönliche  Entscheidungj 
des  potestas  in  Strafsachen  betont:  IV.  3,  14,  23,  103.  Also  in  Straf-' 
Sachen  ist  die  curia  ganz  zurückgedrängt.  —  Stat.  Scardonae  c.  105: 
Prozesse  über  100  £  müssen  in  Gegenwart  der  comes  geführt  werden. 
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geordneter  Behörden  gekommen  sein  mag/)  Daß  aber  auch 
der  prior  Richter  ist,  tritt  wiederholt  hervor'^):  daß  das  die 
höchste  Gerichtsbarkeit  ist,  wird  zwar  nicht  direkt  gesagt, 
ergibt  sich  aber  nicht  bloß  daraus,  daß  eben  kein  anderer 
höherer  Richter  zu  entdecken  ist,  sondern  ist  vor  allem  darum 
anzunehmen,  weil  der  prioratus  als  comitatus  betrachtet  wird.') 
Ganz  genau  ist  die  richterliche  Stellung  des  prior  (comes)  erst 
zu  erfassen,  wenn  man  die  Zuständigkeit  der  iudices  in  Be- 
tracht zieht.  Im  internationalen  Verkehr  liandelt  Bischof  und 
prior  für  die  Stadt.*)  Weil  der  prior  mit  dem  Bischof  der  maß- 
gebende Mann  ist,  so  werden  die  Urkunden  nach  diesen  beiden 
datiert,  und  es  wird  die  altrömische  Formel  die  ac  consule 
gerade  auch  auf  die  beiden  bezogen.') 

In  einer  päpstlichen  Urkunde  vom  12.  Jahrhundert  wird 
der  comes  von  Spalato  bereits  als  potestas  angesprochen.") 
r>as  hat  zunächst  wohl  nur  die  Bedeutung,  daß  für  Ferner- 
-tehende  der  comes  ganz  dem  potestas  in  den  italienischen 
iStädten  glich,  denn  in  den  einheimischen  Quellen  Spalatos 
wird  dieser  Titel  zunächst  noch  nicht  gebraucht.  Schon  nicht 
mehr  so  sicher  ist  das  1221 — 1223,  wo  einmal  von  Ragusa 
aus  die  Stadtobrigkeit  Spalatos  als  potestas  angeredet  wird.^) 
Eine  ganz  bestimmte  Wendung  aber  ist  1239  erkennbar,  wo 
Rtatt  des  bisherigen  comes  wirklich  ein  potestas  aus  Italien 
gewählt  wird^);  er  rückt  hier  ganz  ohne  Verfassungsänderung 
an  die  Stelle  des  bisherigen  comes,  und  umgekehrt  wird 
dann  seit  dem  14.  Jahrhundert  auch  wieder  der  Titel  comes 


»)  Vgl.  KeutzS.  60ff.,  der  aber  oflFenbar  die  Bedeutung  des  Moments 
weit  übertreibt.  —  *)  Die  einzelnen  Belege  S.  232  N.  1  f.  —  ')  Ob.  S.  226 
N.  2.  — *)  z.  B.  Racki  24,  25.  1018.  —  s)  Racki  21.  999  imperantibus  piL<*- 
wmis  et  perpetuis  augustis  Constantino  et  Basilio,  cathedra  pontificali 
regente  Basilio,  episcoiK)  et  domino  Maio  priore.  Am  Schluß  heißt  es 
actum  tempore,  die,  et  loco  ac  consulibus,  ut  supra  dictum  e.«t  (die 
Schlußformel  auch  in  Racki  13.  918).  Ähnliche  Anfangsworte  begegnen 
dann  fast  in  allen  Urkunden,  in  denen  überhaupt  der  prior  erwähnt  Lst. 
—  •)  Kukulievic  II.  86.  1162.  —  ')  Liubic  I.  40  viro  Velcinno  Spalatensi 
fotestati  et  Traguriensi  comiti;  namentlich  die  Unterscheidung  von 
Spalato  und  Trau  läßt  glauben,  daß  in  Spalato  der  Titel  wirklich  ge- 
führt wurde.  Thomas  S.  99  allerdings  hat  daher  einen  Buissenus  comes 
und  ebenso  eine  bei  Lucius,  Historia  di  —  Trau  S.  31  übersetzte  Ur- 
kunde von  1221.  —  *)  Thomas  S.  118  f.    Stat.  civ.  Spal.  1.  II  passim. 
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für  den  potestas  gebraucht/)  Der  Geg"en3atz  erklärt  sich  ein- 
fach daraus,  daß  man  sich  im  13.  Jahrhundert  unter  potestas 
sehr  häufig  den  von  auswärts  stammenden  Berufsbeamtea 
denkt,  zu  dem  allmählich  der  italienische  podestä  geworden 
ist:  die  comites  von  Spalato  aber  werden  aus  der  Lokalaristo- 
kratie, allenfalls  auch  aus  den  großen  Slavenfamilien  genom- 
men, und  gerade  um  von  einer  solchen  ungeeigneten  Ober- 
herrschaft loszukommen,  wählen  die  Bpalatiner  einen  italieni- 
schen potestas.^)'  Später  begegnen  auch  da  und  dort  anderwärts 
potestates.^)  Die  Entwickelung  in  Spalato  hat  aber  erwiesen, 
daß  das  Amt  wenigstens  der  sachlichen  Zuständigkeit  nach 
nur  der  comitatus  ist. 

Einigemal  handelt  ein  vicarius,  der  mit  der  Rechtspflege 
zu  tun  hat  und  in  einem  Fall  sehr  deutlich  den  comes  ver- 
tritt, weil  dieser  dem  slavischen  Hochadel  angehört  und 
selten  in  der  Stadt  anwesend  ist.*)  In  älterer  Zeit  ist  von 
vicarii  in  diesem  Sinne  nirgends  die  Rede  und  das  Amt  ist 
für  das  Gesamtbild  der  ursprünglichen  Verfassung  Dalmatiens 
ohne  Bedeutung.  —  Endlich  wird  auch  noch  da  und  dort  ein 
vicecomes  genannt,  manchmal,  wie  es  scheint,  gleichbedeutend 
mit  dem  comes'),  manchmal  gleichbedeutend  mit  dem  vica- 
rius®), manchmal  aber  auch  von  beiden  getrennt.^)  Irgend 
etwas  Ursprüngliches  ist  auch  diese  späte,  zufällige  Bildung 
nicht.  — 

II.  Noch  vor  dem  prior  wird  seit  dem  10.  Jahrhundert  der 
Bischof  als  der  maßgebende  Mann  bezeichnet.  Detailnachweise 


1)  Stat.  Spal.:  Statut,  nova  Überschrift  und  passim  8.  2331".).  — 
2)  Thomas  S.  118.  —  »)  z.  B.  für  Brazza  und  Lesina:  Liubie  1.  168.  1278, 
stat.  comm.  Lesinae  Überschrift  und  V.  20;  Sebeniko:  Liubie  I.  253.  1293. 
—  •)  Thomas  S.  113.  —  Die  anderen  Stellen,  die  ich  auf  einen  ähnlichen 
vicarius  beziehen  möchte,  sind:  Kukulievic  II.  144.  1178,  191.  1187,  212. 
1190,  222.  1193,  228.  1193.  Spalato.  —  233.  1195,  Liubie  I.  109.  1279 
Ragusa.  —  s)  Kukulievic  II.  103.  1167  iuramus  tibi  vicecomiti  catha- 
rino  als  dem  Vertreter  von  Cattaro;  II.  211.  1190  Arbe  wird  vertreten 
vom  Bischof,  dem  vicecomes  und  den  iudices.  —  •)  Vielleicht  Liubie 
I.  160.  1276.  I.  300.  1302,  wo  der  vicecome«  neben  dem  comes  genannt 
ist;  dann  Stat.  com.  Arbensis  I.  10,  IV.  2,  IV.  22,  V.  2.  —  '')  Lucius, 
Historia  di  —  Trau  S.  191.  1223  Spalato:  nach  Buiseno  inclito  comite, 
Gregorio  —  vieario  steht  der  Stephanus  Cazzetta  vicecomes  mit  den 
iudices  und  eonsules. 
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f'md  hier  unnötig,  man  braucht  nur  den  Anfang  aller  Ur- 
kunden zu  vergleichen/)  Eine  genauere  Prtifung  ergibt  nun 
folgendes.  Öfters  steht  der  Bischof  an  der  Spitze  der  Städter, 
wenn  sie  sich  einer  fremden  Macht  unterwerfen"),  oder 
handelt  bei  sonstigen  völkerrechtlichen  Verträgen  mit*);  docli 
ist  das  offenbar  keine  zwingende  Regel,  denn  einigemal 
wird  bei  solchen  Gelegenheiten  auch  nur  die  weltliche  Be- 
hörde tätig.*)  In  einer  verdächtigen  Urkunde  verfügt  der 
Bischof,  der  prior  und  das  Volk  zu  Gunsten  eines  Klosters 
über  die  Stadtmauer*);  oder  sie  errichten  ein  Kloster*); 
oder  sie  verleihen  einem  Kloster,  eine  Insel  und  zugleicli 
vera  ingenuitas.*)  Einmal  vertritt  der  Bischof  mit  den 
iudices  die  Stadt  gegenüber  dem  comes.*)  Hinwieder  er- 
zwingt er  durch  Exkommunikation,  daß  gegen  die  Fremden 
kein  Strandrecht  ausgeübt  wird."*)  Prüft  man  nun  zunächst 
die  bisher  vorgeführten  Fälle,  so  zeigt  sich,  daß  sie  doch  alle 
nicht  über  den  rein  kirchlichen  und  sozialen  Einfluß  hinaus- 
gehen, der  dem  Bischof  zukommt.  Er  als  die  geistliche 
Autorität  tritt  bei  völkerrechtlichen  Verträgen  besonders 
hervor.  Er  wirkt  bei  Verfügungen  der  Gemeinde  zugunsten 
der  Kirche  mit:  rechtlich  notwendig  ist  das  nicht,  denn 
andermale  gehen  diese  Verfügungen  ausschließlich  von  der 
weltlichen  Gewalt  aus.^"*)  Daß  er  aber  mit  Exkommunikation 
gegen  das  Strandrecht  vorgeht,  entspricht  der  kirchlichen 
Gesetzgebung  des  12.  Jahrhunderts  und  weist  auf  keine 
weltliche  Zuständigkeit.") 


M  z.  B.  Racki  22.  1000:  regnantibus  dominis  nostris  Basilio  et  Con- 
fet-antino  magnis  imperatoribus,  in  regno  Chroaciae  gubernant«  autem 
Dirzislao,  inclyto  rege,  residente  etiam  in  sede  beati  Domini  Martino, 
reV«rendissimo  episcopo  una  cum  domino  Florino  principe  Spalati  et 
Clieii.  —  »)  Racki  24—26.  1018,  139.  1097;  Kukulievic  II.  27.  1118.  — 
*:  Kukulievic  II.  184.  1186.  —  «)  Racki  86.  1076,  138.  1097.  —  -)  Racki 
11«.  1085.  —  •)  Racki  41.  1059.  —  ')  Racki  129.  1091;  in  einer  inter- 
polierten Form  derselben  Urkunde  wird  der  Bischof  nicht  erwähnt.  — 
•)  Kukulievic  II.  39.  1133.  —  •)  Kukulievic  II.  107.  1168.  —  »•)  Racki 
17.  986  prior  mit  consensus  nobilium  et  populi  errichtet  ein  Kloster. 
32.  1033  prior  und  alii  boni  homines  setzen  eine  Strafe  von  100  s.  auf 
Anfechtung  eines  Tauaches,  den  ein  Kloster  abschließt.  134.  1086  prior 
und  Bobiles  verzichten  auf  eine  Abgabe  vom  Kirchengut.  —  ")  Hin- 
■cbius,  Kirchenrecht  V  S.  187  N.  6  u.  7. 
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Noch  sichereres  ergibt  sich  für  die  Beteiligung  des  Bi- 
schofs an  der  Gerichtsbarkeit.  Allerdings  richtet  der  Bischof 
wiederholt  zusammen  mit  dem  prior  und  dem  iudex,  sodaß 
sogar  das  Vorgehen  der  mitwirkenden  weltlichen  Behörde 
auf  einen  Befehl  des  Bischofs  zurückgeführt  wird.^)  Aber 
allemal  handelt  es  sich  um  Prozesse,  in  denen  der  Beklagte 
oder  beide  Teile  Kleriker  sind.  Wenn  der  Beklagte  ein 
Laie  ist,  handelt  die  weltliche  Behörde '^),  wiewohl  der 
Kläger  ein  Kleriker  ist.  Vor  allem  aber  wird  einmal  ganz 
deutlich  ausgesprochen,  daß,  wenn  das  beklagte  Haupt  der 
Hausgemeinschaft  ein  Kleriker  ist,  nicht  ohne  den  Bischof 
gerichtet  werden  darf,  daß  dagegen  jeder  Laie,  welcher 
aus  dieser  Hausgemeinschaft  ausscheidet,  vor  dem  comes 
Recht  nimmt.*)  Nirgends  vermag  ich  eine  Abweichung  von 
dem  Grundsatz  zu  finden,  daß  über  weltliche  Beklagte  immer 
nur  die  Munizipalbehörde  richtet.  Wohl  aber  hat  sich  dar- 
aus, daß  so  oft  im  Prozeß  gegen  einen  Kleriker  dem  rich- 
tenden Bischof  die  Munizipalbehörde  ähnlich  wie  in  Venedig'") 
zur  Seite  steht,  da  und  dort  eine  ausschließliche  Zuständig- 
keit der  Munizipalbehörden  auch  im  Verfahren  gegen  Kleriker 
entwickelt.^) 

An  den  Finanzen  endlich  hat  der  Bischof,  soweit  man 
sehen  kann,  ebenfalls  keinen  Anteil.®)  Es  ist  wohl  nur  eine 
Zufälligkeit,  wenn  einmal  in  Cattaro  die  Strafe  wegen  Über- 


1)  Racki  123.  1088  die  Äbtissin  Cicca  vor  der  Synode  der  Bischöfe 
beklagt.  Racki  128  I.  1091;  in  diesem  interessanten,  oft  zu  berührenden 
Prozeß  handelt  der  prior  und  iudicator  mit  iussu  presulis:  die  eine 
Partei  ist  eine  Nonne  Vecenega  (nach  späterem  ist  sie  Äbtissin  ge? 
worden:  Kukulievic  II,  14,  14,  15),  die  andere  Partei  ist  dn  Madius 
electus,  also  ein  Kleriker.  Ebenso  richten  in  Kukulievic  II.  42  1134  und 
JI.  96  11G7  Bischof  und  comes  zusammen,  aber  beide  Parteien  sind 
Kleriker.  —  *)  Kukulievic  II.  193.  1188,  II.  273.  1199.  —  »)  Kukulievic 
II.  147.  1178.  —  *)  Den  gleichen  Satz,  daß  über  die  Kleriker  der  Bischof 
und  das  weltliche  Gericht  zusammen  urteilen,  hat  für  die  controversiae 
pecuniariae  das  venezianische  Statut  Enrico  Dandolo's;  für  Kriminal- 
sachen ist  hier  die  ausschließliche  Gerichtsbarkeit  de-s  Bischofs  aner- 
kannt (I.  A.  c.  6  der  Besta  in  nuovo  archiv.  Veneto  I  S.  205  f.  herau^t- 
f,'egebenen  Statuten),  —  s)  Kukulievid  II.  246.  1197.  —  •)  Kukulievic 
II.  49.   1142,  II.  97.  1167. 
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tretung    eines   Wirtschaftsgebots    zum   großen   Teile   an    die 
bischöfliche  Kirche  fällt.') 

Bis  hierher  besitzt  der  Bischof  keinen  rechtliehen  Einfluß 
%uf  die  Provinzialvervsaltung.  so  bedeutend  er  auch  tatsäch- 
fieh  ist.  Wenn  es  aber  heißt,  daß  der  prior  auch  vom  Klerus 
gewählt  wird*),  so  muß  allerdings  hierin  der  Bischof  ein  ent- 
scheidendes Wort  gehabt  haben.  Im  ganzen  behält  der  Bischof 
also  ganz  und  gar  die  Stellung  bei,  welche  er  im  spätrömischen 
Reich  einnimmt. 

§  3.  ludices,  consules  und  größerer  Rat. 

I.  Der  prior  selber  handelt,  wie  wir  sahen,  als  Richter. 
Neben  dem  prior  kommen  aber  iudices  vor.  Ihre  Stellung  ist 
in  Dalmatien  insofern  eine  viel  klarere  wie  in  Italien,  als  in 
unserem  Gebiet  nicht  die  iudices  und  not^rii  sacri  palatii  in 
Betracht  kommen^),  Anelmehr  die  iudices.  welche  die  italieni- 
schen Nachrichten  so  undurchsichtig  machen,  stets  eine  kom- 
munale Behörde  sind.  Das  Entscheidende  ist  nun,  daß  in  allen 
älteren  Quellen  neben  dem  ebenfalls  richtenden  prior  nur  ein 
einziger  iudex  (iudicator)  auftritt.*)   Erst  später  —  am  frtihe- 


1)  Kukulievic  II.  182.  1186.  —  »)  S.  227  N.  1.  —  »)  Nur  in 
ganz  späten  Kopien  (Kukulievic  II.  20  a.  E.  II.  149)  begegnen  sie.  — 
•)  Belgrad:  Racki  89.  1076  astantibus,  Dominico  lusto  priore, 
Gregorio  iudiee,  Drago,  Preetantio  usw.  I.  92.  1076  Et  hoc  actum  est 
in  presentia  doniini  Prestancii  episcopi  et  Dominico  lusti  priori»  et 
Gregorii  iudicatoris  et  Petri  de  nobilibus.  —  Spalato:  Raiki  I.  JD. 
1030  vorher  der  senior  Prestantius;  a.  E.  interfuerunt  Dominicus  iudex, 
Dabro  presbyter  usw.  I,  36.  1040  zuerst  Niciforus  prior  — :  später  in 
presentia  horum  testium  episcopus  Lampridius,  Domenicus  iudicator 
testis  usw.  I.  57.  1069  testium  in  primis  Valize  et  Nichodemi  priorum 
—  dann  Name  von  Klerikern  —  dann  lohanni«  iudicatoris,  dann  wieder 
andere  Laien.  Kukulievic  II.  13.  1106,  II.  18.  1110.  Fuseus  iudex 
Spalati  II.  28.  1119.  Zanizo  iudicator  II.  49.  1142  lege  antiquitus  con- 
etituta  cum  vestro  iudiee  uti  permittam  vos.  Also  haben  die  Spalatiner 
von  Haus  au.s  einen  iudex.  Nachher  aber  heiBt  es  in  derselben  Ur- 
kunde: iudicem  inter  vos  et  extraneos  a  me  constitutum  vobiscum  in 
civitate  sedulo  commorari  volo.  Also  jetzt  hat  der  König  von  Ungarn 
offenbar  nach  dem  Vorbild  der  italienischen  iudices  forinsecorum  (cf. 
1..  B.  die  venezianischen  iudices  forinsecorum  in  c.  11  des  Statuta  von 
1229  (Stat.  Venez.  I  70)  bei  Besta  in  nuovo  archivio  Ven^o  I  S.  273] 
noch   einen    zweiten    Richter    eingesetzt    zur    Entscheidung   der    Recht-«- 
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besten  in  Zara  —  zählt  man  zwei,  drei,  selten  vier  oder  mehr 
iudices/) 


bündel  zwischen  Spalatini  und  extraoei.  1150  scheinen  sogar  3  iudices 
fungiert  zu  haben.  Dann  aber  ist  man  für  längere  Zeit  wieder  auf  einen 
iudex  zurückgekommen:  Kukulievic  VII.  127.  1174,  11.293.  1174,  11.193. 
1188.  —  Erst  II.  202.  1189  und  II.  205.  1189  sind  es  wieder  zwei  und  ist 
p.s  deshalb  eine  mechanische  Wiederholung  der  früheren  Vorlage  (11.49), 
wenn  es  Kukulievic  II.  290.  1190  noc-h  einmal  heißt:  et  lege  antiquitus 
couatituta  cum  vestro  iudice  uti  vos  permittam.  Später  sind  die 
iudices  3:  Stat.  Spalat.  II.  37.  —  Trau:  Kukulievic  II.  04.  1151  et 
lege  antiquitus  constituta  vos  uti  permittam  cum  vestro  iudice.  Der 
in  der  Urkunde  für  Spalato  1142  erwähnte  Fremdenrichter  ist  hier  nicht 
genannt.  —  Zara.  Eacki  32,  1033.  Nach  dem  prior  erwähnt  Martinas 
de  civitate  ladera  filius  Maurencii  iudicator,  dann  mehrere  tribuni:  52. 
1066  coram  Stephano  eiusdem  civitatis  episcopo  et  Drago  priore,  Sego 
iudice,  Zella  et  Doda  et  aliis;  63.  1070  priore  ladere  Drago  teste, 
"CJusma  iupano  Luce  teste,  Adamizo  iupano  teste,  iudex  Maio  ladere 
teste  usw.  71.  1072  item  testes  latini:  Drago  prior,  Andreas  prior, 
Maiua  iudex  usw.  86.  1076.  Candidus  prior  iadrensis  civitatis  et 
Madius  Sega  iudex  verpflichten  die  Stadt  gegenüber  den  Venezianern 
(cf.  auch  108  I.  1076).  128  I.  1091  der  prior  richtet  mit  dem  Bischof 
und  dein  einen  iudicator  Johannes.  134.  1096  s.  m.  Dragi  prioris,  s.  m. 
Vitaze  nuper  prioris,  Designe  iudieis,  Slavane  commerzarii.  —  Die 
fiesetzmäßigkeit  der  Erscheinung  beweist  auch  die  Fälschung  aus 
Brazza  (Racki  95),  wo  es  a.  E.  heißt:  Berislavi  comitis  et  Drasi  iu- 
dieis, was  wohl  die  Munizipalbehörden  irgend  einer  Stadt  sind,  aus 
einer  echten  Urkunde  entlehnt.  —  Wenn  Racki  46.  1064  von  einem 
iudicare  seitens  4  Männern  die  Rede  ist.  so  heißt  das  hier  natürlich 
nicht  „urteilen",  sondern  iudicare  bedeutet  hier  gerade  so,  wie  im  ita- 
lienischen Latein  überhaupt,  verfügen,  disponieren:  es  handelt  sich  um 
die  Schenkung  von  vier  Privatleuten. 

*)  Arbe:  Kukulievic  11.91.1166,  2  iudices  neben  comes;  Brazza: 
Kukulievic  II.  20.  IUI:  comes  mit  2  iudices.  Curzola:  Statuta  — 
Curzulae  (1214)  c.  26.  Der  comes  ernennt  3  iudices;  diese«  kooptieren 
noch  3  iudices,  welche  als  ihr  consilium  dienen.  Ragusa:  Kukulieviß 
II.  208.  210.  (1190):  comes  und  2  iudices.  In  II.  233  erscheinen  8  iudi- 
■ces,  aber  das  sind  nur  Schiedsrichter,  welche  für  den  einzelnen  Fall 
eingesetzt  sind.  Liubic  I.  75.  1232:  5  iudices  und  5  consiliarii;  I.  82. 
1238,  130.  1265:  3  iudices  neben  dem  comes.  Im  li.  Jahrhundert  wird 
«ine  curia  maior  und  eine  curia  minor  mit  vollkommen  wechselnder  Be- 
setzung unterschieden:  Monumenta  Ragusina,  libri  reform.  (I.  S.  11.  33. 
68).  Spalato:  vgl.  S.  233  N.  4.  Trau:  Liubic  I.  86.  1243,  87.  1243, 
222.  1286:  3  oder  4  iudices,  später  4  iudices  (Lucius,  Historia  di  — 
Trau  S.  206).  Veglia:  Kukulieviö  II.  39.  1133.  Der  Bischof  mit  mehr 
als    einem    iudex    vertritt    die    Stadt    dem    comes    gegenüber.     Zara: 
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Die  Gründe  dieser  8tellenvermeiirimg  lassen  sich  im 
einzelnen  nicht  verfolgen:  einmal  wird  die  Ernennung  eines 
zweiten  Richters  darauf  zurückgeführt,  daß  derselbe  als 
Fremdenrichter  tütig  sein  solP),  ein  andermal  beruht  ein 
neues  Richteramt,  das  des  examinator,  sicher  auf  veneziani- 
schem Einfluß-):  aber  man  wird  wohl  überhaupt  daran  er- 
innern müssen,  daß  in  den  kleinem  Städten  des  Lagunengebiets 
neben  dem  gastaldio  (comes)  oder  potestas  zuerst  zwei  iudices 
stehen,  später  aber  diese  Zahl  sich  noch  vermehrt^),  das  Vor- 
bild wird  von  selber  auf  die  venezianischen  Gebiete  in  Dalma- 
tien  gewirkt  haben.  Für  uns  ist  aber  die  ganze  Frage  ohne 
Bedeutung.  Denn  das  steht  fest,  daß  überall  ursprünglich 
neben  dem  prior  (comes)  nur  ein  iudicator  vorhanden  war. 
Daß  dieser  iudicator  Richter  ist,  haben  die  bisher  beigebrachten 
Belege  überall  ergeben.*) 


Kukulievic  II.  11.  1105:  neben  den  2  priores  stehen  3  iudices:  II.  42. 
1134,  II.  96.  1167:  comes  mit  2  iudices:  bulletino  di  archeologia  e  storia 
Dalmata  XII  S.  187.  1146:  comes  mit  3  iudices;  Kukulievic  II.  129. 
1175:  comes  mit  3  iudices  und  4  consules;  II.  132.  1177  ebenfalls  o 
iudices;  II.  200.  1189:  2  iudices;  II.  211.  1190:  4  iudices:  II.  230.  1194, 
n.  246.  1197:  3  iudices;  Liubic  I.  104.  1251:  3  iudices  und  ein  exami- 
nator, letzterer  sehr  deutlich  auf  venezianischen  Einfluß  zurückgehend 
sfOr  hier  genügt  das  Statut  des  Raniero  Dandolo  von  1204  c.  1  [nuovo 
arch.  Veneto  I  S.  243]  und  das  dort  von  Besta  -S.  .'>0.  S.  52  f.  .\njregehene) 
und  auch  in  andern  Städten  (Trau:  Liubic  I,  86.  1243;  Spalato:  Stat. 
?palat.  II.  37)  vorkommend.  Sehr  zweifelhaft  ist,  ob  man  die  4  con- 
fules.  welche  au.s  einer  Gesamtzahl  von  7  consules  als  ricittende  sich 
abheben  (Kukulievic  II.  273),  hierher  rechnen  soll   (S.  2.37  X.  2). 

»)  So  in  Zara  nach  S.  233  N.  4.  —  ')  S.  auf  dieser  Seite  N'.  1.  — 
*)  Dieser  für  die  venezianische  Verfassung  entscheidende  Punkt  kann 
^i«r  nur  kurz  gestreift  werden;  Chioggia  hat  erst  einen  gastaldio  mit 
2  iadices  (Cechetti  il  doge  di  Venezia  S.  253.  1183);  später  sind  es  viel 
mehr.  Murano:  Statuto  della  comunitä  di  Murano  (Venezia  1859)  I. 
'X  3:  neben  dem  podestä  2  zudesi;  Concordia  miscell.  publ.  de41a 
•ieput.  Veneta  II  S.  11:  im  14.  Jahrhundert  ein  potestas  und  2  iudices.  — 
♦)  Zur  Sicherheit  sei  nocij  betont,  daß  man  den  iudex  nicht  für  einen 
Urkundenschreiber  ansehen  darf.  Dafür  bestehen  besondere  Organe;  so 
Raeki  57.  1069  Spalato,  wo  ein  Kleriker  der  Urkundenschreiber  ist, 
vorher  abcT  der  iudicator  erwähnt  wird;  noch  deutlicher  Raeki  32.  1033 
Zara,  wo  die  Urkunde  von  einem  diaconus  et  notarius  auf  Verlangen 
de«  iudicator  geschrieben  ist.  Kukulievic  II.  209  a.  E.  1190  Zara. 
Blai-ii    sanote   Anastasie  diaconi   et    iadertinae  curie    notarü,      I-iubic   I, 
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Jetzt  erst  wird  es  auch  möglich,  ein  abschließende; 
Bild  von  der  Stellung  des  prior  zu  gewinnen.  Einnia; 
nämlich  ist  es  deutlich,  daß  der  prior  einen  Rechtsstreil 
entscheidet  und  der  iudicator  an  dieser  Entscheidung  teil 
nimmt.^)  So  sind  prior  und  iudicator  nicht  zwei  Einzel 
richter,  sondern  bilden  ein  Kolleg  zusammen;  dem  entsprichl 
dann  auch  vollkommen,  daß  nach  den  Quellen  des  13.  und 
14.  Jahrhunderts  der  comes  mit  den  iudices  grundsätzlicl: 
zusammenhandelt.-)  Prior  und  iudicator  sind  ein  KoUegiun 
von  zwei  Leuten,  aber  so,  daß  der  eine  Amtsgenosse  die  ge 
samte  Staatsverwaltung  leitet  und  dadurch  weit  über  der 
andern  tritt.^)  Nach  einer  Quelle  gehören  die  iudices  zu  dem 
Stand  der  nobiles.*) 

II.  Von  den  iudices  scheidet  sich  in  späterer  Zeit  da? 
Institut  der  consiliarii  oder  consules  ab.  Soviel  ich  sehe, 
werden  consiliarii  zuerst  neben  dem  prior  in  Cattaro  ge- 
nannt'), und  zwar  als  bis  et  semel  consiliarii;  sie  sind  also  füi 
kürzere  Zeit  gewählt;  ob  sie  —  vielleicht  zwölf  an  der  Zahl  — 
auch  die  iudices  einschließen,  ist  nicht  ersichtlich.  Im  übrigen 
ist  die  Behörde  erst  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zu- 
erkennen. 

Klar  sind  die  Verhältnisse  in  Spalato  und  Zara:  hier 
sind  die  consules  oder  consiliarii  von  den  iudices  getrennt*); 

86,  87.  1243.  Trau:  vorher  die,  iudices  a.  E.  Gausina  primiceriuj«  et 
Traguriensis  iuratus  notarius.  Stat.Spalat.il.  58 — 60  über  den  notariu.» 
der  Stadt  und  die  übrigen  notarii,  welche  gänzlich  von  den  iudices  ge- 
trennt sind 

»)  Raeki  128.  1091  Zara  es  redet  der  prior:  unde  factum  est,  ut 
(in  einem  Zivilrechtsstreit)  —  iussu  presulis  episcopali,  quo  sedebamus 
egressi  palatio  ibidemque  eisternam  ingredientes  cum  iamdicto  epis- 
copo  et  Johanne  iudicatore  aliisque  nobilibus  —  perscrutari  cepimits. 
—  «)  So  in  Spalato  und  Skardona  (§  2  S.  228  N.  5).  —  »)  Eine  Mehr- 
zahl von  iudices,  welche  sich  von  den  übrigen  nobiles  abheben,  ist  auch 
in  der  ragusanischen  Urkunde  von  1023  (Kukulievic  I.  114)  zu  er- 
kennen; da  aber  die  Zahl  nicht  feststeht,  verträgt  sich  die  Urkunde  zwar 
sehr  gut  mit  unseren  Aufstellungen,  kann  aber  nicht  als  Beweis  be- 
nutzt werden.  —  «)  Stat.  Spalat.  II.  37.  —  »)  Kukulievic  II.  36.  1124.  — 
«)  Spalato.  Kukulievic  II.  86.  1162  päi>»Ü.  Urkunde,  also  für  Namen 
und  Detail  nicht  recht  beweisend  (ob.  S.  229  N.  6) :  potestatem,  consilium 
et  commune  civitatis.  Lucius  historia  —  di  Trau  S.  191.  1223  nos  quide-m 
Stepbanus  Cuzetta  vicecomes,  iudices  Drago  de  Pinosa,  Lucarus  Stresi^ 


Die  dalmatisch-istrische  Munraipalverfassung  im  Mittelalter  etc.     237 

andererseits  sind  sie  so  wenige,  daß  man  sie  sicher  von 
dem  magnum  consilium,  wie  es  sonst  vorkommt,  unter- 
scheiden kann;  die  Zahl  der  iudices  und  consules  nähert 
j^ich.  —  In  Zara  wohnen  nach  der  ältesten  Urkunde  die 
consules  mit  den  iudices  einer  Gerichtssitzung  bei^),  und 
auf  etwas  Ähnliches  weist  möglicherweise,  wenn  von  sieben 
consules  vier  richten:  hier  sind  vielleicht  auch  die  iudices 
unter  den  consules  mitverstanden.-)  Ein  andermal  vertreten 
die  —  den  nobiles  zugehörigen  —  consules  mit  dem  Bischof 
die  Stadt  Zara  bei  auswärtigen  Verwickelungen.^)  —  In  Spalato 
nehmen  iudices  und  consules  an  der  Gesetzgebung  teil*);  das 
8tadtrecht  aber  aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  hat  ein 
großes  consilium  von  100  meliores,  eine  daraus  ausgeschiedene 
credentia  von  25  Leuten,  endlich  einen  offenbar  erst  späteren 
Ausschuß,  welcher  Verfassungswidrigkeiten  entgegenzutreten 
hat  —  alles  nur  Teile  des  großen  consilium*),  auf  der  andern 
•Seite  stehen  neben  drei  vom  großen  Rat  gewählten  iudices 
noch  sechs  consiliarii,  qui  sint  super  sententiis  diffiniendis 
et  etiam  terminandis*);  anderwärts  heißen  dieselben  Leute 
die  sechs  consiliarii  deputati  ad  propositas  facienda^®)  oder 
consiliarii,  qui  debent  propositis  et  sentensiis  Interesse.^) 
Dabei  wird  bestimmt,  daß  der  potestas  in  causa  civil! 
et  sententiis  proferendis  mit  drei  iudices  und  sechs  con- 
siliarii beschließen  muß®)  nach  andren  Stellen  handhabt  der 
potestas  auch  die  Kriminalgerichtsbarkeit  in  ihrer  An- 
wesenheit.*).     Ob     Repressalien     wegen     Verletzung     eines 


consules  quoque  Bauclius  lome,  Lucaro  Michaelis,  Duimo  Peccete;  Ver- 
bot der  Wareneinfuhr.  Liubic  I.  81.  1227  comes  iudic-es  et  consiliarii, 
l.  129.  1265  nos  quidem  iudices,  consiliarii  et  universa  communitAS  Spa- 
lat«nsi8.  —  Zara.  Kukulievic  II.  129.  1175:  comes  mit  3  iudices  und 
4  consules;  II.  132.  1177:  3  iudices,  3  consules;  II.  164.  1184:  neben  einem 
index  3  consule«.  Liubic  I.  104.  1251:  comes  mit  2  consiliarii,  2  iudices. 
Etwas  Besonderes,  das  Ergebnis  einer  durch  die  Venezianer  nieder- 
geschlagenen Rebellion  ist  es,  wenn  1247  nicht  weniger  als  16  consiliarii 
de«  rector  erwähnt  sind   (Liubic  I.  96). 

»)  Kukulievic  II.  129.  1175.  —  *)  Kukulievic  II.  273.  1199.  — 
'j  Kukulievic  II.  132.  1177  super  hac  igitur  voe  domine  archiepiscope, 
«•t  iadrensium  consulum,  ceterorumque  nobilium  provideat  sagacitaü.  — 
••)  8tat.  Spal.  II.  21.  30,  31.  —  '')  Stat.  Spal.  II.  37.  —  •)  Stat.  Spal. 
il.  48.  —  -)  Stat.  Spal.  II.  62.  —  8)  Stat.  Spal.  III.  40.  —  •)  Stat.  Spal. 
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Bürgers  zu  ergreifen  sind,  entscheidet  der  potestas  mit  drei 
iudices  und  sechs  consiliarii.^)  Die  consiliarii  sind  nobiles.^)  — 
Ein  ganz  ähnliches  Bild  ergibt  das  Recht  von  Curzula,  wo 
neben  den  drei  iudices,  welche  das  consilium  bezeichnet,  vom 
comes  und  diesen  drei  iudices  gewählt  werden  tres  iudices, 
qui  sint  consiliarii  de  parvo  consilio  per  sacramentum  ad  iudl- 
candum  et  consulendum  quilibet  in  suo  officio.  Der  comes  soll 
mit  diesen  sechs  Leuten  alle  übrigen  Beamten  ernennen.^)  — 
Das  altertümliche  Recht  von  Skardona  aber  bestimmt,  daß  der 
iudex  sich  immer  mit  omnibus  consiliaris  de  iudiciis  sive 
sententiis  et  aliis  negotiis  beraten  soll.*)  —  Faßt  man  alles  zu- 
sammen, so  hat  sich  neben  dem  comes  und  den  iudices  allmäh- 
lich noch  ein  engerer  Rat  abgeschieden,  bald  vom  comes  und 
den  iudices  gewählt,  bald  von  dem  weitern  Rat.  Er  hat  zu- 
nächst comes  und  iudices  bei  der  Rechtsprechung  zu  beraten: 
aber  auch  bei  allen  Zweigen  der  Verwaltung  spricht  er  mit, 
und  wird  so  in  Zara  zur  regierenden  Verwaltungsbehörde 
gegenüber  den  iudices. 

In  Ragusa,  wo  die  Nachrichten  freilich  nur  schwer  zu 
deuten  sind,  muß  ähnliches  vorgegangen  sein:  hier  schreiten 
drei  consules  mit  dem  Erzbischof  gegen  das  Strandrecht  ein; 
iudices  werden  daneben  erwähnt,  sind  aber  in  diesem  Falle 
nicht  entscheidend.'*)  Das  nächste  Jahr  schließen  sechs 
consules  einen  Vertrag  mit  Pisa;  nicht  unmöglich*),  aber 
auch  nicht  erweislich  ist  es,  daß  hier  unter  die  sechs  con- 
sules auch  die  iudices  einbezogen  sind.  Ein  späterer  völker- 
rechtlicher Vertrag  wird  nur  vom  comes,  zwei  iudices  und 
vielen  nobiles  geschlossen,  so,  daß  hier  keine  consules  zu 
erkennen  sind.')  Nachher  aber  entscheiden  zehn  consules 
im  Immobiliarstreit,  und  es  umfaßt  diese  Vielzahl  wohl  auch 
wieder  die  iudices.^).  Im  13.  Jahrhundert  aber  steht  ein 
parvum  consilium,  die  consiliarii  neben  den  iudices  und  dem 
magnum   consilium;   die   iudices,  wiewohl   sie  am   consilium 

IV.  1  mit  IL  37,  wo  iudices  und  consiliarii  als  die  wesentlichsten  offi- 
ciales  erscheinen. 

1)  Stat.  Spal.  VI.  6.  —  «)  Stat.  Spal.  II.  37.  —  »)  St.  Curzulae 
von  1214  c.  26  (S.  33).  —  «)  St.  Scardonae  c.  105.  —  »)  Kukulievi6 
II.  107.  1168.  —  •)  Kukulievic  II.  113.  1169.  —  ")  Kukulfevic 
II.  210.  1190.  —  8)  Kukulievic  II.  255.  1198. 
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teilnehmen,  treten  hinter   die  consiliarii   in   der  Regiening.*- 
gewalt  zurück.*) 

Es  hat  für  das  hier  verfolgte  Ziel  keinen  Wert,  geht  auch 
über  das  mir  zu  Gebot  stehende  Material  hinaus,  die  weitere^ 
Geschichte  dieser  Bildungen  zu  verfolgen.  Hier  kam  es  nur 
darauf  an,  festzustellen,  daß  diese  consules  oder  consiliarii. 
welche  die  eigentliche  Regierung  zusammen  mit  dem  comes  in 
die  Hand  nahmen,  etwas  Sekundäres  sind.  Erst  seit  dem 
12.  Jahrhundert  haben  sie  sich  neben  und  über  dem  Richtei- 
kollegium  erhoben. 

ni.  Schon  einigemal  ist  das  magnum  consilium,  welches 
die  Quellen  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  bieten,  gestreift 
worden.  Auch  die  Gestaltung  dieses  consilium  zu  verfolgen, 
ist  von  keinem  erheblichen  Nutzen,  wiewohl  es  N-ielleicht 
nicht  ohne  Bedeutung  ist,  daß  dasselbe  in  Spalato  und  Arbe 
Eus  100  Mitgliedern  besteht.')  Doch  ist  nach  den  Statuten 
von  Spalato  nicht  mehr  nötig,  daß  dieses  consilium  aus  no- 
biles  zusammengesetzt  ist,  welche  sich  im  Recht  des  13.  Jahr- 
hunderts sehr  scharf  von  den  Gemeinfreien  abscheiden.^) 
Sonst  wäre  es  nicht  nötig,  Metzger  ausdrücklich  vom  con- 

»)  Liubic  I.  79.  1235,  I.  80.  1236.  I.  82.  1238,  I.  106.  1252,  I.  129. 
1265.  Im  14.  Jh.  daucTt  diese  Organisation  fort.  Das  Gericht  aber  hat 
Bich  jetzt  in  eine  curia  maior  und  curia  minor  gespalten  (Mon.  Ragii- 
siüa  I,  S.  11).  Wie  diese  Spaltung  entstajid,  vermag  ich  nicht  zu  ver- 
folgen, erinnere  aber  beiläufig  daran,  wie  sich  in  Venedig  von  den 
alten  iudices  de  proprio  eine  Menge  anderer  Gerichtshöfe  allmählich 
al^eschieden  haben.  Vielleicht  ist  die  maior  curia  diejenige,  welche 
dem  comes  zur  Ausübung  seiner  persönlichen  Gerichtsbarkeit  dient, 
i  während  die  minor  curia  dem  Kolleg  der  alten  iudices  entspricht. 
jVom  großen  consilium  haben  sich  nach  venezianischem  Muster  seit  1301 
irogati  abgelöst  (ebenda!.  S.  150,  II.  S.  299).  —  Eine  ähnliche  Enl- 
■wickelung  wie  in  Ragusa  hat  sich  anscheinend  in  Arbe  vollzogen.  Hier 
!  trennt  das  statutum  (oben  §,1  S.  211f.  N.  1)  zwischen  einer  curia 
I  maior  und  curia  minor  (I.  11).  Die  iudices  sind  nun  3  (V.  1  absque 
Iconscientia  maioris  partis  trium  iudicum),  sodaß  sich  mit  dem  come« 
loder  seinem  Stellvertreter  4  Leute  ergeben.  Anderemale  aber  wird,  wie 
jair  scheint,  zwischen  der  Gerichtsbarkeit  der  iudices  schlechtweg  und 
jden  quatuor  domini  curiae  geschieden  (I.  10;  IV.  44)  und  die  letzteren 
|h:iben  die  Kriminalgerichtsbarkeit  (I.  10  a.  E.).  So  hätte  man  zwei  Ge- 
JTicht«höfe  mit  je  vier  Leuten.  Zu  genauem  Schluß  reicht  das  Material 
n:cht.  —  »)  Stat.  Spalat.  II.  21.  —  Stat.  com.  Arbensis  III.  19:  die 
|„alte"  Zahl  ist  100—120.   —    »)   Stat.  Spalat.  IV.  16,  IV.  113. 
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siliiini  auszuschließen/)  An  einer  Stelle  aber,  die  wohl  ein 
besonders  altes  Element  darstellt,  wird  vom  consilium  gene- 
ral€  noch  ein  consilium  nobilium  getrennt.-)  Ganz  dem  ent- 
sprechend treten  in  den  älteren  Quellen  die  nobiles  als  ein 
geschlossener  Ratskörper  auf.  Zwar  ist  schon  früher  da  und 
dort  bezeugt,  daß  auch  die  Geringern  neben  den  nobiles  han- 
deln'^) und  diese  Willensmeinung  der  Gesamtheit  wird  natürlich, 
wie  überall  in  Italien,  durch  eine  allgemeine  Volksversamm- 
lung erklärt.*)  Aber  davon  wird  getrennt  die  Zustimmung  der 
nobiles,  auf  welche  die  Stadtobrigkeit  hier  vor  allem  ange- 
wiesen ist:  die  nobiles  machen  ein  consilium  für  sich  aus*);  mit 
den   nobiles  sind  die   boni  homines  wohl  gleichbedeutend.®) 


1)  ötat.  öpalat.  II.  36.  —  *)  Stat.  Spal.  II.  17.  —  »)  Racki 
41.  1059  Arbe:  Bischof  mit  dem  ganzen  Klerus  et  Maius  prior  cum 
omni  populo  predicte  urbis,  nobilibuä  et  ignobilibus;  86.  1076 
Trau:  bei  der  Unterwerfung  unter  Venedig  handeln  universi  nostri 
coneives  maiores  et  minores;  116.  1085  Bischof  von  Spalato  cum 
Valiza  priore,  clero  et  universo  populo  verschenkt  ein  Grundstück; 
129.  1091  Zara:  prior  cum  nobilibus  et  omni  populo  gewährt  eine 
Immunität:  138.  1097  Spalato,  139.  1097  Trau.  —  «)  Racki  17.  986. 
Zara:  universi  populi  in  unum  conglobati;  Racki  34.  1036.  Zara: 
es  wird  eine  securitas  für  die  Güter  des  Klosters  S.  Chrysogonus 
ausgestellt,  wozu  prior  —  cum  episcopo  universisque  magnatibus  nee 
non  et  minimis  eorum  in  episcopis  domum  sancte  Anastasie  coa- 
venerunt.  Also  eine  Versammlung  des  ganzen  Volkes  im  Dom.  Allein 
diese  Versammlung  billigt  das,  was  der  prior  und  der  Bischof 
cum  Omnibus  magnatibus  studuerunt.  —  ^)  Racki  17.  986  prior  cum 
consensu  omnium  nobilium  civitati  ladere.  Racki  20.  995  prior 
cum  suis  nobilibus  inihit  consilium.  34.  1036  (vorige  Note).  46.  1064 
Trau:  civitatis  vero  traguriensis  rege-nte  cathedram  lohanne  episcopo 
una  cum  Domno  Dabrana  inclito  priore  et  cum  fratre  suo  Andrea 
omnibusque  nobilibus.  134.  1096.  Der  prior  von  Zara  verzichtet  einem 
Kloster  gegenüber  auf  Abgaben  consiliatus  omnibus  nobilibus  nostris. 
135.  1096.  Zara:  decreto  illorum  nobilium  wird  eine  Okkupation  von 
Kjrchenland  rückgängig  gemacht.  Kukulievic  II.  11.  1105.  Die  Zara- 
tiner  wollen  Grundstücke,  die  früher  von  der  Stadt  an  das  Kloster 
verkauft  wurden,  vindizieren.  Aber  das  Kloster  siegt,  weil  maxima 
pars  nobilium  supererat,  qui  tunc  precantes  terram  vendiderant.  Also 
die  Verfügung  über  Kommunalgut  geschieht  durch  die  nobiles.  II.  25. 
1115.  Der  König  Georg  dette  alli  zentiluomini  de  Catharo  ein  Grund- 
stück; es  ist  damit  eine  Gabe  an  die  Stadt  überhaupt  gemeint.  11.  48. 
1142.  .Der  König  von  Ungarn  bestätigt  die  Privilegien  von  Spalato 
Gandio  archiepiscopo,  Cemeche  comiti,  omnibusque  nobis  Salonitane  pro- 
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Diese  Scheidung  zwischen  dem  Rat  der  nobiles  und  der 
allgemeinen  Volksversammlung  klingt  offenbar  in  jener 
schon  berührten  Stelle  der  spalatinischen  Statuten  noch 
nach.  Wie  dabei  die  Zuständigkeit  der  einzelnen  Körper 
genauer  abgegrenzt  ist,  ist  mit  den  vorliegenden  Quellen 
nicht  zu  ermitteln. 

§  4.  Die  Militärbeamten  und  das  sonstige 
Vollstreckungspersonal. 

I.  Neben  dem  prior  und  dem  iudex  kommen  Beamte 
vor,  deren  Name  auf  ein  ursprünglich  militärisches  Amt 
weist.  Um  aber  dieselben  hier  und  in  Istrien  richtig  ein- 
zureihen, ist  es  notwendig,  einen  raschen  Blick  auf  die 
Militärbehörden  im  byzantinischen  Reich  zu  werfen.  Als 
Quelle  kommt  die  Taktik  des  Mauricius  in  Betracht,  welche 
um  die  Wende  des  6.  und  7.  Jahrhunderts  entstanden  ist, 
die  Taktik  des  Leo  aus  dem  Ende  des  9.  oder  Anfang  des 
10.  Jahrhunderts,  ein  taktisches  Fragment,  welches  jedenfalls 
nicht  älter  ist  als  Leos  Taktik,  einige  Nachrichten  des  Con- 
stantin,  die  aber  nach  der  ganzen  Art  dieses  Kompilators 
leicht  ältere  Zustände  wiedergeben,  endlich  noch  die  leges 
militares,  deren  Entstehungszeit  unsicher  ist,  wenn  sie  auch 
eher  erst  der  mazedonischen  Zeit  angehören  mögen.^) 

Die  mihtärische  Einheit  bildet  in  all  diesen  Quellen 
das  TttTna  oder  bandum,  welches  bei  Mauricius  auch  noch 
unter  dem  früher  allgemein  gebräuchlichen  Namen  dpi8|nöq 
(numerus)    begegnet.^)    Das    TÜTMa    soll    bei    Reitern   gegen 


eeribus.  II.  182.  1186.  Der  .setnicua  von  Cattaro  erläßt  ein  Einfuhr- 
verbot cum  Omnibus  nobilibus  catharensibus.  II.  2-33.  1195.  De-r  Erz- 
bischot  von  ßagusa  zitiert  den  comes  mit  senioribus  nobilibus.  II.  294. 
1184.  In  Brazza  sind  die  nobiles  maßgebend.  —  •)  Die  schon  erwähnt«, 
durch  100  sol.  gedeckt«  securitas  (Racki  32.  1033)  wird  vom  prior  und 
iudex  cum  aliis  bonis  hominibus  erlassen.  Da  sonst  überall  die  nobiles 
als  Beirat  bezeichnet  sind,  müssen  die  boni  homines  nobiles  sein. 

»)  Genaueres  in  der  Beilage.  —  »)  Mauricius  I.  3,  besonders  S.  27 
^otpa  bi  TÖ  Ik  TaTMdxurv  nxoi  dpiOuäiv  f|Toi  ßdvburv  ffuTKtincvov  nXfjeo<;. 
XII.  8  §  8;  zu  bemerken  ist  übrigens,  daß  nach  Mauricus  große  rd^^axa 
in  2  banda  zerlegt  wurden,  von  denen  das  erste  bandum  der  Kommandant 
de«  tagma,  das  zweite  der  erste  4icaT0VTäpxr|<;  führt.  (Tl.  19  S.  75;  VII.  17 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    X.XIV.   Germ.  Abt.  16 
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400^),  bei  Fußtruppen  zwischen  200 — 300'')  ausmachen.  Meh- 
rere TdfMaTa  (numeri,  banda)  werden  dann  wieder  zu  einer 
^oipa  zusammengestellt,  die  also  einer  x>^'öPXi«')  entspricht, 
aber  bis  3000  Mann  gehen  kann;  drei  MoTpai  sind  dann  wieder 
ein  ^epo?.*)  Im  10.  Jahrhundert  ist  der  Name  bpoÖTTO<;, 
welcher  ursprünglich  eine  zum  Karree  geordnete  Abteilung 
überhaupt   bedeutet*),   regelmäßig   auf   die  Tausend  Schäften 


S.  171;  XII.  8  §  8  S.  310).  Später  finde  ich  diesen  möglichen  Unter- 
schied zwischen  Tayiia  und  ßdvbov  nicht  mehr.  —  Leonis  tact.  IV,  3, 
10,  41,  45,  62  und  öfters.  —  Fragm.  c.  35.  —  Const.  de  adm.  imp.  50 
S.  225.  —  leges  mil.  §  2.  —  Mit  dem,  was  bei  Mauricius  und  Leo  rdYliOi 
heißt,  dürfen  nicht  die  rdfixara  des  Constantinus  de  ceremoniis  ver- 
wechsc'lt  werden.  Hier  sind  die  Tdf}xara  vier  an  der  Zahl  (S.  666  Z.  8), 
die  7  scholae,  der  excubitup,  hicanatus,  das  trXoiiaöv  ßamXiKÖv  (S.  604 
Z.  7,  S.  598  Z.  18),  also  die  Garde.  Außer  ihnen  kommen  als  Palast 
truppen  noch  zwei  Abteilungen  in  Betracht,  nämlich  der  unter  dem 
bpouTTo^P'o?  ß^T^ir;  rangierende,  aus  scutarii,  also  aus  Fußsoldaten  (S.  250 
Z.  22,  S.  236  Z.  8,  S.  239  Z.  18,  S.485  Z.  11)  bestehende  dpieiid?,  der  denn 
einmal  wirklich  direkt  als  die  ^iyXt]  bezeichnet  wird  (Genesius  S.  81 
Z.  19  bpouTTtip'oq  toO  dpieiaoO  nroi  if\<;  ßaoiXiKf^?  ßi^XiiO;  die  davon  ge- 
trennten (z.  B.  Const.  de  cer.  S.  604  Z.  8;  Reiske  S.  36  identifiziert, 
fälschlich)  voOMCpoi  (S.  524  Z.  19,  S.  604  Z.  7)  wohl  Linienbataillone,  di<? 
zur  Garde  übergegangen  sind. 

1)  Mauricius  I.  4  S.  30.  322,  II.  19  S.  76:  300  (200)— 400;  Leo  IV. 
45:  400;  fragm.  35:  50—350  oder  400.  —  ^)  Mauricius  XII.  8.  8  S.  309: 
256  Leute;  fragm.  c.  35:  200—400.  —  3)  Mauricius  I.  4  S.  30.  Die  rdr- 
liCTO  werden  vereinigt  zu  ^oipac;  rjToi  X'Xiapxia^;  die  MOipa  kann  bis  3000 
Mann  stark  sein;  Leonis  tact.  IV.  9.  42,  43  die  Tdyyiara  zu  fiotpai  = 
XiXidpxicti  =  fepoÖTTOi  vereinigt  mit  (IV.  42)  in  maximo  3000  Mann; 
ebenso  fragm.  c.  35.  —  ♦)  Mauricius  I.  4  S.  30  xdc;  hi  \ioipa<;  TaÜTa(;  xpia 
M^pn  Xaa  Tev^öOai  xal  ^Tnöxrivai  aOroi?  ^oipdpxa?  (offenbar  muß  inepdpxft«; 
gelesen  werden)  toöi;  XcYOM^vouq  arpaTnXdTa;.  Leonis  tact.  IV.  43  M^poc 
oder  ToOpun  unter  einem  juepdpxn?.  welcher  früher  öTpaTTiXdTr|(;  hieß, 
jetzt  Toupiudpxriq ;  45  die  Stärke  bis  zu  6000.  —  ^)  Mauricius  IV.  fi 
S.  117.  118  steht  die  Aufstellung  bpoufTiöfl  im  Gegensatz  zu  der  Auf- 
stellung nach  ?)£Kapxiai  und  nevTapxicti,  und  soll  von  kleinen  Abtei- 
lungen gewählt  werden;  XII.  8.  20  (S.  339)  heißt  es:  xou?  hi  ipiXou?  \xi\, 
dl?  Tou?  aKouTÖTOui;.  in'  cöOeia?  xdTTeaGai,  dXXd  Koxd  bpouTTO"?»  toux- 
^öxi  xpei<;  f\  riaaapaq  la^v  vjjiXoö^  —  später:  xoik;  bi  xoioOxou^  bpoÜYTou<;, 
\b<;  (.\pr\Ta\,  pi?)  ^irl  \i\ä<;  TTapardEac  f\  in  6Ö9e{a<;  xr\v  öbouoptlav  irot- 
eioOai  usw.  liier  ist  bpoOYTO?  deutlich  das  Karree  im  Gegensatz  ziir 
Linie.  Vgl.  auch  Leonis  tact.  XIX.  148.  Derselbe  Gedanke  ist  offenbar 
eingehender  ausgeführt  in  der  Abhandlung  von  Kulakovsky,  die  Byzan- 
tinische Zeitschrift  XII  S.  410  erwähnt  ist. 
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angewandt^),  und  der  H€po?  wird  regelmäßig  mit  Toupjia 
lezeichnet.  Seine  Maximalstärke  beträgt  6000  Mann;  drei 
'urmae  machen  dann  das  Heer  eines  axparTiTÖ^  aus.^) 

Als  Offiziere  nennt  die  älteste  Quelle,  die  Taktik  des 
Mauricius,  für  das  gesamte  Heer  den  crTpairiTÖq  und  uTToaxpd- 
TnTO?,  für  den  Mepo?  den  Mepdpxn?  oder  (TTpaifiXaTTi?,  für  die 
jioTpa  den  dux  oder  chiliarches')  für  das  Trfua  (bandum, 
numerus)  den  comes  oder  tribunus.")  Bei  dem  Fußvolk  zeigt 
sich,  daß  das  tagma  aber  auch  unter  einem  vicarius  statt  unter 
einem  tribunus  stehen  kann.")  —  Comites  oder  tribuni  als 
Befehlshaber  des  t^gma  haben  auch  die  leges  militares.') 
—  Die  Taktik  Leos  nennt  für  die  turma  den  Turmarchen, 
der  mit  dem  alten  magister  militum  identisch  ist'),  für  den 
bpoÖTTo?  den  drungarius*),  für  das  räf^a  ißdvöov)  den 
comes*);  über  100  Leuten  steht  der  Kcvtapxo^  oder  cen- 
turio,  einer  als  7TpiuTOKevTapxo(;  ausgezeichnet")  über  50  Leu- 
ten der  7T€VTriK0VTdpxTi?,  der  einmal  auch  als  tribunus  auf- 
geführt wird.")  AtKdpxn?,  T€Tpdpxn<;  und  Trevrdpxng.  welche 
noch  darunter  folgen,  können  hier  vernachlässigt  werden.  — 
Im  wesentlichen  dieselben  Namen  hat  Constantin,  wo  unter 


*)  Mauricius  II.  2  ^S.  53  ei?  ^oipa«;  Kai  ^^i.pr\  f]TO\  toxx;  XefOM^vouc 
bpoÜTTOU?)  faßt  bpoCrrr<K  noch  als  Bezeichnung  für  Abteilung  überhaupt: 
dagegen  ist  in  I.  i  (S.  30)  böoirpro?  gerade  mit  der  xi^ic^px^^^  gleich- 
bedeutend und  so  durchweg  Leo.  tact.  z.  B.  IV.  43.  —  ')  Vgl.  S.  242 
N.  4.  Dann  für  die  Stärke  der  turma  Mauricius  I.  4  S.  31  Leonis  tact. 
IV.  45;  3  turmae  ein  Heer:  Mauricius  I.  4;  Leonis  tact.  IV.  44.  —  Bei 
Constantin  de  administrando  imperio  50  S.  225  Z.  4  machen  einmal  7  bauda 
eine  turma.    Das  stimmt  vollkommen  zu  den  bisher  entwickelten  Zahlen. 

—  »)  Mauriciu*  I.  3  S.  27,  I.  4  S.  30.  Dazu  ob.  §  1  S.  215  N.  1,  S.  221 
N.4.  — «)  Mauricius  I.  3  S.  27,  I.  6  S.  34.  — »)  Mauricius  XII.  8.  8  S.  310. 

—  •)  §2.  —  ')  tact.  IV,  6.  8.43;  dann  auch  das  Fragment  c.  35,  dazu  S.  221 
N.4.  —  8)  tact.  IV,  6.  9;  fragm.  c.  35.  —  •)  tact.  IV,  6.  10.  63;  XVIII,  4; 
fr«gm.  c.  35.  —  1«)  tact.  IV,  6. 11;  XVIII,  149;  fragm.  c.  35.  Die  Gleichung 
K^VTapxo?  =  centurio  in  fragm.  c.  35.  —  Unter  den  ^KaTovrdpxai  unter- 
scheidet Mauricius  als  den  vornehmsten  den  iXdoXH?  (I- 5  S.  32),  dem  auch 
die  zweite  Fahne  des  rdTMa  gegeben  wird  (oben  S.  241  X.  2).  Constantin 
aber  spricht  von  TrpujTOK^VTopxoi  im  Gefolge  des  axpanTrö?  (de  cer. 
S.  663  Z.  9,  S.  738  Z.  18);  sie  sind  wohl  die  centarchi  im  speziellen 
bandum  des  aTpaniTÖ?  (Leonis  tact.  IV,  65).  So  .scheint  der  iXdpxnc 
des  Mauricius  und  der  npurroK^vTapxo?  de«  10.  Jahrhunderts  nicht  das- 
gleiche  bedeutet  zu  haben.  —  ")   tact.  XVIII,  149. 

16* 
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den  turmarchae  die  dr Ungar ii  und  unter  diesen  wieder  die 
comites  stehen/)  Anderemale  nehmen  hier  den  Platz  der 
drungarii  die  drungarocomites  ein.^)  Die  große  Rangliste 
des  Philotheus  vom  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  hat  die- 
selbe Stufenfolge  wie  die  Taktik,  aber  so,  daß  anscheinend 
die  drungarii  unter  den  spatharii  aufgehen;  neu  ist  hier  ein 
vicarius  locorum,  der  noch  unter  dem  centa rebus  rangiert.') 
Daß  die  comites  geringer  als  die  drungarii  sind,  ist  auch 
noch  später  zu  erkennen.*)  Constantin  selber  aber  gibt 
dann  noch  eine  Nachricht,  welche  mit  den  Notizen  des 
Mauricius  übereinstimmt:  das  bandum  fällt  bei  ihm  einmaP) 
mit  der  TOTTOTripffia  zusammen,  und  so  ist  erwiesen,  daß 
bis  in  das  10.  Jahrhundert  herein  ein  vicarius  Kommandant 
eines  bandum  sein  kann.  In  den  einzelnen  Themata  end- 
lich kommen  so  gut  wie  in  jedem  großen  Truppenkörper 
öo^€ö•TlKoi  Tüüv  0e|adTUJv  vor,  welche  den  drungarii  im  Rang 
gleichstehen;  aber  auch  der  turmacha  hat  seinen  domestl- 
cus"),  und  jedenfalls  in  den  justinianischen  Quellen  zeigt 
sich,  daß  auch  neben  dem  tribunus  der  damaligen  Zeit,  also 
dem  Tausendschaftsführer  und  dem  vicarius  ein  domesticus 
steht.'') 

Faßt  man  nun  das  alles  zusammen*),  so  kann  man  er- 
kennen,  wie   die  ursprünglich  hohen  Titel  an  Wert  herab- 


1)  de  cer.  S.  656  Z.  10  u.  13,  S.  662  Z.  15,  S.  667  Z.  9,  S.  716  Z.  14. 
—  *)  de  cer.  S.  482  Z.  19,  S.  494  Z.  9,  S.  622  Z.  11,  S.  663  Z.  6  (mit  S.  667 
Z.  10).  —  »)  1.  Turmarchae  S.  734  Z.  3,  S.  735  Z.  4  eingeordnet,  je  nach 
dem  sie  protospatharii  und  spatharii  sind.  3.  bpouTTopioi  äirparoi  d.  h. 
bloß  tituläre  bpourf^Pio»:  S.  737  Z.  5.  4.  K6\ir[XC(;  Qepuir  uv  S.  737  Z.  6. 
6.  K^vTopxo»  Toiv  öTpaTnT*v  Ttliv  eefiaTiKUiv  S.  738  Z.  18.  6.  x^vxapxoi 
Tulv  ßdvbuiv  S.  738  Z.  20.  7.  bpouTT^pwi  tujv  ireliöv  S.  738  Z.  21.  8.  roiro- 
TriPITol  Tiöv  xwpwjv  S.  738  Z.  22.  Zwischen  1  und  3  müßten  als  2  die 
nicht  genannten  drungarii  stehen;  denn  die  ToiTOTTipr|Tal  tuiv  TaYMcixujv 
(S.  735  Z.  4)  sind  mit  den  drungarii  der  Qi^axa  nicht  zu  verwecliseln, 
sondern  sind  (cf.  S.  241f.  N.  2)  Offiziere  der  Gardetruppen.  So  können  die 
drungarii  nur  unter  den  spatharii  gesucht  werden  (S.  736  Z.8),  gerade 
so  wie  die  turmarchae  teils  protospatharii,  teils  spatharii  sind.  —  *)  So 
die  Novelle  des  Joannes  Tzymiskes  (972 — 975) :  Zachariae  ius  Graeco- 
Romanum  III  S.  302.  —  »)  De  admin.  imp.  50  S.  225.  —  •)  de  cer.  S.  662 
Z.  18.  —  8.  663  Z.  17.  —  ')  C.  J.  XII.  37.  19  pr.  u.  §  4.  —  »)  Damit 
stimmt  auch  genau  der  arabische  Bericht  bei  Geizer,  Die  Genesis  der 
byzantinischen  Themenverfassung  S.  114;    zweifelhaft    ist   hier    nur    d(?r 
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gesunken  sind.  Der  Titel  magister  niilitum  kommt  dem  Kom- 
mandanten der  turma  zu,  der  Titel  dux  dem  Führer  der  Tau- 
sendschaft, also  dem  alten  tribunus.  Der  Titel  comes,  welcher 
in  justinianischer  Zeit  bei  der  Tausendschaft  Halt  gemacht 
hat^)  —  ein  Zustand,  der  sich  noch  im  Titel  drungarocomes 
spiegelt  — ,  ist  schon  in  der  Wende  des  6.  und  7.  Jahrhunderts 
um  eine  Stufe  niederer  gesunken  und  wird  zur  Bezeichnung 
des  Kommandanten  der  banda  verwendet.  Der  Ausdruck 
tribunus  ist  bei  Mauricius  auch  um  einen  Grad  gesunken, 
bedeutet  ebenfalls  den  Kommandanten  des  tagma.  Viel, 
später  erscheint  aber  der  tribunus  als  Titel  für  den  Pente- 
kontarchen,  muß  also  auf  den  Centarchen  schon  vorher 
gekommen  sein. 

Weiter  zeigt  sich  ein  sehr  scharfer  Gegensatz  zwischen 
Fußvolk  und  Reiterei.  Mauricius  hält  es  noch  für  möglich, 
daß  an  einem  Kampf  mehr  Fußvolk  als  Reiterei  teilnimmt, 
wenn  er  auch  umgekehrt  bloß  Reiterschlachten  kennt.^)  Die 
Taktik  des  Leo  ist  ganz  auf  den  Reiterkrieg  berechnet  und 
die  schweren  (scutati)  und  leichten  Fußsoldaten  sind  eine 
Ausnahme.^)  In  den  Gesetzen  des  10.  Jahrhunderts  über 
die  unveräußerlichen  Soldgüter  wird  nur  an  die  Flotten- 
mannschaft und  an  die  Reiter  gedacht.*)  Damit  hängt  nun 
zusammen,  wenn  bei  Philotheus  der  drungarius  jD^ditum 
also  der  alte  tribunus  (chiliarcha)  peditum  im  10.  Jahrhundert 
erst  hinter  den  centarchi  der  banda,  d.  h.  der  Reiterabtei- 
lungen rangiert.'')^  Die  vicarii  locorum,  welche  hinter  den 
drungarii  der  Fußtruppen  folgen,  werden  dann  selbst  wieder 
den  Fußtruppen  angehören,  und  es  wird  damit  angedeutet 
sein,  daß  die  Fußtruppen  sich  eben  allmählich  in  eine  Miliz 
verwandeln.  Mit  dem  Herabsinken  der  Fußtruppen  hängt 
vielleicht  auch  der  Rückgang  in  der  Bedeutung  der  migistri 


coDUrh  genannte  Offizier:  mir  scheint,  daß  er  viel  eher  dem  centarchus 
entspricht  (G.  G.  Anz.  1903  S.  201). 

*)  Zweifeln  kann  man  allerdings,  ob  nicht  schon  in  nov.  lust.  130 
e.  1  ein  comes  unter  dem  tribunus  steht.  —  »)  Für  das  erste  Mauricius 
Xll  c.  1  (?S.  292f.);  für  das  zweite  II.  2  (S.  53);  hierher  dann  auch  die 
Gleichheit  von  öxpaTidjTiiq  =  caballarius  (III.  1  S.  78  KaßuXXdpio?  f|Toi 
OTpoTiUmiq),  eine  Gleichung,  welche  für  ganz  Süde^ropa  so  w  ichtig  ist. 
—  »)  Tact.  IV  §  55  f.  —  «)  Zachariae  R.  G.  S.  273.  —  s)  ob.  S.  244  X.  3. 
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militum  und  duce^  zusammen;  zunächst  die  Generale  der 
Legionen,  also  der  Fußarmee,  teilen  sie  das  Schicksal  derselben, 
und  es  treten  die  neuen  crxpaTnToi  über  sie/) 

In  Dalmatien  wird  nun  früh  ein  magister  erwähnt;  aber 
es  ist  ganz  unsicher,  ob  er  ein  magister  militum  ist.^)  Dann 
tritt  einmal  ein  spatharocandidatus  auf,  also  einer  aus  der  zweit- 
höchsten Klasse  der  XTrdeiov.») 

Ferner  aber  sind  weithin  tribuni  bezeugt:  was  hier  die  dal- 
matinischen Quellen  mitteilen,  ist  von  grundlegender  Bedeu- 
tung für  die  Auffassung  des  Amts  auch  in  Italien. 

In  Zara  stehen  an  der  Spitze  der  nobiles  mehrere  tri- 
buni.*) Spalato  hat  immer  nur  einen  tribunus*)  und  mehr  sind 
auch  für  Arbe^)  und  Absari^)  nicht  bezeugt.  —  Einmal  wird 
ein  tribunus  später  prior.*) 

Weiter  kommt  in  Betracht,  daß  in  Zara  1091  der  tribunus 
Jahr  für  Jahr  aufgestellt  und  vom  Gericht  der  obsiegenden 
Partei  zur  Besitzeseinweisung  beigegeben  wird.'-*)  —  Damit 
stimmt  nun  eine  andere  Erscheinung:  in  Spalato  wird  wieder- 
holt in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  von  einem 
bucaratus  neben  dem  prioratus  geredet.^")  Wiederholt  ist 
der  Amtsträger  patronymisch  bezeichnet,  ist  deshalb  wohl 
ein  Slave.  In  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  kehrt  dann 
der  buccarius  im  Stadtrecht  von  Spalato  wieder.^^)  Dabei 
zeigt  sich,  daß  der  bucharius  der  vornehmste  Vollstreckuugs- 


*)  Mir  scheint  die  Sache  bereits  bei  Malalas  angedeutet,  wo  unter 
dem  Höchstkommandierenden  ^Hapxoi  stehen  und  anscheinend  darunter 
duces  (S.  462  Z.  10 — 464  Z.  3).  —  »)  Racki  13.  918  Zara  vinea,  que  oom- 
paravi  de  Constantino  magistro.  —  »)  Racki  86.  1076  Zara.  —  *)  Racki 
13.  a.  E.  918  7  tribuni;  17.  a.  E.  986  anscheinend  9  tribuni;  20.  995  an- 
scheinend 11  tribuni;  21.  999  nur  1—3  tribuni;  32.  1033  3  tribuni;  33. 
1034  1  tribunus;  35.  1036  3  tribuni;  38.  a.  E.  1044  1  tribunus;  Liubic 
1.90.  1247  (S.  73)  Dominicus  de  regali  consiliator  et  tribunus.  —  ^)  Raöki 
17.986;  21.999;  86.1076.  —  «)  Raöki  21.  a.  E.  999.  —  ')  Racki  17.  a.  E. 
986;  21.  1018.  —  »)  Racki  54.  1067.  —  •)  Racki  128.  1.  1091:  quos  nos 
hoc  modo  difinivimua,  in  primia  anni  illius  attributo  sibi  tribuno  Trun- 
zanno  Maio,    Peze  filio;    partis  domus  et  vinee  heredem  eam   fecimua. 

—  ")  Kukulieviö  II.  127.  1174;  175.  1184;  193.  1188;  202.  1189;  205. 
1189  (hier  sehr  deutlich  von  den  iudices  getrennt);  220.  1192;  293.  1174. 

—  ")  Stat.  Spal.  II.  56  (S.  49)  bucharii,  qui  fuerint  dati  a  curia  alicui 
intrandi  possessionem  pro  debito  vel  proprietate.  —  Stat.  Spal.  III.  1 
S.  61.    Mitteilung  de«r  Besitzesanweisung  durch  rivarius  und  buchariua. 
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beamte  ist  und  weit  über  dem  ebenfalls  exequierenden  riva- 
rius  steht/)  Im  ursprünglich  sla vischen  Lesina  vertritt  der 
bucarius  die  Gemeinde  beim  Eid'-),  gerade  so  wie  das  in 
Italien  weithin  der  preco  tut.  Weiter  hilft  dann  noch  das 
Statut  des  ebenfalls  ursprünglich  slavischen  Skardona.  Hier 
wird  mit  den  neuen  iudices  auch  ein  neuer  bucharius  ge- 
wählt.^) Dieser  hat  dann  die  Exekution  eines  Urteils  vor- 
zunehmen, wird  aber  insoweit  mit  dem  pristaldus  und  dem 
tribunus  gleichgesetzt/)  Der  pristaldus  kommt  in  den  kroa- 
tischen Urkunden  schon  bis  in  das  11.  Jahrhundert  herein 
vor,  so  zwar,  daß  er  vom  Gericht  immer  für  den  einzelnen 
Fall  zur  Besitzeinweisung  aufgestellt  wird;  je  nach  dem 
iiäng  des  Gerichts  ist  er  selber  ein  sehr  vornehmer  Mann.*) 
Da  ich  der  sla\ischen  Dinge  leider  vollkommen  unkundig 
bin,  vermag  ich  das  Amt  des  prestaldus  oder  bucharius  nicht 
weiter  zu  verfolgen.')    Für  den  Zweck  dieser  Untersuchung 


1)    Stat.  Spal.  IV.    106    (S.  182).     Daa    Zuwiderhandeln    gegen    die 
■  Mtzeseinweisung    durch    den    bucharius    wird    fünfmal    so    hoch    ge- 
jtt    (mit  100  sol.)    als  der   Bruch  der  Besitzeseinweisung  durch  den 
.irius.      Ist    es     zufällig,     daß    hier     dieselbe    Strafe    von     100     sol 
bangt    wird,    wie    (S.  228    N.  2)    bei    der    Verletzung    des    von    der 
neinde    erlassenen    Verbots?     Für     Istrien     vgl.    S.    296     N.    4.    — 
-tat.   Pharae    I.   1    (1331).  —  3)  Stat.   civ.   Scard.   c.  86.   —  «)  Stat. 
.  Scard.  c.  26.     De   bucariis    sive    pristaldis    et    eorum    salario:    item 
..Jinamus,   quod  tribunus   vel   prittandus,   qui   dati   fuerint  de 
.curia  intrandi  alicui  pro  debito  proprietat«  in  vineam  seu  in  terram,  in 
campo  extra  civitatem  in  Utus,  ut  habeat  3  solidos,  usque  Morna  vero 
t  Rolidos,  et  ubicuuque  longius  fuerit  in  districta  Scardonensi,  tunc  secun- 
tum  extimacionem  distancie;  et  si  plus  fuerit  de  20  iugeribus,  habeat  pro 
quolibet  iugere  denarios  VI,  per  rationem  sive  sit  bucarius  seu  pristal- 
dus, de  illo  cui  tenutam  dederit.    Si  vero  per  placitum  vinctus  (!)  fuerit 
ecram  curia  et  bucarius  sive   pristandus  datus  fuerit,   habeat  sirailiter 
d«    pristausghia,    sicut    superius    est    expressum.    —    »)   Racki  68.   1071. 
Kakulievic  II.  21.  1111;  65.  1151;  89.  1163;  90.  1164;  140.  1178;  156.  1180; 
H3   (fälschlich   164)    1181;    172.   1182;   174.   1184;    178.   1185;   200.   1189; 
256.  1198;  Lucius  historia  —  di  Trau  S.  23.  1210.  1216.  —  •)  Eine  russi- 
»^he  Analogie  bei  Reutz  S.  97,    der  außerdem  das  Amt  auch  noch  aus 
2  andern   mir    nicht   zugänglichen  späteren   Statuten    (von   Brazza   und 
Trau)   kennt.    —    Anderes  bei  Preux   la  loi   du  vinodol    (revue  hist.  du 
iroh  frangais  et  «r.  XX  S.  605),  wo  ebenfalls  der  pristaldus  als  VoU- 
vtreckungsbeamter   angesehen    wird,   den   der   Richter   von   Fall   zu   Fall 
.s  den  Vornehmsten  wählt. 
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genügt  aber  das  gesammelte  Material:  dasselbe  ergibt 
wieder,  daß  der  mit  dem  vornehmen  bucharius  oder  pri- 
staldus  gleichgestellte  tribunus  ein  Vollstreckungsbeamter  ist. 
Es  ist  eben  in  Spalato,  wo  sich  auch  eben  das  Vordringen 
des  slavischen  Elements  verfolgen  läßt,  an  Stelle  der  latei- 
nischen Bezeichnung  tribunus  die  slavische  bucharius  ge- 
treten. Nach  wie  vor  fungiert  dabei  neben  dem  comes  (prior) 
nur  ein  einziger  Vollstreckungsbeamter,  und  er  muß  ein  Vor- 
nehmer gewesen  sein,  weil  er  neben  dem  comes  als  Jahres- 
regent erwähnt  wird. 

So  sind  also  die  tribuni  in  diesen  Römerstädten  zwar 
Vollstreckungsbeamte,  aber  nicht  die  regierenden  Richter 
geworden.  —  Im  einzelnen  ergeben  sich  dann  freilich  Fragen, 
welche  mit  unsern  Quellen  nicht  sicher  zu  lösen  sind.  Warum 
ist  vor  allem  in  Zara  weit  überwiegend  eine  Mehrzahl  von 
tribuni  bezeugt,  in  Spalato  nur  einer?  Vielleicht  ist  es  ein 
bloßer  Zufall  der  Überlieferung.  Oder  es  kann  die  Erschei- 
nung damit  zusammenhängen,  daß  in  Zara  der  dux,  also  das 
Oberkommando  war  und  dort  ursprünglich  eine  Mehrzahl  von 
Truppen  gelegen  haben  mag.  Allein  das  wahrscheinlichste 
ist  ein  drittes:  gerade  die  vorletzte  Erwähnung  in  Zara^) 
zeigt,  daß  auch  hier  für  die  Zwangsvollstreckung  ein  Ein- 
zelner auf  ein  Jahr  als  tribunus  aufgestellt  war;  das  gleiche 
mag  dann  auch  für  Spalato  gelten,  wo  ja  später  wieder  ein 
einziger  bucharius  amtiert.  Dann  würde  eben  die  Exekution 
bei  den  tribuni,  den  Militärbefehlshabern  überliaupt  liegen, 
aber  es  hätte  sich  daraus  ein  kommunales  Wahlamt  ge- 
bildet, das  von  Jahr  zu  Jahr  übertragen  wird.  Ähnliches  ge- 
schah anscheinend  mit  dem  venezianischen  Tribunat. 

Endlich  treten  in  einer  sehr  frühen  ragusinischen  Ur- 
kunde unter  den  Vornehmen  auch  zwei  vicarii  auf.  Da 
schon  die  Zweizahl  nicht  an  die  Vertretung,  etwa  des  prior 
denken  läßt,  so  wird  man  in  diesen  vicarii  Offiziere  oder 
wenigstens  militärische  Würdenträger  sehen  müssen.  Sie  be- 
gegnen ja  auch,  wie  sich  bald  zeigen  wird,  in  Istrien.-) 


»)  ob.  S.  246  N.  9.  —  »)  Kukiilievic  I.  114.  1023  s.  m.  domni  Lam- 
pridii  vicarii,  filii  domni  Bilze  ...  s.  m.  loaunis  vicarii.  Allerdiags 
wird  ein  Lampridius  als  prae&es  der  Stadt  genannt.  Da  aber  der 
vicariug  Lampridius  bint«r  andern,  auch  hinter  einem  sacerdos  genanat 
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Die  letzte  Frage  ist.  wie  sich  die  dalmatinischen  tribuni 
und  vicarii  genauer  in  die  römische  Militärverfassung  ein- 
reihen. Das  ist  nun  zunächst  wahrscheinlich,  daß  sie  noch 
den  altem,  durch  die  Strategik  des  Mauricius  belegten  Stufen 
angehören,  wo  die  Befehlshaber  der  banda  (numeri)  als  tri- 
buni. bezw.  vicarii  bezeichnet  werden.  Denn  einerseits  darf  man 
nicht  annehmen,  daß  das  dalmatische  Recht  des  10.  und 
11.  Jahrhunderts,  welches  ja  stets  mit  dem  oströmischen  Recht 
in  Zusammenhang  blieb,  gar  die  ältere  Bedeutung  der  tribuni 
iUs  Chiliarchen  festgehalten  hätte,  während  sie  schon  bei 
Mauricius  aufgegeben  ist:  auf  der  andern  Seite  weiß  aber 
das  dalmatische  Recht  sowenig  als  das  venezianische  etwas 
von  comites  bandi.  —  Dann  aber  ist  zu  erwägen,  welcher 
Waffengattung  diese  Offiziere  angehörten.  Sicher  ist  nur, 
daß  der  dalmatische  tribunus  keinesfalls  so  nieder  stand. 
wie  im  10.  Jahrhundert  die  oströmischen  Offiziere  der 
Fußtruppen;  denn  wenn  ein  tribunus  unmittelbar  zum  prior 
aufsteigen  kann,  der  ja  die  Stellung  eines  Strategen  hat,  so 
setzt  das  eine  gewisse  Standesgleichheit  der  beiden  Beamten 
voraus:  auch  mag  darauf  hingewiesen  werden,  daß  im  10.  Jahr- 
hundert tribuni  der  Fußtruppen  zwischen  den  drungarii  der 
Fußtruppen  und  den  vicarii  locorum  überhaupt  nicht  mehr 
bezeugt  sind.  Aber  andererseits  wäre  der  Schluß,  daß  es  sich 
notwendig  um  Tribunen  und  Vikare  von  Reitertruppen  han- 
delt, doch  nicht  zwingend.  Es  kann  das  Heer  auch  schon 
zu  der  Zeit,  da  es  noch  wesentlich  Feldheer  war,  in  diesen 
westlichen  Gebieten  eine  Art  MilTz  geworden  sein,  und  gerade 
deshalb  mögen  die  neuen  Bezeichnungen  für  das  Reiterheer 
nicht  durchgeschlagen  haben.  Vielleicht  kommt  dann  da- 
neben auch  noch  eine  Beziehung  zur  Flottenmannschaft  in 
Betracht,    welche   ja    zeitweis    dem    Reiterheer   gleichsteht.^) 


wird,  so  kann  er  nicht  dem  regierenden,  dem  fiischof  koordinierteo 
praeses  Lampridius  gleich  sein;  die  Angabe  de.«  Vaters  soll  dann 
gerade  den  vicarius  Lampridius  von  dem  praeses  Lampridius  unter- 
scheiden. 

*)  Vgl.  ob.  S.  245  N.  2;  Gelrer,  Entstehung  der  Themenverfassuag 
8.  33  f.  Eine  Beziehung  zur  Flotte  könnte  angedeutet  sein  in  Radki 
21.  999.    Maius  tribunus  marre  insac-o. 
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II.  Die  älteren  Quellen  kennen  nirgends  den  gewöhnlichen 
italienischen  Namen  für  den  Vollstreckungsbeamten:  gastaldio. 
Wenn  dann  doch  da  und  dort  in  den  Quellen  des  14.  und 
15.  Jahrhunderts  dieser  Beamte  vorkommt^),  so  geht  das 
sicher  auf  den  Einfluß  Venedigs  zurück,  welches  im  Laguneii- 
gebiet  ebenfalls  weithin  gastaldiones  unterhielt. 

III.  In  Zara  erscheinen  in  einer  sehr  frühen  Urkunde 
einmal  camerarii  —  eine  Bezeichnung,  die  auf  eine  Finanz- 
beliörde  weist;  sie  besteht  anscheinend  aus  vier  Köpfen.^) 
—  Weiter  wird  in  offenbar  hoher  Stellung  zu  Zara  wieder- 
holt ein  commerciarius  genannt.^)  In  Ragusa  erhebt  wäh- 
rend des  13.  Jahrhunderts  ein  commerciarius  auf  dem  dort 
abgehaltenen  Markt  (commercium)  für  den  Serbenkönig  eine 
Abgabe*),  wohl  von  den  dort  handelnden  Serben.  Ist  es 
nun  schon  jetzt  deutlich,  daß  auch  der  commerciarius  ein 
Finanzbeamter  ist,  so  wird  man  darin  durch  das  byzantinische 
Recht  bestärkt.  Hier  wird  vom  Handel  das  commercium 
erhoben.^)  Der  KoiapepKäi  io(;  ist  Beamter  für  ein  ganzes 
BeMa.*)  Das  Amt  entspricht  so  vollkommen  dem  in  den 
westlichen  Quellen  des  6.  Jahrhunderts  bezeugten  siliqua- 
tarius,  der  auch  zur  Erhebung  der  Verkehrssteuer  für  eine 
g-anze  Provinz  eingesetzt  ist.^)  In  Arbe  begegnet  der  com- 
merciarius, jetzt  als  Lokalbeamter,  noch  im  Statut  des 
14.  Jahrhunderts,  ist  aber  —  ähnlich  den  Finanzbeamten 
(dem  rivarius)  in  Venedig  —  hier  zum  allgemeinen  Voll- 
streckungsorgan geworden.") 

»)  Stat.  Pharae  1. 10;  reform.  Curzulae  c.  8  (S.  75).  Für  Zara  KeuU 
S.  85.  —  2)  Racki  86.  1076.  —  »)  Racki  38.  1044;  70.  1072;  134.  1096 
Slavi  comerzarii  et  fratris  eius  (die  Stelle  beweist,  daß  es  sich  um  eiue 
Beschäftigung,  nicht  um  irgend  eine  Geschlechtsbezeichnung  handelt). 
Kukulievic  II.  90.  1164.  Der  hier  genannte  Pruona  commerzarius  muß 
aus  Zara  sein  wie  der  notarius  lohannes  und  wie  Chrisogonus  iudex 
(Kukulievic  II.  96.)  —  «)  Liubic  I.  84.  85.  89.  1243.  —  »)  Theopharfe« 
ehron.  (de  Boor)  S.  475  Z.  17;  S.  487  Z.  19  KO|a|Li^pKiov  Markt  u.  Markt- 
abgabe; Novelle  des  Joannes  Zymiskes  (Zachariae  ius  graeco-Romanutn 
III  S.  30f.):  hier  wird  (e.  1  c.  2)  untersucht,  inwieweit  die  Soldaten  von 
ihren  Käufen  KOnin^pKiov  zu  zahlen  haben.  —  »)  Const.  de  udniinist.  imp. 
c.  43  S.  190  Z.  20  KOMUcptoctpiov  xa^Wotq;  XaXbia  aber  ist  nun  ein  O^iua 
«.  45  S.  199  Z.  18;  c.  50  S.  226  Z.  10;  vgl.  Geizer,  Die  Genesis  der  byzan- 
tinischen Themenverfassung  S.  103.  —  ')  Cassiodor  II.  12,  II.  19.  — 
»)  Stat.  comm.  Arbensis  T.  12,  V.  15. 
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Beilage  xa  §  4. 

Die  Quellen  des  byzantinischen  Militärrechts. 
Als  die  wesentlichsten  Quellen  kommen  in  Betracht  die  sog. 
Strategik  des  Mauricius  (ed.  Scheffer  1664),  dann  die  Taktik  des  Leo 
(Dach  der  ursprünglichen  Ausgabe  des  Meursius  und  Lami's  Verbesse- 
rungen aus  eine-r  andern  Handschrift  bei  Migue  patril.  gr.  107  col. 
6C9f.),  das  taktische  Fragment,  welches  von  Köchly  im  Züricher  Index 
leotionum  vom  30.  Okt.  1854  herausgegeben  wurde  (danach  in  Migne  patr. 
gr.  107  col.  1095 — 1120  abgedruckt),  und  welches  in  seinem  hier  wichtigen 
Kapitel  c.  35  sicher  keine  älteren  Zustände  als  die  Taktik  Leos  wieder- 
gibt, endlich  die  leges  militares,  welche  in  verschiedenen  Formen  ge- 
druckt sind,  eine  bei  Leunclavius  iuris  Graeco-ßomani  t.  II  S.  249 — 255, 
die  letzte  Edition  bei  Zachariae  in  Byzantinische  Zeitsdirift  III  S.  450 
bis  453.  Außer  Betracht  kann  die  taetica  Constantini  (V'III)  bleiben 
(Krurabacher  S.  258),  welcher  die- taetica  Leonis  coust.  5 — 11  zu  gründe 
li«?gt:  denn  die  militärrechtlich  wichtigen  const.  4  u.  18  der  Leonischen 
Taktik  sind  hier  nicht  benutzt.  —  Zachariae  hat  nun  ebenda  S.  437 — 457 
eiue  Datierung  de-s  Mauricius,  des  Leo  und  der  leges  militares  gegeben. 
—  Deutlich  ist  in  der  Tat  die  Entstehungszeit  de«  sog.  Mauricius. 
Wiewohl  nichts  für  eine  Autorschaft  des  Kaisers  Mauricius  spricht  und 
auch  die  Notiz  einer  Handschrift  (Förster,  Hermes  XII  S.  456),  daß  ein 
anderer  unter  Kaiser  Mauricius  geborener  Mauricius  der  Verfasser  war, 
von  Zachariae  nicht  ohne  Grund  angefochten  wird  (ebenda  S.  440),  so 
z«igt  doch  der  Inhalt,  daß  die  Schrift  nicht  vor  dem  Ende  des  6.  Jahr- 
hunderts und  nicht  nach  dem  ersten  Drittel  des  7.  Jahrhunderts 
entstanden  sein  kann;  denn  es  sind  die  Hauptfeinde  im  Westen  Avaren, 
Franken  und  Langobarden,  im  Osten  aber  kommen  die  Perser  und 
noch  nicht  die  Araber  in  Betracht.  —  Anders  verhält  es  sich  mit 
d«?r  Zeitbestimmung  der  Taktik  und  der  leges  militares.  Hier  führt 
Zaeliariae  aus,  daß  die  Taktik  nicht,  wie  man  bisher  annahm,  auf 
Leo  den  Weisen,  sondern  bereits  auf  Leo  den  Isaurier  zurückgehe, 
also  aus  der  ersten  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  statt  aus  dem  Ende  des 
9.  oder  dem  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  stamme;  die  leges  militares 
aber  gehörten  ebenfalls  der  vormazedonischen  Zeit  an.  Diese  Meinung 
i^'t  dann  ohne  irgendwelche  selbständige  Begründung  von  Schenk  in 
Byzantinische  Zeitschrift  V  S.  298  f.  angenommen  und  wird  auch  bei 
Krumbacher  S.  636  f.  vorgetragen.  So  ungern  ich  nun  einer  so  großen 
Autorität  wie  Zachariae  mich  entgegensetze,  so  muß  ich  doch  Ein- 
spruch erheben:  die  Beweisführung  beruht  auf  einer  Reihe  von  Irr- 
timern, die  ich  nur  dadurch  zu  e-rklären  vermag,  daß  es  sich  um  die 
h'tzte  Arbeit  eines  hochbetagten,  erblindeten  Meisters  handelt.  Ich 
spreche  zunächst  von  der  Taktik,  dann  von  den  leges  militares. 

I.  Abgesehen  von  einem  Schluß  aus  der  Persönlichkeit  der  beiden 
1  eo,  der  aber  gegenüber  einem  oft  langweilig  moralisierenden  Werk, 
V  •'■   es  die  Taktik   ist,   nicht   recht   verfängt,   stützt    sich   Zachariae   zu- 
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nächst  auf  folgenden  Grund:  die  Taktik  werde  im  appendix  eclogae 
zitiert,  müsse  also  älter  als  dieser  Appendix  sein;  der  appendix  eclogae 
aber  gehöre  dem  9.  Jahrhundert  (vgl.  auch  Zachariae  'AvdKboTa  S.  176) 
—  d.  h.  ofTenbar  genauer  der  Zeit  vor  den  Basiliken  —  an,  weil  er 
aus  Digesten  und  Kodex  „Bearbeitungen"  gebraucht  habe,  welche  in 
den  Basiliken  und  deren  Scholiasten  nicht  mitgeteilt  sind.  Allein  hier 
spielen  zwei  Irrtümer. 

In  der  Tat  trifft  es  nicht  zu,  daß  die  Masse  jener  wechselnden. 
Zusätze  zur  ecloge,  welche  man  unter  dem  Titel  appendix  zusammen- 
zufassen pflegt,  aus  einem  Material  stammt,  welches  vor  dec  Basiliken 
liegt:  nur  1,  6—8,  11,  12,  21,  22,  46,  51—54  c.  1  begegnen  nicht  in  den 
uns  vorliegenden,  bekanntlich  aber  selber  se-hr  lückenhaften  Texten 
jenes  großen  Rechtsbuchs.  Andererseits  ist  es  auch  gar  nicht  richtig, 
daß  die  Taktik  des  Leo  allemal  in  diesem  appendix  zitiert  wird:  die- 
Texte  allerdings,  welche  Zachariae  in  seinen 'Av^Kboxa  S.  184  f.  heraus- 
gegeben hat,  haben  (S.  191)  das  Zitat:  itcpl  öxpaTiWTiKÜ&v  ^mriMiuiv  iK 
ToO  |)oüqpov  Kai  TOiv  toktiküiv.  Allein  sie  sind  sämtlich  junge  Texte: 
der  von  Zachariae  zu  gründe  gelegte  Pariens.  1384  gehört  etwa  dem' 
Jahr  1166  (Zachariae  6  irpöxcipo?  vö^o?  S.  CXCV)  an.  Der  Cod.  Bod- 
leianus  715  aber,  der  von  Zachariae  früher  (ö  Trpöx€ipo^  vöfio?  S.  323) 
dem  Anfang  de»  11.  Jahrhunderts,  jeizt  —  offenbar  wegen  der  901 
endigenden  Patriarchenliste  (Zachariae  ö  irpöx^ipo?  vö^o^  S.  325)  — 
dem  Jahr  903  zugeschrieben  wird  (Byzantinische  Zeitschrift  III  S.  438) 
und  welcher  die  kürzeste  Form  des  allmählich  anschwellenden  appendix 
gibt  (nur  10,  12,  18,  19,  37  des  Textes  in  'Av^Kbora  S.  327  finden  sich 
bereits  in  Bodl.  715),  zitiert  nicht  die  Taktik.  Vielmehr  kehrt  hier  der 
militärstrafrechtliche  Stoff  in  einer  ganz  andern  Form  wieder  (Zachariae 
6  npöxcipo?  vöiuo?  S  327);  derselbe  wird  in  zwei  Kapiteln  vorgetragen: 
K€cpdXaia  tUjv  axpaTiujTiKiöv  dnixiiaiaiv  ßißXiou  xuiv  bifioTiuv  ii  k;'  (d.  h. 
tit.  16  de  re  militari  D.  49)  uncf  rrepi  öxpaxiujTiKutv  ^mxiniuuv.  Die 
dürftigen  Angaben  bei  Zachariae  lassen  den  Bestand  nicht  vollständig 
übersehen,  aber  das  ist  klar,  daß  es  sich  um  zwei  Fassungen  derselben 
Sammlung,  eine  längere  und  eine  kürzere,  handelt:  die  beiden  mitge- 
teilten Anfänge  des  ersten  Kapitels  kehren  in  dem  zweiten  Kapitel 
wieder.  Wieder  zeigt  sich,  daß  trotz  der  Überschrift  nicht  eine  bloße 
Wiedergabe  von  D.  49.  16  vorliegt;  denn  hier  fehlt  gerade  jede  Stelle, 
welche  dem  repi  oxpaxiujxou  KX^irxovxoq  der  beiden  Fassungen  unserer 
Sammlung  entspricht.  Endlich  aber  muß  diese  Sammlung  mindestens 
sehr  nahe  Verwandtschaft  mit  demjenigen  Teil  der  leges  militafes 
gehabt  haben,  welcher,  wie  unten  zu  erweisen  ist,  nicht  aus  der  Stra- 
tegik,  bzw.  Taktik  genommen  ist:  §  1  der  beiden  Fassungen  entspricht 
§  25  der  leges  militare«  in  der  Fassung  Zachariaes;  §  13  der  ersten 
Fassung,  §  54  der  zweiten  Fassung  entspricht  §§  27.  29  der  leges  mili- 
lares  bei  Zachariae  und  dazu  noch  §  8  bei  Leunclavius.  —  So  kennt 
also  anscheinend  diese  früheste  Handschrift  das  Zitat  der  Taktik  gerade 
noch  nicht  und  das  Verhältnis  der  Taktik  zu  den  Texten  des  appen- 
dix   ecloge    führt    also    eher    umgekehrt    darauf,    die    Taktik    der    Zeit 
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nach  903  ziizuschreibe«.  wenu  ich  auch  auf  so  unsichere  Beneismittel 
wenig  Wert   lege. 

Jedenfalls  fällt  aber  mit  diesem  Textbestaiid  auch  das  weitere 
Argument  Zachariäs,  daß  der  Schreiber  von  Bodl.  71.3  die  TOKTiKd  als 
ßaaiXiKd  TaKTiKd  hätte  bezeichnen  müssen,  wenn  sie  erst  unt^r  Leo  dem 
Weisen  zustande  gekommen  wäre:  denn  Bodl.  715  zitiert  die  Taktik  gar 
nicht,  sondern  dies  tun  erst  die  viel  späteren  Texte  des  Appendix. 

Gar  kein  Argument  für  die  Entstehung  in  vormazedonischer  Zeit 
ist  es,  daß  die  Taktik  das  Militärrecht,  welches  die  Basilika  enthält, 
nicht  berücksichtigt;  denn  der  Stoff  der  Basiliken  lag  ja  auch  schon  in 
den  justinianischen  Quellen  vor  und  doch  denkt  natürlich  niemand 
daran,  die  Taktik  des  Leo  als  etwas  vorjustinianisches  anzusehe-a.  Die 
Taktik  hat  eben  ganz  andere  Ziele  als  juristische  und  was  .«ie  juristi- 
sches bietet,  ist  nur  ein  ganz  kleiner  Teil  des  ganzen  Werkes,  der  wort- 
wörtlich aus  der  auch  sonst  benutzten  Strategik  des  Mauricius  L  c.  Ö — 8 
herübe rgenomnien  ist.  Die  Strategik  macht  dann  auch  die  Bedeutung 
diesfT  Stellen  vollkommen  klar;  nach  den  Überschriften  und  Ein- 
leitungen wird  mitgeteilt  das.  was  die  Soldaten  in  ihrem  Fahneneid  be- 
schwören müssen  (Mauricius  L  6),  was  die  Offiziere  im  Fahneneid  be- 
schworen (L  c.  7).  endlich  was  als  Kriegsartikel  verlesen  wird  (I.  c.  8). 
E*-  i-t  sehr  natürlich,  daß  diese  Stücke  und  gerade  nur  sie  in  die 
Taktik  aufgenommen  wurden,  freilich  so,  daß  die  Überschrift  weg- 
gelassen wurde-;  dadurch  entstehen  dann,  weil  dieselben  Bestimmungen 
im  Fahneneid  für  die  Soldaten  und  Offiziere  wiederkehren,  ein  paar 
Doubletten  (Takt.  VIII  §  10  und  §  14,  §  6  mit  §  16),  die  man  beileibe 
nicht  auf  verschiedene  Textformen  zurückführen  darf. 

Zachariäs  viertes  Argument  ist,  daß  am  Ende  der  Vorrede  zur 
Taktik  noch  von  einem  anderen  ^YX^'pi^i<>^  gesprochen  werde,  den 
der  Kaiser  über  juristische  Materien  schon  früher  publiziert  habe: 
damit  aber  sei  die  isaurische  ecloge  gemeint.  Das  ist  aber  ein  Irrtum. 
Der  Kaiser  spricht  in  der  Vorrede  nicht  von  einem  ^YX€*Pi^*o?<  sondern 
von  einem  Trpöxeipo? :  zuerst  heißt  es  Taüra-irpöxcipov  TÖEiv  vönov  uapa- 
biMa^ev,  später:  üicJircp  ouv  äXXov  Tivö  irpöxcipov  vö^iov  u^iv,  d)^ 
ilpryrai,  (TTpoTriTiKÖv  rf\v  irapoüöav  irpcrfMaTeiav  üra"fop£i)ovT€s.  -^l^o 
der  Kaiser  bezeichnet  die  Taktik  als  ein  anderes  'apöx€ipo(;  vömo^. 
Dann  aber  ist  ein  deutlicher  Gegensatz  zu  dem  irpöxeipoi;  vöuoi;  von 
879  gegeben. 

Zu  demselben  positiven  Resultat  aber  führt  es,  daß  ein  paarmal 
als  der  Vat^r  des  Kaisers  Leo,  welcher  die  Taktik  verfaßte,  der  Kaiaer 
Basilius  genannt  ist  (tact.  const.  IX  §  13,  XVIII  §  101),  und  daß 
wiederholt  ein  bedeutender  Strateg  Nicephorus  erwähnt  wird,  welcher 
zu  Zeiten  des  Verfassers  gegen  die  Araber  und  in  Süditalien  (Lango- 
bardia)  kämpfte  (tact.  const.  XI  §  20,  XV  §  38,  XVII  §  83):  dieser  aber 
kann  niemand  anders  sein,  als  der  berühmte  Strateg  Nicephorus  Phokas 
unt^r  Basilius  und  Leo  dem  Weisen  (Gregorii  Monachi  chron.  ed.  de 
Muralt  S.  757  N.;  vita  Basilii  c.  71;  vita  Leonis  c.  10;  dazu  Rambaud 
Tempire  grec  au  Xme  siöcle  S.  87  und  vor  allem  Hirsch  in  Gott.  G.  A. 
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1873.  S.  496 f.);  einige  andere  Ereignisse,  welche  in  den  Anfang  dw 
10.  Jahrhunderts  fallen,  bei  Förster  in  Hermefi  XII  S.  428  N.  2.  —  So 
ist  es  durchaus  sicher,  daß  die  tactica  der  älteren  Meinung  gemäS  eia 
Werk  Leo  de«  Weisen  war;  wahrscheinlich  entstand  es  nach  903,  d.  h. 
nach  dem  cod.  Bodl.  715. 

II.  Etwas  anders  verhalt  es  sich  mit  den  leges  militares.  — 
Zachariae  behauptet,  sie  müßten  der  vorniazedonischen  Zeit  ent- 
stammen, weil  sie  Stellen  aus  Digesten  und  Kodex  verwenden,  welche 
nicht  in  den  Basiliken  aufgenommen  seien.  Diese  Behauptung  ist  nun 
durchaus  nicht  zutreffend,  wie  sich  freilich  im  ganzen  aus  einer 
Synopsis  der  Basiliken  ergibt,  welche  erst  nach  dem  Tode  Zachariae-t 
von  Ferrini  und  Mercati  herausgegeben  wurde  (Basilicorum  libri  LX 
vol.  VII.  1897).  In  Betracht  kommt  aus  den  Basiliken  Buch  LVII.  Dfts 
57.  Buch  aber,  wie  die  ganze  Masse  von  53 — 59  ist  in  keiner  Hand- 
schrift erhalten,  sondern  lediglich  aus  späteren  Auszügen  eingefügt 
(Basil.  libri  LX  t.  VI  S.  188.  189  f.,  auch  S.  182);  die  neu  edierte  Syn- 
opsis nun  aber  zeigt,  daß  in  Buch  LVII  t.  1  viel  mehr  stand,  als  die 
bisherigen  Restitutionen  angenommen  haben.  Von  dem  Teil  der  leges 
militares  (ed.  Zachariae),  welcher  auf  justinianisches  Recht  zurückgeht, 
findet  sich  danach  die  Masse  auch  in  den  Basiliken  und  zwar  einigem 
schon  in  der  bisher  bekannten  Basilikenform:  §  18  leg.  m.  =  Basil.  LVI[ 
1.  9;  §  22  =  Basil.  XIX  1.84  (wenn  dieser  §  22  wirklich  =  C.  J.  IV.  41.  2; ; 
§  23  leg.  m.  =  Basil.  LX.  36.  3;  §  40  =  Basil.  LX.  35.  14;  §  41  =  Basil. 
LX.  37.  13;  in  der  neuen  Synopsis  aber  stehen:  §  20  leg.  m.  =  S.  134; 
§24  =  8.135;  §25a  =  S.  134;  §  25b  =  S.  134  u.  135;  §26  =  8.135; 
§28  =  8.138;  §  30  =  S.  134;  §  37  =  134;  §38  =  8.135;  §  29  (=  C.  J. 
XII.  35.  15  pr.)  kann  sehr  wohl  in  der  Synopsis  LVII  t,  3  gestandea 
haben;  denn  hier  ist  ein  Blatt  ausgefallen.  §  31  leg.  m.  hat  mit  C.  J. 
TX.  8.  6  wohl  so  wenig  zu  tun,  als  §  39  leg.  m.  mit  D.  48,  3.  12  pr.  Von 
den  Stellen  der  leges  militare«  also,  die  aus  justinianischem  Recht 
stammen,  finden  sich  nur  §§  21.  32.  36  nicht  in  der  neuen  Basilika  Syn- 
opsis, und  auch  von  diesen  Stücken  kann  man  nicht  mit  irgendwelcher 
Sicherheit  behaupten,  daß  sie  deshalb  nicht  in  den  Basiliken  gestanden 
haben.  Deon  wie  der  Vergleich  mit  den  bisherigen  Auszügen  erweist, 
ist  auch  diese  Synopsis  nicht  vollständig.  — 

Neben  diesen  Stellen  aus  den  großen  Rechtsbüchern  enthalten 
die  leges  militares  aber  auch  die  beiden  Fahneneide  und  die  Kriegs- 
artikel, wie  sei  bei  Mauricius  und  bei  Leo  ste-hen.  Die  Kapitelunter- 
scheidung des  Mauricius  ist  in  den  leges  wie  bei  Leo  aufgegeben^,  da- 
für ist  dann  aber  im  Gegensatz  zu  Leo  von  den  dadurch  entstehenden 
Doubletten  (tact.  VIII  §  10  mit  §  14,  §  6  mit  §  16)  das  eine  Glied 
ausgelassen  und  ebenso  die  einleitenden  und  verbindenden  Partien  den 
Mauricius  in  der  Taktik  (tact.  VIII  §  1,  §  12,  §  17— §  19,  §  27)  welche 
keine  Normen  enthalten.  Nur  Takt.  VIII  §  26,  der  auch  bei  Mauriciua 
fehlt,  mangelt  in  den  leges  niilitaies  gleichfalls  (Zacharia  in  Byzant. 
Zeitschrift  III  S.  447,  S.  454).  — 
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DfT  Stoff  der  leges  militare^.  der  nicht  in  Strategik  und  Taktik 
wieder  vorkommt,  fällt,  wie  unter  I.  bemerkt  worden  ist,  offenbar  au- 
hammen  mit  der  Kompilation  über  Militärstraf  recht,  welche  derBodI.715 
in  £wei  Fassungen,  einer  längeren  und  einer  kürzeren,  mitteilt.  So- 
kann  man  deutlich  die  Elemente  erkennen,  aus  denen  sich  die  lege^ 
zusammensetzen.  Wenn  man  nun  bedenkt,  daß  die  leges  militare« 
in  den  meisten  Texten  als  ^k  toö  ^ö<pou  xai  Tilrv  TOKTiKüiv  überschrieben 
werden  (Zachariä  a.  a.  O.  III.  S.  450,  455;  Leunclavius  [II.  S.  249]  hat 
überhaupt  nur  ^k  toö  ^q)ou),  so  ist  man  nach  meiner  Meinung  fast 
gezwungen,  diesen  Rufus  als  Verfasser  der  in  Bodleianus  715  über- 
lieferten Sammlung  des  Militärstrafrechts  zu  betrachten  und  nicht 
allenfalls  als  Autor  der  s.  g.  Strategik  des  Mauricius,  wie  dies  Zachariä 
S.  455  tut.  Denn  nicht  nur  hat  man  handschriftlich  gar  keinen  Anhalt 
dafür,  daß  die  Strategik  irgend  einem  Rufus  zugehört,  i^ondern  vor  allem 
ist  doch  das  Militärstrafrecht  des  Mauricius  ganz  gleichlautend  mit 
dem  der  Taktik,  jene  besprochene  Überschrift  aber  muß  doch  wahr- 
scheinlich so  gefaßt  werden,  daß  die  Teile,  welche  nicht  in  der  Taktik 
stehen,  aus  dem  Rufus  genommen  sind. 

So  läßt  sich  also  mit  Zachariä  nicht  beweise«,  daß  die  leges 
milit.  vor  den  Basiliken  entstanden  sind.  Aber  ebensowenig  kann 
man  erweisen,  daß  ihr  Material  —  der  Rufus  m.  E.  — ,  soweit  es  nicht 
den  Fahneneiden  und  Kriegsartikeln  entlehnt  ist,  gerade  erst  auf  den 
Basiliken  beruhen  müßte.  Dasselbe  kann  natürlich  gerade  so  gut  un- 
mitte4bar  aus  der  justinianischen  Kompilation  gesammelt  sein.  Die 
Art  aber,  wie  Fahneneid  und  Kriegsartikel  aufgenommen  sind,  spricht 
einesteils  gemäß  der  äußeren  Behandlung  des  Stoffes  (Weglassung  der 
rberschriften  und  deshalb  Beseitigung  der  Doublett«n)  dafür,  daß  dem 
Kompilator  die  Taktik  schon  vorlag  und  für  das  gleiche  spricht  da-s 
zeitliche  Auftreten  der  leges  militares  in  den  Handschriften.  Anderer- 
seits spricht  §  1  leges  mil..  welcher  dco  tribunus  nennt,  dafür,  daß 
der  Fahneneid  in  der  Form  von  Mauricius  I.  c.  6  benutzt  wurde  und 
Takt.  VIII  §  26  fehlt  in  den  leges  militares,  genau  so  wie  in  der  Stra.- 
tegik.  —  So  entscheide  ich  mich  in  Bezug  auf  die  Entstehungszeit  der 
!pges  militares  nicht. 


n.  Istrien.') 

§  5.  Istrien  unter  den  Byzantinern  und  sein 
Übergang  an  die  Franken. 

I.    Istrien    war    bis   etwa    751    byzantinisch.    Es  stand 
unter  einem   eigenen   magister   militum.   der   übrigens  keine 


*)  Die  Grundlage  bildet  Kandlers  Codice  diplomatico  Istriano;  da 
derselbe  eine  fortlaufende  Reihe  fliegender  Blätter  für  je  eine  Urkunde- 
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nachweisbaren  Beziehungen  zu  Venetien  und  dessen  duces 
hatte/) 

darstellt,  und  zwar  wohl  das  einzelne  Blatt,  wenn  es  großen  ümfaug 
hat,  paginiert  ist,  aber  nicht  das  We-rk  im  ganzen,  so  bleibt  nicht» 
übrig,  als  die  Urkunden  nach  dem  Datum  zu  zitieren;  wo  eine  Ur- 
kunde im  folgenden  nur  nach  dem  Datum  zitiert  ist, 
meine  ich  die  Ausgabe  bei  Kandier.  Dabei  ist  zu  bemerken, 
daß  das  Münchener  Exemplar,  welches  ich  benutze,  offenbar  da  und 
dort  Lücken  hat,  welche  ich  wegen  des  Mangels  der  Seitenzahl  nicht 
re«ht  kontrollieren  kann.  —  In  der  Literatur  bildet  die  Grundlage  das 
vorzügliche  Buch  B.  Benussis:  nel  medio  evo,  pagine  di  storia  istriana 
1897  (Sonderabdruck  aus  den  atti  e  memorie  della  societä  Lstriana  di 
arcbeologia),  ohne  welches  die  folgenden  Studie-n  unmöglich  gewesen 
wären;  dann  auch  de  Franceschi  L'istria;  not«  storiche  1879. 

*)  Man  hat  die  in  Gregor,  registr.  TX.  154,  155  erwäiinte,  dem 
magister  militum  für  Istrie-n  [Gregor  IX.  160;  auch  die  ^^älschung  von 
angeblich  543,  das  sog.  Privilegium  Eufratianum  für  Parenzo  {§  8), 
das  soweit  irgendwie  eine  echte  Vorlage  benutzt  haben  muß,  spricht 
von  einem  magister  militum]  unterstellte  insula  Capritana  auf  Caorle 
im  Venezianischen  bezogen;  so  die  bei  Diehl,  etudes  sur  l'administra- 
tion  byzantine  dans  l'exarchat  de  Ravenna  S.  48  N.  5  genannten, 
Benussi  a.  a.  O.  S.  69  und  Hartmana  in  seiner  Geschichte  Italiens  II.  2 
S.  105,  119.  Diehl  a.  a.  O.  hat  das  abgelehnt,  und  die  Capritana  insula 
mit  dem  istrischen  Isola  gleichgesetzt,  das  ebenfalls  genannte  castellum 
novum  (Gregor,  registr.  IX.  155)  mit  Cittänova.  Letzterer  Ort,  der  ja  in 
der  Tat  Bischofssitz  ist,  ist  von  Diehl  richtig  gedeutet  und  dasselbe  gilt 
für  das  bei  Capodistria  liegende  (S.  277)  Isola;  denn  Caprae  ist  der 
Name  von  Capodistria  oder  lustinopolis,  wie  schon  Hegel,  Geschichte  der 
Städteverfassung  von  Italien  I  (S.  238  N.  2)  erkannte:  die  933  genannten 
Vertreter  von  Caprae  begegnen  schon  932  als  Vertreter  von  lustinopolis 
(Kandier  zu  933;  dann  zur  Urkunde  von  1074);  976;  Minotto,  acta  et 
diplomata  e  tabulario  Veneto  I.  1  S.  1  1030  hominibus  lustinopolis, 
que  alio  nomine  Capras  vocatur.  Das  Bistum,  das  später  mit  Capo- 
distria verbünde«  war,  gehörte  also  nach  Gregor  IX.  155  zuerst  zur  Isola 
von  Capodistria.  —  Gar  nichts  beweist  es,  daß  Paulus  Diaconus  II.  14  sagt: 
Venetiae  etiam  Histria  connectitur  et  utraeque  pro  una  provincia  haben- 
tur,  worauf  Cohn,  die  Stellung  der  byzantinischen  Statthalter  in  Ober- 
and  Mittelitalien  S.  18  und  nach  ihm  Lentz,  das  Verhältnis  Venedigs  zu 
Byzanz  S.  2  Gewicht  legt;  denn  gemeint  ist  damit  das  Venetien  der  römi- 
schen Zeit  (vgl.  Mommsen  in  N.  Archiv  V  S.  84f.),  dessen  Umfang  Paulu« 
auch  in  den  vorausgehenden  Sätzen  im  Präsens  schildert;  in  der  römi- 
schen Zeit —  schon  nicht  mehr  in  der  ostgotischen  (Cohn  a.  a.  O.  S.  11)  — 
gehört  Istrien  in  der  Tat  zu  V^enedig.  Daß  aber  das  Madrider  Provinz 
Verzeichnis  (S.  S.  rer.  Langobar4icarum  S.  188  f.)  nur  Venetien  erwähnt, 
bedeutet  (and€<-s  Cohn  S.  18)  gar  nichts,  weil  das  Verzeichnis  nur  eia 
schlechtes  Exzerpt  aus  Paulus  ist  (Mommsen  in  N.Archiv  V  S.  89). 
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Noch  lange  über  die  byzantinische  Zeit  hinaus  kann 
man  ausi  der  Appellation^),  welche  in  weltlichen  Streitig- 
keiten von  dem  Gericht  der  alten  römischen  Hauptstadt^) 
Istriens  Pola  an  den  Erzbischof  von  Ravenna  ging,  er- 
kennen, daß  Istrien  in  letzter  Instanz  unter  dem  Exarchen 
stand,  wie  umgekehrt,  daß  die  Gewalt  des  Exarchen  auf 
den  Erzbischof  von  Ravenna  übergegangen  ist;  denn  der  Erz- 
bischof von  Ravenna  hatte  in  Istrien  weder  kirchliche^)  noch 
Territorialgewalt,  wenn  er  auch  einige  Grundherrschaften 
dort  besaß,  und  so  läßt  sich  jene  eigentümliche  Überordnung 
über  Pola  nicht  anders  erklären,  als  aus  der  überkommenen 
Gewalt  des  Exarchen.*)    751   wird  Istrien  von  den  Lango- 


*)  Die  Belege  in  Atti  e  memorie  della  societä  Istriana  di  archeo- 
logia  IV:  1213  (S.  5)  der  Erzbischof  von  Ravenna  überträgt  einem 
Vornehmen  die  Besitzungen  der  raveunatischen  Kirche  in  Pola  zur 
Emphyteuse;  aber  exceptis  appellationibus,  quas  nobis  et  ecclesie 
nostre  reservamus.  S.  7  1220  Vindikation  einer  Unfreien,  wobei  ein 
Laie  beklagt  ist;  vom  Urteil  der  consules  von  Pola  wird  an  den 
Erzbischof  von  Ravenna  appelliert.  S.  254.  1223,  S.  10  1225:  vom  Ur- 
teil der  consules  von  Pola  in  einem  Immobiliarstreit,  wo  ein  Laie 
Beklagter  ist,  an  den  Erzbischof  von  Ravenna  appelliert.  S.  255 
(1228 — 1249)  consules  von  Pola  erklären  eine  Quittung,  welche  der  in 
Anspruch  genommene  Erbe  des  Schuldners  vorbringt,  für  falsch;  nun 
Appellation  nach  Ravenna;  S.  258.  1230  Appellation  dorthin  von  einer 
Entscheidung,  welche  der  potestas  von  Pola  gefällt  hat.  S.  262.  1236 
consules  entscheiden  einen  Zehntstreit  zwischen  Laien  eine  Appellation. 
S.  264  Z.  1289  in  einem  Testaments-streit  Appellation  von  Entscheidung 
der  consulus.  Noch  am  28.  Mai  1331  (cod.  Istrianus)  stand  im  statutum 
von  Pola  eine  Bestimmung  über  die  Appellation  an  den  Bischof  von 
Ravenna:  nun  quod  statutum  Pole,  ubi  loquitur  de  appellationibus 
faciendis  ad  archiepiscopum  vel  curiam  archiepiscopi  debeat  de  presenti 
revocari.  Dazu  Benussi  S.  185,  S.  704;  dann  schon  Kandle-r  zu  1.  Sep- 
tember 1289.  —  2)  Über  Pola  als  Hauptstadt  in  der  Römerzeit  Benussi 
S.  258;  ebenso  wird  im  Anfang  des  9.  Jahrh.  Pola  als  caput  Istriae  be- 
zeichnet: Mansi  XIV.  col.  496.  827.  —  ')  Kirchlich  ressortiert  Istrien 
bis  827  unter  Grado.  was  übrigens  auch  als  eine  Abhängigkeit  von 
den  Griechen  empfunden  wird,  dann  unt«r  Aquileja:  Mansi  XIV.  col.  496 
und  dazu  Mühlbacher  n.  814,  Benussi  S.  202.  —  «)  Vgl.  Benussi,  S.  185. 
—  Cod.  Karolinus  51.  774  beweist,  daß  der  Erzbi-schof  von  Ravenna  die 
weltliche  Herrschaft  in  der  Pentapolis  an  sich  nahm  (Duchesne,  les 
Premiers  temps  de  l'ßtat  pontifical  S.  75).  Daß  er  aber  dabei  gerade 
die  Gewalt  des  Exarchen  beanspruchte,  ergibt  sich  aus  seiner  späteren 
Appellationsgerichtsbarkeit  über  Pola;   es  kann   sich   nicht  lediglich   (so 

Zeitschrift  für  Kechtsgreschichte.    XXIV.   Germ.  Abt.  17 
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barden  erobert^);  der  Einfluß  der  Langobarden  ist  nun  daran 
zu  erkennen,  daß  sie  versuchen,  die  istrisclien  Kirchen  von 
der  Erzdiözese  Grado  abzulösen  und  dem  Erzbistum  Aqui- 
leja  zu  unterstellen,  ^as  ja  schon  so  lange  von  ihnen  gegen 
den  kirchlichen  Einfluß  der  Byzantiner  ausgespielt  wurde. 
Zum  endgiltigen  Sieg  ist  diese  Politik  freilich  erst  827  ge- 
langt, nachdem  die  Franken,  ihrerseits  im  Kampf  mit 
Venedig,  sie  übernommen  haben.^)  Hier  ist  es  nun  aber 
von  Bedeutung,  daß  in  der  Zeit  der  Langobardenherrschaft 
sich  gerade  der  Bischof  von  Pola  auf  die  Seite  von 
Aquileja  und  damit  der  Langobarden  stellte.^)  Denn  mag 
auch  leichtlich  die  langobardische  Eroberung  nicht  ganz 
Istrien  ergriffen  haben  —  wir  wissen  ja  fast  nichts  von 
ihr  — ,  so  muß  sie  doch  gerade  in  Pola  gewirkt  haben, 
welches  sich  so  deutlich  von  dem  griechischen  Patriarchen 
von  Grado  abwendet.  Dann  kann  man  aber  umgekehrt  er- 
kennen, wie  wenig  die  langobardische  Eroberung  wenigstens 
des  8.  Jahrhunderts  in  die  inneren  Verhältnisse  der  römi- 
schen Gebiete  eingriff;  denn  sie  beläßt  die  schon  berührte 
Unterordnung  unter  den  Exarchen,  dessen  Gewalt  später  auf 
Ravenna  überging.  Man  wird  dann  natürlich  im  allgemeinen 
mißtrauisch  gegen  die  herrschende  Annahme,  wonach  die  Lan- 
gobarden die  ganze  Grundlage  der  römischen  Provinzial-  und 
Munizipalverfassung  umgestoßen  haben.  — 


ricker,  Forschungen  §  339)  um  einen  allmählichen  Erwerb  der  einzelneu 
Landschaften  des  Exarchats  handeln.  —  In  der  Nachricht  über  die 
pipinische  Schenkung  s^teht  Istrien  und  A'enetien  unmittelbar  neben  dem 
Exarchat  (lib.  pontif.  vita  Hadriani  c.  42)  und  in  einer  späteren  Fassung 
der  Nachricht  (chron.  Casin.  I.  9.  S.  S.  VII  S.  586  Z.  2)  werden  die  bei- 
den Provinzen  direkt  als  Zubehör  des  Exarchats  bezeichnet.  Es  könnte 
das  auf  nachweisliche  Verbindung  Istriens  mit  dem  Exarchat  zurück- 
gehen und  für  die  Beurteilung  der  vielbesprochenen  Nachricht  von 
Bedeutung  sein.  —  Der  gleiche  Gedanke  klingt  vielleicht  durch,  wenn  in 
dem  gefälschten  decretum  de  investituris  (Weiland  I.  446  §  2)  von  einem 
exarchatus  Ravennae  und  einem  exarchatus  Istriae  geredet  wird. 

1)  S.  S.  III  S.  472  Z.  1  simulque  Comiaculum  atque  Ferrarium 
seu  et  Istriam  pugnando  obtinuit;  dazu  Beuuesi  S.  28.  —  ')  Da^ 
Genauere  bei  Beuussi  fcj.  95  f.,  ö.  201;  dann  Mühlbaclier  n.  814; 
Harnack,  Die  Beziehungen  des  fränkisch-italischen  zum  byzantini- 
schen Reiche  S.  10,  S.  45.  —  ••»)  Mansi  XIV.  col.  493—498:  Concil. 
Mantuanum  von  827  und  dazu  Benussi  S.  95. 
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Mit  der  Unterwerfung'  Italiens  durch  die  Franken  ist 
aber  Istrien,  wo  die  griechischen  Einflüsse  gewiß  nie  voll- 
ständig' verschwanden^),  wieder  byzantinisch  geworden;  erst 
791  steht  das  Land  wieder  unter  einem  fränkischen  dux^): 
die  Erwerbung  durch  Karl  den  Großen  mag  etwa  um  788 
liegen.^)  Die  Istrier,  welche  ja  kirchlich  zunächst  noch  von 
den  Byzantinern  abhängig  waren  und  sich  als  verwandt  mit 
den  oströmisch  gebliebenen  Venezianern  und  Dalmatinern 
betrachteten*),  empfanden  die  fränkische  Herrschaft  bald 
als  eine  Last,  und  dieser  Reibung  zwischen  Franken  und 
Einheimischen  entspringt  jenes  eigenartige  placitum  von 
Risano  aus  dem  Jahr  804,  das  mit  einer  ganz  ungewöhn- 
lichen Ausführlichkeit  die  Verhältnisse  in  der  griechischen 
Zeit  und  die  Veränderungen  durch  die  fränkische  Verwal- 
tung schildert.')  Es  ist  die  wertvollste  Urkunde  der  italieni- 
schen Verfassungsgeschichte  bis  in  das  11.  Jahrhundert  und 
einer  der  eingreifendsten  Berichte  auch  über  die  fränkische 
Verwaltung  überhaupt.  Daß  nach  dieser  Urkunde  die  Be- 
schwerden der  Istrier  im  wesentlichen  befriedigt  werden, 
hängt  offenbar  damit  zusammen,  daß  in  diesen  Jahren  die 
Venezianer  und  Dalmatiner  sich  gleichfalls  dem  fränkischen 
Reich  zuneigten  und  alles  darauf  ankam,  sich  die  gute  Stim- 
mung dieser  noch  eben  byzantinischen  Gebiete  zu  erhalten; 
denn  man  war  ja  im  Kriege  mit  Byzanz. 

n.  An  der  Spitze  Istriens  stand  auch  nach  dieser  Ur- 
kunde in  der  letzten  byzantinischen  Zeit  ein  magister  mili- 
tum,  sodaß  sich  soweit  die  Verhältnisse  gegen  vor  751  nicht 

1)  Vgl.  das  von  Benussi  S.  96  über  Capodistria  Bemerkte.  — 
')  791.  Dazu  Mühlbacher  306.  —  s)  Benussi  S.  117  f.  —  *)  Für  das 
erste  Konzil  von  Mantua  von  827  bei  Mansi  XIV.  col.  496  und  dazu 
Benussi  S.  202.  —  Für  das  zweite  placitum  von  Risano  von  804 
cap.  II  et  irrident  nostros  parentes  et  quicumque  convicini  nostri 
Venetiae  et  Dalmatiae,  etiam  Graeci  sub  cuius  antea  fuimus  potestate. 
—  5)  Schon  Hegel,  Geschichte  der  Städteverfassung  in  Italien  I, 
S.  324  f.  hat  die  Urkunde  verwendet,  aber  ohne  tiefer  zu  gehen. 
Kandier  in  seinem  Codice  diplomätico  hat  sie  mit  einem  sehr  lehr- 
reichen Kommentar  abgedruckt;  ein  teilweiser  Abdruck  auch  bei 
Waitz  V.  G.  III  S.  488  f.;  das  Zutreffendste  findet  sich  bei  Hartmann, 
Untersuchungen  zur  Geschichte  der  byzantinischen  Verwaltung  in 
Italien  S.  61  f.;  dann  bei  Benussi  S.  33  ff. 
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geändert  haben.  Ganz  deutlich  untersteht  diesem  Beamten 
auch  die  Finanzverwaltung^),  in  welche  allerdings  auch  die 
von  der  Zentralverwaltung  entsandten  Delegaten,  offenbar 
den  palatini  entsprechende^)  Delegaten,  eingreifen.^)  Aber 
man  kann  weiter  erkennen,  daß  überhaupt  für  die  ganze 
Zivilverwaltung  kein  besonderer  Beamter  neben  dem  magister 
militum  vorhanden  ist.*)  Es  ist  eben  Istrien  zum  Oe|ua  ge- 
worden, und  wenn  später  Konstantin  die  Bezeichnung  wirk- 
lich gebraucht''),  so  kann  das  möglicherweise  auf  diese 
vor^ränkischen    Verhältnisse   zurückgehen.    —  Der   magister 


1)  ista  omnia  ad  suum  opus  habet  dux  noster  Joannes,  quod 
numquam  habuit  magister  militum  Graecorum,  sed  semper  ille 
tribunos  dispensabat  ad  missos  imperiales  et  ad  legatarios  euntes 
et  redeuntes.  —  Die  Ablieferung  der  ordentliclien  Gefälle  durch 
den  magister  militum  ist  dann  auch  in  folgendem  bezeugt:  capi- 
tulo  unde  nos  interrogavistis  de  iustitiis  Dominorum  nostrorum, 
quas  Graeci  ad  suas  tenuerunt  manus  usque  ad  illum  diem,  quo 
ad  manus  Dominorum  nostrorum  pervenimus,  ut  scimus.  dicimus  veri- 
tatem.  De  civitate  Polensi  solidi  mancosi  sexaginta  et  sex;  de 
Ruvingio  solidi  mancosi  quadragiuta;  de  Parentio  mancosos  sexaginta 
sex;  numerus  Tergestinus  mancosos  sexaginta;  de  Albona  mancosos 
triginta;  Pinguento  mancosos  viginti;  de  Pedena  mancosos  viginti; 
de  Montoua  mancosos  triginta.  Cancellarius  civitatis  novae  mancosos 
duodecim,  qui  faciunt  in  simul  mancosos  344.  Isti  solidi  tempore 
Graecorum  in  Palatio  eos  portabat.  Postquam  Joannes  deveuit  in 
Ducatu,  ad  suum  opus  istos  solidos  habuit  et  non  dixit  pro  iustitia 
palatii  fuisse.  Das  portabat  muß  sich  auf  den  Vorgänger  de«  Joannes, 
also  auf  den  magister  militum  beziehen.  —  -)  Nov.  lustin.  30.  6, 
ed.  lustiuiaui  13.  20.  Anderwärts  werden  sie  auch  als  caninicarii 
bezeichnet  (meine  Bemerkung  in  G.  G.  A.  1903  S.  200).  —  •'')  Tem- 
pore Graecorum  colligebamus  semel  in  anno,  si  necesse  erat, 
propter  missos  imperiales:  de  centum  capita  ovium,  q.  habebat  unum, 
modo  autem  q.  ultimum  tres  habet,  unum  exinde  tollit,  et  nescimus 
iutueri  per  annum  sui  actores  exinde  prendunt.  Hieran  schließt  die 
Stelle  in  N.  4  S,  259.  —  «)  Das  folgt  aus  der  wichtigen  Stelle:  et  qui 
volebat  meliorem  honorem  habere  de  tribuno,  ambulabat  ad  Imperium, 
quod  ordinabat  illum  Ypato.  Tunc  ille,  qui  imperialis  erat  Ypatus  in 
omni  loco  secundum  illum  magistrum  militum  procedebat.  So  ist 
zwischen  tribunus,  dem  titu.aren  consul  und  dem  magister  militum  kein 
Raum  für  einen  weiteren  Beamten;  hätte  noch  ein  rector  provinciae  da- 
neben existiert,  so  müßte  er  hier  genannt  worden  sein.  —  *)  Constantin 
de  adm.  imp.  30  (S.  146  Z.  12);  auf  Konstantins  Zeit  selber  paßt  das 
natürlich  nicht,  da  ja  Istrien  längst  fränkisch  ist. 
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militum  hat  noch  einen  "höheren  Rang  als  der,  welcher  im 
10.  Jahrhundert  dem  crTpairi^oTrc  zukommt^);  er  steht  noch 
über  den  consules  unaToi  und  nicht  unter  denselben.^) 
Bezeichnend  ist  es  dann  weiter  für  sein  Amt,  daß  die  istri- 
schen  Städte  im  8.  Jahrhundert  noch  immer  an  die  Zentral- 
verwaltung ihre  Abgaben  leisten^),  also  behält  der  magister 
militum  nicht  alle  Abgaben,  wie  dies  im  10.  Jahrhundert 
für  die  Strategen  des  Westens  nicht  weniger  üblich  ist*)  als 
für  die  fränkischen  duces.")  Gerade  deshalb  entsendet  die 
Zentralgewalt  ihre  Gesandten,  die  palatini,  um  diese  Steuern 
einzuheben.  —  Ist  insoweit  der  istrische  Provinzialvorstand 
noch  abhängiger  als  später  der  Strateg  von  Dalmatien,  so 
gleicht  er  ihm  insofern,  als  auch  er  von  den  Provinzialen 
gewählt  wird.*)  Eine  bestimmte  Beziehung  zu  einer  ein- 
zelnen Stadt,  Pola  etwa,  ähnlich  dem,  daß  in  Dahnatien  der 
Strateg  gerade  der  prior  von  Zara,  und  der  dux  von  Venedig 
das  Oberhaupt  einer  der  Lagunenstädte  ist,  läßt  sich  aber  nicht 
erkennen. 

m.  Unter  dem  Provinzialverband,  welcher  mit  dem 
magister  militum  zusammenhängt,  folgen  sofort  die  einzelnen 
civitates  und  castella.  Es  ist  von  entscheidender  Bedeutung, 
daß  genau  wie  ein  Jahrhundert  später  in  Dalmatien,  so  schon 
jetzt  auch  in  Istrien  der  gesamte  Steuerbetrag  der  Provinz, 
der  übrigens  nicht  halb  so  hoch  ist  wie  der  dalmatische,  von 
den  größeren  Gemeinden  abgeliefert  wird.')  Die  Städte 
bestimmen  ihrerseits  über  die  Steuerrepartierung  und  ver- 
zichten dabei  gelegentlich  auf  die  Steuererhebung  einzelnen 
Pflichtigen  gegenüber.")    Für  die  außerordentlichen  Steuern, 

1)  Oben  S.  221  N.  3,  S.  243.  —  *)  S.  260  X.  4.  —  s)  Oben  S.  260 
N.  1.  —  «)  S.  215  N.  3,  S.  216  N.  1.  —  s)  Meine  V.  G.  II  S.  303  f.  — 
•)  815  (bei  Kandier) :  jedenfalls  aus  der  Zeit  Ludwigs  des  Frommen 
(Sickel  acta  II  S.  304) :  Ludovicus  d.  o.  cl.  Imperator  Augustus  Fortunato 
venerabili  Patriarchae,  itemque  omnibus  episcopis  abbatibusque,  tribunis 
8eu  reliquis  üdelibus  nostris  Istriae  Provinciae  commorantibus,  a  maiore 
usque  ad  minorem.  Sicut  enim  a  primordio  vobis  concessimus,  ita  et  denuo 
per  sacram  auctoritatem  nostram  confirmare  decrevimus  —  ut  unicuique 
secundum  ordinem  et  honorem  dignitatis  et  legem  antiquam,  ut  si 
aliquis  vestrum  ex  hac  luce  discesserit  inter  vos  rectorem  et  gubc-rna- 
torem  et  patriarcbam,  episcopos,  abbat«8  seu  tribunos,  et  reliquos  ordi- 
nea,  licentiam  habeatis  eligendi.  —  ')  Die  Stelle  in  N.  1  S.  260.  —  •)  Et 
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die  an  die  palatini  abgeführt  wurden,  steht  dabei  der  Ver- 
teilungsmaßstab zwischen  Kirche  und  den  Laien  ein  für  alle- 
mal fest^),  und  gewiß  mag  auch  sonst  die  steuerrechtliche 
Autonomie  der  Gemeinde  noch  beschränkt  gewesen  sein. 
Aber  immerhin  ist,  wie  sich  gezeigt  hat,  doch  eine  solche 
Autonomie  vorhanden.  Vor  allem  zeigt  das  Bisherige,  daß 
im  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  ganz  Istrien  aus  dem  Gebiet 
einiger  größerer  Städte  besteht,  wie  die  Stadtbezirke  in  der 
Römerzeit  die  unmittelbaren  Unterabteilungen  der  ganzen 
Provinz  bilden. 

Deshalb  sind  es  im  Placitum  die  Vertreter  der  einzelnen 
Städte,  welche  das  Weistum  über  die  istrische  Provinzial- 
verfassung  abgeben.^)  —  Diese  Vertreter  heißen  —  schon  in 
byzantinischer  Zeit  —  iudices.  In  Pola  zeigt  sich,  daß  es 
hier  mehrere  iudices  gibt  und  einer  davon  primas  heißt.^) 
Der  Name  erinnert  sehr  genau  an  den  dalmatinischen  prior 
oder  princeps,  welcher  auch  das  vornehmste  Mitglied  des 
Richterkollegs  ist.*)  — 


ipsi  (die  istrischen  Vertreter)  dederunt  nobis  breve  per  singulas  civi- 
tates  vel  castella,  quos  tempore  Constantini  seu  Basilii  magistri  militum 
fecerunt,  continentes,  quod  a  parte  ecclesiarum  non  haberent  adjutorium 
uec  suas  consuetudine.*.  Fortuuatus  patriarcha  dedit  responsiim  dicens: 
ego  nescio,  si  super  me  aliquid  dicere  vultis:  verumtamen  vos  scitis 
oranes  consuetudines,  qua»  a  veatris  partibus  sancta  ecclesia  mea  ab 
autiquo  tempore  usque  nunc  dedit,  vos  mihi  perdonastis. 

1)  In  capitulo  ad  missos  imperii  sive  in  quacumque  datione 
aut  collecta  medietatem  dabat  ecclesia  et  medietatem  populus.  — 
-')  Deinde  interrogavimus  iudices  de  aliis  civitatibus  sive  castellis, 
si  veritas  fuisset  ita:  omnes  dixerunt:  sie  est  veritas  et  sie  adimplere 
cupimua.  —  3)  Primus  omnium  primas  Polensis  dixit:  quando  patriarcha 
in  nostram  civitatem  veniebat  et  si  opportunum  erat  propter  missos 
dominorum  nostrorum  aut  aliquo  placito  cum  magistro  militum  Grae- 
corum  habere,  exibat  episcopus  civitatis  nostrae  cum  sacerdotibus  et 
clero  —  et  iudices  una  cum  populo  veniebant  cum  signis  et  cum 
magno  recipiebant  honore;  —  deinde  interrogavimus  iudices  de  aliis 
civitatibus  sive  castellis.  —  Der  Text  beweist,  daß  es  in  Pola  iudices 
gibt  und  daß  in  den  andern  Städten  die  iudices  aussagen;  so  muß  auch 
der  primas,  der  in  Pola  aussagt,  ein  iudex  sein.  —  *)  Einmal  in  einer 
Urkunde  von  1102  (8.  225  N.  4)  finde  ich  auch  in  Dalmatien  direkt  die 
Bezeichnung  primas. 
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Die  Richter  müssen  ganz  und  gar  von  den  militärischen 
Beamten,  von  den  tribuni  vor  allem  unterschieden  werden.^) 
Aus  dem  Namen  iudex  allerdings  könnte  bei  der  ganz 
vagen  Bedeutung  des  Ausdrucks  im  Spätlateinischen  gar 
kein  verlässiger  Schluß  gezogen  werden.  Aber  gegen  die 
Gleichstellung  der  iudices  und  der  tribuni  spricht  nicht  nur 
die  dalmatische  Analogie  und  die  spätere  istrische  Verfas- 
sung, wo  wenigstens  vereinzelt  tribuni  auch  neben  den  rich- 
tenden Beamten  vorkommen,  sondern  vor  allem  der  Text 
des  placitum  selber.  Denn  ganz  deutlich  ist  zur  Zeit  des 
placitum  von  den  Beamtungen  der  byzantinischen  Zeit  ge- 
rade das  eine  Amt  des  tribunus  aufgehoben  und  wird  erst 
auf  Grund  des  placitum  von  Risano  wieder  eingeführt, 
während  die  iudices  gerade  zur  Zeit  des  placitum  fungieren; 
daß  aber  in  den  von  den  iudices  angeführten  Prozessionen  auch 
Signa  vorkommen^),  beweist  natürlich  nur,  daß  das  Heer  mit 
der  Zivilbevölkerung  zusammenwächst  und  daß  die  iudices  die 
höchsten  Beamten  der  Stadt  sind,  nicht  aber,  daß  sie  gerade 
tribuni  sind. 

Sind  aber  einmal  die  iudices  als  besondere  Zivilbehörde 
zu  betrachten,  dann  wird  man  dazu  gedrängt,  den  loci  ser- 
vator,  der  im  placitum  genannt  wird,  dem  ersten  unter  den 
iudices  gleichzusetzen.  Allerdings  kommen  ja  auch  mili- 
tärische TOTTOTripnTai  vor;  aber  unsere  Urkunde  hat  ja  die 
loci  servatores  neben  den  domestici  und  vicarii;  dann  muß 
der  loci  servator  einer  anderen  Ämterreihe  angehören  als 
der  vicarius,  da  ja  die  beiden  Bezeichnungen  vollkommen 
gleichbedeutend  sind.  Weil  aber  der  vicarius  nirgends  in 
der  byzantinischen  Zivilverwaltung  untergebracht  werden 
kann,  so  gehört  dann  notwendig  der  loci  servator  dahin.  Ist 
aber  der  loci  servator  Zivilbeamter,  so  muß  er  gerade  mit  den 
^^  iudices  zusammenfallen.   Denn  er  sitzt  mit  dem  tribunus,  dem 

|HH  *)   Ab    antiquo    tempore    dum     fuiimis    sub    pote-tatc     Ciaecorum 

^^^  imperii,  habuerunt  parentes  nostri  consuetudinem  habendi  actus 
tribunatus.  domesticos  seu  vicarios  nee  non  locoservatores  et  per  ipsos 
honores  ambulabant  ad  communionem  et  sedebant  in  congressu  unus- 
quisque  per  suum  honorem.  Dann  die  Stelle  in  N.  4  S.  260.  Dann: 
inodo  autem  dux  noster  Joanne  constituit  nobis  centarehos,  divisit 
populum  inter  filios,  et  filium  vel  generum  suum,  et  cum  ipsi  pauperes 
aedificant  sibi  Palatia.  Tribunatos  nobis  abstulit.  —  -)  Vgl.  N.  3  S.  262. 
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dbmesticus  und  vicarius  in  der  istrischen  Notabelnversamm- 
lung.  Gehören  dieser  Versammlung  aber  überhaupt,  wie  man« 
auch  ohnedem  vermuten  könnte,  Zivilbeamte  an,  so  doch 
jedenfalls  zunächst  die  iudices,  welche  in  den  Städten  die 
Führer  sind;  unter  den  iudices  aber  ist  wieder  der  primas 
der  entscheidende.  Zu  alledem  stimmt  dann  das  Spätere, 
wo  hinwiederum  der  locopositus  mit  den  übrigen  Richtern 
jeder  Stadt  in  der  istrischen  Grrafschaftsversammlung  er- 
scheint,^) und  es  paßt  dazu  auch  das  Amt  des  loci  servator 
im  übrigen  Italien,  der  dort  nicht  entfernt  als  Militärbeamter 
erscheint.^) 

In  Cittänova,  welches  nach  seinem  Steuerbetrag  die 
kleinste  Stadt  ist,  handelt  wenigstens  gelegentlich  der  Steuer- 
ablieferung der  cancellarius");  ob  hier  eine  Abweichung 
vom  Recht  der  andern  Städte  vorliegt,  läßt  sich  nicht 
ersehen,  wohl  aber,  daß  auch  hier  die  städtische  Verwaltung 
keine  militärische,  sondern  eine  zivile  ist. 

Die  allgemeine  Beamtenwahl  in  Istrien,  wie  sie  durch  die 
Konzession  Ludwigs  des  Frommen  bezeugt  ist*),  muß  auch 
für  die  iudices  gegolten  haben. 

IV.  Der  Kommunalverband  Triest  wird  als  numerus  be- 
zeichnet."^) Daraus  folgt  nicht  nur,  daß  in  Triest  ein  ganzes 
bandum  gelegen  ist,  sondern  auch,  daß  bereits  804  dieses  ban- 
dum  mit  der  Kommune  verwachsen  ist^)  und  deshalb  das  Heer 
sich  in  ein  Milizheer  verwandelt  hat. 

Als  Offiziere  werden  erwähnt  die  tribuni,  domestici,  vi- 
carii,  während,  wie  ausgeführt,  die  loci  servatores  mit  den 
ersten  kommunalen  Richtern  zusammentreffen. 

Die  Quelle  zeigt,  daß  es  sich  bei  diesen  Namen  nicht 
nur  um  einen  bloßen  Titel,  sondern  um  ein  wirkliches  Amt 
handelt:  der  magister  militum  beauftragt  die  tribuni,  den 
kaiserlichen  Finanzkommissaren  die  außerordentliche  Ver- 
pflegungsabgabe zu  überbringen.'')    Dann  hat  der  Tribun  in 


^)  5.  Okt.  991.  —  2)  Fieker,  Forschungen  zur  Reichs-  und  llechts- 
geschichte  Italiens  §  521—524.  —  »)  S.  260  N.  1.  —  ♦)  Oben  N.  8 
S.  261.  —  6)  Vgl.  S.  260  N.  1.  — •)  Schon  früher  ist  etwas  Ähnliches  für 
eine  mösische  Stadt  bei  Theophylactus  VII.  3  §  2 — §,  10  (Theophanes 
S.  274  Z.  31)  zu  erkennen;  darüber  G.  G.  A.  1903  S.  200.  —  »)  Stelle  in 
N.  1  S.  260. 
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der  byzantinischen  Zeit  5  excusati*),  d.  h.  er  kann  5  Leute  von 
der  Heerpflicht  dispensieren;  auch  darin  erweist  sich  seine 
militärische  Stellung.^) 

Weitere  Amtsbefugnisse  lassen  sich  nicht  erkennen,  \sie 
denn  auch  die  erkennbaren  Spuren  sehr  flüchtige  sind. 

Aber  deutlich  ist,  wie  diese  Würdenträger  schon  sehr 
viel  von  ihrem  militärischen  Charakter  verloren  haben  und 
zu  Vertretern  der  Lokalaristokratie  geworden  sind.  Vor  allem 
sind,  die  tribuni,  wie  alle  istrischen  Beamten,  schon  in  der 
byzantinischen  Zeit  gewählt.')  Dann  nehmen  tribuni,  do- 
mestici  und  vicarii,  wie  wir  sahen,  zusammen  mit  den  loci 
servatores  an  der  istrischen  Notabelnversanmilung  teil;  und 
wenn  es  auch  nicht  direkt  gesagt  ist,  so  sind  doch  offenbar 
die  vornehmen  Herren,  deren  Beschwerden  das  placitum  von 
Risano  regelt,  weithin  gar  nichts  anderes  als  frühere  tribuni.*) 

1)  Graecorum  tempore  omnis  tribunus  habebat  excusatos  quinque  et 
amplius  et  ipsos  nobis  abstulit.  Dies  die  Lesart  von  Kandier,  der  —  ein 
so  verlässiger  Herausgeber  —  erklärt,  daß  er  den  bisherigen  Text  nach 
zwei  Handschriften,  die  übrigens  jede-nfalls  selber  nur  die  großen  venezia- 
nischen Kopiarie  sind,  verbessert  habe.  Carli's  Lesung  schiphati,  welche 
auch  Waitz  III  S.  490  aufgenommen,  gibt  keinen  Sinn.  —  *)  Außer  in 
Istrien  werden  excusati  auch  in  Venedig  genannt,  wo  sie  dem  dux 
verschiedene  Dienste  leisten  (Kandier  S.  14  zu  placitum  von  804),  dann 
aber  auch  in  den  langobardisch-fränkischen  Quellen,  wo  excusatus 
deutlich  derjenige  ist,  dem  ein  Beamter  seine  He«rpflicht  erläßt 
(Liutprand  83  mit  cap.  158  §  13  und  dazu  Waitz  IV.  S.  590).  Noch 
sehr  spät  kommen  die  excusati  im  Recht  der  Arbe  vor:  Hier  hat  der 
Bischof  das  Recht,  drei  von  seinen  Dienern,  den  quarterius  (d.  h.  wohl 
den  Zehntvogt),  den  Kuhhirten  und  den  Schafhirten,  zu  excusare,  und 
sie  sollen  dann  nicht  den  functionibus  communis  unterliegen,  wohl  aber 
der  Gerichtsbarkeit  des  comes  und  der  curia  (Stat.  comm.  Arbensis  III.  4 
und  dazu  der  Beschluß  in  archeogr.  triest.  n.  s.  XXIII.  S.  414).  Das^ 
selbe  excusare  ist  aber  vielleicht  auch  gemeint  in  Leonis  tact.  VIII.  26: 
idv  Tii;  Tüiv  dpxövTUJV  irapoirXiori  öTpaTiurrr|v  f\  i^Kovr^vr}  f\  ^f\  ffuv- 
€iö€X6€iv  ^v  Tüj  Kciptü  Toö  (pocodiTov  f\  (juvcX^övTa  6i(;  oiKeiav  Kaxdaxri 
bouXeiav.  An  sich  könnte  man  hier  wohl  noch  eher  an  ein  exscutare 
denken,  allein  dazu  paßt  nicht,  daß  von  ^=kout€U€Iv  der  Nebensatz 
abhängig  ist.  —  Natürlich  gehören  die  excusati  dem  Gesinde  des  be- 
treffenden Herrn  an  und  deshalb  ist  einmal  später  in  Istrien  der 
excusatus  mit  dem  commendatus  zusammengestellt  (Urkunde  von  908 
in  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  X.  S.  286  und  Pertile  storia 
del  diritto  Italiano  2.  ed.  I.  S.  202).  —  »)  VgL  die  Urkunde  in  N.  ft 
fi.  261.   —   «)  So  Hartmann,  Untersuchungen  S.  62. 
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Wenn  sie  es  wünschen,  so  können  die  tribuni  noch  eine 
Stufe  höher  kommen  dadurch,  daß  sie  sich  den  Konsultitel 
(hypatus)  vom  Kaiser  verleihen  lassen.  Damit  gewinnt  man 
eine  ganz  bestimmte  Vorstellung  für  die  Art  dieser  tribuni. 
So  wenig  als  in  Dalmatien  kann  hier  an  jene  niedrige 
Stellung  der  Offiziere  der  späteren  Infanteriemiliz  gedacht 
werden,  unter  denen  sogar  der  drungarius,  also  der  Tausend- 
schaftsführer, durch  eine  Menge  von  Mittelgliedern  von 
dem  consul  getrennt  ist.^)  Weil  die  istrischen  tribuni  sofort 
zu  consules  erhoben  werden,  müssen  sie  noch  sehr  an- 
gesehene Offiziere  sein,  allerdings  nicht  die  Tausendschafts- 
führer des  5.  und  angehenden  6.  Jahrhunderts,  sondern  die 
Führer  eines  bandum,  wie  das  schon  Mauricius  schildert. 
Unbestimmt  bleibt  dann  aber  auch  hier,  ob  man  sich  diese 
tribuni  als  die  Offiziere  von  caballarii  oder  von  pedites  zu 
^lenken  hat. 

In  solche  Verhältnisse  hat  nun  der  fränkische  Herzog 
-eingegriffen.  Die  Vornehmen  Istriens  beschweren  sich,  daß 
derselbe  Herzog  tribunatos  nobis  abstulit,  und  später,  daß 
er  constituit  nobis  centarchos.  Es  ist  nun  kein  Wunder, 
daß  man  in  der  gewöhnlichen  Überschätzung  des  fränkischen 
Verfassungselements  befangen  die  centarchi  mit  den  frän- 
kischen centenarii^)  gleichsetzte.  Allein  hier,  wo  die  ganze 
Verfassungsgrundlage  noch  griechisch  ist,  kann  der  grie- 
chische Offizierstitel  centarchus  doch  in  keiner  Weise  mit 
dem  fränkischen  centenarius  zusammengebracht  werden.  Es 
muß  der  centarchus  der  oströmischen  Armee  gemeint  sein, 
der  im  Rang  unter  dem  tribunus  steht.  So  kann  also  die 
Beseitigung  der  tribuni  und  die  Einsetzung  von  centarchi 
nicht  die  Schilderung  ein  und  desselben  Vorgangs  von  zwei 
Seiten  aus  bedeuten,  sodaß  es  sich  dann  etwa  nur  um  eine 
Aufhebung  der  Tribunenwahl  handelt,  sondern  es  sind  zwei, 
übrigens  auch  stilistisch  vollkommen  getrennte  Dinge  be- 
schrieben, die  Einsetzung  der  niederen  centarchi  und  die 
Beseitigung  der  höheren  tribuni.*)  —  Nur  beim  Centarchen, 

1)  Const.  de  cer.  S.  736  Z.  15  und  S.  738  Z.  21;  vgl.  oben  S.  244 
N.  3.  —  2)  Waitz  III.  S.  395,  Benussi  S.  126.  —  ^)  Gegen  diese  Deutung 
kann  natürlich  nicht  angeführt  werden,  daß  doch  später  auch  tribuni 
vorkommen.    Denn  durch  das  placitum  von  Risano  werden  ja  die  alten 
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nicht  beim  Tribunen  handelt  es  sich  lediglich  um  die  Ein- 
führung der  obrigkeitlichen  Besetzung  statt  der  Erwählung 
■durch  die  Istrier,  die  auch  hier  älteres  Recht  gewesen  sein 
muß');  und  diese  Art  der  Besetzung  empfindet  dann  die  istri- 
sche  Aristokratie  als  Unrecht.  Wie  weit  dabei  die  militärische 
Bedeutung  des  Amtes  verblaßte  und  der  centarchus  (centurio) 
eben  zu  einer  Art  preco  geworden  ist,  entsprechend  etwa  dem 
centarchus  in  Genua,  der  dort  später  zum  cintrag-us^)  ver- 
ändert als  preco  auftritt,  kann  man  nicht  erkennen:  der  Name 
wird  in  Istrien  nie  mehr  genannt. 

V.  Schließlich  sollen  die  Punkte  skizziert  werden,  in 
welchen  die  fränkische  Herrschaft  das  bisherige  Recht  über- 
haupt veränderte;  eine  genauere  Untersuchung  geht  über  die 
Ziele  dieser  Abhandlung    hinaus. 

Die  Franken  haben,  wie  wir  sahen,  nicht  in  das  Be- 
istehen der  civitates  und  das  Amt  der  iudices  eingegriffen, 
nur  das  Vollstreckungspersonal  haben  sie  abhängig  gemacht 
wie  das  überhaupt  für  das  fränkische  Staatsrecht  bezeich- 
nend ist.^) 

Die  wesentlichen  Neuerungen  betreffen  nicht  die  Ämter- 
verfassung, sondern  gehen  nach  anderer  Richtung. 

Einmal  nimmt  der  Herzog  die  Wälder  weg,  von  welchen 
•die  vornehmen  Istrier  herbaticum  und  glandaticum  beziehen 
und  dann  auch  die  im  Wald  gelegenen  Siedelungen,  von 
denen  in  byzantinischer  Zeit  diese   Istrier  eine   Abgabe   er- 


Einrichtungen restituiert.  Eher  könnte  man  die  Stelle  in  X.  1  S.  265 
anführen;  aber  das  ist  ja  klar,  daß  die  tribuni  zu  vornehmen  Herren 
wurden  und  daß  ihre  Macht  zu  beurlauben,  eine  herrschaftliche  Be- 
fugnis zu  Gunsten  ihres  Gesindes  geworden  ist.  Es  ist  deshalb  kein 
Wunder,  daß  diese  Befugnis,  einen  Teil  des  Gesindes  bei  Kriegszügen 
zu  Hause  zu  lassen,  als  ein  besonderes  jetzt  beseitigtes  Recht  neben 
dem  Tribunat  erwähnt  wird.  —  Mit  der  Beseitigung  der  Tribunen 
hängt  es  vielleicht  zusammen,  wenn  der  Herzog  nicht  erlaubt,  daß  die 
vornehmen  Istrier  mit  Freien  in  den  Krieg  ziehen;  es  kann  das  (vgl.  V) 
vielleicht  einfach  nur  die  Aufhebung  des  militärischen  Kommandos  der 
tribuni  bedeuten. 

»)  Gemäß  dem  allgemeinen  Zeugnis  in  N.  6  S.  261.  —  -)  Für  hier 
genügt  Lastig,  Entwickelungswege  und  Quellen  des  Handelsrechts  S.  96 
bis  100,  der  allerdings  die  im  Text  gegebene  Ableitung  verwirft.  — 
3)  Meine  V.  G.  I.  S.  353—355,  483—489. 


268  Ernst  Mayer, 

hielten/)  Deutlich  ist  es  nun,  daß  der  fränkische  Herzog 
damit  das  fränkische  Forstregal  ^)  geltend  macht,  wie 
vielleicht  auch  ein  Regal  an  der  Fischerei  betont  wird/) 
Unsicherer  ist  es,  wie  man  sich  das  bisherige  Recht  an  den 
Wäldern  zu  denken  hat,  ob  es  sich  um  die  Berechtigung 
einzelner  dann  natürlich  vornehmer  Leute  dreht,  oder  ob 
Kommunalallmenden  gemeint  sind,  welche  bereits  in  der 
römischen  Zeit  als  ager  compascuus  und  silva  compascua  be- 
gegnen und  welche  dann  im  Italienischen  so  häufig  vorkommen, 
besonders  in  dem  venezianischen  Lagunengebiet.  Dem  ganzen 
Zusammenhang  nach  ist  das  letztere  wahrscheinlicher,  kann 
aber  nicht  erwiesen  werden.  —  Auch  noch  in  einer  andren 
Beziehung  äußert  sich  die  fränkische  Gewalt  des  Königs 
über  das  Ödland.  Der  Herzog  setzt  die  einwandernden 
Slaven  auf  Wüstland  an;  das  wird  dann  auch  von  den 
Istriem  konzediert,  aber  unter  der  Bedingung,  daß  sie  an  der 
Steuer  mittragen.*) 

Dann  greift  der  fränkische  Herzog  die  Gewalt  der 
Privatherren  an.  Eine  Beschwerde  wird  hier  —  anschließend 
an  die  Klagen  über  die  Beseitigung  der  Tribunate  —  mit 
den  Worten  ausgedrückt:  liberos  homines  non  nos  habere 
permittit,  sed  tantum  cum  nostris  servis  facit  nos  in  hoste 

1)  I  capitulo  tulit  nostras  Silvas,  unde  nostri  parentes  herbaticum 
ed  glandaticum  tollebant;  item  tulit  nobis  casalia  inferiora,  unde 
parentes  nostri,  ut  supra  diximus,  similiter  tollebant.  Modo  contradicit 
nobis  Johannes.  Die  casalia  inferiora  faße  ich  nicht  als  die  „niederem" 
casalia,  was  keinen  Sinn  gibt;  sondern  der  zweite  Satz  mit  ut  supra 
diximus  kann  nur  auf  das  unmittelbar  Vorausgehende  weisen,  da 
sonst  nirgends  im  frühereu  Urkundentext  eine  Anknüpfung  möglich 
ist,  und  deshalb  müssen  diese  Zinsen  von  den  casalia  inferiora  in  irgend 
einem  Zusammenhang  mit  don  silvae  stehen:  das  scheint  mir  nun  direkt 
durch  die  Worte  inferiora  ausgedrückt,  d.  h.  die  casalia  inferiora  sind 
nicht  „niederere  casalia",  sondern  die  casalia  infra  silvam.  —  ^)  Istas 
Silvas  et  paseua,  quae  vos  dicitis,  ego  credidi,  quod  a  parte 
D.  Imperatoris  in  publico  esse  debent;  vgl.  meine  V.  G.  I.  S.  86  f.  • — 
3)  So  nach  VIII.  maria  vero  publica,  ubi  omnis  populus  communiter 
piscabant  modo  ausi  non  sumus  piscare  qui  cum  fustibus  nos  caedunt 
et  retia  nostra  concidunt,  wenn  hier  die  Gewalttätigkeiten  vom  Herzog 
ausgehen,  und  nicht,  wie  dem  Zusammenhang  nach  ebenfalls  an- 
genommen werden  kann,  auf  die  Bischöfe.  —  *)  Si  vobis  placet,  ut  eaa 
mittamus  in  loca  de«erta  ubi  sine  vestro  darano  valeant  commanere, 
faciant  utilitatem  in  publico  sicut  et  caeteros  populos. 
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ambulare^)  und  in  bezug  darauf  steht  dann  die  Konzession: 
liberos  homines  habere  vos  permittam,  ut  vestram  habeant 
commendationem,  sicut  in  omnem  potestatem  domini  nostri 
faciunt.  Wenn  durch  die  Konzession  wirklich  der  ältere 
Zustand  vollständig  -vviederhergestellt  ist,  dann  liegt  hier 
ein  sehr  wertvoller  und  eigenartiger  Beleg  für  die  bewußte 
Einschränkung  der  Kommendationen  vor;  die  fränkische  Re- 
gierung hat  dann  in  Istrien  sowenig  als  im  Stammland  zu- 
geben wollen,  daß  andere  als  die  Vasallen  des  Königs  selber 
wieder  Vasallen  haben  ^)  und  ist  so  in  Konflikt  mit  den  istri- 
schen  Tribunen  gekommen,  die  offenbar  noch  lange  keine 
königlichen  Vasallen  sind.  Dabei  zeigt  sich  auch  die  wesent- 
lichste praktische  Folge  der  Kommendation:  der  Kommen- 
dierte  zieht  nicht  mit  dem  allgemeinen  Heerbann  aus,  sondern 
er  wird  von  dem  Herren  in  den  Krieg  geführt,  was  natürlich 
eine  Entwertung  des  allgemeinen  Heerbanns  bedeutet.  Daß 
sich  aber  der  fränkischen  Verw^altungsmaxime  gegenüber 
die  ältere  in  der  römischen  Zeit  gewachsene  Form  der  Kom- 
mendation schließlich  doch  hält,  entspricht  dem  allgemeinen 
itahenischen  Recht,  welches  nirgends  —  im  Gegensatz  zum 
deutschen  und  französischen  Recht  —  eine  Begrenzung  der 
Lehnsherrliclikeit  kennt.  —  So,  wenn  wirklich  die  Konzession 
das  genaue  Gegenspiel  der  Beschwerde  ist.  Es  wäre  aber 
wohl  auch  denkbar,  daß  die  tribuni  ihre  militärische  Gewalt 
über  die  Soldatengeschlechter  sich  erhalten  hatten,  daß  aber 
der  Herzog  dieselbe  nicht  mehr  anerkennt  und  nur  dann 
erlaubt,  daß  ein  Freier  im  Gefolge  eines  andern  in  den  Krieg 
zieht,  wenn  derselbe  sich  kommendiert  hat.  Dann  wäre  die 
:  Konzession  eine  halbe,  aber  immerhin  auch  hier  zuge- 
geben, daß  in  Istrien  wie  in  Italien  die  Lehensherrlichkeit 
nicht  gerade  nur  den  königlichen  Vasallen  zusteht.  —  Die 
Beseitigung  der  5  excusat!,  welche  früher  den  tribuni  ge- 
bührten, gehört  gleichfalls  hierher. 

Auf  eine  Einschränkung  der  Gutsherrschaft  geht  die 
Beschwerde:  libertos  nostros  nobis  abstulit  advenas  hostes 
ponimus  in  casa  vel  ortora  nostra  nee  in  ipsos  potesta- 
tem habemus.    Da  die  Konzession  lautet:  advenas  homines, 


M  S.  266  N.  3  a.  E.  —  «)  Meine  V.  G.  II.  S.  153  f. 
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qui  in  vestro  resident,  in  vestra  sint  potestate,  so  muß 
das  hostes  in  der  Beschwerde  vom  Kopisten  wohl  ver- 
lesen sein  für  homines.  Dann  beschweren  sich  die  istrischen 
Großgrundbesitzer  darüber,  daß  sie  über  ihre  neuen  Pächter 
keine  gutsherrliche  Gewalt  erlangen  und  daß  man  auch  die 
Gewalt  über  ihre  liberti,  wohl  die  erblichen  Grundholden, 
die  coloni,  nicht  anerkennt,  und  diese  als  Freie  behandelt 
werden/) 

Ein  zufälligerer  Vorgang  ist  die  Ansiedlung  von  Slaven 
auf  den  Gütern  der  Istrier  und  die  Verwendung  der  Kirchen- 
zehnten zur  Befriedigung  dieser  Feinde,  dann  die  starke 
Vermehrung  der  Naturallasten.  Ich  will  dieses  Detail, 
weil  es  für  uns  weiter  gar  keine  Bedeutung  hat,  auf  sich 
beruhen  lassen  und  nur  betonen,  wie  wenig  all  das  zu  dem 
gewöhnlichen  Bild  vom  fränkischen  Staat  gehört,  der  keine 
Steuern  kennen  soll. 

Ein  letztes,  allerdings  nicht  im  placitum  von  Risano  be- 
zeugtes Element  ist  die  Einführung  der  placita  legitima  und 
damit  auch  des  fränkischen  Inquisitionsbeweises;  dasselbe  wird 
später  kurz  gestreift  werden.^) 

§6.  Dieistrische  Markgrafschaft.*) 

I.  Seit  der  karolingischen  Zeit  steht  Istrien,  welches  in 
viele  Bistümer  (Triest,  Capodistria,  Cittänova,  Pola,  Pa- 
renzo,  Pedena)  zerfällt,  unter  einem  Herrn  (dux,  marchio, 
comes).  So  ist  es  schon  nach  dem  placitum  von  Risano, 
Ludwig  der  Fromme  erkennt  nicht  nur  die  Wahl  der  tribuni 
an,  sondern  nach  ihm  sollen  die  Istrier  auch  ihren  rector, 
offenbar  den  Vorstand  der  ganzen  Provinz,  wählen.*)  Zu 
entdecken  ist  in  der  Folgezeit  von  einem  solchen  Wahl- 
recht nichts  mehr,  aber  freilich  ist  das  Argument  nicht 
zwingend;  denn  die  Quellen  des  9.  und  10.  Jahrhunderts 
berichten  überhaupt  sehr  wenig  von  diesen  Provinz  vorständen; 


1)  Auch  sonst  wird  von  der  karolingischen  Monarchie  die  grund- 
herrliche Gewalt  stark  beschränkt  (m.  V.  G.  II.  §  40).  —  »)  S.  273. 
—  3)  Hasenöhrl  im  Archiv  für  österreichische  Geschichte  LXXXII. 
S.  429  f.,  S.  537  f.  und  vor  allem  Benussi  S.  323—516,  wo  die  Geschichte 
der  einzelnen  Linien  genau  dargestellt  ist.  —  *)  S.  261  N.  6. 
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jedenfalls  aber  ist  in  dem  Augenblick  von  Wahl  keine  Rede 
mehr,  wo  das  Amt  —  seit  dem  11.  Jahrhundert  —  nachweisbar 
in  deutschen  Grafenhäusern  vererbt.  — 

Den  überaus  wichtigen  Vertrag  mit  Venedig  von  933, 
der  eine  Hauptgrundlage  der  folgenden  Untersuchungen  bil- 
det, schließt  für  Istrien  der  eine  marchio  Wintherus  zusammen 
mit  den  Bischöfen  und  mit  den  Obrigkeiten  der  einzelnen 
großem  Kommunen;  wären  damals  unter  dem  marchio  noch 
andere  comites  gestanden,  so  hätten  sie  hier  erwähnt  werden 
müssen.  Das  gleiche  gilt  dann  für  die  zweite  hauptsächlichste 
Urkunde  über  das  colloquium  von  991,  welches  der  damalige 
comes  Istriensium  mit  den  Istriem  abhielt:  auch  hier  sind 
nur  die  Bischöfe  und  die  Obrigkeiten  der  einzelnen  Städte 
vertreten.  Auf  einen  Grafen  für  ganz  Istrien  weisen  dann 
nicht  nur  ein  paar  andere  Urkunden  des  11.  Jahrhunderts^), 
sondern  vor  allem  auch  der  leider  freilich  verstümmelte 
istrische  Landfriede  von  angeblich  1060,  sicherlich  von  der 
zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts.^)  Zwar  wird  hier  unter 
dem  marchio  von  Istrien  noch  ein  comes  Engelbertus  ge- 
nannt, auf  dessen  Persönlichkeit  später^)  zurückzukommen 
ist.  Aber  der  Frieden  selber  zeigt,  daß  die  gesamte  öffent- 
liche Gewalt  dem  marchio  gehört.  Alle  Istrier  haben  zu 
schwören,  daß  sie  die  Ehre  des  Markgrafen  vertreten.  Kommt 
es  zur  Konfiskation  wegen  Landfriedensbruchs,  so  wird  aller- 
orten die  eine  Hälfte  der  Güter  zwischen  der  Gemeinde,  wo 
das  Delikt  begangen  worden  ist,  und  dem  marchio  geteilt; 
die  andere  Hälfte  fällt  an  die  Verwandten  des  Verletzten: 
eine  Halbierung,  welche  beiläufig  gesagt  offenbar  auf  lango- 
bardischem  Strafrecht  beruht.  Überall  wird  in  allerdings  nicht 
deutlicher  Weise  durch  einen  missus  des  Markgrafen  Land- 
friedensgerichtsbarkeit geübt.  —  Existiert  so  im  11.  Jahr- 
hundert nur  eine  einzige  Grafengewalt  für  Istrien*),  so  macht 


1)  BenusÄi  S.  350.  —  =)  Auch  bei  Weiland  const.  I.  428.  Wei- 
land verlegt  ihn  nach  1094 — 1102.  —  ')  §  6.  III.  —  ♦)  So  auch 
Hasenöhrl  a.  a.  O.  S.  542;  Beuussi  S.  379  ff.  Als  istrischen  Grafen  be- 
trachte ich  auch  den  977  genannten  Sigardus  comes,  den  Benussi 
S.  591,  623  für  einen  Stadtgrafen  ansieht.  Da  wir  nicht  wissen,  wer 
um  diese  Zeit  sonst  Graf  in  Istrieii  gewesen  sein  könnte  (Benassi 
S.  329 f.),    steht  der  Annahme  nichts   im  Weg.    Das   inclito  comite  ver- 


272  Ernst  Mayer, 

auch  der  Patriarch  von  Aquileja,  der  nach  einem  vergeblichen 
Versuch  von  1077^)  die  markgräfliche  Gewalt  1209  erworben 
hatte,  in  ganz  Istrien  seine  Hochgerichtsbarkeit  geltend;  das 
zeigt  ein  sehr  ausführliches  und  wichtiges  Verzeichnis  der 
Rechte  des  Patriarchen  von  Aquileja,  das  vor  1243  geschrieben 
sein  muß.^)  Im  13.  Jahrhundert  erscheint  dann  entsprechend 
den  Verhältnissen  in  den  deutschen  Alpenländern  ^)  ein  allge- 
meiner Hochrichter  des  Grafen,  bald  unter  dem  deutschen 
Namen  richtarius  oder  entstellt  ricarius*),  bald  als  Istrie 
potestas**),  bald  als  generalis  gastaldio-®),  bald  selber  als  mar- 
chio.^)  Die  andere  Erscheinung,  daß  der  Patriarch  auch  gastal- 
diones  für  die  einzelnen  Gemeindebezirke  ernennt,  kann  erst 
später  verfolgt  werden. 

Jene  markgräfliche  Gerichtsbarkeit  über  ganz  Istrien  wird 
nach  einer  Nachricht  von  1270  in  der  Weise  geübt,  daß  der 


bietet,  an  einen  bloßen  Beamten  zu  denken,  wie  es  die  dalmatinischen 
comites  sind.  Ein  besonderer  Graf  für  Capodistria,  der  weder  vorher 
noch  nachher  vorkommt,  wäre  doch  dem  Grafen  von  ganz  Istrien 
untergeordnet  gewesen  und  hätte  einen  Frieden  mit  Venedig  ohne  Mit- 
wirkung des  Obergrafen  kaum  schließen   können. 

1)  Benussi  S.  365,  S.  399.  —  «)  Dasselbe  findet  sich  in  fontes  rer. 
Austr.  2.  Abt.  Bd.  1  (Chmel  diplomat.  misc.  sec.  XIII.  S.  289—295)  und 
ist  danach  1303  bei  Verhandlungen  zwischen  dem  Patriarchen  von 
Aquileja  und  Venedig  gebraucht  worden.  Chmel  verlegt  das  nicht 
datierte  Verzeichnis  auf  den  Anfang  des  14.  Jahrhunderts,  während 
Kandier  es  zum  Jahr  1208  abdruckt.  Die  letzte  Datierung  kommt  der 
Wahrheit  zweifellos  näher,  denn  die  Urkunde  setzt  die  Herrschaft  des 
Patriarchen  in  Pola  voraus;  diese  Stadt  aber  ist  seit  1243  (Minotto, 
Acta  et  diplom.  e  regio  tabulario  Veneto  I.  1  S.  21)  definitiv  an 
Venedig  tibergegangen  (dazu  Franceschi  S.  125,  S.  134).  So  fällt  die 
Urkunde    in    die    erste    Hälfte    de«    13.  Jahrhunderts,    wo,    seit    1202, 

^ie  Venezianer  die  Herrschaft  des  Markgrafen  nicht  weiter  stören.  — 
3)  z.  B.  Hasenöhrl,  Österreichisches  Landesrecht  S.  166,  168;  Luschin, 
Geschichte  des  älteren  Gerichtswesens  in  Österreich  S.  54;  aus  Steier- 
mark tritt  in  viel  jüngeren  Quellen  ein  herumreisender  Bannrichter 
auf:  Byloff,  Das  Verbrechen  der  Zauberei  S.  158  f.  —  *)  So  z.  B.  in  dem 
Verzeichnis  von  1208;  16.  März  1264.  —  o)  7.  Mai  1230  vice  doraini 
Thome  Zene  universitates  Istrie  potestatis;  cf.  auch  1210  Amelricus 
potestas  marchionis  neben  dem  potestas  lustinopolis.  —  *)  Minotto  I.  1 
S.  17.  1232  generalis  gastaldio  dicti  Patriarchi,  marchionis  in  Istria.  — 
^)  Schon  im  13.  Jahrhundert  kommt  die  Bezeichnung  vor,  ist  aber 
dann    im    14.    die   Regel;    vgl.  Joppi   in   archeografo   Triestino    n.  s.  II, 

:S.  252—254. 
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Markgraf  selber  alle  3  Jahre  ein  placitum  legitimum  abhalten 
läßt,  zu  dem  alle  Hausväter  erscheinen  müssen,  und  auf 
welchen  12  iuratores  die  vorgekommenen  Bannfälle  rügen.^) 
An  sich  wäre  ja  denkbar,  daß  erst  der  Patriarch  die  Sache 
aus  den  nördUcheren  deutschen  Gebieten  nach  Istrien 
gebracht  hätte.  Allein  iurati  regalie  sind  schon  1225 
erwähnt^);  die  Abhaltung  von  tria  placita  criminalia  ist 
bereits  1179  bezeugt^);  vor  allem  aber  ist  in  der  Urkunde 
von  948*),  welche  dem  Bischof  von  Triest  die  Gewalt  über 
seine  Stadt  verleiht,  von  publica  querimonia  geredet,  die  der 
Hochgerichtsherr  hat.  Alles  zusammen  führt  zur  Annahme, 
daß  in  Istrien  genau  so  wie  im  übrigen  Italien  die  fränkische 
Verwaltung  die  placita  legitima  für  die  Kriminalgerichts- 
barkeit einführte,  und  daß  diese  zur  Ausübung  der  öffent- 
lichen Strafklage  dienten;  so  ist  auch  hier  wohl  schon  seit 


*)  5.  März  1270  Pirano.  Hinc  est,  quod  dominus  patriarcha 
habeat  licentiam  veoiendi  in  Piranum  vel  ipsius  certus  nuncius  cum 
suis  certia  litteria  —  in  omni  tercio  anno  ad  tenendum  suum  pla- 
citum regaliae  —  tali  forma  et  eonditione,  quod  dominus  patriarcha 
debeat  suum  placitum  facere  cridari  per  dies  quindeeim  ante  suum 
adventum  a  festo  S.  Michaelis  usque  ad  Carnis  privium.  —  Et  suum 
placitum  debet  tenere  per  tres  sequentes  dies  unum  post  alterum. 
—  Et  quilibet  ex  masariis  de  Pirano,  qui  se  iungerit  in  Pirano  in  die 
cridationis  sui  plaeiti  et  ad  suum  placitum  in  ante  dictis  tribus  diebus 
clamatum  fuerit  et  non  Interessent,  tunc  in  omni  die  illorum,  tunc 
ille  homo  solvere  debeat  domino  Patriarchae  solides  octo  pro  suo  banno. 
Et  si  in  illis  tribus  diebus  aliquis  homo  per  dictos  dominos  iuratos  — 
concorditer  manifestum  fuerit  domino  patriarchae  vel  suo  nuncio  de  ser- 
vata  erudenta;  tunc  ille  homo  debet  dare  domino  Patriarchae  pro  suo 
banno  libras  venec.  duodecim.  Et  si  in  predictis  diebus  manifestum  fuerit 
dominio  nisi  unum  bannum  crudentae  (Blutbann),  dominus  Patriarcha 
debet  illum  bannum  habere  (während  bei  mehreren  Blutbannen  der 
Betrag  über  20  £  offenbar  an  die  Kommune  fällt).  Et  si  plura  banna 
et  erudenta  dominio  manifestata  fuerint  per  duodecim  dominos  iuratos 
concorditer,  tunc  de  primo  banno  insuper  debebunt  habere  domini 
iurati  unum  bannum  et  non  plus,  quäle  bannum  q.  Domini  iurati 
tolle  (?)  solvent.  —  Et  dominus  patriarcha  debet  habere  in  Pirano 
de  civibus  et  abitatoribus  Pirani  et  non  de  forensibus  unum  suum  ga- 
staldionem  et  tres  suos  iudices  de  regalia  de  Pirano  ellecti  per  duo- 
decim dominos  iuratos  concorditer.  —  »)  19.  Okt.  1225  in  Isola,  das 
eigentlich  eine  Grundherrschaft  ist,  setzt  der  Grundherr  gastaldionem 
et  iudicem  et  iuratos  regaliae.  —  »)  Die  IV  exeunte  mense  Augusti 
1179.  —  *)   S.August  948. 
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dem  Beginn  der  fränkischen  Herrschaft  die  allgemeine 
fränkische  Grundlage  für  den  fränkischen  Inquisitionsprozeß 
herübergenommen,  welcher  dann  im  kirchlichen  Inquisitions- 
prozeß nachgebildet  wurde/)  Zu  genauerer  Begründung 
dieser  Annahme  genügt  freilich  das  istrische  Material  für  sich 
allein  nicht. 

Für  die  Finanzgewalt  des  istrischen  Provinzvorstandes 
kann  man  aus  dem  placitum  von  Risano  folgern,  daß  seit 
804  wiederum  ein  Teil  der  Provinzialabgaben  an  den  Königs- 
hof abgeliefert  wird^),  etwa  so  wie  ja  auch  Venedig  selber 
im  9.  und  10.  Jahrhundert  an  die  italienischen  Könige  einen 
Tribut  zahlt.^)  Es  ist  wohl  möglich,  daß  diese  Leistungen 
gemeint  sind,  wenn  im  10.  und  11.  Jahrhundert  der  König 
in  Capodistria  und  Pola  über  das  verfügt,  was  an  den  König 
zu  geben  ist*);  allein  es  ist  gerade  so  gut  denkbar,  daß  die 
Abgabe  nur  als  „Königsschatz"  bezeichnet,  trotzdem  aber 
vom  Provinzialbeamten  einbehalten  wird;  zum  dritten  ist 
die  Zahlung  vielleicht  auch  nichts  anderes  als  das  fodrum 
regale.  Hier  sind  die  paar  istrischen  Notizen  zu  dürftig  zu 
irgendwelchem  bestimmten  Schluß. 

II.  Die  Herrschaftsverhältnisse  in  Istrien  haben  sich 
durch  das  Eingreifen  der  Venezianer  verändert.  Im  10.  Jahr- 
hundert zahlt  Capodistria  an  Venedig  eine  Abgabe  für  ge- 
währten Schutz^);  doch  scheint  noch  keine  staatsrechtliche 
Eingliederung  dieser  Stadt  in  die  venezianische  Herrschaft 
eingetreten  zu  sein;  991  ist  Istrien  wieder  vollkommen  un- 
abhängig   und    wird    als    feindliches    Land    behandelt*),    die 


1)  Meine  V.  G.  I  S.  283.  —  -*)  Jedenfalls  gilt  das  für  das  exenium 
imperatoris,  während  es  zweifelhaft  bleibt,  was  mit  den  Jahresabgaben 
der  istrischen  Kommunen  geschieht.  —  »)  Capit.  II.  238  §  30,  888;  240. 
924;  241.  927.  —  *)  K.  U.  Otto  II.  154.  977:  omnem  censum,  quem  pre- 
dictae  insulae  homines  infra  civitatem  lustinopolim  in  domibus  et  cae- 
teris  rebus  regiae  potestati  atque  imperiali  hactenus  persolvere  visi  sunt. 
—  Stumpf,  Die  Reichskanzler  III.  n.  75.  1081:  ut  episcopus  eiusdem 
Parentinae  civitatis  et  clerus  et  populus  per  totum  episcopatum  servi- 
eium  nobis  debitum  Aquilegensi  patriarchae  persolvant.  —  ^)  14.  Jan. 
932.  13.  Okt.  977.  —  «)  S.  S.  VII  S.  29  Z.  49;  freilich  ist  es  auffällig, 
daß  im  Colloquium  von  991  Pola  fehlt. 
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dalmatinische  Expedition  von  998  hat  Istrien  nur  gestreift 
und  es  wird  nirgends  von  einer  Unterwerfung  geredet/)  — 
Erst  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  bringt  eine  direkte  Ab- 
hängigkeit der  Städte  Pola,  Capodistria,  Parenzo,  Cittänova, 
Umago,  Ro\igno;  die  Städte  leisten  nicht  nur  fidelitas,  son- 
dern sind  auch  zu  einer  ausgedehnten  militärischen  Hilfe 
verpflichtet.^)  Es  ist  nun  für  unsern  Zweck  sehr  wichtig, 
daß  gerade  in  diesem  Zeitpunkt  ein  offenbar  wenig  vornehmer 
comes  an  der  Spitze  der  Bürger  von  Pola  auftritt"):  man 
muß  in  ihm  den  gleichen,  von  den  Bürgern  unter  dem  Ein- 
fluß Venedigs  gewählten  comes  sehen,  wie  er  einerseits  auch 
im  venezianischen  Dalmatien,  andererseits  in  Grado*)  vor- 
kommt. —  Die  Fortdauer  der  venezianischen  Herrschaft  in 
Capodistria  und  deshalb  wohl  auch  in  den  südlicheren  See- 
städten ist  noch  1166  bezeugt. °)  Wie  lange  die  Herrschaft 
effektiv  geblieben  ist,  ist  nicht  deutlich:  jedenfalls  erscheint 
am  15.  November  1194  der  Markgraf  wieder  als  Richter 
auch  über  die  Südküste.  Und  wenn  auch  Pirano,  Muggia 
und  Triest  noch  einmal  1202^)  dem  Dogen  einen  Treueid 
leisten,  so  scheint  das  ohne  jede  nachhaltige  Wirkung.  Denn 
seit  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts,  wo  an  Stelle  der 
landfremden  Andechser  der  Patriarch  von  Aquileja  trat, 
verschwindet  der  Einfluß  der  Venezianer  vollständig"),  sie 
sind  zu  sehr  mit  den  Ereignissen  im  Osten  beschäftigt.    Erst 


1)  S.  S.  VII  S.  31.  Andrea  Dandolo  1.  IX.  c.  13  p.  14  (zu  1146) 
(Muratori  scr.  XII.  c.  281).  Der  Ausdruck:  lustinopolitanus  populus  cum 
Insulano,  qui  antiquitus  ducibus  fuerunt  tributarii,  sagt  nicht  mehr» 
als  daß  die  Leute  von  Capodistria  irgend  einmal  früher  den  Venezianern 
tributpflichtig  geworden  sind.  —  *)  Die  Urkunden  am  vollständigsten 
bei  Minotto  I.  1  S.  3 — 7  und  dazu  Kukulievic  II.  60.  1150;  die  Nach- 
richten werden  in  manchem  durch  Andrea  Dandolo  ergänzt  (1.  IX. 
c.  13  p.  14,  15  Muratori  XII.  col.  281;  c.  14  p.  5— p.  7  Muratori  XII. 
col.  284).  Einer  Erhebung  von  Pola  wird  durch  den  Vertrag  vom  2.  April 
1153  (cod.  Istr.)  ein  Ende  gemacht;  dazu  noch  die  von  Kandier  zu 
diesem  Ort  erwähnte  venezianische  Inschrift.  Im  einzelnen  scheint 
die  Zeitfolge  im  Bericht  Dandolos  verwirrt;  hier  ist  das  ohne  weitere 
Bedeutung.  —  ')  Dezember  1145:  Henricus  comes,  Pencius  locoposi- 
tus  usw.  —  «)  S.  226  N.  5.  —  *)  Andrea  Dandolo  IX.  c.  15  p.  12 
(Murat.  XII.  col.  290).  —  •)  Oktober  und  26.  Oktober  1202.  —  ')  Fran- 
ceschi S.  113  f. 

18» 
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1243  wird  wiederum  Pola^)  und  in  der  zweiten  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  die  übrigen  Städte  der  Seeküste*)  vene- 
zianisch; nur  Triest  hält  sich  unabhängig  und  außerdem 
verbleibt  dem  Patriarchen  noch  ein  immer  kleiner  werdender 
Streifen  im  Osten.') 

III.  Im  Osten  Istriens  hat  sich  eine  eigene  Grafschaft 
gebildet,  welche  als  Grafschaft  von  Pisino  oder  was  dem 
gleich  ist,  von  Mitterberg  oder  kurzweg  als  die  Grafschaft 
von  Istrien*)  bezeichnet  wird,  und  die  dann  1374  an  Öster- 
reich überging.  Es  ist  von  anderen  °)  überzeugend  nach- 
gewiesen worden,  daß  das  nichts  anderes  ist,  als  ein  Komplex 
von  Advokatien  über  Kirchengut,  namentlich  der  Kirchen 
Parenzo,  Pedena,  Aquileja;  nach  dem  gräflichen  Advokaten 
wird  dann  dieser  Komplex  selber  als  comitatus  bezeichnet, 
gerade  weil  außer  dem  marchio  und  diesem  comes  kein 
anderer  comes  für  Istrien  in  Betracht  kam.  Die  Advokaten 
entstammen  im  ganzen  dem  Görzer  Grafenhaus:  so  wohl 
schon  der  im  istrischen  Landfrieden*')  erwähnte  comes  Engel- 
bertus  und  der  comes  Istriae  Meinhard,  der  1175  und  1177 
in  der  Urkunde  auftritt'),  so  die  Grafen  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert. Ob  der  1186  genannte  comes  Istriae  Adelbertus**) 
in  das  gleiche  Haus  gehört  oder  warum  er  eingeschoben  ist, 
wenn  er  einem  fremden  Haus  angehören  sollte,  das  steht 
dahin.  — 

Das  wichtige  Ergebnis,  um  deswillen  die  vorstehenden 
Ausführungen  gemacht  wurden,  ist,  daß  über  all  den  istrischen 
civitates  nur  eine  einzige  Grafengewalt  in  Betracht  kommt. 

1)  Andrea  Dandolo  lib.  X.  c.  5  p.  32  (Murat.  XII.  col.  353).  — 
2)  Andrea  Dandolo  lib.  X.  c.  7  p.  41  und  42  Zusatz  aus  dem  cod. 
Ambros.  (Murat,  XII    col.  375,    376):    danach    ist    venezianisch    (außer 

Pola)  Triest,  Capodistria,  Pirano,  Muggia,  Rovigno,  Cittänova  hierher 
wohl  Martine  de  Canale  c.  4  (arch.  storico  VIII  S.  270) ;  dazu  Fran- 
ceschi S.  129.  1278  wird  ein  Aufstand  der  istrischen  Städte  nieder- 
geworfen (Andrea  Dandolo  1.  X.  c.  9  p.  24 — 27:  Murat.  XII  col.  395, 
396)  und  1280  werden  die  potestates  von  Capodistria  und  Parenzo 
unter  de«  wichtigsten  venezianischen  Außenbeamten  genannt  (Liubic  I. 

177.  1281).  Triest  ist  aber  wieder  frei  geworden  und  hält  sich  auch 
in  dem  Kampf  von  1289  (Franceschi  S.  138  f.).  —  »)  France-schi  S.  146 
und  besonders  S.  224.  —  «)  Nach  Benussi  S.  455  zuerst  1304.  — 
XI)  Franceschi  S.  371  f.;  Benussi  S.  424ff.,  474fr.  —  •)  Dazu  Weiland 
I  428.  —  7)  Benussi  S.  419,  423.  —  »)  Benussi  S.  423. 
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§  7.   Die  Kommunen/) 

I.  Was  in  dem  placitum  von  Risano  schon  ganz  deut- 
lich hervortrat,  nämlich  daß  als  öffentliche  Verbände  un- 
mittelbar unter  dem  magister  militum  oder  dux  die  Kom- 
munalverbände der  civitates  und  castella  in  Betracht  kommen, 
das  setzt  sich  in  der  Folgezeit  ununterbrochen  fort.  Die 
einzelnen  städtischen  Gemeinwesen  besitzen  —  auch  über  das 
Landgebiet  —  die  volle  staatliche  Gewalt  und  es  vertreten 
die  städtischen  Behörden  das  ganze  Land  Istrien.  So  schließt 
932  die  Gemeinde  Capodistria  einen  Vertrag  mit  Venedig 
ab.  —  Dem  Friedensschluß  des  Markgrafen  Wintherus  mit 
Venedig  von  933  stimmen  die  Behörden  von  Pola,  Parenzo, 
Cittänova,  Pirano,  Capodistria,  Muggia  und  Triest  zu.  — 
In  dem  späteren  Vertrag  Capodistrias  mit  Venedig  von 
977  wird  es  als  selbstverständlich  angenommen,  daß  die 
einzelnen  civitates  mit  Venedig  Streit  anfangen  können.-)  — 
Im  Colloquium,  das  991  der  Markgraf  mit  den  Istriern  hält, 
erscheinen  außer  den  Bischöfen  vor  allem  die  Behörden  der 
großen  istrischen  Städte  Parenzo,  Capodistria,  Triest,  Cittä- 
nova, Pirano,  ganz  dem  entsprechend  viie  die  Lociservatores 
der  Kommunen  auf  dem  byzantinischen  congressus  erscheinen. 
—  Deutlich  ist  die  Persönlichkeit  von  Capodistria,  wenn  der 
Kaiser  1035  an  Capodistria  eine  Reihe  Ortschaften  schenkt 
und  dabei  den  ganzen  Territorialbesitz  der  ci\itas  bestätigt.^) 
Später  (1225)  zeigt  sich,  daß  die  grundherrliche  Stadt  Isola 
unter  die  Obergerichtsbarkeit  von  Capodistria  gehört  und 
die  Zugehörigkeit  von  Isola  zum  Gebiet  von  Capodistria 
ist  schon  976  angedeutet.*)  —  Im  istrischen  Landfrieden  von 

i)  Benussi  S.  581  f.,  dessen  Ergebnis  ich  aber  hier  im  wesentlichen 
nicht  zustimme.  —  *)  977:  et  si  omnes  civitates  Istrie,  ut  diximus,  inter 
vos  et  illos  rixa  et  contentio  aliqua  orta  fuerit.  —  ^)  Minotto  I.  1,  S.  I, 
1035  quod  hominibus  lustinopolis  —  petentibus  concedit  Castrinovi  me- 
dietalem  (und  sonst  noch  ande^^er)  —  et  ubicumque  res  ipsius  civitatis 
fuerint  una  cum  castellis,  villis,  capellis,  campis  —  imperiali  precepto 
confirmat.  —  *)  1225.  19  okt.  nach  der  Stelle  in  S.  273  N.  2  folgt  —  et 
appellationes  ab  ipsis  facte  in  lustinopolitana  civitate  solito  more.  Also 
Isola,  dag  als  Stadt  der  Abtei  St.  Maria  in  Aquileja  e4n  selbständiges 
Hochgericht  hat,  steht  unter  Capodistria  als  Apellinstanz.  12  kal.  mai 
976    aber   muß   dann    locum    qui    dicitur    insula  cum   suis    appenditiciis 
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angeblich  1060  aber  wird,  wie  schon  gesagt,  die  konfiszierte 
Hälfte  des  Vermögens  zwischen  Markgraf  und  dem  locus 
offensionis  geteilt^);  so  etwas  ist  nur  möglich,  wenn  die 
Kommune  Straf gewalt  hat  und,  darf  man  hinzufügen,  wenn 
die  Kommune  Strafgewalt  hat,  wie  der  marchio  selber:  in 
der  Tat  ist  ein  strafrechtliches  Einschreiten  der  Kommune 
gerade  in  Blutsachen  auch  noch  in  zwei  anderen  leider  ver- 
stümmelten Stellen  des  Landfriedens  angedeutet.'*)  —  In  spä- 
terer Zeit  (1139)  rühren  innerhalb  des  Gebiets  von  Triest  alle 
Besitzungen  von  der  civitas.^) 

IL  Die  zweite  entscheidende  Frage  ist,  wer  die  Behörden 
dieser  Kommunen  waren. 

Hier  verschwindet  nun  rascher  als  in  Dalmatien,  offen- 
bar weil  der  Zusammenhang  mit  dem  Ostreich  früher  und 
vollständiger  gelöst  ist,  die  militärische  Behörde.  Nach  dem 
placitum  von  Risano  soll  gemäß  der  allgemeinen  Schluß- 
klausel der  Tribunat  allerdings  wiederhergestellt  werden; 
in  der  Tat  erscheinen  noch  unter  Ludwig  dem  Frommen  die 

tum  infra  civitatem  lustinopolim  quam  extra,  so  gedeutet  werden,  daß 
der  Ort  Isola  selber  mit  gewissem  Zubehör  infra  civitatem  lustinopolim 
liegt,  anderes  Zubehör  außerhalb. 

*)  S.  271.  —  ^}  ...  täte  pugnam  face-re  non  poterit.  Tunc  Dominus 
marchio  W.  cum  commune  illius  loci  debent  pugnam  facere  per  cam- 
pionem.  Das  debent  schließt  die  sonst  mögliche  (vgl.  24.  Okt.  1186)  Er- 
klärung aus,  daß  hier  der  Markgraf  gegen  die  Kommune  mit  einem 
Kämpfen  klagt.  Sondern  Markgraf  und  Kommune  zusammen  stellen 
einen  Kämpfen  gegen  einen  Dritten  und  das  ist  doch  nur  in  Kriminal- 
sachen möglich.  —  Auch  in  den  Schlußworten:  mittet  vel  eam  recu- 
peraverit  40.  libr.  ven.  ad  ...  W.  Marchionis  et  a  loco  ...  ist  ein 
gemeinsames  Handeln  des  Markgrafen  (bezw.  seines  Vertreters)  und 
der  Kommune  angedeutet.  —  Gesprochen  ist  am  Anfang  von  dem 
Friedenseid,  welchen  der  marchio,  der  comes  Engelbert,  die  Bischöfe 
und  die  magnates  leisten  des  Inhalts  zu  verteidigen  omnes  homines 
civitatum,  castellorum  et  villarum.  Diesem  Eid  entspricht  simili 
modo  paysaui  iurabunt:  das  darf  man  nicht  so  deuten,  als  ob  hier 
der  Bewohner  des  flachen  Landes  unabhängig  von  dem  Städter  ge- 
schworen hätte,  sondern  paisanus  bedeutet  (ebenso  15.  Nov.  1194 
tarn  clericus  quam  paesanus)  wie  jetzt  noch  häufig  im  Italienischen 
(Diez,  Ethymol.  Wörterb.  I  S.  301)  den  Landsmann  überhaupt;  die 
paesani  sind  gerade  in  erster  Linie  die  Bewohner  der  civitates  und 
castella.  —  ^)  20.  Juni  1139:  si  ip.se  vel  alius  aliqiii.>r  aliquid  habet  ibi, 
a  civitate  tergestina  habuit. 
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von  der  istrischen  Aristokratie  gewählten  tribuni/)  In  der 
Mitte  des  9.  Jahrhunderts  werden  in  einer  Triestiner  Ur- 
kunde 2  tribuni  und  2  vicarii  bezeugt,  welche  aber  durch- 
aus nicht  gerade  alle  Triest  angehören  müssen.^)  Zuletzt  wird 
dann  noch  933  in  Parenzo  ein  tribunus  genannt,  der  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  die  Stellung  eines  scabinus  ein- 
nimmt.^) —  Damit  sind  alle  Spuren  des  militärischen  Amts 
erloschen. 

in.  1.  Vertreter  der  Gemeinde  ist  zunächst  der  loco- 
positus;  er  ist  bezeugt:  in  Capodistria*)  von  932 — 1139,  in 
Parenzo =)    991—1030,    in    Pola*)    für     die    zweite    Hälfte 


1)  Ob.  S.  261  N.  6.  —  2)  847.  Es  i.st  das  für  anderes  wichtig.  Die 
Urkunde  redet  von  einem  recht  bedeutenden  Geschenk,  welches  an 
ein  Kloster  der  vene-zianischen  Stadt  Konkordia  gemacht  wird  und 
es  kann  sehr  wohl  sein,  daß  der  eine  tribunus  und  vicarius  von 
^ort  oder  aus  einer  andern  istrischen  Stadt  (z.  B.  die  Schenkung 
von  1030)  stammt.  —  ^)  933  Theodorus  tribunus;  er  zählt  der  rich- 
tigen  Lesung    nach    zu   dem  Absatz   de    Parentio    (cf.  hier  unten  N.  5). 

—  *)  932:  quopropter  nos  quidem  Audebertus  locopositus  et  lohannes 
scavinus,  Farugarius  advocatus  totius  populi,  Andre'O.s  scavinus  filius 
Coneordi,  Petrus  .scavinus  de  lohannone,  Dominicus  scavinus  de  Anastasia. 

—  933.  Hier  (im  Vertrag  mit  Venedig)  sind  Vertreter  von  Caprae  (Capo- 
distria)  in  der  zweiten  Zeugenliste  die.selben  Leute,  nur  der  lohannes 
scavinus  ist  nicht  erwähnt;  Dominicus  de  Anastasia  ist  in  der  ersten 
Zeugenliste  als  scavinus,  Audibertus  ist  zweimal  als  locopositus  bezeich- 
net. —  991.  Germini  locopositus  et  scavinus,  Benedictus  scavinus,  Anto- 
niiLs  scavinus,  Petrus  scavinus  civitatis  lustinopolis  20.  luni  1139  testes 
Vodolricus  Tergestinus  locopositus,  Bonifacius  Caprensis  locopositus.  — 
5)  991  adfuerunt  scavini:  lohannes  de  Pago  locopositus  scavinus,  Andreas 
scavinus,  Oderlicus  scavinus,  Leo  scavinus  civitatis  parentine;  7.  August 
1030  m.  Ripaldi  locopositi.  In  der  Urkunde  von  933  sind  zwar  4  Ver- 
treter von  Parenzo  genannt;  denn  die  Urkunde,  welche  nur  in  den  großen 
venezianischen  Kopiarien  erhalten  ist  (vgl.  Tafel  und  Thomas  in  fontes 
rerum  Austriac.  IL  Abt.  Bd  XII.  1.  S.  lOf.),  hat  in  den  Zeugenunter- 
sehriften  hinter  lohannes  Basiliacus  die  Worte  de  Parentio;  diese  gehören 
nun  offenbar  nicht  zu  lohannes  Basiliacus,  wie  das  aus  den  Drucken  zu 
folgen  scheint,  sondern  bilden  eine  Überschrift  wie  de  civitate  Pola,  de 
Trigest«  usw.  Dann  gehören  nach  Parenzo  4  Namen  und  nach  dem  Muster 
der  andern  Städte  sind  es  wohl  scavini;  aber  wer  davon  der  locopositus, 
kann  man  nicht  herausbringen.  —  In  der  interessanten  Urkunde  von 
1017  werden  am  Schluß  der  Zeugenreihe  3  scavini  genannt;  sie  stehen 
weit  hinter  dem  Zöllner  (muaterius).  Da  aber,  wie  sich  zeigen  wird, 
der  locopositus  der  Vornehmste  ist,  so  ist  wohl  nichts  anderes  möglich, 
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des  12.  Jahrhunderts,  in  Triest^)  von  933—1139.  In  den 
Urkunden  von  932,  933,  991  ist  der  locopositus  der  erste 
Mann  der  Stadt.  Dabei  zählt  er  einigemal  selber  zu  den 
scabini,  anderemal  steht  er  als  ein  besonderer  Beamter 
neben  ihnen  ^);  die  erste  Form  entspricht  genau  der  Stellung 
des  dalmatinischen  prior  als  eines  iudex,  und  der  Zugehörig- 


ais daß  der  dem  muaterius  vorausgehende  Wecelo  de  civitate  Parentina 
der  locopositus  ist,  wenn  ihm  auch  dieses  Amt  nicht  ausdrücklich  bei- 
gelegt wird.  Dieser  Wezelo  ist  aber  sicher  identisch  mit  dem  3  Jahre 
(1014)  vorher  erwähnten  Wezilo  vicecomes.  Dann  wird  also  der  loco- 
positus als  vicecomes  betrachtet.  Vicecome«  des  Bischofs,  wie  Benussi 
S.  244  meint,  ist  dieser  Wezilo  nicht;  denn  es  fehlt  dem  Bischof  von 
Parenzo,  wie  sich  zeigen  wird,  die  gräfliche  Gewalt.  —  *)  933  wird  Pola 
von  4  Leuten  (cf.  S.  279  N.  5)  vertreten  und  der  erstgenannte  (Rocius) 
steht  unter  den  konsentierenden,  vor  den  locopositi  der  übrigen  Städte, 
wird  aber  nicht  ausdrücklich  als  solcher  bezeichnet.  Dezember  1145.  Hen- 
ricus  comes,  Pencius  locopositus,  Andreas  de  locoposito,  dann  a.  E.  noch 
2  judices.  Kukulievic  II.  63  1150  nos  quidem  Andreas  de  locoposito: 
handelt  an  der  Spitze  der  Bürger  von  Pola.  15.  Nov.  1194  der  mark- 
gräflichen Gerichtsversammlung  wohnen  cives  Polenses  bei;  m.  E.  ge«- 
hört  zu  ihnen  auch  der  Odolricus  locopositus;  dann  ist  Pola  durch  den 
locopositus  und  3  andere  vertreten. 

1)  933.  Hier  ist  Triest  von  3  Leute-n  vertreten;  einer  heißt  zweimal 
locopositus;  von  den  beiden  andern  kehrt  der  eine  in  der  voraus- 
gehenden Zeugenreihe  wieder  und  heißt  dort  scavinus.  991  ist  Triest 
nur  durch  einen  scavinus  vertreten.  1115  werden  neben  dem  loco- 
positus, der  zugleich  advocatus  des  Bischofs  ist,  noch  2  iudices  er- 
wähnt.   1139  sind  3  iudices  genannt;    durch  ihr   und  9  anderer  Leute 

—  man  wird  an  die  12  iuratores  in  Pirano  erinnert  (§  6  S.  273  N.  1)  — 
Zeugnis  liefert  der  gastaldio  von  Triest  den  Nachweis  für  die  be- 
hauptete Abgrenzung  des  Gemeiudegebiet«s;  als  Zeiige  ist  ein  Vodol- 
ricus  Tergestinus  locopositus  erwähnt.  Es  muß  also  der  locopositus 
ganz  und  gar  die  Vertretung  der  Gemeinde  verloren  haben,  sodaß 
er    dem    ganzen    Vorgang     als    bloßer     Zeuge     gegenüberstehen     kann. 

—  2)  Scavini  sind  die  locopositi  von  Parenzo  und  Capodistria  in  der 
Urkunde  von  991  (vgl.  Ficker,  Forschungen  III  S.  218).  In  der  Ur- 
kunde von  932  steht  der  locopositus  neben  den  4  scavini  von  Capo- 
distria. 933  ist  Capodistria  durch  4  Leute  vertreten.  Dominicus  de- 
Anastasia  wird  in  der  zweiten  Zeugenreihe  nicht  als  scavinus  bezeichnet, 
wohl  aber  in  der  ersten  Zeugenreihe  der  Urkunde.  Auch  die  zwei 
andern  Leute  außer  dem  locopositus  werden  das  Jahr  vorher  als 
scavini  bezeichnet.  Da  nun  nach  der  Urkunde  von  932  Capodistria 
4  scavini  neben  dem  locopositus  hat,  so  ist  wohl  anzunehmen,  daß 
933  der  locopositus  selber  das  Amt  eines  scavinus  versieht. 


Die  dalmatisch-istriscbe  Munizipalverfassung  im  Mittelalter  etc.     281 

keit  des  primas  Polensis  zu  den  iudices  Polenses  in  dem  pla- 
citum  von  804.  —  Im  spätem  Verlauf  zeigt  sich  einmal  eine 
Neigung  zum  Erblich  werden  des  Amtes:  nur  so  versteht 
man,  daß  gegen  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  in  Pola  hinter 
dem  Pencius  locopositus  der  Andreas  de  locoposito  folgt, 
der  dann  ein  paar  Jahre  nachher  als  der  Führer  der  ein- 
heimischen Bürgerschaft  Venedig  gegenüber  erscheint.^) 

Dem  locopositus  gegenüber  tritt  dann  seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  ein  anderer  Beamter,  der  bald  als  comes, 
bald  als  gastaldio  bezeichnet  wird:  ein  comes  steht  neben 
dem  locopositus  in  Pola,  ein  gastaldio  neben  dem  loco- 
positus in  Triest^)  und  beidemal,  besonders  in  Triest,  ist 
dabei  der  locopositus  aus  seiner  führenden  Stellung  herab- 
gesunken. —  Zum  erstenmal  kommt  in  Pola  und  in  Capo- 
distria  ein  solcher  Beamter  1145  vor,  also  gerade  im  ersten 
Jahre  der  venezianischen  Okkupation:  Capodistria  wird  bei 
dem  Frieden  mit  Venedig  zunächst  durch  den  gastaldio 
Almericus  vertreten');  in  Pola  aber  ist  der  erste  Beamte 
ein  comes,  während  bezeichnend  genug  5  Jahre  später  im 
Unterw^erfungsvertrag,  also  nach  dem  Aufstand  Polas  an  der 
Spitze  der  Bürger  der  Andreas  de  locoposito  erscheint.*) 
Noch  in  den  späteren  Statuten  von  Pola,  deren  Grundstock 
1431  aber  aus  altem  Material  entstanden  ist,  erscheint  an 
der  Spitze  der  Stadt  ein  conte^);  während  in  der  Zwischen- 
zeit statt  dessen  auch  ein  capitaneus  genannt  wird.')  Parenzo 
wird  1194  vom  gastaldio,  dem  3  rectores  zur  Seite  stehen, 
regiert.')  Der  Triestiner  gastaldio  aber  kommt  schon  1139 
vor.')  —  Zweifellos  ist  der  gastaldio  ein  neuer  Beamter, 
und  da  sein  Aufkommen  zeitlich  mit  dem  Übergreifen  Vene- 


»)  S.  279  N.  6.  —  *)  S.  279  N.  6,  S.  280  X.  1.  —  »)  De-z.  1145;  auch 
schon  28.  Juli  1145;  schon  1096  ist  ein  gastaldio  des  Patriarchen  für 
Due  castelli  erwähnt:  archeogr.  triest.  n.  s.  XIII.  S.  459.  —  ♦)  Dez.  1145; 
Kukulievic  II.  63.  1150.  —  *)  Statuti  di  Pola  I.  1  (Atti  Istriani  I. 
1843).  —  •)  1.  Sept.  1289.  —  ')  15.  Nov.  1194.  —  «)  Späteres  läßt  die 
Stellung  des  gastaldio  besser  erkennen:  10.  April  1237  ist  der  gastaldio 
mit  den  iudices  Richter  in  einer  Zivilsache;  die  VI  exeunte  Maio  1253 
sind  die  3  consules  die  obersten  Beamten,  und  an  sie  geht  die 
Appellation;  die  Blutgerichtsbarkeit  aber  hat  noch  immer  der  gastaldio 
mit  den  iudices. 
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digs  zusammentrifft,  so  hat  gewiß  die  Existenz  des  gleichen 
Amts  in  den  venezianischen  und  dalmatinischen  Küstenstädten 
ein  Vorbild  abgegeben;  mit  der  stärkeren  Betonung  der  mark- 
gräflichen Gewalt  sind  dann  geradeso  vom  Markgrafen  gastal- 
diones  gesetzt  worden,  wie  das  das  Verzeichnis  der  Patriarchen- 
rechte  allgemein  bezeugt^);  auch  überall  sonst  in  Italien  be- 
deutet gastaldio  einen  gesetzten  Beamten.  Wider  diesen  ge- 
setzten Beamten  suchen  dann  freilich  umgekehrt  die  istrischen 
Beamten  die  Wahl  ihrer  höchsten  Obrigkeiten  durchzusetzen: 
so  wird  1208  in  Pirano  von  dem  gastaldio  ein  potestas 
unterschieden  und  ist  dann  wohl  der  gewählte  podestä  im 
Sinn  des  damaligen  italienischen  Rechts  und  auch  ander- 
wärts begegnet  ein  potestas^);  auf  das  gleiche  gehen  die 
consules,  von  denen  später  die  Rede  sein  soll.  Ganz 
generell  ist  diese  Auflehnung  gegen  gesetzte  Beamte  durch 
den  Reichsspruch  von  1231  bezeugt,  der  auch  deshalb  inter- 
essiert, weil  danach  die  Wahl  erfolgt  per  herimannos  aut 
nobiles,  qui  vocantur  edelingenses.^)  Später  in  der  zweiten 
venezianischen  Periode  kommt  es  dann  doch  auch  wieder 
zu  einer  Setzung  von  potestates.*)  Uns  geht  die  fernere 
Entwicklung  weiter  nichts    an. 

Aber  die  Frage  erhebt  sich:  besteht  irgend  welcher 
Zusammenhang  zwischen  dem  locopositus  und  dem  Amt 
des  istrischen  potestas,  sodaß  allenfalls  die  Bezeichnung 
potestas  auf  den  locopositus  angewendet  worden  wäre?  Keine 
Belege")  sprechen  dafür  und  der  Anschein  eher  dagegen; 
denn  das  Amt  des  locopositus  ist  sichtlich  ein  im  12.  Jahr- 
hundert absterbendes,  während  das  Amt  des  potestas  in 
der  nachfolgenden  Zeit  blüht.  Aber  freilich  mehr  will  ich 
mit  dem  Vorstehenden  nicht  sagen,  als  daß  der  potestas  des 
13.  Jahrhunderts,  jenes  oft  vornehme,  oft  juristisch  gebildete 


1)  1208.  —  *)  4.  Jan.  1208  für  Pirano;  in  Capodistria  ein  pote-stas 
am  5.  Juli  1886.  —  3)  Minotto  I.  1  S.  16  1231.  —  «)  Liubic  I.  176. 
1286.  —  6)  5.  Mai  1065  verspricht  jemand  nicht  zu  klagen  ante  aliqua 
potestate  vel  iudicibus.  Es  wäre  nicht  ausgeschlossen,  hier  schon  an 
einen  bestimmten  Beamten  zu  denken  und  dann  läge  der  locopositus 
nahe.  Allein  die  Formel  kehrt  in  italienischen  Urkunden  sehr  häufig 
wieder  und  da  bedeutet  potestas  wenigstens  sehr  häufig  nichts  anderes 
als  Behörde  überhaupt. 
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und  auf  Zeit  von  auswärts  herbeigeholte  Stadtoberhaupt,  in 
keiner  nachweisbaren  Beziehung  zum  alten  locopositus  st€ht. 
Das  wäre  trotzdem  noch  sehr  gut  möglich,  daß  potestas  und 
locopositus  ursprünglich  wesenseins  sind. 

Dagegen  liegt  eine  andere  Gleichung  nahe.  847  werden 
in  einer  schon  besprochenen  Triestiner  Urkunde  neben  je 
2  tribuni  und  \icarii  auch  2  locisalvatores  genannt.^)  Daß 
dieselben,  so  wenig  als  die  tribuni  und  vicarii,  nicht  beide 
zusammen  als  triestinische  lociservatores  angesehen  werden 
müssen,  ist  schon  berührt.^)  Das  ist  nun  klar,  daß  diese 
Beamten  mit  den  lociservatores  des  istrischen  placitum  zu- 
sammentreffen müssen.  Da  nun  aber  diese  als  die  höchsten 
Kommunalbeamten  in  byzantinischer  Zeit  zu  betrachten  sind, 
60  wird  man  zu  dem  schon  früher  vorweg  genommenen 
Schluß  gezwungen,  daß  der  lociservator  dasselbe  ^\1e  der 
locopositus  ist:  es  scheint  auch  sehr  erklärlich,  daß  zu  der 
großen  Schenkung  von  845  die  höchsten  Zivilbeamten  der 
davon  berührten  Städte  neben  den  tribuni  und  vicarii  heran- 
gezogen werden. 

Das  sind  die  Grundlinien  des  Amts,  welche  man  durch 
die  überliegende  spätere  Rechtsschrift  hindurch  noch  er- 
kennen kann.  Zwei  Punkte  beantworten  die  Quellen  nicht 
direkt:  der  eine  ist  die  Art  des  Amtserwerbs.  Allein  es 
treten  hier  die  ernannten  Beamten  (gastaldi)  in  Gegensatz 
zu  den  locopositi,  und  aus  dem  allgemeinen  Anerkenntnis 
Ludwigs  des  Frommen  muß  gefolgert  werden,  daß  alle  Ämter 
in  Istrien  Wahlämter  sind.^)  So  ist  —  auch  wenn  man  gar 
nicht  an  die  dalmatinische  Analogie  denken  wollte  —  der 
locopositus  als  Wahlbeamter  zu  betrachten.  —  Die  Wähler 
aber  sind  gewiß  nicht  von  geringerer  Herkunft  gewesen  als 
diejenigen,  welche  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  die  Wahl 
der  Stadtobrigkeiten  beanspruchen,  nämlich  die  arimanni 
aut  nobiles,  qui  vocantur  edelingenses.  Schon  in  einer  weit 
frühem,  sehr  interessanten  Urkunde  wird  zwischen  zwei 
Klassen  der  Bevölkerung,  den  arimanni  und  den  übrigen 
unterschieden;  jene  sind  diejenigen,  welche  zum  Auszug  ein 


*)  Ob.  S.  279  N.  2.  —  -)  815:  et  reliquos  ordincs  licentiam  habeatis 
eligendi. 
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Pferd  zu  stellen,  ursprünglich  also  als  Reiter  auszuziehen 
haben.*)  Es  ist  nun  nach  dem  späten  Beginn,  der  kurzen 
Dauer  und  der  geringen  Intensität  der  langobardischen  Herr- 
schaft nicht  möglich,  daß  langobardische  harimanni  nach 
Istrien  gekommen  wären  ^),  und  ebensowenig  sind  in  Istrien 
starke  Spuren  von  deutschem  Adel  zu  erkennen,  namentlich 
nicht  unter  den  herrschenden  Geschlechtern  der  Städte.^) 
So  muß  die  Sache  andere  gedeutet  werden:  es  muß  nach 
allgemeiner  italienischer  Auffassung  derjenige  harimannus 
sein,  welcher  zu  Pferde  auszieht  und  es  muß  dem  auch  die 
Bezeichnung  Edeling  nahe  kommen.  Woher  dann  aber  diese 
vornehme  berittne  Schicht  stammt,  ob  es  einfach  die  Vor- 
nehmeren sind,  die  nach  irgend  welchen  langobardischen*) 
oder  fränkischen  Normen  zu  Pferde  —  aber  nicht  als  Ritter 
—  ausziehen  müssen,  oder  ob  es  die  Berittenen  des  byzan- 
tinischen Heeres  sind,  die  ja  im  Osten  allmählich  als 
die  Besitzer  der  schließUch  unveräußerlichen  arijariouTiKd 
KTniuaTa  erscheinen,  das  zu  unterscheiden  geht  über  das 
Material  der  vorliegenden  Untersuchung  und  über  ihre  Ziele 
hinaus. 

Die  andere  Frage  betrifft  die  Kompetenz  des  locoposi- 
tus.  Auch  hier  fehlt  eine  direkte  Antwort.  Allein  das  ist 
aus  dem  Verzeichnis  von  1208  klar,  daß  die  von  den  gastal- 
diones  geführten  civitates,  jede  für  sich  einen  Hochgerichts- 
verband bildet,  und  schon  frülier  heißt  darum  der  einzelne 
Stadtbezirk  comitatus");  der  istrische  Landfriede  aber  erweist, 
daß  die  einzelnen  Städte  neben  dem  Markgrafen  und  unab- 


^)  1017.  Zuerst  ist  von  den  Abgaben  der  übrigen  Bewohner  von 
S.  Lorenzo  an  den  Bischof  von  Parenzo  gesprochen.  Et  omnes  arimannos 
dent  panes  X,  congium  de  vino  unum,  et  agnellum  unum  in  festo 
S.  Mauri  per  omnes  annos.  Et  habeant  cavallum  suum,  qui  debeat 
ambulare  cum  seniore  nostro  episcopo  pastore  ecclesiae  S.  Mariae  infra 
comitatum.  —  2)  Ob.  §  5  I.  —  =«)  Vgl.  die  ausführlichen  Register  der 
Vornehmen  von  Triest  und  Muggia  vom  Oktober  1202;  diese  Städte 
wären  einem  deutschen  Einfluß  am  günstigsten  gelegen;  trotzdem  be- 
gegnen fast  durchweg  nur  italienische  Namensformen.  —  *)  Aistulf  3. 
—  8)  Dezember  1145  populus  polisanus  de  civitate  et  omni  comitatu; 
noch  deutlicher:  Atti  e  meraorie  della  societä  Istriana  IV  S.  6  (1220)  ia 
terra -pole  et  eius  episcopatu  sive  comitatu. 
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hängig  von  ihm  Landfriedensgerichtsbarkeit  ausübten.  Nimmt 
man  dann  noch  hinzu,  daß  in  Parenzo  zu  Anfang  des  11.  Jahr- 
hundert«  der  locopositus  wahrscheinlich  als  vicecomes  be- 
zeichnet wird^),  dann  ist  der  Schluß  zwingend,  daß  gerade 
der  locopositus  als  der  höchste  Stadtbeamte  ursprünglich  die 
Hochgerichtsbarkeit  geleitet  haben  wird. 

2,  Neben  dem  locopositus  stehen  in  den  Quellen  des  10. 
und  des  angehenden  U.  Jahrhunderts  die  scabini.^) 

Zunächst  ist  es  sicher,  daß  die  sca\ini  absolut  gar  nichts 
mit  der  Grafschaft  zu  tun  haben,  sondern  lediglich  als  Organe 
der  einzelnen  civitates  handeln.')  Allerdings  zieht  sie  der 
Markgraf  zur  Urt^ilsfällung  in  seinem  colloquium  heran*), 
aber  auch  dann  treten  sie  auf  nach  den  Städten  geschieden, 
denen  sie  angehören.  Natürlich  sind  in  den  einzelnen  Städten 
die  scavini  Richter;  aber  gerade  die  frühesten  Urkunden  zei- 
gen, daß  sie  ebensogut  für  die  übrige  Verwaltung  der  Städte 
in  Betracht  kommen,  und  vor  allem  völkerrechtliche  Verträge 
mit  schließen.') 

Ihnen  zeitlich  voraus  gehen  die  iudices,  welche  das  placi- 
tum  von  Risano  nennt  und  welche  gewählte  Beamte  sind  und 
ihnen  folgen  seit  dem  11.  Jahrhundert  wiederum  iudices.*) 
Die  Frage  ist  nun:  handelt  es  sich  dabei  immer  wieder  um 
neue  Ämter  oder  lediglich  darum,  daß  für  den  aus  byzan- 
tinischer Zeit  herübergenommenen  Kommunalrichter  zeit- 
weise das  germanische  Wort  scavinus  gebräuchlich  wird? 
Die  einzige  verlässige  Antwort  ei^ibt  sich  aus  den  Zahlen- 
verhältnissen. 

Parenzo  hat  nun  933  4  Vertreter,  991  sind  es  vsieder 
4  Vertreter,  die  diesmal  alle  mit  Einschluß  des  locopositus 
scavini  heißen;   1194  treten  neben  dem  potestas  3  rectores 


1)  Ob.  S.  279  N.  5.  —  *)  Außer  den  in  S.  279  N.  4  bis  S.  280  N.  1 
erwähnten  scabini  kommen  für  Pirano  vor:  993  4  Vertreter,  von  denen 
der  erste  ausdrücklich  als  scavinus  bezeichnet  ist.  991  kommen  von  Pirano 
2  scavini  vor.  —  Für  Cittänova  sind  933  2  Vertreter  erwähnt,  aber  nicht 
ausdrücklich  als  scavini  bezeichnet;  991  hat  es  3  scavini.  —  Muggia 
ist  933  durch  2  Leute  vertreten,  die  freilich  nicht  ausdrücklich  als 
scabini  bezeichnet  werden,  —  »)  So  in  den  Urkunden  von  932,  933,  991. 
—  «)  991.  —  5)  932,  933,  977.  —  •)  Für  das  folgende  die  nach  m.  M. 
allerdings  unzutreffenden  Ausführungen  von  Benussi  S.  589,  965. 
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auf^),  von  denen  es  aber  mehr  als  zweifelhaft  ist,  ob  sie 
hierher  gehören  und  nicht  vielmehr  mit  den  später  zu  be- 
sprechenden consules  zusammenfallen.  1299  begegnen  dann 
wieder  neben  dem  potestas  4  iudices'')  und  mehr,  aber  nicht 
viel  mehr  als  2  giudici  setzten  auch  die  Statuten  aus  dem 
14.  Jahrhundert  voraus.^) 

P  i  r  a  n  0  hat  933  4  Vertreter;  wenn  991  nur  2  scavini 
erwähnt  sind,  so  ist  ein  sicherer  Schluß  nach  oben  nicht 
möglich;  denn  auch  Triest,  das  sicher  mehr  scavini  hat,  hat 
hier  nur  einen  zum  markgräflichen  colloquium  entsendet. 
1270  aber  hat  Pirano  zu  Hochrichtern  (de  regalia)  den 
gastaldio  und  3  iudices,  also  4  Leute*);  1294  stehen  neben 
dem  neueingeführten  potestas  im  ganzen  4  Iudices.**)  Im 
vorausgehenden  13.  Jahrhundert  aber  kommen  die  iudices 
in  der  Zweizahl  vor.*) 

Triest  hat  933  3  Vertreter,  darunter  einen  locopositus; 
991'  wird  ein  scavinus  —  vielleicht  der  locopositus  —  ge- 
nannt. 1115  stehen  neben  dem  locopositus  2  iudices^);  1139, 
wo  das  Amt  des  locopositus  zu  einem  für  die  Stadtregierung 
einflußlosen  Titel  geworden  ist^),  begegnen  neben  diesem 
und  dem  gastaldio  3  iudices  und  diese  Zahl  wird  dann  in  der 
Zukunft  festgehalten.") 

Pola  hat  933  4  Vertreter*");  991  nimmt  es  am  Collo- 
quium keinen  Teil;  1145  werden  neben  dem  locopositus  und 


1)  15.  Nov.  1194,  —  2)  25.  Juli  1299.  —  3)  Die  Statuten,  welche 
in  einer  Erneuerung  von  1363  vorliegen  (Atti  Istriani  II  1846),  erwähnen 
zwar  sehr  häufig  die  giudici  neben  dem  podestä  und  neben  den  con- 
siglieri,  aber  sie  geben  nur  eine  Angabe  dahin,  daß  dieselben  sicher 
mehr  als  2  sein  müssen;  mindestens  2  müssen  täglich  dem  podestä, 
beisitzen  (lib.  III.  c.  34).  —  Die  tatsächliche  Zahl  der  Richter  finde  ich 
aber  nicht  angegeben.  —  In  einer  bischöflichen  Schenkung  vom  Juli 
1114  sind  als  Zeugen  nur  2  iudices  angegeben.  Da  es  sich  aber  hier 
um  keine  Angelegenheit  der  Stadt  handelt,  so  kann  aus  dieser  Zahl 
kein  Schluß  gezogen  werden.  —  *)  Ob.  §  6  S.  273  N.  1.  —  »)  6.  Febr. 
1294.  —  «)  7.  Mai  1230,  27.  März  1259,  10.  Mai  1263.  —  ')  12.  Okt. 
1115.  —  8)  20.  Juni  1139.  —  »)  So  26.  Okt.  1202,  wo  außer  dem  gastaldius 
und  den  3  iudices  weitere  Beamte  nicht  erwähnt  werden;  1282  (ohne 
weiteres  Datum),  1.  Mai  1305  usw.  Ein  Capitulare  dieser  Richter  von 
1233  bei  Minotto  I.  1  S.  18  f.    —   ")  Nicht  mehr:  vgl.  oben  S.  279  N.  6. 
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dem  Andreas  de  locoposita  noch  2  iudices  erwähnt^);  1194 
stehen  neben  dem  locopositus  3  Vertreter.^)  In  den  Sta- 
tuten') aber,  welche,  wie  gesagt,  erst  dem  15.  Jahrhundert 
angehören,     aber     älteres     Material     verarbeiten,     begegnen 

3  giudici  delle  dasioni  unter  dem  conte  und  seinen  consiglieri; 
sie  üben  die  niederere  Zi\ilgerichtsbarkeit  aus.  Aus  der 
höheren  sind  sie  durch  den  conte  verdrängt. 

Capodistria  hat  932  einen  locopositus  und  4  scabini, 
933  4  Vertreter,  von  denen  einer  der  locopositus  ist,  ein 
anderer    gelegentlich    als     scavinus     bezeichnet    wird,     991 

4  sca%ani,  worunter  wieder  den  locopositus.*)  Neben  zu- 
fälliger Verwendung'  gerade  nur  eines  iudex  in  Fällen,  in 
denen  aus  natürlichen  Gründen  nicht  das  volle  Richterkolleg 
erwartet  werden  darf*),  treten  1186'')  2  iudices  als  Zeugen 
einer  Verfügung  auf.  welche  der  potestas  von  Capodistria 
zusammen  mit  den  4  consules  vornimmt;  ein  andermal  weiß 
man  nur,  daß  dem  rector  und  den  consules  der  Stadt  mehrere 
iudices  zur  Seite  stehen.'^) 

Muggia,  das  933  mit  2  Leuten  auftritt,  hat  in  einer 
vollständigen  Aurzählung  von  1202  auch  nur  2  iudices.^) 

Für  Cittänova,  das  933  2  Leute  entsendet  und  991 
3  scavini  hat,  versagen  später  die  Angaben. 

Das  sind  die  zugänglichen  Zahlen,  welche  schon  auf 
den  ersten  Blick  eine  gewisse  Gleichförmigkeit  ergeben  und 
weit  hinter  dem  Betrag  der  Urteilsfinder  (12  oder  7)  zurück- 
bleiben, welchen  die  germanischen  Quellen  im  Süden  und  auch 
im  Norden  haben.  —  Sieht  man  dann  aber  genauer  zu,  so 
sind  die  Vertreter  jeder  Stadt  im  10.  Jahrhundert  und  die 
iudices  später  fast  überall  für  die  einzelnen  Städte  sich  an 
Zahl  gleich.  Man  muß  hier  einfügen,  daß  dabei  die  Rech- 
nung in  den  civitates  um  den  Betrag  einer  Person  spielen 
darf,  weil  der  in  den  civitates  fungierende  locopositus  bald 


1)  Dezember  1145.  —  »)  Ob.  S.  279  N.  6.  —  ')  1.  I.  c.  9.  —  •)  Ob. 
8.  279  N.  3.  —  s)  3.  Dezember  1082,  15.  März  1135  handelte  es  sich 
nur  um  ßeze-ugung  einer  Privaturkunde;  Mitte  Dezember  1145:  hier 
geht  der  eine  iudex  mit  dem  gastaldio  nach  Venedig,  hier  müssen 
iudices  zurückgeblieben  sein.  —  •)  5.  Juli  1186.  —  ')  XIV  die  exeunte 
Decembris  1194.  —  »)  Mitte  Oktober  1202. 
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zu    dem    Richterkolleg    gerechnet    wird,    bald    neben    ihm 
steht/) 

Zieht  man  diesen  Umstand  in  Rechnung,  so  ergibt 
sich  eine  vollständige  Zahlengleichheit  in  Parenzo,  Pola, 
Triest,  Muggia.  In  Capodistria  steht  der  Betrag  von  4  Leuten 
im  10.  Jahrhundert  fest,  in  Cittänova  der  von  2  (3)  Leuten. 
Später  handeln  einmal  in  Capodistria  2  Leute,  und  in  Pirano 
ist  ein  Schwanken  zwischen  2  und  4  Leuten  vom  10.  bis 
in  das  13.  Jahrhundert  zu  erkennen.  Möglich,  daß  da  bloße 
Zufälligkeiten  eine  Rolle  spielen;  aber  auf  etwas  anderes 
führt  es,  wenn  nach  dem  Statut  von  Parenzo  immer  2  von 
den  mehreren  Richtern  dem  podestä  beisitzen  mußten^),  wie 
noch  in  Italien  dem  podestä  ganz  gewöhnlich  zwei  iudices 
zur  Seite  stehen:  so  kann  möglicherweise  auch  in  Pirano 
und  Capodistria  eine  ähnliche  Norm  gewirkt  haben.^)  Jeden- 
falls zeigt  sich,  daß  gerade  in  den  größten  Städten  —  Triest, 
Pola,  Parenzo  —  zahlenmäßig  das  Richterkolleg  immer  das 
gleiche  ist.  Überall  aber  handelt  es  sich  um  ein  Kolleg  von  4 
oder  2  Mitgliedern.*) 

Im  10.  oder  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  hießen  nun, 
wie  gesagt,  die  Vertreter  scabini.  In  dem  Beleg  von  932 
und  991  heißen  alle  Kollegialmitglieder,  dort  außer  dem 
locopositus,  hier  mit  Einschluß  desselben,  scabini.  933  werden 
in    dem    Verzeichnis,    in   dem   die    Behörden    der    einzelnen 


1)  Ob.  S.  280  N.  2.  —  2)  1.  III.  c.  34.  —  3)  Grundlegend  vielleicht 
das  venezianische  Recht,  welches  immer  den  Beisitz  von  2  der  3  Richter 
verlangt:  Bertaldus  splendor  S.  9.  —  *)  Es  paßt  dazu,  wenn  in  dem 
alten  Rovigno,  das  schon  im  placitum  von  Risano  auftritt,  nach  de«i 
Statuten,  welche  aus  dem  15.  Jh.  stammen,  aber  in  ihrer  Wurzel  schon 
in  das  13.  Jh.  zurückgehen  (Benussi-Jve:  Storia  e  dialetto  di  Rovigno 
S.  111)  mit  dem  podestä  zusammen  3  giudici  die  Zivil-  und  Kriminal- 
gerichtsbarkeit üben  (ebenda  S.  88) ;  ältere  Belege  fehlen  aber  hier.  — 
Ebenso  hat  Umago  nach  dem  Statut  von  1528  I.  c.  4  (Atti  e  memorie 
della  societa  Istriana  VIII  S.  245)  neben  dem  podestä  3  iudices.  —  In 
Albona  stehen  1420  neben  dem  podestä  2  giudici:  archeographo 
Triestino  nouv.  s.  I,  Suppl.  S.  3  li  quäl  (24  conse-gieri)  tra  le  altre  per 
bailote  dieban  elezer  dui  giudici  del  consegio;  ebenso  (S.  X  N.)  scheinen 
in  den  alten  lateinischen  Statuten  des  14.  Jahrhunderts  2  iudices  vor- 
gekommen zu  sein:  ser  Bastianus — iudex  supradicto  terre,  ser  Bratogna 
—  aocius  eiu«. 
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Städte  aufgezählt  sind,  zwar  zweimal  die  locopositi  genannt, 
aber  die  Bezeichnung  scavinus  ist  nicht  angewendet.  Allein 
einer  der  Vertreter  von  Capodistria  wird  in  der  vorausgehen- 
den Zeugenliste  gelegentlich  scavinus  genannt  und  nach  der 
Urkunde  vom  Jahre  vorher  sind  auch  die  übrigen  als  Vertreter 
von  Capodistria  erwähnten  scavini^):  so  muß  man  auch  die 
Vertreter  der  übrigen  Städte  als  scavini  betrachten.  Die 
Behörden  selber  sind  der  Zahl  nach  die  gleichen;  soweit 
man  sehen  kann,  stimmen  dann  auch  sachlich  die  scabini 
einesteils  mit  den  iudices  des  placitum  von  Risano,  andern- 
teils  mit  den  spätem  iudices  darin  überein,  daß  sie  die 
regierenden  Beamten  der  Kommune  sind,  später  allerdings 
allmählich  durch  consules  in  den  Hintergrund  gedrängt.  So 
bleibt  nur  übrig,  in  dem  Ausdruck  scabini  einen  neuen  Xamen 
für  ein  älteres  Institut,  die  kommunalen  iudices  zu  sehen.  Der 
ältere,  bodenständige  Name  ist  aber  auf  die  Dauer  der  lebens- 
kräftigere geblieben. 

Nach  der  Generalkonzession  Ludwigs  des  Frommen  muß 
das  Richteramt  ein  Wahlamt  gewesen  sein^);  und  später  ist 
dann  dasselbe  wieder  angedeutet.')  So  sind  dann  gewiß  auch 
die  scabini  in  der  Zwischenzeit  gewählt. 

3.  Wie  in  Dalmatien,  so  kommen  auch  in  Istrien  neben 
dem  Richterkolleg  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  con- 
sules  auf. 

In  Capodistria  verfügen  1186  mit  einem  potesta^ 
zusammen  4  consules  über  Teile  des  Stadtgebiets  zu  Gunsten 
des  Bischofs,  und  es  fungieren  2  iudices  lediglich  als  Zeugen.*) 
1194  werden  dann  die  consules,  die  iudices  und  der  große 
Rat  (totius  civitatis  consilium)  unterschieden.^)  1216  schließen 
der  potestas  und  2  consules  Frieden  mit  Treviso.')  1239 
stehen  der  potestas  und  die  consules  dem  gastaldio  des  Pa- 
triarchen und  den  iudices  gegenüber,  welche  Hochgerichts- 
barkeit haben.^)    1262  verfügen  in  auswärtigen  Sachen  bei 

ij  Ob.  S.  279  X.  4.  —  2)  S.  261  N.  G.  —  3,  Statuti  dl  Parenzo 
III,  c.  5,  Statuti  di  Pola  I,  4.  Auf  Jahreswechsel  führt  es  auch,  wie 
die  iudices  von  Triest  1233  ein  Capitulare  auf  ein  Jahr  beschwören 
(Minotto  I,  1,  S.  18 f.).  —  «)  5.  Juli  1186.  —  «)  XIV  die  exeunte  De- 
cembri  1194.  —  •)  22.  August  1216.  —  ')  Die  interessante  Urkunde  bei 
Benussi  S.  702;  in  dem  von  mir  benutzten  Münchener  Exemplar  des 
codice  Istriano  fehlt  die  Urkunde. 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.   XXIV.   Oerm.  Abt.  19 
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Gewährung  von  Repressalien  gegen  Pirano  nur  die  consules, 
und  zwar  sind  es  jetzt  gerade  wegen  des  Todes  eines  Kollegen 
nur  2,  gewöhnlich  aber  3/) 

In  Parenzo  können  schon  die  3  rectores  von  1194^) 
hierher  gehören;  dann  werden  1205  und  1225  zusammen  mit 
Hern  gastaldio  4  consules  erwähnt,  zu  denen  auch  der  maricus 
gehört^)  und  zwar  bei  Abschluß  von  Staatsverträgen.  In 
den  Statuten  sind  diese  consules  wieder  verschwunden;  denn 
die  consiglieri,  die  hier  vorkommen,  sind  weit  zahlreicher, 
entsprechen  einem  großen  Rat,  djer  aber  natürlich  noch  von 
der  allgemeinen  Volksversammlung  zu  trennen  ist.*)  Hier 
scheint  der  podestä  die  consules  ganz  verdrängt  zu  haben. 

In  Pola  erscheinen  seit  1220  consules,  bald  4^),  andere- 
mal  vielleicht  nur  2.*")  Mit  dem  ersteren  Betrag  stimmt  es  ge- 
nau, daß  in  den  Statuten  4  consiglieri  gewählt  werden,  welche 
den  conte  bei  Ausübung  der  Hochgerichtsbarkeit  beraten^), 
während  den  giudici  delle  dasioni  nur  die  niederere  Gerichts- 
barkeit verblieben  ist.^)  Hinter  den  consiglieri  aber  steht 
wie  so  oft  ein  consiglio  di  credenza  von  10  Mitgliedern  und 
auf  diesen  wird  der  Name  consoli  angewendet.^)  So  ist 
wenigstens  in  Pola  der  Name  consul  und  consiliarius  gleich- 
bedeutend, bezeichnet  bald  die  engere,  bald  die  weitere 
Ratsbehörde. 

In  P  i  r  a  n  0  handelt  in  auswärtigen  Angelegenheiten  1262 
der  potestas  mit  den  consules");  1283  schließen  4  consules 
einen  Staatsvertrag  in  Anwesenheit  von  3  nicht  weiter  be- 
zeichneten Würdenträgern,  welche  wohl  die  iudices  sind, 
und  von  3  precones;  daneben  steht  noch  das  generale  con- 
silium.")    1294  aber  handelt  statt  der  consules  nur  ein  po- 


1)  die  octavo  exeunte  Octobri  1262.  —  »)  oben  S.  286  N.  1.  — 
■'')  21.  Mai  1205,  7.  Nov.  1225.  —  *)  I.  2.  Eid  der  consiglieri:  sie  sind 
offenbar  identisch  mit  den  28  consiglieri  in  III.  4  und  den  20  consiglieri 
in  III.  6  (1366);  andrerseits  stehen  sie  der  publica  adunanza  di  tutta 
la  communitä  di  Parenzo  (II.  107)  gegenüber.  —  »)  Atti  e  memoria 
della  societä  Istriana  IV  S.  10  1225,  S.  254  1223,  S.  264  1289.  — 
«)  Atti  IV  S.  7  1220,  S.  256  (?),  S.  261  1230,  die  Lesung  scheint  aber 
nicht  recht  verlässig.  —  ')  statuti  di  Pola  I.  c.  7,  c.  8.  —  «)  oben 
S.  287  Nr.  3.  —  »)  Statuti  di  Pola  I.  33,  —  »«)  die  oct,  exeunte 
Oct.  1262.  —  ")  26,  Jan.  1283. 
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testas  mit  4  iudices*),  sodaß  auch  hier  wie  in  Parenzo  die  con- 
sules  durch  den  potestas  verdrängt  scheinen. 

Besonders  lehrreich  ist  es,  daß  1253  in  Triest  als 
Regenten  der  Stadt  3  consules  auftreten  und  diese  auch  die 
Appellationen  entgegennehmen;  die  regelmäßige  Gerichts- 
barkeit, auch  die  Hochgerichtsbarkeit  verbleibt  dem  gastaldio 
mit  seinen  iudices.^) 

So  sind  die  consules  ganz  deutlich  die  spätere  Behörde, 
welche  bald  neben  dem  gastaldio  (potestas),  bald  ganz  aus- 
schließlich an  der  Spitze  der  Stadt  steht.  Wesenthch  die 
administrativen  Angelegenheiten  kommen  ihnen  zu;  dabei 
sind  sie  aber  doch  so  sehr  die  Regenten,  daß  sie  in  Triest 
die  Appellationsgerichtsbarkeit  erlangen.  In  Pola  sind  sie 
wenigstens  die  Gehilfen  des  conte  in  Ausübung  der  Hoch- 
gerichtsbarkeit. Dabei  läßt  sich  aber  eine  Neigung  des 
obersten  ernannten  Einzelbeamten  erkennen,  die  consules  zu 
beseitigen  (Parenzo,  Pirano),  wie  umgekehrt  (Triest)  die  con- 
sules den  obersten  Einzelbeamten  zurückgedrängt  haben.') 

Schließlich  will  ich  noch  kurz  die  regales  berühren, 
welche  in  den  Urkunden  des  13.  Jahrhunderts  ein  paarmal 
begegnen.  Das  ist  sowohl  in  Pirano  wie  Capodistria  deut- 
lich, daß  die  regales  die  Richter  in  Blutsachen  (in  placito 
regali)  sind*);  in  Pola  aber  wo  die  regalia  deutlich  die 
Hochgerichtsbarkeit  bezeichnet,  müssen  die  regales  ebenfalls 
die  Hochrichter  sein.^)  Dabei  sind  die  regales  in  Pola  und 
Capodistria  von  den  iudices  unterschieden;  andrerseits  aber 
müssen  in  Capodistria  die  regales,  welche  im  placitum  regale 
über   die  großen   Bannfälle   richten,  doch   mit   den   consules 


1)  S.  286  N.  6.  —  2)  die  14.  exeunte  Maio  1253.  —  »)  Das  Auf- 
tauchen eines  Rats  (credenza,  sapientes)  zwischen  den  consules  und 
dem  großen  Rat,  der  da  und  dort  begegnet,  braucht  als  eine  späte 
Bildung  hier  so  wenig  unter-sucht  zu  werden,  wie  das  allmähliche 
Aufkommen  der  anziani.  —  *)  Für  Capodistria  Benussi  S.  702  1239. 
Der  gastaldio  richtet  in  Zivilsachen  mit  iudices;  in  Strafsachen  cum 
auxilio  et  consilio  potestatis  vel  consulum;  de  bannis  vero  c.  bizanciia 
illi  qui  inciderint  in  placito  regali  per  regales  solvant;  für  Pirano 
ob.  S.  273  N.  1.  —  5)  Atti  e  memoria  della  societä  Istriana  IV  S.  260 
1230  Verbesserung  des  Urteils  secundum  ius  et  usum  regalie:  hier  ist 
regalia  deutlich  das  Hochgericht.  —  Atti  e  meraorie  IV.  S.  9  1233,. 
S.  258  1230    potestas  regalie  cum  suis  iudicibus  et  regalibus. 

19* 
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zusammentreffen,  welche  in  Blutsachen  den  Rat  des  gastaldio 
bilden.^)  So  werden  hier  die  regales  mit  den  consules  gleich- 
bedeutend sein,  welche  ja  tatsächlich,  wie  wir  sahen,  in 
Pola  Blutgerichtsbarkeit  erwarben  und  die  iudices  zurück- 
drängten. Ob  auch  in  Pirano  die  iudices  regales  von  den 
altern  iudices  verschieden  sind,  oder  ob  es  hier  nur  die 
alten  iudices  sind,  deren  Kriminalgerichtstarkeit  betont  werden 
soll,  steht  dahin.^) 

4.  Unterhalb  der  besprochenen  Kollegien  erscheinen  auch 
'Vollstreckungsbeamte.  Am  vornehmsten  scheint  der  mari- 
cus^)  —  ein  Beamter,  der  ja  auch  in  Italien  öfters  vor- 
kommt; er  steht  in  Parenzo  zwischen  oder  vielleicht  vor  den 
consules.  Bezeichnend  ist,  daß  einmal  in  Pola  von  einem 
raaricus  portarum  gesprochen  wird.*)  —  Wahrscheinlich  geht 
damit  der  für  Capodistria  neben  den  iudices  genannte  maior 
zusammen ')  und  es  ist  wohl  möglich,  entspricht  der  Stellung 
des  maricus  anderweitig,  daß  der  ebenfalls  in  Capodistria 
schon  932  erwähnte  advocatus  totius  populi*)  der  gleiche 
Beamte  ist.  Irgend  welche  Beziehungen  mit  diesem  Organ 
können  auch  die  3  precones  von  Pirano  haben.')  Es  ist  ferner 
denkbar,  daß  in  diesen  Vollstreckungsorganen  die  centarchi 
des  placitum  von  Risano  fortdauern.  Aber  für  alle  diese  An- 
nahmen fehlt  jeder  Beleg. 

In  lYiest  wird,  wie  weithin  in  Italien,  die  Verkehrs- 
abgabe als  curatura  bezeichnet.*)  Ob  aber  —  ähnlich  allen- 
falls dem,  was  sich  im  sardinischen  Recht  und  auch  einigen 
kontinentalen  Quellen  findet  —  hier  noch  in  byzantinischer 
Zeit  oder  unter  den  Franken  ein  curator  bestanden  hat,  ob 


^)  ö.  'Z91  N.  4.  —  2)  So  handelt  es  sich  bei  den  regales  nicht  um 
„consules  de  placitis",  wie  Benussi  S.  702  annimmt,  sondern  wenigstens 
in  Pola  und  Capodistria  um  „consules  de  communi".  —  ^)  Die  von 
Kandier  öfters  z.  B.  atti  e  memoire  de.la  societä  Istriana  II  fasc.  3  S.  18 
behauptete  Ableitung  von  magistratus  vici  ist  m.  W.  nicht  belegt  und 
scheint  mir  unmöglich.  —  *)  7.  Kov.  1225  D.  D.  gastaldio  una  cum 
Urso  marico  civitatis  Pareutinae,  D.  Artengo,  D.  Petro  de  Holando, 
et  D.  Engaldeo  consulibus;  die  14  exeunte  Dec.  1282  betrachtet  als 
Stadtregenten:  potestates,  gastaldiones,  maricos,  rectores  et  anciunos, 
consiiiarios  et  otficiales.  —  »)  ä.  Juli  llStj.  -  «)  14.  Januar  9'il  — 
')  26.  Jan.  1283  —  «)  8.  August  9-18 
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nicht  vielmehr  dafür  wenigstens  der  neue  Name  mutarius*) 
eingetreten  ist,  entzieht  sich  jeder  Bestimmung. 

§  8.  Die  Bischöfe. 

Mit  einer  Ausnahme  haben  in  Istrien  die  Bischöfe  so- 
wenig die  Stadthen-schaft  erworben,  wie  in  Dalmatien.^)  Den 
Endpunkt  für  die  Untersuchung  ergibt  insoweit  das  Verzeich- 
nis der  markgräflichen  Hoheitsrechte  von  angeblich  1208, 
welches  außer  in  Triest  und  seinen  Nebenorten  und  in  der 
Grafschaft  überall  Hochrichter  des  Markgrafen  erwähnt  und 
so  einer  bischöflichen  Hochgerichtsbarkeit  keinen  Platz  läßt. 

Im  einzelnen  kommt  einmal  das  kleine  und  ohnmächtige 
Bistum  Pedena  in  Betracht.  Das  Gebiet  von  Pedena  und 
Pisano  schenkt  der  König  1012  an  Aquileja');  so  kann  da- 
mals unmöglich  eine  Herrschaft  des  Bischofs  bestanden 
haben;  später  aber  gehört  das  Gebiet  —  offenbar  als  Vogtei  — 
zur  Grafschaft.*) 

In  Capodistria  zahlen  976  die  dort  ansässigen  Leute 
eine  Abgabe  an  die  königliche  Gewalt  und  der  König  ver- 
fügt über  diese  Abgabe."^)  Damit  ist  jede  bischöfliche  Ge- 
walt ausgeschlossen,  die  sich  gewiß  zuerst  im  Steuerrecht 
geäußert  hätte,  und  sie  begegnet  auch  nirgends  in  den 
Quellen. 

Interessanter  lauten  die  Nachrichten  über  Parenzo. 
Die  Fälschung®),  welche  dem  Bischof  Eufrasius  und  dem 
Jahr  543  zugeschrieben  wird  und  die  ja  wohl  tatsächlich 
irgend  welche  byzantinische  Vorlage  benutzt  haben  muß^), 
behauptet  allerdings,  daß  die  ganze  Bevölkerung  auf  der 
terra  ecclesiae  sitzt;  als  die  einzige  Folge  daraus  wird  aber 
hingestellt,  daß  dem  Bischof  deshalb  die  quarta  zukommt,  aber 
auch   den   Kanonikern   ihre   decima    verbleibt.    Der   gleiche 


1)  8.  August  1017.  —  »)  Gerade  das  Gegenteil  Benujssi  S.  210 — 285. 
—  »)  Benussi  S.  329  N.  14.  —  «)  Benussi  S.  262,  477  (n.  31),  S.  478; 
dann  das  von  Kandier  zur  großen  Urkunde  von  angeblich  dem  5.  Mar 
1275  S.  41  Bemerkte.  —  «*)  ob.  S.  274  N.  4.  —  •)  Dazu  Benussi  in  Atti 
e  memoire  della  societä  Istriana  VIII  S.  49 — 51,  der  die  Fälschung 
ähnlich  wie  hier  zerlegt  und  noch  etwas  jünger  ansetzt  (1222).  -— 
')  5  5  S.  256  N.  1. 
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Anspruch  wird  in  dem  Gerichtstag  von  1194  erhoben  und 
mir  scheint  jene  Fälschung  gerade  für  diesen  Rechtsstreife 
hergestellt^):  weil  die  Gemeinde  ihr  ganzes  Territorium  von 
der  parentinischen  Kirche  hat,  deshalb  sollte  sie  dem  Bischof 
quartas  de  frumento  et  de  vino  vigesimum  congium  geben. 
Nun  ist  es  klar,  daß  die  quartae  de  frumento  nicht  allen- 
falls auf  ein  Hohlmaß  gehen  können.  Denn  dann  hätte  ja 
jeder  in  der  Form  einer  Kopfsteuer  denselben  Betrag  vom 
Getreide  geleistet  und  das  paßt  nicht  zu  dem  Ansatz  der  Wein- 
abgabe, welche  deutlich  eine  Ertragsquote  ist.  Aber  welche 
Quote  sind  die  quartae?  Ein  Viertel  vom  Getreideertrag 
kann  nicht  gemeint  sein,  das  wäre  wiederum  den  bloßen 
57o  hei  der  Weinabgabe  gegenüber  ganz  unverhältnismäßig. 
Nun  tritt  aber  auf  Grund  der  uralten  Teilung  der  bischöf- 
lichen Einkünfte  überall  in  Italien  eine  bischöfliche  quarte- 
sima  decimatorum  auf^)  und  so  gerade  besonders  in  Istrien 
selber^);  darum  wird  eben  einfach  der  Bischof  von  Parenzo 
das  Zehntrecht  ganz  und  gar  an  den  Kanoniker  ver- 
loren haben  und  will  sich  nun  durch  die  Fälschung  dennoch 
die  quarta  retten.  Da  die  Zehntpflicht  als  rein  weltliche 
Grundlast  behandelt  wird,  so  kommt  der  Fälscher  zu  einem 
Obereigentum  des  Bischofs  an  der  Stadt;  aber  gerade  diese 
Art  der  Begründung  zeigt,  daß  dem  Bischof  jedes  andere 
Hoheitsrecht  gefehlt  hat.  —  Einen  weitern  Beweis  ergibt 
die  Urkunde  von  1081,  in  der  —  erfolglos  —  der  König  das 
Bistum  Parenzo  an  den  Patriarchen  von  Aquileja  schenkt*): 
die  beabsichtigte  Wirkung  der  Schenkung  ist,  daß  dem 
Patriarchen  bischöfliche  Investitur  übertragen  wird"*),  dann 


1)  15.  Nov.  1194.  —  2)  z.  B.  Cod.  Padovanus  II.  157  1124  excepta 
tarnen  tertia  portione  de  decimis,  quas  quartissime  voeant:  sie  gehöreü 
ursprünglich  dem  Bischof.  I.  577.  1152  Bischof  erhält  von  den  Be- 
sitzungen eines  Klosters  fodrum  und  quartesima.  III.  1087  1172  Bischof 
verfügt  über  quartesium  decimarum  des  ganzen  Gebiets  von  Padua. 
—  »)  3.  Dez.  1082  Bischof  schenkt  ein  plebanatus  —  cum  quarta  parte 
de  decima;  2.  Kai.  Febr.  1187  der  Bischof  von  Triest  hat  an  die  Stifts- 
kirche von  Pirano  primitias  et  quartisias  decimarum  geschenkt.  9.  Okt. 
1234  der  Bischof  von  Triest  überträgt  dem  Grafen  von  Görz  quartisias 
decimarum.  —  *)  Stumpf  acta  imp.  ined.  n.  75  (Benussi  S.  300).  — 
')  quando  episcopus  eiusdem  loci  nature  debitum  persolverit,  iam  dictus 
patriarcha   nostro  eure,   nostro  more,   nostra   lege  alium   in   locum  eius 
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aber,  daß  der  Bischof  und  die  Stadt  die  Abgabe,  welche 
sie  bisher  an  die  königliche  Gewalt  zahlten,  an  den  Patri- 
archen zahlen  sollen.^)  Hätten  bisher  die  Bischöfe  von 
Parenzo  Hoheitsrechte  gehabt,  so  hätte  das  hier  erwähnt 
werden  müssen.  Freilich,  wie  schon  in  der  Zeit  des  pla- 
citum  von  Risano  sehr  große  Grundherrschaften  hervortreten*), 
so  hat  der  Bischof  von  Parenzo  sehr  bedeutende  Patrimonien 
gegen  den  Osten  der  Halbinsel,  die,  wie  schon  erwähnt, 
eine  Grundlage  der  spätem  Grafschaft  von  Istrien  bilden;  dort 
steht  ihm  dann  die  Hochgerichtsbarkeit  zu.^)  Aber  all  das 
reicht  nicht  zu  einer  gräflichen  Gewalt  des  Bischofs  über  seine 
Diözese  aus. 

In  Pola  fehlen  alle  Belege  für  eine  bischöfliche  Graf- 
schaft. Daß  der  Bischof  von  Pola  wie  der  von  Parenzo  998 
die  Venezianer  an  der  Spitze  des  Volkes  empfängt*),  führt  hier 
ebensowenig  zu  einer  weltlichen  Gewalt  desselben,  wie  drüben 
in  Dalmatien:  der  comes  von  1145  aber  ist  mit  keinem  Wort 
als  bischöflicher  comes  bezeichnet.') 

Dasselbe  gilt  für  Cittänova;  daß  1038  der  König  an 
das  Bistum  die  Grundherrschaft  von  S.  Lorenzo  gibt*),  zeit- 
weilig auch  den  Ort  Umago'),  aus  dem  dann  eine  Stadt  ^vird, 
ist  natürlich  kein  Beweis  für  irgend  eine  Grafengewalt. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  für  Triest.  Hier  schenkt 
948®)   der  König  dem  Bischof  wirklich  eine  Reihe  von  Be- 


eligendo    pastorale    virga    et    episcopali    annulo    investiat,     investiendo 
intronizet  intronizatum  more  solito  ordinet. 

1)  Vgl.  Text  in  §  6  S.  274  N.  4.  —  «)  Hierher  gehört  namentlich 
der  grosse  fiscus  in  Cittänova  mit  200  coloni,  den  Kandier  in  seinem 
Kommentar  S.  11  und  auch  sonst  ganz  irrig  mit  der  civitas  verwechselt, 
sodaß  er  die  200  coloni  alü  Gesamtbevölkerung  von  Cittänova  be- 
trachtet. —  »)  Hierher  der  Ort  S.  Salvator  bei  Novaro  (Benussi  S.  476 
N.  11),  wo  nach  der  Urkunde  von  1017  (S.  284  X.  1)  der  Bischof  auch 
das  Aufgebot  der  herimanni  (Kandier  zu  dieser  Urkunde)  hat;  dann 
Castiglione,  wo  nach  Urkunde  von  die  IV  exeunte  ni.  August i  1179  der 
Bischof  die  Kriminalgerichtsbarkeit  hat.  —  *)  S.  S.  VII  S.  31  Z.  43, 
Z.  49.  —  s)  So  ganz  ohne  Begründung  Benussi  S.  260 f.;  dazu  oben 
S.  281.  —  8)  17.  August  1038.  —  7)  Benussi  S.  255;  später  ist  es  bei 
dem  Bistum  Triest.  —  »)  8.  August  948;  von  der  Urkunde  existiert 
außerdem  noch  eine  im  Interesse  der  Stadt  gefertigte  ungeschickte  Ent- 
stellung, welche  auch  auf  8.  August  948  datiert  ist. 
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rechtigungen  1.  omnes  res  iuris  nostri  (wohl  Fiskalbesitz), 
2.  districtum  et  publicam  querimoniam  in  der  Stadt  und 
3  Meilen  im  Umkreis,  3.  murum,  4.  curaturam  und  vectigal 
in  der  Stadt  und  3  Meilen  im  Umkreis,  5.  das  placitum 
principis  in  demselben  Umkreis  und  zwar,  wie  dies  öfters 
in  gleichzeitigen  italienischen  Urkunden  gesagt  ist,  mit  der 
Kompetenz  eines  comes  palatii.  —  Hier  hat  der  Bischof  also 
diejenige  Hochgerichtsbarkeit,  welche  als  das  placitum  prin- 
cipis bezeichnet  wird.  Daß  in  der  Stadt  keine  andere  Hoch- 
gerichtsbarkeit vorkommt,  ist  nicht  gesagt.  1139^)  tritt  dann 
trotz  dieser  bischöflichen  Gewalt  die  Stadt  als  vollkommen 
organisiertes  Gemeinwesen  auf;  aber  sie  prozessiert  wie  ein 
Vasall  des  Bischofs  vor  diesem  gegen  einen  anderen  Vasallen 
des  Bischofs  über  ihr  Territorium.  1236  verzichtet  der 
Bischof  auf  sein  Recht''),  1253  noch  einmaP);  aus  der  letzten 
Urkunde  kann  man  sehen,  daß  ein  offenbar  bischöflicher 
gastaldio  zusammen  mit  den  kommunalen  iudices  die  Hoch- 
gerichtsbarkeit übt  und  der  Bischof  die  Appellinstanz  dar- 
über ist.  —  Es  konkurriert  also  in  Triest  die  Hoheit  des 
Bischofs  mit  der  Kommunalgewalt  gerade  so,  wie  sich  das 
Regiment  des  Markgrafen  neben  der  Gerichtsbarkeit  der 
übrigen  Gemeinden  durchsetzt.  Diese  bischöfliche  Hoheit 
ist  aber  nicht  allmählich  gewachsen,  sondern  beruht  auf 
königlichem  Privileg,  und  nur  hier,  wo  ein  solches  könig- 
liches Privileg  gegeben  ist,  hat  sich  die  bischöfliche  Hoheit 
entwickelt. 


HI.  §  9.  Die  Grundlagen. 

Die  Untersuchungen  über  die  Verfassung  Dalmatiens  und 
Istriens  haben  eine  vollständige  Gleichartigkeit  beider  Länder 
ergeben.*) 


1)  20.  Juni  1139.  —  ')  21.  Febr.  1236.  —  ^)  die  VI  exeunte  Maio 
1253.  —  *)  Ein  Punkt,  auf  den  ich  nur  hinweisen  will,  ist,  daß  die 
zweimal  in  Dalmatien  bezeugte  höcliste  Exekutivstrafe  von  100  Soh 
(Raöki  32  1032;  Stat.  Spal.  IV.  106;  ef.  §  4  S.  247  N.  1)  einmal  auch  in 
Istrien  sich  findet  (S.  291  N.  2).  Zu  irgendwelchem  Schluße  genügt  das 
nicht. 
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Hier  wie  dort  i8t  das  Land  ein  öfu«  geworden  und  steht 
in  byzantinischer  Zeit  unter  einem  höchsten  Militärbeamten, 
dort  dem  dux,  hier  dem  magister  militum.  In  Dalmatien  hat 
sich  das  oberste  Amt  bis  ins  12.  Jahrhundert  gehalten;  in 
Istrien  tritt  statt  des  byzantinischen  magister  militum  ein  frän- 
kischer dux  ein.  Doch  hat  sich  die  Unterordnung  Istriens 
unter  das  Exarchat  noch  bis  in  das  14.  Jahrhundert  darin 
geäußert,  daß  die  weltliche  Appellinstanz  über  Pola,  die 
istrische  Hauptstadt,  dem  Erzbischof  von  Ravenna  zusteht  — 
ein  Zeichen  für  die  Festigkeit  römischer  Einrichtungen  und 
für  die  Schonung,  mit  der  sie  von  Langobarden  und  Franken 
behandelt  wurden. 

Unter  dieser  höchsten  Gewalt  folgen  keine  weiteren 
königlichen  Beamten  mit  Hochgerichtsbarkeit,  sondern  sofort 
die  großen  Kommunen,  deren  Verband  auch  das  ganze  flache 
Land  erfaßt.  Was  im  italienischen  Recht  des  9.  und 
10.  Jahrhunderts  wenigstens  durchschimmert,  ist  in  unsem 
östlichen  Gebieten  ganz  deutlich:  das  ganze  Land  zerfällt  in 
Städterepubliken,  von  denen  die  größten  Sitze  von  Bischöfen, 
die  andern  wenigstens  castella  (castra),  also  Burgen  sind. 
Keine  Rede  also,  daß  irgend  eine  Revolution  diese  Gemein- 
wesen geformt  hätte;  sie  sind  von  der  Römerzeit  her  da 
und  haben  sich  nach  dem  placitum  von  Risano  in  dem  frän- 
kisch gewordenen  Istrien  genau  so  erhalten,  wie  gemäß  der 
Angaben  des  Constantin  Porphyrogenitus  in  dem  byzantinisch 
gebliebenen  Dahnatien. 

In  diesen  Städterepubliken  hat  der  Bischof  eine  öffent- 
liche Gewalt  nicht  errungen.  Während  im  Westen  überall, 
wenn  auch  in  verschiedener  Intensität ^),  sich  so  etwas  von 
selber  entwickelt,  ist  auf  diesem  viel  länger  byzantinisch  ge- 
bliebenen Boden  keine  Rede  davon:  es  bleibt  hier  bei  den  römi- 
schen Verhältnissen,  in  denen  der  Bischof  nur  der  einfluß- 
reichste Mann,  der  vornehmst«  Wähler  in  der  Kommune  ist.. 
Deshalb  hebt  sich  um  so  schärfer  das  Recht  des  Bischofs  von 
Triest  ab,  welches  freilich  seinerseits  die  Kommunalgewalt 
nicht  hat  beseitigen  können.  Gerade  das  Triestiner  Beispiel 
erläutert   deutlich,  wie  man   sich  auch  in   Italien  die   Ver* 

»)  Meine  V.  G.  I  S.  320  f. 
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leihung  von  Hoheitsrechten  an  die  Bischöfe  im  Verhältnis  zur 
Gemeinde  zu  denken  hat.  Es  beweist  aber  auch,  daß  die  Stadt- 
privilegien zu  Gunsten  der  Bischöfe,  wie  sie  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert in  ganz  Westeuropa,  vor  allem  aber  in  Deutschland 
und  Italien  vorkommen,  wirklich  ein  ganz  neues  Recht  ge- 
schaffen haben.^) 

Die  kommunalen  Machthaber  in  diesen  Gebieten  sind  nun 
ursprünglich  von  zweierlei  Art.  Auf  der  einen  Seite  stehen  die 
Offiziere  des  Heeres,  auf  der  andern  die  zivilen  iudices  und  die 
Klassen,  aus  denen  dieselben  hervorgehen. 

Die  Offiziere,  zu  denen  der  dalmatinische  dux  und  der 
istrische  magister  militum  selber  zählen,  sind  ganz  und  gar 
aus  der  römischen  Heeresverfassung  herübergenommen;  allein 
sie  haben  ihren  Charakter  verändert.  Das  gesamte  spät- 
römische und  byzantinische  Reich  wird  durch  ein  immer 
zunehmendes  Wachsen  der  lokalen  Autonomie,  welche  durch 
den  Provinzialadel  geübt  wird,  bestimmt  und  es  ist  eine 
der  unbegründetsten  Phrasen,  wenn  man  stets  die  bureau- 
kra tische  Zentralisierung  des  östlichen  Imperium  betont;  nicht 
eine  gegen  die  alte  Kaiserzeit  gesteigerte,  sondern  eine  an 
Einfluß  und  Zahl  immer  mehr  abnehmende  Bureaukratie  hat 
Byzanz  von  den  zunächst  ganz  unbureaukratischen  Staaten  des 
Westens  unterschieden  und  die  Ausbildung  der  Themenver- 
fassung ist  lediglich  das  eine  Moment  in  dem  Rückgang  der 
schreibenden  Zivilverwaltung.  Das  andere  ist  das  starke  Her- 
vortreten der  Lokalgewalten  schon  seit  lustinians  sanctio  prag- 
matica  und  lustins  II.  allgemeiner  Konzession.^)  So  sind  denn 
weithin  die  Heerämter  Kommunalämter  geworden.  —  In  Istrien 
und  in  Dalmatien  gerade  so  wie  in  Venedig  werden  die  Offi- 
ziere von  den  Gemeindebürgern  gewählt,  und  zwar  auch  der 
Oberstkommandierende  selber,  der  dadurch  in  Dalmatien  wie 
in  Venetien  mit  einer  bestimmten  Stadt  seines  Gebiets  fest 
verbunden  wird,  während  in  Istrien  die  Obergewalt  durch  die 
Franken  vom  kommunalen  Einfluß  schließlich  befreit  worden 


i)  Meine  V.  G.  II  S.258f.  —  »)  Sanctio  pragm.  c.  12;  lust.  II  nov.  5 
<;.  1;  dazu  Hegel,  Geschichte  der  Städteverfassung  in  Italien  I  S.  142; 
L.  M.  Hartmahn,  Untersuchungen  S.  41;  Diehl,  ßtudes  sur  l'adininistra- 
tion  byzantine  dans  l'exarchat  S.  133. 
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ist.  —  Auch  die  Offiziere  unter  dem  Höchstkommandieren- 
den sind  kommunal  geworden.  Aber  welches  ist  ihre  Amts- 
gewalt? Ist  in  Istrien,  wo  sie  früh  verschwinden,  nur  deut- 
lich, daß  sie  nicht  die  Richter  sind  und  daß  sie  wenigstens 
bei  der  Steuereintreibung  als  Vollstreckungsorgan  verwendet 
werden,  so  ist  in  Dalmatien  der  tribunus  ganz  allgemein 
der  Vollstreckungsbeamte.  Das  paßt  vollkommen  zu  den 
Angaben  der  spätrömischen  Quellen:  diese  gehen  zwar  zu- 
nächst von  der  Exekution  aus,  die  der  rector  provinciae 
durch  sein  officium  vorzunehmen  hat  und  lehnen  die  mili- 
tärische Exekution  ab^),  allein  gerade  die  häufigen  Verbote 
beweisen  eine  gegenteilige  Praxis;  schon  397  kann  der 
Kaiser  die  militärische  Exekution  gewähren^)  und  anderthalb 
Jahrhunderte  später  sucht  sie  der  rector  provinciae  direkt 
nach,  wenn  die  zivile  Vollstreckung  nicht  ausreicht'):  die 
Hilfe  aber  wird  ganz  entsprechend  dem  dalmatinischen  Recht 
von  tribuni  und  vicarii  geleistet.'')  Mit  dem  Verschwinden 
des  rector  provinciae  und  seines  officium  ist  es  dann  ganz 
natürlich,  daß  die  Offiziere  das  einzige  Vollstreckungsorgan 
geworden  sind.*^)  —  Umgekehrt  wird  es  aber  gerade  dadurch 
erklärlich,  wenn  diese  militärischen  Ämter  zu  Ämtern  der 
Kommune  werden,  welche  ja  jetzt  allein  die  Zivilgewalt 
handhabt.  —  In  Istrien  und  Dalmatien  sind  die  Offiziere 
über  die  Vollstreckungsmacht  nicht  hinausgekommen  und 
hielten  sich  also  ganz  in  der  Linie,  welche  das  römische  Recht 
ihrer  Einwirkung  auf  die  Zivilbevölkerung  zog.  Nicht  die 
tribuni  sind  die  Richter  der  Stadt  geworden.  Daß  aber 
auch  sie  den  städtischen  iudices  unterstehen,  bedeutet  die 
Beseitigung  der  römischen  Militärgerichtsbarkeit.  Mag  sein, 
daß  das  mit  einem  Rückgang  der  Militärgerichtsbarkeit  über- 
haupt   zusammenhängt;    mag   aber    auch   sein,    daß    es    aus 


1)  C.  Th.  I.  21.  1  (=  C.  last.  I.  46.  1),  C.  lust.  I.  40.  8,  III.  2.  1.  — 
»)  C.  Iu8t.  III.  13.  5.  —  »)  C.  lust.  IX.  39.  2.  —  *)  C.  lust.  III.  13.  5.  IX. 
39.  2  (auch  Basil.  LX.  27.  4).  Ed.  lust.  XIII.  11.  §  1.  —  »)  Die  ganze 
Erscheinung  hat  gar  nichts  zu  tun  mit  den  angeblichen  tribuni  einer 
Kommunalmiliz,  welche  L6crivain  (mölanges  d'archßologie  et  d'histoire 
IX  S.  374  f.)  in  einigen  Texten  des  2.  und  3.  Jahrhunderts  gefunden 
haben  will,  und  die  nach  m.  M.  ganz  unrichtig  gedeutet  sind.  Dagegen 
mit  Recht  Sickel  M.  ö.  J.  Erg.-B.  III  S.  500. 
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einer  in  der  ostgotischen  Zeit  bezeugten  Einordnung  der 
angesiedelten  Soldaten  in  die  Kommunalverbände  sich  er- 
klärt/) 

Die  Leitung  der  einzelnen  civitates  haben  bis  in  das 
12.  Jahrhundert  die  Richterkollegien.  —  Erst  von  da  ab  sind 
daneben  und  darüber  andere  Regierungsbehörden  zu  er- 
kennen. In  Istrien  wie  Dalmatien  ist  es  einesteils  der  Einzel- 
beamte, der  comes  oder  gastaldio,  welcher  von  dem  Ober- 
herrn (Venedig,  Ungarn,  dem  Markgrafen,  dem  Bischof  von 
Triest)  eingesetzt  oder  dessen  Wahl  wenigstens  beeinflußt 
wird:  in  Dalmatien  steht  das  Amt  in  genauer  Beziehung 
zu  dem  älteren  prior,  in  Istrien  ist  der  gastaldio  neben  dem 
früheren  locopositus  aufgekommen,  und  der  gewählte  Einzel- 
beamte, der  in  Gegensatz  zu  diesem  gastaldio  tritt,  heißt 
dann  potestas,  ohne  daß  hier  eine  direkte  Verbindung  mit 
dem  locopositus  nachweislich  oder  auch  nur  wahrscheinlich 
wäre.  —  Neben  diesem  Einzelbeamten  oder  da  und  dort  auch 
an  Stelle  der  Einzelbeamten  stehen  dann  aber  verwaltende 
consules  oder  consiliarii:  in  Dalmatien  tritt  dabei  besonders 
hervor,  daß  sie  den  Richtern  als  Rat  dienen;  in  Istrien 
äußert  sich  die  Beziehung  zu  dem  Einzelbeamten  stärker: 
wiederholt  werden  sie  zur  souveränen  Behörde  über  den 
iudices  und  mit  Zurückdrängung  der  herrschaftlichen  Einzel- 
beamten. Es  ist  gar  kein  Zweifel,  daß  diese  späteren  regie- 
renden consules  oder  consiliarii  mit  den  italienischen  coii'- 
sules  de  communi  identisch  sind;  das  Wechseln  zwischen 
g'a,staldio  (comes)  und  consules  illustriert  dabei  vollkoinmen 
den  Kampf,  der  in  Italien  im  12.  Jahrhundert  zwischen  dem 
herrschaftlichen  potestas  und  den  consules  de  communi  ge- 
führt wird;  darum  sind  eben  die  Rechtszustände  unserer 
östlichen  unentwickelten  Gebiete  so  wertvoll,  weil  dort  die 
gleichen  Prozesse,  wie  in  Italien,  erst  später  eintreten  und 
deshalb  klarer  verfolgt  werden  können.    Für  hier  genügen 

V)  Wenn  es  in  lustinians  sanetio  pragm.  23  heißt,  daß  der  Streit 
zwischen  2  Romani  durch  die  civiles  iudices  entschieden  werden  soll, 
so  kann  das  die  Beseitigung  der  Militärgerichtsbarkeit  in  demselben 
Augenblick  begründen,  in  welchem  die  zu  einer  vornehmen  Miliz  ver- 
wandelten Soldaten  nur  meir  als  Romani  angesehen  werden.  —  Für  dlft 
«weite  Möglichkeit  S.  304  N.  2  f. 
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freilich  diese  Andeutungen;  denn  das  hat  das  Bisherige  eben 
ergeben,  daß  das  ältere  Kolleg  die  iudices  sind,  welche 
unter  diesem  Namen  oder  als  consules  de  placitis  auch  in 
Italien  überall  sich  finden  und  dort  gleichfalls  die  frühere 
Behörde  sind. 

Diese  iudices,  welche  in  Istrien  und  Dalmatien  vor- 
kommen, führen  in  Istrien  über  ein  Jahrhundert  lang  den 
fränkischen  Namen  scabini.  Schon  die  Gleichartigkeit  in 
Istrien  und  Dalmatien  spricht  dagegen,  daß  dem  fränkischen 
Namen  irgend  eine  fränkische  Einrichtung  entspricht  und  in 
der  Tat  sind  die  iudices  schon  in  dem  placitum  von  Risano 
bezeugt.  Die  Entscheidung  geben  aber  die  Zahlenverhält- 
nisse. In  Dahnatien  sind  ursprünglich  die  iudices  allemal  2. 
In  Istrien  begegnet  eine  Vierzahl  von  iudices  (bald  den 
locopositus  eingerechnet,  bald  denselben  ausgeschlossen)  in 
Parenzo,  Pirano,  Pola,  Capodistria,  dann  auch  —  aller- 
dings spät  bezeugt  —  in  Rovigno  und  Umago.  In  Muggia,  wo 
kein  locopositus  vorkommt,  sind  es  2  iudices,  ebenso  in 
Triest  2  iudices  außer  dem  locopositus  und  wiederum  nach 
späten  Quellen  in  Albona  2  iudices. 

Es  ist  nun,  wie  schon  betont,  ganz  unmöglich,  diese  kon- 
stanten Zahlenverhältnisse,  welche  auf  irgend  einer  allgemein 
gültigen  Regel  beruhen  müssen,  aus  germanischem  Einfluß  zu 
erklären.  Nicht  nur  der  innere  Grund  steht  dem  entgegen, 
daß  nirgends  die  germanischen  Urteilsfinderkollegien  aus  2 
oder  4  Leuten  bestehen,  denn  allenthalben,  auch  im  Norden, 
sobald  sich  eine  Urteilsfinderbank  abhebt,  urteilen  12  oder  6 
Leute;  vor  allem  aber  kann  man  dalmatinisches  Recht,  das  nie 
durch  fränkisches  Recht  beeinflußt  war,  nicht  durch  germa- 
nische Elemente  deuten. 

Anders  ist  es,  wenn  man  auf  die  römische  Munizipal- 
verfassung zurückgeht,  zu  der  das  placitum  von  Risano  und 
das  dalmatinische  Recht  eine  Brücke  schlagen.  Man  kann 
die  Verbindung  nicht  mit  dem  Hinweis  auf  den  angeblichen 
Verfall  der  Kurie  ablehnen.  Denn  jedenfalls  für  den  Osten, 
der  hier  und  zunäclist  allein  in  Betracht  kommt,  steht  die 
Existenz  der  Kurie  bis  in  das  10.  Jahrhundert  hinein  unbe- 
dingt  fest:   wie   die   einzelne  ttöXi?   noch   als   Rechtssubjekt 
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auftritt*),  so  haben  noch  unter  Leo  dem  Weisen,  also  im 
Anfang  des  10.  Jahrhunderts,  ganz  allgemein  ßc  Xc'  t«1 
also  curiales  —  und  ßouAeuTt^'p'a  (curiae)  bestanden  und 
haben  bis  dahin  die  freie  Wahl  der  Kommunalbeamten 
besessen^);  Leo  der  Weise  erst  versucht  dieses  Wahlrecht 
zu  beseitigen.  —  Die  Zweizahl  der  dalmatinischen  iudices 
kehrt  nun  in  der  Römerzeit  wieder.  Alle  Städte,  welche 
im  Mittelalter  eine  Rolle  spielen  —  also  Salona  (Spalato), 
ladera,  Apsarus,  Decatera  (Cattaro),  Epidaurus  (Ragusa), 
Arbe  werden  von  duumviri  iuredicundo  regiert;  für  Trau 
allein  ist  das  Zahlenverhältnis  nicht  nachweisbar;  quatuor- 
viri  haben  nur  Epetium,  Narona,  Brazza,  Aequum.')  — 
Nicht  ganz  so  durchsichtig  sind  die  istrischen  Verhältnisse. 
Deutlich  ist  der  Zusammenhang  in  Triest,  das  bis  in  die 
spätere  Kaiserzeit  hinein  duumviri  hat  und  dann  unter 
2  iudices  und  dem  locopositus  steht.*)  Ebenso  passen  die 
2  iudices  des  in  der  Römerzeit  dalmatischen  Albona")  zu 
den  dort  bezeugten  duumviri.  Umgekehrt  entspricht  es  dem 
römischen  Recht,  wenn  Capodistria")  und  Pirano,  die  keine 
Kolonien  sind,  quatuorviri  haben  und  das  gilt  dann  auch  für 
Parenzo,  das  allerdings  zuerst  als  Kolonie  bezeugt  ist,  aber 
dann  allmählich  zum  municipium  herabsinkt.^)  Nicht  ganz  so 
günstig  liegt  die  Sache  bei  Cittanova  und  Muggia.    Es  ist 


1)  Epanagoge  10.  5  arg:  f|  €(?  iröXiv  Tivä  —  ^)  nov.  Leonis  46,  47: 
dazu  §  1  S.  223  N.  1.  —  3)  Corp.  inscr.  lat.  III  S.  283—406.  Suppl. 
2119—2181;  2251—2276;  2319—2328.  20;  2328  115—181;  dazu  Bulletino 
di  archeologia  e  storia  Dalmata  XII  S.  34,  XIX  S.  44.  —  *)  Corp. 
inßcr.  lat.  V  S.  53.  —  »)  Corp.  inscr.  lat.  III.  n.  3047,  3054,  3055 
bis  3056.  —  6)  Bei  Plinius  nat.  bist.  III.  19.  129  erscheint  zwar 
Egida,  was  mit  Capodistria  zusammentrifft,  als  oppidum  civiuni  Ronia- 
norum,  wie  Parenzo,  aber  nicht  als  colouia.  Sonst  trifft  sich  nirge-nds 
ein  Zeugnis,  daß  Egida  Kolonie  gewesen  wäre  (vgl.  Mommsen  in  Hermes 
XVIII.  S.  196—198).  —  7)  Parenzo  ist  bei  Plinius  III.  19.  129  ebenfalls 
als  oppidum,  nicht  als  colonia  aufgeführt;  in  einer  Inschrift  heißt  es 
colonia  lulia  (corp.  inscr.  lat.  V.  335)  und  ist  jedenfalls  zeitweilig  als 
Kolonie  zu  betrachten  (Mommsen  in  Hermes  XVIII.  S.  198);  aber  in 
einer  jüngeren  Inschrift  aus  dem  3.  Jahrhundert  nach  Chr.  (corp.  inscr. 
lat.  V.  331  und  dazu  Atti  —  della  societä  Istriana  IV.  S.  456)  ist  Parenzo 
im  Gegensatz  zu  Aquileja,  das  jetzt  (anders  in  der  früheren  Kaiserzeit: 
Mommsen,  Heifmes  XVIII.  S,  195)  Kolonie  ist,  nur  municipium. 
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wohl  möglich,  daß  beide,  das  erstere  namentlich,  Kolonial- 
eigenschaft erlangt  haben,  aber  es  fehlt  an  einem  Zeugnis. 
Einen  direkten  Widerspruch  bietet  Pola,  das  in  der  Römer- 
zeit deutlich  duumviri  hatte ^),  später  aber  4  iudices;  mög- 
lich, daß  hier  dieselbe  Entwicklung  stattgefunden  hat,  wie 
in  Parenzo.  —  Faßt  man  alles  zusammen,  so  regiert  in 
Dalmatien  und  Istrien  in  der  nachrömischen  Zeit  so  gut 
wie  in  der  römischen  Zeit  ein  Zweimänner-  oder  Viermänner- 
kolleg; ja  in  den  meisten  Städten  sind  da  2  Richter,  wo 
duumviri  regierten  und  4  Richter,  wo  es  quatuorviri  gab. 
Die  vereinzelten  Unsicherheiten  oder  die  eine  direkte  Ab- 
weichung- wie  in  Pola  sind  nicht  verwunderlich,  wenn  man  be- 
denkt, wie  spät  einesteils  Aquileja  Kolonie,  andererseits  aber 
Parenzo  zum  municipium  wird.  —  Jedenfalls  genügt  das 
Bisherige  zu  dem  zwingenden  Schluß,  daß  die  iudices  nichts 
anderes  sind  als  die  römischen  Munizipalbehörden  und  nur 
zeitweilig  der  Name  scabinus  auf  sie  angewendet  wird.^)  — 
Die  duoviri  quinquenales,  welche  in  den  Kolonien  neben  den 
duumviri  stehen,  und  dann  allmählich  durch  den  auch  in 
unserm  Gebiet  öfters  bezeugten  curator  verdrängt  werden*),, 
kommen  für  uns  nicht  weiter  in  Betracht.  — 

Über  den  Richterkollegien  stehen  in  Dalmatien  die 
priores  (principes),  in  Istrien  die  locopositi,  denen  man  den 
gelegentlich  genannten  primas  oder  lociservator  gleichstellen 
muß.  Überwiegend  sind  aber  diese  Beamten  dann  selber 
wieder    Mitglieder    des  .Richterkollegs.     Daß   sie    nichts    mit 


*)  Corp.  inscr.  lat.  V.  S.  3f.  —  »)  Es  ist  die  gleiche  Erscheinung, 
die  ich  für  Frankreich,  Katalonien  und  das  ehemals  römische  Deutsch- 
land in  meiner  Venassungsgeschichte  I  S.  284flF.  nachzuweisen  versuchte. 
Auch  hier  begegnet  in  der  fränkischen  Zeit  und  später  allenthalben  ein 
Zwei-  oder  Viermännerkollegium,  auf  das  dann  auch  der  Name  scabini,. 
vereinzelt  sogar  rachinburgi  übertragen  ist,  das  aber  mit  dem  germani- 
schen Urteilsfinderkolleg  eben  nur  die  Kollegialeigenschaft  und  deshalb 
die  Namen  scabini,  rachinburgi  gemein  hat.  Die  von  mir  gegebenen  Be- 
lege lassen  sich  noch  vermehren.  —  Dasselbe  gilt  dann  auch,  wie  ich  in 
einer  späteren  Untersuchung  darzustellen  hoffe,  für  die  iudices  civitatis, 
die  spätem  consules  de  placito  in  Italien.  —  »)  Corp.  inscr.  lat.  III 
2026,  9508  (a.  382)  Salona;  V  n.  8667  Pola  —  Dazu  Marquardt,  Römische 
Staatsverwaltung  (2.  Aufl.)  I  S.  164. 
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der  militärischen  Hierarchie  zu  tun  haben,  ist  sicher  —  sie 
«ind  gänzlich  von  den  tribuni  verschieden/)  — 

Wir  können  nun  das  Amt  des  prior  und  zwar  gerade 
in  Dalmatien  bis  in  die  Ostgotenzeit  hinein  verfolgen. 
Auf  der  einen  Seite  ist  in  einer  ostgotischen  Quelle  ein 
prior  civitatis  erwähnt,  der  identisch  mit  dem  Leiter  der 
Kurie  sein  muß  und  dem  soweit  nicht  nur  die  Römer,  son- 
dern auch  die  Goten  unterstellt  sind.^)  Dieser  prior  be- 
gegnet dann  einmal  bei  Cassiodor  für  die  Insel  Veglia,  die 
ja  auch  in  der  späteren  Zeit  einen  prior  hat'):  derselbe  ist 
Richter  der  Einwohner,  hat  also  die  Gerichtsbarkeit  auch 
über  die  Romanen  —  ob  überhaupt  irgendwelche  Goten 
auf  Veglia  waren,  steht  dahin.  Soweit  scheint  nun  das 
Amt  sicher  bestimmt.  Unsicherheit  herrscht  in  etwas  ande- 
rem .  Der  prior  für  Veglia  wird  als  comes  bezeichnet;  es 
ist  möglich,  allerdings  nichts  weniger  als  notwendig,  daß  da- 
mit ein  gotischer  comes  gemeint  ist.*)   Jedenfalls  aber  ist  ein 


1)  A.  M.  Brunner,  ll.-G.  II  S.  157  N.  15.  —  -)  Fragment  des  Gaudenzi 
c.  19  (Gaudenzi  un'  antica  compilazione  di  diritto  Romano  e  Visigotho 
S.  205) :  danach  eoll  de-rjenige,  der  einen  Flüchtling  aufnimmt,  der 
sich  als  frei  bezeichnet,  ihn  vor  den  prior  civitatis  oder  ante  tres  aut 
quatuor  führen,  und  dort  soll  der  Betreffende  die  Erklärung  abgeben, 
daß  er  frei  ist.  Schon  von  vornherein  ist  es  nicht  gut  denkbar,  daß 
die«er  prior  civitatis  eine  Behörde  nur  für  die  Goten  ist.  Entscheidend 
aber  ist,  daß  der  fast  vollkommen  gleichlautende  c.  80  des  Edikts  des 
Theodorich  davon  spricht,  daß  der  Flüchtling  ad  gesta  geführt  werden 
muß,  und  zwar  gilt  hier  der  Satz  für  Römer,  wie  für  Groten.  Die 
gesta  können  nichts  anderes  sein,  als  das  „Bureau"  der  Kurie  und  so 
ergibt  sich  zunächst  einmal,  daß  wenigstens  in  diesem  Punkte  der 
Sicherheitspolizei  auch  die  Goten  der  Kurie  unterstellt  sind.  Da  nun 
das  Gaudenzische  Fragment  hier  nichts  anderes  als  die  Wiedergabe 
ostgotischen  Rechts  ist,  während  die  ähnlichen  Stellen  aus  der 
1.  Visigoth.  IX,  1.  1,  3,  6,  8  viel  weiter  abliegen,  so  muß  man  schließen, 
daß  bei  den  Ostgoten  der  prior  civitatis  die  Oberleitung  der  „gesta" 
hat,  also  genau  dem  dalmatischen  prior  entspricht,  und  ihm  wiederum 
die  Goten  wie  die  Römer  wenigstens  für  die  Polizei  über  flüchtige  Un- 
freie unterstehen.  Allerdings  wird  man  dann  auch  annehmen  müssen, 
daß  die  tres  aut  quatuor  nichts  anderes  als  eine  Behörde  der  Kurie  — 
natürlich  nicht  die  ganze  Kurie,  wie  Gaudenzi  S.  113  den  Gegnern 
unterlegt  —  sind:  nämlich  die  quatuorviri  mit  oder  ohne  prior. 
—  3)  Cassiodor  VII.  16.  —  «)  So  Hegel,  Geschichte  der  Städtever- 
fassung  von  Italien  I  S.  122  f.  und  auch  Hartmann,  Geschichte  Italiens  I 
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Gote  der  prior,  welcher  für  Rieti  und  Norcia  ernannt  wird*) 
und  das  scheint  doch  auf  einen  Militärbeamten  zu  führen. 
Allein  da  ja  wenigstens  in  einem  Punkte  auch  die  Got^n 
den  Kommunalbehörden  unterstehen  und  eine  andere  Quelle 
gerade  für  Rieti  ^)  die  Gemeindezugehörigkeit  auch  der  vor- 
nehmen Goten  wahrscheinlich  macht,  so  ist  wohl  möglich,  daß 
die  Goten,  die  ja  vielfach  als  hospites  mit  den  Kurialen  ab- 
teilten, der  Munizipalgewalt  überhaupt  unterstellt  waren,  aber 
dann  auch  an  der  Besetzung  der  Munizipalämter  teilnehmen; 
es  ist  dazu  kein  Widerspruch,  wenn  die  Goten  in  höherer 
Instanz  nicht  den  rectores  provinciae,  sondern  den  comites 
Gothorum  untergeben  sind.  So  ist  es  sehr  verständlich, 
wenn  nun  die  gotische  Regierung  auch  Goten  zu  priores 
ernennt.  Denkbar  freilich  wäre  es  aber  auch,  daß  der 
prior  von  Rieti  mit  den  beiden  ersten  priores  überhaupt 
nichts    zu    tun    hat,    sondern,    daß    der    militärische    prior 


S.  97,  S.  128 f.;  dagegen  Gaudenzi  a.  a.  0.  S.  HC;    über  die  comitiva,  die 
an  römische  Vorstände  einer  civitas  verliehen  wird,  Gase.  VII.  26. 

1)  Cassiodor  VIII.  26.  —  •)  Ich  meine  die  bekannten  gesta  Reatina 
de  constituto  tutore  (bei  Marini  i  papiri  diplomatici  n.  59  p.  121 — 123 
und  daraus  bei  Spangenberg  tabulae  negotiorum  soUemnium  p.  132  bis 
p.  139);  die  Urkunde,  so  wie  sie  vorliegt,  ist  eine  anno  XVI  post  cons. 
Basilii,  also  557  herausgegebene  Abschrift.  Das  Original,  in  dem  es 
sich  um  die  Bestellung  eines  gewissen  Flavianus  als  Spezialtiitor 
für  die  Kinder  einer  Gotin  handelt,  muß  früher  aufgenommen  sein, 
wenn  auch  kein  zu  großer  Zwischenraum  gegeben  sein  wird,  weil  der 
gleiche  Flavianus  557  die  Ausfertigung  der  Kopie  verlangt.  Da  die 
Gotin  und  ihre  gotischen  Gegner  als  inlustres,  als  vornehme  Leute 
bezeichnet  werden,  so  kann  das  Original  unmöglich  nach  der  Ver- 
nichtung der  Goten  geschrieben  sein  und  ist  sonach  noch  ein  Beleg  für 
die  bestehende  gotische  Verfassung.  Dann  ergibt  die  Urkunde  direkt  die 
Gemeindezugehörigkeit  der  Goten:  denn  es  ist  von  Mommsen  (Abh.  der 
Sachs,  Gesellschaft  d.  Wissenschaft.,  ph.-hist.  Kl.  II  S.  439  n.  139)  nach- 
gewiesen (.soweit  auch  Kariowa  R.-G.  II  S.  288;  anders  freilich  Erman 
in  Ztschr.  d.  Savigny-St.  rom.  Abt.  XV  S.  245  N.  1  S.  251),  daß  die 
Munizipalmagistratur  nicht  den  bloßen  Aufenthaltern,  sondern  nur  den 
Gemeindeangehörigen  einen  Tutor  ernennen  kann.  Eine  Unterstellung 
unter  die  streitige  Gerichtsbarkeit  der  Munizipien  freilich,  die  eine 
andere  Stelle  (C.  lust.  V.  44.  5)  nahelegt,  ist  durch  die  Urkunde  nicht 
bezeugt,  weil  es  in  derselben  ausdrücklich  heißt,  daß  der  Spezialkurator 
bestellt  sei  für  Klagen  in  diversis  iudiciis.  —  Gegen  die  Gemeinde- 
zugehörigkeit  der   Goten,    wenigstens    der    Goten    mit    sortes    propriae, 

Zeitschrift  für  RecEtsgeschichte.   XXIV.   0«rm.  Abt.  20 
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eines  numerus  gemeint  ist/)  Jedenfalls  aber  zeigen  die 
ersten  beiden  Belege,  daß  es  in  der  civitas  einen  prior  gab, 
welcher  einesteils  die  Spitze  der  Kurie  innehat,  andernteils 
aber  von  der  Regierung  ernannt  ist.  —  In  Rieti  steht  seit 
der  römischen  Restauration  ein  comitiacus  an  der  Spitze  des 
Kommunalbureaus,  also  ein  von  der  Zentralregierung  dele- 
gierter Zivilbeamter.'') 

Weiter  aber  kommen  die  ToiroTPpriTai,  also  lociservatores 
in  Betracht,  welche  nach  den  Quellen  des  6.  Jahrhunderts 
die  rectores  provinciae  für  die  einzelnen  civitates  zu  ernennen 
pflegen.^)  Es  wird  das  zwar  vom  Kaiser  wiederholt  gerügt; 
aber  gerade  diese  wiederholten  Verbote  und  die  Tatsache, 
daß  die  Bezeichnung  technisch  geworden  ist,  zeigt,  wie  ge- 
bräuchlich die  Sache  ist.  Dazu  kommt,  daß  der  Kaiser 
eine  Art  von  ToiroTnpnTai  nicht  ausschließt:  die  defensores 
(?KbiKoi  darf  der  praeses  allerdings  zu  Stellvertretern  machen, 
sodaß  sie  die  Kompetenz  von  rectores  haben*):  so  werden 
bei  der  steigenden  Dezentralisierung  die  defensores  zu  Hoch- 
richtern, als  Delegaten  des  rector,  und  gerade  dadurch  wird 
das  Amt  des  defensor  als  solches  weithin  verschwunden  sein. 
Der  örtlichen  und  sachlichen  Zuständigkeit  nach  ist  der 
istrische  locopositus  oder  lociservator  des  9.,  10,  und  11.  Jahr- 
hunderts ganz  identisch  mit  diesem  lociservator  des  rector 


welche  sortes  gerade  in  Casa,  VIII.  26  betont  sind,  kann  m.  E.  nicht  mit 
Mommsen  im  N.  A.  XIV  S.  529  angeführt  werden,  daß  die  Goten  nur 
als  consistentes  in  einer  Stadt  vorkommen:  denn  Casaiodor  gebraucht 
(Index  s.  v.  consistere)  das  consistere  gerade  zweimal  in  Anwendung 
auf  die  Kurialen  der  Stadt,  und  so  kann  es  nicht  technisch  den  Auf- 
enthalter im  Gegensatz  zum  Gemeindeangehörigen  bedeuten. 

1)  Das  irp(opa(;  toO  dpi6|LioO  in  nov.  lust.  117  c.  11  zeigt,  daß  der 
Ausdruck  technisch  ist,  vgl.  auch  C.  lust.  XII  37  19  §  4,  wo  der  irpiöTO? 
öpifliiof?  unter  dem  tribunus  vicarius,  und  domeaticua  steht,  und  wohl 
der  erste  centurio  (ob,  S.  243  N.  10)  ist.  —  ')  gesta  Roatina  n.  E.  — 
Über  den  comitiacus  Cass.  VI.  13,  VII.  31.  —  ^)  Die  Stelleu  in  meiner 
V.  G.  I  S,  364  N.  34.  —  «)  Diea  sagt  nov.  lust.  XV.  c.  2  ausdrück-l 
lieh:  dXXot  ^r\bi  oJkcIouc;  ToiroxripriT'^'?  ^v  xaT?  iTÖXeai  toö^  XanirpordTOu? 
öpxnvxaq  ^KTT^fiireiv  irXj^v  aCixüiv  tiöv  ^K'  (kujv  oö^  ti^iv  tiIiv  äpxövxujv 
xdEiv  (=  locua)  irXripoOv  ^v  xai<;  nöXeoi  ßouXÖMcOa,  qüxoCk;  fc  ^v  änaoiv 
^Tri^^Xeoeai  xdiv  ttöXcujv,  ^v  alq  etöl.  Also  haben  die  defensores  aua- 
drücklich  die  Funktion  der  rectores  in  den  civitates,  in  denen  der  rector 
nicht  residiert;  nov.  XXX  7  §  1  ist  das  Gleiche  angedeutet. 
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provinciae.  Daß  jener  nicht  mehr  ernannt,  sondern  wie  die 
tribuni  gewählt  wird,  stimmt  vollkommen,  wenn  man  sich  die 
TOTTOTnpnTai  wesentlich  als  defensores  denkt. 

Sind  aber  die  angegebenen  Gleichungen  richtig,  so  fällt 
der  locopositus  mit  dem  potestas  der  westlichen  Rechte  zu- 
sammen, wie  ihn  zuerst  ich^)  erklärte  und  dann  auf  Grund 
der  so  wertvollen  sardinischen  Quellen  Brandileone  schil- 
derte.*) Und  wenn  einmal  das  Amt  des  potestas  zu  einem 
Familienbesitz  geworden  ist'),  so  hat  das  da  und  dort  sein 
Gegenstück  in  dem  dalmatinischen  Priorat  und  Anklänge 
auch  bei  den  istrischen  locopositi. 

Überall  sind  in  den  hier  besprochenen  Gebieten  die 
öffentlichen,  auch  die  militärischen  Ämter  Wahlämter  ge- 
worden: in  Istrien  ist  das  bereits  für  das  ausgehende  8.  Jahr- 
hundert bezeugt.  Wenn  man  dabei  beachtet,  daß  Ludwig 
der  Fromme,  gerade  so  wie  die  dalmatinischen  Privilegien  des 
12.  Jahrhunderts,  den  Eingesessenen  nicht  nur  die  wahlweise 
Besetzung  der  weltlichen  Ämter,  sondern  in  einem  Atem 
damit  die  freie  Bischofswahl  zugesteht,  so  kann  man  immer- 
hin vermuten,  daß  in  Italien  der  Kampf  gegen  die  fränkische 
Laieninvestitur  durchaus  nicht  nur  von  kirchlichen  Erwä- 
gungen getragen  ist,  sondern  die  Verteidigung  der  romanischen 
Wahlfreiheit  auch  in  der  Kirche  bedeutet  und  in  genauer  Be- 
ziehung zur  Kommunalfreiheit  steht.  Hier  mögen  diese  Erwä- 
gungen auf  sich  beruhen. 

Maßgebend  in  der  civitas  ist  nicht  die  Bevölkerung  ins- 
gemein, sondern  die  Vornehmen,  die  nobiles  oder  boni  homines: 
das  wird  besonders  in  Dalmatien  klar.  Sind  alle  bisherigen 
Ableitungen  richtig,  so  treffen  die  nobiles  mit  den  curiales 
zusammen,  aber  freilich  mag  —  einer  sehr  unsichern  istrischen 
Spur  folgend  —  auch  das  Heer  wenigstens  in  seinen  höhern 
Klassen  einbezogen  worden  sein.  Irgend  welche  selbständig 
sicheren  Beweise  dafür  fehlen  aber;  und  man  kann  eigent- 
lich nur  sagen,  daß  die  spätere  ständische  Schichtung  einer 
Fortdauer  der  Kurie  als  des  regierenden  Verbands  nicht 
widerspricht. 

1)  V.  G.  I  S.  340  f.  —  »)  Archivio  storico  Ital.  XXX  S.  279  f.  — 
*)  So  in  der  Urkunde  für  Nizza  von  1108  bei  Kiener,  Verfaseungs- 
geschichte  der  Provence  S.  221  f. 

20* 
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So  g-ibt  Istrien  und  Dalmatien  das  klare  Bild  von  der  Fort- 
dauer der  römischen  Stadtverfassung  und  von  deren  allmäh- 
lichen Umbildung  genau  in  der  Form,  welche  uns  im  übrigen 
Italien  vom  11.  bis  zu  dem  13.  Jahrhundert  entgegentritt. 
Was  fehlt,  sind  lediglich  zwei  Namen. 

Der  kommunale  Einzelbeamte,  der  sonst  potestas  heißt, 
nennt  sich  hier  locopositus  oder  prior  und  wenn  später  seit 
dem  13.  Jahrhundert  wiederholt  potestates  vorkommen,  so 
bedeutet  das  dann  jetzt  den  adeligen  oder  juristisch  gebildeten 
Jahresrichter,  den  die  Gemeinde  von  auswärts  wählt.  Irgend 
eine  einheimische  Verbindung  zwischen  diesem  spätem 
potestas  und  dem  istrischen  locopositus  ist  nicht  zu  erkennen. 
Es  ist  eben  noch  nicht  ganz  deutlich  —  wenn  auch  alles 
auf  den  provenzalischen  Westen  weist  — ,  wo  der  Ausdruck 
potestas  für  dasjenige  Amt  aufgekommen,  das  freilich  seinem 
ursprünglichen  Wesen  nach  mit  dem  Priorat  vollkommen 
identisch  ist.  —  Gerade  so  geht  es  dann  mit  dem  Titel 
consul.  Zwar  bietet  das  placitum  von  Risano  den  besten 
Beleg  für  die  eine  mögliche  Erklärung  der  Bezeichnung: 
nämlich  dafür,  daß  die  leitenden  Leute  der  Munizipien  den 
allmählich  herabgesunkenen  Titel  consul  erhalten  haben.^) 
Dalmatien  aber,  wo  die  Urkunden  nach  der  Stadtbehörde 
datiert  werden,  spricht  dafür,  daß  der  Titel  consul  aus  der 
Datierung  der  Urkunde  mit  die  ac  consule  entstanden  ist.^) 
Aber  gerade  in  Dalmatien  und  Istrien  werden  trotzdem  die 
regierenden  iudices  nicht  als  consules  bezeichnet.  Es  ist 
eben  wiederum  fraglich,  wo  die  Bezeichnung  consul  zuerst 
aufkam. 


1)  V.  G.  I  S.  311  habe  ich  dieaes  Moment  unterschätet.  —  »)  V.  G.  I. 
S.  311. 


VI. 

Das  sogenannte  Rheingauer  Landrecht, 
eine  Fälschung  Franz  Joseph  Bodmanns. 

Von 

Herrn  Privatdozenten  Dr.  Herbert  Meyer 

in  Breslau. 

Vor  Jahren  hat  Brunn  er  in  dieser  Zeitschrift^)  auf 
die  überraschende  Tatsache  hingewiesen,  daß  die  von  B  o  d  - 
mann  unter  dem  Namen  Rheingauer  Landrecht  veröffent- 
lichte^) Rechtsquelle,  die  ihrer  Bedeutung  entsprechend 
von  Juristen  und  Philologen  viel  benutzt  worden  ist,  in 
ihrem  ersten  Teil  fast  wörtlich  aus  dem  Drenter  Landrecht 
von  1412  entlehnt  ist,  während  der  zweite  Teil  aus  hollän- 
dischen Rechtssätzen  unbekannter  Herkunft  bestehe.  Wie 
aber  diese  auffällige  Aufnahme  niederdeutschen  Rechtes  in 
ein  süddeutsches  Landrecht  vor  sich  gegangen  sei,  das 
hält  Brunner  ^)  auch  heute  noch  für  unaufgeklärt.  Er  und 
mit  ihm  Schröder*)  neigen  zu  der  Annahme,  daß  das 
Rheingauer  Landrecht  nicht  eine  Kompilation  aus  verschie- 
denen holländischen  Rechtsquellen  sei,  sondern  daß  es  zu- 
rückgehe auf  eine  einheitliche,  höchst  wertvolle  südholländi- 
sche Rechtsquelle,  die  uns  unbekannt  geblieben  sei.  Be- 
ziehungen zwischen  dem  Stift  Utrecht,  zu  dem  Drente  gehörte, 
und  dem  Erzbistum  Mainz  würden  es  dann  erklärlich  machen, 
daß  eine  Handschrift  jenes  Rechtsdenkmals  nach  dem  Rhein- 

^1  III  1882,  S.87ff.  —  »)  Rheingauische  Alterthümer  1819,  S.  624flf. 
Es  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  —  zweifellos  echten  —  Weistum 
des  Rheingaues  aus  dem  14.  Jh.,  das  gleichfalls  Bodmann  in  den  Rhg. 
Alterth.  teilweise  publiziert  hat  und  das  am  besten  von  Sauer  iu 
den  Annalen  des  Ver.  f.  Nassauische  Altertumsk.  XIX  1886,  S.  33  ff., 
herausgegeben  worden  ist;  vgl.  Brunner,  Deutsche  Litt.-Ztg.  XV  1894, 
Sp.  406  Anm.  —  »)  Grundzüge  d.  d.  R.-G.  »  1903,  S.  109.  —  «)  Lehrbuch 
d.  D.  R.-G.  «  1902,  S.  675. 
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gau  verschlagen  und  dort  übersetzt  worden  wäre/)  J.  A. 
Fruin*)  hat  sich  dieser  Hypothese  gegenüber  zweifelnd  ver- 
halten und  darauf  hingewiesen,  wie  wenig  wahrscheinlich 
das  spurlose  Verschwinden  einer  so  wertvollen  holländischen 
Rechtsquelle  sei.  Wenngleich  er  seine  Landsleute  aufforderte, 
der  holländischen  Vorlage  des  Rheingauer  Landrechts  nach- 
zuforschen, hielt  er  es  doch  für  erforderlich,  daß  deutsche 
Philologen  die  Sprache  dieses  Gesetzes  genauer  prüften  und 
daß  deutsche  Juristen  den  etwaigen  Beziehungen  Bodmanns 
zu  Holland  nachgingen.  Er  hatte  also  den  Herausgeber  Bod- 
mann  im  Verdacht  der  Fälschung,  freilich  ohne  dies  —  wie 
bald  darauf  Sauer^)  —  auszusprechen.  Doch  nach  Verlauf 
von  mehr  als  zehn  Jahren  konnte  Gratama*)  in  seiner  Aus- 
gabe der  Drenter  Rechtsquellen  nur  feststellen,  daß  in  keiner 
Richtung  etwas  zur  Klärung  der  Frage  geschehen  sei. 

Natürlich  hatte  auch  Brunner  sich  die  Frage  vorgelegt, 
ob  das  Landrecht  nicht  einfach  ein  Machwerk  des  Heraus- 
gebers sei;  er  kam  zu  einem  glatten  Nein.  Er  hielt  es  für 
zweifellos,  daß  „die  Übersetzung  der  niederdeutschen  Origi- 
nalien  eine  echte,  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  angehörige 
Übersetzung"  sei,  hatte  doch  J.  Grimm  sie  „ohne  philologi- 
sche Bedenken  wieder  abgedruckt"^)  und  hatte  ihm  doch,  wie 
mir  Herr  Geheimrat  B  r  u  n  n  e  r  freundlichst  mitteilt,  Müllen- 
hoff  vor  Jahren  versichert,  er  halte  es  für  ganz  unmöglich, 
daß  Bodmann  die  Übersetzung  selbst  verfertigt  habe.  Als  dann 
aber  Carl  Hegel  Fälschungen  Bodmanns  auf  anderem  Gebiet 
nachwies,  schränkte  Brunner  seine  Ansicht  ein:  jetzt  traute 
er  Bodmann  zu,  daß  er  wenigstens  „die  Beziehungen  auf  den 
Rheingau  erdichtet  und  in  diesem  Sinne  seine  Vorlagen  ent- 
stellt habe".") 

In  dankbarer  Verwertung  der  Vorarbeiten  des  Berliner 
Rechtshistorikers    und    der   brieflich    von   ihm   empfangenen 


*)  BrunncT  Ztschr.  III  101.  —  *)  Vereeniging  tot  uitg.  der  brennen 
(Utrecht),  Verslagen  en  mededeel.  No.  III,  's  Gravenhage  1882,  p.  180. 
—  3)  Codex  dipl.  Nassoicus  I,  1,  1886,  S.  XX;  ihm  genügen  Brunners 
Nachweise,  das  Ldr.  für  Bodmanns  eigenes  Elaborat  zu  halten.  Bruuuers 
Gegengründe  widerlegt  er  nicht.  —  *)  Werken  der  vereeniging  etc.  I  17, 
1894,  p.  20  s.  —  5)  Weisthümer  I  539  ff.  —  •)  Deutsche  Litt.-Ztg.  XV 
1804,  Sp.  406.  - 
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Anregungen  bin  ieh  seinen  Spuren  gefolgt  und  zwar  mit  dem 
Resultat,  das  Rheingauer  Landrecht  als  Rechtsquelle  beseitigen 
zu  können.  Es  Ist  zwecklos,  weiter  der  angeblich  verschollenen 
Handschrift  nachzuforschen,  aus  der  Bodmann  seinen  Text  ab- 
druckte; sie  hat  nie  existiert,  und  erst  recht  natürlich  auch 
nicht  deren  Vorlage,  die  niederländische  Rechtsquelle.  Auch 
ist  es  überflüssig,  nach  irgendwelchen  Beziehungen  zwischen 
Utrecht  und  Mainz,  sei  es  nun  im  15.  oder  im  19.  Jahrhundert, 
zu  forschen:  alsVorlagedesBodmannschenTextes 
haben  niederländische  Druckschriften  des 
18.  Jahrhunderts  gedient. 

Hinsichtlich  des  ersten  Teiles  des  Rhg.  Ldrs.,  der  Drenter 
Recht  enthält,  war  bisher  unerklärt,  wie  ein  moderner 
Fälscher  sich  die  Vorlage  beschaffen  konnte.  Man  hatte 
übersehn,  daß  das  Drenter  Landrecht  von  1412  bereits  im 
Jahre  1690  durch  den  holländischen  Rechtsgelehrten  Anton 
Matthaeus  veröffentlicht  und  dessen  Text  noch  im  Laufe 
des  18.  Jahrhunderts  zweimal  wiederabgedruckt  worden  ist.') 
Im  1"9.  Jahrhundert  sind  dann  mehrere  Ausgaben  des  Land- 
rechts nach  verschiedenen  Handschriften  veranstaltet  wor- 
<ien^),  zuletzt  in  diplomatisch-getreuem  Abdruck  nach  dem 
im  Diversorium  I  Frederici  de  Blankenheim  fo.  53  seq. 
(Rijksarchief  te  Utrecht,  Inv.  No.  35)  überlieferten  Text 
durch  Seerp  G  r  a  t  a  m  a.*)  Durch  Vergleichung  des  Bod- 
mannschen  Druckes  des  Rheingauer  Landrechts  mit  sämt- 
lichen Ausgaben  des  Drenter  Ldrs.  war  nun  mit  Sicherheit 
festzustellen,  daß  dem  Bodmannschen  Text  die  Fassung  des 
Drenter  Ldrs.  zu  Grunde  liegt,  die  Matthaeus  publiziert  hat. 
Mehrfache  Abweichungen  dieser  Textform  von  allen  übrigen 
finden  sich  auch  im  Rhg.  Ldr.,  worauf  unten  noch  näher 
einzugehen  ist.  Es  lag  mir  nun  daran,  festzustellen,  ob 
diese  Abweichungen  auf  die  von  Matthaeus  benutzte  Hand- 


1)  A.  Matthaeus,  De  rebus  Ultrajectinis  ...  auctoris  incerti  ... 
narratio  historica,  Lugduui  Bat.  Itiyu,  p.  O^ba.;  Iseutirutk  deaseiben 
Werkes,  Hagae-Comitum  1740,  p.  7288.;  H.  v.  R.  (van  Rijn),  Oudheden 
en  gestichteo  van  Groningen  en  . . .  van  het  Land  van  Drent,  Utrecht 
1744,  p.  485  SS.  —  »)  v.  Richthofen,  Friesische  Rechtsquellen  1840, 
S.  524 ff.;  J.  S.  Magnio,  Geachiedkundig  overzigt  van  de  besturen  .«. 
in  Drenthe  II  2,  Groningen  1842,  p.  229 ss.  —  =*)   1.  c,  p.  22  ss. 
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Schrift  zurück^ehn  oder  Druck-  und  Lesefehler  sind,  zumal 
Magnin^)  bekundet,  daß  der  Text  jener  ältesten  Drucke 
durch  Unachtsamkeit  stark  entstellt  sei.  Matthaeus  nennt 
als  Quelle  seines  Abdruckes  „tabulas  in  Archivis  majoris 
ecclesiae"  zu  Utrecht.^)  Eine  Handschrift  des  Utrechter 
Domarchivs  wird  aber  weder  von  Magnin^)  noch  von  Gra- 
tama*)  unter  den  von  ihnen  aufgeführten  Handschriften 
erwähnt.  Herr  Landgerichtsrat  Mr.  Gratama  in  Rotter- 
dam, der  seinerzeit  als  Reichsarchivar  in  Drente  die  neueste 
Edition  des  Ldrs.  besorgt  hat,  hatte  die  große  Güte,  dieser 
Handschrift  nachzuprüfen.  Von  Herrn  Reichsarchivar  Mr. 
S.  Muller  in  Utrecht  erhielt  er  die  Auskunft,  eine  Abschrift 
des  Landrechts  sei  im  Domarchiv  nicht  vorhanden,  falls  sie 
sich  nicht  in  mehreren  noch  nicht  genügend  durchforschten 
Handschriftenbänden  und  losen  Blättern  vorfinden  sollte. 
Dieses  näher  bezeichnete  Material  hat  er  sich  darauf  nach 
Rotterdam  kommen  lassen  und  ohne  Erfolg  genau  durch- 
gesehen. Da  nun  keinerlei  Grund  für  die  Annahme  vor- 
liege, daß  in  den  letzten  Jahrhunderten  Codices  aus  dem 
Domarchiv  verschwunden  seien,  so  glaubt  Herr  Muller  mit 
Recht  annehmen  zu  können,  das  auch  von  Gratama  benutzte 
Diversorium  sei  die  Vorlage  des  Matthaeus  gewesen,  zumal 
der  Altertumsfreund  Dr.  Cornelis  Booth,  seinerzeit  ein 
glaubwürdiger  Historiker  und  Forscher,  nicht  sehr  lange  vor 
der  Zeit  des  Matthaeus  ausdrücklich  sage,  daß  das  Diver- 
sorium sich  im  Domarchiv  vorgefunden  habe.  Herr  Gratama, 
dem  ich,  ebenso  wie  Herrn  Muller,  für  seine  Mühewaltung 
herzlich  danke,  schreibt  daher:  „Aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  hat  Matthaeus  dieselbe  Handschrift  bei  seiner  Ausgabe 
gebraucht,  die  ich  der  meinigen  zu  Grunde  gelegt  habe". 
Diese  Wahrscheinlichkeit  steigert  sich  m.  E.  fast  zur  Gewiß- 
heit, wenn  man  bedenkt,  daß  es  sich  ja  um  zwei  Archive 
in  derselben  Stadt  handelt  und  daß  das  jetzt  im  Reichs- 
archivendepot  zu  Utrecht  befindliche  Diversorium  dem  Archiv 
der  Bischöre  angehört. 


»)  1.  c,    p.  64.   —   »)   p.  61     (72);    vgl.  H.  v.  R.  (van  Rijn),    1.  c, 
p.  485:    „uyt   den   blaffert  van   de  Domkerk".   —   »)  1.  c,    p.  252  8.    — 

•)    1.   C,    p.   2SS.,    19  88. 
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Wir  werden  daher  berechtigt  sein,  alle  Abweichungecf 
des  Matthaeusschen  Textes  von  dem  Gratamas  als  unrichtige^ 
Lesarten  des  ersten  Herausgebers  anzusehn.  Finden  sich 
solche  Abweichungen  des  Matthaeusschen  Druckes  aber  im 
Rheingauer  Ldr.  wieder,  ohne  daß  sie  in  einer  Handschrift 
des  Drenter  Ldrs.  ihre  Stütze  finden,  so  ist  dadurch  mit 
Sicherheit  dargetan,  daß  Matthaeus  die  Vorlage  des  Rhg.  Ldrs^ 
war.  Einige  Beispiele  seien  hier  gegeben: 

Gratama,  art.  1:  Matthaeus:  Rheing.  Ldr.  1: 

.  .  .  ende  deeghelikes  .  .  .  ende  des  gelikes  .  .  ,  desgl.  masr  jeder 

ellic      dinxspil,      ellich  mach     ellic     dincspul,  Flecken   und    Dorf  zu- 

kenpel  ende  ellic  buer-  elc    kerspel    ende    elc  sammen    kommen    nnd 

8cap      wilkoren      bij  buerschap   bi  hem   sei-  ihre    Marke    berichten, 

hem  selven  te  samende  ven    te    samende     toe  alß      um      Wald      und 

to  komen,  om  oer  marke  comen,  om  hoer  marcke  Weid,  Holz  und  Trifft, 

te   berichten,    als   esch  te    berichten,    als   esch  weg  und  Steg,  und  an- 

ende    säet,     hoy    ende  ende    säet,     hoy    ende  ders  zu  thun  .  .  . 

holt   to  bevredene,  hout    toe    beridene 

ende    anders  toe   done  ende  anders  toe  doene 

Matthaeus  und  Bodmann  fügen  also  beide  ein  „mag"  ein 
und  lassen  das  Wort  „Willküren"  aus;  bezeichnender  ist 
jedoch  noch  der  Umstand,  daß  im  Rhg.  Ldr.  die  für  den 
Sinn  des  Ganzen  notwendigen  Worte  „to  be\Tedene"  weg- 
gelassen sind,  offenbar,  weil  sie  bei  Matthaeus  infolge  Druck- 
fehlers zu  dem  sinnlosen  „toe  beridene"  entstellt  sind,  das 
der  Übersetzer  nicht  zu  deuten  wußte.  In  Art.  11  bei 
Gratama  wird  bestimmt,  daß  „van  den  stolenen  guede",  das 
bei  einem  zum  Tode  Verurteilten  gefunden  wird,  der  Kläger, 
das  Gericht  und  die  Gemeinde  je  Va  erhalten  sollen,  von 
seinem  eigenen  Gut  sollen  sein  Weib  und  seine  Kinder  die 
Häl'te  bekommen,  „so  veer  als  he  se  ondraget  rades  ende 
dades",  d.  h.  also,  sofern  der  Verbrecher  sie  entlastet.  Bei 
Matthaeus  fehlen  die  Worte,  die  dem  Gericht  Vs  zusprechen, 
und  steht  statt  „stolenen"  „sculdigen  goede".  Infolgedessen 
läßt  der  entsprechende  Art.  12  des  Rhg.  Ldrs.  sofort  Drit- 
teilung  des  eigenen  Gutes  des  Verbrechers  (je  Vs  an  Kläger 
und  Gemeinde)  eintreten  und  spricht  das  letzte  Drittel  dem 
Weib  und  den  Kindern  zu,  „sofern  sie  sich  Rades  und 
Thats  entschlagen  haben".    Diese  falsche  Übertragung  rührt 
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wohl  davon  her,  daß  bei  Matthaeus  statt  „he  se"  „hise"  steht, 
was  dem  Übersetzer  unverständlich  war. 

Gratama  12:                        Matthaeus:  Rheing.  Ldr.  13: 

weer    yemant    .    .    .,        waer  ymant  .  .  .  bi  Wer  beym  Trunk 

die    den   anderen  in    den  anderen  dron-  jemanden  Mörder,  Dieb, 

dronkenen       of       in    cken,    of    in    haesten  Verräther     etc.     schilt, 

haeste     moede     dieeff,    moede  dieven  verraders  und       seinen      Fuß 

verreder    off    moerder   of  moerders  biet,  ende  nicht      dabey      setzen 

heet,    ende     dat    hij    hi    sinen    voet    daer  wollte  .  .  . 
daer  sinen  voet  niet   niet  bi  setten  en  woude 

bij  Betten  en  wolde 

Das  „beym  Trunk"  des  Bodmannsehen  Textes  erklärt  sich 
zwanglos  aus  dem  Matthaeusschen  Druckfehler  „bi"  statt 
„die".  In  Art.  14  ist  von  Bruch  des  Gerichtsfriedens  die 
Rede;  „Waer  een  richter  toe  richte  syt,  die  dan  dat  gherichte 
bevechtet  ...  die  breket  XV  mrc."  Das  Rhg.  Ldr.  spricht 
von  einem  „Schultheisen,  während  er  zu  Recht  sitzt  oder 
zu  Recht  nach  Landrecht  aus  ist",  verführt  durch  den 
bösen  Druckfehler  bei  Matthaeus  „die  dan  dat  gerechte 
berechte".  Art.  25.  des  Dr.  Ldrs.  handelt  von  der  Klage 
um  Vorflut  und  Notweg,  waterlosinghe  (Abzugsgraben)  und 
jockwech  (Weg  für  ein  Joch  Ochsen);  aus  dem  Jochweg 
macht  der  entsprechende  Art.  19  des  Rhg.  Ldrs.  wegen  des 
Druckfehlers  „jackwech"  bei  Matthaeus  das  sinnlose  „Jack- 
weg", während  waterlosinghe  durch  „Wasserlose"  (statt 
Wasserlöse)  wiedergegeben  wird. 

Gratama  27:  Matthaeus:                       Rhg.  Lr.  20: 

...    die    knecht   sal  ...    die    knecht   sal       ...  der  Knecht  soll 

up      sijns      selfs      hals  op     syns     selves     hals  es  wrachten  mit  sei- 

breken;    ende    weert  wrekes.     Ende  waert  nem    Selbsthals;     wäre 

sake  dat  sijn  broetheer  sake  dat  syn  brootheer  sein  Brodherr  auch  da- 

oec     mede     beruch-  oec    mede     berucht  bey  berügt;   der  mag 

ticht    weer  .  .  .,    die  waer    .  .  .,    die    mach  sein  Unschuld  thun  mit 

mach       sijn       onschult  syn  onscout  doen  daer  seinen    Magen    bin- 

doen      daervan       mit  van     met    twalman  nen     14    tagen    ... 

tweleven  sinen   ma-  sinen  maghen  bin-  und    mag    dieser    (sc. 

gen    bynnen    dreen  nen  twe  weken  .  .  .;  der  Knecht)  das  Land 

weken  .  .  .;   ende  die  ende  die  knecht  mo cht  räumen  .  .  . 

knecht      mucht      dat  dat  laut  rumen  .  .  . 
land  rumen  ... 
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Das  Wort  „wrachten",  das  auf  dem  Fehler  des  Matthaeus 
„wrekes"  beruht,  gibt  es  gar  nicht.  „Mag"  heißt  „kann"; 
„mucht"  heißt  „muß".  Die  Zwölfzahl  der  Eidhelfer  ist  im 
Rhg.  Ldr.  weggefallen,  weil  bei  Matthaeus  die  Zahl  bis  zur 
Unkenntlichkeit  entstellt  ist;  die  Frist  entspricht  der  des 
Matthaeusschen  Textes.  In  Art.  21  Rhg.  Ldr.  ist  „gheruchte" 
(Gratama  28)  wiedergegeben  durch  das  falsche  Wort  „gerufe"; 
bei  Matthaeus  steht  ..gheruft".  Überzeugend  ist  die  fehler- 
hafte Übersetzung  Rhg.  Ldr.  33:  „Die  Einwohner  des  Rhein- 
gaues sollen  ausser  Land  hin  keinen  Zug  oder  Hoffahrt  thun". 
Bei  Gratama  41  a  heißt  es:  „dat  men  gheen  buertuech  doen 
en  sal  buten  den  lande  van  Drenthe,  ende  elc  buerscap  sal 
oer  tuech  doen  toe  dinge,  toe  gosprake.  ofte  to  richte, 
bynnen  oren  dingspei,  ende  nyet  voerder".  Es  handelt  sich 
also  um  die  Bestimmung,  daß  das  Bauerschaftszeugnis  nicht 
außer  Landes,  sondern  nur  auf  den  einheimischen  Gerichten 
abgegeben  zu  werden  braucht.  Bei  Matthaeus  ist  der  Text 
durch  Entstellung  der  Worte  „buertuech"  und  ..gosprake" 
in  „voortuuch"  und  „hofprake"  völlig  verderbt.  Das  Rhg. 
Ldr.  hat  nun  „tuuch"  fälschlich  mit  „Zug"  statt  mit  „Zeugnis" 
übersetzt;  das  Wort  „Hof fahrt"  ist  offenbar  aus  dem  verderbten 
„hofprake"  entstanden,  zumal  in  der  Ausgabe  des  Matthaeus 
von  1740  das  lange  f  in  diesem  Worte  durch  das  Zeichen  f 
wiedergegeben  ist,  das  wegen  des  halben  Querstrichs  einem 
f  verzweifelt  ähnlich  sieht. 

Nach  diesen  Beispielen,  die  sich  leicht  vermehren  ließen, 
ist  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  Matthaeus  die  Vorlage  des 
Verfertigers  des  Rhg.  Ldrs.  für  dessen  ersten  Teil  war.  Als 
Quellen  des  zweiten  Teils  hatten  Brunner ^)  und  Fruin*) 
bisher  nur  für  einige  Artikel  einzelne,  auf  verschiedene 
Rechtsquellen  sich  verteilende  Stellen  nachweisen  können; 
eine  einheitliche  Quelle  war  nicht  gefunden.  Mir  ist  es 
gelungen,  sie  zu  entdecken:  sie  ist  nicht,  wie  Brunner  ver- 
mutete, eine  südholländische  Rechtshandschrift,  sondern  ein 
gelehrtes  Werk  des  18.  Jahrhunderts,  eine  Erläuterungs- 
schrüt  zu  de  Groots  Einleitung  in  die  holländische  Rechts- 


Diese  Ztschr.  III,  S.  95  ff.  —  =)  1.  c,  p.  176  ff. 
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gelehrtheit  „Rechtsgeleerde  Observatien,  dienende  tot  ophel- 
dering  van  .  .  .  passagien  uyt  de  Inieidinge  .  .  .  van  .  .  . 
Hugo  de  Groot"/)  Dieses  Werk  ist  von  den  gelehrten  Ver- 
fassern^) mit  einer  Fülle  meist  wörtlich  angeführter  Quellen- 
belege ausgestattet  worden;  und  diesen  Reichtum  hat  sich 
der  „Verfasser"  des  Rhg.  Ldrs.  zu  nutze  gemacht,  indem  er 
einen  Strauß  holländischer  Quellenzitate  daraus  zusammen- 
raffte, sie  ins  Mittelhochdeutsche  übersetzte  und  als  zweiten 
Teil  dem  Drenter  Ldr.  anfügte.  Dieser  ganze  zweite  Teil 
des  Rhg.  Ldrs.  ist  aus  den  Rechtsgel.  Obs.  geschöpft,  und 
zwar  sind  außer  den  mannigfachsten  Quellenstellen  auch 
Stellen  des  Textes  dieses  Buches,  sowie  dort  angeführte 
Sätze  aus  Hugo  de  Groot  mit  übernommen  worden;  was 
der  Kompilator  aus  eigenem  hinzugab,  ist  minimal  und  be- 
schränkt sich  meist  auf  das  zur  Herstellung  der  Beziehungen 
auf  den  Rheingau  Notwendige.  Einmal  hat  er  ein  Quellen- 
zitat in  dem  „Groot  Charterboek  der  Graaven  van  Holland"') 
nachgeschlagen  und  den  dort  gefundenen  Text  benutzt;  das- 
selbe Werk  ist  an  anderer  Stelle  ebenfalls  die  Grund- 
lage einer  kleinen  Änderung.  Bei  dieser  Art,  den  Text  des 
Landrechts  zu  fabrizieren,  konnte  es  natürlich  nicht  aus- 
bleiben, daß  dieser  lückenhaft  erschien  und  von  dem  ein- 
heitlichen ersten  Teil  stark  abstach.  Der  Fälscher  hat 
daher  die  Vorsicht  gebraucht,  in  der  Zählung  der  Artikel 
Lücken  zu  lassen  und  insbesondere  auch  zwischen  dem 
ersten  und  dem  zweiten  Teil  eine  Anzahl  Nummern  zu  über- 
springen, um  den  Anschein  zu  erwecken,  als  ob  er  da- 
zwischenstehende  Artikel  weggelassen  hätte.  Der  über- 
zeugende Nachweis  der  Fälschung  läßt  sich  nur  durch  Gegen- 
überstellung des  Landrechts  mit  der  Vorlage  erbringen. 
Dann  fällt  sofort  in  die  Augen,  daß  dieses  bunte  Gemisch 
aus  holländischen  Stadt-  und  Landrechten,  Matthyssens 
Rechtsbuch  vom  Briel,  de  Groots  Inleiding  und  den  Rechts- 
geleerden Observatien,  das  sich  doch  ganz  auf  dieses  letztere 
Werk   zurückführen   läßt,    eine   unglaublich   freche   moderne 


1)  4  Teile,  's  Gravenhage  1777  s.  (Band  II  trägt  die  falsche  Jahres- 
zahl 1776).  —  2)  D.  Lulius,  P.  und  K.  van  Spaan  und  J.  van  der 
Linden.  —  3)  ed.  F.  van  Mieris;  4  Bde.,  Leyden  1753  ss. 
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Fälschung  ist.  Ich  gebe  im  folgenden  in  Spalte  1  den  Wort- 
laut des  ganzen  zweiten  Teiles  des  Rheingauer  Landrechts 
unter  Hervorhebung  der  wenigen  Zutaten  des  Fälschers  durch 
Kursivdruck,  in  Spalte  2  die  entsprechenden  Stellen  der 
Rechtsgeleerden  Observatien,  nach  Teil.  Seite  und  Obser- 
vatie  zitiert,  nebst  Angabe  der  dort  wörtlich  abgedruckten 
Quellen.  Bei  Art,  69  und  73  tritt  in  einer  dritten  Spalte  das 
vom  Fälscher  mitbenutzte  van  Mierissche  Charterboek  hinzu. 

56.  III  p.  2348.  01)8.  89. 

Eß  is  Lantrecht,  de  Groot  III  32  §  7: 

dazmanden  toden  nit  M^n    plag     ook    den 

«al  begraben,  ez  enwere  dooden   niet  te   begra- 

dan    voir   der    todalag  ven,  voor  ende  aleer  de 

ge8traifiPt  oder  gesünet.  doodslag    was    gestroft 

ofte  gezoent. 

Matthy«gen  I V  2,  vr.6 : 

"Werez  aber,  daz  dhein       of  't  gheviel.  dat  men 

Recht    in     dem     lande    gheen     recht     in     der 

were,  oder  daz  Gericht   Steden    en    dede,    mits 

nedergelacht  wer,  oder    dat    't   recht    wair    op 

von    ander   geschichte,    gewyst  mit  vonnes,  of 

het    wair     anders    ge- 

schiet  .  .  . 

Observ.  1.  c: 
daz  man  den   doden       wanneer  ...  de  recht- 
Man  sin  recht  nit  dun    spieging    over   een   be- 
enmochte,  gane     doodslag    wierd 

verhindert  .  .  . 

Matthyssen  1.  c: 

Bomagman  den  toden-  .  .  .  is  't  ghewoenlic, 

lichenam  ofsniden,  vnde  den   doden   lichaem   te 

daz  inweyde  uit  wiunen  doen  op  te  doen,  ende 

vnde     begraben     offme  dat    inghewact    uit    te 

liechobe,   als  verre  daz  winnen.  ende  te  graven 

der  man  nit  offinberlic  op  't  Kerchof,  so  veer 

gestorben   wer   in   dem  die  man  niet  openbair- 

ban,   vnde   nemen    eyn  Iic  in   den   ban   gestor- 

wynfaß,    dair    sal    man  ven    en   is  .  .  . ;   ...    so 

den   Licham    in    tune,  neemt  men  een  wynvat, 

vud    irfülien     daz     faß  dair  sal  men  dat  iich- 

mede   kalk   oder   mede  aem  in  doen,  ende  vol- 

saut,  vnd  sal  der  Scholt-  len    dat    vat   wel    mit 
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beiße  dazaelbe  faß  mit 
Byrne  Ingeßegel  vir- 
segelenmit  eyme  deyle 
der  Scheffen,  vnde  tun 
daz  mit  dem  licbame 
setzen,  dar  anders  nie- 
man  dartzo  comen 
enmag,  vnz  daz  man 
recht  dut,  vnde  der 
Ammtman,  oder  dye 
frunde  recht  furdem  zu 
behorlichen  zyten,  so 
aal  man  mit  deme  doden 
clagen,  vnd  recht  fur- 
dem, als   vorgeschr.  is. 


Werez  aber,  daz  daz 
lantrecbt  nit  verslagen 
enwere,  vnd  die  sache 
nit  mogte  gesunet  oder 
abegetan  werden  by 
Sunnenschyn, 


so  sal  man  daz  be- 
reciiten  als  Landrecht 
vnd  herkomen  is»,  vnd 
sal  der  Amtman  ader 
»in  ge werte  böte  dem 
doden  man  syn  rechte 
band  abegewynnen  mit 
reciite  vnd  fundnuss 
der  Scheffen; 


fort  so  sal  der  neste 
Nailmagen  ime  die 
rechte   band    absiahen, 


calke  of  mit  zande  . . . ; 
ende  dat  vat  suUen 
toezegelen  die  Rechter,^ 
mit  een  deel  Scepenen, 
ende  doen  dat  mitten 
lichaem  setten,  dair 
anders  niement  toe- 
comen  en  mach,  tot 
dat  men  recit  doet^ 
ende  die  Rechter,  of 
vrienden  recht  gheren, 
tot  behoirliken  tyden, 
sal  men  mit  dien  doden 
clagen,  ende  recht  vor- 
deren, als  voirs.  is. 

IV  p.  155.  Obs.  42. 

de  Groot  III  32  §7. 
Doch  daer  na  de  rei-hts- 
pleging  meer  dan  van 
ouds  vertrekkeude,  zoo 
dat  de  zaek  niet  af- 
gedaen  konde  worden 
by  staende  zonne  . .  .  , 

Handveste  v.  Süd- 
holland von  1803: 

...  sal  men  berechten 
.  .  .  ,  als  hercomen  is, 
dats  te  verstaen.  dat 
den  Heer  ofte  syn  ge- 
waerde  Bode  den  doo- 
den  Man  syn  rechter- 
hand  afwiimen  met 
recht  en  met  vonnis 


de  Groot  1.  c: 

. .  .  dat  de  band  by 
den  naesten  mag  zoude 
afgehouwen  worden  .  .  . 

IV  p.  15ß. 

Handv.v.Südholl.l.c: 
...   die   Nagel-naest 


vnd  mag  man  darna       ...  dat  men  den  doo- 
denselben    doden    man    den  wel   aerden  mach, 
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begn^ben,  vnd  mit  der 
doden  band  clagen, 
glich  als  der  f^antze 
Licham  dar  geinwortig 
wer. 

68. 


IL  es  ist  Lantrecht: 
BO  als  ymant  sluge, 
■toiBse.  ader  vngebarte 
in  finstem  steden,  dar 
die  Lachte  oder  daz 
fyr  vzgedain  weren  ge- 
west,  der  aal  gelden 
die  Base  vierat'ltig, 
vnd  daz  sal  man  halden 
vflF  alle  die  Jhene,  die 
daz  gelachte  vnd  daz 
fyr  vzgedain  han,  vnd 
fortme  vff  alle,  die  dar- 
by  gewest  sin  der  zyt, 
daz  sy  (hier  2  unU$er- 
licht  Worte)  mit  irme 
eyde  vorbreng^n. 

69.  J«  ist  auch  lant- 
recht by  vns  in  me 
Ringatce, 

80  als  dheine  Sune 
oder  Friden  zusehen 
den  Magen  dez  doden 
Manns,  vnd  den  Man- 
slaci  ter  binnen  lande 
geschee,  so  sal  dieselbe 
Sane  stet  vnd  veste 
verlyben  vnder  den 
parthyen, 


als  sie  gesunet  weren 
vor  edel  vnd  vnedel. 
▼or  echten  vnd  vn- 
echten,  gebom  vnd  vn- 
gebom,    so    lang    der 


en  metter  dooden  band 
wel  claegen  .  .  . 

. .  ghelyck  of  den 
heelen  dooden  man  daer 
teghenwoordig  waer. 

IV  p.  225  s.  Obs.  89. 

Handv.  v.  Gorinehem 
von  1382,  bestätigrt 
1412: 

Item  wairt  dat  ye- 
mant  vochte  in  duyste- 
ren  steden,  dair  die  kair- 
sen,  ofl  't  fuyer  wtge- 
daen  worden,  daer  sal 
die  boete  viervoadich 
off  wesen,  ende  dat  sal 
men  houden  op  alle 
die  gene,  die  dair  kair- 
sen.  ende  't  fuyer  wt- 
gedaen  hebben,  ende 
op  anders  alle  die  geene, 
die  daer  by  geweest 
hebben,  ter  tyt  toe, 
dat  zy  dieu  recht  bcuI- 
digen  mit  boren  eede 
voortbrengen. 

III  p.  236.  Obs.  90. 

Keuren  van  Oude- 
water.  Kap.  15: 

Voortalseeuich  vrede 
tussi-hen  eeuige  partye 
binnen  der  Stede  voorsz. 
yenonien  word,  soo  sal 
die  selve  vrede  stand 
houden  onder  die  par- 
tyen  .  . . 


III  )).  236  Obs.  90. 
de  Groot  III 32  §7: 
...  en  waren  ver- 
zoend  voor  edel  en  on- 
edel,  echten  en  ou- 
echten,  geboren  en  on- 
geboren,    zoo    lang    de 
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wind     weyt     vnd    der 
Hane  creyef, 


vnd  alse  wyte,  als 
die  sunnen  vff  Tnde 
tal  geet; 


vnd  wer  dieselbe 
Sune  breche,  vft  den 
sal  man  daz  berihten 
an  siner  rechter  haiit, 
ader  er  sal  dar  vmb 
dingen,  mit  wysunge 
der  Scheffen,  als  recht 
vnd  herkomen  is. 


It.  es  ist  eyn  Lant- 
recht:  weres.  daz  eyn 
Mentsch  dekeinenMort, 
hrant.  raup, 


ader  Noitzuge   dede, 


vnd  darvrab  von  dem 
gericlite  mit  recht  over- 
wnnnen  wur>le  deme 
sal  man  da/,  heüpt  abe- 
slah-  n,  vnde  sin  licham 
set  en  <>fF  eyn  rad  mit 
zehen  spicken,  vnde 
mau  sal  des  doden  ma- 


wind    waayde     en    de 
haan  kraayde 

III  p.  236.  Obs.  90. 

Handv.  für  Schoon- 
hoven  v. 1322: 

ende  . . .  alzoe  wyde, 
als  die  zonue  up  ende 
toeaaat 

III  p.  235.  Obs.  90. 

de  Groot  1.  c,  Fort- 
setzung : 

ende  wie  zodanige 
vrede  brak,  die  ver- 
beurde  syn  rechter- 
haud. 


III  p.  248.  Obs.  94. 

Keuren  v-  Zeeland 
V.  1496,  IV  7: 

Item,  dat  soo  wat 
mensche,  die  eenigh 
moort,  brant  etc.*) 
doet  — 

III  p.  229.  Obs.  R7. 

Keuren  v.  Zeeland 
V.  125S  Art.  18: 

...  ot  vrouwen  .  .  . 
vercra  ht,  .  .  . 

IIlp.  248,Fortsetzg.: 

ende  daer  af  ter  Vier- 
Bchare  verwonnen  wort, 
die  sal  men  't  hooft 
afslaaa  ende  op  een 
ret  setten,  ende  men 
sal  des  dooden  maghen 
oft  den  beschadighden 
de   schade   gelden  van 


»)  So  in  den  Rechtagel.  Ob«.  Im  Original  heißt  es  (M.  Smallegange, 
Nieuwe  Cronyk  van  Zeeland  I,  Middelburg  1696,  p.  355) ;  die  moort  oft 
eenigh  moort-brant,  straet  oft  zee-roof  doet,  oft  gelijcke  ondadigen  arger 
stucken  ende  daer  af  . . .  (weiter  wie  unten,  Fortsetzung). 
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geu  oder  deme  lieaclia- 
■digeten  gelden  deu 
«chftdeD  von  dem  Gude 
des  Mi  Madigen ,  vnde 
ün  ander  gut  ist  vir- 
fallen  vnserme  Herren. 
Weres  aber,  dar  er 
leere  vorfluchtig,  vnde 
entginge  vngcrme  lan- 
de, man  eal  yn  baunen 
vnde  virtxalen  hundert 
J»je  vnd  eyn  tag,  vud 
•««1  man  fortrur  des 
doden  frundeti  ader 
den  beschädigten  den 
schaden  ofTrichteu  von 
des  misdadigeu  gerei- 
testeme  gude,  vnde  sin 
ander  gut!  is  virfallen 
VDserme  herren,  als 
vorgeschr.  is. 

70.  li.  es  ist  lant- 
reekt : 

so  wer  eyn  kint  ent- 
ture,  das  funfl'tzehn  Jair 
batte  ader  dar  vndir, 
er.  were  wesekint  adir 
nit,  oder  vndir  truwen- 
hant,  vnd  vffintlich  vn- 
dir dem  gemeyn  willen 
syner  fiundn,  dut  er  iz 
argelistik,  er  hette  ver- 
liset  lip  vnd  gud.  wan 
^r  begriffen  worde  bin- 
nen den  bantzunen  des 
lantß;  trer  er  aber 
rumi<!,  er  sal  sich  nit 
verdingen  nocd  geleit 
haben  Vn<l  wer  daby 
hulffe  ader  ryede,  der 
verluse  sin  lib  vnd  sin 
"ud,    so    man    Jn    dez 


de>  iiiisdadigen  goede, 
ende  syn  ander  goet 
sal  den  Grave  bebben: 
ontgaet  hy,  men  m1 
hem  bannen  ende  des 
Unds  verdryven, 


ende  meu  sal  des  doo- 
den  raagen  of  den  be- 
schadighden  die  schade 
oprechten  van  des  mis- 
dadigeu gereetste  goe- 
den,  ende  syn  ander 
goedt  sal  die  Orave 
hebben  als  voorscbre- 
ven  is. 

II  p.  106.  Obt.  39. 

flandv.  V.  Dordrecht 
V.  1303: 

See  wie  dat  een  kint 
ontfoerde  dat  vichtien 
jaer  hadde  jof  daer 
bineden  het  wäre  ver- 
weest,  jof  onverweest 
jof  onder  truwe  dade 
het  en  wäre  bi  der 
ghemeenre  magtie  wille 
openbaire  eonder  eeni- 
gherande  archlist,  die 
hadde  verboerd  syn 
hoefd  ende  syn  goed 
of  men  begrepen  ei- 
ghen  in  oiizen  lande') 
ende  niet  te  verdinghen 
noch  gheleyde  te  ver- 
crighen  ende  wie  dit 
toe  brochte  ende  hier 
toe  riede  die  ver>>oerde 


V.  Mieria  II  p.  50 : 

Utrecht  1306: 

.  .  .  ende  entginge 
hy,  dat  hy  balling  we- 
sen  sal  nyt  onser  stat 
ende  lande  van  Utrecht 
C.  jaer  ende  eeoe-n 
dach  . . . 


»)  Vgl.  III  p.  11.  Ilandv.  v.  Holland  von  1424:   ...  buteu  deu  palen 
van  den  Lande  ... 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    .XXIV.    G«rm.  Abt.  21 
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betzugen  mag;  vnd 
solicb  gud  alfi  daz  selb 
kiot  hatte  ader  ge- 
winen mochte,  daz  also 
entfurt  :ward,  ader  vn- 
der  truwe  gedain  were, 
ane  willen  siner  J runde, 
als  vorgeschr.  is,  daz 
sulte  sinen  Erbnamen 
zufallen,  glicli.  als  is 
verstorben  wer. 


syii  lyt  emle  syn  goer 
mocht  men  daer  med,e 
betughen  ende  al  sulc 
goed  alse  duschedanicli 
kint  hadde  jof  .«ne 
comen  mochte,  dat 
ontfoerd  wäre  jof  onder 
trouwe  ghedaen  wäre 
Imteu  der  maghen  wille 
alse  voerscreuen  es, 
dat  soude  ane  comen 
sinen  erfnainen,  ghe- 
like  joft  verstoruen 
wäre. 


71,  lt.  is  ist  eyn 
Lantrecht,  weres,  daz 

der  schedelich  Man 
virzalit  were  mit  füer 
vnd  mit  brant,  so  en- 
mochten  dan  alle  Ma- 
gen des  doden  binnen 
achter  suster  Kinde  den 
misdedigen  man  slan, 
vnd  slugen  sie  yne 
doit,  sie  mochten  sich 
deß  enweren  mit  vier 
pfening,  vnd  mit  dene 
Wapeu,  domitte  sie  yn 
slugen,  vnd  sullen  die 
iPfeninge  vnd  die  wapen 
egen    off    sine     borst; 


IV  p.  157. 

de  (rroot  III  32  §  7  : 

.  .  .  werd  .  de  mis- 
dadige  gelegt  woest- 
balling  met  vuur  en 
met  Itrand,  en  ver- 
mochten als  dan  alle 
mageii  den  overledenen 
binnen't  lid  van  achter- 
sustets  kinderen  den 
misdaedigen . . .  slaan,en 
al  sloegen  sy  hem  doot, 
zy  mo(;nten  volstaen 
met  vier  penningen,  en 
met  het  wapen,  daer  zy 
hem  mede  sloegen,  op 
zyn  buyk  te  leggen. 


hetten  sie  der  Pfennige 
nit,  sie  mogten  Pfand 
daroff  legen,  die  alse 
gut  vor  weren,  vnd 
weren  (^es  quyt,  ledig 
vnd  lois,  als  die  sunn 
ofij^eet,    vnd    der    wint 


IV  p.  159. 

Costumen  van  Heus- 
den: 

...  die  soude  op  zyn 
borst  leggen  syn  wapen, 
daer  hy  em  meede 
doodsloeg,  ende  vier 
penningen  ofte  panden, 
die  daer  goet  voor 
waren,  ende  daer  mede 
sal  hy  quyt  syn,  alsoe 
verre  als  die  son  op- 
gaet    ende    dien    wind 
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wyet,    vnd    der    regeu 
epryet. 

72  It.  Is  ist  Lant- 
recht : 

werez,  daz  eyn  Man. 
der  in  Byrne  ei^ien  huli 
gesucht  worde,  mau- 
Hchen  daz  virwerte, 
vnd  den  hussucher  vnde 
alle  Byne  Midegesellen, 
die  dar  mide  weren, 
doit  Bluge,  der  sulde 
gelden  myme  Hern  von 
elcken  irslagen  man 
vier  phennige,  vnd  is 
myn  Herr,  ad  er  sine 
nachkomen  plichtig, 
den  Man  dar  umb  zu 
schüren  vnd  zu  be- 
schermen  vnd  auch  zu 
virsunen  ghein  des  do- 
den  ader  der  doden 
fruntschafft,  vnd  ym 
eyn  vesteu  vreden  zu 
geben. 

73. 


It.  is  Lantrecht:  so 
wer  eynen  Vreden  gibt 
mit  der  Hant.  vnd  den- 
selben Vreden  brichet, 
deu  er  hette  geben 
mit  Biiire  eigen  Haut, 
wirt  er  des  vberwun- 
nen,  als  recht  is,  er 
virluset  XX  phunt,  vnd 
sin   eer,    vnd    mag   ilar 


weyt,  ende  dien  reghen 
spreyt,  etc.*) 

IV  p.  227.*) 

Handveste  für  Haar- 
leni  V.  1245: 

AVair  oec  dat  die 
gheene  die  in  synre 
eygene  woninge  ge- 
socht  werde,  manliken 
hem  verweerde,  ende 
dien  huussoecker  ende 
alle  sine  medegesellen 
die  dair  waren  doot- 
sloege,  hi  soude  mi 
gelden  van  elcken  do- 
den vier  penniuge  .  .  .  , 
ende  ic  of  mine  naco- 
melingen  suUeu  scul- 
dich  wesen  daerop  te 
bescermen  ende  ver- 
Boeiien  jegen  des  doden 
of  der  doden  magen 
ende  hem  vasten  vrede 
gheven 


III  p.  239s.  =  v.MieriB 
II  p.  93. 

Keure  v.  Domburg 
V.  1310: 

Item  800  willen  wy, 
dat  800  wie  een  vrede 
metter  band  sehe  getft, 
•Ml  die  selve  breekt, 
sal  jegenB  ons  ver- 
beuren  lyf  ende  goet, 
al  800  verde,  als  hy 
met  Schepenen  ver- 
wonnen  werde. 


van  Mieris  III  p.  708. 

Keure  v.  Domburg- 
V. 1399: 

Eerst,  Boo  wie  eenen 
vrede  geeft  metter 
hant,  ende  dien  vrede 
breket,  die  hy  selve 
metter  hant  gave.  wert 
hy  verwonnen,  als  recht 
is,  die  sal  verbeuren 
XL  pont,  ende  syn  eer 
ende  achter  die  tyt 
over     niemant     rechte 


^)  Diese  Abkürzuug  »teilt  in  deu  Kechtsgel.  Ob».  Im  Original  (J. 
V.  Oudenhoven,  Beschryvinge  der  stadt  Heusden,  Amsterdam  1743,  p.  325), 
das  der  Fälscher  nicht  benutzte,  heißt  es  weiter:  ende  God  gewout  's  lands 
heeft,  ende  ik  's  maght  heb  van  's  Heeren  weghen,  als  recht  is.  Auch  heißt 
es  dort :  als  die  Sonne  opgaat  ende  weder  toegaat  ...  —  ')  Vgl.  I 
p.  116  s.  Handv.  für  Alkmaar  von  1254  undHandv.  für  Medenblick  von  1288. 
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Q«  nurame  zu  recht  wyaeu,  ende  in  gheea- 
-wysen  vber  einen  bi-  derhande  mauieren  ia 
derben  manne,  vnd  in  recht  te  comeo  ala 
iieheiner  wyse  zu  recht  ^  eysscher  ofte  wyser, 
komen  als  eyscher  ader  ende  di  sal  men  open- 
als  Bcheffe,  vnd  mau  baerlyc  in  eene  tafele 
«al  yn  schryben  in  die  »chryveu  van  den  Vier- 
tafel, vnd  in  machen  schare,  ende  maecken 
erelois  vnd  rechtlois,  als  eerloos,  ende  wettelooa, 
von  alter  herkomen  is.  als  g-hewoonlyok  is, 

76.    It.  i$  ein  Lant-  IV  p.  161. 

-recht:  Keure    v.  Oudewater 
V.  1466: 

wereB,  dag  in  dez  Voort  wat  rechtelick 
Lants  fryheit  geschee  dat  .  .  .  binnen  dese 
ein  richtlich  dat,  dar-  Stede  vryheyd  van 
uon  ein  man  doitge-  Oudewater  geschien, 
aläen,  gelemet,  ader  daer  een  man  doot- 
verwont  worde,  dez  geslagen,  geleemt,  ofte 
sullen  die  magen  von  gequetst  worden,  dat 
beeden  parthyen,  die  terstond  die  magen  van 
nit  in  Varde  ader  in  beyden  partyen,  die 
Velde  gewest  weren,  niet  mede  in  vaarde, 
als  der  Doitslag  ge-  ofte  in  velde  geweest 
«chah,  eynen  vesten  hebben  in  den  selven 
Vriede  hain  »es  wuchen  vechtelijck^)  een  vasten 
nest  darnach  körnende,  vrede  hebben  ses  weken 
off  daz,  das  sy  von  lanck  naestkomende,  up 
beeder  syt  binnen  dirre  dat  een  yegelyck  bin- 
xyt  Vrede  mögen  dun  nen  dier  tyd  aan  bey- 
suchen  vnd  machen,  den  zyden  .  .  .  vrede 
als  Ine  dez  noit  dunket  mögen  doen  soucken 
ze  syn ;  vnd  so  als  bin-  ende  maken  als  hem 
nen  dirre  zyt  misdan  dat  noot  dunckt  te 
worde  von  der  eyn  syte  wesen;  ende  waer  dat 
geyn  die  ander  syte,  yemant  binnen  ses  we- 
der virbreche  als  vil,  ken  misdaen  worden 
als  der  ihene  virbrichet,  van  d'een  zyde  ofte 
der  dar  vbir  den  andern  d'ander  zyde,  daer  ver- 
-eyne  Hantvriede  getan  beuren  sy  aan  ofte  sy 
hatte,  als  vorgeschr.  boven  hantvrede  ge- 
atet.  etc.  —  etc.  daen  waer,  dien  sy  selfs 
gegeven  h ad den. 

1)  Abgeändert  nach  IV  p.  160,  de  Groot  III  32  §  7:  ...  die  niet  in 
vaarde  uog  in  velde  vvureu  geweest,  alu  de  dodslag  geschiede  . . .  Vgl.  II 
p.  199,  Handv.  für  Holland  und  Friesland  von  1642. 


Das  sogenannte  Rheingauer  Landrecht  etc.  325 

Auch  in  diesem  zweiten  Teil  des  Landrechts  ist  dem 
Fälscher  das  Mißgeschick  nicht  erspart  geblieben,  Abwei- 
chungen des  Druckes  vom  Original  mit  zu  übernehmen. 
Auf  einige  Auslassungen  der  Rechtsgel.  Obs.,  die  sich  im 
Rhg.  Ldr.  gleichfalls  finden,  wurde  schon  in  den  Noten 
aufmerksam  gemacht.  Doch  ist  angesichts  des  Umstandes. 
daß  die  Kenntnis  des  Verfassers  des  Landrechts  von  seinen 
Quellen  so  ganz  von  deren  Anführung  in  den  Rechtßgel. 
Obs.  abhängig  ist,  eine  so  eingehende  Kritik  der  Fehler, 
wie  wir  sie  oben  für  den  ersten  Teil  geliefert  haben,  über- 
tlüssig.  Nur  ein  besonders  klarer  Fall  sei  hervorgehoben. 
In  Art.  75  des  Rheing.  Ldrs.  heißt  es:  „weres,  daz  in  dez 
Lants  frj'heit  geschee  ein  richtlich  dat,  daruon  ein  man  doit- 
gesläen  . . .  worde  . . ."  Eine  ,,richtliche  Tat",  ein  sonder- 
barer, sprachlich  unmöglicher  Ausdruck!  Diesen  Worten 
entsprechen  in  den  Rechtsgel.  Obs.  die  Worte  „rechtelick 
dat";  schlagen  wir  aber  die  Quelle  selbst  nach,  und  zwar 
in  der  von  den  Rechtsgel.  Obs.  zitierten  Ausgabe,  aus  der 
sie  sie  abdrucken^),  so  finden  wir  den  wahren  Wortlaut  der 
Keure  von  Oudewater  von  1466  cap.  94  wie  folgt:  „Voort 
wat  vechtelick.dat  van  deze  tyt  voortaen  mer  binnen 
dese  Stede  vryheyt  van  Oudewater  geschien  . . .".')  Also 
aus  „vechtelick"  (Schlägerei,  Kampf)  ist  durch  Druckfehler 
.,rechtelick"  geworden,  und  der  Fälscher,  der  dies  für  ein 
vom  Verbum  „richten"  abgeleitetes  Adjektiv  hielt,  wurde 
dadurch  verleitet,  es  auf  das  Relativum  „dat"  zu  beziehen, 
das  er  für  das  Substantivum  „Tat"  nahm. 

Aus  solchen  Fehlem,  wie  wir  sie  auch  oben  schon  ge- 
legentlich berührt  haben,  ergibt  sich  denn  auch,  daß  die 
Übersetzung  nicht  so  tadellos  ist,  wie  man  bisher  annahm. 
Da  aber  ein  Jacob  Grimm,  Müllenhoff  und  Brunner  sie  für 
eine   echte   Arbeit  des   15.   Jhs.   genommen   haben,   und   da 


»)  (G.  R.  van  Kinschot),  Beschryving  der  Stad  Oudewater.  Delft 
1747,  p.  .j51.  —  -)  Vgl.  auck  ebd.  p.  383:  Ordonnantie  von  1462  für 
Holland  und  Friesland  (auch:  Handt-Veeten  en  Privilegien  der  Sieden 
Alckmaer  en  Hoorn,  Enchuysen  1667,  p.  95),  ferner  von  1455  für  Hol- 
land (A.  Matthaeus,  De  jure  gladii,  Lugd.  Bat.  1689,  p.  645);  auch. 
Keuren  van  Enkhuieen  87  (Nieuwe  Bijdr.  v.  r«cht«gel.  en  wetg.  1878, 
p.  18). 
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für  letzteren  gerade  die  Sprache  des  Rhg.  Ldrs.  ausschlag- 
gebend war,  es  für  echt  zu  halten,  so  ist  auf  diesen  Punkt 
kurz  einzugehen.  Es  ist  wahr:  wäre  die  Sprache  des  Ldrs. 
gutes  Mittelhochdeutsch,  so  wäre  es  trotz  aller  oben  dar- 
gelegten Verdachtsmomente  schwer,  an  eine  moderne  Fäl- 
schung zu  glauben;  denn  im  Jahre  1819,  als  Bodmann  das 
Ldr.  publizierte,  lag  die  germanistische  Sprachwissenschaft 
noch  so  im  argen,  daß  ein  Fälscher  sich  auf  Schritt  und 
Tritt  verraten  mußte.  Nun,  in  unserm  Falle  ergibt  die 
Prüfung,  daß  der  Schreiber  des  Ldrs.  die  ältere  Rechts- 
sprache, und  besonders  auch  den  Dialekt  des  Rheingaus, 
zwar  für  seine  Zeit  ungewöhnlich  gut  beherrschte,  —  er 
muß  in  den  Quellen  sehr  gut  belesen  gewesen  sein  —  aber 
von  reinem  Mittelhochdeutsch  ist  seine  Sprache  weit  ent- 
fernt. Ich  hatte  diese  Überzeugung  von  vornherein,  bat 
aber  ^u  größerer  Sicherheit  Herrn  Professor  Dr.  Theodor 
Siebs,  den  Breelauer  Germanisten,  zu  Hülfe.  Dieser  hatte 
die  goße  Freundlichkeit,  das  Ldr.  mit  mir  genau  durch- 
zugehen, wofür  ihm  herzlich  gedankt  sei.  Er  erklärte  es 
mit  Sicherheit  aus  rein  sprachwissenschaftlichen  Gründen 
für  eine  dreiste  Fälschung  und  sprach  die  Meinung  aus, 
Grimm  und  MüUenhoff  könnten  es  unmögUch  wirklich  genau 
gelesen  haben.  Schon  Brunner  ^)  ist  aufgefallen,  daß  manche 
niederdeutsche  Wendungen  stehen  geblieben  sind;  das  von 
ihm  genannte  „zu  des  gerichts  behoeff"  (sprich:  „behuf"; 
Art.  28)  konnte  einem  Oberdeutschen  kaum  aus  der  Feder 
fließen.  Dasselbe  gilt  von  anderen,  z.  B.  „dune",  „dry 
wecken"  (3  Wochen;  21),  „perden"  (Pferden;  30),  „neder- 
gelacht"  (statt  „nidergelegit"),  „mede  kalk  oder  mede 
sant"  (56),  „als  die  sunnen  vi!  vnde  tal  geet"  (mhd.  „ze 
tal",  nd.  „dal";  59),  „overwunnen"  (69),  „achtersuster  kinde" 
(71),  „vrede"  und  „Vriede"  (statt  „vride";  73,  75).  Ganz 
unmöglich  ist  aber,  daß  in  einem  echten  mhd.  Sprachdenk- 
mal für  ein  so  häufiges  Wort  wie  „aus"  die  niederländische 
Form   „uit"   (sprich:   „eut",   statt  „üz";   56)=*)   stehen  bleibt. 

*)  Diese  Ztschr.  III  95.  —  »)  Selbst  wenn  man  das  i  als  Dehnungs- 
zeichen auffaßt,  macht  da.s  t  die  Form  mhd.  unmöglich.  Diese«  Deh- 
nungs-i  ist  übrigens,  wenngleich  es  auch  andern  rheingauiachen  Sprach- 
denkmälern eigentümlich  ist,  im  Rhg.  Ldr.  so  häufig,  daß  diese  spj'zifi.sch' 
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Neben  solchen  aus  dem  Niederdeutschen  stehen  gebliebenen 
Formen  finden  sich  aber  auch  Formen,  die  überhaupt  un- 
möglich sind,  wie  das  oben  erwähnte  „wrachten"  (statt: 
.,virbrechen'\  gedacht  ist  wohl  an  ..rächten"  =  prozessieren: 
"20),  „verkort"  (5 — 11).  Die  Formen  ..bezöget"  (21).  ..vbir- 
zoget'*  (35)  scheint  der  Schreiber,  nach  dem  Worte  ..bizicht" 
(21)  zu  urteilen,  von  zihen  zu  bilden,  was  natürlich  grund- 
falsch ist:  aber  auch  von  ..ziehen"  oder  von  „ziugen"  lassen 
sie  sich  nicht  ableiten.  Was  soll  man  ferner  sagen  zu  den 
Bildungen  „todenlichenam"  (56).  ..verliset"  (von  .,verliesen", 
statt  ..verlorn").  ..ryede"  (70)! 

An  andern  Stellen  verraten  grobe  Übersetzungsfehler, 
daß  dem  Schreiber  der  Geist  mittelalterlicher  Rechtssprache 
fremd  geblieben  ist.  Einige  grobe  Versehen  haben  wir  ge- 
legentlich bereits  berührt.  Unmöglich  ist  aber  auch,  daß 
ein  mittelalterlicher  Übersetzer  den  Art.  32  des  Dr.  Ldi-s. 
so  wiedergibt,  wie  Art.  24  des  Rhg.  Ldrs.  lautet.  Der  Urtext: 
„soe  wanneer  dat  die  buer  oren  tuech  niet  doen  en  willen 
in  der  goesprake  off  dinghe  of  up  eyn  rechte,  so  breket 
elkes  hues  dree  pont  . . ."  handelt  natürlich  von  der  Pflicht 
der  Bauerschaft,  Gemeindezeugnis  (Bauerschaftszeugnis) 
abzulegen  in  Gosprake  oder  (sive)  Ding  oder  auf  irgend 
«inem  Gericht^):  im  Rhg.  Ldr.  heißt  es:  ..Will  eine  Gemeinde 
einen  ihrer  Burger  nicht  als  Zeugen  folgen  lassen  vor  das 
Landrecht,  oder  zu  andern  Gedink.  auf  Dingen  oder  auf 
Recht  geben,  so  verbricht  jedes  Haus  etc."  Im  Matthaens 
sehen  Text  steht  ..tughen"  statt  „tuech",  und  so  hat  das 
Rhg.  Ldr.  „Zeugen  •  übersetzt;  schlimmer  aber  ist,  daß  offen- 
bar die  Worte  „off  dinghe"  (Matthaeus:  of  dinghen")  mit 
..auf  Dingen"  wiedergegeben  sind.  Der  Übersetzer  wußte  also 
nicht,  daß  „of"  =  „oder"  ist.  oder  er  war  zweifelhaft  und 
hat  darum  zwei  Übertragungen  zur  Auswähl  gegeben.  Sehr 
schlinnii  i'^t  ferner  die  Ül3ersetzung  von  Art.  36  (Rhg.  Ldr.  27) 


niederdeutsche  Schreibweise  allein  schon  Verdacht  erregt:  halt  (28), 
N'oit  (34),  voir,  gestraifft,  dair  (56),  stoisse,  vzgedain  (58),  noitzuge  (69), 
.'aix  (70),  doit,  lois  (34,  71^  72,  73,  75),  hain  (75). 

Vi.  fber  das  bueitueeh  dis  Dronter  Retht.s  vgl.  K  o  e  k  o  m  ;i  An-' 
dreae,  Bijdragen  tot  de  ned.  Rechtsgesch.  IV.  1900,  p.  239;  über  .,Dii)g 
«if  Ooeepraeke"   siehe  ebd..  p.  236.  * 
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„ende  wolde  dair  gheen  buertucht  hören":  „vnd  enwolde 
dargein  gezugniss  hören";  abgesehen  davon,  daß  wieder  das 
Bauerschaftszeugnis  nicht  erkannt  wird  —  im  folgenden 
wird  dieses  „tuech"  gar  mit  „Bezug"  übersetzt  — ,  kehren 
offenbar  die  Worte  „dair  gheen"  (da  kein)  wieder  in  dem 
„dargein"  (dagegen).  In  Art.  45  Dr.  Ldr.  wird  bestimmt, 
daß  Auspfändung  wegen  Brüchen  geschehen  soll,  „in  den 
keerspel,  daer  die  broken  versehenen  sijn",  d.  h.  da  wo  sie 
zu  zahlen  sind  fverschinen  —  durch  Saumseligkeit  ver- 
brechen, zu  zahlen  haben);  das  Rhg.  Ldr.  (35)  übersetzt:  „do 
der  broch  geschach",  verwechselt  also  „verscheinen"  mit 
„geschehen".  Der  Schreiber  des  Ldrs.  kennt  aber  sogar,  so 
unglaublich  es  klingt,  nicht  einmal  die  Bedeutung  der 
mittelhochdeutschen  Negation  „en".  In  Art.  21  wird  be- 
stimmt, der  Beschuldigte  solle  sich  verteidigen  in  der  Mark, 
„da  er  bizoget  en  ist".  Nach  Art.  27  sollen  die  Bürger 
über  den  Verbrecher  Zeugnis  ablegen,  „wo  er  virbrochen 
en  hait",  „domit  die  Gemein  en  wisse",  welche  Brüche  er 
zu  zahlen  habe  (Dr.  Ldr.  36:  „hem  versehenen  weer",  also 
nicht:  „ir  virfalleu  sy"!).  Und  nach  Art.  71  „e  n  mochten" 
die  Magen  einen  schädlichen  Mann  schlagen  und  „sich  de& 
e  n  weren  mit  vier  pfening".^) 

Beide  Methoden,  die  Vergleichung  der  Texte  und  die- 
Prüfung  der  Sprache,  führen  also  zu  dem  gleichen  Ergebnis: 
Das  Rheingauer  Landrecht  ist  eine  moderne  Fälschung.  Ea 
]; leibt  die  Frage:  Wer  ist  der  Fälscher?  Von  vornherein 
verdächtig  erscheint  der  Herausgeber  Bodmann.  Daß  die 
Fälschung  zu  seinen  Lebzeiten  begangen  wurde,  steht  fest^ 
da,  wie  oben  dargetan,  ein  Werk  aus  dem  Jahre  1777,  die 
Rechtsgel.  Obs.,  dazu  benutzt  wurde.  Aber  wurde  Bodmann 
vielleicht  selbst  betrogen?  In  seiner  handschriftlichen  Hinter- 
lassenschaft ist  nichts  auf  die  Herkunft  des  Rhg.  Ldrs.  Be- 
zügliches vorhanden.")  Aber  Bodmann  beschreibt  ja  selbst') 
den  angeblich  dem  14.  Jh.  angehörenden  Mainzer  Pergament- 


*)  Man  möchte  t'a.st  planhen.  es  sei  mlid.  und  frnnzösisol»  „on"  ver- 
wechselt. —  »)  Gratama  I.  c,  p.  20:  Brunner,  D.  Litt.-Ztg.  XV,  Sp.  40«. 
Vgl.  Goetze,  Archiv.  Ztscbr.  II,  1877,  S.  183;  Falk,  Sorapeuni 
XXX,  1869,  Intell.-Bl.  S.  99ff.;  Klein,  ebd.  S.  171  ff.;  Schwarte. 
Annalen  d.  Nass.  Ver.  XI,  1871,  S.  357  ff.,  380,  385  f.  -^  •■»)  S.  634  not.  k. 
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kodex,  aus  dem  er  es  entnommen  habe;  er  will  ihn  also 
gesehn  haben:  seine  Angaben  über  den  Fundort  sind  unwahr. 
Gerade  solche  Schwindeleien  über  ungedruckte  Codices^ 
die  er  eingehend  beschrieb,  obwohl  sie  gar  nicht  existierten, 
waren  aber,  wie  HegeP)  nachgewiesen  hat,  Bodmanns- 
Spezialität:  auf  solche  Weise,  und  indem  er  Text  und  Sprache 
der  älteren  Zeit  anpaßte,  versuchte  er  den  von  ihm  ver- 
öffentlichten Mainzer  Chroniken  ein  höheres  Alter  zu  vindi- 
zieren. Durch  die  falsche  Vorspi^elung,  daß  „der  uralte 
Indiculus  traditionem  monast.  Blidenstad,  aus  dem  IX.  und 
folgenden  Jahrh."  sich  in  seinem  Besitze  befinde*),  gab  er 
die  Veranlassung  zu  dem  unerquicklichen  Streit  über  den 
Verbleib  der  wertvollen  Originalhandschrift  ^);  in  Wahrheit 
aber  hatte  er  seine  Bleidenstatter  Traditionen  aus  einer 
Abschrift  des  18.  Jhs.  geschöpft.*)  Freilich  sind  die  Fäl- 
schungen, die  K.  Menzel'),  Carl  v.  Hegel'),  Sauer^)  und 
I.  Bloch*)  dem  Mainzer  Rechtshistoriker  nachgewiesen 
Imben,  lange  nicht  so  schlimm')  wie  die  des  Rheingauer 
Ldrs.,  handelte  es  sich  dort  doch  nur  um  V  e  r  fälschung 
echter  Quellen  hauptsächlich  hinsichtlich  des  Alters^*), 
während  hier  eine  ganze  große  Rechtsquelle  vollständig  er- 

»)  Dk  Chrunikpii  der  deutschen  .Städte  Will  iUinz  11,  1882, 
S.  5ff.,  116,  143!.,  241  not.  4;  vgl.  I.  Bloch,  Der  Ursprung  der  Syphilis 
1  1901,  S.  49!.,  .-)2  Anm.  1.  —  3.  Rheing.  Alterth.  S.  10,  11;  S.  130 
,.au8  meinem  Bleidenst.  Tradit.  Rotel"  etc.  —  =»)  Dartiber  Goetze  a.  a.  O., 
8.  155 ff.;  C.  Will,  Monum.  Blidenstaten&ia  1874.  S.  Xlff.:  Schwartz 
a.  a.  O.,  S.  335ff.,  381  f.  —  «)  Sauer,  Cod.  dipl.  Xaesoicus  I,  1,  1886, 
B.  XX  ff.,  Bericht,  u.  Zus.,  S.  13.  —  »)  Diether  v.  Isenburg  1868,  S.  150  f. 
Anm.  1.  —  •)  a.  a.  O.  (oben  Anm.  1).  —  •)  Cod.  dipl.  Nass.  T.  1,  S.  XX.  93 f., 
97,  226 f.,  344 f.,  Ber.  u.  Zus.,  S.  10.  —  •)  a.  a.  O.  (oben  Anm.  1),  S.  47«., 
52  Anm.  1.  —  *)  Als  stärkste  Leistung  Bs.  bezeichnet  Sauer,  Cod.  dip.  I, 
1,  S.  227,  die  Verarbeitung  einer  Bleidenstatter  Urk.  v.  1204  in  eine 
Holcbe  des  Klosters  Johannisberg;  schlimmer  i.st  aber  wohl  die  von  ihm, 
8.  344  f.,  Zus.  S.  10,  nachgewiesene  paläographische  Fälschung  einer 
Mainzer  Lehnsurkunde  von  1224  auf  Grund  eines  echten  Lehnsbriefe« 
Ton  1258.  —  >•)  Auch  ich  konnte  in  meiner  Diss.,  Die  Einkindschaft, 
Breslau  1900,  S.  17  Anm.  lö  darauf  hinwpJeen,  daß  »>ino  .increblich  au» 
4era  Jahre  1446  stammende  Kiedricher  Einkindchaftsurkunde,  die  B., 
I.  c,  ^.  «52  abdruckt,  zweifellos  dem  16.  Jh.  angehört.  Ich  glaubte  da- 
nials  an  eine  Nachlässigkeit  Ps.,  zweifle  jetzt  aber  nicht,  daB  absichtliche 
Irreführung  vorliegt.    Vgl.  übrigens  auch  unten   (S.  337). 
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funden  worden  ist.  Dennoch  kann  man  Bodmann  auch 
eine  solche  Tat  zutrauen,  war  er  doch,  wie  jetzt  nicht  mehr 
zu  bezweifeln  ist.  ein  durch  und  durch  unehrlicher  Charak- 
ter^), der  selbst  vor  Diebstahl  nicht  zurückschreckte.  Zwar 
hat  Goetze^)  den  Versuch  gemacht,  ihn  von  diesem  Vor- 
wurf, den  ihm  Böhmer  in  einem  Briefe  an  Jacob  Orimm*) 
schon  im  Jahre  1839  machte,  zu  reinigen;  doch  ist  nach 
neueren  Forschungen*)  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  er  im 
Jahre  1812  Hunderte  von  Urkunden  und  das  alte  Statuten- 
buch der  Stadt  aus  dem  Hagenauer  Archive  gestohlen  und 
daß  er  in  gleicher  Weise  auch  Schlettstadt,  Kiedrich  und 
Mainz  beraubt  hat.  Wo  er  ein  Archiv  benutzte,  riß  er  das, 
was  er  in  seine  Werke  aufnehmen  wollte,  aus  den  Originalen 
heraus  und  fügte  es  seinem  Manuskript  bei.°)  Auf .  diesem 
Wege  hat  er  einen  großen  Teil  der  Tausende  von  Urkunden 
zusammengebracht,  die  er  hinterließ.  Bodmann,  dem  Dieb 
und  dem  Fälscher,  „der  von  der  ersten  Pflicht  des  Histo- 
rikers, der  Wahrhaftigkeit,  keinen  Begriff  hatte,  der  sich 
nicht  scheute,  das  litterarische  Publikum  immerfort  durch 
neue  Erfindungen  hinter  das  Licht  zu  führen",  ihm  müssen 
wir  auch  diese  Fälschung  zutrauen.  Faßt  doch  Hegel'), 
der  ihn  so  kennzeichnet,  sein  Urteil  über  ihn  als  Heraus- 
geber dahin  zusammen,  daß  ihm  kein  Wort  mehr  über  un- 
gedruckte Handschriften  zu  glauben  sei.  Auf  den  ersten 
Blick  ist  es  zwar  befremdend,  daß  Bodmann,  der  warme 
Mainzer  Patriot'),  dessen  arbeitsreiches  Leben  bis  zum 
letzten  Atemzuge  der  Geschichte  seines  Landes  gewidmet 
war^),  diese  Geschichte  durch  Erfindung  eines  ganzen  Quellen- 

1)  Interessant  sind  die  scharfen  Anmerkungen  Kindlingers, 
der  B.  persönlich  kannte,  zu  dessen  llheing.  Alterth.,  z.  B.:  „Bodiiumn 
lügt  zuweilen  und  das  recht  tüchtig";  Schwartz  a.a.O.,  S.  370;  vgl.  auch 
ebd.  S.  304,  .369  die  Angriffe  Friedemanns  aus  den  Jahren  1847 
und  1848.  —  «)  Arch.  Ztschr.  II  S.  150  ff.  —  »)  Bei  Schwartz  u.  a.  O., 
S.  382.  —  *)  A.  Hanauer  und  J.  K  1  6  1  <^ ,  Das  alte  Statutenbuch  der , 
Sl.  Ilagenau  1900,  S.  Ilff.;  vgl.  H.  Bl(och),  N.  Arch.  d.  Ges.  f..  alt.  d. 
Geschichtsk.  XXV,  1900,  S.  849  Nr.  223.  —  ")  Wenzel  bei  Tl.  llaoser,. 
Gesch.  d.  Medizin  III  »  1882,  S.  26»;  vgl.  I.  Bloch  a.  a,  0.,  S.  48.  — 
*)  a.  a.  O.,  S.  8  —  ')  Bodmann  stammte  zwar  aus  Aura  in  Unterfranken 
(Schwartz  a.  a.  O.,  S.  358),  fühlte  sich  aber  als  Mainzer;  vgl.  auch  sein 
Gedicht  auf  den  TJheingau  in  den  Bhg.  Alterth.,  vor  S.  517.  —  ")  Goetze, 
a.  a.  O.,  S.  148  f. 


Das  sogenannte  Rheingauer  Landrecht  etc.  331 

Werkes  verfälscht  haben  sollte.  Doch  gerade  dieser  Patrio- 
tismus war  vielleicht  neben  der  Autoreneitelkeit  die  Haupt- 
triebfeder seiner  Fälschungen.  Bezeichnend  dafür  ist  fol- 
gendes: Bei  Wiedergabe  einer  Nachricht  über  das  Auftreten 
der  Franzosenkrankheit  in  Mainz ^),  die  er  nachweislich*) 
fälschlich  stark  zurückdatiert  hat,  hebt  er  ausdrücklich  hervor, 
daß  diese  Krankheit  „wie  alle  Neuerungen  schon  damahls  zu 
Mainz  ihre  Pflanzstätte  gefunden  habe".  „Ein  merkwürdiger 
Ausdruck  des  Lokalpatriotismus'*  bemerkt  I.  Bloch'')  mit 
Pvecht. 

Alle  diese  Momente  sind  sehr  schwerwiegende  Verdachts- 
gründe  für  Bodmanns  Täterschaft.  Völlig  überführt  wird  er 
durch  folgende,  außerhalb  seiner  Person  liegende  Tatsachen. 
Das  Rhg.  Ldr.  ist,  wie  oben  nachgewiesen,  kompiliert  aus 
drei  holländischen  Werken,  die,  wenn  sie  auch  nicht  gerade 
selten  sind,  doch  in  Deutschland  selten  an  einem  Orte  oder 
gar  in  einer  Bibliothek  anzutreffen  gewesen  sein  dürften. 
Bodmann  aber  hat  alle  drei  Werke  besessen.  Herr  Geheim 
rat  Brunner  veranlaßte  mich,  einem  Verzeichnis  von  Büchern 
nachzuspüren,  die  aus  Bs.  Nachlaß  an  die  Münchener  Biblio- 
thek gekommen  wären.  Ein  solches  Verzeichnis  fand  sich 
zwar  nicht,  wohl  aber  der  Auktionskatalog  der  B.schen 
Bibliothek.')  In  diesem  sind  unter  Fol.  Nr.  720  auf  S.  45 
das  Groot  Charterboek  der  Graaven  van  Holland  etc.,  unter 
Quart  Nr.  1322  auf  S.  78  das  Buch  von  A.  Matthaeus,  De 
rebus  Ultrajectinis,  und  auf  S.  20  unter  Octav  Nr.  382  die 
Kechtsgeleerde  Observatien  verzeichnet.^)  Das  kann  kein 
Zufall  sein.  Dazu  kommt  noch,  daß  das  Werk  des  Mat- 
thaeus in  Bs.  Bibliothek  gerade  in  der  Ausgabe  von  1740 
vertreten  war,  die  allein  jene  auffallende  Form  des  f  zeigt, 

1)  Rheing.  Alterth.  S.  199.  —  »)  Hegel  bei  I.  Bloch  ii.  a.  O.,  S.  51: 
dazu  ist  nachzutragen,  daß  B.  das  Stiftsprotokoll  von  8t.  Victor  in 
Mainz,  dem  er  hier  die  angebl.  Nachricht  von  1472  entlehnt,  auf  S.  197, 
•868,  887  in  das  16.,  17.  und  18.  Jh.  verlegt.  —  »)  S.  48  Anm.  1.  — 
*)  Verzeichniß  der  Bibliothek  des  verstorb.  Herrn  Franz  Joseph  Bod- 
mann .  . .,  welche  den  15.  May  1823  ...  in  Mainz  öffentlich  .  .  .  ver- 
steigert werden  .soll.  (Mainz)  Ifai  März  1823.  S«.  (Hof-  und  Staats- 
bibliothek München,  Catal.  54  x).  —  &j  Das  Charterboek  und  die  Obser- 
vatien hat  Bodmann  soenr  in  don  Rheine.  .Mterth..  .'^.  642.  rn  zilieren 
■^ic'h  nicht  geschr-iit. 
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die  den  Fälscher  des  Rhg.  Ldrs.  dazu  gebracht  hat,  in 
Art.  33  das  in  hofprake  entstellte  Wort  gosprake  für  Hof- 
fahrt zu  lesen.  Es  ist  also  kein  Zweifel:  Bodmann  war  der 
Fälscher  des  Rheingauer  Landrechts.  Es  ist  krasse  Heuchelei, 
wenn  er  in  der  Einleitung  zu  dem  Werke,  in  dem  er  sein 
Machwerk  veröffentlichte,  sich  erbietet,  jedem,  der  die  Echt- 
lieit,  die  Treue  der  Abschrift  oder  gar  das  Dasein  der  von 
ihm  abgedruckten  Urkunden  bezweifeln  möchte,  den  Ort 
ihrer  Aufbewahrung  getreulich  anzuzeigen,  und  wenn  er 
erklärt,  er  werde  „in  dem  hohen  Geftlhle  für  streng  histo- 
rische Wahrheit  dem  unberichtigten  und  rohen  Tadel  mit 
Stillschweigen  und  jener  Verachtung  entgegnen,  die  es  deut- 
lich bewähret,  das  Menschenleben  seye  zu  kurz  und  seine 
Bestimmung  zu  edel,  als  es  mit  Nichtswürdigkeiten  zu  ver- 
schwenden". Spricht  aus  diesen  Worten  noch  das  böse  Ge- 
wissen mit,  so  ist  es  nur  die  Schadenfreude  des  schlauen 
Betrügei*s,  die  zum  Ausdruck  kommt,  wenn  er  am  Schlüsse 
des  Rheingauer  Landrechts  bemerkt:  „Es  sollte  mir  ein 
leichtes  seyn,  sonnenklar  zu  beweisen,  daß  die  Urquelle 
mehrerer  dieser  Satzungen  die  uralte  salische  und  ripuarische 
Gesetze  gewesen  seyen  ~  wovon  ich  jedoch  die  kritische 
Erörterung-  Andern  überlassen  will."  Gewiß,  er  kannte  die 
Quellen  des  Landrecht«  am  besten. 

Solche  gleißnerischen  Reden  sind  jetzt,  da  Bodmann 
entlarvt  ist,  geeignet,  unser  Mißtrauen  gegen  ihn  noch  in 
andere  Richtung  zu  lenken:  sind  sie  etwa  bestimmt,  weitere 
in  den  Rheingauischen  Alterthümern  enthaltene  Fälschungen 
zu  verhüllen?  Wenn  F.  W.  E.  Roth')  noch  im  Jahre  1880 
sagen  konnte,  daß  ei-  in  diesem  Werke  „nicht  eine  einzige 
gefälschte  oder  entstellte  Urk."  habe  finden  können,  so  ist 
er  inzwischen  durch  die  oben  erwähnten  Entdeckungen 
Sauers  gründlich  ad  absurdum  geführt  worden,  und  die 
Rheingauischen  Lokalhistoriker  werden  bei  weiterer  syste- 
matischer Bearbeitung  ihrer  Geschichtsquellen  sicher  noch 
viele  ähnliche  Funde  machen.  Hier  sollen  nur  noch  einige 
für  die  allgemeine  Rechtsgeschichte  besonders  wichtige 
Denkmäler    als    stark    verdächtig    herausgehoben     werden^ 

»)  Fontes  rerum  Nassoicarum  J,  1,  188U,  8.  IX.  Teil  2  desselben. 
Werkes  ist  „dem  Andenken  Franz  Joseph  Bodmann's"  gewidmet. 
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Ich  halte  es  für  sicher,  daß  B.  die  beim  Rhg.  Ldr.  ange- 
wandte Methode  der  Übersetzung  aus  dem  Niederländischen 
<ifter  geübt  hat.  um  seine  rheingauischen  Quellen  zu  be- 
reichern; eine  genaue  Durchsicht  der  überaus  zahlreichen 
^on  Bodmann  angeführten  und  in  seiner  Bibliothek  befind- 
lichen niederländischen  Werke  würde  gewiß  zu  einigen  inter- 
essanten Ergebnissen  führen:  mir  sind  sie  jedoch  leider  zum 
größeren  Teile  nicht  zugänglich.  Zweifellos  eine  Über- 
setzung einer  holländischen  Dingtal  ist  das  auf  S.  618  ab- 
gedruckte Formular  für  das  Verfahren  bei  „Benehmung  des 
Landrechts",  das  sowohl  hinsichtlich  seines  Inhalts  durchaus 
dem  Rechtsgang  bei  der  Friedloslegung  in  den  Niederlanden 
entspricht,  als  auch  in  der  Sprache  holländische  Anklänge 
aufweist,  z.  B.:  „bis  zu  klimmender  Sonne"/)  Zu  den  aller- 
wichtigsten  von  Bodmann  veröffentlichten  Rechtsdenkmälern 
gehören  die  vielbenutzten  EltvillerOberhofsentschei- 
dungen,  von  denen  auch  eine  ganze  Anzahl  in  Loersch 
und  Schröders  Urkundensammlung-)  Aufnahme  gefunden 
hat.  Bodmann  gibt  deren  etwa  80  aus  dem  14.  und  15.  Jh. 
an  verschiedenen  Stellen  der  Rhg.  Alterth.^)  teils  ganz,  teils 
im  Auszuge  wieder.  Als  seine  Quelle  bezeichnet  er  einen 
ungedruckten  Kodex,  dessen  Alter,  Herkunft  und  Aufbe- 
wahrung er  nicht  näher  angibt;  er  nennt  ihn  meist  „Eltviller 
Schöpfenbuch",  doch  auch  „Eltv.  fremd.  Urtheilsbuch". 
„Schöpfenurtheilsbuch  der  St.  Elt^^l^^  „Elltv.  Oberhofsbuch", 
„Eltviller  Alkoran",  „alter  Rotel  von  Schöpfenurtheilen  des 
Oberhofs  zu  Eltvill".  Besonders  aus  dem  letzten  Ausdruck 
darf  man  wohl  schließen,  daß  er  das  Buch,  das  er  bald  mit, 
bald  ohne  Angabe  von  Seitenzahlen  zitiert  (z.  B.:  S.  62,  118, 
209),  als  eine  alte  Originalhandschrift  bezeichnen  wollte;  ob 
es  ein  Gerichtsbuch  oder  eine  Sammlung  gewesen  sein  soll, 
Weibt  zweifelhaft.  Diese  Vorlage  Bodmanns  nun  ist  bisher 
unentdeckt  geblieben,  auch  nach  den  oben  angeführten  Be- 
richten über  seinen  Nachlaß  darin  nicht  vorhanden.  Sie 
dürfte   ebenso   wie   die   Handschrift   des   Rhg.   Ldrs.   nur  in 


1)  U.  a.  z.  B.  westfries.  Dingtal  (Nieuwe  liijiir.  1878  p.  40):  „mit 
climmender  sonnen".  —  »)  Nr.  269,  338 — 343.  —  »)  S.  639 — 641,  643 — 644, 
648,  661.  663^  665—675,  677,  702—703,  768,  771.  791—792. 
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Bodmaniis  Phantasie  je  existiert  haben.  Woraus  B.  in  Wahr- 
heit geschöpft  hat,  habe  ich  nicht  ermitteln  können,  ver- 
mutlich aus  einer  Hs.  oder  einem  verschollenen  Druck  alter 
niederländischer  Schöffenurteile.  Denn  die  Sprache  dieser 
Urteile  zeigt  ähnliche  Fehler^)  wie  die  des  Rhg.  Ldrs.  und 
gleichfalls  Anklänge  an  das  mittelniederdeutsche,  z.  B.  „Für 
vnd  Flammen"  (S.  639),  „Inne  nuden",  „geschien",  „nyeder" 
(641),  „kan  er  des  nit,  so  e  n  gildet '^)  ers"  (667),  „Des 
enging  die  frawe  von  Ime  zu  irme  Nachbern  vnd  habe 
geslefet  in  syme  huse  vnde  by  Im  geessen  vnd  ge- 
trunken" (668),  „hyenwegk"  (669),  „verneinzte"  (671),  „im 
lyfe",  „bette  verliset",  „hette  virliesen"  (beide  Formen  in 
derselben  Urkunde,  674),  „hait  dun  fregen",  „drauweninge" 
(703),  „pail"  (768).  Wenn  S.  672  die  Rede  ist  von  einem 
Leibgedinge  „alle  Jare  schiende  vff  sante  Mertinsdage",  so 
kann  nur  ein  niederländisches  „verschinen"  —  „fällig  werden" 
zu  Grunde  liegen  etc.  Diese  Vermutung  wird  voll  bestätigt 
durch  die  Tatsache,  daß  einmal  der  genaue  Wortlaut  einer 
Eltviller  Entscheidung")  in  einer  holländischen  Keure  wieder- 
kehrt: 

Bodmann  S.  674  Abs.  5.  Keuren  van  Putten  1587  art.  54. 

(Rechtsgel.  Observ.  IV  218). 

auch  mag  dekein  Knabe  syns  Een  bode  en  mach  oock  syns 
meynsters  gut  Verliesen  höer  meesters  goedt  niet  vervech- 
dan  syn  Lone,  dar  vmb  er  ten  ofte  verbeuren  hooger  dan 
gedingt  is,  als  ferre  er  noch  syn  huyre,  daer  omme  hy  ge- 
vnbetzalt  stat.  huyrt  is,  ende  nog  onbetaelt 

staet,  (bedragen  mach). 

Sind  somit  die  angeblichen  Eltviller  Oberhofsentschei- 
dungen als  durch  Bodmann  untergeschoben  zu  erachten,  so 
dürfte  damit  auch  der  ganze  Oberhof  in  nichts  zusammen- 
brechen; wenigstens  gehen  alle  mir  bekannten  Erwähnungen 

J;  Aui  «acbliclie  Widersprüche  in  deu  Eltviller  Urteilen  hat 
Loersch.  Ingelh.  Oberhof  1885,  S.  CLXXI  Anm.  1  aufmerksnm  ge- 
macht. —  ^)  Schwerlich  =  „eut";  vgl.  oben  fc>.  328.  —  =»)  Von  mir  nach 
Loersch  u.  Schröder  341  angeführt  in  P^ntwerung  u.  p]igentum  1902, 
S.  71;  es  ist  dort  also  an  Stelle  des  Zitats  der  Fälschung  das  des 
niederläud.  Original»  zu  setzen. 


Das  sogenannte  Rfieingauer  Landreclit  etc.  335- 

dieses  Oberhofes  iii  Literatur^)  und  Qufellen')  auf  Bodmann^) 
zurück.  In  der  Tat  ist  es  auch  überraschend,  daß  in  dem 
kleinen  Rheingau  neben  den  drei  Oberhöfen  zu  Mainz,  Ingel- 
heim und  Wiesbaden*)  noch  ein  vierter  zu  Eltvill  bestanden 
haben  soll.  Auch  stimmt  das  Verhältnis,  in  das  B.  den  Elt- 
viller  Oberhof  zu  den  übrigen  setzt,  nicht  mit  der  sonstigen 
Überlieferung.  Er  sagt'):  „Für  die  Berathung  unseres  elt- 
viller  Oberhofs  aber,  war  wiederum  der  höhere  Oberhof  die 
4  Schöpfen  des  Raths  der  Xachbarstadt  Mainz"  und  belegt 
diese  Behauptung  durch  ein  angebliches  Mainzer  Urteil  von 
1392  für  Eltvill:  Eltvill  ging  aber  in  Frankfurt  zu  Haupte.") 
Ferner  standen  mehrere  Orte,  die  B.  für  Eltvill  in  Anspruch 
nimmt,  unter  dem  Ingelheimer  Oberhof.^)  Hat  nun  aber 
zu  Eltvill  kein  Oberhof  bestanden,  so  müssen  natürlich  auch 
die  sonstigen  QuellenzeugTiisse,  die  B.  für  dessen  Existenz  bei- 
bringt, gefälscht  sein.  Das  gilt  z.  B.  für  die  Gerichtsordnung 
von  Sulzheim  aus  dem  16.  Jh.*)  und  einen  Ingelheimer 
Schöf  f  enspruch^),  der  von  „eyme  gerichte"  redet, 
„daz  zu  Eltuil  sin  recht  holet".  Dieser  Schöffenspruch  sowie 
eine  weitere  auf  derselben  Seite  der  Rheing.  Alterthümer 
abgedruckte  Ingelheimer  Entscheidung  ist  von  L  o  e  r  s  c  h 
übersehen  worden,  als  er  seiner  Ausgabe  der  in  den  er- 
haltenen Schöffenbüchern  überlieferten  Ingelheimer  Ober- 
hof sentscheidungen  in  einem  Anhange^")  eine  Anzahl  von 
Urteilen  beifügte,  die  angeblich  aus  einem  verlorenen 
Schöffenbuch  stammen  sollen  und  teils  Bs.  Rhg.  Alt.,  teils 
handschriftlichen  Exzerpten  aus  Bodmanns  Nachlaß  ent- 
nommen sind.^^)  Diese  Exzerpte  sind  in  einem  auf  der 
Mainzer  StadtbibHothek  befindlichen  Heft  enthalten,  das  von 
der  Hand  eines  Schreibers  herrührt,  der   Bodmanns   Schrift- 


1)  z.  B.  Thomas,  Der  Oberh.  z.  Frankf.  a.  M.  1841,  S.  131;: 
Stobbe,  Gescb.  d.  d.  Kechtsquell.  1,  b.  284  f.;  Scbröder,  il.-ü.  ♦, 
S.  67ü.  —  ■■')  Kegesten  von  Eltvill  bei  Roth  a.  a,  O.  I,  1,  S.  240 flf.,  bes. 
S.  251  ff.  —  »)  Rhg.  Alt.  a.  a.  O.  und  S.  127  f.,  656,  663  ff.  —  «)  VgL 
V.  Struniberg,  Hliein.  Autiqu.  II,  15,  18ti7,  !S.  418 tf.,  Ol  tu.  Das 
alt.  Gerichtsb.  d.  8t.  W.,  1900.  —  »)  S.  675.  —  «)  Thomas  a.  a.  O.  — 
')  Loersch,  Der  Ingelheimer  Oberhof  1885,  S.  CLXLIV  Anm.  1.  — 
»)  Rhg.  Alt.,  S.  677  f.  —  0)  ebd.  S.  768.  —  >•)  a.  a.  0.,  S.  483  ff.  — 
'»)   Loersch  a.  a.  O.,  S.  VI  ff.,  XXIV. 
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Züge  nachzuahmen  sich  gewöhnt  hatte ^),  und  bezeichnen  sich 
in  der  Einleitung  als  Auszüge  aus  einem  mit  dem  Jahre 
1398  beginnenden  Ingelheimer  Schöftenbuch,  ))etitelt  .,Fremde 
ürtelsbuch".  Die  darin  ausgezogenen  Urteile  nun  gleichen 
In  der  Form  völlig  den  angeblichen  Eltviller  Entscheidungen, 
insbesondere  beginnen  sie  wie  diese  fast  stets  mit  den 
Worten:  „Item  N.  N.  (Name)  hat  gefreget"  oder  „Item  die 
rtcheffen  von  X.  (Ort)  band  gefreget".  Ähnlich  ist  zwar 
auch  der  Eingang  der  wenigen  aus  dem  14.  Jh.  erhaltenen 
authentischen  Ingelheimer  Urteile;  doch  heißt  es  dort  meist 
„gefragit".  Eins  spricht  aber  besonders  für  die  Zusammen- 
gehörigkeit der  von  Bodmann  überlieferten  Eltviller  und 
Ingelheimer  Entscheidungen,  das  ist  die  Tatsache,  daß  er 
sie  selbst  nicht  auseinander  hält.  Auf  S.  768,  wo  er  angeb- 
lich aus  beiden  Schöffenbüchern  schöpft,  gibt  er  zuletzt  zwei 
Urteile  der  Eltviller  Schöffen  und  fährt  dann  fort:  „Ein 
andermahl  erkannte  derselbe  Schöpfenstuhl  zu  Ober- 
in gel  heim"  etc.  B.  hatte  also  inzwischen  vergessen,  daß 
er  die  beiden  vorhergehenden  Entscheidungen  nach  Eltvill 
verlegt  hatte.  Bei  den  S.  791  f.  not.  a  angeführten  Urteilen 
hat  er  versäumt  anzugeben,  um  welchen  Oberhof  es  sich 
liandle,  und  ebenso  zitiert  er  S.  771  eine  ,.Stelle  des  oft- 
angez.  Oberhöf.  Gerichtsbuchs",  ohne  zu  sagen,  ob  er  das 
Eltviller  oder  das  Ingelheimer  meine.  Beide  Gerichtsbücher 
sind  also  offenbar  identisch  und  Bodmanns  eignes  Fabrikat. 
Damit  ist  freilich  nicht  gesagt,  daß  alle  mit  dieser  Quellen- 
angabe von  B.  veröffentlichten  Entscheidungen  völlig  ge- 
fälscht seien;  sie  sind  aber  für  uns  wertlos,  da  ihr  wahrer 
Ursprung  gänzlich  unkontrollierbar  ist.  Insbesondere  ist  nicht 
mit  Sicherheit  festzustellen,  welche  Urteile  niederländischer 
und  welche  rheingauischer  Herkunft  sind.^)  Es  ist  nicht 
unmöglich,  daß  ein  Teil  von  ihnen  in  der  Tat  auf  ein  ver- 
schollenes Ingelheimer  Schöffenbuch  zurückgeht;  andere  sind 
vielleicht    auf    echte   Schöffenbücher   anderer   Orte,   die   sich 


1)  Velke  bei  Loersch  S.  VIII;  sollte  nicht  vielleicht  BoduiKun 
»eine  Handschrift  verateilt  haben?  —  -')  Auch  einige  der  angebt.  KH- 
viller  Entscheidungen  enthalten  offenbar  rheinguuisches  Recht;  vgl. 
Loersch  a.  a.  O.,  S.  CLXLV. 
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hl  Bs.  Besitz  befanden,  zurückzuführen.  So  erwähnt  Goetze*) 
zwei  derichtsbücher  von  Schierstein  als  zum  Nachlaß  ge- 
liörig:  sie  stammen  allerdings  erst  aus  dem  16.  Jh.  Viel- 
leicht ist  der  Xame  ..Fremde  Urtelsbuch".  den  Bodmann 
dem  Ingelheimer  und  einmaP)  auch  dem  Elt viller  Schöifen- 
buch  beilegt,  geeignet,  auf  die  rechte  Spur  zu  führen.  Das 
Britische  Museum  in  London  enthält^)  einen  Kodex  .,Fremde 
Urtellbuch  von  Mainz  1398—1430-'.  Das  Jahr  1398  ist  aber 
auch  das  Anfangsjahr  des  angeblichen  Ingelheimer  Schöffen- 
buches. Sollte  B.  dem  Mainzer  Kodex  Entscheidungen  ent- 
nommen haben,  die  er.  um  mit  größerem  Quellenreichtum 
prunken  zu  können,  anderen  rheingauischen  Gerichten  unter- 
schob? Eine  Untersuchung  der  Frage  wäre  lohnend:  es  ist 
überliefert,  daß  ein  Teil  des  Bodmannsohen  Xachlasses  nach 
England  gekommen  ist.*) 

Von  den  nur  durch  Bodmann  überlieferten  Urkunden 
sind  als  rechtshistorisch  wertvolP)  schließlich  noch  die  K  ied- 
richer  Einkindschaf tsurkunden^)  hervorzuheben,  die  er  dem 
alten  G e  r  i  c  h t  s b u  c  h e  dieser  Stadt  entnommen  haben  will.') 
Auch  dieses  Buch  ist  verschollen.  Einen  Anhaltspunkt  dafür. 
<laß  es  nicht  Bs.  Phantasie  entsprungen  ist,  gewinnen  wir 
jedoch  daraus,  daß  uns  überliefert  ist,  er  habe  es  in  Kied- 
rich  entwendet.**)  Auch  gibt  der  Inhalt  der  einzelnen  Akte 
zweifellos  rheingauisches  Recht  wieder.  Immerhin  ist  der  Be- 
weiswert der  Urkunden,  solange  die  Originale  nicht  gefunden 
sind,  stark  geschmälert:  insbesondere  dürfte  B,  wohl  sämtliche 
Eintragungen  erheblich  vordatiert  haben:  ich  glaube  jetzt,  daß 
sie  sämtlich  erst  der  ersten  Hälfte  des  16..  nicht,  wie  B.  will, 
des  15.  Jhs.  angehören.")  Auch  wäre  zu  prüfen,  ob  sie  nicht 
etwa  dem  einen  der  obenerwähnten  Schiersteiner  Gerichts- 
bücher, das  nur  Akte^der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  enthält, 
entnommen  sind. 

1)  Arch.  Ztschr.  II,  S.  187  VI114.  —  ^i  S.  043  not.  üi.  —  'i  Addit. 
anuscr.  Nr.  21220  (Neues  Archiv  d.  Ges.  IV  1879,  S.  Stil).  — 
Schwartz  a.  a.  O.,  S.  385.  —  *)  Meine  Einkindschaft,  S.  30  ff.,  89  ff.  — 
-I  Kheing.  Alt.,  S.  650  ff.  —  ')  S.  652;  auch  die  Urkunden  S.  646  ff. 
dürften  darau.s  entnommen  s^eiu.  —  *)  Goetze  a.  a.  O.,  S.  151;  sollte  B. 
ila.s  Buch  vernichtet  haben,  um  dem  Vorwurf  des  Diebstahls  zu  ent- 
-fhen?  —  •)  Danach  ist  die  Darstellung  in  meiner  Diss.  zu  berichtigen. 
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Es  ist  alles  in  allem  ein  trauriges  Ergebnis,  zu  dem  wir 
gekommen  sind.  Bodmann  entpuppt  sich  als  die  Lüge  selbst, 
wo  man  ihm  auch  zu  Leibe  geht.  Haben  andere  Rechts- 
historiker wie  Grandidier^)  und  Dreyer^)  trotz  nachge- 
wiesener Fälschungen  auch  heute  noch  kraft  eigner  Lei- 
stungen Bedeutung  für  unsere  Wissenschaft:  Bodmanns  Be- 
deutung zerrinnt  in  Nichts.  Denn  sie  beruht  auf  dem  von  ihm 
zusammengetragenen  Material;  das  aber  ist  wertlos,  wo  nur 
sein  Wort  uns  Bürgschaft  ist,  wo  keine  Originalquellen  er- 
halten sind.  Es  ist  Zeit,  daß  sein  Name  aus  unserer  Wissen- 
schaft verschwinde. 


VIL 

Überden  Ursprung  der  deutschen  Bergbaufreiheit 
und  deren  Verhältnis  zum  Regal. 

Eine  Gegenbemerkung*) 

von 

Ueirii  Professor  Dr.  Adolf  Zycha 

in  Prag. 

Was  ich  über  die  Entstehung  des  Bergregals  und  der 
Bergbaufreiheit  in  meiner  Studie  „Das  Recht  des  ältesten 
deutschen  Bergbaues''  (1899)  ausführte,  hat  Ad.  Arndt  zu 


1)  Als  Fälscher  entlarvt  durch  Herrn.  Bloch,  Ztschr.  f.  Gesch.  d. 
O.-llh.  XII  459 IT.,  XIII  543 ff.  —  *)  dgl.  durch  Frensdorff,  Dort- 
munder Statuten  u.  Urtlu  1882,  S.  13. 

*)  Die  Redaktion  glaubte,  die  oben  als  Nr.  II  S.  59  ff.  abgedruckte 
Abhandlung  des  Herrn  Professors  Arndt,  weil  überwiegend  polemische-n 
Inhalts,  nicht  aufnehmen  zu  können,  ohne  dem  Angegriffenen  Gelegen- 
heit zu  Gegenbemerkungen  zu  ge-ben  und  zwar  soiort,  da  es  nicht  er- 
wünsöht  erscheint,  daß  diese  bereits  genugsam  erörterte  Streitfrage 
durch  mehrere  Jahrgänge  unserer  Zeitschrift  sich  hindurchziehe.  Nach- 
dem nunmehr  beide  Teile  auch  an  dieser  Stelle  zum  Worte  gekommen 
sind,  orklären  wir  unsererseits  Schluß.    Für  die  Kfd.  U.  St. 
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nunmehr  schon  dreimaligem  Widerspruch  herausgefordert^)» 
den  er  für  um  so  mehr  am  Platze  hält,  als  die  Frage  über- 
haupt „durch  der  Parteien  Haß  und  Gunst  verwirrt"  sei.^) 
Ich  bezweifle  billig,  daß  sie  vermittels  Arndts  Methode  ent- 
wirrt werden  könnte,  nehme  auch  keinen  Anlaß,  diese  system- 
und  uferlose  Polemik  mit  ihren  der  alten  Rüstkammer  immer 
wieder  von  neuem  entlehnten  Irrtümern  ins  einzelne  zu  be- 
richtigen; denn  einerseits  wäre  es  doppelte  Arbeit,  anderer- 
Hcits  müßte  ich  ebenso  extensiv  werden  wie  Arndt.  Nur 
insofern  dürfte  eine  Entgegnung  sachdienlich  sein,  als  sie 
wenigstens  der  Fortspinnung  einer  nur  künstlich  geschaffenen 
Kontroverse  durch  Aufdeckung  des  unterlaufenen  Mißver- 
ständnisses und  der  Verkehrung  meiner  Auffassung  ein  Ziel  zu 
setzen  vermag. 

Der  beiderseitige  Standpunkt  ist  folgender. 

Arndt  kennt  nur  einen  Regalbegriff,  den  des  späten 
Mittelalters  und  der  Neuzeit,  aus  dem  insbesondere  die  Ver- 
leihung an  den  Finder,  die  Bergwerksbesteuerung  und  der 
Betriebszwang  folgt.  Dieses  Regal  denkt  er  als  schon  seit 
den  ältesten  Zeiten  in  Geltung  gestanden,  und  von  ihm  leitet 
er  auch  die  Bergbaufreiheit  her. 

Dagegen  hat  es  nach  dem  Ergebnis  meiner  Unter- 
suchung ein  auf  den  Bergbau  bezügliches  Regal  zwar  seit  jeher 
gegeben;  doch  war  dieses  in  drei  Entwicklungsstadien  sehr  ver- 
schiedenen Inhalts. 

1.  Die  älteste  Zeit  kennt,  soweit  die  wenigen  Quellen- 
bericht«  Anhaltspunkte  gewähren,  als  Inhalt  des  Metallregals 
nur  eine  Abgabe^)  —  vielleicht  nach  römischem  Muster  — 
(1.  Form). 


*)  Einige  Bemerkungen  über  das  Bergregal,  Jahrb.  für  Gesetz- 
gebung etc.  XXIII  (1899)  S,  263—281;  Noch  einmal  der  Sachj&en*piegel 
und  das  Bergregal,  in  dieser  Zeitschrift,  XXIII  (1902)  S.  112—122; 
Einige  Be-merkunireu  zur  Geschieht«  des  Bergregals,  oben  S.  59 — 110. 
Diese  Abhandlungen  werden  weiterhin  mit  I,  II  und  III  zitiert.  Über- 
dies hat  sich  Arndt  im  Jur.  Zentralbl.  XIX  S.  6  ff.  und  XX  S.  142  flF. 
geäußert.  Multa,  sed  non  multum!  —  ')  Daß  die  Ablehnung  seiner 
Theorie  nur  in  dem  „alten  Haß"  gegen  das  Bergregal  ihren  eigent- 
lichen Grund  habe,  läßt  sich  A.  nicht  nehmen  (e.  III  S.  62,  93,  106). 
Mir  gegenüber  sucht  er  noch  nach  einer  besonderen  Tendenz  I  S.  266. 
—  •'')  Weil  eine  Steuerhoheit  nicht  bestand,  bezeichnete  ich   dies^e  Berg- 
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2.  Während  des  näclisten,  ins  11. \)  und  12.,  z.  T.  noch 
ins  13.  Jahrhundert  fallenden  Stadiums  erscheinen  die  Metall- 
schätze als  „juris  imperii",  in  dem  Sinne,  daß  ihre  Nutzung 
abhängt  von  einer  Bewilligung  der  Krone.  Die  Bewilligung 
erhält  derjenige,  der  vordem  kraft  eigenen  Rechtes  Bergbau 
unternehmen  konnte:  der  Grundeigentümer.  Wie  andere 
Regalien  wird  aber  auch  dieses  Regal  an  Fürsten  übertragen, 
von  Fürsten  usurpiert,  so  daß  es  diese  wie  der  König  üben 
(2.  Form,  Grundeigentümer-Beleihung). 

3.  Unter  den  Händen  der  neuen  territorialen  Staats- 
gewalt ergab  sich  als  letzte  Entwicklungsstufe  eine  aber- 
malige intensive  Steigerung  des  Regalinhalts.  Was  König 
und  Reich  niemals  durchzuführen  vermocht  hätten:  eine 
regale  Verwaltungsorganisation  in  allen  Revieren,  von  wel- 
cher Verleihung  und  Vermessung  jedes  einzelnen  Baues, 
Kontrolle  und  Besteuerung  jedes  einzelnen  Betriebes  aus- 
zugehen hat,  kurz  die  staatliche  (regale)  Ordnung  des  ganzen 
Bergwesens  setzten  die  Landesherren  in  Süd-  und  Mittel- 
deutschland ins  Werk.  Nunmehr  trennte  sich  der  Bergbau, 
schon  in  der  vorigen  Periode  rechtlich  vom  Grundeigen- 
tum losgelöst  (indem  der  Grundherr  einen  reichsrechtlichen 
Titel  erwerben  mußte),  auch  tatsächlich  von  demselben,  indem 
die  Verleihung-  an  Dritte,  die  Finder,  erfolgte  —  eine  Ver- 
änderung, die  mit  der  geänderten  Wirtschaft  zusammenhängt; 
denn  die  Unternehmerrolle  war  an  selbständige  Bergarbeiter- 
und später  Kapitalistenverbände  übergegangen  (3.  Form, 
F  i  n  d  e  r  -  B  e  1  e  i  h  u  n  g). 

Was  die  Bergbaufreilieit  angeht,  so  ist  zunächst  der  Sinn 
dieses  mehrdeutigen  (den  Quellen  übrigens  fremden)  Wortes 
genau  abzugrenzen,  wenn  man  sich  gegenseitig  verstehen  will. 
„Der  Bergbau  ist  frei"  kann  heißen: 

werkssteuer    als    den    Inhalt    eines   besonderen    Regals.     Damit    erledigt, 
sich  Arndt  I  S.  267;  III  S.  94. 

^)  Es  sei  hier  becierkt,  daß  sich  in  der  bekannten  Urkunde  von 
1016  (bei  mir  S.  24  zitiert  nach  dem  steierm.  Urkundenbuch)  gerade 
-die  entscheidende  Stelle  als  um  1177 — 1184  interpoliert  erwiesen  hat. 
Siehe  Jaksch,  Gurker  Ge.schichtsquellen  I  nr.  13  und  M.  G.  Dipl.  111 
n.  347  S.  442.  Nunmehr  ist  mir  auch  die  Urkunde  von  1028  bedenklich 
geworden.  Damit  rücken  die  Belege  für  die  J.  Kegalform  noch  weiter 
lieruuf. 
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a)  die  Gewinnung  der  schätzbaren  Mineralien  ist  nicht 
ein  Recht  des  Grundeigentümers,  daher  frei  von  dessen  Er- 
laubnis: 

b)  neben  und  gegenüber  dem  R^gal  bedeutet  die  Berg- 
baufreiheit: der  Grundeigentümer  muß  die  ihm  als  Eigner 
des  Bodens  (nicht  der  regalen  Fossilien)  zugefügte  Beein- 
trächtigung gegen  ein  gewisses  Entgelt  dulden; 

c)  endlich  kann  das  dem  Finder  zugesprochene  Recht  auf 
regale  Beleihung  gemeint  sein,  wonach  also  dieser  den  Bau  frei 
hat  gegenüber  einer  etwaigen  anderen  Verfügung  des  Regal- 
herrn (Finderrecht). 

Mit  der  Bergbaufreiheit  im  ersten,  das  Grundeigentümer- 
bergrecht negierenden  Sinn  bezeichne  man  dasselbe,  was 
positiv  die  Regalität  der  schätzbaren  Mineralien  ausdrückt 
(ein  dritter  Zuetand  außer  Grundeigentümerbergrecht  imd 
Regalität  hat  nicht  existiert).  Es  ist  daher  die  Untersuchung 
Arndts  (s.  u.),  ob  die  Existenz  der  Bergbaufreiheit  (dieser 
Art)  geleugnet  werden  könne  für  eine  Zeit,  für  welche  der 
Bestand  der  Metallregalität  zugegeben  wird,  mir  nicht  ver- 
ständlich. 

In  dem  zu  b)  bezeichneten  Sinn  kam  die  Bergbaufreiheit 
mit  und  unter  der  dritten  Regalform  auf.  Darum  dreht  sich 
die  von  mir  (Recht  des  ältesten  Bergb.  S.  59  ff.  und  166  ff.) 
geführte  Untersuchung;  sie  betrifft  ein  historisches  Problem  von 
wirtschaftlich  eminenter  Wichtigkeit.  Arndt  kennt  es  kaum^), 
obschon  er  jetzt  gerade  gegen  diese  Untersuchung  seinen  An- 
griff richtet. 


»)  Trotz  meiner  Ausiührungeu,  insbesondere  auch  Böhm.  Bergr.  I 
^.  178 — 192.  Ihn  beherrscht  völlig  die  Idee  von  jenen  merkwürdigen 
Bergi*-erksbetrieben,  die  keinen  Raum  an  der  Oberfläche  beanspruchten 
(worüber  w.  u.).  Nach  II  S.  119,  III  S.  86  hat  diese  Inanspruchnahme. 
wo  sie  doch  stattfindet.  ..mit  der  Bergbaufreihoit  nichts  zu  tun".  D:i<^ 
gemeingiltige  freie  ükkupationerecht  „suchenhalb"  tilgt  Arndt  al«.  einen 
.^echtsbruch  sondergleichen"  aus  der  Geschichte.  —  Versucht  man, 
eich  darüber  klar  lu  werden,  was  Arndt  unter  Bergbaufreiheit  eigent- 
lich versteht  und  jeweils  verstanden  wissen  will,  so  begreift  man  nur 
zu  leicht,  warum  er  die  Scheidung  der  Freiheit  gegenüber  dem  Grund- 
eigentümer und  des  Finderrechtes  als  „unverständlich"  bezeichnet 
(ITT  R.  61  Kote). 
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Während  der  Übergangszeit,  die  der  Festigung  des 
neuen  Rechtssatzes  vorausging,  war  die  Streitfrage  die:  ob, 
während  bisher  allein  der  Grundeigentümer  —  sofern  er 
sich  nur  den  regalrechtlichen  Titel  verschafft  hatte  —  über 
Umfang  und  Art  der  Betriebsführung  als  Bergherr  zu  ent- 
scheiden hatte  (das  Reich  kümmerte  sich  darum  nicht),  nun- 
mehr auf  dem  Grundeigen  die  Verpflichtung  lasten  sollte, 
auch  Dritte,  die  ungerufen  kämen  und  sich  dem  Belieben 
des  Grundherrn  nicht  beugen  wollten,  im  Interesse  des  „publi- 
cae  rei  Studium"  zu  dulden,  d.  h.  der  Grundherr  konnte  den 
älteren  Zustand  behaupten,  indem  er  die  Regalität  (in  ihrer 
2.  Form)  respektierte,  den  Zwang  zum  Bau  aber  bezw.  zur  Vor- 
liebnähme mit  gewissen,  von  vornherein  festen  Abgaben  seitens 
jener  Dritten  ablehnte. 

Daraus  ergibt  sich  der  von  mir  verfochtene  Sinn  des 
Art.  35  §  2  Ssp.  I.  Daß  durch  diese  Auslegung  die  Rega- 
lität des  Silbers,  die  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Rechts- 
buches zweifellos  schon  gegolten  hat  (mag  sie  durch  §  1  cit. 
bezeugt  sein  oder  nicht)  ^)  geleugnet  und  Silber  als  „Zu- 
behör des  Grundes"  bezeichnet  werde,  somit  meinerseits  ein 
Widerspruch  vorliege^),  ist  nicht  einzusehen. 

Eikes  Satz  vom  Silberbrechen  auf  eines  andern  Mannes 
Gute  bereitet,  so  aufgefaßt,  nach  keiner  Richtung  hin  Schwie- 
rigkeiten und  es  ist  nicht  im  entferntesten  Grund  zu  jener 
restriktiven  Auslegling  vorhanden,  welche  sich,  um  das  Regal 
zu  retten,  auf  das  Wort  „brechen"  stützen  will,  womit  ein 
Ausbrechen  der  Erze  am  Tage  im  Gegensatz  zum  regel- 
rechten Abbau  in  der  Tiefe  gemeint  sein  soll.  Wie  unmög- 
lich diese  gesuchte,  noch  immer  unerschütterlich  festgehaltene 
Interpretation  Arndts  ist,  geht,  von  allen  andern  Gründen 
abgesehen,   schon  aus  der  einfachen  Erwägung  hervor,  daß 


»)  Mit  dieser  viel  erörterten  Frage  beschäftigt  sich  neuerdings  io 
gründlicher  Untersuchung  Zeuraer,  Mitth.  d.  öst.  Inst.  XXII  S.  420— 442; 
er  besieht  den  §  1  auf  den  thesaurus.  Demgegenüber  spricht  sich  jetzt 
Schröder,  Rechtsg.  *  S.  540  N.  117,  dahin  aus,  daß  der  Spiegier  sowohl 
das  Berg-  wie  das  Schatzregal  im  Auge  habe.  Schröder  stellt  eine 
eigene  Untersuthüng  in  Aussicht.  —  »)  Arndt  l  S.  272.  Wie  hier  meine 
Ausführungen  (S.  60  ff.)  wiedergegeben  werden,  entzieht  sich  samt  der 
Renu'rkung  von  dem  angeblich  „imputierten  Unsinn"  jeder  Kritik. 
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man  in  jener  Zeit  überhaupt  nur  die  „ausbeißenden'*  Metall- 
lager aufzufinden  vermochte  und  jede  Unternehmung  selbst- 
verständlich vor  allem  andern  mit  der  Aufwühlung  der  Ober- 
fläche (Schürfen)  begann,  sodann  erst,  nach  Ausbeutung 
dessen,  was  hier  mit  leichter  Mühe  gefunden  wurde,  dem 
Gang  usw.  in  die  Tiefe  folgte.  Bedenkt  man  die  Betriebs - 
methode,  die  das  Absinken  zahlreicher  Schächte^)  in  Ent- 
fernungen von  nur  10,  15  Schritten  usw.  mit  sich  brachte  (so- 
wohl für  das  Neuansitzen  als  innerhalb  derselben  Grube), 
sodann  daß  auf  jedem  einzelnen  der  verhältnismäßig  sehr 
kleinen  Bergvv'erksfelder  Anlagen  für  Förderung  und  Wasser- 
zug. Schachtgebäude  und  Erzkammern  hergestellt  wurden, 
weiter,  daß  man  auch  eines  Raumes  zur  Aufschüttung  des 
..Berges"  und  Scheidung  der  Erze  bedurfte,  zum  Überfluß 
noch,  daß  jedes  Bergwerk  Anspruch  auf  Holz  und  Weide^ 
nach  vielen  Bergrechten  auch  auf  unentgeltliche  Einräu- 
mung einer  Anzahl  von  Hofstätten  zur  Errichtung  von  Wohn- 
nungen der  Bergleute,  Brot-,  Fleisch-  und  Krambuden  usw. 
(offenbar  außerhalb  des  Grubenfeldes,  da  dessen  Maß  am 
Tage  nicht  zureichen  konnte)  besaß,  so  leuchtet  ein,  daß 
ein  Betrieb,  der  die  Oberfläche  nicht  beansprucht,  die  land- 
wirtschaftliche Nutzung  nicht  aufgehoben  hätte,  überhaupt 
nicht  existiert  haben  kann.^) 

Lag  es  aber  nach  dem  älteren  Zustand  allein  in  den 
Händen  des  berechtigten  Grundherrn,  den  Bau  nach  seinem 
Ermessen  einzurichten,  wie  konnte  sich  damit  die  jüngere 
Auffassung  in  Widerstreit  setzen,  daß  eine  Pflicht  zur  Did- 
dung  dritter  Unternehmer  bestehe?  Die  Antwort  gibt  nack 
meiner   Ansicht*)   die  Institution  der  grundherrlichen   Berg- 


')  Auch  von  den  s^elteuereu  tstollengrubeu  wurde  ein  eewihser 
-Oberflächenraum  beansprucht.  —  ')  Daraui  machte  ich  achon  aufmerk- 
sam a.  a.  O.  S.  46.  E^  verrät  klassische  Vorstellungen  vom  mittelalter- 
lichen Bergbau,  wenn  man  von  Bergwerken  spricht,  welche  die  Ober- 
fläche so  wecig  in  Anspruch  nahmen  wie  der  Gotthardtunnel  die 
darüber  befindlichen  Alpen  (A.  III  S.  91).  Und  weiter  abgesehen  da- 
von, daß  auch  der  Tiefbau  der  Oberflächennutzung  nicht  entbehren 
konnte:  ist  es  denkbar,  daß  dieser  technisch  vollendetere  Bau  der 
filtere  war,  das  kunstlose  Aufwühlen  der  Oberfläche  aber  eine  jüngere, 
«bnormale  Betriebsform,  die  or=t  im  13.  Jahrh.  aufkam  (II  S.  117)?  — 
'"■)   Die    .Stelle    hei    I^uthold.    D.    Ost.  Bergt.    (1887),    in    welcher    nach 
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freiuDgeii  bezw.  deren  Konsequenzen.  Durch  die  Erklärung. 
i^egen  einen  gewissen  eigenen  Anteil  allen  kunstverständigen 
Unternehmern,  die  ihr  Glück  versuchen  wollten,  Schürf  und 
Bau  zu  gestatten,  ihnen  keinerlei  Hindernisse  zu  bereiten, 
vielmehr  sie  zu  schützen  und  zu  fördern,  ist  der  Gedanke 
der  Freiheit  des  Bergbaues  auf  fremdem  Grunde  ins  Leben 
j>erufen  worden.  Von  hier  aus  griff  er  weiter  auf  unge- 
freiten  Boden.  Was  für  diese  Entwickelung  spricht,  wonach 
,,mit  der  Zeit  allgemein  Recht  wurde,  was  vordem  vereinzelt 
als  freiwillig  geschaffener  Rechtszustand  sich  findet",  sodaß^ 
unter  Ausbildung  gesetzlicher  Anteilsrechte  des  Grundeigens 
ganze  Territorien  zu  einem  einzigen  gefreiten  Berge  wurden, 
habe  ich  seinerzeit,  nach  meinem  Dafürhalten  zur  Genüge 
überzeugend,  auseinandergesetzt,  und  daß  Arndt  meine  Argu- 
mente so  mangelhaft  würdigt  (besonders  auch  die  böhmi- 
schen Verhältnisse),  kann  mich  zu  einer  Wiederholung  nicht 
bestimmen.  Daß  die  Rechtsbildung  ihren  Ausgang  vornehm- 
lich von  den  gefreiten  Bergen  der  Regalherrn  genommen  hat, 
ist  insbesondere  zu  betonen. 

Gegen  den  geschilderten  Entwickelungsgang  im  allge- 
meinen setzt  Arndt  mit  seinem  Haupteinwand  ein.  Es 
schließe  sich  gegenseitig  aus  (H  S.  114  ff.),  zu  behaupten,  daß 
sich  die  Freiung  in  Trient,  Freiberg,  Iglau  nur  für  den  grund- 
herrlichen Komplex  vollzogen  habe,  zugleich  aber  anzunehmen, 
daß  der  Trienter  Bischof,  der  Markgraf  von  Meißen,  der  König 
von  Böhmen  Regalherren  gewesen  seien.  Warum  aber  soll  hier 
ein  Widerspruch  vorliegen? 

Nur  deshalb,  weil  Arndt  es  für  meine  Ansicht  hält  und 
ausgibt,  daß, die  Herren  der  gefreiten  Berge  die  Gewinnung 
von  Gold  und  Silber  aus  ureigenem  Rechte,  als  an  einer 
„Zubehör"  ihres  Bodens,  jedermann  freigestellt  hätten  r 
Darum  versucht  er,  als  ob  ich  je  das  Gegenteil  behauptet 
hätte,  auf  fast  20  Seiten  (HI  S.  74—93)  den  Nachweis,  da& 
nach  den  Statuten  und  Weistümern  von  Trient,  Freiberg, 
Iglau,  Goldberg  usw.  die  Metalle  nicht  „Zubehör  des  Grun- 
des" gewesen  seien;  darum  richtet  er  gegen  mich  die  Unter- 

Schreuer,  Bd.  XX III  dicBer  Zeilschr.  S.  332,  über  die  Freiuiig  von  Bergen 
(speziell  betr.  Iglaus)  dieselben  Grundgedanken  vorgetragen  soin  «ollen 
(zitiert  S.  18 ff.),  konnte  ich  nicht  finden. 
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suchuiig  (111  S.  73,  74;  vgl.  II  S.  113),  ob  die  Bezugsrechte  der 
Grundeigentümer  der  Preis  für  die  Bergwerksmineralien  waren, 
ob  die  Urbar  aus  dem  Grundeigentum  folgen  könne  (III  S.  82) 
usw.:  daher  endlich  erklärt  sich  auch  das  neuste  Argument, 
jeder  Grundeigentümer  hätte,  wäre  meine  Ansicht  richtig,  statt 
der  bekannten,  meist  wenig  bedeutenden  Partizipation  soviel 
an  Anteilsrechten  erhalten  müssen  wie  die  Regalherren  auf 
ihren  gefreiten  Bergen  (III  S.  72—74.  84,  92).') 

Unbegreifüch!  Citiert  mich  doch  Arndt  selbst  an  einer 
Stelle  (UI  S.  70)  dahin,  daß  „der  mit  dem  Regal  Be- 
liehene  [bzw.  wie  hinzuzufügen  ist:  der  regal  Beliehene]  ... 
:die  Bergbaufreiheit  erklärt  habe".  In  der  Tat  \\'ird  mich 
(s.  Das  Recht  etc.  S.  57  ff.)  jeder  andere  Leser  so  verstanden 
haben,  daß  die  in  der  Freigebung  liegende  Verfügung  über 
den  metallnen  Schatz  zu  Gunsten  Dritter  nur  auf  dem  regalen 
Titel  beruhte.  Aber  darum  handelt  es  sich  ja  gar  nicht. 
Die  erstaunliche  Verirrung  und  Verwirrung  bei  Arndt  erklärt 
sich  einfach  daraus,  daß  er  seiner  Polemik  einen  ganz 
anderen  Begriff  der  Bergbaufreiheit  unterlegt  als 
jenen,  dessen  Entstehungsgeschichte  ich  schilderte.  Nur  die 
Verwechselung  mit  der  oben  zu  a  genannten  Bedeutung 
dieses  Wortes  läßt  ihn  meine  Darstellung  dahin  verstehen. 
daß  ich  die  Freiheit  der  Metallgewinnung  von  grundherr- 
licher Erlaubnis  aus  den  grundherrlichen  Bergfreiungen  statt 
,aus  dem  Regal  ableiten  wollte.  Wogegen  sich  doch  die 
•Frage  darum  dreht,  wie  in  dem  Interessenkampf  zwischen 
Bergbau  und  Landwirtschaft  der  Grundsatz  Rechtens  wurde. 
daß  Hof  u.  Garte«,  Acker.  Wald  und  Weide  jedermanns, 
,,es  '^y  ritter  gut,  pfaffen  gut,  burger  gut,  munche  gut, 
nunnen  gut,  schultheysen  gut,  gebuwern  gut  oder  wie  si 
genant  syn".-)  dem  Bergmann  freistehen  für  seine  Arbeit, 
daß  das  Eigentum  nicht  schützt  gegen  beliebige  Schürf- 
versuche, und  daß  nur  aus  dem  Ertrage,  wofern  es  dazu 
kommt,  ein  gewisses  Entgelt  geleistet  wird.  Soll  dieser 
Grundsatz  auf  dem  Regal  beruhen? 

M  Dabei  bezieht  A.  (III  S.  73)  meine  Bemerkung  über  „die  gleichen 
Bedingungen"  der  Arbeit  auf  nicht  getreiteni  Boden  statt  auf  die  Berg 
leute  auf  die  Grundeij^entümer  (!).  —  -'»  Wutke,  Schlesiens  Bcrfrhaii 
efr.  T  ,rod.  dipl.  Sil.  XX)  S.  29  (Goldberger  Weisthum). 
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Wo  Pflug  und  Egge  und  Sense  gehen,  soll  niemand 
suchen  ohne  des  Gunst,  des  der  Acker  ist,  „daz  recht  hat 
berc  were  nicht"/)  Daran  vermochte  auch  das  Regal  nichts 
2u  ändern,  das  ja  übrigens  gerade  auch  in  der  eben  citierten 
Quelle  ausdrücklich  Anerkennung  findet.  Die  Macht  des 
Regalherrn  endete  an  den  Grenzen  seiner  Grundherrschaft. 
Zwar  leugnet  Arndt,  daß  die  Bergfreiheit  z.  B.  in  Iglau 
ursprünglich  an  die  Grenzen  dieser  Grundherrschaft  ge- 
bunden war  —  ohne  freilich  für  die  ganze  in  Frage 
kommende  Zeit  (bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrh.)  irgend  eine 
Quelle  anführen  zu  können,  wonach  sie  hier  oder  sonstwo 
auch  darüber  hinaus  gegolten  hätte,  ohne  die  gegenteiligen 
Zeugnisse  und  Gründe  entkräften  und  ohne  erklären  zu 
können,  warum  überall  erst  nach  jenem  Zeitpunkt  die 
stereotypen  Gerechtsame  des  Grundeigentümers  auftauchen, 
die  älteren  Quellen  aber  gerade  über  diese  grundlegenden 
R^eln  einhellig  schweigen.^)  Andererseits  scheint  aber 
Arndt  doch  wieder  der  gleichen  Ansicht  zu  sein  wie  ich:  daß 
jene  Duldungspflicht  nicht  eine  Wirkung  des  Regals  war. 
Denn  soweit  er  wenigstens  eine  Inanspruchnahme  der  Ober- 
fläche annehmen  zu  müssen  meint,  soll  ja  neben  der  regal- 
herrlichen Verleihung  ein  Einvernehmen  mit  dem  Grund- 
herrn bzw.  dessen  „volle  Entschädigung"  (?)  notwendig  ge- 
wesen sein  (II  S.  118  ff.,  III  S.  86,  87)=*);  und  wenn  der 
Kegalherr  einen  Grundkomplex,  dessen  Silberschätze  sein 
Recht  sind^  eintauscht,  um  auch  Eigentümer  der  Oberfläche 
zu  werden  (III  S.  88  ff.),  so  muß  man  wohl  schließen,  daß 
er  anders  über  diese  Oberfläche  nicht  hätte  verfügen  können, 
sonst  wäre  der  Tausch  zwecklos  gewesen.*)    Daß  hier  alles 


1)  Wutke  a.  a.  O.  S.  9  (Löwenberger  Weiathum).  —  *)  Die  angeb- 
liche UnVollständigkeit  der  Quellen  ist  ebensowenig  ein  Erklürungs- 
grund,  wie  daß  ohne  Beschädigung  der  Oberfläche  gebaut  wurde.  — 
•*)  Wie  sich  Arndt  den  gesetzlichen  Grundeigeutümeranteil  eigentlich 
«ntstanden  denkt  und  wie  er  sich  das  Verhältnis  zur  „vollen  Ent- 
schädigung" (richtig:  Widerspruchsrecht)  vorstellt,  ist  mir  freilich 
nicht  klar  geworden.  —  *)  Doch  behauptet  A.  S.  89  (s.  auch  S.  77) 
wieder,  der  Markgraf  habe  auch  schon  vor  dem  Tausch  auf  dem 
Klostergrund  für  sich  Bergbau  betrieben.  Die.s  ist  übrigens  unrichtig. 
—  Über  Grundtausch  wegen  Metallfunde  vgl.  außer  dem  von  mir  a.  a.  Ö. 
.S.  53 fl'.  Bemerkten  »och  T.euthold,  «st.  Bergr.  S.  21    N.   19  und  die  Ih- 
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andere  eher  als   Klarheit  herrscht,   wird   sich  nicht  leugnen 
lassen. 

Endlich  sei  noch  eine  Anmerkung  über  die  Frage  der 
Feldesreservationen,  bzw.  die  dritte  Bedeutung  der  Bergbau- 
freiheit gestattet.  Gewiß  ist  Arndt  (I  S.  278)  vollkommen 
im  Recht,  wenn  er  meint,  der  Regalherr  habe  das  Finder- 
recht auch  mit  der  Modifikation  gewähren  können:  wenn 
ich  selbst  Bergbau  betreiben  will,  soll  mir  dies  gestattet 
-sein.  Der  Regalherr  kann  dies  erklären.  Hat  er  es  er- 
klärt, so  werden  Feldesvorbehalte  anerkannt  werden  müssen. 
Hat  er  es  aber  nicht  erklärt,  im  Gegenteil  durch  die  bestätigten 
Bergstatuten  und  Ordnungen  verkünden  lassen:  ich  werde  jeden 
Finder  beleihen,  dann  ist  der  Vorbehalt  gegenüber  dem  Muter 
unzulässig.  Daß  Gesetz  und  Gewohnheit  Wandel  schaffen 
können,  versteht  sich  von  selbst. 


vm. 

Der  altsächsische  Yolksadel 
und  die  grundherrliche  Theorie"). 
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Von 

Richard  Schröder. 

1. 


Ein  rechts-  und  kulturgeschichtlich  außerordentlich  inter- 
essantes Vorspiel  der  späteren  Bauernkriege  war  der  bald 
nach  dem  Tode  Ludwigs  des  Frommen  ausgebrochene  Auf- 
stand   der    sächsischen    „SteQinga".    über    den    wir    durch 


kande  von  angeblich  1180  {Fälschung  von  ca.  1213)  in  den  Gurker  Ge- 
such ichtequellen  nr.  213.  Leutholds  Heranziehung  des  Zillerthaler  Land- 
rechl.i  beruht  auf  Mißverständnis. 

•)  Die  folgenden  Bemerkungen  sind  als  Ergänzung  der  Band  23, 
193  fl.  und  123  ff.  enthaltenen  Ausführungen  von  Brunner  und 
Viuogradoff  gegcmüber  dem  Werke  von  Heck  (Die  Gemeinfreien 
der  karolingischen   V<>lksrec!>ti\  1900)    zu  betrachten. 
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mehrere  zeitgenössische  Schriftsteller,  in  erster  Reihe  durch 
Nithard,  unterrichtet  sind.  Der  letztere  erzählt  zunächst  in 
einer  vielbesprochenen  Stelle  (Histor.  4,  2)  von  der  „gens 
Saxonum",  daß  sie  „in  tribus  ordinibus  divisa  consistit:  sunt 
enim  inter  illos  qui  edlnlingi,  sunt  qui  frilingi,  sunt  qui  lazzi 
illorum  lingua  dicuntur;  latina  vero  lingua  hoc  sunt:  iiobiles, 
ingenuiles  atque  serviles".  Bei  dem  Brüderzwist  nach  Lud- 
wigs Tode  sei  der  sächsische  Adel  (pars  illorum  quae  nobüis 
inter  illos  habetur)  gespalten  gewesen,  indem  ein  Teil  es 
mit  Lothar,  der  andere  mit  Ludwig  gehalten  habe.  Da  aber 
Lothar  nach  dem  von  seinen  Brüdern  Ludwig  und  Karl  über 
ihn  erfochtenen  Siege  erkannte,  daß  sein  Anhang  von  ihm 
abfallen,  er  also  den  ganzen  sächsischen  Adel  gegen  sich 
haben  werde,  so  suchte  er  die  beiden  unteren  Stände  des 
Volkes  gegen  diesen  aufzuwiegeln:  „In  Saxoniam  misit,  fri- 
lingis  lazzihmgue,  quorum  infmita  multitudo  est,  promittens, 
si  secum  sentirent,  ut  legem,  quam  antecessores  sui  tempore 
quo  idolomm  cu'ltores  erant  habuerant,  eamdem  illis  dein- 
ceps  habendam  concederet."  Durch  derartige  Umtriebe  und 
Versprechungen  erregt,  legten  sich  die  Empörer  den  noch 
nicht  genügend  erklärten  Namen  „Stellinga"  bei  „et  in  unum 
conglobati,  dominis  e  regno  pulsis,  more  antiquo  qua  quisque 
volebat  lege  vivebat".  Diesen  anarchischen  Zuständen  machte 
Ludwig,  nachdem  der  Vergleich  der  drei  Brüder  zustande 
gekommen  war,  ein  Ende  (Histor.  4,  4):  „seditiosos  qui  se 
—  —  Stellinga  nominaverant,  nobiliter,  legali  tamen  caede, 
compescuit":  aber  im  Winter  842/3  loderte  der  Aufstand  von 
neuem  auf:  „Stellinga  in  Saxonia  contra  do?nmos  suos  iterum 
rebellarunt",  bis  er  von  Ludwig  mit  Waffengewalt  unter- 
drückt wurde  (4,  6).  Der  Bund  der  Stellinga  umfaßte  nach 
Nithard  die  Frilinge  (ingenuiles)  und  die  Lassen  (serviles), 
die  zusammen  die  große  Mehrzahl  des  Volkes  ausmachten 
(quorum  infinita  multitudo  est),  so  daß  die  an  Zahl  offenbar 
sehr  viel  geringeren  Edelinge  aus  dem  Lande  weichen 
mußten  und  nur  durch  den  König  und  das  fränkische  Heer 
wieder  in  ihren  Besitz  und  ihre  Rechte  eingesetzt  werden 
konnten.^) 

»)   Weniger    unterrichtet    über    den    ganzen  Vorgang    zeigen    sich 
Rudolf  von  Fulda  und  die  Xantener  Annolen.    Beide  handeln    nur  von 
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Wie  schai-f  noch  zwanzig  Jahre  später  der  säclisische 
Adel  von  den  übrigen  Ständen  geschieden  war.  zeigt  die 
bekannte,  Xithards  Bericht  ebenso  bestätigende  wie  ergän- 
zende Erzählung  Rudolfs  von  Fulda  in  seiner  Translatio  s. 
Alexandri  c.  1  (Mon.  Germ.  Scr.  2.  675):  ,,Quatuor  igitur 
differentiis  gens  illa  consistit.  nohUium  scilicet  et  liberorum. 
libertorum  atque  seivorum.  et  id  legibus  firmatum.  ut  nulla 
pars  in  copulandis  coniugiis  propriae  sortis  tenninos  transferat. 
sed  nobilis  nobilem  ducat  uxorem  et  liber  liberam.  libertus 
ooniungatur  libertae  et  ser^^l5  ancillae.  si  vero  quispiam 
horum  sibi  non  congruentem  et  genere  prestantiorem  duxe- 
rit  uxorem,  cum  vitae  suae  damno  componat"^).  Was 
Rudolf  hier  von  der  Todesstrafe  für  Ehen  unter  Edelingen 
und  Frilingeu  berichtet,  hat  man  mit  Recht  angezweifelt. 
Xoch  die  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  c.  12  setzte  die 
Todesstrafe  nur  auf  die  Entführung  einer  Tochter  des 
eigenen  Herrn,  sie  fand  also  keine  Anwendung,  wenn  ein 
Friling  die  Tochter  eines  Melings,  dem  er  nicht  Untertan 
war,  entführt  hatte.  Später  scheint  Karl  aber  in  seinen  Zu- 
geständnissen weiter  gegangen  zu  sein:  denn  daß  das  Ehe- 
hindernis der  Standesverschiedenheit,  das  sonst  nur  zwischen 
freien  und  unfreien  oder  hörigen  Personen  in  Betracht  kam, 
bei  den  Sachsen  auch  zwischen  den  beiden  obersten  Klassen 
der  Bevölkerung,  und  zwar  mit  größter  Strenge,  beobachtet 
wurde,  läßt  sich  bei  Rudolfs  genauer  Kenntnis  der  säch- 
sischen Verhältnisse  nicht  bezweifehi.  Wahrscheinlich  be- 
stand aber  auch  ein  anerkanntes  Gewohnheitsrecht,  kraft 
dessen  die  adelige  Sippe  die  ihres  Standes   vei^essende  Ge- 

der  gewaltsamen  Unterdrückung  des  Aufstandes  durch  Ludwig,  wobei 
aber  Rudolf  nur  von  einer  validissima  conspiratio  „libertorum  legitimos 
dominos  opprimere  conantium".  der  Xantener  Annalist  dagegen  von 
einer  „potestas  servorttm  super  dominos  suos"  und  den  „nohiles  illius 
patriae  a  servis  valde  afÜivti  et  bumiliati"  redet.  Vgl.  Mon.  Germ. 
Scr.  1,  363.  2,  227. 

1)  Heck,  a.  a.  O.  331  ff.,  sucht  die  Mitteilung  Rudolfs  mit  Hilfe 
eines  Beschlusses  des  Konzils  von  Tribur  v.  J.  895  (c.  38,  MG.  Capit. 
2,  235j  zu  erklären.  Der  Sprachgebrauch  eines  ostfränkischen  Konzils 
kann  uns  aber  über  den  sächsischen  Sprachgebrauch  nicht  belehren, 
selbst  wenn  der  Beschluß  sich  auf  sächsische  Gebräuche  bezogen  haben 
sollte. 


■ 
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schlechtsgenossin  und  ihren  unebenbürtigen  Gatten  ungestraft 
töten  konnte^). 

Es  ist  ja  bekannt,  daß  Karl  der  Große  dem  sächsischen 
Adel  zahh-eiche  Zugeständnisse  gemacht  hatte,  um  ihn,  wenn 
auch  auf  Kosten  der  übrigen  Volksgenossen,  für  die  Inter- 
essen der  fränkischen  Politik  zu  gewinnen.  Den  Anfang- 
machte er  schon  782,  indem  er  die  Grafenämter  in  Sachsen, 
vorzugsweise  aus  den  Reihen  des  einheimischen  Adels  be- 
setzte^) Es  fehlt  nicht  an  Beispielen,  die  uns  den  Haß  und 
das  Mißtrauen  erkennen  lassen,  womit  das  sächsische  Volk 
die  vom  Glauben  der  Väter  Abgefallenen,  die  zu  dem  sieg- 
reichen Frankenherrscher  übergegangen  waren  und  von  ihm 
mit  Gnaden  überhäuft  wurden,  als  Verräter  an  der  gemeinen 
Sache  verfolgte,  bis  es  durch  Lothars  Umtriebe  zum  offenen 
Aufstand  kam^).  Bis  dahin  hatten  die  Karolinger  das  säch- 
sische Volk  politisch  als  mundtot  behandelt  und  sich  daran 
genügen  lassen,  die  Edelinge  auf  ihrer  Seite  zu  wissen.  Daß 
diese  in  der  Tat  gewisse  Herrschen-echte  gegenüber  dem 
Volke  besaßen,  erhellt  aus  den  angeführten  Berichten  über 
die  Stellinga.  Der  Aufstand  war  ursprünglich  nur  gegen 
die  domini  und  die  von  ihnen  mit  Karls  Genehmigung  an- 
gemaßten Herreurechte  gerichtet,  wenn  er  auch  in  seinem 
weiteren  Verlauf  zu  einer  vollständigen  Anarchie  führte. 
Indem  Ludwig  der  Deutsche  die  Rädelsführer  mit  dem 
Tode  bestrafte*),  handelte  er  im  Geiste  der  karolingischen 
Gesetze,  insofern  diese  nicht  bloß  auf  Infidelität  gegen  den 


1)  Alan  vergleiche  das  von  Bonifatius  so  anschaulich  geschilderte 
Tötungsrecht  der  freien  Sippen  hei  Ehebruch  oder  Unzucht  ihrer  weib- 
lichen Angehörigen  { J  a  f  f  e  ,  Monum.  Mogunt.  172) .  —  *)  AnnaL 
Lauresh.  ad  a.  782  (Mon.  Germ.  Scr.  1,  32):  „Habuit  Carlas  rex  conven- 
tum  magnum  exercitus  sui  in  Saxonia  ad  Lippiubruunen  et  coustituit 
super  eam  ex  noiilissimus  Saxones  genere  comites."  —  =•)  Man  ver- 
gleiche die  Bittschrift  der  Kinder  des  Sachsen  llichart  an  Ludwig  den 
Frommen  v.J.  815  (Jaffa,  a.a.O.  319).  Daß  Richart  und  sein  Bruder 
Hicholf  sächsische  Edelinge  gewesen  waren,  wird  zwar  nicht  ausdrück- 
lich gesagt,  ergibt  sich  aber  aus  dem  ganzen  Inhalt  der  Bitt.sclirift.  Auch 
die  bekannte  Urkunde  des  Sachsen  Beunit  (Lo  e  r  s  c  h  und  Schröder^ 
Urk.  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Privalrechts  ^  iNr.  4ö)  ist  iiierher  zu  ziehen.  — 
*)  Rud.  Fuld.  ad  a.  842  (Mon.  Germ.  Scr.  1,  363):  „auctoribus  factionia 
capitali  sententiu  dampnatis". 
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König,  sondern  auch  auf  Tötung  des  „dominus"',  der  „domina" 
und  des  „ülius  domini"  die  Todesstrafe  setzten^). 

Worin  die  Rechte  der  sächsischen  Edelinge  als  „domini" " 
von  Frilingen  sonst  noch  bestanden,  ist  aus  den  Quellen 
nicht  mit  Sicherheit  zu  entnehmen.  Wir  wissen  nur  aus 
Lex  Saxonum  64,  daß  manche  Frilinge  (keineswegs  alle) 
unter  der  als  ,.tutela"  bezeichneten  Vogtei  eines  Edelings 
standen,  die  diesem  für  den  Fall  einer  Veräußerung  des 
Gut€s  seines  Mannes  ein  beschränktes  Vorkaufsrecht  ge- 
währte: „Liber  homo,  qui  sub  tutela  nohUis  cuiuslibet  erat, 
qui  iam  in  exilium  missus  est,  si  hereditatem  suam  necessi- 
tate  coactus  vendere  voluerit,  offerat  eam  primo  proxima 
6U0.  si  ille  eam  emere  noluerit,  offerat  tutori  suo  vel  ei 
qui  tunc  a  rege  super  ipsas  res  constitutus  est.  si  nee  ille 
voluerit,  vendet  eam  cuicumque  libuerit."  Bekanntlich  ist 
es  streitig,  ob  die  Worte  „qui  iam  in  exilium  missus  est"^ 
auf  den  Friling  oder  auf  seinen  adeligen  Herrn  zu  beziehen 
sind.  Sprachlich  ist  beides  möglich,  und  ebenso  steht  es 
fest,  daß  von  den  verschiedenen  Zwangsausweisungen,  die 
Karl  der  Große  in  Sachsen  anordnete,  nicht  bloß  Frilinge, 
sondern  auch  Edelinge  betroffen  wurden-).  Daß  die  Aus- 
gewiesenen ihren  heimatlichen  Grundbesitz  damit  nicht  ver- 
loren, ergibt  sich  aus  der  bereits  erwähnten  Bittschrift  von 
815,  ebenso  aber  auch,  wie  schwer  es  oft  für  sie  war,  ihre 
Rechte  daran  zu  behaupten.  Die  Ausgewiesenen  waren 
jedenfalls  immer  weit  eher  in  der  Lage,  sich  ihres  mehr 
oder  weniger  gefährdeten  und  für  sie  nutzlosen  Besitztums 
zu  entschlagen,   als   es  durch  Neuerwerbungen  noch   zu  er- 


1)  Capitulatio  de  part.  Sax.  c.  11,  c.  13.  Lex  Saxonum  25.  26.  Auch 
Unzucht  mit  der  Ehefrau,  der  Tochter  oder  Mutter  des  „dominus"  sollte 
auf  Antrag  des  letzteren  mit  dem  Tode  bestraft  werden.  Die  Tötung 
eines  fremden  Edelings  wurde  nur  mit  dessen  Wergeid  gebüßt.  Vgl. 
L.  Sax.  14.  18.  —  »)  Annal.  Mosell.  ad  a.  794  (Mon.  Germ.  Scr.  16,  498)  r 
„provinciam  usque  prope  Albiam  pervagans  non  modicam  quantitatem 
nobilium  atque  ignohilium  gentis  illius  secum  aduxit";  ad  a.  780  (ebd. 
497) :  „et  omnia  accepit  in  hospitate,  tam  ingenuos  quam  et  Udos". 
Annal.  Lauresh.  ad  a.  780  (1,  31):  „omnium  accepit  obsides,  tarn  inge- 
nuos quam  et  Udos";  ad  a.  798  (ebd.  37):  .,et  tulit  inde  illos  capitauios 
quoa  voluit,  et  de  opsidibus  quantum  ei  voluntas  fuit".  Siehe  auch  die 
S.  350  n.  angeführte  Bittschrift  von  815. 
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weitern.  und  es  kann  nicht  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers' 
gewesen  sein,  ihnen  durch  die  Einräumung  von  Vorkaufs- 
rechten Gelegenheit  zu  solchen  Neuerwerbungen  zu  geben. 
Die  Bestimmung  der  Lex  Saxonum  ist  demnach  dahin  zu 
verstehen,  daß  der  aus  dem  Lande  gewiesene  Friling,  wenn 
er  in  seiner  Notlage  zum  Verkauf  seines  heimischen  Gutes 
schreiten  will,  seinem  nächsten  Magen  den  Vorkauf  anbieten 
soll;  lehnt  dieser  ab,  so  muß,  wenn  der  Veräußerer  unter 
der  Vogtei  eines  Edelings  gestanden  hat,  auch  diesem  der  Vor- 
kauf angeboten  werden;  hat  aber  der  König  einen  Verwalter 
für  das  Besitztum  des  Verbannten  eingesetzt,  was  offenbar 
dann  geschah  wenn  der  Vogt  ebenfalls  des  Landes  verwiesen 
war,  so  geht  das  dem  letzteren  zustehende  Vorkaufsrecht  auf 
ilen  königlichen  Verwalter  über;  macht  keiner  der  Vorkaufs- 
berechtigten von  seiner  Befugnis  Gebrauch,  so  kann  der  Eigen- 
tümer verkaufen  an  wen  er  will. 

Daß  es  bei  den  Sachsen  schon  hundert  Jahre  vor  den 
Kriegen  mit  Karl  dem  Großen  einen  alle  übrigen  Volks- 
klassen weit  überragenden  Herrenstand  gab,  erfahren  wir 
aus  einer  oft  behandelten  Mitteilung  des  Beda,  der  in  seiner 
angelsächsischen  Kirchengeschichte  (5,  10)  von  den  Saclisen, 
und  zwar,  wie  der  Zusammenhang  ergibt,  zunächst  von  den 
Westfalen  berichtet:  „Non  enim  habent  regem  iidem  antiqui 
Saxones,  sed  satrapus  plurimos  suae  genti  praepositos,  qui 
ingruente  belli  articulo  mittunt  aequaliter  sortes,  et  quem- 
cumque  sors  ostenderit,  hunc  tempore  belli  ducem  omnes 
secuntur.  huic  obtemperant;  peracto  autem  hello  rursum 
aequalis  potentiae  omnes  üunt  satrapae."  Die  Wissenschaft 
ist  darüber  einig,  daß  die  „satrapae"  des  Beda  nichts  anderes 
gewesen  sind,  als  die  zu  einer  erblichen  Herrscherstellung 
gelangten  Fürsten  (principes)  der  germanischen  Zeit^).  Der 
Bericht  Bedas  bezieht  sich  auf  ein  Ereignis  aus  der  Zeit 
Pippins  des  Mittleren,  zwischen  089  und  096:  daß  aber  dio 


1)  Die  Heldensage  der  Sachsen  kannte  sie  nocli  im  10.  Jalirhundert 
als  Anführer  von  Tausendschaften,  jeder  umgeben  von  einer  hundert 
Mann  zählenden  Gefolgschaft.  Vgl.  Widukinds  res  gestae  Saxonicae  1.  9: 
^jSaxones  —  —  novem  duce.s  cum  singulis  niilibus  militum  dostinare 
non  dubitant,  et  ingressi  duces  in  castra  singuli  cum  centenis  niilitihiis, 
reliqun   multitudine  extra  castra   dimissa." 
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X'erhältnisse  noch  ein  Jahrhundert  später  unverändert  fort- 
bestanden, erkennen  wir  aus  den  Mitteilungen  der  fränki- 
schen Reichsannalen  imd  der  Annalen  Einhards  über  die 
sächsischen  ..primores'*  oder  „obtimat^*".  Zum  Jahre  775 
berichtet  Einhard,  daß  Karl  nach  Überschreitung  der  Weser 
.,cum  parte  exercitus  ad  Ovaccrum  fluvium  contendit,  ubi 
ei  Hessi.  unus  e  primoribus  Saxonum,  cum  omnibus  Ostfalais 
ei  occurrens  et  obsides,  quos  rex  imperaverat.  dedit  et  sacra- 
nientum  fidelitatis  iuravit.  inde  regresso.  cum  in  pagum  qui 
Bucki  vocatur  pervenisset,  Angrarii  cum  suis  primoribus 
üccurrerunt  et  sicut  Ostfalai.  iuxta  quod  imperaverat,  ob- 
sides  ac  sacramenta  dederunt".  Die  Reichsannalen,  die  den 
Führer  der  ..Austreleudi  Saxones"  Hassio  oder  Hassinon 
nennen,  berichten  über  die  Ergebung  der  Engem  ausführ- 
licher als  Einhard:  „Venerunt  Angrarii  in  pago  qui  dicitur 
Bucki  una  cum  Brunone  et  reliquis  obtimatibus  eorum  et 
dederunt  ibi  obsides  sicut  Austrasii."  Offenbar  war  Hessi 
oder  Hassio  der  Herzog  der  Ostfalen,  die  sich  an  der  Ocker 
ergaben,  und  Bruno  der  Herzog  der  Engem,  deren  Kapi- 
tulation im  Buckigau  (um  Bückeburgj  erfolgte.  Bei  der 
weiterhin  erwähnten  Ergebung  der  Westfalen  ist  weder  von 
ihrem  Anführer,  noch  überhaupt  von  primores  oder  obtimates 
die  Rede.  Dagegen  berichtet  Einhard  über  den  Paderborner 
Reichstag  von  777.  daß  Karl  ..totum  perfidae  gentis  senatum 
ac  populum,  quem  ad  se  venire  iusserat.  morigemm  ac  falla- 
citer  sibi  devotum  invenit.  nam  cuncti  ad  eum  venemnt 
praeter  Widokindum.  unum  ex  primoribus  Westfalaomm". 
Widukiud  war  hiernach  offenbar,  wenn  auch  die  Seele  des 
ganzen  Krieges  seines  Volkes,  doch  nur  Herzog  der  West- 
falen, während  die  Engern  und  Ostfalen  ihre  eigenen  Her- 
zöge hatten.  Da  Widukind  sich  dem  fränkischen  Sieger 
nicht  bloß  für  seine  Person,  sondern  „cum  sociis  suis''  ent- 
zogen hatte  (Reichsannalen  zu  777.  778).  so  darf  man  an- 
nehmen, daß  auch  jetzt  noch  eme  größere  Zahl  der  Fürsten 
zu  ihm  hielt.  Der  hervorragendste  unter  diesen  war  Abbio, 
der  sich  785  zusammen  mit  Widukind  „una  cum  sociis 
eorum''  ergab  und  die  Taufe  annahm.  Damit  war  nach  den 
Reichsannalen  die  Unterwerfung  der  Sachsen  entschieden: 
..et  tunc  tota  Saxonia  subiugata  est.' 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    XXIV.    Germ.  Abt.  23 
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Die  völlige  Unterwerfung  der  Fürsten  bedeutete  zugleich 
die  Unterwerfung  des  Volkes.  Denn  diese  satrapae,  pri- 
mores  oder  obtimates,  deren  Zahl  eine  recht  große  gewesen 
sein  muß,  waren  nicht  bloß  Vorsteher  der  einzelnen  Gaue 
(satrapas  plurimos  suae  genti  praepositos),  sondern  sie  bil- 
deten in  ihrer  Gesamtheit  zugleich  den  Fürstenrat,  der  Hand 
in  Hand  mit  der  Landesgemeinde  (senatus  ac  populus)  die 
Geschicke  des  Volkes  leitete.  Für  die  Stellung  des  ein- 
zelnen Fürsten  innerhalb  seines  Gaues  ist  bezeichnend,  was 
Beda  in  seinem  angezogenen  Bericht  über  das  Schicksal 
zweier  angelsächsischer  Glaubensboten,  des  schwarzen  und 
des  weißen  Heuuald,  mitteilt.  Nachdem  die  Missionare  un- 
weit des  Rheines,  also  in  Westfalen,  die  „provincia  anti- 
quorum  Saxonum"  betreten  hatten,  hielten  sie  bei  einem 
fürstlichen  Meier  Einkehr:  „intraverunt  hospitium  cuiusdam 
vilici  petieruntque  ab  eo,  ut  transmitterentur  ad  satrapam 
qui  super  cum  erat,  eo  quod  haberent  aliquid  legationis  et 
causae  utilis  quod  deberent  ad  illum  perferre."  Der  Gast- 
freund versprach,  ihren  Wunsch  zu  erfüllen,  behielt  die 
Fremden  aber  zunächst  einige  Tage  bei  sich.  Nachdem 
ilire    Absicht    ruchbar    geworden   war,    heißt    es:    „Qui    cum 

cogniti  essent  a  barbaris,  quod  essent  alterius  religionis , 

suspecti  sunt  habiti,  quia  si  pervenirent  ad  satrapam  et 
loquerentur  cum  illo,  averterent  illum  a  diis  suis  et  ad 
novam  Christiana e  fidei  rehgionem  transferrent,  sicque  pau- 
latim  omnis  eorum  provincia  veterem  cogeretur  nova  mutare 
culturam."  Sie  überfallen  und  ermorden  die  Fremden, 
werden  dann  aber  von  der  Rache  des  über  den  Friedens- 
bruch empörten  Herrn  ereilt:  „Quod  cum  satrapa  ille,  quem 
videre  volebant,  audisset,  iratus  est  valde,  quod  ad  se  venire 
volentes  peregrini  non  permitterentur;  et  mittens  occidit 
vlcanos  illos  omnes  vicumque  incendio  consumit."  Da  wir 
von  keinem  Gerichtsverfahren  hören  und  wohl  auch  keine 
handhafte  Tat  vorlag,  so  wird  ein  Fehdeakt  anzunehmen 
sein,  der,  altsächsischem  Rechte  entsprechend,  mit  dem 
Niederbrennen  der  Häuser  der  Übeltäter  verbunden  war^). 
Die    letzteren    müssen    demnach    Eigentümer    ihrer    Häuser, 


*)   Erst  aufgehoben  durcli  Capitulart-  Saxoiiic 
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also  freie  Leute  gewesen  sein;  wären  sie  Eigenleute  oder 
Lassen  des  beleidigten  Fürsten  gewesen,  so  würde  dieser 
sieh  schon  aus  eigenem  Interesse  nicht  an  ihrem  Besitztum 
vergriffen  haben.  Andererseits  hat  man  unter  den  „vicani'S 
die  den  Mord  verübt  hatten,  doch  wohl  Bauern  derselben 
Gemeinde  zu  verstehen,  innerhalb  deren  die  Missionare  ihren 
Aufenthalt  genommen  hatten.  Dann  darf  man  aber  an- 
nehmen, daß  der  „vilicus"  des  Fürsten  auch  über  ihre  Be- 
sitzungen eine  gewisse  Aufsicht  als  fürstlicher  Meier  (vgl. 
Beda  4,  24)  geübt,  der  Fürst  also  neben  seinen  obrigkeit- 
lichen Befugnissen  auch  gewisse  grundherrliche  Rechte  über 
sie  besessen  hat^).  Daß  der  Fürst  ein  Mann  in  Herrscher- 
stellung war.  ist  unverkennbar,  da  die  Mörder  der  Missionare 
eben  von  seiner  Bekehrung  zum  Christentum  die  Abwendung 
des  ganzen  Volkes  von  dem  Glauben  der  Väter  zu  fürchten 
hatten.  Er  war  ein  Mann,  der  das  Geleitsrecht  im  Gau  als 
sein  Recht  in  Anspruch  nahm;  die  Fremden  standen  schon 
durch  die  Tatsache,  daß  sie  ihn  durch  seinen  Beamten  um 
Entgegennahme  ihrer  Botschaft  ersucht  hatten,  in  seinem 
Frieden,  und  die  Verletzung  dieses  Friedens  von  Seiten  der 
Gaubewohner  war  eine  unmittelbare  Verletzung  für  ihn. 
Die  vornehmen  Angelsachsen,  im  Gegensatz  zu  dem  „pauper 
\Tilgus",  der  „plebs",  den  „rustici"  oder  „mediocres",  werden 
bei  Beda  als  „principes"',  „consiliarii  regis",  „optimates 
regis'",  „maiores  natu",  „nobiles",  „regii  viri"  oder  „milites" 
bezeichnet").  Indem  er  für  die  sächsischen  Herren  eine 
andere  Bezeichnung  (satrapa)  wählte,  kam  es  ihm  offenbar 
nicht  sowohl  darauf  an,  ihre  vornehmere  Stellung,  als  viel- 
mehr ihre  Herrscherstellung,  die  sie  als  Kleinkönige  er- 
scheinen ließ,  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Anders  war  die  Ausdrucksweise  der  fränkischen  Annalen, 
deren  Verfasser  in  den  sä<!hsischen  Fürsten,  zumal  nachdem 
sie  durch  den  Sieger  ihrer  Hoheit^rechte  entkleidet  worden 
waren,  nur  eine  wirtschaftlich  und  sozial  bevorzugte  Klasse 
gleich  den  einheimischen  Hochfreien  erblickten.  Die  letzteren 
erscheinen  in  den  Annalen  als  „clari  atque  nobiles"  (Einhard 


»)  Man    wird    dabei    an    den    königliehen  Verwalter  in  L.  Sax.  64 
>.  351)  erinnert.  —  *)  Vgl.  Beda  2,  13.  14.    -3,  27.    4,  22.   5,  10. 
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zu  782),  „nobiles"  (Reichsannalen  zu  819),  „primores  et  opti- 
mates  Francorum"  (Einhard  zu  806),  „Francorum  et  Danorum 
primores"  (Reichsannalen  zu  811).  Besonders  beachtenswert 
sind  solche  Stellen,  die  sich  zugleich  auf  die  sächsischen 
Herren  beziehen:  „Francorum  et  Saxonum  primores"  (Reichs- 
annalen zu  813);  „non  universi  Franciae  primores,  sed  de 
Orientali  Francia  atque  Saxonia,  Baioaria,  Alamannia  atque 
Alamanniae  contermina  Burgundia  et  regionibus  Rheno  ad- 
iacentibus"  (ebd.  zu  823);  „ex  nobilitate  Francorum  quam 
Saxonum"  (Einhardi  Vita  Karoli  8). 

Man  sieht,  daß  sich  der  Übergang  der  sächsischen 
Fürstengeschlechter  in  den  fränkischen  Herrenstand  bereits 
vorbereitete^).  Aber  während  die  Angehörigen  des  letzteren 
nie  in  der  fränkischen  Rechtssprache,  sondern  nur  in  Profan- 
quellen und  auch  hier  nur  gelegentlich  als  „nobiles"  vor 
den  übrigen  Freien  ausgezeichnet  wurden,  das  deutsche 
„edeling"  also  bei  den  Franken  und  nicht  minder  bei  den 
Alamannen  und  Baiern  seine  technische  Bedeutung  als  Be- 
zeichnung eines  bevorzugten  Geburtsstandes  vollständig  ein- 
gebüßt hatte ^),  können  unter  den  „nobiles"  und  „Edelingen" 
der  Sachsen  nur  die  Angehörigen  des  alt^n  Volksadels  ver- 
standen werden,  also  die  Nachkommen  der  satrapae  des 
Beda,  die  capitanei,  primores  und  optimates  der  Sachsen- 
kriege, die  im  Gegensatz  zu  dem  gemeinfreien  popiUus  den 
senatus  des  Sachsenvolkes  gebildet  hatten^). 

Durch  die  Unterwerfung  der  Sachsen  unter  Karl  wurden 
ihre  bisherigen  Fürsten  ihrer  hoheitlichen  Stellung  entkleidet 


1)  Vgl.  S.  357  n.  —  2)  Hier  bezogen  sich  beide  Worte  in  der  Kegel 
schlechthin  auf  die  Freien  (vgl.  S.  369).  Daß  dem  Franken  Nithard 
die  sächsischen  Edelinge  als  etwas  Besonderes,  seinen  heimatlichen 
Anschauungen  Fremdartiges  erschienen,  ist  unverkennbar  (vgl.  S.  369). 
Überhaupt  mutet  die  Art,  wie  er  und  Rudolf  von  Fulda  die  sächsischen 
Standesverhältnisse  schildern,  uns  fast  wie  eine  moderne  Schilderung 
der  indischen  Kastenordnung  an.  Die  untechnische  Bedeutung  des 
Wortes  „nobilitas"  bei  den  Franken  zeigt  auch  Walafried  Strabo,  wenn 
er  in  der  Vorrede  zu  Einhards  Vita  Karoli  von  dem  Verfasser  berichtet, 
er  sei  befördert  worden  „pocius  propter  singularitatem  capacitatis  —  . — 
quam  ab  nobilitatis,  quod  in  eo  minus  erat  insigne".  —  ')  Im  Heliand 
(Vers  4481  f.)  wird  dementsprechend  der  hohe  Rat  der  Juden  nl  aitali 
bezeichnet. 
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und  durch  das  Christentum  verloren  sie  ihren  bis  auf  Wodan 

zurückführenden  Stammbaum,  aber  ihre  privaten  und  sozialen 
Vorrechte  vor  den  übrigen  Klassen  des  sächsischen  Volkes 
büßten  sie  nicht  ein.  Sie  bildeten  einen  media tisierten  hohen 
Adel,  ähnlich  wie  ihn  die  Ereignisse  von  1806  aufs  neue  ins 
Leben  gerufen  haben.  Wer  diese  Tatsache  in  Abrede  stellen 
will,  muß  zunächst  beweisen,  wo  denn  die  zahlreichen  ..sa- 
trapae"  der  altsächsischen  Verfassung  geblieben  sind.  Es 
genügt  nicht,  mit  Heck  beiläufig  von  einzelnen  wenigen 
Geschlechtern  zu  sprechen,  welche  die  durch  Karl  den 
Großen  herbeigefülirte  Katastrophe  überdauert  hätten,  in 
der  Folgezeit  aber  unter  dem  neuaufkommenden  Herren- 
stande ebenfalls  verschwunden  wären.  Der  Versuch  Lothars, 
den  sächsischen  Adel  seiner  Vorrechte  zu  berauben,  schei- 
terte an  dem  tatkräftigen  Eingrifen  Ludwigs  des  Deutschen, 
der  die  Stellinga  niederwarf  und  die  frühere  Autorität  des 
Adels  wiederherstellte.  Erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des^ 
9.  Jahrhunderts  kann  der  Verfall  des  alten  Volksadels  be- 
gonnen haben  ^).  So  mancher  Edeling  verarmte  und  verior 
dadurch  den  Zusammenhang  mit  den  früheren  Standesge- 
nossen-): so  manches  Geschlecht  starb  aus  oder  ging  sonst- 
wie zugrunde,  während  andere  unter  den  neuen  Verhältnissen 
80  sehr  zu  Macht  und  Reichtum  gelangten,  daß  sie  die  Er- 
innerung an  ihre  minder  begünstigten,  wenn  auch  noch  so 
erlauchten  Ahnen  verloren.  Dazu  kam.  daß  in  zunehmendem 
Maße,  zumal  durch  Vermittlung  des  geistlichen  Standes, 
homines  novi  emporstiegen,  von  denen  zum  Teü  neue,  den 
alten    Adel    weit    überstrahlende    Geschlechter    ausgingen*). 


*)  Dafi  zwischen  deu  Augehorigen  den  isäcbsiechen  Adelä  uud 
Holchen  des  fränkischen  Herrenstandes  unbedenklich  Ehen  geschlossen 
wurden  und  höchstens  darüber  Streit  entstand,  nach  welchem  Stammes- 
recht die  Ehe  zu  schließen  sei,  zeigt  der  Bericht  über  das  Konzil  von 
Tribur  V.  J.  895  (Mon.  Germ.  Capitul.  2,  207.  c.  1.  X.  de  sponsalibus  4,  1): 
j^e  Francia  nobilis  quidam  homo  nobilem  de  Saxonia  Saxonum  lege 
dxixit  uxorem."  —  *;  Beispiele  bei  Heck,  Gemeinfreie  21.  310.  —  »)  Von 
Hermann  Billung  berichtet  Adam  von  Bremen  (Hist.  eccl.  Hammaburg. 
2.  8):  „Vir  iste  pauperibus  ortus  natalibus,  primo,  ut  aiunt,  septem 
mansis  totidemque  manentibus  ex  hereditate  parentum  fuit  contentus." 
Wahrscheinlich  war  er  adeliger  Herkunft,  jedenfalls  aber  war  diese  in 
Dunkel  sehüllt. 
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Nur  wer  sich  besonders  glänzender  Ahnen  rühmen  konnte, 
wie  die  Ottonen  als  Nachkommen  des  gewaltigen  Widukind, 
hielt  den  Zusammenhang  seines  Geschlechts  mit  den  alten 
Edelingen  noch  fest.  Was  sich  dabei  von  den  ehemaligen 
Rechten  des  Adels  über  die  geringeren  Volksklassen  erhalten 
haben  mag,  wird  sich  schwerlich  noch  feststellen  lassen; 
vielleicht  daß  in  der  Stellung  der  sächsischen  Malmannen, 
möglicherweise  auch  der  Biergelden,  noch  Reste  alter  Unter- 
tänigkeit gegenüber  den  „Herren"  zu  finden  sind. 

Denn  als  „Herren"  (domini)  erscheinen  die  sächsischen 
Edelinge  der  karolingischen  Zeit^),  und  zwar  nicht  bloß  in 
Beziehung  zu  ihren  abhängigen  Leuten^),  sondern  auch  in 
abstraktem  Sinne,  sie  bilden  eben  den  Herrenstand,  den 
Karl  für  den  Verlust  seiner  bisherigen  Hoheitsrechte  teils 
durch  die  Übertragung  fränkischer  Staatsämter  innerhalb 
ihrer  heimischen  Provinz,  teils  durch  Überhäufung  mit 
Gnadenerweisungen  und  Privilegien  zu  entschädigen  wußte. 
Die  beiden  sächsischen  Kapitularien  zeigen,  abgesehen  von 
den  bereits  erwähnten  Bestimmungen  zum  Schutze  der 
„domini"  gegenüber  ihren  Leuten,  noch  keine  besondere 
Berücksichtigung  der  nobiles.  Andei-s  die  Lex  Saxonum. 
Allerdings  enthält  diese  eine  Reihe  von  Bestimmungen  straf- 
rechtlichen oder  privatrechtlichen  Inhalts,  die  ihrer  Natur 
nach  für  das  ganze  Sachsenvolk  ohne  Unterschied  der  Stände 
Geltung  haben  mußten  (c.  19.  21—24.  27—39.  41.  42.  44—48. 
50 — 63.  66),  darunter  zwei,  bei  denen  der  Unterschied  der 


1)  Der  Heliand  verwendet,  iu  Übereinstimmung  mit  der  altsächsi- 
schen Genesis,  Bezeichnungen  wie  ,,eder',  „edelgeboren"  u.  dgl.  m.  ge- 
wöhnlich nur  da,  wo  es  sich  nach  der  Auffassung  des  Verfassers  um 
ein  wirklich  erlauchtes  Geschlecht  handelt  (vgl.  S.  369  n.)-  Aber  auch 
die  Zollherren,  in  deren  Dienst  der  Jünger  Matthäus  früher  gestanden 
hat,  sind  ihm  edle  Männe-r:  „was  im  ambahteo  edilero  mannO,  skolda 
thär  te  is  Mrron  handun  antfahau  tins  endi  tolna"  (Vers  1193  fr.),  und 
in  der  Wiedergabe  des  Gleichnisses  von  dem  Landmann,  dem  der  Feind 
Unkraut  unter  den  Weizen  gesät  hat  (Ev.  Matth.  13,  24flf.),  erscheint 
jener  als  „6n  adales  man",  der  über  seine  „hagastaldös",  „erlös", 
„thegnds"  als  „herro"  und  „thiodan"  gebietet  (Vers  2542 ff.).  Unrichtig 
Heck,  Gemeinfreie  312  f.  —  •)  Noch  eine  Verordnung  Karls  des  Dicken 
für  Corvey  (vgl.  Heck  319)  spricht  von  der  Heerfahrtspflioht  der  „no- 
biles" ,,cum  suo  populo". 
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Stände  zwar  betont  wird,  aber  ohne  daß  einer  derselben 
besonders  hervorträte  (c.  19.  36).  Alle  übrigen  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  beziehen  sich  auf  Verhältnisse  des 
Adels  und  berücksichtigen  die  übrigen  Stände  nur  beiläufig, 
zum  Teil  (c.  16)  unter  ausdrückücher  Verweisung  auf  ent- 
sprechende Anwendung  der  Adelsnormen.  Ich  muß  dies 
jetzt  auch  von  den  Bestimmungen  über  Mundschatz  und 
Mundbrüche  behaupten,  deren  Beträge  ich  früher  auf  den 
Gemeinfreien  bezogen  habe.  Wenn  die  Eheschließung  einen 
Mundschatz  von  300  Sol.  erforderte  (c.  40.  43.  49),  so  be- 
deutete dies  für  den  Bräutigam  ein  Opfer  im  Werte  von 
120  Pflugstieren,  wie  es  selbstverständlich  nur  von  einem 
großen  Grundherrn,  aber  nicht  von  einem  einfachen  Bauern 
gebracht  werden  konnte^).  Noch  entscheidender  sind  die 
Bestimmungen  über  die  Entführung  eines  Mädchens,  die 
(abgesehen  von  dem  etwa  noch  zu  zahlenden  Mundschatz) 
«it  300  Sol.,  unter  Umständen  mit  540  Sol.,  bei  Entführung 
der  Braut  eines  anderen  aber  mit  600  Sol.,  unter  Umständen 
mit  900  Sol.  gebüßt  wurde,  während  das  W^rgeld  einer 
freien  Jungfrau  320  Sol.,  das  einer  adeligen  aber  1960  Sol. 
ausmachte.  So  hohe  Mundbrüchen  waren  doch  nur  denkbar, 
wenn  es  sich  um  die  Entführung  einer  Adeligen  handelte. 
Was  mich  früher  bewogen  hatte,  jene  Bestimmungen  auf 
die  Gemeinfreien  zu  beziehen,  waren  die  von  mir  als  Wer- 
geid des  Entführers  gedeuteten  240  Sol.,  die  (neben  der 
ein-  oder  mehrfachen  Mundbrüche  an  Mundwalt,  Bräutigam 
und  Mutter)  an  die  wider  ihren  Willen  Entführte  zu  ent- 
richten sind  (c.  40).  Ich  sehe  darin  jetzt  entweder  eine 
selbständige  zweite  Entführungsbuße  oder  einen  Zuschlag 
zu  der  Mundbrüche  nach  dem  Vorbilde  der  rätselhaften 
120  +  120  Sol.,  die  c.  14  als  Zuschlag  zu  dem  Adelswergeide 
erwähnt  werden. 

Das  ganze  Gepräge  der  Lex  Saxonum  läßt  erkennen, 
daß  Karl  zur  Zeit  ihrer  Abfassung  den  sächsischen  Adel 
als  denjenigen  Teil  des  unterworfenen  Volkes  ansah,  mit 
dem    er  politisch    allein    zu    rechnen    hatte.     Frilinge    und 


§1)   Zu  dl 
e  Ehefrau 


^)   Zu  dem  Mundschatz  kam  dann   noch  die  Morgengabe  (dos)   an 
;e  Ehefrau. 
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Lassen  kamen  für  ihn  ebenso  wie  später  für  Ludwig  cTen 
Frommen  und  seine  Söhne  erst  in  zweiter  Reihe  in  Betracht^ 
und  zwar  zunächst  mehr  in  der  Richtung  der  Abwehr  als 
in  derjenigen  landesväterlicher  Fürsorge.  Wie  Ludwigs 
Oapitulare  von  816  c.  3  (1,  269)  die  Reduktion  der  salischeu 
Wergelder  vom  Gold-  auf  den  Silbersolidus  nur  mit  der 
Beschränkung  eintreten  ließ,  daß  der  von  einem  Sachsen 
oder  Friesen  erschlagene  Franke  nach  wie  vor  mit  dem 
Wergeide  zu  200  Sol.  in  Gold  gebüßt  werden  sollte,  so 
billigte  er  auch  dem  durch  den  Volkshaß  besonders  ge- 
fährdeten sächsischen  Adel  an  Bußen  und  Wergeid  das  Drei- 
fache der  bisherigen  Beträge  zu.  Die  Capitulatio  de  part. 
Saxoniae  drückt  das  Verhältnis  des  nobilis,  ingenuus  und  litus- 
in  den  Zahlen  120  :  60  :  30  (c.  19)  und  60  :  30  :  15  (c.  20.  21), 
das  Cap.  Saxonicum  von  797  in  den  Zahlen  4:2:1  (c.  5) 
und  12:6:3  oder  12:6:4  aus^).  Die  herrschende  Mei- 
nung hat  daraus  geschlossen,  daß  auch  die  Bußen  und  Wer- 
gelder der  Sachsen  bis  zur  Lex  Saxonum  in  dem  Verhältnis 
von  4:2:1  gestanden  haben  und  erst  in  diesem  Gesetze 
die  Beträge  für  den  Adel  auf  das  Dreifache  erhöht  seien. 
Eine  weitere  Begünstigung  des  Adels  zeigt  sich  darin,  daß 
dem  Edeling  als  Beklagten  in  einer  Reihe  von  Fällen  der 
Reinigungseid  mit  zwei  Eideshelfern  gestattet  ist  (L,  Sax. 
1.  6.  9.  17),  während  liberi  und  liti  den  Volleid  selbzwölft 
zu  schwören  haben  (c.  16.  17).  Zieht  man  weiter  den  ver- 
schärften Rechtsschutz  der  „domini"  gegenüber  ihren  Leuten 
(c.  25.  26)  und  die  Sicherstellung  des  herrschaftlichen  Vor- 
kaufsrechtes (oben  S.  352),  sowie  andere,  uns  nur  teilweise 
bekannte  Begünstigungen,  die  dem  Adel  seit  Karl  zu  teil 
geworden  waren  (vgl.  S.  349  f.),  in  Betracht,  so  muß  die  gün- 
stige Aufnahme,  die  Lotliars  Einflüsterungen  bei  den  Bauern 
fanden,  durchaus  erklärlich  erscheinen. 


»)  Daß  die  von  Heck  übernommene  handschriftliche  Lesart  iu 
c.  3  „nohiliores  Saxones  solidoa  12,  ingenui  5,  litt  4  conponant"  auf 
^nem  Schreibfehler  beruht  und  statt  5  jedenfalls  6  zu  lefien  ist,  unter- 
liegt nicht  dem  mindesten  Zweifel.  Sehr  ansprechend  ist  die  Ver- 
mutung von  B  o  r  e  t  i  u  8  ,  daß  die  IUI  bei  den  liti  durch  Verschiebung 
einer  noch  zu  den  ingenui  gehörigen  I  entstanden,  also  12  :  6  :  3  zu 
lesen  sei.    Immerhin  begegnet  die  Abstufung  12  ;  6  :  4  auch  !>.  Sax.  .'J6. 
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Die  sächsischen  Ständeklassen  bestanden  nach  Nithard 
und  Rudolf  von  Fulda  aus  den  mbiles  oder  Edelingen,  den 
ingenuUes  (liberi)  oder  Frilingen,  den  serviles  (Uberti)  oder 
Lassen  und  den  von  Xithard  übergangenen  servi.  In  den 
fränkischen  Annalen  (Ann.  Lauresh.  und  Ann.  Mosell.)  werden 
die  drei  ersten  Klassen  als  nobiles  (capitanei).  ingenui  und 
Udi  bezeichnet,  dabei  die  beiden  letzteren  als  ignobiles  den 
Eidelingen  gegenübergestellt  (S.  351  n.).  Die  Capitulatio  de 
partibus  Saxoniae  unterscheidet  nobiles,  ingenui  und  litt 
(c.  15.  17.  19.  20.  21),  das  Capitulare  Saxon.  v.  797  nobiliores 
Saxones,  ingenui  und  liti  (c.  3.  5),  die  Lex  Saxonum  nobiles, 
liberi,  liti  (c.  16.  17.  36.  64),  ferner  die  servi  (c.  17.  50—53): 
unter  den  Liten  treten  die  liti  regis  als  eine  besondere  Klasse 
hervor  (c.  65). 

Wenn  Einhard  und  die  Reichsannalen  senatum  ac  populus 
der  Sachsen  unterscheiden  und  an  anderer  Stelle  von  den  Ost- 
falai  und  Angrarii  mit  ihren  primores  oder  obtimates  sprechen 
(S.  353),  so  kann  man  unter  den  vom  Adel  unterschiedenen 
Volksgenossen  nur  die  Frilinge  (ingenui,  liberi)  verstehen,  sie 
waren  ihnen  der  eigentliche  Kern  des  Volkes^),  dem  gegen- 
über, zumal  wenn  noch  die  Lassen  hinzutraten,  die  privile- 
gierten Edelinge  eine  verschwindende  Minderheit  bildeten 
(S.  348).  In  den  Frilingen  finden  wir  die  ..Nachbarn"  (vicani) 
des  Beda  (^S.  354)  wieder,  ebenso  die  pagenses  oder  vicini 
(vicinantes,  convicini)  des  Capitulare  Saxonicum  v,  797  c.  4, 
die  im  Landgericht  an  der  Urteilsfindung  und  den  von  der 
Gerichtsgemeinde  erhobenen  Friedensgeldern  teilnahmen. 
Als  das  Gauvolk  (pagenses)  werden  sie  in  der  mehrfach  er- 
wähnten Bittschrift  von  815  (S.  350  n.)  neben  den  adeligen 
propinqui  des  Bittstellers  genamit.  Andererseits  wurden  sie 
auch,  als  pagenses  mit  den  Edelingen  und  Liten  zusammen- 
gefaßt, durch  die  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  c.  15  zu 
Kirchengemeinden  organisiert,  denen  die  Ausstattung  der 
Kirche  mit  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Widem  und 
nach  Gruppen  von  je  120  Hausvätern  die  Abtretung  von  je 
pinem  Knecht   und  einer  unfreien  Magd   oblag:   „Ad  unam- 

*)  Vgl.  Heck.  Geineinfreie  71:  ,,Der  Gebrauch  der  Stammesnameu 
als  Standesbezeichnunj:  für  die  Gemeinfreien  ist  allgemein  verbreite 
«md  unbestritten." 
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quamque  ecclesiam  curte  et  duos  mansos  terrae  pagenses  ad 
ecclesiara  recurrentes  condonant,  et  inter  centum  viginti 
homines,  nobiles  et  ingenuis  similiter  et  litos,  servum  et  an- 
cillam  eidem  ecclesiae  tribuant."  Der  über  homo  war  ein 
freier  Grundbesitzer,  der  sich  im  einzelnen  Falle  unter  einer 
gewissen  Vogtei  eines  Edelings  befinden  mochte,  aber  selbst 
durch  diese  nur  durch  ein  sekundäres  Vorkaufsrecht  des 
Herrn  in  der  Verfügung  über  sein  Eigentum  beschränkt 
war  (S.  351  f.). 

Über  die  Gliederung  der  sächsischen  Stände,  wie  sie 
sich  aus  den  hier  zusammengestellten  Quellenaussprüchen 
ergibt,  bestand  bis  zu  den  während  des  letzten  Jahrzehnts 
veröffentHchten  Arbeiten  Hecks  in  der  Wissenschaft  völlige 
Übereinstimmung.  Man  sollte  meinen,  daß  die  Quellen  eine 
so  deutliche  Sprache  reden  und  der  historische  Zusammen- 
hang mit  den  von  Tacitus  geschilderten  Verhältnissen  der 
germanischen  Urzeit  so  auf  der  Hand  liegt,  daß  eine  vor- 
urteilslose Betrachtung,  welche  die  Quellen  objektiv  auf  sich 
Avirken  läßt  und  keine  vorgefaßte  Meinungen  in  diese  hinein- 
trägt, zu  keinem  anderen  Ergebnis  kommen  könne.  Und 
dies  um  so  mehr,  als  die  Standesgliederung  bei  den  Friesen 
und  Thüringern  mit  der  sächsischen  durchaus  übereinstimmte 
und  sich  nur  durch  eine  erhebliche  Abschwächung  der  Adels- 
vorrechte von  ihr  unterschied.  Insbesondere  läßt  sich  der 
thüringische  „adaling",  der  an  Buße  und  Wergeid  auf  das 
Dreifache  des  „liber"  und  auf  die  sechsfache  Buße  des 
„servus  a  domino  per  manumissionem  donatus"  eingeschätzt 
war  (L.  Angl.  et  Wer.  1—9.  12  f.  16  f.  24  f.  42.  45),  ebenso 
zweifellos  wie  der  sächsische  Edeling  auf  die  altgermanischen 
Fürsten  zurückführen.  So  berichtet  Widukind  (Res  gestae 
Saxonicae  1,  6)  im  Anschluß  an  die  Heldensagen  seines 
Volkes:  „Saxones  —  —  occurrunt  Thuringis  condicto  loco. 
cumque  viderent  hostes  inermes,  et  omnes  principes  Thuringo- 

nim  adesse, super  inermes  et  inprovisos  irruunt",  und 

weiter  heißt  es  (1,  9)  von  dem  Thüringerkönig  Irminfrid, 
daß  er  „convocatis  principibus  et  necessariis  amicis"  über 
die  den  fränkischen  Gesandten  zu  erteilende  Antwort  Rat 
gehalten  habe.  Von  Bonifatius  berichtet  sein  Biograph  Willi- 
bald (Vita  s.  Bonifatii  c.  5,  Jaffe,  Mon.  Mog.  S.  446)  zum 
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Jahre  719:  „Sanctiis  vir  in  Tyringia  iuxta  insitum  sibi  man- 
datum  apostolici  pontificis  senatores  denique  plebis,  totius 
populi  principes.  verbis  spiritalibus  affatus  est  eosque  ad 
veram  agnitionis  viam  —  —  provocavit",  und  weiter  zum 

Jahre  723  (c.  6,  Jaffe  S.  453):  ,M  Thyringiam pro- 

fectus  est  et  seniores  plebis  populique  principes  aflfatus". 
Wie  einst  die  angelsächsischen  Glaubensboten  sich  an  einen 
sächsischen  Fürsten  gewendet  hatten,  um  durch  seine  Be- 
kehrung den  ganzen  Gau  für  ihre  Heilsbotschaft  zu  g*e- 
winnen  (S.  354).  und  wie  die  fränkischen  Reichsannalen  nach 
der  Unterw'erfung  der  letzten  Edelinge  die  Unt«rwerfimg 
Sachsens  als  beendigt  ansahen  (S.  353).  so  ging  hier  Boni- 
fatius,  und  zwar  im  Auftrage  des  Papstes,  zunächst  zu  den 
Fürsten  des  Landes,  weil  er,  wenn  sie  erst  für  Rom  gewonnen 
waren,  darauf  rechnen  durfte,  auch  das  Volk  zu  gewinnen. 
Und  das  zu  einer  Zeit,  wo  die  Thüringer  schon  seit  fast  zwei 
Jahrhunderten  zum  Frankenreiche  gehörten  und  ihre  Gau- 
ftirsten  längst  ihre  Hoheitsrechte  an  den  Frankenkönig  und 
seine  Grafen  hatten  abgeben  müssen! 

Indem  Heck  das  völlige  Verschwinden  des  alten  Volks- 
adels behauptet  und  in  den  Edelingen  der  Sachsen,  Friesen 
und  Thüringer  nur  gemeinfreie  Leute  sieht,  die  den  fränki- 
schen ingenui  durchaus  gleichstanden,  ist  er  genötigt,  den 
Frilingen  (ingenui,  liberi)  dieser  Stänmie  eine  andere  Stel- 
lung zuzuweisen  und  sie  für  Minderfreie  zu  erklären,  die 
sich  aus  Freigelassenen,  Fremden  und  Unehelichen  zusammen- 
gesetzt hätten.  Er  beruft  sich  dafür  u.  a.  (Gemeinfreie  344  ff.) 
auf  den  zum  Teil  aus  Rudolf  von  Fulda  (Transl.  St.  Alexandri), 
zum  Teil  aus  alten  Heldenliedern  geschöpften  Bericht  Widu- 
kinds  (Res  gestae  Sax.  1,  14)  über  die  Besitznahme  des  Nord- 
thüringgaues  durch  die  Sachsen  infolge  ihrer  Teilnahme  an 
der  Unterwerfung  der  Thüringer  durch  den  Merowinger 
Theodrich  L  (bei  Widukind  Huga,  d.  i.  Hugdietrich,  ge- 
heißen): „Saxones  —  —  possessa  terra  [sc.  Thuringorum] 
summa  pace  quieverunt,  societate  Franconim  atque  amicitia 
usi.  parte  quoque  agrorum  cum  amicis  auxiliariis  vel  manu- 
missis  distributa,  reliquias  pulsae  gentis  tributis  condempna- 
verunt,  unde  usque  hodie  gens  Saxonica  triformi  genere  ac 
lege    praeter    conditionem    servilem    dividitur.'*     Widukind 


364  Richard  Schröder, 

nennt  die  von  ihm  gemeinten  drei  Stände  nicht,  wohl  aber 
sein  Zeitgenosse  Hucbald  (Vita  Lebuini,  Mon.  Germ.  Scr. 
2,  361):  „Sed  erat  gens  ipsa,  sicuti  nunc  usque  consistit, 
ordine  tripartito  divisa.  sunt  denique  ibi  qui  illorum  lingua 
edlingi,  sunt  qui  frilingi,  sunt  qui  lazzi  dicuntur,  quod  in 
latina  sonat  lingua:  nohiles,  ingenuiles  atque  serviles.''  Die 
wörtlich  aus  Nithard  (oben  S.  348)  entnommene  Stelle  be- 
stätigt uns,  daß  die  von  letzterem  geschilderte  Ständeglie- 
derung in  der  ersten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  noch  be- 
stand, und  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  auch  Widukind 
dieselben  drei  Klassen  gemeint  hat.  Eine  unbefangene 
Quellenforschung  muß  daraus  folgern,  daß  die  tiberragende 
Stellung  des  sächsischen  Adels,  die  nur  vorübergehend  durch 
den  Aufstand  der  Stellinga  erschüttert  worden  war,  sich  nach 
Niederwerfung  der  letzteren,  aller  Verschiebungen  innerhalb 
des  Herrenstandes  ungeachtet,  noch  ein  volles  Jahrhundert 
erhalten  hatte,  wie  ja  auch  die  Volksrecht«  noch  fortdauernd 
in  Geltung  geblieben  waren,  Widukind  denkt  gar  nicht 
daran,  daß  über  den  Begriff  der  von  ihm  oft  genug  erwähn- 
ten „nobiles"  irgend  ein  Zweifel  entstehen  könnte,  nur  über 
die  Entstehung  des  dritten  Standes  will  er  Aufschluß  geben, 
indem  er  ihn  in  sagenhafter  Weise  von  den  unterworfenen, 
aber  nicht  verknechteten  Thüringern  ableitet^).  Wenn  er 
nebenher  auch  von  der  Sage  über  die  Vermehrung  des  in- 
folge des  Krieges  geschwächten  populus  Saxonum  durch  die 
Aufnahme  fränkischer  Elemente  (amici  auxiliarii)  und  durch 
Freilassungen  zu  berichten  weiß,  so  erinnert  dies  an  die 
Stammessage  der  Langobarden,  die  ebenfalls  ihr  durch  zahl- 
reiche Kriege  vermindertes  Heer  durch  Freilassungen  ver- 
mehrten^). Hier  erfahren  wir  ausdrücklich,  daß  die  Frei- 
lassung durch  Waffenreichung  erfolgte,  also  eben  durch  die 


*)  Ähnlich  Adam  von  Bremen,  Gesta  Hammab.  eccl.  1,  4  (2.  Hälfte 
des  11.  Jahrhunderts)  und  Ssp.  III,  44  §  3.  Die  Vorlage  Widukinds 
(Transl.  St.  Alexandri,  Mon.  Germ.  Scr.  2,  675)  spricht  nur  von  Kolonen: 
„Qui  [Saxones]  eam  [terram]  sort«  dividentes,  cum  raulti  ex  eis  in 
hello  cecidissent  et  pro  raritate  eorum  tota  ab  eis  occupari  non  potuit, 
partem  illius,  et  eam  quam  maxime  quae  respicit  orientem,  colonis  tra- 
debant,  singuli  pro  .sorte  sua,  sub  tributo  exercendam.  cetera  vero  loc«. 
ipsi  possjderunt."  —  ")   Vgl.  Paul.  Diao.  1.   13. 
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Form,  die  nach  altgermanischem  Rechte  den  früheren  Knecht 
-/um  volkfreien  Heermann  (fulcfree  et  amund)  machte.  So 
kann  auch  die  sächsische  Überlieferung  nicht  daran  gedacht 
haben,  daß  man  in  den  Freigelassenen  Sachsen  zweiter  Güte 
geschaffen  habe.  Und  ebenso  ist  es  selbstverständlich,  daß 
die  „amici  auxiliarii"  als  gleichberechtigte  Heermänner  ge- 
dacht sind,  die  das  sächsische  Volk  als  solches  aufnahm,  und 
nicht  etwa  als  bloße  Schutzgenossen  in  der  Pflegschaft  ein- 
zelner Gemeindeglieder.  Aber  selbst  wenn  die  Mitteilung 
Widukinds  die  ihr  von  Heck  beigelegte  Bedeutung  gehabt 
hätte,  so  würde  sie  doch  für  die  historische  Forschung  durch- 
aus belanglos  sein,  da  man  sie  in  diesem  Falle  nur  als  eine 
den  Ereignissen  um  400  Jahre  nachhinkende  antiquarische 
Spekulation,  aber  nicht  als  ein  quellenmäßiges  Zeugnis  be- 
trachten könnte^). 

Die  Heck  sehen  Ausführungen  kranken  an  drei  Grund- 
fehlern, durch  die  der  Verfasser,  so  gelehrt  und  scharfsinnig 
und  in  \'ielen  Einzelheiten  ergebnisreich  seine  Untersuchungen 
auch  sind,  von  vornherein  auf  Abwege  geraten  mußte.  Der 
erste  Fehler  ist  die  merkwürdige  Nichtbeachtung  des  alt- 
germanischen Adels,  der  uns  bei  Tacitus  und  anderen  römi- 
schen Schriftstellern  als  ein  so  bedeutsamer  Faktor  in  Staat 
und  Gesellschaft  entgegentritt  und  sich  bei  allen  germani- 
schen Stämmen  bis  über  die  Völkerwanderung  hinaus,  bei 
Sachsen,  Friesen  und  Thüringern  aber  bis  in  die  spätkaro- 
lingische  Zeit  unentwegt  erhalten  hat").  Karl  dem  Großen 
hat  der  sächsische  Adel  das  Leben  sauer  gemacht  ■wie  sonst 
keiner  unter  seinen  zahlreichen  Gegnern,  dann  aber  wurde 
er,  einmal  für  den  Frankenkönig  gewonnen,  das  zuverlässigste 


1)  Vgl.  Vinogradoff,  ZRG.  36.  185  n.  —  s)  Seltsam  berührt 
es,  wenn  Heck,  Gemeinfreie  4,  bemerkt :  „Beachtenswert  ist,  daß 
auch  die  Vertreter  der  herrschenden  Ansicht  annehmen,  daß  der  Volks- 
adel bald  nach  seinem  Auftreten  wieder  verschwunden  .sei."  Man  er- 
wäge, daß  der  Volksadel  von  Tacitus  bis  zum  Ausgange  der  Karolinger- 
zeit, also  durch  volle  neun  Jahrhunderte  bezeugt  ist!  Ungefähr  ebenso- 
lange besteht  heute  der  aus  dem  fränkischen  Herrecstande  neu  hervor- 
gegangene hohe  Adel,  der  den  alten  Volksade4  abgelöst  hat.  Was  würde 
man  von  einem  späteren  Rechtshistoriker  sagen,  wenn  er  neben  dem 
Volke  nur  die  regierenden  Häuser  berücksichtigen,  die  mittelbar  ge- 
wordenen Standesherren  aber  ignorieren  wollte? 
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und  von  der  Krone  allein  beachtete  Bindeglied  zwischen  dem 
Herrscher  und  den  unterworfenen  Sachsen.  Auch  den  Auf- 
stand der  Stellinga  hat  Heck  nicht  genügend  gewürdigt. 
Wenn  die  sächsischen  nobiles  den  Kern  der  Bevölkerung, 
die  Gesamtheit  der  freien  Bauern,  umfaßten  und  Heck  sich 
ausdrücklich  dagegen  verwahrt,  daß  er  sie  für  Grundherren 
erklärt  habe,  wie  soll  man  es  dann  verstehen,  daß  die  „in- 
finita  multitudo"  des  Volkes  sich  gegen  sie  verbündete^),  sie 
gewaltsam  aus  dem  Lande  vertrieb  und  nur  durch  ein  sieg- 
reiches Frankenheer  gezwungen  werden  konnte,  die  „domini" 
wieder  aufzunehmen  und  die  alten  Autoritäten  wieder  an- 
zuerkennen? Heck  (a.  a.  0.  18)  sagt:  „Wenn  es  wirklich 
erweislich  wäre,  daß  die  sächsischen  nobiles  als  Grundherren 
lebten,  so  würde  ich  meine  These  angesichts  der  Stärke  der 
rein  juristischen  Anhaltspunkte  nicht  fallen  lassen,  aber  ich 
würde  vor  einem  ungelösten  Rätsel  stehen  und  auf  eine  voll 
befriedigende  Erklärung  der  sächsischen  Verhältnisse  ver- 
zichten müssen."  Man  sollte  meinen,  das  Rätsel  sei  für 
jeden  gelöst,  der  die  historische  Kontinuität  und  die  ge- 
schichtliche Entwickelung  offenen  Auges  verfolgt  und  sich 
nicht  durch  juristische  Thesen  den  Blick  trüben  läßt  für  das, 
was  im  Laufe  der  Jahrhunderte  geworden  ist.  Man  wird 
dabei  unwillkürlich  an  den  längst  überwundenen  Streit 
zwischen  Roth  imd  Waitz  über  die  fränkischen  Krongut- 
schenkungen und  die  Entstehung  des  Benefizialwesens  er- 
innert. Wie  wenig  ist  doch  von  den  überaus  scharfsinnigen 
und  gelehrten  Ausführungen  des  Juristen  Roth  übrigge- 
blieben, während  die  Ergebnisse  des  großen  Historikers  die 
nnerschütterte,  wenn  auch  im  einzelnen  vielfach  berichtigte 
und  weiter  ausgestaltete  Grundlage  unseres  heutigen  Wissens 
geworden  sind! 

Ein  zweiter  Grundfehler  der  Heck  sehen  Auffassung  be- 
ruht in  der  Gleichstellung  der  angesiedelten  Unfreien  (servi 

*)  H  eck  ,  a.  a.  O.  318,  sucht  die  große  Menge  der  Aufständischen 
dadurch  zu  erklären,  daß  „diese  Frilinge  und  Laten  zu  einem  großen 
Teile  aus  ehemaligen  nobiles  bestanden,  die  zu  Hörigen  der  dem  Volke 
treulos  gewordenen  Standesgenoaseu  herabgedrückt  waren."  Bei  solclier 
^vuslegungsweise  kann  in  .jeder  Quelle  alles  gefunden  worden,  was  der 
Ausleger  zu  finden  wünscht. 
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coloni)  des  Tacitus  mit  den  späteren  Liten  (a.  a.  0.  7).  Er 
läßt  dabei  völlig  unbeachtet,  daß  diese  angesiedelten  Un- 
freien uns  in  der  fränkischen  Zeit  als  mansionarii  noch  in 
ganz  derselben  Stellung  entgegentreten.  Nicht  das  ge- 
ringste hat  sich  verändert,  wenn  auch  die  Stellung  der 
Eigenleute  im  ganzen  menschlicher  geworden  ist.  Selbst  die 
Unterscheidung  zwischen  den  servi  casati  und  dem  unfreien 
Haus-  und  Hofgesinde  (mancipia,  hagastaldi)  dürfte  noch  in 
die  Urzeit  zurückreichen.  Neu  sind  lediglich  die  innerhalb 
des  unfreien  Standes  eingetretenen  Abstufungen,  namentlich 
zu  Gunsten  der  Königs-  und  Kirchenleute,  der  Handwerker 
un]  der  zu  höheren  Diensten  verwendeten  Ministerialen,  Nur 
durch  diese  unzulässige  Ausschaltung  der  unfreien  Hofbauern 
kommt  Heck  zu  der  Aufstellung  seiner  zwischen  den  Liten 
und  den  Gemeinfreien  stehenden  Klasse  der  Minderfreien. 
zu  denen  er  namentlich  die  Freigelassenen  rechnet.  Die 
Lit^n  als  Geburtsstand  sind  der  germanischen  Urzeit  wahr- 
scheinlich noch  unbekannt  gewesen.  Ihre  Stelle  nehmen  die 
Freigelassenen  ein,  und  gerade  aus  diesen  ist  der  Litenstand 
in  erster  Reihe  hervorgegangen,  und  aus  ihrer  Reihe  hat  er 
sich  immer  von  neuem  rekrutiert.  Auch  die  im  Laufe  dieses 
Aufsatzes  angeführten  Quellen  lassen  keinen  Zweifel  darüber 
bestehen,  daß  sie  die  Freigelassenen  eben  zu  den  Liten 
rechnen.  Auszuscheiden  sind  natürlich  die  durch  Waffen- 
reichung  im  Landesding  oder  durch  Schatzwurf  vor  dem 
König  Freigelassenen,  da  diese,  wie  auch  Heck  zugibt,  die 
vollen  Rechte  Freigeborener  erlangten;  für  ihre  Person  frei- 
lich waren  sie  noch  sippelos,  da  zwischen  ihnen  und  ihren 
unfreien  Magen  kein  Verwandtschaftsverhältnis  mehr  bestand, 
aber  ihre  in  der  Freiheit  erzeugten  Kinder  unterschieden 
sich  in  nichts  mehr  von  den  Altfreien.  Andere  Freilassungen 
gewährten  die  Rechte  eines  Römers  und  damit  in  Buße  und 
Wergeid  die  Gleichstellung  mit  den  Liten.  Wenn  nun  auch 
unter  den  Freigelassenen  minderen  Rechtes  manche  Ab- 
stufungen bestanden,  indem  insbesondere  die  regii,  tabularii, 
caerocensuales  u.  a.  m.  Aielfach,  zum  Teil  selbst  an  Buße 
und  Wergeid  besser  gestellt  waren  als  die  übrigen,  so  han- 
delte es  sich  doch  immer  nur  um  verschiedene  Schattierungen 
innerhalb    desselben   Standes,    die    erheblich   geringer    waren 
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als  die  innerhalb  des  Standes  der  Unfreien  eingetretenen 
Klassenunterschiede,  und  die  nun  und  nimmer  dazu  führen 
konnten,  sie  als  einen  besonderen  Stand  von  Minderfreien 
zwischen  den  Liten  und  den  Vollfreien  zu  behandeln.  Gab 
es  doch  selbst  innerhalb  des  alten  Volksadels  Abstufungen, 
so  daß  man  von  nobilissimi,  insignis  nobilatis  und  nobiliores 
neben  den  einfachen  Edeln  reden  konnte^),  und  ebenso 
traten  in  der  Gruppe  der  Freien  Unterschiede  genug  hervor, 
wie  die  der  Großgrundbesitzer  und  der  Kleinbesitzer,  der 
berittenen  und  unberittenen  Heermannen,  der  unabhängigen 
Grundeigentümer  und  solcher,  die  nur  abgeleiteten  oder  gar 
keinen  Grundbesitz  hatten^). 

Neben  diesen  historischen  Grundfehlern  der  H eckschen 
Arbeiten  besteht  ein  methodischer,  der  dem  Verfasser  viel- 
fach verhängnisvoll  geworden  ist,  die  Neigung  zu  einer  ge- 
wissen Gleichmacherei,  ohne  genügende  Berücksichtigung  der 
Verschiedenheiten  von  Zeit  und  Ort.  Wenn  z.  B.  bei  den 
Nordgermanen  „jarl",  bei  den  Angelsachsen  „eorl"  das  Mit- 
glied eines  bevorzugten  Standes  (ich  will  hier  das  Wort 
„Adel"  vermeiden)  bezeichnet,  so  ist  damit  noch  lange  nicht 
gesagt,  daß  das  entsprechende  altsächsische  „erl"  die  gleiche 
Bedeutung  besaß.  Wir  haben  vielmehr  gesehen,  daß  der 
Heliand  die  Knechte  des  Landedelmannes  ebensowohl  als 
„hagastaldös"  wie  als  „erlös"  bezeichnete  (S.  358  n.).  Ganz 
ebenso  ist  es  mit  dem  Worte  „friling",  das  in  wenigen  frie- 
sischen und  niedersächsischen  Stellen  des  Mittelalters  einen 
geringeren  Freien  bezeichnet'*)  und  darum  von  Heck  als 
untrüglicher  Beweis  für  die  geringere  Freiheit  der  Frilinge 
(ingenuiles)  Nithards  und  der  gesamten  ingenui  und  liberi 
der  sächsischen  Quellen   verwertet  wird.    Und   nicht  anders 


1)  Ganz  wie  im  Alittelalter  dann  wieder  von  Fürsten.  Grafen  und 
Herren.  —  -')  Als  heruntergekommene  Freie  sind  die  bei  Heck  :I4() 
angeführten  „liberi"  einer  Werdener  Urkunde  von  899  anzusehen,  die 
in  der  Zeugenreihe  hinter  den  Liten  stehen.  Aus  diesen  die  über  den 
Liten  stehenden  „liberi"  der  sächsischen  Quellen  zu  erklären  ist  nicht 
gestattet.  Gibt  ee  doch  auch  heute  x\delige  genug  in  dienender  Stel- 
lung, aber  wer  würde  diese  als  historisches  Argument  zur  Ermittelung 
der  Stellung  des  deutschen  Adels  im  20.  Jahrhundert  benutzen!  — 
•■')  Vgl.  Heck,  a.  a.  O.  48—59. 
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steht  es  mit  „nobilis"  und  „edeling".  Heck  geht  von  der 
richtigen  Voraussetzung  aus,  daß  die  lateinischen  Bezeich- 
nungen nur  als  Übersetzungen  der  entsprechenden  deutschen 
Wörter  in  Betracht  gezogen  werden  dürfen.  Nun,  dann 
war  das  bei  Tacitus  und  anderen  römischen  Schriftstellern 
so  oft  vorkommende  „nobilis"  die  Übersetzung  eines  deut- 
schen „adalinc",  gerade  so  wie  wir  in  ,,princeps"  ein 
„furisto".  in  ..iudex"  ein  .,rihtar",  in  ..ingenuus"  oder  „liber" 
ein  .,vrilinc"  wiedererkennen.  Dann  war  aber  die  Ur- 
bedeutung von  ,.nobiUs"  und  „adalinc"  nicht  die  ihr  von 
Heck  beigelegte  „ein  Mann  von  Herkunft",  sondern  das 
Wort  bezeichnete  den  Angehörigen  eines  bevorzugten  Ge- 
schlechts, den  Mann  von  vornehmer  Herkunft.  Daß  diese 
Bedeutung  auch  den  Sachsen  des  neunten  Jahrhunderts  noch 
die  allein  geläufige  war.  zeigt  die  von  ihm  nur  ganz  ober- 
flächlich berührte  Ausdrucksweise  des  Heliand  und  der  alt- 
sächsischen Genesis^).  Eben  diese  von  der  fränkischen  ab- 
weichende Terminologie  der  Sachsen  war  dem  Nithard  auf- 
gefallen, er  spricht  von  der  „pars  illorum  quae  nobilis 
i  n  t  e  r  i  1 1  o  s  ii  a  b  e  t  u  r'"  (S.  348).  Denn  das  steht  fest  und  ist 
von  Heck  durch  zahlreiche  weitere  Belege  bestätigt  worden, 
daß  bei  den  Franken  und  Baiern  ..nobilis"  in  der  Regel 
nicht  den  Vornehmen,  sondern  schlechthin  den  ..Freien"  be- 
zeichnete. Bei  den  Baiern  mag  dies  auffallen,  da  sie  immer- 
hin neben  dem  Herzogsgeschlecht  fünf  an  Buße  und  Wer- 
geid über  den  Freien  stehende  Adelsgeschlechter  besaßen. 
Aber  der  baierische  Adel  war  zu  gering  an  Zahl,  als  daß  man 
dafür    die    alte    Bezeichnung    gegenüber    dem    von    Franken 


■',  \'yi.  oben  S.  35»  n.  1.  Die  Gene.^is  (N.  lleidelb.  J.B.B.  4.  242  ff.» 
iieunt  nur  den  Loth  einen  „adalburdig  mau",  .«ein  Weib  eine  ..idiä  adul- 
borana",  denn  Loth  war  von  Abrahams  edlem  Geschlecht:  ..Abrahame» 
adalknöalas,  hi.s  broder  barn".  Im  Heliand  heißt  Maria  „adalkunuie-s 
w'if",  „adalknösles  wif"  (Vers  801,  297),  sie  stammt  ja  aus  Davids  könig- 
lichem Geschlecht.  Die  drei  Könige  aus  dem  Morgenland  sind  .,edin- 
giburdion,  kunnies  Ion  knosle  gödun"  (Vers  -556!.).  Auch  Johannes  der 
Täufer  ist  .,adalboranes  kunnies  efto  kuösles"  (Vers  222  f.),  weil  sein 
Vater  Zacharias  dem  Stamm  Levi  angehört,  den  der  Dichter  als  Priester- 
ndel  auffaßt.  Von  demselben  Gesichtspunkt  aus  nennt  er  die  Propheten 
.adalies  man"   (Vera  .566). 

Zeitschrift  für  ReclUspcschiehte.    XXIV.    (ierm.  .\l>t.  24 
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aus  eindringenden  neuen  Sprachgebrauche  hätte  festhalten 
müssen.  Hier  sprach  man  von  „Geschlechtern"  (genealogiae, 
L.  Baiuw.  3,  1)  und  nannte  die  einzelnen  Geschlechter  einfach 
bei  ihren  Namen,  etwa  wie  wir  heute  von  „HohenzoUern", 
„Witteisbachern",  „Habsburgem"  reden  und  jeder  weiß,  was 
damit  gemeint  ist.  So  hatte  sicher  das  Wort  „adalinc" 
(nobilis)  bei  den  Franken  schon  in  der  Zeit,  wo  es  noch  zahl- 
reiche Merowinger  gab,  seine  alt^  Bedeutung  verloren  und 
die  weitere,  den  freien  Volksgenossen  bezeichnende,  an- 
genommen. „Tu  es  Sicamber",  wird  Chlodovech  einmal 
angeredet,  aber  von  seinem  „Adel"  wird  nicht  mehr  ge- 
sprochen, weil  von  dem  fränkischen  Volksadel  nur  sein  Hau8 
noch  übriggeblieben  ist.  Die  Gleichung  edel  =  frei,  von 
guter  Herkunft,  war  also  eine  Neuerung,  aus  der  die  von 
Heck  gezogenen  Schlüsse  für  die  am  alten  Sprachgebrauche 
festhaltenden  Sachsen,  Friesen  und  Thüringer  nun  und 
nimmermehr  gezogen  werden  dürfen.  Noch  weniger  kann 
der  spätere  friesische  Sprachgebrauch  zum  Beweise  dienen. 
Nachdem  der  mehr  als  neunhundert  Jahre  alte  friesische 
Volksadel  ebenso  wie  der  der  Sachsen  und  Thüringer  dem 
neuen,  von  den  Franken  ausgehenden  Geiste  hatte  weichen 
müssen,  verlor  das  Wort  „edeling"  seine  aristokratische  Bedeu- 
tung, der  Sprachgebrauch  fügte  sich  dem  der  Franken,  aber 
doch  nicht  ohne  wenigstens  eine  gewisse  aristokratische  Fär- 
bung beizubehalten.  Die  hier  berührten  sprachlichen  Wande- 
lungen haben  sich  ebenso  einfach  und  natürlich  vollzogen,  wie 
die  großen  politischen  und  sozialen  Wandlungen,  mit  denen 
sie  Hand  in  Hand  gegangen  sind.  „Adel"  war  jederzeit  der 
vornehmste  Stand:  bis  zum  Untergange  des  germanischen 
Volksadels  eben  dieser,  dann  (bei  den  Franken  seit  dem 
sechsten,  bei  den  Sachsen,  Friesen  und  Thüringern  seit  dem 
zehnten  Jahrhundert)  der  Stand  der  Gemeinfreien,  dann  der 
neu  emporkommende,  in  den  fränkischen  Einrichtungen 
Avurzelnde  Herrenstand  und  endlich,  diesem  nachstehend,  der 
ordo  equestris  minor,  der  niedere  Adel  der  ehemals  zu  den 
servi  gerechneten  Ministerialen. 

Auf  die  hier  hervorgehobenen  Grundfehler,  teils  in  den 
historischen  Ausgangspunkten,  teils  in  der  Methode,  ist  es 
zurückzuführen,    wenn    wir    die    in    Rede    stehenden    Unter- 
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Buchungen  Heck's  in  allen  Hauptpunkten  ihrer  Ergebnisse 
zurückweisen  müssen.  Seine  Begründungen  im  einzelnen 
hal)en  in  den  Erwiderungen  von  Brunner  und  Vinogra- 
doff  eine  Widerlegung  gefunden,  der  ich  außer  dem 
Obigen  kaum  etwas  hinzuzusetzen  wüßte.  Manche  Frage 
wird  nach  dem  Abschluß  der  gründlichen  und  aussicht^voUen 
Untersuchungen  von  H  i  1 1  i  g  e  r  ^)  in  weitere  Erwägung  zu 
ziehen  sein,  aber  schon  jetzt  darf  man  sagen,  daß  Heck's 
aus  den  Wergeidsätzen  entnommene  Argumente  in  diesen 
keine  Bestätigung  finden  werden^). 

n. 

Die  neuen  Anschauungen  H  e  c  k's  über  das  Wesen  der 
sächsischen,  friesischen  und  thüringischen  Edelinge  haben 
schon  nach  ihrer  ersten  Veröffentlichung  in  seinem  Werke 
.,Die  altfriesische  Gerichtsverfassung"  (Weimar  1894)  zu 
Konsequenzen  geführt,  an  die  der  Verfasser  nicht  gedacht 
hatte  und  die  er  in  seinem  neuesten  Buche  energisch  ab- 
wehrt. Das  für  die  Agrargeschichte  des  deutschen  Mittel- 
alters sonst  so  verdienstvolle  Werk  von  Witt  ich,  Die 
Grundherrschaft  in  Norddeutschland  (Leipzig  1896),  enthält 
in  Anlage  VI  einen  Exkurs  „Über  den  Ursprung  der  Groß- 
grundherrschaft'", durch  den  unsere  bisherigen  Vorstellungen 
von  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  unserer  Vorfahren 
in  der  germanischen  Urzeit  wie  in  der  fränkischen  Periode 
geradezu  auf  den  Kopf  gestellt  werden.  Es  ist  erfreulich, 
daß  Heck  dieser  grundstürzenden  Lehre  nicht  beigetreten 
ist,  vielmehr  hier  mit  der  herrschenden  Auffassung  überein- 
stimmt, von  der  er  sich  nur  durch  die  Ableugnung  der  in 
die  fränkische  Periode  übergreifenden  Elemente  des  ger- 
manischen Volksadels  unterscheidet;  aber  seine  Verteidigung^ 
gegen  Witt  ich  ist  notgedrungen  ebenso  lahm  wie  die  Ent- 
gegnung des  letzteren  in  seinem  Band  22,  245  ff.  dieser  Zeit- 
schrift veröffentlichten  Aufsatze  „Die  Frage  der  Freibauern". 
Das   Verhängnisvolle   für   beide   Gegner    besteht   darin,   daÄ 


»)  Benno  Hilliger,  Der  Schilling  der  Volksrechte  und  das 
Wergeid,  Hißt.  V.J.Schr.  1903,  S.  175—220.  —  *)  Vgl.  Hill  ige  r  220- 
und  nunmehr  a.  a.  O.  468  f.  471.  479  f.  483.  501  f. 

24* 
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ihr  gemeinsamer  Ausgangspunkt  ein  Irrweg  ist,  während  die 
von  jedem  an  dem  andern  geübte  Kritik  durchaus  berechtigt 
erscheint.  Ihr  gemeinsamer  Ausgangspunkt  ist  die  Annahme, 
daß  der  alte  Volksadel  in  der  fränkischen  Zeit,  abgesehen 
von  unbedeutenden  und  in  der  Gesamtheit  durchaus  ver- 
schwindenden Resten,  nirgends  mehr  vorhanden  gew^en 
sei,  daß  insbesondere  der  sächsische,  friesische  und  thüringi- 
sche Edeling  nicht  dem  taciteischen  Nobilis,  sondern  dem 
Freien  (ingenuus,  liber)  der  übrigen  fränkischen  Volksrechte, 
also  dem  gemeinfreien  Heermann  der  Urzeit  gleichgestanden 
habe.  Indem  Wittich  dies  als  von  Heck  bewiesen  an- 
nimmt, stellt  er  seinerseits  gegen  ihn  fest,  daß  die  sächsi- 
schen Edelinge  durchweg  Grundherren  gewesen  sind,  die 
ihren  zum  Teil  allerdings  auf  wenige  Hufen  beschränkten 
Besitz  hufenweise  an  Minderfreie  oder  Laten  (als  mansi 
vestiti)  verliehen  hatten^).  Gegenüber  dem  Einwände  Heck's, 
daß  die  Edelinge  zweifellos  Eigenwirtschaft  betrieben  haben, 
gibt  Witt  ich  zu,  daß  in  der  Regel  jeder  Grundherr  auch 
einen  Eigenbetrieb  hatte,  der  sich  jedoch  stets  auf  eine 
einzige  Hufe  (mansus  indominicatus,  Salland)  beschränkte. 
Wenn  aber  die  sächsischen  Freien  und  ebenso  die  der  Friesen 
und  Tliüringer  Grundherren  gewesen  sind,  so  ist  dies  nach 
Witt  ich  ein  schwerwiegender  Grund  für  die  Annahme,  daß 
es  bei  den  übrigen  Stämmen  des  Frankenreiches  nicht  anders 
war  und  daß  wir,  weiter  zurückschließend,  auch  die  Ge- 
raeinfreien der  germanischen  Urzeit  als  Grundherren  anzusehen 
haben. 

Bis  hierin  stehen  und  fallen  die  Ausführungen  W  i  1 1  i  c  h's 
mit  den  von  uns  als  unbegründet  erkannten  Aufstellungen 
Heck's  über  die  Ständegliederung  der  fränkischen  Periode. 
Waren  die  Freien  (nobiles)  der  Sachsen,  Friesen  und  Thü- 
ringer durchweg  Grundherren,  so  stehen  wir  mit  Heck, 
der  die  grundherrliche  Stellung  der  Freien  für  die  fränkische 


»)  Vgl.  S.  357  N.  2  übtT  die  sieben  Hufen  mit  ebeusovielen  Hufnein 
(manentes),  die  das  väterliche  Besitztum  von  Hermann  Billung  ge- 
bildet haben.  Daß  dieser  ein  Edeling  war,  ist  jedenfalls  zu  vermuten, 
doch  war  die  Erinnerung  an  seine  Abstammung  anscheinend  bereit.s 
verdunkelt. 
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Zeit  ebenso  wie  für  die  germanische  ablehnt,  vor  einem 
Rätsel.  Waren  aber  die  sächsischen,  friesischen  und  thü- 
ringischen Gnmdherren  keine  Gemeinfreien,  sondern  Edelinge 
im  Sinne  der  germanischen  Urzeit,  so  wiederholt  sich  das 
Rätsel  in  umgekehrter  Richtung.  Beide  Gegner  machen 
^;ich  des  Rätsels  Lösung'  leicht,  indem  sie  in  echt  doktrinärer 
Weise  erklären,  daß  sie  auch  unter  den  angegebenen  Voraus- 
setzungen an  ihrer  noch  durch  andere  Gründe  genügend 
unterstützten  Ansicht  festhalten  müßten.  Wie  es  mit  diesen 
anderen  Gründen  bei  Heck  steht,  haben  wir  gesehen. 
Werfen  wir  nun  einen  Blick  auf  die  Gründe,  die  Witt  ich 
tils  die  untrüglichen  Stützen  seiner  alle  bisherigen  An- 
schauungen umstürzenden  Theorie  betrachtet.  Den  Aus- 
gangspunkt bildet  die  bekannte  Fabel  von  den  auf  der 
Bärenhaut  liegenden  Germanen.  Daß  Germania  c.  15  nicht 
mehr  von  den  kriegerischen  Gefolg-smannen,  sondern  von 
den  Germanen  überhaupt  handelt,  ist  zuzugeben;  der  Beweis 
liegt  in  der  Erwähnung  der  Familie,  da  die  Gefolgsmannen 
familienlos  am  Hofe  ihres  Herrn  lebten.  Wer  die  Ger- 
mania des  Tacitus  kemit,  der  weiß,  wie  sehr  der  Verfasser, 
.^o  zuverlässig  er  in  allem  rein  Tatsächlichen  ist,  die  zu- 
gespitzten Antithesen  und  Pointen,  namentlich  zu  Anfang 
und  Ende  der  Kapitel,  liebt.  Mit  c.  15  geht  Tacitus  zu 
dem  Treiben  des  Volkes  über,  nachdem  er  in  den  beiden 
vorhergegangenen  Kapiteln  von  den  die  Gefolgschaften 
bildenden  Berufskriegern  gehandelt  und  zum  Schluß  hervor- 
igehoben  hat,  daß  sie  es  als  unwürdig  betrachten,  im 
Schweiße  ihres  Angesichts  etwas  zu  erwerben,  was  sie  durch 
blutigen  Kampf  erringen  können,  und  daß  man  sie  leichter 
zu  diesem  als  zu  friedlicher  Pflugarbeit  aufrufen  werde. 
Indem  er  dann  zu  den  gewöhnlichen  Heermannen  des  Volkes 
übergeht,  hält  er  es  für  angezeigt,  auch  bei  diesen  zu  be- 
tonen, daß  sie  Krieg  und  Jagd  als  die  eigentliche  Aufgabe 
des  Mannes  betrachten  und  für  die  friedliche  Tätigkeit  des 
Ackerbauers  keinen  Sinn  haben.  Erst  wenn  sie  alt  geworden 
sind  und  zum  WafTenhandwerk  weniger  taugen,  greifen  auch 
sie  zur  Pflugschar,  während  im  übrigen  die  Haus-  und  Feld- 
arbeit den  Weibern  und  Kindern  und  den  durch  körperliche 
Mängel  von  dem  Waffenhandwerk  ausgeschlossenen  Familien- 
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angehörigen  (insoweit  also  auch  den  erwachsenen  Söhnen) 
anheimfällt.  Es  ist  unglaublich,  was  einzelne  nationalökono- 
mische Schriftsteller  aus  dieser  Nachricht  des  Tacitus  ge- 
macht haben.  Da  soll  nach  einigen  seine  Nachricht  von 
der  Wertschätzung  des  germanischen  Weibes  (c.  8)  auf 
Irrtum  beruhen,  da  letzteres  vielmehr  nach  c.  15  nur  ein 
„armes  Arbeitstier"  gewesen  sei.  Umgekehrt  wird  nach 
Wittich  (Freibauern  254 f.)  die  Stellung  der  Frau  „als 
Arbeitssklavin  des  freien  Mannes",  als  „ein  nach  Indianerart 
geschundenes  Weib",  durch  die  Angaben  des  c.  8  von  der 
Frauenwürde  widerlegt;  c.  15  spricht  n^ch  ihm  nicht  von 
der  eigenen  Handarbeit  der  angeführten  Personen,  sondern 
nur  von  der  „Aufsicht,  der  Leitung  des  Haushalts  und  der 
ganzen  Wirtschaft,  wobei  Unfreie  die  eigentliche  schwere 
Handarbeit  leisteten".  Für  derartige  Auslegungen  mangelt 
mir  das  Verständnis^).  Geht  man  nicht  von  vorgefaßten 
Ideen  aus,  die  hineininterpretiert  werden  müssen,  so  ist  die 
Nachricht  des  c.  15  so  verständlich  wie  möglich.  Sie  zeigt 
uns  den  einfachen  Haushalt  eines  Bauern,  der  weder  Sklaven 
noch  gedungenes  Gesinde  hat;  die  kleine  Vieh-  und  Acker- 
wirtschaft wird  ausschließlich  von  der  Familie  besorgt,  auch 
der  Vater  und  die  erwachsenen  Söhne  arbeiten  mit,  so  lange 
sie  nichts  Besseres  zu  tun  liaben.  Aber  freilich,  die  waffen- 
fähigen Familienmitglieder  glauben  für  die  Ihrigen  nicht  besser 
und  würdiger  sorgen  zu  können,  als  indem  sie  Kriegsbeute 
zu  erjagen  suchen  oder  an  Raubzügen  teilnehmen  oder  auf 
die  Jagd  gehen.  Ist  nichts  von  dieser  Art  zu  tun,  so  ruhen 
sie  aus,  um  sich  für  neue  Männerarbeit  zu  stärken,  während 
die  übrigen  Familienglieder  es  als  ihre  Pflicht  und  ihre  Ehre 
betrachten,  die  geringer  angesehene  Haus-  und  Feldarbeit 
zu  verrichten^).    Man   sieht,   ohne  die   erwähnten   maßlosen 


1)  Eine  positive  Widerlegung  gewährt  e.  25,  wonach  selbst  iu 
den  reicheren  Familien,  die  über  Sklaven  verfügten,  die  „domus  officia" 
von  der  Hausfrau  und  den  Kindern  besorgt  wurden,  da  der  Sklave 
nur  bestimmte  Abgaben  in  Getreide,  Vieh  oder  Kleidern  zu  leisten 
hatte.  —  »)  Daß  die  Germanen  die  Feldarbeit  verachtet,  überhaupt 
jede  Erwerbstätigkeit  als  ein  schmutziges  Geschäft  angesehen  hätten, 
ist  eine  reine  Fiktion.  Nur  den  Gefolgsmannen,  also  den  Berufskriegern, 
legt   Tacitus   diese  Auffassung   bei    (c.  14),    während   er    bei    den    Heer- 
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Übertreibungen  mancher  Ausleger  gibt  c.  15  uns  ein  anschau- 
liches BiM  von  dem  Leben  eines  germanischen  Freibauern,  aber 
freilich  nicht  von  dem  eines  Grundherrn^). 

Für  die  grundherrliche  Stellung  soll  eine  Reihe  von 
Nachrichten  sprechen,  „die  den  Sklavenbesitz  des  Freien 
als  Regel  voraussetzen"  (c.  20,  25,  32,  38).  Von  diesen  ist 
zunächst  c.  32  zu  streichen,  das  zwar  von  Pferden,  aber 
nicht  von  Sklaven  handelt.  Aus  den  übrigen  Stellen  ist 
T.U  entnehmen,  daß  die  Germanen  das  Institut  der  Sklaverei 
gekannt  und  im  allgemeinen  menschlich  gehandhabt  haben. 
Daß  aber  Sklavenwirtschaft  die  Regel  gewesen  sei,  wird  durch 
•c.  15,  sobald  man  es  ohne  vorgefaßte  Meinung  liest,  positiv 
widerlegt:  auf  den  einfachen  Bauernhöfen  war  kein  Platz 
für  Sklaven,  sondern  nur  auf  den  Grundherrschaften  der 
Könige,  Fürsten  und  Edebi^).  Eine  Bestätigung  dieser  An- 
nahme finde  ich  in  c.  24.  Wer  kein  Bedenken  trug,  seinem 
Volksgenossen  nicht  nur  das  ganze  Vermögen,  sondern  auch 
die  persönliche  Freiheit  im  Spiele  abzunehmen,  der  wird 
auch  kein  sittliches  Bedenken  getragen  haben,  so  einen  als 
Knecht  zu  behalten.  Was  Tacitus  hier  an  moralischen 
Erwägungen  vorbringt,  gehört  in  das  Gebiet  der  bereits 
erwähnten  Pointen  und  Antithesen,  mit  denen  er  seine 
Kapitel  zu  schließen  oder  anzufangen  liebt.  Ein  Edler,  dem 
.sich  ein  Freier  als  Spielgev^inn  zu  eigen  ergeben  hatte, 
wird  ihn  sicher  behalten  haben;  ein  Freibauer  konnte  einen 
solchen  Gewinn  nicht  gebrauchen,  weil  er  für  ihn  in  Haus 
und  Hof  keinen  Platz  hatte,  auch  neben  seinem  eigenen 
Ackerlose  keine  Hufe  besaß,  auf  der  er  den  neuen  Knecht 
hätte  ansiedeln  können.  Anders  würde  es  freilich  gewesen 
^in,  wenn  die  Auslegung,  die  der  Verfasser  dem  von  der 
jährlichen  Ackerverlosung  handelnden  c.  26  zu  Teil  werden 


männern  (c.  15)  nur  davon  spricht,  daß  sie  in  ruhigen  Zeiten  lieber  der 
MuBe  frönen  und  die  Arbeit  den  übrigen  Hausgenossen  überlassen. 

*)  Auch  c.  31  teigt  uns  de«  berufsmäßigen  Chattenkrieger,  der 
keinen  Haushalt  und  keine  Landwirtschaft  treibt  („nulli  domus  aut 
ager  aut  aliqua  cura"),  im  Gegensatz  zum  einfachen  Bauern,  nicht  r.um 
Grundherrn.  —  *)  Vgl.  Histor.  5,  23  die  .,agros  villasque"  des  Bataver- 
türst-en  Civilis. 
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läßt,  richtig  wäre.  Nach  iliin  erfolgte  die  „secundum  digna- 
tionem"  vorgenommene  Verteilung  der  Äcker  nicht  etwa 
nach  Maßgabe  des  Standes  der  Teilnehmer,  so  daß  der 
Adelige  gegenüber  dem  Gemeinfreien  ein  mehrfaches  Los 
erhielt,  sondern  „in  dem  Maße,  in  dem  Arbeitskräfte  vor- 
handen" waren  (Freibauern  259);  ,,der  freie  Markgenosse 
erhielt  so  viele  Hufen,  als  ihm  Arbeitskräfte  zur  Verfügung 
standen,  mit  anderen  Worten,  als  er  Unfreie  besaß"  (a.  a.  0. 
.260).  Dem  Latein  des  großen  Römers  ist  schon  so  manche 
sprachwidrige  Auslegung  zu  Teil  geworden,  aber  diese  Über- 
setzung übersteigt  denn  doch  alles  bisher  Dagewesene,  einer 
Widerlegung  bedarf  es  nicht!  Auf  Caesar  ist  der  Verfasser 
überhaupt  nicht  eing*egangen.  Dieser  (Bell.  Gall.  4,  1)  zeigt 
uns  bei  den  Sueben  ein  jederzeit  mobiles  Heer  von  je  einer 
Tausendschaft  aus  jedem  Gau,  während  die  übrigen  Gau- 
bewohner den  eigentlichen  Nährstand  bilden  („reliqui,  qui 
domi  manserunt,  se  atque  illos  alunt"),  also  doch  Avohl  auch 
die  Feldarbeit  treiben;  so  bleibt  es,  bis  sie  zur  Ablösung 
kommen  und  nun  die  bisherigen  Krieger  zu  friedlicher 
Arbeit  zurückkehren.  Die  strenge  Feldgemeinschaft  („pri- 
vati  ac  separati  agri  apud  eos  nihil  est"),  in  Verbindung 
mit  wilder  Feldgras-  und  Waldwechselwirtschaft  und  einem 
gewissen  Kommunismus  bei  der  Verteilung  der  Feldarbeit 
und  ihrer  Erträge,  wird  uns  sodann  (6,  22)  als  eine  gemeir- 
germanische  Einrichtung  geschildert,  nach  deren  Avirtschaft- 
lichen  und  sozialen  Gründen  Caesar  sich  offenbar  durch 
Befragung  der  Germanen  selbst  erkundigt  hat.  Die  von 
ihnen  angeführten  Gründe  waren:  „ne  latos  fines  parari 
studeant  potentioresque   humiliores   possessionibus   expellant, 

—  ut  animi  aequitate  plebem  contineant,  cum  suas  quis- 

que  opes  cum  potentissimis  aequari  videat".  Damals  hat  es 
also,  wenn  man  von  den  Fürsten  absieht,  noch  keine  ger- 
manischen Grundherren  gegeben.  Da  sich  aber  in  den 
150  Jahren  zwischen  Caesar  und  Tacitus  nach  den  Quellen 
nur  unwesentliche  Änderungen  in  der  Agrarverfassung  voll- 
zogen haben,  so  darf  man  füglich  nach  den  Gründen  fragen, 
die  eine  so  beispiellose  Umwandlung  einer  agrarischen  Demo- 
kratie in  eine  das  ganze  Volk  durchdringende  gnmdherrliche 
Junkerwirtschaft  herbeigeführt  haben  könnten. 
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Den  Ausführungen  W  i  1 1  i  c  h's  über  die  Orundherrlichkeit 
bei  den  Sachsen  (Freibauern  264 — 324)  können  wir  im  wesent- 
lichen zustimmen,  da  er  sich  auf  die  Frage  der  Gleichstellung 
der  Edelinge  mit  den  Vollfreien  (als  von  Heck  erledigt)  nicht 
weiter  einläßt  und  die  rein  bäuerliche  Stellung  der  Frilinge 
nicht  anzweifelt^). 

Für  die  überwiegend  bäuerliche  Stellung  der  Gemein- 
freien im  fränkischen  Reiche  hat  man  sich  wohl  auf  das 
Capitulare  de  exercitu  promovendo  von  808  (1.  136)  berufen. 
da  es  für  das  Aufgebot  der  „liberi  homines"  zur  Heerfahrt 
die  persönlich  gestellungspflichtigen  allodialen  oder  belehnten 
Grundherren  von  vier  „mansi  vestiti"  (zu  denen  wohl  regel- 
mäßig noch  ein  in  Eigenwirtschaft  betriebener  mansus  in- 
dominicatus  gehörte)  und  die  nach  Gruppen  von  je  vier 
Hufen  zur  Ausrüstung  eines  Heermannes  verpflichteten  Klein- 
besitzer von  1  bis  3  „mansi"  (nicht  ..mansi  vestiti",  also 
keine  Grundherren)  auseinanderhält.  W  i  1 1  i  c  h  (a.  a.  0. 327  ff.) 
sucht  die  Beweiskraft  dieser  Bestimmung  durch  den  Hinweis 
auf  das  Memoratorium  de  exercitu  von  807  (1,  134)  zu  be- 
seitigen. Da  letzteres  von  durchaus  ähnlichen  Grundsätzen 
ausgehe,  obwohl  es  für  Süd-  und  Westfrankreich,  also  für 
ein  Gebiet  mit  überwiegender  Grundherrschaft,  bestimmt 
sei,  so  könne  auch  aus  der  Aufgebotsordnung  von  808  nicht 
auf  ein  Freibauernland  mit  einem  durchschnittlichen  Grund- 
besitz von  1  bis  2  Hufen  geschlossen  werden.  Diese  Argu- 
mentation ist  mir  unverständlich.  Niemand  bestreitet,  daß 
es  in  beiden  Reichshälften  große  Grundherrschaften  gegeben 
hat  und  daß  diese  in  Xeustrien  an  Areal  gegenüber  dem 
Kleinbesitz  bedeutend  überwogen  haben,  zweifellos  aber 
folgt  aus  beiden  Aufgebotsordnungen  von  807  und  808,  daß 
es  nicht  bloß  in  Austrasien,  sondern  auch  in  Neustrien  eine 
große  Zahl  von  freien  Kleinbesitzern  gab,  deren  Lage  bei 
der  Feststellung  des  Aufgebotes  zum  Heere  ausführliche  Be- 
ificks'chtigung  erheischte. 


'i  Ein  methodischer  Ffhler  ist  es,  wenn  a.  a.  O.  314  £.  auf  Ssp.  III, 
44  als  ein  maßgebendes  Quellenzeugnis  für  die  Entstehung  der  Laten 
verwiesen  wird.  Ilior  liegt  kein  Zeugnis  des  Spieglers,  .sondern  nur 
j;ine  auf  Rudolfs  oder  Widukinds  Bericht  (oben  S.  SÖ-Sf.)  f;estützte 
historische  .'Spekulation  vor. 
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Noch  unglücklicher  ist  der  Versuch  Wittich's  (a.a.O. 
^31  ff.),  die  aus  der  bäuerlichen  Lebensweise  entnommenen 
Einwendungen  Kötzschke's  zu  widerlegen.  Lex  Salica 
27,  24  (B  e  h  r  e  n  d)  bestimmt:  „Si  quis  campo  alieno  araverit 
extra  consilium  momini  sui,  solidos  15  culpabilis  iudicetur". 
Wer  sich  nur  einigermaßen  auf  das  Latein  der  Lex  Salica 
versteht  (vgl.  21,  1".  23.  26,  1),  wird  in  dem  „dominus  suus" 
den  dominus  campi  sehen,  nicht  aber  den  dominus  arantis 
mit  Witt  ich,  der  diese  falsche  Übersetzung  gebraucht, 
um  die  Pflugarbeit  des  freien  Franken  durch  die  eines 
Hörigen  oder  Kolonen  zu  ersetzen.  Man  kann  auch  auf 
das  Verbot  der  Sonntagsarbeit  in  der  Decretio  Childeberts  IL 
c.  14  (1,  17)  verweisen:  „Si  quiscumque  ingenuus,  excepto 
quod  ad  coquendum  vel  ad  manducandum  pertinet,  alia 
opera  in  die  dominico  facere  praesumpserit,  si  Salicus  fuerit, 
solidos  15  componat;  si  Romanus,  Septem  et  dimidium  solidi. 
servus  vero  aut  3  solidos  reddat  aut  de  dorsum  suum  com- 
ponat". In  der  Lex  Alamanorum  (c.  38)  lautet  die  Be- 
stimmung:  „Ut  die  dominico  nemo  opera  servile  praesumat 

facere ,  si  quis  servus  in  hoc  vitio  inventus  fuerit, 

vapuletur  fustibus.  liber  autem  corripiatur  usque  ad  tertium. 

si  autem  post  tertiam  correptionem deo  vacare  die 

dominico  neglexerit  et  opera  servile  fecerit,  tunc  tertiam 
partem  de  hereditatem  suam  perdat".  Wird  er  noch  einmal 
rückfällig,  „ut  die  dominico  honorem  non  inpendat  et  opera 
servile  fecerit",  dann  soll  er  in  Strafknechtschaft  verfallen: 
„in  servitio  tradatur  et,  qui  noluit  deo  vacare,  in  sempitemum 
servus  permaneat".  Diese  Bestimmung  ist  mit  unwesentlichen 
Änderungen  auch  in  die  meisten  Handschriften  der  Lex 
Baiuwariorum  übergegangen  (M.  G.  Leg.  3,  335).  Der  Eingang 
lautet:  „Si  quis  die  dominico  operam  servilem  fecerit:  über 
homo,  si  bovem  iunxerit  et  cum  carro  ambulaverit  — 
— ,  si  autem  secaverit  fenum  vel  collegerit  aut  messem 
secaverit  aut  collegerit  vel  aliquod  opus  servile  fecerit 
die  dominico".  Bei  wiederholtem  Rückfall  auch  hier  Ver- 
knechtung:  „tunc  perdat  libertatem  suam  et  sit  servus, 
qui  noluit  in  die  sancto  esse  liber".  Das  ist  eine  einfache 
Paraphrase  des  „qui  noluit  deo  vacare"  in  der  Lex  Ala- 
mannorum,  Wa«  aber  macht  Wittich  (a.  a.  0.  333  f.)  daraus? 
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Da  derartige  Bestimmungen  doch  nur  für  ein  Volk  von  Bauern, 
aber  nicht  für  ein  solches  von  Grundherren  berechnet  sein 
können,  so  bemerkt  er  zunächst:  „Unter  liberi  können 
auch  freie  Kolonen  geraeint  sein",  dann  aber  heißt  es  weiter: 
..Also  für  den  Gesetzgeber  sind  .nicht  frei  sein  wollen'  und 
.^\^rtschaftliche  Arbeit  verrichten'  gleichbedeutende  Begriffe. 
Daher  benimmt  sich  der  Freie,  der  wirtschaftliche  Arbeit 
verrichtet,  wie  ein  Unfreier.  Wie  kommt  der  Gresetzgeber 
eines  freien  Bauern volkes  zu  einer  solchen  Ausdrucksweise"? 

Das  sind  also  die  Gründe,  die  Witt  ich  zwingen,  seine 
grundherrliche  Theorie  selbst  dann  aufrechtzuerhalten,  wenn 
sich  Heck's  Auffassung  von  den  sächsischen  Edelingen  nicht 
bewahrheiten  sollte!  Ein  Sprichwort  sagt  freilich  „Gründe 
sind  so  wohlfeil  wie  Brombeeren",  aber  eine  unser  bisheriges 
Wissen  so  völlig  umstürzende  neue  Lehre  sollte  denn  doch 
etwas  besser  begründet  werden,  wenn  sie  überhaupt  ernst  ge- 
nommen werden  will. 

Zum  Überfluß  möge  hier  noch  auf  die  berühmte  Be- 
stimmung der  Lex  Baiuwariorum  (17,  2)  über  den  Eigentums- 
prozeß bei  Grundstücken  hingewiesen  werden.  Der  beklagte 
Besitzer    erbietet    sich    zum    Siebenereide:    „Ut   ego    in    tua 

opera    priore   non   invasi   contra    legem ,   quia  mea 

opera  et  labor  prior  hie  est  quam  tuus".  Hierauf  erklärt 
der  Kläger:  „Ego  habeo  t^stes  qui  hoc  sciunt,  quod  labores 
de  isto  agro  semper  ego  tuli,  nemine  contradicente,  exaravi, 
mundavi,  possessi  usque  hodie,  et  pater  mens  reliquid  mihi 
in  possessione  sua".  Von  den  Zeugen  des  Klägers  verlangt 
das  Gesetz:  „Ille  homo,  qui  hoc  testificare  voluerit,  con- 
marcanus  eins  debet  esse,  et  debet  habere  G  solidorum  pecunia 
et  similem  agrum".  Ihr  Eid  lautet:  „Quia  ego  hoc  meis  auribus 
audivi  et  oculis  meis  vidi,  quod  istius  hominis  prior  opera  fuit 
in  isto  agro  quam  tua,  et  labores  fructuum  ille  tulit".  Auf  dies 
Zeugnis  hin  erhält  der  Kläger  sein  Eigentum  zurück,  wofern 
nicht  der  Beklagte  zum  kampflichen  Gruße  schreitet. 
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[Ein  Tractatus  de  coronatione  imperatoris  aus  dem  vierzehnten 
Jahrhundert]  G.  Waitz  hat  vor  nunmehr  dreißig  Jahren  zwei  Aus- 
züge aus  einem  Traktat  „de  coronatione  imperatoris"  mitgeteilt^); 
vielleicht  lohnt  es  sich,  einmal  die  ganze  Aufzeichnung  zu  veröffent- 
lichen, nicht  so  sehr  deshalb,  weil  sie  wesentlich  neue  Aufschlüsse 
brächte,  sondern  weil  sie  einen  Einblick  gewährt  in  die  schulgerechte 
Behandlung  von  Fragen  des  deutschen  Staatsrechts  überhaupt  und 
gleichzeitig  die  Hoffnung  neu  belebt,  daß  neben  gelegentlichen  Streif- 
zügen in  wenig  bestellte  Fluren  methodisclie  und  umfassende  For- 
schungen reicheren  Ertrag  verheißen.  Denn  es  hat  den  Anschein,  als 
fände  wohl  die  publizistische  Literatur  des  vierzehnten  und  fünfzehn- 
ten Jahrhunderts  hinlänglich  Beachtung  —  es  genügt  an  Schriften 
wie  die  von  E.  Friedberg-),  S.  Riezler*),  0.  Lorenz*)  und  J.  Haller"') 
zu  erinnern  — ,  aber  sie  ist  bislang  allzusehr  nur  daraufhin  untersucht 
worden,  wie  die  einzelnen  Verfasser  sich  im  allgemeinen  zum  Problem 
des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  gestellt  haben:  man  fragt  nicht 
nach  ihren  Ansichten  und  Urteilen  über  das  deutsche  Staatsrecht  jener 
Tage,  das  doch  gleichsam  die  tragende  Basis  war  für  die  Tendenz 
einer  universalen  Machtentfaltung,  wie  sie  einen  Ludwig  den  Bayer. 
Karl  IV.  und  Sigmund  beseelte.  Nur  Feters  von  Andlau  „libellus  de 
Caesarea  monarchia"  ist  gerade  in  dieser  Zeitschrift  neu  heraus- 
gegeben und  erläutert  worden.*)  Bei  anderen,  wie  z.  B.  der  Abhand- 
lung des  Enea  Sylvio  „de  ortu  et  autoritate  imperii".  wird  vornelim- 


1)  Forsduuigen  zur  deutschen  Geschichte  XIII  (Göttingen  1873), 
S.  209  Anm.  2;  Die  Formeln  der  deutschen  Könige  —  und  der  römischen 
Kaiserkrönung  vom  zehnten  bis  zum  zwölften  Jahrhundert  (Göttingen 
1873),  S.  53  Anm.  3.  —  ^)  De  finium  inter  ecclesiam  et  civitatem  regun- 
dorum  iudicio  quid  medii  ae'vi  doctores  et  leges  statuerint.  Lipsiae  1861; 
derselbe,  Die  mittelalterlichen  Lehren  über  das  Verhältnis  von  Staat  und 
Kirche  (2  Teile).  Leipziger  Dekanatsprogramm  1874.  —  ')  Die  literari- 
schen Widersacher  der  Päpste  zur  Zeit  Ludwigs  des  Bayers.  Leipzig  1874. 
—  *)  Deutschlands  Geschichtsquellen  im  Mittelalter  II»  (Berlin  1887), 
S.  .333 ff.,  360 ff.  —  5)  Concilium  Basiliense  I  (Basel  1896),  S.  38 ff.;  vgl. 
auch  Zimmermann,  Die  kirchlichen  Verfassungskämpfe  im  15.  Jahr- 
hundert. Breslau  1882.  —  •)  J.  Hürbin  in  dieser  Zeitschrift  Germ.  Abt. 
XVI.  S.  41  ff..  XVIII.  S.  1  ff.,  der  Tractat  ist  herausgegeben  ebf«da  XII, 
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lieh  der  Mangel  einer  leicht  zugänglichen  neueren  Edition  ihre  geringe 
Berücksichtigung  entschuldigen.  Auch  davor  mag  mancher  zurück- 
schrecken, ein  Gebiet  zu  betreten,  das  Vertrautheit  mit  deutschem, 
römischem  und  kanonischem  Recht,  mit  den  ungelenken  Erläuterungen 
der  Legisten  und  Kanonisten  voraussetzt.  Wozu  denn  sich  abmühen 
mit  Büchern  über  deutsches  Reichsrecht,  da  seiner  originalen  Auf 
Zeichnungen  doch  so  viele  sind?  Die  Traktate  sollten  unterrichtender 
sein  als  die  Reichsgesetze,  Urkunden  und  Akten?  Wer  so  fragt  hat 
wohl  kaum  einmal  eine  der  von  ihm  getadelten  Schriften  gelesen:  er 
vergißt,  daß  auch  eine  Literaturgeschichte  des  deutschen  Staatsrechts 
am  Ende  des  Mittelalters,  seiner  ursprünglichen  Erkenntnisquellen 
also  und  seiner  Bearbeitungen,  ihren  Wert  in  sich  trägt,  zumal  die 
knappen  Ausführungen  von  0.  Stobbe')  nicht  mehr  bieten  sollen  als 
Fingerzeige;  aus  literarhistorischer  Betrachtung  zunächst  ist  auch  ein 
Werk  wie  Savigny's  „Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter" 
erwachsen.  Kurz,  wir  entbehren  eines  Mittels  für  das  Verständnis 
der  Höhenlage,  von  der  aus  die  Autoren  des  vierzehnten  und  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  das  deutsche  Staatsrecht  jener  Zeit  darzustellen 
suchten;  nicht  sie  zu  ..retten",  sondern  sie  bei  ihrer  Arbeit  zu  ver- 
folgen wäre  eine  lohnende  Aufgabe,  auf  deren  Verdienst  schon  vor 
Jahren  0.  Lorenz-)  aufmerksam  gemacht  hat. 

Der  folgende  Abdruck  stützt  sich  auf  zwei  voneinander  unab- 
hängige Handschriften,  den  Codex  ^)  Fuldensis  Aa  109  (antea  Wein- 
gartensis)  fol.  138—139  saec.  XIV.  (-=  F)  und  den  Codex*)  latinus 
Monacensis  5895  (nicht  5825,  antea  Ebersbergensis)  fol.  289—291,  ge- 
schrieben in  den  Jahren  1475  und  1476  (=  M).  Die  Orthographie  ist 
einheitlich  gestaltet,  in  den  Varianten  nur  eine  Auswahl  gegeben. 

„Scienduma  est^»,  quod  duo  sunt  imperatores  Christiani  seu  Chri- 
«tianorum,  videlicet  imperator  Romanorum  et  Constantinopolitanorum«". 


a)  ,Sequitur  nunc  inf  ra  tractatus  de  coronatione  imperatoris'  schickt 
il  als  Lemma  vorauf.  *>)  ,est'  fehlt  M.  c)  .Constantinopolitanus'  .V. 
3.  34  ff.,  XIII,  S.  163  ff.;  vgl.  dazu  die  Zusammenfassung  dieser  und 
anderer  Studien  in  dem  Buche:  Peter  von  Andlau,  der  Verfasser  des 
ersten  deutschen  Reichsstaatsrechts.    Straßburg   1897. 

1)  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  I  (Leipzig  1860),  S.  452ff. 
—  *)  A.  a.  O.  II,  S.  386.  —  ')  Von  dem  sonstigen  Inhalt  der  Handschrift 
führe  ich  nur  an  fol.  144 — 148',  151 — 156  „Rubrice  tocius  corporis  iuris 
civilis",  fol.  149 — 150  Rubriken  der  5  Bücher  Dekretalen.  —  Dank  den» 
Entgegenkommen  der  Bibliotheksverwaltungen  zu  München  und  Fulda 
iconnte  ich  beide  Codices  hier  ausbeuten;  für  wertvolle  Fingerzeige  bei 
der  Erläuterung  bin  ich  Herrn  Prof.  E.  Seckel  und  Herrn  Prof.  U.  Stutz 
zu  verbindlichstem  Danke  verpflichtet.  —  ♦)  Vgl.  Catalogus  codicum 
.atinorum  bibliothecae  regiae  (Monacencis)  III,  3  (Monachii  1873),  S.  51 
No.  386.  —  Eine  andere,  von  Waitz,  Forschungen  XIII,  S.  209  Anm.  2 
•jrwähnte  Handschrift  der  Lütticher  Bibliothek  No.  188  (Sammlungen 
des  Canonicus  Van  der  Berch  fol.  519)  konnte  ich  nicht  benutzen,  wie 
luch  ihre  Beschreibung  im  Bulletin  de  la  commission  royale  d'histoire 
'Band  IX,  S.   16)   mir  nicht  zugänglich  war. 
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id  est  Grecorum,  quorum  unus,  scilicet  Romanus,  assumitur  per  elec- 
tores,  Constantinopolitanus  d  per  successionem  ad  imperium  venit.«" 
Quemadmodum  de  patre  ad  filium  et  de  fratre  ad  fratrem  et  sie  de 
singulis  veniunt  ßuccessiones  et  regna,  ita  dictum  imperium  per  succes- 
sionem devenit  de*  unof  ad  alium.  Et  hie  imperator  Constantinopoli- 
tanus  sive  Grecorum  coronari  debet  et  coronatur  de  una  sola  corona 
aurea  per  patriarcham  Constantinopolitanum  in  ecclesia  patriarchali 
et  inungitur  etiam  sicut  eis  alii  reges  Christiani.  De  donatione  facta 
per  Conßtantinum  imperatoremh  beato  Silvestro  pape  et  de  recessu 
ipsius  ab  urbe  Romana  et  de  constructione  Constantinopolitane  urbis 
et  ipsius  ecclesie  patriarchalis  plenissime  vide»  LXXXXVI  di(stinc- 
tione)k  in  Palea  Constantinus,*) 

Imperator  autem  Romanus  non  per  successionem,  sed  per  electio- 
nem  assumitur  ad  imperium  per  VI  electores  de  Alimannia',  videlicet™ 
per  tresm  archiepiscopos  et  treß  mundanoß",  qui  ßunt  hi  videlicet, 
qui«  secunturo:  Maguntinensis,  Colonienßis  etP  Treverensis %  marchio 
ßrandeburgensis  r,  dux  Saxonie,  dux  Bavarieß.  In  casu  tamen  dis- 
cordie  et  in  quo  predicti  electores  non  concordarent*,  rex  Boemie", 
qui  olim  dux  erat,  et  hi  electores  habent  eum  eligere  aput  Francfor- 
diamv  Maguntinensis  diocesis,  nisi  de  alio  loco  communiter  concor- 
darent.  Quorum  singuli  habent  w  penes  imperatorem^  certa  officia 
deputata.  Nam  archiepißcopus  Maguntinenßiß^  archicancellarius  est 
pro  Romano  imperatorey  per  totam  Germaniam,  archiepiscopus  Co- 
lonienßis archicancellarius  z  BBt^-  imperatoris  per  totam  Ytaliam  sive 
in  partibus  Ytalie,  archiepiscopus  vero"  Treverensis  archicancellarius 
est  pro  eodemi^  imperatorec  per  totum  regnum  Arellatense;  dux  vero 
Havarie,  qui  eßt  comeß  Palatinus  in  Reno^,  quandoque  in«  nova  crea- 
tione  ßui  habet  conferre  multos  comitatuß«,  ibidem  eßt  dapifer  impe- 
ratoriß,  dux  Saxonie  f  enßis  portatore,  marchio  sive  dux  Brandebur- 
gensis  prepositus  est  camere^»,  rex  Bohemie  est'  pincerna.  Ef^  sie  bis 
versibus  continentur'  officia  omniumi; 


d)  ,Con8taatinopolitanus']  vero  fügt  ^f  hinzu.  e)  ,venit']  Nam 
fügt  M  hinzu.  f)  ,de  uno'  fehlt  M.  (?)  ,et'  fehlt  M.  h)  ,imperatorem*' 
fehlt  M.  i)   ,vide'  fehlt  M.  k)   ,di'  fehlt  M.  1)   ,Alemania'  M. 

m)  jvidelicet  per  tres']  per  tres  scilicet  M.  n)  anundanos']  dominos 
raundales  M.  o)  ,qui  secuntur']  imperii  electores  M.  p)  ,et'  fehlt  M. 
q)  ,principes  electores'  fügt  M  hinzu.  r)  jBrandenburgensis'  hier  und 
weiterhin  M.  e)  ,Pavarie'  F.  t)  ,concordarent']  se-ptimus  est  fügt  M 
hinzu.  u)  jBohemie'  M.  v)  ,Franckchfordm'  M.  w)  ,habent  —  im- 
peratorem']  penes  imperatorem  habent  M.  x)  .Magutineasis'  F.  y)  ,im- 
peratore']  imperio  vel  Romano  imperatore  M.  z)  ,archicancellarius  est'] 
est  archic.  M.  «)  ,vero'  fehlt  M.  ^)  ,eodem'  fehlt  M.  c)  ,Romano' 
fügt  M  hinzu.  d)  Rheno  M.  e)  ,in  —  comitatus']  habet  in  nova  sui 
creationemultis  conferre  comitati8(!)  il/.  t)  ,Saronie' F.  g)  ,portitor' 3/. 
h)  ,et'  fügt  M  luinzu.  i)  ,est'  fehlt  M.  k)  ,Et'  pehlt  M.  1)  ,eon- 
tinentur  —  omnium']   continetur   M. 

1)  c.  14  D.  96  (Palea). 
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„Maguntinensis,  Treverensis "',  Coloniensis™ 
Quilibet  imperii  sit  cancellariuB  horum; 
Marcliio  prepoßitus  camere",  pincerna  Boemuso, 
Est  PalatinusP  dapifer  dux  portatori  ensis: 
Hi*)  statuunt  dominum  cunctis  per  secula  mundi." 
Et  de  his  electoribus  habetur  in  c(apitulo)  Venerabilem »)  de  elec- 
(tione)'",  de  re  iudi(cata)  Ad»apo8tolice=')  inglo(ssa)  pe(nultima)  li(bro) 
Vl<*.  Hie  enim  Romanus  imperator  post  electionem  de  eo  factam  ad 
Imperium  debet  coronari  tribus  coronis,  videlicet  primo  de  corona  ferrea, 
per  quam  significatur  potentia  et  fortitudo,  et  hac  corona  coronatur 
per  archiepiscopum  Coloniensem,  unum*  ex  electoribus  supradictis,  in 
Villa,  que  Aquisgrani"  dicitur  Leodiensis^  diocesis.  Secundo  coronatur 
Corona  argentea,  per  quam  significatur,  quod  in  eo  vigere  debet  clara 
et  munda  iustitia,  et  hac  corona''' per  archiepiscopum  Mediolanensem*) 
in  villa  Modoecie  Mediolanensis''  diocesis.  Tertio  et  ultimo  coronatur 
de  Corona  aurea,  per  quam  significatur  maioritas  et  nobilitas  omnium 
metallorum,  unde  per  hanc  comparationem  debenty  in  eo  vigere  y 
maioritas  et  nobilitas  ac  firma  et  inconcussa^  iustitia,  secundum  quod 
papa  eam  servare»  promittit  firmiter  et  unicuique  reddere  quod  est 
suum.  Et  dicta  aurea  corona  coronatur  in  urbe  per  dominum  papani 
vel  legatam  apostolice  sedis  ad  hoc  specialiter  misi5uni  et  deputatum 
in  basilica''  sancti  Petri  ante  altare  sancti  Mauricii  in  signum,  quod 
est  imperator  et  sub  Romano  pontifice  ratione  sue  coronationis  et 
approbationis.  Post*-'  quam«  coronationem,  approbationem  et  con- 
firmationemd  idem  imperator  ine  urbe^  stare  non  debet  nisi  per  unam 
noctem  et  inde^  recedere  sequenti  die  coronationis  ipsius  et  de  urbe 


*)  Für  „Hi  statuunt  —  Mediolanensem"  bietet  M  folgenden  Text: 
„Hi  statuunt  regem  cunctorum  seculorum  summum,  hi  statuunt  dominum 
cunctorum  mundi"  ut  c.  deprecatio  ff.  ad  l(egem)  Ro(diam)  de  iac(tu) 
/=  l.  9  D.  IJf,  2]  et  de  his  electoribus  —  libro  VI«  (wie  oben).  Hie  enim 
Romanus  imperator  post  electionem  de  eo  factam  debet  coronari  tribus 
coronis,  videlicet  argentea,  ferra  et  aurea.  Primo  de  corona  argentea 
coronatur,  per  quam  significatur,  quod  in  eo  vigere  debet  clara  et  munda 
iustitia,  et  hac  coronatur  per  archiepiscopum  Coloniensem,  unumt  ex 
electoribus  supradictis,  in  villa,  que  Aquisgrana  dicitur  Leodiensis" 
diocesis.  Secundo  coronatur  ferrea  corona,  per  quam  significatur  potentia 
et  fortitudo,  et  hac  corona  coronatur  per  archiepiscopum  Mediolanensem". 


ni)  jTreverensis,  Coloniensis']  Colon.,  Trever.  M.  n)  ,camere']  tarnen  F. 
o)  ,Bohemus'  M.  p)  ,Palacius'  F.  q)  ,portator']  protator  F;  portitor  M. 
r)  ,et'  fügt  M  hinzu,  e)  ,Ad'  fehlt  M.  t)  ,unus'  F.  M.  u)  ,Aquisgrani'] 
Asßignavi  F.  v)  .Leodinensis'  F.  M.  w)  ,coronam'  F.  x)  ,Mediola- 
niensis' F.  y)  ,debent  —  vigere']  quoque  in  eo  vigetur  i/.  z)  ,inconcussa'l 
concussa  F.  >)  ,scrvare'  fehlt  F.  b)  .basilea'  F.  c)  ,Post  quam'] 
Postquam  vero  M.  d)  .confirmationem']  recepit  fügt  M  hinzu,.  e)  ,in 
urbe'  fehlt  M.        f)   ,inde']   deinde  M. 

»)  c.  34  X.  de  eliH'tione  1,  6.  —  *)  c.  2  in  VI.  de  soiitentia  et  re 
iudicata  2,  14. 
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recedens  et  exiens  ascendit  montem,  qui  dicitur  et  appellatur  Mons 
MarüK  propell  ecclesiam  sancti  Petri  extra  muros  per  duo  miliaria. 
Qui  quidem  mons  altior  est  omnibus  aliisi  de  urbe  et  adiacentibus,  uf« 
videturk.  Et  quando  est  in  vertice  montis,  elevans'  manum  volvendo 
se  dicit:  „Omnia,  que  vidimus,  nostra  sunt  et  ad  mandata  nostra  per- 
veniunt"  et  statim  postea  mittit  per  Universum  mundum,  ut  ad  man^ 
data  eins  veniant  omnes  barones  et^  prlncipes  Christiani  et  pagani 
totius  mundi,  qui  sibi  respondere  tenentur,  ut  in  principio  C)  con- 
tinetur,  ubi  dicitur:  „Omnia,  que"  vidimus,  nostra  sunt". 

His  modis  et  formis  coronandi  imperatorem  inherent»  canoniste 
et  lo(annes)  An(dree)  in  cle(mentina)  Romanin  de  iureiurando.*)  Sed 
iuris  civilis  professores  in  l(egem)  Bene  a  Zenone  c(odicis)q  de  qua- 
dri(ennii)  prescrip(tione)*)  dicunt,  quod  ideo  tres''  deferf  Coronas, 
ut  et  olim  athlete  portahant»,  ut  c(odicis)  de  athletis*)  l(ege)  L;  item 
quia  recipit  tria  tributa;  item  quia  est  dominus  totius  orbis,  qui 
dividitur  per  tres  partes,  videlicet  Europam«,  Asiam"  et  Aft'ricam;  et 
dicunt,  quod^  primo  argenteam  recipit^'  in  Alimannia^  per  archiepi- 
scopum  Coloniensem  —  nam  sicut  argentum  est  lucidum,  ita  coronatus 
debet  esse  lucidus  in  conspectu^Dei  iuxtaps(almum):  „Quis")  ascendct 
in  montem  Domini"  etc.y  — ,  ferream  Mediolani''-  in  Lombardi",  ubi 
sunt  tyranni,  qui  debent  a  principe  conquassari,  sicut  per  ferrum 
omnia  metalla  conquassantur  et  domantur,  auream  in  Roma.  Et  in 
hoc  omnes  concordant;  quidam  dicunt,  quod  recipiat"^  unam''.  de(cret.) 
Paleis,  sed  hoc^  est  una  truffa. 

Addendum  est  de  regibus  in  cliristianitate  positis,  qui  sunt,  et 
de  eorum  nominibus,  et  quod  aliqui^  ex  eis  sunt^"  coronandi  et  inun- 
gendi  et  quod  aliqui  sunt^  ex  eise  feudatariif  Romane  ecclesie.  Et 
in  liis  attendendum  est,  quod  omnes  illi  reges,  qui  coronantur  et  un- 
gunturs',  habent  ex  privilegio  ab  antiquis.  Nam  nullus  rex  coronatur 
et  inungitur,  nisi  habeat  ex  antiqua  consuetudine  vel  ex  privilegio. 
ut  rex  Scocie.  qui  ab  ecclesia  Romana  de  novo  habuit  tempore'^ 
loannis  pape  XXII.,  pontificatus  suii  anno  XIIII..  quod  i)ossit  inungi 
€t  coronari. 


ü)  ,Marii'J  Mauri  F.  AI.  h)  ,prope']  propter  F.  M.  i)  .aliia'J  et 
fügt  M  hinzu.  k)  ,ut  videtur'J  vi  M.  1)  .elevans'  fehlt  M.  m)  ,et' 
fehlt  M.  n)  ,que']  qiieque  M.  o)  ,inberet'  F.  p)  ,"Roniana'  F.  M. 
q)  ,c(odicis)'  jfehlt  M.  r)  ,tres  deiert']  defert  tres  M.  s)  ,protabant'  /'. 
i)   ,Auropam'  F.  ")  ,Aziam'  F.  v)  ,quod  —  recipit']   quod  primani 

coronam  argenteam  primo  recipit  M.  w)  ,Alimannia']  Almania  F;  Ala- 
mania  M.  x)  .couspectum'  F.  y)  ,etc.']  et  M.  z)  .Mediolam'  /'. 
»)  ,Lambardia' i1/.  i»)  ,recipiat  unam']  unam  recipit  3/.  c)  ,lioc'  fehlt  M. 
d)  ,aliqui  —  sunt']  ex  eis  aliqui  sunt  M.  e)  ,8unt  —  eis']  ex  eis  sunt  M. 
f)   ,frudatarii'  F.  s)    ,unguutur']    inunguntur  M;   qui   fügt   F   hinzu. 

ii)  ,tempore']  domini  fügt  M  hinzu.        i)  suo  .1/. 

1)  Die  Erklärung  dieser  Sigle  war  unmöglich.  —  '^)  c.  uu.  in  (lern. 
de  iureiurando  2,  9.  —  *)  1.  3  C.  de  quadriennii  ))raescriptiono  7.  :i7.  — 
*)   1.  un.  C.  de  athletis  10,  .'>4.  —  *)  Psalm.  23,  3. 
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Nomina  autem  dictorum  regum  inferius  describuntur.  Sed  primo 
de  Dominibus  regum,  qui  coronantur  et  inunguntur;  sunt  hec^,  vide- 
licet!  rex  Jerusalem m  et  Sicilie«,  rex  Franc ie,  rexAnglie,  rex  Scocie». 
Nomina  p  autem  qui  coronantur  et  non  inunguntur,  sunt  hi  videlicet, 
ut  sequiturP:  rex  Armenie,  rex  Sorbie,  rex  Ciprii,  rex  Ungarie,  rex 
Boemie«"^  rex  Polonie.  rex  Tomagie^  rex  Coniathie.  rex  Suecie»,  rex 
Norvegie  ^  rex  Danorum  ",  rex  Dacie,  rex  Collon.  (?)  \  rex  Catollicus, 
rex  Minanie,  rex  Monecathelmi ''(?).  rex  Ultonie,  rex  Castelle  et 
Legionensis,  rex  Portugalie^  rex  Navarre,  rex  Arragonum,  rex  Sar- 
dinien, rex  Maioricatensiö  z,  rex  Trinaclie*.  Sequitur  modo  de  regibus 
feudatariisb  ecclesie«  Romane«^;  rex  Jerusalem  et  Sicilie,  rex  Arra- 
gonum, rex  Sardinie,  rex  Ungarie,  rex  Anglie^^.  Ete  sie  est  finigc.  — 

Als  Heimat  der  Aufzeichnung  hat  Waitz  Italien  vermutet  und 
iregen  ihn  wird  ihr  Vorkommen  in  ausschließlich  citramontanen  Hand- 
schriften kaum  anzuführen  sein:  etwaige  italienische  Überlieferungiä- 
formen  sind  freilich  noch  nicht  bekannt  geworden.  Bestimmt  hat  ihn 
wohl  vornehmlich  die  Kenntnis  des  Monte  Mario  als  des  höchsten 
Berges  bei  Rom,  sodann  die  Benutzung  von  Erläuterungen  des  römi- 
schen und  kanonischen  Rechts,  die  aber  schon  um  die  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  ihren  Einzug  auch  in  Deutschland  gehalten 
haben.  Wie  dem  immer  sei,  als  Entstehungszeit  des  Traktats  ist  mit 
Rücksicht  auf  das  Alter  der  Fuldaer  Handschrift  die  zweite  Hälfte  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  anzunehmen,  genauer  noch  die  Zeit  nach 
dem  vierzehnten  Pontifikatsjahre  Johanns  XXII.  —  also  1329  auf  1330 
— ,  das  für  den  Autor  in  nicht  allzuferner  Vergangenheit  liegt.  Diesen 
Zeitraum  noch  enger  zu  umgrenzen  ist  aus  dem  Grunde  unmöglich, 
weil  drei  Abschnitte,  für  die  es  überdies  an  einer  Parallele  oder  etwa 
benutzten  Vorlage  gebricht,  jeden  derartigen  Versuch  vereiteln. 

Im  ersten  dieser  Abschnitte  wird  gesagt,  daß  der  Pfalzgraf  bei 
Rhein  „in  nova  creatione  sui"  —  nur  auf  die  Wahl  des  deutschen 
Königs  werden  diese  Worte  zu  beziehen  sein  — ,  „viele  Grafschaften" 
zu  verleihen  habe.  Inwieweit  sie  im  Zusammenhang  stehen  mit  der 
Klausel  in  einer  Urkunde  Ludwigs  von  Brandenburg  vom  16.  Sep- 
tember 1351,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden:  in  ihr  nämlich  ward  der 

k)  ,hy'  M.  1)  .videlicet']  primi  hie  infe-rius  enumerati  in  ordine 
fügt  M  hinzu,  m)  .Hierusalem'  hier  und  weiterhin  M.  n)  ,Cicilie'  hier 
und  weiterhin  F;  Cecilie  M.  o)  In  M  stehen  die  Ländernamen  unter- 
einander, links  davon  steht  das  auf  alle  bezügliche  Wort  rex,  rechts 
davon  coronantur  et  inunguntur.  p)  ,Nomina  —  sequitur']  Sunt  autem 
hi  inferius  enumerati  qui  coronantur  et  non  inunguntur  J/.  q)  ,Ciprii'  M. 
t)  .Bohemie'  M.  e)  ,Swetie'  M.  t)  .Norvegie']  Nougie  F;  Norbegie  M. 
u)  .Donorum'  M.  y)  Collon.(?)]  Collom'  alias  Colin'  M.  w)  Monecathe- 
lum'  M.  X)  ,Portigalie'  M.  y)  ,Sardine'  hier  und  weiterhin  F.  it.  z)  ,Maio- 
rieaFl/.  »)  .Trinaclie']  in  il  stehen  drei  Reihen  Ländernamen  unter- 
einander, links  von  jeder  rex.  *>)  .fondatariis'  F.  c)  ecciesie  Romane'] 
itomane  ecciesie  M.  d)  ,Anglie']  in  M  stehen  die  Ländernamen  unter- 
einander, links  davon  rex,  rechts  davon:  Omnes  feudatarii  Romane  ec- 
ciesie. e)  ,Et  —  finis']  Explicit  tractatus  de  imperatoris  coronatione  if. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    XXIV.   G«rm.  .\bt.  25 
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Vertrag  Rudolfs  II.  mit  König  Karl  IV.  über  den  Heimfall  seiner 
Länder  und  der  an  ihnen  haftenden  Rechte  an  das  luxemburgisch© 
Haus  anerkannt,  doch  „ausgenohmen  den  rechten,  die  ein  pfalczgraf 
bei  Rein  hat  vnndt  haben  sei  an  der  wal  undt  chure  eines  Romißchen 
khünigos,  eins  khunftigen  khaisors,  und  andern  eheren  und  wirdig- 
keiten,  die  zu  der  vorgenanten  pfalcz  und  chure  gehorent,  unnd  den 
grafeschafften  und  mannschaften,  die  czu  der  vorgenanten 
pfalcz  und  chure  gehorent,  die  bei  uns  und  unsern  erben  ewiglich 
bleiben  sollen".*)  Ihrem  Ursprung  nach  unbekannt  ist  auch  der  Ab- 
schnitt über  die  Pflicht  des  Kaisers,  nach  vollzogener  Krönung  Rom  zu 
verlassen  und  vom  Monte  Mario  aus  die  Großen  der  Christenheit  wie 
der  Heidenwelt  zum  Gehorsam  aufzufordern.  Das  Suchen  nach  einer 
wenn  auch  nur  anklingenden  ähnlichen  Wendung  war  vergebens,  ob- 
wohl es  lockt,  in  jenem  Satze  eine  Anspielung  auf  Karls  IV.  Kaiser- 
krönung am  5.  April  1355  zu  erblicken.  Am  Tage  zuvor  hatte  der 
Luxemburger  den  Monte  Mario,  bekanntlich  die  höchste  Kuppe  des 
Janiculushügels  nördlich  von  St.  Peter,  bestiegen  und  noch  am  Abend 
der  Krönung  Rom  verlassen,  wie  er  1346  dem  Papste  Clemens  VI.  ver- 
sprochen^); gleichwie  sein  Großvater  Heinrich  VII.  am  29.  Juni  1312 
hatte  auch  er  die  Kaiserkrone  aus  der  Hand  päpstlicher  Legaten 
empfangen.  Aber  all  diese  Vergleichsmomente  treffen  hier  nicht  gänz- 
lich zu:  die  Reihenfolge  der  Ereignisse  im  April  1355  ist  eine  andere 
als  die  jener  Vorschriften;  nicht  einen  Tag  sollte  Karl  IV.  in  Rom 
verweilen,  der  Anonymus  gestattet  den  Aufenthalt  von  einem  Tage 
und  einer  Nacht;  daß  er  eine  Krönung  durch  den  Legaten  möglich 
sein  läßt,  kann  abgeleitet  sein  wie  von  der  Krönung  im  Jahre  1812  so 
von  der  im  Jahre  1355;  soll  man  daraus  schließen,  der  Traktat  habe 
nur  während  der  sog.  babylonischen  Gefangenschaft  der  Päpste  in 
Avignon  (1309 — 1376)  abgefaßt  werden  können,  zumal  im  14.  Jahr- 
hundert und  überhaupt  nur  die  beiden  Luxemburger  von  Legaten  mit 
der  Kaiserkrone  geschmückt  wurden?  Ganz  unklar  bleiben  endlich 
die  Listen  des  Schlusses  mit  ihren  drei  Unterabteilungen.  Aus  der 
ersten  ist  sicherlich  keine  Bekanntschaft  mit  der  sog.  Quaternionen- 
theorie^)  zu  folgern.  Die  zweite  weist  Namensformen  auf,  die  zum 
Teil  jedem  Bemühen  sie  zu  deuten  oder  zu  verbessern  hartnäckig 
widerstreben;  es  wäre  andererseits  aussichtslose  Mühe,  wollte  man  mit 
Hülfe  der  richtigen  und  sofort  verständlichen  Namen  einen  terminus 
ante  quem  für  die  Niederschrift  der  Aufzeichnung  zu  ermitteln  ver- 
suchen. Hätte  der  König  z.  B.  von  Mallorca  aufgeführt  werden  dürfen, 
nachdem  sein  Reich   im  Jahre  1343  mit  Arragonien  vereinigt  war? 


1)  Die  Stelle  nach  O.  Harnack,  Das  Kurfürstenkollegium  bis  zur 
Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  (Gießen  1883),  S.  82.  —  »j  Vgl. 
E.  Werunsky,  Geschichte  Kaiser  Karls  IV.  und  seiner  Zeit  I  (Innsbruck 
1880),  S.  410  f.,  II,  2  (1886),  S.  572.  576.  —  s)  Vgl.  darüber  J.  Hürbin, 
Peter  von  Andlau  S.  223  ff.,  und  Wilckens,  Vierteljahrschrift  für  Wap- 
pen-, Siegel-  und  Familienkunde  XXVIII   (Berlin  1900),  S.  207 ff. 
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Könnte  die  Aufzählung  nicht  entnommen  sein  einer  älteren  Vorlage^' 
deren  Art  man  sich  derjenigen  eines  römischen  Provinciale  verwandt 
zu  denken  hätte?  Die  merkwürdige  Angabe  eines  „rex  Dacie"  findet 
nur  darin  ihre  Erklärung,  daß  der  Verfasser  die  „provincia  Dacie", 
wie  sie  im  Provinciale  ^)  begegnet,  mit  recht  kühnem  Gedankenflug  in 
weltlicher  Hinsicht  von  einem  „rex  Dacie"  beherrscht  sein  läßt.  Den 
Beschluß  bildet  eine  Aufzählung  der  Leiinskönige  (feudatarii)^)  der 
römischen  Kirche;  sie  ist  unvollständig,  wie  sich  aus  den  Zusammen- 
stellungen bei  E.  Friedberg')  ergibt.  Erwähnt  wird  der  König  von 
England.  Verbot  aber  nicht  im  Jahre  1366  unter  Eduard  III.  ein  Be- 
schluß des  Parlaments*)  für  alle  Zukunft  die  Erhebung  des  einst  von 
Johann  ohne  Land  versprochenen  Lehnstributes?  Der  englische  König 
konnte,  so  sollte  man  glauben,  nach  dieser  freilich  einseitigen  Lösung 
des  Vasallitätsverhältnisses  nicht  mehr  als  „feudatarius  ecclesie  Ro- 
mane" bezeichnet  werden.  Gleichwohl  ist  auch  damit  kein  sicherer 
terminus  ante  quem  gegeben:  die  Aufzeichnung  wird  gerade  in  diesen 
Listen  auf  ältere  Arbeiten  sich  stützen;  jener  Parlamentsbeschluß 
braucht  überdies  dem  Verfasser  nicht  bekannt  geworden  sein;  aus 
Unwissenheit  mochte  er  festhalten  was  er  in  seiner  Quelle  fandu  ob- 
wohl es  von  den  Ereignissen  selbst  überholt  worden  war. 

Überall  demnach  dieselben  Fragen  und  die  gleiche  Antwort, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  eine  Untersuchung  darüber,  ob  in  Wahr- 
heit die  genannten  Könige  gekrönt  und  gesalbt,  die  anderen  nur  ge- 
krönt wurden,  mit  den  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  undurchführbar 
ist  Festeren,  allerdings  nicht  festen  Boden  gewinnt  erst  die  Betrach- 
tung der  übrigen  Teile  des  Textes. 

Richtig  hebt  die  Einleitung  den  Unterschied  in  der  Besetzung 
des  byzantinischen  und  römischen  Kaisertums  hervor:  dort  Erblichkeit, 
hier  Wahl.  Ihr  gegenüber  sind  die  Ausführungen  Peters  von  Andlau 
nicht  erschöpfend,  nach  denen  das  „Imperium  et  quodlibet  regnum 
non  ex  successione,  sed  eleccione  (var.  lectio:  delatum)  fuit  ...,  sed 
hodie  regna  ex  consvetudine  deferuntur  ex  successione".^)  Eingehen- 
der befaßt  sich  darauf  unser  Anonymus  mit  der  Wahl  des  deutschen 
Königs,  der  nach  ihm  „zum  Kaiser  gekrönt  werden  muß",  —  genau 
wie  die  Goldene  Bulle*)  von  dem  „rex  Romanorum  in  imperatorem 
promovendus"  spricht.  Zweierlei  nun  fällt  sofort  auf:  einmal,  daß  die 
Wahl  auch  an  einem  anderen  Orte  als  Frankfurt  soll  stattfinden 
können,  wie  es  ja  den  Kurfürsten  vor  Veröffentlichung  der  Goldenen 
Bulle  formell  überlassen  war,  den  Wahlort  zu  bestimmen,  obwohl  das 


»j  Vgl.  im  Abdruck  bei  M.  Tangl,  Die  päpstlichen  Kanzleiordnungen 
von  1200—1500  (Innsbruck  1894),  S.  14.  —  =)  Vgl.  Ducange  ed.  Favre 
III  (Xiort  1884),  S.  478  s.  v.  —  ')  De  finium  etc.  S.  27  Anm.  3;  vgl.  auch 
G.  Phillips,  Kirchenrecht  V  (Regensburg  1857),  S.  552  ff.  —  «)  Vgl. 
R.  Pauli,  Geschichte  von  England  IV  (Gotha  1855),  S.  479  f.  —  *)  De 
Caes.  monarch.  II,  1;  in  dieser  Zeitschrift  XIII.  165.  —  *)  c.  1  §  1.  2  und 
ähnlich  öfters.  — 
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Herkommen  die  Mainstadt  als  solchen  gekennzeichnet  hatte');  weiter- 
hin, daß  zunächst  nur  sechs  Kurfürsten  genannt  werden.  Eine  Kor- 
rektur ist  hier  infolge  der  namentlichen  Aufzählung  der  Wähler  un- 
statthaft; ob  die  oftbehandelte  Stelle  des  Sachsenspiegels  Ldr.  III,  57 
§  2  nachgewirkt  hat?  Der  Böhme,  heißt  es  dann  weiter,  darf  nur  dann 
sich  an  der  Wahl  beteiligen,  wenn  die  übrigen  Wahlfürsten  sich  nicht 
einigen  können.  Unzweifelhaft  hat  hier  die  Glosse  zu  c.  3  in  VI.  de 
sententia  et  re  iudicata  2,  14  ihren  Einfluß  geübt:  auch  diese  nennt 
den  Böhmenkönig  „olim  dux"  und  fährt  darauf  fort:  „et  dicunt  qui- 
dam,  quod  rex  Bohemie  de  necessitate  vocandus  non  est,  nisi  cum 
alii  discordant".*)  Auch  sie  bringt  sodann  über  die  Wähler  vier 
Memorialverse: 

„Magna  Moguntia,  crassa  Colonia,  Treveris  alma 
Atque  Palatinus  dapifer,  dux  portitor  ensis, 
Marchio  prepositus  camere,  pincerna  Bohemus 
Romanum  regem  statuendi  dant  sibi  legem, 
immerhin  ist  an  dieser  Stelle  die  Aufzeichnung  nicht  mehr  von  der 
Glosse  abhängig,  sondern  trotz  einer,  den  Sinn  allerdings  nicht  stören- 
den  Umordnung  vom  Text  der  Verse  in  der  Chronik  Martins   von 
Troppau.'*)    Daß  zunächst  von  sechs  Kurfürsten  die  Rede  war,  wird 
nicht  beachtet;  der  Böhme  erscheint  durchaus  als  den  anderen  Wählern 
gleichberechtigt.    Recht  nach  der  Schule  mutet  schließlich  der  Rest 
an.   Mit  drei  Kronen  wird  der  Gewählte  geschmückt,  der  eisernen  in 
Aachen,   der  silbernen  in  Monza,    der  goldenen  in  Rom;    das  Metall 
einer  jeden  hat  besondere  Bedeutung,  wie  sie,  wohl  nach  dem  Vorgang 
der  älteren  Krönungsordines *),  auf  Grund  der  Glosse^)  zu  c.  un.  in 

1)  Vgl.  O.  Harnack,  a.  a.  0.  S.  97  Anm.  1.  Nach  der  Goldenen  Bulle 
e.  29  sollte  Frankfurt  ständiger  Wahlort  sein,  „nisi  ...  impedimentum 
legitimum  obviaret".  —  ^)  Quelle  der  Glosse  ist  der  Apparatus  des  Hein- 
rich von  Segiisia  (Hostiensis) ;  vgl.  die  Stelle  bei  R.  Schröder,  Lehrbuch 
der  deutsehen  Rechtsgeschichte  *  (Leipzig  1902),  S.  477  Anm.  84.  Ähn- 
lich auch  Peter  von  Andlau,  De  Caes.  monarch.  II,  2;  a.  a.  0.  XIII,  167. 

—  »)  Mon.  Germ.  SS.  XXII,  466;  vgl.  dazu  P.  Scheflfer-Boichorst,  Zur  Ge- 
schichte des  XII.  und  XIII.  Jahrhunderts   (Berlin  1897),  S.  350  Anm.   1. 

—  *)  Vgl.  G.  Waitz,  a.  a.  0.  S.  42.  74.  82.  —  «)  Ich  schreibe  sie  im  folgen- 
den aus:  ,,Seire  debes  . .  .  quod  rex  Romanorum  coronatur  triplici  corona: 
prima  e«t  ferrea,  quam  recipit  ab  archiepiscopo  Coloniensi  in  Aquisgrano 
eiusdem  dyocesis;  ferrum  autem  fortitudinem  designat,  qua  vincere  debet 
rebelles  et  infideles  conculcare.  Secunda  est  argentea,  quam  ingressus 
Italiam  recipit  a  Mediolanensi  archiepiscopo  in  villa  Modicienai  eiusdem 
dyocesis  . . . .;  argentum  autem  designans  mundiciam  et  claritatem  signi- 
ficat  ipsum  principem  talem  esse  debere.  Tercia  est  de  puro  auro,  qua 
coronatur  per  papam  in  ecclesia  sancti  Petri  ante  altare  aancti  Mauricü 
(dazu  vgl.  Waitz,  a.  a.  O.  S.  53f.) ;  designat  aurum,  quod  omnibus  metallia 
«st  excellentius,  ipsum  imperatorem  aliis  regibus  et  principibus  in  poten- 
tatu  et  iusticia  excellentiorem  esse".  Es  folgen  dann  u.  a.  die  Memorial- 
verse: „Ferrea  Romani  gestaut  dyademata  reges,  ejät  argentea  post  hec 
bis  oblata  Corona,  hinc  aurum  capiti  fulvum  datur  imperiali".  Wie  weit 
die  Glosse  abhängig  ist  von  dem  Werke  des  Baldus  „de  tribus  coronis'' 


MiBzellen.  389 

Clem.  de  iureiurando  2,9,  in  der  Glosse »)  zum  Sachsenspiegel  Ldr.  III,  57 
§  2,  in  der  Chronik  des  Straßburgers  Twinger  von  Königshof en»)  und 
noch  später  bei  Peter  vonAndlau')  hervorgehoben  wird.  Schulgerecht 
verweist  der  Autor  darauf,  daß  mit  den  Kanonisten  die  Legisten  über- 
einstimmen, die  an  die  Schlußworte:  „Ex  quo  nutu  divino  imperiales 
Buscepimus  infulas"  der  1. 8  de  quadriennii  praescriptione  C.  4, 37  eine 
Auslassung  über  die  Krönung  des  Kaisers  zu  knüpfen  pflegten,  wie  es 
z.  B.  Cynus*)  getan  hat,  ohne  daß  ich  die  wirklich  benutzte  Vorlage 
hätte  ermitteln  können.  Daß  sie  eine  andere  Reihenfolge  der  Kronen 
vorschreiben*),  ficht  den  Schreiber  der  Fuldaer  Handschrift  —  während 
derjenige  der  Münchener  darauf  achtgegeben  hat")  —  nicht  an:  denn 
nur  auf  die  gleiche  Zahl  der  Kronen  richtet  sich  sein  Blick.  Aus  den 
Worten:  ,,in  Lombardia  ubi  sunt  tyranni"  ist  daher  nichts  für  die 
Abfassungszeit  des  Traktats  zu  entnehmen.  Man  wird  sie  zunächst 
auf  die  Visconti  und  deren  Stellung  in  Mailand  beziehen  wollen,  der 
im  Jahre  1395  durch  die  Erhebung  des  Galeozzo  Visconti  zum  erblichen 
Herzog  und  Reichsfürsten  die  staatsrechtliche  Bestätigung  zuteil 
wurde.  Sie  standen  aber  jedenfalls  in  der  ausgeschriebenen  Quelle, 
deren  Bericht  auch  bei  Peter  vonAndlau*)  durchschimmert:  nicht  auf 
die  Zeitgeschichte  wird  hingewiesen,  sondern  auf  die  Unterwerfung 
de«  Desiderius  und  der  Langobarden,  deren  „tyrannis"  Karl  der  Große 
..gebändigt"  hat.  Trügt  nicht  alles,  so  liegt  hier  eine  —  jedenfalls 
mittelbare  —  Ableitung  einer  Stelle  in  der  Fortsetzung  de«  Tolomeo 
^  on  Lucca  zum  Werke  des  Thomas  de  Aquino  „de  regimine  principum" 
vor.*)   Kontaminiert  ist  damit  eine  Wendung  der  Glosse  zu  c.  un.  in 


und  seinen  mj'stischen  Deutungen,  konnte  ich  aus  den  kurze«  Angaben 
bei  J.  Fontanini  (Dissertatio  de  corona  ferrea,  Romae  1719.  S.  97)  und 
L.  A.  Muratori  (De  corona  ferrea,  Mediolani  1719,  S.  8)  nicht  feststellen: 
gegen  die  allegorische  Erklärung  wendet  sich  mit  Geschick  der  Bisehof 
Hieronymus  von  Gurk  (f  um  1535)  in  der  Schrift  ..De  coronatione  sin- 
gulari   (Argentorati  1603),  S.  8  f. 

*)  In  der  Leipziger  Ausgabe  von  1545,  S.  2.30b.  —  2)  Deutsehe 
8tädtechroniken  VIII  (Leipzig  1870),  S.  406  f.  —  »)  De  Caes.  monarch. 
IT,  6;  (a.  a.  O.  XIII,  S.  174.  176.  179),  wohl  nach  Felix  Hemmerli.  De 
ttobilitate  c.  13  (bei  Reber,  Felix  Hemmerli,  Zürich  1846,  S.  231).  Vgl. 
auch  K.  Haase,  Die  Königskrönungen  in  Oberitalien  und  die  .»eiserne" 
Krone  (Straßburger  Diss.  1901),  S.  80  ff.,  93  fF.  —  «)  Vgl.  die  Au-sgabe 
seiner  Lectura  über  den  Codex  von  Feyerabend  (Francofurti  ad  Moenum 
1578),  fol.  445  V — 446  v;  über  Cynus  vgl.  C.  F.  von  Savigny,  Geschichte 
des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  VI«  (Heidelberg  1850),  S.  86 ff.  — 
•)  Auch  in  dem  Schreiben  des  Papstes  Innocenz  VI  vom  22.  November 
1354,  angeführt  von  F.  Gregorovius,  Geschichte  der  Stadt  Rom  VI  (Stutt- 
gart 1867),  S.  374  Anm.  2,  wird  die  longobardische  Krone  als  die  eiserne 
bezeichnet,  doch  deutet  er  ihr  und  der  übrigen  Kronen  Metall  in  etwa.'^ 
anderem  Sinne.  —  •)  Welche  der  Handschriften  den  V'orzug  verdient» 
wage  ich  nicht  zu  entscheiden.  Für  die  Anordnung  beider  lassen  sich 
Gründe  anführen  —  »)  De  Caes.  monarch.  II,  6;  a.  a.  O.  XIII,  S.  176. 
Ahnliche  Stellen  verzeichnet  Haase  a.  a.  0.   —   *)  Vgl.  Haase,  a.  a.  0, 
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Clem.  de  iureiurando  2, 9,  wo  es  heißt:  „Sic  olim  in  his  tribus  metallis 
(nämlich  Eisen,  Silber  und  Gold)  dabatur  tributum  Romanis,  ut  scripsi 
de  fide  instru(mentorum)  inter  dilectos,  glo(s8a)  indictio",  ohne  daß 
bei  c.  6  X.  de  fide  instrumentorum  2, 22  die  zitierte  Glosse  Aufnahme 
gefunden  hätte.  Ebenso  wird  aus  der  einseitigen  Betonung  der  Zahl 
der  Kronen  die  Ablehnung  der  beiden  Paleae  verständlich,  der  cc.  13 
und  14  D.  96.  In  der  ersten  wird  gesagt:  „Constantinus  Imperator 
coronam  et  omnem  regiam  dignitatem  apostolico  concessit",  nach  der 
zweiten  soll  Constantin  in  seiner  Schenkungsurkunde  erklärt  haben: 
„. . .  contradimus  palatium  imperii  nostri  Lateranense,  deinde  diadema, 
videlicet  coronam  capitis,  simulque  phrygium  necnon  et  superhume- 
rale".  Nur  von  einer  einzigen  Krone  war  ja  hier  wie  dort  die  Rede: 
das  durfte  nicht  ungerügt  bleiben;  wie  leicht  könnt«  dieser  „Betrug"^) 
der  Paleae  zu  Irrtümern  Anlaß  geben!  Solch  Verfahren  ist  durch- 
greifend, gewiß,  aber  daraus  spricht  der  Geist  der  Schule,  dessen  Art 
R.  Stintzing^)  und  G.  Kaufmann^)  anschaulich  geschildert  haben.  Ein 
unbequemer  Widerspruch  innerhalb  der  Quellen  wird  kurzerhand  aus 
dem  Wege  geräumt,  olme  jedwede  Kenntnis  historischer  Gegensätze, 
wie  sie  das  Kaisertum  Konstantins  von  dem  späteren  römisch-deutschen 
innerlich  scheiden.  Unvermittelt  stehen  in  diesem  letzten  Abschnitt 
die  Bearbeitungen  des  römischen  und  des  kirchlichen  Rechts  einander 
gegenüber.  Während  aber  die  Legisten  nur  als  Stütze  dienen,  sind 
allein  die  Kanonisten  für  den  Anonymus  maßgebend.  Als  bindend  er- 
kennt er  nur  ihre  Sätze  an,  soweit  er  sie  aus  der  Glosse  kannte.  — 
Alles  in  allem,  der  tatsächliche  Gehalt  der  Aufzeichnung  birgt  keine 
Überraschungen  in  sicli,  als  Versuch  immerhin  einer  Darlegung  von 
Regeln  des  öffentlichen  Rechts,  so  wenige  es  sein  mögen  und  so  ober-, 
flächlich  ihre  Behandlung,  hat  es  der  Traktat  vielleicht  verdient, 
seine  Aufstellungen  im  einzelnen  zu  prüfen. 

Greifswald.  A.  Wer minghof f. 


[Über  die  Wiederauffindung  eines  verschollenen  Protokollbuches 
des  Oberhofes  zu  Ingelheim  und  die  Durchforschung  einiger  Rhein- 
gauischer  Gerichtsbücher  als  Folgeerscheinungen  meiner  in  gegen- 
wärtigem Bande  dieser  Zeitschrift*)  veröffentlichten  Untersuchung  von 
Rechtsquellen  des  Rheingaues  kann  ich  zu  meiner  Freude  schon  hier 
vorläufig  berichten.] 


S.  77.  Die  Stelle  lautet:  „Duplicem  euim  habetit  coronam  et  recipiunt 
electi  in  imperatorem:  unam  quidem  prope  Mediolanum  in  villa,  quae 
dicitur  Modoetia,  ubi  sepulti  sunt  reges  Longobardorum.  Quae  quidem 
Corona  ferrea  dicitur  esse,  quod  primus  imperator  Germanus,  Carolius 
Magnus,  colla  regum  Longobardorum  suaeque  gentis  perdomuit". 

1)  Über  truffa  vgl.  Ducange  ed.  Favre  VIII  (Niort  1887),  S.  198.  -- 
*)  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft  I  (München  und  Leipzig 
1880),  S.  111  ff.  —  »)  Geschichte  der  deutschen  Universitäten  I  (Stutt- 
gart 1888),  S.  80  ff.  —  «)  oben  S.  n09  ff. 
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Herr  Dr.  phil.  Friedrich  W.  D.  Brie  hatte  die  Freundlichkeit, 
den  oben^)  erwähnten  Kodex  des  Britischen  Museums,  betitelt  „Fremde 
Urteilbuch  von  Mainz  1398—1430",  daraufhin  durchzusehen,  ob  Bod- 
mann  ihm  vielleicht  trüglich  einen  Teil  der  von  ihm  als  Ingelheimer 
und  Eltviller  Oberhofsentscheidungen  veröffentlichten  Urteile  ent- 
nommen habe.  Er  fand  zu  seiner  Überraschung  echte  Sprüche  des 
Reichsgerichts  zu  Ingelheim,  in  chronologischer  Folge  die  Jahre  1898 
bis  1340  umfassend,  als  den  wahren  Inhalt  de^  von  mehreren  Händen 
geschriebenen,  in  der  Originalfoliierung  462,  nach  der  modernen  Rech- 
nung 456  Blätter  (mit  je  2  Seiten  Schrift)  zählenden  Foliobandes.  Dieser 
ist  also  kein  Mainzer  Gerichtsbuch.  Die  falsche  Bezeichnung  ist  da- 
durch entstanden,  daß  sich  zufällig  zu  Anfang  des  Bandes  eine  nach 
einem  Ort  in  unmittelbarer  Nachbarschaft  von  Mainz  ergangene  Ent- 
scheidung findet:  ..Item  her  Godelmann,  amptmann  uff  sant  Jacobis 
berg  vzwendig  Mencze  gelegen,  had  gefreget  . . .  ".  Dieser  Passus  hat 
auch  Frensdorff  bei  Einsicht  in  das  Buch  getäuscht;  und  dessen 
Urteil  wieder  veranlaßte  L  o  e  r  s  c  h '),  als  er  für  seine  Ausgabe  der 
Ingelheimer  Oberhofsurteile  nach  dem  schmerzlich  vermißten  alten 
Protokollbuche  suchte,  von  der  richtigen  Spur  abzugehn.  Denn  daß 
wir  dieses  in  unserm  Kodex  vor  uns  haben,  ist  nach  den  Mitteilungen 
des  Herrn  Dr.  Brie  zweifellos.  Nicht  allein  kommen  Ingelheimer  Fälle 
durch  die  ganze  Handschrift  verstreut  vor,  sondern  auch  die  Namen 
der  übrigen  Orte,  an  die  die  Urteile  ergangen  sind,  stimmen  völlig 
mit  dem  von  Loersch')  aufgestellten  Verzeichnis  der  in  Ingelheim 
Recht  suchenden  Orte.  Zudem  findet  sich  etwa  vierzigmal  die  Orts- 
angabe „coram  istis  hie  in  Ingelheim"  in  den  Überschriften  der  Rechts- 
sprüche. Die  neue  Rechtsquelle,  deren  Entdeckung  wir  Herrn  Brie 
verdanken,  dürfte  sich  als  überaus  wertvoll  für  die  deutsche  Rechts- 
geschichte erweisen,  ergänzt  sie  doch  die  Reihe  der  von  Loersch  ver- 
öffentlichten Entscheidungen  gerade  für  die  ältere  Zeit  Denn  Loerschs 
Ausgabe  gibt  außer  der  zusammenhängenden  Folge  der  Jahre  1437 
bis  1463  nur  acht  Urteile  von  1375,  drei  von  1379  und  eins  von  1390. 
Jetzt  aber  wird  es  möglich  sein,  die  Spruchpraxis  des  kaiserlichen 
Landgerichts  zu  Ingelheim  in  ihrer  gesamten  Entwicklung  durch  fast 
ein  Jahrhundert  zu  verfolgen.  Die  verbleibenden  geringen  Lücken 
vor  dem  Jahre  1398  und  nach  dem  Jahre  1430  erklären  sich  dadurch, 
daß  am  Anfang  und  am  Ende  unseres  Kodex  offenbar  je  einige  Blätter 
fehlen.   Die  Herausgabe  der  Handschrift  ist  in  Aussicht  genommen. 

Die  Durchsicht  der  in  meinem  obigen  Aufsatz*)  erwähnten 
Schiersteiner  Gerichtsbücher  (Reichsarchiv  München 
Nr.  508  und  68)  habe  ich  selbst  vorgenommen  und  dabei  feststellen 
können,  daß  sie  Bodmann  bei  Anfertigung  seiner  Auszüge  aus  Ingel- 
heimer, Eltviller  und  Kiedricher  Gerichtsbüchem  nicht  als  Vorlage  ge- 
dient haben.    Es  sind  Original-Protokollbücher  des  Zentgerichts  zu 

1)  S.  337.  —  9)  Oberhof  S.  VIII  Anm.  1.  —  ^)  S.  XXVTTT  ff.  — 
*!   S.  337. 
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Schierstein  im  Rheingau,  von  denen  das  erste  auf  830  Seiten  nur  Akte 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  aus  den  Jahren  1506—1600,  das  zweite 
auf  390  Seiten  nur  Protokolle  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  aus  den 
Jahren  1558—1617  enthält.  Sie  sind  beide  juristisch  interessant,  zu- 
mal sie  einen  verhältnismäßig  geringen  Einfluß  des  römischen  Rechts 
erkennen  lassen.  Auszüge  daraus  gedenke  ich  gelegentlich  zu  ver- 
öffentlichen. Für  unsere  Frage  ist  von  Belang,  daß  die  Eintragungen 
des  Buches  von  1506  ff.,  besonders  die  überaus  zahlreichen  Einkind- 
echaftsakte,  eine  nahe  Verwandtschaft  mit  den  von  Bodmann  abge- 
druckten Auszügen  aus  dem  Kiedr icher  Gerichtsbuche ^) 
zeigen,  so  daß  deren  Echtheit  außer  Frage  gestellt  wird.  Diese  dürften, 
da  sie  offenbar  zumeist  älter  sind  als  die  Schiersteiner,  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jhs.  angehören. 

Breslau.  HerbertMeyer. 


')  Rhg.  Alterth.,  S.  646 ff.,  650 ff.,  669;  vgl.  oben  S.  337. 
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unsere  Anzeige  wird  sich  damit  begnügen  dürfen,  kurz  der  Eigen- 
art von  A.  Hubers  „österreichischer  Reichsgeschichte"  zu  gedenken,  um 
alsdann  auf  die  Veränderungen  einzugehen,  die  das  Buch  in  seiner  nwteu 
G^eetalt  aufweist. 

Das  Werk  des  am  23.  November  1898  verstorbenen  Geschieht 
Schreibers  ist  wie  diejenigen  von  A.  Bachmann,  A.  Luschin  von  Ebeu- 
greuth  und  E.  Werunsky  aus  dem  Bedürfnisse  des  akademischen  Unter- 
richts hervorgegangen,  nachdem  die  Studieuordnung  für  die  juristische« 
Fakultäten  vom  Jahre  1893  die  österreichische  Reichsgeschichte  für 
ein  obligates  Fach  erklärt  hatte.  Nicht  eine  Ge-schichte  des  Rechts  im 
»einer  Totalität  ist  beabsichtigt:  nur  die  Wandlungen  der  staatliche« 
Zusammensetzung  Österreichs,  die  Entwicklung  seiner  Verfassung  und 
Verwaltung  sollen  dargelegt  we-rden,  also  nicht  auch  die  Abfolge  der- 
jenigen Formen,  in  denen  Privat-,  Straf-  und  Prozeßrecht  sich  geäußert 
haben.  Huber  gliedert  den  Stoff  in  fünf  Perioden:  die  erste  reicht  bir 
zum  Jahre  1526  als  dem  der  Vereinigung  von  Böhmen  und  Ungarn  mit 
den  österreichischen  Ländern,  die  zweite  bis  1740,  d.  h.  bis  zum  Er- 
löschen des  Mannesstamms  der  Habsburger:  die  Reformen  sodann  unter 
Maria  Theresia  und  Josef  II..  die  Zustände  im  Zeitraum  von  1792 — 1848 
sind  die  Voraussetzungen  für  das  öflFentliehe  Recht  der  Gegenwart,  bis 
an  deren  Schwelle  selbst  das  Buch  geführt  ist.  Die  Betrachtung  der 
Neuzeit  also  beansprucht  den  weitesten  Raum,  während  das  Mittet- 
»Iter  weit  knapper  bedacht  ist:  man  weiß,  wie  summarisch  in  den 
deutschen    Rechtsgeschichttfl    die  Jahrhunderte    seit     der     Reformatio« 


•)  Die  BesprechuDsr  von  Seeliger,  Die  soziale  und  politische  Be- 
deatnng  der  Gmndherrschaft  im  frühern  Mittelalter  1903  und  einiger  anderer 
Brscheinnngen  des  laufenden  Jahres  konnte  leider  für  das  vorliegende  Heft 
nicht  mehr  ermöglicht  und  mnBte  für  das  nächste  verspart  werden. 

Für  die  Redaktion,      ü.  St. 
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behandelt  sind,  wie  sehr  sie  die  Würdigung  andererseits  der  jüngsten 
Vergangenheit  den  Lehrbüchern  des  Staatsrechts  überlassen,  nicht  ohne 
zugleich  auf  Darstellungen  der  partikularen  Rechtsgeschichte  häufiger 
als  vielleicht  erwünscht  zu  verweisen.  Huber  legt  weiterhin  in  allen 
Abschnitten  den  Hauptnachdruck  auf  die  Schilderung  der  Staatsbildung, 
ihre  mannigfachen  Verschiebungen.  Er  breitet  reiches  Detail  aus,  das 
sich  nicht  immer  sofort  und  leicht  —  ich  spreche  ja  als  Nicht- 
Österreicher —  dem  Gedächtnis  einprägen  will.  Damit  aber  hängt 
endlich  zusammen,  daß  die  Betrachtung  des  öffentlichen  Rechts  mehr 
den  dauernden  Fluß  seiner  Entfaltung  veranschaulicht  als  die  durch- 
gängig, überall  und  immer  wirksamen  Tendenzen  seines  Werdens  und 
Wirkens.  Man  könnte  sagen,  das  Buch  ist  dank  seiner  Methode  in 
erster.  Linie  ein  geschichtliches,  in  zweiter  erst  ein  Hülfsmittel  der 
Techtsgeschichtlichen  Betrachtung.  Dadurch  gewinnt  es  an  praktischer 
Verwendbarkeit  im  Einzelfalle,  aber  das  Bedürfnis  nach  Zusammen- 
fassung wird  nicht  ganz  befriedigt;  es  vermittelt  reiche  Kenntnisse  im 
einzelnen,  nicht  ein  politische«  Verständnis,  politisch  hier  wie  natürlich 
im  ursprünglichen  Wortsinne  genommen. 

Der  Herausgeber,  A.  Dopsch,  war  an  diese  Eigenart,  an  die  von 
A.  Huber  seiner  Arbeit  gezogene^n  Richtlinien  gebunden.  Es  konnte 
nicht  seine  Aufgabe  sein,  daran  zu  rütteln;  er  wollte  ja  kein  neues 
Werk  an  die  Stelle  des  einmal  eingebürgerten  setzen.  Auf  der  anderen 
Seite  mußte  er  es  in  Übereinstimmung  bringen  mit  den  Ergebnissen 
der  jüngsten  Forschung,  die  seit  dem  Jahre  1895  —  in  ihm  war  die 
Vorlage  zum  ersten  Male  erschienen  —  nicht  gefeiert  hatte,  zumal  die 
Anregung  des  erwähnten  Studienplanes  von  1893  stetig  fortwirkte. 
Schon  Huber  hatte  eine  Neubearbeitung  ins  Auge  gefaßt;  das  Vorgehen 
vönDopsch  ist  vermutlich  einschneidender  als  jener  es  beabsichtigt,  — 
aber  es  ist  berechtigt.  Nirgends  ist  die  scharfe  Grenzlinie  überschritten 
zwischen  der  Pietät  gegenüber  dem  Toten  und  der  Forderung,  das 
wirklich  Veraltete  durch  Neues  und  gleichzeitig  Besseres  zu  ersetzen. 
Drei  Schichten  solcher  Änderungen  lassen  sich  namhaft  machen.  Ein- 
mal Verschiebungen  in  der  Disposition  des  Stoffes,  sodann  Zutaten, 
<ieren  Aufgabe  es  ist,  den  überkommenen  Text  reichlicher  auszufüllen, 
um  durch  „eine  Skizzierung  der  die  Entwicklung  bestimmenden  all- 
gemeinen verfassungsgeschichtlichen  Tendenzen  die  Erfassung  des 
nackten  Tatsachenmaterials  anzubahnen".  So  werden  jetzt  z.  B.  die' 
Reformen  Maximilians  I.  eingehender  behandelt  als  zuvor  (vgl.  S.  87 — 91 
der  zweiten  Auflage  mit  S.  63 — 66  der  ersten) ;  nicht  minder  zahlreich 
sind  die  Zusätze  zur  Charakteristik  Josefs  II.:  sie  alle  einzufügen 
mochte  nicht  immer  leichte  Mühe  sein,  wenn  anders  der  ursprüngliche 
Rahmen  nicht  ganz  gesprengt  werden  sollte  (vgl.  S.  267 — 283  mit  S.  205 
bis  215  der  ersten  Auflage).  An  dritter  Stelle  endlich  stehen  mehrere 
gänzlich  neue  Abschnitte,  so  vor  allem  diejenigen  über  die  Gesetz- 
gebung in  den  österreichischen  Ländern  während  des  Mittelalters 
(S.  82  ff.)  und  die  Rechtsquellen  vom  Ausgang  des  Mittelalters  bis 
zum.  Jahre  1740  (S.  löOff.),  die  freilich  stets  ein  Zurückgreifen  auf  die 
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Arbeiten  von  Luschin  (S,  29flf.,  345  ff.)  oder  Werunsky  (S.  3 ff.)  nötig 
machen  werden,  da  sie  zu  wenig  Gewicht  legen  auf  die  Namhaft- 
machung  der  Ausgaben  und  sonstiger  Literatur.  Dankenswert  ist  sodann 
die  Einreihung  verschiedener  Stammbäume:  ihr  Fehlen  iu  der  ersten 
Auflage  hatte  häufig  die  Lektüre  erschwert,  nicht  zuletzt  aus  dem 
<i runde,  weil  in  keinem  anderen  Staate  die  Schick.sale  der  zusammen- 
haltenden Dynastie  von  so  hoher  Bedeutung  waren  als  in  dem  über- 
wi^end  patrimonialen  Österreich.  Ob  es  sich  aber  nicht  empfohlen 
hätte,  die  Stammbäume  insgesamt  in  einen  eigenen  Anhang  zu  ver- 
weisen? Wie  dem  immer  sei,  das  Maß  der  Zutaten,  sei  es  nun  Hubers, 
sei  es  derjenigen  von  Dopsch  —  mit  Fug  ist  keine  äußerlich  kenntlich 
machende  Unterscheidung  durchgeführt  und  nur  im  allgemeinen  gibt 
das  Vorwort  einige  Fingerzeige  — ,  die  dadurch  bedingte  Vermehrung 
des  Umfangs  (372  S.  gegen  280  S.  der  ersten  Auflage)  hat  den  Charakter 
des  handlichen  Lehrbuchs  nicht  zerstört.  Für  eine  dritte  Auflage  ist 
jedenfalls  die  Anfertigung  eines  Registers  und  die  Beigabe  von  karto- 
graphischem Material  (vgl.  auch  die  durchsichtige  Ländertafel  bei 
Luschin  S.  5)  in  Erwägung  zu  ziehen.  Gerade  bei  der  österreichischen 
Reichsgeschichte  ist  die  Verbindung  historischen  Wissens  mit  geogra- 
phischer Anschauung  eine  der  ersten  Voraussetzungen  des  Verständnisse«. 
Bevor  aber  eine  solche  erscheint,  werden  die  Bemühungen  des  Heraus- 
j^ebers  dem  Buche  von  A.  Huber  gesteigerte  Verbreitung  gewährleisten. 
Greifswald.  A.  W  e  r  m  i  n  g  h  o  f  f. 


A,  M.  Ehrentraut,  Untersuchungen  über  die  Frage  der 
Frei-  und  Reichsstädte  (Leipziger  Studien  aus  dem  Gebiet 
der  Geschichte  IX.  2).  Leipzig,  B.  G.  Teubner  1902.  Vm, 
172  S.   8". 

Als  Beitrag  zur  deutschen  Verfassungsgeschichte  des  späteren 
jUittelalters  wird  die  vorliegende  Arbeit  auch  dem  willkommen  sein, 
der  nicht  gegen  die  Ergebnisse,  wohl  aber  gegen  den  Aufbau  der  Unter- 
suchung Einwände  zu  erheben  hat.  Ihr  Thema  ist  die  Beantwortung 
der  Frage,  welcher  Art  die  Beziehungen  der  sieben  gemeinhin  als  Frei- 
städte bezeichneten  Gemeinwesen  (Mainz,  Worms,  Speier,  Köln,  Straß- 
burg, Basel  und  Regensburg)  zum  Reichsoberhaupt  waren,  inwiefern 
sich  diese  von  denen  der  übrigen  Reichsstädte  unterschieden.  Vorauf 
geht  ein  Rückblick  auf  die  ältere,  vor  allem  die  publizistische  Literatur 
des  siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhunderts;  als  die  Quelle  der  heute 
herrschenden  Ansicht  ergibt  sich  die  Darlegung  von  A.  Heusler  (Ur- 
sprung der  deutschen  Stadtverfassung  1872,  S.  238  flF.):  seine  scharfe 
Umgrenzung  des  Begriffs  der  Freiatadt,  die  dem  Bischof  nicht  als  Land- 
stadt  zugehöre,   dem  König   aber    nur    Heerdienst    zu   leisten    habe    zu 
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Fahrten  über  Berg  und  wider  die  Ungläubigen,  die  schließlich  frei  »ei 
von  jeglicher  Jahressteuer,  hat  weite  Verbreitung  gefunden.  An  Wider- 
spruch freilich  hat  es  nicht  gefehlt.  K.  Fischer  erklärte,  daß  hin- 
sichtlich der  Reichskriegsdienstleistungen  ein  Unterschied  zwischen 
Reichsstädten  und  Freistädten  nicht  zu  ermitteln  sei  (Die  Teilnahme 
der  Reichsstädte  an  der  Reichsheerfahrt  usw.  Leipziger  Dis».  1883, 
S.  8;  vgl.  auch  S.  37flF.);  H.  Boos  betonte,  daß  die  Pflichten  und  Rechte 
der  Freistädte  verschieden  seien  (Geschichte  der  rheinischen  Städte- 
kultur II,  S.  387). 

Um  Klarheit  zu  erzielen,  untersucht  nun  E.  zunächst  die  zeit- 
genössischen Aufzeichnungen,  vornehmlich  die  in  ihnen  vorkommenden 
Bezeichnungen  für  die  reichsstädtischen  Gemeinwesen  insgesamt,  weiter- 
hin ihre  Verpflichtung  zu  Jahressteuer  und  außerordentlichen  Leistun- 
gen, zuletzt  die  Huldigung  gegenüber  ihrem  Herrn.  Sein  Resultat  geben 
die  Worte  wieder:  „Innerhalb  der  beiden  Gruppen  (Frei-  und  Reichs- 
städte) finden  wir  eine  ganze  Fülle  von  Verschiedenheiten.  Einzelne 
Freistädte  standen  in  vielen  Beziehungen  einzelnen  Reichsstädten  gleidi, 
in  anderen  ware-n  sie  von  ihnen  getrennt.  Der  Ausdruck  „Freistadt" 
ist  eine  bequeme  Bezeichnung  für  einige  Städte,  in  denen  König  und 
geistliche  oder  weltliche  Fürsten  (Regensburg!)  sich  gegenseitig  an  der 
Ausübung  der  vollen  Landeshoheit  hinderten,  mochte  das  formelle  Recht 
sein,  wie  es  wollte;  aber  die  sieben  gewöhnlich  „Freistädte"  genannten 
Orte  waren  weder  die  einzigen,  in  denen  dies  geschah,  noch  w^aren  sie 
unter  sich  gleichgestellt  . .  •  Ein  mit  positivem  Inhalt  erfüllter  und 
auf  die  oft  gekannten  Städte  beschränkter  staatsrechtlicher  Begriff  war 
„Freistadt"  nicht." 

E.  hat  dies  Resultat  auf  dem  richtigen  W^ege  gewonnen,  daß  er 
nicht  die  Rechte  der  Reichsstädte  zu  erfassen  suchte,  sondern  ihre 
Pflichten  gegenüber  dem  Reichsoberhaupt:  von  diesen  ist  ja  überall 
bei  derartigen  Fragen  auszugehen,  während  die  Betrachtung  ihrer 
Gerechtsamen  zu  haltlosen  Aufstellungen  geführt  hat  (vgl.  O.  Lorenz, 
Über  den  Unterschied  von  Reichsstädten  und  Landstädten;  Wiener 
Sitzungsberichte  LXXXIX,  bes.  S.  53  f.).  Zuzugeben  ist  sodann  die  Be- 
rechtigung induktiven  Verfahrens,  wie  es  E.  eingeschlagen  hat:  mit 
dem  größten  Fleiße  sind  die  Quellenbelege  zusammengetragen;  sie 
drängen  sich  oft  in  solcher  Zahl,  daß  der  Eindruck  entsteht,  der  Ver- 
fasser könne  sich  nicht  genug  tun  in  ihrer  HBufung  (vgl.  bes.  S.  20flF.. 
64 ff.).  Aber  darin  liegt  zugleich  die  Schwäche  der  Arbeit.  Die  Material- 
menge verwirrt  nur  zu  oft  den  Leser.  Mußten  alle  Zitate  angeführt 
werden,  um  das  Resultat  zu  ermöglichen?  Die  Belege  für  die  sieben 
genannten  Städte  verschwinden  unter  den  für  die  übrigen  Gemein- 
wesen. Eine  befriedigende  Antwort,  so  sollte  man  denken,  hätte  auch 
in  der  Weise  gefunden  werden  können,  daß  E.  die  Beziehungen  jener 
Städte  zu  Reich  und  Bischof  gesondert  untersucht,  untereinander  und 
dann  erst  mit  dem  Verhältnis  zwischen  den  übrigen  Reichsstädten  und 
dem  Reichsoberhaupt  verglichen  hätte.    Jedenfalls  wäre  dann  die  Unter- 
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suehung  straffer  geworden,  so  aber  hat  sie  nicht  ganz  den  Charakter  der 
Materialsammlung  abgestreift. 

Als  solche  freilich  wird  sie  jeden  Benutzer  zu  Dank  verpflichten. 
Erwünscht  ist  nicht  nur  der  Abschnitt  über  die  Jahresteuern  (S.  37  ff.), 
der  K.  Zeuniers  Arbeit  weitei-führt  (vgl.  jetzt  auch  J.  Knöpfler,  Die 
Reichsstädtesteuer  in  Schwaben  usw..  Württembergische  Vierteljahrs- 
heft« für  Landesgeschichte  NF.  XI;  vgl.  dazu  H.  Kaiser,  Zeitschrift  für 
die  Geschichte  des  Oberrheins  NF.  XVIIT,  184 f.),  sondern  vor  allem 
der  über  die  Huldigung  (S.  76  ff.) :  er  ergänzt  die  m.  E.  nicht  recht 
gelungene  Arbeit  von  G.  Fredy  (Zur  Entstellung  der  landesherrlichen 
Huldigung.  Marburger  Diss.  1899) ;  da  auch  die  Huldigungen  der 
Fürsten  und  Kurfürsten  wie  der  Territorialstädte  behandelt  werde«, 
ist  es  möglich,  die  Entstehung  der  reichsstädtischen  Huldigung  und 
ihre  Entwicklung  bis  ins  sechzehnte  Jahrhundert  hinein  zu  verfolgen. 
Ein  grundsätzlicher  Unterschied  zwischen  der  Huldigung  der  Reichs- 
und der  Landstädte  läßt  sich  nicht  ermitteln;  durchgängig  ist  während 
des  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderts  nur  der  Unterschied 
zwischen  der  Huldigung  der  Freistädte  und  derjenigen  der  Reichsstädte, 
daß  keine  Freistadt  den  König  als  rechten  Herrn  anerkennt,  keine- 
ihm  Gehorsam,  Gewärtigkeit  und  Untertänigkeit  schwört,  —  eine 
Diskrepanz,  die  freilich  am  Ende  de«  fünfzehnten  Jahrhunderts  ver- 
loren ging  (vgl.  auch  S.  171  f.  die  lehrreiche  Aufzeichnung  aus  dem  StraB- 
burger  Archive). 

Einzelheite-n  anzumerken  i.^t  wohl  kaum  angängig,  immerhin  mag 
bemerkt  werden,  daß  S.  21  der  Graf  von  Geldern  als  Pfandherr  Duis- 
burgs hätte  gekennzeichnet  werden  müssen,  da  er  sonst  nicht  die  Bürger 
hätte  dilecti  nostri  nennen  können;  S.  34  f.  war  nicht  von  einer  Befug- 
nis des  Königs  zur  Verpfändung  zu  sprechen,  da  die  angezogenen  Belege 
kein,  sei  es  erteiltes  sei  es  behauptetes,  Privilegium  de  non  alienando 
ab  imperio  voraussetzen,  sondern  ein  solches  de  non  impignorando: 
S.  135  (ähnlich  S.  42  Anm.  4)  durfte  nicht  von  einer  Verpfändung  der 
Stadt  Dortmund  an  Köln  gesprochen  werden. 

Greifswald.  A.  Wer  m  i  n  g  h  o  f  f. 


Melchiore  Roberti,  Dei  beni  appartenenti  alle  citt4  dell' 
Italia  settentrionale  dalle  invasioni  barbariche  al  sorgere 
dei  comuni  (Estratto  dall'  Archivio  giuridico  Vol.  LXX,  1). 
Modena  1903.   61  S.  8". 

Unter  den  Zweifeln,  die  sich  an  die  Ausbildung  der  Stadtverfassung 
in  Italien  knüpfen,  spielt  die  Frage  nach  dem  Vorhandensein  städtischen 
Eigentums  im  früheren  Mittelalter  eine  nicht  geringe  Rolle.  Wenn 
Pagnoncelli  und  Savigny  mit   ihrer   Bejahung  die  Fortdauer  der   römi- 


398  Literatur. 

sehen  Stadtverfassung  beweisen  wollten,  so  ist  diese  Annahme  heut«^ 
freilich  zu  den  Toten  gelegt.  Aber  losgelöst  von  ihrem  Ausgangspunkt 
ist  die  Frage  auch  jetzt  noch  für  die  wirtschaftliche  und  politische  Ent- 
wicklung des  Landes  von  Bedeutung,  wie  sie  denn  auch  in  der  Literatur 
immer  wieder  gestreift,  mehrfach  durch  Beiträge  aus  den  Quellen  ge- 
fördert, aber  nie  zu  einer  abschließenden  Beantwortung  gebracht 
wurde.  Es  war  darum  ein  wirkliches  Verdienst  Robertis,  den  Gegen- 
stand einer  eingehenden  Prüfung  zu  unterziehen,  und  es  ist  der  Ver- 
fasser, der  sich  bereits  durch  eine  Reihe  tüchtiger  Arbeiten,  zumal  durch 
Bein  wertvolles  Werk  über  die  Zünfte  in  Padua  einen  Namen  gemacht 
hat,  in  sorgfältiger  und  scharfsinniger  Ausführung  zu  Ergebnissen  ge- 
langt, die  man  vielfach  als  endgültig,  überall  als  förderlich  wird  be- 
zeichnen dürfen. 

Der  Verfasser  schafft  seinen  späteren  Auseinandersetzungen  eine 
sichere  Grundlage,  indem  er  den  Rechtszustand  schildert,  wie  er  im 
5.  Jh.  im  römischen  Reich  bestanden  liat.  Es  werden,  vornehmlich  im 
Anschluß  an  die  Schriften  der  Agrimensoren,  vier  Gruppen  gemein- 
schaftlichen Eigentums  unterschieden:  der  Besitz  der  Stadt  als  juristi- 
scher Person,  Finanzvermögen  und  Verwaltungsvermögen;  das  Gemein- 
land, dessen  Eigentum  dem  ordo  civium,  dessen  Genuß  dem  einzelnen 
Bürger  gegen  Zinsleistung  zusteht;  weiter  die  städtischen  Güter,  deren 
freie  Nutzung  durch  adsignatio  mit  bestimmten  Grundstücken  verbunden 
und  zum  Zubehör  dieser  Grundstücke  geworden  ist;  endlich  das  reine 
Miteigentum  mehrerer  Privatpersonen,  das  durch  Rechtsgeschäft  er- 
worben und  ebenso  übertragbar  ist.  Die  beiden  ersten  Arten  von 
Gemeineigentum  seien  als  „öfTentlichrechtlich"  zu  betrachten,  die 
beiden  anderen  aber  als  ,, privatrechtlich",  auch  die  dritte,  die  zwar 
ihrer  Entstehung  nach  ins  öffentliche  Recht  falle,  doch  sei  das  Ober- 
eigentum der  Ge-meinde  bei  dem  Mangel  eines  praktischen  Interesses 
allmählich  abgestorben. 

Die  Gothen  haben  diesen  Zustand  der  Dinge  im  wesentlichen  über- 
nommen. Ein  völlig  anderes  Bild  aber  bieten  die  longobardischen 
Rechtsquellen.  Der  ausgedehnte  Besitz  der  Städte  ist  völlig  ver- 
schwunden. An  ihrer  Stelle  erscheinen  die  Könige  und  Herzöge  mit 
reichlichen  Besitzungen  ausgestattet,  Besitzungen,  die  sie  in  der  Haupt- 
sache nicht  von  den  gothischen  und  römischen  Herrschern  überkommen 
haben,  die  aber  das  vormalige  Stadtgut  in  sich  schließen.  Eine  Reihe 
von  Gründen  unterstützen  die  Annahme  eines  solchen  Überganges:  der 
Untergang  der  römischen  Stadtverfassung,  die  Beutelust  der  Eroberer, 
die  Auffassung,  daß  Zins  nur  dem  Staat  geschuldet  werden  könne;  den 
negativen  Beweis  aber  liefern  die  Urkunden,  in  denen  jede  Spur 
städtischen  Eigentums  fehlt.  Dem  Nachweis,  daß  auch  verschiedene 
in  gegenteiligem  Sinn  gedeutete  oder  deutbare  Urkunden  ein  solches 
Eigentum  nicht  erkennen  lassen,  ist  der  wichtige  §  8  der  Arbeit  ge- 
widmet. Dieser  Nachweis  scheint  mir  zumal  für  die  Urkunden  Troya 
n.  481  und  Tiraboschi  Nonantola  II  n.  25  überzeugend  geführt  (die 
ßuvadia    bei  Troya   n.  481    bedeutet   nicht   wie  sonst   pasciia   oommunia, 
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sondern  pascua  publica).  Und  wenn  «ich  die  Mitteilungen  über  das 
Placitum  bei  Troya  n.  602  nicht  ganz  zweifelsfrei  lesen,  so  zeigt  dod» 
ein  Blick  in  den  Text  der  Urkunde,  daß  hier  nur  bestimmte  Einzel- 
personen von  Rieti,  jede  für  sich,  ein  Grundstück  innerhalb  des  streiti- 
gen Waldes  beanspruchen,  und  e«  hätte  der  beunruhigenden  Emendation 
nicht  bedurft,  es  seien  dortmals  der  Königsbote  und  andere  aufgeführte 
Personen  cum  reliquis,  ahitatoribus  civitatis  Reatine  zu  Gericht  gezogen. 
So  sprechen  also  alle  in  diesem  Zusammenhang  beigebrachten  Urkunden 
nur  von  „privat rechtlichem"  Gemeineigentum,  dessen  Vorkommen  in 
der  Sippe  und  im  Kreise  der  Nachbarschaft  ja  auch  sonst  bezeugt  ist.^ 

Die  Karolinger  haben  mit  der  Krone  auch  das  Kronland  ihrer 
Vorgänger  an  sich  genommen.  Aber  nicht  lange,  da  beginnt  die  Ver- 
schenkung  und  bald  die  Verschleuderung  dieser  Ländereien;  und  eigen- 
mächtige Aneignung  beschleunigt  den  Zersetzungsprozeß.  Es  sind  vor 
allem  die  Bischöfe,  die  sich  den  Löwenanteil  an  diesen  Gütern  sichern, 
und  so  ruht  zur  Zeit  de-r  Ottonen  der  größte  Teil  des  vormaligen  Kron- 
landes in  den  Händen  der  Bischöfe.  Die  anschauliche  Darstellung 
Robertis  gestattet,  diesen    Vorgang  in   allen   Einzelheiten   zu   verfolgen. 

Mit  dem  11.  Jahrhundert  beginnt  die  staatsrechtliche  Umwälzung^ 
die  die  freie  Stadtherrschaft  an  Stelle  des  bischöflichen  Regiments 
setzt.  Die  neue  Stadt  besitzt  mit  dem  Augenblick  ihrer  Organisation 
auch  städtisches  Eigentum.  Woher  aber  war  dies  gekommen?  Das 
hatt<,>  nach  Roberti  zunächst  die  Ausbildung  einer  inneren  Einheit  zur 
Voraussetzung:  die  Verschmelzung  der  beisammenwohnenden  Stämme, 
und  die  Loslösung  der  Stadt  vom  flachen  Land,  wie  sie  durch  die 
kriegerischen  Wirren  der  Zeit  begünstigt  wurde.  Dann  aber  war  die 
Ausbildung  eines  öflfentlichrechtlichen  Eigentums  allerdings  schon  vor 
der  Einführung  der  Selbstverwaltung  möglich.  In  dem  interessanten 
§  13  wird  das  an  Hand  der  Urkunden  näher  ausgeführt.  Es  ist  vor- 
nehmlich bischöfliches  Land,  das  dergestalt  auf  die  Städte  übergeht. 
Der  Übergang  wird  vorbereitet  durch  einen  Verfassungszustand,  den 
Roberti  hübsch  als  Comune  ecclesiastico  bezeichnet:  der  Bischof,  der 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  schon  früher  an  eine  gewisse  Mit- 
wirkung der  Einwohner  gebunden  war,  handelt  etwa  seit  dem  Jahre 
1000  nun  auch  in  Fragen  des  städtischen  Vermögens  gemeinsam  mit 
der  Bürgerschaft,  und  mit  der  politischen  ist  später  auch  die  ver- 
mögensrechtliche Herr.«chaft  an  die  Stadt  gekommen.  Nicht  selten 
aber  ist  ein  .solcher  Übergang  auch  gegen  den  Willen  des  Bischofs  ge- 
schehen. Zuweilen  sind  es  ferner  kaiserliche  Privilegien,  die  der  Bürger- 
schaft Gemeinbesitz  verleihen  (die  älteste  der  angeführten  Urkunden 
allerdings,  wie  auch  die  S.  50  ^  benützte  Urkunde  Odorici  IV  82  ist 
falsch).  Es  gehen  da  und  dort  die  gemeinsam  genutzten  Güter  einer 
arimannia  in  Stadtbesitz  über.  Und  auch  rein  privatrechtlicher  Er- 
werb, etwa  durch  Kauf,  kommt  vor.  In  den  Landgemeinden,  die  ihre 
Selbstverwaltung  auf  anderem  Weg  erlangt  haben,  hat  .sich  auch  der 
Erwerb  von  Gemeiudegut  auf  besondere  Weise  vollzogen.  Da.s  Gemeinde- 
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eigentum  wurzelt  hier  vieliach  ia  Nutzungsrechten,  die  der  Grundherr 
gegen  Zins  den  Ortsansässigen  eingeräumt  hat  (daß  übrigens  ein  solcher 
Zins  in  dem  wohlbekannten  fodrum  stecken  soll  [S.  57^],  will  ich  doch 
nicht  glauben).  Und  diese  Abgaben  sind  späterhin  mit  und  ohne  den 
Willen  des  Grundherrn  in  Wegfall  gekommen.  Zuweilen  findet  »ich 
geaneinsame  Verfügung  des  Grundherrn  und  der  Dorfleute  über  Grund- 
besitz. Und  es  mag,  wenn  auch  nicht  nachweisbar  im  einzelnen, 
mancherorts  auch  der  gemeinschaftliche  Besitz  einer  Sippe  oder  Nach- 
barschaft zum  frei  genutzten  Eigentum  einer  Landgemeinde  geworden 
sein.  —  Aller  dieser  Gemeinbesitz  nun  wird  mit  der  Entstehung  der 
Gemeindeverfassung  zum  öffentlichrechtlichen  Besitztum  einer  juristi- 
schen Person,  und  es  hat  die  neue  universitas  ihren  Besitzstand  in  der 
Folge  noch  erheblich  erweitert  —  freilich  um  ihn  im  Lauf  der  kommen- 
•den  Jahrhunderte  bis  auf  einen  geringen  Rest  an  andere  Gewalten 
wieder  abzugeben. 

So  der  wesentliche  Inhalt  der  Untersuchungen  Robertis,  Unter- 
suchungen, die  durch  fleißig  beigeschaflftes  und  zweckmäßig  ausgewähltes 
ijuellenmaterial  getragen  und  auf  sorgliche  Schlußfolgerungen  auf- 
gebaut sind.  Und  so  wird  man  insbesondere  die  These  Robertis:  daß 
ein  Zusammenhang  zwischen  dem  römischen  und  dem  spätmittelalter- 
lichen Gemeindeeigentum  nicht  bestanden  hat,  für  den  Regelfall  als 
völlig  erwiesen  betrachten  dürfen. 

Nur  über  einen  Punkt  möge  mir  der  geschätzte  Verfasser  eine 
abweichende  Meinung  gestatten,  und  der  betrifft  die  Bedeutung  der 
communia  für  die  Ausbildung  eines  gemeindlichen  Besitzes.  Die  Frage 
ist  von  mehr  als  partikularitalienischem  Interesse,  und  es  werden  darum 
auch  an  dieser  Stelle  einige  Bemerkungen  gerechtfertigt  sein. 

Gehen  wir  aus  von  den  Urkunden  der  fränkischen  und  nach- 
fränkischen Zeit.  Der  Verfasser  hat  S.  47  ff.  eine  erhebliche  Zahl  von 
Belegen  angegeben,  in  denen  communia  oder  dergleichen  Bezeichnungen 
für  Gemeinland  vorkommen;  es  handle  sich  da  um  privatrechtlichea 
Miteigentum,  das  auf  Familienteilungen,  auf  gemeinsamen  Erwerb 
durch  mehrere  Personen,  etwa  auch  auf  Vergabung  an  eine  Mehr- 
heit von  Personen  gegen  Zins  beruhe.  Ein  Zusammenhang  mit  der 
Bildung  von  Gemeinland  öffentlichen  Rechts  wird  „bei  der  großen 
Beweglichkeit"  solchen  Besitzes  nachdrücklich  in  Abrede  gestellt, 
und  dann  eben  diese  Einflußlosigkeit  gegen  eine  „öffentlichrecht- 
liche" Natur  solcher  communia  verwertet;  für  eine  Unterscheidung 
innerhalb  derselben  aber  fehle  der  Maßstab.  In  der  Tat,  wenn  ein 
fränkisches  Kapitulare  von  Brüdern  handelt,  qui  simul  in  paterna  »eu 
materna  hereditate  vivunt,  so  hat  dergleichen  mit  dem  späteren  Stadt- 
vermögen gar  nichts  zu  schaffen;  wenn  eine  Schenkung  portionem. 
meam  .  .  quantum  mihi  a  consortibus  meis  competit  (Mem.  di  Lucca  IV' 
n.  92),  wenn  ein  Verkauf  de-n  Besitz  qui  mihi  [aj  fratribus  et  consorti- 
bus [competit],  zum  Gegenstand  hat  (Tiraboschi  Nonantola  II  47),  so  ist 
da  sicherlich  reines  Miteigentum  in  Frage.    Roberti  scheint  dies  auch  da 
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anzunehmen,  wo  von  communia  schlechtweg  und  verwandten  Ausdrücken 
die  Rede  ist;  wenigstens  erklärt  er  S.  49*)  die  Verpachtung  eines 
Hofes  cvm  terris  seil,  casis  mansia  areis  et  vineis  campis  pratis  pascuis' 
»ilvis  ac  stallariis  c  o  m  m  u  n  i  i  s  salectis  sanctionibus  ripis  etc.  (Gloria, 
cod.  dipl.  päd.  I  n.  53;  aus  dem  Umstand,  daß  die  Pacht  zufällig  den  Be- 
sitz zweier  Miteigentümer  betreffe.  Es  scheint  dem  verehrten  Verfasser 
entgangen  zu  sein,  daß  der  Gebrauch  des  Wortes  communia  hier  — 
wie  in  überaus  zahlreichen  Urkunden  —  technisch  ist  und  den  Nutz- 
anteil an  der  gemeinen  Mark  bezeichnet.  Th^venin  hat  in  seiner  sorg- 
fältigen Arbeit  les  communia  (M^langes  Renier,  Paris  1887  S.  121  £F.) 
diesen  Sprachgebrauch  für  die  fränkij^cheu  Länder  nördlich  der  Alpen 
unwiderleglich  nachgewiesen.  Ganz  derselbe  Sprachgebrauch,  zum  Teil 
in  eng  verwandten  Formularen,  findet  sich  aber  auch  in  Italien,  und 
CT  hat  hier  gerade  unter  fränki.schem  Einfiuß  Verbreitung  erlangt.  Die 
Wendung  bezeichnet  zunächst  das  Gemeinland  selbst,  insbesondere  bei 
Grenzbeschreibungen r  fines  .  .  a  sera  comunalia;  res  unde  superius 
nominative  per  locas  et  in  alico  comunalia  et  coerencias  dixisti  (Porro, . 
cod.  dipl.  long.  n.  579,  475;  ähnlich  n.  216,  590,  721,  781,  844.  Gloria  I 
n.  230,  261  usw.).  Und  es  wird  mit  demselben  Namen  dann  auch  der 
Nutzanteil  bezeichnet,  der  dem  einzelnen  an  diesem  Gemeinland  zu- 
steht, häufig  in  Wendungen  wie  der  oben  angeführten  Paduaner  Ur- 
kunde, manchmal  unter  Hervorhebung  der  Eigenschaft  als  Zubehör: 
eine  Frau  verkauft  Grundbesitz  cm m  cunctas  comunalia  ad  ipsas  casa  et 
terra  pertinente  (Porro  n.  503.  Vgl.  überhaupt  n.  67-,  197,  850,  991  eod. 
Gloria  I  n.  131,  188.  Lupi,  cod.  dipl.  Berg.  I  785,  TT  423,  605  u.  s.  f.), 
Ist  aber  der  Sprachgebrauch  in  diesen  Urkunden  derselbe  wie  in  den 
fr.änkischen  Urkunden  Deutschlands  und  Frankreichs,  so  muß  auch  ihr 
Sinn  der  gleiche  sein:  auch  in  Italien  gibt  es  eine  Almende.  Daß  hier 
kein  gewöhnliches  condominium  plurium  in  solidum  vorliegt,  stellt 
schon  die  Behandlung  dieser  communia  in  den  Urkunden  außer  Zweifel; 
von  einem  Anteil  des  Nutzungsberechtigten  an  der  Substanz  des  Ge- 
meinlandes (nicht  zu  verwechseln  mit  der  zuweilen  vorkommenden 
Teilung  des  Nutzungsrechtes  selbst  —  Gloria  n.  131)  ist  nirgends  die 
Rede.  Und  wenn  sich  Sondereigentum  in  loco  qui  dicitur  comugne  — 
in  loeo  .  .  ut  antiquis  dicitur  comunia  findet  (Tiraboschi  Non.  II  142, 
147),  so  scheint  das  eine  Rechtslage  der  gemeinen  Mark  vorauszusetzen 
genau  wie  in  Deutschland. 

Hat  aber  Italien  die  Einrichtung  der  gemeinen  Mark  besessen,  so 
liegt  es  allerdings  sehr  nahe,  zu  fragen,  in  welchem  Zusammenhang 
sie  mit  dem  späteren  Stadteigemtum  gestanden  hat.  Die  Gleichheit  der 
Bezeichnung  hier  wie  dort  spricht  für  die  Möglichkeit  eines  solchen 
Zusammenhanges.  Roberti  S.  52  erwähnt  ein  Privileg  Heinrichs  V., 
das  den  Leuten  von  Cremona  ea  que  sue  locutionia  proprietate  communia 
vocant,  gewährleistet  (vgl.  auch  die  communia  in  Trient  und  Alessandria 
S.  59»,  60»).  Und  wenn  Heinrich  IV.  1081  der  Stadt  Pisa  ihre  com- 
munia pascva  bestätigt  (Muratori  ant.  it.  IV  19),  wenn  die  commutialia 
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derArimannen  von  Mastua  später  Stadtbeaitz  werden  (eoRoberti  seibat 
8.  53 f.),  so  wird  ein  solcher  Zusammenhang  zwischen  Almende  uod 
Stadtgut  allerdings  anzunehmen  sein.  Könnte  der  Besitz  solchen  Ge- 
meinlandes doch  geradezu  den  Ausgangspunkt  für  die  spät«re  Bezeich- 
nung der  Gemeinde  als  comune  g^ildet  haben;  in  einer  Luccheaer 
Urkunde  von  1075  mindestens  wird  dasselbe  Wort  commie  für  Gemeinde 
und  für  Almende  verwendet  (Mem.  di  Lucca  V  1,  325'  und  dazu  David- 
eohn,  Forschungen  zur  GeBchichte  von  Florenz  I  74).  Nach  rückwärts 
mögen  diese  Beziehungen  zwischen  Stadtgut  und  Almende  in  die 
fränkische,  vielleicht  aber  auch  in  die  longobardische  Zeit  hinauf- 
reichen; denn  auch  die  Longobarden  haben  wohl  eine  gemeine  Mark 
gekannt.  Ist  die  Ortsbezeichnung  ad  campora  cotnunalia  (Roberti  S.  29) 
zweifelhaft,  so  scheint  die  silva  hotninum  Reatinorum  (eod.  31)  doch 
wohl  hierher  zu  gehören.  Und  wenn  dem  Kloster  Nonantola  ein  frei- 
lieh verdächtiges  Privileg  verliehen  wird  (Troya  n.  721),  uhi  sylve  corr- 
munes  sunt  vestram  semper  portionem  habere,  so  zeigt  der  später  fol- 
gende Beisatz  sicut  caeteri  homines,  daB  auch  hier  an  einen  den  Orts- 
ansässigen zustehenden  Gemeingebrauch  zu  denken  ist. 

Wer  als  das  Subjekt  dieser  Gemeinschaft  zu  denken  ist,  bleib' 
dabei  zunächst  noch  dahingestellt.  Es  mag  eine  besondere  Mark- 
genossenschaft sein,  die  (gegen  Th6venin  S.  138)  auch  unorganisiert 
«ehr  wohl  als  Rechtssubjekt  gedacht  werden  kann.  Es  fehlt  aber  auch 
nicht  an  Anhaltspunkten,  die  es  als  möglich  erscheinen  lassen,  dea 
Träger  dieser  Gemeinschaften  für. Italien  in  einem  auch  sonst  hervor- 
tretenden örtlichen  Verband,  nämlich  in  der  vicinia  zu  suchen.  Nach 
den  Statuten  von  Biandrate  haben  die  vicini  dort  ihren  Wald,  die  vicini 
von  Biella  kaufen  1090  Grundbesitz  (Roberti  S.  58',  54),  in  Brescia 
erhalten  um  1037  die  vicini  gemeine  Weide  eingeräumt  (Gradonicu>\ 
Brixia  sacra  159) ;  und  die  Bezeichnung  der  gemeinen  Mark  mit  vica- 
tMlia  scheint  in  den  Urkunden  früher  aufzutreten  (Porro  n.  67  von  793» 
als  die  gleichbedeutenden  communalin  (Lupi  I  785  von  857)  und  com- 
munia  (Gloria  I  n.  53  von  969).  I>aß  die  vicinia  unter  de«  Longobarden 
als  wirtschaftliche  Gemeinschaft  auftritt,  ist  bekannt.  Und  wenn  man 
bei  Siculus  Flaccus,  nur  freilich  nicht  im  Sinn  der  Schuljurisprudenz, 
liest:  guorundam  etiam  vioinorum  aliquas  Silvas  quasi  publicas,  immo 
proprias  quasi  vicinorum  esse  compcrimus  (Roberti  S.  9),  so  möchte 
man  den  Faden  noch  recht  weit  spinnen.  Da  erhebt  sich  nun  frei- 
lich die  andere  Frage:  in  welchem  Verhältnis  steht  die  vicinia  zum 
späteren  comune  —  eine  ungelöste  crux,  die  bei  Arbeiten  über  das  früh- 
mittelalterliche Italien  immer  wieder  lästig  wird.  Roberti  (S.  35,  38) 
stellt,  wenigstens  für  die  Stadt,  jeden  Zusammenhang  in  Abrede;  wa« 
man  darüber  etwa  bei  Davidsohn,  Geschichte  von  Florenz  I  326  S.  findet, 
lautet  immerhin  anders.  Daß  aber  eine  vicinia  im  Gegensatz  zur  Stadt 
kein  „öfiFentlichrechtliches  Eigentum"  hätte  haben  können  (Roberti 
S.   58?),   wäre  aus   mehr  als  einem  Grund  eine   mißliche  Einwendung:. 
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So  bleiben  also  einige  aus  den  vielen  Fragen,  die  das  behandelte 
Thema  aufweist,  einer  weiteren  Erörterung  wohl  noch  offen.  Das  er- 
hebliche Verdienst,  das  dem  Buche  Robertis  zukommt,  wird  damit  ge- 
wifi  nicht  geschmälert. 

München.  Karl   X  e  u  m  e  v  e  r. 


F.  G.  Stehler. ObdenHeidenreben  (Monographien  aus 
den  Schweizeralpen)  Zürich  1^01,  Buchdruckerei  Asch- 
mann &  Scheller.  —  Das  Goms  und  die  Gomser 
(Beilage  zum  Jahrbuch  des  Schweizer  Alpenklubs, 
Band  38)  Zürich  1903. 

Die  beiden  Schriften  Stehlers  geben  höchst  anschauliche  Natur- 
und  Sittenbilder  aus  dem  oberen  Wallis  und  sind  nicht  nur  für  den 
Sagenforscher  und  den  Freund  volkstümlicher  Überlieferung,  sondern 
auch  für  den  Rechtsbistoriker  von  großem  Wert.  Man  möchte  wün- 
schen, daß  recht  viel  derartigf  Bücher  geschrieben  würden,  und  zwar 
bald,  ehe  der  zunehmende  Fremdenverkehr  und  die  wachsende  Industrie 
die  alten  Sitten  und  Gebräuche  auch  aus  den  entlegensten  Bergdörfern 
verdrängt  haben. 

Besonders  die  erste  Schrift,  eine  Schilderung  des  Dorfes  Visperter« 
minen  bei  Visp.,  ist  für  den  Germanisten  eine  wahre  Fundgrube.  Am 
meisten  werden  ihn  wohl  die  Mitteilungen  über  die  Hauszeichen  inter- 
eseieren,  die  zu  Homeyers  prächtigem  Buche  eine  willkommene  Er- 
gänzung liefern.  Jede  Familie  hat  in  Terminen  ihr  eigenes  Zeichen. 
Der  „Brand"  zum  Einbrennen  des  Zeichens  vererbt  sich,  ebenso  wie 
die  Doppelkanne  und  das  Kornmaß  (Fischel),  auf  den  jüngsten  Sohn. 
Die  anderen  Söhne  verändern  das  väterliche  Zeichen  durch  Zufügung 
von  Beistrichen  oder  Punkten.  Dasselbe  tut  auch  der  jüngste  Sohn, 
wenn  er  schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  einen  Hausstand  gründet. 
Stirbt  dann  der  Vater,  so  Obernimmt  nun  der  Jüngste  das  väterliche 
Zeichen  unverändert.  Die  Zeichen,  die  Stehler  mitteilt,  sind  alle  ganz 
einfache  Figuren  aus  Punkten,  geraden  und  krummen  Linien,  auch 
Buchstaben,  und  nur  einmal  findet  sich  ein  eigentliches  Bild,  ein  Vogol. 
Die  meisten  Zeichen  haben   ihre  besonderen  Namen:   Bundhaken,   Geiß- 

Eß,    Henneklaue,    Hasensprung.     Das    Zeichen    des    Kelches    führt    im 
Jtschtal  gewöhnlich  der  Pfarrer.*) 
Die   Anwendung   der   Hauszeichen   ist    eine   dreifache:     sie   dienen 
r  Bezeichnung  des  Eigentums,  zur  Beurkundung  und   zum  Losen. 
Mit  de-r  Hausmarke  zeichnet  der  Terminer  die  ihm  zum  Schlagen 
gewiesenen    Bäume,    seine  Werkzeuge    (z.    B.   Äxte,    Sennereigeräte, 

';  Vgl.  den  hübschen  Aufsatz  von  Stehler  über  Hauszeichen  im  Ober- 
Wallis  (Die  Schweiz  1,   44—49.  1897). 

2&  * 
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Mehlsäcke)  und  sein  Vieh.  Den  Schafen  wird  das  Zeichen  am  Hörn 
aufgebrannt;  wechselt  das  Tier  seinen  Herrn,  so  bringt  der  neue 
Eigentümer  sein  Zeichen  neben  dem  alten,  näher  nach  dem  Kopfe  zu, 
an.  Für  die  Schafe,  die  sich  den  ganzen  Sommer  auf  den  höchsten 
Alpenweiden  befinden,  hat  man  aber  noch  eine  weitere  Art  der  Kenn- 
zeichnung, man  macht  ihnen  Ausschnitte  in  die  Ohren.*)  Zur  Kon- 
trolle dienen  sogenannte  Schaftessien,  kleine  geschnitzte  Schäfchen 
mit  ledernen  Ohren,  die  auf  dem  Leibe  das  Hauszeichen  und  am  Ohr 
das  Ohrenzeichen  tragen.  Die  Schaftessien  werden  an  einer  Schnur 
aufgereiht  und  auf  dem  Gemeindehause  aufbewahrt.  Außerdem  gibt  es 
noch  Schafscheidtesslen,  kleine  Holztäfelchen,  die  außer  dem  Haus- 
zeichen des  Bauern  die  Zahl  der  aufgetriebenen  Schafe  angeben.  Mit 
Hülfe  der  Schaftessien  und  Schafscheidtesslen  werden  am  Schafscheid- 
tag (21.  Sept.)  die  von  der  Alp  kommenden  Schafe  „geschieden"  und 
ihren  Eigentümern  zugeteilt. 

Auch  sonst  wird  das  Hauszeichen  bei  der  Beurkundung  aller 
möglichen  Rechtsverhältnisse  häufig  verwendet,  und  zwar  wird  die  Be- 
urkundung durchweg  durch  Kerbschnitte  in  Holztäfelchen,  sogenannte 
Tesslen  (vom  lat.  tessera),  vorgenommen.*)  Dabei  sind  eigentümliche 
Ziffern  („Bauernzahlen")  und  Maßzeichen  im  Gebrauch.  Außer  den 
Schaf-  und  Schafscheidtesslen  gibt  es  auch  Alptesslen,  Wassertesslen, 
Backhaustesslen,  Zehntentesslen  und  Kapitaltesslen. 

Die  Alpen  von  Visperterminen  sind,  mit  Ausnahme  der  Schafalp, 
sämtlich  Genossenschaftsalpen.  Die  Genossenschaften  (Geteilschaften) 
zerfallen,  wie  auch  anderswo  in  der  Schweiz,  in  aktienartige,  veräußer- 
liche und  teilbare  Mitgliedschaftsrechte  (Kuhrechte).  Das  Viertel  eines 
Kuhrechts  heißt  Fuß,  das  Achtel  Klaue,  Die  Urkunden  über  die  Mit- 
gliedschaft bei  einer  Alp  heißen  Alptesslen.  Sie  tragen  auf  der  Vorder- 
seite das  Hauszeichen  des  Genossen,  etwa  mit  einer  Jahreszahl,  auf 
der  Rückseite  werden  die  ihm  zustehenden  Kuhrechte  durch  größere 
oder  kleinere  Quer-  und  Längsstriche  „gebucht".  Die  Tesslen  werden 
an  eine  Schnur  gezogen  aufbewahrt;  je  nach  ihrer  Reihenfolge  geht 
das  Amt  des  Alpvogts  bei  den  Genossen  um.  Seit  den  70er  Jahren 
werden  Alpbücher  über  die  Mitgliedschaften  geführt,  aber  das  maß- 
gebende  sind  noch  heute  die  Tesslen  und  das  Buch  hat  sich  nach  ihnen 
zu  richten. 

Zweimal  im  Sommer  wird  der  tägliche  Milchertrag  der  Alpkühe 
der  einzelnen  Genossen  gemessen  und  auf  einen  langen  Holzscheit, 
ebenfalls  Tessle  genannt,  verzeichnet:  bei  jedem  Hauszeichen  werden 
größere  und  kleinere  Striche  und  Dreiecke  angemerkt,  die  den  Milch- 
ertrag nach  Maßen,  Maßbruchteilen  und  Löffeln  (16  auf  1  Maß)  an- 
geben. Die  Verteilung  der  Käse  im  Herbst  richtet  sich  dann  nach 
dem,  was  einer  „auf  dem  Kerbholze  hat"    (vgl.  Homeyer  S.  214).    Die 


')  Ebenso  in  Island.  Vgl.  Homeyer  S.  25.  160  und  die  hübsche  Er- 
zählung von  Thoroddsen  „JUngling  und  Mädchen"  (bei  Beklam).  —  *)  VrI. 
Stehler,  die  Tesslen  im  Oberwallis  (Schweiz  1,  461—464  1897). 
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Buchführung  mit  Milchteselen  ist  in  Terminen  neuerdings  außer  Ge- 
brauch gekommen,  scheint  aber  in  anderen  Gegenden  des  Oberwallis 
noch  heut«  üblich  zu  sein. 

Da  ihr  Land  sehr  trocken  ist,  müssen  die  Terminer  das  Wasser 
für  ihre  Reben,  Wiesen  und  Äcker  durch  höchst  kunstreiche  und  kost- 
spielige Leitungen  von  weither  leiten.  Manche  dieser  Anlagen  sind 
uralt:  eine  soll  sogar  aus  der  Römerzeit  stammen  und  führt  den  Namen 
„der  Heido".!)  Jede  dieser  „Wasserleitungen"  —  es  sind  im  ganzen 
15  —  gehört  einer  besonderen  Genossenschaft,  mit  veräußerlichen  und 
teilbaren  Mitgliedsrechten.  Die  volle  Berechtigung  gewährt  einen 
Wassergenuß  von  4  Stunden,  aber  man  teilt  die  AnteiLsrechte  bis 
herunter  zu  i/g  Stunde.  Nach  3  Wochen  sind  alle  Berechtigten  an 
der  Reihe  gewesen  und  es  beginnt  ein  neuer  „Kehr".  Die  Wässerrechte 
sind  auf  Tesslen  vermerkt,  die,  ganz  wie  die  vorhin  genannten  Alp- 
tesslen,  vorn  das  Hauszeichen,  auf  der  Rückseite,  die  Anzahl  und  Größe 
der  Berechtigungec  angeben.  Sämtliche  Wässertesslen  einer  Leitung 
befinden  sich,  an  einer  Schnur  aufgereiht,  in  der  Verwahrung  des 
Wasserleitungsvogts:  die  Reihenfolge  der  Tesslen  bestimmt  die  Folge 
der  Wassernutzungen. 

Die  Backhaustesslen,  die  ebenfalls  an  eine  Schnur  gezogen  £ind 
und  nur  die  Hauszeichen  enthalten,  geben  die  Reihenfolge  für  das  An- 
heizen des  Backofens  an. 

Die  Genossenschaften  und  Anstalten,  die  Wasserleitungen  und 
Alpgeteilschaften,  die  Backöfen  und  Kapellen,  sowie  die  Schützenzunft 
haben  ihr  Vermögen  großenteils  in  Gülten  angelegt.  Auch  die  Gült- 
urkunden haben  die  Form  der  Tessle  und  heißen  daher  Kapitaltesslen; 
vorn  tragen  sie  das  Hauszeichen  des  Schuldners,^  auf  der  Rückseite  den 
Betrag  der  Gült.  Die  Zinsen  können  teilweise  in  Getreide  entrichtet 
werden:  zu  diesem  Zwecke  wird  jährlich  zu  Martini  der  Wert  des  Korna 
offiziell  festgestellt. 

Die  zweite  Schrift  Stehlers  behandelt  das  Goms,  die  oberste 
Staffel  des  Rhonetales,  die,  trotz  ihrer  geringen  Bevölkerungszahl,  in 
der  Geschichte  des  Wallis  mehrfach  eine  entscheidende  Rolle  gespielt 
hat.  Aus  dem  reichen  Inhalt  des  Buches  möchte  ich  nur  weniges 
hervorheben. 

Im  Goms  ist  die  Bodenzersplitterung  außerordentlich  groß,  am 
stärksten  wohl  in  Münster,  wo  einmal  auf  15  ha  417  Parzellen  kommen. 
Will  hier  einer  heuen,  so  muß  er  den  Nachbar  fragen,  ob  er  auf  sein 
Stück  knieen  dürfe,  um  das  Heubündel  aufzuheben.  Die  Zersplitterung 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Gebäude'),  manche  Häuser  sind  bis  in 
Sechzehntel  geteilt,  und  es  gibt  Bauern,  die  40  bis  50  einzelne  Ge- 
bäude und  Gebäudeteile  ihr  eigen  nennen.    Die  Alpen  sind  hier,  anders 


')  Die  Wasserleitungen  der  Terminer  Gebend  haben  J.  C.  Heer  den 
Anlaß  zu  seinem  schönen  Bache  „An  heiligen  Wassern"  gegeben.  —  *)  Vgl. 
Walliser  Code  civ.  art.  503. 
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als  in  Terminen,  meistens  Gemeindealpen.  Jeder  Bürger  darf  gegen 
mäßigen  Zins  so  viel  Vieh  auftreiben,  als  er  überwintern  kann.  In 
Binn  wird  alle  12  Jahre  durch  ein  eigentümliches  Verfahren  das  Vieh 
der  Bürger  auf  die  einzelnen  Alpen  verteilt.  Anderswo  wechselt  dt« 
Alpnutzung  jährlich  nach  einer  bestimmten  Reihenfolge,  die  durch  die 
„Kehrtafel"  festgestellt  wird.  Die  Kehrtafel  von  Münster  enthielt 
früher  nur  die  Hauszeicheu  der  Alpberechtigten  (Homeyer  S.  211); 
jetzt  sind  aber  die  Namen  an  deren  Stelle  getreten.  Die  Teeslen 
spielen  auch  im  Goms  eine  große  Bolle.  Manche  Gemeinden  (Münster, 
Oberwald  u.  a.)  haben  eine  Wacht-  oder  Stundenriefertessle  für  den 
Nachtwächterdienst,  der  der  Reihe  nach  herumgeht  (Homeyer  S.  210) : 
einen  langen  4  eckigen  Stab,  auf  dem  die  Hauszeichen  der  Bürger  in 
bestimmter  Reihenfolge  eingebrannt  sind,  und  den  der  jeweilige  Wächter 
seinem  Nachfolger  übergeben  muß.  Die  handfeste  Wachttessle  dient 
ihrem  Träger  zugleich  als  Waffe.  In  Münster  kennt  man  ferner  Fahnen- 
tesslen  für  das  Amt  des  Fahnenträgers,  Huttesslen  für  das  Viehhüten, 
Stiertesslen  für  das  Halten  des  Zuchtstiers,  endlich  sogar  Prozessions- 
tesslen  oder  Kaltkre-uzgangstesslen  für  die  reihenweise  umgehende 
Pflicht  zur  Wallfahrt  nach  Brig. 

Interessant  sind  einige  Gomser  Verwandtschaftsnamen,  vor  allem 
ettere«,  Vatersbruder,  von  eter  abgeleitet,  wie  vetter  von  vater;  ferner 
gschwia,  Schwägerin,  und  die  auch  in  Graubünden  üblichen  Wörter 
nepot,  neptissin  für  NelTen  und  Nichte. 

Ein  prächtiges  Rechtsaltertum  hat  die  Gemeinde  Ernen  im  unteren 
Goms  bewahrt:  den  aus  drei  gewaltigen  Steinsäulen  bestehenden 
Galgen,  der  eine  große  Ähnlichkeit  mit  dem  berühmten  Galgen  von 
Wisby  auf  Gothland  (abgebildet  in  D.  Schäfers  Deutschem  Hause 
S.  25)  zeigt.  Die  Erner  waren  auf  ihren  Galgen  sehr  stolz;  als  ums 
Jahr  1800  einmal  ein  schwäbischer  Handwerksbursche  daran  auf- 
gehängt werden  sollte,  erhob  sich  das  ganze  Dorf  zu  kräftigem 
Einspruch:  „der  galgen  isch  für  ünsch  und  ünschere  nachkomme  u^d 
nit  für  jede  frönde  hudel".*) 

Hoffentlich  schenkt  uns  Stehler  noch  weitere  Bilder  aus  den 
Schweizer  Alpen,  wir  freuen  uns  vor  allem  auf  die  versprochene 
Schilderung  des  weltabgeschiedenen  Lötschtales. 

Heidelberg.  Rudolf  H  i  s. 


Dr.  Josef  Schmidlin,  Priester  der  Diözese  Straßburg, 
Ursprung  und  Entfaltung  der  habsburgischen  Rechte  im 
Oberelsaß,  besonders  in  der  ehemaligen  Herrschaft  Landser. 
Freiburg  i/B.  1902.  244  S.  und  eine  Karte. 

«)  Stehler,    der   Oalgren    zu   Ernen    (Schweiz   1.   79-80,    1897).    —    Viel. 
W.  Biehl,  Geschichten  aus  alter  Zeit  72. 
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Der  Verfasser  gliedert  die  interessante  Studie  in  twei  Teile, 
TOD  denen  der  eine  die  Natur  der  habsburgischen  Rechte,  der  andere 
deren  Entwicklung  darstellt.  Im  ersten  Teile  sucht  Schmidlin,  beson- 
ders gegenüber  Schulte  (Geschichte  der  Habsburger  in  den  erste-n  drei 
Jahrhunderten.  1887),  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  es  nicht  alte 
grundherrliche  Allodialrechte  waren,  welche  die  habsburgische  Herr- 
.••ehaft  begründeten,  sondern  daß  der  Grundstock  der  Urbarrechte 
tUrbar  v.  1303)  und  der  Landgrafschaft  aus  gräflichen  Befugnissen 
gebildet  wurde.  Dieser  Beweis  ist  vollständig  gelungen.  Die  ein- 
gehende Forschung  zeigt,  daß  in  den  meisten  Dörfern  der  Herrschaft 
Landser  nicht  die  Habsburger  die  Grundherrn  waren,  wobei  aber  die 
Behauptung  zu  weit  geht,  die  Habsburger  hätten  überhaupt  nie  Grund- 
herrschaften „im  wahren  Sinne"  besessen  (21,  N.  1),  denn  die  Grund- 
herrschaft als  solche  schloß  das  Freienelement  nicht  aus.  —  Die  Herr- 
schaft Landser  war  in  ihrer  Hauptsache  weder  habsburgischer  Allodial- 
besitz  noch  Fiskusland,  das  in  der  Verwaltung  dieser  Dynasten  stand. 
Die  Vogtei  über  Immunitäten  lag  vielerorts  nicht  in  Händen  dir 
Habsburger,  und  ihre  Herrschaft  kann  nicht  aus  der  Abtretung  allodialen 
Klosterbesitzes  oder  aus  Zusammenfassung  der  Vogteirechte  erklärt 
werden.  Gräfliche  Rechte  waren  es,  welche  die  Herrschaft  schufen 
ncd  diese  dehnt«n  sich  auch  über  Immunitäten  aus,  in  denen  die 
Dynasten  die  Vogtei  nicht  besaßen.  Wenn  dabei  der  Verfasser  betont; 
daß  auch  die  mit  hoher  Gerichtsbarkeit  ausgestattete«  Immunitäten 
nicht  aus  dem  Rahmen  der  Grafschaft  heraustraten,  so  bleibt  er  uns 
hierfür  den  Beweis  schuldig,  da  ausdrücklich  gesagt  ist:  in  diesen 
Immunitäten  habe  der  Graf  keinerlei  Gerichtsbefugnisse  gehabt  (S.  35) 
und  nur  die  Vollstreckung  des  Urteils  bei  todeswürdigen  Verbrechen 
t-^  Sache  des  Land  grafen  gewesen.  Grafschaft  bezw.  Herrschaft  und 
Landgrafschaft  werden  aber  sonst  von  ihm  auf  das  bestimmteste  unter- 
«?hieden  und  später  (S.  58)  wird  mit  Recht  hervorgehoben,  „die  Exe- 
„kutivgewalt  des  Landgrafen  bei  Todesurteilen  in  den  außerhalb  der 
„Grafschaft  gelegenen  volle«  Immunitäten  schließe  jede  allodiale  Auf- 
..fassung  der  rein  landgräflichen  Rechte  aus".  Auch  einen  Zusammen- 
hang der  Immunitäten  mit  der  Grafschaft,  die  durch  die  Heergewalt 
de«  Grafen  vermittelt  wurde,  will  Schmidlin  dartun  (S.  33).  Doch 
hierfür  muß  er  Beispiele  aus  der  allgemeinen  Rechtsgeschichte  heran- 
ziehen und,  soweit  er  selbst  nach  Beweisen  sucht,  einen  Vertrag  (von 
1444)  anführen,  der  einer  weit  spätem  Entwicklung  angehört.  So 
gerät  er  denn  auch  in  Verlegenheit  bei  der  Behauptung,  daß  Heer- 
und  Gerichtsbann  die  Gewalten  gew€«en  seien,  welche  als  Wurzeln 
der  Landeshoheit  angesehen  werden  müßten,  indem  er  bemerkt  (S.  84), 
daß  sich  der  gräfliche  Heerbann  auch  in  den  Immunitäten  „im  Wachen- 
,,und  Landesaufgebot  der  Gaubewohner,  in  ihrer  Verpflegungs-  und 
..Ausrüstungspflicht,  in  ihrem  Be-festigungs-  und  Sicherheitsdienst  bi.i 
..in  späte  Zeit  erhalten  habe,  allerdings  zunächst  nur  als  Landfolge  und 
•xhon  sehr  unter  dem  Einfluß  der  fertigen  Landeshohei  t".  Die 
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gräfliche  Heergewalt  hat  eben  bei  der  Entstehung  der  Landeshoheit 
keine  entscheidende  Rolle  gespielt. 

Besonders  gegenüber  Schulte,  der  das  Vorkommen  von  Freien  nur 
in  und  um  Dammerkirch  annimmt,  wird  das  Dasein  von  zahlreichen 
Freien  in  der  Herrschaft  Landser  und  der  Landgrafschaft  festgestellt. 
So  fand  sich  auch  vielfach  vollständig  abgabenfreies  Eigentum  daselbst 
vor  und  die  willkürliche  Annahme  wird  verworfen,  welche  die  in  den 
Urkunden  auftretenden  Ritter  und  Edelknechte  sämtlich  als  Ministe- 
rialen in  Anspruch  nimmt  (S.  55).  —  Was  die  viel  umstrittene  recht- 
liche Natur  der  Landgrafschaft  anbetrifft,  so  schließt  sich  der  Verfasser 
im  allgemeinen  der  zuerst  vonWaitz  (V  G  VII  61)  aufgestellten  Theorie 
an,  aber  er  bemerkt  dabei,  daß  die  Landgrafschaft  „andere  wirkliche 
., Gaugrafschaften  im  Lande  keineswegs  ausschließen  mußte"  (S.  75'; 
jedoch  ist  es  nicht  immer  möglich,  eine  scharfe  Scheidung  der  staats- 
rechtlichen Abhängigkeit  dieser  Gebilde  von  einander  durchzuführen 
(z.B.  gegenüber  der  Grafschaft  Pfirt).  —  Bei  der  Analysierung  der  habs- 
burgischen  Urbarrechte  gelingt  es  Schmidlin,  diese  Rechte  auf  öffent- 
lich rechtlichen  Ursprung  zurückzuführen,  nämlich  auf  den  gräflichen 
Gerichts-  und  Heerbann  (88 — 100).  Ganz  besonders  wird  die  Auf fassung 
der  Steuer  als  Ausfluß  einer  grundherrlichen  Berechtigung  abgewiesen. 

Im  zweiten  Teile  geht  der  Verfasser  auf  genealogische  Verhält- 
nisse ein  und  hält  dabei  an  der  Hypothese  fest,  daß  Graf  Guntram  der 
Reiche  als  Stammvater  der  Habsburger  und  Zähringer,  und  als  Glied 
des  eitichonischen  Geschlechtes  anzusehen  sei  (S.  111).  In  dem  Ab- 
schnitt Landesherrschaft  und  Landeshoheit  wird  dem  Leser  nicht  ganz 
klar  gemacht,  was  Schmidlin  unter  Landeshoheit  versteht,  und  der 
Definition:  „die  Landeshoheit  ist  nur  eine  gesteigerte  Potenz  der 
„Landesherrschaft  spätem  Datums"  ist  wenig  zu  entnehmen.  Dagegen 
wird  mit  Recht  hervorgehoben,  daß  nicht  das  Lehenswesen  allein  den 
Grund  zur  Ausbildung  der  Landeshoheit  gelegt  hat  (S.  116).  —  Sehr 
eingehend  ist  die  Hartmarkgenossenschaft  dargestellt.  Sie  ist  ursprüng- 
lich eine  freie  Genossenschaft  mit  freiem  Grundeigentum  gewesen  und 
liefert  eines  der  vielen  Beispiele,  in  denen  von  der  Geltendmachung  des 
königlichen  Wildbannrechtes  aus  die  Umgestaltung  der  freien  Mark- 
verfassung ihren  Ausgang  genommen  hat  (S.  133.  Vgl.  Heusler  Inst.  I 
370).  Leider  werfen  die  Quellen  zu  wenig  Licht  in  den  Prozeß,  welcher 
den  Übergang  der  Hart  an  die  Habsburger  herbeiführte. 

Von  den  folgenden  Abschnitten  sind  besonders  diejenigen  inter- 
essant, welche  von  dem  Niedergang  der  Freien  (168 — 177)  und  von  der 
Unterdrückung  der  Grundherrschäften  (192 — 207)  handeln.  Dadurch, 
daß  die  Freileute,  namentlich  im  Verlaufe  des  14.  Jahrhunderts,  ihre 
freien  Allodien  verloren,  wurden  sie  teils  von  der  Landes-,  teils  von  der 
Grundherrschaft  aufgesogen,  während  die  freien  Ritter  und  Edelleute 
häufig  durch  das  Mittel  der  Burglehen  in  ministeriale  Abhängigkeit  ge- 
rieten (173).  Der  Untergang  der  Grundherrschaften  wurde  durch  die 
habsburgische  Politik  und   durch  die   innere  Zerrüttung  der  Grund- 
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herrschaften  selbst  beschleunigt.  Oft  wurde  durch  einen  Gewaltakt  die 
Vogtei  ode-r  die  Gerichtsbarkeit  über  den  Dinghof  an  die  Herrschaft  ge- 
bracht. —  Bei  der  Besprechung  der  modernen  Entwicklung  ist  nament- 
lich die  Beobachtung  lehrreich,  daß  ein  Hauptfaktor  bei  der  Kon8<^i- 
dation  des  habsburgischen  Landes  die  Errichtung  eine«  österreichischen 
Land-  und  Hofgerichte«  in  Ensisheim  bildete,  und  das  Kapitel  „der 
Bauernaufstand  und  seine  Folgen"  läßt  erkennen,  daß  das  16.  Jahr- 
hundert zu  einer  durchaus  patrimonialen  Auffassung  der  Territorial- 
gewalt durchgedrungen  war.  Erörterungen  über  das  Urbar  von  1568  und 
die  ZustÄnde  des  Amtes  Landser  unter  französischer  Herrschaft 
schließen  das  tüchtige  Buch. 

Schmidlin  hat  seine  Studie  mit  einer  Fülle  archivalischer  Belege 
versehen  und  sich  als  einen  gewissenhaften  Forscher  erwiesen.  Leider 
werden  die  gewonnenen  richtigen  Resultate  vielfach  mit  solchen  aus  der 
allgemeinen  Rechtsgeschichte  ergänzt  und  in  Verbindung  gebracht,  so 
daß  gerade  dadurch  das  Wesen  einer  Spezialuntersuchung  erheblich  ge- 
trübt ist.  Auch  macht  eine  Reihe  unverstandener  juristischer  Aus- 
drücke die  Lektüre  zuweilen  mühsam  (z.  B.  S.  38  „die  Vogtei,  jenes  Ver- 
mittlungsinstitut zwischen  Staatsrecht  und  Immunität"  oder  S.  179 
„ein   abgeschlossenes,  gerichtlich   souveränes  Ganzes"). 

Die  beiliegende  Karte-  gibt  von  der  Richtigkeit  der  dargestelltea 
Grundbesitzverhältnisse  ein  sprechendes  Bild. 

Leipzig.  Hans   F  e  h  r. 


Karl  V.  Ami ra,  Die  Dresdener  Bilderhandschrift  des 
Sachsenspiegels.  Auf  Veranlassung  und  mit  Unterstützung 
der  K.  sächsischen  Kommission  für  Geschichte,  so\Nie  mit 
Unterstützung  der  Savigny-Stiftung.  Erster  Band.  Leip- 
zig, K.  W.  Hiersemann  1902.  34  S.  Text  und  184  Licht- 
drucktafeln nebst  6  Tafeln  in  Farbendruck  und  3  Er- 
gänzungstafeln in  Autotypie. 

Das  Jahr,  über  das  wir  Bericht  erstatten,  hat  der  Wissenschaft 
der  deutschen  Rechtageschichte  die  Erfüllung  zweier  längst  gehegten 
Wünsche  gebracht,  die  Ausgabe  der  Leges  Visigothorum  in  der  Quart- 
serie der  Monumenta  Gernianiae  und  die  VeTÖflFentlichung  einer  u.  z. 
der  weitaus  vollständigsten  von  den  Bilderhandschriften  des  Sachsen- 
«Spiegels.  Jene  hat  Karl  Zeumer  mit  de-r  ihm  eigenen  Editions- 
technik  und  Akribie  besorgt,  die  seinen  Ausgaben  frühmittelalterlicher 
Kechtsquellen,  was  Textgestaltung,  Übersichtlichkeit  und  Zuverlässig- 
keit anlangt,  schon  lange  und  weit  über  die  deutschen  Gelehrtenkreise 
hinaus  die  unbedingteste  Anerkennung  und  den-  unbestrittenen  Vorrang 
vor   allen    anderen    Editionen   verschafft    hat.     Ihm    tritt   nunmehr   als. 
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Meister  auf  dem  ganz  anders  gearteten  Gebiet  der  Herausgabe  spät- 
mittelalterlicher Rechtsbücherillustration  Karl  v,  Amira  zur  Seite, 
der  zunächst  deshalb,  weil  er  wie  kein  Anderer  unter  den  Lebendeoi 
■die  deutschen  Rechtsaltertümer  beherrscht,  für  die  Aufgabe  berufen  er- 
schien, jetzt  aber  auch  der  technischen  und  kunstgeschichtlichea  Seite 
des  Werkes  so  liebevoll  und  sachkundig  sich  angenommen  hat,  daß 
wohl  auch  in  dieser  Hinsicht  nach  ihm  nicht  mehr  viel  zu  tun  übrig- 
bleiben wird. 

Außer  geringen  Spuren  verlorengegangener  sind  uns  4  Bilder- 
handschriften des  Sachsenspiegels  erhalten,  die  schon  G  r  u  p  e  n  und 
J)  r  e  y  e  r  ,  ja  auch  Goethe  bekannt  und  se-ither  hin  und  wieder  be- 
achtet worden  waren:  die  Heidelberger,  z.  T.  in  ungenügenden 
kolorierten  Stichen  1819  von  U.  F.  Kopp,  vollständig,  aber  in 
sehr  mangelhaften  Umrißzeiehnungen  1820  veröffentlicht  von  Batt, 
v.  Babo,  Eitenbenz,  Mone  und  Weber  in  ihren  bekannten 
„Teutschen  Denkmälern";  die  Oldenburger,  wovon  namentlich 
Lübben  1879  in  seiner  Ausgabe  des  Textes  dieser  Handschrift  einige 
Proben  in  rohen  Umrissen  gab;  die  Dresdener,  bisher  nicht  einmal 
in  größeren  Bruchstücken  bekannt;  die  Wol  f  e  n  b  ü  1 1 1  e  r  ,  eben- 
falls noch  unveröfTentlicht.  Amira  hat  in  seiner  Einleitung  ihnen  allen 
zunächst  eine  sehr  sorgfältige  Beschreibung  gewidmet.  Er  gibt  von  ihrer 
Einrichtung  ein  anschauliches  Bild,  verzeichnet  mit  größter  Genauigkeit 
ihre  inneren  und  äußeren  Merkmale,  führt  uns  mit  einem  Scharfsinn, 
<ler  auch  denjenigen,  dem  sonst  solche  Untersuchungen  fern  liegen,  zu 
gespanntester  Aufmerksamkeit  hinreißt,  in  die  Technik  der  Zeichnung 
und  Bemalung  ein,  um  die  Herstellung  der  Bilder  klarzulegen  und  dar- 
zutun, wie  Schreiber,  Zeichner  (und  Korrektor),  Miniator  und  Illumi- 
nator in  die  Arbeit  sich  teilten,  und  verbreitet  sich  über  die  Schicksale, 
■das  Alter  und  die  Heimat  der  Codices  picturati. 

Diesen  letzteren  Fragen  und  den  damit  zusammenhängenden  nach 
dem  Verhältnis  der  Handschriften  hatte  Amira  schon  zuvor  eine  eigene 
Untersuchung  gewidmet:  „Die  Genealogie  der  Bilderhandschriften  des 
Sachsenspiegels"  (Abhandlungen  der  K.  bayer.  Akademie  der  Wissensch.  I 
Kl.  XXII  S.  327  flf.  München  1902);  ihre  Ergebnisse  konnten  in  die 
Einleitung  einfach  übernommen  werden.  Darnach  besteht  zunächst, 
wie  der  Vergleich  ganzer  Bilderserien,  aber  auch  die  Gegenüberstellung 
einzelner  Illustrationen  sowie  durchgreifender  Unterscheidungsmerk- 
male und  nicht  zum  mindesten  die  Gemeinsamkeit  mancher  Fehler  in 
den  Verweisungen  auf  die  Bilder  ergibt,  ein  enger  Zusammenhang  zwi- 
schen den  Handschriften  von  Wolfenbüttel  und  Dresden;  ja  es  ergibt 
sieh  für  Illustration  und  Text  mit  derselben  Sicherheit,  daß  die  Wolfen- 
bättier eine  Kopie  der  Dresdener  Handschrift  und  1350 — 75  entstanden 
ist.  Auch  die  Dresdener  und  die  Heidelberger  Handschrift  müssen 
nahe  verwandt  sein,  jedoch  nicht  direkt;  vielmehr  haben  sie  Text 
und  Illustration  aus  einer  verlorenen  Handschrift  Y  bezogen.  Nicht 
m»r    die    Heidelberger,    auch    die    Dresdener    gibt    eben    wiederholt    am 
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fDtsprechendea  Ort  das  Richtigere.  Die  zahlreicheren  Fehler  von  D.  er- 
klären sich  zu  einem  guten  Teil  daraus,  daB  die  Vorlage  seit  der  Zeit, 
da  sie  H.  kopiert*,  durch  Feuchtigkeit  und  Abscheuerung  litt.  Doch 
aJbt  es  andererseits  gemeinsame,  also  der  Vorlage  zur  Last  fallende 
Mißverständnisse,  und  haben  sich  die  Illustratoren  beider  Handschriften 
namentlich  zum  Zweck  der  Kürzung  hin  und  wieder  eigenmächtige 
Anderunge-n  erlaubt,  jeder  in  seiner  Art.  Das  wahre  Abstammungs- 
"verhältnis  verraten  aber  am  deutlichsten  die  Bildbuchstaben,  d.  h.  die 
den  Bildern  beigesetzten  Textinitialen;  namentlich  der  fehlerhafte  Bilder- 
buchstabe für  das  zu  Ssp.  Ldrs.  III  80  §  2  gehörige,  aber  zu  III  81  §  1 
gezogene  Bild  fällt  entscheidend  in  das  Gewicht.  Eine  Linie  für  sich 
repräsentiert  die  niedersächsische,  1336  für  den  Grafen  von  Oldenburg 
g€«chriebene  Oldenburger  Handschrift.  Ihre  Illustration  reicht  nur 
■bis  Ldr.  III  81  §  1  und  ist  auf  ganz  eigenartige  Weise  zustande  ge- 
kommen, nämlich  vermittelst  Bausen,  die  der  Kopist,  ohne  das  Original 
mehr  vor  Augen  zu  haben,  übertrug,  was  zur  Folge  hatte,  daß  die 
Bilder  z.  T.  durcheinander  gerieten  und  im  Gegensinn  erscheinen. 
Doch  blieben  der  Gleichungen  genug,  die  erweisen,  daß  die  Vorlage 
von  O,  die  Amira  mit  H  bezeichnet,  zwar  nicht  mit  Y  direkt  verwandt 
i»t,  aber  auf  eine  gemeinschaftliche  Vorlage  X  zurückgeht;  selbst  wo 
sie  Feiler  aufweist,  ist  O  und  damit  auch  H  eben  mitunter  doch  noch 
vollständiger  und  richtiger  als  Y.  Also  stellen  sich  weder  O  noch  H 
als  Urhandschrift  heraus,  sondern  ein  verlorener  Codex  X.  Seine 
Töchter  sind  die  gleichfalls  verlorenen  Y  und  H,  von  denen  Y  als 
Mutter  von  H  und  D  und  (durch  D)  als  Großmutter  von  W  ersche4nt, 
indeß  X  in  0  ihre  Tochter  hat.  Dabei  stellen  sich  D,  um  1350,  und 
H  etwa  1300 — 1315,  jene  wohl  in  der  Stadt  Meißen,  diese  nicht  weit 
davon  entstanden,  als  schon  etwas  unfreiere  Kopien  der  selbständigeren 
Arbeit  Y  heraus,  die  um  1300  in  Obersachsen  entstanden  sein  muß. 
Ob«rsaclisen  war  jedenfalls  auch  die  Heimat  der  Urhandschrift  X;  noch 
im  13.  Jahrhundert  entstanden  und  im  wesentlichen  eingerichtet  wie 
D  und  H  und  gleich  diesen  Land-  und  Lehenrecht  umfassend,  stellt  sie 
als  ein  schöpferisches  Werk  ersten  Ranges  sich  dar. 

Letzteres  lehrt  die  kunstgeschichtliche  Einreihung,  mit  der  wir 
wieder  zu  der  Einleitung  zurückkehren,  die  Amira  der  Ausgabe  voratts- 
geschickt  hat.  Zunächst,  was  sollten  die  Bilder?  Nicht  dekorativen 
Zwecken  dienen,  auch  nicht  den  Text  für  Solche,  die  nicht  lesen  konn- 
ten, verständlich  machen  (Bilderschrifttheorie  von  B  ü  s  c  h  i  n  g)  oder 
Glossen,  die  es  übrigens  ja  bereits  gab,  ersetzen  (Glossentheorie  von 
Homeyer).  Auch  wenn  Amira  nicht  selbst  Beispiel  an  Beispiel 
reihte,  woraus  hervorgeht,  daß  der  Illustrator  den  Textesinhalt  nicht  nur 
Dicht  wiedergeben  konnte,  sondern  es  nicht  einmal  wollte-,  so  würde  es 
jetzt  eine  Durchsicht  der  einen  vollständig  veröffentlichen  Handschrift 
ohne  weiteres  zur  Evidenz  e-rgeben.  Nicht  erläutern,  nur  illustrieren, 
ein  Bilderbuch  schaffen  wollte  der  Urheber  der  Bilder,  wenn  er  auch 
selbstverständlich    oft    genug    zur    Erreichung    seines    Zwecks    atif    den 
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Text  griff  und  mit  dem  Bild  eiae  Erläuterung  versuchte.  Heutzutage  b^e- 
finden  sich  derartige  Werke  selbst  mehr  oder  weniger  wissenschaftlichen 
Inhalts,  denen  Bilder  beigegeben  sind,  die  nicht  als  Buchschmuck 
dienen  und  mit  dem  Text  in  engerem  oder  loserem  Zusammenhang 
stehen,  in  jedermanns  Hand;  wir  leben  in  einem  eigentlichen  Zeitalter 
der  Bilderbücher,  auch  für  Erwachsene.  Zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
aber  war  es  ein  Unternehmen  ohne  Beispiel,  aus  einer  Rechtshand- 
schrift ein  mehrere  hundert^)  Bilder  enthaltendes  Bilderbuch  zumachen; 
nur  in  der  Tat  Eikes  von  Repkow  selbst,  nämlich  in  der  Abfassung 
eines  so  umfassenden  niederdeutschen  Prosawerks  dazu  rechtlichen 
Inhalts,  nur  darin  hatte  das  Unternehmen  des  Sachsenspiegelbildners 
an  Kühnheit  seinesgleichen.  Freilich  gerade  Amira  weist  darauf  hin, 
daß  man  in  den  Fragmenten  einer  großen  Bilderhandschrift  zu  Wolfram 
von  Eschenbachs  Willehalm,  von  der  Bruchstücke  in  Heidelberg  und 
München  erhalten  sind,  in  gewissem  Sinne  Vorläufer  der  Sachsenspiegel- 
iilustration  zu  sehen  hat;  die  Handschrift,  deren  Überresten  Amira 
jetzt  in  den  Sitzungsberichten  der  philos.-histor.  Klasse  der  Münchener 
Akademie  1903  S.  213  ff.  eine  eigene  Untersuchung  gewidmet  hat,  muß 
rund  1380  Bilder  enthalten  haben.  Was  aber  die  Hauptsache,  auch 
bei  dieser  Willehalmhandschrift  gehen  die  Bilder  (u.  z.  wie  bei  O  auf 
der  äußern  Seite)  in  eigenen  Kolumnen  neben  dem  Text  her,  sodaß 
jedem  oder  fast  jedem  Stück  Text  ein  Bild  zur  Seite  steht,  und  auch 
bei  dieser  Willehalmhandschrift  stellen  Buchstaben,  stellen  die  Text- 
initialen der  Verbindung  von  Text  und  Bild  her.  Selbst  in  Einzelheiten 
und  dann  namentlich  in  der  symbolisierenden  Wortinterpretation 
konnte  Amira,  der  die  Willehalmhandschrift  um  1250  ansetzt,  eine  auf- 
fällige Übereinstimmung  feststellen.  Dennoch  bleibt  es  eine  ganz 
andere  Tat,  das  Recht«buch  als  das  Epos  zu  illustrieren,  würde  doch 
auch  heutzutage  die  Illustration  des  BGB.  —  eine  Aufgabe,  bei  der 
die  größere  Abstraktheit  des  Inhalts  als  durch  den  größeren  Reichtum 
an  Darstellungsmitteln  aufgewogen  gelten  könnte  —  ein  wesentlich 
schwierigeres  Unternehmen  sein  als  diejenige  eines  Romans.  Fast  möchte 
ich  meinen,  Amira  habe  in  der  letztgenannten  Abhandlung  aus  lauter 
Freude  an  dem  von  ihm  hervorgezogenen  Mittelglied  zwischen  der 
Sachsenspiegelillustration  und  der  altern  profanen  Buchillustration,, 
sowie  unter  dem  Eindruck,  daß  an  beiden  Orten  trotz  der  ver- 
schiedenen Umgebung  dieselben  Mittel  namentlich  der  Symbolik  zur 
Anwendung  gelangten,  die  Leistung  des  Sachsenspiegelkünstlers  etwa» 
zu  gering  veranschlagt. 

In  seiner  Einleitung  hat  er  selbst  mit  vollem  Recht  betont,  d&B 
in  der  ganz  erdrückenden  Überzahl  von  Fällen  der  Text  dem  Illustrator 
völlig  neue  Aufgaben  ^stellte.  „Selbst  von  dem  rein  Sinnenfälligen  war 
vieles  in  der  Kunst  annoch  unversucht"  und  zahlreiche  Bestimmungen 
erforderten    die    Versinnlichung    von    Übersinnlichem    in    einer    Weise, 


')  H  weist  310,  O  578,  W  776,  D  «rar  924  Bildstreifen  auf. 
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für  die  es  keine  Vorlagen  gab.  In  zahlreichen  Fällen  lag  er  ihm  also 
zum  ersten  Male  ob,  die  Wirklichkeit  abzubilden.  So  hat  er  t.  B., 
während  er  zu  Sap.  Ldr.  I  3  §  3  das  Verwandtschaftabild  (Taf.  5  oben) 
ohne  Rücksicht  auf  dessen  praktische  Verwendung  einfach  in  Gestalt 
eines  nackten  menschlichen  Körpers  wiedergab  —  bei  der  Ilalbgeburt 
half  er  sich  mit  dem  Symbol  e-ines  zweiköpfigen,  ein  Mannes-  und 
ein  Frauenhaupt  tragenden  Leibes  — ,  an  dessen  Schultern  und  Armen 
die  in  Betracht  kommenden  Glieder  mit  Punkten  bezeichnet  sind,  zu 
I  19  §  1  (Taf.  17  Nr,  2)  ganz  deutlich  die  Art  und  Weise  dargestellt, 
wie  vor  Ge-richt  die  Verwandtschaft  berechnet  und  klargemacht  wurde, 
nämlich  durch  Abzählen  der  Grade  innerhalb  der  (difrch  den  Verwandt- 
pchaftsnamen  des  Stammvaters  —  Vater,  Großvater,  Urgroßvater  usw. 
gegebenen)  Sippe  oder  Parentel  mit  der  rechten  Hand  an  den  Gliedern 
der  linken  Seite;  ein  Bild,  bemerkenswert,  weil  es,  die  Bilderschrift- 
theorie mit  widerlegend,  den  Hauptinhalt  der  Ste41e,  das  Erben  über 
die  7.  Sippe  hinaus  gar  nicht  wiedergibt,  es  wäre  denn,  man  wollte 
es  dahin  verstehen,  daß  der  Abzählende  mit  seiner  Rechten  über  den 
Nagel  des  Mittelfingers  der  Linken  hinausde«te,  endlich  ein  Bild,  das 
mich  ganz  besonders  erfreut,  weil  es  die  hochwillkommene  Bestätigung 
für  meine  Ausführungen  im  „Verwandtschaft-sbild  des  Ssps",  Gierke 
Unters.  H.  34  1890  S.  44,  57  bringt.  Im  andern  Falle,  da,  wo  e«  galt, 
etwas  noch  nie  Versinnlichtes  zur  Darstellung  zu  bringen,  wüßt«  der 
Künstler  sich  ebenso  geschickt  zu  helfen.  Den  ausgetretenen  Weg 
mittelalterlicher  Allegorie  beschritt  er  höchst  selten,  und  wo  er  alle- 
gorisiert,  tut  er  es  mit  herzerquickender  Ursprünglichkeit  und  Kraft; 
auf  Taf.  181  oben  läßt  er  z.  B.  die  Feinde  des  Sachsenspiegels,  die 
schon  Eike  selbstbewußt  mit  den  Feinden  Gottes  und  des  Rechts 
identifiziert  hatte,  durchaus  im  Sinn  des  Sachsenspieglers  ein  großes 
Buch  bespucken,  aus  dessen  Breitseit«  der  Kopf  de«  Verfassers  gleich 
einem  Lesezeichen  hervorragt,  indes  der  Längsseite  das  Antlitz  Gottes 
entsteigt.  Weit  vertrauter  war  dem  Künstler  das  Mittel  de*r  Symbolik. 
Mit  der  Schärfe  des  Juristen  unterscheidet  Amira  zwei  Arten  von 
Symbolik,  die  man  allerdings  sorgfältig  auseinanderhalten  muß,  wenn 
man  eine  richtige  Vorstellung  einerseits  von  der  künstlerischen  Leistung 
des  Illustrators  und  anderseits  vom  Wert  seiner  Bilder  für  die  Rechts- 
altertümer gewinnen  will:  die  subjektive  Symbolik  und  die  objektive. 
Die  letztere,  die  der  Künstler  bereits  vorfand  und  lediglieh  zu  über- 
nehmen brauchte,  war  vornehmlich  Symbolik  des  Rechts;  noch  zur 
Zeit  der  Rechtsbücher  war  eben  das  deutsche  Rechtsleben  reich  an 
symbolischen  Handlungen.  Diese  und  die  Tatsache-n  des  Rechtslebens, 
welche  die  Bilder  reproduzieren,  zu  behandeln,  mit  andern  bildlichen 
Darstellungen  zu  vergleichen,  durch  die  zeitgenössische  Literatur  und 
besonders  die  Recht-squellen  selbst  zu  erläutern,  wird  die  Aufgabe 
eines  zweiten  Textbandes  sein,  den  uns  Amira  in  Aussicht  stellt;  er 
verspricht  ein  ganz  eigenartiges  Werk  zu  werden,  ein  reizvolles  Hand- 
buch der  deutschen   Rechtsaltertümer  unter  dem  Zeichen  des   Sachsen- 
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Spiegels,  von  dem  wir  nur  wünschen  können,  daB  es  gleich  dem  erstea 
Teil  die  wirksame  Unterstützung  der  sächsischen  historischen  Kom- 
mission und  der  Savignystiftung  finde,  damit  der  Verfasser  sich  keiner- 
lei Beschränkung  aufzuerlegen  braucht,  sondern  mit  Wort  und  Bild 
recht  freigebig  sein  kann.  Doch  erschöpft  sich  die  objektive  Symbolik 
in  der  Rechtssymbolik  keinefwegs;  auch  sonst  fand  der  Künstler  manch 
«einer  Zeit  wohl  geläufiges  Zeichen  für  übersinnliche  Dinge  vor,  das 
er  auch  zur  Illustration  seines  Rechtsbuches  verwenden  konnte.  Dabei 
bestand  dann  seine  Tat  wesentlich  nur  in  der  Aneignung  und  in  der 
Art,  wie  er  diese  vorgefundene  nichtrechtliche  Symbolik  für  die 
Zwecke  seines  Unternehmens  fruchtbar  machte.  Hierüber  und  über 
die  rein  subjektive,  vom  Künstler  frei  erfundene  Symbolik  verbreitet, 
sich  in  höchst  lehrreicher  Weise  das  letzt«  Drittel  von  Amiras  Ein- 
leitung. In  ihm  macht  er  auf  die  Mittel  aufmerksam,  deren  der 
Künstler  sich  bediente  z.  B.  der  Abkürzung,  etwa  indem  er  den  Teil 
fürs  Ganze,  also  das  Schwert  für  das  Heergeräte,  die  Schere  für  die 
Gerade  gibt,  oder  der  Exemplifikation,  indem  er  z.  B.  den  „ohne  seine 
Schuld"  bestohlenen  Knecht  bei  Mond-  und  Sternenschein  schlafen 
läßt.  Auch  verwendet  er  gerne  das  Mittel  für  den  Zweck,  also  den 
Zweig,  das  Investitursymbol,  für  das  Lehen.  Oder  er  hilft  sich  mit 
Attributen,  indem  er  durch  spornlose  Stiefel  den  unritterlichen  Mann, 
durch  Leibeskürze  den  Erben  bezeichnet.*)  Das  Attribut  kann  selbst 
wieder  zur  Repräsentation  verwendet  sein,  also  z.  B.  die  Krone  für 
den  König  oder  das  Reich.  Zweifellos  überliefert  war  die  Lilie  als 
Sinnbild  des  Rechtsfriedens  und  die  Rose  als  Symbol  des  Verschwiegen- 
heit heischenden  Gerichts;  vielleicht  hängt  die  Blumenspielerei  des 
Nikolaus  Wurm,  von  dem  Amira  selbst  hervorhebt,  daß  die  Symbolik 
fast  das  einzige  am  nationalen  Recht  war,  wofür  er  noch  Verständnis 
besaß,  gerade  mit  dem  Rosensymbol  des  Gerichts  zusammen.  Höchst 
reich  ist  die  Geberdensprache,  über  die  der  Künstler  verfügt  und  in 
der  sich  seine  Erfindungsgabe  nachweisbar  sehr  schöpferisch  erzeigte. 
Freilich  eine  ge-wisse  Handwerklichkeit  nimmt  auch  er  an.  Doch 
überwiegt  die  wahrhaft  künstlerische  Produktion,  die  selbst  bei  den 
Kopisten    nicht    versiegte,     wie    Amiras     Nachprüfung    der    einzelnen 


')  Dabei  gelangten  vielfach  künstlerische  Mittel  zur  Auwendungr, 
wie  sie  ähnlich  auch  in  der  altdeutschen  Literatur  verwandt  wurden. 
Es  sei  mir  gestattet,  bei  dieser  Gelegenheit  die  Rechtshistoriker  auf 
Friedrich  Panzers  feinsinnige  Studie  über  das  altdeutsche  Volks- 
epos Halle  1903  aufmerksam  zu  machen,  die  für  die  volkstümliche  alt- 
deutsche Epik  eine  Reihe  von  chrarakteristischen  Zügen  wie  z.  B.  das 
Typisieren  vermittelst  Variation  u.  a.  aufweist,  von  denen  der  mit  der 
Rechtsgeschichte  vertraute  Leser  alsbald  erkennt,  daß  sie  sich  ganz  so  auoh 
im  altdeutschen  Recht  wiederfinden.  Noch  ganz  anders  als  bisher  werdea 
Literatur-  und  Sprachgeschichte  einerseits  und  Rechtsgeschichte  anderer- 
seits sich  in  die  Hände  arbeiten  können  und  als  Zweige  der  einen  deutschea 
Altertumskunde  erscheinen,  wenn  erst  für  die  einzelnen  Wissensgebiete 
aus  dem  Detail  die  leitenden  Gedanken  herausgearbeitet  und  zum  Ver- 
gleich bereitgestellt   sein   werden. 
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Eilderbaudsc-hriften  auch  auf  die  künstlerische  Leistung  hin  lehrt. 
Schule  gemacht  hat  der  Illustrator  dagegen  nicht;  einige  Nachklänge, 
(isd  dann  nimmt  um  1350  diese  glanzvolle  Rechtsbilderkunst  ebenso 
ein  Ende  wie  schon  ruvor  die  Rechtsbücherliteratur,  an  die  sie  an- 
geknüpft hatt«. 

Zum  Schluß  noch  ein  Wort  über  die  Wiedergabe  der  Bilder.  In 
d«r  Dresdener  Handschrift  fehlen  zwei  Blätter;  diese  sollten  aus  de*- 
Wolfenbüttler  ergänzt  werden.  Leider  wurde  die  Versendung  der  Hand- 
schrift nicht  bewilligt,  sodafi  eine  etwelche  Ergänzung  nur  dadurch 
erreicht  werden  konnte,  daß  das  Oberlandesgericht  zu  Celle  in 
dankenswerter  Weise  die  Grupenschen  Bausen  zur  Verfügung  8t«UteT 
und  es  auf  diese  Weise  möglich  machte,  die  fehlenden  Bilder  wenigstens 
auf  3  autotypierten  Ergänzungstafeln  beizubringen.  Für  die  Dresdener 
Handschrift  wurde  als  Vervielfältigungsmethode  ein  Doppellichtdruck 
nach  orthochromatischen  Aufnahmen  gewählt,  6  Tafeln  sind  außerdem 
auch  noch  in  Farbendruck  wiedergegeben.  In  seiner  Ausgabe  und  in  der 
Zeitschrift  für  Bücherfreunde  1902/3  S.  209  ff.  hat  Amira  da.s  Verfahren 
genau  beschrieben;  er  besorgte  selbst  die  Korrektur,  so  daß  wir  ihm 
auch  die  Zuverlässigkeit  der  Reproduktion  verdanken.  Im  allgemeinen 
ist  diese  trotz  des  Wegfalls  der  Farbe-n  klar  und  verständlich  und 
leistet  dem  Benutzer  die  Dienste  de«  Originals.  Nur  hie  und  da  läßt 
ein  Gegenstand  ohne  das  Kolorit  sich  nicht  oder  nicht  sicher  deut«n. 
Hier  wird  dann  Amiras  zweiter  Band  nachzuhelfen  haben,  dem  wir 
M-hon  aus  diesem  Grunde  ein  baldiges  Erscheinen  wünschen. 

Wenig  Werke  eröffnen  so  tiefe  Einblicke  in  das  mittelalterliche 
Rechts-  und  überhaupt  Geistesleben  wie  gerade  diese  Bilder  zum 
Sachsenspiegel.  Möchten  die  in  ihnen  verborgenen  Schätze  nunmehr 
«ifrig  gehoben  werden,  vor  allem  durch  den  Herausgeber  selbst,  desseu 
schönster  Lohn  diese  Arbeit  sein  wird.  Dann  dürfte  dies  monumentale 
Werk,  das  auch  ein  wertvolles  Hülfsmittel  für  den  Unterricht  ist, 
weil  es  der  akademischen  Jugend  die  ihr  ohndies,  wenigstens  nach 
meiner  Erfahrung,  weitaus  interessanteste  Quelle  des  Sachsenspiegels 
noch  näher  bringt,  den  Anstoß  geben  zu  einer  neuen  Blüte  unserer 
reehtsgesehichtlichen  Forschung. 

Ulrich  Stutz. 


Max  Gmür,  Die  Rechtsquellen  des  Kantons  St.  Gallen. 
Erster  Teil.  Offnungen  und  Hofrechte.  Erster  Band.  Alte 
Landschaft.  Aaran  1903  H.  R.  Sauerländer  &  Cie.  XXXII 
und  702  S.  gr.  8  (Sammlung  Schweizerischer  Rechts- 
quellen 14.  Abteilung). 

Nachdem    drei    Bände   mit    Stadtrechten    vorausgegangen,    sind   e« 
diesmal   ländliche  Rechtsquellen,  die  uns  die  Kommission   für    Heraus- 
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gäbe  Schweizerischer  Rechtsquellen  in  einem  stattliohen  Bande  be- 
schCTt.  Und  zwar  stammen  sie  aus  einem  Gebiet,  das  man  nicht  nur 
mit  Fug  üüd  Recht  init  zum  klassischen  Boden  der  Weistümer  oder 
Öffnungen  rechnen  kaiin,  sondern  das  auch  dank  den  reichen  Urkunden-- 
schätzen  der  Abtei  St.  Gallen  verhältnismäßig  früh  in  das  hellste  ge-; 
f^eHichtliche  Licht  tritt.  Es  wird  nicht  viele  ländliche  Orte  geben, 
über  deren  Reehtsgeschichte  seit  dem  9.,  ja  mitunter  seit  dem  8.  Jahr- 
hundert man  so  viel  weiß,  wie  über  diese  Zuzwil,  Steinach,  Goldaeh, 
Gx)88aii,  Waldkirch.  Ein  günstiges  Geschick  wollte  es  auch,  daß  für 
diie  Arbeit  ein  Herausgeber  sich  fand,  der  außer  der  Liebe  zur  Sache, 
Ortökundie  und  allgemeinen  rechtshistorischen  Ausrüstung  die  für  die 
A*beH  erforderliche  spezielle  Orientierung  schon  mitbrachte.  Bereits 
im  Jahre  1897  hatte  Gmür  nämlich  eine  kurzgefaßte  Übersicht  der 
Röchtiqüellen  des  Kantons  St.  Gallen  bis  1798  veröffentlicht.  In  der 
Tat  gewinnt  man  aus  der  vorliegenden  Publikation  durchaus  den 
Eindruck,  daß  dieser  Herausgeber  nicht  nur  in,  sondern  auch  über  der 
Sache  steht.  Seine  Wegleitung  ist  so  sicher  und  verständig,  daß  er 
selbst  ein  klares  Bild  von  der  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung  der . 
betreffenden  Gebiete  gewonnen  haben  muß;  die  Klarheit,  die  er  dem 
Benutzer  mitteilt,  setzt  Klarheit  beim  Herausgeber  voraus.  Das  aber 
ist  das  beste,  was  zum  Lob  dieser  und  überhaupt  einer  guten  Ausgabe 
solcher  Quellen  gesagt  werden  kann,  nämlich  daß  der  nicht  orts- . 
kundige  Fachmann  sie  mit  dem  Gefühl  völliger  Sicherheit  und  dem 
Bewußtsein  benützt,  er  vermöge  diesen  Quellenkreis  für  seine  Zwecke 
voll  a,U8zu8chöpfen. 

Schon  die  Art,  wie  Gmür  seine  Ausgabe  anfaßt,  e-rweckt  Ver- 
trauen. Zunächst  skizziert  er  ganz  knapp  die  Territorialgeschichte  des 
jetzigen  Kantons  St.  Gallen  und  leitet  aus  ihr  die  Grundsätze  her,  nach 
denen  das  gesamte  sangallische  Rechtsquellenmaterial  annähernd  auf 
die  drei  Gruppen  Offnungen,  Stadtrechte,  Amts-  und  Landrechte  sich 
aufteilen  lassen  wird,  welche  das  Programm  der  Kommission  auf- 
gestellt hat;  wir  hören  bei  dieser  Gelegenheit  mit  Vergnügen,  daß 
wir  außer  drei  Bänden  Landrechten  und  Landbüchern  und  drei  Bänden 
Stadtrechten  im  ganzen  vier  Bände  ländliche  Rechtsquellen  zu  er- 
warten haben.  In  einem  besonderen  Abschnitt  über  die  Offnungen  und 
Hofrechte  der  alten  Landschaft  bekennt  er  sich  sodann  in  sehr  erfreu» 
lieber  Weise  als  ein  Rechtshistoriker,  dessen  Interesse  nicht  bei  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  Halt  macht,  und  verspricht  er  uns  die  Mitteilung 
auch  der  Quellen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts,  die  in  der  Tat  z.  T.  sehr 
lehrreich  sind.  Dann  wird  speziell  die  Rechtsgeschichte  der  Alten  Land- 
schaft auf  ihre  Ergiebigkeit  an  Quellen  geprüft;  vortrefflich  hebt  Gmür 
den  Umschwung  heraus,  der  mit  der  Aufrichtung  der  Landesherrlichkeit 
durch  Abt  Ulrich  VIII  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  in 
der  Rechtsbildung  eintrat.  Einige  Ausführungen  über  die  Quellen- 
fundorte, die  Literatur  und  die  Editionsgrundsätze  machen  den  Beschluß 
dieser  durchaus  sachgemäßen  Einleitung. 
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Für  die  Herstellung  der  Ausgabe  selbst  lag  Gmür  das  Muster 
„Die  Rechtsquellen  von  Höngg"  vor,  das  ich  1897  für  die  Kommission 
und  ihre  Hülfsarbeiter  verfaßt  hatte.  Mit  Absicht  hatte  ich  damals 
ein  Dorf  mit  besonders  gut  erhaltener,  reicher  Überlieferung  gewählt 
und  dessen  Quellen  sehr  vollständig  wiedergegeben,  im  Text  wie  im 
Apparat.  Man  konnte  nicht  nur  mit  rechtshistorisch  wohlgeschulten 
Mitarbeitern  rechnen  und  mußte  deshalb  auf  alle«  aufmerksam  machen, 
was  rechtsgeschichtlich  von  Wichtigkeit  sein  konnte  und  zu  berück- 
sichtigen war.  Dafür,  daß  im  einzelnen  Fall  die  Vorlage  eine  dem 
betreffenden  Stoff  angepaßte  Umgestaltung  erfahre,  sollte,  wenn  es 
der  Mitarbeiter  nicht  tat,  die  Kommission  sorgen.  Insbesondere  war 
gar  nicht  daran  zu  denken,  daß  sämtliche  Quellen  in  der  Vollständig- 
keit und  Ausführliclikeit  publiziert  werden  könnten,  wie  sie  in  der 
Probearbeit  für  das  eine  Höngg  erreicht  wurde;  verschiedene  Redak- 
tionen einer  Öffnung  zu  drucken,  sollte  z.  B.  nur  in  selteiien  Ausnahme- 
fällen unternommen  werden,  in  denen  die  späteren  Änderungen  be- 
sonders interessant  erschienen.  Gmür  hat  die  „Rechtsquellen  von 
Höngg",  wie  er  selbst  angibt,  wirklich  zum  Muster  genommen.  Auf 
ihr  Vorbild  geht  namentlich  die  Zusammenstellung  der  Regesten  von 
den  rechtsgeschichtlich  wichtigen  Urkunden  eines  jeden  Rechtsgebiets 
zurück,  die  er  jeweilen  vorausschickt;  man  urteile  nunmehr,  ob  durch 
diese  Zugabe  die  nachfolgenden  Rechtsquellen  nicht  in  ein  weit  helleres 
Licht  gerückt  werden.  Freilich  ist  dabei  zu  bedenken,  daß  durch  den 
Reichtum  an  Urkunden  und  vor  allem  durch  deren  von  Hermann 
W  a  r  t  m  a  n  n  so  meisterhaft  besorgte  Publikation  d&m  Herausgeber 
dieser  Teil  der  Aufgabe  im  vorliegenden  Fall  außerordentlich  erleichtert 
wurde.  Aber  auch  sonst  erweist  Gmür  sich  in  dieser  Ausgabe  als  ein 
Benutzer  der  Vorlage  dcT  Höngger  Rechtsquellen,  wie  man  sich  ihn  gar 
nicht  verständnisvoller  und  selbständiger  wünschen  kann.  Mit  seinen 
Reduktionen  wird  jedermann  einverstanden  sein.  Aber  auch  seine 
Zutaten  verdienen  vollen  Beifall.  Der  Landschaft  und  dem  einzelnen 
Amt  schickt  er  in  zwei  bis  drei  Sätzen  eine  Orientierung  voraus, 
in  der  man  über  die  Abgrenzung  sowie  die  Verfassung  und  Ver- 
waltung kurz  Auskunft  erhält.  Ebenso  gehen  in  der  Einleitung  zum 
einzelnen  Rechtsgebiet  historisch-geographische  Ausführungen  den 
Regesten  voran,  und  folgt  eine  kurze  Notiz  über  die  Quellenfund- 
orte ihnen  nach;  ich  verweise,  namentlich  für  das  historisch-geogra- 
phische Vorwort,  auf  die  Einleitung  zu  den  Quellen  des  bekannten 
Freigerichts  Thurlinden.  Dadurch  und  durch  das  sehr  ausführliche  und 
sorgfältige  Register  wurde  der  Apparat  stark  entlastet;  er  tritt  wenig 
hervor,  gibt  aber  alle  für  den  nicht  lokalkundigen  Weistümerkenner 
erforderliche  Auskunft. 

Sehr  viele  von  den  hier  gedruckten  Quellen  sind  schon  bei  Grimm 
und  anderswo  erschienen.  Daß  sie  in  der  neuen  Ausgabe,  an  der 
übrigens  auch  die  Ausstattung  angenehm  auffällt,  ein  ganz  andere» 
Gesicht  bekommen   haben,   beweist   am    besten,    wie  verdienstlich    diese 
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ist,  und  daß  Mühe  und  Kosten  nicht  umsonst  aufgewendet  wurden. 
Wir  können  im  Interesse  der  Germanistik  überhaupt  nur  wünschen, 
daß  St.  Gallen,  nicht  bloß  durch  die  Größe  seiner  Vergangenheit  be- 
rühmt, sondern  von  jeher  auch  im  glücklichen  Besitz  ausgezeichneter 
Bearbeiter  seiner  Geschichte,  weiterhin  auf  diese  Weise  seine  Rechtn- 
quellen  veröffentlicht  und  schließlich  wohl  auch  seine  Rechtsgeschichte 
geschrieben  erhalte. 

U  1  r  i  c  li   Stutz. 


Wilhelm  Fabricius,  Kirchliche  Organisation  und  Ver- 
teilung der  Konfessionen  im  Bereich  der  heutigen  Rhein- 
provinz, 4  Karten  im  Maßstab  von  1 :  250  000  Bonn, 
H.  Behrendt  1903  (Geschichtlicher  Atlas  der  Rheinprovinz, 
herausgegeben  im  Auftrag  des  Provinzialverbands  von 
der  Gesellschaft  für  rheinische  Geschichtskunde). 

Hermann  Forst,  Das  Fürstentum  Prüm.  XIX  und  144  S.  8. 
Mit  3  Karten,  Bonn,  H.  Behrendt  1903  (Erläuterungen 
zum  Geschichtlichen  Atlas  der  Rheinprovinz  4.  Bd. 
Publikationen  der  Gesellschaft  für  rheinische  Geschichts- 
kunde XII.). 

Hermann  Flamm,  Geschichtliche  Ortsbeschreibung  der 
Stadt  Freiburg  i.  Br.  2.  Bd.  Häuserstand  1400— 180G 
XLVI  und  418  S.  mit  einer  Karte  8,  Freiburg  i.  Br. 
Fr.  Wagner  1903  (Veröffentlichungen  aus  dem  Archiv  der 
Stadt  Freiburg  i.  Br.   4.  Teil). 

K.  Haff,  Geschichte  einer  ostalamannischen  Gemeinlando- 
verfassung  unter  Berücksichtigung  bajuvari scher  Weis- 
tümer  Tirols,  Oberbayerns  und  Salzburgs  VI  und  86  S.  8, 
Augsburg,  Himmer  1902. 

Von  den  vier  Veröffentlichungen  zur  territorialen  Rechtsgeschichte, 
auf  die  ich  hier  kurz  verweisen  möchte,  ist  die  erste  die  weitaus 
wichtigste. 

Wilhelm  Fabricius,  von  dessen  verdienstvollen  Leistungen  für  die 
historische  Geographie  Nordwest-Deutschlands  wir  schon  mehrmals  zu 
berichten  Gelegenheit  hatten,  hat  mit  der  vorliegenden  Karte  in  müh- 
samer, entsagungsvoller  Arbeit  auf  dem  genannten  Gebiet  ein  neues 
Verdienst  sich  erworben.  Auf  4  Blättern  bringt  er  den  Stand  der 
Konfessionen  zur  Darstellung,  wie  er  nach  dem  Ableben  des  Herzog.i 
Johann  Wilhelm  von  Jülich-Kleve-Berg  und  vor  dem  Ausbruch  des 
dreißigjährigen  Krieges  bestanden  hat.  Eine  geschickte  Farbenwahl  hat 
ihm  aber  auch  gestattet,  die  seit  der  Einführung  der  Reformation  voran- 
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gegangenen  Änderungen  und  die  nachfolgenden  anzubringen,  ohne  daß 
die  Klarheit  und  Übersichtlichkeit  des  Bildes  darunter  gelitten  hätte. 
Auch  die  Bistümer,  die  katholischen  Landkapitel,  die  lutherischen  Sy- 
noden und  die  re-formierten  Klassen  gelangen  zur  Darstellung.  Selbst 
die  Simultanverhältnisse,  insbesondere  die  seit  1680  von  Ludwig  XIV. 
eingeführten,  sind  sorgsam  verzeichnet.  Ja  sogar  die  reformierten 
Kreuzgemeinden  findet  man  eingetragen.  Dazu  kommen  erwünschte 
Beigaben  am  Rande:  eine  Übersichtskarte  der  lutherischen  Diözesen, 
eine  ebensolche  der  katholischen,  eine  Übersicht  der  reformierten 
Synoden,  ein  Plan  von  Trier  und  ein  solcher  von  Köln  mit  ihren 
Kirchen,  Klöstern  und  Kapeilen.  Das  Werk  ist  natürlich  in  erster 
Linie  für  die  kirchliche  Rechtsgeschichte  von  Bedeutung;  wird  es,  wie 
zu  hoflFen  steht,  für  die  übrigen  Teile  Deutschlands  nachgeahmt,  so 
würden  Gesamtübersichten,  wie  sie  z.  B.  Karl  Müller  im  zweiten 
Band  seiner  Kirchengeschichte  versucht  hat,  weit  eher  möglich  und 
weniger  mühsam  werde-n.  Bei  dem  engen  Zusammenhang,  in  dem 
Territorial-  und  Konfessionsverhältnisse  damals  standen,  ist  aber  die 
Karte  auch  für  die  weltliche  Rechtsgeschichte  von  größter  Wichtigkeit 
und  ein  willkommenes  Hülfsmittel  zum  Studium  besonders  der  rheini- 
schen Verfassungsgeschichte. 

Mit  der  historisch-geographischen  Beschreibung  des  Fürstentums 
Prüm  setzt  Forst  die  s.  Z.  von  Fabricius  für  das  Hochgericht  Rhaunen 
(vgl.  diese  Zeitschrift  XXII  1901  S.  451  f )  begonnenen  Erläuterungen 
zum  geschichtlichen  Atlas  der  Rheinprovinz  fort.  Dies  Fürstentum, 
das  Forst  mit  dem  Amt  Prüm  identifiziert,  ist  nach  ihm  hervor- 
gegangen aus  dem  816  abgegrenzten  Bannforst  und  dem  infolge  des 
Pippinischen  Immunitätsprivilegs  von  762  eximierten  Charosgau.  Doch 
nicht  ohne  Abzug;  die  Vögte  der  Abtei  hatten  sich  mit  einem  Teil  des 
Gaus  abfinden  lassen,  woraus  die  Herrschaft  Schönecken  hervorging.  Das 
Fürstentum  existierte  übrigerus  bloß  nach  der  Reichsverfassung,  wonach 
es  dem  Erzbischof  von  Trier  eine  Stimme  im  Reichsfürstenrate  gab, 
bis  zum  Jahre  1801;  seit  1576  bildete  es  in  Wahrheit  nur  eine  be- 
sonders verwaltete  und  auch  als  eigenes  Rechtsgebiet  in  Betracht  kom- 
mende kurtrierische  Domäne,  die  nach  1716  sogar  dieser  beschränkten 
Selbständigkeit  größtenteils  verlustig  ging.  Aber  ein  hochinteressanter 
historischer  Boden  war  dies  Ländchen  mit  der  Kleinstadt  Prüm,  den 
15  Schultheißereien,  dem  daunischen  Hof  und  den  6  Zennereien.  Und 
alt  sind  die  Quellen,  die  darüber  Auskunft  geben;  außer  Ludwigs  des 
Frommen  Bannforsturkunde  kommt  namentlich  das  von  Exabt  Cae- 
sarius  von  Heisterbach  1216 — 1222  abgeschriebene  und  mit  Bemerkun- 
gen versehene  bekannte  Urbar  von  793  in  Betracht  nebst  Urkunden,  die, 
z.  B.  über  den  Hof  Rommersheim,  bereits  seit  dem  8.  Jahrhundert  Aus- 
kunft geben.  Schon  Lamprecht  in  seinem  Deutschen  Wirtschafts- 
leben u.  A.  vor  ihm  haben  sich  literarisch  mit  ihm  befaßt.  Doch  gibt  die 
Monographie  Forsts  ein  darüber  hinausgehendes  detailliertes  und  doch 
auch  wieder  abgerundetes  Bild,  das  höchst  dankenswert  ist.  Von  den 
Karten  hebe  ich  namentlich  die  erste,  den  Baunforst    samt  Charosgau 

27* 
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rekonstruierende  hervor,  von  den  Exkursen  da-s  berichtigte  Verzeich- 
nis der  Äbte  von  Prüm.  Die  Beilagen  bringen  eine  Anzahl  inter- 
essanter Bannforstbeschreibungen.  Wer  wie  der  Referent  das  brauch- 
bare kleine  Buch  namentlich  zu  dem  Zwecke  der  Orientierung  beim 
Gebrauch  des  Prümer  Urbars  und  der  Prümer  Urkunden  zu  benutzen 
gedenkt,  vermißt  schmerzlich  ein  Register.  Das  Hochgericht  Rhaunen 
von  Fabricius  ermangelt  eines  solchen  allerdings  auch.  Es  ist  also 
wohl  durch  den  Plan  ausgeschlossen  oder  für  später  zu  mehreren 
Bänden  vorbehalten. 

Die  geschichtliche  Ortsbeschreibung  der  Stadt  Freiburg,  deren  erster, 
von  Poinsignon  bearbeiteter  Teil  1891  erschien,  wird  rechtsgeschicht- 
liches Hülfsmittel  erst  in  Verbindung  mit  der  von  der  Badischen  histo- 
rischen Kommission  zu  bewerkstelligenden  vollständigen  Veröffent- 
lichung des  Freiburger  Stadtrechtes  werden.  Ich  glaube  auch  nur  des- 
halb die  Rechtshistoriker  auf  ihren  zweiten  Teil  aufmerksam  machen  zu 
sollen,  weil  der  Bearbeiter  Flamm  ihm  eine  Einleitung  vorangeschickt 
hat,  worin  er  über  die  Quellen  der  Freiburger  Häusergeschichte  und 
über  das  sog.  Herrschaftsrecht  sich  verbreitet.  Als  Quellen  kommen  zu- 
nächst die  Fertigungsprotokolle  in  Betracht,  die  auf  Grund  von  Original- 
ausfertigungen auf  einzelnen  Zetteln  erst  hinterher,  nicht  nach  dem 
System  der  Realfolien  und  auch  nicht  nach  dem  der  Personalfolien, 
sondern  ganz  unübersichtlich  in  mehr  oder  weniger  chronologischer 
Ordnung  angelegt  wurden.  Zum  Eintrag  gelangten  aber  in  älterer 
Zeit  bloß  die  Zwangsverkäufe,  die  Frönungen;  erst  seit  der  Stadt- 
rechtsreformation des  Zasius,  auf  deren  grundlegende  Bedeutung  für 
diese  Materie  aufmerksam  gemacht  zu  haben  Flamms  Verdienst  ist, 
führte  jede,  auch  die  freiwillige,  rechtsgeschäftliche  Grundstücksüber- 
eignung oder  -belastung  zu  einem  Eintrag  nach  vorangegangener  ge- 
richtlicher Auflassung.  Nach  Häuservierecken  und  Straßen  angelegt 
und  dem  heutigen  Realfoliensystem  angenähert  sind  die  Herrschafts- 
rechtbücher, deren  drei  ersterhaltene  (von  verlorenen  hört  man  schon 
seit  1327)  Flamm  nach  scharfsinniger  und  umsichtiger  Untersuchung 
von  1473 — 1504,  1508—1526  und  1527—1572  in  Gebrauch  sein  und  auf 
die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  sich  beziehen  läßt.  Das  Herrschaftsrecht 
selbst  war  die  in  der  Einleitung  zum  Stadtrecht  von  1120  (K  e  u  t  g  e  n  , 
Urkunden  zur  städtischen  Verfassungsgeschichte,  Berlin  1901  S.  117) 
erwähnte  von  den  einzelnen  Hofstätten  zu  entrichtende  Abgabe,  von  der 
gesagt  wird:  unicuique  mercatori  hareara  in  constituto  foro  [ad]  domos 
in  proprium  ins  edificandas  distribui  atque  de  unaquaque  harea  solidum 
publice  monete  mihi  et  posteris  meis  pro  censu  annuatim  in  festo  beati 
Martini  persolvendo  disposui.  Gezahlt  wurde  die  Abgabe  von  der  ganzen 
Altstadt  und  den  Vorstädten,  nicht  von  der  Lehnervorstadt,  die  „in 
des  Kuniges  zinsun  gegen  Geringen"  (Zähringer  Burg)  war,  auch 
nicht  von  einem  Teil  der  Schneckenvorstadt  vor  dem  Martinstor  (ver- 
mutlich noch  längere  Zeit  herrschaftlicher  Eigenbesitz),  wohl  aber  nach 
einer  Andeutung  von  der  Wiehre  jenseits  der  Dreisam.  Auch  das  Rat- 
haus   und    die    übrigen    städtischen    Gebäude    zahlten    Herrschafts  recht; 
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frei  war  die  Kirche,  doch  nicht  die  spätere  Münsterfabrik,  nicht  der 
Pfarrherr,  die  Münsterstiftungen  und  die  Klöster.  Bedeutend  war  die 
Abgabe  nie;  deshalb  fanden  auch,  trotzdem  sie  schon  bald  nach  dem 
Aussterben  der  Zähringer  unter  der  Herrschaft  der  Freiburger  Grafen 
als  ablösbare  Gült  erscheint,  Ablösungen  nur  selten  statt.  Verpfändet 
wurde  sie  ebendeshalb  erst  1375,  als  es  nach  dem  1368  erfolgten 
Anfall  der  Stadt  an  das  Haus  Habsburg-Österreich  sonst  fast  nichts 
mehr  zu  verpfänden  gab.  Und  nur  weil  die  Weiterverpfändung  durch 
die  Pfandherren  Schnewlin-Landeck,  die  allerdings  meist  an  Mitglieder 
dieser  Familie  erfolgte,  zu  vielfachen  Scherereien  führte,  trachtete  die 
Stadt  seit  1537  darnach,  das  Herrschaftsrecht  in  eigene  Verwaltung 
und  Nutzung  zu  bekommen.  1563  hatte  sie  Erfolg  und  erwarb  sie 
selbst  die  Pfandschaft,  Wiedereinlösung  um  2500  fl.  von  selten  der 
Herrschaft  Österreich  vorbehalten.  1793/4  wurde  die  Abgabe  zum  letzten 
Male  eingezogen,  wie  Flamm  am  Schluß  seiner  dankenswerten  Unter- 
suchung feststellt. 

In  der  an  letzter  Stelle  genannten  Schrift  schildert  ein  aus 
Pfronten  im  bayrischen  Allgäu  stammender  junger  Gelehrter  die  Ge- 
schicke und  die  rechtliche  Struktur  der  noch  heute  in  seiner  Heimat 
bestehenden  gemeinen  Mark  und  der  von  ihr  umschlossenen,  im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  allerdings  meist  aufgeteilten  Dorfallmenden.i) 
Seine  Arbeit  verleugnet  den  Charakter  einer  Erstlingsuntersucliung 
nicht  und  lehnt  sich  vielfach  an  Baumann  und  Ernst  Mayer  an. 
Aber  man  liest  sie  mit  Interesse  und  Freude  an  dem  Verständnis,  das 
der  Verfasser  an  der  Eigenart  der  heimischen  Wirtschafts-  und  Dorf- 
verfassung hat,  und  man  gewinnt  dank  der  gründlichen  Kenntnis,  die 
er  von  allen  Einzelheiten,  z.  B.  der  allgäuischen  Egartenwirtschaft  oder 
des  Rodungs-  und  Zaunrechtes  besitzt,  ein  anschauliches  Bild  vom  Ver- 
hältnis der  gemeinen  zu  der  Dorfmark  und  von  der  Verwaltung  und 
Nutzung  beider.  Es  wäre  zu  wünschen,  daß  solche  Untersuchungen 
öfters  veranstaltet  würden.  Da,  wo  die  Weistümer  anders  als  für 
Pfronten  noch  nicht  gedruckt  sind,  könnten  sie  jungen  Leuten  zugleich 
Gelegenheit  geten,  je  eine  Weistümergruppe  zur  Edition  vorzubereiten 
und  anderseits  das  Ergebnis  ihrer  Arbeit  für  eine  Dissertation  oder 
sonstige  wissenschaftliche  Studie  fruchtbar  zu  machen.  Leicht  sind 
solche  Untersuchungen  nicht.  Wie  die  erfolgreiche  Bewältigung  schwie- 
riger praktischer  Rethtsfälle  gründliche  Kenntnis  des  geltenden  Rechts 
sowie  eine  gewisse  Selbständigkeit  voraussetzt,  so  erfordert  auch  die 
Behandlung  eines  solchen  rechtshistorischen  Einzelfalles  sichere  Be- 
herrschung der  Rechtsgeschichte  überhaupt  und  eigenes  Denken.  Gerade 
deshalb  ist  dabei  für  den  Anfänger  besonders  viel  zu  lernen,  ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  auch  der  bewährte  Forscher  immer  wieder  dazu  ge- 


')  Die  „Pfarrgemeinde",  wie  die  gemeine  Mark  helBt,  umfaßt  noch 
heute  13  Dörfer,  alle  Pfronten  (z.  B.  Pfronten-Steinach)  zubenannt,  und  hat 
Wald  und  Alpen  im  Flächeninhalt  von  3210  ha.  während  die  Dorfschafis- 
wälder  und  -weiden  in  ihrem  Innern  nur  1290  ha  umfassen. 
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trieben  wird,  auf  begrenztem  und  de«halb  mit  völliger  Sicherheit  über- 
sehbarem Gebiet  festen  Grund  und  Boden  zu  suchen.  Für  die  Privat- 
rechtsgeschichte kann  davon  noch  eher  abgesehen  we-rden.  Aber  Liebe 
und  Arbeit  des  Verfassungshistorikers  sind,  zumal  für  das  Mittelalter 
und  die  Neuzeit,  mit  Notwendigkeit  zwischen  allgemeiner  und  örtlicher 
Forschung  geteilt. 

Ulrich  Stutz. 


Hansv.  Voltelini,  Die  ältesten  Statuten  von Trient,  187 S. 
8".  Wien,  Carl  Gerold  1902  (Separatabdruck  aus  dem 
Archiv  für  österreichische  Geschichte  XCII  S.  83  ff.). 

Im  26.  Band  des  Archivs  für  österreichische  Geschichtsquellen  hatte 
Tomaschek  Statuten  der  Stadt  und  des  Bistums  Trient  in  einer 
deutschen  Fassung  veröffentlicht,  die  seither  der  Gegenstand  lebhafter 
Erörterungen  waren  insbesondere  durch  die  Trienter  Gelehrten  B  a  r  - 
tolomeo  Malfatti  (Degli  idiomi  parlati  anticamente  nel  Trentino, 
Giornale  di  filologia  romanza  Nr.  2)  und  Desiderio  Reich  (Del  piO 
antico  Statuto  della  cittä  di  Trento,  Gymnasialprogramm  1888/9  und 
Nuovi  contributi  per  lo  Statuto  di  Trento  ecc,  Trento  1892).  Schon  in 
seinem  Beitrag  „Zur  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  im  Tirol" 
Festgaben  für  Büdinger  (S. — A.  S.  4  N.  3)  und  in  seinen  Südtiroler 
Notariatsinbreviaturen  I  (Acta  Tirol.  II  Innsbruck  1899)  S.  XXXIII 
N.  5  hatte  Voltelini  angedeutet,  daß  auch  er  im  Gegensatz  zu  Toma- 
schek die  von  diesem  publizierte  Fassung  nicht  für  das  Original  sondern 
für  eine  Übersetzung  halte.  Hierfür  erbringt  er  nunmehr  in  de-r  vor- 
liegenden Abhandlung  den  —  sagen  wir  es  gleich  —  völlig  durchschlagen- 
den Beweis,  indem  er  zugleich  die  Entstehungsgeschichte  des  leider  ver- 
lorenen Originals  aufzuhellen  sucht,  wobei  er  die  Forschung  ein  erheb- 
liches Stück  über  den  von  den  Trienter  Gelehrten  erreichten  Stand 
hinaus  fördert. 

1463  gab  der  bischöflich  tridentinische  Hauptmann  des  Schlosses 
Nomi  (am  rechten  Etschufer  unterhalb  Calicano)  Heinrich  Stang  dem 
Famulus  Heinrich  Langenbach  den  Auftrag,  die  Statuten,  von  denen 
Voltelini  jetzt  noch  eine  zweite  Handschrift  zum  Vergleich  heranzieht, 
für  ihn  abzuschreiben,  sodaß  also  auch  das  Tomascheksche  Exemplar 
nicht  in  Novo  Castro  und  im  14.  Jahrhundert  entstand,  wie  Tomaschek 
infolge  irriger  Lesung  und  verfehlter  Ergänzung  der  Jahrzahl  63  an- 
nahm. Aus  einer  Trienter  Urkunde  von  1275,  wonach  dem  Volk  zu 
Trie-nt  ein  capitulum  der  Statuten  literaliter  et  vulgariter  vorgelesen 
worden  war,  darf,  abgesehen  davon,  daß  die  Beziehung  zu  den  Statuten 
sehr  fraglich  ist,  weder  mit  Tomaschek  auf  einen  deutschen  Urtext 
geschlossen  werden  noch  etwa  auf  einen  italienischen.  Der  Urtext 
kann  nur  lateinisch  gewesen  sein.  Als  eine  rohe,  plumpe  Übersetzung 
aus  dem  Lateinischen  entpuppen  sich  denn  auch  die  deutschen  Trienter 
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!:^tatuten,  sowie  man  sie,  was  Volt«lini  «uerst  tut,  mit  den  Statuten 
fusammenhält,  die  1425  für  das  venezianisch  gewordene  Rovereto  in 
Gestalt  einer  Neuredaktion  der  alten  Trienter  Statuten  hergestellt 
wurden.  Voltelini  hat  eine  solche  Fülle  von  Beweisen  für  die  übrigens 
auch  schon  von  Malfatti,  wenn  schon  lange  nicht  so  klipp  und  klar 
darg€«tane  Übersetzung  aus  dem  Latein  erbracht,  daß  man  ihn  un- 
nötiger Häufung  zeihen  müßte,  hätte  er  nicht  die  Gelegenheit  benutzt, 
zahlreiche  Bemerkungen  von  sachlichem  Wert  anzubringen.  Oder  be- 
darf es  noch  vieler  Beweise,  wenn  der  Verfasser  der  deutschen  Redaktion 
jMis  dem  Verbot:  Holz  zu  führen  abAquaviva  supe^'ius  versus  Tridentum 
macht  „auf  den  rinnenden  wassern  ob  Trient",  oder  wenn  durch  ihn 
der  Satz:  Quod  in  appellatione  majsculi  etiam  foeminae  contineautur 
d.  h.  unter  der  Bezeichnung  Mann  sollen  die  Weiber  mitverstanden 
werden  (als  ob  es  farblos  Mensch  hieße)  wird  zu:  „Das  das  geding 
dos,  weibs  und  mans  sol  gehalten  werden"?  Aber  aus  was  für  einem 
Statut  wurde  diese  deutsche  Fassung  übersetzt?  Cresseri,  Gar, 
Malfatti  meinten  aus  einem  verlorenen  des  13.  oder  14.  Jahrhunderts, 
Reich  läßt  sie  aus  einer  Kompilation  der  ältesten  erhaltenen  lat^ini- 
'<hen  Trienter  Statuten,  der  sog.  Alexandrinischen  von  1425,  entstanden 
^ein,  und  hält  ein  übrigens  ganz  willkürlich  angenommenes  ältestes 
^tatuto  nero  für  verloren.  Demgegenüber  weist  Voltelini,  eben  indem  er 
die  Statuten  von  Rovereto  zu  Ehren  bringt,  völlig  überzeugend  nach, 
daß  die  deutsche  und  die  Roveretane-r  Fassung  mittelbar  auf  einen 
Archetypus  zurückgehen,  dem  die  Fassung  von  Rovereto  sehr  nahe  steht. 
Und  dies  Ergebnis  bestätigt  einerseits  das  älteste  Statut  der  Trienter 
Sindici,  d.  h.  der  von  Fall  zu  Fall  ernannten  Gemeindesachwalter,  mit 
denen  sich  die  Kommune  Trient  begnügen  mußte,  nachdem  sie  unter 
Friedrich  Barbarossa  die  Konsulatsverfassung  eingebüßt  hatte;  das 
^Tatut  der  Syndiker  enthält  nämlich  mehrere  Bestimmungen  der  Trien- 
:•  r  Statuten,  keine,  die  nicht  in  der  deutschen  Fassung  und  derjenigen 
von  Rovereto  sich  fänden,  eine  ganze  Anzahl,  die  enge  an  die  Rovere- 
taner  sich  anlehnen.  Anderseits  lehrt  auch  die  gelegentliche  Erwäh- 
nung in  anderen  Que41en,  daß  es  im  14.  Jahrhundert  keinen  anderen 
Text  der  Trienter  Statuten  gab  als  den  im  wesentlichen  im  Statut  von 
Hovereto  erhaltenen.  Deutsche  und  Roveretaner  Fassung  zerfallen  aber 
zwei  Teile,  in  die  sog.  alten  und  die  neuen  Statuten.  Die  letztern 
gingen  nach  Angabe  der  Publikationsformel  unter  Bischof  Nikolaus, 
wahrscheinlich  zwischen  1340  und  1343;  sie  stellen  sieh  als  ein  besonders 
für  den  Zivilprozeß  höchst  wichtiges  Gesetz  dar  (Vereinfachung  der 
Ladung,  Arrestprozeß,  schriftliches  und  summarisches  Verfahren).  Die 
älteren  Statuten  läßt  VolteJini  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  nach 
1290,  genauer  zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  entstehen,  aber  auf  Grund 
älterer   Rechtsaufzeichnungen   und   Gesetze. 

Mit    den   späteren   Umgestaltungen    der   Statuten    von    Trient    be- 
ut .sich   der   Schluß  der   Untersuchung   Voltelinis.     Nachdem   Bischof 
eorg  den  Trientern  am  28.  Februar    1407   nach   siegreichem   Aufstand 
;.egen  seine  Beamten   ein   wichtiges  Privileg  hatte  erteilen  müssen,  das 
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ihnen  unter  anderm  das  Recht  der  freien  Ratswahl  zubilligte  und  einen 
gleichfalls  gewählten  Bürgermeister,  nachdem  dann  aber  das  Amt  des 
letzteren  wieder  beseitigt  worden  war,  indes  die  Wahl  des  bischöflichen 
Vikars,  des  erstinstanzlichen  Richters  in  Zivil-  und  Strafsachen,  den 
Bürgern  blieb,  machte  sich  das  Bedürfnis  nach  einer  Neuredaktion 
geltend,  die  1425  vom  Bischof  Alexander  von  Massovien  bestätigt  wurde 
(Alexandrinische  Statuten).  Während  das  frühere  Statut  nur  die  Vicen- 
tiner  Statuten  benutzt  hatte,  macht  sich  in  dieser  Neuredaktion,  deren 
Inhalt  Voltelini  eingehend  bespricht,  auch  der  Einfluß  derjenigen  von 
Verona  und  gewisser  z.  Z.  allerdings  noch  nicht  nachweisbarer  lom- 
bardischer Quellen  bemerkbar.  Doch  blieb  man  dabei  nicht  stehen. 
Die  Handwerker  und  die  Deutschen  drängten  auf  Mitbeteiligung  an 
dem  bis  dahin  lediglich  den  Geschlechtern  zustehenden  Regiment. 
Es  wurden  heftige  Klagen  laut,  die  nebst  älteren  Urkunden  z.  T. 
im  Anhang  abgedruckt  sind.  Doch  hat  Bischof  Ulrich  III.,  der  Bruder 
des  Landsknechtführers  Georg  von  Frundsberg,  in  den  Zusätzen  zu  den 
Alexandrinischen  Statuten,  die  mit  diesen  zusammen  die  sog.  Udal- 
ricianischen  von  1491  bildeten,  weder  eine  Ratserweiterung  und  die 
direkte  Ratswahl  durch  die  Nationen  bezw.  Gemeinden  noch  den 
Bürgermeister  bewilligt,  vielmehr  auf  die  Verschärfung  der  über  den 
Rat  geübten  Kontrolle  sich  beschränkt.  Die  Maßregel  erwies  sich 
politisch  und  gesetzgeberisch  als  Halbheit;  schon  24  Jahre  später 
unter  Bischof  Bernhard  v.  Cles  wurden  die  stark  erweiterten,  vojr. 
Bauernkrieg  mit  beeinflußten  Cles'schen  Statuten  von  1527  durch  die 
Konsuln  selbst  zusammengestellt;  sie  galten  bis  zur  Säkularisation 
von  1803.  Eine  Vergleichstabelle  zwischen  den  Trienter,  Roveretaner 
und  Syndiker  Statuten  einserseits  und  den  Alexandrinischen,  Roveretaner, 
Uldalricianischen  und  Cle«'schen  anderseits  beschließt  Voltelinis  Ab- 
handlung, die  für  die  Quellen-,  aber  auch  für  die  materielle  Rechts- 
geschichte  Südtirols  und  Oberitaliens  überaus  lehrreich  und  ergiebig  ist. 

Ulrich  Stutz. 


Paul  Viollet,  Histoire  des  institutions  politiques  et  ad- 
ministratives de  la  France,  3  vol.  VIII  et  468,  470,  601  p. 
Paris,  Larose  et  Forcel  1890—1903. 

Selten  genug  kommt  der  Berichterstatter  in  den  Fall,  die  Voll- 
endung größerer,  zusammenfassender  Darstellungen  anzeigen  zu  können. 
Mit  um  so  lebhafterer  Freude  begrüßt  er  den  Abschluß  dieser  Ge- 
schichte der  Verfassung  und  Verwaltung  Frankreichs  im  Mittelalter, 
die  der  vielverdiente  Bibliothekar  der  Pariser  Juristenfakultät  und 
Professor  für  bürgerliches  und  kirchliches  Recht  an  der  ficole  des 
chartes  vor  mehr  als  anderthalb  Jahrzehnten  begonnen  und  seit  1890 
mit  seltener  Regelmäßigkeit  und  einer  bis  zur  letzten  Seite  durch- 
geführten   Gleichmäßigkeit    veröffentlicht    hat.     Das    Buch    hat    längst 
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seinen  festen  Platz  in  der  Literatur,  und  sein  Charakter  ist  bekannt. 
Niemand  von  uns  greift  zu  ihm,  um  ein  juristisch  scharf  gefaßtes 
und  konstruiertes  Bild  seines  Gegenstands  zu  suchen;  die  historisch- 
politisclie  Betrachtung,  die  schlichte  Feststellung  dessen,  was  ohne 
eigentlich  rechtshistorische  Bearbeitung  aus  den  Quellen  sich  ergibt, 
jsteht  bei  ihm  im  Vordergrund.  Und  niemand  erwartet  von  diesem 
Buche  blendende,  neue  Ergebnisse;  zweifellos  fördert  es  nicht  selten 
Einzelfrag€-n,  aber  im  ganzen  ist  es  zu  vorsichtig  und  nüchtern,  um^ 
neue  Gedanken  in  die  Diskussion  zu  werfen  und  machtvoll  durch- 
zukämpfen. Auch  im  neuesten  Band,  der  die  wichtigen  Materien  des 
Städte-  und  Zunftwesens,  der  Reichs-  und  Provinzialstände,  des  könig- 
lichen Beamtentums  und  der  Parlamente,  der  Rechnungshöfe  und  de» 
Finanzwesens  behandelt,  tut  es  dies  nicht.  Fast  möchte  man  meinen, 
die  seltene  Belesenheit  des  Verfassers  auch  in  der  ausländischen  Lite- 
ratur sei  die  Ursache;  die  Bibliographien,  die  er  gibt,  verraten  in  der 
Tat  überall  den  kundigen  Bibliothekar,  die  zahlreichen  Noten  den  sorg- 
fältigen Leser.  Jedoch  trotz  alledem  ist  Viollet  im  Gegensatz  zu  ge- 
wissen Andern,  die  gerade  über  französische  Verfassungsgeschichte 
dickleibige  Kompilationen  geschrieben  haben,  durchaus  selbständig; 
er  kennt  die  Quellen  aus  eigener  Anschauung,  und  man  kann  sich  auf 
ihn  verlassen.  In  einer  gewissen  ängstlichen  Zurückhaltung,  die  lieber 
mit  einem  Zuwenig,  das  handgreiflich  ist,  sich  begnügt,  als  die  volle, 
durch  juristische  Bearbeitung  der  Quellen  zu  erreichende  Wirklichkeit, 
selbst  auf  die  Gefahr  eines  eigentlichen  Irrtums  hin,  anzustreben,  darin 
liegt  eben  die  Eigenart  von  Viollet.  Le  style  c'est  Thomme;  Violleta 
Sprache  ist  nicht  anders:  einfach  und  präzis,  fast  jeden  Schmucks 
und  jedes  kühnen,  hinreißenden  Schwungs  bar.  Doch  hin  und  wieder 
wird  der  Mensch  über  den  Schriftsteller  Meister;  entwede-r  es  fällt 
eine  die  Gegenwart  scharf  treffende  Seitenbemerkung  ab,  oder  es  bricht 
ein  gewisser  trockecer  Humor  durch  wie  z.  B.  anläßlich  der  Fest- 
stellung, daß  die  mittelalterlichen  Gilden  gleich  den  römischen 
Kollegien  gemeinschaftliche  Gelage  gekannt  hätten,  wozu  Viollet 
meint:  Festoyer  est  tout  aussi  romain  que  germanique.  Gerade  so 
auch  in  der  Sache;  man  täusche  sich  nicht:  Viollet  ist  viel  kennt ni.s- 
reicher  und  unbefangener  als  mancher  Andere,  aber  eine  subjektiv 
einseitige  Auffassung  wird  über  ihn  doch  öfter  Herr,  als  es  den  An- 
schein hat.  Man  lese  z.  B.  folgende  Stelle:  Le  regime  repr^sentatif 
est-il  donc  une  cröation  du  moyen-äge?  II  me  sera  permis  d'h^siter. 
Sans  doute  on  n'a  signal^  pour  la  France  aucun  texte  qui,  durant  la 
Periode  m^rovingienne  ou  carolingienne,  suppose  une  Organisation  re- 
präsentative; mais  il  ne  faut  pas  oublier  que  les  Saxons  pratiquaient 
ce  systöme  dös  les  temps  barbares  (Viollet  denkt  an  die  bekannte 
Stelle  aus  Hucbalds  Vita  Lebuini  von  dem  alljährlichen  generale  con- 
cilium  secus  flumen  Wiseram  et  locum  Marklo)  et  qu'il  n'^tait  nullement 
inconnu  des  Gallo-Romains.  Entre  les  temps  barbares  ou  la  p^riode 
gallo-romaine  et  la  date  des  premiers  t^moignages  trös  pr4cis  que 
nous  -sommes  en  mesure  de  faire  valoir,  bien  des  faits  du  meme  genre 
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ont  pu  se  produire  sana  que  lea  annalistes  aient  daigne  nous  ea  in- 
former.  Man  sieht,  hier  meldete  sich  bei  unserem  Historiker  eine  zum 
mindesten  höchst  subjektive  Meinung  an.  Die  Quellenlage  ist  zu  klar 
und  Viollet  zu  vorsichtig,  um  sich  in  Widerspruch  mit  ihr  zu  setzen. 
Aber  dem  Leser  wird,  was  der  Autor  selbst  zu  sagen  sich  scheut,  auf 
die  Zunge  gelegt,  in  der  sicheren  Erwartung,  er  werde  kühner  sein. 
Immerhin  sind  das  Ausnahmen.  Im  allgemeinen  ist  eher  zuviel  Zurück- 
haltung geübt,  und  wird  der  Rechtshistoriker  zu  kurz  kommen.  Doch 
hat  ein  solches  Buch  auch  viel  für  sich.  Viollet  ist  durch  seine  vor- 
sichtige Art  vor  manchen  Verirrungen  bewahrt  geblieben,  die  mehr  als 
einer  seiner  Zeitgenossen  und  zwar  nicht  nur  in  Frankreich  durch- 
gemacht hat,  und  wer  weiß,  ob  man  nicht  in  Zukunft  öfter  zu  ihm 
greifen  wird  als  zu  der  einen  oder  andern  französischen  Verfassungs- 
geschichte seiner  Zeit?  Jedenfalls  können  Anfänger  sich  bei  ihm  einen 
Grundstock  gesicherten  Wissens  erwerben,  und  verhilft  er  dem  ge- 
reiften, aber  anders  gerichteten  Forscher  gelegentlich  zu  erwünschter 
Selbsternüchterung,    Schade,  daß  das  Buch  so  gering  ausgestattet  ist. 

Ulrich  Stutz. 


Robert  Caillemer,  docteur  en  droit  et  Charge  de  cours 
ä  la  faculte  de  droit  de  Lyon,  ßtudes  sur  les  suc- 
cessions  au  moyen-äge.  I  Origines  et  developpement 
de  Texecution  testamentaire  (epoque  franque  et  moyen- 
äge)  740  p.  8°.  II  Confiscation  et  administration  des  suc- 
cessions  par  les  pouvoirs  publies  au  moyen-äge  196  p.  8" 
Lyon,  A.  Rey  1901. 

Wellige  privatrechtliche  Materien  sind  im  letzten  -Jahrzehnt 
monographisch  so  gefördert  worden  wie  die  Geschichte  der  Treuhand. 
Alfred  Schultze  machte  1895  mit  der  letztwilligen  Treuhand  des 
Langobarden  rechts  und  deren  Umbildung  zur  Testamentsvollstreckung 
den  grundlegenden  Anfang.  Fünf  Jahre  darauf  erschien  das  Konstanzer 
Salmannenrecht  von  Konrad  Beyerle,  welcher  ein  bis  dahin  so  gut 
wie  unbebautes  Anwendungsgebiet  der  Treuhand  auf  Grund  reichen, 
ungedruckten  Quellenmaterials  plötzlich  ins  hellste  Licht  rückte  und 
die  Lehre  von  der  Treuhänderschaft  überhaupt  da  und  dort  bereicherte 
und  vertiefte.  Zu  ihnen  gesellt  sich  nunmehr  als  Dritter  Robert 
Caillemer.  Während  er  Beyerles  Werk  offenbar  nur  noch  für  die 
Anmerkungen  seiner  umfangreichen  Untersuchung  benutzen  konnte,  hat 
er  Schultzee  Buch  voll  auf  sich  wirken  lassen,  und  fußt  er  wesentlich 
auf  ihm.  Aber  er  hat  das  Untersuchungsgebiet  bedeutend  erweitert, 
räumlich,  indem  er  das  ganze  Abendland  —  das  englische  Recht  nicht 
ausgeschlossen  —  in  den  Bereich  seiner  Arbeit  zog,  und  zeitlich,  indem 
er  diese  bis  zum  Schluß  des  Mittelalters,  ja  darüber  hinaus,  mitunter 
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«»gar  bis  ins  17.  und  18.  Jahrhundert  erstreckte.  Dadurch  und  durch 
«ine  erneute,  gründliche  Dii^ussion  aller  einschlägigen  Fragen,  deren 
behagliche  Breite  dank  ihrer  Klarheit  und  Eleganz  keineswegs  er- 
müdend wirkte  ist  es  dem  Verfasser  gelungen,  auf  einem  Gebiet,  auf 
dem  die  Grundlagen  durch  die  Früheren  schon  gelegt  waren,  im 
«inzelnen  manch  wertvolle  neue  Beobachtung  zu  machen,  und  das 
Ganze  so  abzurunden,  daß  wer  in  Zukunft  über  die  Geschichte  der 
letztwilligen  Treuhand  und  der  Testamentsvollstreckung  in  ihrer  ge- 
samten Entwicklung  sich  orientieren  will,  zuerst  zu  dem  Buch  von 
Caillemer  zu  greifen  haben  wird.  Um  so  mehr,  als  auch  Methode  und 
Darstellung  vorzüglich  sind,  und  der  Verfasser  nicht  nur  eine  Belesen- 
heit und  Zuverlässigkeit  bekundet,  die  Staunen  erregt^)  —  die  massen- 
haften deutschen  Zitate  und  Quelleubelege  sind  selten  korrekt!  — 
sondern  auch  das  Quellenmaterial  in  einer  Vollständigkeit  und  mit 
«iner  Sicherheit  beherrscht  wie  wohl  niemand  vor  ihm.  Man  würde 
vielleicht  da  und  dort  etwas  mehr  konstruktive  Schärfe  wünschen, 
man  wird  an  mehr  als  einer  Stelle  anderer  Ansicht  sein  —  ich  be- 
greife z.  B.  den  Eifer  nicht  ganz,  mit  dem  er  gegen  Hübners  Unter- 
scheidung der  donationes  post  obitum  und  der  donationes  retento  usu- 
fructu  sich  wendet,  die  ja  praktisch,  was  weder  Hübner  verkannt  hat, 
noch  ich  verkenne,  zu  demselben  Ergebnis  führen,  aber  eben  ihrer 
Struktur  nach  verschieden  sind,  weshalb  auch  die  verschiedene  Be- 
zeichnung —  aber  die  Nützlichkeit  und  Verdienstlichkeit  dieser  Neu- 
bearbeitung läßt  sich  nicht  bestreiten.  Ich  lasse  deshalb  einen  kurzen 
Abriß  des  Inhalts  folgen,  bitte  aber  den  Leser  zu  berücksichtigen,  daß 
g^ade  das  dabei  ausfallen  wird,  was  den  Reiz  des  Buches  ausmacht, 
Oie  bunten  Farben,  die  der  Verfasser  in  Gestalt  treflTlich  ausgesuchter 
t^uellenbelege  aufzutragen  verstanden  hat,  und  die  sorgsame  Aufdeckung 
der  landschaftlichen  Nuance-n. 

Ausgehend  von  der  Beobachtung,  daß  der  code  civil,  auf  den  in 
dieser  Beziehung  das  der  Testamentsvollstreckung  nicht  wohlwollende 
römische  Recht  eingewirkt  hat,  bloß  noch  einen  Schatten  des  auch 
im  altfranzösischen  Recht  einst  so  verbreiteten  Instituts  aufweist,  so- 
daß  die  französische  Praxis  sich  mit  Universallegaten  helfen  muß,  daß 
dagegen  andere,  mehr  deutsch-  und  modern  rechtlich  gerichtete  Ko- 
difikationen wie  z.  B.  unser  BGB.  es  voll  ausgebildet  aufnahmen, 
handelt  er  zuerst  vom  Ursprung  der  Einrichtung,  römische  Abkunft 
^'änzlich,  germanische  nur  bedingt,  d.  h.  unter  Anerkennung  des  Zu- 
sammenhangs mit  der  Affatomie  ablehnend.  Dann  geht  er  daran,  die 
Zwecke  zu  untersuchen,  zu  denen  man  Vollstrecker  verwendete  u.  z. 
zunächst  in  der  testamentlosen   Zeit,  d.   h.   vom  8.  bis   12.  Jahrhundert. 


•)  Nur  das  ungefähr  gleichzeitig  mit  Beyerles  Werk  erschienene 
Bach  von  Wolf  von  Olanwell,  Die  letztwilligen  Verfügungen  nach 
gemeinem  kirchlichen  Recht,  Paderborn  1900.  hat  er  übersehen,  in  dem  als 
Kommentar  zu  c.  17  X.  de  testamentis.  3,  26  S.  192  eine  Darstellung  des 
kanonischen  TestamentsvolUtreckungsrechis  versteckt  ist. 
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Caillemer  findet  sie  in  der  Verfügung  pro  anima  im  weitesten  Sinne 
mit  ihren  verschiedenen  Spielarten  und  dem  Bedürfnis  freien,  nicht 
durch  Unwiderruflichkeit  gehemmten  Waltens,  in  der  Freilassung  von 
Knechten,  und  für  die  Treuhand  unter  Lebenden  in  der  größeren  Ge- 
währschaft bei  Schenkungen  und  Grundstücksgeschäften.  Im  Laufe 
des  12.  Jahrhunderts  kommt  das  vorher  nur  in  den  westgotischen 
Gebieten  in  Geltung  gebliebene  Testament  wieder  auf^)  gerade  mit 
in  Anknüpfung  an  die  letztwillige  Treuhand.  Zunächst  werden  dadurch 
nur  die  Aufgaben  der  Vollstrecker  vermehrt;  Liquidation  des  Nach- 
lasses, Auslegung  des  letzten  Willens,  Aufrechterhaltung  desselben 
gegen  Vermächtnisnehmer  und  besonders  gege-n  die  Erben,  Verteidigung 
des  Testaments  gegen  Dritte,  wobei  noch  andere  behülflich  sind, 
Zeugen,  die  den  Vollstreckern  sich  annähern,  defensores,  adiutores  testat- 
menti,  dann  die  Vormundschaft  über  die  Kinder  und  die  Witwe;  das 
alles  sind  Zwecke,  um  derentwillen  man  Testamentsvollstrecker  bestellt. 
Ihre  Namen  in  früherer  und  späterer  Zeit  und  für  ihre  verschiedenen 
Verwendungen,  wie  elemosynarii,  wadiarii,  fideiussores,  spondarii, 
manumissores,  erogatores,  fideicommissarii,  executores,  Salmannen, 
manufideles,  manutercii,  testamentarii,  Sedgeräter  erfahren  im  fol- 
genden eine  gründliche  Besprechung.  Die  Dogmatik  der  letztwilligen 
Treuhand  leitet  Caillemer  ein  mit  einem  Abschnitt  über  die  Gewere  des 
Treuhänders;  auf  dem  Wege  der  Deduktion  aus  den  Grundgedanken 
vornehmlich  des  deutschen  Rechts  und  auf  dem  der  Induktion  aus  dem 
Quellenmaterial  und  den  darin  bezeugten  einzelnen  Ausstrahlungen 
des  Treuhandrechtes  wird  die  sachenrechtliche  Grundlage  nachgewiesen 
und  die  Mandatstheorie  energisch  widerlegt.  Dann  kommen  die 
Äußerungen  dieser  Treuhändergewere  zur  Darstellung,  der  Besitz,  die 
allerdings  oft  fehlende  Nutzung,  die  Gewährschaft.  Anhangsweise  stellt 
übrige-ns  Caillemer  fest,  daß  als  missi  oder  nuntii  gelegentlich  auch  un- 
gewerte,  den  Vollstreckern  nahe  kommende  Hülfspersonen  begegnen.  Das 
Aufkommen  des  Testaments  ändert  an  der  rechtlichen  Natur  der  letzt- 
willigen Treuhand  zunächst  so  gut  wie  nichts;  der  Testamentsvollstrecker 
ist  in  alter  Weise  re-prßsentant-successeur.  Nicht  einmal  die  Kanonisten 
und  Romanisten,  die  seit  dem  13.  Jahrhundert  anfangen,  die  römische 
Fideikommißlehre  auf  die  Testamentsvollstreckung  anzuwenden,  ver- 
mögen zu  verhindern,  daß  der  Vollstrecker  nach  wie  vor  ein  inter- 
m6diaire  de  transmission  bleibt,  ein  propri6taire  int^rimaire.  In  der 
durch  die  Urkunden  bezeugten  Praxis  behauptete  sich  die  Treuhand- 
gewere  noch  mit  weit  größerem  Erfolg;  auch  im  13.  Jahrhundert  er- 
scheint der  Vollstrecker  als  ausschließlicher  Inhaber  der  Gewere.  Bei 
der  Testamentserbfolge  dauert  es  sehr  lange,  bis  unter  dem  Einfluß  des 
römischen  Rechts  wirkliche  Universalerben  den  Vollstrecker  zurück- 
drängen.   Was   abcT   die  natürliche  Erbfolge  anlangt,  so  wird  erst   zu 


*)  Caillemer  berichtigt  in  manchen  Punkten  die  Untersuchung  von 
Henri  Auffroy,  L'^volution  du  testament  en  France,  des  origines  au 
13  e  siöcle.    Paris  1899. 
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Ende  des  Mittelalters  im  contumiären  Recht  den  Erben  die  Möglich- 
keit gegeben,  unter  gewissen  Bedingungen  den  Vollstrecker  von  jeder 
Gewere  auszuschließen,  während  in  Deutschland  allein  das  rezipierte 
römische  Recht  der  Testamentsvollstreckung  einigen  Abbruch  zu  tun 
vermag,  und  in  England  ihre  Machtfülle  sich  geradezu  steigert.  Vom 
Erwerb  der  Treuhandgewere  handelt  das  besonders  interessante  folgende 
Kapitel,  wieder  die  Zeit  vor  und  nach  dem  Aufkommen  des  Testaments 
auseinanderhaltend.  Zunächst  wird  für  jene  die  Bezeichnung  des  Akts 
als  traditio  festgestellt,  hierauf  die  symbolische  Investitur,  die,  je 
nachdem,  eine  sofortige  oder  durch  den  Tod  des  Bestellers  suspensiv 
bedingte  Gewere  gibt,  während  die  resignatio  oder  Auflassung  im 
f«gern  Sinne  fehlt;  auch  des  Erfordernisses  der  öflFentlichkeit  gedenkt 
der  Verfasser.  Die  Bestellung  ist  unwiderruflich.  In  Italien,  Kata- 
lonien und  Septimanien  gab  es  aber  auch  bloß  schriftlich  oder  münd- 
lich bestellte  Vollstrecker;  dort  scheint  c.  6  Liutprandi  (713)  den  Aus- 
gangspunkt gebildet  zu  haben,  hier  das  westgotische,  vom  römischen 
übrigens  sehr  verschiedene  Testamectsrecht.  Anderswo  dagegen  be- 
gegnen Vollstrecker,  die  nicht  durch  traditio  bestellt  sind  nur, 
soweit  es  sich  um  Personen  handelt,  die  ohnedies  die  Gewere  des  be- 
treflfenden  Gutes  haben,  also  Kinder  des  Verstorbenen  und  dessen 
überlebender  Ehegatte,  denen  sich  dann  freilich,  wenn  auch  nur  zur 
Verbeiständung  des  allein  Sachen  rechtlich  tätig  werdenden  Einen, 
Freunde,  Priester  und  andere  Vertrauenspersonen  zugesellen,  die 
weniger  zur  Ausführung  einer  donatio  als  einer  destinatio  de«  Ver- 
storbenen beitragen.  Ich  muß  gestehen,  daß  gerade  diese  Ausführungen 
mir  deshalb  besonderen  Eindruck  gemacht  haben,  weil  ich  mich  wieder- 
holt vergeblich  bemüht  habe,  über  solche  besonders  in  den  Urkunden 
\on  Cluny  massenhaft  wiederkehrende  Fälle  mir  Klarheit  zu  schaffen; 
die  Auslegung  von  Caillemer,  daß  es  sich  nicht  sowohl  um  Erbenlaub 
oder  aus  Gemeinderschaft  allein  zu  erklärende  Vorgänge  handelt,  daß 
vielmehr  die  letztwillige  Treuhand  hineinspielt,  leuchtet  mir  sehr  ein. 
Aber  auch  neben  dem  wiederaufkommenden  Testament  bleibt  die  traditio 
lange  in  Übung;  erst  nach  und  nach  bürgert  sich  die  Bestellung  in  einem 
einseitigen  und  widerruflichen  letzten  Willen  ein.  Das  Recht  des  Treu- 
händers an  dem  ihm  anvertrauten  Gute  stellt  sich  dar  als  Eigentum 
nach  Maßgabe  der  lex  traditiones;  gegenüber  der  Formel  des  resolutiv 
bedingten  Eigentums  zieht  Caillemer  die  Annahme  eines  eigenartigen 
altdeut-schen  Eigens  vor.  Die  H  e  u  s  1  e  r  sehe  Munttheorie  enthält  nach 
ihm  viel  Wahres,  zumal  wenn  man  die  mittelalterliche  Munt  übc^r 
Tote  (mit  Wergeidberechtigung  des  Muntwalts)  in  Betracht  zieht, 
kann  aber  gegen  das  deutlich  bezeugte  Eigen  doch  nicht  aufkommen. 
Die  Vererblichkeit  der  Treuhänderschaft,  auf  dem  Festland  meist 
abgelehnt,  bricht  in  England  durch.  Die  Treuhändergemeinschaft 
wird  von  Caillemer  unter  ungenügend  motivierter  Ablehnung  der 
Gesamthandsform  erörtert.  Dagegen  findet  sich  in  dem  Abschnitt  über 
da«  Objekt  und  die  Dauer  des  treuhänderischen  Rechts  ein  sehr  ge- 
lungener   Paragraph,    der    den    Zusammenhang    des    kirchlichen    annus 
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gratiae  mit  der  letztwilligen  Treuhänderschaft  dartut.  Die  Stellung 
des  Treuhänders  zu  den  Forderungen  und  Schulden  i&t  eingehend  be- 
handelt, auch  nach  englischem  Recht.  Bei  Erörterung  der  verschiede- 
nen Vollmachten  nimmt  besonders  die  Testamentsvollstreckung  mit 
Zuweisung  des  Überschusses  an  den  Vollstrecker  einen  breiten  Raum 
ein,  woran  sich  passend  die  Besprechung  des  namentlich  im  spanischen 
Recht  sehr  beliebten  kommissarischen  Testaments  reiht;  bei  ihm  wird 
dem  Vollstrecker  die  Verfügung  über  den  ganzen  Nachlaß  ohne  jede 
bestimmte  Weisung  eingeräumt.  War  bisher  nur  von  de-n  Rechten 
des  Testamentsvollstreckers  die  Rede,  so  geht  Caillemer  im  weiteren 
zu  dessen  Pflichten  über,  unter  denen  er  mehr  privatrechtliche  von 
mehr  öffentlichen  scheidet,  welch  letztere  die  Testamentsvollstreckung 
zu  einer  Art  officium  machen.  In  ersterer  Beziehung  liegt  die  Sache- 
im  Prinzip  einfach;  bricht  der  Treuhänder  seine  Verpflichtung,  die- 
nach  Caillemer  ebensowohl  aus  Realkontrakt  wie  aus  fides  facta  ent- 
sprungen sein  kann,  so  fällt  die  Eigengewere  dahin,  wozu  freilieh  zu 
bemerken  ist,  daß  den  Quellen  eine  Haftung  des  Vollstreckers  gegenüber 
den  Erben  zwar  nicht  fremd,  aber  auch  nicht  gerade  geläufig  ist.  Eine 
wirksamere  Überwachung  ergab  sich  aus  dem  Amtscharakter  der  Testa- 
mentsvollstreckung. Er  hätte  eigentlich  einen  Zwang  zur  Annahme- 
involviert,  und  ein  solcher  wird  in  den  Quellen  auch  bisweilen  statuiert; 
gewöhnlich  ist  jedoch  nur  ausgesprochen,  daß  man  von  der  einmal 
übernommenen  Vollstreckerschaft  nicht  mehr  zurücktreten  könne.  All- 
gemein wird  vom  Vollstrecker  die  Errichtung  eines  Inventars  gefordert; 
das  Gewohnheitsrecht  heischt  von  ihm  außerdem  die  publicatio  und 
prolatio  testamenti,  die  Kanonisten  fordern  Sicherheitsleistung  und 
Eid.  Der  executor  ad  arbitrium,  de-r  Vollstrecker  mit  der  Verpflichtung 
den  Überschuß  zu  verteilen,  oder  derjenige,  der  die  vom  Erblasser  male 
ablata  zurückerstatten  soll,  sie  alle  unterliegen  besonders  strenger 
Überwachung.  Aber  auch  sonst  ist  der  Vollstrecker  streng  kontrolliert. 
Nach  den  coutumes,  nicht  nach  der  Theorie  kann  er  einen  procurator 
ad  agendum  bestellen,  Nachlaßgüter  veräußern  oder  erwerben.  Ins- 
besondere hat  er  zum  Schluß  Rechenschaft  über  seine  Amtsführung 
zu  ge-ben.  Im  Prinzip  ist  seine  Mühwaltung  unentgeltlich,  tatsächlich 
wird  er  meist  dafür  belohnt.  Es  folgt  ein  Abschnitt  über  die  gesetz- 
lichen und  obrigkeitlich  gegebenen  Vollstrecker  und  hierauf  eine 
Schilderung  des  Wettbewerbs  der  geistlichen  Obrigkeit  (Bischof)  und 
der  weltlichen  um  die  Aufsicht  und  die  Gerichtsbarkeit.  Damit  endet 
das  durch  Vorstehendes  in  seine«!  Gedankengang  nur  notdürftig 
skizzierte  Buch. 

Mit  dem  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  ins  Erbrecht  be- 
schäftigt sich  auch  die  zweitgenannte  Studie  des  Verfassers.  Sie  ist 
in  derselben  Weise  und  mit  dem  gleichen,  erschöpfenden  Quellen- 
apparat gearbeitet  wie  der  erste.  Zunächst  wird  die  Einziehung 
des  Nachlasses  der  Wucherer  behandelt,  wobei  namentlich  auch  das 
schweizerische  Recht  in  Ergänzung  von  H  u  b  e  r ,  Geschichte  des 
schweizerischen    Privatrechts    S.  554    eingehende    Berücksichtigung    er- 
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fährt.  Dann  ist  vom  Nachlaß  der  desperat i,  besonders  der  Selbst- 
mördeT  die  Rede.  Die  Verwaltung  und  Verteilung  des  erblosen  Guts 
beschäftigt  des  fernem  den  Verfasser  und  dabei  insbesondere  die 
Frage,  ob  die  Nachfolge  des  Königs  oder  der  Gemeinde  eine  Erb- 
folge gewesen  sei;  prinzipiell  gibt  er  das  nicht  zu,  praktisch  stellt  er 
es  dagegen  nicht  in  Abrede.  Das  Bastard-  und  das  Fremdenrecht 
machten  den  Beschluß. 

Beide  Arbeiten  sind  französische  Thesen  bester  Art  und  lehren, 
zu  wie  schönen  Erfolgen  es  führt,  wenn  deutsche  und  französische 
Forschung  vorurteilsfrei  einander  in  die  Hände  arbeiten.  Ein  dritter 
Teil  „L'^glise  et  la  succession  ab  intestat"  steht  vom  Verfasser  zu  er- 
warten. Nach  einem  so  viel  versprechenden  Anfang  können  wir  nur 
wünschen,  dem  gelehrten  Autor  noch   recht  oft  zu  begegnen.^) 

Ulrich  Stutz. 


Joannes  Karasconyi  et  Samuelis  Borovszky, 
Registrum  Varadinense  examinum  ferri  candentis  ordine 
chronologico  digestum  descripta  efflgie  editionis  a'  lo50 
illustratum,  1903. 

Schon  Patetta,  Le  ordalie  Torino  1890  S.  475  f.  und  vor  ihm 
u.  A.  Dareste  haben  die  Rechtshistoriker  aufmerksam  gemacht  auf 
das  interessante  Register,  das  sich  einst  im  Besitz  des  Domkapitels 
von  Großwardein  (lat.  Ritus)  in  Ungarn  befand  und  Kunde  von  zahl- 
reichen Fällen  gibt,  in  denen  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  13.  Jahr- 
hunderts das  Gottesurteil  des  heißen  Eise-ns  zur  Anwendung  gelangte. 
Das  zu  Ende  des  11.  Jahrhunderts  entstandene  decretum  Colomanni 
c.  22  bestimmt  nämlich  (Endlicher,  Rerum  Hungaricarum  monu- 
menta  Arpadiana,  Sangalli  1849  S.  363):  Judicium  ferri  et  aque  in  aJi- 
qua  ecelesia  fieri  interdicimus  nisi  in  sede  episcopali  et  maioribus  pre- 
posituris  nee  non  Posonii  et  Nitrie.  So  wurden  denn  von  den  Diözesan- 
gerichten  die  Parteien  zur  Eisenprobe  auch  nach  Wardein  geschickt. 
Dort  führte  man  über  die  einzelnen  Fälle  ein  Protokoll,  das  natürlich 
in  erster  Linie  für  die  Geschichte  des  ungarischen  Stände-,  Zivil-, 
Straf-  und  Prozeßrechts  von  größter  Wichtigkeit  ist,  aber  auch 
manches  Interessante  über  das  Gottesurteil  des  heißen  Eisens  als  solches 
ergibt,  wofür  ich  auf  Patetta  verweise.  Hier  möchte  ich  bloß  auf  die 
ebenso  schöne  wie  brauchbare  neue  Ausgabe  aufmerksam  machen,  die- 
es  soeben  erfahren  hat.  Seit  der  ersten,  sehr  sehe«  gewordenen  Aus- 
gabe, die,  da  eine  Handschrift  des  Denkmals  nicht  erhalten  ist,  selbst 
den  Wert  einer  solchen  hat,  war  das  Register  wiederholt  ediert  worden,. 


»)  Eben  veröffentlicht  er  in  den  M41anges  Ch.  Appleton.  Lyon.  Key 
1903  Quelques  observations  sur  Thistoire  du  douaire  des  enfants,  worin  er 
die  Regel:   Xul  n'est   heritier  et  douarier  behandelt. 
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für  den  deutschen  Leser  am  nächstliegenden  im  Anhang  von  Endlichera 
oben  erwähnten  Rerum  Hungaricarum  monumenta  (S.  640 ff.),  jedoch 
stets  mehr  oder  weniger  mangelhaft  und  ohne  genügenden  Apparat.  Da 
die  Monumenta  historiae  Hungariae  und  andere  neuere  Publikationen 
die  Identifizierung  der  zahlreichen  Orts-  und  Personennamen  und  die 
genauere  Datierung  ermöglichten,  entschloß  sich  das  Großwardeiner 
Domkapitel,  dem  Franz  I.  s.  Z.  nicht  umsonst  einige  stalla  litteraria, 
von  denen  gegenwärtig  einen  der  bekannte  ungarische  Akademiker 
und  Historiker  Weihbischof  Wilhelm  Fraknöi  inne  hat,  gestiftet  zu 
haben  scheint,  in  sehr  dankenswerter  Weise,  eine  den  Anforderungen 
unserer  Zeit  entsprechende  neue  Ausgabe  zu  veranstalten.  Sie  wurde 
von  den  beiden  obengenannten  Gelehrten  besorgt  und  bringt  zunächst 
ein  Faksimile  der  editio  princeps  von  1550.  Dann  stellt  sie  in  2  Ko- 
lumnen die  weltlichen  und  kirchlichen  Würdenträger  nebeneinander, 
wie  sie  in  den  übrigen  Dokumenten  und  im  Wardeiner  Register  vor- 
kommen. Es  folgt  lateinisch  und  magyarisch  eine  Abhandlung,  in 
welcher  auf  Grund  dieser  Feststellungen  und  unter  Benutzung  der  An- 
haltspunkte, die  das  Register  selbst  gibt,  die  Unordnung,  welche  die 
Erstausgabe  aufweist,  zu  beseitigen  und  mit  Glück  der  Urtext,  wie  ihn 
der  Kapitelsnotar  s.  Z.  Eintrag  für  Eintrag  niedergeschrieben  hatte,  zu 
rekonstruieren  unternommen  wird.  Dabei  ergibt  sieh  das  überraschend«» 
und  den  Rekonstruktionsversuch  auch  sachlich  rechtfertigende  Ergebnis, 
daß  in  dem  wiederhergestellten  Urregister  von  Jahr  zu  Jahr  die  Straf- 
sachen, besonders  solche,  in  denen  es  zum  Gottesurteil  kommt,  mehr 
zurücktreten  und  Zivilsachen  sowie  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 
keit in  den  Vordergrund  treten,  sodaß  zuletzt  nur  noch  von  Fre-i- 
lassungen  und  Schenkungen,  insbesondere  aber  von  Immobiliar- 
geschäften  die  Rede  ist.  Aus  dem  Ordalregister  erwächst,  zumal  nach 
Erlaß  von  c.  21  decreti  Andreae  II  ai  1231  (Endlicher  a.  a.  O.  S.  431  f) 
ein  Geschäfts-  und  Grundprotokoll.  Welch  anderes  Aussehen  durch 
solche  Rekonstruktion  das  Register  erhält,  lehren  übersichtlich  zwei 
Tabellen,  die  eine  in  der  Ordnung  der  editio  princeps,  aber  unter  Beigabe 
der  erschlossenen  Daten  der  einzelnen  Einträge,  die  andere  diese  rein 
chronologisch  ordnend  und  nun  alte  und  neue  Nummern  nebeneinander 
stellend.  Es  folgt  die  Rekonstruktion  selbst  mit  dem  Vorwort  der 
ersten  Ausgabe.  Die  Liturgie  für  die  Benediktion  des  Eisens,  vom 
ersten  Herausgeber  an  den  Schluß  gesetzt,  geht  jetzt  voran.  Die  in 
chronologischer  Folge  erscheinenden  Einträge  stammen  aus  den  Jahren 
1208  bis  1235,  im  ganzen  389  Nummern,  und  sind  von  den  Heraus- 
gebern mit  geographischen  und  sprachlichen  Bemerkungen  versehen. 
Den  Beschluß  machen  eine  kurze  Übersicht  über  die  früheren  Aus- 
gaben und  ein  ausführliches  Personen-,  Orts-  und  Sachregister.  Die- 
Ausstattung  entspricht  der  Wichtigkeit  der  Quelle. 

Ulrich  Stutz. 
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Concilium  Basiliense.  Studien  und  Quellen  zur  Ge- 
schichte des  Konzils  von  Basel,  herausgegeben  mit  Unter- 
stützung der  historischen  und  antiquarischen  Gesellschaft 
von  Basel  von  Johannes  Haller.  Bd.  IV.  Protokolle 
des  Konzils  von  1436,  Basel,  Helbing  und  Lichtenhahn 
(ehemals  Reich)  1903  XH  und  421  S.  in  4". 

Von  dieser  wichtigen  Publikation,  deren  drei  erste  Bände  in 
dieser  Ztschr.  VII  1896  S.  159  f.  und  XXI  1900  S.  349  angezeigt  wur- 
den, ist  soeben  der  vierte  Band  erschienen.  Er  umfaßt  nur  ein  Jahr, 
das  aber  besonders  wichtig  ist,  weil  in  dasselbe  die  Zuspitzung  des 
Konfliktes  mit  der  Kurie  und  die  Verhandlunge«  Ober  die  Verlegung 
des  Konzils  samt  der  darüber  entscheidenden  Abstimmung  fallen.  Mit 
diesem  Jahr  1436  hört  auch  die  Reinschrift  des  Manuals  von  Notar 
Bruneti  auf.  Erst  im  Februar  1438  setzt  wieder  ein  freilich  nur  im  Ent- 
wurf vorhandenes  Manuale  des  Notars  Huglin  ein;  es  wird  in  der  Fort- 
setzung folgen,  jedoch  nicht  von  Haller  herausgegeben,  der  mit  dem 
vorliegenden  Band  seine  Arbeit  an  dem  Werke  abschließt.  In  der 
Vorrede  verteidigt  er  die  Bezeichnung  Protokoll  gegenüber  den  Ein- 
wendungen, die  Merkle  in  seiner  Einleitung  zu  der  neuen  Ausgabe  des 
Tridentinums  dagegen  erhoben  hat.  Haller  scheint  mir  im  Recht 
zu  sein.  Doch  wäre  zu  wünschen,  daß  derartige  poleciische  Auseinander- 
setzungen nicht  in  den  Ausgaben  selbst  verewigt,  sondern  an  anderer 
•Stelle  vorgenommen  würden,  wo  sie  ihren  Dienst  auch  tun,  nachher 
aber  in  Bälde  erwünschter  Vergessenheit  anheim  fallen. 

Ulrich  Stutz. 


Dr.  Herbert  Meyer,  Neuere  Satzung  von  Fahrnis  und 
Schiffen.  8^  (XHI  und  142  S.)  Jena  1902,  Gustav 
Fischer. 

Die  vorbezeichnete  Schrift,  auf  Grund  deren  ihr  Verfasser  die 
venia  legendi  von  der  Breslauer  Juristenfakultät  erlangt  hat,  stellt 
eich  zur  Hauptaufgabe  die  Bekämpfung  der  trotz  mehrfacher  Anzweife- 
lung herrschenden  Meinung,  daß  eine  Verpfändung  beweglicher  Sachen 
ohne  t)bertragung  der  Gewere  dem  deutschen  Rechte  des  Mittelalters 
fremd  geblieben  sei.  Im  wesentlichen  ist  diese  Aufgabe  als  gelöst  zu  be- 
zeichnen. In  sorgfältiger,  eine  Reihe  räumlich  getrennter  Rechtsgebiete, 
zumal  das  lübische  und  das  schweizerische,  zusammenfassender  Dar- 
litellung  zeigt  der  Verfasser,  daß  die  Fahrnishypothek  —  Hypothek  in 
dem  von  A  m  i  r  a  Nordgerm.  OblR.  II  234  Anm.  4  damit  verbundenen 

Zeitschrift  für  Kechtsgeschtchte.    XXIV.   Germ.  Abt.  28 
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Sinne  verstanden  —  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters 
keine  ungewöhnliche  Erscheinung  des  deutschen  Rechts  gewesen  ist. 
Das  Schiffspfandreeht,  für  welches  auch  die  herrschende  Ansicht  eine 
Durchbrechung  der  Kegel  von  jeher  annahm,  erscheint,  vom  Stand- 
punkte des  Verfassers  betrachtet,  nur  als  eine  Abart  und  Unterart  der 
neueren  Satzung  von  Fahrnis  überhaupt.  Es  bedarf  zu  seiner  Erklärung 
nicht  des  Zurückgehens  auf  eine  Betrachtung  der  SchifTe  als  Liegen- 
schaften; darin  stimmen  wir  dem  Verfasser  zu,  wenn  wir  auch  im 
Hinblick  auf  andere  Quellenzeugnisse  seine  Ablehnung  dieser  Betrach- 
tung für  das  ältere  Recht  (S.  23)  i)  nicht  für  begründet  erachten 
können.  Die  Bodmerei,  die  im  Mittelalter  innerhalb  des  Schiffs- 
pfandrechts geringere  Besonderheiten  aufwies,  als  dies  heutzutage  der 
Fall  ist,  hat  der  Verfasser  (S.  20  ff.)  ohne  Not  von  der  Betrachtung 
ausgeschieden.  Weder  hat  während  des  Mittelalters  auf  sie  das  roma- 
nische Seedarlehen  irgend  einen  Einfluß  axusgeübt,  noch  ist  sie  —  waa 
auch  für  die  Untersuchung  des  Verfassers  belanglos  wäre  —  in  den 
Mittelmeerländern,  sei  es  im  Mittelalter  oder  in  der  Neuzeit,  aus 
dem  antiken  Seedarlehen  herausgebildet  worden  (vgl.  Pappenheim 
Ztschr.  f.  d.  ges.  Handelsrecht  XL  378 ff.). 

Daß  die  Fahrnishypothek  des  germanischen  Rechts  erst  ein 
Ergebnis  späterer  Entwickelung  ist,  nimmt  auch  der  Verfasser  an.  Für 
ihre  ältesten  Spuren  weist  er  (S.  5  ff.)  auf  die  einschlägigen  Vorschriften 
der  isländischen  Graugans  hin,  die  v.  A  m  i  r  a  zuerst  eingehend  erörtert 
hat.  Es  bedeutest  aber  einen  Widerspruch,  wenn  der  Verfasser  (S.  10) 
auch  in  dem  umstrittenen')  c.  50  der  norwegischen  Gulapfngslog  die 
Fahrnishypothek  bezeugt  sieht,  da  die  von  ihm  vermutete  Entlehnung 
aus  dem  isländischen  Hechte  selbstredend  nicht  in  Frage  kommen 
würde.  Indessen  ist  vorab  nicht  zuzugeben,  daß  der  Verfasser  seine 
Auslegung  des  c.  50  gegenüber  den  von  A  m  i  r  a  geltend  gemachten 
Erwägungen  als  zutreffend  erwiesen  hätte.  Von  vornherein  ist  unwahr- 
scheinlich, daß  die  Stelle,  die  zunächst  unzweifelhaft  von  einem  Faust- 
pfand spricht,  stillschweigend  und  unt^r  Verwendung  derselben  Worte 
(taka  ved)  zum  hypothekarischen  Versatz  übergehen  sollte.  Sodann  ent- 
hält die  Übersetzung  des  entscheidenden  Passus  beim  Verfasser  einen 
Irrtum.    Die  Worte  des  Textes  lauten: 


»)  Der  bekannten  Vorschrift  des  Hamburper  Stadtrechts  von  1270 
I  13,  nach  der  man  „erve  unde  scepe"  vor  dem  ganzen  Kat  verpfänden  soll, 
will  der  Verfasser  (S.  24)  nur  entnehmen,  daß  erve  und  scepe  rechtlieh 
verschiedene  Dinge  sind.  Das  Gegenteil  hat  aber  auch  (wenigstens  seit 
einer  Beihe  von  Jahrzehnten)  niemand  behauptet,  sondern  man  hat  nur 
die  rechtliche  Gleichbehandlung  von  Schiffen  und  Grundstücken  auf  eine 
übrigens  sehr  naheliegende  (vgl.  Pappenheim  in  Schriften  d.  Vereins 
f.  Socialpol.  cm  2  S.  136)  Vorstellung  von  ihrer  tatsächlichen  Ähnlichkeit 
zurückgeführt.  —  *)  Vgl.  einerseits  Asch  eh  oug  Norsk  Tidskr.  f.  Vidensk. 
og  Litt.  1854  8.  225.  K  e  y  s  e  r  Ef terladte  Skrifter  II  1  S.  356.  auch  Hertz- 
berg  Glossar  zu  N.  g.  L.  s.  v.  ved.  nr.  2.  andererseits  Anbert  Kontrakt- 
spantets  historiske  Udvikling  S.  54,  v.  Amira  a.  a.  O.  S.  227.  231. 
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nü  selr  härm  ved  1  brott  ödrum 
manne.  p&  skal  sä  hava  vätta  til 
vedrs  eins  er  ved  ätte  ä  fyrstum 
XII  mänadom.  ef  hann  er  innan 
fvlkis  . . . 


nun  veräußert  er  das  Pfand  fort 
an  einen  andern  Mann;  dann  soll 
der  Zeugen  haben  zu  seinem 
Pfand,  welcher  das  Pfand  hatte,  in 
den  ersten  12  Monaten,  wenn  er 
innerhalb  des  fylki  ist  ... 
Der  Verfasser  übersetzt:  „da  soll  er  die  Zeugen  zu  seinem  Pfände 
haben,  nachdem  er  das  Pfand  hatte"  usw.  Er  betrachtet  demzufolge 
den  Pfandgläubiper  als  Kläger,  somit  den  Verpfänder  als  Veräußerer 
und  Besitzer  des  Pfandes.  Nach  der  Ausdrucksweise  der  Quellen  ist 
aber  unter  dem,  der  das  Pfand  „hatte",  der  Eigentümer  zu  verstehen, 
woraus  dann  folgt,  daß  als  Veräußerer  und  Besitzer  des  Pfandes  der 
Pfandgläubiger  zu  denken  ist.*) 

Unter  den  Zeugnissen  des  deutschen  Rechts  für  die  Fahrnis- 
hypothek  stehen  nach  Alter  und  Zahl  diejenigen  der  lübischen  und  von 
ihnen  beeinflußten  Quellen  an  erster  Stelle  (S.  28,  94).  Ihrer  Be- 
trachtung ist  der  Hauptteil  unserer  Schrift  (S.  29 — 94)  gewidmet.  Der 
Verfasser  hat  das  Material  besonders  auch  der  Stadt-  und  Urkunden- 
bücher,  soweit  es  durch  Druck  zugänglich  geworden  ist,  sehr  sorgfältig 
benutzt  und  führt  die  Ergebnisse  seiner  Forschungen  dem  Leser  an-' 
schaulich  und  wohl  begründet  vor.  Wir  verdanken  ihm  unzweifelhaft 
einen  erheblichen  Fortschritt  über  die  Aufstellungen  auch  solcher 
Schriftsteller  hinaus,  die,  wie  namentlich  Pauli,  in  der  Hauptsache« 
die  von  Meyer  vertretene  Ansicht  schon  früher  verteidigt  haben. 
So  hat  er  gegen  Planck  überzeugend  dargetan  (S.  42 ff.),  daß  die  in 
den  Quellen  ganz  gewöhnliche  (S.  31  ff.)  Angabe  des  Ortes,  wo  sich 
die  zu  neuerer  Satzung  verpfändete  Fahrnis  befindet,  nicht  als  Be- 
sitzObert ragung  zu  betrachten  ist,  gegen  Pauli  (S.  44 ff.),  daß  hier  von 
einer  besonders  gearteten,  „vereinbarten  Were",  die  dem  Gläubiger  ein- 
geräumt wurde,  nicht  die  Rede  sein  kann.  In  Wahrheit  diente  jene  An- 
gabe nur  dazu,  das  Pfand  erkennbar  zu  machen  (S.  35).  Es  scheinen  abc* 
im  Wege  einer  Entwickelung,  wie  sie  sich  hinsichtlich  der  Identifizie- 
rung auch  im  älteren  Intertiationsverfahren  erkennen  läßt  (s.  Brunner 
Rechtsgeschichte  II  500),  die  Bezeichnung  des  Aufbewahrungsortes  und 
das  Verbleiben  des  Pfandes  an  ihm  eine  materielle  Bedeutung  für  den 
Fortbestand  des  Pfandrechts  erlangt  zu  haben.  Meyer  findet  sogar 
(S.  41)  in  dem  vielumstritt^nen  Art.  146  des  Cod.  II  bei  Hach  den 
Rechtssatz  ausgesprochen,  daß  die  Fahrnishypothek  nur  so  lange  be- 
.stehen  bleibe*),  als  sich  die  Pfandsache  an  dem  Orte  befinde,  wo  sie 
dem    Gläubiger    bei  Abschluß    der  Verpfändung    gewiesen    wurde,    und 


')  Daß  für  die  Frage  der  Fahrnishypothek  c.  41  Gb^-  nicht  in  Be- 
tracht kommt,  bemerkt  v.  A  m  i  r  a  a.  a.  O.  II  227  Anm.  4  mit  Recht  gegen 
Brandt  Forelaesninger  I  332;  vgl.  auch  schon  A  u  b  e  r  t  a.  a.  O.  S.  50. 
Über  die  Kuhleihe  neuerdings  die  lehrreichen  Mitteilungen  in  A.  T  a  r  a  n  - 
g  e  r  s  Bonderetsstudier  i  Saetersdalen  og  Vestenf  jelds  (Sseraftryk  af  Aften- 
posten  —  Kristiania  1902)  S.  2  ff.,  bes.  S.  7.  —  Anderwärts  (S.  36,  42) 
spricht  der  Verfasser  nur  von  einer  Unmöglichkeit  der  Geltendmachung. 

28* 
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er  erblickt  im  Art.  147  nur  eine  Anwendung  desselben  Rechtssatzes 
auf  Schiffe.  Indessen  dürfte  dies  doch  zu  weit  gehen.  Art.  146  «.agt, 
es  sei  nicht  weddeschat,  d.  h.  das  Pfandrecht  erlösche,  wenn  der 
Gläubiger  die  Verbringung  der  Sache  von  ihrem  ursprünglichen  Orte 
erlaube.  Damit  ist  doch  nicht  gesagt,  daß  durch  jede  auch  nicht 
genehmigte  Entfernung  das  Pfandrecht  untergehe.  Und  was  den 
Art.  147  anbetrifft,  s-o  liegt  bei  ihm  die  Sache  doch  nicht  so  einfach, 
wie  der  Verfasser  meint.  Es  heißt  dort:  „Set  iement  deme  anderen 
sin  schep  unde  seghelet  dar  na  anderswor  mit  deme  schepe  unde  vor- 
koft  dat  schep,  so  ne  eset  nen  weddeschat.  mer  kumpt  dat  schep  au 
de  travene  aver,  e-o  eset  aver  weddeschat  alse  it  was  eret  seghelde." 
Nach  Meyer  (S.  42)  handelt  es  sich  hier  darum,  daß  das  Pfandrecht 
zeitweise  mangels  Erkennbarkeit  des  Pfandobjektes  nicht  geltend  ge- 
macht werden  könne.  Aber  daß  zur  Identifizierung  eines  verpfändeten 
Schiffes  sein  Gelangen  in  die  Trave  erforderlich  oder  auch  nur  ge- 
nügend gewesen  wäre,  kann  nicht  zugegeben  werden.  Art.  147  spricht 
nicht  davon,  daß  das  Schiff  auf  einen  bestimmten,  etwa  den  zur  Zeit 
der  Verpfändung  innegehabten  Liegeplatz,  sondern  nur  davon,  daß 
es  wieder  auf  die  Trave  gelangt  sei.  Dadurch  allein  ist  es  aber  als 
Pfandobjekt  nicht  erkennbar  geworden.  Der  Verfasser  hat  sich  hier 
durch  die  Bedeutung  irreführen  lassen,  die  er  (S.  33)  dem  in  Ver- 
pfändungsbeurkundungen begegnenden  Vermerke  zu».chreibt,  das  Schiff 
sei  verpfändet  Avorden  „sicut  in  Travena  iacet'  u.  dgl.  Er  erblickt 
darin  die  zur  Identifizierung  dienende  Angabe  des  Aufbewahrungsorts. 
Aber  das  wäre  doch  eine  sehr  unzulängliche  Angabe,  deren  Verwen- 
dung wir  den  Lübeckern  nicht  zutrauen  dürfen.  Die  überwiegende 
Zahl  aller  in  Lübeck  auf  den  Strom  verholten  Schiffe  lag  eben  auf  der 
Trave.  Hieraus  ergab  sich  ein  Unterscheidungsmerkmal  nur  den 
Recknitz-  und  Wakenitzschiffen  gegenüber.  Im  übrigen  dienten,  worauf 
auch  der  Verfasser  gelegentlich  (S.  42  Anm.  4)  hinweist,  zur  Identifi- 
zierung der  Schiffe  auch  in  jener  Zeit  schon  ganz  andere  Merkmale. 
Nun  ist  aber  in  der  Formel  „sicut  in  Travena  iacet"  vor  allem  das 
Wort  ,, sicut"  zu  beachten.  Das  Schiff  soll  verpfändet  sein  „mit  seinen 
Zubehörungen,  wie  es  auf  der  Trave  liegt"  oder,  wie  es  in  einem  an- 
deren Falle  heißt,  „en  kreyerschip  up  der  lastadien,  alse  dat  steit". 
Es  scheint  mir  daher,  daß  es  sich  bei  der  fraglichen  Formel  weniger  um 
die  Angabe  des  Ortes  handelt,  wo  das  Schiff  sich  befindet,  als  vielmehr 
um  die  Erklärung,  daß  es  verpfändet  werde,  so  wie  es  steht  und  liegt. 
Als  die  rechtliche  Wirkung  der  Fahrnishypothek  erkennt  der  Vei- 
fasser  eine  Verstrickung  der  Pfandsache,  die  der  durch  das  Faustpfand 
gegebenen  durchaus  wesensgleich  i;st.  Die  mangelnde  Verfolgbarkeit 
dem  dritten  Besitzer  gegenüber  führt  er  mit  v.  Meibom  und  Leon- 
hard  zutreffend  auf  den  Satz  „Hand  wahre  Hand"  zurück:  ihn  habe 
der  Pfandgläubiger,  der  das  Pfand  in  der  Gewere  des  Verpfänder» 
beließ,  ebenso  gegen  sich  wirken  lassen  müssen,  wie  der  Eigentümer, 
der  seine  Sache  dem  Gläubiger  zu  Faustpfand  übergab  (vgl.  S. 
Die  Quellen  des  lübischen  Rechtes  ergeben  (S.  86 ff,),  daß  auch  bei  der] 
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neueren  Satzung  von  Fahrnis  an  und  für  sich  Sachhaftung  des  Pfandes 
Platz  greift,  der  freilich  im  Wege  besonderen  ,.Gelobens  zu  dem  Pfände" 
eine  persönliche  Haftung  des  Schuldners  häufig  hinzugefügt  wird.  Zu- 
weilen erhält  der  Gläubiger  Sicherstellung  gegen  Aus^fall  in  Gestalt 
einer  Generalhypothek  am  Vermögen  des  Schuldners  oder  einer  Spezial- 
hypothek  an  einem  VermögensstOcke  eines  Dritten,  der  auch  wohl 
außerdem  für  den  Ausfall  als  Bürge  zu  haften  sich  verpflichtet.  Die 
persönliche  Haftung  wird  hier  zur  Sicherung  der  Sachhaftung  ver- 
wendet, so  wie  anderweitig  (S.  99  f.)  die  Sachhaftung  des  Pfandes  zur 
Sicherung  der  Bürgenhaftung  dient.  Im  Anschluß  an  früher  (Krit. 
Vierteljahresschr.  XLIT  519  ff.)  Bemerktes  sei  hervorgehoben,  daß  in 
allen  diesen  Fällen  die  Haftung  nicht  Haftung  für  Schuld  ist.  Das 
gleiche  gilt  namentlich  auch  von  der  Afterbürgschaft.  Wenn  der 
Bürge  nicht  schuldet,  sondern  haftet,  so  haftet  der  Afterbürge  nicht 
für  eine  Schuld,  sondern  für  eine  Haftung.  Die  herrschende  Lehre,  daß 
zwar  Schuld  ohne  Haftung,  nicht  aber  auch  Haftung  ohne  Schuld 
möglich  sei,  erfährt  von  hier  aus  mindestens  insofern  eine  weitere  An- 
fechtung, als  die  Schuld,  für  die  der  Bürge  haftet,  zwar  den  Anlaß  zur 
Begründung,  aber  nicht  den  Gegen.stand  auch  der  Afterbürgschaft  bildet. 

Die  Spuren  der  Fahrnishypothek,  die  sich  in  nichtlübischen  deut- 
schen Quellen  finden,  werden  im  Anschluß  an  das  lübische  Recht  vom 
Verfasser  verfolgt  (S.  94 ff.).  Zumal  die  Insätze  des  Frankfurter 
Rechts  erfahren  hier  (S.  110  ff.)  nähere  Betrachtung.  Darauf  folgt  dann 
die  Behandlung  des  Schweizer  Rechts  (S.  117 ff.),  in  dem  sich  die 
Fahrnisverschreibung  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  bis  zur  Gegenwart 
erhalten  hat  und  voraussichtlich  durch  das  Zivilgesetzbuch  (Art.  884  ff. 
des  Vorentwurfs)  gemeinrechtliche  Geltung  erlangen  wird.  Mit  der 
Frage,  wieweit  die  Fahrnishypothek  Anspruch  auf  Verwendung  irn 
Rechte  der  Gegenwart  erheben  kann,  beschäftigt  sich  der  Verfasser 
am  Schlüsse  seiner  Untersuchung.  Er  weist  zuvörderst  (S.  134 f.)  auf 
das  moderne  Schiffspfandrecht  hin,  für  dessen  Regelung  als  L'nterart 
de*  Fahrnispfandrechts  durch  ihn  der  Nachweis  auch  der  geschicht- 
lichen Berechtigung  erbracht  worden  ist.*)  Die  Bodmerei  läßt  er  auch 
hier  bei  Seite,  obwohl  bei  ihr  in  der  ausschließlichen  Sachhaftung 
das  altdeutsche  Recht  am  reinsten  sich  erhalten  hat.  Darüber,  ob 
auch  abgesehen  von  dem  Schiffspfandrecht  die  Fahrnishypothek  hich 
zur  Annahme  empfehle,  spricht  der  Verfasser  sich  nicht  bestimmt  aus. 
Auf  Grund  einer  Betrachtung  des  Für  und  Wider,  bei  der  er  übrigens 
auch  Gierkes  Bemerkungen  (Entwurf  eines  BGB.'s  S.  388 ff.)  hätte  be- 
rücksichtigen sollen,  gelangt  er  (S.  142)  zu  einem  non  liquet.  Daß  er 
aber  doch  mit  seinen  Sympathien  auf  seite  der  bejahenden  Anwort 
steht,  ist  erkennbar  und  begreiflich. 

Kiel.  Max    Pappenheim, 


•)  Mit  Rücksicht  hierauf  hätte  er  allerdings  im  Titel  seiner  Schrift 
die  Schiffe  der  Fahrnis  nicht  koordinieren,  sondern  subordinieren   sollen. 
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Dr.  j u r.  Emil  G o  1  d m a n n ,  Die  Einführung  der  deutschen 
Herzogsgeschlechter  Kärntens  in  den  slovenischen  Stam- 
mesverband. Ein  Beitrag  zur  Rechts-  und  Kultur- 
geschichte (A.  u.  d.  T.:  Untersuchungen  zur  Deutschen 
Staats-  und  Rechtsgeschichte,  herausgegeben  von  Dr. 
Otto  Gierke,  Professor  der  Rechte  an  der  Universität 
Berlin,  68.  Heft.)  8  (X  und  247  S.).  Breslau  1903,  Verlag 
von  M.  u.  H.  Marcus. 

Paul  Puntis Charts  Untersuchung  über  die  „Herzogseinsetzung 
und  Huldigung  in  Kärnten"  (vgl.  diese  Zeitschrift  XX.  Germ.  Abt.  S.  307) 
hat  zunächst  der  Kritik  zu  eingehender  Erörterung  des  ihren  Gegen- 
stand bildenden  Brauches  Anlaß  gegeben.  Jetzt  haben  wir  uns  mit 
einer  diesem  gewidmeten  weiteren  Monographie  zu  beschäftigen, 
welche  die  viel  behandelte  Frage  unter  einem  neuen  Gesichtspunkte 
betrachtet.  Ihr  Grundgedanke  gelangt  in  ihrem  Titel  zu  prägnantem 
Ausdruck.  Gold  mann  weist  die  Bedeutung  der  Besitzergreifung  des 
Kärntner  Herzogtums  lediglich  dem  Akte  der  Besteigung  des  Herzogs- 
stuhles zu  (S.  35  f.) ;  in  der  merkwürdigen  Fürstenstein-Zeremonie  er- 
blickt er  eine  Umbildung  der  altslovenischen  Stammesweihe  (S.  115), 
die  dem  Zweck  „der  feierlichen  Aufnahme  de«,  stammfremden  deutschen 
Herzogs  in  den  slovenischen  Stammesverband"  (S.  241)  dient.  Am 
Füratenstein  wird  der  vom  König  gesandte  Landfremde  zum  Volks- 
genossen gemacht,  durch  das  Besteigen  des  Herzogsstuhls  tritt  der  neue 
Volksgenosse  die  Herrschaft  an.  Das  ist  die  These,  welche  der  Ver- 
fasser der  bisher  allgemein  geltenden  Auffassung  gegenüberstellt. 
Denn  wie  sehr  auch  immer  die  Meinungen  über  die  Bedeutung  der 
Zeremonie  beim  Fürstenstein  i)  auseinander  gingen  —  sie  stimmten 
darin  überein,  daß  sie  die  tlbertragung  der  Herzogsgewalt  zum  Gegen- 
stande habe. 

Wohl  ausgerüstet  hat  der  Verfasser  seinen  Angriff  gegen  die 
geltende  Lehre  unternommen.  Durchweg  legen  seine  Ausführungen  von 
Scharfsinn  und  Gründlichkeit  Zeugnis  ab.  Er  läßt  es  sich  nicht  ver- 
drießen, auch  von  entlegenster  Stelle  das  Material  zur  Aufführung 
seines  Baus  herbeizuschaffen  und  lieber  zu  viel  als  zu  wenig  zu  tun. 
Seine  anregend  und  lebhaft  geschriebene  Untersuchung  bedeutet  ver- 
möge der  allseitig  eindringenden  Betrachtung  ihres  Gegenstandes  unter 
allen  Umständen  eine  wesentliche  Förderung  der  Sache.  Ihr  Haupt- 
ergebnis betreffend  ist  Referent  allerdings  der  Meinung,  daß  dasselbe 
nicht  geeignet  ist,  die  bisherige  Anschauung  zu  verdrängen. 


*)  Ihr  Verlauf  ist  in  dieser  Zeitschrift  a.   a.   O.   S.  308  f.  sreschildert 
worden. 


Literatur.  439 

Zwei  Argumente  macht  Goldmann  (S.  30  ff.,  37  ff.)  gegen  die  Ein- 
fetzungstheorie  geltend,  um  zuvörderst  die  Notwendigkeit  einer  anderen 
Deutung  des  in  Rede  stehenden  Brauches  zu  erweisen.  Vor  allem 
müsse  der  Umstand  befremden,  daß  nach  der  herrschenden  Auffassung 
das  kärntnerische  Herzogsrecht  die  feierliche  Besitznahme  zweier 
Steinobjekte,  des  Fürstensteins  und  des  Herzogsstuhls,  zum  recht.>- 
giltigen  Erwerbe  der  Regierungsgewalt  gefordert  hätte,  während  von 
anderen  indogermanischen,  namentlich  auch  slavischen.  Rechten  immer 
nur  das  solenne  Besteigen  eines  einzigen  Steinobjektes  für  den  feier- 
lichen Regierungsantritt  vorgeschrieben  werde.  Sodann  spreche  gegen 
die  herrschende  Auffassung  der  Fürstensteinzeremonie,  daß  der  Herzog 
bei  ihr  gar  nicht  als  Herzog  erscheine,  sondern  als  ein  schlichter  Mann 
aus  dem  Volke,  daß  es  sich  also  hier  nicht  um  eine  Herzogseinsetzung 
bandeln  könne.  Ich  halte  diese  letztere  Folgerung  nicht  für  schlüssig. 
Denn  wenn  —  gleichviel  aus  welchem  Grunde  —  der  Belehnte  das 
Herzogtum  als  Bauer  empfangen  soll,  wird  er  in  dem  Rahmen  der 
dazu  dienenden  Zeremonie  füglich  nicht  im  Gewände  des  Herzoge 
erscheinen  können.  Daß  er  darum  nicht  schon  mit  ihrer  Beendigung 
als  Herzog  gegolten  hätte,  ist  nicht  gesagt.  Dagegen  kann  dem 
ersten  der  vom  Verfasser  beigebrachten  Argumente  die  Erheblich- 
keit nicht  von  vornherein  abgesprochen  werden.  Zwar  die  Trennung 
des  Erwerbes  und  der  Ausübung  herzoglicher  Gewalt*)  würde  um  so 
weniger  Bedenken  zu  erwecken  brauchen,  als  sie  durch  die  zwischen 
beide  eingeschobene,  kirchliche  Weihe  und  die  anschließende  Feier 
herbeigeführt  sein  könnte.  Daß  aber  nicht  derselbe  Stein,  auf  dem  der 
werdende  Herzog  Platz  nimmt,  dem  Herzog  Gewordenen  als  Sitz 
dient,  drängt  zu  dem  Schlüsse,  daß  nicht  von  allem  Anfang  an  der 
Fürstenstein  die  dem  Herzogsstuhl  eignende  Bedeutung  als  Sitz  des 
obersten  Richters  gehabt  haben  kann. 

Mit  guten  Gründen  macht  der  Verfasser  (S.  42  ff.)  wahrscheinlich, 
daß  der  Fürstenstein  ursprünglich  die  Form  eines  Tisches  gehabt  habe, 
eine  früher  mehrfach  (s.  Puntschart  a.a.O.  S.  16 f.)  vertretene 
Meinung,  die  von  Puntschart  nachdrücklich  bekämpft  worden  war. 
Ist  sie  begründet,  so  wird  man  in  dem  Fürstenstein  mit  dem  Verfasser 
(S.  69 ff.)  ein  ursprünglich  heidnisch-sloveni.sches  Kultobjekt  und  zwar 
einen  Altar  erblicken  und  ferner  für  diesen  im  Hinblick  auf  den  Ort 
seiner  Aufstellung  und  die  spätere  Art  seiner  Verwendung  die  Be- 
deutung eines  Kultmittelpunkts  der  heidnischen  Slovenen  in  Anspruch 
nehmen  dürfen  (S.  71  f.).  Darum  ist  nun  freilich  nicht  gesagt,  wie  der 
Verfasser  (S.  73)  meint,  „daß  der  an  die  örtlichkeit  des  Fürstenstein» 
gebundene  Akt  der  .Herzogseinsetzung'  ursprünglich  eine  sakrale 
Zeremonie  gewesen  sei  oder  zum  mindesten  an  eine  solche  angeknüpft 
haben  müsse".    Aus  der  ererbten   Wertschätzung   der   einstigen  Kult- 


•)  Dieae  Trennung  scheint  mir  durch  Goldmanns  Ausführungen 
tber  die  nachträgliche  Einfügung  des  Schwertritus  (S.  19  fr.,  bes.  23)  er- 
wiesen zu  sein. 


440  Literatur. 

statte  würde  sich  ihre  Verwendung  für  die  das  ganze  Land  angehende, 
bedeutsame  Zeremonie  auch  ohnedies  zur  Genüge  erklären.  Daß  aber 
in  dieser  selbst  die  Erinnerung  an  einstige  sakrale  Kiten  erhalten  ist. 
hat  der  Verfasser  ungeachtet  der  darauf  verwendeten  Mühe  m.  E.  nicht 
zu  erwei.sen  vermocht.  Was  er  für  seine  Ansieht  geltend  macht,  be- 
darf, weil  den  Kernpunkt  seiner  Untersuchung  bildend,  der  näheren 
Prüfung. 

In  erster  Linie  beruft  er  sich  (S,  73flf.)  darauf,  daß  die  bei  der 
Zeremonie  verwendeten  Tiere  scheckig  «.ein  sollen,  ujid  daß  die  Stut'' 
ein  „veltphert"  sein  soll  d.  h.  —  wie  Schönbachi)  unter  Hinweis 
auch  auf  die  bekannten  Stellen  des  Ssp.'s*)  unwiderleglich  dargetaa 
bat  —  noch  nicht  zur  Arbeit  herangezogen  sein  darf.  Ich  habe  mit 
dem  Verfasser  keinen  Zweifel  daran,  daß  die  besondere  Qualifizierung 
der  Tiere  nach  Farbe  und  Werkheiligkeit 3)  auf  alte  Opfervorschrifteu 
zurückgeht.  Aber  wenn  durch  sie  voreinst  diese  Qualifizierung  ge- 
schaffen und  im  Volksbewußtsein  festgewurzelt  war,  so  lag  es  .«ehr 
nahe,  sie  auch  bei  anderer  feierlicher,  wenngleich  nicht  religiöser,  Ver- 
wendung von  Tieren  für  erforderlich  zu  erklären.  Tiere  dieser  Art 
bilden  dann,  wie  die  Vorschriften  des  Ssp.'s  über  Morgengabe  (I  20 
§  1,  24  §  1)  und  „Wergeid  der  Tiere"  (III  51  §  1)  erkennen  lassen,  eine 
besondere  und  besonders  geschätzte  Klasse.  So  wenig  aber  diese  Vor- 
schriften selbst  sakralen  Ursprungs  sind,  so  wenig  kann  ein  solcher 
der  Zeremonie  der  Herzogseinsetzung  schon  um  deswillen  zugeschrieben 
werden,  weil   Tiere  der   bezeichneten  Art  bei   ihr  Verwendung  finden. 

Es  ist  nicht  mehr  als  natürlich,  daß  unser  Verfasser  auch  das 
Brennrecht  der  Portendorfer  (S.  86 ff.)  und  das  Mahdrecht  der  Graden- 
ecker (S.  104 ff.),  sowie  die  von  zwei  Handschriften  des  Schwsp.'s  er- 
wähnte, dreimalige  Umführung  des  Herzogs  um  den  Fürstensteia 
(S.  95  ff.)  als  Stütze  seiner  Meinung  verwertet.  Das  von  dem  Brenner 
zu  entflammende  Feuer  betrachtet  er  als  „das  ,Überlebser  eines  bei 
der  Fürstenstein-Zeremonie  einstmals  zu  sakralen  Zwecken  verwendeten 
Feuers"  (S.  93),  die  geschichtliche  Wurzel  des  Mahdrechts  vermutet  fr 
(S.  114)  in  dem  auch  für  die  Slaven  der  Vorzeit  zu  unterstellenden,  in 
genau  vorgeschriebener,  solenner  Form  sich  vollziehenden  Ritus  dos 
Mähens,  Sammeins  und  Streuens  des  Opfergrases,  und  die  dreimalige 
Umkreisung  des  Steins  stellt  «r  mit  zahlreichen  sakralen  Bräuchen 
gleicher  Art  zusammen.  Eines  näheren  Eingehens  auf  seine  auch  hier 
überall  scharfsinnigen  und  lehrreichen  Aui&führungen  können  wir  unn 
vorerst  enthalten.  Sie  würden,  wenn  seine  Ansicht  sonst  wahrschein- 
lich   gemacht    wäre,    geeignet    sein,    den    Einwendungen    zu    begegnen. 


')  Mitteilungen  des  Instit.  f.  österr.  GesehichtsforschunK  XXI  523  ff. 
—  ')  H  o  m  e  y  e  r  I  491  v.  v.  veltperde.  Ich  finde  keinen  Grund,  mit  ihm 
in  der  alliterierenden  Formel  des  Art.  20  §  1  Buch  I  „tünete  unde  timbor 
unde  veltgande  ve"  den  letzteren  Ausdruck  in  einem  weiteren  Sinne  zu 
verstehen;  vgl.  auch  die  Erklärung  zweier  Handschriften  ebd.  S.  176 
Anm.  5.  —  *)  Der  Ausdruck  ist  nach  Gutalag  18  pr.  (s.  M  ü  1 1  e  n  h  o  f  f 
Altertumskunde  IV  230)  gebildet. 
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die  auf  Grund  jener  nur  zum  Teil  erwiesenen  Bräuehe  gegen  sie  erhoben 
werden  könnten.  Eine  positive  Rolle  bei  der  Deutung  der  Fürsten- 
fetein-Zeremonie  können  sie  aber  nicht  spielen,  da  alles,  was  wir  ron 
ihnen  wissen,  zu  unbestimmt  ist,  um  irgendwie  sichere  Schlüsse  zu 
gestatten. 

Festeren  Boden  fühlen  wir  wieder  unter  den  Füßen,  wenn  wir 
uns  nun  mit  dem  Verfasser  (S.  115  ff.)  der  Frage  zuwenden,  worin  das 
Wesen  der  von  ihm  angenommenen,  ursprünglich  sakralen  Handlung 
bestanden  habe,  deren  Fort-  oder  Umbildung  die  „Herzogseinsetzung" 
darstelle.  Die  Antwort  des  Verfassers  auf  diese  Frage  haben  wir  im 
allgemeinen  schon  kennen  gelernt  (oben  S.  438).  Mit  Recht  bemerkt  er 
(S.  120),  daß  das  eigentümliche  Ritual  der  „Herzogseinsetzung"  eine 
ganz  außerordentliche  Sachlage  als  gegeben  erscheinen  lasse.  Um  eine 
solche  aber  habe  es  sfch  gehandelt,  wenn  ein  Stammiremder,  ein  deutscher 
Reichsbeamter,  über  die  vorwiegend  slovenische  Bevölkerung  Kärn- 
tens die  Herrschaft  übernahm.  Die  Fürstenstein-Zeremonie  beruht  auf 
dem  hiermit  gegebenen  Gegensatze.  Insoweit  stimme  ich,  wie  auch  der 
Verfasser  (S.  244)  anerkennt,  mit  ihm  überein.  Ich  kann  mich  ihm 
aber  in  der  Folgerung  nicht  anschließen,  daß  das  Zeremoniell  der  so- 
genannten Herzogseinsetzung  ursprünglich  den  Zweck  gehabt  habe, 
den  stammfremden  deutschen  Herrscher  in  den  Volksverband  der 
Kärntner  Slovenen  einzuführen  (S.  120).  Unzweifelhaft  hätte  eine  von 
diesem  Gedanken  getragene  Zeremonie  nach  Lage  der  Sache  zur  Aus- 
bildung gelangen  können.  Notwendig  aber  war  das  nicht.  Möglich 
war  es  auch,  den  erwähnten  Gegensatz  in  einem  Zeremoniell  zum  Au.> 
druck  zu  bringen,  welches  der  Form  nach  die  Belehnung  des  stamm- 
fremden Herzogs  als  bloße  Vorstufe  behandelte  und  erst  durch  die  Über- 
tragung der  herzoglichen  Gewalt  seitens  des  dazu  legitimierten  Her- 
zogsbauern rechtlich  wirksam  werden  ließ.  Ob  die  eine  oder  die  andere 
Anschauung  der  Zeremonie  beim  FOrstenstein  zu  Grunde  lag,  läßt  sich 
nur  aus  deren  Betrachtung  selbst  entnehmen.  Auf  diesem  Wege  sucht 
denn  auch  der  Verfasser  den  Nachweis  zu  erbringen,  „daß  die  Fürsten- 
stein-Zeremonie eine  unverkennbare  Ähnlichkeit  aufweist  mit  den  von 
den  indogermanischen  Stämmen  geübten  initiatorischen  Bräuchen  der 
verschiedensten  Art,  nämlich  mit  den  Zeremonien  der  Jünglingsweihe, 
der  Freilassungen,  mit  den  bei  der  Aufnahme  in  Mysterienverbände 
und  sonstige  religiöse  und  politische  Genossenschaften  gebräuchlichen 
Solennitäten,  sowie  endlich  mit  jenen  Riten,  die  bei  der  Einführung 
der  Braut  und  sonstiger  Neulinge  in  die  Haus-  oder  Gesehlechts- 
genossenschaft  üblich  waren"   (S.  124). 

Am  klarsten  tritt  nach  der  Ansicht  des  Verfassers  (S.  130)  die 
von  ihm  angenommene  Bedeutung  der  Zeremonie  in  dem  E  i  n  k  1  e  i  - 
dungÄritus  zu  Tage.  Durch  die  Ablegung  der  Rittertracht  und 
die  Anlegung  der  slovenischen  Volkstracht  manifestiere  der  Herzog 
seinen  Willen,  von  nun  an  ein  Slovene  zu  sein.  Daß  der  Wechsel  des 
Gewandes  diese  Bedeutung  haben  könnte,  ist  unbestreitbar;  der  Ver- 
fasser stellt   (S.    131  ff.)   eine   Anzahl  solcher   Einkleidungsriten    zueam- 
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men.  Auch  herrscht  darüber  kein  Streit,  daß  der  Herzog  als  Slovene 
auftreten  will.  Nicht  erwiesen  ist  aber,  daß  er  dies  tue,  um  in  den 
Stammesiverband  aufgenommen,  und  nicht  vielmehr,  um  als  Volks- 
genosse  zur    Erlangung   der   Herzogsgewalt   geeignet    zu    erscheinen.*) 

„Der  da&  Schauspiel  der  Herzogseinführung  beherrschende  Grund- 
zug liegt  in  dem  Bestreben  des  Herzogs,  den  Zutritt  zum  Fürstensteino 
zu  erlangen"  (S.  146).  Die  Verhandlung  beginnt  damit,  daß  der  Herzog 
vom  Herzogsbauern  die  Räumung  des  Fürstensteins  verlangt.  Da  dieser 
-als  der  Altartisch  desi  Hauptmittelpunktes  der  heidnischen  Slovenen 
betrachtet  werden  darf,  ist  nach  dem  Verfasser  das  Verlangen  des 
Herzogs  zu  deuten  „als  die  Absicht,  mit  der  Stammesgottheit  in  un- 
mittelbare Beziehung  zu  treten".  Der  zum  Erwerbe  der  Mitgliedschaft 
am  Stammesverbande  erforderliche  Kontakt  mit  dieser  Gottheit  werde 
durch  die  Berührung  des  ihr  geweihten  Steines  hergestellt,  auf  dem 
der  Herzog  sich  niedersetzt  (dazu  S.  149 ff.),  nachdem  der  Herzogsbauer 
ihn  geräumt  hat.  Bei  dieser  Deutung  des  „S  i  t  z  r  i  t  u  s"  bleibt  —  um 
von  anderen  Bedenken  hier  abzusehen  —  das  sehr  charakteristische 
Bäumen  des  Steines  durch  den  darauf  sitzenden  Bauern  vollkommen 
unberücksichtigt.  Wenn  der  Herzogsbauer,  wie  Verfasser  (S.  104  und 
sonst)  meint,  an  die  Stelle  eines  früheren  Priesters  getreten  ist,  läßt 
sich  nicht  erkennen,  warum  er  dem  Herzog  den  Altar  überlassen  und 
ihm  nicht  nur  einen  Platz  auf  demselben  einräumen  mußte,  zumal 
da  nach  Ansicht  des  Verfassers  (S.  55  ff.)  der  Fürstenstein  in  seiner 
ursprünglichen  Gestalt  „ein  ,gesider,  eine  Sitzgelegenheit  für  mehrere 
Personen,  darstellte". 

Nachdem  der  Pfalzgraf  dem  Herzogsbauern  das  Entgelt  für  die 
Räumung  des  Stein*  zugesichert  hat,  gäbt  der  Bauer  dem  Herzog  einen 
leichten  Backenstreich,  trägt  ihm  auf,  ein  guter  Richter  zu  sein,  und 
verläßt  darnach  den  Stein.  Der  Verfasser  versteht  diesen  „Backen- 
9  t  r  e  i  c  h  r  i  t  u  s"  in  dem  Sdnne  einer  solennen  Besitzergreifung  des 
den  Priester  ersetzenden  Herzogsbauern  an  dem  die  Aufnahme  in  den 
Stammesverband  anstrebenden  Initianden  (S.  171  f.).  Er  betrachtet  ihn 
also  als  „okkupatorisches  Rechtssymbol"  (S.  165).  Aber  seine  eigenen 
Mitteilungen  (S.  169  nach  Puntschart  S.  141)  lassen  erkennen,  daß 
insbesondere  auch  im  slovenischen  Rechte  das  Schlagen  nicht  nur  der 
ersten  Ausübung  einer  beginnenden,  sondern  auch  der  letzten  Ausübung 
einer  endigenden  Gewalt  als  Ausdruck  dient.  Die  letztere  Bedeutung 
dürfte  ihm  aber  im  vorliegenden  Falle  zuzuschreiben  sein,  wo  e* 
zwischen  der  Feststellung  der  Bedingungen  für  die  Räumung  des 
Steines  und  dieser  selbst  stattfindet. 

Weiterhin  sucht  der  Verfa&ser  (S.  174  ff.)  zu  zeigen,  daß  der  be- 
reits (oben  S.  440)  erwähnte  Feuerritus  in  Verbindung  mit  dem 
Wassertrunk,   den   der  Herzog  aus  einem  Bauernhute   tut,   seine 


*)  In  diesem  Zusammenhanere  ist  auf  den  vom  Verfasser  nicht  b«- 
rilcksichtigten  Zusatz  Jacob  Grimms  Rechtsaltertümer*  I  355  nr.  12a. 
E.  zu  verweisen. 
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Einführung  in  die  aquae  et  ignis  communio  der  Kärntner  Slaven  zur 
Darstellung  gebracht  habe.  Nach  Lage  des  Quellenmaterials  handelt 
•€9  sich  hier  um  eine  Virmutung,  welche  im  Anschluß  an  den  Nachweis 
•der  Theorie  des  Verfassers  gewagt  werden  dürfte,  welche  aber  für  die 
Erbringung  dieses  Nachweises  nicht  ins  Gewicht  fällt. 

Erst  am  Schluste  seiner  Untersuchung  (S.  192  ff.)  wendet  sich 
Ooldmann  der  näheren  Betrachtung  derjenigen  Teile  des  Verfahrens 
tu,  die  in  der  bisherigen  Literatur  vornehmlich  erörtert  worden  sind, 
'des  Frageverfahrens  und  der  Räumung  des  Steins  gegen 
Entgeltleistung.  Es  scheint  mir,  daß  dieses  Verfahren  des  Verfassers 
methodologisch  keinen  Fortschritt  bedeutet.  Die  Berichte  der  Quellen 
beschäftigen  sich  eben  mit  diesen  Teilen  der  Prozedur  am  eingehendsten, 
und  ihre  Darstellung  ist  hier  in  allem  wesentlichen  die  gleiche.  Des- 
halb ist  es  zweckmäßig,  von  hier  aus  an  die  Deutung  der  Zeremonie 
heranzutreten  und  dann  erst  die  nur  vereinzelt  begegnenden  Züge, 
wie  den  Wassertrunk,  oder  die  nur  kurz  und  undeutlich  erwähnten, 
wie  das  Brennrecht,  ins  Auge  zu  fassen.  Der  Verfasser  ist  dagegen 
durch  seine  voraufgegangenen  Ausführungen  für  die  Auslegung  eben 
<ler  den  Kern  des  Verfahrens  bildenden  Riten  auf  einen  ganz  bestimm- 
ten Weg  gewiesen  (S.  193,  200).  Es  kann  daher  nicht  überraschen, 
daß  er  leicht  begreiflichen  Ähnlichkeiten  mit  Initiations-Solennitäten 
«ine  zu  große  Bedeutung  beimißt  und  darüber  charakteristische  Züge 
der  Fürstensteinzeremonie  übersieht  oder  unterschätzt.  Ein  weiterer 
Nachteil  seiner  Methode  ist,  daß  durch  sie  die  eigentliche  Kritik  der 
bisherigen  Deutungsversuche  an  das  Ende  der  Darstellung  verlegt 
wird.  Der  Leser  muß  bis  dahin  der  Untersuchung  des  Verfassers 
immer  mit  dem  Vorbehalte  folgen,  daß  jene  Kritik  sich  als  berechtigt 
erweisen  werde.  Und  doch  versteht  sich,  daß  für  die  Beurteilung 
der  vom  Verfasser  vorgetragenen  Theorie  eben  die  Frage  von  er- 
heblicher Bedeutung  ist,  ob  die  Errichtung  eines  Neubaus  durch 
die  Beschaffenheit  des  von  der  früheren  Lehre  aufgeführten  Gebäudes 
überhaupt  geboten  ist.*^) 

Was  nun  die  Polemik  des  Verfassers  gegen  die  von  Puntschart 
und  von  mir  vertretenen  Ansichten  anbelangt,  so  brauche  ich  auf 
seine  Einwendungen  gegen  die  ja  auch  von  mir  nicht  geteilte  Meinung 
Puntscharts  hier  nicht  nochmals  einzugehen.  Nur  ein  Mißver- 
ständnis hinsichtlich  meiner  Stellungnahme  ihr  gegenüber  möchte  ich 
beseitigen.  Ich  habe  (a.a.O.  S.  310 f.)  nur  sagen  wollen,  daß,  wenn 
der  von  Puntschart  unterstellte  Kampf  zwischen  einer  slavischen 
Bauernschaft  und  einem  Hirtenadel  der  Supane  stattgefunden  habe, 
er    siegreich    geendet   haben    müsse,    da    sonst    der    Formalismus    der 


•)  Allerdings  ist  der  zweite  Abschnitt  von  Goldmanns  Buch 
(S.  24  ff.)  der  „Kritik  der  bisher  vorgebrachten  Lösungsversuche"  gewidmet. 
Daß  aber  die  dort  gebotenen  Ausführungen  nicht  ausreichen,  ist  schon  oben 
(S.  439)  bemerkt  und  wird  eben  durch  das  erneute  Eingehen  des  Verfassers 
auf  die  gegnerischen  Meinungen   (S.  293  ff.)  von  ihm  selbst  bestätigt. 
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Herzogseinsetzung  die  überlieferte  Ges^talt  nicht  angenommen  haben 
würde.  Mich  darüber  zu  äußern,  ob  jener  Kampf  erwiesen  oder  auch 
nur  wahrscheinlich  gemacht  sei,  hatte  ich  um  so  weniger  Veranlassung; 
als  ich  eine  Hindeutung  auf  einen  derartigen  Kampf  und  Sieg  der 
Bauernschaft  in  dem  Zeremoniell  der  Herzogseinsetzung  jedenfalls  nicht 
zu  erblicken  vermochte  (S.  311).  Ich  habe  daher  auch  in  dem  Worte 
„Bauernherzog"  da&  Wort  „Bauer"  nur  in  demselben  Sinne  gebraucht, 
den  es  in  dem  Worte  ,, Herzogsbauer"  hat.  Es  sollte  damit  nur  der 
aus  der  »lovenischen,  wesentlich  bäuerlichen  Volksgemeinschaft  hervor- 
gegangene im  Gegensatz  zu  dem  von  außen  kommenden,  durch  die 
Belehnung  gesetzten  Herzog  bezeichnet  werden  (s.  auch  Goldmann 
S.  244).  Der  größte  Teil  der  vom  Verfa&ser  gegen  mich  gerichteten 
Ausführungen  (S.  197  f.)  trifft  mich  daher  in  Wahrheit  nicht.  Was  er 
aber  darüber  hinaus  vorbringt,  dürfte  für  seinen  Zweck  kaum  aus- 
reichen. Er  meint  (S.  198),  „man  müßte  den  alten  Slovenen  eine  ge- 
radezu raffinierte  Allegorisierungstechnik  und  Allegorisierungsmanie 
zuschreiben,  wollte  man  annehmen,  daß  sie  in  einem  symbolischen 
Rechtsakte  hätten  die  historische  Aufeinanderfolge  der  Epoche  des 
Bauernherzogtums  und  des  Königsherzogtums  darst-ellen  wollen.  Das 
wäre  eine  politische  Allegorie,  wie  sie  vielleicht  ein  späterer  reflektie- 
render Geschichtsschreiber  oder  ein  gelehrter  Dichter  hätte  ersinnen 
können,  nie  und  nimmer  aber  das  kulturell  damals  verhältnismäßig  noch 
so  niedrigstehende  Volk  der  Slovenen,  bei  dem  ein  so  sehr  reflektieren- 
der geschichtlicher  Sinn  nicht  vorausgesetzt  werden  darf."  Damit  hält 
der  Verfasser  (S.  198  f.)  meine  Deutung  der  Zeremonie  für  abgetan.  Ich 
kann  mich  demgegenüber  mit  dem  Hinweise  begnügen,  daß,  wenn  die 
Bemerkung  Goldmanns  begründet  wäre,  sie  ohne  Zweifel  in  noch 
höhcrem  Grade  von  seiner  Theorie  der  Stammesweihe  zu  gelten  hätte. 
Nachdrücklich  Einspruch  zu  erheben  habe  ich  aber  gegen  seine  Be- 
hauptung (S.  197),  ich  hätte  zur  Begründung  meiner  Hypothese  nicht 
viel  mehr  als  bloße  Vermutungen  vorzubringen  vermocht.  Wenn  der 
Herzogsbauer  auf  dem  Fürstensteine  sitzt,  der  Pfalzgraf  den  Bauern 
zu  dessen  Räumung  und  Abtretung  an  den  als  Herzog  Legitimierten 
auffordert,  der  Bauer  ein  Entgelt  für  die  Räumung  fordert  und  be- 
willigt erhält,  darauf  dem  Herzog  aufträgt,  ein  guter  Richter  zu  sein, 
und  unter  Mitnahme  der  zur  Gegenleistung  gehörenden  Tiere  den  Stein 
räumt,  den  nun  der  Herzog  besteigt,  so  drängt  sich  aus  alledem  mit 
zwingender  Gewalt  die  Vorstellung  auf,  daß  der  Fürstenstein  der  Sitz 
des  obersten  Richters  ist,  daß  als  solcher  der  Herzogsbauer  figuriert*), 
daß  der  Herzog  von  ihm  die  Übertragung  von  Stein  und  Gewalt 
fordert  und  gegen  Entgelt  erlangt.  Es  ist  nur  ein  einzelner,  wenn 
auch  bezeichnender  Zug,  daß  der  Bauer  mit  übergeschlagenen  Beinen 
dasitzen  soll.    Freilich  will  der  Verfasser  Jakob  Grimms  Deutung 


')  Den  vom  Verfasser  (S.  211)  unterstellten  Gegensatz  zwischen 
Bauemherzog  und  (oberstem)  Richter  kann  ich  nicht  als  vorhanden  an- 
erkennen. 
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<ier  Beinverschrilnkuüg,  der  ich  mich  gegen  Piintschart  ange- 
schlossen habe,  nicht  als  richtig  gelten  lassen.  Er  wendet  gegen  sie 
einmal  ein,  daß  ^ich  der  Beamtencharakter  des  Herzogsbauers  nicht 
erweisen  lasse.  Aber  ich  habe  (a.  a.  O.  S.  312)  mit  den  Worten,  der 
Bauernherzog  trage  in  seiner  äußeren  Erscheinung  das  Nachdenken 
über  Geschäfte  seines  „Amt«s"  zur  Schau,  ihn  selbstverständlich  nicht 
al&  einen  „Beamten"  bezeichnen  wollen.  Weiter  glaubt  der  Verfasser, 
es  liege  für  den  Bauer  ein  Anlaß  zu  nachdenklicher  Beschaulichkeit 
nicht  vor,  seine  ungeteilte  Aufmerksamkeit  müsse  vielmehr  dem  heran- 
nahenden festlichen  Zuge  zugewendet  gedacht  werden.  Aber  auch  die 
Soester  Schrae  fordert  doch  die  Beinverschränkung  des  Richters  zu- 
sammen mit  dem  gründlichen  Nachdenken  über  den  zu  entscheidenden 
Fall !  Der  Verfasser  versteht  die  Beinverschränkung  als  einen  Ab- 
wehrgestus.  Was  er  hierfür  (S.  212  ff.)  geltend  macht,  ist  von  sehr 
verschiedenem  Werte,  Indessen  ist  die  Frage  von  geringer  Bedeu- 
tung, da  die  von  mir  v-ertretene  Deutung  der  ganzen  Zeremonie  auch 
mit  der  Ansicht  des  Verfassers  über  den  Sinn  der  Beinverschränkung 
sich  vertragen  würde. 

Während  nun  in  den  bezeichneten  Teilen  des  Zeremoniells  der 
Gedanke  entgeltlicher  Übertragung  des  Fürstensteins  deutlich  zutage 
tritt,  sehen  wir  uns  vergeblich  nach  irgend  einem  Bestandteile  diese-s 
Zeremonielles  um^  der  auf  die  Idee  der  Einführung  in  den  Stammes- 
verband mit  Sicherheit  hinwiese.  Das  Prüfungsverfahren  und  die  Ent- 
geltleistung würden  freilich  bei  einer  solchen  ebensowohl  Anwendung 
finden  können,  wie  bei  einer  Übertragung  der  Herrschergewalt.  Aber 
gegen  den  Verfasser  spricht  doch,  daß  er  genötigt  ist  (S.  218  ff.,  vgl. 
auch  S.  41),  die  überlieferten  Fragen,  die  der  Bauer  stellt,  al«  das 
Ergebnis  einer  Umwandlung  zu  betrachten,  während  die  von  ihm  be- 
kämpfte Ansicht  eben  mit  der  uns  erhaltenen  Gestalt  der  Fragen  in 
vollem  Einklänge  steht.  Und  was  die  Entgeltleistung  anbetrifft,  so 
deutet  wenigstens  die  Gewährung  der  Abgabenfreiheit  durch  den  Her- 
zog an  den  Herzogsbauer  darauf  hin,  daß  jener  hier  als  ein  nicht  die 
Aufnahme  in  die  Stammesgemeinschaft,  sondern  die  Einräumung  der 
Herzogsgewalt  Begehrender  auftritt. 

Muß  nach  dem  Bemerkten  daran  festgehalten  werden,  daß  der 
Verfasser  das  Prüfungs-  und  zumal  das  Räumungsverfahren  mit  seiner 
Theorie  nicht  in  Einklang  gebracht  hat,  so  ist  andererseit«  zwei  Mo- 
menten, in  denen  er  eine  Bestätigung  seiner  Ansicht  erblicken  zu 
dürfen  glaubt,  jede  Bedeutung  in  dieser  Richtung  abzusprechen.  Das 
ist  einmal  der  Umstand,  daß  anscheinend  ursprünglich  die  Fürsten- 
stein-Zeremonie nicht  bei  jedem  Regierungswechsel,  sondern  nur  dann 
.stattfand,  wenn  nach  dem  Aussterben  eines  Herzogsgeschlechtes  der 
deutsche  König  das  heimgefallene  Lehen  an  ein  Mitglied  eines  andern 
Geschlechts  von  neuem  ausgetan  hatte.  Daß  dies  die  österreichische 
Reimchronik  sagt,  hat  Schönbach  gezeigt;  daß  ihre  Auffassung  dem 
ursprünglichen  Sachverhalt  entspricht,  ist  von  Goldmann  (S.  238 f.) 
gegen  P  u  n  t  s  c  h  a  r  t  (S.  102  f.)  und  v.  Wretschko  (Gott.  gel.  Anz. 
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1900  S.  962  Anm.  2)  mindestens  wahrscheinlich  gemacht  worden.  Da& 
aber  die  Einsetzung  immer  nur  des  Ahnherrn  eine&  Herzogegeschleehte». 
vom  Standpunkte  der  herrschenden  Lehre  aus  unerklärlich  bliebe, 
kann  G  o  1  d  m  a  n  n  (S.  238)  schlechterdings  nicht  zugegeben  werden.. 
Denn  es  begreift  sich  leicht,  daß  für  die  in  der  Fürstenstein-Zeremonie^ 
enthaltene  Reaktion  des  früheren  Landesrechts  gegen  die  Entsendung 
des  Herzogs  durch  den  König  nach  d«m  Heimfall  des  Lehens  mehr 
Veranlassung  gegeben  war,  als  im  Falle  der  bloßen  Lehenserneuerung. 
Und  nicht  anders  verhält  es  &ich  im  Ergebnis  mit  dem  zweiten  von 
Gold  mann  (S.  240  f.)  zu  Gunsten  seiner  Deutung  der  Fürstenstein- 
Zeremonie  verwerteten  Moment,  daß  die  sie  begleitenden  Erklärungen 
in  slovenischer  Sprache  stattfanden.  Das  stimmt  unleugbar  zu  der 
Theorie  de&  Verfassers,  aber  nicht  minder  auch  zu  der  Annahme,  daß 
es  sich  bei  dem  Akte  um  eine  formelle  Übertragung  der  Herzogsgewalt 
nach  Maßgabe  des  alten  Landesrechts  im  Gegensatze  zu  der  Belehnung 
des  Herzogs  durch  den  König  gehandelt  habe. 

Nach  alkdem  glaube  ich  keine  Veranlassung  zu  haben,  die  früher 
von  mir  vertretene  Ansicht  über  die  Bedeutung  der  Fürstenstein- 
Zeremonie  aufzugeben.  Ich  kann  auch  den  Beweis  dafür  nicht  ala 
erbracht  ansehen,  daß  die  Schilderung  dies«r  Zeremonie  seitens  der 
Quellen  auf  eine  zur  Zeit  vor  deren  Entstehung  bereits  erfolgte  Um- 
bildung des  Aktes  nach  seiner  eigentlichen  Bedeutung  hinwiese.  Die 
Sonderung  der  Fürstenstein-  und  der  Herzogstuhls-Zeremonie  allein 
reicht  für  diesen  Beweis  nicht  aus.  Das  Best-eigen  des-  Herzogstuhls 
hätte  auch  durch  den  lediglich  vom  König  Belehnten  zwecks  feierlichen 
Amtsantritts  erfolgen  können.  Dem  Rechtstitel  der  Belehnung  will 
die  Herzogseinsetzung  einen  nationalen  Rechtstitel  der  Übertragung 
zur  Seite  setzen.  Sie  bedient  sich  dazu  des  altgeheiligten  Fürstensteins, 
den  der  Herzogsbauer  als  formeller  Inhaber  der  obersten  Richtergewalt 
einnimmt,  um  diese  durch  seine  Räumung  dem  Herzog  zu  übertragen. 
Ea  ist  wohl  möglich,  daß  diese  Anlehnung  der  Zeremonie  an  den  alten 
Stammesaltar  die  Verwendung  einzelner  Riten  aus  dem  heidnischen 
Kult  zur  Folge  gehabt  hat  (Farbe  der  Tiere,  Umkreisung  des  Steines). 
Aber  keinesfalls  kann  dies  daran  etwas  ändern,  daß  in  dem  Gehalt  dor 
Fürstenstein-Zeremonie  selbst  nur  der  Gedanke  der  Steinübertraguug, 
nicht  der  der  Aufnahme  in  die  Stammesgemeinschaft  zum  Ausdruck 
gelangt. 

Kiel.  .  M  ii  X    P  a  p  p  e  n  h  e  i  m. 


F.  K  e  u  t  g  e  n ,  Ämter  und  Zünfte.  Zur  Entstehung  des  Zunft- 
wesens. X  und  256  S.  Jena,  Gustav  Fischer,  1903. 

Mit  der  reifen  Gabe,  welche  uns  Keutgen  hier  beschert,  haben 
wir  eine  bedeutende  Leistung  auf  viel  umstrittenem  Gebiet  zu  be- 
grüßen, die  nach  den  verschiedensten  Riehtungen  Klarheit  zu  sehafTen 
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imstande  ist.  Quellenmäßige  Forschung,  vorsichtiges  Urteil,  gute  Grup- 
pierung eines  großen  Stoffmaterials  eignen  dem  Buche  in  hohem  Maßo. 
Der  Verfasser  hat  sich  eine  doppelte,  überaus  zeitgemäße  Aufgabe  ge- 
stellt: die  Ansicht  vom  hofrechtlichen  Ursprung  der  Zünfte  mit  neuen 
Argumenten  auf  vertiefter  Grundlage  zu  bekämpfen  und  selbst  für  die 
Entstehung  der  Zünfte  eine  positive  These  aufzustellen.  Freilich  wurde- 
der  hofrechtliche  Ursprung  der  Zünfte  schon  seither  dank  den  geist- 
vollen Aufsätzen  v.  B  e  1  o  w  s  von  der  Mehrheit  der  Sachverständigen 
abgelehnt.  Gleichwohl  war  es  den  wiederholten  Versuchen  von  R  u  - 
dolf  Eberstadt  (Magisterium  und  Fraternitas,  Schmollers  For- 
schungen Bd.  XV;  Der  Ursprung  des  Zunftwesens  und  die  älteren 
Handwerkerverbände  des  MAs,  Leipzig  1900),  den  gegenteiligen  Stand- 
punkt aufs  neue  zu  stützen,  gelungen,  selbst  auf  Wirtschaftshistoriker 
von  der  Bedeutung  von  Jnamae  einen  gewissen  Einfluß  zu  machen. 
Man  konnte  den  peinlichen  Eindruck  gewinnen,  daß  mit  der  großen- 
teils ablehnenden  Kritik,  die  jene  Versuche  erfahren  haben,  die  Sach"^ 
noch  nicht  abgetan  sei,  daß  auch  die  herrschende  Ansicht  noch  schwache 
Punkte  aufweLs«,  die  einer  näheren  Begründung  mit  erweitertem  Be- 
weismaterial bedurften.  Namentlich  nach  der  positiven  Seite,  welche 
das  Wesen  der  Zunft  in  der  Verbindung  freier  Einung  mit  dem  Zunft- 
zwang darzulegen  hatte,  blieb  auch  nach  den  aufklärenden  Arbeiten 
von  Belows  gar  manches  zu  tun.  Hier  setzt  K  e  u  t  g  e  n  ein.  Er 
unternimmt  es,  in  elf  Kapiteln  fünf  Probleme  zu  behandeln:  die  Stel- 
lung des  Handwerks  auf  den  Grundherrschaften,  die  Stellung  des  Hand- 
werks auf  dem  städtischen  Markte,  das  Verhältnis  beider  zueinander, 
den  etwaigen  Übergang  höriger  Handwerker  von  der  Fronarbeit  zur 
freien  Marktarbeit,  die  Anfänge  der  Organisation  des  städtischen  Hand- 
werks, endlich  die  maßgebenden  Vorgänge  beim  Entstehen  der  auto- 
nomen Handwerkerverbände. 

Den  hof rechtlichen  Ursprung  der  Zünfte  hat  Eberstadt  nicht 
bewiesen,  weil  er  nicht  zu  beweisen  ist.  Durch  vielfache  Wieder- 
holung des  zu  beweisenden  Satzes  wird  noch  kein  Beweis  erbracht. 
Kronzeuge  für  die  Hofrechtstheorie  ist  stets  das  Capitulare  de  villis 
Karls  d.  Gr.  gewesen.  Ihm  wendet  sich  Keutgen  zunächst  zu  und 
kommt  in  bemerkenswerten  Ausführungen  gegenüber  G  a  r  e  i  s  (die 
Landgüterordnung  Karls  d.  Gr.  1895)  zu  dem  m.  E.  sichern  Ergebnis, 
daß  in  dem  Capitulare  weder  von  Handwerksmeistern  im  technischen 
Sinne,  noch  viel  weniger  von  hofrechtlichen  Handwerkerverbänden  dio 
Rede  ist.  An  Hand  der  gleichzeitigen  Brevium  exempla  ad  Describendas 
Res  Ecclesiasticas  et  Fiscales  erweist  Keutgen,  daß  von  den  Be- 
stimmungen des  Capitulare,  wonach  auf  den  Krongütern  alle  Hand- 
werke vertreten  sein  sollten,  die  Wirklichkeif  seltsam  kontrastierte, 
daß  es  eben  offenbar  vielfach  selbst  an  den  notwendigsten  Handwerkern 
gebrach.  Im  zweiten  Kapitel  geht  Keutgen  den  Handwerkern  auf 
den  geistlichen  Grundherrschaften  nach.  Die  Fragestellung  wird  da- 
hin präzisiert-,  ob  unter  der  selbstverständlichen  Voraussetzung  des 
Vorhandenseins  grundherrlicher  Handwerker  dieselben  an  Zahl   inner- 
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halb  der  einzelnen  Handwerkergattungen  so  bedeutend  waren,  daß 
j^eine  innungsartige  Organisation  denkbar  wäre,  auch  wo  sonst  von 
ihr  keine  Spur  zu  sehen  ist".  Im  einzelnen  seien  namentlich  die  Sätze 
hervorgehoben,  daß  «in  rechtlicher  Unterschied  zwischen  den  als  Hand- 
werker tätigen  Knechten  und  den  Ackerknechten  nicht  gemacht  wer- 
den darf,  beide  gehören  zum  Hausgesinde;  sodann,  daß  von  einer  Hand- 
werksorganisation auf  den  Grundherrschaften  noch  nicht  gesprochen 
werden  darf,  wenn  einem  Handwerksmeister  ein  oder  einige  Gesellen 
und  Lehrlinge  zur  Seite  stehen.  An  klösterlichen  Grundherrschaften 
erörtert  Keutgen  die  überlieferten  Verhältnisse  der  hofhörigen 
Handwerker  zu  Farfa  in  Italien,  zu  Corbie  in  Frankreich,  zu  Werden 
an  der  Ruhr,  zu  Saint-Trond  bei  Lüttich,  zu  Bödeken  in  Westfalen, 
zu  Reichenau;  in  dem  berühmten  Bauriß  des  Klosters  St.  Gallen,  der 
umfangreiche  Werkstellen  und  Schlafräume  für  Handwerker  vorsieht, 
erblickt  Keutgen  eine  ideale  Zeichnung,  beeinflußt  durch  die  Regel 
des  hl.  Benedikt,  wonach  alle  Klosterbedürfnisse  im  Kloster  zu  bo- 
fri€digen  sind.  Zu  den  Ausführungen  über  die  Matricularii  des  Klosters 
Corbie  wären  die  Paralleluntersuchungen  von  H,  Schaefer,  Pfarr- 
kirche und  Stift  im  deutsehen  Mittelalter  (Stutz,  Kirchenrechtl. 
Abhdlgn.  III)  S.  90  ff.  zu  vergleichen  gewesen.  Zu  Note  86  möchte 
ich  bemerken,  daß  die  Stelle  der  s.  Gebhard-Vita  über  die  Zuteilung 
von  hörigen  Handwerkern  an  die  von  ihm  gegründete  Benediktiner- 
abtei Petershausen  bei  Konstanz  auch  von  Ke  u  t  g  e  n  (gleich  Hegel, 
Entstehung  des  Städtewesens  S.  117)  nicht  richtig  aufgefaßt  wird. 
Wie  die  Vita  ausdrücklich  bemerkt,  kann  von  einer  völligen  Ab- 
schichtung  der  dort  genannten  bischöflichen  Handwerker  überhaupt 
nicht  die  Rede  sein.  Es  liegt  vielmehr  nur  eine  Anweisung  des 
Bischofs  an  sein  höriges  Handwerkerpersonal  in  der 
Stadt  Konstanz  vor,  gegen  Zehrung  die  Bedürfnisse  des  Klosters 
zu  befriedigen.  Mithin  waren  diese  Handwerker  unter  die  bischöf- 
lichen Hofhandwerker  zu  stellen,  von  denen  Keutgen  gleich  hernach 
handelt.  Der  Verfasser  gelangt  nämlich  zur  Aufstellung  des  bisher 
nicht  beachteten  Gegensatzes  zwischen  den  hofhörigen  Handwerkern 
der  Abteien  und  denen  der  Bischöfe.  Die  Abteien  verfügten  in  mehr 
oder  minder  vollständiger  Weise  über  Handwerker  der  verschiedensten 
Gattungen,  jedoch  „nie  in  genügender  Menge,  als  daß  sich  innung.^- 
artige  Verbände  aus  ihnen  hätten  bilden  können".  Die  Klöster  lagen 
vielfach  abseits  der  Städte.  Da  aber  in  den  Städten  die  Zünfte  ent- 
standen sind,  müßte,  wie  Keutgen  mit  Recht  hervorhebt,  gerade 
über  bischöfliches  Handwerkspersonal  ein  erdrückender  Beweis  bei- 
gebracht Averden.  Hier  versagen  aber  die  Quellen  völlig.  Selbst  in 
dem  zahlreichen  Gesinde  des  Erzbischofs  von  Köln  finden  sich  Hand- 
werker nur  in  ganz  untergeordnetem  Maße.  Denn  hier  in  den 
Städten  standen  den  Bischöfen  wirtschaftlich  unabhängige  Arbeiter 
—  mochten  sie  persönlich  frei  oder  unfrei  sein  —  von  Anfang  au 
zur  Verfügung.  Dafür  liefert  schon  das  Edictum  Pistense  von  Karl  d. 
Kahlen  (M.  G.  Capitularia  II  319)  vollen  Beweis.   Da  die  Städte  aus  von 
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den  Bi>thöteii  gegründeten  und  selörderton  .Markt;«  nsiedeluui;en  mit 
freiem  Marktverkehr  hervorgegangen  sind,  ist  es  ganz  au*geschlosäen, 
daß  die  Bischöfe  selbst  ., durch  Heranziehen  einer  großen  Hofhand 
werkijorganisation  ihre  wertvollste  Schöpfung  im  Keime  zu  ersticken 
versucht  haben  sollten."  Die  vorhin  angedeutete  Stellung  der  Peters- 
hauser  Xotiz  beweist  allerdings,  daß  auch  der  Bischof  von  Konstanz 
am  Ende  des  10.  Jahrhunderts  'coquos  et  pistores,  caupones  et  fullone.-, 
sutores  et  hortulanos,  carpentarios  et  siugularum  artiuni  magistro.s' 
besaß.  Der  Schluß  ist  zwar  offenbar  eine  rhetorische  Floskel.  Im 
13.  Jahrhundert  werden  jedenfalls  nur  noch  'mesenere,  phister  und 
ambetliute'  des  Bischofs  von  Konstanz  genannt  (Vgl.  Meine  Grund 
eigentumsurkunden  No.  36a). 

Das  dritte  Kapitel  gilt  dem  erneuten  Nachweise,  daß  ein  Über- 
gang der  zum  Hausgesinde  des  Grundherrn  zählenden  hörigen  Hand- 
werker zur  MarktArbeit  nirgends  zu  beobachten  ist.  Scharf  scheidet 
K  e  u  t  g  e  n  mit  Eecht  diese  Tageschalken  von  der  Masse  der  Servi 
casati,  die  nur  gemessene  Dienste  leisten,  im  übrigen  aber  freie  Herren 
ihrer  Zeit  und  Arbeit  sind.  Die  letzteren,  als  Hörige  persönlich  unfrei, 
als  Handwerker  wirtschaftlich  frei,  bildeten  ein  starkes  Kontingent 
des  städtischen  Handwerks,  sind  aber  für  die  Hofreehtstheorie  nicht 
/.u  verwerten.  Hierher  gehören  unfreie  Bauernsöhne,  die  in  der  Stadt 
dem  Handwerk  nachgehen,  ihrem  Leibe.sherrn  aber  bis  zur  vollen  Aus- 
bildung des  Satzes:  „Stadtluft  macht  frei"  ruhig  weiter  Zinsen.  Schade, 
daß  Keutgen  hier  nicht  besonders  auf  die  wichtige  Kategorie  der 
Wachszinsigen  näher  eingetreten  ist.  Die  Hörigen  aber,  die  im  vollen 
Tagesdienst  der  Herren  standen,  für  den  Markt  arbeiten  zu  lassen,  das 
verbot  den  Grundherren  schon  ihr  eigenes  Interesse.  Brachten  sie  doch 
selbst  die  von  ihrem  Hofgesinde  erarbeiteten  Betriebsüberschüsse, 
namentlich  an  Wein  und  Korn,  auf  den  Markt.  Schärfer  noch  tritt  die 
Scheidung  zwischen  Hofhandwerkorn  und  Markthandwerkern  in  den» 
Kampf  hervor,  der  allenthalben  im  11. — 13.  Jahrhundert  über  die 
Steuerfreiheit  der  Servitutes  ecclesiae  zwischen  den  erstarkenden 
Bürgerschaften  und  dem  Stadtherrn  geführt  wird.  Ihm  Lst  das  vierte 
Kapitel  gewidmet.  Überall  kommt  der  Satz  zum  Au.sdruck:  „Dienat 
im  Hause  sichert  vor  den  öffentlichen  Verpflichtungen".  Nur  das  wirk- 
liche Hausgesinde  und  damit  die  ausschließlich  für  den  Grundherru 
arbeitenden  Handwerker  sind  vom  Marktgericht  und  allen  öffentlichen 
.\bgaben  befreit.  Gehen  aber  Hörige  mit  Erlaubnis  ihres  Leibesherrn 
zum  Marktbetrieb  über  —  si  volunt  esse  mercatores  —  so  unterliegen 
sie  dem  Marktrichter  und  den  öffentlichen  Lasten  der  Mercatore^. 
Im  Zusammenhange  der  Quellenbelege  hätte  hier  der  Satz  10  des 
Konstanzer  Sühuebriefs  zwischen  Bischof  und  Stadt  von  1255  (Meine 
L^rkk.  Nr.  36  a  S.  44)  seine  Stelle  finden  müssen,  das  Zitat  in  Nr.  165 
läßt  .seinen  bedeutsamen  Inhalt  nicht  erkennen.  Eine  feine  und  neue 
Bemerkung,  die  sich  mir  schon  längst  bei  meinen  Konstanzer  Fo-- 
schungen  aufgedrängt  hat  —  ich  werde  demnächst  ausführlich  darüber 
bandeln  — .  finde  ich  auf  S.  69  im  An.schluB  an  ein  Wormser  Reichs- 
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urteil  von  1182  ausgesprochen:  daß  nämlich  offenbar  au  zahlreichen 
Orten  Leute  sich  in  die  Hörigkeit  der  geistlichen  Grund-  und  Stadt- 
herren begaben,  um  sich  den  öffentlichen  Lasten  zu  entziehen.  „Das 
kennzeichnet  eine  Bewegung  in  gerade  umgekehrter  Richtung  zu  der 
von  der  hofrechtlieben  Theorie  angenommenen".  Das  fünfte  Kapitel 
beschäftigt  sich  mit  den  Verhältnissen  der  Handwerker  in  Straßburg 
und  Trier  im  besonderen.  Der  Verf.  setzt  sich  hier  Tor,  zu  unter- 
suchen, ob  die  Darstellung  der  städtischen  Gewerbeorganisation  im 
ältesten  Straßburger  Stadtrecht  und  im  Liber  annalium  iurium  ar- 
ehiepiseopi  et  ecclesie  Trevirensis  —  Hauptbelege  der  Hofrechtstheorie 
—  den  vorstehenden  Ergebnissen  widersprechen.  Ausgangspunkt  ist 
ihm  der  für  Straßburg  urkundlich  belegte  Satz,  daß  die  Hofhandwerker 
der  Stiftsimmunitäten  vom  Marktverkehr  ausgeschlossen  waren,  daß 
dagegen  die  Markthandwerker  möglicherweise  persönlich  unfrei  aber 
wirtschaftlich  selbständig  waren.  „Durch  förmliches  Rechtsgeschäft 
konnte  selbstverständlich  jeder  Grundherr  einen  oder  mehrere  seiner 
Hofdiener  aus  dem  Hof  verbände  entlassen;  aber  man  ist  entweder  das 
eine  oder  das  andere;  ein  allmählicher  Übergang  bleibt  ausgeschlossen". 
Von  diesen  Unterlagen  aus  untersucht  K  e  u  t  g  e  n  die  Rechtsnatur  der 
in  den  beiden  genannten  Quellen  erwähnten  Abgaben  an  den  Stadt- 
herrn. Er  berührt  zunächst  das  überhaupt  beobachtete  Streben  der 
Stadtherren,  die  Freikeit  der  gesamten  Bürgerschaft  zu  mindern  oder 
ihr  neue  unerhörte  Lasten  aufzuerlegen.  Freilich  sprechen  mich  die 
Argumente  nicht  an,  die  K  e  u  t  g  e  n  für  die  Überbürdung  der  ganzen 
Speyerer  Bürgerschaft  mit  dem  Besthaupt  anführt.  „In  den  Bischofs- 
städten saßen  die  Eingewanderten  zweifellos  zum  großen  Teil  auf 
Kirchenland"  ist  ein  Satz,  den  ich  von  dieser  Seite  nicht  erwartet  hätte. 
Auch  für  Speyer  müssen  wir  eine  freie  Marktgründung  annehmen. 
Da  besteht  aber  die  Hauptschwierigkeit  darin,  zu  erklären,  wie  d'e 
größtenteils  freie  Gemeinde  des  Marktareals  unter  das  Hauptrecht  des 
Bischofs  gebracht  wurde.  Überhaupt  muß  ich  hier  einen  Punkt  l>e- 
rühren,  der  in  dem  Buche  nicht  genügend  hervortritt.  Wenn  in  der 
Frühzeit  städtischen  Wesens  Unfreie  des  Stadtherrn  zum  Markte  über 
traten,  so  bauten  sie  sich  innerhalb  des  Marktgebietes  —  auf  freier 
Scholle  —  an  und  gehörten  somit  von  Hause  aus  zu  den  Marktansied- 
lern, die  ja  notorisch  dank  Keutgens  und  B  e  1  o  w  s  Forschungen 
eine  Menge  Handwerker  umschlossen  und  den  Kern  der  Altbürger- 
schaft darstellten.  Demgegenüber  bildeten  die  Elemente,  aus  denen  die 
Zunftbewegung  entstand,  eine  jüngere  und  niedere  Schicht.  Es  dürfte 
ja  nicht  allzuschwer  fallen,  hier  die  Brücke  zu  schlagen.  Aber  bei 
K  e  u  t  g  e  n  ist  die  ganze  Frage  übergangen.  Im  einzelnen  hält 
K  e  u  t  g  e  n  gleich  B  e  1  o  w  und  G  o  t  h  e  i  n  die  Fünftagfron  der  Straß- 
burger Bürgerschaft  für  nicht  hofrechtlich.  Der  ansprechenden  Er- 
klärung Belows,  sie  als  Äquivalent  für  Almeudrechte  zu  fassen, 
schließt  sich  Keutgen  ohne  Grund  nicht  voll  an.  Die  Leistungen, 
welche  in  Straßburg  und  Trier  die  einzelnen  Gewerbe  zu  entrichten 
haben,  worden  überzcMigend  als  öffentlich-rechtliche  Abgaben  der  freien 
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Markthaudwerker  zur  Hof-  und  Heersteuer  erwieseu.  Die  Sonderstel- 
lung der  in  Hofhörigkeit  befindliehen  Münzer  findet  im  Monopol- 
eharakter  des  Münzregals  ihre  naturgemäße  Erklärung.  So  ist  das  Er- 
gebnis des  K  e  u  t  g  e  n  sehen  Buches  in  dem  ersten  negativen  Teile,  daß 
,,die  Erklärung  der  Zünfte,  ihrer  Entstehung  und  ihres  Wesens"  aus 
dem  Hof  recht  unmöglich  ist,  daher  „aus  dem  städtischen  Rechts-  und 
Wirtschaftsleben  allein  herausgefunden  werden  muß". 

Es  folgt  vom  6.  Kapitel  an  der  aufbauende  Teil  der  Unter- 
fiuchung.  Den  Grund,  weshalb  die  Lehre  von  dem  freien  Ursprung 
der  Zünfte  noch  nicht  zur  allgemeinsten  Anerkennung  vorgedrungen 
ist,  erblickt  der  Verf.  in  „einer  methodischen  Schwäche".  ,.Man  hat 
auf  die  Stabilierung  eines  bestimmten  juristischen  Prinzips  nicht  Wert 
genug  gelegt,  aus  dem  ihre  Entstehung  herzuleiten -wäre".  „Mit  dem 
Prinzip  der  freien  Einung,  dem  lebhaften  Assoziationstrieb  hat  man  es 
immer  noch  zu  leicht  genommen,  seiner  schöpferischen  Kraft  immer 
noch  zuviel  zugetraut".  Hier  will  Keutgen  Wandel  schaffen.  Sein 
Weg  ist  kurz  gesagt  der  folgende:  Die  Zünfte  sind  ihm  nicht  aus 
freiem  Genossenschaftstrieb  hervorgegangene  Verbände,  denen  nach- 
träglich obrigkeitliche  Genehmigung,  Ordnung  und  Zwangsbefugnisse 
zuteil  wurden.  Vielmehr  knüpft  er  die  Zunftbildung  selbst  an  obrig- 
keitliche Einrichtungen  an:  aber  nicht  an  solche  privater  Grundherren, 
sondern  an  solche,  die  vom  Inhaber  der  öffentlichen  Gewalt  ausge- 
gangen sind.  Die  Hauptleistung  des  Buches  besteht  darin,  daß  es  die 
brauchbaren  Ergebnisse  der  Eberstadt  sehen  Untersuchungen  auf 
den  richtigen  Boden,  vom  Hofrecht  auf  den  des  öffentlichen  Eecht» 
verpflanzt.  Magisterium  und  Fraternitas  sind  wirklich  Vorläufer  des 
ausgebildeten  Zunftrechts  gewesen,  es  galt  nur,  ihnen  den  rechten  Sinn 
zu  geben.  Es  liegt  vor  allem  darin,  daß  die  Magisterien  aus  dem 
städtischen  Gewerberecht  hergeleitet  werden.  Von  der  Bruderschaft 
wird  gleich  zu  handeln  sein. 

Anknüpfend  an  S  o  h  m ,  der  zuerst  in  seiner  „Entstehung  des 
deutschen  Städtewesens"  mit  Energie  das  Gewerberecht  aus  dem  Markt- 
recht herleitete,  und  im  Anschluß  an  die  Arbeit  von  K  ü  n  t  z  e  1  über 
die  Verwaltung  des  Maß-  und  Gewichtswesens  in  Deutschland  im  MA. 
(Schmollers  Forschungen  Bd.  XIII  2)  unterwirft  Keutgen  die 
ganze  Frage  von  der  öffentlichen  Fürsorge  für  rechtes  Maß  und  Ge- 
wicht einer  umfassenden  und  vertieften  Prüfung,  in  der  ich  mit  das 
Hauptverdienst  des  Buches  erblicke.  Das  Vorbild  von  Rietschel 
hinsichtlich  der  Entwicklung  des  Marktrechts  in  seinem  vielgerühmten 
Buche  wirkte  hier  unverkennbar  befruchtend  ein.  Die  umfassende  Be- 
deutung, welche  die  Hohl-  und  Gewichtsmaße  in  den  Zeiten  natural- 
wirtschaftlicher Güterordnung  nicht  nur  für  Handel  und  Gewerbe 
hatten,  führt  zu  einer  gesonderten  Betrachtung  der  Fürsorge  für  Maß 
und  Gewicht  auf  dem  Lande  einerseits  und  auf  den  städtischen  Märk- 
ten anderseits.  Nach  vergeblichen  Versuchen  der  Karolinger,  bessernd 
und  vereinheitlichend  einzugreifen,  verblieb  auf  dem  Lande  das  Maß- 
und  Gewichtswesen  der   Fürsorge  der  Gemeindeorgane  überlassen.    In 
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den  Städten  bezw.  Märkten  war  es  Annex  des  Marktrechts.    Nirgends- 
ist bisher  der   Satz  so  scharf   herausigearbeitet,  daß  die   Handhabung 
der   Maß-   und  Gewichtspolizei    zu  den   Hauptaufgaben   der   Marktver- 
waltung   gehörte    und    von    Hause    aus    in    Händen    des    ordentlichen 
Marktrichterö,   des  Schultheiß  oder  Ammans,   lag.    Zu   den  Finanzein- 
nahmen aus  dem  Marktrecht  gehörten  die  Abgaben  für  Benützung  der 
öffentlichen  Wage  und  die  Bußen,  die  bei  Benützung  ungenauer  Maße 
und    Grewichte    zu    entrichten  waren.     Bei    der    Wichtigkeit    de»    Maß- 
und  Gewichtswesens   in  der  Stadt  ging  die  Fürsorge   darüber   freilicii 
frühzeitig   vom   stadtherrlichen   Beamten    auf   den  Kat   als  Bürgeraus- 
schuß über,  um  von  hier  in  den  Zeiten  entwickelten  Zunftreciits  Teil 
der   Zunftkompetenzen   zu  werden.     Mit  Recht   führt   K  e  u  t  g  e  n   das 
ganze  Detail   des  städtischen  Gewerberechts  auf  eine  verfeinerte   und 
differenzierte  Anwendung  der  Maß-  und  Gewichtspolizei  zurück.    So  ir>t 
ihm   die  gewerberechtliche  Aufsicht  über   das   Handwerk  Ausfluß   der 
Warenschau,  siud  ihm  die  vier  Aufgaben  der  mittelalterlichen  Markt- 
ordnung:  Kontrolle  von  Maß  und  Gewicht,   Preisbestimmung,  Waren- 
prüfung, Beaufsichtigung  der  Handwerker.    Allerdings,  besteht  der  Satz 
Keutgens  nicht  völlig  zu  Recht,  daß  wir  „über  die  einzelnen  Vor- 
gänge [sc.  des  Übergangs  der  Marktpolizei  vom  atadtherrlichen  Markt- 
richt«r  auf  den  Rat]  so  gut  wie  gar  nicht  unterrichtet  sind".    Ich  habe 
schon  im  Jahre  1896  eine  vorläufige  Darstellung  der  Maß-  und  Gewichts- 
aufsicht und  der  Brotschau  des  Konstanzer  Ammans  gegeben,  welche 
diesen  Übergang  trefflich  illustrierende  Belege  enthält  (Vgl.  Meinen 
Aufsatz    Zur   Verfassungsgeschichte   der    Stadt   Konstanz    im    12.    und 
13.   Jahrhundert:   Schriften   des  Vereins  für  Geschichte  des   Bodensees 
Heft  26  S.  8f.).    Mit  einem   weiteren   neuen  Beispiele  werde  ich  dem- 
nächst hervortreten.    Die  Abgaben,  welche  die  Gewerbetreibenden  dem 
stadtherrlichen  Richter  oder  dem  Stadtherrn  selbst  für  die  Benützung 
des  Marktes  und  der  häufig  vom  Stadtherrn  errichteten  Marktstände 
bezw.  -Bänke  zu  entrichten  hatten,  wurden  gruppenweise  umgelegt  un  i 
auch  die  Marktkontrolle  selbst  erfordert  ein  gruppenweises  Zusammen- 
fassen der  einzelnen  Handwerker.  Da*  ist  nach  Keutgen  der  wahre  Ur- 
spruHg  der  Straßburger,  Trierer  und  Augsburger  Ämter.    Mit  zahlreichen 
Belegen  stützt  Keutgen  den  schon  bekannten   Satz,  daß  bereits  die 
Anlage  des  Marktes  vielfach  nach  einzelnen  Gewerben  erfolgte,  denen 
die  .sog.  Gewerbestraßen  ihren  Ursprung  verdanken.  Den  Amtsmeistern, 
die  an  der  Spitze  der  Handwerksämter  stehen,  ist  das  8.  Kapitel   ge- 
widmet.  Von  Haus  aus  und  in  einfachen  Verhältnissen  dauernd  unter- 
«tandeu  alle  Gewerbe  hinsichtlich   der  Kontrolle  dem  einen   stadtherr- 
lichen Marktrichter.    In   größeren    Städten    war    dafür   ein   besonderer 
stadtherrlicher    Beamter    neben   dem   Schultheiß  bestellt,   so   in   Straß- 
burg der  Burggraf,  in  Trier  der  Kämmerer.  „Mit  den  ihm  untergebenen 
Handwerken    hielt    der    marktherrliche    Gewerbebeamte    in    Ausübung 
seiner  Funktionen   Versammlungen    ab,    regelmäßig  dreimal   im    Jahr: 
sie  sind  das  ungebotene   Ding  in   Gewerbeangelegenheiten",    „ein   sehr 
wichtiges   Glied    in   der    zUnftlerischen    Entwicklung",   „hier    trat    jede« 
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Gewerk  zum  ersten  Male  als  geschlossene  Gemeinschaft  auf".  T.hier 
Übte  es  unter  herrschaftlicher  Leitung  die  Anfänge  der  Autonomie". 
Das  sind  wichtige  klare  Sätze,  die  einen  überzeugenden  Eindruck  zu- 
rücklassen und  einen  gangbaren  Weg  weisen.  Als  weitere  Entwick- 
lungsstufen stellt  Keutgen  die  Ablösung  der  einzelnen  Wettbußen 
an  den  stadtherrlichen  Beamten  durch  eine  Pauschalsumme  fest  —  der 
Einzug  der  Bußen  wurde  damit  zu  einer  inneren  Angelegenheit  de.» 
Handwerks  —  und  die  Erringung  eigener  Meister,  die  aus  den  Reihen 
des  Handwerks  selbst  gewählt  zwischen  dieses  und  den  stadtherrlichen 
Aufsichtsbeamten  traten.  Zum  Beweise  dienen  namentlich  die  Basier 
Urkunden.  Nach  ihnen  wird  bis  in  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
der  Zunftmeister  auf  erfolgte  Präsentation  durch  die  Zunft  vom  Bischof 
ernannt,  seitdem  wählt  die  Zunft  selbst  den  Meister  samt  einem 
Zunftausschuß.  Für  die  Einführung  eines  handwerksmäßigen  Meisters, 
gibt  Keutgen  die  ansprechende  Erklärung,  daß  die  verfeinerte  Ge- 
werbekontrolle technische  Kenntni-sse  erforderte,  welche  der  den  Mini- 
sterialen zugehörige  stadtherrliche  Gewerbebeamt«  nicht  besitzen  konnte. 

Im    neunten,    ..Die    Brüderschaft'"    überschriebenen    Kapitel    geht 
Keutgen  dem  Zusammenhang  nach,  der  zwischen  den  marktherrlichen 
Handwerkerämtern    und   den   Zünft*n    als  freien   Einungen   hergestellt 
werden  muß.    Brüderschaften  sind  dem  Verfasser  Handwerker\erbände. 
betrachtet  unter  dem  Gesichtspunkt  gottesdienstlicher  und  wohltätiger 
Zwecke.    Scharf  hält  er  gegenüber  Ebersrtadt  fest,  daß  immer   die 
Gleichheit  des  Gewerbes  das  Primum  agens  ist,  an  das  sich  die  christ- 
liche  Brüderlichkeit    anschließt.     „Wo  es    sich   um    einen    ganz    neuen 
freien    Verein    handelt,    stehen    daher    gewerbliche    Zwecke    stets    im 
Vordergrunde,    mit    denen    aber    die    religiösen    und    geselligen    .sofort 
Hand  in  Hand  gehen.    Gerade  für  die  in  den  alten  Ämtern  der  Markt- 
ordnung zu  gewerblichen   Zwecken  schon  vereinigten   Handwerker   je- 
doch  mußt-e  die   übernähme    religiöser    Zwecke    sich    als   willkommene.* 
Hülfsmittel  darstellen,  aus  dem  Zustand  einer  obrigkeitlichen  Abteilung 
in  den  eines  freien  Vereins  hinüber  zu  gelangen.    Die  Brüderschaft  bot 
hierzu   die  Form,   an   der   um  so   mehr   lag,    je  mehr   es  den    aus  den 
heterogensten  Elementen,  freien  und  früher  unfreien,  stadteingesesseneu 
und  zugewanderten    gemischten   Amtsmitgliedern   an  jeder   altererbten 
Gemeinschaft,  wie  die  hofrechtliche  Theorie  sie  ihnen  andichten  möchte, 
gebrach".     Eberstadt    gegenüber    weist   Keutgen    nachdrücklich 
darauf  hin,    daß  die  Fraternitas  als    rein  privater   Verein    undenkbar 
ist,  daß  sie  stet«  der  Genehmigung  der  kirchlichen  Obrigkeit  bedurfte, 
ebenso  wie  der  Mitwirkung  geistlicher  Personen  und  des  Benutzungs- 
rechts an  kirchlichen  Gebäuden  und  Grundstücken.    Den  Basler   Zünf- 
ten  wird    die    Beleuchtung  des    Kronleuchters    im    Dome    vom    Bischof 
in  ihren  Zunftbriefen  als  Pflicht  auferlegt,  als   Gegenleistung  für  die 
Gewährung  von  Zunftprivilegien.    Der  älteste  Zunftbrief,  die  Mainzer 
Weberurkunde  von  1099,  unterstellt  die  Weberbruderschaft  dem  Kustos 
des  dortigen  s.  Stephansstiftes,  dessen  Kreuzgang  sie  baulich  zu  unter- 
halten   haben,    woselbst    sie    ihr    Campo    santo.    ihre    gemeinschaftliche 
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letzte  Ruhestätte  finden.  (Das  letztere  richtig  Eberstadt  Magi- 
sterium  und  Fraternitas  S,  162,  dagegen  unrichtig  D  e  r  s.  Ursprung 
des  Zunftwesens  S.  11  und  jetzt  Keutgen  S.  174  und  N.  445  ib.) 
Die  Unhaltbarkeit  der  Annahme  Eberstadts,  daß  der  Kölner 
Bettziechenweberzunft  von  1149  eine  lange  bestehende  geistliche  Bru- 
derschaft dieses  Gewerbes  vorangegangen  sei,  wird  von  Keutgen 
aus  der  Urkunde  von  1149  selbst  schlagend  erwiesen.  Zunft-  und  Bru- 
derschaftsgründung gehen  zeitlich  hier  Hand  in  Hand.  Als  Ergebnis 
der  bisherigen  positiven  Untersuchung  stellt  Keutgen  fest,  daß  hin- 
sichtlich der  gewerblichen  und  kirchlichen  Einungsbestrebungen  der 
Handwerke  „der  Obrigkeit  ein  weit  größeres  Maß  der  Einwirkung  zu- 
zuschreiben ist,  als  man  bisher  anzunehmen  pflegte". 

Damit  eine  Zunft  im  Rechtssinne  vorhanden  ist,  verlangt  Keut- 
gen außer  einem  gewerbepolizeilich  unter  eigenem  Meister  geeinten 
bezw.  al«  Bruderschaft  auftretenden  Handwerk  eine  mehr  oder  weniger 
weitgehende  Autonomie  in  Gewerbesachen  und  den  Zunftzwang.  Dem 
Verhältnis  von  Zunftzwang  und  Einung  wendet  daher  der  Verfasser 
im  umfangreichsten  10.  Kapitel  die  Aufmerksamkeit  zu.  Nach  einem 
beachtenswerten  Exkurs  über  die  Kaufmannsgilden  der  älteren  Zeit 
dient  auch  hier  als  Ausgangspunkt  der  Satz:  „Den  Zunftzwang  liefert 
der  Zunft  bereits  die  Marktordnung."  Schon  in  der  stadtherrlichen 
Markt-  und  Gewerbeordnung  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  „jeder 
Händler  der  äußeren  Ordnung,  jeder  der  gleichen  Warenkontrolle,  jeder 
denselben  Abgaben  unterworfen  ist".  Mit  Recht  hebt  daher  Keutgen 
gegenüber  Eberstädt  hervor,  daß  gegenüber  dem  absolut  regel- 
mäßigen Beitrittszwang  aller  Handwerker  eines  Gewerbes  bei  der  viel- 
fach ungenauen  Fassung  mittelalterlicher  Satzungen  darauf  nichts 
ankommen  kann,  „ob  in  dieser  oder  jener  der  älteren  Handwerker- 
Urkunden  der  Zunftzwang  enthalten  ist  oder  nicht".  Die  zwangsweise 
Zusammenfassung  der  gleichartigen  Handwerker  geht  über  das  Ver- 
breitungsgebiet der  Zünfte  hinaus.  Wo,  wie  in  der  Landshut^r  Ord- 
nung von  1256,  Innungen  ausdrücklich  verboten  sind,  unterliegen  den 
gewerberechtlichen  Bestimmungen  derselben  notwendig  alle  Genossen 
der  einzelnen  Gewerbe.  „Nur  deshalb,  weil  der  Zunftzwang  nichts  als 
ein  Erbstück  aus  der  Marktordnung  ist,  stieß  er  auf  so  wenig  Unter- 
schied". So  sieht  schließlich  Keutgen  das  Wesen  der  Zünfte  nicht 
so  sehr  in  dem  Beitrittszwang  der  Ortsangesessenen,  als  vielmehr  in 
der  Ausschließung  der  auswärtigen  Handwerker.  Das  war  das  neue, 
der  alten  auf  Freihandel  beruhenden  Marktordnung  stracks  zuwider- 
laufende Element,  welches  in  den  Quellen  als  Einung  bezeichnet  wird. 
In  umfassender  quellenmäßiger  Untersuchung  gewinnt  der  Verfasser 
das  m.  E.  überzeugende  Ergebnis,  daß  die  Schließung  des  städtischen 
Marktes  nach  außen  das  Wesen  der  Innung  ausmacht.  Darin  kommt 
der  Zunftzwang  im  Sinne  der  selbständig  auftretenden  und  Forderun- 
gen stellenden  Handwerkerschaften  zum  Ausdruck.  Eine  treffliche  Be- 
legstelleasammlung  für  den  Artikel  Innung  des  Rechtswörterbuchea 
liegt  hier  vor.    Bald  bedeutet  Innung  die  anerkannte  freie  Vereinigung 
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der  Haudwerker,  bald  die  an  die  Obrigkeit  oder  die  Zunft  für  den 
Eintritt  in  das  Handwerk  zu  entrichtende  Gebühr.  Diese  Coniura- 
tiones  mit  Aussperrungstendenz  wurden  vielfach  von  den  Stadtherren 
als  dem  alten  Prinzip  zuwiderlaufend  zunächst  verboten  und  aufge- 
hoben, um  alsbald  —  wie  -so  vielfach  —  in  Nachgiebigkeit  gegen  die 
drängenden  Tatsachen  im  Privilegienwege  anerkannt  zu  werden.  Das 
Innungsrecht  bedeutet  danach  .,die  Beseitigung  und  Zerstörung  der 
allgemeinen  Marktfreiheit  und  Handelsfreiheit,  wie  sie  in  dem  alten 
marktherrlichen  System  gelegen  hatte"'.  Wir  können  unmöglich  auf  da< 
reiche  Detail  weiter  eintreten,  das  sich  hier  auftut;  ein  letztes  Kapitd 
ist  der  Erörterung  „abschließender  Tendenzen*'  gewidmet.  Das  glaube 
ich  aber  bestimmt,  daß  uns  Keutgens  Buch  auf  dem  schwierigen 
Gebiete  der  ältesten  Zunftgeschichte  um  ein  gutes  Stück  vorwärts  ge- 
bracht hat.  Daß  ihm  am  Erfassen  der  Entwicklungsstadien  unter  ju- 
ristischem Gesichtspunkt  so  viel  gelegen  war.  dafür  wird  ihm  die 
Rechtsgeschichte  doppelten   Dank  wissen. 

Breslau.  K.  B  e  y  e  r  1  e. 


Die  preußisch  eil  Laiideskulturgesetze.  Textaus- 
gabe. Herausgegeben  von  Nobiling.  Münster  i.  W.  1901. 
H.  Mitsdörffer.  878  Seiten.  8". 

Die  vorliegende  Ausgabe  der  preußischen  Landeskulturgesetze 
verfolgt  in  erster  Reihe  prakti.sche  Zwecke,  indem  sie  die  für  die 
.\useinandersetzung8behorden  maßgebenden  Gesetze.  Verordnungen  und 
Staatsverträge  in  absoluter  Vollständigkeit  umfaßt.  Der  Herausgeber 
hat  aber  auch  diejenigen  Gesetze,  die  nur  noch  teilweise  in  Geltung 
stehen,  ohne  Kürzung  aufgenommen,  so  daß  seine  ebenso  sorgfältige 
wie  reichhaltige  Sammlung  auch  für  die  Rechts-  und  Wirtschaft»- 
Geschichte  ein  wichtiges  Hülfsmittel  bildet.  Im  einzelnen  verweisen 
wir  besonders  auf  die  Abschnitte  VII  (Teilung  der  Gemeinschaften, 
Separationen,  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  Ablösung  der  Servi- 
tuten), VIII  (Ablösung  der  Reallasten  und  gutsherrlich-bäuerliche 
K^ulierung),  X  (Aufhebung  gewerblicher  Berechtigungen),  XU  (An- 
siedelungen und  Rentengüter),  XIII  (Höferecht  und  Anerben  recht), 
XVI  (Wassergesetze),  XVII  (Fischerei),  XVIII  (W^aldkultur),  XIX 
(Jagdi.  XX  und  XXI  (Wege-  -od  Straßenanlagen). 

R.  Sehr  öder. 


Druekfehler-BeriehtisrunKt 

Es  wird  gebeten 

in  Bd.  XXni  1902  zu  lesen: 
S.  127  Anm.  1  Z.  2  von  unten  Engel  et  Serrure  statt  Engel 
et  ital.  Serrure: 

S.  156  Anm.  3  Z.  1   von  unten  R  i  c  h  t  h  o  f  e  ii   in  der  Ausgabe  der 
Mön.   Oerm.   statt   Sohm  in   dieser  Ausgabe, 
im   vorliegenden  Bd.  XXIV 
S.  62  Z.  13  von   unten  Adam   Smith   statt  Adam    Schmith. 
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\on  den  seit  unserem  letzten  Bericht  durch  den  Tod  Abberufenen 
>iei  an  dif«er  Stelle  namentlich  gedacht  des  am  22.  November  1902  zu 
München  verstorbenen  DJrektor8  des  K.  Bayrischen  Reichsarchivs 
V.  O  e  f  e  1  e  ,  des  am  23.  November  1902  zu  Bonn  verstorbenen  Straf- 
rechtslehrers Hermann  S  e  u  f  f  e  r  t ,  sowie  des  am  10.  Februar  190a 
zu  München  verschiedenen  Historikers  Karl  Adolf  Cornelius. 
Ganz  besonders  schwer  trifft  aber  auch  unsere  Wissenschaft  der  Verlust 
von  Engelbert  Mühlbacher.  Gc'boren  am  4.  Oktober  1843  ver- 
öffentlichte er  u.  a.  1876  seine  bekannte  Untersuchung  über  die  streitige 
Papstwahl  des  Jahres  1130,  und  übernahm  er,  nachdem  der  zunächst  zum 
Redakteur  der  Mitteilunge-n  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung erwählte  Foltz  nach  dem  Druck  der  ersten  Bogen  des  ersten 
Bandes  gestorben  war,  alsbald  die  Herausgabe  dieser  Zeitschrift.  Zu 
den  24  Bänden  und  6  Ergänzungsbänden,  die  von  ihr  bisher  ausgegeben 
worden  sind,  hat  er  manchen  wertvollen  Beitrag  beigesteuert.  Vor  allem 
aber  ve-rstand  er  es.  für  die  Zeitschrift  und  das  Institut  eine  große  An- 
zahl älterer  und  junger  Kraft«  heranzuziehen,  deren  Mitarbeit  dem 
Organ  des  Institute  zu  dem  hohen  Ansehen  verhalf,  dessen  es  sich  mit 
vollem  Beeilt  erfreut.  Gerade  auf  rechtsgeschichtlichem  Gebiete  haben 
die  Mitteilungen  Ausge-zeichnetes  geleistet,  und  wir  können  im  Interesse 
uuf^erer  Wissenschaft  nur  wünschen,  daß  die  verwaiste  österreichische 
Kollegin  wieder  einen  Leiter  bekommt,  der  auch  in  dieser  Beziehung 
die  Mühlbacherschen  Überlieferungen  aufrechterhält,  sowie  daß  der 
freundliche  Austau^ich  zwischen  österreichischer  und  reichsdeutscher 
Wissenschaft,  wie  er  bisher  zwischen  unsern  Zeitschriften  stattfand,  für 
»lle  Zukunft  aufrecht  erhalten  bleiben  möge.  Das  Hauptwerk  Mühl- 
bachers, Die  Regesten  der  Karolinger,  deren  erster  Band  1880  bis  1889 
erschien,  erlebte  schon  nach  10  Jahren  eine  neue  Auflage,  wovon  der 
zweite  Teil  gleich  den  Karolinger  Urkunden,  die  Mühlbacher  für  du- 
-Monumenta  Germaniae  beizusteuern  unternommen  hatte,  der  VeröflTent- 
lichung  nahe  ist,  und  nunmehr,  nach  dem  Tod  des  Verfassers,  nochmali* 
von  der  unermüdlichen  Sammeltätigkeit  und  der  Kunst  präziser  Formu- 
lierung Zeugnis  ablegen  Avird,  die  den  Verstorbenen  auszeichneten. 
Endlich  sei  aber  auch  noch  der  deutschen  Geschichte  unter  den  Karo- 
lingern gedacht,  die  1896  erschien.  Seltene  Beherrschung  des  Stoffs  und 
die  Gabe  einfacher  und  doch  wirkungsvoller  Darstellung  vereinigten 
sich,  um  ein  Werk  hervorzubringen,  das  Mühlbacher  im  Kreise  der  Ge- 
schichtschreiber deutscher  Vergangenheit  für  immer  einen  ehrenvollen 
Platz  sichern  wird. 

U.  St. 
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Zum  Direktor  des  bayerischen  Heichsarchivs  wurde  Archivrat 
B  a  u  m  a  n  n  ernannt,  mit  den  Funktionen  des  ersten  Sekretärs  beim 
Preußischen  Historischen  Institut  in  Rom  wurde  der  o.  Professor  der 
mittleren  und  neueren  Geschichte  in  Göttingen  Paul  Kehr  betraut. 

Berufen  wurden:  o.  Professor  der  mittelalterlichen  Geschichte  an 
der  Universität  Heidelberg  Schäfer  an  die  Universität  Berlin,  a.  o. 
Professor  der  mittleren  Geschichte  in  Bonn  H  a  m  p  e  als  o.  Professor 
nach  Heidelberg,  der  o.  Professor  der  Kirchengeschichte  an  der  Uni- 
versität Breslau  K.  Müller  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Tübingen, 
der  Privatdozent  für  Straf  recht  in  Heidelberg  K  o  h  1  r  a  u  s  c  h  als  a.  o. 
Professor  nach  Königsberg,  der  Privatdozent  der  Geschichte  au  der  Uni- 
versität Wien  U  h  1  i  r  z  als  o.  Professor  für  österreichische  Geschichte 
an  die  Universität  Graz,  der  o.  Professor  des  Strafrechts  an  der  Uni- 
versität Bern  Mittermeier  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Gießen,  der 
«.  Professor  der  Geschichte  an  der  Universität  Breslau  und  Direktor  des 
K.  Preuß.  historischen  Instituts  in  Rom  Schulte  in  gleicher  Eigen- 
schaft nach  Bonn,  o.  Professor  des  öffentlichen  Rechts  R  e  h  m  in  Er- 
langen in  gleicher  Eigenschaft  nach  Straßburg,  a.  o.  Professor  der 
mittleren  und  neuen  Geschichte  in  Halle  R  a  c  h  f  a  h  1  als  o.  Professor 
nach  Königsberg,  der  Privatdozent  an  der  Universität  Wien  Erben 
zum  o.  Professor  der  historischen  Hüliswissenschaften  an  der  Universität 
Innsbruck,  der  a.  o.  Professor  de-r  Kirchengeschichte  an  der  Universität 
Leipzig  Böhmer  in  gleicher  Eigenschaft  an  die  Universität  Bonn, 
"der  o.  Professor  des  deutschen  Rechts  an  der  Universität  Freiburg 
i./Schw.  Zycha  in  gleicher  Eigenschaft  an  die  deutsche  Universität  in 
Prag,  der  a.  o.  Professor  an  der  Universität  Leipzig  R  i  e  k  e  r  als  o. 
Professor  des  öffentlichen  Rechts  an  die  Universität  Erlangen,  der 
o.  Professor  des  deutschen  Rechts  und  Staatsrechts  an  der  Universität 
Rostock  Geffcken  für  öffentliches  Recht  an  die  Handelshochschule 
in  Köln,  der  a.  o.  Professor  der  Kirchengeschichte  am  Lyceum  zu 
Freising  Pfeilschifter  zum  o.  Professor  desselben  Fachs  an  die 
Universität  Freiburg  i./Br.,  der  Privatdozent  an  der  Universität  Frei- 
burg i./Br.  van  C  a  1  k  e  r  als  o.  Professor  des  öffentlichen  Rechts  an 
die  Universität  Gießen,  der  a.  o.  Professor  für  deutsches  Recht  in  Bonn 
H  ü  b  n  e  r  als  o.  Professor  für  Privatrecht  deutschrechtlicher  Grundlage", 
bürgerliches  Recht,  geinein-mecklenburgisches  Staats-  und  Verwaltungs- 
recht nach  Rostock,  der  Privatdozent  der  Geschichte  an  der  Universität 
Breslau  S  t  e  i  n  als  a.  o.  Professor  für  dasselbe  Fach  an  die  Universität 
Göttingen,  der  o.  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Universität 
Bonn  G  o  t  h  e  i  n  nach  Heidelberg. 

Befördert  wurden:  Der  a.  o.  Professor  der  Geschichte  in  Würzburg 
Chroust  zum  o.  Professor  daselbst,  die  Dozenten  an  der  Handelshoch- 
schule in  Köln  Schumacher  und  Eckert  zu  Professoren  der 
Staatswissenschaften,  der  a.  o.  Professor  der  Geschichte  an  der  Uni- 
versität Berlin  H  i  n  t  z  e  zum  o.  Professor,  die  a.  o.  Professoren  der 
Geschichte  zu  Münster  Spannagel  und  Meister  zu  o.  Professoren 
daselbst,  der  a.  o.  Profes.sor  F  r  a  n  k  1  an  der  deutschen  Universität  in 
Prag  zum  o.  Professor  für  Handels-,  Wechsel-  und  Bergrecht  daselbst, 
der  a.  o.  Professor  des  deutscheu  Rechts  an  der  Universität  Breslau 
B  e  y  e  r  1  e  zum  o.  Professor  daselbst,  der  a.  o.  Professor  für  deutsche» 
Recht  an  der  Universität  Bern  G  m  ü  r  zum  o.  Professor  ebenda,  der 
a.  o.  Professor  der  Geschichte  an  der  Universität  Breslau  Kampers 
zum  o.   Professor  daselbst,    der   a.   o.   Professor   des  öffentlichen    R(H;hts 
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nu  der  Universiät  Marburg  Schuck!  ng  zum  o.  Professor  daselbst, 
<ler  a.  o.  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  technischen  Hochschule 
in  Karlsruhe  Zwiedineck-Südenhorst  zum  o.  Professor  da- 
selbst, der  AmtsrichteT  F  r  i  ese  zum  Dozenten  an  der  Akademie  in  Posen. 
Habilitiert  haben  sich:  Doren  an  der  philos.  Fakultät  zu  Leipzig 
für  mittlere  und  neuere  Geschichte,  K  o  g  1  e  r  für  österreichische  Reichs- 
geschichte in  der  juristischen  Fakultät  zu  Innsbruck,  Eberstadt  für 
Nationalökonomie  in  Berlin,  Herbert  Meyer  in  der  juristischen 
Fakultät  der  Universität  Breslau  für  deutsches  Recht,  Hof-  und  Staats- 
archivar S  c  h  1  i  1 1  e  r  für  neuere  Ge^«chichte  in  der  philosophischen 
Fakultät  der  Universität  Wien,  G  i  1 1  m  a  n  n  für  Kirchenrecht  an  der 
theologischen  Fakultät  der  Universität  München,  Bitterauf  für 
mittlere  und  neuere  Geschichte  und  historische  Hülfswissenschaften  au 
der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Erlangen. 


Am  14.  und  15.  November  1902  fand  in  Karlsruhe  die  21.  Plenar- 
sitzung der  badischen  historischen  Kommission  statt.  Von  neuen 
Publikationen  lagen  vor:  Oberrheinische  Stadtrechte  I,  Fränkische  Rechte. 

6.  Heft  von  K  ö  h  n  e ,  Regesten  der  Bi-schöfe  von  Konstanz  II  5.6  von 
Cartellieri.  Regesten  der  Markgrafen  von  Baden-Hachberg  III  1,2 
von  Witte,  Zeitschrift  für  Geschichte  des  Oberrheins  N.  F.  XVIT. 
In    Vorbereitung:     Oberrheinische    Stadtrechte     I.    Fränkische     Rechte 

7.  Heft  von  K  ö  h  n  e  ,  II.  Schwäbische  Rechte,  Villingen  von  R  o  d  e  r  , 
Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwalds  IT. 

Am  3.  bis  5.  Juni  1903  fand  in  München  die  vierundzwanzigste 
Plenarversammlung  der  historischen  Kommission  bei  der  bayerischen 
Akademie  der  Wissenschaften  statt.  Von  neuen  Publikationen  lagen  vor: 
Jahrbücher  des  deutschen  Reichs  unter  Otto  II.  und  III.  von  U  h  1  i  r  z 
1.  Bd.,  unter  Heinrich  IV.  und  Heinrich  V.  von  Meyer  v.  Knonau 
4  Bd.,  Chroniken  der  deutschen  Städte  28  Bd.  (Lübeck  III)  von  K  o  p  p  - 
mann.  Allgemeine  Deutsche  Biographie.  Nachträge  47.  und  48.  Bd. 
1.  Lief.  In  Vorbereitung:  Reichstagsakt.  ältere  Reihe  X  (Herre), 
Freisinger  Traditionen   (B  i  1 1  e  r  a  u  f). 


Nach  dem  Bericht  der  6.  Jahresversammlung  der  historischen 
Kommission  für  Hessen  und  Waldeck  stehen  zu  erwarten  die  Ver- 
öffentlichung des  Fuldaer  Urkundenbuchs  (T  a  n  g  1  .  Stengel),  des 
zweiten  Bandes  der  Landtagsakten  1321 — 1603  (Glagau),  Regesten  der 
Landgrafen  1.  Lieferung  (Grotefend).  Friedberger  Urkundenbuch 
erster  Band   (Folt  z). 


Am  23.  und  24.  Mai  1903  fand  in  Erfurt  die  29.  ordentliche  Sitzung 
der  historischen  Kommission  für  die  Provinz  Sachsen  und  das  Herzog- 
tum Anhalt  statt.  Zu  erwarten  ist  das  Erscheinen  des  Goslarer  Ur-* 
kundenbuchs  Bd.  IV  (Bode),  das  Urkundenbuch  des  Erzstifts  Magde- 
burg Bd.  I  (Hertel),  der  Kirchenvi.sitationsprotokoUe  des  Kurkreises 
von  1528 — 1592   (Pallas).  U.  St. 

Monamenta  Oermaniae  histortca.  Vom  21.  bis  23.  April  1903 
tagte  in  Berlin  die  29.  Jahresversammlung  der  Zentraldirektion.  In 
der  Abteilung  Leges  sind  die  von  Herrn  Profe-ssor  Dr.  Karl  Z  e  u  m  e  r 
herausgegebenen  Leges  Visigothorum  mit  einem  von   Herrn  Wer  m  i  ng- 


460  Germanistische  Chronik. 

hoff  hergestellten  Register  erschienen.  Zeumer  brachte  außerdem 
im  28.  Band  des  Neuen  Archivs  eine  Rekonstruktion  des  deutschen  Ur- 
textes des  Mainzer  Landfriedens  von  1235.  Freiherr  v.  Schwind  in 
Wien  begann  mit  der  Tierstellung  des  Textes  der  Lex  Baiuwariorum. 
Korr  Professor  Dr.  S  e  e  k  e  1  setzte  seine  Untersuchungen  über  die 
Quellen  des  Benedictus  fort.  Für  die  Ausgabe  der  Placita  wollte  Herr 
Professor  T  a  n  g  1  durch  eine  Herbstreise  in  die  französischen  Depar- 
tements die  Sammlung  des  Materials  abschließen,  um  im  Sommer  1904 
mit  dem  Drucke  beginnen  zu  können.  Allein  dieser  Plan  hat  eine  unlieb- 
same Verzögerung  erfahre«;  denn  infolge  des  betrübenden  Verliuitefi. 
den  die  Zentraldirektion  durch  den  unerwarteten  Tod  ihres  Mitgliedes, 
des  Herausgebers  der  karolingischen  Königsurkunden,  Professor  Dr. 
Engelbert  Mühlbacher  in  Wien  erlitten  hat,  wurde  T  a  n  g  l 
genötigt,  seine  Arbeitskraft  zunächst  dem  Abschluß  des  ersten  Bande» 
der  Karolinger  Diplome  zu  widmen  und  zu  diesem  Zwecke  längeren 
Aufenthalt  in  Wien  zu  nehmen.  Von  dem  dritten  Bande  der  Consti- 
tutiones  et  Acta  publica,  die  Herr  Dr.  S  c  h  w  a  1  m  bearbeitet,  wird 
der  erste  Halbband  —  in  Stärke  von  etwa  60  Bogen  die  Zeit  Rudolfs 
von  Habsburg  umfassend  —  wohl  gegen  Ende  dieses  Jahre.s  aus- 
gegeben werden.  Der  zweite  Halbband  ist  den  Konstitutionen  Adolf.n 
von  Nassau  vorbehalten.  Mit  dem  Druck  der  karolingischen  Konzilien 
hofft  Herr  Dr.  Werminghoff  demnächst  beginnen  zu  können.  — 
Von  den  merowingischen  Heiligeuleben  ist  der  zweite  Band  erschienen. 
Mit  einer  neuen  Auflage  von  Widukinds  Rerum  gestarum  Saxonicarum 
libri  tres  ist  Herr  Dr.  Kehr  beschäftigt.  Zum  dritten  Bande  der 
Diplomata  regum  et  imperatorum  Germaniae,  der  die  Urkunden  Hein- 
richs II,  der  Kaiserin  Kunigunde  und  Arduins  enthält,  ist  das  Schluß- 
heft (Vorrede  und  Register)  ausgegeben  worden.  —  Im  28.  Bande  des 
Neuen  Archivs  erklärt  Herr  Professor  Harry  Bresslau,  daß  er  von 
der  Redaktion  zurückgetreten  sei.  Die  Redaktionsgeschäfte  hat  in  Ver- 
bindung mit  einem  Redaktionsausschuß  Herr  Professor  Dr.  E.  Stein* 
raeyer  in  Erlangen  übernommen. 

Berlin,  den  8.  August   190.3.  Heinrich   B  r  u  n  n  e  r. 

Bericht  der  Kommission  für  das  Wörterbuch  der  deutschen 
Reehtssprache,  für  das  Jahr  1902. 

Von   Heinrich  B  r  u  n  n  e  r. 

Die  Kommission  hat  in  diesem  Jahre  abermals  den  Tod  eine« 
ihrer  Mitglieder  zu  beklagen;  am  11.  September  1902  starb  der  Ge- 
heime Oberregierungsrat  Prof.  Dr.  Ernst  Dümmler,  den  die  philosophisch- 
historische Klasse  der  Akademie  am  .">.  November  1896  in  die  Kom- 
mission gewählt  hatte. 

An  Stelle  des  am  15.  August  1901  verstorbenen  Geheimen  Re- 
gierungsrats Prof.  Dr.  Karl  Weinhold  hat  die  Klasse  in  ihrer  Sitzung 
am  11.  Dezember  1902  Herrn  Prof.  Dr.  Gustav  Roethe  in  Berlin  al« 
neues  Mitglied  in  die  Kommission  gewählt. 

Über   die    Arbeiten   des    Jahres    1902   erstattete   der    wissenschaft- 
liche Leiter  des  Unternelimeus  Herr   Schroeder   folgenden   Bericht. 
Bericht  des  Herrn  Schroeder. 

Der  Archivbestand  hat  sich  seit  der  letzten,  im  April  1901  ver- 
anstalteten Aufnahme  nahezu  verdoppelt,  teils  durch  die  zahlreichen 
neuen   Zugänge,   über  die  das  untenstehende   Verzeichnis  berichtet,  teilR 


Germanistische  Chronik.  461 

tlurob  die  Einordnung  älterer  Zettelbestände,  iiaineutlith  solcher  au 
hektographische-n  Zetteln  deren  Vervielfältigung  und  Einreihung  in  das 
Archiv  nur  allmählich  vor  »ich  gehen  konnte.  Da  dem  Unterzeichneten 
außer  dem  juristischen  Hülfsarbeit«r  Dr.  Adam  Rott  seit  Juli  1901  in 
der  Person  des  Dr.  Gustav  Wahl  auch  ein  Deutschphilologe  zur  Seit»- 
stand,  so  konnte  die  Verarbeitung  der  Einläute  und  die  Aufarbeitung 
der  älteren  Bestände  weit  erheblicher  als  früher  gefördert  werden. 
Es  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  Dr.  Wahl,  obwohl  er  seit  seiner  An- 
stellung bei  der  üniversität-sbibliothek  in  Heidelberg  in  seiner  Tätig- 
keit für  das  Wörterbuch  meir  eingeschränkt  ist.  auch  fernerhin  als 
■iständiger  Hülfsarbeiter  erhalten  bleibe.  Unter  den  Zugängen  sind  die 
von  der  schweizerischen  Kommission  unter  Prof.  Eugen  Huber  ge- 
lieferten, namentlich  die  Beiträge  aus  dem  deutschrechtlichen  Seminar 
von  Prof.  Gmür  in  Bern,  wiederum  au  erster  Stelle  zu  nennen.  Die 
Tätigkeit  der  schweizerischen  Kommission  hat  nunmehr  nahezu  ihr  Ziel 
erreicht;  in  Zukunft  steht  vor  ihr  nur  noch  eine  Nachlese  in  Aussicht. 
Unter  ihren  neuesten  Beiträgen  befinden  sich  auch  solche  aus  dem 
Berner  Zivilgesc'tzbuche  von  1824 — 1827,  das  wegen  vieler  altertüm- 
licher Ausdrücke  berücksichtigt  werden  mußte,  obwohl  es  über  die  dem 
Wörterbuche  im  allgemeinen  gesetzte  Zeitgrenze  des  Jahre«  1750  er- 
heblich hinausgreift.  Nächst  den  schweizerischen  Beiträgen  sind  nament- 
lich umfangreiche  Beiträge  der  Herren  Dr.  Franz  Behrend,  Dr.  von  Bul- 
merincq.  Prof.  Greiner,  Dr.  Heerwagen,  Prof.  His,  Dr.  Hopf.  Rektor 
Theodor  Knapp.  Landesbibliothekar  Prof.  Liesegang.  Dr.  Luppe.  Ober- 
lehrer Dr.  Scheel,  Rechtspraktikant  Konrad  Sterner  und  Bürgerme'stcr 
Dr.  Weiß  hervorzuhebcii.  Eine  Hauptaufgabe  wird  es  demnächst  sein. 
die  niederländischen  Rechtsquellen  für  die  Zwecke  des  Wörterbuchs 
auszuziehen.  Durch  die  freundliche  Unterstützung  der  Herren  Fockema 
Andreae  und  Verdam  in  Leiden  ist  es  gelungen,  für  diese  Arbeiten  die 
geeigneten  Kräfte  in  Holland  zu  gewinnen.  Man  wird  sich  dabei  im 
wesentlichen  auf  die  Quellen  seit  dem  16.  Jahrhundert  beschränken 
können,  da  die  älteren  Quellen  in  dem  ausgezeichneten  Wörterbuche 
von  Verwijs  und  Verdam  bereits  vollständig  verarbeitet  sind.  Be- 
ijondere  Fürsorge  wird  ferner  den  niederdeutschen  und  den  öster- 
reichischen Rechtsquellen,  die  bisher  mehr  im  Hintergrund  gestanden 
haben,  zu  teil  werden.  Die  E.xzerpierung  der  Grimmschen  Weistümer 
ist  nahezu  volle^ndet,  die  der  österreichischen   in   Angriff  genommen. 

Verzeichnis  der  imJahre  1902  ausgezogenen  Quellen. 
(Die  Beiträge  der  schweizerischen  Kommission  sind  mit  einem  *  bezeichnet.) 

Aachen,  Zeitschrift  des  Aachen.  Gesch.  Vereins  1879 flF.:  Prof. 
Liesegang. 

.A.mberger  Kanzl.  Ordng.  v.  1525:  M.  J.  Neudegger,  Kanal«-, 
Rats-  und  Gerichtsordnung  Friedrichs  II.  des  Weisen  als  Regie- 
render zu  Amberg.  München  1887:   Dr.   von   .Möller. 

.\penrader  Skra  (15.  Jh.),  Thorsen  Stadtrechte  155 fl..  Stadt- 
recht von  1514.  ebd.   181fr.:  Dr.  Luppe. 

-Vrchiv  für  Unterfranken,  Arch.  des  bist.  Vereins  für  Unterfr. 
und  Aschaffenburg  1 — 8.  22.  24 — 43:  Dr.  Weiss  in  Eberbach  a.  N. 
*Argovia  IV  (Fortsetzung),  IX  (Fortsetzung).  XIV:  Rechts- 
kandidat Keller  und  Furter   (Seminar  Gmür). 

Augsburg,  Chroniken  d.  deut.schen  Städte  IV  und  V:   Dr.  Wahl. 

Bamberg.    Fürstlich    bamberg.    Ratsbücher    (Hofgerichts-,    Rezess- 
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bücher,     Protokolle)      1484 — 1512.       Hofkammerrechnungen      von 
1501—1510   (Kreisarchiv   Bamberg):    Dr.    Scheel. 

Bamberg,  Echtbuch  der  Stadt  B.,  herausg.  von  Köberlin,  59.  Be- 
richt   des    bist.   Vereins    zu    Bamberg,     1898     (v.   J.   1412 — 1444): 
Dr.  Scheel. 
*B  a  8  e  1 ,  Urkundenbuch  IV:   Stud.  jur.   Schürch    (Sem.   Gmiir). 
*Basel,  Rechtsquellen  I:  fortges.  von  Stud.  jur.  Schürch  (Sem.  Gmür), 

Bergisches    Landrecht     (Lacomble-t    Archiv     I)     iind     Gerichts- 
Ordnung  von   1537:   Prof.  Liesegang. 
*Bern,  CGB.  v.  1824 — 1827:  Cand.  iur.  Raaflaub  (Sem.  Gmür), 
*B  e  r  n  ,  Mandatensammlung,  Druckexemplar   im  bern.   Staatsarchiv: 

Stud.  iur.  Schürch  und  Amsler   (Sem.  Gmür). 
*B  e  r  n  ,    Chorgerichtssatzungen     (18.  Jahrb.) :    Cand.    iur.    Raaflaub 
(Sem.    Gmür). 

Blanken  h.  Landrecht   (Maurenbrecher  II) :  Prof.  Liesegang. 

Boxberg,  Oberrh.  Stadtr.  I  S.  780 ff.:  Schroeder  und  Dr.  Wahl. 

Bremen,  Privileg  Friedrichs  I   1186:   Prof.  Frensdorff. 

Bretten,  Oberrh.  Stadtr.  I  S.  739 ff.:  Schroeder  und  Dr.  Wahl. 

Brückner,    Sammlung    zu    einer    Beschreibung    des    Kirchen-    u. 
Schulstaates  im  Herzogt.  Gotha,  2  Bde.,  1753—1759:  Prof.  His. 
*Bueler,    Compendium    des    eidg.  Rechts,    1696:    Stud.  iur.  Meyer 
(Sem.  Gmür). 

Bunge,  Revaler  Stadr.  II — V:  Dr.  von  Bulmerincq. 
*Chur,    Erbsatzungen  der   Stadt  u.  des  Hochgerichts,   1740:     Stud. 
iur.  Branger   (Sem.  Gmür). 

Dortmund,  latein.   Statuten:  Prof.  Frensdorff. 

Eger,  Stadtgesetze  aus  den  Jahren  1352 — 1460,  her.  von  Ferd. 
Khull,  12.  Jahresbericht  des  2.  Stadtgymnasiums  in  Graz,  1880  bis 
1881:   Dr.  von  Möller. 

Eichsfelder   Urk.-B.,  bei  Wolf,  Gesch.  des  Eichsfeldes:   Prof.  His. 

E  1 1  i  s  s  e  n  ,  Einbeck  im  16.  Jahrh.,  S.-A.  a.  d.  Zeitschr.  des  Harz- 
vereins, 27.  Jhg.:  Dr.  von  Möller. 

Eppingen,  Oberrh.  Stadtr.  I  S.  805 ff.:  Schroeder  und  Dr.  Wahl. 

Erfurter  Urkund.-B.,  her.  von  Beyer,  Gesch. -Que-llen  der  Provinz 
Sach-sen,  2  Bde.:  Prof.   His. 

Erfurter  Weistümer,  her.  von  Kirchhoff,   1870:  Prof.  His. 
"*F  ä  s  i  ,   Staats-   und   Erdbeschreibung   der    helvetischen   Eidgenossen- 
schaft, I  u.  II  (1768):  Stud.  iur.  Meyer  (Sem.  Gmür). 

Falken  auer  Stadtr.  (Rietsch,  Stadtbuch  von  Falkenau,  1483  bis 
1528,  Prag  1895):  Dr.  von  Möller. 

Fürstenbergisches  Urkund.-B.:   Dr.   Hopf. 

Gartenrecht  i.  d.  Jacobsfjorden,  16.  Jahrb.,  her.  von  Bendixen 
u.  Krohn  i.  d.  Skrifter  af  Bergens  historiske  forening  Nr.  1,  1895  r 
Dr.  Luppe. 

Geldernsches  Landr.    (Maurenbrecher   II):   Prof.  Liesegang. 
•Geschichtsfreund,    Schweizerischer,    Bd.  37    und    38:    Stud. 
iur.  Schnüriger  (Sem.  Gmür). 

Gesellenbuch  i.  d.  Jacobsfjorden  (a.  d.  Garten  recht  i.  d.  Jacobs- 
fjorden) :  Dr.  Luppe. 

Gochsheimer  Stadtrecht,  Oberrh.  Stadtr.  S.  751  ff.:  Schroeder 
und  Dr.  Wahl. 

Goslar,  Privileg  Friedrichs  II.  von  1219:  Prof.  Frensdorff. 

Grebel,  Alex.,  Gesch.  der  Stadt  Goar,  St.  Goar  1848,  S.  426—562 
urkundl.  Anlagen:  Prof.  Liesngang. 
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Grimm,  Weistönier  Bd.  V  vollendet :  Dr.  Kiener.    Nahezu  vollendet 

Bd.  II:    Rechtspraktikant    Sterner.     Bd.  VI:    Prof.   Greiner.     In 

Arbeit  Bd.  I:  Der  Heerwagen. 
Günther,  Danziger  Hochzeits-  u.  Kleiderordnungen,  S.-A.  aus  der 

Zeitschrift  des  westpreuß.  Gesch.- Vereins,  Heft  42:  Dr.  van  Vlcuten. 
Heidelsheimer     Stadtrecht.      Oberrh.     Stadtr.     I      S.     744  ff.  z 

SchroedtT  und  Dr.  Wahl. 
Heiligenstadt,  J.  Wolf,  Geschichte  von  H.,  1800:  Prof.  His. 
Hesse.   Entwicklung   der    agrarrechtl.    Verhältn.   im   Stift   Verden 

(Abhandlungen   des  staatswissensch.    Seminars  zu  Halle)    Bd.   27  r 

Dr.  Th.  Knapp,  Tübingen. 
Hildes  heim,    Stadtr.    von    1249    (ürkund.  B.  I    Nr.  409):    Prof. 

Frensdorff. 
Höniger,  Kölner  Schreinsurkunden   d.   12.  Jhs.,   I   und  II,   Bonn 

1884 — 1894:  Prof.  Liesegang. 
Jena.  Urkund.-B.  der  Stadt  J.,  her.  v.  Martin,  I.  Thüring.  Gesch.- 

Quellen  VI:  Prof.  His. 
Jülich-Bergisches  Landr.  (Maurenbrecher  I) :  Prof.  Liesegang. 
•Justinger,  Berner  Chronik:   Stud.  iur.  W.  und  Hans  Lehmann 

(Sem.  Gmür). 
Kieler  Erbebuch   (1411—1604),  her.  von  Reuter,   i.  d.   MitteiK 

d.  Ges.  f.  Kieler  Stadtgeschichte:  Dr.  Luppe. 
Kieler  Rentebuch   (1300—1487)   her.  von  Reuter,  a.  a.  O.:  Dr. 

Luppe. 
Kölner  Reformation  von  1538  (Maurenbrecher  II) :  Prof.  Liesegang. 
•K  onrad  von  Würzburg,   der  trojanische   Kri^,   her.  von   A. 

von   Keller,  Stuttgart    18.58.  Bibl.  des   litt.   Vereins   Bd.   44:   Prof. 

Singer  in  Bern. 
Kurkölnisches  Landr.  (Maurenbrecher  I) :  Prof.  Liesegang. 
Kurtrierer  Landr.   (Maurenbrecher  II) :  Prof.  Liesegang. 
Laeomblet,  Archiv  I — V,   1832 — 1865:  Prof.  Liesegang. 
Laeomblet,  Urkund.-B.   für  die  Gesch.  des  Niederrheins,  I — IV. 

1840—1858:   Prof.  Liesegang. 
Ladenburg,  Oberrh.  Stadtr.  I  S.  658  ff.:  Schroeder  und  Dr.  Wahl. 
*L  e  u  ,  Eidgenössisches  Stadt-  und  Landrecht, 

Bd.    II.  1728:  Stud.  iur.  Schürch  und  Steffen, 
„    III.  1730:  Stud.  iur.  SchnOriger, 
„    IV.  1746:  Stud.  iur.  Emil  Gmür  und  Alb.   Meyer 
(sämtlich  Seminar  Gmür). 
*Livenen,  Statuten  von  1617 — 1748,  Zeitfichr.  f.  Schweiz.  R.  Xllr 

Stud.  iur.  Schürch   (Sem.  Gmür). 
Lübeck,    Privilegien   Friedrichs   I.   von    1188,    Friedrichs   II.   von 

1226.  Fragment,  Latein.  Statut  (Hach,  Cod.  I):  ProL  Frensdorff. 
Lüneburg,  (Kraut,  Das  alte  Stadtr.  von  L.,  1846):  Dr.  von  Möller. 
Magdeburger  Fragen,    her.  von  J.  F.  Behrend,  1865:    .\88essor 

Dr.  Frz.  Beerend, 
♦von   Moor    (Mohr),   Die   18    Erbrecht«   Graubündens,   1831.     Erb- 
satzungen der  Stadt  u.  des  Hochgerichts  Chur,  1740.    Erbsatz,  des 

Oberen  Bundes,  1713:  Stud.  iur.  Branger  (Sem.  Gmür). 
*Mutach.    Samuel,     Substanzlicher   Unterricht    von   Gerichts-   und 

Rechtssachen,  Bern,  1709:  Stud.  iur.  Hans  König. 
Oppenheimer  Stadtbuch   (Franck,  Geschichte  d.  Reichsstadt  O- 

18.59):  Dr.  Koehne. 
O  t  f  r  i  e  d  ,  Ausgabe  von  Piper:  Dr.  A.  Rott. 
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U  lie  i  ug  r  äf  1  i  c  hes  Landr.   (iMaurenbreeher  II):    Prof.  Liesegaug. 
S  a  g  i  1 1  a  r  i  u  s  ,  Ilistoria  Gothana :   Prof.  His. 

Salm-Dycksches  Landr.    (Maurenbrecher  II) :   Prof.  Liesegang. 
*Sankt  Gallen,  Urkund.-B.  der  Abtei.  IIT  und  IV  (unvollendet): 

Stud.  iur.  Emil  Gmür  (Sem.  Gmür). 
*Sankt  Gallen,    Der  Stadt  Erbrecht  u.  Satzungen,    1721:    Stud. 

iur.  Emil  Gmür  (Sem.  Gmür). 
Sauer,    Nas.sauisches  Urkund.-B.  I    l — 3.    Wiesbaden     188.5 — 1887: 

Prof.  Liesegang, 
t^  c  o  1 1  i  ,    Sammig.  der  Gesetze  u.   Verordng.    i.   d.   Wied-Neuwiedi- 

schen  etc.  Landesgebieten,  Düsseldorf,   1836:   Prof.  Liesegang. 
Seibertz,    Quellen   der   westfül.   Geschichte.     T— III,     18.57—1869: 

Prof.  Liesegang 
Soest,  Altes  Recht  des   12.  Jahrb..  Chroniken  der  deutschon   Städte 
24:  Prof.  Frensdorff. 
^Solothurner    Stadtreeht    1604    (Druck    1717):    Stud.  iur.  Meyer 

(Sem.  Gmür). 
isponheimer  Landr.   (Maurenbrecher  II) :  Prof.  Liesegang. 
Stade,  Privileg  von  1209  (Gengier,  Stadtrechte):  Prof.  Frensdorff. 
Statuten    des  Dorfes  Kunitz    bei  Jena    von    1674.    Zeitschrift    d. 

Vereins  f.  thür.  Gesch.  6  S.  127 ff.:  Prof.  His. 
Stieda   u.   Mettig.   Schrägen   der  Gilden    der   Stadt    Eiga    (uuu- 
mehr  vollendet) :  Dr.  von  Bulmerinccj. 
*Tscbudi,    Chronikon   Helveticum.    Ausg.    von    Tselin:    Cand.    iur. 

Raaflaub   (Sem.  Gmür). 
*Uri,  Landbuch  v.  U.,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  XI:  Stud.  iur.  Sehürch 

(Sem.  Gmür). 
Urkund.-B.  des  Klosters  Pforte,  her.  von  P.  Böhme,  I:  Prof.  His. 
Verzeichnis  der   Einkünfte   der   Markgrafen    von   Meißen.    1378 
(Dresden,  Hpt.-Staats-Archiv) :  Prof.  His. 
*W  a  1  d  k  i  r  c  h  ,    Eidgenössische    Bundes-    und    Staatshistorie.     1757 : 

Stud.  iur.  W.  Haller   (Sem.  Gmür). 
We  n  d  u  n  m  u  t  h  von  H.  W.  Kirchhof,  her.  von  Oesterley  (litt.  Verein 

Stuttgart):  Dr.  Wahl. 
Wetter  avia,  her.  von  v.  Fichard,  I  1828:  Dr.  Weiß. 
Wiesbaden.     Das   älteste   Gerichtsbuch   der    Stadt   W.    von    l.i.')4. 

her.  von  Otto:  Dr.  Weismann. 
Wies  loch,  Oberrh.  Stadtr.  I  S.  7lOff,:   Schroeder  und  Dr.  Wahl. 
Wilden  berger   Landr.    (Maurenbrecher  II):   Prof.  Liesegang. 
W  ü  r  1 1  e  m  b.  Gesch. -Quellen   III  u.   IV:   Dr.  Mehriug. 
Württemb.  Vierteljahrs-Hefte  für  Landesgeschichte.  Neue  Folge  T 
bis  XI,  1    (1892—1902):  Dr.  Mehring. 
*Z  e  h  n  g  e  r  i  c  h  t  e  n  b  u  n  d  .     Landsatzungeu     von     1650,     Zeitschrift 

für  Schweiz.  R.  XI:  Stud.  iur.  Branger  (Sem.  Gmür). 
"Zeller- Werdm  ü  Her  ,     Zürcher    Stadtbücher    I   und    Tl :     C:ind. 

iur.  Leemann   (Sem.  Gmür). 
*Z  eil  weger,    Appenzellisches    Urkund.-B.    I    bis    VII:    Stud.    iur. 
Hans  Juchler   (Sem.  Gmür). 
Zentbücher,   fränk.,   Rockiuger,   Fränkisch -wirzburgische   Zontb.. 

Münchener  Sitz.-Ber.,  Histor.  Klasse,   1872:   Dr.  Weiß,  Eberbach. 
Zeit  sehr.  f.  d.  Gesch.  des  Oberrheins,  1  und  Neue  Folge  XIII  bis 

XV:  Dr.  Theod,  Knapp,  Tübingen, 
y.  u  zen  h  a  u  s  on  ,    Oberrh.   Stadtr.    1     S.   72.'iff.:     Schroeder   und    Dr. 
Wahl. 


Zur  Frage  des  Bergregals. 

Eine  Replik  von  Herrn  Professor  Dr.  A.  Arndt 
in  Königsberg  in  Preußen.*) 


Es  ist  schwer,  Ausführungen  zu  widerlegen,  die  sich  nur  aus 
Widersprüchen  zusammensetzen.  So  wird  behauptet  (oben  S.  343),  daß 
die  Bergbaufreiheit  von  den  Grundeigentümern  ausgegangen 
sei,  während  S.  344  (richtig)  gesagt  wird,  daß  sie  ihren  Ausgang  vom 
Regal  und  von  dem  Regal-  (Landes-)  herrn  genommen  habe.  So 
soll  im  Ssp.  das  Bergregal  bestanden  haben,  welches  (richtig)  das 
Verfügungsrecht  des  Regalherrn  über  die  Mineralien  und  die  Bergbau- 
freiheit (den  Grundbesitzern  gegenüber)  bedeute,  während  u.  a.  ältestes 
Bergrecht  S.  124  (irrig)  ausgeführt  wird,  daß  der  Grund  herr  den 
Orloff  zum  Bergbau  nach  dem  Ssp.  geben  müsse.  Bald  werden  die 
Abgaben  aus  der  Steuerhoheit  erklärt,  bald  (richtig)  habe  es  damals 
eine  solche  gar  nicht  gegeben  und  seien  die  Abgaben  Folge  des  Regals. 
Bald  sollen  es  die  Grundherren  sein,  die  sich  die  Erlaubnis  zum 
Bergbau  auf  ihrem  Grundeigentum  erteilen  lassen,  bald  (rich- 
tig) die  Landesherren  auf  ihrem  ganzen  Herrschaftsgebiet. 
Bald  werden  Ackerteil  und  Drittteil  an  den  Urbaren  mit  dem  Rechte  de.» 
Grundeigentümers  auf  die  Mineralien  in  Zusammenhang  gebracht,  bald 
(richtig)  zugegeben,  daß  sie  damit  nichts  zu  tun  haben  und  Ersatz  für 
Inkonvenienzen  (Bauland.  Holzbezug)  seien  usw.  Nach  der  Ankündi- 
gung (u.  a.  Ältestes  Bergrecht  S.  6)  soll  ein  „Arndt  gerade  entgegen- 
gesetztes Ergebnis"  gewonnen  sein,  d.  h.  also  doch,  Bergbaufreiheit 
käme  von  den  Anrechten  der  Gemeindegenossen  auf  Almend  oder  aus 
dem  eigenen  Rechte  der  Finder,  bezw.  der  Herrenlosigkeit  der  Mine- 
ralien, und  sie  wäre  nicht  jünger  und  Folge,  sondern  älter,  stärker 
und  Beschränkung  des  Regals,  die  alten  Bergordnungen  und  der  Ssp. 
enthielten  keine  Spur  vom  Bergregal,  die  Abgaben  wären  Ausfluß  der 


*)  Aul  Wunsch  des  Herrn  Professors  Arndt,  und  um  die  Freiheit  der 
Diskussion  in  keiner  Weise  zu  beschränken,  sieht  sich  die  Redaktion  ver- 
anlaßt, obenstehender  Replik  doch  noch  Aufnahme  zu  gewähren,  trotzdem 
sie  eigentlich  der  Ansicht  ist.  daß  mit  den  S.  59  fr.  und  S.  338  fr.  abgedruckten 
Ausrührungen  der  beiderseitige  Standpunkt  hinreichend  festgestellt  war. 
Nachdem  uns  Herr  Professor  Zycha,  dem  wir  diese  Replik  pflichtgemäß 
mitteilten,  erklärt  hat,  er  verzichte  auf  die  Duplik,  müssen  wir  diese  Er- 
örterung nunmehr  als  für  unsere  Zeitschrift  endgültig  erledigt  erachten. 

Für  die  Redaktion,      ü.  Stutz. 
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466  Ad.  Arndt, 

Steuerhoheit,  die  Verleihungen  hätten  sich  n  i  e  auf  da^  Herr- 
schaftsgebiet, stets  auf  das.  Eigentum  erstreckt  usw. 
Manchmal  scheint  es  so,  als  ob  dies  behauptet  werden  sollte.  Schließ- 
lich werden  aber  die  gerade  entgegengesetzten,  die  Arndtschen  Ergeb- 
nisse gewonnen:  Bergbaufreiheit  jünger  und  i^'olge  des  Kegais  im  Ssp. 
Bergregal  und  Bergbaufreiheit,  keine  Spur  mehr  von  der  Almende- 
theorie usw.  I 

Nur,  weil  manchem  Leser  die  technischen  und  wirtschaftlichen 
Anschauungen  fehlen  möchten  (die  Nationalökonomen  sind  längst  mit 
ihrem  Urteil  fertig,  wie  dies  die  Lexissche  Schrift  über  die  deutschen 
Universitäten  ergibt),  soll  folgendes  kurz  konstatiert  werden; 

I.  Die  älteste  Zeit  des  Mittelalters  ist  wegen  der  Spärlichkeit  und 
UnZuverlässigkeit  der  Quellen  von  mir  ausgeschieden. 

II.  Während  des  10.  usw.  Jahrhunderts  erschienen  die  Metalle 
(und  Salz)  als  juris  imperii  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Bewilligung, 
nicht  der  Grundeigentümer  (S.  340),  sondern  wie  bei  den  übri- 
gen Kegalien  der  Landesherr  erhält:  Territorial-  nicht 
Grundeigentum-  Verleihung. 

III.  Die  Finder-Beleihung  (Freierklärung)  erfolgte  von  je 
durch  den  Kegal-,  nicht  den  Grundherrn.  Verleihungen  au  und  von 
Regalherren  erfolgen  stets  auch  auf  fremdem  Grund  und  Boden. 

IV.  Bergbaufreiheit  galt  nur,  wo,  wie  und  soweit  sie  in  Kraft 
des  Kegais  erklärt  war,  nie  für  Salz. 

V.  Der  Grundeigentümer  mußte  und  muß  die  Gewinnung  der 
unter  seinem  Areal  anstehenden  Mineralien  sich  ohne  jedes  Entgelt 
gefallen  lassen,  er  darf  selbst  die  auf  seinem  Areal  anstehenden  nicht 
(ohne  Verleihung)  gewinnen.  Aber  im  Ssp.,  in  den  schlesischen  Gold- 
rechten wie  heute  galt  und  gilt  der  Satz,  daß  niemand  zum  Bergbau 
fremdes  Oberflächeneigentum  okkupieren  und  ohne  Erlaubnis 
auf  fremdem  Boden  Silber  oder  Gold  oder  Salz  brechen,  graben  oder 
sonstwie  den  Grundbesitzer  dejizieren  kann,  weder  dort,  wo  Pflug,  Egge 
und  Sense  gehen,  noch  heute  selbst  da,  wo  das  Land  wüst  liegt.  Nie- 
mand aber  wird  sagen,  daß,  um  Erde,  Lehm,  Bäume  usw.  auf  fremdem 
Boden  zu  brechen  oder  zu  graben,  des  Grundeigentümers  Erlaubnis 
nötig  ist,  weil  sich  dies  von  selbst  versteht.  Art.  35  2  Ssp.  und  die 
Stellen  der  schlesischen  Goldrechte  wären  ganz  überflüssig,  wenn  man 
nicht  damit  sagen  wollte,  daß  (selbst)  solche  Mineralien,  die  von  der 
Verfügung  des  Grundeigentümers  ausgeschlossen  sind  und  an  und  für 
sich  ohne  dessen  Erlaubnis  gewonnen  werden  dürfen,  auf  diesem 
Grundeigentum  bezw.  dort  oben,  wo  Pflug,  Egge  und  Sense  gehen, 
bezw.  wo  diese  Gewinnung  die  Ackernutzung  ausschließt,  nur  mit  Er- 
laubnis de*  Grundeigentümers  gewonnen   werden   dürfen.^) 


•;  M.  a.  W.  die  Erlaubnis  des  Grundeigentümers  war  und  ist  nicht 
nötig,  um  die  Bergwerksmineralien  zu  gewinnen,  sondern  nur,  um  zum 
Zwecke  dieser  Gewinnung  fremdes  Oberflächeneigen- 
tum benutzen  zu  dürfen. 
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VI.  Nicht  die  Grundbesitzer  schützten  die  Bergwerksbetriebe  vor 
Gericht,  sondern  die  Landes  (regal)  herren  schützten  die  in 
ihrem  Interesse  tätigen  meist  ortsfremden  Bergwerksbetreiber  vor  den 
Grundbesitzern. 

VII.  Daß  der  Markgraf  von  Meißen  Grund  und  Boden  eintauscht, 
unter  dem  er  Silber  graben  läßt,  spricht  nicht  für,  sondern  gegen 
die  Zubehörung  des  Silbers  zum  Grundeigentum.  Gehörte  das  Silber 
zum  Grundeigentum,  so  brauchte  er  solches  nicht  erst  zu  erwerben. 

VIII.  Wenn  nicht  in  der  ältesten,  sondern  erst  in  der  Zweitälte- 
sten Aufzeichnung  des  Iglauer  Bergrechts  die  Stelle  sich  findet:  „qui- 
libet  mons  mensuratus  XVI  areas  de  jure  obtinebit",  so  kann  daraus 
nicht  gefolgert  werden,  daß  die  Abtrennung  des  Bergbaus  vom  Grund- 
eigentum erst  zwischen  der  ältesten  und  Zweitältesten  Aufzeichnung 
erfolgt  ist.  Will  ein  Bergwerksbesitzer  auch  heute  noch  Baustellen, 
Weideplätze,  llauni  oder  Holz  für  Schmelzhütten  u.  dergl.  haben,  so 
mag  und  muß  er  sie  freihändig  erwerben.  Aus  dem  Fehlen  des  ge- 
setzlichen Anspruchs  auf  Baustellen  usw.  kann  daher  nicht  die  Zu- 
behörung des  Bergbaus  zum  Grundeigentum  gefolgert  werden,  andern- 
falls müßte  diese  Folgerung  auch  für  das  heutige  Recht  zutreffen. 
Es  ist  ganz  klar,  daß  der  Bergbau  erst  einige  Zeit  bestanden  haben 
mußte,  ehe  der  Böhmenkönig  es  nötig  fand,  den  Latifundienbesitzern 
die  Abtretung  von  Bau-,  Weideland  pp.  aufzuerlegen,  übrigens  handelt 
es  sich  nur  um  eine  partikulare  Vorschrift. 

Daß  aber  schon  in  der  ältesten  Aufzeichnung  des  Iglauer  Berg- 
rechts der  Bergbau  auch  unter  fremdem  Grund  und  Boden  freigegeben 
war,  ergibt  sich  außer  aus  dem  oben  Angeführten  („ubique  in  regno 
nostro")  u.  a.  aus  folgenden  Stellen:  IX  1,  in  montibus  vel  stollonibu.* 
a  1  i  q  u  i  b  u  s",  X  2  „et  ubicunque  mons  vel  stoUo  inventus  est,  VI  13 
Item  ubicunque  mons  mensurandus  fuit". 

IX.  Der  Bergbau  war  schon  zur  Römerzeit  und  schon  im  Mittel- 
alter meist  unterirdisch,  wenn  auch  weniger  tief.  Im  allge- 
meinen schloß  der  Bergbau  die  Ackernutzung  nicht 
aus. 

X.  Summa  summarum:  alle  Rechte  auf  und  an  den  Metallen  und 
Salzen,  Gewinnungsrecht,  Erstfiudei recht,  Abgaben  führen  sich  histo- 
risch nicht  auf  dajs  Grundeigentum,  sondern  auf  das  Regal  zurück. 

q.  e.  d. 
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